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Borrede, 


Die Darftellung des politiichen Lebens und Wirkens des Fürften 
Bismard, wie fie in diefem Buche an dem Faden der Thatjachen und 
urkundlicher Aeuberungen verſucht worden ift, bat in ihrem erften 
Bande fo vielfältige Zuftimmung gefunden, daß der Verfaſſer fich 
zur weiteren Durchführung der Aufgabe in demfelben Sinn und Geift 
ermuthigt finden durfte. 

Der vorliegende zweite Band enthält die Darftellung der deut- 
ſchen Politif vom Beginn des franzöfiichen Kriege bis zum Früh» 
jahr 1877. 

Die politiihe und diplomatische Gefchichte ded Krieges gegen 
Sranfreih nimmt einen bedeutenden Raum in diefem Bande ein, 
im unmittelbaren Zujammenhange damit die Geſchichte der Grün- 
dung des deutihen Kaijerreihd. Das weſentliche Material 
diejed Abjchnittd war von dem Verfaſſer bereits in einer früheren 
Beröffentlihung*) gefammelt worden. Die jepige Darftellung tft 
nad) ihrem bejonderen Zwed unter Ausfcheidung alles militäriſchen 
Materiald auf die eigentlich politifche Action concentrirt, in diefer 
Richtung aber in vieler Beziehung vervollftändigt, unter Bes 
nugung der zahlreichen politiihen Thatſachen und Documente, 
welche inzwilchen durch beglaubigte diplomatiſche Veröffentlihungen 
and Licht gefommen find. Es kam darauf an, ein möglicht volles 
und zugleidy lebendiged Bild von der großartigen Wirffamfeit bes 
Kanzlerd in jener gewaltigiten und enticheidenften Epoche der natio- 
nalen Gejchichte zu geben. 

Eine weitere hervorragende Stelle nimmt in diefem Theile des 


*) „Der Krieg Deutſchlande gegen Frankreich und die Grüudung bes Deut⸗ 
iden Kaiſerreicht.“ Berlin, W. Hert 1871. 
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Buches die Entſtehung und der Verlauf des kirchlichen Kampfes?) 
ein. Behufs vollſtaͤndiger Ueberſicht find in einem einleitenden Ab⸗ 
ſchnitt die wichtigſten Momente aus der Geſchichte des Vatikaniſchen 
Konzils, namentlich in Betreff der Stellung der weltlichen Mächte zu 
demſelben vorangeſchickt. Es folgen ſodann in möglichſt überſichtlicher 
Gruppirung die einzelnen Phaſen des thatſächlichen kirchlichen Kon— 
flikts, des parlamentariſchen Kampfes und der neuen ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung. Fürſt Bismarck hat der Aktion der Regierung auf dieſem 
Gebiete unzweifelhaft die allgemeine Richtung gegeben und den Stempel 
ſeines Geiſtes aufgedrückt, aber einen großen Theil der Ausführung und 
der Vertretung, namentlich in Betreff der einzelnen Schritte der Ge- 
ſetzgebung, hat er der Natur der Sache nad dem Kultus-Minifter 
Dr. Falk überlaſſen: um daher ein fortlaufende Bild von der Ent- 
widelung diejed Theils der Bismarck'ſchen Gefammtpolitif zu geben, 
war ed nöthig, neben feinen eigenen Aeußerungen und den Namens 
dee Gelammt-Minifteriumd ergangenen Staatöfchriften auch die 
widhtigften Reden des Kultus-Minifterd über die Stellung und 
Auffaffung der Regierung auszüglich aufzunehmen. 

Der Rüdblid auf jene ganze Reihe von Kundgebungen wird 
die Meberzeugung beftätigen, daß Fürſt Bidmard vom Anbeginn 
und in allen Phaſen ald den Zwei ded Kampfed vor Allem 
die Sicherung des Staated und feiner Angehörigen gegen geiitliche 
Vebergriffe und ald Ziel die Möglichfeit eined feiten und dauernden 
Friedens zwiſchen Staat und Kirche im Auge hielt. Möchten die 
Anzeichen nicht trügen, weldye eine nahe Erfüllung dieſes Strebend 
in Ausficht nehmen Lafjen! 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik tritt nächſt den 
Verhandlungen über die jchließliche Negelung der Kriegskoſtenentſchä⸗ 
digung und die Räumung ded franzöfiihen Gebietd die Thatjache 
der Drei-Kaijer-Politif mit den daran ſich fnüpfenden weiteren 
Beziehungen in den Vordergrund; daneben die Epifoden in Bezug 
auf Belgien, Spanien, die Kriegöbejorgnijje von 1875. 

Die diplomatiihe Correfpondenz, weldhe im Zufammenhange mit 
dem Arnim'ſchen Prozeffe bekannt geworden iſt, hat ihre Stelle 


— — — — — 


*) Der Ausedruck „Kulturkampf“, welcher thatſächlich allgemeine Geltung 
und eine hiftorifche Bedeutung gewonnen bat, if in ben amtlichen und hafb- 
amtlichen Aenßerungen nicht gebraucht worben. 
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zum Theil bei den betreffenden politischen Abichnitten, theilweiſe in 
einem bejonderen Kapitel gefunden. Bon dem eigentlichen Arnim’schen 
Prozeß, joweit er nur die perjönliche und dißciplinariihe Stellung 
des Grafen Arnim betrifft, find nur die Hauptmomente aus ber 
Anklagefhrift und dem gerichtlichen Urtheil mitgetheilt. 

Die jüngfte Phaſe der Drientfrage und der ruſſiſch-tür— 
kiſche Krieg fallen in ihren enticheidenden Momenten nicht mehr 
in die Zeit, biß zu welder die Mittbeilungen in diefem Banbe 
reihen: um die Stellung der deutichen Politif zur orientaliihen Ver 
widelung im Zujammenhange überjehen zu lafjen, ift die Darftellung 
derjelben von den Anfängen im Sahre 1876 bis zum Berliner Kon» 
greß und Friedendvertrage einem weiteren Hefte vorbehalten. Ins 
zwiſchen wird fi wohl auch beſtimmter herauöftellen, ob der Sriede 
von Berlin, abgejehen von der glüdlihen Erfüllung feiner nächiten 
Aufgabe, der Abwendung der unmittelbar drohenden Gefahr eines 
europäischen Kriege, — für die orientaliihe Frage jelbit die Bes 
deutung eined vorläufigen friedlichen Abſchluſſes oder in Folge der 
Verblendung der Pforte nur die Bedeutung einer erjten friedlichen 
Vereinbarung über die unaufhaltiame Auflöjung der europäiichen 
Zürfei haben ſoll. 

Ald eine der intereflanteften und bedeutendften Seiten des 
ſtaatsmänniſchen Wirkens ded Fürſten Bismarck wird dereinſt 
die Behandlung gelten, welche er den elſaß-lothringiſchen Ans 
gelegenheiten vom erften Augenblid gegeben hat. Alle feine Reden 
und Schritte, wie fie in diefer Darftellung feit dem Mai 1871 ver 
zeichnet find, geben den Beweis, wie der Kanzler auf diefem Gebiete 
mit ruhiger Zuverfiht, ohne Selbittäufhung, aber auch ohne Aengſt⸗ 
lichfeit den innerlich nothwendigen Berlauf der Dinge und bie 
daraus fich ergebenden Gefichtöpunfte für da8 Verhalten der Regie 
tung vorher erfannt und offen verkündet hat. 

Auf dem Gebiete der inneren Politif, beſonders der inneren 
Reichspolitik bringt auch diejer zweite Band eine Fülle bedeu« 
tender Reden und Aeußerungen in Bezug auf die verfchiedenften Ges 
biete der ftaatlihen Snterefjen: die denkwürdigen Reden über die 
Aenderung der Strafgejepgebung, über die Organijation und Ent- 
widelung der Reichsaämter, über die Nothwendigfeit und die allge 
meinen Grundſaͤtze einer veränderten Zoll- und Steuerpolitik, die 
Darlegung der tiefgreifenden Reformpläne für das Eiſenbahnweſen. 





An der wichtigen Phaſe der Neichöpolitif, welche fih im Frühjahr 
1874 an die Bereinbarung ded Reichs-Militärgeſetes fnüpfte, 
war der Kanzler zwar oftenfibel nur mit einigen „Aeußerungen vom 
Kranfenbette” betheiligt, aber die damaligen parlamentarijchen und 
nationalen Vorgänge ftanden in jo innigem Zujfammenhange mit 
der gelfammten von ihm geleiteten nationalen Entwidelung, daß die 
Mittheilung der bedeutendften Momente jener Krifid in dem Ge- 
fammtbilde der Wirffamfeit ded Kanzler nicht fehlen durfte. 

Der Band fchließt mit‘ der Beurlaubung des Fürften im Früh—⸗ 
jahr 1877. Diefer Zeitpunkt bezeichnet einen Abjchnitt und in mehr- 
facher Beziehung einen neuen Audgangspunft für die innere Ent- 
widelung in Preußen und im Reiche. Seit der Rückkehr des Fürften 
Bismard im Winter 1878 find wichtige Neugeftaltungen auf dem 
politiichen und adminiftrativen Gebiete theild ind Leben gerufen, theils 
angebahnt oder vorbereitet. Die dabei zu Grunde liegenden Ideen 
und Pläne ded SKanzlerd in ihrem tieferen Zufammenhange aber, ſo— 
wie die Mittel. und Wege zur Durhführung derfelben find zunächſt 
noch Gegenftand der mannichfachſten Erörterung und des parlamen- 
tariihen Kampfes. Die Verſoöhnung der einftweiligen Gegenjäbe 
ift neuerdingd durch das jähe Dazmwilchentreten der Mordverſuche 
gegen den Kaiſer und die in den Vordergrund der politifchen Sorge 
gedrängte Bekämpfung der fozial-demofratifhen Bewegung weiter 
verzögert worden. Da hiernach jene im vorigen Jahre eingeleitete 
Entwidelung nod im Werden begriffen ift, jo ſchien e8 angemeffen, 
auch die bisherigen vorbereitenden Stadien derfelben einer jpäteren 
Darftellung in überjichtlihem Zufammenhange und hoffentlih mit 
pofitivem Abjchluffe vorzubehalten. 

Ein ausführlihed Sachregiſter zu ben beiden Bänden wird 
den Gebrauch des Buches weſentlich erleichtern. 

Endlich iſt noch eine Zuſammenſtellung bedeutender Aeußerungen 
und „geflügelter“ Worte des Fürſten hinzugefügt, welche in 
chronologiſcher Anordnung einen nochmaligen kurzen Aeberblick ſeines 
politiſchen Wirkens gewährt. 


Berlin, den 18. Oktober 1878. | 
Ludwig Hahn. 


Inhaltsuerzeichniß. 


Der Rrieg gegen Frankreich 1870. 1871. 


1. Die Stimmungen in frankreid) 


gegenüber Deutſchland. 
Berbandlungen über das Militär- 
geieb- 1867 (Marſchall Niel. 
llivier)⸗ 


Berhanblungen über bie austwärtige 
Bolitif. 1868 (Thiers. Rouher) 5 
Aus den Thronreben Napoleone 1869 6 
2. Die hohenzollernfche Kandidatur. 
Politiſche Stille . 


Erſte Mittheilungen. über bie Can- 
Didatur . .. 8 
Bericht Benebettis von 1869 .. 10 
Erklärungen ber franzoͤfiſchen Mi- j 
uifler . 0 
Spaniſche Depeice . . 11 
Erflärung von Salazar y Mazarrebo 13 
Zwiſchen Paris und Mabrib . . 14 
Sfficiöfe preußiſche Aeuferungen 14 
Weitere franzöftihe Aeußerungen 16 
Zwiſchen England und Frankreich. 17 
Im englifhen Parlamente 18 
Stellung Defterreichs Bea unb 
Metternich) . 19 
Die Borgänge in Ems (Benebetti 
und Gramont) . . 23 
Berzicht des Prinzen von Hohenzoliern 26 
Neue Forderung Frankreichs (Wer⸗ 
ther) . . 27 
Aus dem engiiſchen Biaubuche 29 
Die weiteren Vorgänge in Ems 30 
Amtliche Notiz und Bericht bee srl 
gel- Abjutanten . 32 
Aus Berlin . 33 
3. Bermittelungsnerfuche und Entſchei 
Sung zum Ariege. 
Aus dem engliſchen Blaubude . 86 


Die Entſcheidung zum Kriege in 


Paris (Olivier. Gramont. Le⸗ 
boeuf. Xhiers) . 

Zur Ridtigftellung ber Tiatiace 
Bismard . . 

Die Kriegserflärung 48 


4. Außerordentliche Reichstagsfeffion. 


Eröffnungsrede . . 49 

Mittbeilungen Bismarcks an ben 
Bunbesrath und Reichstag 51 

Depeſchenwechſel mit England 58 


——ã Zurückweiſung englifiger 


Vermittelung . - . 59 
Circulardepeſche Bismards 60 
Adreffe des Reichstags 61 
Schluß des Reichstags 62 

5. Deutfchlands Erhebung. 
Die Schut- und Trugbündniffe und 

die ſüddeutſchen Fürften . 63 
Bayern unb ber casus foederis 

(Bray. Prankh) . .. 64 
Württemberg (Barnbiller) 65 


6. Diplomatiſche Kundgebungen und 
Enthullungen. 


Schriftwechfel zwiſchen dem Papſte 
und König Wilhelm . 
Defterreichs Stellung Beuſts often» 
ſible und vertraulihe Depeſchen) 
Gramonts Runbfchreiben . . 
Frühere Anfragen wegen ber Hoben- 
golerniigen Kandidatur (Benebetti. 


Thile) 

Frankreichs frühere Anträge wegen 
Belgien . 

Der Benebettifche " Entwurf und 
Frankreichs Politit (Runbiäreiben 
Bismarde) . 

Benetetti an Sramont (29. Yuli) . 

ARundfchreiben Gramonts (3. Aug.). 


80 
81 





Preußens angeblide Beſorgniſſe 
wegen Süpbeutihlande Thile. 


12. Auguf . 84 
Frankreichs Bertragsentwurf vom 

6. Auguft 1866 . 85 
Runbfäreiben Bismards 10. Ang. 86 


Weiteres Über Frankreichs Kompen- 
fationspolitit und das Buch Be- 
nebettiß . . 

Bertrag zwifchen Breußen und d Enge 
land uber Belgien. . 


87 


Allianz » Verhandlungen zwiſchen 
Frankreich, Defterreih und Ita⸗ 
lien (Brinz Napoleon. derzog 
v. Sramont) . 


7. Die niſtigen 
Aus dem Generalſtabswerke: Die 
franzöſiſche und Die deutſche Armee 
Moltkes Feldzugsplan 


8. Der Arieg. 


Die erften Siege und ber Eindrud 
berfelben . . 

Einmarſch in Frankreich Deuiſche 
Proclamation) . . 

Musmeifung ber Deutfchen aus 
Frankreich 

Die Kämpfe bei Meb, Sravelotte 

Bon Sieg zu Sieg . 

Sedan. Die Kapitulation. Bericht 
Bismards 

Stimmung und Bewegung in 
Deutichland .. . 112 

Deutihlands Wunſche wegen Eiſaß 113 


9. Die Erklärung der franzöſiſchen 
Republik. 


105 


109 


Sturz des Kaifertbums . . 116 
Erklärung der Republit. . . . 118 
Rundſchreiben Gambettas. 6. Septbr. 119 
Rundſchreiben I. Favres („Kein 
Finger breit“) 120 
Die Pariſer Republit und der Briee 122 
Nah Bars. . . 124 


10. Deutſchlands Seiedensforderungen 
und die Republik. 
Nundſchreiben Bismarcks. 13. und 
16. Septbr. 
Rundfehreiben 9. Favres. 17. Septbr. 


Zuſammenkunft Bismarde und 3. 
avres. 19. und 20. Septbr. 


125 
128 


129 


Seite 


Bericht I. Favres (21. Septbr.) . 130 
Circulardepeſche Bismarcks 

27. Septbr. . .. 137 
Franzöſiſche Proclamation nach dem 

Scheitern.. 140 
Cireulardepeſche Bismards 1. Ott. 142 
Der diplomatifche Bertehr mit Parie 

Bismard. . - 143 
Der Kal Straßburgs 144, 


11. Die Neutralen und die Miffien 
Thiers. 


Verſuche einer Vereinbarung unter 
ben Neutralen . . 

Die Miffion Thiers (von Londen, 
Wien, Petertburg). . . 


12. Weitere Waffenftilftands - Verhand- 
lungen &hiers in Berfailles. 


Denfichrift Über die Gefahren von 


Paris (Bismard) 4. Oftbr. . 154 
Beuft an Graf Wimpffen in Berlin 

13. Oltbr. . 155 
Englifche Vermittelung behufs Ber- 

bandlungen . . 157 
Bismard an Bernftorff 28. Oftbr. 160 
Thiers in Berfailles . . 163 
NRundfchreiben Bismards 8. Nov. 163 
Bericht von Thiers 8. Novbr.. 166 

13. Der fall von Meb. 

Gapitufationsverganblungen 171 
General Boyer . 173 
Bourbali in London . 174 
Kapitulation 175 
Die Kriegslage und die Fortſetzung 

des Kampfes (Deibrüd) . . . 177 

14. ſuremburg. 

Zur Haltun re Gie. 

mard) 3. . 179 
Engliſche Sanbbabung ber Neutra⸗ 

lität (Bernſtorff) 181 


15. Die frage des Smargn Mae. 
Ruſſiſche Depeſche 19. Oktbr. 183 
Verhandlungen unter den Mächten 185 
Zur Stellung ber deutſchen Politik 

(Bismards erfte Aeußerungen) . 187 
Deutſcher Vermittelungsporfchlag . 188 





Geite 
189 
191 


Lontoner Konferem . . 
Londoner Vertrag . . . . 


16. Die Campagne der franzöfifchen 
Republik. 


Gambettas 
10. Okt. 

Der Kri egslauf .. 

der erſten Sampagne ber 
Republil . . 


Proclamation vom 


Der Angriff auf Paris . . 
Militäriſche Ehre und Sitte. Rund- 
ſchreiben Bismards 14. Dezbr. 
Deutſche und franzöfiſche Kriegfüb- 
rung. Bismard 9. Jan. 1871 
Das Bombarbement von Paris 
und das Böllerregit, Bismard 
17. Januar . . 00. 
lebte Kriegsereigniffe. 


197 


17. Die Kapitulation von Paris und 
der Waſſenſtillſtand. 


fette Vermittelungsverfuche . 
Jules Favre und bie Lonboner 


198 | 


XI 


Eeite 

Konferenz. Schreiben Biomarde 
(16. Januar) . . .. 214 
Jules Favre in Berfailles . 215 
Waffenftillftands- Konvention . 216 


Der Fall von Paris und der Friede 218 

Broclamation der Pariſer Regierung 219 

Gambettas Proteſt 223 

— Bismarcks an 8. "Favre 
ebr. 

Erklärung ber Barifer Regierung 

Gambettas Rücktritt . . 


18. Yom Waſſenſtillſtand zu den 
Friedenspräliminarien. 


Nationalverfammlung in Vordeaur 229 
Rede Thiers 230 


Die Gründung des Dentſchen Kaiſerthums. 


Die Briebensverhanbfungen 232 
| Letter Verjuch einer Einmifhung . 234 

208 | Friedens - Präliminar- Vertrag von 
Berjailles . 236 

Die Aunahme bes Bertrage in 
Borbeaur. Third . . 241 
Die geiebung von Paris . 245 
209 | Die Berlündigung des Friedens . 249 
| Meber die Friedensbedingungen 251 
Geite Eeite 


19. Die Verträge mit den füddeutfchen 
Staaten und die Reichstagsfeffion. 


Eröffnung des außerorbentlichen 
Reichstags 24. Novbr. 

Die Berträge über ben Deutſchen 
Bund. Rede Delbrücks.. 236 

Kaiſer und Reich. König Ludwig 
von Bayern . . 

Adreffe und Deputation bes Reiche: 


tags. In Berjailles . 266 
Annahme der Verträge in Baben, 

Heffen, Württember . 271 
Am Neujahrstag in Berfailies 274 


20. Proclamation und Anerkengung 
des Deutfchen Kaiſerreichs. 
Proclamation vom 18. Januar 1871 
Die Feier in Berfailles . . 
Schreiben bes Kaiſers an die Fürften 


Berathung und Annahme der Ber- 
träge in Bayern Oobenlohe, kub 
Bray, Prankh) .. 


Die Vollendung des Deutſchen 
Reich2389 


Oeſterreichs Stellung zu Deutſch⸗ 
lands Neugeftaltung . . 

Graf Beuft an Oraf Wimpffen 
Graf Bismarck an Herrn 
v. Schweinitz 14. Dezbr. 70 — 
Beuſt an Wimpffen. 


Rückkehr aus Franlreih . 
Erifinung des Deutichen Reife: 

tage. Thronrede . 
Fürft von Bismard . 


21. Yon den Präliminarien yum 
Frieden. 


Die Commune in Paris . 
Die Stellung der Deutſchen Regie⸗ 
rung zu ben Vorgãngen in Grant- 


reich 
Erflärungen Bismards im Reide- 
tage 1. und 24. April . 


294 
296 
297 


299 


301 





Briebengberbanblungen in Brüffel 
und Frankfurt . 

Depeiche Bismards an Jules Favre 

Der Friede zu Frankfurt oo. 

Annahme des Vertrags Seitens der 
franzöf. National - Berfammlung 


Erflärun 
(12. Mai) 


Diemarde im Reichetas 


320 


22. Bereinigung von eıfaf-Eothringen 


mit dem Deutfchen Reiche. 
Denkichrift zu ber Öeietvorlage bei 
ber erften Beratung . . . 
Rede Bismards 2. Mai 1871. 
Reben bei ber britten Beratfung 
25. Mai. . oo... 
Annahme bes Geſetzes 


327 


334 
343 


23. Zur inneren Reichspolitik. 


Die Adreßverhandlungen und die 
ultramontane Partei (Rede Ben⸗ 
nigſens). . 

Kevirion ber Reichsverfaffung. 
Poſen und das Deutſche Reich 
(Rede Bismarcks. 1. April) 

Ultramontaner Antrag auf Grund⸗ 

rechte . 

Das allgemeine Wahlrecht und 
Diäten, Staatenhaus und Bun⸗ 
besrath (Rebe Bismarcks 19. April) 

Dotationsgeſetz. Worte Bismards. 
14. April 

Aeußerung Bennigſens 

Schluß des Reichstages. 


Die Beit des kirchlichen Kampfes. 


24. Das Vaticanifche Konzil. 


Aus der Zeit der Vorbereitung. 
Bulle zur Berufung des Kon- 
zils (1868) . 

Die Gefahren bes Konzil, Fürft 
Hohenlohe. 9. April 1 . 
Belebung „gemeinfamer Wrine 

Beuſt. 15. Mai 

Vorſchlag wegen Bertretung ver Re- 

glerungen beim Konzil. Graf 
rnim. 14. Mai 1869 . . 

Abweifung dee Vorgiage. Zpeoe 
Bismarcks. 26. Mai 1869 

Bismarck und —8 

Koblenzer Katholilenadrefe . 

Biſchöflicher Sirtenbrief aus Fulda 
6. Septbr. 1869 

Die Stellung der preußiſchen Re- 
gierung. Minifter von Muhier. 
10. Oltbr. 1869 . 


Während des Konzils. 


Inſtructionsdepeſche Bismarcks. 
5. Januar 1870 

Vorſtellung Deutſcher Biſchofe auf 
dem Konzil . . 

Franzöſiſche und öfterreichifche Bor- 
ftellungen in Rom . 

Die Definition ber Unfehlbarkeit . 

Weitere Mahnungen Frankreichs . 

Borftellung der Deinberbeit auf 
dem Konzil . . 


Seite 





Preußifche Vorſtellungen . 
Broteft einer Anzahl von Bifchöfen 
gegen bie fofortige Berathung . 
Abftimmung auf dem Konzil . 
Erklärung der Minorität 
Vertagung des Konzils . 


Nah dem Konzil. 
Dietenbrief, ber Deutfchen Bifchöfe. 
Au 1870 


ugu 

Erllärung tatholiſcher 
(Dollinger u. A.) . . 

Wahrung des flaatlichen Stanb- 
punfte® gegenüber den Konzils- 
beſchlüſſen. Schreiben v. Müh- 
lere. 30. Dezbr. 

Katholiſche Abreffe an Kaifer Bil. 
heim wegen Wieberberftellung 
der weltliden Macht des Papftes 

—— des Papſtes au Laiſer 

Wilhelm . . 


"Gelehrter 


357 


Eeite 
386 
888 
389 


389 
390 


391 


393 


394 


395 
396 


25. Die erſten Auflage des Monflikts. 


Biſchöflicher Hirtenbrief gegen bie 
altkatholiiche Bewegung . - 
Schreiben des Fürften Bismard an 

Graf Franckenberg. 19. Juni 1871 
Der Konflikt in Braunsberg. Schrei- 
ben v. Mühlrs . 
Aufbeung der  tatgotiigen Abthet- 
lun Kultus⸗ Niniſterium. 
3 1871 .. 


399 
400 





Broteft des Biſchofs von Ermeland 
wegen Braunsberg . 

Ermwiderung von Mühlers. 21. duli 
1871 . 

Immebiatvorfelung ber preußiſchen 
Biſchöfe. 7. Septbr. . . 

Allerhächfte Erwiberung und Re 
feript von Mühlere . . . 


Die kirchlichen Borgänge in Bayern 
und der Kunzelparagraph (Rebe 
des Minifters von Lug. — An⸗ 
nahme des Gefehes) . . . 


26. Auswärtiges. 

Rene Uebereinkunft mit Frankreich 

Das Buch des Grafen Benebetti 
Ma Mission en Prusse . . 

Minifterwedfel in Oeſterreich; Graf 
Andrafſy. 

Feindſelige Vor gänge i in Frankreich. 
Bismarck an Graf Arnim. 7.De- 
zember 1871 

Stellung ber franzöfihen Rehi⸗ 
rung; Thiers 


27. Von der Reichstagsſeſſion im 


Herb 1871. 


xIU 


Eeite Saite 
Das alte Preußen und das neue 
405 Deutihe Rih -. - . x... 
Die preußiihen Geſandtſchaften 
406 an beutichen Höfen. Bismard. 
15. Januar 1872 . . 455 
407 28. Die Berufung des Ainifers Dr. Salk 
408 und das Schulauffichtsgefet, 
Wedel im Kultus-Minifterium 459 
Die Aufgabe des Kultus-Minifters 
egenüber den kirchlichen Wirren. 
all. 30. Ianuar . 460 
410 | Die ultramontane Partei und. bie 
Staatsregierung. Rebe Bismarcks 
30. Januar . . 461 
414 | Fürſt Bismards Konftitutiona- 
fömu8 . 467 
420 | Das Schulaufſichtsgeſetz. And und 
Bebeutung. Rede Kalle. 9. Feb. 470 
421 | Die politiihde Seite des Sefezes. 
Reden Bismards 9.—13. Febr. 472 
Im Herrenhaufe. Aeußerungen Bis⸗ 
422 marde. 6. Mär . . . 477 
Adreffen an Fürft Bismard 481 


29. Konflikte mit Rom und den 
deutfchen SKifchäfen. 
Ernennung und Abweifung bes 


Thronredte . . 427 | Kardinal® Hohenlohe als deut⸗ 
Reichetriegeigab. Rebe Bismards. ſchen Botichafter beim Papfte 483 
4. Novbr.. 429 Erklärungen Bismarcks im Reichs⸗ 

Die deutſche Einheit und die Lan⸗ tage (Kanoffa) 14. Mai 1872 . 485 
deshoheit der Fürſten. Rede Die künftige Papftwahl. Bertrau- 
Bismarcks bei der Münzfrage. liher Erlaß vom 14. Mai . . 489 
15. Rovbr. . . 433 | Die Sefuitenpetitionen im Reiche- 

Das Gelingen ber Münzreform ri tage. Verhandlungen . . 492 

Zur Stellung der Botichafter und Das aa uitengeſet (Sneift. Del. 
Gefandten. Bismard. 16. Nov. un brüd) . 498 

Weiteres Paufchquantum für das Die veränderte Stellung Roms und 
NReichsheer. Graf Roon. — Die der Bilhöfe.. . . 501 
politifhe Seite. Delbrück Der Feldprobft Namszanowski 503 

Berwaltungseinrichtungen für Er Der Bilhof von Ermeland. Die 
jaß - Lothringen . . 444 Kirrchengeſetze u. bie Landesgeſetze 504 

Univerfität Straßburg 445 | Die Beier in Dave. Erb 

. j des Kaifers an den Biſchof 2. Sept. 
Bon ber Reihstagsfeifion 1872. FO a Set 507 

Eröffnungsrede des Fürften Bis⸗ Temporalienfperre . 508 
mard. 8. April Denkſchrift der deutſchen Bilhfe . 509 

Zur Finanzpolitik bes Reiche. Rebe Anfprache des Papftes an den beut- 
Bismards. 1.Mai . . . 449 [hen Lejeverein. (Das „Stein- 

Zur inneren preußiſchen Ent- Gen“ uud ber „Roloß“) . . . 512 
widelung. 30. Bur auswärtigen Politik. 

Thronrede zur Erdffnun ng bee Land⸗ Die Iri Rotfer- Zufammenkunft 
tage. 27. Novbr. 18711 . . . 51 | Geptbr. 1872 . 516 





Deutſchlands Stellung zu den Par- 
teien in Frankreich. Bericht bes 
Grafen Arnim. Erlaß Bismarcks 
12.Mai . . 2. 2 2 02002 0. 518 

Feldmarſchall v. Manteuffel. — 
Bismard. 8. Novbr. . . 

Erfaß vom 20. u. 23. Dezbr. 1872 

Die fociale Stellung der Deutfchen 
in Frankreich. Bericht des Gra⸗ 
fen Arnim . . . 

Erlaß Bismards 2. Sehr. 1873 

Neue gebereintunft mit Frankreich. 
29. Juni 1872. 

Der lebte Abſchiuß mit Frankreich 
Bericht des Grafen Arnim. Diffe⸗ 
renzen. rn. 

Abſchluß in Berlin. 15. März 1873 

Sturz von Thiers. Erlaß Bis- 
mund an Graf Arnim. 19. duli 
1 2.2. 


31. Innere Arife in \ Preußen; 
Rücktritt des Sürften Sismark vom 
Minifter - Präfidium 
Die Kreisorbnung im Herrenhaufe 545 
Berufung von 25 neuen Ditglie- 
bern . . 546 
Annahme der Kreisorbnung 


Rüdtritt des Fürften Bismard vom 
Minifter- Präfivium . . 

Allerhöchfte Orbres an Fürft Bis- 
mard und Graf Roon . . 

Erflärungen der Minifter im Ab- 
georbnetenhauie . 

Der Reichslanzler und das preu⸗ 
ßiſche Miniſterium; Rede Bis⸗ 
marcks. 25. Januar 1873 . 552 


32. Die erſten Mai-Oefehe (1873). 

Borlegung von vier firchlihen Ge⸗ 
fegentwürfen. — Aus der Rebe 
Falls 9. Januar . 

Der geiftliche Beruf und bie natio⸗ 
nale Bildung; Rebe Falle . . 

Slarftellung des kirchlichen ver⸗ 
faſſungsrechts; Fall . . 

Königthum und Priefterthum, Rebe 
Bismarcks 10. März . . 

Die Berfaffungsänderung und bie 
evangelifche Kirche Roon . . 

Nothwehr des Staats gegen Prie- 
Rerberrigaft, Rede Bismarcks, 


Na dem arlamentarifeen Kampfe 


549 


575 
579 


Seite 
580 


Schluß der Landtags⸗Seſſion .. 

Briefwechſel zwiſchen dem Papfi 
und dem Kaiſer 

Die Biſchöfe und die lathouitce 
Kirche in Preußen... 


33. Von der Reichstagsſeſſion 1873. 


Thronrete . . 586 
Die Dictatur in Eifaß- „Lothringen ; ; 

Nede Bismarde, 16. Mai . . 587 
Die Geſandiſchaft beim Papſte; 

Rede, 9. Juni.. . 59 

Reichspreßgeſetz; Rebe, 29. Mai . 592 
Die Rggierung und die Volksrechte. 

594 

597 


16. 

Die Sehonsieii für ben Reichstag: 
Erflärung Bismards, 16. Juni 

Der Eintritt Elfaß-Lothringens in 
das beutihe Berfaffungsieben; 
Erklärung, 16. Juni . . 

Vertrag mit Perfien; Heußerung, 
22. Juni . 

Errichtung des Reichseifenbahn- 
Amtes; Erklärungen . 

Die Wahlen in Elſaß⸗ - Lothringen 

Beſuch des Königs Victor Emanuel 


Wiebereintritt des Fürften Biemard 
in das Minifter- Präfipium . 
Eröffnung des Landtages, 12. Nov. 
Beränberte Parteiftellung . . 612 
Neuwahlen zum Neichstage 1874 616 


34. Politifche Erörterungen mit dem 
Grafen Harry von Arnim. 


Frankreich und Italien. — Des 
peiche Anime: Erlaß Bismarde 
18. Januar 1 . 

Die franzöfiichen Ufttamontanen; 
Beriht Arnims, — Erlaß des 
Staatsfecretäre von Bülow, 
3. Januar 1874 . 

Das Verhalten ber franzoͤſiſchen 
Regierung; Erlaß Bülows . . 

Das Geſandtſchaftsrecht der deut⸗ 
ſchen Mittelſtaaten. Bericht Ar⸗ 
nims, Erlaß Bismarcks, 23. Dez. 

Weiterer Bericht Arnims, Erlaß 
Bismarcks. 21. Januar 1874 . 

Immediatbeſchwerde d. Grf. Arnim 

Entlafjung des Grafen Arnim 


599 
600 
601 


603 
607 


609 
611 


619 


621 
624 
617 
632 
633 
Die Lamarmorafchen Enthüllungen; 

Aeuferungen Bismards, 16. Jan. 

18375.... 635 


XV 


Exite 


35. Weitere kirchliche Geſetzgebung. 
Die Nothwendigkeit weiteren Kam⸗ 

pfes. Rebe gatts. 10. Dezbr. 
Die Civilehe. Dentihrift . . 
Borläuf. Aeußerung Falke. 10. Dei. 


641 
645 


DMinifter und Barteimann. Rede 
Bismards. 17. Dezbr. . 649 

Neue kirchliche Borlagen 653 

rohomweli . . 655 


36. Die Kripotogsfeffion. 1874 und 
das Militärgefeh. 

Eröffnung des „Reichötage. Rede 

Bismarcks. 5. Februar 1874 . 

Die Eijaß-Lothringer im Reichs⸗ 


656 


tage. WProteftpartei und Ultra- 

montanen . 657 
Die Beichwerden ber Eiſaß⸗ Lothring. 

Rede Bismarcks 3. März 660 


Straßburger Abreſſe an n Sr vie 
marck 663 
664 


667 


Das Militärgeſetz. Motive. . 

Der europäiſche Friede und bas 
deutſche Heer. Moltle . . 

Krifis in der Militärfrage. An- 
ſprache des Kaifers an die Ge⸗ 
nerale . 

Diabmungen des Furſten Biemard 

Fürſt Bismard über die Macht⸗ 
ftellung des deutſchen Reichs und 
fein Heer . 0.0. 

Bewegung in Deutichland .. 

Vertrauliche Verhandlungen. Ber- 
mittelungeantrag: das Septen⸗ 
nat. 

Notdwenbigkeit einer ſicheren Un- 
terftügung ber Regierung. Ben- 
nigien . 

Der deutſche Patriotismus und die 
Militärfrage. Treitſchle 

Rede Moltkes. Annahme des Ser- 
tennate . 

Schluß des Reichstags, Thronrebe 


Rebe 


672 
673 


675 
678 


Ergänzung ber Daigefeke. 
Karte, 8. Mai . eqſet 
Die neuen Maigefege und bie Bi 
Ihöfe . 0. 689 
37. Das Attentat in aiſagen. 
Kullmauns Mordverſuch 


Die katholiſche Preſſe und bas 
Ütentat . . 


698 
697 


Seite 
Sämnrgerichtönerpandlungen gegen 
mann . 


Zu den fpanifchen Angelegenheiten 7083 
Anerfennung ber ſpaniſchen Re⸗ 
gierung .. 


38. Reichstagsfeffion 1874 — 1875. 


Thronrede . . 

Landesausſchuß für Eiſaß Lothring. 

Das deutſche Reichsintereſſe in El⸗ 
ſaß⸗Lothringen. Rede Bismarcks. 
30. Novbr. 1874 

Mißachtung der Geſetze und Ein- 
ſchreiten der Obrigkeit. ‚Diemard. 
21. Novbr. 


706 
707 


708 


712 


Die Reichsjuſtizgeſetze. Miniſer 
Leoubarbt . 

Weltpoftvertrag. Dr. Stephan . 

Der Reichelanzler und bie Reiche- 
ämter. Rebe Bismarde, 1. Dez. 

Die auswärtige Politif und Die 
Ultramontanen. Rede Bismards, 
4. Dezbr.. 

Die deutſche Gefandtſchaft beim 
Papſte. Erklärung Bismarcks. 

Drohender Konflikt (Fall Majunke) 

Fürft Bismarck und Das Vertrauen 
ber beutfchen Nation. Rede Ben— 
nigfens. — Bertrauensvotum . 


39. Der Prozeß Arnim. 


Berhaftung des Grafen Arnim 
Anklageſchrift. Auszug . 
Urtheil. Begründung 


40. Weitere kirchliche Kämpfe. 


Collectiverlärung ber Bilhöfe . 

Encyelica des Papſtes . . 

Vorlage wegen Cinftellung der 
Staats -Leiftungen für bie rö- 
mifche Kirde . 

Der Gehorfam gegen Gott unb den 
König. Rede Bismarcks, 16.März 

Weitere Erflärungen Bismards 

SImmediatoorfiellung der Biihöfe . 

Antwort des Staats - Minifteriums 

Vorlage wegen Abänderung ber 
Verfaffung . 

Zur Gtellung ber "Evangelifh- 
Konfervativen. Rede Bismards, 
15. April 

Veränderungen ber römifchen Kir. 


zvı 


Senerfaffung- Rebe Bismarde, 
16. April 


Aufhebung ber. geiffichen Orden 

Der wänfchenswerthe Abſchluß ber 
kirchlichen Seiesarbung. Rebe 
Falls, 22. M 

Gefe über die irchüch⸗ Bernd: 
geusverwaltung . . 

Die Biihöfe und bas Geh über 
bie Bermögensverwaltung 


41. Dur auswärtigen Politik. 


Deutſqh · belgiſcher Zwiſchenfall. De- 
peſchenwechſel —9 
areerliäte sr ber” Sie in 


m ie Kriegebe ſorgniſſe 

Der Befuc) des Raifere von Hupe 
land in Berlin. . 

Die Beziehungen len v Deutfhe 
fand unb $ranl . 

Reife des Kailers nad Statien 

Nitter von Schmerling . 


Seite 
758 
763 
764 
766 


. 767 


770 


774 
776 


718 
719 


2.780 


782 


42. Keichetags- und £andtogsfeffion 


1875— 1876, 


Eröffnung des Neihstages . . . 
Ein erfter Verſuch zur Steuerreform. 

Rebe Bismards, 22. Nov. 1875. 
Das Strafgefeg und das Staats- 


185 
787 





Seite 
Der Invalidenfonds und bie Fir 
nanzverwaltung bes Reihe . . 808 


Die Bereinigung Lauemburgs mit 
Preußen. Aenferung Bidmarde 810 
Die Eifenbahnvorlage. Ziel und 
Bedeutung. Rebe Bismards, 
26. April 1876. . . 816 
Der Uebergang ber preußiſchen 
Bahnen an das Reich und bie 
Intereſſen Preußens. Rebe Bis- 
mards, 18. Mai . . 817 
NRüdtritt Delbrüds, Keuferung 
Bismards, 26. April. . 819 


43. Von der Beichstagsfeffion 1876. 
Cröffnun; 822 
Die taken” deutſchen Jufüzgejebe 824 
Die Verftänbigung Über bie Iufiz« 

eſetze. Schreiben Bismards an 

A Krifis und Löſung FH 

Schluß bes Reichstags . . 


Berläumbungen gegen Sir _ 


mard (Reiheglode) 833 
44. Von der Rdetapsten 1877. 
Thronrede . . . 835 
Der neue Reihetag . . 839 


Reichsfinanzen und Keipeminifter 


wohl. Rebe Bismards, 3. Dez. 792 | rien. Neben Biemarde, 10. u. 
Stellung des Reicjötagee und ber 13. Mir, 841 

Regierung zur Reviſion bes _— 

Strafrechies 797 | Leipgig als Sitz des Reichegerichts 846 
Mifbräude und Gefahren auf dem —— 

Gebiete der Preffe. Rede Bis- Beurlaubung des Fürflen Bismard 850 

mards, 9. Gebruar 1876 . . 800 | Für Bismord unb bie weitere 
nDeclaranten” in ber Feueitung Entwidlung des deutſchen Reiche. 

gegen Fürſt Bismard . . 807 Rebe von migſens . . . 851 
Dentwärdige 6 Bismarcks — Sm. vn. 855 
Sachregiſter ... 886 





Aer Krieg gegen Srankreich. 


xvI 


Senserfaflung. Rebe Biemardt, 
6. April. 


Aufbasunn der geiftfihen Orden . 
Der wünfegenswertpe Abichluß der 
firclichen Oefeggebung. Rebe 


Pi 22. Mai. 

je Über die lirchliche Bernd- 
gensverwaltung . . 

Die Biſchöfe und das Geſeh über 
bie BVermögensverwaltung . 


41. Bur auswärtigen Politik. 


Deutfch-beigifcher Zwiſchenfall. De- 
peſchenwechſel 
—— IR ber Kie in 


en N bie Kriegsbeforgniffe . 
= Beſuch bes Kaifers von Auf. 
land in Berlin. . . 
Die Beziehungen zwiſchen Deuiſch⸗ 
land und Frantreid) 
Reiſe des Kaifers nach Sialien 
Ritter von Schmerling . B 


2.780 


774 
776 


778 
779 
182 


42. Weitesge- un) Fundisgeffien 


— 1876, 


Eröffnung des Reicetages . . - 

Ein erfter Berfuch zur Steuerreform. 
Nede Bismards, 22. Nov. 1875. 

Das Strafgefeg und das Staats- 
wohl. Rebe Bismards, 3. Dez. 

Stellung des Reichstages und ber 
Regierung zur Reviſton bes 
Strafreihtes . . 

Mifbräuge und Gefahren auf, dem 
Gebiete ber Breffe. Rede Bier 
mards, 9. Februar 1876 . 
„Declaranten” in ber Rreuzgeitung 
gegen Fürft Bismard 


Dentwärbige Aerieravaen Bismarcks Goeugen wo) B 


Sachregiſter 


785 
7187 
792 


197 


800 
807 





Seite 
Der Invalidenfonbe und bie Fir 
nanzverwaltung bes Reihe . . 808 


Die Vereinigung Lauemburgs mit 
Preußen, Aeußerung Biömards 

Die Eifenbapnvorlage. Ziel und 
Bedeutung. Rede Biemards, 
26. April 1876. . . 

Der Uebergang ber preufifhen 
Bahnen an das Reich und bie 
Intereffen Preußens. Rebe Bis⸗ 
marde, 18. Mai 817 

Aüdtritt Delbräde. Heuferang 
Bismards, 26. April. . 819 


43. Von der Beichstogsfeffion 1876. 

Cröffnu 822 
Die 821 
Die 


810 


816 





Ar 

Toben” deutſchen Jufſnz gejeb⸗ 
—E über bie Iuftiz« 
jeietse. Schreiben Bismards an 

iordenbed. Krifis und Söfung 

uf des Reichstags . 


827 
. 830 


Berläumbungen gegen Fürft Bi 
mard —ãe ze 833 


44. Von der wage noilcnen 1 1877. 
Thronrebe . 835 
Der neue Reihetag . - 839 
Reicpefinangen und KReieminifte- 

rien. Reben Biemarde, 10. u. 

13. März 


Leipzig als Sitz bes Reichegerichts 


Beurlaubung bes Fürſien Bismard 
Für VBismord unb bie weitere 
Entwidlung des deutſchen Reiche. 
Nebe von Bennigfene . . . 851 


81 
846 
850 


Der Arieg gegen Srankreid). 








XVI 


Seite 

Genberfaffung. Rede Bismards, 
6. April. . . 758 
Aufbebun ber geiftlichen Orden . 763 


Der wünſchenswerthe Abfchluß ber 
firhlihen Gefetgebung. Rebe 
Kalle, 22. Mat. 


. 764 
Geje Über bie tirchliche verms⸗ 


gensverwaltung . 766 
Die Biſchöfe und das Geſetz über 
bie Vermögensverwaltungg . . 767 


41. Bur auswärtigen Politik. 
Deutſch⸗belgiſcher Zwifchenfall. De- 


peſchenwechſel 770 
Rriegegerüchte. If der. Rrieg in 

Sid? . . 774 
Gegen die Kriegsbeſorgnifſe 776 


Der Beſuch des Kaiſers von ai: 
land in Berlin. 
Die Beziehungen zwiſchen Deuiſch⸗ 


778 


fand und Frankreich. 779 
Reife des Kaifers nad) Italien 780 
Ritter von Schmerling . 182 


42. Reichstags- und Landtagefeffion 
1875 — 1876, 


Eröffnung des NHeichstages . . . 
Ein erfter Berfuch zur Steuerreform. 
Rede Bismards, 22. Nov. 1875. 
Das Strafgeles und das Staats⸗ 
wohl. Rebe Bismards, 3. Dez. 
Stellung des Neichdtages und ber 
Regierung zur Reviſion bes 
Strafredtes . . 
Mißbräuche und Gefahren auf dem 
ebiete der Preſſe. Rebe Bis⸗ 
mards, 9. Februar 1876 . 
„Declaranten” in ber Kreuggeitung 
gegen Fürſt Bismard 


185 
187 


Deutwürdige Menferungen B Bismards  nBeftügene Bor‘) . 


Sadjregifter 


Der Invalivenfonds und die Fi- 
nanzverwaltung bes Reichs. 


Die Vereinigung Lauemburgs mit 
Preußen. Aeußerung Bidmarde 

Die Eifenbahnvorlage. Ziel und 
Bedeutung. Rede Bismards, 
26. April 1876 . 

Der Uebergang ber preußiſchen 
Bahnen an das Reich und die 
Intereſſen Preußens. Rede Bis⸗ 
marcks, 18. Mai . 

Rücktritt Deibrüds, 
Bismarcks, 26. April . 819 


43. Bon der Reichstagsfeffion 1876. 


Feuberung 


Eröffnun 822 
Die Non deutſchen Juſtizgeſetze 824 
Die Verſtändigung über bie Juftiz- 

eſetze. Schreiben Bismards an 

Kordeubed. Krifis und eöfung: 827 
Schluß des Neihstags . 830 
Berläumbungen gegen Yürft Bi 

mard (Reihsglode) . . 833 


44. Von der Reichstagsfeffion 1877. 


Thronrede . . . 835 
Der neue Reichstag .. 839 
Reichsfinanzen und Neichsminiſte 
rien. Reden Biomarde, 10. u. 
13. März . 841 
846 


850 


Leipzig als Sit des Reichsgerichts 


Beurlaubung des Fürften Bismard 
Fürſt Bismarck und die weitere 
Entwidlung des deutichen Reiche. 
Rede von Bennigiens . . . 851 


8 
Ot 


1. Die Ftimmungen in Frankreich gegenüher 
Deutfäyland 


(feit der Löfung der Luremburger Frage). 


1867. Dezember. Berhaudlungen über dad Militärgeſetz. 


Erflärung des Kriegsminiftere Marſchall Niet. 


„Und Sie wollen unter berartigen Bebingungen Frankreich der Gefahr 
ausfegen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marfchiren, bie geichidt 
und von langer Zeit her organifirt ift, in ber vielfadhe Uebungen ftattfinden, in 
welcher der militairifche Geift in einem Grade, wie wir ihn vielleicht nie erreichen 
werben, vorberriht? Daran fünnen Sie nicht denken, oder wenn Sie auf das 
franzöſiſche Volk das Syſtem des Maffenaufgebote8 anwenden wollen, fo müffen 
Sie dafjelbe vollkommen nad preußiihem Mufter organifiren, und dann, aber 
nur dann, können beide Nationen ohne Nachtheil für die eine vou ihnen, fich auf 
dem jo ſchwierigen Schlachtenboben gegenübertreten.“ 

Der Marichall gebt ſodann auf das Lob der heutigen franzöfiihen Armee 
über und weift mit Befriedigung auf den Grund der Schlagfertigleit hin, ben 
die Armee unter feiner kurzen Amtsführung bereits erlangt bat. 

„Die geſammte Infanterie wirb bis zum nächften Frühjahr mit einem 
ausgezeichneten Gewehre verjehen fein; Die Zeughäufer und die Magazine find 
gefüllt, bie Feſtungen find bereits in einem beflern Zuftande und man arbeitet 
alle Tage daran.” 

Und durch Alles dies if der Marſchall überzeugt, wejentlih zum Fortbe⸗ 
fteben des Friedens beigetragen zu haben. 

„Denn das frauzöfifche Volk ift von jeher fehr flolz gewefen, und die Armee 
ift fein Ebenbild. Es hat gallifhes Blut in den Adern und vermag nicht lange 
eine Gefahr, die e8 bedroht, zu ertragen. Es geht lieber biefer Gefahr entgegen. 
Das franzöfifche Volk lebt darum nicht gerne in der Ungewißheit und ſieht feinen 
Handel und Iuduftrie dahinſiechen; lieber fofort den Krieg. Giebt man ihm nun 
eine militairifche Organifation, die ihm alle Sicherheit gewährt, fo läßt es bie 
Sorgen fahren. Es fürchtet feine Nachbarn nicht, träumt felber von einen Ero- 
berungen und überläßt fih dann im Frieden feinen gewohnten Beſchäftigungen. 
Diefes Refultat wird durch die Einführung des neuen Armeegefees erreicht.“ 


\s 








1. Die Stimpmngen in Frankreich gegenüher 
Jeutſchlund 


(ſeit der Löfung der Luxemburger Frage). 


— — — — 


1867. Dezember. Verhandlungen über dad Militärgeſetz. 


Erflärung des Kriegsminifters Marſchall Niet. 


„Und Sie wollen unter berartigen Bedingungen Frankreich der Gefahr 
ausjegen, eines Tages gegen eine Nation (Preußen) zu marfchiren, Die geichidt 
und von langer Zeit her orgauifirt iſt, in ber vielfache Uebungen ftattfinden, in 
welcher der militatrifche Geift in einem Grade, wie wir ihn vielleicht nie erreichen 
werten, vorherriht? Daran können Sie nicht denken, oder wenn Sie auf das 
franzöftfche Bolt das Syſtem bes Draflenaufgebatze anwenden wollen, jo müſſen 
Sie dafjelbe vollkommen nad preußiidem Mufter organifiren, und dann, aber 
nur dann, können beide Nationen ohne Nachtheil für die eine von ihnen, ſich auf 
dem jo jchwierigen Schlachtenboben gegenübertreten.” 


Der Marihall gebt ſodann auf das Lob der heutigen franzöfiichen Armee 
über und weift mit Befriedigung auf den Grund der Schlagfertigleit hin, den 
die Armee unter feiner kurzen Amtsführung bereits erlangt bat. 

„Die gefammte Infanterie wird bis zum nädften Frühjahr mit einem 
ausgezeichneten Gewehre verjeben fein; die Zeughäuſer und die Dlagazine find 
gefüllt, die Feflungen find bereits in einem beffern Zuſtande und man arbeitet 
alle Tage daran.” 

Und buch Alles dies ift der Marjchall überzeugt, wefentlich zum Fortbe⸗ 
ftehen des Friedens beigetragen zu haben. 

„Denn das frauzöfiiche Volk ift von jeher fehr ftolz geweien, und bie Armee 
ift jein Ebenbild. Es hat gallifhes Blut in den Adern und vermag nicht lange 
eine Gefahr, die es bebroht, zu ertragen. Es geht lieber dieſer Gefahr entgegen. 
Das franzöfifche Volk lebt darum nicht gerne in der Ungewißheit und fieht feinen 
Handel und Induſtrie dahinfiechen; lieber fofort den Krieg. Giebt man ihm nun 
eine militairiſche Organifation, bie ihm alle Sicherheit gewährt, jo läßt es bie 
Eorgen fahren. Es fürchtet feine Nachbarn nicht, träumt felber von keinen Ero⸗ 
berungen und überläßt fi dann im Frieden feinen gewohnten VBeichäftigungen. 
Diefes Refultat wird durch die Einführung des neuen Armeegeſetzes erreicht.” 


1% 
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1867. 
Aeuferung des Abgeorbnueten Ollivier. 


„Wir, Frankreich, haben den Krieg von 1866 organifirt, inbem wir bie 
Allianz zwifhen Preußen und Italien erweiterten. Indeß Venetien war nur ein 
Borwand. Der eigentlide Grund war ber, unfere Armee zu beihäftigen und 
dann jene abſcheuliche, in gewiffen Gemüthern allmächtige Ueberzeugung , daß 
man nur buch Siege und Eroberungen neue Dynaftien gründe. Man hoffte, 
daß ber Krieg zwilchen Preußen und Defterreich fich in die Länge ziehen, und 
daß fih eine Wendung ergeben werde, die eine Intervention und einen Antbeil 
an ber Beute geftatte. Allein man täufchte fi und Bat jett nicht ben Muth, 
fih in dieſe Enttäuſchung bineinzufinden. 

Und Sie trugen viel dazu bei. Sie begrüßen und verkündigen bei jeber 
Gelegenheit ven Frieden, bei jeber Gelegenheit fpreden Sie Wünſche für feinen 
Fortbeftand aus, und in ber Wirklichkeit votiren Site jeden Tag ben Krieg. Ia, 
jeden Tag votiren Sie den Krieg. 

Jedesmal, wenn in diefem Haufe ein Redner fich erhebt, um Ihnen dar- 
zuthun, daß zulett die in Deutichland vollgogenen Ereigniffe weder drohend noch 
demüthigend für uns find, erftiden Sie eine Stimme durh Ihr Gemurr. 
Sowie dagegen ein Rebner behauptet, daß ber Sieg von Sabowa für Frankreich 
eine Art Niederlage, eine Schwähung, eine Beeinträchtigung feines Glanzes fei, 
zollen Sie Beifall. 

Sie leugnen es? Leſen Sie bo ben „Moniteur” nad. Ja, Sie zollen 
Beifall. 

Nun denn, in einem Lande wie das unfrige, das ſtolz, empfindlich, Leicht 
reizbar im Ehrenpunkte ift, fanı man unmöglich auf der Tribüne und in ber 
Preſſe unter jeder Form e8 denken, behaupten und alle Tage wiederholen, daß 
wir geſchwächt, gefährbet, erniebrigt find, ohne daß fich eine wirkliche Aufregung 
ergebe. Cs ift unmöglich, daß wenn ber, welder an ber Spige ber Regierung 
ftebt, Napoleon heißt, welches auch feine humanen Gefinnungen, feine richtige 
Auffaffung ber Lage, jeine Wünfche für den Fortbeſtand des Friedens fein mögen, 
daß er lange, daß er immer einem jo fletig wieberlehrenden, gebieterifhen Drude 
wiberftebe. 

Es müffen alfo entweber diefe Kammern und biefe Nation fi nicht nur 
in das Vollbrachte ergeben, fondern es auch ohne Rüdgedanken hinnehmen, ober 
aber fie müffen mannhaft bie früher ober fpäter unvermeibliche Nothwendigkeit 
eines ernſten, furchtbaren Krieges mit Deutſchland in's Auge faſſen. 

Sie können mir widerſprechen, Sie können mich dementiren und behaupten, 
daß Sie den Frieden wollen; das ändert nichts an meiner Ueberzeugung. Sie 
haben gut den Frieden wollen: wenn Sie in Ihrer gegenwärtigen Politik ver⸗ 
harren, ſo packt Sie der Krieg auch wider Ihren Willen. Und aus allem dem, 
was vorgeht, ſehe ich keinen andern Ausweg, als das Schlachtfeld. Zwei einzige 
Mittel giebt es, um dieſes Unheil zu beſchwören: von Seiten der Regierung eine 
Rüdkehr zu ſich ſelbſt, einen entſcheidenden Entſchluß und die Errichtung einer 
liberal» conftitutionellen Regierung an Stelle des perfönlichen Regiments; von 
Seiten des Landes und von Ihrer Seite gilt e8 die Verpflichtung, ein Gefet zu 
verwerfen, befjen Nüglichkeit zum Minbeften zweifelhaft, das aber gewiß nicht 
nothwendig ift, und das, mögen Sie nun Iogen und thun, was Sie wollen, in 
Frankreich und in Europa als gleichbedeutend mit Krieg gilt. Ich werbe unbedenklich 
gegen das Geſetz ſtimmen. Was kümmert e8 mid, wenn man in leibenfchaft- 
ihem Tone zu mir jagt und wiederholt: „Seien wir Franzoſen und keine 
Deutſchen oder Italiener!” Ja, feien wir Franzojen, aber glauben wir nicht, daß 
man in bochherzigem Sinne Franzoſe tft, wenn man bie Beftrebungen anderer 
Völker unterdrüdt, glauben wir nicht, daß man mit Ehren Franzoſe ift, wenn 
man bie Deutichen verhindert, Deutjche, und die Italiener, Italiener zu fein!“ 


1868. Zuli. Ans den Verhandlungen über die auswärtige Politik 
Fraukreichs. 
Aeußerung von Thiers. 


„Wifſſen Sie, was bie jetzigen enormen Ausgaben des Kriegsbudgets zur 
Rothwendigleit mat? Die Lage Europas. Und wiffen Sie, wer bieje Lage 
geihaffen bat? Das heutige Geſchlecht leider, das in feinem Irrwahn ſich von 
der fländigen Politik Europas trennen wollte. Man bat bie Geifter durch ben 
Reiz der Neubeit verführt und ihnen jene traurigen politiiden Theorien, jene 
Ratioualitäte » Theorien vorgeführt, welche bie Oberfläche Europas verändert 
haben, welche den Orient umzugeftalten und die heutige Menichheit in unfägliche 
Berwirrungen und graufige Blutfirdme zu ftürzen drohen. Sie haben Hecht, den 
Krieg zu verabicheuen. Allein es ift wahr, daß unfer Geichlecht vor der Geſchichte 
den Irrthum zu verantworten haben wird, ben e8 baburd beging, daß es bie 
wahrhaft franzöfiſche Politif aufgab. 

Die von Frankreich ſeit Jahrhunderten befolgte große Politik, Durch die es 
in den Mittelpunft Europas geftellt ward, unb die zwifchen ben Völkern aus- 
gleihende Wage in Händen bielt, jene PolittE warb aufgegeben, um gewiffen 
thörichten Tagesideen zu ſchmeicheln. 

Man hat die Einheit Italiens geſchaffen und dadurch die Einheit Deutſch⸗ 
lands unabweisbar gemacht. Ja, man bat fie ſogar ſelbſt geſchaffen, worüber ich 
an meinem Theil untröſtlich bin. Es ſchmerzt mich dies tief für mein Land, 
denn die Lage Europas, noch mehr aber die Frankreichs, iſt Dadurch tief geſtört 
worben. 


Darum auch müflen Sie fo viel Geld ausgeben. Nicht die neue Bewaff- 
nung, nicht der Fortfchritt der Wiffenfchaften, nein, bie Politik gebeut es. Ich 
beeile mich, hinzuzufügen, daß ich meines Theile alle dieſe Ausgaben als noth⸗ 
wendig anerfenne, welche durch bie nationale Vorficht geboten find. Allein ich 
bewillige diefe Ausgaben nit mit dem geheimen Wunſch nach einem Krieg. 

Wiſſen Sie, meine Herren, welche Ausficht uns bleibt, daß das wahrhafte 
Gleichgewicht Europas wieder hergeftellt werde? Es bleibt uns die Ausficht, daß 
der Föberativfinn (sentiment federal), der ftet8 in Deutichland vorhanden war, 
wieder erfiebe. Er ift beftrebt, wieder zu erfteben, und wiffen Sie, feit warın ? 
Seitdem man in Deutichland angefangen hat, fich zu überzeugen, daß Frankreich 
nicht geneigt ifl, gegenwärtig in ben deutſchen Angelegenheiten zu interveniren. 
Seitdem Deutichland ſich beruhigt, lehrt es zu dem ihm innewohnenben tiefen 
Trieb nad einer Föderation, und keineswegs nad einem militairifchen Einheits⸗ 
ſtaat zurüd. Man würbe biefen werthoollen Prozeß in den Geiftern (ce pr&ecieux 
travail dans les esprits) ftören, wenn man heute interveniren wollte. Es 
wäre ein großer Fehler, ich wiederhole es, jet Krieg zu wollen, und ich Tage 
darum zu den beiden glorreihen Miniftern: Ja, ich ftimme dafür, die Summe, 
welche Sie fordern, zu bewilligen, aber nicht für den Krieg. 

Wiffen Sie, meine Herren, warum ich dieſe Rüftungen billige, ohne daß 
ih den Krieg will? Darum, weil dieſe Rüftungen Frankreich in größere Achtung 
fegen werben (rendront plus respectable). 

Man muß von zwei Dingen überzeugt fein: einmal, daß wir den in 
Dentihland vor fich gehenden Prozeß nicht ftören wollen, dann, daß wir mächtig 
genug find, feine neue Anmaßungen (usurpations) in Europa mehr zu geftatten. 
Und wenn einmal, in Verbindung mit unfern Rüftungen, unfer Entihluß, den 
Frieden erhalten zu wollen, feftftebt, jo wird dies eine große Friedensbürgſchaft 
fein. x.“ 
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1868. 
Erklärung des Minifters Rouher. 


2.43% betrachte die Rüſtungen, die wir ausführen, ale nothwendig; 
allein mein innigfter Wunſch ift der, daß fie volllommen unnöthig fein mögen. 
Sa, ich würde es als die böchfte, die heilloſeſte Unklugheit anſehen, wollten wir 
bie Berantwortlichleit, die Herr Favre uns empfiehlt, auf uns nehmen, Wir 
müſſen bereit und organifirt fein, wir müffen die Ereigniffe mit Feſtigleit, Auf- 
richtigfeit und Mannhaftigleit in's Auge faffen und einfehen, daß eine große 
Nation fih im gegebenen Augenblide nicht mit ihrer Nachläffigkeit ober ihrer 
Schwäche entihuldigen darf. Müffen wir aber darum den Krieg bereimünfeen? 
Ih bin mit Herrn Favre in dem einen Punkte völlig einverftanden, baß wir 
kein Intereffe haben, ben Frieden, beffen Europa fich erfreut, zu verlegen. Diefe 
Politit haben wir fortwährend allen Mächten gegenüber befolgt, in Griechenland, 
in Creta und wo es nur zu gähren begann. 

Welches war unfere Haltung Deutichland gegenüber? Befanden wir uns 
in einem fo gereizten Zuflande, wie Herr I. Favre fagt, daß es jchien, als 
feien wir und Preußen bereit, uns gegenjeitig anzugreifen? Nein! Wir haben 
angefichts Deutichlands die Achtung vor feiner Weſenheit (entitE) bekundet; wir 
haben in den Fragen, bie in den unferer Grenze nahegelegenen Lanbestheilen 
verhandelt werden, Das Prinzip ber Adhtung ber Nationalitäten aufgeftellt, und 
indem wir verlündigten, daß wir uns enthalten würden, verlangten wir, baß 
auch andere fi enthalten, und fo haben wir ten einzelnen Autonvmien ihre 
Freiheit und folglich aud ihre Kraft wiedergegeben. 

Liegt in allem dem irgend ein Kriegsgevante? Der Wille des Staatsober- 
bauptes, der Wille des gejetsgebenden Körpers, der Wille bes Landes ift die Er- 
haltung bes Friedens in der Welt. Hierliber befteht weder Meinungsverſchieden⸗ 
beit, noch Aufregung, noch Hintergedanke. Der Friebe ift die große Bedingung 
ber Civilifation, und bie Verwirklichung diefer Bedingung fuchen wir in unaus⸗ 
eſetztem Fortſchritt. Wir halten den Krieg für eines der großen Mißgeichide, 
er bie wir nie bie unmittelbare und perfönliche Verantwortung Übernehmen. 
Wir begreifen den Krieg nie anders, denn als einen Krieg ber Bertheidigung, 
nicht allein aber unferes Gebietes, fondern auch unferer Würde, unferer Ehre und 
unferes Einfluffes.“ 


Ans den Jahre 1869. 


18. Januar. Aus der Thronrede des Kaifers Napoleon zur Eröffnung bes 
Senats und bes gefetgebenben Körpers. 


— — „Das Militairgefeg und die durch Ihren Patriotismus bewilligten 
Hülfsmittel haben Dazu beigetragen, das Vertrauen des Landes zu befeftigen und 
im einem bereditigten ®efühle feines Stolzes empfindet baffelbe eine wirkliche 
Befriedigung feit dem Tage, an welhem es ſich bewußt geworben if, Daß es in 
der Lage war, allen Eventualitäten gegenüberzutreten. Die feft organifirte Land⸗ 
und Seemadt ift auf dem Friedensfuße. Der Effektiobeftand unter den Fahnen 
überſchreitet nicht denjenigen unter ben früheren Regierungen, aber unfere ver- 
volllommnete Bewaffnung, unjere gefüllten Arjenale und Magazine, unjere aus» 
gebildete Relerve, die in der Organtfation begriffene mobile Nationalgarde, unſere 
umgebaute Flotte und unfere in gutem Zuftanbe befindlichen feften Pläße geben 
unferer Macht eine unerläflich nothwendige Entwidelung. 

Das befländige Ziel meiner Beftrebungen ift erreicht, Die militairifchen 
Hülfsmittel Frankreichs find von jett auf ber Höhe feiner Beſtimmung in ber 
Welt. Inter diefen Umftänden können wir laut unfern Wunfh, den Frieden zu 
erhalten, ausſprechen. Es liegt feine Schwäche barin, dies zu jagen, ſobald man 
für Die Vertheidigung der Ehre und der Unabhängigkeit des Landes bereit ift.“ 
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und daß Seine Hoheit biefelbe angenommen hätte. Wir wiſſen noch nicht, ob 
der Marihall Prim, als er biefen Schritt that, in feinem perfönlichen Namen 
bantelte, ober ob er von den Spaniſchen Cortes oder dem Regenten irgenb ein 
Mandat empfangen hatte. Auch wollen wir weitere Nachrichten abwarten, um 
ein Ereigniß zu würbigen, beflen Bebeutung Niemand entgehen wird. Wenn der 
Marſchall, wie Alles vermuthen läßt, ohne Mandat gehandelt hat, fo beichränft 
ſich dieſer Zwilchenfall auf die Verhältniffe einer Intrigue; wenn Dagegen bie 
Spaniſche Nation diefen Schritt beftätigt ober anräth, jo müſſen wir ihn vor 
Allem mit der Achtung ins Auge faffen, welche ber Wille einer ihre Geſchicke 
regelnden Ration einflößt. 

Aber bei aller Hochachtung vor der Souverainetät des Spaniſchen Volles, 
welche in biefem alle der einzig competente Richter if, Fönnten wir ein Gefühl 
des Erflaunens nicht unterbrüden, wenn wir das Scepter Karls V. einem Preu- 
Fifhen Bringen anvertraut fähen. 


Erfte diplomatiihe Erörterung in Berlin. 


3. Juli. Gramont an den Geichäftsträger Te Sourb in Berlin. 


„Wir erfahren, daß eine vom Marihall Prim entiandte Deputation dem 
Prinzen von Hohenzollern bie Krone Spaniens angeboten und daß er fie 
angenommen babe. Wir betrachten dieje Kandidatur nicht als ernft und glauben, 
dat die fpanifhe Nation fie zurücdweilen wird. Aber wir können nicht ohne 
Ueberraſchung den Verſuch anſehen, einen preußifchen Prinzen auf den fpanifchen 
Thron zu jegen. Wir möchten glauben, daß das Berliner Kabinet diefer In- 
trigue fremd ift; im entgegengejegten all würde fein Verhalten uns Erwägungen 
zu peinlicher Natur eingeben, als bag ich biefelben in einem Telegramm aus- 
Iprechen könnte. Ich nehme jedoch nicht Anftand, Ihnen zu jagen, daß der Ein- 
drud ein ſchlimmer ift und ih erſuche Sie, Sich in diefem Sinne auszuſprechen. 
Ich erwarte die Deittbeilungen, die Sie mir Über den betauerlihen Zwijchenfall 
werben geben können.” 


4. Juli. Fe Sourd an Gramont. 


„Ich babe fo eben Herrn v. Thile gefehen und ihm von der Nachricht ge- 
ſprochen, welche Ihnen in Betreff der Annahme der Thronkandidatur in Spanien 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern zugegangen ifl. Er fragte mid) von 
vorn berein, ob ich ihn amtlich darüber interpellire, in welchem Yale er zunächſt 
tie Befehle des Königs direct einholen müßte. Ich antwortete, daß ich ihn ein» 
fab auf eine Nachricht aufmerkſam machen wolle, die in Paris übles Auffehen 
made; ich fügte hinzu, daß wir vor Allem ein Intereffe haben, zu erfahren, ob 
die preußifche Regierung der Verhandlung fremd fei. Sichtlih in Verlegenheit 
fagte mir Herr v. Thile, daß die preußifche Regierung von der An- 
gelegenheit abfolut Nichts wiſſe, und daß dieſelbe für jie nicht 
eriftire. Er fuchte durch feine Erflärung bie VBerantwortlichkeit feiner Regierung 
außer Frage zu ftellen; aber Ew. Ercellenz werben bemerken, daß er fich enthielt, 
fategorifch zu verfihern, daß Das Berliner Kabinet die Eriftenz und Das Ergebniß 
ter Berhandlung nicht kenne. Mein erfter Eindrud ift, daß die Ihrer Excellenz 
mitgetheilte Thatſache richtig ift, baß aber Herr v. Thile mit feiner gewohnten 
Umſicht rigſtene fürs Erſte die Richtigkeit unſerer Information nicht aner⸗ 
tennen will.” 





>, Die Hohenzollerufche Kandidatur und die 
herausforhernde Politik Frankreids, 


Politiſche Stille, 


1870. 30. Juni. Aeußerung des franzöfiihen Miniſters Ollivier im gefet- 
gebenben Körper. 


„Zu teiner Zeit war die Aufrechterhaltung bes Gen mebr gefichert als 
jest. Wohin man aud blidt, kann man nirgend eine Frage entbeden, vie Gefahr 
in fi bergen könnte; überall haben bie Cabinete begriffen, daß die Achtung vor 
den Verträgen fi Iebermann aufbrängt, namentlich aber vor ben beiden Ber- 
trägen, auf welchen ver Frieben Europas ruht: vor dem Parifer Vertrag von 
1856. ber für ben Orient, und vor dem Prager Vertrag von 1866, ber für 
Deutichland den Frieden fichert.“ 


2. Zuli. Aeußerung des Staatöjefretaird von Thile (aus einer 
Depeiche des öfterreichiichen Geſchäftsträgers in Berlin). 


Herr von Thile, den ich geftern befuchte, verficherte mich mit ficht« 
barem Wohlgefallen, daß in der politiihen Welt beinahe ausnahmsloſe 
tiefe Ruhe herrſche, und wie, als natürliche Folge hiervon, die auswärtigen 
Vertreter ſich ziemlih alle ſchon von hier entfernt hätten, fo boffe auch 
er demnächſt feine gewohnte Kur in Marienbad antreten und die Gefchäfte, 
wie im vorigen Jahre, Herrn von Balan übergeben zu können. 


Die erften öffentlichen Mittheilnngen und Anfragen 
über die Hohenzollernſche Candidatur. 


Die Eorreipondance Havas meldet aus Madrid, daß das Minifterium be- 
ihloffen habe, dem Prinzen Hohenzollern die Krone anzubieten. Eine Depu- 
tation, welche damit beauftragt ſei, den Prinzen barüber zu verftändigen, jet 
bereits nach Deutichland abgereift. 


4. Zuli. Communiqué im Conftitutionel. 


Aus Mittheilungen, welche uns vertrauenswürbig jcheinen, gebt hervor, 
daß Agenten tes Marihall Brim ſich diefer Tage nach Preußen zu dem Prinzen 
von Hohenzollern begeben hätten, um ihm bie Spaniſche Krone anzutragen 
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und daß Seine Hoheit diefelbe angenommen hätte. Wir wiſſen nod nicht, ob 
der Marfhall Prim, als er diefen Echritt that, in feinem perfönlihen Namen 
banbelte, oder ob er von den Spaniſchen Cortes ober dem Regenten irgenb ein 
Mandat empfangen batte. Auch wollen wir weitere Nachrichten abwarten, um 
ein Ereigniß zu würdigen, beflen Bebeutung Niemand entgehen wird. Wenn der 
Marſchall, wie Alles vermuthen läßt, ohne Mandat gehandelt bat, fo beichräntt 
fih dieſer geiichenfe auf bie Verhältniffe einer Intrigue; wenn bagegen bie 
Spaniſche Nation diefen Schritt beftätigt oder anräth, jo müſſen wir ihn vor 
Allem mit der Achtung ins Auge faflen, welche der Wille einer ihre Geſchicke 
regelnten Nation einflößt. 

Aber bei aller Hochachtung vor ber Souverainetät bes Spaniſchen Volles, 
melde in biefem alle der einzig competente Richter ift, Könnten wir ein Gefühl 
des Erftaunens nicht unterbrüden, wenn wir das Scepter Karls V. einem Preu- 
ßiſchen Brinzen anvertraut fähen. 


Erfte diplomatifche Erörterung in Berlin. 


3. Juli. Gra mont an ben Geichäftsträger Le Sourb in Berlin. 


„Wir erfahren, daß eine vom Marihall Brim entſandte Deputation bem 
Brinzen von Hohenzollern die Krone Spaniens angeboten und baf er fie 
angenommen babe. Wir betrachten dieſe Kandidatur nicht als ernft unb glauben, 
daß die ſpaniſche Nation fie zurückweiſen wird. Aber mir können nicht obne 
Ueberraihung den Berſuch anfehen, einen preußiihen Prinzen auf den ſpaniſchen 
Thron zu fegen. Wir möchten glauben, daß das Berliner Kabinet diefer In⸗ 
trigue fremb ift; im entgegengejeßten Fall würbe fein Verhalten ung Erwägungen 
zu peinliher Natur eingeben, als dag ich bdiefelben in einem Telegramm aus» 
ſprechen könnte. Ich nehme jedoch nicht Anftand, Ihnen zu fagen, baß der Ein⸗ 
druck ein ſchlimmer ift und ich erfuhe Sie, Eich in dieſem Sinne auszujprechen. 
Ich erwarte die Mittheilungen, die Ste mir Über ben bedauerlichen Zwiſchenfall 
werben geben können.“ 


4. Juli. Le Sourd an Gramoıtt. 


„Ih habe fo eben Herrn v. Thile gefehen und ihm von der Nachricht ge- 
ſprochen, welche Ihnen in Betreff ber Annahme der Thronkandidatur in Spanien 
Seitens bes Prinzen von Hohenzollern zugegangen iſt. Er fragte mich von 
vorn berein, ob ich ihn amtlich darüber interpellire, in welchem Kalle er zunächft 
die Befehle des Königs direct einholen müßte. Ich antwortete, daß ich ihn ein- 
fach auf eine Nachricht aufmerffam machen wolle, die in Paris übles Aufſehen 
made; ich fügte hinzu, daß wir vor Allem ein Intereffe haben, zu erfahren, ob 
die preußiſche Regierung der Verhandlung fremd fei. Sichtlih in Verlegenheit 
fagte mir Herr v. Thile, daß die preußiihe Regierung von der An- 
gelegenbheit abjolut Nichte wiſſe, und daß diefelbe für jie nicht 
eriftire. Er ſuchte durch feine Erflärung die Berantwortlichkeit feiner Regierung 
außer Frage zu ftellen; aber Ew. Ercellenz werben bemerken, daß er fich enthielt, 
tategorifch zu verfichern, daß das Berliner Kabinet die Eriftenz und das Ergebniß 
ter Berbanplung nicht kenne. Mein erfter Eindrud ift, daß die Ihrer Excellenz 
mitgetheilte Thatfache richtig ift, daß aber Herr v. Thile mit feiner gemohnten 
Umſicht wenigftens fürs Erfte Die Richtigkeit unferer Information nicht aner⸗ 
tennen will” 
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jeiner ſchwierigen Miifion außer feiner hohen perſönlichen politiſchen Stellung bie 
moraliſche Autorität der ganzen Regierung, bie Kraft, welche die Einigkeit ber 
Meinungen und der Handlungen verleiht und die Garantie der unbedingteften 
Berjchwiegenbeit. 

Man war alfo berechtigt, zu hoffen, daß er troß bes unglüdlichen Erfolges 
feiner erften Schritte, alle Arten von Schwierigkeiten befiegen können unb baß es 
ihm gelingen werbe, feinen Collegen in ber Regierung unter Zuftimmung ber 
conftituirenden Cortes einen Candidaten vorzuftelen, würdig, bie Krone von 
Spanien zu tragen unb zugleich annehmbar für alle Männer ber großen monar- 
chiſchliberalen Partei. Die Regierung hatte biefes Zutrauen, welches nicht ge- 
täujcht worden ift, und heute hat fie die Genugthuung, Ew. Ercellenz durch meine 
Vermittlung anzuzeigen, daß ber Rath der Minifter, am 4 d. M. zu Ta Grauja 
unter dem Borfite Sr. Hoheit des Regenten verfammelt, den Prinzen Leopold 
von Hohenzollern: Sigmaringen als Candidaten für den Thron von 
Spanien bezeichnet bat. Die jehr günftigen Umftänbe, in welchen ſich der Prinz 
befindet, und bie gute Aufnahme, welde feine Bezeichnung in ber öffentlichen 
Meinung bes Landes gefunden hat, geben ber Regierung bie angenehme Hoffnung, 
daß ihr Candidat demnächſt von ben Cortes mit einer großen Majorität zum 
Könige ernannt werben und daß damit bie ruhmreiche conftituirende Periode, bie 
im September 1868 begann, ihren Abſchluß finden werbe. 

©eftern, ſobald e8 möglich) war, aus ber Zurüdhaltung hervorzutreten, welche 
uns bisher von der Klugheit geboten war, beeilte ih mid, Ew. Ercellenz tele- 
graphiſch Kenntniß von dem Beihluffe der Regierung und ben Maßregeln zu 
geben, die fie unverzüglich treffen wollte, um ibn ben Cortes zur Gutheißung 
vorzujchlagen, indem fie ſich ftreng an die Vorfchriften des Staatsgrundgeſetzes 
und an die durch das Geſetz Über die Königewahl aufgeftellten Regeln anſchloß. 
Indem ih Ew. Ercellenz erſuche, ber... . Regierung bierüber Mittheilung zu 
machen, gebe ich Ihnen einige Andeutungen über bie wahre politijhe Bedeutung 
dieſes Ereigniffes, welches in nichts unfere Beziehungen mit ben anderen Mächter 
berühren darf, ungeachtet des großen Einfluffes, den es auf bie Zukunft bei 
ſpaniſchen Volkes auszuüben beftimmt if. — — 

— — Denn Prinz Leopold bazu gelangt, den jpanifhen Thron zu bi 
fteigen nad dem Botum der fouverainen Cortes, jo wirb er conftitutionell 
König fein mit einer Berfaffung, welche die demokratiſchſte ift von allen, bie i 
den mit liberalen Staatseinrichtungen verfehenen Ländern beftehen. Seine R 
gierung wird mithin nicht entrathen können, wie jet fo auch in Folge den Ein. 
gebungen des öffentlichen ©eiftes zu gehorchen, der ſich nicht ändern wird, weil 
ein Fremder die erfte Beamtenftelle der Nation einnimmt. Bon bem Augenblide, 
wo er den Thron San Fernando's befteigt, wird er Spanier fein und in dieſer 
Eigenſchaft das Werk der September - Revolution vom ausſchließlich ſpaniſchen Ge- 
fihtspuntte fortfegen und befefligen. Hauptfächlid mit ber politifchen inneren 
Miedergeburt der Nation befchäftigt, wird er bie ftrengfle Neutralität nad) außen 
beobachten, was ihm geftatten wird, alle feine Kräfte der Entwidlung ber fittlihen 
und materiellen Interefien des Landes zu widmen, und nichts wird Die Bahn 
ändern können, weldhe die ſpaniſche Nation ſich vorgezeichnet hat. 

Deshalb hat die Regierung Sr. Hoheit, ihre freie Action benußend, um 
die ihr nothwendige monarchiſche Löſung vorzubereiten, allein auf eigene Verant 
wortung gehandelt und ſich bireft mit bem Prinzen Leopold ins Ber 
nehmen gejett, ohne einen einzigen Augenblid daran zu denken, baß ihr 
Ehre ihr geftatte, mit dem geringften Einfluffe eines fremden Kabinets zu trans 
igiren. Ich lenke ganz befonders bie Aufmerkjamleit Ew. Ercellenz auf dieſe 
Bunkt, weil viel darauf ankommt, fetzuftellen, daß bie Regierung bes Regente 
in dieſer Sache nur ihren eigenen Regungen gefolgt ift und daß kein natio 
nale8 Interejfe im Auslande und noch weniger eiu ausländijche 
Sntereffe ihren Borfigenden im Verlaufe diejer Unterhandlun 
geleitet hat. Nur ber Wunſch, ben Willen ber Nation und ben Auftrag : 


J 


13 
1870. 


erfüllen, den der Regent und feine Collegen im Cabinet ihm ertbeilt, bat ihn 
bewogen, zur Bewerbung um ben Thron Spaniens einen großjährigen Prinzen 
aufzufordern, der, freier Herr feines Handelns, durch verwanbtidaftlihe Be⸗ 
ziehbungen zu ben meiften regierenden Häufern, ohne bei irgend einem berielben 
zur Thronfolge berechtigt zu fein, in biefer Stellung jeden Gedanken einer Feind- 
feligleit gegen irgend welch’ eine Macht ausſchloß. 

Somit berührt die Candidatur des Prinzen von Hobenzollern- 
Sigmaringen in feiner Weife die freundfhaftlihen Beziehungen 
Spaniens mit den anderen Mächten unb kann und barf noch weniger bie 
Beziehungen, welche diejelben unter fi) haben fünnen, berühren.” — — 

Madrid, 7. Juli 1870. 

Unterz.: Brarebes M. Sagafta. 


8. Juli. Aus der Erflärung des Eufebio be Salazar y Mazarrebo 
über bie Entftehung der Hohenzollernſchen Candidatur. 


„Im Herbſte 1869, als die Mehrheit der Cortes eine monarchiſche Töfung 
angenommen batte, veröffentlichte ich ungeſäumt eine Flugſchrift, Die ich heute zum 
großen Theil nochmals berausgebe, weil die Zeitumftänbe dies rechtfertigen. 
Jene Schrift, der Kandidatur des Prinzen Leopold günftig, jchloß fich folge- 
richtig einer andern an, welche im Anfange bes Jahres 1869 ans Licht trat, und 
worin ih an erfler Stelle die Kandidatur Don Fernando's von Portugal befür- 
wortete. Sein Schwiegerjohn ift heute der amtliche Candidat, und ber Antbeil, 
ben ih an ben zu dieſem Zwede geführten Unterhanblungen gehabt, bewegt mich, 
diefe Zeilen zu fchreiben, welde als Einleitung zu ber erwähnten Flugſchrift 
dienen ſollen. — 

— — Niemandem war e8 verborgen, daß Prinz Leopolb bis zu einem 
gerwiffen Grabe ber franzöfiihen Regierung wenig genehm fein würbe. Und fo 
bielt ih es, als der General Prim die Güte hatte, mich mit der zarten Auf- 
gabe zu betrauen, die ich ausgerichtet habe, für meine erſte Pflicht, ihn auf jenen 
Umftand aufmerkſam zu machen, worauf Jener nur eine boch patriotifche und 
Hug ſtaatsmänniſche Antwort gab. 

Haben wir uns zuerft an einen preußifhen Prinzen gewandt, um die Krone 
anzubieten? Was bat nicht die ganze franzöfiiche Preffe gelagt, weil Spanien in 
Liffabon, in Eintra, in Florenz und in Harrow Zurüdweifungen erfahren hatte? 
Wenn wir nun in jenen Verſuchen fein Glück gehabt haben und es befannt 
it, daß auf dem Herzoge von Montpenfier und der Republik ebenfalls das Veto 
Napoleons rubt; ſoll deshalb die September - Errungenfhaft zu einer fteten 
Unfertigleit verurtheilt fein? Was kann Frankreich von einem preußiichen Prinzen 
fürchten, der auf bem Throne Spaniens fitzt? 

Erftens gebört Don Leopoldo dem katholiſchen Zweige Preußens an, ber 
ſchon jeit Jahrhunderten von dem evangelifchen, welcher jetzt in Berlin berricht, 
weit getrennt ift; und es verbient hier Erwähnung, daß der amtliche Kandidat 
Spaniens heute der Erbe der Krone Preußens wäre, wenn feine Altworbern, 
welche das Erfigeburtsrecht beſaßen, die katholiſche Religion für die proteftantifche 
abgefhworen hätten. ' 

Zmeitens, fann denn ein parlamentarifher König fein Land in einen aus- 
wärtigen Krieg verwideln? Hängt von Portugal Brafilien ab, weil auf ben 
beiden Thronen Mitglieder derſelben Familie figen? Was hat im Jahre 1866 
dem enttbronten Könige von Hannover feine Berwandtichaft mit der Königin 
Bictoria genupt? 

Desgleichen zeigte fih Philipp V. nicht fonderlic dankbar gegen Frank⸗ 
reich, welches fich jo ſehr angeftrengt hatte, um ihm bie Krone Carl's II. aufs 
Haupt zu fegen; und es ift überflüjfig, an Bernadotte, den Thronfolger von 
Schweden, oder an den ſchon erwähnten Murat zu erinnern, bie im Jahre 1814 
gegen ihren alten Herrn und Beſchützer Napoleon I. lämpften. 
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1869. 
Ein Bericht Benedettis ans dem vorhergehenden Jahre. 


Bertrauliher Beriht an Gramont vom 11. Mai 1869 (aus ben 
fpäteren Beröffentlihungen Benebettis). 


„Als ih Straf Bismard wiederſah, bradte ich das Geſpräch auf die 
Spanifhen Berhältniffe und befragte ihn wegen ber Gerlichte Über eine Kanbi- 
datur des Prinzen von Hohenzollern. Der Minifter - Präfident lehnte bie 
Unterhaltung darüber nicht ab; er bemerkte, daß bie Souverainetät, welche man 
bem Prinzen Leopold anbieten möchte, nur eine flüchtige Dauer haben und ibn 
den größten Gefahren und Enttäufhungen ausfeten Eönnte. In dieſer Ueber- 
zeugung würde ber König eintretenden Falls fi gewiß enthalten, ihm zur An— 
nahme des Anerbietens der Cortes zu ratben. Der Vater des Prinzen theile 
diefe Anficht: er babe ſich durch die Nothwenbigfeit der Unterftügung feines 
Sohnes in Rumänien überzeugt, wie brüdend für fein Vermögen die Macht 
deffelben fei, und babe Feine Luft, bafjelbe von Neuem zu Gunften ber Befteigung 
des fpaniihen Thrones Seitens feines älteften Sohnes zu befaften. Obne mir 
zu verheblen, daß er Gelegenheit gehabt, über die Sadye mit dem Könige und 
Fürſt Anton zu ſprechen, beichräntte er ſich auf Die vorftebenben Andeutungen. 
— — — Ich bemerkte, daß der Prinz Leopold den Wünſchen ber Cortes nicht 
ohne Zuftimmung des Königs nachgeben könnte, und daß Se. Majeflät in einem 
folhen Falle dem Prinzen fein Verhalten vorzufchreiben baben würbe. Herr 
v. Bismard erfannte das an; — aber ftatt mir bie Berfiherung zu geben, 
daß der König ihm unbedingt die Enthaltung vorjchreiben würde, ſprach Herr 
v. Bismard nochmals von den Gefahren, welchen ber neue Souperain vom 
erfien Augenblide an ausgejetst fein würde. Uebrigens werbe e8 zur Wahl eines 
Fürſten überhaupt nicht fommen, wegen ber ehrgeizigen perſönlichen Abfichten 
ber fpaniien Staatsmänner. — — — Er erwähnte no, daß Prinz Friedrich 
Karl nit abgeneigt fein würde, das Abenteuer in Spanien zu verjuden, — 
doch ſei für ihn die Religion ein unüberwindliches Hinderniß.“ — — — 


1870. 5. Juli. Erflärungen der franzöſiſchen Minifter im geſetz⸗ 
gebenden Körper. 


Der Deputirte Cochery bringt im geſetzgebenden Körper folgende Inter- 
pellation ein: 
„Wir wünſchen die Regierung wegen der Kandidatur eines Prinzen 
von Hohenzollern für den ſpaniſchen Thron zu interpelliren.” 


6. Juli. Erflärung des Minifters der auswärtigen Angelegenheiten Herzogs 
von Öramont. 

„Meine Herren! Ich bin gefommen, um auf bie geftern von Herrn 
Cochery an mid gerichtete Interpellation zu antworten. Es iſt Durdhans richtig, 
daß Marihall Prim dem Prinzen Leopold von Hohenzollern die Krone Spaniens 
angeboten und letterer fie angenemmen hat. Aber das Spaniſche Volk hat fich 
noch nicht ausgefprodhen und mir kennen auch noch nicht Die Einzelheiten einer 
Unterhanblung, die vor uns geheim gehalten worden if. 

Eine Discuffiion würde jetzt fein praftifches Reſultat haben, Wir bitten 
Sie, diejelbe zu vertagen. 

Wir haben nicht aufgehört, der Spanischen Nation unfere Sympathien zu 
bezeigen und alles zu vermeiden, was ben Schein hätte haben fünnen, al8 wollten 
wir und irgendwie ın die inneren Angelegenheiten einer edlen und großen Nation 
einmifchen, die in voller Ausübung ihrer Souveränetät ifl. In Bezug auf bie 
verjchiedenen Kronprätenvdenten find wir nicht aus ber ftrengften Neutralität 
binausgegangen und haben für feinen derjelben jemals weder Vorliebe noch Ab- 
neigung bezeigt. Wir werden diefe Haltung auch ferner beobadhten, aber wir 
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glauben nit, daß die Achtung vor den Rechten eines Nachbarvolles uns ver- 
pflidtet, zu dulden, daß eine fremde Macht, indem fie einen ihrer Prinzen auf 
ten Thron Carls V. fekt, dadurch zu ihrem Vortheil das gegenwärtige Gleich⸗ 
gewicht der Mächte Europas derangiren (ftürmifcher Beifall) und fo die Intereffen 
und die Ehre Frankreichs gefährden könnte (neuer Beifallsfturm). 

Bir hoffen, daß dieſe Eventualität ſich nicht verwirklichen wird; wir rechnen 
Dabei auf die Weisheit des Deutihen und die Freundichaft des Spaniſchen 
Volles. Wenn e8 anders kommen follte, jo würben wir, ſtark durch ihre Unter- 
flügung, meine Herren, und durch die ber Nation, unjere Pflicht ohne Zaubern 
nnd ohne Schwäche zu erfüllen haben.” 


Erklärung des Mintfters Ol livier im weiteren Verlaufe ber Erörterung: 


„Morgen werden bie Mitglieder der Kammer die Erklärung nachleſen, bie 
foeben (von Gramont) vorgetragen worden ift, und über welche der Minifterrath 
beichloffen bat, und fie werben tie Tragweite berjelben befier beurtheilen Fönnen.... 
Wenn Sie über bie Declaration nachgebacdht, fo werden Sie ſich überzeugen, daß 
fie gegen Niemanden eine Herausforderung enthielt, daß fie ben Tegitimen 
Rechten des Spaniſchen Volles, das wir als ein befreunbetes Volk betrachten, 
keinen Abbruch thut, und daß fie befonbers keine Ungewißheit über ven Gedanlen 
der Regierung läßt, infofern e8 fich darum handelt, ob fie den Frieden will ober 
den Krieg berkeiruft. 

Ba Regierung wünſcht den Frieden, fie wilnfcht ihn mit Leidenſchaft! aber 
mit e 

Es iſt noch nichts definitiv und ih kann die Behauptung nicht zugeben, 
Daß die Regierung, indem fie offen und beutlich ihre Meinung über eine Lage 
ausbrüdt, welche die Sicherheit und Macht Frankreichs berührt, ven Weltfrieden 
in Gefahr brächte. Meine Meinuug ift, daß fie Das einzige Mitttel, welches übrig 
Bleibt, anwendet, um ihn zu befeftigen; denn fo oft Frankreich fich bei Ber- 
tbeibigung eines Tegitimen Rechts feit zeigt, ohne das Maaß zu überſchreiten, 
kann e8 auf die moralifche Unterftüßung und Billigung Europas rechnen. 

Ih bitte alfo die Mitglieber dieſer Verſammlung, ich bitte die Nation, 
überzeugt zu fein, daß fie fih nicht vor verhüllten Vorbereitungen zu einer Action 
befinde, auf welche wir auf Schleihwegen zuſchreiten; wir jagen unfere Ge- 
danken ohne Rüdhalt: wir wollen keinen Kıieg, wir ſuchen den Krieg nicht, wir 
haben nur unfere Würde vor Augen. Sollten wir eine8 Tages den Krieg für 
unvermeidlih halten, jo würben wir uns nur auf benfelben einlaffen, nachbem 
wir Ihren Beiftand geforbert und erhalten haben.” 


Spanische Depeche. 
7. Juli. Der Minifter des Auswärtigen Sagafta an die Bertreter Spaniens. 


„Herr Botichafter! Ew. Ercellenz find die wichtigen Erklärungen bekannt, 
tie am 11. Juni in ber Situng der conflituirenden Cortes von Sr. Ercellenz 
dem Herrn Präfidenten des Deinifterrathes gegeben wurden. Indem er den Re⸗ 
präjentanten ber fpanifchen Nation die bis dahin erfolglofen Schritte Darftellte, 
rie gefchehen waren zum Zwecke, einen Candidaten für ben Thron zu finden, 
welchen fie kraft ihrer unbeftreitbaren Souverainetät bergeftellt haben, verkündete 
ihnen der Präfident des Minifteriums, daß zuerft bie proviforifche Regierung, 
dann tie Erecutingewalt, und fpäter die Regierung Sr. Hoheit des Regenten ihn 
mit einem unbeichränften Vertrauen beehrt bätten, ibn bevollmäcdtigend, alle 
Schritte zu thun und alle Unterhandlungen vorzunehmen, vie nöthig waren, um 
in einer Frage von fo hoher Bedeutung einen genugthuenden Erfolg zu erzielen. 
Mit diefen Vollmachten ausgeftattet, hatte der Marihall Prim zur Erfüllung 
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feiner ſchwierigen Miffton außer feiner hoben perfönlichen politiihen Stellung die 
moralifhe Autorität der ganzen Regierung, bie Kraft, welche bie Cinigleit ber 
Meinungen und ber Handlungen verleiht und bie Garantie ber unbebingteften 
Verſchwiegenheit. 

Man war alſo berechtigt, zu hoffen, daß er trotz des unglücklichen Erfolges 
feiner erſten Schritte, alle Arten von Schwierigleiten beſiegen können und daß es 
ihm gelingen werde, ſeinen Collegen in der Regierung unter Zuſtimmung der 
conftituirenden Cortes einen Candidaten vorzuſtellen, würdig, die Krone von 
Spanien zu tragen und zugleich annehmbar für alle Männer der großen monar⸗ 
hifchliberalen Partei. Die Regierung hatte biefes Zutrauen, welches nicht ge- 
täuſcht worden ift, und heute hat fie die Genugthuung, Ew. Ercellenz durch meine 
Bermittlung anzuzeigen, daß ber Rath ver Minifter, am 4 d. M. zu La Granja 
unter dem Borfige Sr. Hoheit des Regenten verſammelt, ven Prinzen Leopold 
von Hohenzollern- Sigmaringen als Candidaten fllr den Thron von 
Spanien bezeichnet bat. Die ſehr günftigen Umftände, in welden ſich der Prinz 
befindet, und die gute Aufnahme, weldye feine Bezeihnung in ber öffentlichen 
Meinung des Landes gefunden hat, geben der Regierung bie angenehme Hoffnung, 
daß ihr Kandidat dbemnähft von den Cortes mit einer großen Majorität zum 
Könige ernannt werben und daß damit bie ruhmreiche conftituirende Periode, bie 
im September 1868 begann, ihren Abſchluß finden werbe. 

Geftern, fobald es möglich war, aus ber Jurüdhaltung hervorzutreten, welche 
uns bisher von der Klugheit geboten war, beeilte ich mich, Ew. Ercellenz tele- 
graphiſch Kenntniß von dem Beichluffe der Regierung und ben Maßregeln zu 
geben, die fie unverzüglich treffen wollte, um ihn den Cortes zur Gutheißung 
vorzuſchlagen, indem fie fi fireng an bie Vorſchriften des Staatsgrundgejetzes 
und an die durch das Gejet Über die Königewahl aufgeftellten Regeln anſchloß. 
Indem ih Ew. Ercellenz erfuche, der... . Regierung bierüber Mittheilung zu 
machen, gebe ich Ihnen einige Andeutungen über bie wahre politiihe Bedeutung 
dieſes Ereigniffes, welches in nichts unfere Beziehungen mit den anderen Mächten 
berühren darf, ungeacdhtet bes großen Einfluffes, den e8 auf die Zukunft des 
ſpaniſchen Volles auszuliben beftimmt if. — — 

— — Denn Prinz Leopold dazu gelangt, den ſpaniſchen Thron zu be: 
fteigen nah dem Votum der fouverainen Cortes, fo wird er conftitutioneller 
König fein mit einer Verfaſſung, welche die demokratiſchſte ift von allen, bie in 
den mit liberalen Staatseinrihtungen verſehenen Ländern beftehen. Seine Re- 
gierung wird mithin nicht entratben können, wie jett fo auch in Folge den Ein- 
gebungen bes dffentlichen Geiftes zu gehorchen, ber ſich nicht ändern wird, weil 
ein Fremder die erfte Beamtenftelle der Nation einnimmt. Bon dem Augenblide, 
wo er den Thron Sau Fernando’s befteigt, wird er Spanier fein und in bieler 
Eigenſchaft das Werk der September - Revolution vom ausſchließlich Ipanifchen Ge- 
ſichtspunkte fortfeßen und befeftigen. Hauptjächlih mit der politifchen inneren 
Wiedergeburt der Nation beichäftigt, wird er die ftrengfte Neutralität nah außen 
beobadten, was ihm geftatten wird, alle feine Kräfte ber Entwidiung der fittlichen 
unb materiellen Interefien des Landes zu widmen, und nichts wird bie Bahn 
ändern können, welche die fpanifche Nation ſich vorgezeichnet hat. 

Deshalb hat die Regierung Sr. Hoheit, ihre freie Action benutzend, um 
bie ihr nothwenbige monardifhe Löfung vorzubereiten, allein auf eigene Verant⸗ 
wortung gehandelt und ſich direkt mit dem Prinzen Teopold ins Ber» 
nehmen gejett, ohne einen einzigen Augenblid daran zu denken, daß ihre 
Ehre ihr geftatte, mit dem geringften Einfluffe eines fremden Kabinet8 zu traus⸗ 
igiren. Ich Ienfe ganz bejonbers die Aufmerkſamkeit Ew. Ercellenz auf dieſen 
Bunkt, weil viel darauf ankommt, feftzuftellen, baß die Regierung des Regenten 
in dieſer Sache nur ihren eigenen Regungen gefolgt ift und daß fein natio-» 
nales Intereſſe im Auslande und nodh weniger ein ausländifches 
Snterejje ihren Borjikenden im Berlaufe dieſer Unterhandlung 
geleitet bat. Nur der Wnunſch, den Willen der Nation und ben Auftrag zu 
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erfüllen, ben ber Regent unb feine Collegen im Cabinet ihm ertheilt, bat ihn 
bewogen, zur Bewerbung um den Thron Spaniens einen großjährigen Prinzen 
aufzufordern, der, freier Herr feines Handelns, durch verwanbtichaftliche Be⸗ 
ziehbungen zu ben meiften regierenden Häufern, ohne bei irgend einem berfelben 
zur Zbronfolge berechtigt zu fein, in biejer Stellung jeden Gedanken einer Feind⸗ 
feligkeit gegen irgend welch' eine Macht ausſchloß. 

Somit berührtdie Sandibatur des Prinzen von Hohenzollern» 
Sigmaringen in keiner Weife die freundfchaftlihden Beziehungen 
Spaniens mit den anderen Mäcten und kann und darf noch weniger bie 
Beziehungen, weldye diejelben unter ſich haben können, berühren.” — — 

Madrid, 7. Juli 1870. 

Unterz.: Praredes M. Sagafta. 


8. Juli. Aus der Erklärung bes Eufebio de Salazar y Mazarrebo 
über bie Entftehung der Hobenzollernihen Candidatur. 


„Im Herbfte 1869, als die Mehrheit ber Cortes eine monarchiſche Löſung 
angenommen hatte, veröffentlichte ich ungeſäumt eine Flugſchrift, die ich heute zum 
großen Theil nochmals berausgebe, weil die Zeitumftänbe dies rechtfertigen. 
Iene Schrift, der Canbibatur des Prinzen Leopold günftig, ſchloß fich folge- 
richtig einer andern an, welde im Anfange bes Jahres 1869 ans Licht trat, und 
werin ih an erfler Stelle die Kandidatur Don Fernando's von Portugal befür- 
wortete. Sein Schwiegerfohn ift heute der amtliche Candidat, und ber Antbeil, 
ben ich an den zu biefen Zwede geführten Unterhandlungen gehabt, bewegt mich, 
diefe Zeilen zu jchreiben, welde als Einleitung zu der erwähnten Flugſchrift 
dieuen follen. — 

— — Niemandem war e6 verborgen, baß Prinz Leopold bis zu einem 
gewiffen Grabe der franzöfiichen Regierung wenig genehm fein würbe. Und fo 
bielt ih es, al8 der General Prim die Güte hatte, mich mit ber zarten Auf⸗ 
gabe zu betrauen, die ich ausgerichtet habe, für meine erfte Pflicht, ihn auf jenen 
Umftand aufmerkſam zu machen, worauf Jener nur eine boch patriotiſche und 
Hug ſtaatsmänniſche Antwort gab. 

Haben wir uns zuerfi an einen preußifchen Prinzen gewandt, um die Krone 
anzubieten? Was bat nicht die ganze franzöfiiche Preffe geſagt, weil Spanien in 
Liffabon, in Cintra, in Florenz uud in Harrow Zurüdweifungen erfahren hatte? 
Wenn wir nun in jenen Berjuden kein Glüd gehabt haben und es befannt 
ift, daß auf dem Herzoge von Montpenfier unb der Republif ebenfalls das Veto 
Napoleons rubt; ſoll deshalb die September » Errungenfhaft zu einer fteten 
Unfertigleit verurtheilt fein? Was kann Frankreich von einem preußifchen Prinzen 
fürdhten, der auf dem Throne Spaniens fitt? 

Erftens gehört Dou Leopoldo dem Fatholiihen Zweige Preußens an, der 
ſchon jeit Jahrhunderten von dem evangelifchen, welcher jegt in Berlin herrſcht, 
weit getrennt ift; und es verdient bier Erwähnung, daß der amtlihe Kandidat 
Spaniens heute der Erbe der Krone Preußens wäre, wenn jeine Altvorbern, 
welche das Erftgeburtsrecht beſaßen, die katholiſche Religion für die proteftantijche 
abgeſchworen hätten. 

Zweitens, kann denn ein parlamentarifher König fein Land in einen aus» 
wärtigen Krieg verwideln? Hängt von Portugal Brafilien ab, weil auf ben 
beiden Thronen Mitglieder derjelben Familie fiten? Was bat im Jahre 1866 
dem entthronten Könige von Hannover feine Berwandtihaft mit der Königin 
Bictoria genugt? 

Desgleihen zeigte fih Philipp V. nicht fonberlih dankbar gegen Frank⸗ 
reich, welches fich fo ſehr angeftrengt hatte, um ihm bie Krone Carl's II. aufs 
Haupt zu jeßen; und es ift überflüffig, an Bernabotte, den Thronfolger von 
Schweben, oder an den ſchon erwähnten Murat zu erinnern, bie im Jahre 1814 
gegen ihren alten Herrn und Beſchützer Napoleon I. kämpften. 
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Dank ift in ber Politik ein leeres Wort; und von ber anderen Seite be- 
tradhtet: was wiürbe denn der Prinz Leopold Preußen zu verdanken haben? 
Rice ‚ gar nichts: Alles hätte er dem Willen ber ſpaniſchen Cortes zu ver- 
danken. 

Die Preußiſche Regierung hat ſich in dieſe Unterhandlung 
nicht eingemiſcht, und der König von Preußen war überraſcht, als 
ihm der Prinz, welcher volljährig iſt, nach Ems ſeinen endgültigen 
Entſchluß mittheilte als eine Sache der Höflichkeit (acto de cortesia). 

Don Leopoldo würde daher ein ſpaniſcher König fein, der weder durch 
jein Auftreten noch Durch feine Neigungen unferem mächtigen Nachbar Beſorgniß 
einflößen könnte.“ 


Zwiſchen Paris und Madrid. 
6. Juli. Der fpanifhe Gefandte in Paris an den Kriegsminifter in Mabrid. 


„Weit entfernt, die Wirkungen bes erften Einbruds übertrieben zu haben, — 
können die Erklärung der Regierung und bie Haltung des gejeßgebenden Körpers 
als ficherer Borbote eines Krieges gegen Preußen betrachtet werben, wenn ein 
preußifcher Prinz König von Spanien würde.“ Olozaga 


7. Juli. Der franzöſiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Gefandten Frankreichs in Mabrid. 


„Ungeachtet bes Circulars des Marfhalls Prim und der Mittheilung, welche 
mir Herr Olozaga foeben machte, haben wir zuviel Vertrauen in Die Gefinnungen 
der ſpaniſchen Nation, um zu glauben, daß man in Mabrid einzig auf der Löfung 
beharre, welche gleichzeitig unfere Würde und unfere Intereffen verlegt. Wir 
werben aljo in unferer freundfchaftlihden Haltung verbleiben und fortfahren 
an der ſpaniſchen Grenze die nöthige Wachſamkeit zu üben, um Alles von bort 
zu verfcheuchen, was von ber Natur wäre, Unruhen auf ber Halbinjel zu unter- 
balten. Wir werden Eis zum letzten Augenblid unfern Sympathien treu ſein 
und werben ficher nicht die Erften fein, Bande zu zerreißen, welche uns theuer 
waren und weldhe wir unauflösbar gemacht zu haben hoffen möchten.” 


8. Zuli. Der ſpaniſche Staats» Minifter an den Geſandten Spaniens in Paris. 


„Ew. Ercellenz joll dementiren, daß die Candidatur des Prinzen Leopold 
Hohenzollern in einem Frankreich oder feiner Regierung feinblihen Gedauken 
vorbereitet worden fei. Sie follen ebenfalls bementiren, baß General Brim fi 
an den Grafen Bismard gewendet babe, um bie Zuftimmung bes Königs von 
Preußen zu erlangen. Die Verhandlungen find ausſchließlich mit dem 
Prinzen Leopold geführt worden, ohne irgend weldhe Beziehungen 
von unferer Seite, binfidhtlih diejes Gegenftanbes, mit dem 
Grafen Bismard.“ 


— — 


Die erſten officiöſen Aenferungen von Preußiſcher Seite, 
Aus der „Norbbeutichen Allgemeinen Zeitung” vom 6. Juli. 


„Was aus Spanien kommt, hat — man faun das zugeftehen — gewöhnlich 
mehr Anregenbes für die Phantafie, als was aus minder romantifhen Ländern 
flammt, aber wenn bei Gelegenheit ber neueften Schritte ber Madriver Regie» 
rung gewiffe Pariſer Sournaliften von einem beabfidhtigten Staateftreih, von 
Einjezung eines Königs ohne Befragen ber Corte und der Nation u. |. w. gar 
Bieles und Schredliches zu berichten wiffen, jo find fie gegen ihre eigene erregte 
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Einbildungskraft nicht vorfichtig genug geweien. Wie man ſich aus ber Rede bes 
Marſchalls Prim am 11. Juni erinnern kann, hatte er früher vom Regenten 
und der Regierung ben Auftrag erhalten, mit dem Prinzen, beffen Namen zu 
verjhweigen er damals durch Ehrenwort verpflichtet war, Unterhanblungen ein» 
zwleiten, natürlich mit Vorbehalt der fpäteren Ratification der durch die Ber- 
taffung als zuftändig bezeichneten Factoren. Dies ift auch jetzt der Fall. Ein 
beutige8 Zelegramm bezeichnet ausdrücklich bie bis jet geführten Verhandlungen 
ale vertrauliche, beftätigt aber, daß dieſelben mit einem Prinzen von Hohenzollern 
gern en würden. Welcher von ben beiden Brüdern des Fürſten Karl von 

umänien gemeint jei, ift nicht näher gejagt, ob ber ältere Erbprinz Leopold, 
geboren 22. September 1835, vermählt jeit 1861 mit Antonia, der Schwefter 
des Königs von Portugal, oder Prinz Friedrich, ber jüngere Bruder, geboren 
25. Juni 1843.” 


Ferner: 


„Ein Urtheil über die Sache erjcheint durchaus verfrüht, unreif, auf bloße 
Hypotheſe begründet, jo lange bie fpanifche Vollsvertretung ſich nicht geäußert hat. 
Se lange dies nicht geſchehen ift, jo lange bie Eortes in Maprid die Wahl des 
ven der proviforifden Regierung ine Auge gefaßten Königs, die von ihnen allein, 
nicht durch Wünſche oder Befürchtungen des Auslandes, zu entjcheiben ift, nicht 
nah den beftebenden Geſetzen vollzogen und endgültig feitgeftellt haben, find 
alle Betrachtungen über bie Angelegenheit wenig mehr als Streit um bes 
Kaijers Bart. 

Die deutjchen Regierungen baben jederzeit die Thatfachen vor Augen gehabt, 
daß Spanien ein jelbfifländiger Staat ift, und daß die Spanier ein mündiges 
Volk find, welches feinen Bormund, feinen Rath, keine Anregung und feinen 
Vorſchlag vou Außen bedarf, um zu wiffen, was ihm in Berfaffungsfragen 
frommt, umd wer zum oberften Lenker feier Geſchicke am geeignetften if. Die 
dDeutichen Regierungen haben darnach gehandelt, und fie werben ferner darnach 
bandeln. Sie werben folglich, wie wir mit Beftimmtbeit annehmen, in biejer 
inneren Frage Spaniens, wie in jeber ähnlichen, weber zu- noch abrathen, ge» 
ihmweige dein irgend welche andere Einmiſchung ſich erlauben, irgend welchen 
Drud ausüben auf deu Gang der Dinge jenjeits der Pyrenden. 

Die Weisheit des ſpaniſchen Bolfes, repräfentirt durch die Eortes, hat bier 
zu reden und nur fie. Die Weisheit des deutſchen bat lediglich fi) neutral zu 
verhalten und wird fi neutral verhalten. WI man anderswo eine andere 
Stellung einnehmen, beitimmend, rathend, drohend, zwingenb auf bie Entjchei- 
dung ter Frage einwirken, wohlan, mag man es verjuhen. Wir laffen bie 
Hände davon.” 


Aus der „Norbbeutihen Allgemeinen Zeitung“ vom 8. Juli: 


„Die Interpellation Cochery über bie fpanifche Thronfolge hat geftern im 
feanzöfiihen Geſetzgebenden Körper ftattgefunden, und das Refultat der minifte- 
riellen Autwort war das Sinken ber Rente um zwei Francd. Une ift die Ant- 
wort bes Herrn Minifters ebenjo unverftäublich, wie das Refultat diejer Antwort. 
Während wir zum erfien Male aus ver Rebe bes Herzogs v. Gramont be- 
finitio erjaben, daß ber Prinz von Hohenzollern das Anerbieten Prime an- 
genommen babe, erfahren wir aus berjelben Duelle, daß man in Frankreich die 
betreffenden Unterhbandfungen nicht kennt, daß eine weitere Discuffion zwecklos 
fei, und doch bei aller bieler Unſicherheit feiner Iuformation, erklärte der Herr 
Minifter, daß die franzöfiiche Regierung nicht dulden werde, „daß eine freinde 
Macht einen Prinzen auf ben jpaniihen Thron fee und die Ehre und Würde 
Frankreichs in Gefahr bringe.” Eben jo wenig verftehen wir das Wort „Krieg,“ 
welches jpäter Herr Ollivier in die Discuffion hineinwarf. Krieg, mit wen? 
Mit dem ſpaniſchen Volke, weil fich baffelbe, der Unficherheit milde, einen König 
geben will? Wir würden einen foldhen Krieg nicht verftehen, denn er würde ja 
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gerade das Refultat haben, welches Herr v. Gramont vermeiden will: eine 
frembe Macht würde über den fpanifhen Thron entſcheiden. Krieg mit Deutfch- 
land? Wir verftehen dies noch weniger, denn oft genug und deutlich genug haben 
die Thatſachen, aus denen ſich die Gefchichte der legten vier Fahre zufammen- 
fegt, ergeben, daß die Neugeftaltungen in Deutfchland nur nationale Motive 
haben, nur nationale Zwede verfolgen, während Preußen, als Sonderftaat gerade 
durch die Schöpfung des Norddeutſchen Bundes und die Verpflichtung, die es fich 
dadurch zu Sunften feiner Bundesgenoſſen uufgelegt bat, ebenfalls den Beweis 
gegeben bat, daß es feine möglichen Bartifular - Intereffen der nationalen Bewe⸗ 
gung unterordnet. Wir glauben daher, der frieblihen Entwidelung der Dinge 
mit der gleihen Zuverficht entgegen ſehen zu können, wie dies Herr Ollivier 
am Schluſſe feiner Rede ausſprach, und meinen, man müffe die Worte der fran- 
zöſiſchen Minifter nur nad dem Umſtande beurtbeilen, daß fie vor einer parla- 
mentarifhen Berjammlung geſprochen wurden, deren Majorität nicht gerade Die 
zuverläffigfte ift.“ 


Weitere Frauzöſiſche Aenfzerungen. - 


9. Zufi. Circular⸗Depeſche des Minifters der Auswärtigen Angelegenheiten an 
die Repräfentanten Frankreichs im Auslande. 


„In Ihren Unterbaltungen mit den Dlitgliedern der Regierung, bei welcher 
Sie beglaubigt find, wollen Sie bemerken, daß wir Nichts verlangen, was nicht 
mit den am beften feftgeftellten Präcedenzfällen des öffentlichen europäifchen Rechtes 
übereinftiamnt. Unſere Brincipien find diejelben, welche die Großmächte in Belgien 
im Sabre 1831 zur Geltung brachten bei der Wahl des Herzogs von Nemours 
zum König der Belgier, welche 1862 Frankreich und Rußland in Griechenland 
geltend machten bei ver Wahl des Prinzen Alfred zum König ber Hellenen durch 
das allgemeine Stimmredt; welche im Jahre 1862 England und Frankreich ver- 
einigt in Betreff des Herzogs von Leuchtenberg, des ruſſiſchen Kandidaten für 
ben griechiſchen Thron, zur Geltung brachten; welde Kaifer Napoleon III. 
ſelbſt freiwillig angewendet hat bei Gelegenheit der Candidatur des Prinzen Murat 
zum Thron von Neapel. Wir würden e8 nicht verftehen, wie man uns die 
Wohlthat einer Doctrin verfagen könnte, welche die Mächte ſchon angenommen 
und auch ſchon oft genug fauftionirt baben.” 

Gramont. 


Aus dem „Moniteur“ vom 8. Juli 1870. 


„Die Lage, wie ſie ſich durch die Annahme des Prim'ſchen Antrages 
Seitens des Prinzen von Hohenzollern geſtellt hat, iſt durchaus klar. Die 
betheiligten Parteien ſind Preußen, Spanien und Frankreich, und es iſt unmöglich, 
in ihren reſp. Stellungen eine Zweidentigkeit zu finden. Nachdem die Preußiſche 
Regierung vier Jahre lang mit unjerer Geduld und der Gebuld ganz Europas 
Mißbrauch getrieben, bat fie nun alle Grenzen überjchritten. Der Marſchall 
Prim bat eine wahre Intrigue angeiponnen, die für Frankreich die ernfteften 
Folgen haben jollte. Was uns betrifft, jo haben wir unfer Wohlwollen für Preußen 
zum Aeußerften getrieben. Spanien und die Spaniſche Regierung können fich 
nur belobend über uns ausipreden, und wir find überzeugt, daß die Regierung 
des Kaifers auch in Zukunft Beweiſe ihres Wohlwollens geben wird. Wenn 
unjere Politit Spanien gegenüber eine gemäßigte fein muß, jo ftehen wir Preußen 
gegenüber ganz anders. Dieje durch ihre erften Erfolge in Selbſttäuſchung ver- 
fegte Macht ſcheint ſich das Uebergewicht und die Herrihaft in Europa anmaßen 
zu wollen. Es ift Zeit, ſolchem Anipruch ein Ziel zu jegen. Die Frage muß 
erweitert werden, und heute ift die Entfagung des Prinzen Leopold 
auf den Spanifhen Thron nicht mehr ausreihend, denn dies wirbe 
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Seitens des Grafen v. Bismard nur ein geſchicktes Verfahren fein, uns zu ent- 
waffnen, mit dem Vorbehalt, fpäter eine beffere diplomatiſche Stellung einzu- 
nehmen und uns, nachdem er feine militairishen Streitkräfte und die öffentliche 
Meinung in Deutichland vorbereitet, in neue und ernftere Verlegenheiten zu ver- 
wideln. Man würde immer von vorn anfangen müflen. Das Wenigfte, was 
wir verlangen müſſen und was uns heute befriedigen kann, wäre die formelle 
Defräftigung und die abjolute Ausführung des Prager Friedens feinem Wort- 
laute und Geiſte nad, d. h. die Freiheit der ſüddeutſchen Staaten, die Räumung 
der BeRung Mainz, welche zum Süden gehört, das Aufgeben eines jeden mili- 
tairifchen in tuffee jenfeit des Mains und die Regulirung des Artileis V. mit 
Dänemarl. Dies find bie einzigen Garantien, welche uns befriedigen künnten, 
und wenn man fie uns nicht gewährt, fo können unfere Forberungen nur größer 
werben.” 
Aus den „Pays.“ 


„Das kaudiniſche Joch ift bereit für die Preußen; fie werden fidh darunter 
beugen und zwar ohne Kampf befiegt und entwaffnet, wen fie e8 nicht wagen, 
einen Kampf aufzunehmen, deſſen Ausfall nicht zweifelhaft ift. Unſer Kriegs- 
geſchrei iſt bis jett ohne Antwort geblieben. Die Echos des Deutſchen Rheius 
find noch ftumm. Hätte uns Preußen die Sprache gefprodhen, die Frankreich 
ipricht, fo wären wir ſchon lange unterwegs.“ 


Die „Liberté“ verlangt, daß man der Sade ein Ende made, und den 
Rhein wegnehme, wenn man ihn brauche, daß man die Gelegenheit benuge, um 
auf diplomatischen Wege oder durch den Krieg Preußen für fein Auftreten gegen 
Dänemark und Oefterreih zu ftrafen und dahin zu bringen, daß es in Zukunft 
nit mehr zu fürchten fei. 


1. Zul. Depeihe an Benedetti nah Ems. 


Herrn Benedetti, Botichafter Frankreichss. — Wildbad. 
„Reifen Sie nah Ems ab. Ein Attache, den ih morgen früh abreifen 
taffe, wird Ihnen Inftrultionen dahin bringen. Er wird in Ems um 11 Uhr 
Abends ankommen. Lafjen Sie dem Bahnhofschef mittheilen, wo Sie abfteigeu 


“ 
werben. Gramont. 


Diplomatifhe Mittheilungen zwiſchen England und 
Frankreich. | 
(Aus dem Engliihen Blaubuche.) 


In einer Depeiche, vom 8. Juli, theilt Lord Lyons dem Loıd Granville 
mit, daß Gramont ihm (Lyons) in einer Unterredung bemerkt, Preußen babe 
noch feine Antwort auf bie Forderung Frankreichs gegeben, letzteres bürfe in 
Folge beffen mit feinen militairifchen Vorbereitungen nicht länger zögern. Einige 
Schritte in diefer Richtung jeien bereits geichehen, und morgen müßten die DBe- 
börden allen Ernfies beginnen . . . . Als ih dann mein Erftaunen und Be- 
dauern Über vie Schnelligkeit ausbrüdte, mit welder die franzd- 
jühe Regierung vorzugehen fcheine, beftand Herr von Gramont 
darauf, bad ein längerer Auffchub unmöglich fei ... . . man fünne nicht jagen, 
dag Frankreich den Streit ſuche, von der Schlaht bei Sadowa bis zu 
diefer Thron-Canpdidatur babe die franzdfifhe Regierung eine 
Geduld, eine Mäßigung, einen verfühnliden Beift entwidelt, der 
nah der Meinung vieler Franzojen zu weit gegangen jei.... 
Es ſtehe ernftiich zu hoffen, daß der König von Preußen dem Prinzen offeu 
verbieten werde, nah Spanien zu geben. Es gäbe indeſſen noch eine andere 
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fung der Frage, auf welde er (Gramont) die englifche Regierung beſonders 
aufmerkſam machen wolle. Der Prinz von Hohenzollern könnte feine Prä⸗ 
tenfionen auf den fpanifhen Thron aus eigenem Antriebe aufgeben... .. Ein 
freiwilliger Rücktritt feitens des Prinzen würde feiner (Gramonts) Anficht 
nach eine höchſt glüdliche Löſung fchwieriger und verwidelter Fragen fein, und er 
bitte Die englifche Regierung, allen ihren Einfluß aufzubieten, um eine foldye 
Löſung zumege zu bringen. 

Die engliihe Regierung that dies, ließ aber zugleich die franzöſiſche Re⸗ 
ierung zur Mäßigung auffordern. Die letztere wollte jedoch ihre militairifchen 
—58 — nicht. aufgeben. 

In einer Depefhe von Lyons au Granville vom 10. heißt es: 
Gramont bemerkte, „daß einfache Vorficht gebiete, mit den militairifhen Bor- 
bereitungen nicht zurück zu fein. ... Es ſei nöthig, daß Frankreich wenigftens 
ebenjoweit fei, wie Preußen... . Die franzöfiihe Regierung wolle auf eine 
furze Zeit (3. B. 24 Stunden) jene großen, oftenfiblen Kriegsvorbereitungen (wie 
Einberufung der Reſerven), welche die öffentlihe Stimmung in Franlreih in 
Brand fteden (inflame) würden, verichieben. Alle weſentlichen Vorbereitungen 
indeß müßten unverzögert ausgeführt werden. Die franzöfifhen Minifter würden 
unweife fein, wenn fie e8 darauf anlommen laffen wollten, Preußen durch aus- 
weichende Vorwände einen Zeitgewinnft zu geftatten. .. . Wenn ber Prinz jetzt 
auf den Rath des Königs von Preußen bin feine Candidatur zurüdzöge, fo 
würde bie ganze Angelegenheit erledigt fein... . Wenn aber der Prinz nad 
feiner Berathung mit dem König darauf bebarre, als Candidat für den fpanifchen 
Thron aufzutreten, dann werde Frankreich fofort gegen Preußen den 
Krieg erflären.“ 


Erklärungen im engliſchen Barlamente. 


11. Zuli. Im Oberbaufe ftellte Lord Malmesbury eine SInterpellation 
über die fpanifche Frage. 


Earl Granville beantwortet die Interpellation folgendermaßen: „Erfi am 
vorigen Mittwoch hatte ich die Ehre, die Siegel des auswärtigen Amtes in 
Empfang zu nehmen. Als ih Tags zuvor eine unoffizielle Unterredung mit 
Herrn Hammond, dem erfahrenen Unterftaatgjefretair des auswärtigen Amtes 
batte, bemerkte er, daß, abgeſehen von der Griechiſchen Banbitengefchichte, eine 
folhe Stille in auswärtigen Angelegenheiten ihm während jeiner ganzen langen 
Praris noch nicht vorgelommen ſei, und daß keine wichtige Frage, jeines Wiſſens, 
in meinem Departement vorliege. Das war am Dienstag zwiſchen 3 und 4 Uhr. 
Zmei Stunden Später erhielt ih ein Telegramm, daß die ſpaniſche Krone durch Die 
proviforiihe Regierung dem Prinzen Leopold von Hohenzollern angetragen 
und von ihm angenommen worden ſei. Ant folgenden Tage fuhr ich nach Winbfor, 
woſelbſt ich die Ehre hatte, die Siegel des auswärtigen Amtes zu erhalten. Bei 
meiner Zurückkunft ſprach ih Herrn v. Lavalette, der mir bie bereits befannte 
Neuigkeit mittheilte, fi in jehr energiihen Worten über die Frankreich dadurch 
gebotene Beleidigung äußerte und mir den Entihluß der kaiſerlichen Regierung 
mittheilte, die Ausführung des Planes nicht zu geftatten. Ich ſprach mein Be- 
dauern aus, daß die franzöftiche Regierung fofort jolhe ftarfe Aeußerungen ge- 
braucht, räumte das Vorhandenſein einer gewaltigen und aufgeregten öffentlichen 
Meinung in Frankreih ein und bemerkte, daß ich mich bemühen würde, ferne 
von jeber gebieterifhen Haltung und jeder ungeziemenden Einmifhung in die ' 
Angelegenheiten anderer Staaten, bdiejen die Nothwendigkeit einer Erörterung 
diejer wichtigen Frage von den verjchiedenften ihrer ernften Gefichtspuntte auf das 
Dringendfte an das Herz zu legen. Diejen Prinzipien gemäß bat Ihrer Ma- 
jeftät Regierung bisher gehandelt. Ich fette mich in Verbindung, nicht allein mit 
Frankreich, Spanien und Preußen, fondern aud mit den Übrigen Großmächten 
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oder deren Vertretern, und ich babe keinen Grund zur Annahme, daß irgend 
eine biefer Mächte von einem anderen @efühle befeelt fei als dem, den Frieden 
zu erhalten und zu deſſen Erhaltung nad Kräften das Ihrige beizutragen. Ueber 
die Birkungen dieſer Bemühungen kann ich heute noch keine Meinung äußern, 
doch ſpreche ich die zuverſichtliche Hoffnung aus, daß es ber Weisheit und Mä- 
Bigung der Fürften und Staatsmänner Europas gelingen werde, ein fo unge- 
beures Unglüd, wie ein Krieg wäre, abzuwenden. Uns Allen ift befannt, wie ge» 
ringfügige Beranlafjungen, Mißgriffe und Mißverftänpniffe beider Theile mehrere 
ber traurigften Salamitäten, unter denen Europa zu leiden hatte, berbeiführten, 
doch jollten, meinem Dafürhalten nach, Mittel gefunden werden, um berartigen 
Ergebniffen, wie fie durch Lord Malmesbury angedeutet wurden, vorzubeugen.“ 


Im Unterbaufe beantwortet Gladſtone eine Interpellation in dem⸗ 
jefben Sinne, er fügt die Bemerkung hinzu: „Ihrer Majeftät Regierung ift es 
nicht befannt, daß die Regierung des Königs von Preußen fich zu einer Billigung 
der beiwußten Candidatur irgendwie anheiſchig gemacht oder gebunden babe.” 
(has committed or bound itself to any approval of such candidature.) 


Stellung Oeſterreichs. 


6. Juli. Depeiche des Grafen Beuft au den öſterreichiſchen Geſchäftsträger in 
Berlin. 

„Als der Laiferlihen und königlichen Regierung vor einiger Zeit Die erften 
Rotizen barüber zufamen, daß der erledigte Thron Spaniens dem Erbprinzen 
von Hobenzollern:Sigmaringen zugedacht werde, fand fie darin noch keine 
Beranlaffung, ſich nad irgendwelder Seite darüber auszuſprechen. Heute, nach⸗ 
dem dieſe Candidatur ale Thatjache gilt, und bereits in ganz Europa als ein 
folgenreiche® Ereigniß aufgelaßt wird, fühlt diejelbe fich gebrungen, ihren Anfichten 
und gewiffermaßen ihren Ahnungen Ausdrud zu leihen. Sie folgt hierbei feinem 
anderen Beweggrunde, als ihrer Sorge für die Erhaltung des allgemeinen Frie- 
tene. — — 

Die franzöfiihe Nation bat die Empfinblichkeiten unterbrüdt, melde bie 
Bergrößerung Preußens in Deutſchland bei ihr rege gemacht bat, aber das faum 
übermundene Miftrauen würde nicht nur von neuem erwachen, fonbern bis zu 
ernfier Beunruhigung fi fleigern, wenn der Verſuch gemacht würde, Spanien 
durch die Thronbefteigung einer Seitenlinie des preußiſchen Königshaujes für den 
Einfluß Preußens zu gewinnen. Unjere Nachrichten aus Frankreich geftatten 
feinen Zweifel daran, daß man bort einen jolhen Verſuch als gegen die franzd-» 
ſiſchen Rationalintereffen gerichtet betradhten, und daß gegenüber der Candidatur 
des Brinzen Leopold die Haltung Frankreichs diejenige einer entichiedenen Gegner⸗ 
fchaft fein würde, einer Gegnerſchaft, die nur zu leicht in Spanien den Bürger- 
trieg und in Europa bie gefährlichfte Spannung zwiſchen zweien jeiner Haupt⸗ 
mãchte zur Folge haben fünnte. 

Angefihts fo ernfter Eventualitäten bat es uns zu bejonderer Befriebigung 
gereicht, aus Paris zu erfahren, daß Kaifer Napoleon in der freundſchaftlichſten 
Beife die Lage, in welche bie neuefte Wendung ber fpaniihen Thronfolge den 
Chef des franzöfiihen Volles verjegen würde, Seiner Majeftät dem Könige 
Wilhelm vorftellen und die vertrauensnolle Ueberzeugung habe ausprüden laffen, 
der Weisheit des Königs und feinem Einfluſſe als Haupt des Hohenzollerichen 
Hauſes werde es vorbehalten fein, eine fo bedenkliche Berwidelung fernzuhalten. 
Unfer Wunfch, den Frieden gefichert zu wiflen, ift zu lebhaft, und unjere Be⸗ 
forgnig, daß ſchwere Verhängnifſe aus der Annahme der Krone Spaniens durch 
einen Hohenzollern'ſchen Prinzen hervorgehen würden, zu gut begründet, als 
daß wir nicht auch unſererſeits unfere Stimme in ähnlichem Sinne erheben 
müßten.“ 


_ — * 
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7. Zuli. Telegramm bes Grafen Beuft an den öfterreichifchen Geſandten in 
Maprib. . 

„Laut Mittheilung des fpanifchen Geſandten hat die Regierung beichloffen, 
den Cortes die Candidatur Hohenzollern vorzufchlagen. Sie erklärt, daß dieſer 
Entihluß nur den Nationalwillen vollziehe und feinen beunrubigenden Gedanken 
in ſich fchließe. Ich babe geantwortet, der Gedanke könne vortrefflich jein, bie 
Wirkung aber fei beflagenswerth. Kundgebungen des Nationalwillens für eine 
Combination, die den Frieden Europas gejährde, jeien mir nicht belannt, und es 
fei zu hoffen, daß Boll und Re \erung Spaniens ben Appell Frankreichs an 
ihre Weisheit und ihre Yreundichaft Gehör leihen würden. Uufere Meinung 
ſei um fo unverbäctiger, als wir jederzeit die volllommenfte Unparteilichkeit 
und ſtreugſte Zurüdhaltung in den Angelegenheiten Spaniens beobachtet hätten.“ 


8. Zuli. Depeiche des Botjchafters Fürften Metternich in Paris an Graf Beuft. 


„Ih hatte mich vorigen Dienftag, 5. Juli, bei dem Herzog von Gramont 
angemelbet. Kaum war id) eingetreten, als der Herzog mid mit ben Worten 
empfing: „Ich bin jehr glücklich, Sie zu fehen; ich komme eben von St. Cloud, 
wo der Minifterrath jehr bewegt war. — Sie wiſſen, was vorgeht?” — — 
Mit fehr feftem, beinahe bewegtem Tone fügte er hinzu: „Das foll nicht ge- 
ſchehen; wir werben uns mit allen Mitteln entgegenjegen, follte 
felbft der Krieg gegen Preußen daraus hervorgehen.“ 

Ich antwortete jogleih: „Aber wie werden Sie es verhindern? — Wenn 
der Prinz Teopold in Spanien anlommt, wenn er dort ausgerufen wird, fo 
iſt es Spanien, mit dem Sie den Krieg führen müffen.“ 

Die Antwort des Herzogs war etwas ausweichend, aber folgendes ift der 
Plan, welden, wie ich glaube, die Regierung befolgen wird. 

Spanien gegenüber wird man fih nicht rühren, fo gewiß ift man, 
daß wenn man in Madrid wüßte, die Regierung in Frankreich fei gegen die 
Candidatur des Prinzen Leopold, dies binreihen würde, feine Ernennung zu 
fihern. Man wird fi allein an Preußen halten. 

Schon hat eine jehr beftimmte Erklärung flattgefunden zwijchen beim Herzog 
von Gramont und dem Baron von Werther. Der fettere ift mit der 
Ueberzgeugung abgereift, Daß man dieſe Kandidatur nicht aufftellen laſſen will, 
und er hat verfproden, Alles, was in feinen Kräften ftebt, zu tbun, um den 
König, zu dem er fih nah Ems begeben hat, dazu zu vermögen, daß er feinen 
Verwandten auffordere, die Krone Spaniens zurüdzuweiien. Das ift es, was 
man von Preußen als einen Alt des Entgegenlommens fordert. 

Ich babe dem Herzog gejagt, daß ich mich fehr wundern würde, wenn in 
einer Frage, die Preußen nicht direkt interejfirt, das Legtere nicht nachgeben wollte; — 
daß Dies ein diplomatiſcher Erfolg jei, den Herr v. Bismard Frankreich be- 
willigen Tönne, bejonders wenn er zum Erjat dafür andere Zugeftändniffe er- 
bielte in Fragen, die ihn näher angingen. 

Der Herzog erwiderte mir: der Schlag fei geführt, es werde aus 
dDiejer Angelegenheit ein ſchlagender Beweis von Breußens Uebel- 
wollen hervorgehen, welder nicht mehr vergejjen werben könne, 
felbft wenu e8 gegenüber der Fategorifhen Aufforderung, welche 
er an daſſelbe rihten werde, nachgeben follte. 

Er fragte mi, ob ich glaube, daß es nützlich fein würbe, wenn wir in 
diefer Sache in verföhnlihem Sinne intervenirten. Ich babe ihm geantwortet, 
meiner Aufiht nach könnten wir dies nur auf fehr vorfichtige Art thbun, und in 
einer aufrichtig friedlichen Abfiht. Der Herzog fagte mir, es wilıde das Befte 
jein, wenn Sie in Berlin recht zu verftehen geben, daß man der hier herrichenden 
nationalen Erregung gegenüber, im Intereffe des Friedens wohl thun mwürbe, ven 
Prinzen Leopold aufzufordern, dieſe Candidatur zurückzuweiſen.“ 
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11. Juli. Depeſche des Grafen Beuft an Fürſt Metternich. 


„Ihre Mittheilung vom 8. d. M. malt uns die Lage in ziemlich beun- 
rubigenden Farben. Wir können nicht beanſpruchen, uns zu Richtern aufzumwerfen 
über bie Intereffen, Die bei der Frage der Candidatur des Brinzen von Hohen⸗ 
zollern für den Thron Spaniens in Betracht kommen. Das einzige Gefühl, 
das uns bei dieſer Gelegenheit befeelt, ift der Wunich, zur Erhaltung des Friedens 
beizutragen. Kein anderes Interefje kann unfere Politik leiten, aber dieſes if 
Kart genug, um uns zu bewegen, einen thätigen Antheil an den Bemühungen zu 
nehmen, die von verſchiedenen Seiten verfucht werben follen, um zu verhindern, 
daß die jetzige Vermwidelung einen bedauernswerthen Umfang gewinne. 

Bir haben nicht gezandert, Die Sache des Friedens zu vertreten, indem wir 
verfuchten, einen Anlaß zu bejeitigen, über den die franzöfifche Regierung fich nicht 
ohne Grund erregt zeigt. Wir wiſſen, daß die englifche Regierung in Berlin eine 
der unfrigen faft gleihe Sprache geführt hat, und wir find überzeugt, baf bie 
anderen Kabinete nicht ſäumen werben, dieſem Betjpiel zu folgen, wenn fie es 
nit ſchon nachgeahmt haben. 

Wir zweifeln nicht, daß die vereinten Stimmen Europas fih zu Gunften 
ter Erhaltung bes Friedens werben vernehmen Yaflen, und es fcheint uns ein«- 
leuchtend, daß die Zurückziehung ber Kandidatur des Prinzen von 
Hohenzollern, welche noch nicht der Gegenftand einer feierlichen Manifeflation 
der fpanifchen Nation geworben ift, und welche keineswegs in einer ernften Noth⸗ 
wendigkeit der Lage begründet ift, Die einfachſte Löſung ber Schwierigleit fein 
würbe, welche heut mit vollem Rechte ganz Europa beichäftigt. Dieſe Löſung tritt 
feinem Rechte zu nahe, und legt kein Opfer auf, ſelbſt nicht der perfönlichen Würbe 
des Prinzen, welder, indem er auf die kaum veröffentlichte Candidatur verzichtete, 
ein edles Beijpiel der Selbftverleugnung gäbe, deſſen Werth überall geſchätzt 
werben würde. 

Andererſeits glauben wir gern, daß Frankreich, wenn es ſich auch auf bie 
Bahrung feiner Würde eiferfichtig zeigt, filh doch davor hüten werde, Durch feine 
Haltung die Gefahren der Lage zu vermehren. Wir begreifen e8, wenn die fran- 
zöfijhe Regierung darauf befteht, daß den augenfcheinlichen Interefien, die es bei 
diefer Gelegenheit vertbeidigen muß, Rechnung getragen werde, aber die Mäßigung 
wird ber Fefigkeit diefer Sprache nicht Schaden, und ihr nur neue Anrechte an 
Me Sympathien der Mächte erwerben, welche darauf halten, daß bie öffentliche 
Aube nicht durch unvorbergefehene Berwidelungen geftört werde.“ 


11. Zuli. Vertrauliche Depeſche Beufts an Metternid. 


„Der täglich fich fleigerude Ernſt der Lage läßt es mir als Pflicht er- 
ſcheinen, Ihnen meine Auffaffung beftimmt auszuiprechen. — In der einzigen 
offiziellen Mittbeilung, die mir der franzöſiſche Geſchäftsträger gemacht bat, for- 
dert der Herzog von Gramont mur unſere dipfomatifche Unterftügung, auf 
weiche er im vollftien Maße rechnen kann. Aber in Berfoig jener offiziellen Mit⸗ 
theilung fügte der Marquis von Cagaur binzu, daß er auf Grund vertraulicher 
Schreiben des Herzogs fi veranlaßt jehe, „in akademiſcher Weiſe“ mit mir bie 
Kriegsfrage zu beiprehen. — Ich merkte, daß er mich fondiren follte, ob 
unfere Mitwirkung nicht Über eine blos biplomatiihe Action hinausgehen Fünnte, 
wenn es zum Kriege käme. Cs ift wichtig, daß in biefer Beziehung kein Miß- 
verfländniß auflomme. Ich lege beſonders Werth darauf, daß der Kailer Na- 
poleon und feine Minifter fich keiner Täuſchung darüber bingeben, als Fönnten 
fie uns nach ihrem Gefallen mit fich fortreißen über bie Grenze unferer Ver⸗ 
ſprechungen hinaus und ohne Rüdfiht auf unfere Lebensintereffen. — Mit Zu⸗ 
verfiht von einem Obfervationscorps ſprechen, das wir in Böhmen auf- 
ſtellen follen, wie es nah Ihren Berichten der Herzog von Gramont im 
Minifteratbe getban hätte, bieße Doch gar zu kühn vorgehen. Nichts berechtigt 
deu Herzog, auf eine dergleihden Maßregel unferer Seite zu 
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rehnen. — Die einzige Verpflichtung, die wir übernommen haben, gebt dahin, 
uns niht ohne Wiſſen Frankreichs mit einer anderen Madt zu 
verbinden. Diejes Verſprechen werben wir gewiflenhaft halten. — Wir er» 
Mären uns außerdem laut ale aufridhtige Freunde Frankreichs und unjere 
diplomatiſche Mitwirkung ift ihm gefihert. Darauf allein beſchränkt ſich unfere 
Zuſage. Ich babe nicht nöthig, Sie daran zu erinnern, daß wir bei der Er- 
wägung ber Kriegseventualitäten ftets erflärt haben, daß wir uns gern ver- 
pflidten würden, activ in bie Handlung einzutreten, wenn Ruß- 
land fih an die Seite Preußens ftelft, daß wir aber, jo lange Preußen 
allein gegen Frankreich kämpfe, neutral bleiben wollten. — — 

Der Kaifer Rapoleon bat uns zugefagt, uns zu Hülfe zu 
fommen, weun wir von Preußen angegriffen würden, aber gewiß hält 
er ſich nicht für verpflichtet, einfach hinter uns berzumafchiren, wenn uns bie 
Luft anwanbelt, ohne feine Zuftimmung den Krieg an Preußen zu erklären. 

Man fagt freilih: Frankreich fei nicht der Angreifer, Preußen jei es, das 
ben Krieg provozire, wenn e8 nicht die Hobenzollerihe Kandidatur zurücknehme. 
Ich will mi darüber ganz offen ausiprehen. Wenn der Krieg notwendig 
wird, fo wird e8 vor Allem durch die von Frankreich feit dem erften 
Angenblide angenommene Haltung der Zal fein. — Gleich jeine erften Kund⸗ 
gebungen tragen nicht den Character einer diplomatifchen Action, fie find vielmehr 
eine wahrhafte Kriegserflärung gegen Preußen und zwar in Ausdrüden, 
welche in ganz Europa Erregung hervorrufen und zu dem Glauben an einen 
vorbedachten Plan, den Krieg um jeden Preis herbeizuführen, berechtigen. 

Alle Anzeichen laſſen nur allzujehr erkennen, daß auf Seiten Frank— 
reichs der Wunſch befteht, Streit mit Preußen anzufangen und in 
diefer Abfiht einen Vorwand aus der erften Angelegenheit, die fich darbietet, zu 
entnehmen. Die näheren Angaben in ihren Berichten können mich in vieler 
Auffaffung nur beſtärken, und ich jehe darin nur einen Grund zu größerer Zu- 
rüdhaltung. Wenn man in Paris die ganze Angelegenheit mit bloßer Leiden- 
[haft behandelt, jo Fünnen wir nicht den Wunſch hegen, uns unter folchen 
Aufpizien mit einzujchiffen. — — — 

Neben den politiihen Gründen giebt e8 übrigens für uns auch materielle 
Gründe, die uns nicht geftatten würden, eine kriegerifhe Haltung anzunehmen. 


Der Herzog von Gramont hat uns zu fehr aus ber Nähe kennen ge- 
lernt, um fich darüber zu täuſcheu. Selbft wenn wir wollten, könnten wir nicht 
fo plötzlich erhebliche Streitkräfte aufftellen. — — — 


Wir Können nicht von heut zu morgen zur Action übergeben. — Ich will 
nicht fügen, daß niht Eventualitäten eintreten fönnten, die und zu 
einer Theilname an dem über eine Machtfrage zwiſchen Frankreich und Preußen 
ausbrehenden Kampfe beftimmen, — aber ganz gewiß wird mannicht als— 
bald beim Beginn des Krieges Deftreih- Ungarn zur Betbeiligung 
bereit finden. Unſere Dienfte find bis zu einem gewiſſen Maße gefichert, 
aber vieles Maß wird nicht Überjchritten werden, wenn uns nicht die Ereigniffe 
dazu drängen, und wir benfen nicht, uns blos auf das Belieben Frankreichs in 
einen Krieg zu ftürzen. Diefe unjere Stellung dem Kaifer Napoleon nahezu- 
legen, ohne fein Mißfallen bervorzurufen, das ift Die Schwierigleit Ihrer Auf: 
gabe. Es darf nicht geicheben, daß ein Ausbruch libler Laune gegen Deftreich 
plöglih eine andere Wendung feiner Bolitit bervorrufe. — Spredhen Sie 
daher jo laut wie möglich von unferen Berpfligtungen und unferer 
Treue in Erfüllung derjelben, damit der Kaifer fih nit plötzlich 
auf unfere Koften mit einer andern Macht vertrage. Halten Sie bie 
Augen offen, das iſt meine legte und hauptfächliche Empfehlung.“ 
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Die Borgänge in Ems bis zum Verzicht des Prinzen 
von Hohenzollern. 


9. Juli. Erſte Depefhe Benedettis aus Ems an Gramont. 

„In Gemäßheit der telegraphiihen Depeihe Ew. Excellenz babe ich mich 
fofort nah Ems eben, wo ich geftern Abend angelommen bin. — — Meine 
erfte Aufgabe war bier, eine Aubienz beim König zu erlangen. Der Flügelad- 
jutant fam Bormittags mir zu melden, daß der König mid Nachmittag empfangen 
würde. — — — Zur bezeichneten Stunde ließ mich ber Kaifer rufen. Ich fette 
ihm bie durch die Hohenzollernſche Kandidatur gefchaffene Lage auseinander und 
verbehlte ihm nicht Die dadurch in Frankreich herworgerufene Erregung. — — 
Der König, fagte ih, kann die -verberblihen Folgen des Schrittes beichwören, 
der Prinz Hohenzollern kann bie Krone Spaniens nicht ohne Genehmigung 
Sr. Majeflät annehmen; möge ber König ihn davon abhalten und alle Beun— 
rubigung jchwindet. — Ich appellirte an die Weisheit und das Herz Sr. Majeftät 
und fügte binzu, daß die Regierung des Kailers darin eine VBürgichaft für die 
Beieftigung der guten Beziehungen mit der preußiichen Regierung ſehen würde. 

er König antwortete mir: man dürfe fich Über den Character jeiner Be⸗ 
tbeiligung an ber Angelegenheit keine irrthümlichen Gedanken machen: Die bezüg⸗ 
lichen Verhandlungen find zwiſchen der ſpaniſchen Regierung und dem Prinzen 
von Hohenzollern geführt worden: bie preußifche Regierung iftdenfelben 
nicht blos fremd geblieben, fie hat Davon gar feine Kenntniß ge» 
babt. Der König jelbfi Hat es vermieden, daran Theil zu nehmen, 
er bat es verweigert, einen Abgejandten der fpanifhen Regierung, 
der ein Schreiben des Marſchalls Brim überbringen follte, zu 
empfangen, indem er jedoch den GOrafen Bismard von diefen 
Zwifhenfällen unterridtete. Er bat ſich erft zu einer Aubdienz 
entichloffen, als der Prinzvon Hohenzollern ſich entichloffen Hatte, 
das Anerbieten anzunehmen und feine Einwilligung dazı erbat, 
was zur Zeit der Aukunft in Ems ftattfand. Er babe ſich darauf beichräntt, 
ihm zu erklären, daß er feinem Vorhaben fein Hinderniß entgegenjegen wolle, 
Nur als Familienhaupt, durchaus nicht als Souverain von Preußen, ift er alfo 
von der Sache unterrichtet worden, und hat er ſich daran betbeiligt; auch bat er 
den Minifterrath nicht mit der Sache befaßt, und die preußifche Regierung kann 
nicht um eine Angelegenheit zur Rede geftellt werben, bie fie nicht gelannt hat 
und mit ber fie nichts mehr gemein hat, al® irgend eine andere Regierung. — 

Ich erlaubte mir zu erwibdern, daß der genaue Sinn dieſes Unterjchiedes 
der öffentlihen Dieinung nicht zugänglich gemacht werben könne, daß fie vielmehr 
un Prinzen Hohenzollern nur ein Mitglied des preußischen Königshaufes jehe, — 
daß das Nationalgefühl von Frankreich einmüthig davon ausgehe und die Re- 
gierung bes Kaiſers darauf Rückſicht nehmen miüffe. 

Der König ging zu einem anderen Gefichtspunft über und bemerkte, daß 
die jetzige Regierung von Spanien fouverain und von allen Mächten anerkannt 
jei, Se. Majeftät vermöge nicht zu erkennen, mit welchem Recht man fich einer 
von ber ſpaniſchen Landesvertretung frei getroffenen Wahl eines Souveraing 
wiberfegen fönnte. Nach einer von dem fpanifchen Gefandten vorgeftern in Berlin 

achten Mittbeilung, der erften und einzigen welche Die preußijche Regierung 
isher empfangen babe, jollten die Cortes zum 20. zufanımen bernfen werben, und 
fie könnten ja die Hohenzollernſche Candidatur zurüdweilen, wenn fie den Wünſchen 
des Landes nicht entiprädhe. — — — Indem er von Neuem auf feinen ge- 
wifjermaßen negativen Antheil an der ganzen Angelegenheit zurückkam, wieberholte 
er, daß er deu Prinzen Leopold keineswegs ermuthigt, ſondern ſich darauf be- 
ſchränkt habe, ihm die Annahme nicht zu unterjagen, — er könne jetzt nicht 
plötfich fein Recht dahin geltend machen, ihn zur Entjagung zu nöthigen. Wir 
möchten unſere Anftrengungen nah Madrid richten, um die bortige Regierung 
zum Berzicht auf das Project zu beftimmen.” — — — 
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10. Iufi. Gramont an Benebetti. 
Ich babe erft heute Morgen Ihre Depefhe von geftern Abend erhalten. 
Sie müffen Alles daran fegen, eine befinitine Antwort zu erhalten. Wir können 
nicht warten, wenn uns nicht in ben Vorbereitungen Prenfen zuvorkommen fol. 
Der heutige Tag barf nit zu Ende geben, ohne baf wir an- 
fangen.” — 


Weiter, an bemfelben Tage: R 
„Schreiben Sie nur eine Depeche, bie ih in den Kammern 
lefen oder veröffentlihen kann, in welder Sie barlegen, baß der 
König die Annahme Seitens bes Prinzen von Hohenzollern ge— 
fannt und gebilligt hat und fagen Sie namentli, daß er verlangt bat, 
fi erft mit dem Prinzen ins Vernehmen zu fegen, ehe er Ihnen feinen Ent- 
ſchluß mittheitt.“ 


10. Juli. Depeſche Gramonts an Benebetti. 

— — „Während ber König Sie von Stunde zu Stunde binhält, unter 
dem Vorwand fih mit dem Prinzen von Hohenzollern zu verflänbigen, ruft 
man in Preußen bie Referven ein und gewinnt uns gegenüber einen koftbaren 
Vorfprung. Um feinen Preis bürfen wir unferen Gegnern heute biejelben 
Bortheile laffen, welche im Jahre 1866 fo verhängnißvofl für Deflereid wurben. 
Ueberbies entflammt bie öffentliche Meinung immer mehr unb überfluthet uns. 
Wir müffen anfangen; wir warten nur auf eine Depeiche von Ihnen um 
300,000 Mann einzuberufen. Ich Bitte Sie dringend, ſchreiben Sie oder 
telegraphiren Sie etwas reht Deutliches (de bien clair). Wenn ber 
König dem Prinzen nicht die Entfagung anrathen will, — nun 
denn, fo haben wir fofort ben Krieg und in wenigen Tagen find 
wir am Rhein.“ 





11. Juli. Gramont an Benedetti (Telegramm). 

„Sie können fi nicht denken, in welchem Grabe bie öffentliche Meinung 
erregt ift; fie überfluthet uns von allen Seiten unb wir zählen bie Stunben. 
Sie müflen unbedingt barauf beftehen, eine Antwort vom König zu erhalten, 
verneinend ober bejahend. Wir müflen Sie morgen haben, — übermorgen 
wäre es zu fpät. Der Regent von Spanien hat nad) einer Berathung befchlofien, 
an ben Prinzen Jemand zu fdiden, der auch ben König und Graf Bismard 
ſprechen fol, um bie Rücknahme ber Candidatur zu verlangen. Sie können ſich 
biefer Nachricht bedienen, wenn Sie glauben, daß e& für ben Erfolg nüßlie 
fein kann; aber es wäre für bie Regierung vorzuziehen, wenn die 
Rüdnahme der Canbibatur nur dem Einfluſſe des Könige zu 
danten wäre.“ 


11. Jufi. Benebetti an Gramont (Depeice). 

— — — „Der König hat mid) heute früh empfangen. Ich hate mir alle 
Mühe gegeben, ihn zu einer Entſchließung zu brängen, und bat ihn mid) zu ber 
Mittheilung zu ermächtigen, baß er ben Sllnen Hohenzollern zum Verzicht 
auffordern würde. — — — Ge. Majeflät wiederholte feine früher ausgeiprocenen 
Auffaffungen und beftanb darauf, dah er nur al® Familienfaupt gehandelt habe. 

ich erwiderte diesmal, baß ber Dualismus in feiner Perſon in jeder Beziehung 
unbaltbar jei, baß der König nur Familienoberhaupt fei, weil er eben ber Sou⸗ 
verain fei, unb baß es eben beshalb Leicht zu begreifen fei, wenn man in Frank⸗ 
reich die Thronbefteigung eines Prinzen von Hohenzollern wie bie Wieder- 
berftellung der Herrſchaft Karls V. anfehe. Der König beſtritt biefe Auslegung” 
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und verfidherte, daß bie Wahl des Prinzen Leopold durchaus fein neues natio- 
nale® Band zwiſchen Spanien und Preußen jchaffen würde. Ich kat den König 
am bie Erlaubniß, mid ganz offen auszufprechen und fagte ihm mit aller Be- 
Rimmtbeit, daß die dynaſtiſchen Beziehungen zwiſchen beiden Ländern hinreichten, 
um uns bie Pfliht aufzuerlegen, eine ſolche niguchteit zu beſchwören. — Der 
König erwiberte, daß ich die Bedeutung der Combination übertriebe. Nach 
ten Ausdrüden feiner Erflärungen muß ih annehmen, daß er es mit feiner 
Bürbe als Souverain unvereinbar findet, den Prinzen Leopold jett zum Ver⸗ 
siht zu veranlaffen, und daß er die VBerantwortlichkeit für ein ſolches Zugeſtändniß 
dem deutihen Nationalgefühl gegenüber nicht auf fi nehmen will. — 


Ich wiederholte, daß die franzöſiſche Regierung ber Landesvertretung und 
ber erregten öffentlichen Meinung gegenüber mit beftimmten Erklärungen nicht 
länger zögern könnte. Der König, fichtlich davon Iebhaft berührt, ermwiderte: da 
er nur einen kurzen Aufſchub verlange, um fi) der Abſichten ber beiden Prinzen 
von Hobenzollern zu verfihern, fo müſſe ihm unfer Drängen den Eindruck 
maden, als jei e8 von uns auf einen Konflikt abgejeben. „Ich kenne, fagte der 
König, die Vorbereitungen, welche in Paris getroffen werben und verhehle Ihnen 
nit, daß ich auch meinerjeits Mafregeln treffe, um nicht Überrafcht zu werben.“ 
Er ſuchte dann den Ernft diefer Worte zu milderu, indem er die Zuverfiht auf 
Erhaltung des Friedens äußerte. „Derfelbe wird nicht geftört werben, wenn man 
in Paris abwarten will, daß ich dazu beitragen kann und mir die Dazu nöthige 
Zat gönnt.” — — Ich machte noch einen leuten Verſuch, um zum Ziel zu ge- 
langen: der König aber forderte mich nochmals und angelegentlihft auf, in feinem 
Kamen Ihnen zu telegraphiren, Daß er noch an dieſem Abend ober morgen eine 
Mittbeilung vom Prinzen Leopold zu erbalten gebenfe, der bei feinem Vater 
in Sigmaringen angelommen jein müffe, und baß er fich beeilen würde, mir 
eine beftimmte Antiwort zu geben.” 


11. Jufi gegen Abend. Gramont an Benebdetti. 


„In der age, bei ber wir angelangt find, muß ich Ihnen fagen, daß Ihre 
Sprache an Entichiebenheit nicht mehr der Stellung ver Regierung entipricht. 
Eie müfjen jett den Ton fleigern. Wir verlangen, daß der König dem Prinzen 
vwerbiete, bei der Candidatur zu verbarren und wenn wir bis morgen feine ent⸗ 
ſcheidende Antwort haben, fo werben wir das Schweigen ober bie zweideutigen 
Antworten als Berweigerung unſeres Berlangens anſehen.“ 


11. Zuli Abende. Benedetti an Öramont. 


„Sie wollen eine fofortige und beftimmte Antwort; der König verbarrt 
aber, troß aller meiner Anftrengungen, bei ber Erffärung, daß er dem Prinzen 
ten Befehl zum Verzicht nicht geben könne und wolle. — — — Ih werde 
morgen wieder zum König geben und eine legte Schlacht liefern. Sie werben 
aus der Sprache, die ich beut früh geführt, erjehen, daf ich in meinen Bemerkungen 
nicht zurüdhaltend bin, wenn ich auch in Worten und Haltung immer Maß zu 
balten fuche.“ 


12. Juli Morgens. Benedetti an Öramont. 


„Ih hatte ſelbſt ſchon erkannt, daß ich bei bem gegenwärtigen Stand ber 
Dinge eine beftimmte Sprache bier jühren und mid) brängenber zeigen müßte. 
Das habe ich geftern bereits gethan. Sie werben aus bem Berichte erjeben, daß 
3 meine Worte nicht lebhafter betonen konnte, ohne meiner Aufgabe zu 

den.“ 
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Berzicht des Prinzen zn Hohenzollern. 


12. Zuli. Depeſche ded Fürften Anton zu Hohenzollern nad) Madrid. 


„Gegenüber den Verwidelungen, welche durch die Candidatur meines 
Sohnes Teopold entftanden, Berwidelungen, die nothwendiger Weife 
einen gewiſſen Einfluß auf die Eortes ausüben müfjen, fo daß ein Votum 
derfelben nicht wohl ohne die Einwirkung von Elementen möglich wäre, 
welche der Perſon, um die es fi handelt, durchaus fremd find, trete ich 
im Namen meines Sohnes von der Candidatur auf den fpanifchen Thron 
urück. 

Schloß Sigmaringen, 12. Juli, 11 Uhr 28 Minuten. 
Anton Hohenzollern.“ 


Depeſche des Fürften an den Marſchall Prim. 

Sigmaringen, 12. Juli. 
„Angefichts der VBerwidelungen, welchen die Candidatur meines Sohnes 
Leopold zum fpanifchen Thron zu begegnen ſcheint und der peinlichen 
Situation, welche die legten Ereigniffe dem fpanifchen Volke gefchaffen 
el indem fie e8 in eine Alternative verfegen, in der es nur nod) 
ein Unabhängigkeitsgefühl zu Rathe ziehen könnte, und überzeugt, daß 
unter folden Umftänden feine Abftimmung nicht die Strenge und reis 
beit haben würde, auf welche mein Sohn rechnete, als er die Candidatur 

annahm, ziehe ich diefelbe in feinem Namen zurüd. 
Fürſt zu Hohenzollern.“ 


Fernered Telegramm aud Sigmaringen. 


Sigmaringen, den 12. Juli. 
„Der Erbprinz von Hohenzollern, um der fpanifchen Regierung 
die Freiheit ihrer Initiative zurüdzugeben, entjagt feiner Throncandıdatur, 
feft entjchloffen, eine untergeordnete Familienfrage nicht zu einem Kriegs⸗ 
vorwande heranreifen zu laſſen. 
Im Auftrage des Fürften: 
Hoffammerrath Laſſer.“ 


12. Juli. Telegramm von Madrid nad Paris. 


„Prinz Leopold von Hohenzollern hat der Kandidatur für ven fpanifchen Thron 
entfagt, um ber fpanifchen Regierung die Freiheit der Initiative zurüdzugeben. 
Er ift feft entichloffen, eine untergeordnete Familienfrage nicht zum Vorwande für 
ben Krieg beranreifen zu laſſen.“ 


12. Juli. Xelegramm aus Paris. 
„Der ſpaniſche Botfchafter Olozaga bat heute Mittag dem Herjog von 
Gramont amtlich mitgetbeilt, daß der Prinz von Hohenzollern auf feine Thron- 
canbibatur verzichte.” . 
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14. Juli. Telegramm Prime an den Fürften von Hohenzollern. 

„3b babe die Ehre, auf die Depeiche zu antworten, mit welcher Ew. Hoheit 
im Ramen Ihres Sohnes, des Prinzen Leopold, deſſen Candidatur auf ben 
ſpaniſchen Thron zurüdziebt. Die Regierung ſchätzt bie fchmeichelhaften Worte 
Ew. Hoheit für ben eblen ſpaniſchen Charakter, und indem fie die erhabenen 
Gründe berüdfichtigt, welche Ew. Hoheit zu einer ſolchen Entſcheidung veranlaßt 
baben, nimmt fie Diefelbe als vollzogene Thatfadhe an.“ 


Rene Forderung Frankreichs. 


12. Juli. Bericht des Norddeutſchen Botſchafters Freiherrn 
von Werther in Paris an Se. Maj. den König. 


Allerdurchlauchtigſter ꝛc. 

„Nachdem ich heute Vormittag um 10 Uhr eingetroffen (in Geſell⸗ 
ſchaft eines franzöſiſchen Couriers, des Grafen Benedetti, des Attaché 
Baron Bourqueney), hat der Herzog von Gramont ſehr bald feinen 
GabinetShef Grafen Faver ney zu mir geihidt, um mid fragen zu 
fofien, ob ih im Stande wäre, dem Minifter heute meinen —** zu 
machen. Ich habe mich gleich bereit erklärt und wurde vom Herzog von 
Gramont in der gewohnten Weiſe, wie es zwiſchen alten Bekannten uͤblich, 
empfangen. Ehe ich über unſere Unterredung berichte, möchte ich bemerken, 
daß dieſelbe durch Anmeldung des ſpaniſchen Botſchafters, der eine offi⸗ 
zielle Mittheilung zu machen habe, unterbrochen wurde. Dieſe Mittheilung 
beſtand in einem Telegramm des Prinzen Anton von Hohenzollern 
(Bater), worin derſelbe anzeigte, daß ſein Sohn, der Erbprinz, bei der 
- Berwidelung, die ſeine Throncandidatur hervorrufe, dem ſpaniſchen Thron 
Kanade und an den Marſchall Prim diefe Nachricht direkt habe gelangen 

en. 

Unfere vom Herzog von Gramont eingeleitete Unterredung bezog 
fi) Hauptjächlich auf den vom Grafen Benedetti angeregten Gegenftand, 
dag Em. königlihe Majeftät durch die für die Hohenzollerniche Thron⸗ 
Sandidatur gegebene Autorifation, ohne ficy vorher darüber in irgend 
einer Weife mit der Eaiferlich franzöfifchen Regierung ins Benehmen zu 
fegen, Sich nicht bewußt wären, dadurch Frankreich verlettt zu haben. 

Er fragte mich, ob fich dieſes wirklich fo verhalte. — Ich entwidelte 
ihm darauf, daß Eure königlihe Meajeftät diefe Autorifation formell 
nicht hätten verfagen können, nachdem der Prinz von Hohenzollern 
ur Annahme der ihm angebotenen Krone einen Beruf gefubtt babe, und 
—* Allerhöchſtdieſelben, bei den verwandſchaftlichen Verhältniſſen des 
Prinzen zum Kaiſer gar nicht glauben können, daß dieſe Thron» Candis 
datum in Frankreich übel aufgenommen werden würde. 

Der Herzog von Gramont citirte darauf die Beifpiele des Herzogs 
von Nemours für den belgischen Thron und des Prinzen Alfred für 
den griechifhen Thron als Yälle, mo eine ſolche Yutorijation verjagt 
worden wäre. Ich beftritt die Analogie mit dem gegenwärtigen Fall. — 

Der Herzog von Gramont führte aladann an, es liege doch 
nahe, dag Frankreich al8 der nächfte Nachbar Spaniens in Bezug auf 
die Thronbefegung legeren Landes ein reges Intereſſe haben müſſe. Das 
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Geheimniß, welches über die Hohenzollernfhen Verhandlungen bewahrt, 
hätte bier nur fehr verlegen fünnen, und dies um fo mehr, als der kaijer- 
liche Def in allen politifhen ragen ſtets die größten Nüdfichten für un« 
fere Regierung bewieſen habe. Dies Verfahren habe in ganz Frankreich 
tief verlegt und finde den Ausdrud in der Stimmung der Kammer, 
die zur Erfchwerung der Frage leider gegenwärtig vereinigt wäre. 

Der Herzog von Gramont fügte hinzu, er ſehe die Entjagung 
des PBrinzeu von Hohenzollern auf den fpanifhen Thron als 
Nebenjahe an, denn die franzöjiiche Negierung hätte doch niemals 
feine Thronbefteigung zugelaffen, aber er fürdte, daß aus unferem Ver⸗ 
fahren eine bleibende Verſtimmung zwiſchen unferen beiden Ländern fort» 
dauern würde. Der Keim dazu müſſe vertilgt werden, und er ginge dabei 
von dem GefichtSpunfte aus, daß wir in unferem Berfahren gegen Frank⸗ 
reich fein freundliches Procede beobachtet, wie dies auch feines Willens von 
allen Großmächten anerkannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, keinen 
Krieg, jondern freundlihe und gute Beziehungen mit Preußen, und von 
mir wifle er, daß ich nad demjelben Diele trachte; wir müßten daher 
äufamımen überlegen, ob es ein Mittel gebe, hierin eine befriedigende 

inmwirfung auszuüben, und ftele meiner Erwägung anheim, ob dazu 
niht ein Brief des König? an den Kaiſer der richtige Ausweg 
wäre. Er appellire dabei an das ritterliche Herz Em. königlichen Majeſtät, 
welches dabei gewiß die richtige Eingebung verleihen wiirde. 

Es könne darin nur gejagt werden, daß Em. königliche Majeftät, 
indem Allerhöchſt Sie den Prinzen Yeopold von Hohenzollern zur 
Annahme der Krone Spaniens ermächtigt hätten, nicht hätten glauben 
fünnen, weder den Intereſſen noch der Würde der franzöfiichen Nation 
zu nahe zu treten; der König ſchlöſſe fi) der Entfagung des Prinzen 
von Hohenzollern an, und zwar mit dem Wunſche und der Hoffnung, 
daß jeder Orund des Biwiejpaltes zwiſchen unjeren beiden Regierungen 
nunmehr verfhwunden jein würde. Sole und ähnlihe Worte, die im 
Allgemeinen durch Publizität zur Beſchwichtigung der allgemeinen 
Volksſtimmung beitragen könnten, dürfte diejer Driei enthalten; doch 
möchte er bevorworten, daß von den verwandſchaftlichen Beziehungen zum 
ei nit die Rede fei. Diefes Argument verlege hier eigenthümlicher 

eife. 

Sch habe dem Herzog von Gramont bemerkt, daß ein folcher 
Schritt ungemein durch feine am 6. d. M. in der Deputirtenlammer gege⸗ 
bene Erklärung erfchwert würde; e8 kämen da Andeutungen vor, die Em. 
tönigliche Majeftät hätten tief beleidigen müfjen. Er wollte das beftreiten, 
bob hervor, daß Preußen gar nicht darin genannt, und feine Rede zur 
Beruhigung der aufgeregten Kammer damald dringend nothwendig gemejen 
wäre. Unterdeilen fam der Juſtiz-Miniſter Herr Ollivier zu unſerer 
Unterredung, über die ihn der Herzog von Gramont in Kenntniß jette. 
Herr Ollivier bob dringend die heilſame und im Intereſſe des Frieden? 
nothwendige Wirkung hervor, und bat mic) inftändigft, den Gedanlen eines 
ſolchen Briefes Em. königlichen Majeftät gegenüber außzufprechen. Beide 
fagten, daß Falls ich es nicht glaubte übernehmen zu können, jo würden 
fie fich genöthigt fehen, mit der Anregung diefer Frage den Grafen Ber 
nedetti zu beauftragen. Indem die beiden Minifter hervorhoben, daß 
fie einen jolden Ausgleih zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther für 
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14. Zufi. Telegramm Prims an den Fürften von Hohenzollern. 

„3% habe bie Ehre, auf die Depeiche zu antworten, mit weldher Em. Hoheit 
im Ramen Ihres Sohnes, des Prinzen Leopold, deſſen Candidatur auf den 
fpanifhen Thron zurüdzieht. Die Regierung ſchätzt die ſchmeichelhaften Worte 
Ew. Hoheit für den edlen fpanifhen Charakter, und indem fie die erhabenen 
Grünbe berüdfichtigt, welche Ew. Hoheit zu einer jolden Entſcheidung veranlaft 
baben, nimmt fie diefelbe als vollzogene Thatſache an.“ 


Neue Forderung Frankreichs. 


12. Juli. Bericht des Norddeutſchen Botſchafters Freiherrn 
von Werther in Paris an Se. Maj. den König. 


Allerdurchlauchtigſter ꝛc. 

„Nachdem ich heute Vormittag um 10 Uhr eingetroffen (in Geſell⸗ 
ſchaft eines franzöſiſchen Couriers, des Grafen Benedetti, des Attachs 
Baron Bourqueney), bat der Herzog von Gramont ſehr bald feinen 
Sabinetöhef Grafen Faver ney zu mir geihidt, um mid fragen zu 
Iffien, ob ih im Stande wäre, dem Minifter heute meinen Behr zu 
machen. Ich habe mich gleich bereit erflärt und murde vom Herzog von 
Bramont in der gewohnten Weife, wie es zwiſchen alten Belannten üblich, 
empfangen. Ehe ıch über unfere Unterredung berichte, möchte ich bemerken, 
daß Dielelbe durh Anmeldung des fpanifchen Botſchafters, der eine. offi- 
zielle Mittbeilung & machen habe, unterbrochen wurde. Diefe Mittheilung 
beftand in einem Zelegramm des Prinzen Anton von Hohenzollern 
(Bater), worin derjelbe anzeigte, daß fein Sohn, der Erbprinz, bei der 
Berwidelung, die feine Throncandidatur hervorrufe, dem ſpaniſchen Thron 
lade und an den Marſchall Prim diefe Nachricht direft babe gelangen 

en 


Unfere vom Herzog von Gramont eingeleitete Unterredung bezog 
fih hauptjächlich auf den vom Grafen Benedetti angeregten Gegenftand, 
dag Em. königliche Majeftät durch die für die Hohenzollernſche Thron» 
Candidatur gegebene Autorifation, ohne fich vorher darüber in irgend 
einer Weile mit der kaiſerlich franzöfifchen Regierung ind Benehmen zu 
fegen, Sich nicht bemußt wären, dadurch Frankreich verlegt zu haben. 

Er fragte mid, ob fich diefes wirklich fo verhalte. — Ich entwidelte 
ihm Darauf, daß Eure königliche Majeftät diefe Autorifation formell 
nicht hätten verfagen können, nachdem der Prinz von Hohenzollern 

r Annahme der ihm angebotenen Krone einen Beruf gefühlt habe, und 
—* Allerhöchſtdieſelben, bei den verwandſchaftlichen Verhältniſſen des 
Prinzen zum Kaiſer gar nicht glauben können, daß dieſe Thron⸗-Candi⸗ 
datur in Frankreich Übel aufgenommen werden würde. 

Der Herzog von Gramont citirte darauf die Beifpiele des Herzogs 
von Nemours für den belgifhen Thron und des Prinzen Alfred für 
den griechifchen Thron als Fälle, mo eine folde Autorijation verjagt 
worden wäre. Ich beftritt die Analogie mit dem gegenwärtigen Fall. — 

Der Herzog von Öramont führte alddann an, es liege doch 
nahe, daß Frankreich al8 der nächfte Nachbar Spaniens in Bezug auf 
die Thronbejetung legeren Landes ein reges Intereſſe haben müſſe. Das 
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Geheimniß, welches über die Hohenzollernfhen Berhandlungen Mr a 
hätte bier nur ſehr verlegen fünnen, und dies um fo mehr, als der kaiſer⸗ 
liche gt in allen politifhen ragen ftet3 die größten Rüdfichten für uns 
ſere Regierung bemwiejen habe. Dies Verfahren habe in ganz Frankreich 
tief verlegt und finde den Ausdrud in der Stimmung der Kammer, 
die zur Erſchwerung der Trage leider gegenwärtig vereinigt wäre. 

Der Herzog von Gramont fügte hinzu, er ſehe die Entfagung 
des Prinzeu von Hohenzollern auf den fpanifhen Thron als 
Nebenfahe an, denn die franzöjiihe Negierung hätte doch niemals 
feine Thronbefteigung zugelaffen, aber er fürchte, daß aus unferem Ver⸗ 
fahren eine bleibende Berftimmung zwiſchen unferen beiden Rändern fort- 
dauern würde. Der Keim dazu mühje vertilgt werden, und er ginge dabei 
von dem Gefichtöpunfte aus, daß wir in unſerem Berfahren gegen Frank⸗ 
reich Fein freundliches Procede beobachtet, wie dieß auch feines Willens von 
allen Großmächten anerkannt würde. Er möchte, aufrichtig gejagt, feinen 
Krieg, fondern freundliche und gute Beziehungen mit Preußen, und von 
mir wilfe er, daß ich nad demijelben Diele tradhte; wir müßten daher 
äufammen überlegen, ob es ein Mittel gebe, hierin eine befriedigende 

inwirfung auszuüben, und ftele meiner Erwägung anheim, ob dazu 
niht ein Brief des Königs an den Kaifer der richtige Ausweg 
wäre. Er appellire dabei an das ritterliche Herz Ew. königlichen Majeftät, 
welches dabei gewiß die richtige Eingebung verleihen würde. 

E3 könne darin nur gejagt werden, daß Em. königliche Majeftät, 
indem Allerhöchſt Ste den Prinzen Xeopold von Hohenzollern zur 
Annahme der Krone Spaniens ermächtigt hätten, nicht hätten glauben 
fönnen, weder den ntereffen noch der Würde der franzöfifchen Nation 
zu nahe zu treten; der König ſchlöſſe fi der Entjagung des Prinzen 
von Hohenzollern an, und zwar mit dem Wunfche und der Hoffnung, 
daß jeder orund des Zwieſpaltes zwifchen unjeren beiden Regierungen 
nunmehr verfhwunden jein würde. Solche und ähnliche Worte, die im 
Allgemeinen durch Publizität zur Beichwichtigung der allgemeinen 
Bolfsftimmung beitragen könnten, dürfte diefer Brief enthalten; doc 
möchte er bevorworten, daß von den verwandfchaftlichen Beziehungen zum 
Fe nicht die Rede fei. Dieſes Argument verlege hier eigenthümlicher 

eile. 

Ih habe dem Herzog von Gramont bemerkt, daß ein folder 
Schritt ungemein durdy feine am 6. d. M. in der Deputirtenfammer geger 
bene Erklärung erfchwert würde; es kämen da Andeutungen vor, die Em 
königliche Majeſtät hätten tief beleidigen müflen. Er wollte das beftreiten, 
bob hervor, daß Preußen gar nicht darin genannt, und feine Rede zur 
Beruhigung der aufgeregten Kammer damals dringend nothwendig geweſen 
wäre. Unterdeſſen fam der Juftize Dlinifter Herr Ollivier zu unferer 
Unterredung, über die ihn der Herzog von Gramont in Kenntniß ſetzte. 
Herr Dllivier hob dringend die heilfame und im Intereſſe des Friedens 
nothwendige Wirfung hervor, und bat mich inftändigft, den Gedanken eines 
ſolchen Brieſes Em. königlichen Majeftät gegenüber auszufprechen. Beide 
fagten, daß Falls ich es nicht glaubte übernehmen zu können, fo würden 
fie fi genöthigt fehen, mit der Anregung diejer Frage den Grafen Ber 
nedetti zu beauftragen. Indem die beiden Minifter hervorhoben, daß 
fie einen ſolchen Ausgleich zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther für 
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ihre minifterielle Stellung bedurften, fügten fie hinzu, daß ein folder 
Brief fie berechtigen würde, bei nicht außbleibenden Angriffen gegen Em. 
königliche Majeſtät als Bertheidiger aufzutreten. Beide bemerften mir 
ſchließlich, fie fünnten mir nicht verheblen, daß unſer Verfahren in der 
bobenzollerns fpanifchen Angelegenheit viel mehr die franzöfifche Nation 
aufgeregt als den Kaiſer beichäftigt habe. 

In unferem Gejpräd ließ der Herzog von Gramont die Bemer- 
tung fallen, wie er glaube, daß der Prinz von Hohenzollern auf Em. 
königlichen Majeftät Beranlafjung entjagt babe; doch beitritt ich das und 
bezeichnete die Renunciation als nur gewiß auf eigener Initiative des 
Hohenzollernſchen Prinzen beruhend. 

Sei dem eiligen Drängen der beiden Minifter wünſchten fie, daß 
ih die Sache telegraphiich anregen jollte; doch dazu fand ich feine Ver⸗ 
anlaffung.“ 


Weiteres aus dem Englifchen Blaubuche. 


Am 12. meldet Ford Lyons dem Earl Granville, daß laut einer Mit- 
tbeilung bes Herzogs von Sramont der Fürft von Hohenzollern bie Can⸗ 
didatur feines Sohnes in aller Form zurüdgezogen habe. — Herr von Gra⸗ 
mont fagte, daß dieſer Stand der Dinge die franzöfifche Regierung ſehr in Ber- 
legenheit ſetze. Auf ber einen Seite fei die öffentlihe Meinung in Frankreich 
jo aufgeregt, daß es zweifelhaft ſei, ob das Mlinifterium nicht morgen geftilrzt 
werde, wenn e8 nach der Kammer ginge unb die Angelegenheit als erledigt au⸗ 
fündigte, ohne eine vollfländige Genugthuung von Preußen erlangt zu haben. 
Anderſeits mache der Rüdtrittdes Prinzen Leopold der urfprüngliden 
Urſache des Streits ein Ende .... Spanien ſei jet jebenfall® aus der 
Etreitfrage heraus, und der Streit — wenn ed Streit gebe — beſchränke 
jih auf Sranfreih und Preußen. Ich verheblte dem Herrn von Gra— 
mont mein Erftaunen und Bedauern nicht, daß die franzöſiſche Regierung einen 
Augenblid zögern könne, den Rücktritt des Prinzen als Beilegung der Angelegen- 
beit anzunehmen. So dringend, wie ich konnte, bob ich alle die Gründe bervor, 
welche ein Zurüdgehen jeinerjeits von der früher gemachten Verſicherung für die 
engliiche Regierung peinlih und beunrubigendb machen würden. Ueberdies wies 
ih darauf bin, wie der Rücktritt bes Prinzen die Situation Frankreich gänzlich 
änderte. Wenn jett ein Krieg ausbrede, fo würbe ganz Europa 
jagen, Frankreich trage die Schuld, Frankreich babe fih ohne fubftantielle 
Urſache bineingeftürzt, blos aus Stolz und Empfindlichkeit... Preußen dürfe 
dann wohl den Beiſtand von ganz Deutichland erwarten, um einem Angriffe 
Wiverftand zu leiften, dem man feinen anderen Beweggrund unterjchieben könne, 
ale die Eiferſucht Frankreichs und eine leidenſchaftliche Begierde, jeinen 
Rahbar zu demüthigen. Ich ſagte geradezu, Franfreih würde die 
öffentlide Meinung in der ganzen Welt gegen ſich haben, und jein 
Gegner all den Bortheil Jemandes, der augenſcheinlich zur Seibftvertheidigung, 
um einen Angriff abzuwehren, zum Kriege gezwungen wird. Nach einiger Er- 
drterung ſagte Gramont: ein Endentihlus hänge von einem Winifterratbe 
ab, welcher morgen in Gegenwart des Kaiſers abgehalteı werben ſollte, und 
befien Refultat der Kammer unmittelbar darauf mitgetheilt werden müffe. Gegen 
3 Uhr morgen werde die Welt wiffen, weldhen Weg Frankreich einzujchlagen ge- 
deufe. Er werde nidt im Stande fein, mich zwiſchen dem Minifterratbe und 
feinem Erſcheinen in der Kammer jeben, aber er verfichere mich, daß auf die 
Anficht, welche ich im Namen der engliichen Regierung abgegeben habe, das nöthige 
Gewicht gelegt werben jolle. 
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In Erwiderung auf dieſe Depeſche brüdt auch Lorb Granville fein 
Bedauern aus, daß der Rücktritt des Prinzen nicht als Erledigung der Augelegen- 
beit angenommen worden fei, und ftellt in Abrebe, daß die engliſche Regierung 
— wie Öramont dies im gejeßgebenden Körper angebeutet hatte — die Forde⸗ 
rungen Frankreichs filr berechtigt (legitimate) anerfannt habe. 


Die weiteren Borgänge in Ems. 


12. Juli. Telegramm aus Ems. 


Nachdem die Nachrichten von der Entfagung bes Erbprinzen von Hohen- 
zollern der kaiſerlich franzöfiſchen Regierung von der königlich ſpaniſchen amtlich 
mitgetbeilt worden find , hat ber franzöfiihe Botichafter in Ems an Seine Ma- 
jeftät den König noch die Forderung geftellt, ihn zu autorifiven, daß er nad) 
Paris telegraphire, daß Seine Majeftät der König ſich für alle Zu- 
funft verpflidte, niemals wieder feine Zuftimnmung zu geben, 
wenn die Hobenzollern auf ihre Candidatur wieder zurüdfommen 
follten. Seine Majeftät der König bat es darauf abgelehnt, den franzöfichen 
Botjchafter nochmals zu empfangen, und demſelben durch den Adjutanten vom 
a IA affen, daß Seine Majeftät dem Botſchafter nichts weiter mitzu- 
tbeilen habe. — 


12. Juli Nachmittags. Gramont an Benedetti. 


„Wenden Sie Ihre ganze Kunft an, um feftzuftellen, daß ber Verzicht des 
Prinzen Ihnen dur den Köuig von Preußen ober feine Regierung angefünbigt, 
mitgetbeilt oder übermittelt worben ifl. Das ift von ber größten Wichtigkeit für 
uns. Die Betheiligung des Königs muß um jeden Pıeis von ihm eingeftanden 
werben oder aus den Thatſachen genügend hervorleuchten.“ 


12. Zult Abends. Gramont au Benedetti. 


„Wir haben durch den fpanifchen Geſandten ben Verzicht des Fürften Anton 
Namens feines Sohnes erhalten. Damit dieſe Berzichtleiftung ihre volle 
Wirkung Übe, ift nothwendig, daß der König ſich derfelben an— 
fhließe und uns die Berfiherung gebe, daß er die Kandidatur 
niht von Neuem genehmigen werde. Gehen Sie fofort zum König, um 
von ihm die Erklärung zu verlangen, welde er nicht verweigern fann, wenn er 
wirklich feine Hintergedanfen bat.“ 


13. Juli Morgens. Benedetti an Gramont. 


„Sch babe fo eben den König geſprochen. Er batte noch nicht die erwar- 
tete Nachricht von Sigmaringen. Ich gab ihm Kenntniß von der Mittheilung 
bes ſpaniſchen Geſandten. Ich bemerkte, daß der vom König gebilligte Verzicht 
des Prinzen uns eine Bürgfchaft fiir die Gegenwart fei, aber daß wir auch für 
die Zukunft forgen müßten. Der König möge mir zu ſolchem Zweck erlauben, 
Ihnen in feinem Namen mitzutheilen, daß, wenn ber Prinz von Hohenzollern 
auf fein Borhaben zurüdläme, Se. Majeftät feine Autorität gebrauchen würde, 
um es zu bindern. Der König bat unbedingt vereigert, mich zu einer folchen 
Erllärung zu ermäcdtigen. Ich babe lebhaft darauf beftanden, aber ohne feine 
Entehliekur ändern zu können. Der König ſchloß die Unterredung mit der Er- 
klärung, DaB er eine ſolche Verbinblichleit nicht übernehmen könne noch wolle, 
und daß er für einen ſolchen Fall, wie für jeden andern, fich die Erwägung ber 
Umftände vorbehalten müfſe.“ 
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13. Juli Nachmittags. Benebetti an Sramont. 


„Der König hat die Antwort bes Prinzen von Hohenzollern erhalten: 
fie iR vom Fürften Anton und meldet Sr. Majeflät, daß der Prinz Leopold 
von der Kandidatur auf bie fpaniiche Krone Abftand genommen hat. Der Köni 
ermächtigt mich, der Regierung bed Kaiſers mitzutheilen, daß er dieſen Entſchlu 
billigt. Der König hat einen feiner Adjutanten beauftragt, mir diefe Mittheilung zu 
machen und ich wieberhole genau bie Worte berjelben. Da Sr. Majeftät mir 
Nichts in Betreff ver von uns gewünſchten Bürgichaften für die Zukunft fagen 
fieß, fo erbat ich eine nochmalige Audienz, um die ihm heute früh vorgetragenen 
Bemerkungen weiter begründen zu Tonnen. Ich babe gute Gründe zu der An- 
nahme, daß ich kein Zugeſtändniß in diefer Beziehung erreichen werbe.“ 


13. Juli (10 Uhr Abends), Gramont an Benebetti. 

— — „Das nationale Gefühl in Frankreich ift jo Überreizt, daß wir für 
anfere Erklärungen mit großer Mühe Aufihub bis zum Freitag erlangt haben. 
Machen Eie eine letzte Anftrengung beim König. Sagen Sie ihm, daß wir uns 
baranf beichränfen, zu verlangen, daß er dem Prinzen von Hohenzollern ver- 
biete, auf feinen Verzicht zurüdzulommen. Er braudte Ihnen nur zu fagen: 
„ih werbe es ihm verbieten,” — das genügte uns. Wenn der König in 
der That feine Hintergedanten bat, jo ift e8 für ihn eine untergeorbnete Frage, 
für uns aber ift fie ehr wichtig. Das Wort des Königs allein kann uns eine 
Bürgichaft für die Zukunft geben. 

Ich habe Grund zu der Aunahme, daf die Übrigen Kabinette 
une gerecht und gemäßigt finden. Der Kaifer Alerander unter- 
ſtürt uns mit großer Wärme. — ebenfalls verlaffen Sie Ems und bringen 
Sie und eine pofitive oder negative Antwort.“ 


13. Zuli Abends. Benedetti an Oramont. 


„Auf meine Bitte um eine nochmalige Audienz hat der König mir ant- 
worten laflen, daß er ſich nicht dazu verftehen könne, bie Erörterung über Bürg- 
haften filr die Zukunft mit mir nochmals aufzunehmen. Der König bezieht ſich 
anf die Erwägungen, die er mir biefen Morgen mitgetheilt. 

Der König hat, wie mir fein aogelanbter in feinem Namen erllärte, ein 
gewilligt, feine vollftändige und rüdhaltlofe Billigung des Verzichtes des Prinzen 
von Hohenzollern auszusprechen; mehr könne er nicht thun.” 


14. Zufi. Benedetti an Öramont. 


— — „Nah der Erklärung, die mir der König geftern durch einen feiner 
Adjntanten machen ließ, konnte ich mich nicht nochmals an Se. Majeftät wenden. 
Ich babe heute früh eine Unterhaltung mit dem Minifter des Inneren benukt, 
um ibm anf Grund Ihrer legten Erklärungen genau zu fagen, wie wir uns bie 
Bürgihaft für die Zufunft denken. Der Minifter bat mir zugefagt, meine Be- 
mertungen dem König mittheilen zu wollen, und hat mir verjprodhen, mich noch⸗ 
mals * geben. So eben bat er mich jedoch wiſſen laffen, daß er mir Nichts zu 
lagen . 

ß Um nicht gegen die Rückſichten der Schicklichkeit zu verſtoßen, habe ich den 
Adiutanten vom Di gebeten, dem König zu jagen, daß ich heute Abend ab⸗ 
reife, und habe den Wunſch ausgefproden, mih an Se. Majeftät zu empfehlen. 
Der König hat mir antworten laffen, daß er mich in feinem Salon auf dem 
Bahnhofe einige Augenblide vor feiner Abreife nach Koblenz fehen wolle.“ 


14. Juli Nachmittags. Benebetti an Öramont. 

„3 babe den König foeben auf dem Bahnıhofe gefehen. Er bat ſich darauf 
beſchränkt, mir zu fagen, daß er mir Nichts mehr mitzutbeilen habe, und daß 
die etwa weiter erforberlihen Verhandlungen durch feine Regierung geführt 
werben mwürben.“ 

0) 
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Amtlihe preußiihe Notiz über die Vorgänge 
in Ems. 


„Der Graf Benedetti beantragte am 9. d. M. in Ems eine Audienz 
beim Könige, die ihm fofort bewilligt ward. In derjelben verlangte er, 
der König jolle dem Erbprinzen von Hohenzollern den Befehl ertheilen, 
feine Annahme der jpaniihen Krone zurüdzunehmen. Der König ent- 
gegnete, daß, da er in der ganzen Angelegenheit nur als Familienhaupt 
und niemal3 al3 König von Brenßen begrüßt worden fei, und da er feinen 
Befehl zur Annahme der Thron⸗Candidatur ertheilt habe, er ebenſo wenig 
einen Befehl zur Zurüdnahme ertheilen könne. Am 11. erbat und erhielt 
der franzöfifche Botfchafter eine zweite Audienz, in welcher er eine Preifion 
auf den König auszuüben fuchte, damit derjelbe in den Prinzen dringe, 
der Krone zu entjagen. Der König ermiderte, der Prinz jei volllommen 
frei in feinen Entichlüffen; übrigens wiſſe er felbft nidyt einmal, wo der 
Brinz, der eine Alpenreife machen wolle, ſich in dieſem Augenblid befände. 
Auf der Brunnen- Promenade am 13. Morgend gab der König dem 
Botfchafter ein ihm jelbft jo eben zugeftelltes Ertrablatt der Kölner Zei⸗ 
tung mit einem Privat» Telegramm aus Sigmaringen über den Berzicht 
des Prinzen mit der Bemerkung, daß er felbft, der König, noch fein 
Schreiben aus Sigmaringen erhalten babe, ein ſolches aber wohl heute 
erwarten könne. Graf Benedetti erwähnte, daß er jchon gejtern Abend 
die Nachricht vom Berziht aus Paris erhalten habe, und als der König 
hiermit die Sache als erledigt anfah, verlangte der Botichafter nunmehr 
ganz unerwartet vom Könige, er folle die beftimmte Verſicherung aus⸗ 
Ipreden, daß er niemals wieder feine Einwilligung geben werde, wenn 

ie qu. Kron-Candidatur etwa wieder aufleben —* Der König lehnte 
eine ſolche Zuſtimmung beſtimmt ab und blieb bei dieſem Ausſpruch, als 
Graf Benedetti wiederholt und immer dringender auf ſeinen Antrag 
zurüdtam. Demungeadtet verlangte Graf Benedetti nad) einigen Stunden 
eine dritte Audienz. Auf Beiragen, welcher Gegenftand zu beſprechen fei, 
ließ er erwiedern, daß er den am Morgen bejprochenen zu wiederholen 
verlange. Der König wies aus diefem Grunde eine neue Audienz zurüd, 
da er feine Antwort als die gegebene habe; übrigens auch von nun an 
alle Berhandlungen durch die Nenifterien zu gehen bätten.- Den Wunjd) 
des Grafen Benedetti, fidy beim König bei feiner Abreife zu verab- 
ſchieden, gewährte derjelbe, indem er ihn bei einer Yahrt nad) Koblenz 
auf dem Bahnhofe am 14. im Vorübergehen begrüßte. Hiernach hat alſo 
der Botjchafter drei Audienzen beim Könige gehabt, die ftet3 den Cha⸗ 
racter von Privatgefpräden trugen, da Oro} Benedetti niemals als 
Beauftrager oder Unterhändfer ſich gerirte.“ 


Bericht des Flügel-Adjutanten Fürften Radziwill. 


„Seine Majeftät der König, in Yolge einer Unterredung mit dem 
Grafen Benedetti am 13. Juli früh auf der Brunnen= Promenade, hatte 
die Gnade, mich gegen 2 Uhr Nachmittag mit folgendem Auftrag zu dem 
Grafen zu fchiden: 

Ge. Majeftät hätte vor einer Stunde, durch fehriftliche Mittheilung 
des Zürften zu Hohenzollern auß Sigmaringen, die volllommene Be⸗ 





33 


1870. 


Rätigung defien erhalten, was ihm der Graf des Morgens in Betreff der 
Berzichtleiftung de3 Prinzen Leopold auf die fpanifche Ehron: Candibatur, 
als direkt aus Paris erfohren, mitgetheilt hätte. Se. Majeftät jähe hiermit 
diefe nngelegenpeit al3 abgemadt an. ” 

af Benedbetti, nachdem ih ihm diefen Auftrag ausgerichtet, 
äußerte, er hätte jeit feiner Unterredung mit dem Könige eine neue ‘Des 
peihe des Herrn von Gramont erhalten, in der er beauftragt würde, 
fih eine Audienz von Sr. Majeftät zu erbitten, und nochmals Sr. Mas 
jelät den Wunſch des franzöfiichen Gouvernements nahe zur legen: 

1) die Berzichtleiftung des Prinzen zu Hohenzollern zu appros 

biren und 

2) die Berfiherung zu ertbeilen, daß auch in Zukunft diefe Candi⸗ 

datur nicht wieder aufgenommen werden würde. 

ierauf ließ Se. Majeftät dem Grafen duch mich ermwidern, daß 
Ce. Majeftät die Berzichtleiftung des Prinzen Leopold in demfelben 
Sinne und in demjelben Umfange approbirten, in dem Se. Majeftät dies 
vorher mit der Annahme diejer Kandidatur gethan hätten. Die fchriftliche 
Mitteilung der Berzichtleiftung hätte Se. Majeftät von dem TFürften 
Anton zu Hohenzollern erhalten, Höchſtwelcher hierzu vom Prinzen 
Leopold autorifirt worden fei. In Betreff des zweiten Punktes, der Ders 
fiherung für die Zukunft, könne ſich Se. Majettät nur auf das berufen, 
was Allerhöcftderjelbe dem Grafen des Morgens felbft erwidert hätten. 

Graf Benedetti nahm diefe Rüdäußerung Sr. Majeftät dankbar 
entgegen und äußerte, er werde diefelbe, wie er hierzu autorifirt fei, feinem 
Souvernement zurüdmelden. 

Im Bette deö zweiten Punktes müſſe er aber, weil er durch die 
legte Depefche des Herrn von Gramont die außdrüdliche Anweiſung 
terzu bätte, feine Bitte um eine nochmalige Unterredung mit Sr. ‘Das 
jenät aufrecht erhalten, und wäre e8 auch nur, um Ddiejelben Worte 
Er. Majeftät wieder zu vernehmen, um jo mehr, als fich in diefer legten 
Depefche neue Argumente vorfänden, die er Sr. Majeftät unterbreiten möchte, 

Hierauf ließ Se. Majeftät dem Grafen Benedetti duch mich zum 
dritten Male, nah Tifh, etma um 6 Uhr, erwidern, Se. Majeftät müffe 
es entjchieden ablehnen, in Betreff diejes letzten Punktes (bindende Ver⸗ 
fiherungen für die Zukunft) fich in weitere Diskuffionen einzulaffen. Was 
er Fa Morgen gejagt, wäre Allerhöchſt fein letztes Wort in diefer 
Sade und er könne ſich lediglich darauf berufen. 

Auf die Berfiherung, daß auf die Ankunft des Grafen Bismarck in 
Ems auch für den nädjten Tag beflimmt nicht zu rechnen fei, erklärte 
Graf Benedetti, fich ſeinerſeits bei diefer Erklärung Sr. Majeftät des 
Königs beruhigen zu wollen.“ 

"Ems, den 13. Juli 1870. 


Aus Berlin. 


12. Zuli. Rüdfehr ded Grafen v. Bis marck von Barzin nach Berlin. 
Provinzial» Correspondenz vom 13. Juli 1870. 


Graf Bismard war Angefiht3 der Dringlichkeit der politifchen Ver⸗ 
bältniffe von Sr. Majeftät dem Könige nach Ems befchieden worden, um 
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über die wünſchenswerthe Einberufung des Reichsſstages Vortrag zu halten. 
Graf Bismard folgte, indem er die begonnene Karlsbader Kur unters 
brach, unverweilt dem Rufe des Königd und traf am Dienstag (12.) 
Abend von Barzin in Berlin ein, wo er fofort eine Beiprehung mit dem 
Kriegaminifter und dem Miniſter des Innern hatte und am Mittwod) 
früh die Reife nach Ems fortzufegen beabfichtigte. 
Nachdem jedoch am Abend ein Telegramm der Botſchaft in Parts 
bier eingegangen war, nach welchem der dortige fpanijche Geſandte dem 
erzog von Gramont amtli den Verzicht aut die Hohenzollernſche 
andidatur angezeigt bat, gab Graf Bismard unter den veränderten 
Umftänden eine weitere Reife nad) Ems auf. 


Die Lage der Dinge. 
Erklärung der Provinzial» Correspondenz vom 13. Juli 1870. 


„Die Geduld des deutfchen Volkes ift durch die Behandlung, welche 
die Kandidatur des Prinzen von Dee ollern für den fpanifchen 
Thron in Frankreich erfahren hat, auf eine —*8* Probe geſtellt worden; 
aber ſo groß die Geduld war, ſo tief iſt auch die geredte Enträftung 
über den beleidigenden, felbft drohenden Ton, der jenjeitS des Rheins bei 
diefer Gelegenheit angefchlagen worden if. Wenn man der Tagespreſſe 
in Zeiten der Erregung eine fchroffe und verlegende Sprache allenfalls zu 
Gute bält, jo dürfte man doch von einem Mann, wie dem Herzog 
von Öramont, welcher als der auswärtige Minifter eines —** 
Landes die Gewohnheit oder die Fähigkeit haben ſollte, ſchwierige politiſche 
Fragen mit Schonung zu behandeln, erwarten, daß er auch im gegen⸗ 
wärtigen Falle die Sache mit größerer internationaler Vorſicht und Rück⸗ 
ſichtnahme angefaßt hätte. 

Wäre wirklich ein überwiegendes franzöſiſches Intereſſe durch die 
Candidatur des hohenzollernſchen Prinzen verletzt worden, ſo wäre bis zum 
6. Juli für Frankreich Nichts leichter geweſen, als die guten Dienſte 
irgend einer befreundeten Macht, vielleicht grade Preußens in vertraulicher 

eife in Anſpruch zu nehmen, um den Verſuch zu machen, die thatſäch⸗ 
lichen Berhältniffe mit den Interefien Frankreichs womöglich in Einflang 
zu bringen. Der Weg dagegen, welchen der Herzog von Gramont ein- 
gefchlagen bat, die im diplomatiichen Verkehr und im Munde eine aus⸗ 
wärtigen Minifter8 unerhörte Färbung der von ihm beliebten Sprache müſſen 
in ven Befülen des deutjchen Volkes eine tiefe und ernfte Berftimmung 
egründen. 

’ Man bat in Deutfchland bis zum legten Augenblide an eine ernte 
Kriegsgefahr nicht glauben mögen, weil in der That die Frage dazu 
nicht angethan ſchien. Man durfte bei uns zunächſt der Meinung fein, 
dag der Prinz von Hohenzollern, der ein naher Verwandter des 
franzöfifhen Kaiſerhauſes ift, während er mit dem preußiichen Königs⸗ 
bauje nur eine Namenverwandtichaft Hat, daß namentlich fein Bater, 
welcher mit dem Kaifer der Franzojen von alter Zeit her in engen per- 
fönlihen Beziehungen fand, wohl wiſſen mußte, wie Frankreich ſich zu der 
Candidatur ftellen würde, — daß ferner die fpanijche Regierung, melde 
die Sache vor Allem anging, ſich der Auffafjung Frankreichs verfichert 
haben würde. 
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Die preußifche Regierung als ſolche ift, wie auch den Vertretern in 
Deutfchland mitgetheilt worden, der ganzen Angelegenheit vollftändig fremd 
geblieben; jelbft Se. Majeftät der König ift nad den Hausgeſetzen nicht 
in der Lage, den Mitgliedern des fürftlih hohenzollernſchen Haufes zur 
Annahme einer fremden Krone die Erlaubniß zu ertheilen oder zu ver- 
fagen. Der preußifche Staat und der König haben daher mit der Sache 
jelbft Nicht3 zu Schaffen gehabt: alle Entfcheidung und Verantwortung ruhte 
von vornherein ausſchließlich bei der ſpaniſchen Regierung und bei dem 
Prinzen von Hohenzollern jelbft. 

Es war daher eine völlig ungereimte Zumuthung von franzöfiicher 
Seite, daß Se. Majeftät der König oder vollends die preußijche Regierung 
dem Prinzen von Hohenzollern die Annahme der fpanijchen Krone 
unterfagen follte. Beide hatten dazu fein Recht, da Prinz Leopold, 
welcher 35 Jahre zählt, großjährig ft und ſich aller der Rechte perfünlicher 
Eelbftftändigfeit erfreut, welche die Berfaflung ihm fo gut, wie jedem 
anderen Staat3angehörigen gemährleiftet. Der König konnte mithin gar 
nicht in die Berfucung fommen, dem von franzöfifcher Seite an ihn erho⸗ 
benen Anſpruch zu genügen. 

Wenn inzwilhen von Madrid über Baris die Nachricht eingetroffen 
if, daß der Fürft von Hohenzollern, der Vater des Erbprinzen Leo⸗ 
pold, der ſpaniſchen Negierung die Mittheilung von der Verzichtleiftung 
defielben auf die Thronbemwerbung gemadt habe, fo hat der Prinz bei 
diejer Ablehnung ebenfo innerhalb feiner jelbftftändigen perſönlichen 
Berehtigung gehandelt, wie bei der vorherigen Annahme. Welche 
Erwägungen ihn dabei geleitet haben, das entzieht ſich für jet der nä« 
beren Kenntniß und Betrachtung. 

Db die franzöfiiche Erregung gegen Preußen durch dieſe Entſchließung 
des Bringen, welcher, jo bochgeftellt er if, dody eben nur ein Privatmann 
it, befehwichtigt jein wird, das muß der weitere Erfolg lehren. Deut ch» 
land ift glüdliher Weife in der Lage, diefen Erfolg ruhig 
abwarten und den Entjhließungen jedes jeiner Nahbarn, 
wer es auch jei, ohne ſonderliche Beſorgniß entgegenſehen zu 
koͤnnen. 

Sollte aber a in Paris die bisherige Aufwallung einer ruhigen 
Auffaffung Play machen, jo wird doch in Deutſchland auf lange Zeit der 
Eindrud nicht zu verwifchen fein, den diefe plößliche drohende und belei= 
digende Haltung unferer Nachbarn Binterlaffen hat. Es wird ſchwer fein, 
das Bertrauen auf gute nachbarliche Berhältniffe und den Glauben an 
den guten Willen der jegigen franzöfifchen Regierung auf Erhaltung des 
Friedens wiederherzuftelen, nachdem die Verſicherungen, welche diefelbe 
Regierung am 30. Juni d. 3. gegeben, daß der Friede niemals geficherter 
geweſen, als gerade jegt, nach faum acht Tagen in fo auffälliger und befremd« 
liher Weije verleugnet worden find. Es kann nicht fehlen, daß alle die 
beunrubigenden Gerüchte, welche den Eintritt des Herzogs von Öramont 
ind Miniſterium begleiteten, mit einem ftarfen Anfpend auf Glaubwür⸗ 
digfeit wieder aufleben; der Schaden aber, welchen die Wohlfahrt fried« 
liher Bevölferungen durch ſolche Anmwandlungen, wie die der legten Woche 
erleidet, kann leider jo fchnell nicht verwachſen, wie er bereitet wird.“ 


3* 





3. Dermittelungsverfuhhe und Cutſcheiduug 
zum Kriege, 


Bermittelungsverfnde. 
Aus dem Engliihen Blaubuche. 


Am 13. Juli erfuht Granville den Lorb Lyons auf eine beftimmte 
Erklärung der franzöfiihen Regierung zu bringen, was bieje denn eigentlich als 
eine endgültige Beilegung ber Angelegenheit zu acceptiren gefonnen jei. 


Unterrebung von Lord Lyons mit dem Herzog von Gramont, 
Depeſche von Lord Lyon: 


„... Der König von Preußen babe — fo wiederholte Gramont — 
nichts, abfolut nichts gethan. ... Alles, was Frankreich jettt verlange, fei, daß 
der König von Preußen dem Prinzen verbiete, feinen Entſchluß bezüglich bes 
Nüdtritte von der Thron. Candibatur in Zukunft zu Ändern. Es fei natürlich 
nur vernünftig, daß Frankreich einige Borfichtsmaßregeln gegen eine Wiederholun 
befien ergreife, was fich ereignete, al® ber Bruder bes Prinzen Leopold nad 
Bulareft ging. . . . Wenn ter König von Preußen dies thun wollte, fo würde 
bie ganze Angelegenheit abjolut erledigt fein... . Er nahm dann ein Stüd 
Papier und fchrieb das folgende Memorandum nieher, welches er mir übergab: 
„Nous demandons du Roi de Prusse de defendre au Prince de Hohen- 
zollern de revenir sur sa rösolution. S’il le fait, tout l’incident est ter- 
mine* ... . Schließlich fragte Gramont, ob Frankreich auf die Unterftätung 
Englands zur Erlangung biejes Verbotes vom König von Preußen zählen könne. 
Ich fagte, nichts könne den Wunſch meiner Regierung, eine Berföhnung zwifchen 
Frankreich und Preußen herbeizuführen, überfteigen; ich könne mich aber natürlich 
nicht unterfangen, fo auf der Stelle, ohne mich zuerft mit der engliſchen Regie- 
rung in Beziehung zu ſetzen, eine fo fpecificirte Frage zu beantworten.“ 


Grite Aeußerung Bismard®. 


13. Juli. Depeſche des engliſchen Botfchafters in Berlin, Lord Loftus an 
Lord Granpville. 


„Ih hatte heut eine Unterredung mit bem Grafen Bismard und gra- 
tulirte Sr. Ercellenz zu der bevorftehenten Löfung ber fchwebenden Kriſis durch 
ben freiwilligen Rüdtritt des Prinzen von Hohenzollern. Se. Ercellenz ſchien 
etwas im Zweifel darüber zu fein, ob fi dieſe Löſung als Beilegung ber Diffe- 
renz mit Frankreich ausweifen werde. Er fagte mir, daß die vom König von 
Preußen bewiefene Mäßigung gegenüber dem drohenden Zone ber franzöfiichen 
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Regierung . . . . in Preußen allgemeines Befremden hervorgerufen habe... . . 
Graf Bismard drüdte dann den Wunſch aus: die englifche Regierung follte 
eine Gelegenheit ergreifen, möglicherweife durch eine Erklärung im Parlament, 
ihre AZufriedenftellung mit der Löſung ber ſpaniſchen Schwierigkeit durch ben 
Rücktritt des Prinzen Leopold auszubrüden, und öffentlich Zeugniß abzulegen 
jür die ruhige und weife Mäßigung des Königs von Preußen, der Regierung 
und der Brefle .. . Graf Bismard bemerkte dann: von Paris ſei — wiewohl 
nit offiziell von Frhr. v. Werther — die Nachricht eingetroffen, daß diefe 
Löſung der ſpaniſchen Schwierigkeit nicht hinreichen werde, bie franzöfiiche Re⸗ 
gierung zufrieden zu ftellen, und daß biefe neue Anſprüche geltend machen wolle. 
Sei dies ber Bar. dann liege e8 Mar zu Tage, daß die ſpaniſche Thronfolge- 
frage ein bloßer Borwand geweien, und es ber wirkliche Zweck Frank⸗ 
reihe jei, für Königgrät Race zu nebmen. Die deutſche Nation fühle, 
daß fie vollfländig im Stande fein würbe, es mit Frankreich aufzunehmen, und 
fie vertraue fo ſehr auf militairifhe Erfolge, wie bie franzöfiihe nur könne. ... 
Aber — fagte Se. Ercellen; — wir wünfchen den Krieg nicht, wir haben unfere 
friedliche Gefinnung bewieſen, und werden auch fortfahren fie zu beweijen, Doch 
lönnen wir den Franzojen, was Rüſtungen angeht, nicht erlauben, einen Vor⸗ 
jprung vor uns zu haben. „Ich babe,“ fo fagte Se. Ercellenz, „pofitive Infor» 
mation, daß in Frankreich Kriegsräftungen betrieben worden find und augen» 
blidfich betrieben werben. . . . Wenn bieje fortgefeßt werben, werben wir ums 
öthigt jehen, die franzöfifhe Regierung um Aufflärung Über deren Zwed und 
ebentung anzugehen.” Graf Bismard fagte ferner, daß die preußiſche Re⸗ 
gierung, falls Frankreich den europäifchen Mächten jetzt nicht eine Verficherung, 
eine Erklärung gebe... . daß es bie Löfung der Frage für endgültig halte und 
feine andern Anſprüche geltend machen wolle, wofern weiter Frankreich die dro⸗ 
bende Sprade des Herzogs von Sramont nicht zurücknehme oder genlgenbe 
Erklärungen abgebe — baß bie preußiſche Regierung ſich genöthigt jehen würde, 
eine Erkiarung von Frankreich zu forbern. . . . Es ſcheint mir (Lord Loftus) 
gewiß, daß Sraf Bismard und das preußiiche Minifterium die Haltung bes 
Königs bem Grafen Benedetti gegenüber bedauern, und daß fie Angefichts ber 
öffentlihen Meinung in Deutihland entfheidende Maßregeln zur Wah— 
rung der nationalen Ehre für nothwendig eraditen. . . .“ 


Der engliſche Botichafter in Wien, Lord Bloomfield, berichtet über brei 
Unterrebungen mit Graf Beuft. 

Die erfte Depeihe vom 9. Juli meldet: „Ich flattete heute Graf Beuf 
einen Beſuch ab und fand Ee. Erxcellenz ſehr beiorgt bezüglich des Refultats, 
welches die Mittheilung aus Paris binfihtlich der Kandidatur bes Prinzen Leo» 
pold von Hohenzollern für ten fpanifhen Thron bei der preußiſchen Re⸗ 
gierung hervorgebracht haben wird. Er fagte: die Sprache, in welder die Bor- 
fellungen der —* Regierung übermittelt worden ſeien, dürfte nicht dazu 
angethan ſein, eine Beilegung zu erleichtern, aber er wolle noch immer das beſte 
hoffen, und er babe Herrn von Münch, den öfterreichiichen Geſchäftsträger in 
Berlin, inftruirt, alles zu thun, um die Ausfichten einer friedlichen Löſung der 
wilden Frankreich und Preußen beftebenden Schwierigkeiten zu fördern. Er 
fügte hinzu: er babe Abſchrift diefer Inftrultion an den Grafen Apponyi (öfter- 
reichiſchen Botfchafter in London) geſchickt und ihn vollfländig über Die frage 
informirt, er habe von biefem noch nichts gehört, hoffe aber, daß in bem Inter» 
efie der Erhaltung des Friedens die englifhe Regierung nicht abgeneigt fein 
werde, als Vermittlerin zwiſchen Frankreich und Preußen zu handeln. Ich fagte 
Se. Ercellenz . . . ih bege feinen Zweifel, daß Sie (Graf Granville) geneigt 
fein würden, alles in Ihren Kräften Liegende. zu thun, um bie ernſtlichen Ber- 
widelungen von Europa abzuwenden zu ſuchen, von welden dieſes bebroht zu 
fein feine; daß aber, ehe eine Vermittlung begonnen ober ſelbſt vorgeichlagen 
werben könne, zuerft eine Baſis für biejelbe ftgekelt werben müfje. Wir unter» 
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hielten uns barauf im Allgemeinen über dieſe unglüdfelige Angelegenheit, worauf 
Graf Beuft feine Mißbilligung und fein Bedauern ausdrüdte über 
Die Art uud Weife, in der bie franzöfifhe Kegierung in der Kammer 

eſprochen babe; diejelbe diene dazu, bie Schwierigleiten und Ge⸗ 
ohren der lage bedeutend zu vermehren und eine freundfchaftliche Löſung 
um fo jchwieriger zu machen.“ 

Zwei Tage darauf (11.) hielt Bloomfield abermals eine Unterrebung mit 
Beuft, in welder ber öfterreichiiche Reichskanzler feine Ueberzeugung ausſprach, 
daß England unter den Umfländen nicht mehr hätte thun können, ale was es 
getban. „Er fagte, von Paris ſei ihm nicht ein ermuthigendes Wort zu Ohren 

tommen; von Berlin wiffe er einfach nichts, die Verzögerung und offenkundige 
nie, mit welcher die preußische Prefie Die Angelegenheit behandle, babe nur 
bazu gedient, bie Gereiztheit in Baris zu fleigern; Fürſt Metternich fcheine das 
Schlimmfte zu enger und er fünne mir nicht verbeimlichen, Daß — wenn ber 
König von Preußen fi meigern follte, die Kandidatur des‘ Erbprinzen von 
Hobenzollern zu desavouiren — er keine Möglichkeit jehe, einen Compromiß 
zwiſchen ben beiben Mächten zu Wege zu bringen. Im gegenwärtigen Augen- 
blide ſehe alles dunkel und hoffnungslos aus. Es thue ihm leid, fagen zu müffen, 
daß trot aller Iobenswertben Beftrebungen der Mächte es gegenwärtig nicht wahr- 
ſcheinlich fei, daß diefe von Erfolg gekrönt werben.” 


Nah dem Nüdtitt des Prinzen von Hohenzollern berichtet Lord 
Bloomfield abermals über eine Unterrebung, welche er am 13. mit dem Grafen 
Beuft gehabt: „Se. Ercellenz ſchien durch den Rüdtritt des Prinzen Leopold 
etwa8 beruhigt, aber er ſchien nicht Überzeugt zu fein, daß dieſe Erflärung hin- 
reihen werbe, bie Forderungen (requirements) ber franzöfifchen Regierung zu- 
friedenzuftellen. Er wiederholte, was er ſchon bei anberen Gelegenheiten geſagt 
batte, daß er alles mögliche gethan babe, um Frankreich davon abzubringen, bie 
Angelegenheit zum Aeußerften zu treiben, aber er ſchien nicht viel Bertrauen auf 
feine Macht zu ſetzen, viel zu Wege zu bringen, und fein Eindrud ift der, daß 
nichts im Stande fein wird, den Fortgang der Ereigniffe zu hindern. Se. &r- 
cellenz fügte hinzu, daß vielleicht Niemand beffer im Stande fei, die Stimmung 
in den füddeutfhen Staaten zu beurtbeilen, als er felber, und baß er 
überzeugt ſei, Frankreich made einen großen Fehler, wenn e8 auf bie 
Sympatbien Diefer Staaten für feine Sache rechne. In ber Abficht baber, 
um Frankreich in etwaigen Erwartungen auf Unterflügung von biefer Seite zu 
entmuthigen, babe er e& im Interefje des Friedens für gut erachtet, dieſe feine 
Ueberzeugung zur Kenntniß der franzöfifhen Regierung zu bringen.“ 


Die englifhe Regierung empfahl, dem Berlangen des Herzogs von Ora- 
mont folgend, dem König von Preußen am 14. Juli feine Zuftimmung zum 
Nüdtritte des Prinzen Leopold Frankreich ausdrücklich mitzutheilen. 


Der Vorſchlag wurde abgelehnt, und Granville meldet barüber an 
Lyons: ...„Graf Bernftorff drüdte mir fein Bedauern aus, baf bie eng- 
liche Regierung einen Vorſchlag gemacht habe, den er bem Könige unmöglich 
zur Annahme empfehlen könne. Preußen habe unter einer Öffentliden 
Drohung von Frankreich eine Ruhe und Mäßigung gezeigt, melde 
jede weitere Conzeffion als eine Demüthigung erjheinen lajjen 
müffe, ... und die öffentlihde Meinung in Deutihland beweiſe, 
daß ein Krieg ſelbſt unter den [hwierigften Verhältniſſen einem 
Nachgeben feitens des Königs vor den ungeredtfertigten Forde— 
rungen Frankreichs vorzuziehen fei.“ 
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Die Entſcheidnug zum Kriege in Paris. 
15. Juli. Erflärungen der Minifter in ber Kammer. 


Im geletgebenben Körper verlieft Minifter Ollivier folgende Erklärung: 

„Da die Art und Weife, wie das Land unfere Erflärung vom 6. Juli auf. 
nahm, uns die Gewißheit gab, daß Sie unfere Politik billigten und daß wir auf 
Foren Beiftanb zählen könnten, jo haben wir fogleih Unterhandlungen mit ben 
fremden Mächten eingeleitet, um ihre guten Dienjte bei Preußen in Anſpruch zu 
nehmen, damit dieſes die Rechtmäßigkeit unferer Beſchwerden anerlennte. In 
dieſen Unterhanblungen verlangten wir nichts von Spanien, deſſen Empfinblichkeit 
wir nicht wachrufen und deſſen Unabhängigkeit wir nicht Tränen wollten; wir 
verhanbelten auch nicht bei dem Prinzen von Hohenzollern, ben wir als durch 
den König gebedt anſahen; wir enthielten uns endlich in unjerer Diekuffion jedes 
Borwurfs und entfernten uns nicht von dem Gegeuftande ſelbſt, auf welchen wir 
fie von Anfang an eingeſchränkt hatten. Die meiften Mächte waren befliffen, uns 
zu antworten, und gaben mit größerer ober geringerer Wärme die Rechtmäßigkeit 
unferer Forderungen zu. Das preußiſche Minifterum des Aeußern wies uns ab, 
indem es vorgab, daß es nichts von ber Sache wüßte und daß das Berliner 
Cabinet ihr fremd geblieben fe. Wir mußten uns aljo an den König jelbft 
wenden und gaben unferm Botſchafter Befehl, fih zu Sr. Majeftät nah Ems zu 
begeben. „(Nach einer Darftellung der gepflogenen Verhandlungen bis zur Wei- 
gerung des Königs von Preußen, die geforderte Erflärung zu geben, — fährt 
der Miniſter fort:) 

„Dbgleich dieſe Weigerung uns eine nicht zu vechtfertigende zu fein fchien 
fo war unfer Wunſch, Europa die Wohlthaten des Friedens zu erhalten, fo groß, 
tag wir die Verhandlungen nicht abbradhen und trotz ber berechtigten Ungebulb 
der Kammern beantragten, unfere Erklärungen bis auf heute verſchieben zum 
dürfen. Um fo größer war unfere Ueberrafhung, als wir geftern erfuhren, daß 
der König von Preußen unſern Botjhafter durch einen Adjutanten 
batte wiffen laffen, wie er ihn nicht mehr empfangen wolle, und 
daß feine Regierung, um diefer Weigerung einen unzweibeutigen 
Charakter zu geben, fie offiziell den europäifhen Cabinetten mit- 

etbeilt hatte. Gleichzeitig erfuhren wir, daß der Herr Baron Werther ben 
febt erhalten babe, einen Urlaub zu nehmen, und daß Preußen rüfte. 

Unter diefen Umftänden wäre ein weiterer Verſuch zur Verſöhnung eine 
Sintanfegung der Würde und eine Unklugheit geweien. Wir haben nichts ver- 
füumt, um einen Krieg zu vermeiden; wir werben uns jegt rüften, ben Krieg zu 
führen, den man uns anbietet, indem wir einem eben den auf ihn fallenden 
Theil der Berantwortung laffen. Gleich geftern haben wir unjere Re- 
ferven einberufen und mit Ihrem Beiftande werben wir fofort die 
nötbigen Mafregeln ergreifen, um bie Interefjen, die Sicherheit 
und die Ehre Frankreichs zu wahren.” | 


Minifter Ollivier bringt hierauf als bringlich einen Antrag auf Bewil⸗ 
ligung eines Crebit von 50 Millionen ein, welcher mit allen gegen wenige 
Stimmen angenommen wird. 

Sambetta bringt darauf, daß wenigftens die Depeſche vorgelegt werbe, 
weiche den Bruch berbeiführte und ber aufolge der König Wilhelm dem fran- 
zöfiſchen Botſchafter feine Thür verweigert haben foll. 

Ol livier: „Ich habe bereits gelagt, daß der König von Preußen ſich ge- 
weigert bat, unfern Botſchafter zu empfangen. Seine wahre Bedeutung erhielt 
diefer Alt aber erft dadurch, daß bie preußiiche Regierung ſich beeilte, ihn offiziell 
zur Kenntniß der europäifchen Eabinette zu bringen, was man fonft niemals thut, 
wenn man ans barmlojen Gründen einem Botjchafter eine Audienz verweigert. — 

Diefe Neuigleit wurbe nicht etwa ben fremden Höfen in’s Ohr geist, 
jondern dur die Preffe in ganz Deutfchland verbreitet, bie offiziöſen Blätter 
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verfünbeten fie in Ertra- Ausgaben und an einigen Orten wurben diefe Zeitungen 
in den Straßen: angef'hlagen. Gleichzeitig erhielt der Baron Werther einen 
Urlaub und in der Naht vom 13. zum 14. begannen in Preußen die militai- 
rifhen Vorkehrungen. Durften wir da länger ubig bleiben? Der Schlüffel zu 
biefen Vorgängen liegt aber in Folgendem: Der König von Preußen fah recht 
ut ein, daß ber Anſpruch Frankreichs, fich zu widerſetzen, daß ein preußifcher 

rin; den Thron von Spanien befteige, ein volllommen gerechter ſei. Er fürchtete 
aber, das militairiihe Ehrgefühl der Nation zu verlegen und fagte immer nur: 
„Ih, will mich in die Sache nicht einmifchen; mag der Prinz verzichten, ich habe 
nichts dagegen, aber ich fordere ihn auch bazu nicht auf.“ ALS die VBerzichtleiftung 
bes Prinzen nun belannt wurde, erregte fie lebhafte Unzufriedenheit in der Mi⸗ 
fitairpartei in Preußen, und um biefe zu beichwichtigen, nahm man, flatt rubig 
zu unterhandeln, feine Zuflucht zu dieſem theatralifchen Effekt, den wir unferer- 
feits nicht zulaffen lönnen. Wohl ruht auf uns eine ſtarke Berantwortung, 
aber wir nehmen ſie leichten Herzens auf uns; ja wohl, leichten 
Herzens, nämlich vertrauend in die Gerechtigkeit unſerer Sache und überzeugt, 
daß dieſer Krieg uns aufgezwungen wird.” (Der Miniſter verläßt unter ſtürmi⸗ 
ſchem Beifall der Majorität He Tribüne.) 


Der Kriegs - Minifter Marſchall Leboeuf bringt folgende zwei Geſetzent⸗ 
wäürfe ein. Der erfte beftebt aus einem Artikel: „Die mobile Garde wird in Al- 
tioität geſetzt. Der zweite, aus brei Artileln beftebend, orbnet die Anwerbung 
von Freiwilligen für die Dauer des Krieges nad den durch das Rekrutirungs- 

eſetz vorgefchriebenen Beflimmungen an. Als Motive bringt der Minifter unter 
ebhaftem Beifall nur die Worte bei: „Es giebt in Frankreich viele junge Leute, 
welche das Pulver lieben, wenn auch nicht die Kaferne.” Die Dringlichkeit biejer 
Vorlage wird fogleich votirt. 

. Der Finanzminifter bringt einen Gejeg- Entwurf ein, dem zufolge dem 
Marineminifterium ein neuer Credit von 16 Millionen bewilligt wird. Die 
Dringlichkeit auch dieſer Vorlage wirb votirt. 


Die Siung wird unterbrocden. Nachdem fie wieder aufgenommen worden, 
ergreift Minifter Ollivier aufs Neue das Wort. ' 

„Die Regierung, fagt er, will vor Allem in dieſer Angelegenheit bie ganze 
Wahrheit fagen. Eigentlihe Depeichen über viefelbe haben wir nicht, fonbern nur 
biplomatifche Berichte, Die zu veröffentlichen nicht der Brauch if. Aber der Grund 
des Bruches follte doch genügend dargelegt fein. Es kann vorfommen, daß ein 
König fich weigert, einen Botfchafter zu empfangen; aber etwas Anderes ift es, 
wenn bie Weigerung eine abfidhtliche, wenn fie ben fremben Cabinetten durch Te- 
legramm und dem Lande durch Ertrablätter notifizirt wird. Diefes Verfahren 
war um jo bebeutfamer, als der Abjutant, welcher unjerm Botichafter erdffnete, 
baß er nicht empfangen werben könne, es an feiner Höflichleitsform fehlen ließ, 
fo zwar, daß unſer Botſchafter ſelbſt von der beleidigenden Abſicht 
feine Ahnung hatte.“ 

Choiſeul: „Man kann unmöglich aus ſolchem Grunde den Krieg erflären!“ 

Sarnier-Pages: „Das find Redensarten!“ 

Arago: „Wenu man dies hören wird, wirb bie civilifirte Welt Ihnen 
Unrecht geben, und wenn Sie barauf bin den Krieg erklären, jo wird 
man wifjen, daß Sie ihn um jeden Preis haben wollten.” 

DOllivier: „Dean wollte uns demüthigen und uns eine Schlappe bei- 
bringen, um fih für die Verzichtleiftung bes Prinzen von Hohenzollern zu 
entiädigen. Wenn Sie eine ſolche Situation vor den Augen Europas annehmen 
wollen, wir fünnen es nit. Wann hat man jemals in der Geſchichte es ge- 
wagt, fi hinter unferm Rüden zu verſchwören, um einen preußifäen Prinzen 
auf den ſpaniſchen Thron zu erheben? Dies hätte allein uns ſchon bis aufs 
Aeußerſte bringen follen und wir haben noch unterhandelt und nur Zuficherungen 
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für Die Zukunft verlangt. Man verweigerte uns dieſelben. Haben wir gebroht, be- 
leivigt? Rein, wir unterbandelten weiter unb zum Lohn für unfere Mäßigung 
werben bie Unterrebungen in hochmüthiger Weife abgebrochen. Wer dies recht- 
fertigen möchte, Tennt nicht das feit Jahren zwiſchen beiden Nationen beftehenbe 
gereizte Berhältniß. Hat nicht gerade bie Oppoſition feit 1866 all- 
jährlich wiederholt, daß Sabowa die franzdfifhe Nation gede- 
mätbigt und von dem erfien Rang in Europa herabgeftürzt habe. 

„ Gleichwohl bewahrte die Regierung die größte Langmuth gegen Preußen. Haben 
wir nicht noch in der Angelegenheit ber Gotthardbahn das Berfahren Preußens 
ale ein rechtmäßiges reſpektirt und vertheidigt? Wie oft bat man nicht unfere 
Aufmerfjamleit auf das unglüdliche Loos ber Dänen von Schleswig gelenkt, wie 
oft baranf gedrängt, daß wir bie Ausführung des Prager Friedens verlangen 
jolten! Ic babe es ſtets abgelehnt; rühren wir nicht, fagte ich, an dieſe bren- 
nenden Fragen; fie lönnten erft zu Animofitäten und dann zu einem Zufanımen- 
ſtoß führen, den wir nad Kräften vermeiden wollen. 

Und während wir fo mit eifrigfter Sorge über den europäiſchen Frieden 
wachten, fordert Preußen uns heraus mit einem Anſpruch, der einen Elementar- 
fa ber franzöſiſchen Bolitik, für welchen wir unter Ludwig XIV. Jahre lang 
gelämpft haben, umftoßen würde. Noch vor wenigen Wochen war Europa glück⸗ 
kh und in Frieden. Haben wir etwa biefe gefährliche Streitfrage aufgeworfen? 
Haben wir etwa ein Recht jene® großen und edlen Deutſchlands verkannt, deſſen 
Feinde wir nicht find? Haben wir etwa das Feuer in die Nähe des Pulvers 
gebracht, um uns ‘dann zu wundern, wenn eine Erplofion erfolgt? Bedenken Sie, 
tag, wenn wir nicht raſch zu Werke gegangen wären, ein Votum ber Cortds 
ten preußiſchen König proflamirt hätte und daß wir e8 dann noch mit dem Na- 
tionalgefühl eines ftolzen Volles zu thun gehabt hätten. Konnten wir in unferen 
Forderungen etwa beicheibener jein? Ober tadeln Sie es, daß wir gebrochen haben 
nah dem in der Perfon unſeres Botſchafters empfangenen Schimpf? Möge jet 
die Sammer entſcheiden! Wenn wir zu empfindlich gewejen find, fo hätten Sie 
unjere Erklärungen nicht mit Ihrem Beifall aufgenommen. Ich ergebe mid in 
Ansführungen, welche, ich weiß es wohl, für die Mehrheit dieſes Haufes über- 
Adifig find; aber es war nothwendig, vor dem Lande bie Gerechtigkeit und bie 
Stärke unjerer Sache darzulegen.“ (Anhaltender ſtürmiſcher Beifall.) 

Thiers: „Seien Sie überzeugt, meine Herren, daß, wenn ich Über dieſe 
Frage nicht eine tiefe Meberzeugung hätte, ich in biefem Punkte dem Gefühle nicht 
wiberftehen würbe, das Sie zu erlennen geben. Der Herr Siegelbewahrer fucht 
feine Schritte zu rechtfertigen, und ich bebauere, da ich kein Mißwollen gegen das 
Cabinet bege, daß ich mich gezwungen fühle zu befennen, daß wir ben Krieg in- 
folge eines Cabinetsfehlers haben. Der Herr Siegelbewahrer hat bie eine Sage 
mit der andern verwechſelt; er hat mit Recht bemerkt, daß wir Preußens Unter- 
nehmen in Betreff Spaniens nicht dulden Dürfen. 

Breußen hat einen ungeheuren Fehler gemacht: vor dieſem Zwiſchenfall aber 
wollte es den Frieden, weil e8 die Gefahren kannte, welche ihm dergleichen Unter- 
nehmungen brobten. Was uns anbetrifft, jo haben wir ftet8 gejagt, daß der 
Zag lommen werbe, wo es in Schwierigleiten geratben werde, 
nämlich an dem Tage, wo e8 die Hand nad Deutfhland ausftredte. 
Daber fagte ih: Warten Sie zu, denn man muß zu einem Fehler 
nit einen zweiten fügen, nämlih die Ungeduld, den erſten zu 
befeitigen. Ia, wir hätten auf biefe Weije die Gelegenheit er- 
halten, Sabowa auszuwetzen, unb wir hätten Dabeidieganze Welt 
für uns gehabt. 

Sn unferen Tagen darf man aus Laune keine Kriege herbeiführen, denn 
die ganze Welt ift als Zeuge babei zugegen. Preußen bat einen großen ee 
begangen! es büßt benjelben zwar bereitd durch eine Schlappe und durch den 
Krieg, aber leider wird es nicht allein zu büßen haben. Wenn es fi bei une 
darım handelte, das Aufgeben der Candidatur des Prinzen von Hohenzollern 
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durchzuſetzen, fo fände ih auf Ihrer Seite; doch was mid im tiefften Innern 
fchmerzt, ıft ber Umftand, daß dieſes Ziel ber Hauptſache nad erreicht war. Sie 
hatten bie Hauptſache erlangt und ein bedeutender moralifcher Eindruck war 
erreicht. Aber, fagte man, die Candidatur war nicht auf.alle Zeiten befeitigt. Ich 
lege Berufung an den gefunden Menichenverftand ein, unb an bas, was auf ber 
Hand liegt; Sie werben in einigen Tagen das Urtheil der ganzen Welt über Ihre 
Politik vor Augen haben, Sie werben es in allen Blättern Iefen. Ich rede nicht 
von ben franzöfiihen Zeitungen, auch nicht einmal von ben preußifchen, welde 
interejfirte Parteien bei ber —*— ſind; aber ich rede von Europa: Europa hat 
fich Ihnen angeſchloſſen; Ste werben ſehen, was es heute von Ihnen denkt, Sie 
werden e8 durch die englifche Preſſe erfahren, welche in dieſer Angelegenheit eine 
große Mäßigung gezeigt hat. 

Ich wieberhole es, ich berufe mich auf das, was auf der Hand liegt, und 
ich fage, wenn man annimmt, daß Preußen nach einer folhen Kampagne, wie es 
foeben gemacht hat, heute die Kandidatur bes Prinzen von Hohenzollern zwar 
aufgebe, aber im Sinne babe, mit berfelben wieber heroorzutreten, jo heißt das 
ihm eine Tollheit zufchreiben. Ya, es müßte toll fein!“ 

Der Herzog von Öramont: „Warum hat es fi denn geweigert, es 
zu erklären ?“ 

Arago: „Weil Sie es provocirt haben.“ 

Thiers: „Es hat ſich geweigert, wollen Sie wiſſen warum? (Neue Unter⸗ 
brechung.) 

Sie würden im Rechte geweſen ſein, wenn man ſich geweigert hätte, die 
Thronbewerbung des Prinzen zurückzuziehen. Ja, dann würde im Lande, in 
ganz Europa nur eine Stimme geweſen ſein, Frankreich Recht zu geben. Alle 
Welt ſagte noch vor drei Tagen, daß, wenn man die Zurücknahme der Candidatur 
erlange, ſo müſſe man ſich damit begnügen. Es iſt augenfheinlih, daß, wenn 
man, nachdem man fie erlangt hat, Streit Über Worte und Empfinblichleiten er- 
bebt, Krieg daraus entfteben wird. Der gewöhnliche gefunde Menichenverftand 

enügte, um vorauszufehen, baß, wenn nach einer Conzeſſion bes Königs von 

Bren en (Ollivier unterbricht: er bat keine gemadt!) .... Wie? Bor ber 
ganzen Welt zieht der König von Preußen die Candidatur des 
Prinzen von Hohenzollern zuräd, oder läßt ſie zurückziehen, und 
das wäre feine Eonzeffion? Können Sie das aufredhthalten? Ich gebe 
noch weiter: nad ben eben gelejenen Attenftüden bat ber König von Preußen 
eingewilligt, durch bie Organe feiner Regierung zu erlfären, daß er um bie Zu- 
rückziehung der Candidatur gewußt und fie gebilligt habe. 

Sie wollen Preußen einen Stoß geben, und ih will es, wie 
Sie. Rennen Sie mid, wenn Sie wollen, einen Freund von Preußen; das 
Land wird entfcheiden zwiſchen mir und Ihnen. Ich beichränfe mich barauf, dieſe 
unbeftreitbaren Thatſachen hinzuftellen. Die Candidatur ift zurlüdgezogen. Der 
König hat es gewußt und eingewilligt, daß feine Regierung es erlläre. Es war 
augenfheinlih, daß wenn man fi nicht daran hielt, bag wenn man über bie 
Art der Zurldziehung eine Diskuffion erheben und neue Empfindlichleiten her⸗ 
vorrufen wollte, man den Stolz Preußens reizen und zum Krieg gelangen werbe. 

Möge ein Jeder von uns die Bedeutung feines VBotums vor Augen haben! 
Was mich betrifft, fo werde ich aus Sorge für mein Andenken die Berantwort- 
lichkeit für einen ſolchen Entſchluß nicht Übernehmen. Ich verlange Angefichts bes 
Landes, daß man uns bie Depefchen mittheile, in Folge deren man die Kriege- 
erflärung bef'hlofien hat. Wäre ich am Ruder geweſen, fo hätte ich es für meine 
Pflicht gehalten, dem Lande einige Augenblide der Ueberlegung zu gönnen. Ich 
halte diefen Krieg für unflug; die Ereigniffe von 1866 gingen mir 
mebr nahe als irgendwem, aber bie Gelegenheit, das Uebel wieder 
gut zu machen, ift Fäglich gewählt. Man bat Ihnen eine Genugthuung 
zugeflanden. Preußen war in feinem Unrecht und Europa vermag uns Genug- 
tbuung zu geben. (Anbaltenvder Lärm.) 3b bin gewiß, daß Sie eines 
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Tages diefe Ueberſtürzung bereuen werben. (Tumult.) Beichimpfen 
ie mich, ich werbe doch meine Pflicht erfüllen. Die Gelegenheit zum Krieg iſt 
flecht gewählt und bies wird fih rächen. Ich verlange nochmals Mittheilung 
der Depeichen; möge dann bie Kammer thun, was ihr gut ſcheint.“ 

Minifter Ollivier: „Ich hatte Herrn Thiers achtungsvoll angehört, da 
es immer ein Beweis von Muth ift, wenn man gegen ben Strom ſchwimmt, aber 
ih muß gegen einige Worte des Vorrebners proteftiren. Wir wiflen, daß unfere 
Berantwortung groß fein wird. Wir haben ſtets die Leiden, welche ein Krieg mit 
fih Bringt, vor Augen gehabt und auch wir halten Diejenigen für ſtrafbar, 
weiche das Land in Abenteuer fürzen. Aber wir erflären, daß, wenn jemals ein 
Krieg nothwendig war, jo ift e8 ber Krieg, zu weldem uns Preußen zwingt. 
Riemand von uns fuchte eine Gelegenheit zum Krieg oder fragte ſich, ob ber 
Angenblick glüdfih gewählt fei, Preußen anzugreifen. Aber wir hatten feine 
Mimste zu verlieren. Wenn man uns in der Sade eine Genugthuung zuge» 
Randen hätte, fo wären wir zufrieden gewefen: aber ber König von Preußen 
weigerte ſich beharrlich, ein Berfprechen einzugehen. Haben wir uns etwa von 
einer Leidenſchaft binreißen laffen? Keineswegs. Wir unterhandelten noch, als 
mon uns in ber Prefie ein Minifterium ber Feigheit und Schande nannte und 
indeſſen melbet man Europa, daß man unferem Botichafter Die Thür gewieſen 
kätte. Herr Thiers nennt das Empfindlichkeit; ich nenne es Ehrgefühl und in 
Sranfreich ift Die Ehre das erſte aller Güter. Depeſchen haben wir nicht weiter 
vorzulegen ; in unferm Exrpoje ift Alles gefagt.“ 

Der Minifter des Aeußern, Herzog von Gramont: „Wenn wir länger 
gewartet hätten, jo hätten wir Preußen Zeit gegeben, uns mit feinen Rüftungen 

mmen. Das Verfahren Preußens ift eine Beleidigung für den Kaiſer 
unb für ganz Frankreih; und wenn ſich, was ih für unmöglich halte, 
in meinem Baterlande eine Kammer fände, foldhes zu ertragen, 
jo wärde ih nidht fünf Minuten mehr Minifter bleiben. (Lebhafter 
Beifell.) Im der Zeit, welde Herr Thiers zum Nachdenken fordert, würden 
die Breußen ihre Kanonen laden. Der Krieg ift beffer als der bewaffnete Friebe.“ 

Zules Favre führt im Sinne Thiers nochmals aus, daß die Ehre 

ichs nit im Spiele fei, daß kein redhtmäßiger Grund zum Kriege vor- 
und daß die Regierung allein für die kommenden Ereigniffe verantwortlich fei. 

Herr von Kératry dagegen ift ber Meinung, daß Frankreich mit ber in- 
bireften Zurückziehung der Kandidatur nicht binreihende Genugthuung erhalten 
hätte und daß ber Krieg ein gerechter fei. Ein formeller Antrag Jules Favre's 
auf Borlegung von Depeſchen wirb mit 159 gegen 84 Stimmen verworfen. 


Der erfte Gefegentwurf (Credit von 50 Millionen) wirb mit 245 gegen 
bie 10 Stimmen (von Arago, Defjeaur, Esquiros, Jules Favre, 
Sagneur, Barnier-Pagds, Glais-Bizoin, Grévy, Orbinaire und 
$elletan). bie brei andern Geſetzentwürfe werben mit allen Stimmen gegen die 
des Herrn Glais⸗Bizoin angenommen. 


Im Senat erſcheint der Minifter des Auswärtigen Herzog von Gra⸗ 
mont und verlieft dafjelbe Erpoje. Die Senatoren zollen dieſer Erflärung aus- 
nahmslos ſtürmiſchen Beifall, 

Bräfident Rouher: „Der Senat iſt mit ſeinen enthuſiaſtiſchen Beifallsrufen 
nur ber Vorläufer der wahren Gefühle des Landes geweſen. An dem Schwert 
Frautkreichs iſt es jetzt, feine Pflicht zu than.“ 
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Empfang des Senats und des gefegebenden Körpers 
beim Kaiſer. 


16. Suli. Empfang des Senats. 


Aus der Anrede Roubers. 


— — „Em. Majeftät zieht das Schwert: Das Vaterland ift mit Ihnen, 
bebend vor Ungeduld und Stoß. Die Uebergriffe eines burdh einen 
Tag großen Glüdes Überreizten Ehrgeizes mußten früher oder 
fpäter erfolgen. Haftiger Ungebuld toiberfiehend, bejeelt von jener ftillen Be- 
harrlichleit, in welcher die wahre Kraft liegt, bat der Kaifer zu warten gewußt; 
aber feit vier Jahren bat er die Ausrüftung unferer Solbaten zur höchſten Boll- 
kommenheit gebracht und die Organifation unferer Militairkraft zu ihrer ganzen 
Macht erhoben. Dank Ihrer Fürſorge fteht Frankreich fertig da, Sire, und burd) 
feine Begeifterung beweift es, daß es, wie Sie, entichloffen war, kein vermefjenes 
Unternehmen zu dulden. Möge unferer erhabenen Herrfcherin wieder bie kaiſer⸗ 
lihe Macht Übertragen werben. Die großen Staatslörper werben fie mit ehr- 
furchtsvoller Zuneigung, mit unbeichräntter Ergebenheit umgeben. Die Nation 
kennt die Erhabenheit ihres Herzens und die Feſtigkeit ihrer Seele, fie hat Ver⸗ 
trauen in ihre Weisheit und in ihre Thatkraft. Wenn die Stunbe ber Gejahr 
gekommen, ift die Stunde des Sieges nahe. Bald wird das dankbare 
Baterland feinen Kindern die Ehre des Triumpbes zuerkennen, 
bald, wenn Deutſchland befreit ift von der Herrſchaft, die es unter- 
drüdt, wenn der Friede Europa zurüdgegeben ift burd den Ruhm 
unferer Waffen, wird Ew. Majeftät, welche vor zwei Monaten für Sich und 
für Ihre Dynaſtie durch den Nationalwillen eine neue Macht erhielt, fich von 
Neuem dem groben Werte der Berbefjerungen und Reformen widmen Fünnen, 
die — Sranlreih weiß es und der Genius bes Kaifers fihert es 
ibm zu — leine andere Verzögerung erleiden wird, als die Zeit, 
welche Sie gebrauden, um zu fiegen.“ 


Empfang des gejeggebenden Körpers. 


Aus der Anrede des Präfidenten Schneider. 


— „Denn e8 wahr ift, daß der eigentliche Urheber des Krieges nicht der 
ift, der ihn erklärt, fonbern berjenige, ber ihn nothwendig gemacht hat, jo wird 
e8 nur eine Stimme unter den Böllern beiber Welten fein, welche die Verant- 
wortlichleit dafür auf Preußen fallen läßt, das, durch ungehoffte Erfolge beraufcht 
und fühn gemacht durch unjere Gebulb und unfern Wunſch, Europa die Wohl- 
thaten des Friedens zu erhalten, gegen unfere Sicherheit confpiriren und unferer 
Ehre einen Stoß verjegen zu können geglaubt bat. In diefem Falle weiß Frank⸗ 
reich feine Pflicht zu erfüllen. — Sire! Die heißeſten Wünſche werben Ihnen 
zur Armee folgen, deren Oberbefehl Sie Übernehmen, begleitet von Ihrem Sohne, 
welcher über die Pflichten feines Alters hinaus an Ihrer Seite lernen wird, wie 
man feinem Lande dient. Hinter Ihnen, hinter Ihrer Armee, welde die Sahne 
Branfreine zu tragen gewohnt und ſtets zum Erſatze bereit ift, ſteht Die ganze 

ation.” 


Antwort des Kaijers. 


„Meine Herren! Ich empfinde eine hohe Befriedigung, am Vorabende meines 
Abganges zur Armee, Ihnen für die patriotifche Unterftügung, welde Sie meiner 
Regierung gewährt haben, zu danken. Ein Krieg ift legitim, wenn er mit ber 
Zuftimmung des Yandes und der Billigung feiner Vertreter geführt wird. Sie 
haben Recht, an die Worte Montedquieus zu erinnern: „Der wahre Urheber bes 
Krieges ift nicht der, welcher ihn erllärt, fondern der, welcher ihn nothwenbig 
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macht.” Wir haben Alles, was von uns abhing, gethan, um ihn zu vermeiden, 
und ich kann fagen, daß es das ganze Bolt ift, welches unter feinem unwider⸗ 
ſtehlichen Drange unſere Beichlüffe dictirt hat.“ 


Ueber das Borgeben Frankreichs. 


15. Juli. Fürſt Metternich in Baris an Graf Beuft. 

— — — „In den wenigen Tagen Ängftllider Erwartung war 
es fihtlih, wie die Wogen anfhwollen und wie raſch der Wunſch 
fi& Reigerte, biefe Gelegenheit zu benugen, um ein für alle Mat 
aus ber Lage zu lommen, welde die immer erneuten Gründe zur 


Mißſtimmung gegen den mächtigen Nahbar feit 1866 Frankreich 
bereitet hatten. — — — 

Biele ſprechen es aus, daß die Regierung mit unvorfichtiger Leiben- 
ſchaftlichkeit auf den erften gegebenen Borwand losgeſtürzt tft, um einen 
Streit mit Preußen anzufangen und die ungewöhnliche Form der Erklärung 
des Minifters ber auswärtigen Angelegenheiten giebt dieſer Behauptung einige 
Babricheinlichleit; — aber man darf nicht vergeffen, daß unter ben jeßigen Um⸗ 
Binden der geringfte Vorwand alle feit 1866 kaum eingeichläferten Empfinblich- 
keiten der franzöflihen Nation wieber erweden mußte, und daß ein Funken, ber 
in die glimmende Afche fiel, diefen Heerb von Unzufriedenheit, von bitteren Er⸗ 
innerungen und eiferfüchtigem Mißtrauen entzünden mußte.” — 


Zur Nidtigftellung der Thatſachen. 
18. Juli. Depeiche des Bundesfanzlerd Grafen von Bißmard 
an die Bertreter bei den Deutichen und anderen Regierungen. 


„Das Auftreten der franzöfifchen Miniſter in den Sigungen des Ses 
nat3 und des gejetgebenden Körpers am 15.d. M., und die dort mit 
dem feierlichen Cbaralter amtlicher Erklärungen vorgebradgten Entftellungen 
kr Wahrheit haben den legten Schleier von den Abfichten binmeg- 
genommen, welche jchon feinem Unbefangenen mehr zweifelhaft fein 
bunten, jeit da3 erjtaunte Europa zwei Tage zuvor aus dem Munde 
des franzöfifchen Minifterd der ausmwärtigen Angelegenheiten vernommen 
hatte, daß Frankreich mit dem freiwilligen Verzicht des Erbprinzen nicht 
befriedigt fei und noch mit Preußen Verhandlungen zu führen abe. 

Während die übrigen europäiſchen Mächte mit Erwägungen beichäftigt 
waren, wie fie dieſer neuen und unerwarteten Phaſe begegnen und viels 
licht auf diefe angeblichen Verhandlungen, deren Natur und Gegenftand 
Niemand ahnen konnte, einen verfühnenden und vermittelnden Einfluß 
üben follten, bat die franzöfiiche Regierung e3 für gut befunden, durd) 
eine Öffentliche und feierliche Erklärung, welde den Drohungen vom 
6. d. Mts. unter Entftellungen befannter Thatſachen neue Beleidigungen. 
binzufügte, die Verhältniſſe auf eine Spige zu treiben, wo jeder Aus⸗ 
gleich ummögli werden und, indem den befreundeten ‘Mächten jede 
Handbabe der Einwirkung entzogen würde, der Bruch) unvermeidlich 
werden follte. 


Schon feit einer Woche konnte e3 für uns feinem Zweifel mehr 
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unterworfen fein, daß der Kaiſer Napoleon rüfihtslos entſchloſſen ſei, 
ung in eine Lage * bringen, in der uns nur die Wahl zuiihen dem 
Kriege oder einer Demüthigung bliebe, weldye das Ehrgefühl keiner Nation 
ertragen kann. Hätten wir noch Zweifel hegen können, fo hätte und der 
Beriht des königlichen Botſchafters über feine erfte Unterredung mit 
dem Herzog von Gramont und Herrn Dllivier nad feiner Rück⸗ 
febr aus Ems, in welcher erfterer den Verzicht des Erbpringen als Neben» 
ſache bezeichnete, und beide Minifter die Aumuthun ausfpradien, Geine 
Majeftät der König folle einen entjchuldigenden Brief an den Kaifer 
Napoleon fhreiben,. dejjen Publikation die aufgeregten Gemüther in 
Frankreich beichwichtigen könne. Abjchrift dieſes Berichtes füge ich bei; es 
bedarf feines Commentars. 

Der Hohn der franzöfiihen Regierungs⸗-Preſſe anticipirte den er» 
ftrebten Triumph; die Regierung aber fcheint gefürchtet zu haben, daß ihr 
der Krieg dennod entgehen könnte, und beeilte fich, durch ihre amtlichen 
Erklärungen vom 15. d. Mts. die Sache auf ein Feld zu verlegen, auf 
dem es feine Bermittelung mehr giebt, und uns und aller Welt zu bes 
weiien, daß keine Nachgiebigkeit, welche innerhalb der Grenzen natio⸗ 
nalen Ehrgefühls bliebe, ausreichend fein würde, um den Frieden zu erhalten. 

Da aber Niemand in Zweifel darüber war und fein konnte, daß wir 
aufrichtig den Frieden wollten und wenig Tage zuvor feinen Krieg möglich 
hielten; da jeder Vorwand ge Kriege fehlte, und auch der legte, künſtlich 
und gewaltſam gefchaffene Vorwand, wie er ohne unſer Zuthun erfunden, 
fo aud) von felbft wieder verjchwunden war; da es fomit gar keinen 
Grund zum Kriege gab, blieb den franzöfiihen Miniftern, um in vor 
dem eigenen, in der Mehrheit friedlich geiinnten und der Ruhe bedürftigen 
Volke aber zu rechtfertigen, nur übrig, durch Entſtellung und Er⸗ 
findung von Thatſachen, deren Unwahrheit nen altenmäßig befannt war, 
den beiden repräfentativen Körperfchaften, und durch fie dem Bolfe ein= 
ureden, es fei von Preußen beleidigt worden, um dadurch die Leiden» 
Üniten zu einem Ausbruch aufzuftacheln, von dem fie fich felbft als fort« 
geriſſen darftellen konnten. 

Es ift ein trauriges Geſchäft, die Reihe diefer Unwahrheiten aufzu⸗ 
deden; glüdlicher Weiſe haben die franzöfiihen Minifter diefe Aufgabe 
abgekürzt, indem fie dur die Weigerung, die von einem Theil der Ber- 
(emmtung geforderte Vorlage der Note oder Depefhe zu gewähren, 

ie darauf vorbereitet haben, zu erfahren, daß diefelbe gar nicht 
eriftire. 

Dies ift in der That der Fall. Es eriftirt feine Note oder 
Depefche, durch welche die preußifche Regierung den Cabinetten 
Europas eine Weigerung, den franzöfifhen Botſchafter zu 
empfangen, angezeigt hätte. Es eritirt nichts als das aller 
Welt befannte Zeitungs» Telegramm, welches den deutfchen Re» 

terungen und einigen unferer Bertreter bei außerdeutjchen 

egierungen, nah dem Wortlaute der Zeitungen, mitgetheilt 
worden ift, um fie über die Natur der franzöfifchen Forderungen und 
die Unmöglichkeit ihrer Annahme zu informiren, und welches überdies nichts 
Berlegendes für Frankreich enthält. 

Der Zert derjelben erfolgt hierbei. Weitere Mittheilungen haben 
wir über den Incidenzfall an feine Regierung gerichtet. 
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Was aber die Thatſache der Weigerung, den franzöfifhen Botſchafter 

empfangen, betrifft, fo bin id, um diefe Behauptung in ihr rechtes 
icht zu ftellen, von Sr. Majeftät dem Könige ermächtigt worden, Euerer 
.. . mit dem Erſuchen der Mittheilung an die Regierung, bei der Sie 
beglaubigt zu fein die Ehre haben, die beiden anliegenden Aktenſtücke zu 
überjenden, von denen das erfte eine auf Befehl und unter unmittelbarer 
Approbation Sr. Dlajeftät des König! redigirte buchftäblich getreue Dar⸗ 
flellung der Borgänge in Ems, das gueite den amtlichen Bericht des 
Hügel» Adjutanten Sr. Majeftät vom Dienft über die Ausführnng des 
ihm gewordenen Auftrages enthält. | 

&3 wäre bei darauf hinzuweiſen, daß die Yeftigfeit der Zurück⸗ 
—— franzöſiſcher Anmaßung in der Sache zugleich in der Form 
mit aller rückſichsvollen Freundlichkeit umgeben enden ift, welche eben fo 
ſehr den perfönlichen Gewohnheiten Sr. Mojeflät des Königs, wie den 
Srundfägen internationaler Höflichkeit gegen die Vertreter fremder Sou⸗ 
veraine und Nationen entipricht. 

In Bezug endlich auf die Abreife unjeres Botjchafters bemerkte ich 
zur, wie es dem franzöſiſchen Cabinet amtlich befannt war, daß diefe feine 
Wbberufung, fondern ein von dem Botſchafter aus perſönlichen Rüdjichten 
erbetener Urlaub war, bei welchem der Lettere die Gejchäfte dem erften 
Botſchaftsrath, der ihn jchon öfter vertreten, übergab und dies mie üblich 
anzeigte. Auch die Angabe ift unwahr, daß Seine Majeftät der König 
mir, dem unterzeichneten Bundeskanzler, von der Sandidatur des Prinzen 
Leopold Mitteilung gemacht habe. Ich habe gelegentlich durch eine bei 
den Berhandlungen betheiligte Brivatperfon vertrauliche Kenntniß von dem 
ſpaniſchen Anerbieten erhalten, 

Wenn biernah alle von den franzöfifchen Miniftern angeführten 
Gründe für die Unvermeidlichkeit des Krieges in Nichts zerfallen und 
abfolut aus der Luft gegriffen erfcheinen, jo bleibt uns leider nur die 
traurige Nothwendigfeit, die wahren Motiwe in den fchlechteften und feit 
einem halben Jahrhundert von den Völkern und Regierungen der civilifirten 
Belt gebrandmarkten Traditionen Ludwigs XIV. und des erften Kaiſer⸗ 
reichs zu fuchen, welde eine Partei in Frankreich noch immer auf ihre 
Sahne jchreibt und denen Napoleon III., wie wir glauben, glüdlich wider⸗ 
Randen hatte. 

ALS bewegende Urfachen diejer bedauerlichen Criheinung fönnen wir 
leider nur die fchlechteften Inſtinkte des Hafle® und der Eiferfucht auf 
die Selbitftändigteit und Wohlfahrt Deutichlands erkennen, neben dem 
Beftreben, die Freiheit im eigenen Lande dur Berwidelung defjelben in 
auswärtige Kriege niederzubalten. 

Schmerzlich ift e8, zu denken, daß durch einen fo riefenhaften Kampf, 
wie ihn die nationale Erbitterung und die Größe und Macht der beiden 
Länder in Ausficht ftellt, die friedliche Entwidlung der Civilijation und 
des nationalen Wohlftandes, die in fteigender Blüthe begriffen war, auf 
viele Jahre gehemmt und zurüdgedrängt wird. Aber wir müflen vor Gott 
und Menſchen die Berantwortung daflı denen überlafien, melde durch 
ihr frevelhajtes Beginnen uns zwingen, um der nationalen Ehre und der 
Freiheit Deutichlands willen, den Kampf aufzunehmen; und bei einer fo 
gerechten Sache dürfen wir vertrauensvoll auf den Beiftand Gottes hoffen; 
wie wir fchon jetzt des Beiftandes der geſammten deutfchen Nation durch 
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die fich immer fteigernden Zeichen der freudigen Opferwilligkeit ſicher find, 
und auch die Zuverficht hegen dürfen, daß Frankreich fir einen jo muth⸗ 
willig und fo rechtslos heraufbeſchworenen Krieg keinen Bundesgenoſſen 
finden werde.“ 


Die Kriegserflärung Fraukreichs. 


19. Juli wird die Kriegserflärung durch den franzöſiſchen Geichäftsträger 
Le Sourd dem Bunbeslanzler Grafen von Bismard übergeben. 


„Der unterzeichnete Geichäftsträger Frankreichs hat in Ausführung der 
Befehle, die er von feiner Regierung erhalten, bie Ehre, folgende Mit- 
tbeilung zur Kenntniß Sr. Ercellenz des Herrn Minifters der auswärtigen 
Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs von Preußen zu bringen. 

ie Regierung Sr. Majeftät des Kaiſers ber Franzofen, indem fle den 
Plan, einen preußiſchen Prinzen auf den Thron von Spanien zu er- 
beben, nur als ein gegen die territoriale Sicherheit Frankreichs gerichtetes 
Unternehmen betrachten kann, bat fi in die Nothwendigleit verſetzt ge⸗ 
funden, von Sr. Majeftät dem Könige von Preußen die Verficherung zu 
verlangen, daß eine ſolche Kombination fich nicht mit feiner Zuftimmung 
verwirklichen koͤnnte. 

Da Se. Majeftät ver König von Preußen fich gemeigert, dieſe Juficherung 
zu ertbeilen, und im Gegentheil, dem Botſchafter Sr. Majeftät des Kaifers 
der Franzofen bezeugt bat, daß er fich für dieſe Eventualität, wie für 
jede andre, die Möglichkeit vorzubehalten gedenke, die Umſtände zu Rathe 
zu ziehen, fo bat bie kaiſerliche Regierung in biefer Erflärung des Königs 
einen Frankreich ebenfo wie da8 allgemeine europäifche Gleichgewicht be⸗ 
drohenden Hintergedanken erbliden müffen. 

Diefe Erflärung ift noch verfchlimmert worben durch die ben Eabinetten 
zugegangene Anzeige von der Weigerung, den Botſchafter des Kaifers 
zu empfangen und auf irgend eine neue Auseinanderjegung mit ihn ein« 
zugeben. 

In Folge deſſen bat bie franzöfifhe Regierung bie Verpflichtung zu 
baben geglaubt, unverzüglich für die Vertheibigung ihrer Ehre und ihrer 
verlegten Intereffen zu forgen, und, entichloffen, zu biefem Endzweck 
alle dur die ihr geichaffene Lage gebotenen Mafregeln zu ergreifen, 
betrachtet fie ſich von jest an als im Kriegszuftaude mit Preußen.“ 





4. Außerordentliche Keichstagsſeſſiun. 


1870. 15. Juli. Rückkehr des Königs Wilhelm von Ems 
nach Berlin. 


Eröffnung der außerordentlichen Reichstags⸗Seſſion. 


19. Juli. Thronrede Sr. Majeſtät des Königs. 


Geehrte Herren vom Reichsſtage des Norddeutſchen Bundes! 


„Als Ich Sie bei Ihrem letzten Zuſammentreten an dieſer Stelle im 
Namen der verbündeten Regierungen willkommen hieß, durfte Ich es 
mit freudigem Danke bezeugen, daß Meinem aufrichtigen Streben, den 
Vünſchen der Völker und den Bedürfniſſen der Eivilitation. durch Ver⸗ 

jeder Störung des Friedens zu entipreden, der Erfolg unter 
ttes Beiftand nicht gefehlt habe. 

Wenn nichtsdeſtoweniger Kriegsdrohung und Sriegsgefahr den ver- 
bündeten Regierungen die Bricht auferlegt haben, Sie zu einer außeror> 
dentlihen Seſſion zu berufen, fo wird in Ihnen wie in Uns die Ueber⸗ 
zeugung lebendig fein, daß der Norddeutſche Bund die deutfche Volkskraft 
nicht zur Gefährdung, fondern zu einer ſtarken Stüße des allgemeinen 
Frieden? auszubilden bemitht war und daß, wenn Wir gegenwärtig diefe 
Volkskraft zum Schuge Unferer Unabhängigkeit aufrufen, Wir nur dem 
Gebote der Ehre und der Pflicht gehorchen. 

Die fpaniihe Thron-Candidatur eine deutſchen Prinzen, deren 
Aufftelung und Befettigung die verbündeten Regierungen glei fern 
kanden und die für den Norddeutichen Bund nur infofern von Intereſſe 
war, ala die Regierung jener und befreundeten Nation daran die Hoff- 
nung zu knupfen ſchien, einem vielgeprüften Lande die Bürgfchaften einer 
geordneten und friedliebenden Regierung zu gewinnen, bat dem Gouver⸗ 
nement des Kaiſers der Franzofen den Vorwand geboten, in einer dem 
diplomatischen Verkehre feit langer Zeit unbelannten Weile den Kriegsfall 
n fielen und denfelben, auch nad Bejeitigung jene Vorwandes, mit 
jener Geringſchätzung des Anrecht3 der Völker auf die Segnungen des 
Friedens feitzubalten, von welder die Geſchichte früherer Beherrſcher 
Frankreichs analoge Beifpiele bietet. 

Hat Deutjchland derartige Vergewaltungen feines Rechts und feiner 
Ehre in früheren Jahrhunderten ſchweigend ertragen, fo ertrug fie es nur, 


Für Bismard. IL 4 
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weil es in feiner Zerriffenheit nit wußte, wie ſtark e8 war. Heut, 
wo das Band geiftiger und rechtlicher Einigung, welches die Befreiungskriege 
u knüpfen begannen, die deutfhen Stämme je länger, defto inniger vers 
Findet: beut, wo Deutihlands Rüftung dem Feinde feine Delfnung- 
mehr bietet, trägt Deutichland in fich felbft den Willen und die Kraft 
der Abwehr erneuter franzöfiicher Gewaltthat. 

Es ift feine Weberhebung, melde Mir diefe Worte in den Mund 
legt. Die verbündeten Regierungen, wie Ich jelbft, Wir handeln in dem 
vollen Bewußtſein, daß Sieg und Niederlage in der Hand des Lenkers 
der Schladhten ruhen. Wir haben mit Harem Blide die Verantwortlich" 
keit ermeflen, weldhe vor den Gerichten Gottes und der Menſchen den 
trifft, der zwei große und friebliebende BVölfer im Herzen Europas zu 
verheerenden Kriegen treibt. 

Das deutfche, wie das franzöfifche Volt, Beide die Segnungen hrift- 
liher Gefittung und fteigenden Wohlftandes gleichmäßig geniehenD und 
begebrend, find zu einem beiljameren Wettlampfe berufen, als zu dem 
blutigen der Waffen. 

Doh die Machthaber Frankreichs haben es verftanden, das mohl- 
berechtigte, aber reizbare Selbſtgefühl Unſeres großen Nachbarvolfes 
durch berechnete Mißleitung für perſönliche Intereſſen und Leidenfchaften 
außzubeuten, 

Je mehr die verbündeten Regierungen fi) bewußt find, Alles, was 
Ehre und Würde geftatten, gethan zu haben, um Europa die Segnungen 
des Friedens zu bewahren, und je unzmeideutiger es vor Aller Augen 
liegt, daß man uns dag Schwert in die Hand gezwungen bat, mit um fo 
größerer Zuverficht wenden wir ung, geftügt auf den einmüthigen Willen 
er deutfchen Regierungen des Südens wie des Nordens an die Vater⸗ 
landgliebe und Opferfreudigfeit des deutfchen Volkes mit dem Aufrufe zur 
Bertheidigung feiner Ehre und feiner Unabhängigfeit. 

Wir werden nad dem Beiſpiele unferer Väter für umfere Freiheit 
und für unfer Hecht gegen die Gewaltthat fremder Eroberer kämpfen und 
n dieſem Kampf, in dem wir fein anderes Ziel verfolgen, als den 
Frieden Europas dauernd zu fihern, wird Gott mit uns fein, wie er mit. 
unfern Vätern mar.“ 


Mittheilung der Kriegserflärung an den Reichstag 
in der 1. Situng (am 19.) unmittelbar nah der Eröffnungs-Sitzung. 
Bundeskanzler Graf von Bidmard. 


„Ich theile dem Hohen Haufe mit, da mir der franzöfifche Ge⸗ 
Ihäftsträger heute die Kriegserflärung Fraukreichs überreicht Hat. 

Nah den Worten, die Se. Majeftät foeben an den Reichstag ges 
richtet hat, füge ich der Mittheilung diefer Thatjache nichts meiter hinzu.“ 
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Mittheilungen des Grafen von Bismard an den 
Bundesrath und Reichstag Über die politifche Lage. 

Erfte Mittheilung im Bundesrath. 

(Aus dem Protofoll der Situng vom 16. Juli 1870.) 


„Die Ereignifle, durch welche Europa im Laufe der legten vierzehn 
Lage aus dem Zuftande einer feit Jahren nicht erlebten Ruhe zum Aus⸗ 
bruch eineß großen Krieges geführt ift, haben ſich fo fehr vor Aller Augen 
vollgogen, daß eine Darftellung der Genefiß der augenblidlichen Lage 
na Fr Anderes fein kann, als eine BZujammenftellung befannter 

achen. 

Man weiß aus den Mittheilungen, welche der Herr Präſident des 
pamijchen Miniſterraths am 11. v. M. in der Situng der conftituirenden 

rtes machte, aus der, durch die Preſſe veröffentlichten Circular⸗Depeſche 
des ſpaniſchen Herrn Miniſters des Auswärtigen vom 7.d. M. und aus 
emer Erklärung, weldhe Herr Salazar y Mazarredo vom 8, d. M. in 
Madrid druden ließ, daß die fpanifche Regierung feit Monaten mit Sr. 
Durdlaudht dem hpeingen Leopold von Hohenzollern über die 
Annahme der fpanifchen Krone unterhandeln ließ, daß diefe dem Herrn 
Salazar übertragenen Unterhandlungen, ohne Betheiligung oder Da⸗ 
zwilchenfunft irgend einer andern Regierung unmittelbar mit dem Prinzen 
und defien erlauchtem Bater geführt wurden, und daß Se. Durchlaucht 
fi endlich entichloß, die Thron-Kandidatur anzunehmen. Se. Majeftät 
der König von Preußen, welchem hiervon Anzeige gemacht wurde, bat 
nicht geglaubt, dem, von einem großjährigen Fürften nach reiflicher Ueber- 
legeng und im Einverjtändniffe mit deſſen Herrn Vater gefaßten Ent- 
Kalle entgegentreten zu ſollen. 

Dem Auswärtigen Amte des Norddeutichen Bundes, wie der Re⸗ 
gierung Sr. Majeftät ded Königs von Preußen waren diefe Vorgänge 
polltändig fremd geblieben. Sie ee erft durch das am 3. d. M. 
Abends aus Paris abgegangene Havas'ſche Telegramm, daß das ſpaniſche 
Miniſterium beſchloſſen —* dem Prinzen die Krone anzubieten. 

Am 4. d. M. erſchien der kaiſerlich franzöſiſche Herr Geſchäftsträger 
auf dem Auswärtigen Amte. Im Auftrage * Regierung gab er der 
peinlichen Empfindung Ausdrud, welde die von dem Marſchall Prim 

ſtätigte Nachricht von der Annahme der Kandidatur durch den Prinzen 
im Paris hervorgebradht babe und fragte er, ob Preußen bei der Sache 
betbeiligt ſei. Der Herr Staatsſekretair erwiderte ihn, daß die Angeles 
nbeit für die preußifche Regierung nicht eriftire und legtere nicht in der 
age fei, über etwaige „erpanblungen des Spanischen Minifter » Präfidenten 
mit dem Prinzen Auskunft zu geben. 

An demfelben Tage hatte der Herr Botjchafter des Bundes zu Paris 
mit dem Herrn Duc de Gramont eine nerhanblung über den näms 
lihen Gegenftand, welcher aud der Herr Minifter Ol livier beimohnte. 
Der kaiſerlich franzöfifche dert Minifter ſprach ebenfalls den peinlihen 
Eindrud aus, eigen die Nachricht gemacht habe. Man mwifje nicht, ob 
Preußen in die Derganblung eingeweiht fei, die öffentliche Meinung werde 
8 glauben, und in dem Geheimniß, welches die Berhandlung umgeben 
babe, ein unfreundliches Verfahren nicht blos Spaniens, jondern bejonders 
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Preußens erbliden. Das Ereigniß, wenn es ſich wirklich vollziehe, werde 
eeignet. fein, die Fortdauer des Friedens zu compromittiren. Man appel- 
ire daher an die Weisheit Sr. Majeftät des Königs, welche einer ſolchen 
Combination nicht zuftimmen werde. Der ger inifter hielt e8 für ein 
glüdliches Sujammentvefien, daß der Herr Botjchafter, welcher ſchon acht 
Enge porber die Erlaubniß nachgeſucht und erhalten hatte, Sr. Majeftät 
dem Könige von Preußen in Ems aufzumarten, den folgenden Tag für 
feine Abreife beftimmt Fr alfo im Stande fei, die Eindriüde, welche in 
Paris herrichten, aus frifher Anſchauung vortragen zu können, und ers 
fuchte ihn, ihm etwaige Mittheilungen auf telegrapbiihem Wege zugehen 
u laflen. Der Herr Botjchafter konnte auf diefe Eröffnung nur erwidern, 
aß ihm von der Angelegenheit gar nichts befannt fei, zugleich übernahm 
er e8, die ihm gemachten Mittheilungen zur Kenntnig Sr. Majeftät des 
Königs zu bringen. Er trat am 5. die Reife nah Ems an, welche er 
unter den obmwaltenden Umftänden unterlaffen haben würde, wenn er nicht 
geglaubt hätte, dem ihm fundgegebenen Wunfche nah vajcher Ertheilung 
von Information und rajcher Burlicgabe von Aufklärungen ent|prechen 
u follen. 

a“) Am Tage feiner Abreife brachte Herr Cochery im Corps lögislatif 
eine Interpellation über die fpanifche Frage ein. Schon am folgenden 
Tage, bevor es möglih war, daß der Herr Botjchafter irgend eine Nach- 
richt aus Ems hätte nad) Paris gelangen laſſen können, beantwortete der Herr 
Duc de Gramont diefe Interpellation. Seine Antwort, obgleich fie davon 
ausging, daß die Einzelnheiten der Verhandlung noch nicht bekannt feien, 
ipfelte in dem Sage, daß die rangöflche Regierung nicht glaube, durch 
die Achtung vor den Rechten eine Nachbarvolfes verpflichtet zu fein, zu 
dulden, daß eine „fremde Macht“, indem fie einen ihrer Prinzen auf den 
Thron Carls V. fege, zum Nachtheile Frankreichs das gegenmärtige 
Gleichgewicht der Kräfte in Europa ftören und das Intereſſe und die 
Ehre Frankreichs gefährden dürfe. 

Nah einer folden Erklärung war der Herr Botjchafter nicht mehr 
in der Lage, Sufflärungen nad) Boris elangen zu laſſen. Sein dafiger 
Bertreter wurde am 9. d. M. von der Sachlage in Kenntniß gefegt, wie 
fie [don am 4. dem Herrn Gejchäftsträger Frankreichs bier bezeichnet 
war. Die Angelegenheit, wurde ihm gejagt, geht nicht Preußen und 
Deutfchland, fondern nur Spanien und deflen Thron-Candidaten etmas 
an. Die Berhandlungen mit dem legteren hat der Marfhall Prim ohne 
Detbeiligung Preußens direkt führen lafien. Se. Majeftät der König von 
Preußen habe aus Achtung für den Willen Spanien? und des Prinzen 
eine Einwirkung auf diefe Verhandlungen weder üben wollen, noch geitbt, 
und daher die Kandidatur weder befördert, noch vorbereitet. 

Inzwiſchen hatte bie kaiſerlich franzöfiiche Regierung ihren auf Urlaub 
in Wildbad weilenden Botjchafter bei Sr. Mageftät und dem Bunde 
beauftragt, fih nah Ems zu begeben. Herr Graf Benedetti wurde am 
9. Juli von Sr. Majeftät wohlwollend empfangen, obſchon der Aufenthalt 
bed Königs im Bade und die Abmwefenheit aller Miniſter geſchäftliche An- 
forderungen an Se. Majeftät auszujchließen jchienen. Die Deittheilungen 
des Botſchafters ſtimmten mit den Eröffnungen überein, welche der Herr 
Duc de Gramont dem Herrn Frhrn. v. Werther gemacht hatte; er 
appellirte an die Weisheit Sr. Majeftät, um durch ein an den Prinzen 
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zu richtendes Verbot da8 Wort zu fprechen, welches Europa die Ruhe 
wiedergebe. Es wurde ihm erwidert, daß die Unruhe, von welcher Europa 
erfüllt jei, nicht von einer Handlung Preußens, fondern von den Erflä- 
zungen der kaiſerlichen Regierung im Corps legislatif herrühre. Die 
Stellung, welde Se. Majeftät der König, als Yamilienhaupt, zu der 
Trage eingenommen, wurde als eine außerhalb der Stantögefchätte lies 

ende bezeichnet, und eine jede Einwirkung auf den Fürſten und den 

rinzen von Hohenzollern, als ein Eingriff in deren berechtigte freie 
Selbfbeftimmung abgelehnt. 

So war es denn aud ein Alt freier Selbftbeftimmung, daß der 
Erbprinz am 12.d. M. im Gefühle der Verantwortlichkeit, welche er, der 
eingetretenen Sachlage gegenüber, durch die Aufrechthaltung feiner Sans 
didatur übernommen haben würde, diefer Kandidatur entjagte und der 
Ipanifhen Nation die Freiheit ihrer Initiative zurückgab. Die preußifche 

egierung erhielt die erfte Nachricht von diefem Schritte aus Paris. Der 
dafige ſpaniſche Geſandte überbrachte nämlich das Telegramm des Fürften 
dem Duc de Gramont in dem Augenblid, als letterer den Herrn 
Frhrn. #9. Werther empfing. 

Der Botjchafter hatte am 11. d. M. Ems verlafien und war am 12. 
wieder in Paris eingetroffen. In einer Uinterredung, welche er an dem⸗ 
jelben Tage mit dem Herrn Duc de Gramont hatte, erklärte letzterer 
die eingegangene Entjagung als Nebenſache, da Frankreich die Thronbe⸗ 
Reigung des Prinzen 8 niemals zugelaſſen haben würde. In den 
Vordergrund ſtellte er die Verletzung, welche Frankreich dadurch „pugejügt 
fei, daß Se. Majeftät der König von Preußen dem Prinzen die Annahme 
der Bandidatur erlaubt babe, ohne Sich vorher mit Frankreich zu bes 
nehmen. Er bezeichnete als ein befriedigended Mittel zur Ausgleichung 
diefer Berlegung ein Schreiben Sr. Majeſtät des Königs an Se. Ma- 
jetät den Kaifer der Franzojen, in welchem ausgeſprochen werde, daß 
Se. Majeftät der König, bei Ertbeilung jener reg nicht habe 
glauben können, dadurch den Intereſſen und der Würde Frankreich zu 
nabe zu treten und ſich der Entjagung des Prinzen anjcließe. 

Am Tage darauf ftellte Herr Graf Benedetti, ald er Sr. Majeftät 
dem Könige in Ems begegnete, an Allerhöcftdiejelben das Anfinnen, daß 
Sie die Berzichtleiftung des Prinzen approbiren und die Berfiherung er- 
tbeilen follten, daß auch in Zukunft diefe Kandidatur nicht wieder aufge. 
nommen werden würde. Herr Graf Benedetti ift hierauf von Sr. ‘Mas 
jeftät nicht weiter empfangen worden. Dem Botſchafter des Norddeutjchen 
Bundes gegenüber hat der Duc de Gramont vorftehenden Yorderungen 
noch die eines entfchuldigenden Schreibens Sr. Majeftät des Königs an 
den Kaifer Napoleon hinzugefügt. 

Es ijt der vorftehenden Childerung der Thatſachen nur eine Be⸗ 
merkung hinzuzufügen. Als Se. Majeſtät der König von Preußen von 
den zwiſchen der Panifchen Regierung und dem Prinzen geführten Ver⸗ 
Bandlungen augeramt!id Kenntniß erhielten, geſchah dies unter der 
ausdrüdlihen Bedingung der Geheimhaltung. In Betreff eines 
fremden Geheimniffes, welches weder Preußen noch den Bund berübrte, 
tonnten Se. Majeftät keinen Anftand nehmen, die Geheimhaltung zuzu- 
fagen. Alerpöchtbiefelben haben daher Ihre Negierung von der Ange- 
legenheit, welche für Sie nur eine Familienſache war, nicht in Kenntniß 





54 


1870. 


gefest, und hatten das Benehmen mit anderen Regierungen, foweit ſolches 
erforderlich fein konnte, von der fpanifchen Regierung oder deren Thron- 
Candidaten erwartet und denfelben überlaffen. Das Berhältniß, in wels 
chem die ſpaniſche Regierung zu der benachbarten franzöfilchen fteht und 
die perjönlichen Beziehungen, welche zwijchen dem fürftlich hohenzollernſchen 
Haufe und Sr. Majeftät dem Kaifer der Franzofen feit langer Zeit ob» 
walten, eröffneten einem unmittelbaren Benehmen der wirklich Betheiligten 
mit Frankreich den einfachften Weg. 

Die Hohen verbündeten Regierungen werden ermefien, wie wenig 
unter diefen Umftänden das Bundes» Präfidium darauf gefaßt fein konnte, 
zu erfahren, daß die franzöfifhe Regierung, deren Intereſſe an der ſpa⸗ 
nifhen Frage ihm auf die Verhütung einer republilanifchen oder orleas 
niftifchen Entwidtung fi) zu begrenzen ſchien, in der Annahme der Thron 
Candidatur durch den Prinzen von Hohenzollern eine ihr augefügte Kränkung 
erblid. Wäre es dem franzöfifhen Cabinet le ig ih darum 
zu thun geweſen, zum Zwecke der Beſeitigung dieſer Can— 

idatur die guten Dienſte Preußens in Anſpruch zu nehmen, 
ſo hätte ſich demſelben hierfür in einem vertraulichen Be— 
nehmen mit der preußifchen Negierung der einfahfte und 
geeignete Weg dargeboten. Der Inhalt der vom Herrn Duc 
e Sramont im Corps lögislatif gehaltenen Rede ſchnitt da- 
egen jede Möglichkeit folder vertrauliden Erörterung ab, 
ie Aufnahme, welche dieje Rede in der genannten Berfammlung fand, 
die von der franzöfiichen Regierung ſeitdem eingenommene Haltung, die 
von ihr geftellten unannehmbaren Zumutbungen Tonnten dem Bundes» 
Präfidium feinen Zweifel mehr darüber laffen, daß die fran— 
zöfifche Regierung e8 von vornherein darauf abgefehen hatte, 
entweder feine Demüthigung oder den Krieg herbeizuführen. 
Der erfteren Alternative ſich zu fügen, war unmöglih. Die Leiden, welche 
mit dem Ausbruch eines Krieges zwifchen Deutichland und Franfreih im 
Centrum der europäifchen Civilifation unausbleiblih verbunden find, 
maden den gegen Deutjchland geübten Zwang zum Kriege zu einer 
ſchweren Berfündigung an den Intereſſen der Menfäheit. Die öffentliche 
aeinung Deutſchlands bat dies empfunden. Die Erregung des deutſchen 
Nationalgefühls giebt davon Zeugniß. Es bleibt keine Wahl mehr als 
der Krieg oder die der franzöfiihen Regierung obliegende Bürgjchaft 
gegen Wiederkehr ähnlicher Bedrohung des Friedens und der Wohlfahrt 
uropas.“ 


Der Freiherr von Frieſen erklärte: 

„Im Namen der Königlich ſächſiſchen Regierung, welche, wie ich annehmen 
darf, hierin mit allen übrigen Hohen Bundes⸗Regierungen im vollen Einklange 
fih befindet, fpreche ih das Einverftändniß mit allen bisherigen Schritten bes 
Bundes» Präfipiums und mit der von Preußen kundgegebenen Auffaffung ver 
Sactage aus. Frankreich will den Krieg. Möge verfelbe denn möglihft jchnell 
und kräftig geführt werben!“ 


Die Bevollmächtigten der übrigen Bunbed- Regierungen 
traten ſämmtlich der Erklärung Königreich Sachſens bei. 
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Mittheilungen an den Reichstag. 


Erklärung ded Bundeskanzler Grafen von Bidmard 
in der Sigung vom 20. Juli 1870. 


„Deine Herren! Ich hatte mir vorgenommen, dem Reichstage die 
Sanmlung der Altenftüde heut vorzulegen, welche fi) über die Ent- 
widiung de3 vorliegenden Kriegsfalles in den Händen der Regierun 
befinden; fie find mir noch nit zur Hand, ih erwarte fie iebod 
im Augenblid. 

Ich babe einftweilen nur zu erllären, daß fich wohl felten ein fo 
wichtigeß europäiſches Ereigniß vollzogen und zwiſchen den verjchiedenen 
Höfen vorbereitet hat, wo die Zahl der Altenftüde, in denen der Ges 
er atortöer bereinft die Urſache fuchen wird, fo karg bemeflen wäre, 
wie bier. 

Bir haben nämlid von der kaiſerlich franzöfifhen Re- 
gierung in der ganzen Angelegenheit nur eine einzige amt— 
ihe Mittbeilung erhalten: es ift dies die geftrige Rriegs- 
erflärung. 

Es ift dies die erfte und einzige amtliche Eröffnung, melde feit der 
Anfrage des franzöfiicen Geſchäftsträgers — ich glaube am 5. oder 4, 
—, was wir von der Sade müßten, und unjrer Antwort, wi wir nichts 
davon müßten, überhaupt unferes Wiſſens von Seiten der franzöfifchen 
Regierung ausgegangen, jedenfall® an uns mitgetbeilt if. Alle Bes 
ſprechungen, die der Graf Benedetti, mag er feine Eigenfchaft als 
franzöſiſcher Botſchafter dabei geltend gemacht haben oder nicht, die er 
on einem Badeorte unter vier Augen mit Sr. Majeftät meinem aller 
— Herrn gehabt hat, ſind, wie jedem Kenner internationaler Ver⸗ 

lungen ohne Verſicherung geläufig ſein wird, Geſpräche perjönticher 
und privater Natur, die fiir internationale Berhältniffe feine amtliche Be⸗ 
deutung haben. 

Auch alle perfönlihen Erklärungen, die man von Str. Majeftät dem 
Könige dort im Wege anfcheinend wohlmollender Privattonverfation zu 
erlangen verfucht bat und die vielleicht, wenn Se. Majeftät nicht die 
igene Feſtigkeit des Charakters auch auf die Haltung im Privatleben 
Abertrlgen, bätten erreicht werden können, wirden doch niemals ide 
Alte gewefen fein, fondern perſönliche A Ende fo lange fie 
der Monarch nicht in diefer Seiner ftaatsrechtlichen Eigenfchaft andermeitig 
befräftigt und dadurd Seinen Willen bekundet hätte, fie zu Staatsaften 
zu machen. 

Nachdem ich dies über die franzöfifche Sriegserflärung vorausge⸗ 
ſchickt babe, erlaube ich mir einen Heinen Blick auf die anderen Altenftüde 

werfen, die hauptjächlich in Drittheilungen des ausmärtigen Amtes des 

des befteben, die ergangen find, nachdem die Sache ſchon nicht mehr 

ni zu madhen war, um den andern Regierungen darzulegen, wie die 
inge ſich entwidelt hatten. 

Es enthalten diefe Mittheilungen das befannte Zeitungstelegramm, 
welches dem franzöfiihen Minifterium als ſchließlich einzige Urfacıe bes 
Krieges übrig geblieben ift und auch nur dadurch zu dem Zwecke benußt 
werden Tonnte, daß man e8 als eine Note bezeichnet hat, die von Seiten 
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der Föniglihen Regierung an andere Regierungen erlaſſen if. Ich will 
mic aut die Definition von Noten nicht einlaften, aber die Mittheilung 
eines Zeitungstelegramms, die dazu beflimmt war, unſere Vertreter bei 
den deutfchen und den andern Regierungen, die wir ung befreundet bielten, 
darüber zu orientiren, wie die Entwidlung der Sade augenblidlid liegt, 
und wie unfere Stimmung eine feftere fei, als auf anderer Seite vielleicht 
eglaubt wurde, nahdem wir an den Grenzen, die uns die nationale 
Ehre zieht, angelommen zu fein glaubten — eine folde Zeitungsmit- 
theilung bat das franzöfifhe Miniſterium öffentlih als Note qua= 
Lifizirt. Die Herren haben fich wohl gehütet, dem Drängen der wenigen 
befonnenen Oppoſitions⸗Mitglieder in Paris nachzugeben und dieſes 
Aktenſtück vorzulegen; denn das ganze Gebäude, die ganze Unter- 
lage der Kriegserllärung wäre in Nicht? verflogen, fobald 
die Volksvertretung diefes angebliche Altenftüd gefannt hätte 
und namentlich feine Form — e8 war fein Altenftüd, e8 war ein benach⸗ 
rihtigendes Telegramm. 

Nr. 2 und 3 find zwei bereit3 anderweitig veröffentlichte authentifche 
Darftellungen der im Grunde nicht ftaatlichen, aber doch für die Genefis 
der Situation im hohen Grade wichtigen Vorgänge in Ems, die den 
Herren bereit3 aus den Zeitungen bekannt find, denen aber doch ein 

rößeres Anfehen dadurch verliehen wird, daß fie, wie fie es ihrem Ur- 
rung nad verdienen, unter die amtlichen Altenftüde aufgenommen 
werden. 


Dann viertend ein Bericht des Freiheren v. Werther aus Paris 
vom 12. Juli. Dies ift ein amtliches Altenftüd, welches zwiſchen preußi- 
ſchen Behörden, aber immer noch kein foldes, das wilgen Frankreich 
und Preußen gewechſelt iſt. Dieſer Bericht des Hordbeutfchen Bot⸗ 
ſchafters erzählte und theilte mit den Inhalt einer Unterredung, welche 
er mit dem franzöſiſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und 
leichzeitig mit dem Juſtiz-⸗Miniſter Herrn Ollivier gehabt hatte. Der 

eriht gab uns Nachricht von den befannten unannehmbaren Forderungen 
eined Entjehuldigungsbriefes, den Se. Majeftät zu jchreiben habe, und 
ab defien Inhalt an. Ich babe dem Botjchafter darüber feine amtliche 
ntwort ertheilt, als diejenige, ich wäre überzeugt, daß er die mündlichen 
Eröffnungen des franzöflihen Miniſters mißverftanden hätte; und jeden- 
falls weigerte ih mi, in meiner Eigenfhaft ald verantwort- 
liher Minifter, diefen Beriht Sr. Majeftät zur amtliden 
Berbandlung vorzulegen. Wenn die franzöfiihe Regierung uns 
Mittheilungen der Art zu machen habe, fo möge fie fie felbft redigiren 
und uns dur den Botichafter Frankreichs hier in Berlin überreichen. 

Fünftens ein Circular vom 18, Juli zur Mittheilung der vorftehenden 
vier Schriftftüde an die deutjchen und andere Regierungen. 


Sehstend? — und daß ift nun das einzige Altenftüd von der 
Art, wie ihrer bei Entwidelung ähnlicher Krifen ſehr viele zur öffent- 
bel Kenntniß zu kommen pflegen — der Vermittelungsverfud einer 
befreundeten Wegierung, der königlich großbritanniihen, nämlih ein 
Schreiben des engliihen Botſchafters Ford Auguftus Loftus vom 
A Su in englijher Sprade, und fiebentes Ueberſetzung des Vor⸗ 
ehenden. 
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Achtens. Ermwiderung des Bundeskanzler darauf. 


Da dieſes Altenftüd dem Hohen Haufe noch nicht bekannt ift, fo will 
ih mir erlauben, es vorzulefen und die Herren werden auch daraus fich über: 
zeugen, daß das auswärtige Amt des norddeutichen Bundes die Richtungs» 
Imie der Mäßigung und friedfertigen Ruhe auch in diefem legten Moment 
nicht aufgegeben bat. 


Berlin, den 18. Juli 1870. 


(Die englifhen Agenten fchreiben uns english und wir antworten 
ihnen —8 


Ew. Excellenz geſälliges Schreiben vom 17. d. M., worin der 
Gedanke, daß Preußen und Frankreich die guten Dienſte einer 
befreundeten Macht zur Erhaltung des Friedens nachſuchen mögen 
und zugleich die Bereitwilligkeit des königlich gro britannifcen 
Gouvernements zu den etwa gemünfchten vermittelnden Schritten 
außgefprochen wird, babe ich mich beeilt zur Kenntnig Sr. Ma⸗ 
jeftät des Königs zu bringen. Se. Majeftät bat mir befohlen, 
Em. Ercellenz zu erklären, wie dankbar Er das freundfchaftliche 
und humane Beftreben, von zmei Nationen die Salamität eines, 
für die Wohlfahrt von ganz Europa verderblichen Kriege abzu- 
wenden, anerfenne, und wie Seine, Niemandem befier, als dem 
Gouvernement Ihrer Meajeftät der Königin von Großbritannien 
befannte aufrichtige Friedensliebe Ihn immer geneigt made, Si 
feiner Verhandlung zu entziehen, welche auf einer, für die Ehre 
und dad Natinonalbewußtjein Deutſchlands annehmbaren Baſis 
den Frieden zu fichern den Zweck hätte. Die Möglichkeit zur Ans 
nüpfung folder Verhandlung würde aber nur durd vorgängtge 
Feſtſtellung der Bereitwilligkeit Frankreichs gewonnen werden. (Es 
iſt uns äußerlich bekannt, daß Frankreich den gleichen Schritt ab⸗ 
lehnend beantwortet hat; von Seiten der königlich großbritanniſchen 
Regierung iſt uns darüber Mittheilung gemacht.) Frankreich hat die 
Initiative zum Kriege ergriffen und an derſelben feſtgehalten, nach⸗ 
dem die erſte Complikation auch nach Englands Meinung mas 
teriell befeitigt war. Eine von unferer Seite jet zu ergreifende 
Initiative zu Verhandlungen würde von dem nationalen Gefühle 
der Deutjchen, nachdem dafjelbe durch Frankreich! Drohungen tief 
verlegt und aufgeregt worden, mißverflanden werden. Unjere Stärke 
ltegt in dem nationalen, dem Rechts- und Chrgefühl der Nation, 
während die franzöfifche Regierung bewiefen hat, daß fie dieſer 
Stüge im eigenen Lande nicht in gleihem Maße bedarf. 

Indem ich mich hiermit der Befehle Sr. Majeftät entledige und 
Em. :c. bitte, die Auffaffung Allerhöchftvefjelben zur Kenntniß der 
Hegierung Ihrer Majeftät der Königin zu bringen, benuße ich die 
Gelegenheit, um Em. zc. die Berfiherung meiner ausgezeichnetften 
Hohadtung zu erneuern. 

v. Bismard, 
Er. Exc. Lord Auguftus Loftus ıc. x. 
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Dann kommt der franzöfifche Tert der Kriegserklärung, die ja im 
Drud fchon befannt ift — in deutfcher Ueberſetzung —, aber hier im 
franzöſiſchem Original in den Alten des Reichstages abgedrudt werden 
wird, und das Circular an die Gefandten des Norddeutichen Bundes zur 
Mittheilung an die Geſandten über die Urfachen, wie der Krieg entftanden 
fei, und über unfer Verhalten dazu. Es befteht diefes Eircular aus einem 
neuern, in der That das —*8 jetzt bildenden und einem etwa zwei 
Tage älteren, was bei der ſchnellen Entwickelung aber bereit3 veraltet 
war und nur noch nachträglich und biftorifch mitgetheilt wurde, weil 
e8 auf der Grundlage berubte, daß die Sriegderflärung noch nicht 
ausgehändigt worden war. Der dert Präfident wird mir vielleicht ge⸗ 
falten, gleich nad der Sigung die nöthigen Beſprechungen über dieſe 

edaktion und Sonderung der, wie ich mich entjchuldigen muß, 
etwas ungeordneten Sachen zu halten; die Herren werden es natikli 

den, daß in diefen Zeiten die Arbeiten Tag und Nacht fo geben, daß 
F Beamten kaum im Stande ſind, denſelben ohne Erſchöpfung zu 
olgen.“ 


Depeſchenwechſel zwiſchen dem Norddeutſchen 
Bunde und England. 


17. Juli. Mittheilung des engliſchen Botſchafters Lord Loftus an den Buudes⸗ 
kanzler Grafen von Biemard. 


„Herr Kanzler! Nach den Nachrichten, welche der Regierung Ihrer Majeſtät 
zugekommen ſind, muß ich fürchten, daß ein Bruch der freundlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und Frankreich bevorſtehe und daß Krieg er⸗ 
folgen werde. | 

Die Regierung Ihrer Majeflät würde dieſes große Unglück für zwei be- 
freundete Mächte ſowohl wie für gan Europa tief bedauern. Im Intereffe ber- 
felben und in dem der Menfchlichleit, bin ich von Ihrer Majeftät Gouvernement 
beauftragt, an die Regierung Seiner Majeftät einen dringenden Anruf zu richten, 
begründet auf dem 23, Protokoll des Parifer Vertrages von 1856, wodurd bie 
europäiſchen Mächte übereingelommen find, irgend zwifchen ihnen entſtehende Dif- 
ferenzen den guten Dienften einer befreundeten Macht vorzulegen, ehe fle zu ben 
Waffen fchritten. 

In Uebereinftimmung mit diefer weifen und humanen VBerabrebung, bin ich 
von dem Gouvernement Sprer Majertät beauftragt, der Regierung bes Königs 
von Preußen den Gedanken vorzutragen, — wie e8 in gleicher Weile der Re 
ee des Kaifers ber Franzoſen geicheben if, — daß, ehe fie zum Aeußerſten 
reiten, fie bie guten Dienfle einer ober mehrerer befreunbeter Mächte anrufen 
möchten, zu dem Zweck, wo möglich, das Unheil des Krieges noch abzumenden. 

Sch bin ferner beauftragt zu erffären, daß Ihrer Majeſtät Regierung 
bereit ift, irgend welche vermittelnde Schritte zu thun, um welche fie erfucht 
werben möchte. 

Indem ih Ew. Ercellenz von Seiten der Regierung Ihrer Majeftät bie 
dringende Hoffnung ausipreche, daß ber Vorjchlag, welchen ıch jegt Ew. Ercellenz 
zu unterbreiten bie Ehre babe, bei der Regierung Sr. Majeftät des Königs von 
Preußen eine günftige Aufnahme finden möge, benute ich dieſe Gelegenheit zc. x. 


(gez.) Auguftus Loftus. 


Die Antwort des Grafen Bismard auf dieſe engliſche Depeſche 
fiehe vorſtehend. 
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Franzöſiſche Zurüdweifung der engliſchen Ver— 
mittelung'). 
Aus dem engliſchen Blaubuche. 


Lord Lyonus berichtet Über eine Unterredung mit dem Herzog von Gra⸗ 
mont vom 18. Inli. „Bramont beauftragte mid, der englifchen Regie⸗ 
ng den Dank ber kaiſerlichen Regierung für die freundlichen Bemühungen um 
eine friedliche Loſung der Frage mit Preußen zu übermitteln. Die freundliche 


Bermittelung fei aber durch bie letzten Schritte ber preußifchen Regierung un» 
möglich — Dieſe habe Frankreich inſultirt, indem fie dem Publikum er- 
Märte, ber König babe ben franzöſiſchen Botfchafter beleidigt... . Der König 


habe in der That de n Herrn Benedetti nicht einmal mit der "oben Unböflih- 
keit behanbelt, mit weiber bie preußifche Regierung prahle. Aber dieſe habe es 
kegt für gut Befunden, Deutſchland und Europa zu erklären, daß Frankreich in 
der Berfon feines Botfchafters beleibigt worden ſei. Und gerabe dieſes Sich⸗ 
Bräften made die Beleidigung aus ... Frankreich koͤnne daher ben von Eng⸗ 
land vorgeſchlagenen Modus zur Aus leichung ber urſprünglichen Streitfrage nicht 
annehmen.... Was nun die Behauptung des Herrn v. Gramont betrifft, 
ni alle Sabinette, an bie er fih gewandt, die Beichwerben Frankreichs als be» 
t anzuerkennen fchtenen, fo verficherte er mich (Lord Lvons), daß er ‚ganz 
ie beabfichtigte, bie Regierung Großbritaniens in biefe Behauptung einzu- 
—*2* und daß er noch immer denke, er ſei hiezu berechtigt geweſen. ... Die 
Behauptung fei bei einem verhäftnigmäßig frühen Stadium ber Unterhandfu en 
—— worden, und vor jener Bebedicung, welche ertreme Maßregeln nothwendig 
. 3 ſagte, daß die engliſche Regierung nicht im Stande geweſen fei, 
Diefelbe Anfiht von biefem unglüdjeligen Streite zu gewinnen, als bie 
ga ie bes Kaifers. . . . Ich könnte nicht leugnen, daß bie er liſche Re egie- 
mug Grund habe, fich enttäufcht, um nicht zu fagen, verletzt zu fühlen. 
hake fie zu dem Glauben gebradit, daß der Rüdtritt des Prinzen Leopold von 
alen Anfprüden auf ben ſpaniſchen Thron Alles fei, was Frankreich verlange. 
Die engliſche Regierung habe fi aufs Aeußerſte angeftrengt, um Dies zu erlangen 
und jetst fage man ihr, Frankreich verlange mehr. Wie dem auch fein möge, 
— ich zum Schluß, bie freundſchaftliche Stimmung, welche das gehdliche Er⸗ 
niß eines langjährigen herzlichen Einverſtändniſſes zwiſchen ben beiden Regie⸗ 
mugen und ben beiden Nationen ſei, habe keine Schmälerung erlitten.” 


19. Suli. Circulardepeſche des Grafen von Bis marck an die 
Vertreter ded Norddeutichen Bundes nad der franzöfiichen 
Kriegderflärung. 

„Die Taiferlih franzöfiihe Regierung hat durch ihren Geſchäftsträger 
das in Abſchrift anliegende Altenſtück — ihre Kriegserklärung enthaltend 
— übergeben laflen. 

Es ift das die erfte und einzige amtliche Mittheilung, welche wir in 
der ganzen, die Welt feit vierzehn Tagen beichäftigenden Angelegenheit 
von der Zaiferlich franzoͤſiſchen Regierung erhalten haben. 

an ‚Motive für den Krieg, mit dem fie uns überzieht, giebt fie 


"die Ablehnung Sr. Majeftät des Königs, die Berfiherung zu geben, 

daß die Erhebung eines preußifhen Prinzen auf den ſpaniſchen 
Thron nicht mit feiner Zuftimmung verwirklicht werden könne, 
und die angeblih den Cabineten gemachte Notifilation von der 


®) Der Ueberfidt wegen hier eingefjalten. 
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Weigerung, den franzöfifchen Botſchafter zu empfangen und mit 
ihm weiter zu verhandeln, 

Wir aaben darauf furz folgendes zu erwiedern: 

Ge. Majeftät der König, in voller Achtung vor der Selbitftändigfeit 
und Unabhängigkeit der ſpaniſchen Nation und vor der Freiheit der Entjchlüfie 
ber Prinzen des fürftlich nit Haujes, hat niemals daran & 
dacht, den Erbprinzen auf den fpanifchen a erbeben zu wollen. Die 
an Se. Majeſtät gefellten Forderungen von Zufagen für die Zukunft waren 
unberehtigt und anmaßend. Ihm einen Hintergedanten oder eine feindliche 
Abficht gegen Frankreich dabei zuzufchreiben, ift eine willfürliche Erfindung. 

Die angebliche Notififation an die Cabinete hat niemals ftattgefunden, 
eben fo wenig wie eine Weigerung, mit dem Botjchafter des Kaiſers der 
Franzoſen zu unterhandeln. Im Gegentbeil hat der Botjchafter amtliche 
Berhandlungen mit der königlichen Segierung niemald verjucht, fondern 
nur mit Sr. Majeftät dem König perfönlich und privatim im Bade Ems 
die Fragen befprocen. 

Die deutiche Nation, innerhalb und außerhalb des Norddeutichen 
Bundes, hat erfannt, daß die Forderungen der franzöſiſchen Regierung 
auf eine Demüthigung gerichtet waren, melde die Nation nicht erträgt, 
und daß der Krieg, welcher niemals in den Abfihten Preußens Tiegen 
fonnte, uns von Frankreich aufgezwungen wird. 

Die geſammte civilifirte Welt wird erfennen, daß die Gründe, welche 
Sranfreih anführt, nicht eriftiren, fondern erfundene Vorwände find. 

Der norddeutihe Bund und die mit ihm verbündeten Regierungen 
von Süddeutſchland proteftiren gegen den nicht provozirten Weberfall 
Deutfhen Bundes und werden denjelben mit allen Mitteln, die ihnen 
Gott verliehen hat, abmwehren. 

mw. .... werden erfucht, von diefer Depefche und ihren Anlagen 
ber Regierung, bei welcher fie beglaubigt find, Abjchrift zu fibergeben.* 
v. Bismarck. 


Adrefie des Reichstages. 


Die Adreffe wurde vom Abg. Miguel und mehr als 150 Mitgliedern 
aller Fractionen beantragt. 

Bei der Beratbung (in ber Situng vom 20. Juli) fagte der Antragfteller: 
„Die zahlreichen Unterfchriften, Die der Entwurf der Adreffe aus allen Fractionen 
gefunden bat, bezeugen, daß die Einmüthigleit, bie in der Nation berricht, fich 
wieberfpiegelt in den Bertretern bes Bolles. In dem Augenblide, wo unfere 
Söhne unter die Waffen gerufen find, wo franzöfifhe Truppen an unfere Grenzen 
rüden, würbe ich fein unnöthiges Wort verantworten können. 

Ich halte aber fein Wort für nöthig, die ſchlichten Gedanken, die in meiner 
Adrefſe ausgeſprochen find, noch näher zu motiviren und bitte Sie deshalb um 
einftimmige Annahme ber Adreſſe.“ 

Präfident Dr. Simfon: „Es meldet fih Niemand zum Worte. Ich fchließe 
die Debatte.” 

Als der Präfident erflärt, daß er die Adreffe verlefen werde, erhebt fidh 
das ganze Haus. Die Berlefung erfolgt dann unter feierliher Stille und ge- 
panntefter Aufmerkjamtleit. 

Bei der fodann folgenden Abftimnmng erhebt fih Da8 ganze Haus. 

Das Präſidium wird mit ber Ueberreihung ber Adreſſe beauftragt; biejelbe 
fand noch am 20. Juli ftatt. 
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Die Adreſſe des Reichstages. 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter, 
Allergnädigſter König und Herr! 
„Die erbabenen Worte, welche Ew. Majeftät im Namen der verbündeten 
gen an uns gerichtet haben, finden im beutichen Volle einen mächtigen 


Ein Gebante, ein Wille bewegt in biefem ernſten Augenblide bie deutſchen 


Herzen. 

Mit freubigem Stolze erfüllt die Nation ber fittliche Ernft und die hohe 

Würde, mit we Ew. Majeftät die unerhörte Zumuthung des Feindes zuriüd- 
iefen, der uns zu bemüthigen gebachte, jetzt aber unter fchlecht erfonnenen 
Bormän den das Vaterland mit Krieg Überzieht. 

Das deutſche Volt hat keinen andern Wunſch, als in Frieden und Freund⸗ 
ſchaft zu leben mit allen Nationen, welche feine Ehre und Unabhängigkeit achten. 

Wie in der ruhmreichen Zeit der Befreiungsfriege zwingt un® heute wieder 
ein Rapoleon in den heiligen Kampf für unfer Recht und unfere freiheit. 

Wie damals, fo werben heute alle auf die Schlechtigkeit und die Untreue 
der Menſchen geftellten Berechnungen an ber fittlihen Kraft und dem entfchlof- 
fenen Willen des beutichen Volles zu Schanven. 

Der durch Mißgunft und Ehrſucht irre geleitete Theil des franzöftichen 
Bolles wird zu fpät die böſe Saat erlennen, welche für alle Bölfer aus dem 
blutigen Kampfe emporwächſt. 

Dem beſonnenen Theile dieſes Volkes iſt es nicht gelungen, das gegen die 
VWohlfahrt Frankreichs und das brüderliche Zuſammenleben der Völker gerichtete 

zu verhüten. 

Das beutiche Bolt weiß, daß ihm ein fchwerer und gewaltiger Kampf bes 


Wir vertrauen auf die Tapferkeit und die Vaterlandsliebe unjerer bewaff- 
seen Brüder, auf den unerfchütterlihen Entjchluß eines einigen Volles, alle 
Güter diejer Erbe daran zu feßen, und nicht zu dulden, daß ber fremde Eroberer 
dem beutihen Mann den Naden beugt. 

Wir vertrauen ber erfahrenen Führung des greifen Heldenkönigs, bes beut- 
ſchen Feldherrn, dem die Vorſehung beſchieden bat, den großen Kampf, ben der 
Jüngling vor mehr al8 einem halben Jahrhundert kämpfte, am Abend feines 
Lebens zum enticheidendben Ende zu führen. 

Wir vertrauen auf Gott, deſſen Gericht den biutigen Frevel ftraft. - 

Bon den Ufern des Meeres bis zum Fuße der Alpen bat das Voll fi 
anf den Ruf feiner einmüthig zuſammenſtehenden Fürften erhoben. 

Kein Opfer it ihm zu fohwer. 

Die öffentlihe Stimmung der civilifirten Welt erfennt die Gerechtigkeit 
unferer Sace. 

Befreundete Nationen fehen in unferem Siege die Befreiung von dem auch 
anf ihnen laſtenden Drude bonapartifcher Herrſchſucht und die Sühne des auch 
an ihnen verübten Unrechts. 

Das deutſche Bolt aber wirb endlich auf der behaupteten Wahlftatt ben 
von allen Völlkern geachteten Boden frieblicher und freier Einigung finden. 

Euer Majefät und die verbündeten deutfchen Regierungen fehen uns, wie 
unfere Brüder im Süden, bereit. 

Es gilt unfere Ehre und unfere Freiheit. 

Es gilt die Ruhe Europas und die Wohlfahrt der Völker. 

In tieffter Ehrfurcht verharren wir 

Eurer löniglihen Majeftät 
allerunterthänigfte, treugeborfamfte 
Der Reichstag des Norddeutſchen Bundes.“ 
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Emviderung St. Majeftät de8 Königs. 
Mittheilung des Präfidenten Dr. Simfon in ber 3. Situng am 20. Juli Nachm 


„Die Präfidenten des Neichstages haben die in der Sigung von 
Bormittage beſchloſſene Adrefie Sr. Majeftät dem Könige von Preußer 
fhon bald nad 12 Uhr überreichen dürfen. Se. Majeftät ließen fich dis 
Adreſſe vorlefen und ertheilten uns demnächſt die Weifung, dem Reichs: 
tage für die, wie der König ſich wörtlich ausdrüdte, fo —5*— und er— 
hebenden Aeußerungen voller Hingebung für das deutſche Vaterland feinen 
tief bewegten Dank auszuſprechen. Auch in dieſer einſtimmig befchlofjener 
Erklärung erkennen Se. Majeſtät ein Pfand das endliche und voll; 
kommene Gelingen der großen Aufgabe, die vor ihm und vor uns läge, 
Auch daraus gewinne der König die Beftätigung feiner vollen Zuverſicht, 
dag die Nation diefe Aufgabe mit unermüdlicher Ausdauer zu verfolgen 
nimmer ablaffen werde.“ 


20. Zuli. Einftimmige Bewilligung ded beantragten Kreditä 
von 120 Millionen Thalern. 


Schluß des Reichstages. 


21. Zuli. Mittheilung des Bundeskanzlers Grafen von Bidmard 
(im Sitzungsſaale ded Reichstages). 


„Die verbiindeten Regierungen glauben den Wünfchen und Anfichten 
des Neichstages entgegen zu kommen, wenn fie in diefer drängenden Zeit, 
wo ein ‘jeder von ung, fer es durch Amts⸗, fer e8 durch eigene Gefchäfte, 
fo bald als möglich in andere Kreife gerufen wird, von den gewöhnlichen 
berfömmlichen Formen in Bezug auf den Schluß der Seffion abweichen 
und den Schluß bereit8 beute und in diefem Saale ausſprechen. 

Nah den Worten, welche Se. Majeftät der König zu zwei wieder- 
holten Malen an den Reichstag gerichtet hat, wiirde e8 mir nicht geziemen, 
denjelben irgend etwas binzuzufügen, wenn Se. Majeftät mir nicht aus— 
drüdlich befohlen hätten, dem Weichstag Seinen warmen und herzlichen 
Dank für die Schnelligkeit und Einmüthigkeit außzufprechen, mit welcher 
derfelbe feinerfeit8 den Bedürfniffen des Baterlandes entgegengefommen 
if. Indem ich mich dieſes Allerhöchften Befehls entledige, erkläre ich 
hiermit auf Allerhöchſten Präfidialbejehl die Sigungen des Reichstages 
für geſchloſſen.“ 

Präfident Dr. Simfon ſchloß die Sikung mit fols 
genden Worten: 

„Meine Herren! Die Arbeit der Vollsvertretung ift fomit für dies 
Mal vollbradt; nun wird das Werk der Waffen feinen Lauf nehmen. 

Möge der Segen des al mägtigen Gottes auf unjerm 
Volke ruhen auch in diefem heiligen Krieg. Der oberfte Bun— 


desfeldberr der deutfhen Heere, König Wilhelm von Preußen, 
er lebe hoch!“ 


d. Bentjhlands Erhebung, 


1870. 16. Juli. . Mobilmadhungdordre® in Sachſen, Bayern, 
Württemberg, Baden und Hellen. 


Die Schutz⸗ und Trutzbündniſſe und die ſüddentſchen 
Fürſten. 

19. Juli. König Ludwig von Bayern meldet dem König von 
Preußen, dab er die Mobilmachung feiner Armee befohlen 
babe, um diejelbe auf Grund des Bündnißvertrages vom 
Auguft 1866 unter den Oberbefehl ded Könige Wilhelm 
zu jtellen. 


20. Zuli. Telegramm des Königs Wilhelm an König Ludwig 
von Bayern. 


„Nach erhaltenem Telegramm von Ihrem Miniſterium habe Ich fofort 
da8 Kommando über Ihre Armee übernommen und diefelbe der unter 
Meinen Sohn geftellten II. Armee überwiefen. Wir find durch uners 
börten Uebermuth aus dem tiefften Frieden in den Krieg geworfen. Ihre 
ächt deutſche Haltung hat auch Ihr Volk elektrifirt, und ganz Deutſch⸗ 
land fteht einig zufammen, wie nie zuvor. Gott wolle Unfere Safjen 
egnen in den Wechelfällen des Srieges! Ihnen perfönlich muß ich aber 

einen innigen Dank ausfprechen für die treue Fefthaltung der zwiſchen 
Uns beftehenden Berträge, auf denen da8 Heil Deutichlands ruht.“ 


gez. Wilhelm Rex. 


Ewiderung des Königs von Bayern: 


Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen. 

„Ihr ſoeben erhaltenes Telegramm hat in meiner Bruſt den freudigſten 
Wiederhall erwedt. Mit Begeifterung werden meine Truppen an der 
Seite Ihrer ruhmgekrönten Waffengenofien für deutfches Recht und deutjche 
Ehre den Kampf aufnehmen. Möge er zum Wohle Deutſchlands und 
zum Heile Bayerns werden! Ludwig Ber. 
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Emiderung St. Majeftät ded König. 


Mittheilung des Präfidenten Dr. Simſon in ber 3. Sigung am 20. Juli Nachm. 


„Die Präfidenten des Neichstages haben die in der Sigung vom 
Bormittage befchloffene Adrefie Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
fhon bald nad 12 Uhr überreichen dürfen. Se. Majeftät ließen fich die 
Adreſſe vorlefen und ertheilten uns demnächſt die Weifung, dem Reichs⸗ 
tage [dr die, wie der König fich FA ausdrüdte, fo —* und er⸗ 
hebenden Aeußerungen voller Hingebung für das deutſche Vaterland ſeinen 
tief bewegten Dank auszuſprechen. Auch in dieſer einſtimmig beſchloſſenen 
Erklärung erkennen Se. Majeſtät ein Pfand für das endliche und voll⸗ 
kommene Gelingen der großen Aufgabe, die vor ihm und vor uns läge, 
Auch daraus gewinne der König die Beftätigung feiner vollen Zuverſicht, 
dag die Nation dieſe Aufgabe mit unermüdlicher Ausdauer zu verfolgen 
nimmer ablaffen werde.“ 


20. Zuli. Einftimmige Bewilligung des beantragten Kredits 
von 120 Millionen Thalern. Ä 


Schluß des Reichstages. 


21. Juli. Mittheilung des Bundeskanzlers Grafen von Bismarck 
(im Sitzungsſaale des Reichstages). 


„Die verbündeten Regierungen glauben den Wünſchen und Anſichten 
des Reichſstages entgegen zu kommen, wenn fie in dieſer drängenden Zeit, 
wo ein Jeder von ung, ſei e8 durch Amts⸗, fer es durch eigene Befchäfte, 
fo bald als möglich in andere Kreife gerufen wird, von den hoeden 
berfömmlichen Sormen in Bezug auf den Schluß der Seſſion abweichen 
und den Schluß bereitS beute und in diefem Saale ausfprechen. 

Nah den Worten, welche Se. Majeftät der König zu zwei wieder- 
holten Malen an den Reichstag gerichtet hat, würde e8 mir nicht geziemen, 
denfelben irgend etwas binzuzufligen, wenn Se. Majeftät mir nicht aus« 
drüdlich befohlen hätten, dem Neichstag Seinen warmen und herzlichen 
Dank für die Schnelligkeit und Einmüthigkeit auszuſprechen, mit welcher 
derjelbe feinerfeit8 den Bedürfniffen des Vaterlandes entgegengelommen 
if. Indem ich mich diefes Allerhöchften Befehls entledige, erkläre ich 
biermit auf Allerhöchſten Präfidialbefehl die Sigungen des Reichstages 
für gefchlofjen.“ 

Präſident Dr. Simſon ſchloß die Sigung mit fol 
genden Worten: 


„Meine Herren! Die Arbeit der Volksvertretung ift fomit fir dies 
Mal vollbradht; nun wird das Werk der Waffen feinen Lauf nehmen. 

Möge der Segen des lmägtigen Gottes auf unjerm 
Bolfe ruhen auch in diefem heiligen Krieg. Der oberfte Buns= 
desfeldberr der deutfchen Heere, König Wilhelm von Preußen, 
er lebe body!“ 





d. Jeutſchlands Erhebung, 


1870. 16. Juli. . Mobilmahungsordre® in Sachſen, Bayern, 
Württemberg, Baden und Heſſen. 


Die Schutz⸗ uud Trutzbündniſſe und die fühdentfchen 
Fürften. 

19. Juli. König Ludwig von Bayern meldet dem König von 
Preußen, dab er die Mobilmachung feiner Armee befohlen 
babe, um diefelbe auf Grund des Bündnißvertraged vom 
Auguft 1866 unter den Oberbefehl ded Königs Wilhelm 
zu ftellen. 

20. Suli. Telegramm des Königs Wilhelm an König Ludwig 
von Bayern. 

„Nach erhaltenem Telegramm von Ihrem Minifterium habe Ich fofort 
das Commando über Ihre Armee übernommen und diefelbe der unter 
Meinen Sohn geftellten III. Armee überwiefen. Wir find durch uner⸗ 
börten Uebermuth aus dem tiefften Frieden in den Krieg geworfen. Ihre 
ächt deutſche Haltung hat auch Ihr Volk elektrifirt, und ganz Deutſch⸗ 
land ftebt einig zujfammen, wie nie zuvor. Gott molle Unjere Peffen 
in den Wechelfällen des Krieges! Ihnen perſönlich muß ich aber 

einen innigen Dank ausſprechen für die treue Feſthaltung der zwiſchen 

Uns beſtehenden Verträge, auf denen das Heil Deutfchlands ruht.“ 


gez. Wilhelm Rex. 


Ewiderung des Königs von Bayern: 


Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen. 

„Ihr ſoeben erhaltenes Telegramm hat in meiner Bruſt den freudigſten 
Wiederhall erweckt. Mit Begeiſterung werden meine Truppen an der 
Seite Ihrer ruhmgekrönten Waffengenoſſen für deutſches Recht und deutſche 
Ehre den Kampf aufnehmen. Möge er zum Wohle Deutſchlands und 


zum Heile. Bayern werden!“ Ludwig Rex. 





1870. 


Telegramm ded Könige von Württemberg an den 
König von Preußen. 


„Mit voller Zuverficht übergebe ich der bewährten Führung Em. 
königlichen Majeftät meine Truppen, feft entjchloffen, mannbaft in den 
Kampf für Deutichland einzutreten. NRüdhaltlos vertraue ich in diefem 
Kriege die Intereſſen Württembergd dem ritterlihen Sinne Eurer Mas 


jeftät an.“ Karl. 


Antwort des Könige von Preußen: 


„Ew. Majeftät haben getreu den zwifchen Uns beftehenden Verträgen 
Ihre Truppen unter Deine Befehle geftellt und find Ddiefelben jpeziell 
dem Commando Meines Sohnes, des Kronprinzen, zugetheilt. Gott 
wolle Unjere gemeinfamen einftrengngen fegnen bei item Kampfe, 
damit endlich ein geficherter Frieden Deutfchland zu erneuter Blüthe führe. 
Danf Ew. Majeftät und der einmüthigen Gefinnung Württembergs ſteht 
Deutſchland in Yeftigfeit zufammen.“ 

Wilhelm Rex. 


Bayern uud der casus foederis. 


19. Juli. Erklärung des Minifters Grafen von Bray bei Berathung bes 
Sefekentwurfs über den außerordentlichen Militärcrebit. 


(Der Ausſchuß beantragte, den Eredit „zur Aufrechthaltung bewaffneter 
Neutralität“ zu bewilligen.) 

Graf Bray fette zunächft auseinander, daß Frankreichs Verhalten nach 
der Zurüdziehung ter Hohenzollernſchen Kandidatur beweife, daß man in Frank⸗ 
reich den Krieg wollte. Er fuhr dann fort: „Man bat in ber heutigen Situng 
ben casus foederis, feine Geſchichte und feine Anwendung für ben gegebenen 
Fall des Defteren beſprochen. Ich bin Deitunterzeichner dieſes Vertrages; ich weiß, 
wie er zu Stande kam, und babe meine Stellung zu bemfelben nie verleugnet. 
Als ich zu der Ehre berufen wurde, bie Leitung der äußeren Angelegenheiten 
Bayerns zu übernehmen, babe ich e8 ausbrüdiich ausgeſprochen, daß ıch zu dieſem 
Bertrage ftehe. Er ift ein Defenfivbündniß und nicht in jedem Falle verbindlich. 
Aber wenn ein Angriff auf beutiches Gebiet flattfindet, tritt er in Wirkſamkeit, 
weil in diefem Bünbniß die gegenfeitige Garantie für das Gebiet der Contra⸗ 
benten ausgeſprochen ift. 

Diefer Fall bat ftattgefunden, deutſches Gebiet ift über- 
[&ritten, die Kriegserklärung ift erfolgt. 

Die Regierung achtet im böchften Grade die Rechte diefer hoben Kammer; 
aber fie verlangt auch die Achtung für die ihr zuſtehenden Rechte. Unter dieſen 
Rechten des Königs fteht obenan die Enticheitung über Krieg und Frieden. Es 
ift nicht zuläffig, daß die Kammer die Bewilligung der Geldſummen an eine Be«- 
dingung fnüpfe: in dieſem Falle müßte bie Regierung ihre Vorlage als abgelehnt 
betrachten. Ih habe allerdings im Ausihuß gefagt: Neutralität wäre für 
Bayern das wünſchenswertheſte, eine Wohltbat; fie mußte fih aber auf ben 
ganzen Süden erftreden und von beiden friegführenden Theilen garantirt werben. 

Schließlich babe ich noch mitzutheilen, daß die Regierung das Botum ber 
Abgeorbnetenlammer mit ber Ruhe, welche die Ueberzeugungstreue giebt, erwartet. 
Sollte das Botum beweijen, daß die Kammer das Vertrauen zu 
den Männern, welde gegenwärtig an der Spike der Geſchäfte 
fteben, nit babe — das Bertrauen, deſſen fie jett mehr als je 
bedürfen — fo werben diefelben Anderen Platz maden, welden 


m 
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Diefes im höheren Maß entgegengetragen wird; fie werben ihrer 
Ueberzeugung getreu von ihrem Poften zurüdtreteu. Ich habe mit 
Gottes Gnade nicht bis heute getreu gelebt, um jetzt am Abend 
meine® Lebens meiner Ueberzeugung untreu zu werben.“ 


Der Kriegs» Minifter von Prankh fagte: 


In tiefer Debatte, wo die Waffen der Dialektit mit großer Kunft geführt 
werben, fomme es ihm ſchwer an, das Wort zu ergreifen; er verftebe als Soldat 
biefe Kunft nit. Den Muth dazu gebe ihm nur fein wohlbegründeter Ruf als 
„Partikularift”. Die Lage fei Harz; bie Kriegserflärung ſei erfolgt. Auch bie 
Regierung babe eine Klare Rage; dieſe fei erleichtert worben Durch das fefte, männ- 
liche Eingreifen des Königs, der den casus foederis anerlannt habe. In der 
Volitik gelte weder Liebe noch Haß, lediglich das Intereffe entſcheide. Das 
bayerifche Intereffe aber, bie berechtigte Selbftftändigleit Bayerns verlange es, 
daß Bayern feine Pflicht erfülle. Wenn die Regierung mit Erfolg, Sicherbeit 
und ohne Wanlen in ihrem Wege vorgehen follte, brauche fie die Zuftunmung 
ber Landesvertretung. Diele möge fih genau prüfen, ob fie im Intereffe Bayerns 
oder ohne Wiffen und Willen in anderem Intereffe handelte. 

Die Staatsregierung fei fi wohl bewußt gewejen, welche Stürme fie mit 
ihrem Entichluffe für Bayern beraufführe; fie kenne die Opfer, die dem Lande 
an Gut und Blut zugemuthet würden. Das alte taufendjährige Bayern babe 


große Stürme durchlebt, es werbe auch biefen überdauern, feft und nicht getrennt 
von den andern deutſchen Stuaten. 


Blieben wir neutral, fo wären wir ganz befiimmt das Objekt, iiber das ſich 
bie großen Streitenden in fürzefter Zeit einigten. 

Bayern müffe jeßt beweifen, daß es als ſelbſtſtändiger Staat 
nicht vergeffe, daß es aud ein deutſcher Staat fei. Als Partikulariſt 
wem reinften Waffer fage er das. 

Die nationale Idee beftehe, das Taffe fich nicht wegleugnen; e8 handle fich 
sur, ber Idee jenes Bett anzumweilen, wo fie zu unfrem Frommen wirte. 
Trennten wir uns vom übrigen Deutichland, dann wären wir verloren. Das 
Laub dürfe fi gefaßt machen, Schweres zu ertragen; ein fefter Entihluß bringt 
aber das Ziel um Vieles näher. 

Wenn wir wünſchen, daß die deutſchen Waffen fiegen, — und wer in 
tiefem Eaale thäte das nicht? — möchten wir aud angeben, daß die Ober- 
leitung ber Heere Preußen Übergeben werde. Als Militair ſpreche er 
das aus: die Leitung müffe eine einheitliche fein; fle könne und dürfe nur in 
Einer Hand gelegen fein. Die Pfalz ſei eine edle Perle in der Krone Bayerns; 
fie zu fihern, feien ale Maßnahmen getroffen, welche in feiner des Kriegs⸗ 
miniſters) Möglichkeit geftanden. 

Aus dem Frieden, der uns aus bem Krieg erblübt, möge 
noch etwas Schöneres hervorgehen: ber innere Friede, bie allge- 
meine Berföhnung, das allfeitige Bertrauen.” 


. „Es bat“, fo ſchloß Herr vo. Prankh, „ein echter Bayer, aber 
auch Deutſcher zu Ihnen geſprochen.“ 


Der Ausſchuß-Antrag wurde vom Abgeordnetenhauſe 


abgelehnt und der Militär⸗Credit mit großer Mehrheit, 
im Reichsrathe mit Einftimmigfeit angenommen. 


Fürk Biämard. II. 15) 
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Württemberg und der casus foederis. 


21. Juli. Erffärung des Minifters von Barnbüler Namens bes Gefammt- 
Minifteriums bei der Berathung des außerordentlichen Milttärcrebits 
in ber Kammer ber Abgeordneten. 

„Mit dem am 12. Juli unter Vorwiffen und Genehmigung des Königs 
von Preußen erfolgten Berzichte des Erbprinzen von Hohenzollern auf die 
fpaniihe Thron - Cantidatur mußte die friedliche Löſung diefer Frage allen Un» 
befangenen als gefihert erfcheinen. Daß es anders kam, daß mit joldher Eile, 
foldem Ungeftüm zum Kriege getrieben ward, beweift, daß die ſpaniſche Frage 
wohl der Anftoß, nicht aber der wahre Grund bes Krieges fein kann, daß 
deshalb auch die Endziele des Krieges weiter reichen. 

Das Minifterium, welches in derganzen Angelegenbeitvon Anfang an vollftändig 
einig ging, hält, jo wie die Dinge liegen, die Integrität Deutſchlands für bedroht. 

Für Deutſchlands Unverfehrtbeit und Ehre rehtzeitig, obne 
Schwanken und mit aller Kraft einzutreten, halten wir für Pflicht; 
wir find deshalb der Anficht, daß auf Preußens Frage, ob wir in 
biefem Krieg ibm uns anzufdließen gejonnen feien, mit einem 
offenen Ia geantwortet werben muß. Wir ftehben vor einem Entjchluffe, 
welcher entſcheidend werben kann für das Schidjal Württembergs, für dasjenige 
Deutſchlands. Mit tiefem Schmerze verläßt die Regierung bie jegensreichen Ar- 
beiten bes Friedens, ruft fie die Wohlſtand und Gefittung ſchaffenden Kräfte zu 
jerftörender Thätigkeit. Ach bitte Sie, meine Herren, fteben Eie zu ihr mit ber 
vollen Kraft Des Allrtiemberger Landes und zeigen Sie Europa durdeinen 
rafhen kräftigen Beſchluß, daß ein ſelbſtſtändiger deutfher Stamm 
aus freier Entfhließung mit männlider Kraft und freudigem 
Mutbe eintritt inden Kampf um deutſches Land, um deutſche Ehre!“ 


Der Credit wurde in der zweiten Kammer mit 58 gegen 
1 Stimme, und ebenſo in der erſten Kammer bewilligt. 


Dank des Königs Wilhelm. 


25. Juli. Allerhöchſter Erlaß: 

„Aus allen Stämmen des deutſchen Vaterlandes, aus allen Kreiſen 
des deutſchen Volkes, ſelbſt von jenſeits des Meeres, ſind Mir aus Anlaß 
des bevorſtehenden Kampfes für die Ehre und Unabhängigkeit Deutjch- 
lands von Gemeinden und Corporationen, von Vereinen und Privatper: 
jonen jo zahlreiche Kundgebungen der Hingebung und Opferfreudigkeit für 
das gemeinſame Vaterland zugegangen, daß es Mir ein unabmeisliches 
Bedürfnig ift, diejen Cinflang des deutſchen Geiſtes öffentlich zu bezeugen 
und dem Ausdrud Meines Föniglihen Dankes die Berficherung hinzuzu- 
fügen, daß Ich dem deutjchen Volke Treue um Treue entgegenbringe und 
unmandelbar halten werde. Die Liebe zu dem gemeinfamen Vaterlande, 
die einmüthige Erhebung der deutjchen Stämme und ihrer Fürjten bat 
alle Unterjchiede und Öegenfäge in ſich beſchloſſen und verföhnt, und 
einig, wie faum jemal3 zuvor, darf Deutjhland in feiner Einmüthigkeit, 
wie in feinem Recht, die Bürgfchaft finden, daß der Krieg ihm den dau⸗ 
ernden Frieden bringen und daß aus der blutigen Saat eine von Gott 
gefegnete Ernte deutjcher Freiheit und Einigkeit jprießen werde.“ 


27. Juli. Außerordentliher Bettag. 
3. Auguft. Amneſtie-Erlaß. 





6. Viplomutiſche Bundgebungen und Eut- 
hüllungen beim Beginn des Krieges. 


1870. Schriftwechſel zwilchen dem Papſte und König Wilhelm, 
Schreiben des Papites. 
Majeftät! 

„Unter den ernften Umftänden, worin wir uns befinden, wird es 
Ihnen vielleicht ungewöhnlich erfcheinen, von mir einen Brief zu empfan- 
gen, aber als Stellvertreter ded Gottes des Friedens auf Erden glaube 
ich micht weniger thun zu können, als Ihnen meine Vermittelung ans 


ten. 

Mein Wunfh if, die Kriegsvorbereitungen verfchwinden zu fehen 
und die Uebel, welche die unvermetdliche Folge davon find, zu verhindern. 
Meine Bermittelung ift die eines Souverains, der in feiner Eigenjchaft 
als Regent wegen der Kleinheit feines Gebietes feine Eiferjucht einflößen 
lam, der aber gleihwohl durch den moraliſchen und religiöjen Einfluß, 
den er perfonifizirt, Vertrauen einflößen wird. 

Möge Gott meine Wünſche erhören und aud die, melde ich für 
Em. Majeſtät hege, mit welcher ich wünſche, durch die Bande derſelben 
Ehriftenliebe vereinigt zu fein.” 

Aus dem Batilan am 22. Juli 1870. Pins R. P. IX, 


Nachſchrift. Ich habe gleichfalls an Se. Majeftät den Kaiſer der 
Franzoſen gejchrieben. 


Antwort ded Königs. 


Sehr erhabener Papft! 
„Ih war nicht erftaunt, jondern tief bewegt, als Ich die von Ihrer 
dan aufgezeichneten rührenden Worte las, um mich die Stimme des 
tte8 des Friedens hören zu laffen. Wie könnte Mein Herz einen jo 
mächtigen Ruf nicht hören! Gott ift Mein Zeuge, daß weder Ich noch 
Mein Bolt den Krieg gewünjcht oder Berborgerufen haben. Indem Wir 
den geheiligten Pflichten, welche Gott den Souverainen und den Nationen 
auflegt, gehorchen, ergreifen Wir das Schwert, um die Unabhängigfeit 
und die Ehre des Vaterlandes zu vertheidigen, und Wir werden immer 
hze 
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bereit jein, es niederzulegen, jobald diefe Güter bewahrt fein können. 
Wenn Em. Heiligkeit Mir von Seiten deſſen, welcher den Krieg fo un- 
vermutbet erklärt hat, die Verſicherung aufrichtig friedlicher Gefinnungen 
und Bürgfchaften gegen die Rückkehr eines ähnlichen Angriffes auf den 
Frieden und die Ruhe Europas geben Tünnten, fo würde Ich ficher Mich 
nicht weigern, fie au8 den verehrungswürdigen Händen Ew. Heiligkeit zu 
empfangen, mit der Sch durch die Bande der chrütlichen Liebe und einer 
aufrichtigen Freundſchaft verbunden bin.“ ’ 


Berlin, den 30. Juli 1870. Wilhelm. 


Oeſterreichs Stellung. 


20. Juli. Oftenfibeles Rundichreiben des Reichskanzlers Grafen von Beufl. 


„Sobald als die Frage ber hohenzollernſchen Kandidatur für den ſpaniſchen 
Thron in einer ber Ruhe Europas jo bedrohlichen Weife aufgetaucht war, beftand 
unfere einzige Sorge darin, für die Aufrechthaltung des Friedens thätig zu fein. 
Wir erhoben unfere Stimme ebenfo in Paris, wie in Berlin und Madrid, um 
uns zu Öunften der Verjöhnung zu verwenden. Wir fonnten nicht daran denken, 
als Schiedsrichter in der fo unvermuthet aufgeworfenen Streitfrage aufzutreten, 
und es fam uns nicht zu, ein Urtbeil über den Werth der von beiden Seiten 
vorgebrachten Behauptungen abzugeben. Wir mußten uns darauf beichränfen, 
von ber Aufrechthaltung einer Kandidatur abzuratben, gegen welche fich fo ge- 
voichtige Einwendungen erhoben. Ohne vorbergängiges Einvernehmen hatten bie 
meiften Cabinete ein gleiches Verhalten beobachtet und Lie k. und f. Regierung 
vereinigte mithin ihre Bemühungen mit denen, die zur Herbeiführung einer Be- 
ſchwichtigung von verichiedenen Seiten unternommen worden waren. Durch dieſe 
Sorge, ber wir uns mit lebhaftem Eifer gewidmet hatten, völlig in Anfpruch ge- 
nommen, und dur die Hoffnung zurüdgehalten, e8 möge bie Situation ihre 
Spannung verlieren, batten wir es bis jett unterlaflen, uns über bie Haltung 
auszufpreden, die wir in dem Falle einnehmen würden, daß ber Krieg zwiſchen 
den beiden, in einen fo bellagenswerthen Couflilt verwidelten Mächten unver» 
meiblich werden jollte. 

Heute müſſen wir jedoch zu unferem großen Bebaueru anertenuen, daß 
unfere und der übrigen Mächte Bemühungen feine Ausfiht auf Erfolg mehr 
bieten. Weit entfernt, daß bie Streitfrage beigelegt wäre, nahm fie nur einen um 
fo fchärferen Charakter an, fo zwar, daß bie entfeffelten Leibenfchaften kaum noch 
die Hoffnung auf die Möglichkeit einer wirkſamen Vermittelung geftatten. Die 
Kriegserklärung Frankreichs ift in Berlin übergeben worden, und Angefichts einer 
fo entſcheidenden Thatjache will ich nicht länger zögern, Sie Über die Pflichten zu 
unterrichten, welche die Sorge für Ueberwadhung der Intereffen und der Würde 
bes Reichs ber E. und k. Regierung auflegen. 

Wenn es uns nicht gelungen ift, Europa und uns felbft die fchweren Er⸗ 
[hütterungen zu erfparen, welche die unvermeidlihe Rückwirkung des Zuſammen⸗ 
ſtoßes zweier mächtiger Nationen find, jo wünſchen wir mindeftens bie Heftigfeit 
berjelben zu mäßigen. Zur Erreihung beffen muß die k. und k. Regierung bei 
ben gegenwärtigen Conjunlturen eine pafjive Haltung und die ihr dadurch vor- 
gezeichnete Neutralität bewahren. Dieſe Haltung fließt jedoch die Pflicht 
nicht aus, für Die Sicherheit der Monarchie zu wachen und ihre Intereffen zu be- 
ihüßen, indem man ſich in die Lage verfegt jede mögliche Gefahr abzuhalten. 

Wir jehen Länder, deren Neutralität dur internationale Verträge verbürgt 
ift, beträchtliche Opfer nicht fcheuen, um fi in den Stand zu jeten, auf alle Er- 
eigniffe vorbereitet zu fein und ſich jelbft zu beſchützen. Solche Beifpiele dürfen 
nicht unbeachtet bleiben; fie bemweifen, wie allgemein bie Ueberzeugung ift, daß es 
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nicht hinreicht, neutral bleiben zu wollen, fonbern daß man ſich auf bie Noth⸗ 
wenbigleit gefaßt machen muß, feiner Unabhängigkeit Achtung zu verichaffen. In 
jo kritifden Augenbliden, wie die gegenwärtigen find, kann die Schwäche eben- 
ſowohl als die Leidenſchaft Urfahe der Gefahr für die Länder wie für die Re- 
gierungen werden. Beide find Klippen, die eine Nation vermeiden muß, um nicht 
aus ter Bahn geworfen zu werben, welche ihr durch ihre eigenen Interefjen vor⸗ 
gezeichnet ifl. 6 öfterreichifch » ungarifche Reich muß jeder Preifion, wie jedem 
unbedadhten Gefühle wibderftehen, wenn e8 Herr feiner Geſchicke bleiben und nicht 
der Epielball der Ereigniffe werden will. 

Der innigfte Wunſch der k. und k. Regierung ift es, die Monardie vor den 
Bedielfällen zu behüten, denen ein großer Theil Europas fi ausgeſetzt ſehen 
dürfte. Wir werden nicht aufhören, die Augen auf diefen Zweck gerichtet zu halten, 
und alle Maßregeln, die wir ergreifen, werden uns allein durch den Wunfch diktirt, 
zugleich die Aube und die Intereffen der Böller des Kaiferflaates ficherzuftellen. 

Wollen Sie fih, jo oft fi Ihnen die Gelegenheit dazu bietet, in dieſem 
Einne über unfere Jutentionen ausfprechen, und genehmigen Sie ıc. ıc. 


Beuft.“ 


20. Juli. Bertrauliche Depeiche des Reichskanzlers Grafen von Beuft an ben 
Fürſten Metternich*) in Paris. 


„Straf Bitzthum bat unferen erhabenen Herrn von dem mündlichen Auf- 
trage Kenntniß gegeben, welchen der Kaifer Napoleon ihm ertheilt hat. Diele 
taijerlihen Worte haben jede Möglichkeit eines Mißverſtändniſſes befeitigt, das 
das Unvorbergejehene dieſes piöglichen Krieges entſtehen laſſen konnte. Sie 
wollen daber Sr. Majeftät dem Kaifer und feinen Miniftern wiederholen, daß 
wir getreu den Verpflichtungen, wie fie in den zn Ende vorigen Jahres 
gwilhen den beiden Sonverainen ausgetaufchten Schreiben feftgeftellt find, 
ve Sache Frankreichs wie die unfere betrachten und in den Grenzen des 
Röglichen zum Erfolge feiner Waffen mitwirlen werden. Diefe Grenzen 
ſind einerjeits durch unfere inneren Verhältniſſe, andererfeits durch politiſche Er⸗ 
Biguugen von ber hödften Wichtigkeit beftimmt. Ich will befonders von ben 
Iegteren ſprechen. 

Wir glauben, trot der Verfiherungen des Generald Kleury zu willen, 
bap Rußland bei feiner Verbindung mit Preußen verbarrt, der 
Art, daß unter gewiffen Eventualitäten die Eiumifhung ruffifcdher 
Armeen nicht als wahrjheinlih, ſondern als gewiß anzufehen if. 
Unter dieſen Möglichkeiten beichäftigt uns diejenige, welche uns ſelbſt betrifft, 
nothwendiger Weile am meiften. Wenn wir nun diefe Beſorgniß mit aller 
Offenheit, welche man ſich unter Freunden ſchuldet, ausfprechen, jo wird, wie wir 
glauben, ter Kaifer Napoleon uns bie Öeredhtigleit widerfahren laffen, es nicht 
als engherzigen Egoismus anzufehn; wir denken dabei an ihn ebenfo wie an 
uns. Erfordert nicht das Intereffe Frankreichs ebenfo wie das unfrige, daß das 
jwiichen zwei Mächten begonnene Spiel nicht allzubald weitere Berwidlungen erfahre? 

Wir glauben aber zu wiffen, daß unfer Eintritt in die Hand- 
Iung jofort den von Rußland nad ſich ziehen würde, das uns nicht 
blos in Öalizien, fondern auch am Pruth und an der unteren Donau 
bedroht Rußland neutral zu erhalten, bis zu dem Zeitpunkt, wo die vorge» 
rüdte Jahreszeit ihm nicht mehr geftattet, an die Concentration von Truppen zu 
denken, Alles zu vermeiden, was es verlegen oder ihm einen Vorwand zur Eine 
miihung geben koͤnnte, das muß für den Augenblid das oftenfible Ziel unferer 
Bolitit fein. Man möge fi darüber in Paris nidht täufhen: Die Neutra- 
lität Rußlauds hängt von der unfjrigen ab. — — Wie ih in den Bes 
iprehungen bes leiten Jahres ftets bemerkt Babe, wir bürfen nicht vergeffen, daß 
unfere 10 Millionen Deutjcher im gegenwärtigen Kriege nicht ein Duell zwiſchen 


©) Beröffentlüht im „Temps“ vom 9. April 1874. 
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Sranfreih und Preußen, fondern den Anfang eines nationalen Kampfes erbliden. 
Wir können uns auch nicht verbeblen, daß die Ungarn fich jehr zurüdhaltend er- 
weifen werben, wenn es gilt, ihr Blut und ibr Geld für die Wiedergewinnung 
unferer Stellung in Deutſchland zu opfern. 

Unter biefen Umſtänden ift das Wort Neutralität, welches wir nicht 
obne Bedauern ausjpreden, eine gebieteriihe Nothwendigkeit für uns. Aber 
biefe Neutralität ift nur ein Mittel, nämlich das Mittel, uns dem wird 
lichen Ziel unferer Politik zu nähern, das einzige Mittel, unjere Räftungen 
zu vollenden, ohne und einem vorzeitigen Augriffe Preußens oder Ruß—⸗ 
lauds auszuſetzen. 

Während wir aber unſere Neutralität verkünden, haben wir keinen Augen⸗ 
blid verloren, und mit Italien wegen ber vom Kaiſer Napoleon uns über⸗ 
laffenen Bermittelung in Verbindung zu fegen. — — Ic) babe bereits telegraphiſch 
von der Nothwendigkeit der Näumung Roms geſprochen. — An demfelben Tage, 
wo bie Franzofen Rom verlaffen, müßten die Italiener mit Zuftimmung Franl- 
reich8 und Defterreich8 einrüden. Niemals werden wir die Italiener von Herzen 
für uns haben, wenn wir ihnen nicht den römiſchen Stachel ausziehen. — Mit 
einem Alt unzweifelhaft Tiberaler Politik würbe Frankreich feinem Feinde eine 
Waffe entreißen und einen Damm gegen jenes Ueberflutben des Zeuto- 
nismus aufmwerfen, welcen Breußen. eine vor Allem proteftantiiche 
Macht, in Deutſchland aufzunehmen gewußt bat, und welden wir wegen jeiner 
anftedenden Kraft Doppelt zu fürdhten haben.” 


21. Zuli. Rundſchreiben des Herzogs von Gramont 


an die diplomatifhen DBertreter Frankreich. 


„Mein Herr! Sie kennen bereits die Berkettung ber Umſtände, welche ung 
zu einem Bruce mit Preußen geführt haben. Die Mittbeilung, welde bie Re- 
gierung des Kaifers am 15. d. Mts. auf die Tribüne der großen Staatsförper 
gebracht bat, bat Frankreich und Europa die rafhen Wechjelfälle einer Unterhand⸗ 
lung dargelegt, bei welcher, in tem Maße, wie wir unfere Anftrenguugen ver- 
doppelten, um ben Frieden zu bewahren, ſich die geheimen Abfichten des Gegners 
entwidelten, der entichloffen war, fie unmöglich zu maden. Sei es, daß das 
Cabinet von Berlin den Krieg notbwendig hielt für die Vollendung ber Projecte, 
die es feit langer Zeit gegen die Selbitftändigleit der Staaten Deutſchlands vor⸗ 
bereitete, fei es, Daß, noch nicht zufrieden damit, im Mittelpunlte Europas eine 
Militairmacht gegründet zu haben, die allen feinen Nachbarn gefährlich geworben 
ift, e8 die erworbene Macht verwenden wollte, um au feinen Gunſten das inter- 
nationale Gleichgewicht zu verrüden: bie vorbedachte Abficht, uns die unerläßlichften 
Garantien für unfere Sicherheit wie für unfere Ehre zu verfagen, zeigt ſich mit 
ber äußerften Augenfcheinlichleit in feiner ganzen Haltung. Ä 

Der gegen uns combinirte Plan war ohne Zweifel der folgende: 

Ein geheimnifvoll durch nicht offen anerkannte Vermittler verbreitetes Ein- 
verftändniß jollte, wenn e8 nicht vor ber Zeit ans Licht gebracht worden wäre, 
die Sache auf den Punkt führen, wo die Kandidatur eines preußifchen Prinzen 
zur Krone von Spanien plötzlich den Cortes verkündigt worden wäre. Eine burdh 
Ueberraſchung erlangte Zuſtimmung, bevor das jpanifche Volk Zeit zur Ueberlegung 
gehabt, hätte, fo hoffte man wenigftene, den Prinzen Leopold von Hohen⸗ 
zollern zum Erben des Thrones Carls V. proflamirt. Dann hätte fih Europa 
einer vollbrachten Thatſache gegenüber gefunden, und auf unfere Achtung vor bem 

roßen Grundſatze der Vollsfonverainetät fpelulirend, rechnete man darauf, daß 

Frankreich, ungeachtet eine® vorübergehenden Diißvergnügens, vor dem offen aus- 

gelprodenen illen einer Nation zurüdtreten werde, für welche man alle unfere 
ympatbien kannte. 

Sobald die Regierung bes Kaifers von der Gefahr unterrichtet war, hat fie 
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nicht gezögert, biejelbe den Vertretern des Landes wie auch allen fremden Cabi⸗ 
netten mitzutbeilen: gegen dieſes Manöver warb das Urtheil ber öffentlichen 
Meinung ihr legitimfter Bundesgenoffe. 

| Die unparteiifhen Geifter haben ſich nirgends über die wahre Sachlage 
geirrt; fie haben fchnell begriffen, daß wir, wenn auch ſchmerzlich berührt, Spanien 
m ausichließlihen Interefje einer ehrgeizigen Dynaftie eine Rolle angewiefen zu 
ſehen, welche diefem ritterlihen Volke jo wenig angemeſſen und fo wenig im Ein- 
Hange mit ben freundidaftlichften Inftinkten und Traditionen ift, die daſſelbe 
mit uns verbinden, doch nicht den Gedanken hegen konnten, unfere unwandelbare 
Achtung vor der Unabhängigkeit feiner nationalen Entfchließungen zu verläugnen. 

ÄRen bat gefühlt, daß bier die wenig ſerupulöſe Politik Preußens allein im 
Epiele war. Diefe Regierung ift e8 in der That, welche fih nicht an das all« 
gemeine Hecht gebunden wähnend, und die Regeln verachtend, denen die größten 
Mächte fih zu unterwerfen die Weisheit hatten, verfucht bat, dem getäufchten 
Europa eine jo gefährliche Ausdehnung ihres Einfluffes aufzudrängen. 

Frankreich bat die Sache des Gleichgewichts aufgenommen, d. h. 
bie Sade aller Bölker, die, wie es feibft, bedroht find, Durch die unverhält⸗ 
nigmäßige Vergrößerung eines königlichen Hauſes. Sekt es fi, wie man hat 
glauben machen wollen, indem e8 jo handelt, in Widerfpruch mit feinen eigenen 
Grundſätzen? Gewiß nicht. Jede Nation, wir verfünden es gern, ift die Herrin 
ibrer Geſchicke. Dieſer von Frankreich laut bekräftigte Grundſatz ift eines ber 
FSundamentalgejege der modernen Bolitil geworden. Aber das Recht jedes Volkes 
wie jedes einzelnen Menſchen ift beichränkt Durch das Necht des andern, und 
keine Nation darf unter dem Vorwande, ihre eigene Souverainetät auszuüben, 
die Eriftenz ober die Sicherheit eines Nachbarvolfes bedrohen. In diefem Sinne 
fügte einer unjerer großen Redner, TYamartine, im Iahre 1847, als es fih um 
die Wahl eines Souverains handelte: eine Regierung bat niemals dad Recht zu 
prütendiren und bat immer das Recht auszuſchließen. 

Diefer Grundſatz ift von allen Cabinetten in ähnlichen Fällen angenommen 
werben, wie ber ift, in den uns bie Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern 
xbracht hat, namentlich 1831 in der beigifchen Frage, fowie 1830 und 1862 in 
ber griechiſchen Frage. 

Preußen, dem wir nicht ermangelt haben, dieje Bräcebentien in Erinnerung 
ju bringen, fchien einen Augenblid unferen berechtigten Forderungen nachzugeben. 
Prinz Leopold fland von feiner Bewerbung ab; man konnte fich ſchmeicheln, daß 
der Friede nicht würde geftört werden. Aber diefe Hoffnung wi bald neuen 
Befürchtungen und ſodann der Gewißheit, daß Preußen, ohne ernftlih auch nur 
einen feiner Anſprüche zurüdzuzieben, nur Zeit zu gewinnen juchte. Die Anfangs 
jögernde, dann entjchiedene und hochmütige Sprache des Oberhauptes vom Haufe 
Hohenzollern, die Weigerung, ſich zu verpflichten, die Verzichtleiftung nom 
Tage zuvor am Xage nachher aufrecht zu erhalten, die unjerem Botjchafter zuge- 
fügte Behandlung, die darin beftand, daß ihm durch mündliche Beftellung jede 
weitere Mittbeilung zum Zweck jeiner Berlöhnungsmiffion unterfagt wurde, und 
endlich die Deffentlichleit, die diefem ungewöhnlichen Borgange durch Die preußiichen 
Zeitungen unb durch die den Cabineten davon ertbeilte Notiflcation gegeben 
worden; alle dieſe auf einander folgenden Anzeichen aggreifiver Abfichten haben 
in den befangenften Geiftern jeden Zweifel befeitigt. Iſt Selbfttäufchung zuläffig, 
wenn ein Herricher, der eine Million Soldaten befehligt, mit der Hand am Griff 
des Schwertes erklärt, er behalte ſich vor, mit ſich allein und den Umftänden zu 
Rathe zu geben? Wir waren jo bi8 zur Äußerften Grenze gelommen, wo eine 
— die fühlt, was ſie ſich ſchuldig iſt, nur noch den Forderungen ihrer Ehre 

or giebt. 
an bie letzten Umſtände dieſer peinlichen Verhandlung nicht ein ge- 
nügend helles Licht auf die von dem Berliner Cabinet gehegten Projekte würfen, 
fo giebt es einen bis auf den heutigen Tag weniger Selnunten Umftand, welcher 
feinem Berfahren eine entjcheidende Bedeutung verleiht. Die Idee, auf den 
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Thron von Spanien einen Hobenzoller zu erheben, ift nicht neu. Bereits im 
Monat März 1869 war fie angedeutet durch unjeren Gefanbten in Berlin, ber 
fogleih aufgefordert wurde, den Grafen Bismard wiffen zu laffen, wie bie Re- 
gierung bes Kaifers eine ſolche Eventualität betrachten würde. Herr Graf Be- 
nebetti bat in Uinterredungen fowohl mit dem Kanzler des nordeutjchen Bundes, 
als auch mit dem lUnter- Staatsjelretair, der mit ter Leitung der auswärtigen 
Angelegenheiten beauftragt war, nicht verhehlt, daß wir e8 nicht zulaffen Könnten, 
daß ein preußifcher Prinz jenfeit der Pyrenäen regiere. Graf Bismard feiner. 
feit8 hatte erklärt, daß wir keineswegs beforgt fein dürften wegen einer Combi» 
nation, die er felbft für unausführbar erachte und in einem Augenblide, wo, in 
Abmefenheit des Bundeskanzlers, Herr Benedetti ſich ungläubig und dringend 
bezeigen zu müſſen glaubte, hatte Herr v. Thile fein Ehremwort gegeben, daß 
der Prinz von Hohenzollern ein ernfthafter Candidat für die Krone von 
Spanien nicht fei, noch auch werben könne. 

Wenn man die Aufrichtigleit der jo beftimmten offiziellen Verfiherungen 
beargwohnen müßte, jo würden die biplomatifchen Mittheilungen kein Pfand des 
europäifhen Friedens mehr fein; fie würben nur noch ein Fallſtrick ober eine 
Gefahr bleiben. Daher hatte, obgleich unjer Botſchafter dieſe Erklärungen unter 
allen Vorbehalten übermittelte, die Taiferliche Regierung es für entſprechend er» 
achtet, viefelben günftig aufzunehmen. Sie nahm Anftand, den guten Glauben 
berjelben zu bezweifeln, biß zu dem Tage, wo ſich plötzlich die Combination heraus⸗ 
ftellte, welche Das fchreiente Gegentheil derjelben war. Indem Preußen unver- 
bofft das Wort zurücknahm, welches e8 uns gegeben hatte, ohne ſelbſt einen Ver⸗ 
uch zu machen, fih von den Berbindlichleiten gegen uns zu befreien, richtete es 
an uns eine wirkliche Herausforterung. Fortan Über den Werth aufgellärt, ven 
die beftimmteften Zufiherungen der preußiihen Staatsmänner haben konnten, 
lag uns die gebieterifche Pflicht ob, in Zukunft unfere Ehrlichkeit gegen neue 
Mißverftänduiffe durch eine ausdrückliche Bürgichaft zu ſchützen. Wir mußten 
daher, wie wir e8 getban, Darauf beftehen, um die Gewißheit zu erlangen, daß 
eine Entjagung, welche nur mit fpißfindigen Unterfcheidungen auftrat, definitiv 
und ernftlich werde. 

Es ſteht feft, daß ber Berliner Hof vor der Geſchichte die Ber- 
antwortlidhleit für diefen Krieg trägt, den zu vermeiden er die Mittel 
in Händen hatte, dech den er gewollt hat. Unter welchen Verhältniffen bat er 
ben Krieg geluht? Nachdem Frankreich ihm jeit vier Jahren den Beweis einer 
beftändigen Mäßigung gegeben und fi) mit der vielleicht Üübertriebenen Gewiſſen⸗ 
baftigleit enthalten hatte, gegen ihn Verträge anzurufen, die felbft unter der Ver⸗ 
mittlung des Kaifers gefchloffen waren, doch deren willfürfiche Nichtbeachtung aus 
allen Schritten einer Regierung erhellt, die bereits in dem Augenblide, wo fie 
biefelben unterzeichnet, daran dachte, fich derſelben zu entichlagen. 

Europa ift Zeuge unjeres Verfahrens und es bat daffelbe mit dem Preußens 
während des Verlaufes Diejer Periode vergleichen können. So möge e8 ſich denn 
heute über bie Gerechtigkeit unferer Sache ausſprechen. Wie auch das Loos der 
Schlachten füllen mag, wir erwarten unbejorgt das Urtheil unferer Zeitgenoflen 
wie das der Nachwelt. 

Genehmigen Sie :c. gez. Gramont.“ 


Baris, 21. Iuli 1870. 


23. Juli. Offiziöje Notiz in preußiſchen Blättern gegenüber obiger 
Depeſche. 

„In Bezug auf einen telegraphiſchen Auszug einer angeblichen “Des 
pelhe des Herzogs von Gramont, wonach der Bundestanzler die Can⸗ 
idatur eines hobenzollernfchen Prinzen für den fpanifchen Thron für 
unausführbar erflärt und der Staatsſekretair v. Thile fein Wort gegeben, 
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daß ſolche nicht eriftire, find fowohl der Bundesfanzler als der 
Staatsfelretair in der Lage, amtlich und perjünlich zu erflären, daß 
zwiſchen einem von ihnen und dem Grafen Benedetti, jeitdem ihnen 
von dem an den Fürſten von Hohenzollern geriäteten Antrag 
awa8 befannt geworden, die fpanifhe Kandidatur des Prinzen 
niemal8 auch nur mit einer Silbe amtlich oder privatim be= 
ſprochen worden ift.“ | 


Frühere Anfrage wegen der Hohenzollernſchen Kandidatur. 


(In Folge ber vorftehenden Notiz vom 23. Juli veröffentlichte ber 

Herzog von Gramont einen Bericht Benedettis an den Margnis 

de Lavalette vom 31. März 1869 folgenden Inhalts:) 

„Ew. Ercellenz haben mich beauftragt, mich zu verfihern, ob die Kandidatur 

Ne Bringen von Hohenzollern auf den ſpaniſchen Thron einen eruften Cha⸗ 
ralter babe. Heute Morgen hatte ich Gelegenheit, Herr v. Thile zu fehen und 
fragte ihn, ob ben in jener Beziehung umlaufenden Berichten irgend eine Wich⸗ 
tigkeit beizulegen fei; und ich machte bemerklich, daß eine ſolche Eventualität Die 
franzöſiſche Regierung zu ſehr berühre, als daß ich nicht alsbald auf die Ge— 
fahren berjelben aufmerfjam machen follte. Herr v. Thile gab mir die fürm- 
lichſte Verſicherung, daß er zu keiner Zeit Keuntniß von irgend einem Anzeichen 
habt habe, welches an eine ſolche Eonjectur glauben laffen fünnte, und daß ber 
Denifche Sefandte in Wien bei feinem Beſuche in Berlin auch feine Anipielun 
darauf gemacht habe. Er glaubte, obwohl in meinen Xeußerungen kein Anlak 
dazu lag, fein Ehrenwort dafür einjegen zu müffen. — Er kam wiederholt auf 
ve Erflärung zurüd, daß von dem Prinzen von Hohenzollern für den Thron 

wm Spanien nicht die Rede ſei und fein könne.“ 


30. Zuli. Staatdjecretär v. Thile an Graf v. Bismarck. 


— — „Ich habe zu bemerken, daß von einer Abficht der fpanifchen 
Regierung, dem Prinzen von Hohenzollern die Spanijche Krone anzu⸗ 
tragen, mir die erjte Kunde gegen Mitte März 1870 zugelommen 
und daß feitdem diefe Angelegenheit zwifchen dem Grajen 
Benedetti und mir niemals berührt worden ift. Einer Beſprechung 
mt dem Grafen Benedetti über die gedachte Kandidatur aus früberer 
Zeit und namentlich au8 dem März 1869 entfinne ich mich nicht, kann 
aber nicht mit Beſtimmtheit behaupten, daß eine ſolche nicht ftattgefunden 
babe, da bei den zahlreichen Unterredungen, die ich täglich mit den aus⸗ 
wärtigen Bertretern zu führen habe, ein Gejpräch, deſſen Gegenftand damals 
im die Kategorie müßiger Gerüchte gehörte, nah 16 Monaten meinem 
Gedächtniß entſchwunden fein mag. Hat ein ſolches Geſpräch ftattgefunden, 
jo kann ſich daſſelbe meinerſeits nur auf das Bekenntniß meiner völligen 
Unkenntniß der fraglichen Thron-Kandidatur beſchränkt Haben, da letztere, wie 
bemerkt, mir erft ein Jahr nach der angeblichen Konverfation zu Ohren 

fommen ift. Daß ich der Verficherung meines Nichtwiffens einen befonders 
terlihen Ausdrud gegeben haben —* iſt mir unmahrfcheinlih, da 
Vak Betheuerungsweiſe nicht in meinen Gewohnheiten liegt. Schließlich 
darf ich daran erinnern, daß der Spanifche Gejandte in Wien, Herr Rancdg, 
während feines Befuches in Berlin im März 1869 fich in hiefigen Kreifen 
ebr warn und angelegentlich für die Thronfandidatur des Herzogs 
von Montpenfier ausgeſprochen hat. 
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Frankreichs frühere Anerbietungen an Preußen und Anträge 
wegen Kelgien. 


25. Juli. Notiz der „Times.“ 

Die „Zimes” veröffentlicht den Inhalt eines Tffenfiv- und Defenfiv- 
Traktates, den Frankreich, nad den Informationen der „Times“, während ber 
Luremburger Angelegenheit Preußen angetragen babe und fürzli abermals als 
Sriedenspreis heimlich habe autragen laſſen. Frankreich erklärt fih im Traktate 
mit dem Beitritt Süddeutſchlands zum Norddeutſchen Bunde einverftanden, wo⸗ 

egen Preußen ihm bie Erwerbung Luremburgs geftatte und eventuell ihm zur 
Eroberung Belgiens gegen jebwede Macht heiftebe. 

Wie die „Times“ binzufügt, habe Preußen beide Dale ein ſolches Allianz- 

Anerbieten einfach abgelehnt. 


Der Benedetti’fhe Bertragsentwurf. 


„St. Majeftät der König von Preußen und Se. Majeftät der Kaifer ber 
Franzoſen, es für nütlich haltend, die Freundſchaftsbande, welche fie verbinden, 
enger zu knüpfen und die glücklicherweiſe zwifchen den beiden Ländern beftebenben 
Beziehungen guter Nachbarfchaft zu befeftigen, andereifeits überzeugt, daß, um 
dieſes Die Aufrechthaltung Des Weltfriedend verbürgende Reſultat zu erreichen, es 
ihnen obliegt, fih über ragen zu verftändigen, welche ihre zufünftigen Be- 
ziehungen angeben, haben ſich entichloffen, zu dieſem Zmed einen Bertrag abzu⸗ 
ſchließen und in Folge deffen zu ihren Bevollmädtigten ernannt: — —, welde 
über folgende Artikel übereingelommen find: 

Art. I. Se. Majeftät der Kaifer der Franzojen läßt zu und erfennt an bie 
Erwerbungen, welche Preußen in Folge bes fetten Krieges, den e8 gegen Defter- 
reih und feine Verbündeten führte, gemacht hat, ebenfo wie die für Aufrichtung 
eined Bundes in Norddeutſchland getroffenen oder noch zu treffenden Einrich- 
tungen, indem er fi zu gleicher Zeit verpflichtet, der Erhaltung dieſes Werkes 
feine Unterftügung zu leihen. 

Art. II. Se. Majeftät der König von Preußen verſpricht, Frankreich bie 
Ermwerbung Turemburgs zu erleichtern: zu dieſem Zweck wirb die genannte Ma⸗ 
jeftät in Verhandlungen mit Sr. Majeftät dem König der Niederlande eintreten, 
um benjelben zu beftimmen, dem Kaifer der Franzoſen feine Souverainetätsrechte 
über dieſes Herzogthum abzutreten gegen eine Entſchädigung, die für hinreichend 
erachtet werden wird oder auf andere Weife. Um diefe Transaktion zu erleichtern, 
verpflichtet fich der Kaifer der Franzoſen jeinerfeits beiläufig, die peluniären Laſten 
auf ſich zu nehmen, die fie mit ſich bringen könnte. 

Art. Seine Majeſtät der Kaifer der Franzofen wird fich einer föde⸗ 
ralen Vereinigung des Norbbundes mit den Staaten Südbeutfchlands, Oefterreich 
ausgenommen, nicht widerfeßen, welche Bereinigang auf ein gemeinfames Par- 
Iament bafirt fein Tann, wobei aber in billigem af die Souverainetät be⸗ 
fagter Staaten geachtet bleibt. 

Art. IV. Seinerſeits wird Se. Majeftät der König von Preufen in dem 
Falle, daß Se. Majeftät ver Kaifer der Franzofen dur die Umftände bewogen 
werben follte, jeine Truppen in Belgien einrüden zu laffen, oder es zu erobern, 
Frankreich die Beihülfe feiner Waffen gewähren und ihm mit allen feinen Land⸗ 
und See» Streitfräften gegen und wider jede Macht beifteben, welche in dieſem 
Hall ihm den Krieg erflären follte. 

Art. V. Um die vollfländige Ausführung der vorftehenden Beſtimmungen 
zu ſichern, fließen Se. Majeftät ver König von Preußen und Se. Majeftät ver 
Kaifer der Franzoſen durch gegenwärtigen Vertrag eine Offenfiv- oder Defenfiv- 
Allianz, welche fie fich feierlich aufrecht zu erhalten verpflichten; — Ihre Ma- 
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jefäten machen fich Überdies und ausdrücklich anheiſchig, dieſelbe in allen Fällen 
zu beobachten, wo ihre reipeltiven Staaten, deren Integrität fie fich gegenfeitig 
verbürgen, von einem Angriff bedroht werben follten, indem fie ſich für gebunden 
balten, in einem berartigen Fall, ohne Zögern und ohne fi unter irgendwelchem 
Vorwand zu weigern, die militairifchen Vorkehrungen zu treffen, welche durch ihr 
gemeinfchaftfiches Interefie im Einklang mit den oben angegebenen Klaufeln und 
Borausjegungen geboten find.” 


25. Zuli. Zelegraphiiche Mittheilung ded Srafen von Bismarck 
an den Botichafter in London 


(in Folge der von dem englifhen Miniſter gemachten vorläufigen Yeußerungen 
über den Vertragsentwurf wegen Belgien). 

„Em. Excellenz wollen an Lord Granville, vorbehaltlich jchriftlicher 
Darlegung, Folgendes mittheilen. Das Aktenſtück, welches die „Times“ vers 
öffentlicht hat, enthält einen derverfchiedenen Borfchläge, welche ung 
feit Beginn des däniſchen Streites bis vor Kurzem durd amtliche 
und außeramtliche franzöjiiche Agenten gemadht worden find, 
um zwifchen Preußen und Frankreich ein Bündniß zum Zwed 
beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. Sch werde Em. ıc. 
noch den Text eines andern vom Yrühjahr 1866 fchiden, ebenfalld das 
Anerbieten einer Dffenfiv- nnd Defenfiv- Allianz enthaltend, vermöge 
welher Frankreich 300,000 Dann gegen Oeſterreich und ſechs bis acht 
Millionen Vergrößerung für Preußen verſprach, gegen Abtretung eines 
Landftriches zwifchen Rhein und Mofel. Die Unmöglichkeit für mich, auf 
dergleichen einzugehen, war gewiß Jedermann, nur nicht der franzöfifchen 
Diplomatie Har. Nachdem wir im Juni 1866 diefe und andere Bors 
fhläge abgelehnt, begann damals die franzöfifche Negierung, auf unfere 
Rederlage und deren Ausbeutung zu vechnen und dieſelbe diplomatifch 
verzubereiten.. Nach Eintritt der „patriotiichen Bellemmungen“ des Mis 
niſters Rouher rer Frankreich nicht aufgehört, uns durch Anerbietungen 
af Koften Deutſchlands und Belgiens in Berfuchung zu führen. Im 
Intereife des Friedens bewahrte ih das Geheimnig über 
diefe Zumuthungen und behandelte fie dilatorifh. Nah Störung 
der befcheidenen luxemburgiſchen Beftrebungen Frankreichs durch befannte 
Öffentliche Vorgänge, wiederholten fich die erweiterten Vorſchläge, welche 
Belgien und Süddeutſchland umfaßten. In diefe Zeit 1867 fällt die Mit- 
Heilung des Benedettifchen Manuſkripts. Daß der franzöfifche Bot⸗ 
Ihafter ohne Genehmigung feines Souverains eigenhändig diefen Entwurf 
formulirt und mit mir darüber wiederholt verhandelt habe, ift unwahr⸗ 
ſcheinlich. Die verfchiedenen Phaſen franzöfifcher Verſtimmung und Kriegs» 
uf, welde wir von 1866 bis zur belgischen Eifenbahnfrage durchgemacht 
den coincidirten mit der Neigung oder Abneigung, welche die franzö- 

hen Agenten bei mir für diefe Verhandlung zu finden glaubten. 

Die ſchließliche Ueberzeugung, daß mit und feine Örenzermeiterung 
Frankreichs zu erreichen fer, wird den Entjchluß gereift haben, eine ſolche 
pegen uns zu erlämpfen. Ich habe fogar Grund zu glauben, daß, wenn 
Nele Veröffentlihung unterblieben wäre, nad) Vollendung der franzöflfchen 

unferer Rüftungen und von Frankreich das Anerbieten gemacht fein 
würde, an der Spige beider gerüfteter Heere dem unbewaffneten Europa 
gegenüber gemeinfam da8 Benedettifche Programm durchzuführen, d. b. 
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auf Koften Belgiens Frieden g fliegen. Der in unferer Hand befind- 
liche Entwurf, welden Lord A. Loftus gejehen hat, ift von Anfang bis 
zu Ende, einſchließlich der Correcturen, von der dem englischen Botjchafter 
befannten Hand des Grafen Benedetti geiöprieben. 

Wenn das kaiſerlich franzöfiihe Cabinet Beftrebungen, für melde 
es feit 1864, zwiſchen Befprehungen und Forderungen mwechfelnd, ohne 
Unterbredhung bemüht geweſen ift, uns zu gewinnen, heute ableugnet, fo 
ift das Angelichts der politifchen Situation erklärlich.“ 


Der Benedetti'ſche Entwurf und die Politik Frankreichs. 


29. Zuli. Rundjchreiben des Grafen von Bismarck') an die 
diplomatiſchen Bertreter des Norddeutihen Bundes. 


„Der von Lord Granpille und Mr. Gladftone im Parlamente 
ausgejprochenen Erwartung, daß über den Vertrags» Entwurf des Grafen 
Benedetti von den beiden betheiligten Mächten nähere Mittheilungen 
erfolgen würden, bin ich vorläufig durch einen an den Grafen Bern- 
ftorff gerichteten telegraphiichen Erlaß vom 27. d. M. nachgekommen. 
Die telegraphifche Form geftattete nur eine kurze Dortelung, welche ich 
nunmehr auf jchriftlihem Wege vervollftändige. — Das von der „Times“ 
veröffentlichte Schriftftüd enthält Teinesmegs den einzigen Vorſchlag, der 
uns in diefem Sinne von franzöfifcher Seite gemacht worden ift. Schon 
vor dem dänijchen Kriege ift durch amtliche und außeramtliche franzöfiiche 
Agenten mir gegenüber verfucht worden, zwiſchen Preußen und Frankreich 
ein Bündniß zum Zweck beiderfeitiger Vergrößerung herbeizuführen. — 
Ich habe faum nöthig, Em. . . . darauf aufmerkfam zu machen, daß der 
Glaube der franzöfiichen Regierung an die Möglichkeit einer derartigen 
Transaktion mit einem deutjchen Miniſter, deffen Stellung durd feine 
Uebereinftimmung mit dem deutjchen Nationalgefühl bedingt ift, feine Er- 
Härung nur in der Unbekanntſchaft der franzöfiihen Staatömänner mit 
den Örundbedingungen der Eriftenz anderer Völker findet. Wenn die 
Agenten des Pariſer Cabinets für die Beobachtung deutjcher Verhältnifie 
befähigt gemwejen wären, fo hätte man fich in Paris der Illuſion, daß 
Preußen fih darauf einlaffen fünnte, die deutfchen Angelegenheiten mit 
Hülfe Frankreichs ordnen zu wollen, niemals hingegeben. Em... . find 
freilih von der Unbekanntfchaft der Franzofen mit Deutichland ebenfo 
unterrichtet wie ih. — Die Beftrebungen de3 franzöjifhen Gou— 
vernements, feine begehrlichen Abfichten auf Belgien und die 
Rheingrenze mit preußifhem Beiftande durchzuführen, jind 
ihan vor 1862, alfo vor meiner Uebernahme des Auswär— 
tigen Amtes an mich herangetreten. Ich kann e8 nicht als meine 
Aufgabe anjehen, folche Mittheilungen, die rein perjönlicher Natur waren, 
in das Gebiet der internationalen Verhandlungen zu übertragen, und 
glaube die interefianten Beiträge, welche ih auf Grund von Privatges 


*) Das Runbichreiben, welches bereits im Bante I im Abfchnitte „Frank⸗ 
reichs Kompenſationspolitik“ (S. 550 ff.) abgediudt ift, wird bier megen des 
Zuſammenhanges mit der weiteren Eorrespondenz wieberhoft. 
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fprähen und Brivatbriefen zur Beleuchtung dieſer —— geben 
önnte, zurüdbalten zu ſollen. Durch äußerliche Einwirkung auf die euro⸗ 
päiihe Politit machten fich die erwähnten Tendenzen der franzöfiichen 
Regierung zunächſt in der Haltung erkennbar, welche Frantreih ın dem 
deutſch-däniſchen Streite zu unfern Gunften beobachtet hat. Die 
darauf folgende Ger ftimung Frankreichs gegen und über den Vertrag 
von Gaftein hing mit der Beſorgniß zujfammen, daß eine dauernde Bes 

tung des preußijch = Öfterreichifchen Sundniffee das Parifer Cabinet um 
die te diejer feiner Haltung bringen könnte. — Frankreich hatte 
ſchhon 1865 auf den Ausbrud des Kriege® zwiſchen uns und 
Defterreich gerechnet, und näherte fi ung bereitwillig wieder, fobald 
unjere Beziehungen zu Wien fi) zu trüben begannen. — Bor Aus» 
bruch des öſterreichiſchen Krieges 1866 find mir theils durch Ver- 
wandte Sr. Majeftät des Kaiſers der Franzoſen, theils durch vertraufiche 
Agenten Borfchläge gemacht worden, welche jederzeit dahin gingen, Kleinere 
oder größere Transaktionen zum Behuf beiderjeitiger Vergrößerung zu 
Etande zu bringen; e8 handelte ſich bald um Xuremburg, oder um bie 
Grenze von 1814 mit Landau und Saarlouis, bald um größere Objekte, 
von denen die franzöfiiche Schweiz und die Yrage, wo die Spracdhgrenze 
in Piemont zu ziehen jet, nicht außgefchloffen blieben. — Im Mai 1866 
nahmen diefe Zumuthungen die Seftalt bes Vorſchlages eines Offen» 
ſiv⸗ und Defenfiv-Bündnifjes an, von deſſen Grundzügen folgender 
Auszug in meinen Händen blieb: 


1) En cas de congrös poursuivre d’accord la cession de la V6- 
stie & 1’Italie et l’annexion des duchés à la Prusse. 


2) Si le congrös n’aboutit pas, alliance offensive et defensive. 


3) Le Roi de Prusse commencera les hostilit6s dans les 10 jours 
apres la separation du congrès. 


4) Si le congrös ne se r6unit pas, la Prusse attaquera dans 
30 jours après la signature du prösent traite. 


5) L’Empereur des Francais declarera la guerre à l’Autriche, dès 
que les hostilites seront commencdes entre l’Autriche et la Prusse (en 
30 jours 300,000). 

6) On ne fera pas de paix söparde avec l’Autriche. 


7) La paix se fera sous les conditions suivantes: La Vöndtie & 
ITtalie. A la Prusse les territoires allemands ci-dessous (7 & 8 mil- 
lions d’Ames au choix) plus la röforme fed6rale dans le sens prussien. 
— Pour la France le territoire entre Moselle et Rhin sans Coblence 
ni Mayence: comprenant: 500,000 ämes de Prusse, la Bavitre rive 
gauche du Rhin; Birkenfeld, Homburg, Darmstadt 213,000 ämes. 

8) Convention militaire et maritime entre la France et la Prusse 
des la signature. 

9) Adhösion du Roi d’Italie. 


Die Stärke des Heeres, mit welchem der Kaifer nad) Art. 5 uns 
beifteben wollte, wurde in fchriftliden Erläuterungen auf 300,000 Mann 
angegeben; die Seelenzahl der Bergrößerungen, welche Frankreich erftrebte, 
nad franzöfifchen, mit der Wirklichkeit nicht übereinſtimmenden Berech⸗ 
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nungen, auf 1,800,000 Seelen. — Ein Jeder, welcher mit der intimeren 
diplomatifchen und militairiſchen Gefchichte des Jahres 1866 vertraut tft, 
wird duch diefe Clauſeln die Politik hindurchſchimmern fehen, welche 
Frankreich gleichzeitig gegenüber Italien, mit dem e8 ebenfalls verhandelte, 
und fpäter gegenüber Preußen und Italien befolgte. Nachdem wir im 
Juni 1866 ungeachtet mehrfacher, faft drohender Mahnungen zur Annahme 
obiges Allianzprojeft abgelehnt hatten, rechnete die franzöfiiche Regierung 
nur noch auf den Sieg Defterreichg über uns und auf unjere Ausbeutung 
für franzöſiſchen Beiſtand nach unferer eventuellen Niederlage, mit deren 
diplomatıjcher Anbahnung die franzöfifche Politik fi) nunmehr nach Kräften 
beichäftigte.e — Daß der in dem vorjtehenden Allianz» Entwurf gedachte 
und jpäter noch einmal vorgefchlagene Kongreß die Wirkung gehabt haben 
würde, unfer nur auf drei Monate gefchloffenes Bündniß mit Italien 
ungenußt zum Ablauf zu bringen, und wie Frankreich durch die weiteren 
Euftozza betreffenden erabredungen bemüht war, unjere Yage zu benach⸗ 
theiligen, und wo möglich unjere Niederlage herbeizuführen, ift Em... .. 
befannt. Die „patriotiichen Bellemmungen“ des Miniſters Rouher liefern 
einen Commentar über den weiteren Berlauf. 

Bon der Zeit an bat Frankfreih nicht aufgehört, uns 
durch Anerbietungen auf Koften Deutſchlands und Belgiens 
in Berfuhung zu führen. Die Unmöglichkeit, auf irgend weldje Ans 
erbietungen der Art einzugehen, war für mich niemald zweifelhaft; wohl 
aber hielt ich es im —* des Friedens für nützlich, den frans 

öſiſchen Staatsmännern die ihnen eigenthümlichen Illu— 

2** ſo lange zu belaſſen, daß dieſes, ohne ihnen irgend— 
welche auch nur mündliche Zuſage zu machen, möglich ſein 
würde. Ich vermuthete, daß die Vernichtung jeder Franzöftftpen Hoff. 
nung den Frieden, den zu erhalten Deutjchlands und Europas Intereſſe 
war, gefährden würde. 

Ich mar nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad) Kräften borgubeugen, weil 
er doch unvermeidlich fei. So fiher durchſchaut Niemand die 
Abſichten göttliher Vorſehung bezüglich der Zukunft, und 
ih betrachte auch einen fiegreihen Krieg an jih immer als 
ein Uebel, welches die Staatskunſt den Völkern zu erijparen 
bemüht jein muß. Ich durfte nicht ohne die Möglichkeit rechnen, daß 
in Frankreichs Verfaſſung und Politik Veränderungen eintreten könnten, 
welche beide große Nachbarvölfer über die Nothmendigfeit eines Krieges 
Dinmeggeftihr! hätten — eine Hoffnung, melder jeder Auffehub des 

ruches zu Gute kam. Aus diefem Grunde fehmwieg ich Über die gemachten 
Zumuthungen und verhandelte dilatorijch über diefelben, ohne 
meinerjeits jemals audh nur ein Berfprehen zu madhen. Nach⸗ 
dem die Verhandlung mit Se. Diajeftät Dem Könige der Niederlande über 
den Ankauf von Yuremburg in befannter Weiſe gefcheitert war, wieders 
galten fi) mir gegenüber die erweiterten Vorſchläge Frankreichs, welche 
elgien und Süddeutſchland umfaßten. 

In diefe Conjunftur fällt die Mittheilung des Benedettt’ichen Ma—⸗ 
nuſcripts. Daß der franzöfifche Botſchafter ohne Genehmigung feines 
Souveraind mit eigener Hand diefe Borfchläge formulirt, fie mir über⸗ 
reiht uud mit mir wiederholt und unter Modifizirung von Xertftellen, 
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die ich monirte, verhandelt haben follte, ift ebenjo unmwahrjcheinlich, wie 
bei einer andern Gelegenheit die Behauptung war, daß der Kaifer Na- 
oleon der Forderung der Abtretung von Mainz nicht beigeftimmt 
habe welde mir im Auguft 1866 unter Androhung des Krieges 
im Falle der Weigerung durch den faiferliden Botſchafter 
amtlich geftellt wurde. Die verfchiedenen Phaſen franzöfifcher Ver⸗ 
kimmung und Kriegesluft, melde wir von 1866— 1869 durchgemacht 
haben, coincidirten ziemlich genau mit der Neigung oder Abneigung, welche 
N rangöfiichen Agenten bei mir für Berhandlung der Art zu finden 
te 


n. 

Zur Zeit der Vorbereitung der belgiſchen Eiſenbahnhändel im März 
1868 wurde mir von einer hochſtehenden Perſon, welche den früheren 
Unterhandlungen nicht fremd war, mit Bezugnahme auf letztere angedeutet, 
daß für den Fat einer franzöfiihen Decupation Belgiens „nous trouve- 
rions bien notre Belgique ailleurs.*“ ©leicherweife wurde mir bei frü- 

ven Gelegenheiten zu erwägen gegeben, daß Sranfreich bei einer 
öjung der orientalifhen Frage feine Betheiligung nit 
im fernen Oſten, fondern nur unmittelbar an feiner Örenze 
juden könne. — 

Ich habe den Eindrud, dag nur die definitive Ueberzeugung, es jet 
mit und feine Grenz» Erweiterung Frankreichs zu erreichen, den Kaijer 

dem Entjchluffe geführt hat, eine folche gegen und zu erftreben. ch 
babe ſogar Grund zu glauben, daß, wenn die fragliche Veröffentlichung 
unterblieben wäre, nach Vollendung der franzöfiichen und unferer Rüftungen 
md von Frankreich das Anerbieten gemacht fein würde, gemeinfam an der 
Spige einer Million gerüfteter Streiter dem bisher unbewaffneten Europa 
Kenüber die und früher gemachten Vorſchläge durchzuführen, d. h. vor 
oder nach der erſten Schladt Frieden zu fchließen, auf Grund der Bene⸗ 
detti jſchen Vorſchläge, auf Koften Belgiens. 

Ueber den Text diejer Vorſchläge bemerkte ich no, daß der in 
unferen Händen befindlihe Entwurf von Anfang bis zu Ende 
von der Hand des Grafen Benedetti und auf dem Papier des 
Kaiferlich franzöfifhen Botſchafter gefchrieben ift, und daß die 
{efigen Botjchafter refpective Gejandten von Defterreih, Großbritannien, 

Bland, Baden, Bayern, Belgien, Hefien, Italien, Sachſen, der Türkei, 
Birttemberg, welche das Original gejehen, die Handfchrift erfannt haben. 
Ju dem Art. I. bat Graf Benedetti gleich bei der erften Vorlefung auf 
den Schlußpaſſus verzichtet und ihn eingeflammert, nachdem ich ihm bemerft 
hatte, daß derjelbe eine Einmifchung Frankreichs in die innern Angelegen- 
beiten Deutſchlands vorausfegte, die ich auch im geheimen Aktenftüden 
mät einräumen könnte. Aus eigenem Antriebe hat er eine weniger be= 
deutende Correktur des Art. II. in meiner Gegenwart am Rande vorge: 
nommen. Lord Aug. Loftus habe ih am 24: c. von der Eriftenz des 
fraglichen Aktenſtückes mündlich unterrichtet, und auf feine Zweifel ihn zu 
Perfönlicher Einficht deffelben eingeladen. Er hat am 27. d. M. von dent- 
ſelben Kenntniß genommen und ſich dabei überzeugt, daß es von der 

andſchrift feines früheren franzöfifchen Collegen if. Wenn das kaiſerliche 
binet Beftrebungen, für melde es feit 1864 zwiſchen Verſprechungen 
md Drohungen wechlelnd, ohne Unterbredhung bemüht gewejen ift, uns 
u gewinnen, heute ableugnet, fo ift das Angeſichts der politiichen 
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Situation leicht erklärlich. — Em... . wollen gefälligft diefen Erlaß dem 
Herrn ... vorlefen und in Abfchrift behändigen.*)“ 


v. Bismard. 


29. Zu. Schreiben des Grafen von Benedetti an ben Herzog 
von Gramont. 


„Herr Herzog! So ungerecht auch die Beurtheilung war, deren Begenftanb 
ich perſönlich geweſen bin, al8 man in Frankreich erfuhr, der. Prinz von Hohen⸗ 
zollern babe Die Krone Spaniens angenommen, fo babe ich e8 nicht für paſſend 

ebalten, mich darüber auszujprechen. Wie es mir meine Pflicht gebot, habe ich 
x Regierung bes Kaijerd die Sorge überlafien, fie zu berichtigen. 

Ih Tann nicht daffelbe Stillfehweigen bewahren dem Gebrauche gegenüber, 
den der Graf v. Bismard von einem Documente gemacht hat, dem er einen 
Werth zu geben juchte, den es niemals gehabt hat, und ich erſuche Em. Ercellenz, 
die Thatfahen in ihrer ganzen Genauigkeit barlegen zu bürfen. 

Es ift allgemein belfannt, daß Graf v. Bismard uns vor und wäh- 
rend des letten Krieges angeboten bat, dazu beizutragen, Belgien 
mit Frankreich zu vereinigen als Erjak für die Beftrebungen, nad 
denen er firebte und die er für Preußen erhalten bat. Ich Könnte mid 
in biefer Beziehung auf das Zeugniß der ganzen europäiichen Diplomatie be- 
zufen, der nichts unbelannt geblieben if. Die Regierung bes Kaifers hat fort 
während dieje Eröffnungen abgelehnt und einer Ihrer Vorgänger Herr Drouyn 


*) Unter den nad) Ausrufung ber Republik vorgefundenen geheimen Papieren 
ber franzöfiihen Kaijerfamilie fand fih ein Altenftüd, welches das „Journal 
officiel de la Republique Francaise“ aus der amtlich veranftalteten Sammlung 
mit folgenden einleitenden Worten mittbeilt: Parmi les lettres et projets 
dietes par Napol&on & son chef de cabinet, figure la note qu’on va lire. 
Elle met en lumiöre les desseins et les proced6s de la politique im- 

eriale, 

p „(Sans date.) — Si la France se place hardiment sur le terrain des 
nationalites, il importe d’etablir, dös à present, qu’il n’existe pas une 
nationalit6E belge, et de fixer ce point essentiel avec la France. Le 
cabinet de Berlin, d’autre part, dispose à entrer avec la France dans 
les arrangements qu’il peut convenir & la France de prendre avec lui, 
il y aurait lieu de negocier un acte secret qui engagerait les deux 
parties. — Sans pretendre que cet acte füt une garantie parfaitement 
süre, il aurait le double avantage de compromettre la Prusse et d’etre 
pour elle un gage de la sinc£rite de la politique ou des intentions de 
l’empereur. Il convient de ne pas se dissimuler, quand on connait le 
caractöre du roi de Prusse et celui de son premier ministre, que les 
derniers incidents diplomatiques, comme les dispositions actuelles du 
sentiment public en France, ont dü les raffermir dans la conviction 
que nous n'avons pas renonce & revendiquer la frontiöre du Rhin. — 
Pour ötre certain de trouver une confiance qui est necessaire au maintien 
d’une entente intime, nous devons nous employer & dissiper les appr&hen- 
sions qu’y a tonjours entretenues cette 6ventualit€, apprehensions qui 
ont été reveill6es par nos derniöres communications. Ce resultat ne peut 
Etre obtenu par des paroles, il faut un acte, et celui qui consisterait 
a regler le sort ulterieur de la Belgique de concert avec la Prusse, 
en prouvant & Berlin que l’empereur cherche decid&ment ailleurs que 
sur le Rhin l’extension necessaire à la France depuis les &vönements 
dont l’Allemagne vient d’ötre le theätre, nous vaudra du moins une 
certitude relative que le gouvernement prussien ne mettra pas obstacle 
à notre agrandissement dans le Nord.“ 
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be Lhuys, iſt im Stande, in dieſer Beziehung Erfärungen zu geben, welche 
keine Zweifel obwalten laffen würden. Im Augenblide des Abfchluffes des Prager 
Friedens und Angefichts der Aufregung, welhe in Frankreich die Annerion 
Hannovers, Kurheſſens und der Stadt Frankfurt an Preußen bervorrief, bezeigte 
Her v0. Bismard von Neuem den lebhafteften Wunſch, das durch feine Acqui⸗ 
ſitionen geflörte Gleichgewicht wieder herzuftellen. Verſchiedene Kombinationen, 
welche die Integrität der Frankreich und Deutichland benachbarten Staaten rejpel- 
inten, wurben vorgebracht, fie wurben ein Gegenftand mehrerer Unterredungen, 
in welhen Herr v. Bismard immer banad) trachtete, feine perfünlichen Ideen 
zur Geltung zu bringen. 

Bei einer dieſer Unterredungen und um mir eine genaue 
Rehenihaft feiner Combinationen zu geben, ging ih darauf ein, fie 
fo zu jagen unter feinem Diktat aufzuzeihnen. Die Form nicht minder 
als der Inbat zeigt deutlich), daß ich mich darauf beſchränkt habe, ein von ihm 
ausgebadhtes und entwideltes Projekt wiederzugeben. 

Herr v. Bismard behielt diefe Abfaffung, weil er fie dem Könige unter- 
breiten wollte. Meinerjeits legte ich der Faiferlihen Regierung im Wejentlichen 
Rebenihaft ab von den Mittheifungen. die mir gemacht worden waren. Der 
kaiſer wies fie zuräd, fobald fie zu feiner Kenntniß gelangten. 

Ih muß fagen, daß der König von Preußen jelbft die Grundlage berfelben 
ziht fchien annehmen zu wollen, und jeit jener Zeit, d. b. während ver letten 
bier Jahre, babe ich durchaus feinen neuen Ideen» Austaufh mit Herrn von 
Bismard über diefen Gegenſtand gepflogen. 

Wäre die Initiative eines berartigen Vertrages von der Regierung bes 
Leiſers ergriffen mworben, fo wäre ber Entwurf vom Minifterium aufgejegt 
worden und ich hätte nicht eine von meiner Hand gejchriebene Copie vorzubringen 

bt; übrigens wäre er auch anders abgefaßt worden und hätte zu Verhand⸗ 

en Anlah gegeben, welche gleichzeitig in Paris und in Berlin verfolgt worden 
wären. In dieſem Falle hätte fih Herr v. Bismard nit damit begnügt, ben 
Bertlaut defjelben in indirekter Weife der Publizität zu übergeben, bejonders im 
Ingenblid, wo Em. Ercellenz in Depeihen, bie in's offizielle Journal aufge 
Kommen wurben, andere Irrthlimer berichtigten, die man gleichfalls in Umlauf 
ju ſezen fuchte. Aber um den Zwed zu erreichen, ben er fich vorgeftedt hatte, 
ben, die öffentliche Meinung irre zu leiten und ben Inbiscretionen, Die wir ſelbſt 
uns hätten erlauben können, zuvor zu kommen, bat er fich Diefes Ausweges be- 
dient, der ihn davon befreite, genau anzugeben, in welchem Augenblid, unter 
welden Umftänden und auf welche Weiſe dieſes Document gejchrieben worben 
war. Er bat ſich augenſcheinlich damit gefehmeichelt, Dank dieſen Weglafjungen, 
Eonjecturen zu unterftellen, welche, indem fie feine perjönliche Verantwortlichkeit 
eutlafteten, Diejenige ber Regierung des Kaijers compromittiren würden. Ein 
derartiges Verfahren bedarf feiner Dualification; es genügt, auf baffelbe binzu- 
weiien, indem man e8 bem europäiſchen Publitum zur Würdigung vorlegt.“ 


3. Auguf. Rundfhreiben des Herzogs von Gramont. 


„Mein Her .... Wir kennen beute bie weitere Ausführung des von 
dem Herrn Grafen Bismard an den Geſandten Preußens in London gerichteten 
Telegramms, um England bie angeblichen ®eheimniffe mitzutheilen, in beren 
Beiig zu fein ber Bundeskanzler angiebt. Seine Depeiche fügt keine wejentliche 
Thatjache zu denen, welche er fchon vorgebradht hatte. Wir finden darin nur 
einige Unwahrfcheinlichleiten mehr. Die öffentlihde Meinung bat bereits Behaup- 

en ihr Recht wiberfahren laffen, welche eine Autorität gewinnen durch bie 
Kähnbeit, womit man fie wieberbolt, und wir betrachten als enbgiltig feftgeftellt, 
trotz alles Leugnens, daß der Kaiſer Napoleon niemals an Preußen einen Ber- 
trag vorgefchlagen bat zum Zwecke, von Belgien Befig zu ergreifen. Dieje Idee 
gebört dem Herrn v. Bismard an, fie war eines'der Hilfsmittel der Politik ohne 
Serupel, welche, wie wir hoffen, ihrem Ende nahe ifl. 


Fırf Bismard. IL 6 
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Ih würde mid alfo enthalten, auf Behauptungen zurückzukommen, deren 
Falſchheit heute feftfteht, wenn ber Verfaffer der preußiſchen Depeſche, mit einem 
Mangel an Takt, dem ich zum erften Male in folhem Grabe in einem biploma- 
tiſchen Documente begegne, nicht Verwandte des Kaifers citirt hätte als Träger 
von Compromittirenden Botſchaften und Confidenzen. Mit welhem Wibermillen 
ih mich auch genöthigt fehe, um dem preußiichen Kanzler zu folgen, einen meinen 
Gewohnheiten jo entgegengelegten Weg einzufchlagen, fo überwinbe ich dieſes 
Gefühl, weil e8 meine Pflicht ift, die perfiven Andeutungen zurückzuweiſen, welche 
gegen Mitglieder der Taiferlihen Familie gerichtet, augenſcheinlich den Kaifer ſelbſt 
zu treffen juchen. 

In Berlin war e8, wo Herr v. Bismard, die Initiative der 
Ideen ergreifend, deren erfte EConception er uns heute zufhreiben 
will, in den folgenden Worten den franzdfifhen Prinzen anjprad, 
welchen er heute mit Verachtung aller Eonvenienzen in feine Polemik bineinzieht. 

„Sie ſuchen,“ fagte er ihm, „eine unmögliche Sade; Sie wollen bie 
Rheinprovinzen nehmen, die deutfh find Warum wollen Sie fid 
nicht lieber Belgien aneignen, wo ein Volk eriftirt, welches denjelben Ur⸗ 
ſprung, dieſelbe Religion bat, und diefelbe Sprache ſpricht? Ich habe das fchon 
ben Kaifer fagen laffen; wenn er auf meine Anfichten einginge, jo würden wir 
ihm belfen, Belgien zu nehmen. Was mid) betrifft, wenn ich Herr wäre und 
nicht durch den Willen des Königs gehindert würbe, jo wäre das ſchon gethan.“ 

Diefe Worte des preußiihen Kanzlers wurden fo zu fagen wörtlih am 
franzdfifhen Hofe mwiererbolt durch ten Grafen v. d. Goltz. Dieſer Geſandte 
machte jo wenig Geheimniß baraus, daß bie Zahl der Zeugen, welde fie gehört 
haben, beträchtlich ift. 

Ich füge noch hinzu, daß zur Zeit der Weltausftellung die Eröffnungen 
Preußens mehr als einer hoben Perfon befannt wurben, welche bavon genaue 
Notiz nahmen und fich derſelben noch erinnern. Es war diejes außerdem bei dem 
Herrn Grafen Bismard fein vorübergehender Einfall, ſondern ein wohl über. 
legtes Projekt, an welches fich feine ehrgeizigen Pläne anfnüpften, und er verfolgte 
die Ausführung davon mit einer Ausdauer, welde feine häufigen Ausflüge nad) 
Frankreich, ſowohl nah Biarig als nach anderen Orten, hinreichend bemeifen. 
Er fcheiterte an dem unerjchütterlihden Willen des Kaifers, der ſich immer weis 
gerte, an einer Politik fih zu betheiligen, die feiner Loyalität unwürdig wäre. 

Ich verlaffe jetzt diefen Gegenftand, ben ich zum lebten Male berührt babe, 
mit ber feften Abficht, nicht mehr auf ihn zurückzukommen, und ich gelange zu 
einem wirklich neuen Punkte der Depeiche des Herren v. Bismard: „Ich habe 
Grund, zu glauben,” fagt er, „daß, wenn der Vertrag nicht veröffentlicht worden 
wäre, Frankreich uns nah der Vollendung unferer beiberfeitigen Rüftungen das 
Anerbieten gemacht haben würde, die Vorfchläge, welche e8 uns früher gemacht 
hatte, auszuführen, wenn wir uns zufammen an der Spike einer Million wohl⸗ 
bewaffneter Soldaten im Angeſicht des unbewaffneten Europa befänden, d. b. vor 
oder nah der erften Schlacht auf Grund der Borfchläge des Herrn Benedetti 
auf Koften Belgiens Frieden zu ſchließen.“ 

Es würde fih für die Regierung des Kaifers nicht ziemen, eine foldhe Ver⸗ 
fiherung zu ertragen. Im Angefichte Europas fordern die Minifter Sr. Majeftät 
den Herrn v. Bismard auf, irgend eine Thatſache beizubringen, welche voraus» 
jegen läßt, daß fie direkt oder indirekt auf offiziellen Wege oder durch Vermittelung 
geheimer Agenten die Abficht gezeigt haben, ſich mit Preußen zu vereinigen, um 
mit ihm gegen Belgien das Attentat zu verüben, welches gegen Hannover voll« 
zogen wurde. Wir haben mit Herru v.Bismard keine Unterhandlungen eröffnet, 
weder über Belgien, noch Über irgend einen anbern Gegenftand. 

Weit entfernt, den Krieg zu fuchen, wie man uns anklagt, haben wir Lord 
Clarendon gebeten, beim preußifchen Minifter zu interveniren, um eine wechfel- 
feitige Entwaffnung bervorzurufen, welche wichtige Miffion Lord Cla rendon 
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aus Freunbfchaft für Frankreich und aus Hingebung an bie Ideen bes Krieges 
vertranlih zu übernehmen feinen Anſtand nahm. 

Hier folgen die Worte, mit denen Graf Daru in einem Briefe vom 1. Fe- 
bruar die Abfichten der Regierung dem Marquis von Lavalette, unferem Ge⸗ 
ſandten in London erklärte. 

„Ih würbe mich ficherlich nicht in diefe Angelegenheit miſchen, noch auch 
eine Einmifhung Englands verlangen, wenn es fi einfach nur um einen banalen 
and rein formellen Schritt handelte, der nur den Zwed hätte, Herrn v. Bismard 
eine Gelegenheit zum erneuten Ausdrud feiner Weigerung zu geben. Es handelt 
fh um einen feften, ernften, pofitiven Schritt. Der erſte Staatsfecretair jcheint 
vorauszufeben, daß Herr v. Bismard eine erfte Erregung von Unzufriedenheit 
und Unmuth verfpüren wird. Das ift möglich, aber nicht fiher. In dieſer Vor⸗ 
ausficht ift es vielleicht gut, das Terrain vorzubereiten, fo daß eine negative 
Antwort gleich von Anfang an vermieden wird. Ich bin überzeugt, daß bie 
Ueferfegung und die Zeit den Kanzler dahin bringen werben, den Schritt Eng- 
lands in ernfte Betrachtung zu ziehen; wenn er nicht vom erften Tage ab jede 
Eröffnung zurüdgeiwiefen bat, wird Preußens und Deutſchlands Intereffe fich 
ſehr Bald laut geltend maden, um fein Wiberftreben zu befänftigen. Er wird 
mt die Meinung feines ganzen Landes gegen fi) aufwiegeln wollen. Wie 
würde in der That feine Lage fein, wenn wir ihm den einzigen Borwand 
eren, hinter dem er ſich verſchanzen kann, nämlich die Bewaffnung Frank⸗ 


Doch Graf Bismard antwortete darauf, er könne es nicht über ſich ge- 
Binnen, dem Könige die Mittheilungen der britifhen Regierung vorzulegen, und 
er jei über bie I jeines Souverains hinreichend unterrichtet, um den Ein« 
brud auf ihn vorherſehen zu Finnen. Der König Wilhelm, fagte er, würde in 
dem Schritte des Londoner Cabinets ficherlich den Beweis einer Aenderung in 
den Gefinnungen Englands gegen Preußen erbliden. Schließlich faßte der Bundes⸗ 
nler jeine Erflärung dahin zufammen: „Es fei für Preußen unmöglich, 
ein militairifhes Syftem zu mobdifiziren, welches fo tief mit den 
Ireditionen des Landes verwachſen fei, eine der Grundlagen feiner 
Genfitution bilde und ganz normal fei.“ 

Graf Daru ließ ſich Durch dieſe erfte Antwort nicht abfchreden. Am 13. Febr. 
ſchrieb er an Herrn v. Lavalette: „Ich boffe, daß Lord Elarendon fih nicht 
für geichlagen halten und den Muth nicht verlieren wird. Wir werden ihm 
nächftens Gelegenheit geben, auf die Angelegenheit zurüdzulommen, wenn es ihm 
paſſend ſcheint, und die unterbrochene Converfation mit vem Bundeskanzler wieder 
aufzunehmen. Unjere Abficht ift, in der That, unſer Kontingent zu vermindern; 
wir würden es "bedeutend vermindert haben, wenn wir eine günftige Antwort vom 
Kanzler des Norbdeutihen Bundes erlangt hätten; wir werben e8 weniger ver- 
mindern, weil die Antwort negativ iſt, aber wir werben e8 vermindern, bie Re- 
buction wird, wie ich hoffe, 10,000 Mann betragen; dieſe Zahl werde ich vor- 
Khlagen. Wir werden auf dieſe Weife durch Handlungen, bie immer mehr als 
Vorte gelten, unjere Abfichten, unfere Politik beftätigen. Neun Contingente, jedes 
mu 10,000 Mann vermindert, ni eine Gefammtverminderung von 90,000 Mann. 
Das ift ſchon etwas, es ift ein Zehntel der beftehenben Armee, ich bebaure, nicht 
mehr thun zu können. Das Geſetz über das Contingent wird nächſtens vorgelegt 
werden. Lorb Clarendon wird dann beurtheilen, ob e8 an der Zeit ifl, Herrn 
v. Bismard vorzuftellen, daß die preußifche Regierung allein in Europa ber 
Sriedensliebe keine Conzeſſionen macht und daß fie ſich fomit in eine bebenkliche 
Stellung bringt inmitten der europäiſchen Gefellichaft, weil fie aller Welt gegen 
ſich Waffen leiht und auch den Bevölkerungen, die erbrüdt werben von den Mi- 
Ktairlaften, die fie ihnen auferlegt. 

Lebhaft gedrängt, hielt Graf Bismard es für nöthig, Lord Clarendon 
einige neue Erklärungen zu geben. Diefe Erklärungen, wie wir fie Durch einen 
Brief des Herrn v. Yavalette, datirt vom 23. Februar, lennen, waren voller 
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Reticenzen. Der Kanzler des preußiichen Bunbes war auf feinen erften Entſchluß 
zurüdgelommen unb hatte fi mit dem König Wilhelm über den von England 
empfohlenen Vorſchlag unterhalten; aber Se. Majeftät hatte ihn abgelehnt. Zur 
Stüte diefer Abweiſung z0g der Kanzler bie Furcht vor einem eventuellen Bünd⸗ 
niffe Defterreihe mit Süddeutſchland an und die Neigung zur Vergrößerung, 
welche Frankreich haben Fönnte. Boran aber ftellte er vor Allem bie Beforgniffe, 
welche ibm bie Politit Rußlands einflößte, und erging ſich bei dieſer Gelegenheit 
in eigenthümlichen Betrachtungen über den Petersburger Hof, welche ich lieber 
mit Stillfhweigen übergebe, da ich mich. nicht entichließen fann, verwunbenbe 
Infinuationen zu reproduciren. Das find Gründe für die Nichtannahme, wie 
fie Graf Bismard dem Ioyalen und gewiffenhaften Anliegen entgegenjette, 
welches auf Die Bitte der faiferlihen Regierung durch Lord Elarenbon wieber 
und wieder erneuert wurbe. 

Wenn alfo Europa unter Waffen geblieben ift, wenn eine Million Menſchen 
im Begriffe ftehen, ſich auf den Schlachtfelbern zu verwunben, fo ift es nicht mehr 
erlaubt, es zu leugnen: die Verantwortlichleit für einen ſolchen Zuſtand ber 
Dinge gebührt Preußen; denn Preußen bat jeden Gedanken an Entwaffnung 
zurüdgeftoßen, als wir ihm den Borfchlag dazu zulommen ließen und als wir 
anfingen ihm das Beifpiel zu geben. 

Erklärt ſich dieſes Betragen Übrigens nicht aus der Thatſache, daß in der⸗ 
felben Stunde, wo Frankreich fein Eontingent verminderte, das Berliner Eabinet 
im Dunkeln die provocirende Kandidatur eines preußifhen Prinzen organifirte? 

Welche Verleumdungen auch der Bundeskanzler erfunden haben mag, wir 
find ohne Furt; er bat das Recht verloren, Glauben zu finden. Das Gewiffen 
Europas und die Geſchichte werben jagen, daß Preußen ben gegenwärtigen Krieg 
geluct bat, indem e8 gegen Frankreich, welches mit Ausbildung feiner politischen 

inrichtungen beſchäftigt war, eine Beleidigung ſchleuderte, welche Teine folge 
und mutbhige Nation hätte annehmen dürfen, ohne die Verachtung ber Völker zu 
verdienen.“ 


Preußens angebliche Beforgniffe wegen Süddentſchlands. 


12. Auguft. Erlaß des Staatöjefretaird von Thile an die Ges 
jandten bei den ſüddeutſchen Regierungen. 


„Em. .... kennen aus den öffentlichen Blättern das Circular, welches 
von dem Herzoge von Gramont unter dem 3. d. M. an die franzöfifchen 
Geſandſchaften erlafien und im „Journal officiel“ veröffentlicht ıft. Uns 
geachtet der geringen Glaubwürdigkeit, welche die neuerlichen Kundgebungen 
der Faiferlichen Regierung verdienen und finden, glaube ich es nicht unters 
laffen zu dürfen, eine der in diefem Eircular enthaltenen Unwahrbeiten 
ausdrüdlich als folche zu bezeichnen. Ich meine die Herrn Grafen Bis—⸗ 
mard zugefchriebene Weußerung, daß er eine eventuelle Allianz Oeſterreichs 
mit den füddeutichen Staaten Pcchte Sch gebe mich zwar feinem Zweifel 
darüber hin, daß die füddeutjchen Regierungen, ganz abgejehen von dem 
beftehenden Bertrags-Berhältniß, aus unferem Verhalten gegen fie und 
aus ihrem eigenen Bewußtfein die Ueberzeugung gejchöpft Babe werden, 
daß eine folhe Furcht und nicht bejchleichen fann. Da aber jene Behaup⸗ 
tung in Zuſammenhang gebracht wird mit einem Gegenftande, der nie 
auß dem Gebiete eines vertraulichen Gedankenaustauſches herausgetreten 
war, den an legterem nicht betheiligten Regierungen alfo ein pragmatifches 
Material, an welchem fie die Behauptung des Herrn Herzogs prüfen 
könnten, nicht vorliegt, jo bin ich es wenigftens der hiſtoriſchen Bollftän- 
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digkeit Ihulbig. jene Heußerung, die der Herzog aus einem Schreiben des 
franzöfiichen Geſandten in London, Marquis de Yavalette, entnommen 
baben will, für abjolut erfunden zu erklären. 


Zu Anfang dieſes Jahres machte der Graf Elarendon dem 
gem Bundesfanzler vertraulich den Vorſchlag, daß der Norddeutfche 
die Initiative zu einer allgemeinen DBerminderung der Wehrfräfte 
ergreifen möchte, ließ den Vorſchlag aber auf die diefjeitS erhobenen Be⸗ 
denfen fallen. Diefe Bedenken, itber deren Berechtigung ich heute Fein 
Bort zu verlieren brauche, beruhten im Wefentlichen darauf, daß bei 
der Berfhiedenheit der Wehrſyſteme der einzelnen Länder, 
namentlich Norddeutſchlands und Frankreichs die Herftellung 
and Gontrolirung einer verhältnißmäßigen Abrüftung die 
größten Schwierigkeiten haben werde. Der fübbeutichen Staaten 
M in dem Schreiben des Grafen Bismard über diefe Angelegenheit 
mit feiner Sylbe erwähnt und ebenfomenig, nach der amtlichen Erklärung 
des Srafen Bernftorff, in den Unterredungen, welche diefer über den 
Vorſchlag gehabt hat. 
Em. .... erjuhe ich ergebenft, dem Herrn Miniſter der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten diefen Erlaß vorzulefen und ihm eine Abfchrift 
defielben zu übergeben.“ 


10. Auguft. Weitere VBeröffentlihung des „Staatd-An- 
zeiger8” über Frankreichs Forderungen im Auguft 
1866 (vgl. Band I ©. 508). 


Im Arhiv des Auswärtigen Amtes befindet fich folgendes Schreiben 
des Grafen Benedetti an den Präfidenten de8 Staats » Minifteriums 
Grafen Bismard vom 6. Augufk 1866 mit dazu gehörigem Vertrags - 
Entwurf, beides von Anfang bis zu Ende von der Hand des Grafen 
Benedetti. 

Particulidre. 
Mon cher Prösident! 


„En r6ponse aux communications que j’ai transmises de Nikols- 
bourg & Paris & la suite de Notre entretien du 26 du mois dernier, 
je regois de Vichy, le projet de convention secrdte que Vous trou- 
verez ci-joint en copie. Je m’empresse de Vous en donner connais- 
sance afin que Vous puissiez l’examiner & Votre loisir. Je suis du 
teste & Votre disposition pour en conförer avec Vous quand Vous en 
jugerez le moment venu. 


Tout & Vous 
Dimanche 5 Aout 1866. signe Benedetti.“ 
S. M. etc. et S. M. etc. 
Article I. 


‚ L’Empire francais rentre en possession des portions de territoire 
Qu, appartenant aujourdh’ui & la Prusse, avaient 6t6 comprises dans 
la dölimitation de la France en 1814. 
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Article II. 


La Prusse s’engage à obtenir du Roi de Baviöre et du Grand Duc 
de Hesse, sauf à fournir & ces Princes des dddommagements, la cession 
des portions de territoire qu’ils possödent sur la rive gauche du Rhin 
et & en transförer la possession & la France. 


Article IIL 


Sont annuldes toutes les dispositions rattachant & la conföderation 
Germanique les territoires plac6s sous la souverainet6 du Roi des Pays- 
Bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans la forteresse 
de Luxembourg. 


10. Auguft. Rundichreiben de8 Kanzlers des norddeutichen 
Bundes bei Mittheilung vorftehenden Entwurfs. 


„Mein an den Herren Botjchafter des Norddeutichen Bundes in 
London gerichteter, von dem Grafen Granpille in der Sitzung des 
Oberhauſes vom 28. v. M. mitgetheilter telegraphifcher Erlaß, betreffend 
den in der „Zimeg“ vom 25. veröffentlichten Vertrags -Entmurf, hat den 
Herrn Grafen Benedetti veranlaßt, in dem „Journal officiel de "Ems 
pire* vom 30. Zuli eine Darftelung von der Entftehung jene® Vers 
Ieaga = Sntwurfeß ie geben; und nachdem ich mich in meinem jchriftlichen 
Erlafie vom 29. deſſelben Monats ausführlicher über den Entwurf und 
feinen Zufammenhang mit der. Politit des SKaiferreiches ausgeſprochen 
hatte, tft die vom 3. d. M. datirte Circular-Depefche des Herzogs von 
Gramont publizirt worden. Indem ich an diefe beiden Beröffentli- 
hungen erinnere, babe ich nicht die Abficht, eine Ermwiderung darauf zu 
geben: der dankbare Stoff, den fie der Kritik liefern, ift ſchon von der 

rejle aller Länder, Frankreich nicht ausgenommen, bearbeitet worden. 
Zweck diefer meiner ergebenften Mittheilung ift vielmehr, ein neues Beweis⸗ 
ſtück Eurer.... zugehen zu laflen und zur Kenntniß der hohen Regierung 
zu bringen, bet der Sie beglaubigt find. \ 

Ich babe von demjelben nicht früher Gebraisch gemacht, meil ich, auch 
im Kriegözuftande, die Perfon des Monarchen nicht in die Erörterung 
von Amtshandlungen feiner Bertreter und Minifter zu ziehen wünfchte und 
bei dem Regierungsfgftem, welches in Frankreich erflärtermaßen vor dem 
2. Januar d. J. beftand, nicht auf die Behauptung gefaßt fein konnte, daß 
ein Alt, wie die Vorlegung jenes Vertrags: Entwurfed an mich und die 
anderen in meinem Erlof vom 29. bezeichneten Borjchläge und Zumuthungen 
ohne Bormwiflen des Kaiſers Napoleon erfolgt feien. Die Berficherung des 
franzöfifhen Herrn Miniſters der ausmärtigen Angelegenheiten, que jamais 
l’empereur Napoleon n'a propos6 & la Prusse un trait6 hour prendre pos- 
session de la Belgique, und die Angaben des Grafen Bemedetti, daß der 
Vorſchlag zu dem Bertrage von mir herrühre; daß er, um fich über meine 
Combination Mar zu werden, ſich dazu verftanden habe, fie zu Papier zu 
bringen en quelque sorte sous ma dictse, und daß der Kaiſer Napoleon 
erft nachher Kenntniß von diefem Bertrags- Entwurf enthalten babe — 
diefe Behauptungen nöthigen mich, von einem Mittel Gebrahich zu machen, 
welches mir zu Gebote fteht, um meine Borausfegung von \dem gejchäjts 
lichen Berhältniß zwifchen dem Kaifer und feinen Miniftern, Geſandten und 
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Beauftragten und meine Darlegung der franzöfifchen Politik noch zu befräfe 
tigen. In den Alten des auswärtigen Amtes befindet fi das in Abfchrift 
anliegende Schreiben des Grafen Benedetti an mich vom 5. Auguſt 1866 
und ein mittelft deſſelben überfandter Vertragsentwurf. Die ODriginalien, 
von der Hand des Grafen Benedetti, lege ich den Vertretern der neu- 
tralen Mächte zur Einfiht vor; ein photographifches Facſimile derfelben 
werde ih Eurer..... zu übergeben mich beehren. Ich erlaube mir, daran 
ke Kinnern, daß nad) Ausweis des „Moniteur* der Kaifer Napoleon die 

age vom 28. Juli bi8 7. Auguft 1866 in Vichy zugebradht hat. In der 
amtlihen Unterredung, melde ich mit dem Grafen Benedetti in Folge 
diefes Schreibens Hatte, unterftüßte derjelbe die in leßterem enthaltenen 
dorderungen durch die Drohung des Krieges für den Fall der 
Ablehnung. Der gleihwohl meinerfeits ausgeſprochenen Ableh— 
nung folgte da8 Berlangen nad Ruremburg und dem Mißlingen 
diefes Geſchäfts der größere, Belgien umfaſſende Borfchlag, 
welder in dem von der „Times“ veröffentlichten Vertrags— 
entwurfe des Grafen Benedetti formulirt ift. 

Eure... erjuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten diefen Erlaß vorzulefen und ihm eine Abjchrift, beziehungs- 
* Ueberſetzung, nebſt Abſchrift der Anlagen zu behändigen, auch das 
ſpäter folgende Facſimile der letzeren vorzulegen.“ 

Der Bundeskanzler. 
In Vertretung: 
v. Thile. 


Weitere Mittheilung des „Staats-Anzeigers“ 


(au3 dem Dftober 1871) über die franzöftihe Kompenfationspolitif im Auguft 1866 
mit Bezug auf die Schrift Benedetti’8 „Ma mission en Prusse.“ 


„Das Auswärtige Amt bat bei Ausbruch des Krieges mit Frankreich einige 
Bruchftüde früherer geheimer Verhandlungen, namentlich franzöſiſche Vorfchläge, 
welhe das Königreich Belgien betrafen, der Deffentlichleit übergeben. Es war 
dies ein Verfahren, zu weldem die Diplomatie nur unter ausnahmsweiſen und 
zwingenden Umftänben fchreitet. Solche lagen zur Zeit ber Veröffentlichung vor, 
indem es fih darum handelte, Angefichts eines Angriffstrieges einer jo großen 
Macht, wie Frankreich, den aus demſelben für Deutſchland entflebenden Gefahren 
mit allen zuläffigen Mitteln entgegenzutreten und namentlich auch dem Angreifer 
bie Gewinnung der Sympathien anderer Mächte, auf deren wohlwollende Haltung 
beide Kriegführende gleichen Werth zu legen hatten, zu erichweren. 

Wenn jetst der frühere franzöfiihe Botichafter Graf Benedetti die Ber- 
öffentlihungen aus biefem Gebiete fortjettt, um nachzuweiſen, wem bie Fehler der 
franzöfiihen Politik zur Laft fallen, fo liegt in dieſem Verfahren, deſſen Verant⸗ 
wortlichleit feinem Urheber überlaffen bleibt, ein Anlaß, die Veröffentlihungen 
deſſelben wenigftens in ben Punkten zu berichtigen, wo fie darauf ausgeben, bie 
Zuverläffigleit der vorjährigen Mittheilungen des Auswärtigen Amtes in Frage 
zu 


ſtellen. 
Graf Benedetti hat offenbar nicht gewußt, welche Theile der geheimen 
franzöſiſchen Archive im Verlaufe des Krieges in die Hände ber deutſchen Truppen 
gefallen find; jonft würde er in feinen Beröffentlihungen vorfichtiger geweſen ein 
und namentlich nicht verfucht haben, bie Ableugnungen, welche bie kaiſerliche Re⸗ 
gierung im vorigen Jahre ben beutichen Mittheilungen über das befannte Projekt 
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ber Erwerbung Belgiens fiir Frankreich entgegenſetzte, auch jet noch aufrecht zu 
erbalten. Graf Benedetti fagt auf Seite 197 feines Buches: 

„On se rappelle que, le 5 aofit, j'avais remis & M. de Bismarck le 
projet de trait6 concernant Mayence et la rive gauche du Haut-Rhin, 
et je n’ai pas besoin de dire que M. Rouher fait, le 6, allusion & cette 
communication dans le second paragraphe de sa lettre. Mais ce qu’elle 
demontre €galement, et ce qu’il importe d’stablir, contrairement aux 
assertions de M. de Bismarck, c’est que personne à Paris ne songeait & 
faire de la Belgique l’appoint des concessions ne&cessaires & la nce, 
et qui lui &taient dues, au dire mäme de l’ambassadeur de Prusse.“ 


Er ſucht damit und in den darauf folgenden Aueeinanberiegunge zwei 
verſchiedene Phaſen der dilatoriſchen Verhandlungen, welche der preußiſche Miniſter⸗ 
präſident mehrere Jahre hindurch mit ihm geführt hat, zu vermiſchen. Die For⸗ 
derung der Abtretung deutfchen Gebietes, einfchlieklih Mainz, welde er am 
5. und 7. Auguft 1866 an ben Minifterpräfidenten ftellte, zieht er zufammen mit 
ber fpäteren Forderung von Belgien und fucht die in den Zuilerien gefundenen 
und bereits veröffentlichten Briefe ausfchließlih auf erftere zu beziehen. während 
biefe doch mit dem von ihm felbft auf Seite 181 erwähnten Briefe des Kaiſers 
an den Marquis de Lavalette ihren Abſchluß gefunden hatten. Daß beide 
Phaſen ſich aud in feiner Auffaffung fehr genau fchieden, geht aus feiner in ben 
Händen des ausmärtigen Amtes befindlichen Berichterftattung hervor.“ 

(Hier folgt die Mittheilung über die Verhandlungen im Auguft 1866, wie 
fie im Band 1. ©. 508 ff. wiedergegeben find, — bis zu dem vorläufigen Ab» 
ſchluß Ende Auguft 1866. Dann beißt es im „Staats Anzeiger” weiter:) 

„Die geheimen Verhandlungen baben alfo hier nothwendig einen Ruhepunkt 
von einigen Monaten gehabt, was fie, wie wir gewiß find, nicht vwerjinbert bat, 
fpäter zu verfchtebenen Zeiten wieder aufgenommen zu werben und, wenn Graf 
Benedetti auf Seite 185 feines Buches hervorhebt, daß es ein Arrthum jet, 
wenn Herr von Bismard die Verhandlungen über Belgien, welche 1866 ftatt- 
gefunden haben, in das Jahr 1867 verlegt, fo ift daraus nur zu ſchließen, daß 
der franzöfiihe Botichafter auch im Jahre 1867 die im Vorjahre unterbrochenen 
„dilatoriſchen Verhandlungen“ nah dem Mißlingen des luxemburgiſchen Verſuchs 
in Beichränfung berfelben auf Belgien wieder angelnüpft bat. Die Haltung 
Frankreichs zur Zeit bes beigifhen Eifenbahnftreites wird nad dem, mas oben 
erzählt ift, es nicht unglaublich erjcheinen laſſen, daß Frankreich felhft damals 
nod nicht auf bie Hoffnung verzichtet hatte, für fein Lieblingsprojekt bie Zuftim- 
mung Norbbeutfchlands zu gewinnen. 

Wir haben inbeffen nicht bie Abficht, Enthüllungen zu maden, welche über 
den Zwed ber Abwehr hinausgingen. Wir befchränfen uns darauf, die faljchen 
Auffaffungen über Die deutſche Politik zu berichtigen, zu denen bie Darftellung 
bes Grafen Benebetti Beranlaffung geben Eunte. Bis wir von Neuem ger 
nöthigt werben, uns biefer Aufgabe zu unterziehen, werben wir ter Verſuchung 
wiberftehen, das reichhaltige und lehrreiche Diaterial, welches zu unferer Verfli- 
gung fteht, ausgiebiger zu benutzen.“ 


9. Auguft. Nener Vertrag über die Neutralität Belgiens zwifchen 
England und Preußen 
(ebenfo zwiſchen England und Frankreich). 


„Ihre Majeftät die Königin des vereinigten Königreichs von Grofjbritannien 
und Irland, und Seine Majeftät ber König von Breuken, von dem Wunſche be- 
feelt, im gegenwärtigen Augenblid durch einen feierlichen Akt ihren beftimmten 
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Entichluß urkundlich feftzuftellen, die Unabhängigkeit und Nentralität Belgiens 
aufrecht zu erhalten, wie im Artilel 7 des am 19. April 1839 zu London unter- 
zeichneten Vertrages zwiichen Belgien und ben Niederlanden vorgefehen worben 
iM, weldem Artikel durch ben fünffeitigen Vertrag von 1839 dieſelbe Kraft und 
Bedeutung beigelegt wurbe, als wenn er wörtli in den genannten fünffeitigen 
Bertrag aufgenommen wäre, haben Ihre Majeftäten beichloffen, unter Sich einen 
Separatvertrag abzuſchließen, welcher, ohne die Bebingungen bes genannten fünf» 
feitigen Bertrages abzuſchwächen ober zu entkräften, fich fubftbiär und accefforifch 
zu demfelben verhalten fol; und Sie haben demgemäß für diefen Zwed zu Aller- 
böhft Ihren Bevollmächtigten ernannt, jämlich: — — — welde, nachdem fie 
fih gegenfeitig ihre Vollmachten mitgetheilt, und biefelben in guter und gehkriger 
Form befunden, Über bie folgenden Artikel übereingelommen find und biejelben 
abgeichloffen haben: 


Art. 1. Nachdem Se. Majeftät der König von Preußen erklärt bat, daß 
Er, ungeachtet der Feinbfeligleiten, in welche der Norddeutſche Bund mit Franl- 
reich verwidelt ift, die feſte Abficht babe, die Neutralität Belgiens fo lange zu 
tefpectiven als dieſelbe von Frankreich veipectirt werbe, fo erflärt Ihre Majeftät 
die Königin des Vereinigten Königreich8 von Großbritannien und Irland Ihrer» 
jetts, daß Sie, wenn die Armeen Frankreichs während ber genannten Feinbielig- 
kiten diefe Neutralität verlegen jollten, bereit fein wird, mit Sr. preußiichen 
Majeflät zur Vertheidigung berfelben in folder Weife, al8 man gegenfeitig über- 
eingelommen jein wird, zufammen zu wirken, indem Sie zu dieſem Ende ihre 
See⸗ und Landmacht verwenden wird, um deren Beobachtung zu fihern und in 
Semeinihaft mit Sr. Majeftät dem Könige von Preußen dann und nachher bie 
Unabhängigkeit und Neutrafität Belgiens aufrecht zu erhalten. — Es ift deutlich 
verflanden, baß Ihre Majeftät die Königin des Vereinigten Königreich® von 
Großbritannien und Irland Sich durch Diefen Vertrag nicht verpflichtet, Sich an 
den allgemeinen Operationen bes gegenwärtig zwiichen dem Norddeutſchen Bunde 
wd Frankreich geführten Krieges über Die Grenzen Belgiens hinaus zu betbeiligen, 
wie dieſelben durch den Vertrag zwiſchen Belgien und ben Niederlanden am 
19. April 1839 feftgejettt worben find. 


Art. 2. Se. Majeftät der König von Preußen erflärt Sich Seinerfeits 
bamit einverftanben, in bem durch ben vorigen Artifel vorgejehenen Falle mit 
Ihrer Majeftät der Königin des Vereinigten Königreich8 von Großbritannien und 
Irland zu befagtem Zwecke durch Verwendung Seiner See- und Landmacht zu- 
ſammen zu wirfen, und im gegebenen alle mit Ihrer Majeftät die Mafiregeln 
zu verabreden, welche abgelonbert ober gemeinjchaftlich getroffen werben follen, um 
die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens zu fichern. 


Art. 3. Diefer Vertrag foll für die hoben contrahivenden Theile während 
der Dauer des gegenwärtigen Kıieges zwiſchen dem Norbdeutfchen Bunde und 
Srantreich, und für zwölf Monate nad Ratifizirung irgenb eines zwifchen dieſen 

ächten abgeichloffenen Friedens - Vertrages, bindend fein: und nad Ablauf 
biefer Frift wird die Unabhängigkeit und Neutralität Belgiens, infoweit die hoben 
tontrabirenden Theile beztebentlih dabei betheiligt find, fortfahren, wie bisher 
un dem 1. Urtilel bes fünffeitigen Vertrages vom 19. April 1839 zu be 
ruhen. 

Art. 4. Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt, und die Ratifikationen 
ſollen zu London ſobald als möglich ausgewechſelt werden. — Zur Urkund deſſen 
haben die beiderſeitigten Bevollmächtigten die gegenwärtige Uebereinkunft unter⸗ 
zeichnet und mit ihren Wappen unterſiegelt.“ 


So geſchehen zu London, 9. Auguſt 1870. 
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Allianz- Verhandlungen zwifchen Fraukreich, Defterreich 
und Stalien, von 1868 bis 1870. 


L 


Aus einer Veröffentlichung bes Prinzen Napoleon in ber Revue 
des deux Mondes vom 1. April 1878, 


— — „Es wäre jchwer genau zu jagen, wann unb in welchen Ausprüden 
die erften Vorſchläge von Italien gemacht wurden. Es waren zunächſt nur bei» 
Yäufige Unterhaltungen, bingeworfene Werte und vertrauliche Briefe. Der Kaijer 
Napoleon und der König von Italien taufchten ihre Anfichten über einen Defen- 
fiovertrag aus, welcher auch zu einem Offenfivvertrag werben könnte. Diefe Art 
Verhandlungen begannen im Jahre 1868 und dauerten bis zum Suni 1869. 
Die Souveraine bedienten ſich dabei vertraulicher Unterhänbler. Der Hauptrath- 
geber in Paris war Rouher, welchem der Marquis von Tavallette vertrau- 
lihe Dienfte dabei leiſtete Der General Menabrea, Minifter- Präfident von 
Stalien, nahm erft Theil an den Verhandlungen, als biefelben ſchon weit vor» 
gerüdt waren. 

Herr von Beuft wußte um Alles und wurde durch den Fürften Metter- 
nich von Allem fofort unterrichtet, welcher dabei nicht fo jehr als Botichafter, wie 
als Bertrauter der Tuilerien mitwirkte. Es wurben viele Notizen und Private 
briefe gewechlelt, aber kein amtliches Altenftüd. 

In einem weiteren Stabium führten die Verhandlungen zu einem Bertrags- 
entwurf: da mußten ſelbſtverſtändlich die verantwortlihen Dlinifter zugezogen 
werben. Italien verlangte nun als Gegenleiftung für feine in Ausfiht genom- 
mene Action die Regelung ber römiſchen Frage auf Grundlage ber Räu- 
mung Roms durd die franzöfifhen Truppen. 

Der Bertrag follte eine Tripleallianz zwiſchen Frankreich, Defterreich 
und Italien zu Stande bringen, — man gelangte zur Redaction eines Defenfiv- 
vertrags, welcher in einen Offenfivvertrag umgewandelt werden könnte; Italien, 
von Defterreih unterftütt, verlangte ausbrüädlih die Räumung Roms und bie 
Möglichkeit für die Italiener dort einzurliden. Ueber biefen legten Punkt aber 
fonnte man nicht zur Verftänbigung kommen. Die ganze Verhandlung von 
1869, die Allianz zwiſchen Frankreich, Defterreih und Italien ſchei— 
terte an der Klaufel wegen Roms. Das ift eine unleugbare That- 


e. — — 

Der Kaiſer Napoleon meinte jedoch in den perſönlichen Schreiben des 
Kaiſers von Oeſterreich und des Königs von Italien die Gewißheit zu 
beſitzen, daß dieſelben in einem gewiſſen Augenblicke ohne Weiteres als Grund⸗ 
lage für einen Vertrag dienen könnten, den man in wenigen Tagen abſchließen 
könnte. Die Thatſachen haben dies als einen ſchweren Irrthum erkennen laſſen; 
aber man muß anerkennen, daß das Verhalten ber beiden Vertreter Oefterreichs 
und Staliens in Paris, der Herren von Metternich und Nigra durchaus dazu 
angetban war, ben Kaifer in ſolche Illuſionen zu verjegen. Diefelben gaben in 
Privatgeſprächen unb vertraulichen Ergüffen die höchften Verfiherungen von ben 
günftigen Stimmungen ihrer Souveraine. Ihre häufigen und unmittelbaren Be- 
ziehungen zu ben Zuilerien haben offenbar den Kaiſer und feine Umgebung irre 
geführt Die frivolften Motive mögen den Botſchafter bei dieſem intimen Verkehr 

azu bewogen haben, dem Kaiſer den Glauben beizubringen, daß die Allianz mit 
ben beiden Regierungen leichter zu erreichen fein würbe, als es in Wirklichkeit 
ber Fall war. 

Der Eintritt des liberalen Minifteriums in Franlreih am 2. Januar 1870 
wurde in Italien als ein Aufgeben aller Kriegsgebanten angejehen. Mit Oefter- 
rei aber wurde bie Intimität noch größer, ber Gedantenaustanfch noch lebhafter, 
namentlich zur Zeit bes Beſuchs bes Erzherzogs Albrecht in Paris im Februar 
und März 1870. Die Unterhaltungen bezogen ſich befonber® auf bie militärifchen 
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Fragen. Der Kaifer börte mehr zu ala er fpradd. Der General ®..... wurde 
fi darauf nah Wien gejandt, um bie ftrategiihen Grundlagen bes Krieges, 
Falle er unvermeidlich werben follte, zu erörtern. 

Die ſpaniſche VBerwidelung traf Frankreich wie. ein Donnerfchlag inmitten 
feiner politiſchen Wandelung. In dieſer fchwierigen Lage fand der Kaifer bie 
Stunte gelommen, um die Zripleallianz zum Abſchluß zu bringen. Herr v. Beuft 
madhte bei dieſer Gelegenheit Borjchläge wenig ernfter Art: er rietb, ben 
Bringen von Hohenzollern ſich einfchiffen zu lafjfen und ihn dann auf 
offener See feftzunehbmen. Die Ereigniffe aber entwidelten ſich über jede 
Erwartung ſchuell. 

In der zweiten Juliwoche nahm ber Kaifer die Verhandlungen von 1869 
wieber auf, und ſchlug unter Berufung auf die Briefe der beiden Souveraine 
die Unterzeichnung eines Vertrags in drei Artikeln vor, welcher bie bewaffnete 
Action der drei Mächte feftftellen ſollte. Diefer VBertragsentwurf wurde nad 

lorenz und nah Wien geſandt. Italien erklärte, daß e8 an einem Kriege zu 
nften Frankreichs nicht Theil nehmen könne, ohne ein bedeutendes italienisches 
Interefie, d. b. ohne baf ber italienifchen Nation eine Genugthuung in Bezug auf 


Rom gegeben würde. — — Ein Schreiben bes General Türr (ber zugleich 
Ungar und Italiener war) an den Minifter des Auswärtigen (aus Florenz vom 
N. Juli 1870) fagte: — — „Kaum bier angelommen, babe ich mich mit den Mi- 


siftern in Beziehung geſetzt. Ich mußte mich bald Überzeugen, daß, wenn man Italien 
raſch zum Handeln fortreißen will, etwas Erhebliches zu Gunften ber Frage Rome 
heben muß. Könnte der Kuifer nicht geheime Zufagen an den König von 
lien gelangen laſſen, damit biefer in der Tage wäre, feinem Vollke zu jagen, 
daß die nationale Frage Italiens mit dem Kriege ihre volle Löſung finden folle? 
Wenn die Regierung die Nation hierüber beruhigt, kann fte dieſelbe ſofort gänzlich 
mit fih fortreißen.” — — 

Diefes Schreiben wurde, um jeden Verzug und jede Inbiscretion zu ver- 
hiten, durch Madame Türr nad Paris beförbert und am 29. Juli übergeben. 
Der General Türr war am 29. in Wien eingetroffen. Am 30. theilte ihm unfer 
Geandter in Wien, Prinz Latour d'Auvergne bie folgende Depeſche mit: „Der 
Herzog von Gramont an den Prinzen Latour DAuvergne: Sagen Sie dem 
General Türr — feinen Brief empfangen, — es ift uns unmöglid, das 
Geringfte für Rom zu tbun. Wenn Italien niht marſchiren will, 
fo mag es zu Haufe bleiben.” 

önig Victor Emanuel war perjönlih in ben beflen Dispofitionen für 
Frankreich. Graf Beuſt fagte in Paris und in Florenz, Oeſterreich werde nicht 
unterzeichnen ohne Italien, und Italien koͤnne nicht unterzeichnen, wenn es nicht 
in Bezug auf Rom befriedigt werde. — — 

Die Ereigniffe jchritten raſcher vor als die Verhandlungen. Der italienifche 
Unterhändler kam in Paris am 1. Auguft un, als der Kaifer ſchon nad Met 
abgegangen war und reifte ihm nad. Die franzöfifhe Regierung, die eine raſche 
milttärifhe Entwidelung nicht vorausfah, erhob ernften Widerſpruch gegen ben 
in Wien binzugefügten Artifel über die römijche Frage. Der Vertrag nahm auch 
für Italien eine gewiſſe Zeit für die Rüftungen in Ausfiht. Auch Oeſterreich 
verlangte einige Wochen. Die erfte Hälfte Des September wurde als der 
frübefte Zeitpunkt für Die Beendigung ber Vorbereitungen in Aus— 
fidt genommen. 

Der Kuijer in feiner Unentichloffenheit machte unter Anderm auch geltend, 
daß der Bertrag ſchlecht gefaßt fei, und baß es bei der Uncorrectbeit der Form 
nit möglich fer, ihn zu unterzeichnen. Ich (Prinz Napoleon) erlaubte mir ben 
Kath: „Unterzgeihnen Ste, Sire, immerhin den Vertrag, wie er ift; benachriche 
tigen Sie Wien und Florenz telegraphifh, daß Sie gezeichnet haben, um Ihre 
Berbünbeten feft zu machen. Wenn wir fiegen, werben wir etwaige Aenderungen 
leicht erreichen Fönnen; werben wir bagegen befiegt, jo werben wir wenigftens 
diefen Vertrag gefihert haben, — aber zeichnen Sie, ehe die Waffen entſchieden 
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haben.“ — Der Kaiſer ſchrieb am 3. Auguſ an den Miniſter Gramont: „Uus 
geadtet der Vorſchläge von X und der Anftrengungen, gebe ich in Bezug auf 
om nicht nad.“ 

„Der italienische Unterhändler mußte aljo neue Abänderungsvorfchläge mit- 
nehmen: die daraus entftehenden Verzögerungen fchienen unglüdliher Weife die 
franzöſiſche Regierung nicht bebenklih zu machen, welche an ihre Kriegs- 
erfolge fo fiher glaubte, Daß fie Italien und Defterreih nah dem 
erftien Siege auch ohne Bedingung wegen Roms fortzureißen 
hoffte. Die allgemeine Auffajfung der europäiſchen Regierungen 
ermutbigte die Hoffnungen; jo groß war das militäriſche Anſehen 
Frankreichs. 

Der italieniſche Abgeſandte reiſte am 3. Auguſt ab: am 6. Auguſt 
wurden die Schlachten von Wörth und Saarbrüden verloren. Die 
einfache Nebeneinanderftellung biejer Daten ift berebter als jede Betradhtung. — — 

Ich wurde von Ehalons nad Italien geſchickt mit perfönlichen Inftructionen 
des Kaifers und einem militärifhen Auftrag des Marfhalle Mac⸗Mahon unb 
tam am 20. Auguft in Florenz an. Ich follte pie bewaffnete Hülfe Italiens 
und Defterreih8 verlangen; während Italien frei bleiben follte, 
in Rom zu thbun was es wollte. Aberes war zu fpät, das Zugeſtändniß 
wegen Roms konnte nicht mehr wirken. Italien verlangte ſich mit Defterreich zu 
verftänbigen, — Oeſterreich zögerte mit der Antwort. Die militärifhen 
Nachrichten waren zu ungünftig, um die Erreihung militärifchen 
Beiftandes möglich zu maden. 

Der 4 September fam heran und mit demfelben ſchwand ber 

legte Hoffnungsfhimmer einer bewaffneten Hülfe für Franl- 
rei. — 
Das ift die Wahrheit Über die Verhandlungen zwifchen Frankreich, Oefter- 
veih und Italien von 1868 bis 1870. Ich halte für unwahr was man über 
die von Preußen an Italien gemachten Zuſagen erzählte. ALS die Italiener am 
20. September 1870 in Rom einmarfdirten, waren fie ſehr zweifelhaft und un- 
rubig darüber, wie Preußen über Die Occupation urtheilen würbe. Ein Zwiſchen⸗ 
fall erklärt dieſe Unſicherheit. Angefichts des drohenden Einmarſchs ber Italiener 
hatte der Papft an den König von Preußen gefchrieben, um feine Hülfe zu er» 
bitten. Das Schreiben des Papftes traf vor dem 20. September im Haupt» 
quartier ‚zu Ferrières ein, wo jedoch bie militärifhen Aufgaben ben beutjchen 
Minifterpräfidenten verhindern mochten, die Angelegenheit, jo wichtig fie war, dem 
König fofort vorzutragen. Es trat ein längeres Schweigen von Seiten Preußens 
ein, was bei den Italienern Unrube, in Rom Hoffnungen bervorrief. Dean fiebt, 
daß Seitens des Papftes alle Einflüffe zugleich angerufen wurben: er wibmete 
dem unglüdtihen Frankreich feine Gebete, während er gleichzeitig Die Hülfe bes 
fiegreihen Preußen nachſuchte — — — 

Die erften Verhandlungen von 1868—1869 find an dem Einfluß der 
klerikalen Partei gefcheitert, die zweite Verhandlung im Jahre 1870 ift zw 
ſpät aufgenommen worden, — bie rafche Folge unferer Niederlagen bat 
jebe Süffe verhindert.” — — 


DI. 


Entgegnung des Herzogs von ®ramont in ber Revue de 
France vom 15. April 1878. 


— — „Hinfihtlih der Unterhbandlungen von 1869 ift gegen die Darlegung 
des Artilel8 der „Revue bes deux Mondes” nichts einzuwenden. E8 ift voll« 
fommen richtig, daß der König von Italien im lebten Augenblide auf ber 
Räumung des päpftlihen Gebietes durch die franzöfifhen Truppen beftand und 
ber Kaijer Napoleon nicht in biefelbe willigen zu bürfen glaubte, weil Damals 
der Zuftand Italiens noch nicht genügende Bürgfchaften Fin eine treue Beob⸗ 
achtung ber Konvention vom 15. September 1 bot, welche einen wirfjamen 
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Shut gegen alle Anjchläge der revolutionären Partei bezweckte. Davon war 
eben ein offenbarer Beweis geliefert worden. Gleichwohl machte das Florentiner 
Gabinet aus der fofortigen Räumung die conditio sine qua non ber Allianz, 
und das Wiener Cabinet, an deſſen Spite der Graf Beuft ftand, ſchien bieje 
Forderung als gerecht anzuerlennen und gab ihr fogar feine eventuelle Zuftimmung. 
In Frankreich war man ber entgegengejetten Anficht und ber Vertrag von 1869 
wurde nicht unterzeichnet. Man machte damals beim Kaifer Napoleon große An⸗ 
firengungen, daß er den Papft fallen ließe; aber bie feindlichen Kundgebungen, 
welche in Italien gegen ben heiligen Stuhl hervortraten, ließen feinen Zweifel 
über das Schidjal des Bapfttbums, falle man baffelbe auf feine eigenen Kräfte 
angewiefen hätte. Die franzöfifhe Bejakung von Rom zurüdzieben, hieß ben 
Bapft jeinen Feinden ausliefern, und wie innig die franzöſiſche Regierung auch 
eine Allianz wünfchte, die volllommen ihren Intereffen entſprach, wollte fie fie 
nicht um dieſen Preis erlaufen. Gehen wir aber zum Sabre 1870 über; denn 
bier wird unfere Darftellung vou ber „Revue bes deur Mondes” abweichen. 

In der zweiten ® bes Juli war nicht ber Kuifer in ber Lage, bie 
Beiprechungen von 1869 wiederaufzunehmen, fondern Defterreih und Italien 
famen aus eigenem Antriebe der Unterhbandlungentgegen. Sobald 
einmal der Krieg erklärt war, hatte Die Frage der Ränmung bes päpftlihen Ge⸗ 
biet8 durch die franzöfiihen Truppen einen ganz anderen Charakter als zuvor. 
Das Schickſal des Papftthums war thatfählic an das Loos unferer Waffen ger 
bunden. Waren wir befiegt, jo verlor der heilige Stuhl jeine letzte Stüße; 
fiegten wir, jo wurde unfer Schuß um fo viel wirkjamer. Die Brigabe, welche 
Eivitavechhia beſetzt hielt, hatte nur einen moraliihen Werth als Vorhut ber 
franzöfiihen Armee für den Wall eines Angriffs, und als die ganze franzöfiiche 
Urmee in einen fchweren Krieg verwidelt war, entſprach biejes vereinzelte Corps 
siht mehr den Anforderungen ber Lage. Entweber mußte man vielmehr nad) 
Kom eine ganze Armee legen, um biefe Stellung mit Gewalt zu behaupten, und 
dann 80 ipso anf eine italienische Allianz verzichten, oder Die Brigade abberufen 
nd fih mit Italien verbinden und dann von bdiefer befreundeten Macht bie 
zäthigen moraliſchen und politiihen Sicherheiten verlangen. Das legtere allein 
war möglih und die päpftlihe Regierung felbft begriff es. Das Florentiner 
Cabinet war uns durch feine gewinnende Haltung entgegengelommen und bie 
Epradye des italieniihen Minifters des Aeußern, welche ven Beifall der Kammer 
fand, berechtigte zu den fchönften Hoffnungen. Demgemäß wurde die Abberufung 
ber Brigade entſchieden und der Kaifer vertraute in einem Handjchreiben dem 
König Bictor Emmanuel das Schidfal des Papſtthums feiner Ehre und Loya⸗ 
Ität an. Dieſe perſönliche Abrede hatte ven Vortheil, die Sicherheit des heiligen 
Stuhles unter die Gewähr des Königs felbft zu ftellen; aber anderjeits Tieß fie 
ein gewiffes Mißtrauen gegen bie italienifche Regierung erleunen, wofür ſich bie 
auinifer jehr empfindlich zeigten. In feiner am 21. Juli gefchriebenen Antwort an 
den Kaifer gab ber König Bictor Emanuel dieſer Empfindlichkeit Ausdrud und 
man kam überein, des Briefwechſels zwifchen den beiden Souveränen nicht weiter 
zu gebenten und fchlechtweg zu der September- Convention zurüdzugreifen, in 
welcher die italienijhe Regierung ſich verpflichtete, das päpftliche Gebiet zu re- 
jpectiren und nöthigenfall® gegen jeden Angriff von außen zu hüten. Diefes 
Uebereinkommen follte in officiellen Depefchen nievergelegt werben, bie man 
nöthigenfalls den beiderfeitigen Parlamenten unterbreiten würde; bamit alfo das 
Einvernehmen einen recht aufrichtigen Charakter trage, wurde verabredet, daß bie 
beiden Gabinette fich die auszutaufchenden Depeichen zuvor im Entwurf mittheilen 
würden. Damit war das Hinderniß, welches einige Monate früher dem Abſchluß 
—* Oeſterreich und Italien vorgeſchlagenen Ällianzvertrages im Wege ftand, 

ei 


tigt. 
Die Unterhandlung wurde von den beiden Mächten, denen die Sache ſehr 
ingend fchien, fogleih wierer aufgenommen. Fürſt Metternich und Graf 
Vidthum für Defterreih, Graf Bimercati für den König von Italien, traten 
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mit dem Minifter des Aeußeren zufammen und beſprachen in einer erften Unter» 
rebung die Beflimmungen bes Bertrages unb ben Interventionsmobus. Der 
offtcielle Charakter der öſterreichiſchen Bevollmächtigten ift unzweifelhaft, ber bes 
Grafen Bimercati minder feftgeftellt, obgleih er dem Minifter bes Aeußeren 
ein eigenhändiges Schreiben des Königs von Italien worlegte, in welchem dieſer 
ihn ermädtigte, in feinem Namen zu ſprechen; der Minifter benahm ſich baber 
auch erft mit dem in Paris beglaubigten italienischen Gejandten, Ritter NWigra, 
und bolte beffen Zufimmung ein. Es handelte ſich einfadh Darum, ben 1869 
vorgeihlagenen Zripel- Vertrag wieder aufzunehmen und gleich zu unterzeichnen. 
Dann follten die beiden Bunbesgenoffen Frankreichs zunächſt diplomatiſch 
interveniren und, wenn dies erfolglos bliebe, ins Gelb rüden. 
Für die diplomatische Einmiſchung erörterte man zwei Syfteme. Nach dem erften 
folte man einen Congreß vorjchlagen, in welchem außer ber ſchwebenden Streit» 
frage zwiſchen Frankreich und Preußen auch die anderen Fragen bezüglich der 
Nihtausführung des Prager Friedens zur Sprade gebradt werben 
follten. Die öfterreihifhen und italienischen Bevollmächtigten verhehlten fich nicht, 
daß das berliner Cabinet einen Eongreß auf Diefer Grundlage niemals annehmen 
würde, und man gab den Plan bald wieder auf. Das zweite Syſtem, welches 
ber öfterreichifche Botfchafter vorfchlug und die anderen Unterhänbler annahmen, 
beftand in einer an Preußen zu rihtenden Forderung oder Somma- 
tion, e8 folle fih verpflihten, in Deutſchland ben status quo 
genau auf Grundlage des prager Friedens aufreht zu erhalten. 

iefer Antrag follte von Defterreich und Italien geftellt werben und in dem leicht 
vorauszufehenden Falle einer Ablehnung follten bie beiden Mächte 
ihre Allianz mit Frankreich erflären und ins Feld rüden. Der 
König von Italien erflärte fich bereit, fofort 60,000 Mann und nad einigen 
Wochen weitere 40,000 Dann, im Ganzen alfo für den Anfang 100,000 Dann, 
zu ftellen. Defterreihs Armeen follten Anfangs September bereit fein. Die beiden 
Mächte jollten zunächft eine bewaffnete Neutralität annehmen, dann an Preußen 
bie verabredete Sommation richten und, fo bald Preußen ablehnte, die Feind⸗ 
feligleiten eröffnen. Die italienifhe Armee follte die öſterreichiſche Grenze 
überfchreiten, in Baiern eindringen und auf Münden marjdiren, 
welches von 100,000 Italienern befetst werden follte. Die Defterreicher jollten 
fi in Böhmen befeftigen und den Italienern in Baiern die Hand 
bieten. Nachdem Alles ausgemacht war, ging Graf Bitthum wieder nad Wien, 
und Graf Bimercati nah Florenz und Wien, um das Projekt zur Ausführung 
zu bringen. Hinfihtlih Roms war bis dahin von nichts Anderem, als von ber 
Räumung bes päpftlichen Gebiets auf den Grundlagen der September-Convention 
die Rede geweſen. 

Der General Türr befand fih damals in Paris. Er hatte keinen offi- 
cielen oder offlciöfen Auftrag, intereifirte ſich aber in feiner Eigenihaft als 
Ehren Adjutant des Königs Victor Emmanuel und vermöge feiner Sympathien 
für die franzöfiihe Sache Iebhaft an dem Auftandelommen ber Zriple- Allianz 
und bot feine Dienfte als Privatvermittler an. Er wurde von bem Minifter am 
Abend des 20. Juli empfangen und ging dann nad Florenz. Die Wahrheit zu 
eftehen, ſahen bie italienifchen Bevollmächtigten feine Einmiſchung nicht gern. 

gt trat zum erftenmale der Gedanke hervor, von Frankreich etwas mehr, als 
die Rüdlehr zur September» Convention zu verlangen. Graf Beuft ergriff bie 
Snitiative in einem vom 20. Juli batirten, am 23. in Paris eingegangenen 
Briefe, deffen Inhalt in dem Sate gipfelte: „An dem Tage, da die Fran— 
zofen die päpftliden Staaten verlafjfen, müjfen die Italiener von 
Rechts wegen und mit Zufimmung Defterreih8 und Frankreichs in 
biefelben einrüden dürfen.” Diefe neue Forderung bes Wiener Cabinets 
mußte in Paris einen um fo mißfälligeren Eindrud machen, je weniger man fie 
grade von dem Wiener Hofe, der damit alle feine Ueberlieferungen verläugnete 
und plößlih einen Act direkter Seindfeligleit gegen das Papftthbum anregte, er- 
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warten durfte. Der öſterreichiſche Botichafter ſelbſt konnte fein Bebauern und 
feine Ueberrafhung nicht verbehlen und erllärte ſich diefe Haltung des Wiener 
Cabinets nur aus gewiflen geheimen Schritten der Florentiner Regierung, welche 
wieberum von ben ttafienifchen Bevollmächtigten entichieden abgeläugnet wurden.“ 

(Stier folgen längere Erörterungen über die römiſche Frage und die Ver⸗ 
handlungen über diejelbe bis zum 30. Juli, — dann heißt e8 meiter:) 

"nei Zage ſpäter (1. Auguft) fam Graf Bimercati von Wien wieber 
neh Paris mit einem Bertragsentwurf in vier Artileln. Der Kaifer von 
Defkerreih nnd der König von Italien verpflichteten fi, ihre Land— 
und Seearmeen auf den Fuß der bewaffneten Neutralität zu flellen, 
welde auf Abrede und gleichzeitig in eine effective Cooperation zu 
Gunfen Frankreichs verwandelt werden follte. Die Bedingungen biejer 
Cooperation vor, während und nach dem Kriege waren gegenfeitig geregelt und 
in ben erſten Tagen bes September jollte man, wie Oeſterreich ſchon 
mehrmals erklärt hatte, in's Feld rüäden. Der Vertrag enthielt auch einen 
befonderen Artilel über Rom, kraft deſſen Defterreih Italien feinen Beiftand 
veriprah, um für die Regelung ver römiſchen Angelegenheiten vortheilhaftere 
Bedingungen zu erwirten, al® Diejenigen der September» Konvention. Dieſer 
Artikel wiederholte in einer weniger ausbrüdfichen, aber eben fo wirffamen Form 
das früher bei Seite gejchobene Anfinnen. Der Vertrag wi übrigens weſentlich 
von dem erften ab, in fo fern er nicht mehr ein Bertrag zu Dreien, fondern 
eine Convention zwiſchen zwei Mächten war, bie fich erft jpäter mit einer britten 
verbünden follten. Das war denn aud bie erfte Bemerkung, welche fi) dem 
Minifter des Aenferen aufbrängte. Man antwortete, daß, da Frankreich ein 
fiegführender Theil geworben, ein Vertrag zu Dreien fofort die Eröffnung ber 
Grinbieligteiten Preußens und vielleicht auch Rußlands gegen Defterreih und 

ien nach fich ziehen würde. Man dürfe fich nicht angreifen laſſen, ehe man 

it wäre, jondern müfje bis Anfang September warten bürfen. Darum hätte 
man eine bewaffnete Neutralität verabredet, welcher außerordentliche Zuftand alle 
Rfungen rechtfertigte, ohne doch eine Kriegserflärung zu fein; um aber bei une 
kisen Zweifel über ben wahren Zwed des Vertrages auflommen zu laffen, hätte 
mon ausprüdlich hinzugefügt, Daß diefe bewaffnete Neutralität ſich in eine effec- 
five Cooperation zu Gunſten Frankreichs ummanbeln follte. 

Nachdem er einige Stunden in Paris geweilt, ging Graf VBimercati nad 
Mey, um ben Vertrag dem Kaifer zu unterbreiten. Einen ober zwei Tage darauf 
fam er von dort zurüd. Der Kaifer hatte zweierlei verlangt: 1) Daß ber Augen- 
blid, da die bewaffnete Neutralität fi in einen effectiven Beiftand verwan- 
bein follte, fogleih und zwar für einen naben Zeitpunft feftgeftellt, und 
2) daß der Artikel, in welchem Oefterreich- Staften feine Unterftügung filr bie 
Revifion des Septembervertrags verſprach, geftrichen wiirde. In der That hatte 
diefer Artikel nah ben in ben letzten vierundzwanzig Stunden ausgetaufchten 
Erklärungen Leine Berechtigung mehr. Am 28., alfo drei Tage vor der Ankunft 
bes Grafen Bimercati, hatte der franzöſiſche Gefandte in Florenz gefchrieben: 
„Herr Bisconti-Venofta erwartet bie Ankunft des Grafen Bitthum, um 
fih von den Vorſchlägen Oeſterreichs und den Vortheilen einer bewaffneten Neu- 
traltät einen richtigen Begriff zu machen. Er ift ber Anficht, daß nad ben 
jüngſten Erklärungen ein Uebereinlommen, in welchem das Wiener Cabinet feine 

Dienfte verſprach, um von uns wichtige Zugeftänbniffe in ber römiſchen 

age zu erwirken, nicht von Belang und mithin lberflüffig wäre.” — — 

Nah einem mehrftündigen Aufenthalt in Paris lehrte Graf Vimercati 
nah Florenz zurüd, wo inzwiſchen Graf Vitzthum mit den Inftructionen des 

fen Beuft von Wien eingetroffen war. In diefer letzten Phaſe der Unter» 
fung ober vielmehr ber Abfafjung des Vertrages war ber König Bictor 
Emmanuel eifrig bemüht, die Sache zum Abſchluß zu bringen. Er beflagte den 
mug, welchen das Wiener Cabinet in die Action brachte, und fchien bereit, 
ſchon früher ins Feld zu rücken, wenn Oeſterreich ihm den Durchzug nach Baiern 
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geflatten wollte. Aber bie Defterreiher wandten ein, daß es ein offenbar frie- 
gerijcher und alfo mit ber eigenen Eröffnung der Feindſeligleiten gleich bedeutender 
Act wäre, wenn es ben italieniichen Truppen feine Südgrenzen öffnete. Das 
Gebiet des Kaijerftaates, lagten fie, ſtößt an Preußen und Rußland 
und fie müßten fi daher bei dem erften feindfeligen Acte darauf 
gefaßt machen, angegriffen zu werben. Deshalb könne Defterreich - Ungarn 

ine balbe Maßregel ergreifen und nicht früher den Krieg erklären, als 
bis es feine Rüftungen beendet hätte. Aus biefem Grunde müffe es fich, 
wie in dem Artikel des Bertrages geichehen, das Hecht vorbehalten, im Einver- 
nehmen mit den beiden anderen Mächten den Augenblid feiner militärijchen 
Action zu beflimmen. Der Artikel über Rom hingegen wurde in Wien wie 
in Florenz fallen gelaffen und mithin aus dem Bertrage geftrihen, in dem er 
wohl auch nur als Verſuchsballon Pla gefunden hatte. 

So weit waren bie Dinge gebieben; bie franzöfiichen Vertreter hatten bie 
nöthigen Vollmachten erhalten und man erwartete von Stunde zu Stunbe ben 
Abſchluß und die Unterzeichnung bes Bertrages, als die für unjere Waffen 
unglüdliden Kämpfe von Wirth und Weifenburg dazwiſchen fa- 
men. Das Minifterium trat am 9. Auguft zurüd und aller Wabhr- 
ſcheinlichkeit nah war von dem öfterreihifch-italienifhen Bertrage, 
ber jih in eine Tripel-Allianz verwandeln follte, nit mehr die 
Rede; denn noch mehr mit dem Sieger als mit Frankreich hatten 
Defterreih und Italien fih verbünben wollen. Bon ber Miffion vom 
20. Auguft und den Verzichtleiftungen, die fie bezwedt zu haben fcheint, weiß ber 
Berfafier diefer Darftellung nichts und kann er nichts jagen. Sie gehört ber 
Kriegsgeihichte an und nicht der Politik. Wohl aber mußte conftatirt werben, 
daß die Allianzen des Kaiſerreichs nicht durch die Schuld des heiligen Stuhls 
zertrümmert oder verhindert worben find. Sie wurden zerrifien burd 
unjere Unglüdsjchläge, die uns in wenigen Tagen tief unter das 
Niveau herabbradten, auf weldem die Allianzen gebeihen.“ 





1. Die Rüftungen, 


Aus dem Generalſtabswerke „Der deutich= franzöfiiche 
Krieg 1870— 71.” 


Die franzöfifhe Armee, ihr Operationsplan und ihr 
Aufmarſch. 


„Gegen Mitte Juli 1870 betrug nach den beſten franzöſiſchen Quellen bie 
Eurke des Heeres 567,000 Mann, wovon jedoch 230,500 Mann nicht für bie 
Feldarmee in Betracht kamen, fo baf für biefe nur rund 336,000 Mann librig 
blieben, eine Ziffer, die mit den vom preußifchen Generalftabe vor dem Kriege 
gemachten Ermittelungen faft genau übereinflimmt. 

. &Der innere Zuftand der Armee kraukte an manchen ſchwer wiegenben Ge⸗ 

Dur den fteten Wechfel der Regierungsformen war diejenige Treue und 
Inlingfichleit an ein angeftammtes Herricherhaus im Heer, wie in der Nation 
Äberfaupt verloren gegangen, welche in anbern Ländern verberbliche Erſchütte⸗ 
rungen der öffentlichen Zuftänbe abwendet. Der franzöfifche Offizier und ſelbſt 
der gemeine Solbat bient dem Baterlande und bient ihm mit Hingebung und 
Aufopferung, aber an der wechſelnden Geftalt des Staatsoberhauptes hängt er 
nicht mit dem regen Pflichtgefühl, das in bebingungslofer Anerkennung ber 
Autorität alle feine Kräfte opfert. 

Bie die ganze Nation, fo belebt auch ben franzöfiihen Offizier ein hohes 
und in vieler Beziehung gerechtfertigtes Selbftgefühl, aber auch eine Unterfchägung 

derer. Seine ganze Erziehung wirkt darauf hin, ihm die Ueberzeugung bei« 
bringen, daß Frankreich allen anderen Ländern weit voranfteht. enn ber 
Zögling der Militärſchule von St. Cyr die goldenen Säle von Berfailles durch⸗ 
Mreitet, fo erblidt er faft nur Schladhtgemälde, und in allen find die Franzoſen 
bie Sieger. In langen Reiben ftehen bie Helden, welche die Oriflamme, das 
Eifiendanner, den Adler oder die Trilolore, immer aber bie Zeichen Frankreichs 
nach den Hauptſtädten beinahe aller Länder getragen haben. So wird bie fran- 
zẽfiſche Kriegsgeſchichte, eine Geſchichte ununterbrohener Triumphe, ein Helben- 
gediht, in welhem Mißerfolge nur durch Nebenumftände oder durch Verrath zu 
eitlären find. Die Wahrheit zu fuchen lohnt nicht der Mühe, fie auszufprechen, 
wure unpatriotiih. Kein Wunder alfo, wenn ber junge Offizier fih wenig um 
das Ausland, um deffen Sprade, Einrichtungen und Zuftände beflimmer. Man 
dat in Frankreich kaum eine Ahnung gehabt von dem ümſchwung, ben zwei Feld» 
zige in der Gefinnung der deutſchen Völkerſtämme bewirkt hatten, von ihrem 
nicht mehr befiegbaren Gefühl der Zuſammengehörigkeit und man ift volllommen 
Überrafcht ewejen, einen ebenbürtigen Gegner zu finden. Nur wenige Marer 
lidende Männer glaubten von ben Seeredeinrichtungen bes Auslanbes etwas 
für fi ſelbſt brauchen zu Können. — — 
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Der Plan für die Verwertung ber Streitlräfte bei einem Kriege gegen 
Deutfchland dürſte ſchon feit Jahren Gegenſtand von Berathungen geweſen fein, 
auch batte man einzelne Verſuche gemacht, fih Kenntniß von ben geographifchen 
und ftatiftifchen Verhältniſſen jenfeit Der eigenen Landesgrenze zu verfänffen. — — 
Eine in der zweiten Hälfte des Krieges erſchienene und dem Kaiſer Napoleon 
ſelbſt zugeſchriebene Brochüre dürfte das Weſentliche des ſchließlich angenommenen 
Planes enthalten. Nach dieſer wäre der franzöſiſchen Heerführung die große 
Ueberlegenheit nicht verborgen geweſen, welche das vereinigte Deutſchland den 
Streitkräſten Frankreichs entgegenzuſtellen vermochte. Von der Anſicht ausgehend, 
daß die Zahl der wirklichen Kämpfer im freien Felde niemals die Hälfte der 
Geſammt⸗Heeresſtärke überrage, glaubte man die auf dem Schlachtfelde verwend⸗ 
baren deutſchen Streitkräfte auf 850,000 Mann, die eigenen auf 300,000 Dann 
berechnen zu jollen. 

Aber dieſe faft Doppelte Ueberlegenheit des Gegners hoffte der Kaiſer durch 
die Echnelligfeit ver Bewegungen nit nur gut zu maden, ſondern aud das 
Verhältniß zu feinen Gunſten umzugeftalten. Die Bedingung hierfür war, baß 
e8 ihm gelänge, den Rhein in feinem oberen Laufe überrafchend zu überjchreiten 
und dadurch Süd- und Norbdeutfchland von einander zu trennen. 

Preußen berechnete man mit einer Wehrkraft von 350,000 Kombattanten, 
und als Ergebniß eines erften Erfolge wurde der Anſchluß Defterreiche und 
Italiens erwartet. 

Seinem Plane gemäß, von welhem ber Kaifer in Paris nur den Mar- 
ſchällen Mac Mahon und Leboveuf Mittheilung machte, follte die erfte Con⸗ 
centration der Armee mit 150,000 Dann um Meg, mit 100,000 Dann bei 
Straßburg und mit weiteren 50,000 Daun im Yager von Chälons erfolgen. 
Alsdann war beabfitigt, die Armee von Meg näher an die von Straßburg 
heranzuziehen und in einer Stärle von 250,000 Mann den Rhein bei Marau 
zu überjchreiten. 

Nachdem man hierauf die ſüddeutſchen Staaten zur Neutralität gezwungen, 
follte die preußifche Armee aufgefucht und befämpft werden. Während Diefer Ope- 
rationen fiel dem aus dem Lager von Chälons auf Met dirigirten Reſervecorps 
die Aufgabe zu, den Rüden ber Armee zu beden und die Norboftgrenze zu über- 
wachen. ©leichzeitig erwartete man, daß das Erjcheinen der Flotte im Baltifchen 
Meer einen Theil der feindlichen Kräfte zur Sicherung ter Küften fefthalten werde. 

Allerdings bafirte der fo aufgeftellte Plan auf ber richtigen Anfchauung, 
baß Die Ueberlegenheit des Gegners nur durch Echnelligkeit der Bewegung aus- 
zugleihen jei, aber man täufchte ſich Über die Verhältniſſe Süd- und Norb- 
deutſchlands, wie man bie Selbſtthätigkeit und die Ziffer der preußiſchen Etreit- 
fräfte unterjchägte. Lexteres war um fo auffallenter, als man wiffen mußte, 
daß Preußen bereits im Feldzuge von 1866 etwa 350,000 Manı ins Feld ge- 
führt, und daß feine Streitkräfte ſeitdem eine nicht unbeträchtliche Vermehrung 
erfahren batten. 

FSernerbin aber verfannte man, wie wenig gerade bie franzöfifche Armee in 
ihrem damaligen Zuftande für jchuelle Eröffnung des Feldzuges und rapibe 
Führung der Operationen bejonders geeignet war. 

Die ſchwächſte Seite der franzöfiichen Heeresorganifation war der langjame 
und fchmwerfällige Uebergang der Armee von ben Friedensverhältniffen auf bem 
Kriegsfuß. Dies zwang zu ſich überftürgenden und verwirrenden Maßregeln bei 
der Mobilmahung, deren nachtheilige Folgen für die Armee gleich bei Eröffnung 
bes Krieges liberaus verhängnißvoll wurden. Während in Deutfchland im Hinblick 
auf den nah allen Seiten bin grünblich vorbereiteten und bewährten Mobil» 
madhungsplan ftreng an dem Grundſatz feftgehalten wurde, die Mobilmachung 
jedes einzelnen ZTruppentheils an Ort und Stelle orpnungsmäßig durchzuführen, 
‚bevor man mit der Konzentrirung und dem Eifenbahntransport nad) ber Grenze 
begann, wurden in Frankreich die einzelnen, noch dazu meift neu zu formirenden 
Korps in unfertigem Zuftande nad ber Grenze vorgejchoben, noch bevor fie ihre 
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Reſerven, Zrains sc. erhalten hatten. Die franzöfiihen Streitkräfte, obichon früher 
bis gegen die Grenze vorgeichoben, als die deutſchen, wurden demungeachtet erft 
viel ipäter volllonımen gebrauchsfähig, jo daß, als die beutiche Offeufive mit 
vollſtändig kriegsgeorbneten Armee» Corps und Armeen begann, die franzöftichen 
Korps zum größten Theil noch in der Kormation und Kriegsausrüftung begriffen waren. 

Die franzöſiſche Diplomatie hätte den Ausbruch des Konfliktes verzögern 
Bunen, bi8 man zum Sölagen bereit war; aber fie erflärte den Krieg, noch 
beror die Regierung in der Tage war, biefer Erflärung unmittelbar Folge zu 
geben; und jo geichah es denn nahmals, daß bie Streitlräfte Frankreichs, noch 
ehe fie völlig verfammelt und zu Offenfio- Operationen bereit waren, von ben 
deutichen Armeen auf eigenem Gebiet angegriffen wurben. Diejen auf Unkenntniß 
bed Gegners ſowohl, als der eigenen Kraft und Bewegungsfähigkeit bafirten fran⸗ 
zöfihen Planen gegenüber hatte nun bie beutjche Heeresleitung ſchon jeit Jahren 
bie Grundibeen jeftgeftellt, welche unter ben gegebenen Berhältniffen die Bafis 
ihrer Operationen gegen Frankreich werben follten.” 


Die deutfhen Armeen. 


„Dei der in Frankreich herrſchenden Aufregung war die preußische Regierung 
ziht im Zweifel gewejen, daß jede in die Deffentlichleit hinaustretenbe Vorbe⸗ 
retung gegen Kriegsgefahr den Krieg felbft unausbleibli herbeiführen würde. 
Man mußte, daß jchon jeit längerer Zeit eine große Thätigleit im franzöſiſchen 
Kriegs - Minifterium berrichte, dab bereits Vorbereitungen für Eifenbahntransporte 
getroffen und beveutente Vorräthe an Fourage beichafft waren. 

Auf deutſcher Seite war jede partielle Maßnahme, jelbft die Armirung der 
Sehungen, bisher unterblieben. Man wollte gar nicht oder vollftändig rüften 
und hatte Das Bertrauen, bei der Ordnung, welde in allen militä- 
riſchen Zweigen herrſchte, damit nicht zu ſpät zu kommen. Erſt als 
m Laufe des 15. Juli die Gewißheit gewonnen war, daß in Frankreich ein Ein⸗ 
berifen von Rejerven und Mobilgarben thatſächlich ftattfinde, auch in den Häfen 
de Rriegsflotte ausgerüftet werde, erfolgte in der Nacht zum 16. die Mobil- 
mehungsorbre und zwar für das gefammte norbbeutiche Heer. 

Aber Preußen und ber Norbbeutihe Bund follten im bevorftehenben 
Kampfe nicht allein ſtehen. Die Gefahr, welche durch das Vorgehen bes alten 
Erhfeindes fir ganz Deutichland drohte, fand von dem Moment an, wo Frank⸗ 
veih nach dem Rücktritt Des Hobenzollernichen Prinzen die Angelegenheit für noch 
sicht erledigt erfiärte, alljeitig ihre volle Würdigung. 

Sanz Deutſchland trat unter die Waffen, vom erſten Moment jeiner Be- 
brobung an geeint, wie nie zuvor. 

Benn ber Krieg auch unerwartet zum Ausbruch kam, jo wurden bie beut- 
{ben Armeen dennoch durch denſelben nicht überraſcht. Die Erfahrungen bes 
Geldzuges von 1866 waren von feiner der damals friegführenden Mächte unbe- 
rüdfihtigt gelaffen worden und ein allfeitig reges Streben hatte theilweije zu 
neuen Organifationen, überall aber zu vielfachen Berbefjerungen geführt.” 

(Der Generalftab giebt hier eine Ueberficht der Verbefferungen, welde im 
Norddeutſchen Bunde, jowie in Bayern, Wilrttemberg und Baben im mehr ober 
minder engen Anſchluſſe an die norbbeutiche Heeredeinrichtungen eingeführt waren, 
— und fährt dann fort:) 

„Allen biefen Bemühungen ver verbünbeten Staaten verbankte Deutichland 
bie Aufflellung einer Streitmacht, wie in Stärke und einheitlicher Ausbildung 
bis dahin noch keine Nation fie zu verwirklichen vermocht hatte. — — 

Nach erfolgter Mobilmachung zählten die Streitkräfte des Norddeutſchen 
Bundes ohne Stäbe, Offiziere: 

die Feldarmee 385,000 Mann Infanterie, 48,000 Dann Kavallerie und 

1284 Geſchütze, 

die Bejatungstruppen 115,200 Dann Infanterie, 7200 Mann Kavallerie, 

34,600 Mann Feftungs - Artillerie und 162 Gejchüge, 
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die Erjastruppen 122,500 Mann Infanterie, 15,200 Mann Kavallerie unb 

246 Geſchüutze. 

Die BVerpflegungsflärle nah einer VBerehnung im Monat Yuguft 1870 
betrug 982,064 Mann mit 209,403 Pferden. 

Die Gefammtleiftung Bayerns ftellte fi nad derſelben Berechnung auf 
128,964 Mann und 24,056 Pferte, — die Gefammtftärte Württemberge auf 
37,180 Mann und 8876 Pferde, die Babenfhen Truppen auf 35,181 Mann 
und 8038 Pferde. 

Die Totalfumme der deutſchen Streitfräfte im Monat Yuguft nach ber 
Verpflegungsftärle war daher (mit Ausnahme der Marine) 1 Million und 
183.389 Mann mit 250,373 Pferden.“ 


General Moltles Feldzugsplan. 


„Zu den Aufgaben des Seneralftabes im Frieden gehört es, flir alle wahr⸗ 
ſcheinlichen kriegeriſchen Eventuafitäten die Gruppirung und ben Transport ber 
Truppenmaffen in betaillirtefter Weife zu bearbeiten, und die Entwürfe dafür im 
Voraus bereit zu halten. 

Bei dem Aufmarfche einer Armee kommen die vielfeitigften politiſchen und 
geographiihen Erwägungen neben ben militärifchen in Betracht. Fehler in ber 
urſprünglichen Verfammlung der Heere find im ganzen Berlauf der Feldzüge 
faum wieder gut zu machen. Alle diefe Anordnungen aber laffen ſich lange vorher 
erwägen und — die Kriegebereitichaft der Truppen und die Organifation bes 
en onefene vorausgefegt — müſſen fie zu dem beabfichtigten Reſultat 

bren. 

Kein Operationsplan kann mit einiger Sicherheit über das erſte Zuſammen⸗ 
treffen mit der feindliden Hauptmacht Pinausreichen. Nur der Laie glaubt in 
dem Verlaufe eines Feldzuges die voraus geregelte Durchführung eines in allen 
Einzelbeiten fefigeftelten und bis an das Ende eingehaltenen urſprünglichen 
Planes zu erbliden. Gewiß wird der Felbherr feine großen Ziele fletig int Auge 
behalten, unbeirrt darin Durch bie Wechjelfälle der Begebenheiten, aber die Wege, 
auf welchen er fie zu erreichen hofft, laſſen fich weit hinaus nie mit Sicherheit 
vorzeichnen. 

Die detaillirten Vorſchläge für die Verſammlung aller beutfhen Streit- 
fräfte im Fall eines Krieges gegen Frankreich und für Aufftellung und ®lieberung 
der einzelnen Armeen, als Bafis jeder weiteren Operation, finden wir nieber- 

elegt in einem Memoire des preußijchen Generalftabes, welches ſchon vom Winter 
868 —69 batirt. 

Als nächftes Operationsziel wird in bemfelben bezeichnet, „die Hauptmacht 
des Gegners aufzuſuchen und, mo man fie findet, anzugreifen.“ Bei diefem ein⸗ 
fachen Plan wird jedoch auf bie Schwierigkeit hingewiejen, welche aus ber Hand⸗ 
babung ter dafür erforderlichen „jehr großen Maſſen“ erwächſt; und als leitenter 
Gedanke, ſchon von den erften Bewegungen an, läßt ſich unfchwer das Beftreben 
erkennen, bie feindliche Hauptmacht in nördlicher Richtung von ihrer Verbindung 
mit Paris abzubrängen. 

Das Memoire des General® von Moltke prüft zunädft Die Stärkever⸗ 
hältniſſe der beiderſeitigen Feldarmeen. Indem hierbei von der Annahme aus- 

egangen wird, daß in Folge der Traneport- und vielleicht auch politifcher Ver⸗ 

Bältniffe Norbdeutichland zunächſt nur Über 10 Corps verfügt, werden diejelben 
auf 330,000 Dann beziffert, welchen Frankreich im erften Augenblid nur 250,000, 
nah Einreibung feiner Rejerven aber 343,000 Dann entgegenftellen werde. 

Diefes anfänglide Stärleverhältniß mußte bedeutend zu unſeren Gunften 
umjchlagen, wenn die ſüddeutſchen Staaten gleihfalls am Kriege Theil nahmen, 
oder wenn demnächſt auch nur die 3 noch disponiblen Referve- Corps und einige 
ber zu formirenden Landwehr» Divifionen aus Norbdeutichland rechtzeitig heran⸗ 
gezogen wurden. 

„Es leuchtet ein,“ jagt das „Memoire,“ „wie wichtig es ift, die Ueberlegen- 
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beit auszunutzen, welche wir glei anfangs, allein fchon in den norbbentichen 
Kräften befigen.“ 

„Diele wird am entſcheidenden Punkte noch weſentlich gefteigert werben, 
wenn bie Franzoſen fi auf Erpeditionen gegen die Nordfee- Küfte oder nad 
Gürdeutichland einlaffen. Zur Abwehr der erfteren find die ausreichenden Mittel 
im Lande verblieben. In Betreff der letzteren Operationen hatten bereits früher 
Beiprechungen zu Berlin mit ben Vertretern der ſüddeutſchen Kontingente flatt- 
gefunden. Man batte ſich überzeugt, daß bei direkter Vertheibigung bes oberen 

being und des Schwarzwaldes Norddeutſchland eine wirffame, unmittelbare 
Hülfe im erſten Augenblid, [on der Entfernung nach, nicht zu leiften in ber 
Lage fei, daß eine weit größere Sicherung des deutſchen Südens aus ber Ver⸗ 
einigung aller Streitkräfte am mittleren Rhein erwachſe, welche von dort, ſei es 
auf dem rechten oder dem finten Ufer, offenfiv in bie Flanke der feindlichen In- 
vaſion vorgingen und dieſe nothwendig fehr bald zum Stehen oder zur Umlehr 
jwingen mußten. 

Es verdient ausbrüdlich hervorgehoben zu werden, daß die jübbentichen 
Fürſten, dieſen Anfichten beipflichtend, in Hingebung an die gemeinfame Sache 
und im Bertrauen auf die obere Heeresleitung nicht zögerten, das eigene Landes⸗ 
gebiet von ihrer aktiven Militärmadt zu entblößen, um fie bem norbdeutichen 
Heere unmittelbar anzureiben. Um fo jchwerer wog dabei bie Verpflichtung, welche 
ber Norden übernahm.” 

Das, wie bereit3 bemerkt, im Winter 1868/69 niedergelegte Memoire ent- 
widelte ſodann vollftändig den Plan zu den Operationen auf dem erften Kriegs⸗ 
theater zwilchen ber Saar und Straßburg, wie berfelbe im Sommer 1870 un⸗ 
verändert bie Grundlage für die bei dem plötlich entbrennenden Kriege zunächft 
zn treffenden Anordnungen gebildet hat. 

In ber Borausjegung ihrer Gutheißung waren bie Vorarbeiten in jeber 
Richtung Bis in das lette Detail fortgeführt, und als der König beim Eintreffen 
in Berlin die Genehmigung ertheilte, war nur erforderlich, das Datum bes erften 
Mokilmahungstages in die, von der Eifenbahn- Abtheilung im Generalftabe für 
jeden einzelnen Zruppentbeil ausgearbeiteten, Marfch- und Bahr» ZTableaur ein- 
zufügen und jo den Transport beginnen zu laffen. 

Bereits unter dem 18. Juli befahl Se. Majeflät der König die Bildung 
ber einzelnen Armeen in ber vorgejchlagenen Weife, deren Ober» Kommandos 
glei nad) erfolgter Konzentration in Wirkſamkeit traten. 

Im preußiſchen Generalftabe hatte man die in Frankreich ſtattfindenden 
Sormationen mit folder Sorgfalt aufmerffam verfolgt, daß ſchon am 24. Juli 
eine von dem Major Kraufe zufammengeftellte Ordre de bataille der franzöfiichen 
Armee zur Kenntniß der deutſchen Armeen gebracht werden konnte, welche jpäterhin 
zur vollftändigen Richtigkeit nur unweſentlicher Korrelturen bedurfte.“ 





8. Der Krieg. 


Bis Scdan. 


1870. 2. Auguft. Armeebefehl ded Könige. 
Ganz Deutfchland fteht einmüthig in den Waffen gegen einen Nach⸗ 


barftaat, der und überraſchend und ohne Grund den Krieg erflärt hat. 
Es gilt die Vertheidigung des bedrohten PVaterlandes, unferer Ehre, des 
eigenen Heerdes. Ich übernehme heute dad Commando über die gefammten 
Armeen und ziehe getroft in einen Kampf, den unfere Väter ın gleicher 
Lage einft ruhmpoll beftanden. Mit Mir blidt das ganze Vaterland ver» 
trauensvoll auf Euch. Gott der Herr wird mit unferer gerechten Sache fein! 


Mainz, den 2. Auguft 1870. Wilhelm. 


4. Auguft. Weißenburg. 
6. Auguſt. Wörth, 
6. Auguft. Spicheren. 


Die Eindrüde und Folgen der Niederlagen in Frankreich. 


Erfte Depeichen des Kaijers. 
Met, 6. Mitternacht. 
„Mac-Mabon hat eine Schlacht verloren. Froſſard ift an der Saar 
endthigt worden, ſich zurüdzuziehen. Der Rüdzug vollzog fich in guter Ordnung. 
Es kann noch Alles wieder gut werden.“ 


Paris, Sonntag 7. Auguf, Nachmittags. 
Aus Metz, Sonntags 8'/, Uhr Morgens, wird officiell gemeldet: „Um uns zu 
unterftägen, ift e8 nötbig, daß Frankreich und Paris einträchtig bereit find, ihrem 
atriotismus die größten Anftrengungen aufzuerlegen. Hier verliert man weber Kalt- 
lütigkeit noch Vertrauen; bie Bode, anf die wir geftellt werben, ift ernft, aber 
fie gebt nicht Über das hinaus, was ber Patriotiemus der Nation leiften kann.“ 


Proclamation der Kaiferin - Regeutin. 


„Franzoſen! Der Peglın bes Krieges ift für uns ungünſtig gewefen. 
Unfere Waffen haben eine Niederlage erlitten. Seien wir dieſem Unfall gegen- 
über feft und beeilen wir uns, ihn gut zu machen. Möge es unter uns nur eine 
Bartei gen, der alle Frauzoſen angehören; nur eine Sahne — die unferer natio- 
nalen Ehre — möge uns voranwehen. Ich komme in Eure Mitte. Treu meiner 
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Miſſion und meiner Pflicht, werbet Ihr mich als bie Erfte bei jeder Gefahr 
ſehen, wo e8 gilt, die Fahne Frankreichs zu vertbeibigen. Ich beichwöre alle 
guten Bürger, bie Ordnung aufrecht zu erhalten. Diejelbe flören, wäre nichts 
nderes, als mit unferen Feinden zu confpiriren. 
Gegeben im Palaft der Zuilerien, 7. Auguft, 11 Uhr Vormittags. 
Eugenie.” 
Proclamation des Miniſteriums. 
„Franzoſen! Wir haben Euch jetzt die volle Wahrheit geſagt, jetzt iſt es an 
Euch, Eure Pflicht zu thun. Ein und derſelbe Ruf möge von allen Franzoſen 
von einem Ende Frankreichs bi8 zum andern tönen. Möge das ganze Boll fich 
erheben in Hingebung, um großen Kämpfen Stand zu halten. Einige unferer 
Kegimenter find unterlegen, unfere ganze Armee ift noch nicht beſiegt. Derſelbe 
Hauch der Unerſchrockenheit befeelt fie noch immer. Sekten wir der jett von 
giädihem Erfolge begleiteten Kühnheit des Gegners Zähigkeit entgegen, welde 
die Geſchicke beherrſcht. Ziehen wir ung auf uns felbft zurüd und mögen bie 
„Eroberer“ gegen einen Wall von menſchlichen Leibern anflürmen. Wie es im 
Jahre 1792 und wie es bet Sebaftopol gewefen, jo mögen auch jett unfere 
Kiederlagen nur eine Schule ber Siege fein. E8 wäre ein Verbredhen, auch nur 
änen Augenblid an ber Wohlfahrt des Baterlandes zu verzweifeln und noch 
mehr, nicht zu derfelben beizutragen. Bleibt aufrecht alfo! Aufreht! Und Ihr 
Einwohner des Centrums, des Nordens und des Südens, auf denen nicht bie 
Bürbe des Krieges Iaftet, eilet mit einmüthigem Clan Euren Brüdern im Often 
zu Hülfe Möge Frankreich, das in Erfolgen einig gewefen, noch einiger fein in 
der Zeit der Prüfungen. Gott fegne unjere Waffen!“ 


Aus dem „Journal officiel“ vom 8. Auguft. 


„Es giebt im Leben der Völker feierliche und entjcheidende Stunden, wo 
Gott ihnen Gelegenheit giebt, zu zeigen, was fie find und mas fie vermögen. 
Ein folder Augenblid ift für Frankreich gelommen! Man bat oft gemeint, daß 
de große Nation, fo unerfchroden fie im Anftürmen fei, Doch ſchwere Unglücks⸗ 
le nicht zu ertragen wiffe. 

Was fi jetzt vor unfern Augen vollzieht, ftraft biefe Verleumbung Lügen. 
Die Haltung ber Bevölkerung zeigt feine Entmuthigung, jondern eine patriotifche 
Buth gegen die Angreifer Frankreichs, welche bier ihr Grab finden follen. 

Alle Franzoſen werben fih wie ein Dann erheben! Sie gedenken ihrer 
Borfahren und Derer, die nach ihnen bommen. Hinter ihnen liegen Jahrhunderte 
des Ruhmes, vor ihnen eine Zukunft voll Freiheit und Macht, bie ihr Herois- 
mus ſchaffen fol! Niemals bat Frankreich in gleich großer und impojanter 
Beile den edeln Stolz und die Kraft des National» Eharacters gezeigt. Bol 
Enthufiasmus ruft Alles: Auf zu den Waffen, fiegen oder fterben! 

Während unfere Soldaten heroifch den Boden des Vaterlandes vertbeidigen, 
if Europa mit Recht voll Unruhe über die Erfolge Preußens. Man weiß nicht, 
wie weit ber Ehrgeiz dieſer unerfättlihen Macht gehen könnte, wenn ein befint- 
tiver Triumph fie noch mehr anſtachelte. Es ift ein unveränderliches Geſetz der 
Geſchichte, daß jedes Volk, welches durch außergewöhnliche Erfolge das allgemeine 
Gleichgewicht ftört, gegen feine Siege eine Reaction wach ruft und alle andern 
Völker fi zu Feinden macht. Es kann nicht fehlen, Daß dieſe Wahrheit auch) 
jegt wieder durch die Thatfachen beftätigt wird. 

Wer ift denn Überhaupt intereffirt an ber Herftellung eines beutfchen Reichs, 
wer fann denn überhaupt wünſchen, daß die Nord» und Dftfee ein preußifcher 
See würden ? 

Iſt es vielleicht Schweden, Norwegen und Dänemark, welche der Triumph 
Preußens vernichten würde, oder ift es etwa Rußland, welches mehr als eine 
andere Macht Interefie bat, das Gleichgewicht bes Nordens gegen das Bor- 
drängen des Germanenthums zu wahren? 
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FR es vielleiht England, welches als große Seemacht, als Schützer Däne- 
marks ſich weiteren Fortfchritten der preußiihen Marine entgegenftellen muß? 
Iſt es vielleicht Holland, weldyes bereits lange genug duürch die Intriguen Bis. 
marcks bedroht war. 

Was Defterreich betrifft, jo würde bie Wieberberftellung eines beutichen 
Reiches unter dem Haufe Hohenzollern der gefährlichfte Schlag nicht nur für bie 
Dynaftie Habshurg, fondern Überhaupt für die Eriftenz einer auftro - ungariichen 
Monardie fein. Preußen würde ficherlich verfuchen, dem Wiener Cabinet Ver⸗ 
ſprechungen zu machen, aber man weiß, welcher Glaube dem Worte Bismard's 
Beinmeffen if. Eine angebliche Garantie, welcher Art fie aud fein möge, könnte 
niemals ftärler fein als die Bande, welche Preußen mit dem ehemaligen deutſchen 
Bunde verknüpften, und welde Preußen, doch ohne feiner Verpflichtungen ein- 
geben zu fein, in fo gewaltthätiger Weiſe zerriffen bat. 

Ein definitiver Triumph der Hohenzollern wäre für Italien nicht minder 
traurig als für Defterreihd. Ein deutſches Reich würde fih um jeden Preis 
Küftenländer zu verihaffen juchen und zwar im Süden wie im Norden. Es 
würde nach dem Beſitze Venedigs, Triefts, Amfterbams fireben. Die Regene⸗ 
ration Italiens würbe gefährbet fein. 

Wir appelliren an die Regierungen und an bie Völker Europas, um 
Europa dem preußifchen Deipotismus zu entreißen, um uns, fei es durch Allianzen 
oder durch Sympathien, bei der Wahrung bes europäilden Gleichgewichts zu 
unterftügen. Für Englaud, Dänemark, Schweden liegen ſchon Anzeichen vor für 
eine folde Wenbung. Defterreich und Italien rüften bereits. Unfer Patriotis- 
mus ift allen Sefadren gewachſen. Je ernfter die Umftände fein werben, befto 
größere Energie wird die Nation entfalten.“ 


Sturz des Minifteriumd Olivier. Minifterium Palifao. 


Einmarſch der deutihen Armeen in Frankreich. 
11. Auguft. PBroclamation an das franzöfifhe Volk. 


Hauptquartier Saarbrüden vom 11. Auguft. 

Bir Wilhelm, König von Preußen, thun den Bewohnern der 
durch die deutſchen Armeen befegten franzöfijchen Gebietötheile zu wiſſen, 
was folgt: | 

Nachdem der Karfer Napoleon die deutfche Nation, welche wünſchte 
und noch wünſcht, mit dem franzöfiichen Volle in Frieden zu leben, zu 
Waller und zu Lande angegriffen hatte, habe ich den Oberbeiehl über die 
deutfchen Armeen übernommen, um diefen Angriff zurüdzumeifen; ich bin 
dur die militairiſchen Ereigniffe dahin gelommen, die Grenzen Frank⸗ 
reich zu überſchreiten. 

Ich führe Krieg mit den franzöfiihen Soldaten und nicht mit den 
Bürgern Frankreichs. Diefe werden demnad fortfahren, einer vollkom⸗ 
menen Sicherheit ihrer Perlon und ihres Eigenthums zu genießen und 
zwar jo lange, als fie mich nicht felbft durch feindliche Unternehmungen 
gegen ie deutfchen Truppen des Rechts berauben werden, ihnen meinen 

chutz angedeihen zu laſſen. 

Die Generale, welche die einzelnen Corps commandiren, erben 
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durch befondere Beftimmungen, welche zur Kenntniß des Publikums werden 
gebracht werden, die Maßregeln feitjegen, welche gegen die Gemeinden oder 

gen einzelne Perjonen, die fi in Widerfpruch mit den Kriegsgebräuchen 
ie, zu ergreifen find; fie werden im gleicher Weife Alles, was ſich auf 
die Requifitionen bezieht, feftfegen, welche durch die Bedürfniffe der Truppen 
als nöthig erachtet werden, fie werden auch die Coursdifferenz zwiſchen 
deutſcher und franzöfifcher Währung feftftellen, um fo den Einzelverlehr 
wilden den Truppen und den Bewohnern zu erleichtern. 


Wilhelm. 


Die Ausweifung der Deutſchen aus Franukreich. 


2. Juli. Circular des Miniflers des Innern an die Präfecten. 


„Eine gewiffe Anzahl deuticher in Frankreich wohnender Unterthanen ift 
mm Dienft der Reſerven ober ber Landwehr in ihre Heimath zurüdgerufen 
worden. Ich theile Ihnen die in Betreff berjelben feit der Kriegserliärung ge- 
fsßten Beichlüffe mit. 

Es darf ihnen nit geftattet werden, Frankreich zu verlafjen, 
am gegen daffelbe die Waffen zu tragen. Sie werden bafelbfiden 
Ehug der Geſetze und ber Ihrigen finden, wenn fie fortfahren, 
lid veffen würdig zu zeigen. 

Beben fie ſich aber im Gegentheil Manövern oder Unternehmungen gegen 
fe Sicherheit des Staates hin, fo würde es Ihre Pflicht fein, fie daran zu ver 
hindetn und Sie würden Sorge tragen, mir Rechenfchaft darüber abzulegen.” 


DB. Auguſt. Aus dem gefetgebenden Körper. 


‚ „Die Erklärung des Minifters des Innern, Chevreau, daß man anfänglich 
die Apreife der Deutichen verhindert habe, um dem Feinde keine Streitkräfte zu- 
umwenden, daß man aber ſodann in feßterer Zeit mit ber maſſenhaften Aus- 
weilung thätig vorwärts fchreite, veranlaßten den Marquis de Piennes zu fol 
gender Anfrage: „Ich erjuche den Minifter des Innern, das Wort „ausweifen“ 
(eıpulser), welches er jo eben ausgeiprochen hat, näher zu erklären. Es hätte 
feine bedenklichen Uebelſtände vom Gefichtspunkte der Humanität und der Civi⸗ 
ation, wenn man ohne Unterfchied alle Perfonen aus Frankreich oder gar nur 
a8 Paris verjagen würde, welche ben Nationen angehören, mit denen wir im 
&riege find. (Genug! Genug! Tagesordnung!) Die Regierung bat das Recht, 
und fie hat fogar die Pflicht, die Fremden zu Überwachen, welche die Gaſtfreund⸗ 
Kaft, die fie bei uns finden, mißbrauchen. Ihre Umtriebe müffen Rreng beftraft 
Berden. Aber bie Humanität und die Civilifation würden Maßregeln zurückweiſen, 
welche ohne Unterſchied Deutiche träfen, welche feit langer Zeit in Frankreich 
wohnen und welche durch ihre Induftrie und ihre Arbeit zur Größe und zur 
Vehlfahrt unjeres Landes beigetragen haben.“ 

Der Minifter des Innern: „Ich erwibere, daß es ſelbſtverſtändlich außer 
Zweifel if, daß eine Mafregel wie diejenige, um welche es fi) handelt, Mittel- 
wege (temperaments) zuläßt und daß, wenn Männer als friebliche Bürger be- 
Kihnet werben, welche durch langen Aufenthalt, Durch ihre Gewohnheiten, durch ihre 
damilienbande fo zu fagen naturalifirt find, wir nicht die Graufamteit haben, fie 
1 ranfreid zu verweilen. Ich glaube nicht, daß es nöthig geweſen wäre, bas 

ügen.“ 
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Diplomatifhe Anfrage. 
Die ruffiihe Geſandtſchaft in Wien telegraphirt nach geichebener Anfrage bei 
der ruffiiden Geſandtſchaft in Baris (nad Stuttgart): 
„Mein Barifer Kollege giebt ihnen Nachricht, daß Leine Ausweifungsverfügung 
getroffen if. Friedliche Deutfhe, welde in Frankreich zu bleiben 
wünjchen, find dazu ermädtigt.” 


Weitere Ausweifungen. 


Paris, 13. Auguſt. Die Ausweifung ber Deutichen aus Frankreich nimmt 
immer größere Dimenfionen an. 

Köln, 15. Auguſt. Bei der mafjenbaften Ausweifung der Deutihen aus 
Frankreich ift von Seiten des Norbbeutihen Bundes Anordnung getroffen, daß 
allen bebürftigen ausgewiejenen Deutjchen das erforberliche Reiſegeld gewährt 
wird. Auch wegen demnächftiger freier Beförberung der Ausgewiefenen auf ben 
beutihen Eiſenbahnen ift Einleitung getroffen. 


17. Augufl. Antrag Gambetta’e. 


„Ich lege eine Petition der Einwohner von La Billette nieder, welche bie 
firenge Anwendung bes Fremdengeſetzes fordert. Sie haben ſich zu biejer ernften 
Maßregel eutfchfoffen, weil fie überzeugt find, daß wir von Spionen und Agenten 
ber Fremden umgeben find. Sie find lebhaft bewegt durch die Vorgänge vom 
Sonntag. Das Boll mit feinem eigenthümlichen Scharffinn fchreibt fie nicht 
Sranzofen, fondern Umtrieben der Fremden zu.” 


28. Augufl. Ausmeifungs- Decret. 


Der Gouverneur von Paris: „In Erwägung bes Gejees vom 9. Auguft 
1849 über den Belagerungszuftand; in Erwägung bes faiferlihen Decrets vom 
7. Auguft 1870, durch welches Paris und das Seinebepartement in Belagerungs- 
zuftand erflärt worden find; in Erwägung bes Artikels 75 des Decrets vom 
24. December 1811, weldyes den Gouverneur eines in Kriegszuftand verfebten 
Platzes mit der Vollmacht verfieht, die Ausländer auszuweiſen; in Erwägung bes 
Geſetzes vom 18,20. November und vom 3. December 1869, betreffend bie auf 
die Ausländer anwendbaren Polizeimaßregeln; in Anbetracht, daß es im Inter» 
effe der Nationalvertheidigung und auch für die Sicherheit der Perfonen, welde 
ihrer Nationalität nah den mit Frankreich in Krieg begriffenen Ländern ange 
bören, nothwendig ift, dieſe Ausländer zu entfernen: werfügt, wie folgt: 
„art. 1. —*— Individuum, welches nicht als Franzoſe naturaliſirt iſt und 
einem der mit Frankreich im Kriege begriffenen Länder angehört, iſt verpflichtet, 
aris und das Seinedepartement binnen drei Tagen zu verlaſſen und ſich aus 
—— zu entfernen oder ſich in eines der jenſeits der Loire gelegenen Depar⸗ 
tements zurückzuziehen. Artikel 2. Jeder Ausländer, welcher in das vorſtehende 
Gebot verfällt und demſelben nicht entſprochen und auch feine beſondere Aufent- 
haltserlaubniß von dem Gouverneur von Baris erwirft hat, ift zu verbaften unb 
vor die Kriegsgerichte zu flellen, die nach dem Geſetze zu erkennen haben. 


i8, den 28. 4 1870. 
Paris, ben uguft Der Gouverneur von Paris. Trochn.“ 


Aeußerung des preußifhen „Staats-Anzeigers“ über 
die Ausmweifungen. 


„Ich führe Krieg mit den frauzöſiſchen Soldaten und nicht mit ben Bürgern 
Frankreichs. Diefe werben demnach fortfahren, einer volllommenen Sicherheit 
ihrer Perfonen unb ihres Eigenthums zu genießen und zwar fo lange, als fie 
Dich nicht ſelbſt Durch feindliche Unternehmungen gegen bie deutſchen Truppen 
bes Rechtes berauben werben, ihnen Meinen Schuß angebeihen zu laffen.“ 

„So Tauten die Worte, welde ber Königliche Oberfeloherr der deutfchen 
Heere am 11. d. M. an das franzöfifche Bolt richtete. 
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Als Antwort darauf hat zwei Tage fpäter der Minifter des Innern im ge- 
Körper erklärt, „baß die Regierung Mafregeln treffe, um alle beutichen 
Untertbanen von franzöfiihem Boden zu vertreiben.” 

‚ Diefe neuefle Maßnahme der „Machthaber Frankreich” bildet nur einen 
weiteren Schritt auf ber Bahn der Vergewaltigung, mit welcher biejelben ben 
Kriegsfall geftellt und den Krieg bisher geführt haben. 

Im Anſchluß an die einftimmige Haltung der hiefigen Blätter geben auch 
ur uns dem Vertrauen bin, daß bie verbünbeten deutſchen Regierungen, geſtützt 
auf den einmüthigen Willen der Nation, alle Mittel aufbieten werden, um un⸗ 
ſeren vertriebenen Brüdern jede irgend angängige Hülfe und Unterftlgung zu ge 
währen. Keineswegs aber wird Deutſchland — wie wir ebenjo der feflen Juver⸗ 
fer ind —, im Bewußtfein feiner eigenen Würde und Ehre, an den Bürgern 

ichs, welche frieblih unter uns leben, bie terroriftifche Gewaltthat ftrafen, 
mit welcher das franzöfiiche Gounernement die beiben „zu einem hbeilfameren 
Beltlampf berufenen Nachbarvölker“ zu entzweien trachtet. Auch im Angeſicht 
ber ungerechten und barbariichen Verfolgung, welche über unfere deutichen Brüder 
hereingebrochen, werben wir der ehrwürdigen Sitte unferer Borfahren gemäß das 
Geftrecht der Bürger Frankreichs achten, welche, auf den Schu unferer Geſetze 
dertranend, ben deutſchen Boden betreten haben.“ 


Die Kämpfe bei Met. 
14. Auguft. Colombey-Nouilly (Gourcelles). 
16. Auguft. Vionville (Mars =la-Tour). 
18. Auguft. Gravelotte. 


Am Abend der Schladht. 


„— — Der König faß gegen Abend neben einer Gartenmauer biesfeite 
Nczewille. Unmittelbar an feiner Seite brannte eine große Wollfpinnerei, bie 
She Umgebung mit ihrem unbeimlichen Lichte erhellend. Man hatte eine 
feiter von einem Bauernwagen als Sig für ihn eingerichtet, und zwar fo, daß 
dat eine Ende auf eine Decimalwage, das andere Ende auf einen crepirten fran- 
fiden Grauſchimmel gelegt war; an feiner Seite befanden fih Prinz Carl, 
der Großherzog von Weimar, ber Erbgroßherzog von Medlenburg, Graf Bis- 
Mard, von Koon und Graf Dönhoff. 

Nah dem Siege dachte man auch an Erquidung — ein nit fern halten- 
der Marfetender wurde berangefchleppt. Der König trank aus einem abgebrochenen 

lafe, Bismard kaute vergnüglic an einem großen Stüd Kommisbrod. 

Inzwiſchen war es 8'/, Uhr Abends geworden, als das Feuer auf allen Bunlten 
nach und nad ſchwieg. Bis Bont-&-Mouffon wären 5 Meilen zurüdzulegen 

‚ und fo befahl der König das Bivouac auf dem Schlachtfelde. Der 

önig felbft wollte fih in feinen Wagen ſetzen. Es wurbe jedoch nach einigen 
Stunden in dem nahen Dorfe Rezonville noch ein Haus gefunden, wo ber König 
fh in einen Raum zurüdziehen konnte, dem er bie Benennung einer „Stube 
beilegte. Aus dem Föniglihen Kranlen- Transportwagen wurbe ein Geftell ge- 
Kommen und durch ein Baar darauf gelegte Sigliffen des königlichen Wagens in 
en Felbbett verwandelt. Auf demſeilben brachte der König, nur mit einem 
Mantel zugededt, die Nacht nach der Schlacht zu. Das Telegramm des Königs 
dem Bivouac, welches den Sieg vom 18. meldete, war bed Nachts vom 
Grafen Bismard beim trüben Scheine eines Wachtfeuers, dem aus ber Nadh- 
darſchaft ein brennendes Haus leuchten half, niebergeichrieben worben, und zwar 
die Bruſttaſche eines Beamten, der eben angelommen war und gemelbet hatte, 
daß er die Telegraphenleitung nach Gorze hergeſtellt, auf der dann die betreffende 
Giegesnachricht in die Welt flog. Lebensmittel waren in dieſer Nacht ſehr knapp 
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in der Umgebung des Königs, besgleichen war es mit bem Rachtquartier übel 
beftellt, da alle Dörfer voll Verwundeter lagen.” 


Bon Sieg zu Sieg. 
Aus dem „Staats - Anzeiger.“ 


„Sott leitet unfere Fahnen von Sieg zu Sieg! Seine Hand richtet unfer 
Boll auf und flärkt es in ber ſchweren, biutigen Zeit! 

Drei Schlachten find in ber kurzen Spanne Zeit, vom 14. zum 18. Auguft, 
um Metz geihlagen. Die Balme von Mars-la-Tours, am 16., fiel dem bran« 
denburgifden Armee» Corps zu. Aber an dem enticheidenden Tage vor Metz, 
am 18. Auguft, führte der Fönigliche Feldherr feine Preußen faft aus allen Landes⸗ 
tbeilen, dazu unfere norbdeutichen Bunbesgenoffen, zu großem, glorreihen Sieg! 

Die franzöfiide Hauptmacht mit ihren Kerntruppen, die Barden mit ihren 
ſtolzen Erinnerungen, find unter ihren bemwährteften Generalen in fefter Stellung 
aufs Haupt geichlagen worden; Angefichts des großen Waffenplages, der ihren 
Stigpunlt bildete und unerſchöpfliche Hülfsquellen an Kriegsmaterial zu bieten fchien. 

Legen wir ben wohlverbienten Lorbeer unb reiche Siegeepalmen auf bie er- 
blaßten Heldenföhne und Helbenbrüber, welde für König und Vaterland fiegten 
und farben, und um welde ihre Waffenbrüber und das ganze beutfche Volk in 
Trauer ſtehen! 

Es find Gottes Gerichte, die fie mit ihrem edlen Blute befiegeln; Gottes 
Gerichte gegen ein Voll, das in Ueberhebung und Verblendung ausharrt, und von 
deſſen fittliher VBerlommenheit ber Lügengeiſt Zeugniß giebt, welcher jettt bie wil« 
beften Leidenichaften aufruft und entfeflelt. 

Widerwärtig find die Scenen in ber Hauptftabt Frankreichs während ber 
nabenden Kataftrophe in ben oberen und unteren Bolksfchichten. Ein hohler 
Pathos appellirt vergeblih an den Patriotismus. Er hat mit ber Erfchütte- 
rung ber fittlihen Grundlagen im üffentliden Leben Frankreichs bort feinen 
ebeiften Gehalt verloren. 

Der Fanatismus ber Parteien und der angefachte Racenhaß vermögen ben 
Patriotismus nicht zu erfeßen. Völkerrechtswidrige Handlungen gegen friedliche 
deutſche Einwohner, Unthaten, welche durch Entfeflelung ber Leidenſchaften im ber 
Kriegführung hervorgerufen werben, find deren Folgen und brandmarken Franl- 
reich in den Augen aller Kulturvöller. 

Wenden wir dagegen das Auge auf das eigene Vaterland und feine Söhne, 
wie wohlthuend und erhebend ift dann der Blid! 

Deutihe Männer und deutſche Jünglinge gehen freudig und mit Sieges- 
zuverfit in den Opfertod. — Nicht Einer wid vor dem Feinde — nicht Einer 
von der ſchönen fittlihen Manneszucht, deren Symbol die preußifhen Fahnen 
ſtets waren und bie jeden unferer beutichen Krieger erfüllt. 

Unfer Volk daheim aber läßt die Banner und Fahnen nah den Siegen 
weben mit ftolzer Freude, aber zugleih mit Ernft und Würde und mit ſtummem 
Schmerz 

Wenn feine Epelften fallen, hat e8 einen zuverfichtlichen Troſt! Vergebene 
wirb biefer heilige Kampf nicht wieder gelämpft werden wie von unfern Vätern, 

egen ein Boll voll Herrſchſucht und Uebermuth, das Deutſchland feine fchönften 
Gebiete geraubt, e8 Jahrhunderte lang anmaßlich bedroht und gefährbet und zu 
erniebrigen verfucht hat. 

Der Herr, der unſere Heerichaaren zum Siege führt Über Lüge und Un- 
fitte, Er wird jegt gnädiglich fürjorgen, daß unſere eblen Opfer nicht vergeblid 
fallen. Er wird unferen königlichen Kriegsherrn im Silberhaare fegnen, daß ibm 
vergönnt fei, einen dauernden Völkerfrieden herzuftellen im Herzen Europas, burd 
ein großes einiges beutjches Vaterland, als Hort der Gottesfurcht, ebler Sitte unl 
wahrer Freiheit!“ 

Das malte Bott!“ 
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1. September. Schlacht bei Seban. 
Kailer Napoleond Ergebung. 
Schreiben des Kaiſers Napoleon. 


Monsieur mon fröre! N’ayant pas pu mourir au milieu de mes 
troupes, il ne me reste qu’& remettre mon &pee aux mains de Votre 
Najestd. Je suis de Votre Majest6 le bon fröre. 


Sedan, le 1. Septembre. Napoleon. 


Antwort des König. 


Monsieur mon frere! En regrettant les circonstances, dans lesquelles 
nous nous rencontrons, j’accepte l’&pee de Votre Majest6 et je vous 
pie de bien vouloir nommer un de Vos officiers muni de Vos pleins 
puvoirs, pour traiter de la capitulation de l’armee qui s’est si bravement 
kattue sous Vos ordres. De mon cöt& j'ai designed le general de Moltke 
à cat effet. Je suis de Votre Majeste le bon fröre 


Devant Sedan le 1. September 1870. Guillaume. 


2. September. Die Kapitulation von Sedan. 


Bericht ded Grafen von Bismarck an⸗Sr. Majeltät 
den König über die Verhandlungen bei Sedan. 


Donchery, ben 2. September 1870. 

„Nachdem ich mich geftern Abend auf Em. Königlichen Majeſtät Befehl 
hierher begeben hatte, um an den Verhandlungen der Kapitulation theil- 
zmehmen, wurden legtere biß etwa.1 Uhr Nachts durch die Bewilligung 
emer Bedenkzeit unterbrochen, welche General Wimpffen erbeten, nachdem 
General v. Moltke beftimmt erklärt hatte, daß feine andere Bedingung 
ald die Waffenftredung bewilligt werden und das Bombardement um 
I Uhr Morgens wieder beginnen würde, wenn bis dahin die Kapitulation 
nicht abgejchloffen wäre. Heut früh gegen 6 Uhr wurde mir der General 
Reille angemeldet, welcher mir mittheilte, daß der Kaiſer mich zu feben 
wänfche und fich bereit3 auf dem Wege von Sedan hierher befinde. “Der 
General Lehrte fofort zurüd, um Sr. Majeftät zu melden, daß ich ihm 
folgte, und ich befand mich furz darauf etwa auf halbem Wege zmwifchen 
bier und Sedan, in der Nähe von Frönois, dem Kaifer gegenüber. Se. Ma— 
jeſtät befand fich in einem offenen Wagen mit drei höheren Offizieren und 
ebenfo vielen zu Pferde daneben. Perfünlich befannt waren mir von legteren 
die Generale Saftelnau, Reille und Moslowa, der am Fuß verwundet 
(dien, und Baubert. Am Wagen angelommen, ftieg ich vom "Pferde, 
trat an der Seite des Kaiſers an den Schlag und fragte nad den Befehlen 
Er. Majeftät. Der Kaifer drüdte zunächſt den Wunſch aus, Ew. Königliche 
Majeftät zu fehen, anfcheinend in der Meinung, daß Allerhöchitdiefelben 
fi ebenfalls in Donchery befänden. Nachdem ich erwidert, daß Em. Ma⸗ 
jeſtät Hauptquartier augenblidlih drei Meilen entfernt, in Vendreſſe, fei, 
fragte der Kaifer, ob Em. Majeftät einen Ort beftimmt hätten, wohin er 
fi zunächft begeben folle und eventuell, welches meine Meinung dariiber 
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ſei. Ich entgegnete ihm, daß ich in vollftändiger Dunkelheit hierher ge= 
fommen und die Gegend mir deshalb unbelannt fei, und ftellte ihm dag 
in Dondery von mir bewohnte Haus zur Derfügung, welches ich fofort 
räumen würde. Der Kaiſer nahm dies an und fuhr im Schritt gen Don 
FREE bielt aber einige hundert Schritt von der in die Stadt führende 

aasbrüde vor einem einfam gelegenen Arbeiterhaufe an und fragte mid), 
ob er nicht dort abfteigen könne. Ar ließ das Haus durch den Legations⸗ 
rat Grafen Bismards Bohlen, der mir inzwifchen gefolgt war, befich- 
tigen; nachdem er gemeldet, daß feine innere Beſchaffenheit ſehr durftig 
und eng, das Haus aber von Verwundeten frei ſei, ſtieg der Kaiſer a 
und forderte mich auf, ihm in das Innere zu folgen. Hier hatte ich in 
einem ſehr kleinen, einen Tiſch und zwei Stühle enthaltenden Zimmer 
eine Unterredung von etwa einer Stunde mit dem Kaiſer. Se. Majeſtät 
betonte vorzugsweiſe den Wunſch, günſtigere Kapitulationsbedingungen für 
die Armee zu erhalten. Ich lehnte von Hauſe aus ab, hierüber mit 
Sr. Majeſtät zu unterhandeln, indem dieſe rein militäriſche Frage zwiſchen 
dem General v. Moltke und dem General v. Wimpffen zu erledigen jet. 
Dagegen fragte ich den Kaifer, ob Se. Majeſtät zu Friedensverhandlungen 
geneigt fei. Der Kaifer erwiderte, daß er jett als Gefangener nicht in 
der Tage fei, und auf mein weiteres Befragen, durch wen feiner Anſicht 
nah die Staatögewalt Frankreichs gegenwärtig vertreten werde, verwies 
mid Se. Majeftät auf das in Paris beftehende Gouvernement. Nach 
Aufklärung dieſes aus dem geftrigen Schreiben des Kaijer8 an Em. Ma⸗ 
jeftät nicht mit Sicherheit zu beurtbeilenden Punktes erkannte ih, und 
verfchwieg dies auch dem Kaifer nicht, daß die Situation noch heut, wie 
geftern, fein anderes praftifches Moment als das militärifche darbiete, 
und betonte die daraus für uns hervorgehende Nothwendigkeit, durch die 
Kapitulation Sedan's vor allen Dingen ein materielle Pfand für die 
Defeftigung der gewonnenen militärifchen Reſultate in die Hand zu be 
fommen. Sch Hatte jchon geftern Abend mit dem General v. Moltfe nad) 
allen Seiten hier die Frage ermogen: ob es möglich fein würde, ohne 
Schädigung der deutſchen Sntereffen dem militäriichen Chrgefühl einer 
Armee, die ſich gut gejchlagen hatte, günftigere Bedingungen als die feft- 
geftenten anzubieten. Nach pflihtmäßiger Erwägung mußten wir Beide in 
er Berneinung diefer Frage beharren. Wenn daher der General v. Moltte, 
der inzwilchen aus der Stadt hinzugelommen war, fih zu Ew. Meajeftät 
begab, um Allerhöchftdenjelben die Wünſche des Kaifers vorzulegen, jo 
gelhah died, wie Ew. Majeität befannt, nicht in der Abficht, diejelben zu 
efürworten. 

Der Kaifer begab ſich demnach ins Freie und lud mid) ein, mich vor 
der Thür des Haufes neben ihm zu fegen. Se. Majeftät ftellte mir die 
Frage, ob es nicht thunlich fei, die frauzöfiiche Armee über die belgijche 
Grenze gehen zu laſſen, damit fie dort entwaffnet und internirt werde. 
Ich hatte auch diefe Eventualität bereits am Abend zuvor mit General 
v. Moltke beſprochen und ging unter Anführung der oben bereit3 ange- 
deuteten Motive au auf die Befprechung diefer Modalität nicht ein. * 
Berührung der politiſchen Situation nahm ich meinerſeits keine Initiative, 
der Kaiſer nur inſoweit, daß er das Unglück des Krieges beklagte, und 
erklärte, daß er ſelbſt den Krieg nicht gewollt habe, durch den Druck der 
öffentlichen Meinung Frankreichs aber dazu genöthigt worden ſei. 





111 
18%. 


Durch Erkundigungen in der Stadt und insbefondere durch Recognos⸗ 
zungen der Dfficiere vom Generalftabe war inzwifchen, etwa zwifchen 9 und 
10 Uhr, feftgeftellt worden, daß das Schloß Bellevue bei Froͤsnois zur 
Aufnahme des Kaifers geeignet und auch noch nicht mit Verwundeten be= 
legt fei. Ich meldete dies Sr. Majeftät in der Form, daß ich Frésnois 
ald den Ort bezeichnete, den ich Em. Majeftät zur Zufammentkunft in 
berſchlag bringen mürde, und deshalb dem Kaiſer anheimftellte, ob 
Er. Majeſtät fich gleich dahin begeben wolle, da der Aufenthalt innerhalb 

Heinen Arbeiterhaufes unbequem jei, und der Kaiſer vielleicht einiger 
Rube bedürjen würde. Se. Majeftät ging darauf bereitwillig ein, und 

äitete ich den Kaifer, dem eine Ehren» Esforte von Em. Majeftät Leib⸗ 

iraſſier⸗ Regiment voranritt, nad) dem Schloffe Bellevue, wo inzwiſchen 
das weitere Gefolge und die Equipagen des Kaifers, deren Ankunft aus 
der Etadt bis dahin für unficher gehalten zu werden fchien, von Sedan 
engetroffen waren. Ebenſo der General Wimpffen, nit weldem, in Er» 
wertung der Rüdfehr des General3 v. Moltke, die Beſprechung der 
ern abgebrochenen Sapitulations-PBerhandlungen durch den General 
u Bodbielsty, im Beifein des Oberſt-Lieutenants v. Verdy und des 
Etnbschef3 des Generals v. Wimpffen, welche beiden Officiere das Pro» 
ttol führten, wieder aufgenommen wurde. Ich babe nur an der Ein- 
kitung derjelben durch die Darlegung der politiichen und rechtlichen Si⸗ 
tmation nach Maßgabe der mir vom Kaifer jelbft gemordenen Auffchlüfje 
teilgenommen, indem ich unmittelbar darauf durch den Nittmeifter 
—* v. Noſtiz im Auftrage des Generals v. Moltke die Meldung 
echielt, daß Em. Majeſtät den Kaiſer erſt nach Abſchluß der Kapitulation 
der Armee ſehen wollten, — eine Meldung, nach welcher gegneriſcherſeits 
die Hoffnung, andere Bedingungen als die abgeſchloſſenen zu erhalten, 
aufgegeben wurde. 

Ih ritt darauf in der Abfiht, Ew. Majeftät die Lage der Dinge 
u melden, Allerhöchftdenfelben nad) Cheers entgegen, traf unterwegs 

n General von Moltke mit dem von Ew. Majeftät genehmigten Terte 
der Kapitulation, welcher, nachdem wir mit ihm in Frésnois eingetroffen, 
mmmmehr ohne Widerſpruch angenommen und unterzeichnet wurde. Das 
Berbalten des General3 v. Wimpffen war, ebenjo wie das der übrigen 
franzöfifchen Generale in der Nacht vorher, ein fehr würdiges, und fonnte 
dieſer tapjere Dfficier ſich nicht enthalten, mir gegenüber feinem tiefen 
Shmerze darüber Ausdruck zu geben, daß gerade er berufen jein müſſe, 
tundvierzig Stunden nach feiner Ankunft aus Afrifa und einen halben 
ag nad) Hebernahme des Kommandos feinen Namen unter eine für die 
franzöfiihen Waffen fo verhängnißvolle Kapitulation zu fegen; indefien 
er Mangel an Kebensmitteln und Munition und die abfolute Unmög- 
heit jeder weiteren Vertheidigung lege ihm als General die Pflicht auf, 
feine perfönlichen Gefühle Schweigen zu laffen, da weiteres Blutvergießen 
m der Situation nichts mehr ändern könne. Die Bewilligung der Ent- 
lafiung der Officiere auf ihr Ehrenwort wurde mit lebhaften “Dante ent» 

gengenommen als ein Ausdrud der Intentionen Em. Majeftät, den 
fühlen einer Truppe, melde ſich tapfer gejchlagen hatte, nicht über die 
inie hinaus zu nahe zu treten, welche durch das Gebot unferer politiſch⸗ 
militaͤriſchen Äntereften mit Nothwendigkeit A war. Diejem Gefühle 


hatte der General v. Wimpffen auch nachträgli in einem Schreiben Aus: 
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drucd gegeben, in welchem er dem General v. Moltke feinen Dank für die 
rückſichtsvollen Formen ausdrüdt, in denen die Verhandlungen von Seiten 


defielben geführt worden find.“ Graf Bismard. 


Anſprache des Königs an die Fürften. 


„Sie willen nun, meine Herren, welch großes geichichtliches Ereigniß 
fih zugetragen bat. Ich verdanke dies den ausgezeichneten Thaten der 
vereinigten Armeen, denen Ich Mich gerade bei diefer Beranlaffung ges 
drungen fühle, Meinen Königlichen Dank auagniprehen, um jo mehr, als 
diefe großen Erfolge wohl geeignet find, den Kitt noch fefter zu geftalten, 
der die Fürften des norddeutichen Bundes und Meine anderen Verbündeten 
— deren fürftlihe Mitglieder Jh in diejem großen Momente zahlreich 
um Mich verfammelt jehe — mit Uns verbündet, fo daß wir hoffen dürfen, 
einer glüdlihen Zukunft entgegen zu gehen. Allerdings ift unfere Aufgabe 
mit Dem, was ſich unter nferen Augen vollzieht, noch nicht vollendet; 
denn wir willen nicht, wie das übrige Frankreich es aufnehmen und beurs 
ipeilen wird. Darum miüllen mir dlagfertig bleiben; aber ſchon jetzt 

einen Dank Jedem, der ein Blatt zum Lorbeer: und Ruhmeskranze 
Unjeres Baterlandes hinzugefügt.“ 

(ALS der König feine Verbündeten erwähnte, richtete er feine Augen 
befonder8 auf die Bringen Zuitpold von Bayern und Wilhelm von 
Württemberg, denen Se. Majeftät fpäter auch noch die Hand reichte.) 


Trinkſpruch des Königs beim Mittagsmahle im 
Großen Hauptquartier (am 3. September). 


„Wir müflen heut aus Dankbarkeit auf das Wohl Meiner braven 
Armee trinken. Sie, Kriegsminifter v. Roon, haben unfer Schwert ges 
Ihärft; Sie, General v. Moltke, haben es geleitet, und Sie, Graf 
v. Bismard, haben jeit Jahren durch die Leitung der Politik 
Preußen auf feinen jegigen Höhepunkt gebradt. Laſſen Sie Uns 
alfo auf das Wohl der Armee, der drei von Mir Genannten und jedes 
Einzelnen unter den Anwefenden trinken, der nad) feinen Kräften zu den 
bisherigen Erfolgen beigetragen hat.“ 


Stimmung und Bewegung in Deutſchland. 


Abweifung fremder Einmiſchung. 


Aufruf und Adreſſe (in einer Berfammlung in Berlin und dem⸗ 
nächſt in den meiften Städten Deutihlands beichloffen). 


Aufruf an das deutſche Volk. 


„Während der bewaffnete Theil des Volles auf fremden Boden den ums 
zugedachten Angriff abmwehrt und feinen Siegeslauf mit feinem Herzblut beftegelt, 
rüftet fi die Diplomatie fremder Mächte, uns im entjcheidenben Zeitpunft bie 
Bedingungen des Friedens aufzuerlegen. Schon einmal nach ten glorreichen 
Kämpfen von 1813, 14 und 15 ift das deutſche Volk turh fremde Mißgunſt um 
den vollen Lohn feiner Siege, um bie Erfüllung feiner beißeften Wünſche betrogen 
worden. Der befiegte Feind wurde über fein eigenes Erwarten geichont und be⸗ 
gänftigt, die deutſchen Grenzen blieben gefährbet und ber erneuten Angriffeluft 
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antgeſetzt; ſtatt der Einheit des deutſchen Reiches wurde uns bie Schwäche bes 
alten Bundes auferlegt. Ein bafbes Jahrhundert hat Europa im bewaffneten 
Frieden die Schuld der Diplomatie gebüßt. Während jetzt bie gleiche Gefahr 
rot, darf das deutſche Volk nicht —*2 Die Welt muß erfahren, daß 
derrjcher und Bolt entſchloſſen find, nayuıbolen, was 1815 uns vorenthalten ift: 
ein einiges Reich und geſchützte Grenzen. 

In der nachſtehenden Adreſſe an Se. Majefät den König haben wir ben 
einfachen Ausbrud unferer Gefinnungen niedergelegt. Mögen die Unterfchriften 
ms dem gefammten Deutichland darthun, daß wir die Gefinnungen bes ganzen 
bolles wiebergeben.“ 

Berlin, den 30. Auguft 1870. 


Die Adreffe lautet: 

„Allerdurchlauchtigfter, Großmächtigſter, 
Allergnädigfter König und Herr! 
Um Ew. Mojefit und beren Verbündete fchaarte fich, als der Krieg unver- 
wol war, einmüthig die Nation. Sie gelobte treu auszubharren in dem Kampfe 
Ar die Sicherheit, Einheit und Größe des deutfchen Vaterlandes. Gott bat die 
Baffen geſegnet, weldye für die gerechte Sache mit unübertroffener Tapferkeit ge- 
füht werden. Mit Strömen des ebelften Blutes find die Siege errungen worben, 
do unerwartet ſchnell haben fie dem vorgeftedten Ziele uns nahe gebracht. Ge- 
waltige Anftrengungen ftehen noch bevor; das deutſche Vollk if zu jedem Opfer 
entkhlofien, weiches den böchften nationalen Aufgaben gewidmet ift. Aber in ber 
Ritte der ernften und gehobenen Stimmung werben wir beunruhigt durch bie 
immer wieberlehrenden Berichte, daß fremde Einmiſchung, die doch die Schreden 
des Krieges nicht abzumenben wußte, jet bemüht fei, den Preis unferer Kämpfe 
u ihrem Ermeſſen zu begrenzen. Das Andenken an die Vorgänge nach der 

neihen Erhebung unferer Väter lebt frijch in unferem Gebächtniß und mahnt 

land, daß es die Forderungen feiner Wohlfahrt allein berate. Darum 
ner Em. Majeftät wir abermals mit dem Gelöbniß, treu auszuharren, bis es 
der Beisheit Em. Majeftät gelingt, unter Ausſchluß jeder fremden Einmiſchung 
zu fchaffen, welche das friedliche Verhalten des Nachbarvollkes beffer, als 
bisher, verblirgen, die Einheit des gefammten deutſchen Reiches begrünten und 
gegen jede Anfechtung ficher ftellen. 

In underbrüchlicher Treue verharren wir ehrfurchtsvoll 

Ew. Majeftät 
treu gehorſame.“ 


Deutſchlands Wünſche wegen Elſaß und Loth— 
ringen. 
Provinzial⸗Correspondenz vom 31. Auguſt. 


„Der bisherige raſche und glückliche Verlauf des Krieges läßt den Blick 
ſchon vielfach auf bie Bedingungen bes künftigen Friedens richten, indem im 
beutihen Volle die Zuverfiht mehr und mehr Raum gewinnt, baß wir aud 
ſchließlich den Sieg behalten und in ber Lage fein werben, bie Friedensbedingungen 
zu beſtimmen. 

In dem Bewußtſein freilich, daß die Arbeit des Krieges noch keineswegs 
heendigt ift und daß das Glück der Schlachten bis zum Ietten Augenblicke in 
der Hand des allmächtigen Gottes fleht, welcher auch das Geſchick der gewaltigften 
deere menden kann — würden wir von ben Aufgaben und Ausfichten ber fünf- 
ügen Friedensverhandlungen an biefer Stelle auch jetzt nicht ſprechen, wenn nicht 

Art und Weile, wie einzelne auswärtige Stimmen fi darüber vernehmen 
lffen, es zur patriotifchen Pflicht machten, dem beutichen Volle, welches jet auf 
Schlachtfeldern fein Edelſtes hingiebt, ſchon im Boraus fein volles und un- 
nefhares Recht für bie bemnächftigen Friebensverhandlungen zu wahren. 
8 


Gr Bismard. IL 
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Bon den Tagen an, wo Deutſchland fih in verjüngter Einigleit und Kraft 
erhob, um gegen bie freventliche Herausforderung Frankreichs zunächſt das bebrobte 
Baterland und ben eigenen beutfchen Heerb zu vertheidigen, von dem Augenblide 
vollends, wo die Heere bes übermüthigen Erbfeindes unter den mächtigen Schlägen 
unferer deutihen Waffen in Trümmer zerfielen und die alten deutſchen Reichs⸗ 
Iande Elſaß und Lothringen in unferen Händen blieben, ging immer lebhafter 
durch alle beutihen Herzen ber erhebende Gedanle, daß es dieſer großen Zeit 
vorbehalten fei, nicht blos den jetigen Frevel Frankreichs gegen Deutfchland zu⸗ 
rüdzuweifen, fondern auch den Frevel zweier Jahrhunderte endlich zu jühnen und 
jene alten, durch Gewalt und Fift abgeriffenen Reichslande mit dem zu neuer 
Macht erftandenen Deutfchland wieder zu vereinigen. 

Es find dies zunächſt nur Wünjche, einmüthige Wünſche des beutjchen Volles; 

— inwieweit dieſe Wünſche demnächſt bei ben Friedensverhbanblungen als aus- 
drückliche Forderungen geltend gemacht werben follen, bafür liegt in diefen Augen» 
blide ein beftimmter Anhalt jelbftverftändlich nicht vor. Es kann fi für jetzt nur 
darum handeln, die innere Berechtigung und die wahre Bedeutung jenes natio« 
nalen Berlangens zu begründen. 
Deutihland ift fi) bewußt, baß es an dem Ausbruche des gegenwärtigen 
blutigen Krieges keine Schuld trägt, daß ihm der Kampf vielmehr durch den 
frevelhaften Angriff aufgebrängt worden if. Nicht Gedanken nationalen Ueber« 
muths, nicht Kriegs» und Eroberungsfucht von unferer Seite haben bie Friedens⸗ 
ftörung herbeigeführt: das deutſche Bolt wie die teutihen Regierungen hatten 
feinen andern Wunfch, als im Frieden das nationale Gemeinwejen weiter auszu⸗ 
bilden und freunblide Beziehungen mit den Nachbarvöllern zu pflegen. 

Aber mitten in den friedlichen Wünſchen und Beftrebungen mwurben wir 
erft durch die diplomatiſche, gleich darauf durch die militärifche Herausforderung 
Seitens Frankreichs geradezu überfallen. 

Durch die inzwiſchen erfolgten Enthüllungen ift für Iebermann offenbar 
eworben, daß Frankreich, um fein jeit Iahrhunderten erftrebtes Uebergewicht in 
uropa zu fichern, ein einiges und mächtiges Deutichland neben ſich nicht dulden 

will; zur Erhöhung feiner eigenen Machtſtellung aber richtete e8 die gierigen Blicke 
nicht blos auf die neutralen Staaten an feiner Grenze, fondern auch auf das 
deutfche Gebiet am Mittelrhein, auf Rheinbayern, Rheinhefjen und unfere preu- 
ßiſche Rheinprovinz. 

Die Zuverficht Frankreichs in Bezug auf die leichte Ueberwindung Deutfch- 
lands gründete ſich aber vorzugsweije auf die günftige Stellung, die e8 in den 
vormals deutſchen Ländern, Eifaß und Lothringen, geftügt auf die gewaltigen 
Feſtungen Straßburg und Metz und auf das Vogejengebirge, gegen Deutichland 
inne bat. Die vom deutſchen Reiche abgerifjenen Länder find für Frankreich die 
Hauptſtützpunkte des bebrohliden Angriffe gegen Deutichland geworben. 

Wie hätte nad ten glorreihen Siegen ber deutſchen Heere und nach ber 
Eroberung der früheren deutſchen Lande, wie hätte nach ben ſchweren und theuern 
Opfern, mit welden die Siege errungen worden, nicht mit aller Macht die Ueber- 
zeugung bervortreten jollen, daß bie Ehre ſowohl, wie die Sicherheit Deutichlande 
gebieterifch verlangen, jener alten Schmach, daß deutſches Land zum Ausgange- 
punft für deutfche Knechtung benutt werte, nunmehr ein Ende zu machen? 

So tief der deutſche Patriotismus alle Zeit den Verluft jener alten Reiche» 
lande empfunden hatte, jo würde doch ohne Frankreichs erneute übermüthige 
Herausforderung Niemand in Deutichlandb auch bei ber zuverfichtlichften Erhebung 
bes nationalen Strebens daran gedacht haben, auf jene Frage zurüdzulommen, 
Der jüngfte Friedensbruch allein und bie bei bemfelben hervorgetretene ſchwere 
Gefährdung der ſüddeutſchen Grenzen haben den Blick ganz Deutichlands unmill- 
kürlich von Neuem auf Elſaß und Lothringen richten müffen und das alte Be- 
wußtfein der uns angethanen Ehmad mit unwiderftehliher Gewalt wieder er⸗ 
waden laſſen. 

Auch jegt ift es nicht Luft an Eroberung oder ber Wunfch nach Ausdehnung 
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der beutichen Grenzen, auch nicht Racheburft oder das Verlangen nach einer Zer⸗ 
Kädelung Frankreichs, was jenen einmüthigen Kundgebungen zu Grunde liegt: — 
dieſelben beruhen vielmehr einerjeits auf ber Ueberzeugung, baß bem fo ſchmählich 
ageiafteten deutſchen Nationalgefühl dur die Sühne jener alten Schulb volle 
Genugthuung zu Theil werden müſſe, andrerjeit8 und vorzugsweiſe auf bem feften 
Bilen, durch Wiederberftellung ber wirklichen natürlichen Grenzen die Berthei- 
digung Sübbeutihlands gegen bie Wiederkehr franzöfiiher Anfälle beſſer als 
bicher fiher zu ftellen. 

Diejes Verlangen ift unter den Verhältniffen, wie fie fih in ben letzten 
Boden geftaltet haben, jo naturgemäß, daß fchwerlih von irgend einer Seite 
verjucht werben dürfte, bem einmüthigen nationalen Willen Deutſchlands darin 

utreten. 

Die europäiichen Mächte haben durch ihr bisheriges Verhalten zu erkennen 

eben, daß fie fir) in den Austrag des Streites zwiſchen Frankreich und Deutſch⸗ 
nit miſchen wollen. Sie haben, obwohl fie den von Frankreich benußten 
Berwand zum Kriege mißbilligten, doch keine erheblichen Anftrengungen gemacht, 
um den Ausbruch des Krieges zu verhindern; — fie ſehen aud dem Verlaufe 
ohne eigene Betheiligung zu. Sie werben, treu ber angenommenen 
watralen Stellung, auch den Folgen des Kampfes nicht willfürlih Halt gebieten 
welen, infofern nicht durch die etwaigen Friedensbedingungen ein wejentliches 
exrepãiſches Interefſe verlettt würde.“ 


8* 





49 Der Sturz des franzöſiſchen Kuiſerreichs 
und die Erklärung der Hepublik, 


1870. Die erften Rundgebungen über Schau und der Sturz 
des Kaiſerthums. 


Paris, 2. Sept. (Tag der Eapitulation von Sedan.) Die „Patrie“ be 
richtet: „Die von den Preußen in allen ausländiſchen Journalen verbreiteten 
falſchen Nachrichten nöthigen uns, trog unjerer gewöhnlichen Zurückhaltung, zu 
einem näheren Eingehen auf bie Thatſachen. — Der Marſchall Mac Mabon, 
in Ausführung der pradtoollen Bewegung, deren Phafen wir Schritt 
für Schritt verfolgt haben, bat mit dem Feinde zahlreihe Zufammen- 
ſtöße gebabt, welde für unjere Waffen immer rubmreidh enbeten; er 
bat ben Uebergang Über die Maas auf glänzende Weile ausgeführt 
und zulegt ben Preußen bei Longwy, einer lleinen Grenzftabt im 
Mofel-Departement, ein vortbeilbaftes Treffen geliefert. 

Die Preußen, nad Sehr lebbafter Gegenwehr geichlagen, haben 
fi auf luremburgiſches Gebiet geflüchtet, wo fie entwaffnet und 
internirt werben.” 

Paris, 3. September. Das „Journal officiel* ſchreibt: „Das Kriegsmini- 
fterium hat geftern über das Refultat des Kampfes am Donnerftag noch feine 
officielle Depeihe erhalten. Die anbermeitigen bier eingelaufenen Nachrichten 
find zu widerſprechender Art, um berüdfichtigt zu werben.” 


Paris, 3. September. Im Senat wird Seitens der Regierung mitgetheilt, 
man babe auf verſchiedenen unb zwar nicht officiellen Wegen vernommen, daß 
Bazaine’s neuefter Verfuch, fi der Umſchließung ber Feinde bei Metz zu ent⸗ 
zieben, mißglüdt fei. Bazaine fei mit großem Heroismus vorgegangen, und 
auch der König von Preußen babe nicht umbin gefonnt, der Borzüglichleit unferer 
Soldaten alle Anertennung wiberfahren zu laffen. Mac Mahon fei nach meh» 
reren vergebliden Berfuhen, Bazaine vom Norden zu Hülfe zu kommen, ge- 
nötbhigt worden, fih auf Sedan zurüdzuziehen; mehrere Tage fei mit abwed- 
felndem Erfolge gekämpft worden. Bei ber numerijchen Ueberlegenheit bes 
Feindes ſcheinen jedoch, trog ber energijchiten Bemühungen, biefe Kämpfe 
einen unglüdliden Ausgang für uns genommen zu haben. Anderweitige 
Mittheilungen preußifchen Urfprungs lauten nos ungünftiger für uns, Doch fcheinen 
fie unglaubwürdig; jedenfalls würde bie Regierung benfelben eine gewiſſe 
Autorität verleihen, wenn fie diefelben dem Publitum mittheilen wollte. Unfere 
Niederlagen ſchmerzen uns; nicht ohne tiefe Bewegung fieht man ſoviel Muth 
und Hingebung unnüg verſchwendet; aber fern davon, uns unfere Energie zu 
zauben, vermehrt, verdoppelt biefer Umſtand unfere Energie. Es bleiben uns, 
wenn wir alle Hülfsquellen Frankreichs in Anipruch nehmen, noch hinreichend 
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viele und mächtige, um mit ber energifchen Hülfe der Nation in diefem Kampfe 
das letzte Wort zu ſprechen; hoffen wir, daß wir mit Gottes Hülfe den 
Feind verjagen werben. 

Der Minifter David bemerkt no, daß bie Vorkehrungen zur Berthei- 
bigung von Paris anf das befte getroffen feien unb nad dem Urtheil jachver- 
Rändiger Männer allen Verſuchen bes Feindes zu wiberftehen im Stande jein 
werven. „Wir werben Paris in den Befeftigungen und in den 
Straßen vertheidigen und wenn es fein muß, uns unter feinen 
Trümmern begraben.” 


Zm geſetzgebenden Körper. 
Nadıtfikung vom 3. zum 4. September 1870. 

Bräfident Schneider: „Meine Herren! Eine ernfte, ſchmerzliche Nachricht 
M mir heute Abend mitgetheilt worden. Ich babe fofort bie Kammer zuſammen⸗ 
berufen, wie dies meine Pflicht gegen biefelbe, gegen die Nation war. Ich bin 
darin einem Gedanken gefolgt, der mir von einer großen Anzahl unferer Kollegen 
usgeiprochen worden war. Ich habe unter fo peinlihen Umftänden kleine andere 
Berantwortlichleit als bie Verpflichtung, Sie bier zu verfammeln. Ich ertbeile 
dem Herrn Kriegsminifter das Wort, um bie in ber geflrigen Situng von ihm 
übgegebene Erklärung zu vervollfländigen.” 

Minifter Palikao: „Meine Herren Deputirten, ich babe bie ſchmerzliche 
Kufgabe Ihnen anzulündigen, was meine Worte an dieſem Morgen Sie bereits 
voraus ahnen Tiefen. Die offizidien Nachrichten find offiziell geworben. Nach 
drei zagen beidenmütbiger Kämpfe ift unfere Armee auf Sedan zu⸗ 
rädgebrängt und dort von jo überlegenen Streitlräften eingeſchloſſen 
worden, daß fie fapituliren mußte. Der Kaifer ift zum Gefangenen 

emaht worden. Es ift uns, ben Miniftern, nicht möglich, einen fofortigen 
Hug zu faffen, weil wir nicht die Zeit gehabt haben, uns untereinander zu 
2eändigen. Ich fchlage daher der Kammer vor, die Berathung zu vertagen.“ 

PBräfident: „Ich fchlage der Kammer vor, heute Mittag zujammenzutreten.“ 
Jules Favre: „Wenn die Kammer ber Anficht ift, daß in ber unglüdlichen 
Loge, in welcher fi) das Raub befindet, fie die Sitzung auf heute Mittag ver« 
tagen fol, fo babe ich für meinen Theil nichts dagegen einzuwenden. Aber ba 
es bei diefer Verwaiſung der Gewalt unfere Pflicht ift, Berathungen über bie 
zum Heile des Vaterlandes geeigneten Schritte herbeizuführen, fo lege ich folgenden 
Antrag, dem ich kein Wort ber Erläuterung beifügen will, auf ven Bureau nieder: 


Antrag auf Abſetzung: Artikel 1. Louis Napoleon unb feine 
Dynaftie find der Befugniffe, welche ihnen die Verfaffung Übertragen 
bat, für verluftig erflärt. — Artikel 2. Es wird eine Kommiſſion 
von . . . Mitgliedern (bie Kammer wirb die Zahl beftimmen) er- 
nannt, welche die Aufgabe bat, die Vertheibigung bie zum Aeußerften 
fortzufegen und den Feind zu vertreiben. — Artilel 3. General 
Trohu wird in feinen Funktionen als Generalgouverneur von Paris 
beftätigt.” 

Die Kammer nahm den Antrag mit tiefem Schweigen auf und trennte fich 


ohne Veſchluß. 


Paris, 4. September. Prollamation des Minifterratbes: „Franzoſen! 
Ein großes Unglüd bat Srantreid betroffen. Nach breitägigen heldenmüthigen 
Kinpfen der Armee Mac Mahons gegen 300,000 Feinde wurden 40,000 Dann 
Knefengenen emacht. General Wimpffen, welder ben Oberbefehl über bie 
an Stelle bes fchwer verwunbeten Mac Mahon übernommen hatte, 
Anterzeichnete die Kapitulation. 
Diefer graufame Unglücksſchlag fol unſern Muth nicht erichlittern. 
Paris ift heute im Wertheibigungszuftande. Die militärifchen Kräfte bes 
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Landes organifiren fi und binnen wenig Tagen wirb eine neue Armee ımter 
bet eRauern von Paris ſtehen. Eine andere Armee formirt fi an ben Ufern 
er Loire. 

Euer Patriotismus, Eure Einigkeit, Eure Energie werben Frankreich retten! 

Der Kaifer ift in biefem Kampfe zum Gefangenen gemacht. Die Regierung 
weiß fi) Eins mit den großen Staatskörpern; fie wird alle Maßregeln treffen, 
welche der Ernft ber Ereigniffe mit ſich bringt.“ 

(Die Unterſchriften.) 


Die Erklärung der Republik. 


Sonntag, 4. September. Abends. Geſetzgebender Körper. Die Tri- 
bünen und alsbald aud die Sitzungsfäle werben von Vollsmaffen erfüllt, welche 
die Abjegung der Dynaftie und Broflamirung der Republik verlangen. 
Die meiften Deputirten verlafien den Saal. 

Gambetta und andere Deputirte fordern, daß das Boll die Freiheit ber 
Beratbung reſpektire und ſtillſchweigend zuhöre. Ihre Verſuche bleiben ohne uk 

Die Aufregung ift unbejchreiblih. Von draußen vernimmt man den Auf: 
Es lebe die Republik! 

Gambetta mit anberen Mitgliedern ver Linlen will fih nah bem Hotel 
be Bille begeben, um daſelbſt eine proviforifche Regierung zu proflamiren. 

Paris, 4. Septbr. Abends 9 Uhr: Der Plat vor dem Hotel de Pille if 
von einer unermeßlihden Menſchenmenge erfüllt, von allen Seiten erfchallt ber 
Auf: Es lebe die Republik. Die proviforifche Regierung konftituirt fich. 


Proclamationen und Decrete der nenen Regierung. 


4. September. Proclamation an das franzöſiſche Volt. 


„Hranzofen! Das Boll hat die Kammer überholt, welche zauberte. Um 
das Baterland zu retten, das fi in Gefahr befindet, bat es die Republik ver- 
langt. Es hat feine Vertreter nicht in bie NRegierungsgewalt (au pouvoir), jon- 
dern in die Gefahr eingefett. Die Republit bat die Invafion im Jahre 1792 
beftegt; die Republik ift proffamirt. Die Revolution ift im Namen des Rechtes, 
des Hffentlihen Wohles vollzogen. Bürger! Bewacht die Stadt, die Euch an- 
vertraut worden ift; morgen werbet Ihr mit der Armee die Rächer des Bater- 
landes fein.“ 


“ Emanuel Arago, Eremieur, Dorian, Jules Favre, Jules Ferry, 
Buyot-Montpeyrour, Léon Bambetta, Öarnier Pages, Magnin, 
Drdinaire, A. Tachard, E. Pelletan, Erneft Picard, Jules Simon. 


An die PBarijer. 


„Bürger von Paris! Die Republik ift proflamirt. Eine Regierung ift mit 
Acclamation ernannt worden. Sie beftehbt aus den Bürgern: Emanuel nrage, 
Eremieur, Jules Favre, Iules Ferry, Gambetta, Garnier Pagds, 
Glais⸗Bizoin, Pelletan, Picard, Rochefort, Jules Simon, Abgeorbnete 
von Paris. General Trochu ift mit ben militärifhen Vollmachten für bie natio- 
nale Vertheidigung ausgerüftet. Er ift zur Präfibentichaft der Regierung berufen 
worden. Die Regierung fordert die Bürger zur Ruhe auf; das Boll wird nicht 
vergefien, daß es bem Feinde egenüberfteht. Die Regierung ift vor Allen eine 
Regierung der nationalen Bertheibigung.“ 


Die Regierung der nationalen Bertheidigung. 
(Diejelben Unterjhriften und die des General Trohm) 
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6. September. Broclamation an die Armee. 


„Wenn ein General fein Commando compromittirt bat, fo entzieht man es 
ibm. Wenn eine Regierung durch ihre Fehler das Wohl des Baterlandes im 
Gefahr geſetzt bat, jet man fie ab. Das that Frankreich jo eben. 

Mit Abſchaffung der Dynaftie, welche für unfere Unfälle verantwortlich ift, 
hat es alebald vor den Augen ber Welt einen großen Alt ver Gerechtigleit voll- 
yogen. Frankreich bat das Urtheil voliftredt, welches Ihr Alle im Innern längſt 
gefällt hattet. . 

Frankreich bat gleichzeitig einen Rettungsalt ausgeführt. Die Nation hatte 
u ihrer Rettung nur nöthig, felbft wieder aufzuftehen und außerdem nur auf 
mei Dinge zu rechnen, ihren Entſchluß, welder unbefieglih ift, und Euren 
Heldenmutb, der nicht Seinesgleichen bat, und ber inmitten unverbienter Schläge 
dat Erflaunen der Welt erregt. 


Soldaten! Wir haben in der furdhtbaren Krife, welche wir durcheilen, das 
Ruder ergriffen, haben aber damit nicht etwa einen Parteierfolg errungen. Wir 
kfinden uns nicht in der Macht, fondern im Kampf. Wir find Feine Partei- 
nierung, fonbern wir find eine Regierung ber Nationalvertheibigung. Wir 

nur Einen Zwed, nur Einen Willen: das Wohl des Vaterlandes durch 
Amee und Nation, welche fih um das ruhmreihe Symbol fchaaren, welches 
Europa vor achtzig Fahren zurückdrängte. Heute wie damals beveutet der Name 
Republik: innige Eintracht von Armee und Bolt für Vertheidigung bes Vater- 


indes.“ F 
noeh (Die Unterfhriften des General Trochu und aller Minifter.) 


Decret vom 4. September. 


1. Der legislative Körper ift aufgelöft. 
2. Der Senat ift abgefchafft. 


6. September. Rundſchreiben Gambettas an die Präfecten. 


„Herr Präfelt, nachdem Sie am Tage äuferfter Gefahr durch eine Regie- 
a‘ welche fih den Titel Regierung der Nationalvertheidigung beigelegt bat, 
m Ihre Funktionen eingefegt find, findet fih Ihre Amtsftellung und das von 
Ihnen einzubaltende Verfahren burch dieſelbe jo Har feftgeftellt, als e8 bie brin- 
genden Forderungen bes öffentlichen Wohles geftatten. 


Bertbeibigung des Landes vor Allem! Alfo Sicherung! Nicht nur 
dadurch, daß Sie ohne Verzug mit Ueberwindung aller Hinberniffe die Ausfüp- 
tung aller Maßnahmen vorbereiten, welche unter der früheren Regierung be- 
ſchloſſen wurden, fonbern indem Sie alle örtlichen Kräfte Ihrer Umgebung er- 
weden, indem Sie im Voraus alle Aeußerungen der Hingebung biscipliniren, 
damit die Regierung nad) den Bebürfniffen des Landes Daraus Vortheil ziehen kann. 


Ihre ganze Verwaltung bejchräntt fich augenblidiich darauf, ben großen Auf- 
Band von Kräften durchzufegen, welcher von allen Bürgern in der Ausficht auf 
Frankreichs Rettung verlucht werden muß. Im diefer Hinficht haben Sie das Recht, 
auf Gutheifung aller Maßnahmen zu zählen, welche Sie zu diefem Hauptzwed 
egreifen werben. — 

Mit einem Wort, denken Sie nur an den Krieg und an bie 
Raßregeln, welche dieſer erzeugen muß; ſchaffen Sie Ruhe und Sicherheit, 
am dagegen Einigkeit und Vertrauen zu erzielen. Halten Sie von Ihrer Amts⸗ 

gleit Alles fern, was nicht auf die Nationalvertheibigung gerichtet ift ober 
fie hemmen Tönnte. Geben Sie mir Nechenichaft Über alle Ihre Schritte und 
Ahlen Sie auf mich, um fi in dem großen Unternehmen zu behaupten, weldem 

Sich angeichloffen haben und weiches ung Alle mit dem glühendſten Eifer 

men muß, weil es die Rettung des Vaterlandes gilt.“ 
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PBroclamation der Regierungs- Delegation in Tours. 


Franzöſiſche Republil. An Frankreich. 

„Branzofen! Der Feind marſchirt auf Barie. — — 
Die Einheit, die Eintracht zwifchen allen Bürgern, bies ift der erſte Stüß- 
punkt gegen ben gemeinfchaftlichen einb, gegen die Fremben. Möge Preußen 
begreifen, daß, wenn es vor ben Wällen unferer Hauptftabt ben energiichften, ben 
einftimmigften Wiberftand findet, e8 auf allen Punkten unjeres Zerritoriums 
jenen uneinnehmbaren Wall finden wird, welchen bie heilige Vaterlandsliebe 
egen den fremden Einfall erhebt. Erinnern wir uns, baß wir vor faum zwei 
Monaten das erſte Volt der Welt waren; wenn bie gehäffigfte und unfähigfte 
Regierung ungeadtet der heroiſchen Wunber unjerer Armee, bie zu führen fie 
machtlos war, bem Feinde bie Mittel lieferte, in unjer Territorium einzubringen, 
fo erinnern wir uns an 92, und, würdige Söhne ber Soldaten ber Revolution, 
erneuern wir mit bem Mutbe, ben fie auf uns vererbt, ihre prachtvollen Siege‘ 
wie fie, jobt uns ten Feind zuriidvrängen und ihn von dem Boden der Rep ft. 

verjagen!“ 


Aus einer Anſprache Victor Hugo’®. 


„Paris retten, beißt nicht Frankreich allein, fondern bie Welt retten. Paris 
ift der Mittelpunkt ver DMenfchheit, Paris ift die heilige Stabt. Wer Paris an- 
greift, greift da® ganze Menſchengeſchlecht an. Paris ift bie Hauptftadt der Eis 
vilifation, die weder ein Kaiferreih, noch ein Königreich, fondern das ganze 
Menſchengeſchlecht in feiner Bergangenheit und Gegenwart barftellt. Daß eine 
ſolche Stabt, eine ſolche Hauptftabt, ein folcher Heerb des Tichtes, ein folder 
Mittelpunkt der Geifter, Herzen und Seelen, ein foldhes Gehirn des allgemeinen 
Gedankens, entweibt, zerichmettert, geftürmt werben könnte — und burd Wen? 
durh einen Einfall von Wilden — das ift nicht möglih! Bürger! Paris wirb 
triumphiren, weil e8 bie menfchliche Idee und ven Vollsinftinct repräfentirt” zc. xc. 


Bolitische und diplomatiſche Sage nach dem Sturze 
des Kaiferreiche. 


6. September. Rundbfhreiben des Minifters Jules Favre über 
bie Einjegung ber neuen Regierung. 


„Die Ereigniffe, die in Paris vollzogen wurden, laſſen fich fo leicht durch 
die unerbittliche Logik der Thatſachen erflären, daß es unnlig wäre, ihren Sinn 
und ihre Tragweite umftänblich zu erörtern. 

Die Beoöllerung von Paris, indem fie einer unmiberftehlichen VBegeifterung 
folgte, bie lange zurüdgehalten war, hat einer höheren Notbwenbigleit, ber ihres 
Heils, gehorcht. Sie wollte nicht mit der verbrecheriihen Macht, welche Frank⸗ 
reich zum Verderben führte, zugleih untergehen. Sie bat nicht ben Fall Napo⸗ 
leons III. und feiner Dynaftie ausgeſprochen: fie bat ihn im Namen bes 
Rechts, der Gerechtigkeit und bes öffentlichen Heils verzeichnet. 

‚Und diefe Sentenz war ſchon im Voraus fo gut buch das Gewiffen Aller 
beftätigt, Daß nicht ein Einziger unter den lärmendſten Vertheidigern —A 
Macht ſich erhoben hat, ſie zu unterſtützen. Sie ſank von ſelbſt zuſammen unter 
der Laſt ihrer Fehler, unter dem großen Beifallsruf eines großen Volles, ohne 
daß ein Tropfen Bluts vergoſſen, ohne daß Jemand ſeiner Freiheit beraubt 
worden wäre. — — 

Bereit von ber Schande und ben Gefahren einer zum Verräther gewor⸗ 
denen Regierung begreift ein Jeder, daß die erſte That ber enblich wieder er⸗ 
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umgenen Rational» Souverainetät darin beſteht, fich ſelbſt zu beherrſchen und 
kine Kraft im Reſpekt des Rechts zu fuchen. 

Uebrigens ift die Zeit koſtbar; der Feind if vor unjferen Thoren; 
wir haben nur einen Gedanken: ihn aus unferem Territorium zu 
vertreiben. 

Jedoch if diefe Verpflichtung, bie wir entſchloſſen übernehmen, nicht von 
nd Frankreich aufgezwungen worden; es würbe fie nicht zu tragen haben, wenn 
unjere Stimme gehört worden wäre. 

Wir haben, ſelbſt mit Verluſt unferer Popularität, energifch die Politik des 
Friedens vertheibigt. Wir beharren in derſelben mit immer größerer Ueberzeugung. 

Unfer Herz bricht beim Aublid diefer Mebeleien von Menſchen, in welchen 
die Blüthe zweier Völler vernichtet wird. Wir befiten feinen YAusbrud, ver bie 
Bewunderung ſchildern kann, bie wir für unfere beroifche, Durch die Unfähigkeit 
bes Dberbefehls geopferte Armee, in ihrer Niederlage größer, als im 
ihren brillanteften Siegen haben. 

Ihr fei die Ehre! Die Nation öffnet ihr ihre Arme! Die Laiferliche 
Rot bat fie entzweien wollen, das Unglüd und bie Pflicht vereinigen fie zu 
einer feierlichen Umarmung. Befiegelt durch den Patriotiemus und bie freiheit, 
weht diejes Bünbniß uns unbeftegbar. 

u Allem entichloffen, jehen wir mit Ruhe die uns bereitete Tage an. 
ieje Tage, ih will fie in einigen Worten darlegen; ich unterbreite fie dem 
Riteripruche meines Landes und Europas. 

Bir haben laut ben Krieg verworfen, und unferen Reſpelt für bie Rechte 
der Böller ausſprechend, haben wir verlangt, daß man Deutichland Herr feines 
Schicſals fein lafſe. Wir wollen, daß bie Freiheit zugleich unfer gemeinichaft- 
fies Schild ſei; wir waren überzeugt, dieſe moraliihen Kräfte würben für 
mmer das Aufrechterhalten bes Friedens fichern. 

Die kaiſerliche Regierung, die feit lange ſchon ihre Interefen von denen 
der Volles getrennt hatte, bat unfere Politik zurüdgeftogen. Wir nehmen fie 
meer auf in ber Hoffnung, Frankreich, burch bie Srfabrung belehrt, wirb bie 

Berteit haben, fie auszuüben. 
Seinerſeits hat der König von Preußen erflärt, er mache nit Frank⸗ 
eis, Sondern der faiferlihen Dynaftie ben Krieg. 

Die Dynaftie it amı Boden. Das freie —— ſteht auf. 

Will der König von Preußen einen ſcheußlichen Krieg fortfeßen, der ihm 
gan ebenjo verhängnißvoll wie uns fein wird? il er der Welt bes 
D. Jahrhunderts das graufame Schaufpiel zweier fich zerreißenden Nationen 
geben, die die Menichlichleit, die Wiffenfchaft, Die Vernunft vergeffend, Ruinen 
und Leichname aufhäufen ? 

Es ftebe ihm frei, er Übernehme dann auch bie Berantwortlichleit vor 
Mr Fr und der Geſchichte! Wenn es eine Herausforderung ift, nehmen 

an. 

Bir überlaffen feinen Finger breit Erbe, feinen Stein unſerer Feftungen. 

Ein ehrlofer Friede wäre ein Vernichtungskrieg nach kurzer Friſt. Wir 
werden nur wegen eines dauerhaften Friedens unterhanbeln. 

Dabei ift unfer Intereffe das von ganz Europa, und wir haben 
Urfache zu boffen, die Frage werbe ohne jebes dynaſtiſche Vorurtheil jo in ben 
Rabinetten aufgefaßt werben. 

Doch follten wir auch allein bleiben, wir werben nicht wanlen. Wir be- 
Ken eine entfchloffene Armee, gut verjorgte Feſtungen, einen gut angelegten 

ugsgürtel und vor Allen bie Bruft von 300,000 Steeitern, entichloffen, bis 
auf ten ietzten Mann fich zu halten. 

Wenn fie Kränze ber Ehrerbietung nieberlegen zu Füßen ber Statue 
Straßburgs, ſo gehorchen ſie nicht allein einem —*8 begeiſterter Bewunderung, 

nehmen auch ihr heldenmüthiges Loſungswort, fie ſchwören, ihrer Brüder im 
Tg würdig zu fein und, wie de, zu fterben. 
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Nah den Forts die Bruftwehren, nad den Bruſtwehren die Barrilaben. 
Paris kann fih drei Monate halten und fliegen; wenn es unterläge, fo würde 
Frankreich, auf feinen Ruf aufftehend, e8 rächen; e8 würde den Kampf fortfeten 
und ber Angreifer würbe dabei zu Grunde geben. 

Das iſt's, mein Herr, was Europa wiffen muß. Wir haben die Regie- 
rungsgewalt zu keinem anderen Zwed übernommen. Wir würden fie nicht eine 
Minute behalten, wenn wir nicht die Bevölkerung von Paris und ganz Frank⸗ 
reich entſchloſſen finden, unfere Beichlüffe zu theilen. 

Ich faffe es in Ein Wort zufammen vor Gott, ber uns hört, wor ber 
Nachwelt, die uns richten wird. Wir wollen nur ben Frieden. Aber 
wenn man einen verderbliden Krieg, ben wir verdammt haben, 
gegen uns fortiett, jo werden wir unfere Pflicht bis zu Ende thun, 
und ih babe bie fefte Ueberzeugung, daß unfere Sade, welde bie 
des Rechtes und der Gerechtigkeit ift, jchließlich den Sieg davon 
tragen wirb. 

' In diefem Sinue fordere ih Sie auf, die Situation dem Herrn Minifter 
des Hofes, bei dem Sie accrebitirt find, darzulegen und eine Copie biefes Docu- 
mentes in feinen Händen zu laffen.“ 


Die parijer Republik und der Friede. 


„Brovinzial- Korrespondenz” vom 14. September. 


„Die Republikaner, welche für den Augenblid bie öffentliche Gewalt in 
Paris ausüben, haben den beutjchen Heeren bie wunderliche Zumuthung geftellt, 
nad allen ben blutigen Kämpfen und Siegen, welde uns vor die Hauptftabt 
Srantreiche geführt haben, nunmehr auf Grund ber Gefangennahme des Kaifers 

apoleon einfach über den Rhein zurüdzulehren, ohne einen anderen Siegespreis, 
er die Ferzeihung ber franzöſiſchen Republik für das ſiegreiche Vorbringen in 
rankreich. 

König Wilhelm ſelbſt habe ja erklärt, daß er nicht gegen Frankreich, ſondern 
gegen die Regierung des Kaiſers Krieg führe; jetzt habe Frankreich eine Regie⸗ 
rung, welche die Kriegspolitik des Kaiſers verurtheile. Wolle der König von 
Preußen den „ruchlofen Krieg“ dennoch fortſetzen, fo werde er allein die Verant- 
wortung dafür zu tragen baben. 

8 bedarf faum eines Wortes, um biefe einfältige Zumuthung zurüdzus 
weijen; nur die thatjächlichen Behauptungen, auf welche biejelbe begründet ift, 
erfordern eine nähere Beleuchtung. 

zutat find die angehen Aeußerungen unferes Königs gefälicht worden. 

ohl hatte König Wilhelm in feiner Thronrede vom 20. Juli darauf 
bingewielen, daß das deutſche und das franzöfiche Volk zu einem beilfameren 
Wettlampfe berufen feten, als zu dem blutigen der Waffen, — wohl hatte er 
beklagt, daß die Machthaber Frankreichs es verftanden hätten, das wohlberechtigte, 
reizbare Selbftgefühl Frankreichs für perſönliche Intereffen und Leivenichaften aus» 
zubeuten; — aber niemal® bat der König ber Meinung Ausbrud gegeben, daß 
das franzöſiſche Voll etwa widerwillig in diefen Krieg gegangen fei, niemals an⸗ 
gebeutet, daß er ben Krieg nur gegen Napoleon, nicht gegen Frankreich führe. 
Beim Einrüden in Frankreich verkündete der König allerdings, daß feine Armeen 
nur die Soldaten Frankreichs, nicht den friedlihen Bürger befriegen; und das 
haben bie deutſchen Heere treulich beachtet und befolgt, foweit die Bürger Frank⸗ 
reichs es durch ihr Verhalten möglich gemacht haben. 

Die Soldaten aber, welche wir zu befriegen hatten, waren nicht Söldner 
bes kaiſerlichen Beberrfchers: e8 waren die Solbaten Frankreichs. Als 
jolhe werben fie von ber neuen Regierung ſelbſt ob ihrer Haltung bewundert 
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umb gerühmt. Feierlich wird verkündet, das Heer ftehe in feinen Niederlagen 
größer ba, ale in den glänzendften Siegen. 

Die Aeußerungen der jetigen Regierung geben unumwunden Zeugniß baflir, 
daß wir in den franzöflihen Soldaten eben Frankreich befämpft haben, und das 
franzöfifche Volk, welches fich mit feiner Armee unbedingt eins weiß, wirb auch 
die Folgen ber „glorreichen” Niederlagen derfelben tragen miffen. 

Aber Frankreich felbft fei, wie bie neue Regierung behauptet, mit ber Ge⸗ 
fengennahme Napoleons ein völlig anderes geworben; das Frankreich, das ben 
Krieg verſchuldet hat, eriftire nicht mehr. 

„Bir haben laut den Krieg verbammt,” — ruft ber neue Minifter. 

Er fälſcht bier die offenkunbigften Thatſachen ebenjo, wie er die Worte 
unfere® Königs gefälſcht hat. 

Die Partei, welche ſich der Regierung in Frankreich für einen Augenblick 
bemãchtigt bat, iſt an ber Verirrung und Aufreizung des franzöſiſchen Volles 
Dentichland gegenüber ebenſo ſchuldig, wie die Laiferliche Negierung. Grabe die 
Oppofitionspartei in Frankreich hat feit vier Jahren Preußens und Deutſchlands 
Erhebung fort und fort als eine Niederlage für Frankreich dargeftellt und als 
Borwurf gegen bie Regierung bes Kaifers ausgebeutet. Es verging keine Seifton, 
in welcher nicht die rabilalen Abgeordneten auf Preußens Sieg bei Sadowa als 
auf eine noch zu fühnende Schuld der Regierung hinwieſen und damit die Empfind- 
fihleit des Volkes und der Armee aufftachelten. Als bie Taiferliche Regierung 
ſhließlich den Krieg gegen Deutſchland beſchloß, fand fie auch bei der Mehrzahl 
der fonftigen Oppofition Zuftimmung und Unterftügung, und wenn einige ſehr 
vereinzelte Abgeorpnete Bedenken und Widerjprud erhoben, fo geſchah es nicht 
ms Gründen einer ehrlichen Friedenspolitik, ſondern meil fie für den Augenblid 
en der genügenden Vorbereitung bed Krieges und deshalb an ber Sicherheit bes 
Erfolges zweifelten. 

Die republilanifhe Partei hat ben Krieg gegen Deutichland nicht „ver- 
daumt,“ fie bat vielmehr feit Jahren zum Kriege Debett und gedrängt, und einer 
ihrer beroorragendften Führer, der jegige Minifter des Innern, bat dem Kampfe 

Deutſchland zuerft jene gehäffige Wendung gegeben, durch welche Tauſende 
—— Deutſcher auf bie unmeunſchlichſte Weiſe aus ihren Verhältniſſen in 
Frankreich herausgeriffen und vertrieben worden find; — er bat ven Eintritt in 
fein neues Amt noch durch eine Schärfung jener gewaltiamen Mafregel bezeichnet. 
In einem der jetigen Regierung nahe ftehenden Blatte ift geradezu verflindet 
werden, daß bie Deutichen „außerhalb alles Völkerrechts“ zu ftellen feien, und 
bereits treten die Früchte dieſer neuen republifanifchen Lehre in dem nichts» 
würdigen Berhalten ver franzöfiihen Bevölkerung bervor. 

Und eine ſolche Partei wagt es, ſich auf die hochherzigen Abfichten unferes 
Knige zu berufen, — und dem Giegeslaufe unferer Armeen mit bem bloßen 
Hinweife auf ihre wohlwollenden Gefinnungen Halt zu gebieten! 

— Bürgſchaften könnte denn dieſe jetzige ſogenannte Regierung über⸗ 

t geben 
ie verdankt ihr augenblickliches Beſtehen dem Gewaltakt eines wüſten 
vollshaufens; — der folgende Augenblick kann die That des 4. September rück⸗ 
gängig machen ober durch weitere Exceſſe noch überbieten. Die jetzige Regierung 
entbehrt jeder wirklichen Zufimmung des franzöfifhen Volles, und wer wollte 
derbürgen, daß fie auch nur fo lange beſtehen wird, bis das Volk Gelegenheit 

‚ fih über die künftige Regierungsgewalt auszufprechen ? 

‚. Die Art, wie Frankreich in Zulunft regiert fein foll unb 
will, if Tediglich feine innere Angelegenheit; wir haben uns nidt 
rein gemifcht und werden es nihttbun; wir haben einen Wechfel 
er Regierung als Siegespreis nit gefordert, und können ihn 
uns als ſolchen nicht anrechnen laffen. 

Welche Bedeutung aber die Befeitigung Napoleons für Frankreich haben 
möhte, fir uns und den Weltfrieven fönnten wir barin um fo weniger eine 
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Bürgſchaft finden, als ſchon die wenigen Tage feit dem Regierungswechiel gezeigt 
haben, baß bie neue einftweilige Regierung von demſelben Dünkel, von: berjelben 
Ueberhebung und Selbſtüberſchätzung erfüllt ift, welche Das franzöfiiche Bolt von 
jeber verblendet haben. 

Wenn die republilanifche Regierung inmitten ber beifpiellofen Niederlagen, 
welche das franzöfiiche Heer und Bolt Schlag auf Schlag getroffen unb jebe 
ernſte Widerſtandskraft vernichtet haben, dennoch dem Sieger gegenüber eine ſolche 
Sprache zu führen fi erbreiftet, wie es in jenen ebenfo thörichten, als heraus⸗ 
fordernden Kundgebungen geichieht, — wie würben Regierung und Voll in Frank⸗ 
veih fi von Neuem geberben, wenn der Krieg von ihnen genommen würde, 
ohne daß die ganze VBebeutung ber Niederlage ihnen vollends zum Bewußtſein 
gebracht wäre? 

Ye mehr das politifche Leben in Frankreich auch jetzt wieder von Paris 
aus beberriht und beſtimmt wird, befto mehr kommt e8 barauf an, den Weber- 
muth Franfreihs vor Allem noch an biefem feinen Hauptfige zu beugen und 
auch dort endlich da8 Bewußtſein zu weden, daß die Ruhe Europas nicht ferner 
ber Giebel ber Launen unb der Frivolität eines fittlih verlommenen Volles 
fein darf. 

Das neu erftandene Deutſchland wird en Siegeszug durch Frankreich 
nicht abbrechen, ohne dieſe Aufgabe erfüllt zu haben. 

Republik, Kaifertbum oder Königthum, — das ift für Gegen» 
wart und Zulunft Frankreichs eigene Sache; — unfer Ziel ift ein 
Srieden, welder unferer blutigen Opfer werth ift und wahrhafte 
fette Bürgſchaften für eine friedliche und ſegensreiche Zukunft giebt. 

Einen folden Frieden werben wir, jo Gott will, vor Baris 
erringen.” 


Der Krieg gegen die franzöfifche Republik. 
3. September. Marſch nah Paris. 
5. September. In Rheims. 
18. September. Hauptquartier in Ferriereß, 





10, Jentſchlunds Friehensforderungen und 
bie Kepublik. 


Nundfchreiben des Grafen von Bismarck. 


I. 
Rheims, ben 13. September 1870. 
„Durch die irrthümlichen Auffafjungen fiber unfer Verhältniß zu 
Frankreich, welche und auch von befreundeten Seiten zulommen, bin 
ih veranlagt, mich in Folgendem über die von den verbündeten deut⸗ 
ſchen Regierungen getheilten Anfichten Sr. Majeftät des Königs auszu⸗ 


Bir hatten in dem Plebiszit und den darauf folgenden fcheinbar 
kefriedigenden Zuftänden in Frankreich die Bürgfchaft des Friedens und 
den Ausdrud einer friedlichen Stimmung der franzöfifchen Nation zu 
hen geglaubt. Die Ereigniffe haben uns eine andern belehrt, wenigftens 
baben fe gezeigt, wie leicht diefe Stimmung bei der franzöfifchen 

Ration in ihr Gegentheil umfchlägt. Die der Einftimmigkeit nahe Mehr⸗ 
beit der Volksvertreter, des Senates und der Organe der öffentlichen 
Meinung in der Prefie haben den Eroberungstrieg gegen uns fo laut 
und nahdrüdlich gefordert, daß der Muth zum Widerfpruch den ifo- 
lirten Freunden des Friedens fehlte, und dag der Kaifer Napoleon 
Sr. Majeftät keine Unwahrheit gejagt haben dürfte, wenn er noch heut 
behauptet, daß der Stand der öffentlichen Meinung ihn zum Kriege ge- 
zwungen habe. 
. Angefihts diefer Thatfache dürfen wir unfere Garantien nicht in 
Manzöfiihen Stimmungen ſuchen. Wir dürfen ung nicht darüber täufchen, 
aß wir ung im Folge diefeg Krieges auf einen baldigen neuen Angriff 
don Frankreich und nicht auf einen dauerhaften Frieden gefaßt machen 
Möfen, und daß ganz umabhängig von den Bedingungen, welche wir etwa 
m Frankreich ſiellen möchten. Es ift die Niederlage an fich, e8 ift unfere 
fegreihe Abwehr ihres frevelhaften Angriffs, melde die franzöſiſche 
Kon und nie verzeihen wird. Wenn wir jet, ohne alle Gebietsab- 
A nung, ohne jede Contribution, ohne irgend welche Vortheile al8 den 
gapm unjerer Waffen aus Frankreich abzögen, fo würde doch derfelbe 
—8 dieſelbe Rachſucht wegen der verlegten Eitelkeit und Herrſchſucht in 
franzöfifhen Nation zuridbleiben, und fie würde nur auf den Tag 
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warten, wo fie hoffen dürfte, diefe Gefühle mit Erfolg zur That zu machen. 
Es war nicht der Zweifel in die Gerechtigkeit unfer Sache, und nicht Bes 
forgniß, daß wir nicht ftark genug fein möchten, welde uns im Jahre 
1867 von dem uns jchon damald nahe genug gelegten Kriege abhielt, 
fondern die Scheu, gerade durch unfere Siege jene deidenfehaften aufzus 
regen und eine Aera gegenfeitiger Erbitterung und immer erneuter Kriege 
beraufzubejchwören, während wir hofften, durch längere Dauer und aufs 
merkſame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine fefte 
Grundlage für eine Aera des Friedens und der Wohlfahrt beider zu ge» 
winnen. Jetzt, nachdem man uns zu dem Kriege, dem wir widerftrebten, 
ezwungen bat, müfjen wir dahin ftreben, für unfere Vertheidigung gegen 
en nächſten Angriff der Franzoſen beffere Bürgfchaften als die ihres Wohl⸗ 
wollen? zu gewinnen. 

Die Garantien, welhe man nad dem Jahre 1815 gegen diefelben 
franzöfifhen Gelüſte und für den europäifchen Frieden in der heiligen 
Allianz und anderen im europäifchen Intereſſe getroffenen Einrichtungen 
gejucht Hat, haben im Laufe der Zeit ihre Wirkſamkeit und Bedeutung 
verloren, jo daß Deutichland allein fich fchlieglich Frankreichs bat ers 
wehren müffen, nur auf feine eigene Kraft und feine eigenen Hilfsmittel 
angemwiefen. Eine ſolche Anftrengung, wie die heutige, darf der deutfchen 
Nation nit dauernd von Neuem angejonnen werden; und wir find 
daher gezwungen, materielle Bürgichaften und die Sicherheit Deutſch⸗ 
lands gegen Frankreichs künftige Angriffe zu erftreben, Bürgſchaften zus 
gleich fir den europäifchen Frieden, der von Deutjchland eine Störung 
nicht zu befürchten bat. Dieſe Bürgfchaften haben wir nicht von einer 
vorübergehenden Regierung Frankreichs, jondern von der franzöfifchen 
Nation zu fordern, welche gezeigt hat, daß fie jeder Herrichaft in den Krieg 
gegen und zu folgen bereit ift, wie die Weihe der feit Jahrhunderten 
a aneid gegen Deutjchland geführten Angriffsfriege unwiderleglich 
arthut. 

Wir können deshalb unſere Forderungen für den Frieden lediglich 
darauf richten, für Frankreich den nächſten Angriff auf die deutiähe 
und namentlich die bisher ſchutzloſe ſüddeutſche Grenze dadurd 
zu erjchweren, daß wir diefe Grenze und damit den Aus— 
angspunft franzöfifher Angriffe weiter zurüdlegen und die 
Keflungen, mit denen Frankreich uns bedroht, ala defenfive 
Bollwerke in die Gewalt Deutſchlands zu bringen fuden. 

Euere zc. wollen Sih, wenn Sie befragt werden, in diefem Sinne 
ausſprechen.“ I 

Meaur, den 16. September 1870. 

„Eurer xc. ift das Schriftftiid bekannt, welches Herr Jules Fapre im 
Namen der jegigen Machthaber in Paris, welche ſich felbft dag Gouver- 
nement de la döfense nationale nennen, an die Vertreter Frankreichs im 
Auslande gerichtet hat. 

Gleichzeitig ift e8 zu meiner Kenntniß gekommen, daß Herr Thiers 
eine vertraulihe Milfion an einige ausmärtige Höfe übernommen bat, und 
ich darf vorausfegen, daß er es fih zur Aufgabe machen wird, einerſeits 
den Glauben an die Friedensliebe der jegigen Parifer Regierung zu er⸗ 
weden, anderjeit3 die Intervention der neutralen Mächte zu Gunften eines 
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Friedens zu erbitten, welcher Deutfchland der Früchte feine Sieges be= 
rauben und jeder Yriedensbafis, melche eine Erfchwerung des nächſten 
franzöfifchen Angriffs auf Deutſchland enthalten könnte, vorbeugen joll. 

An die ernitliche Abficht der jegigen Parifer Regierung, dem Kriege 
ein Ende zu machen, können wir nicht glauben, fo lange diejelbe im Innern 
fortfährt, durch ihre Sprahe und ihre Akte die Volksleidenſchaft aufzus 
Kacheln, den Haß und die Erbitterung der durch die Leiden des Krieges 
an ſich gereizten Bevölkerung zu fteigern, und jede für Deutichland an- 
nehmbare Baſis als für Frankreich unannehnbar im voraus zu verdammen. 
Ste macht fich dadurch jelbft den Frieden unmöglich, auf den fie durch 
eine mubige und dem Ernft der Situation Rechnung tragende Sprache das 
Bolf vorbereiten müßte, wenn wir annehmen follten, daß fie ehrliche Frie⸗ 
densverhandlungen mit und beabfichtige. Die Zumuthung, daß mir jetzt 
nen Waffenftillftand ohne jede Sicherheit für unjere Friedensbedingungen 
esichliegen follten, könnte nur dann ernfthaft gemeint fein, menn man bei 
5 Mangel an militatrifchem und politiihem Urtheil oder Sleichgültigkeit 
gegen die Intereſſen Deutjchlands voraugjegt. 

Daneben befteht ein wefentlihes Hinderniß für die Franzofen, die 
Rothmendigkeit des Friedens mit Deutjchland ernftlih ins Auge zu fallen, 
in der von den jegigen Machthabern genährten Hoffnung auf eine diplo- 
matijche oder materielle Intervention der neutralen Mächte zu Öunften 
Frankreichs. Kommt die franzöfifche Nation zur Ueberzeugung, daß, wie 
fie allein den Krieg willkürlich heraufbefchworen hat, und mie Deutichland 

n allein bat ausfämpfen müſſen, fo fie auch mit Deutfchland allein ihre 
nung abfchließen muß, fo wird fie dem jet ficher nuglofen Widerftande 
ein Ende machen. Es 4ft eine Graufamleit der Neutralen gegen die 
franzöfifche Nation, wenn fie zulaffen, daß die Parifer Regierung im Volke 
merrillbare Hoffnungen auf Intervention nähre und dadurch den Kampf 
perlängere. 

Wir find fern von jeder reigung zur Einmifhung in die 
inneren Berhältnifie Frankreichs. a3 für eine Regierung 
ih die franzöfifhe Nation geben will, ift für uns gleich— 
gültig. Formell ift die Regierung des Kaiſers Napoleon bisher die allein 
von uns anerkannte. Unſere Friedensbedingungen, mit welcher zur Sache 
legitimirteu Regierung wir diefelben auch mögen zu verhandeln haben, 
m ganz unabhängig von der Frage, wie und von wen die franzöfijche 

tion regiert wird, fie find ung durch die Natur der Dinge und durch das 
Geſetz der Nothwehr gegen ein gewaltthätiges und friedlofes Nachbarvolk 
vorgefchrieben. Die einmüthige Stimme der deutfchen Regierungen und des 
deutſchen Volkes verlangt, daß Deutfchland gegen die ebrobungen und 
Lergewaltigungen, welche von allen franzöfifhen Regierungen feit Jahre 
underten gegen ung geübt wurden, durch beflere Grenzen als bisher ges 
Gügt werde. So lange Frankreich im Befig von Straßburg und 
Dep bleibt, ift feine Offenjive ftrategifch ſtärker als unjere 
Defenfive beat des ganzen Südens und des linksrheiniſchen 
Rordens von Dr Straßburg ift, im Befige Frank— 
deichs, eine ftets offene Ausfallpforte gegen Süddeutjchland. 
In deutihem Befig gewinnen Straßburg und Meg dagegen 
einen defenfinen Charakter; wir find in mehr als zwanzig 

riegen niemals die Angreifer gegen Frankreich gewejen, und 
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wir haben von letterem nichts zu begehren, al8 unfere von ihm fo oft ges 
fährdete Sicherheit im eigenen Lande. Frankreich dagegen wird jeden jet zu 
[diebenben Frieden nur als einen Waffenftillftand anjehen und uns, um 

ache für feine jegige Niederlage zu nehmen, ebenfo händelfüchtig und 
ruchlos wie in diefem Jahre, wiederum angreifen, jobald es fich durch 
eigene Kraft oder fremde Bündniffe ſtark genug dazu fühlt. 

Indem wir Frankreich, von defien Initiative allein jede bisherige Beun⸗ 
rubhigung Europas außgegangen ift, das Ergreifen der Offenfive erichweren, 
handeln wir zugleid im europäifchen Intereſſe, welches das des Friedens 
tft. Bon Deutichland ift feine Störung des europäifchen Friedens 
au befürchten; nachdem uns der Krieg, dem wir mit Sorgfalt und mit 
Ueberwindung unſeres durch Franfreih ohne Unterlaß herausgeforderten 
nationalen Selbftgefühls vier Jahre lang aus dem Wege gegangen find, 
troß unferer Yriedendliebe, aufgezwungen worden ift, wollen wir zufünftige 
Sicherheit als den Preis der gewaltigen Anſtrengungen fordern, die wir zu 
unferer Bertheidigung haben machen müfjen. Niemand wird und Mangel 
an Mäßigkeit vorwerfen können, wenn wir diefe gerechte und billige For⸗ 
derung fefthalten, 

Euere ec. bitte ih, Sich von diefen Gedanken zu durchdringen und 
diefelben in ihren Beſprechungen mit zur Geltung zu bringen.“ 


Die Aufgabe und Stellung der Regiernng der nationalen 
Bertheidigung. 
17. September. Rundſchreiben Jules Favre's. 


„Indem wir die gefährliche Aufgabe, welche uns der Sturz der kaiſerlichen 
Regierung auferlegte, auf uns nahmen, hatten wir nur den einen Gedanken, 
unſer Gebiet zu vertheidigen, unſere Ehre zu retten und der Nation die von ihr 
ausgehende Gewalt wieder zurückzugeben, welche ſie allein auszuüben berechtigt iſt. 

Wir hätten gewünſcht, daß dieſer große Alt ſich ohne eine Zwiſchen⸗Re⸗ 
gierung vollzogen hätte; allein vor Allem war e8 nothwendig, dem Feinde ent- 
gegenautreten. Wir haben nicht die Abficht, von Preußen Uneigennügigkeit zu 

egehren; rechnen wir mit dem Gefühle, welches durch die Größe ber erlittenen 

Berlufte und die durch ben Sieg naturgemäß erzeugte Eraltation hervorgernfen 
worden ifl. — Wir find weit entfernt, hiermit bie Abfichten ber Staatsmänner 
zu verwechleln. Dieje werben fih vielmehr fcheuen, dieſen ruchlofen Krieg, in 
welhem ſchou mehr als 200,000 Menſchen zu Grunde gegangen find, fortzu- 
fegen; und e8 würde heißen, denfelben erzwungener Weife fortjegen, wollte man 
Frankreich unannehmbare Friebensbedingungen auferlegen. 

Man wenbet uns ein, bie gegenwärtige Regierung befige feine regel- 
mäßige Vollmacht, Frankreich zu repräfentiren. Wir erfenuen bies 
ehrlich an, und eben deshalb haben wir fofort die frei zu wählende conflitui« 
rende Verſammlung einberufen. Wir mafen uns kein anderes Privilegium an, 
als unferem Vaterlande unfer Herz und unjer Blut zu weihen, uns feinem fon- 
verainen Ausipruche zu unterwerfen. Nicht unjere Eintagsgewalt alfo, fondern 
das unfterblicde Frankreich ift es, das fich gegen Preußen erhebt, um das Leichen⸗ 
tuh des Kaiferreihs abzuſchütteln, jenes Fraukreich, welches frei, edelmüthig, 
bereit fih für fein Recht und feine Freiheit zu opfern, jede Politik der Erobe- 
rung, jede gewaltthätige Propaganda von ſich abmeift, das feinen andern Ehrgeiz 
kennt, als Herr feiner felbft zu bleiben, um feine geiftigen und materiellen Kräfte 
zu entwideln, mit feinen Nachbarn gemeinſchaftlich in den Fortichritten der Ci⸗ 
viliſation zu arbeiten, jenes Frankreich, welches, ſobald ihm die Freiheit 
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der Altion zurldgegeben war, fofort das Aufbören des Krieges ver- 
langt bat, weldhes aber den Untergang taufendmal der Schande 
vorzieht. 

Diejenigen, welche dieſe fürchterliche Geißel heraufbeſchworen, fie fuchen 
bente der fie zermialmenden Berantwortlichleit hierflir durch die falfche Behauptung 
zu entgeben, fie bätten fi) den Wünſchen des Landes gebeugt. Diefe Verleum⸗ 
dung kann das Ausland blenden, aber es ift Niemand unter uns, ber fie nicht 
jirüdweilen würde, als das Wert empörenber Falfchheit. Die Wahlen von 1869 
hatten den „Frieden“ und die „Freiheit“ zu Lofungsworten; das Plebiszit felbft 
eignete ſich dieſes Programm an. Es ift wohl wahr, daß die Majorität des ge- 
fengebenden Körpers die kriegeriſchen Erklärungen des Herzogs von Gramont 
mit Beifall begrüßte, aber wenige Wochen vorher hatte dieſelbe Majorität den 
friedlichen Aeußerungen Olliviers ebenfalls zugejauchzt. Diefe Majorität, her- 
vorgegangen aus dem perjönlichen Regimente, bielt fi eben für verpflichtet, 
benfeiben gehorfam zu folgen, und durch die Abftimmung fein Vertrauen zu 
temfelben zu bezeugen. Aber Niemand in Europa wird ber Behauptung Preußens 
kitunmen, daß Frankreich, wenn es in Freiheit hätte abftimmen können, den 
Kieg gegen Preußen beichloffen haben würde. Ich ziehe hieraus feineswegs die 
felgerung,, daß wir deshalb nicht verantwortlich feien. Wir haben bas Unrecht 
begangen, unb wir büßen jeßt graufam dafür, eine ſolche Regierung geduldet zu 
haben, weldhe uns in das Verderben riß. Wir erfennen nunmehr die Berpflicdh- 

an, daß wir das Unrecht, welches jene Regierung verübt bat, gutmachen 
zihen: aber wenn bie Macht, mit welcher fie uns in fo jchwere Berwidiung 
gerzt bat, ihr Uebergewicht und unfer Unglüd zu unferer Vernichtung benußen 
will, dann werben wir verzweifelten Widerſtand leiften, und es ift dies wohl zu 
beachten, dieſen Widerſtand wird die durch eine freigewählte Berfammiung 
rechtmäßig vertretene Nation leiften, welche jene Macht vernichten will. 

Benn die Frage fo geftellt wird, dann wird jeder von uns feine Pflicht 
tun. Das Slüd, das uns bieber ungünftig war, kann ſich unverfehens wenden. 
Exepa fängt an, fich zu regen, feine Sympathien für uns erwachen wieder, Die 
Sympathien der Eabinette ehren und tröften uns, fie werben lebhaft gerührt fein 
über die edle Haltung von Paris, welches inmitten fo furchtbarer Ereigniffe und 
gewaltigfter Erregungen voller Vertrauen bereit ift, auch das Letzte zu opfern. 

Die bewaffnete Nation betritt nunmehr den Kampfplag, obne 
rädwärts zu bliden, und nur bie einfache, große Pfliht vor Augen, 
ihren heimathlichen Heerb und ihre Unabhängigkeit zu vertheibigen. 

Ih bitte Sie, mein Herr, dieſe Gefichtspunfte dem Repräfentanten ber 
Racht, bei welcher Sie accrebitirt find, wahrheitsgemäß darzulegen. Derjelbe wird 
bie Wichtigleit dieſer Mittheilungen begreifen und dadurch in die Lage geſetzt 
kin, fi einen richtigen Begriff von unſern Dispofitionen zu machen.“ 


Zuſammenkunft des Grafen von Bismard mit Jules Favre 
in Ferriered am 19. und 20. September. 


I. 
Bermittelung Englands Behufs der Zufammenkunft. 


9. September. Der englifche Botichafter in Paris Lord Lyons an Lord Gran⸗ 
ville (Uebermittelung einer Anfrage von Jules Favre an Graf 
Bismard): 

„Will Graf Bismard in Beſprechungen eintreten Behufs Herbeiflihrung eines 
Beffenfillfandes und einer Konferenz über Friedensbebingungen und mit wen 
wänfht er dieſe Beſprechungen zu halten?“ 

FürR Bismard. 11. 9 
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13. September. Lord Granville an Lord Lyons (Uebermittelung einer Ant- 
wort des Grafen Bismard auf die Anfrage von Jules Favre, 
und zwar): 

„Weihe Bürgichaft ift vorhanden, daß Frankreich ober auch für ben 
Augenblid die Truppen von Meg und Straßburg bie Abmadhungen 
anerlennen werben, Über welche man fich mit der gegenwärtigen Parifer Re» 
gierung oder einer von denen, bie vermutblich ihr folgen werden, einigen könnte?“ 


14. September. Lord Granville an Graf Bernftorff (Uebermittelung ber 
Erwiderung Jules Favre's6): 

„Die von Graf Bismarck geforderten Bürgſchaften können von einem 
zwiefahen Standpunkte gegeben werben, vom politiihen und vom militäriichen. 
Bom politifhen Standpunkte will die Regierung der nationalen Vertheidigung 
einen Waffenſtillſtand fchließen und fofort eine Verfammlung berufen, welche den 
Friedensvertrag genehmigen fol. Im militärifher Beziehung bietet die Re⸗ 
ierung der nationalen Vertheibigung biefelben Bürgſchaften, wie jebe regelmäßige 
Segierung, ta alle Befehle des Kriegsminifters befolgt werben. Was daher in 
dieſer Beziehung in einem Waffenftillftandevertrage beftimmt würde, wirb pünktlich 
und unverweilt ausgeführt werben.” 


19. September. Lorb Lyons an Lord Granville (aus Tours) (Beiprechung 
mit Jules Favre vor der Ueberfiedelung nah Tours am 17.): 


„Favre will, wenn bie Antwort des Grafen Bismard fidh verzögert, 
auf alle Fälle ven Gang ins preußiſche Hauptquartier unternehmen. Lord Lyon 
ermutbigt ihn dazu, da Graf Bismard gegen ben englifhen Botſchafts⸗ 
fecretair Malet feine Bereitwilligleit ausgefproden babe, mitirgend 
Zemand, den die franzöfifhe Regierung beauftragen würde, zu 
verhandeln. Jules Favre erflärte darauf, daß er fih am andern Morgen 
in das preußische Hauptquartier begeben wolle.” 


II 


21. September. Bericht Jules Favre's an die Regierung ber nar 
tionalen Bertbeibigung. 


„Die enge Einheit aller Bürger und bejonders die der Mitgliever der Re 
gierung ift mehr denn je eine Nothwendigkeit des äffentlihen Wohles. Jede 
unferer Handlungen muß fie befeftigen. Die, welche ich auf meine eigene Ber- 
antwortlichleit ausführte, war mir von biefer Gefinnung eingegeben; fie wirb 
dieſes Reſultat haben. Ich hatte die Ehre, Ihnen diefelbe in ihren Einzelheiten 
zu erflären. Dies reicht nicht bin. Wir find eine Regierung der Deffentlichkeit. 
Wenn im Augenblide ber Ausführung das Geheimniß unumgänglich nothwenbig 
ift, fo muß die einmal vollendete Thatſache mit dem größten Lichte umgeben 
werden. Wir find nur etwas durch die Meinung unferer Mitbürger; fie muß 
uns beurtbeilen, und um uns zu beurtbeilen, hat fie das Recht, Alles zu erfahren. 
Ih babe geglaubt, daß es meine Pflicht war, mich in das Hauptguartier ber 
feindlichen Armee zu begeben. Ich bin hingegangen. Ich habe Ihnen über bie 
Miſfion Rechenſchaft abgelegt, Die ich mir felbft auferlegt hatte; ich komme, meinem 
Lande die Gründe, welche mich dazu beftimmt, den Arned, den ich verfolgt, den, 
welchen ich glaube erreicht zu haben, mitzutheilen. 

Ich habe nicht nothwendig, an bie von uns eingefchlagene Politik zu erinnern, 
welche der Minifter bes Aeußern befonders beauftragt war, zu formuliren. Wir 
find vor Allem Männer bes Friedens und der Freiheit. Bis zum letzten Augen- 
blide haben wir uns dem Kriege widerſetzt, welchen bie kaiſerliche Regierung in 
einem ausſchließlich dynaſtiſchen Intereffe unternahm, und als dieſe Regierung 
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gejallen if, haben wir erklärt, energifcher denn jemals auf ber Friebenspolitif zu 
beharren. Diefe Erllärung machten wir, als die verbrecheriiche Thorheit eines 
Mannes und feiner Rathgeber unfere Armee vernichtet hatte, unfer glorreicher 
Bazaine und feine tapferen Soldaten vor Met blofirt waren, Straßburg, Toul 
and Pfalzburg von den Bomben niebergefchmettert wurben, ber ſiegreiche Feind 
anf unfere Hauptſtadt marſchirte. Niemals war eine Lage fchrediicher; fie flößte 
aber dem Lanbe keinen Gedanken der Schwäche ein, und wir glanbten feine ge- 
ttenen Dolmeticher zu fein, indem wir Mar und deutlich bie Bedingung aufftellten:: 
fin Zoll unſeres Territoriums, fein Stein von unferen Feftungen. Wenn aljo 
m dieſem Augenblide, wo ſich eine fo außerordentliche Thatſache zutrug, wie ber 
Sturz des Urhebers des Krieges, Preußen auf der Bafis einer Geldent— 
ſhädigung hätte unterhanbeln wollen, jo würbe ver Friebe geichloffen worden 
kin; er würbe wie eine unermehliche Wohlthat aufgenommen worden fein; er 
wärbe ein ficheres Pfand ber Verſöhnung zwifhen den beiden Völlern geworben 
kin, bie eine gehäffige Politik allein entzweit bat. 

Vir Hofften, daß die Menihlichleit und das wohlverftandene Intereffe den 
Sez davon tragen würden, denn er hätte eine neue Aera eröffnet, und bie 
Otsztsmänner, welche ihre Namen daran geknüpft, hätten als Führer die Philo- 
ſeyhie, bie Gerechtigkeit, als Belohnung die Segnungen und das Wohlergehen 
ver Böller gehabt. 

Mit diefen Ideen unternahm ich die gefährliche Aufgabe, mit welder Sie 
wich betraut. Ich mußte vor Allem mir Über die Meinung der europäiſchen Ca⸗ 
linette Rechenichaft ablegen und mir ihren Schuß fichern. Die faiferlihe Regie⸗ 
ng batte dies vollfländig vernadhläffigt und fie war geicheitert. Sie ging auf 
den Krieg ein ohne Allianz, ohne eine ernftlihe Unterhandlung; Alles um fie 
um war Feindjeligleit oder Gleichgültigkeit; fie erntete fo bie bittere Frucht 
rofl Bolitit, die durch ihre Drohungen und Anſprüche für jeden Staat ver- 

war 


Kaum waren wir im Stabtbaufe, fo verlangte ein Diplomat, beffen Namen 
wir neh nicht enthüllen dürfen, mit uns in Beziehungen zu treten. Am nächften 
Tage mpfing Ihr Minifter die Repräfentanten aller Mächte. Die Republif der 
Bereisigten Staaten, dir Schweiz, Italien, Spanien und Portugal erfannten bie 
franzöfiiche Republik offiziell an. Die übrigen Regierungen ermächtigten ihre 
Igenten, mit uns offizidfe Beziehungen zu unterhalten, welche uns geftatten, fofort 
if nägliche Beſprechungen einzugeben. 

Ich würde diefem ſchon zu ausgebehnten Erpoje eine Entwidlung geben, 
velhe demjelben nicht zulommt, wenn ich im Einzelnen die furze, aber lehrreiche 
Geihichte der Unterhandlungen geben wollte, welche folgten. Ich glaube behaupten 
m Bnnen, daß fie nicht ohne Werth für unferen moralifhen Credit fein werden. 
% beſchränke mich darauf, zu fagen, baß wir überall ehrenvolle Sympathien 
Kinnben haben. Mein Zwed war, fie zu gruppiren und bie Mächte, welche ben 
Bund der Neutralen unterzeichnet haben, zu beftimmen, biveft bei Preußen zu 
wergenizen, indem fie als Baſis bie Bedingungen nahmen, bie ich geftellt. Bier 
ditſer Mächte haben es mir angeboten: ich habe ihnen im Namen meines Landes 
weine Dankbarkeit bezeigt, aber ich wollte die Mithülfe von zwei anderen. Die 
ine verfprach mir eine inbivibuelle Action, deren Freiheit fie fich vorbehielt, bie 
aubere ſchlug mir vor, mein Vermittler Preußen gegenüber zu fein. Sie that 

einen Schritt weiter: auf die Bitte des außerordentlichen Abgelandten 
Frankreichs wollte fie direkt meine Schritte empfehlen. Ich hatte viel mehr ver- 
langt, aber ich verweigerte feine Mithülfe, da ich glaubte, daß das Intereſſe, 
welhes man uns bezeigte, eine Kraft fei, die nicht vernacdhläffigt werben dürfe. 

Indeß ging bie Zeit vorbei, jede Stunde brachte ben Feind uns näher. 
Bon den ſchmerzlichſten Gefühlen heimgefucht, hatte ich mir vorgenommen, bie 
Belagerung von Paris nicht beginnen zu laffen, ohne einen lehten Schritt zu 

‚und wäre ich allein, um ibn zu thun. Preußen beobachtete Schweigen, 
und Niemand war geneigt, es zu befragen. Diefe Lage war nicht haltbar; fie 
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geftattete unferem Feinde, bie Berantwortlichleit der Fortfegung des Kampfes uns 
zur Laft zu legen; fie verurtbeilte uns dazu, unfere Abfichten zu verichweigen. 
Dem mußte ein Ende gemacht werben. Ungeachtet meines Widerwillens entſchloß 
ich mich, die guten Dienfte anzunehmen, welche man mir bot, und am 10. Sep» 
tember erhielt Herr v. Bismard ein Telegramm mit der Anfrage, ob er in 
eine Unterredung über die Bedingungen einer Ausgleihung eintreten wollte. 

Die erfte Antwort war eine verneinende, auf der Unregelmäßigleit unferer 
Regierung baſirt. Der Kanzler des Norbdeutichen Bundes beftand jeboch nicht 
darauf, und ließ mich fragen, welche Sarantien wir für die Ausführung eines 
Vertrages darböten. Da diefe zweite Schwierigkeit von mir bejeitigt worden war, 
jo mucte man weiter geben. Man jchlug mir vor, einen Courier abzujenden, 
was ih annahm. Zu gleicher Zeit telegraphirte man direkt an Herrn v. Bismard, 
und ber erfte Minifter der Macht, welche uns als Vermittler diente, fagte unferm 
außerorbentlihen Abgejandten, daß Frankreich allein bandeln könne; er fü 
binzu, daß es wünſchenswerth fei, daß ich vor einem Schritt ins Hauptquartier 
nicht zurücichrede. Unfer Abgefandter, welcher den Grund meines Herzens kannte, 
antwortete, daß ich zu allen Opfern bereit fei, um meine Pflicht zu thun, daß es 
deren keine fo peinliche gäbe, als bie, durch die feindlichen Linien hindurch unfern 
Befieger aufzufuchen, aber er ſetzte voraus, daß ih mid dazu verftehen würde. 
Zwei Tage fpäter fam der Courier zurück. Nah taufend Hinberniffen hatte er 
den Kanzler gejeben, der ihm gejagt, daß er gern bereit fei, mit mir zu fprechen. 
Ich wollte nun direlte Antwort auf das Zelegramm unferes Vermittlers haben. 
Sie ließ auf fih warten. Die Einfhließung von Paris wurde beendet. Man 
durfte nicht mehr zaudern, und ich entichloß mich zur Abreife. 

Nun war e8 widtig, daß, während ich diefen Schritt that, er unbelanzt 
bliebe; ich empfahl das Geheimniß, und id war ſchmerzlich erflaunt, als ich 
geftern Abend bei meiner Rückkehr erfuhr, daß daſſelbe nicht bewahrt worden 
war. Eine flrafbare Indiscretion war begangen worden. Ein Journal, ber 
„Electeur Libre,“ weicher von ber Regierung jchon desavouirt worben war, 
hatie daraus Nuten gezogen; eine Unterfuhung ift eingeleitet worden, und id 
boffe, diefen doppelten Mißbrauch beftrafen zu können. 

Ich hatte die Discretion fo weit getrieben, daß ich fie felbft Ihnen, meinen 
Eollegen, gegenüber beobachtet hatte. Ic hatte mich Dazu nicht ohne großes Miß⸗ 
vergnüigen entichloffen. Aber ich kannte Ihren PBatriotismus und Ihre Zuneir 
ung; id war fiber, freigefprochen zu werden. Ich glaubte einer dringlichen 
Nothmwendigteit geboren zu müfjen. Bereits früher babe ih mit Ihnen über 
meine Gewiffensjerupel geſprochen und Ihnen gefagt, daß ich nicht ruhig fein 
würde, bevor ich alles Menſchenmögliche gethan, um dieſem abfcheulichen Kriege 
Einhalt zu thun. Mich an die Unterredung erinnernd, welche dieſe Eröffnung 
bervorrief, befürchtete ich auf Wideripruch zu ftoßen, und jo war ich entichloffen; 
ich wollte Übrigens, indem ih mit Herrn v. Bismard aufnüpfte, von jeder 
Berpflihtung frei fein, um das Recht zu haben, keine Verpflichtungen zu über- 
nehmen. Ich lege Ihnen dieje Geftänpniffe offen ab; ich mache fie dem Lanbe, 
um Ihnen eine Berantwortlichleit zu nehmen, welde mich allein trifft. Wenn 
mein Schritt ein Fehler war, jo muß ich alle deſſen Folgen tragen. 

Ih hatte indeß den Herrn Ktriegsminifter benachrichtigt, der mir einen 
Dffizier mitgeben mußte, um mich zu den Vorpoften zu geleiten. Der Ort bes 
Hauptquartier war uns unbelannt. Man vermuthete es in Grosbois. Wir 
gingen dem Feinde durch das Thor von Charenton entgegen. 

Ih unterbrüde alle Einzelheiten dieſer peinlihen, aber doch höchſt inter- 
effanten Reife; fie würden bier nicht an ihrem Plate jein. Nah Billeneuve 
St. Georges geführt, wo fi der General-Commandant des 6. Armee - Corps 
befand, erfahre ich ziemlich jpät am Nachmittage, daß das Hauptquartier in Meaur 
wäre. Der General, über deſſen Auftreten ich mich nur belobend ausſprechen 
kann, ſchlug mir vor, einen Offizier mit dem Briefe, weichen ich für Herrn von 
Bismard vorbereitet hatte, abzufenden. Der Brief lautete: 
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„Herr Straf! Ich habe immer geglaubt, daß, ehe bie Feindſeligkeiten unter 
den Mauern von Paris einen ernften Anfang nehmen, es unmöglich fei, daß 
nicht vorher eine ebrenvolle Transaction verſucht werde. Die Perſon, welche bie 
Ehre hatte, Ew. Ercellenz vor zwei Tagen zu fprechen, bat mir gejagt, daß fie 
aus Deren Munde den nämlichen Wunſch gehört hätte. Ich bin zu den Bor- 
peften gelommen, um mich Ew. Ercellenz zur Verfügung zu ftellen. Ich erwarte, 
daß Diefelben mich wiflen laffen wollen, wo ich die Ehre haben kann, auf einige 
Angenblicke mit Ew. Ercellenz zu conferiren. Ich babe die Ehre, mit aller Hoch⸗ 
chtung zu fein Em. Ercellenz fehr ergebener und ſehr gehorfamer Diener 

Iules Favre.” 

Bir waren durch eine Entfernung von 48 Kilometern getreunt. Am fol- 
genden Morgen um 6 Uhr empfing ich folgende Antwort: 

„3b babe das Schreiben erhalten, welches Ew. Ercellenz bie Gefälligkeit 
gehabt hat, an mich zu richten, und es wirb mir außerordentlich angenehm Fein, 
wenn Sie mir die Ehre erzeigen wollten, mich morgen bier in Meaur zu befuchen. 
Der Ueberbringer dieſes Schreibens, Fürft Biron, wirb barliber wachen, daß 
En. Ercellenz durch unfere Linien binburchgeführt werben. Ich habe die Ehre, 
ja kein mit aller Hochachtung Ew. Ercellenz jehr gehorfamer Diener v. Bismard.” 

Um wenn Uhr war die Escorte bereit, und ich ging mit ihr ab. In der 
Kähe von Meaur gegen brei Uhr Nachmittags angelommen, wurbe ich von einem 
bintanten angehalten, welcher fam, um mir anzufünbigen, daß ber Graf mit 
dem Könige Meaur verlaffen babe, um bie Nacht in Ferrieres zuzubringen. Wir 

hatten uns gefreuzt; indem wir Beide zurüdlehrten, konnten wir uns treffen. 
Ih kebrte aljo um und flieg in einem Pächterhofe ab, der, wie faft alle Häufer, 
welche ih auf dem Wege gefehen, vollftändig verwüftet war. Nach einer Stunde 
lam Herr v. Bismard an. Es war für uns fchwierig, in einem folden Orte 
wit einander zu Ipredhen. Das dem Grafen v. Rillac angebörige Schloß Haute 
Maison war in unferer Nähe; wir begaben uns dorthin, und bie Unterrebung 
degaun in einem Salon, wo Trümmer jeder Art in Unordnung herumlagen. 

Ich möchte Ihnen diefe Unterredung vollftändig wiedergeben, jo wie ich fie 
am nächte Tage einem Secretair biktirte. Jede Einzelbeit darin bat ihre Wich⸗ 

tigleit. Ich kann fie bier nur analyfiren. 

Ich ftellte zuerft genau den Zweck meines Schrittes feſt. Da ich durch mein 
Eircular die Abfihten der franzöfiihen Regierung befannt gemacht, jo wellte ich 
vie des erfien Miniftere von Preußen erfahren. Es ſchien mir unzuläffig, daß 
we Rationen, ohne ſich vorber zu erklären, einen fchredlichen Krieg fortjegen, 
ber ungeachtet der errungenen Bortheile dem Sieger harte Leiden auferlegt. Durch 
Ye Macht eines Einzigen hervorgerufen, batte diefer Krieg feinen Grund mehr, 
fortzudanern, fobald Frankreich wieder Herr feiner jelbft geworben war. Ich ftand 
für deffen Liebe zum Frieden ein und zugleich für deſſen unerfchütterlichen Ent- 
ſchluß, keine Bedingung anzunehmen, weile aus dieſem Frieden einen kurzen 
und drohenden Waffenftillftand machen werbe. 

Herr v. Bismard antwortete mir, daß, wein er die Ueberzeugung bätte, 
daß ein folder Friede möglich wäre, er ihn fofort unterzeichnen würde. Er er- 
lannte an, daß die Oppoſition den Krieg immer verdammt habe. Aber die Re- 

gierung, welche heute dieſe Oppofition repräfentire, fei mehr al® prelür. Wenn 
m einigen Tagen Paris nicht genommen werbe, jo werde fie ber Pöbel ftürzen..... 
3 unterbrach ihn lebhaft, um ihm zu fagen, daß esin Baris keinen Böbel 
gebe, fondern eine intelligente, ergebene Bevölkerung, welche unfere Abfichten 
kenne, und bie fich nicht zum Heliershelfer des Feindes machen werbe, indem fie 
ünferer Aufgabe der Bertheidigung Hinderniffe in den Weg lege. Was unfere 

It anbelange, fo feien wir bereit, fie in die Hände der bereit von und zu⸗ 
ſammen berufenen Verſammlung nieberzulegen. 

.. „Diefe Berfamimlung,“ jo entgegnete der Graf, „wird Abfichten haben, die 
Richte vorausſehen läßt. Aber wenn ſie dem franzöſiſchen Gefühl Gehör ſchenkt, 
ſo wird ſie den Krieg wollen. Sie werden eben ſo wenig die Kapitulation von 
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Seban vergeffen, wie Waterloo und Sadowa, welches letztere Ste Nichte anging.“ 
Er ließ fih dann Über den feften Willen der franzöfiihen Nation aus, Dentich- 
land anzugreifen und ihm einen Theil feines Gebietes zu entreißen. Bon 
Lubwig XIV. an bis auf Napoleon III. hätten ſich diefe Tendenzen nicht ge 
ändert, und als ber Krieg angekündigt worben, hätte ber geſetzgebende Körper 
die Worte bes Minifters mit Beifall überfchüttet. Ich bemerkte ihm, baß bie 
Majorität des gejetgebenden Körpers einige Wochen vorher dem Frieden acclamirt 
hätte; daß dieſe von dem Fürften gewählte Majorität unglüdlicherweife es für 
nöthig erachtet hätte, ihm blinblings nachzugeben, daß bie Hation jedoch, zweimal 
confultirt, bei den Wahlen von 1869 und bei der Abftimmung bes Piebiszits, 
der Friedens- und Freibeitspolitit energifch zugeftimmt babe. 

Die Unterredung Über dieſen Gegenfland verlängerte fih; denn ber Graf 
bielt feine Meinung aufrecht und ich vertheibigte die meinige; ba ich 
feiner Bedingungen in ihn drang, fo antwortete er mir far und deutlich, Daß bie 
Mehrheit feines Landes ihm auferlege, das Gebiet zu behalten, welches dafſelbe 

herftellt. Er wiederholte mir mehrere Male: „Straßburg ift der Schläffel 
zum SHanfe, ich muß ihn haben.“ Ich forderte ihn mehrere Male auf, deutlicher 
zu fein. Es ift unnüß, entgegnete er, ba wir uns nicht verfländigen können, fo 
iſt e8 eine Sache, welche fpäter georbnet werben muß. Ich bat iEm, es fofort zu 
tbun, unb er fagte mir alsbann, daß die beiden Departements des Ober- und 
Niederrheines, ein Theil des Mojel- Departements mit Met, Chätean - Salins 
und Soiffons ihm unumgänglich nothwendig jeien und daß er nicht barauf ver 
zichten könne. 

Ih machte ihm bemerflih, daß die Zuftimmung der Völfer, über bie er 
auf dieje Weife verfüge, mehr als zweifelhaft fei, und das europäiſche Staatsrecht 
ihm nicht geftatte, biefe zu umgehen. „Doch,“ antwortete er mir, „ich weiß fehr 
mwobl, daß fie von uns nichts wijfen wollen. Es wird eine große 
Laft für uns fein, aber wir können niht umbin, fie zu nehmen.“ 
Ich bin fiher, daß wir in einer nahen Zeit einen neuen Krieg mit Ihnen haben 
werden. Wir wollen ihn mit allen Bortheilen für uns führen. 

Ich lehnte mich, wie ih es mußte, gegen folhe Föfungen auf. Ich fagte 
ihm, daß mir es fchiene, daß er zwei wichtige Elemente der Diskuffion vergefie. 
Auerft Europa, melches biefe Forderungen übertrieben finden und ſich ins Mittel 
legen könnte; dann das neue Recht, ber Yortfchritt der Sitten, welche ſolchen 
Forderungen ganz antipatbifh feien. Ich fügte hinzu, daß, was uns betreffe, 
wir fie niemals annehmen würden. Wir Könnten als Nation untergehen, aber 
uns nicht entehren; übrigens fei das Land allein kompetent, um fich über bie 
Abtretung von Gebiet auszufprechen. Wir zweifelten nicht an feiner Anficht, aber 
wir wollten es fonfultiren. Ihm gegenüber alfo befinde fih Preußen. Und um 
Mar und deutlich zu fein, müffe man fagen, daß es, vom Sieg beraufcht, bie 
Bernichtung Frankreichs wolle. 

Der Graf proteftirte, indem er immer die Vertheidigung der nationalen 
Sicherheit vorſchützte. Ich fuhr fort: „Wenn es Ihrerſeits fein Mißbrauch ber 
Gewalt iſt, der geheime Abfichten verbirgt, jo geftatten Sie mir, die Verfammlung 
zufammentreten zu Tfaffen; fie wirb eine definitive Regierung ernennen, welde 
Ihre Bedingungen beurtheilen wird.“ 

Um dieſes Projekt auszuführen — antwortete mir der Graf — bebürfe 
es eines Waffenftillftandes, und er wolle venfelben um kleinen Preis. 

Die Unterrebung nahm einen immer peinlideren Verlauf: Der Abend 
kam beran. Ich verlangte von Herrn v. Bismard eine zweite Unterrebung zu 
Ferriöres, wo er die Nacht zubringen follte, und Jeder ging feinen Weg. 

Da ih meine Miffton bis zum Schluß erfüllen wollte, jo mußte ih auf 
mehrere der Fragen, weldhe wir behandelt hatten, zurüd- und zu Ende kommen. 
Deshalb bemerkte ich dem Grafen, ale ich gegen 9% Uhr Mbends mit ihm wieber 
zufammentraf, daß, da die Auskunft, welche ich von ihm haben wollte, für meine 
Regierung und das Publikum beftimmt fei, ich zum Schluß unfere Unterrebung 
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refumiren werbe, um nur das zu veröfientlicden, worüber wir übereingelommen 
feien. „Geben Sie ſich diefe Mühe nicht — antwortete er mir — id) gebe fie 
Ihnen ganz Preis; Ihrer Veröffentlihung fleht nichts entgegen.” Wir nahmen 
die Diskuffion wieder auf, die bis Mitternacht dauerte. Ich bob befonbers bie 
Nothwendigleit hervor, eine Berfanmlung zu berufen. Der Graf ließ fih nach und 
ned überzeugen, und fam auf den Waffenftillftand zurüd. Ich verlangte 14 Tage. 
Bir disfutirten Die Bebingungen. Er erklärte fih auf ſehr unvollfländige Weiſe 
uud behielt fih vor, den König zu confultiren. Deshalb verabichiedete er mid 
auf den folgenden Tag um 11 Uhr. Ich habe nur noch ein Wort zu fagen; 
denn, indem ich bieje peinliche Erzählung mittbeile, wird mein Herz von allen 
Anfregungen zerriffen, welche es während ber 3 fchrediihen Tage gequält haben, 
und e8 drängt mich, zu Ende zu kommen. Ich war im Schloß zu Ferridres um 
11 Uhr Morgens. Der Graf trat um 11%, Uhr aus den Appartements des 
Kinigs, und ich vernahm von ihm bie Bebingungen, welche er an den Waffenftill- 
fand knüpfte. Sie waren in einem im beutfcher Sprache geichriebenen Texte 
siebergelegt, von welchem er mir mündlich Mittheilung machte. Er verlangte 
Ws Bfand die Belegung von Straßburg, Toul und Pfalzburg, und da ih am 
vorber gejagt, daß die Berfammlung in Paris zufammentreten follte, fo 
veilte er in biefem alle ein ort, welches die Stadt beberriche, 3. B. das bes 
Ront Balerien. 

Ich unterbrady ihn, um ihm zu fagen: „Es wäre viel einfacher, Paris von 
ın6 zu verlangen. Wie, wollen Sie, daß eine franzöfiihe VBerfammlung unter 
Ihren Kanonen beratbe? Ich hatte die Ehre, Ihnen zu fagen, daß ich meiner 
Regierung unfere Unterhaltung mittheilen werbe; ich weiß wahrlich nicht, ob ich 
wagen werbe, zu fagen, daß Sie mir eine ſolche Propofttion gemacht haben.“ 

„Suden wir eine andere Combination,” erwiberte er mir. Ich ſprach ihm 
von dem Aufammentritt der VBerfammlung in Tours, ohne daß man nad ber 
Seite von Paris ein Pfand nehme. 

Er ouug mir vor, mit dem Könige darüber zu ſprechen, und, auf die Be⸗ 
fesung von Straßburg zurüdkommend, fügte er hinzu: Die Stabt wirb in unfere 
Hände fallen; das ift nur noch Sache der Berechnung eines Ingenieurd. Des- 
halb verlange ih aud von Ihnen, daß die Garnifon fi als kriegsgefangen 


Bei diefen Worten fprang ih vor Schmerzen in bie Höhe und rief aus: 
„Sie vergeffen, daß Sie zu einem Franzoſen ſprechen, Herr Grafl Eine heiben- 
müthige Bejagung opfern, welche der Gegenftanb von unferer und aller Welt 
Dewunbderung if, wäre eine Feigheit und ich verfpredhe Ihnen nicht, zu fagen, 
daß Sie mir eine ſolche Bedingung geftellt haben.“ 

Der Graf antwortete mir, daß er nicht die Abficht habe, mich zu verlegen, 
daß er fih nad den Geſetzen bes Krieges richte, daß Übrigens, wenn ber König 
einwillige, diefer Artilel modifizirt werben könne. 

ach einer Biertelftunbe kehrte er zurüd. Der König acceptirte die Com⸗ 
Bination von Tours, aber er beftand darauf, daß fich die Beſatzung von Straß- 
burg als friegsgefangen ergebe. 

Meine Kräfte waren erſchöpft und ich fürdhtete einen Augenblid lang, zu- 
fommen zu finten. Ih wandte mid ab, um die Thränen zu verichluden, bie 
mid erftidten, unb indem ich mich wegen biefer unfreiwilligen Schwäche ent- 
ſchuldigte, verabichiebete ich mich mit dieſen einfachen Worten: „Ich babe mich 
getäufcht, Herr Graf, indem ich hierher kam; ich bereue es nicht, ich habe genug 

fitten, um mid vor mir felbft zu entſchuldigen; Übrigens habe ich nur dem Ge⸗ 

bie meiner Pflicht gehorcht. Ich werde Allee, was Sie mir gejagt haben, 
meiner Regierung berichten, und wenn biefelbe für paffend hält, mich abermals 
zu Ihnen zu fchiden, jo werde ih, wie ſchmerzlich mir auch diefer Schritt fein 
möge, bie Ehre haben, Sie wieder zu ſehen. Ich weiß Ihnen Dank für Ihr 
BWohlwollen gegen mid, aber ich fürchte, daß wir ben Ereigniſſen ihren Lauf 
lafien müflen. Die Bevölkerung von Paris ift muthig und zu allen Opfern bereit. 
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Ihr Helbenmuth kann den Bang ber Ereiguiffe ändern. Wenn Gie bie Ehre 
haben, fie zu befiegen — unterwerfen werben Sie biejelbe nit. Die ganze 
Nation ift von derſelben Gefinnung. So lange wir in ihr ein Element bes 
Witerflandes finden, werben wir Sie befänpfen. Es ift dies ein enblofer Kampf 
zwiſchen zwei Bölfern, welche ſich die Hände reichen follten. Ich hatte eine andere 
Löſung gehofft. Ich entferne mich fehr unglüdlih und dennod voll Hoffnung.” 

Ich füge dieſer durch fich jelbft zu beredtjamen Darftellung nichts hinzu. 

Sie erlaubt mir die Schlußfolgerungen zu ziehen und Ihnen zu jagen, 
welde in meinen Augen die Tragmeite jener Beiprehungen if. Ich verlangte 
die Möglichkeit, das durch eine freigewählte Verſammlung vertretene Frankreich 
zu fragen, man bat mir geantwortet, indem man mir das faudiniiche Joch zeigte, 
unter welchem es fi) zuvor beugen müffe. Ich Mage Niemanden an. bes 
ſchränke mich darauf, bie Thatſache zu erhärten, um fie meinem Lande unb 
Europa zu fignalifiren. Ic babe lebhaft den Frieden gemünfcht, ich verhehle es 
wicht, und indem ich drei Tage lang den Iammer unjerer unglücklichen Länder 
ſah, fühlte ich in mir dieſe Liebe zum Frieden zunehmen mit einer folhen Macht, 
Daß ich meinem Muthe Gewalt anthun mußte, um auf der Höhe meiner Diffion 
u bleiben. 

Ih babe nicht weniger einen Waffenftillftand gewünſcht, ich geftebe auch 
dies ein, damit das Volk über die fürchterliche Tage, die das Geſchick uns ftellt, 
befragt werben könne. 

Sie kennen jet die Vorbedingungen, die man uns auferlegen möchte. So 
war ih, und waren Sie ohne Berathung einftimmig der Anficht, daß man beren 
Demiütbhigung zurüdweifen müſſe. Ich bin von der Veberzeugung durchdrungen, 
baß ungeachtet der Leiden, welche e8 erbuldet und noch vorberficht, das entrüftete 
Frankreich unfern Entſchluß theilt, und ich habe geglaubt, von feinen Anſchauungen 
inſpirirt zu fein, als ich diefe, die Verhandlung fchließende Depeche an Herrn 
v. Bismard niederſchrieb: 


Herr Graf! Ich habe meinen Sollegen der Regierung ber nationalen Ber- 
theidigung die Erklärungen, welche Em. Ercellenz mir bat geben wollen, getreu 
bargelegt. Ich bebaure, Ew. Excellenz mittheilen zu müſſen, daß die Regierung 
Ihre Borfepläge nicht annehmen kann. Sie würde einen Waffenſtillſtand an⸗ 
nehmen zu dem Zwede der Wahl und der Bereinigung einer Nationalverfammlung. 
Allein fie kann die Bedingungen nicht unterfhreiben, welche Em. Ercellen; die⸗ 
ſelbe unterwirft. Was mid betrifft, jo bin ich mir bewußt, Alles gethan zu 
haben, damit das Blutvergießen aufböre und deu beiten Nationen der Friede 
wieder gegeben werbe, für die er eine große Wohlthat jein würbe. Ich weiche nur 
zurüd vor einer gebieteriigen Pflicht, tie mir vorjchreibt, nicht Die Ehre meines 
zum energiſchen Widerftande entichloffenen Landes zu opfern. Ich fchließe mid 
ohne Rückhalt diefem Wunſche, fo wie dem meiner Collegen an. Gott, welcher 
uns vichtet, wird über unfere Gejchide enticheiben. Ich vertraue auf feine Ge- 
vechtigleit. Ich babe die Ehre, Herr Graf, zu fein Ihr ganz ergebener und ge- 
borfamfter Diener. 


21. September 1870. Jules Favre. 


Ih habe Alles gejagt, meine lieben Eollegen, und Sie werben, wie id), 
glauben, daß, wenn ich feinen Erfolg hatte, meine Miffion doch nit durchaus 
ohne Nugen war. Sie hat bewiefen, daß wir und getreu geblieben find. Wie 
in den erften Tagen, verwerfen wir einen von uns zum Voraus mißbilligten 
Krieg, wie in den erften Tagen nehmen wir ihn aber lieber an, als daß wir uns 
entebren jollten. Wir haben noch mehr gethan: wir haben bie Zweideutigkeit 
vernichtet, in welche Preußen fich einhüllte, und welche zu zerftreuen Europa uns 
nicht beiftand. Indem es unferen Boden betrat, hat es ber Welt fein Wort ges 
geben, daß es Napoleon und feine Soldaten angreife, aber daß es die Nation 
reſpektire. Wir willen heute, was davon zu halten if. Preußen verlangt brei 
unjerer Departements, zwei Feſtungen, bie eine von 100, die andere von 
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65,000 Einwohnern, 8 5i8 10 andere, ebenfalls befeftigte Städte. Es weiß, daß 
die Bevöllerungen, die es von uns nehmen will, es zurüdftoßen, es bemächtigt 
fh derſelben nichtsbeftoweniger, indem es die Schneide feines Säbels den Pro- 
teationen ihrer VBürgerfreiheit und ihrer moralifchen Würde entgegenhält. Der 
Ration, welche in die Lage zu kommen verlangt, ſich zu berathen, fchlägt es bie 
Garantie der auf den Mont Balerien aufgeftellten Mörſer vor, melde ben 
Sitzungéſaal beſchützen follen, in welchem unfere Deputirten abzuftimmen haben. 
Das ift e8, was wir wiflen, und mas ich autorifirt bin, Ihnen zu fagen. Möge 
das Land uns hören, möge es aufftehen, um uns zu verleugnen, wenn wir ihm 
rathen, bis aufs Aeußerfte zu wiberfiehen, ober mit uns biefe fette und ent» 
Weidenbe Prüfung zu ertragen. Paris ift dazu entichloffen. Die Departements 
nrganifiren fi und eilen berbei, um uns zu unterftüßen. Das lette Wort ift 
uch nicht gie in biefem Kampfe, in bem jett bie Gewalt liber das Recht 
herſtürzt. Es —*— von unſerer Ausdauer ab, daß es der Gerechtigkeit und der 
Freiheit angehöre. Genehmigen Sie, liebe Collegen, die brüderſchaftliche Huldi⸗ 
gang meiner unveränderlichen Ergebenheit. 
Baris, 21. September 1870. 
Der Bice - Präfident der Regierung der National» Vertheibigung. 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 


Jules Favre.” 


III. 
Circular-Depeſche ded Grafen von Bismarck an die 
Vertreter ded norddeutichen Bundes. 


Ferrieres, den 27. September 1870. 
„Der Bericht, welchen Herr Jules Favre über feine Unterredungen 
mim am 21. d. M. an jeine Collegen gerichtet bat, veranlaßt mich, 
En..... über die zmwifhen uns flattgefundenen Verhandlungen eine 
Mitteilung zugehen zu laflen, melde Sie in den Stand fegen wird, ſich 
don dem Berlaufe derfelben ein richtiges Bild zu machen. 
‚ m Allgemeinen läßt ji der Darftellung des Herrin Jules Favre 
die Anerfennung nicht verjagen, daß er bemüht geweſen ift, den Hergan 
der Sache im Ganzen richtig wiederzugeben. Wenn ihm dies nicht übera 
gen ift, fo in die bei der Dauer unferer Unterredungen und den 
mfänden, unter welchen fie ftattfanden, erflärlih. Gegen die Gefammts 
Tendenz feiner Darlegung fann ich aber nicht unterlaffen zu erinnern, 
daß nicht die Frage des Sriedensfchluffes bei unferer Beiprehung im 
Lordergrunde ftand, fondern die des Waffenftillitandes, mwelder jenem 
beraußgeben follte In Bezug auf unfere Forderungen für den fpäteren 
Abſchluß des Friedens habe ich Herrn 3. Favre gegenüber ausdrüdlich 
conſtatirt, daß ich mich über die von uns beanfpruchte Grenze erft dann 
ellären würde, wenn das Prinzip der Randabtretung von Frankreich über: 
haupt öffentlich anerkannt fein würde. Hieran anfnüpfend, ift die Bildung 
med neuen Miofele Departements, mit den Arrondiſſements Saarburg, 
Chiteau⸗Salins, Saargemünd, Metz und Thionville, als eine Organts 
ion von mir bezeichnet worden, melde mit unſeren Abſichten zu⸗ 
Iemmenhänge. Keineswegs aber habe ich darauf verzichtet, je nach den 
Opfern, welche die Yortjegung des Krieges ung in der Yolge aufer« 


aan wird, anderweitige Bedingungen für den Abſchluß des Friedens zu 
n. 
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Straßburg, welches Herr Favre mich als den Schlüſſel des Haufe 
bezeichnen läßt, wobei es ungewiß bleibt, ob unter legterem Frankreich 
gemeint ift, wurde von mir ausdrücklich als der Schlüfjel unferes Haufes 

ezeichnet, deſſen Befig wir deshalb nicht in fremden Händen zu laflen 
wünſchten. 

Unſere erſte Unterredung im Schloſſe Haute Maiſon bei Montry 
hielt ſich uberhaupt in den Grenzen einer academifchen Beleuchtung von 
Gegenwart und Vergangenheit, deren fachlicher Kern ſich auf die Erklärung 
des Herren J. Favre befchräntte, jede mögliche Geldfumme (tout l’argent 
que nous avons) in Ausficht zu ftellen, Yandabtretungen dagegen ablehnen 
zu müfjen. Nachdem ich letztere als unentbehrlich bezeichnet hatte, erklärte 
er die Friedensunterhandlungen als ausſichtslos, wobei er von der Anficht 
ausging, daß Landabtretungen für Frankreich erniedrigend, ja fogar ent- 
ehrend jein würden. 

Es gelang mir nicht, ihn zu überzeugen, daß Bedingungen, deren 
Erfüllung Frankreich von Jtalien erlangt, von Deutjchland gefordert habe, 
ohne mit einem der beiden Länder im Kriege gewefen zu fein, Bedingungen, 
welche Frankreich ganz zweifellos ung aufertegt haben würde, wenn wir 
befiegt worden wären, und welche das Ergebniß faft jeden Krieges auch 
der neueften Zeit geweſen wäre, für ein nad) tapferer Gegenwehr befiegteß 
Land an fich nichts Entehrendes haben könnten, und daß die Ehre Fran. 
reih3 nicht von anderer Beſchaffenheit fei, als diejenige 
aller anderen Länder. Ebenjomenig fand ich bei Herrn Fapre dafür 
ein Berftändniß, daß die Rückgabe von Straßburg bezüglich des Ehren⸗ 
punttes feine andere Bedeutung als die von Landau oder Saarlouis haben 
würde, und daß die gemaltthätigen Eroberungen Ludwigs XIV. mit der 
Ehre Frankreichs nicht feſter verwachſen wären, als diejenigen der erften 
Republit oder des eriten Kaiſerreichs. 

Eine praftifchere Wendung nahmen unfere Beſprechungen erft in 
Ferriöres, wo fie ſich mit der Frage des Waffenftillftandes beichäftigten 
und durch diefen ausschließlichen Inhalt fchon die Behauptung widerlegen, 
daß ich erflärt hätte, einen Waffenftillftand unter feinen Umftänden zu wo 
Die Urt, in welcher Herr Favre mir die Ehre erzeigt, mich mit Bezug 
auf diefe und andere Fragen als felbftredend einzuführen („il faudrait 
un armistice, et je n’en veux & aucun prix“ und Aehnliches), nöthigt 
mich zu der Berichtigung, daß Wi in dergleichen Unterredungen mt 
niemald der Wendung bedient babe oder bediene, daß ich perfönli 
Etwas wollte oder verfagte oder bemilligte, fondern ſtets nur von den 
Abſichten und Forderungen der Regierungen ſpreche, deren Geſchäfte ich 
zu führen babe. 

As Motiv zum Abſchluß eines Waffenftillftandes wurde in dieſer 
Unterredung beiderjeit8 das Bedürfnig anerkannt, der franzöfiichen Nation 
Gelegenheit zur Wahl einer Bertretung zu geben, welche allein im Stande 
fein würde, die Legitimation der gegenwärtigen Wegierung fo weit zu er⸗ 
Hängen, daß ein völlkerrechtlicher Abſchluß des Friedens mit ihr mögluh 
würde. Ich machte darauf aufmerkfam, dag ein Waffenftillftand für eine 
im flegreihen Fortfchreiten begriffene Armee iebergeit militairiſche Nachtheile 
mit fi bringe, in diefem Falle aber für die Vertheidigung Frankreichs 
und für die Keorganifation feiner Arınee einen fehr wichtigen Beitgewinn 
barftelle, und daß wir daher einen Waffenftillftand nicht ohne militairiſches 
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Aequivalent gewähren könnten. ALS ein folches bezeichnete ich die Uebergabe 
der Geflungen welche unfere Verbindung mit Deutfchland erfchwerten, 
weil wir bei der Verlängerung unferer Berpflegungsperiode durch einen 
dazwiſchen tretenden Waffenſtillſtand eine Erleichterung diefer Verpflegung 
als Borbedingung defjelben erlangen müßten. Es handelte fich dabei um 
Straßburg, Toul und einige Heinere Pläge. In Betreff Straßburgs machte 
ih geltend, daß die Einnahme, nachdem die Krönung des Glacis vollendet 
fi, in kurzer Zeit ohnehin bevorftehe, und wir deshalb der militairiſchen 
Situation entſprechend hielten, daß die Beſatzung fi) ergebe, während die 
der übrigen Zeftungen freien Abzug erhalten würden. — Cine meitere 
ſchwierige Frage betraf Paris. Nachdem wir diefe Stadt volljtändig einges 
ſchloſſen, konnten wir in die Deffnung der Zufuhr nur dann willigen, 
wenn Die dadurch ermöglichte neue DBerproviantirung des Platzes nicht 
unfere eigene militairifche Pofition ſchwächte und die demnächftige Frift 
fir da8 Ausbungern des Plates binausrüdte. Nach m mit den 
silitatrifchen Autoritäten ftellte ich daher auf Allerhöchften Berehl Sr. Mas 
kflät des gorige in Bezug auf die Stadt Paris ſchließlich folgende Al⸗ 
ternative auf: 


auf: 
Entweder die Poſition von Paris wird uns durch Uebergabe eines 
dominirenden Theils der Feſtungswerke eingeräumt; um dieſen —* ſind 
wir bereit, den Verkehr mit Paris vollſtändig preiszugeben und jede Verpro⸗ 
diantirung der Stadt zuzulaſſen. 

Oder die Poſition von Paris wird uns nicht eingeräumt; alsdann 
fönnen wir auch in die Aufhebung der Abſperrung nicht willigen, ſondern 
mäflen die Beibehaltung des militairifchen status quo vor Paris dem 
Beffenftillftand zu Grunde legen, weil fonft iehterer für ung lediglich die 
Geige hätte, daß Paris ung nad Ablauf des Waffenftillftandes neu ver- 
proviantirt und gerüftet gegenüberftehen würde. 

Herr Favre lehnte die erfte Alternative, die Einräumung eines 
Theils der Befeftigungen enthaltend, eben fo beftimmt ab, wie die Bedin- 
gung, daß die Bejagung von Straßburg kriegsgefangen fein follte. Das 
gegen verſprach er, über die zweite Alternative, welche den militairifchen 
status quo vor Paris aufrechthalten jollte, die Meinung feiner Collegen 
in Paris einzuholen. 

Das Programm, welches Herr Favre ald Ergebniß unjerer Unters 
redungen nad) Paris brachte und welches dort verworfeu worden ift, ent« 
guet demnad über künftige Sriebenöbebingungen gar nichtS, wohl aber die 

willigung eines Waffenftillftandes von 14 Tagen bis drei Wochen zum 
Behuf der Wahl einer Nationalverfammlung unter folgenden Bedingungen: 

1) In und vor Paris Aufrechthaltung des militatrifchen status quo. 

2) In und vor Meg Fortdauer der Feindſeligkeiten innerhalb eines 

näher zu beflimmenden, um Meg gelegenen Umfreifes. 

3) Uebergabe von Straßburg mit Kriegögefangenjchaft der Beſatzung; 

von Toul und Bitfch, mit freiem Abzug derielben. 

Ich glaube, unfere Ueberzeugung, daß wir damit ein fehr entgegen- 
kommendes Anerbieten gemacht haben, wird von allen neutralen Cabinetten 

ilt werden. — Wenn die franzöfifche Negierung die ihr gebotene Ge⸗ 

ur Wahl einer Nationalverfammlung aud innerhalb der von 
umB occupirten Theile Frankreichs nicht hat benugen mollen, jo befundet 
fie damit ihren Entſchluß, die Schwierigkeiten, in welchen fie ſich einem 
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völferrechtlihen Abfchluß des Friedens gegenüber befindet, aufrecht zu er- 
balten und die öffentliche Meinung des franzöfiichen Bolkes nicht hören zu 
wollen. Daß allgemeine und freie Wahlen im Sinne des Frieden! ans⸗ 
gefallen fein würden, ift ein Eindrud, der ſich uns bier aufdrängt und 
und aud den Machthabern in Paris nicht entgangen fein wird. 

En..... erfuche ich ergebenft, den gegenwärtigen Erlaß gefälligft zur 
Kenntniß der dortigen Regierung zu bringen. 

v. Bismard.” 


— — — — — — 


Nach dem Scheitern der Waffenſtillſtandsverhandlungen. 


20. September. PBProclamation der Barijer Regierung. 
„Franzöfiſche Republik. Regierung der nationalen Bertheibigung. 

Man bat das Gerücht verbreitet, daß die Regierung der nationalen Ver⸗ 
tpeibigumg daran denke, die Politik aufzugeben, iu Folge deren fie auf den Poften 
ber Ehre und ber Gefahr geftellt wurde. Diele Politik ift die, welche fi in 
folgenten Ausbrüden formulirt. Weder einen Zoll nnferes Territoriums, ned 
en Stein unferer Feftungen. Die Regierung wirb fie bis zu Ende aufrecht 
erhalten. 

©egeben im Hotel de Ville am 20. September 1870. 


General Trohu. Emanuel Arago. Yules Favre. Gambetta. 
©. Picard. Rocdefort. Jules Simon. General Le 16. 
Magnin. Dorian.“ 


24. September. Broclamation ber Regierung in Tours. 


„an Frankreich! Bor der Sernirung von Paris bat Herr Inles Favre 
den ®rafen Bismard befuchen wollen, um bie Abfichten des Feindes kennen zu 
fernen. Folgendes ift die Erflärung des Feindes: Preußen will den Krieg 
fortjegen und Sranfreih auf den Stand einer Macht zweiten 
Ranges berabjegen. Preußen will Elfaß und Lothringen bi8 Metz kraft 
Eroberungsredt. Für die Gemäbrung eines Wafferiftillftandes wagt Preußen bie 
Uebergabe von Straßburg, von Zoul und vom Mont Balerien zu fordern. Das 
erbitterte Paris würbe fich eher unter feinen Trümmern begraben. Auf jo un» 
verfhämte Ansprüche antwortet man nur durch den Kampf bisaufs 
Aeußerſte. Frankreih nimmt diefen Kampf auf und rechnet auf alle feine 


Kinter.“ Die belegirten Mitglieder der Regierung: 
Er&mieur, Slais-Bizoin, Admiral Fourichon.“ 


3. Oftober. Proclamation der Regierungsdelegation in Tours. 


„Branzofen! Am 8. September richtete die in Paris verweilende Regierung 
an Frankreich folgende Worte, die wir heute zu wiederholen verpflichtet find: 

„Europa muß aufgeflärt werden; es ift nöthig, daß es durch unbeftreitbare 
Zeugniffe davon Kenntniß nimmt, daß das ganze Land mit uns if. Der Er- 
oberer muß auf feinem Wege nicht allein dem Hinderniß einer immenjen Stadt, 
bie eher zu fterben als ſich zu ergeben entichloffen ift, begegnen, ſondern aud 
einem ganzen, gerlftet und organifirt baftebenden Volle, einer Berfammlung 
endlich, die überallhin, jedem Unglüd zum Trotz, das Leben und die Seele des 
Baterlandes tragen kann.” 

Diefer Infpiration unferes Herzens, die den öffentlichen Gedanken wieber- 
iptegelte, war ein Dekret hinzugefligt, welches die MWablbezirke zum Zwecke ber 
Wahl einer fonflituirenden Nationalverfammlung anf Sonntag, den 16. Oftober, 
zufammenberief. 
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Ihr wißt, Daß bie Berufung dann auf einen früheren Tag, auf ben 
2. Oftober feſtgeſetzt wurde. Die Regierung batte geglaubt, daß unfer theurer 
Jules Favre, indem er bei feinem patriotiſchen Beſuche beim Könige von 
Preußen fih auf ein Geſetz ftütste, welches den Tag, an welchem das ganze Voll 
feinen Willen kundgeben foll, vorbatirte, dem Feinde das Vertrauen einflößen 
würde, welches die Loyalität unjerer Nation erheiiht und dem Mitgliebe ber 
durch die Alflamation des Volles von Paris eingefegten unb von allen unfern 
Mitbürgern freudig begrüßten Hegierung einen ihm gebührenden ebrenvollen 
Empfang ficherte. 

Ge war fein Grund mehr fürden Kampf zwiſchen zwei großen 
Nationen vorhanden; ganz Europa wußte aus unjeren Debatten im geſetz⸗ 
ebenden Körper, daß alle Mitglieder der Regierung der nationalen Vertheidigung 

dieſem unheilvollen Kriege widerſetzt hatten, ber nur im dynaſtiſchen Inter⸗ 
eſſe durch den ſtrafbaren Ehrgeiz eines Despoten beſchloſſen worden war. Der 
König von Preußen hatte keinen Feind zu bekämpfen, nachdem von beiden Theilen 
in biefem Riefenlampfe fo viel Heldenmuth gezeigt war. 

Während aber das Mitglied der Regierung der Nationalvertheibigung von 
dem preufiiichen Minifter mit allen feinem Charakter und feinen Rufe geziemen- 
ben Rüdfichten empfangen murbe, habt Ihr mit fchmerzlicher Entrüftung bie 
$ropofitionen des Herrn von Bismard vernommen. Paris, verzweifelt und 
durch eine Belagerung bedroht, durfte nur an feine Vertheidigung denken, d. h. 
an die Bertheidigung der Hauptftabt der civilifirten Welt; feine unerichrodenen 
Bürger verlangten Waffen, um fi zu fchlagen, und nicht Urnen zur Abftimmung. 
Die Wahlen wurden vertagt und das beftürmte Paris zeigt uns täglich einen 
energiſchen Soldaten in jedem feiner Bürger, die Alle mit gleicher Hingebung 
bie Regierung der Nationalvertheibigung umgeben. 

Uns ift die Ehre zu Theil geworben, die Regierung zu repräfentiren, bie 
in diefem Augenblide ſich nicht an Frankreich, den Gegenftanb unferer Verehrung, 
wenden kann. 

Sn ihrem Namen und in unferem eigenen fordern wir jett unfere Mit- 
kärger zur Vornahme des wichtigften Altes des republilanifhen Lebens auf. 
Das allgemeine Stimmrecht ſpreche fih aus, der Vollswille werbe belannt und 
ionfatirt, eine konſtituirende Nationalverfammlung trete zujammen! Möchten 
doch vor dem Tage, zu weldhem die republifanifche Regierung die VBerfammlung 
bernfen wird, die Ereiguiffe und der Muth der Parijer die Befreiung herbeige- 
führt haben! Wenn wir noch kämpfen müfjen, jo möge die VBerfammlung jelbft 
der Armee, die Paris befreien wird, den Hauch des Patriotismus und der Ehre, 
die das Ganze bejeelt, einflößen. Möge der Feind in der That das ganze fran- 
zöfifhe Boll wie Einen Dann gegen den fremben Eindringling, der in unjer 
tbeure® Baterland eingebrochen ift, marſchiren fehen. 

Bürger, ihr begreift die Bedeutung ber bevorftehenden Wahlen. Die voll« 
Räntigfte Freiheit it Euch gelaffen; feine Autorität wird Eurem Willen Gewalt 
anthun, die öffentlihe Verachtung hat die offiziellen Kandidaturen gebrandmarkt. 
Berathet Euch während ber vierzehn Tage, die dem Wahltermin vorbergeben. 
Kein Tumult, keine ſtürmiſchen Vereinigungen! Niemals, zu feiner Zeit ber 
Geſchichte der Völker, war die Lage eine ernftere und feierlichere. Frankreich wird 
auf der Höhe der Geſchicke fteben, bie jein Votum feftftellen foll. 

Mit einem ſchmerzlichen Bebauern für unjere Mitbürger, die der Feind 
bebrängt, werben fi die Repräjentauten noch mehr ihrer ruhmvollen Pflichten 
erinnern, bie fie zu erfüllen haben, nicht nur in ihrem Namen, fondern aud 
Namens der Abwefenben, bie, indem fie eine Gewalt nicht ausüben können, die 
in ihren Händen jo gut aufgehoben wäre, diefelbe denen anvertrauen, bie von 
ihren Mitbürgern als die würdigften erklärt werben.” 
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Weitere Erflärungen der preußiſchen Regierung. 
1. Oftober. Circular-Depeſche ded Grafen von Bismarck über 
die Proclamation der Regierung in Tours. 


Ferridres, ben 1. Öltober 1870. 


„Den Zeitungen zufolge ift von Seiten der fi in Tours aufhaltenden 
Abtbeilung der —— Regierung eine amtliche Bekanntmachung er⸗ 
laſſen, laut deren der Unterzeichnete dem Herrn Favre erklärt haben ſoll, 
„Preußen wolle den Krieg —** und Frankreich auf den Stand einer 
Macht zweiten Ranges zurückführen“. Wenn auch eine ſolche Aeußerung 
nur in den Kreiſen auf eine Wirkung berechnet ſein kann, welche weder 
mit der üblichen Sprache internationaler Berbandlungen, nod mit der 
Geographie Frankreich näher befannt find, fo veranlaßt mich doch der 
Umftand, daß jene amtliche Bekanntmachung die Unterjchrift der Herrn 
Erömieur, Glais⸗Bizoin und Fourichon trägt, und daß diefe Herren 
der jegigen Regierung eines großen europätfchen Reichs angehören, zu 
dem Erfuchen, daß Em. ... diefelbe einer Beleuchtung in Ihren gefchäftlichen 
Beiprehungen unterziehen wollen. 

In meinen lnterredungen mit Herrn Favre ift die Frage der 
Friedensbedingungen überhaupt nicht bis zur gefchäftlihen Behandlung 
ediehen, und nur auf feinen wiederholten Wunfch habe ich dem franzöftjchen 

inifter diefelben Gedanken, welche den Hauptinhalt meines Rundſchreibens 
d. d. Dleaur, den 16. September, bilden, in allgemeinen Umriſſen mit⸗ 
geiheit, darüber hinausgehende Forderungen aber bisher nad feiner 

ichtung hin geftellt. Die danad von uns erfirebte Abtretung von 
Straßburg und Mey bedingt in ihrem territorialen Zufammen» 
bange eine Berminderung des franzöfiihen Gebietes um 
einen Flächeninhalt, welher der Vermehrung defjelben durd 
Savoyen und Nizza ziemlich glei kommt, die Bevölkerung diefer 
von Stalien ermorbenen Landestheile aber um etwa 7. Millionen über» 
trifft. Wenn man fi nun vergegenwärtigt, daß Frankreich nach dem 
Cenſus von 1866 ohne Algerien über 38 Millionen, und mit Algerien, 
welches gegenwärtig ja einen mefentlichen Theil der franzöfifchen Streits 
fräfte lielett, 42 Millionen Einwohner zählt, jo liegt auf der Hand, 
daß eine Verminderung von ”. Millionen der legteren an der Be⸗ 
deutung Frankreichs dem Auslande gegenüber nichts ändert, 
diefem großen Weiche vielmehr diejelben Elemente der Machtfülle Läßt, 
durch deren Befi e8 im orientalifchen, wie im italienifchen Kriege einen 
fo entfcheidenden Einflug auf die Geſchicke Europas auszuüben im 
Stande war. 

Diefe wenigen Andeutungen werden genügen, um den Webers 
treibungen der Broffamation vom 24. d. M. die Logik der Thatfachen 
fiegreich entgegenzuftellen. Ich füge nur noch hinzu, daß ich auch Herrn 
Favre in unferen Beiprechungen auf diefe Geſichtspunkte ausdrüdlich auf⸗ 
merkſam gemacht habe und daher, wie Em..... auch ohne meine Ber 
fiherung überzeugt jein werden, weit entfernt gemejen bin von jeder ver⸗ 
legenden Hindeutung auf die Folgen des gegenwärtigen Krieges für Frank⸗ 
reichs zukünftige Weltftellung. “ 
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ee Hatifche Verkehr mit Paris. 
| ndſchreiben des Staatsſecretairs von Thile. 
⸗ öfifchen Machthaber den Waffenſtillſtand abgelehnt 
er Vrıb uplage des Krieges gmadt haben, und naddem 
= ung in Paris nicht befteht, auch die faktifche dem 
arten wi Tours verlegt ift, beehrt ſich ber Unterzeichnete 
A nft zu benachrichtigen, daß die Sicherheit des Ber 
2 ac, in Paris nur noch nad) Maßgabe der militärifchen 
bwl eb 
a Ci tundjchreiben des Grafen von Bismard. 


‚Dis 1 Ih hatte die Ehre, den Brief vom 6. October zu em⸗ 
a mir die noch in Paris wohnenden Mitglieder des diplo⸗ 
Fe orps haben anzeigen wollen, daß es ihnen unmöglich werde, 
en Beziehungen mit ihren vefp. Regierungen zu unterhalten, 
die Bedingung, dag nur offene Depefchen an diefelben gerichtet werden 
en, feftgehalten würbe, 

AS die Fortdauer der Belagerung von Paris durch die Verweigerung 
 Waffenftillftandes von Seiten der franzöfiihen Regierung unaus« 
wichlich gemacht wurde, benadrictigte die Regierung des Königs aus 
gene Antrieb durch eine Eircularnote des Staat3- Secretairs von Thile 
wm 26. September die in Berlin accreditirten Agenten der neutralen 
Bißte, daß die Beeipeit des Verkehrs mit Paris nur in fo meit beftehe, 
au Vie militairiſchen erglnge es erlaubten. Am nämlichen Tage empfing 

in Ferridres eine Mittheilung des Hrn. Minifter des Acußern der 

ferung der Nationalvertheidigung, die mir den vom biplomatifchen 
Corps auögebrüdten Wunfch anzeigte, ermächtigt zu werden, jede Woche 
einen Courier mit Depeſchen an ihre Regierungen abzufenden, und ich 
Rand nicht an, in Webereinftimmung mit den nad dem internationalen 
Recht aufgeftellten Regeln eine Antwort zu geben, die von den Erforder⸗ 
niſſen ber militairiihen Lage dictirt war. Die gegenwärtigen Inhaber 
der Gewalt haben es für angemeſſen gehalten, den Sig ihrer Regierung 
ü der Befeftigungen von Paris aufzuſchlagen, und diefe Stadt 
amd ihre Umgebung zum Kriegsſchauplatz zu wählen. Wenn Mitglieder 
det diplomatiſchen Corps bei der früheren Regierung fich entfchlofien 

1, mit der Regierung der Nationalvertheidigung die mit dem Aufent- 

im eimer belagerten Feſtung ungertrennlihen Widerwärtigfeiten zu 

ilen, fo fällt die Berantwortlichteit hierfür nicht der Regierung des 
zu 

Welches auch unfer Vertrauen fei, daß bie Unterzeichner des Briefes 
dom 6. October in den an ihre Regierungen gerichteten Mittheilungen ſich 
a) den Verbindlichkeiten zu untergieben wiſſen werden, melde 

Gegenwart in einer belagerten Feſtung nach den Regeln des Kriegs- 
cchts Siplamatiigen Agenten auferlegen kann, jo muß man doch der Mög- 
lichkeit Rechnung tragen, daß ihnen die Wichtigkeit gewiſſer Thatfachen 
vom militairifchen Gefihspuntte aus entgehen Fönnte. Es ift überdies 
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Har, daß fie außer Stande jeien, uns die nn 
Doten zu geben, die fie verwenden müßten, uml 
durch unjere Linien hin- und hergehen zu lafl 

3 hat fi in Paris ein Auftand der 
neuere Geſchichte unter dem Geſichtspunkte des 
feine zutreffende Analogie bietet. Eine Regierun 
Macht, welche diefelbe noch nicht anerfannt hat, U 
Feſtung eingeſchloſſen und ſieht fich von einem The 
von die da bei der früheren Regierung accreditirt 

ich die Regierung der National» Bertheidigung 

einer fo unregelmäßigen Lage wird es fchmer fein 
Bolkerrechts Regeln aufzuftellen, die unter jedem & 
ftreitbar erfeheinen. Ich glaube hoffen zu dürfen, de 
teit diefer Bemerkungen nicht verfennen und die Be 
werde, die mich zu meinem lebhaften Bedauern hin’ 
Briefe vom 6. October ausgedrüdten Wunfche Folge 

Bern übrigens bie Unterzeichner die Rictigfen 
jeben zu können, fo werden fid die Regierungen, die fie in parıs 
Haben und denen ih unverzüglich von der mit Ihnen ausgetaufchten Cor⸗ 
tefpondenz Mittheilung machen werde, ihrerſeits mit der Regierung des 
Königs in Verbindung fegen, um die Fragen des Völkerrechts zu prüfen, 
die fih an die anormale Poſition Inüpfen, melde die Ereignifle und bie 
Nehrheln der Regierung der National-Bertheidigung in Paris geſchaffen 

en.“ 











23. September. Kapitulation von Toul. 
28. September. Fall von Strafburg. J 


Die Wiedervereinigung von Straßburg mit 
Deutſchland. 


„Brovinzial» Eorresponbenz“ vom 5. Oftober 1870. 


„Im ganzen wunderbaren Verlaufe bes jetigen Krieges hat keine Gieges- 
nachricht bie deutſchen Herzen mit fold inniger Freude erfüllt, wie bie Kunde won 
der Einnahme Steafburgs. 

So groß ber Triumph und Siegesjubel über Seban und über des Kaifers . 
Gefangennehmung waren, jo mächtig das Bewußtſein des bort Errungenen alle 
‚Herzen ergriff, fo ift doch bie Befriebigung bes beutfcien Wolles Über Grraßsung 
noch tiefer und inniger: überall wird empfunden, baf in ber Einnahme Strafe 
burgs nicht blos ein kriegeriſcher Erfolg, fonbern vor Allen ein hochbedeutſames 
nationales Ergebnif; vorliegt... J 

Die Wiedergewinnung Straßburgs iſt im deutſchen Volksbewußtſein das 
Wahrzei hen ber Biedergel rt Deufelande, ber Auferftehung bes Wolle zu 
nationaler Kraft und Macht. Ebenſo wie die Losreifung Straßburgs vom 
deutſchen Reiche durch franzöftiche Lift die Zeit des tiefften Verfalls unferes Bater- 
Handes bezeichnet, fo if burd eine wunbersare Flgung Gottes bie Wieberver- 
einigung ber alten beutichen Stabt mit bem neu erflehenben Reiche bie erfle Be- 
thätigung ber geeinigten Bolfstraft Deutſchlands geworben. 

Eine Fügung Gottes if e8 in Wahrheit; denn Niemand Hätte vor werigen 
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-Ronsten geabnt, daß wir dahin kommen fünnten, Straßburg wieder mit Deutfch- 
ind zu vereinigen. So fchmerzlich die Erinnerung an bie frühere Schmach und 
£eraubung des beutichen Baterlandes bie patriotifchen Herzen immerdar berührte, 
ſo galten doch jene Thatſachen und bie darauf begründeten Verhältniffe als 
traurige zwar, aber unmiberrufliche Ergebniffe einer früheren Gejchichte, nicht als 
mögfihe Anläfle und Fragen einer Politik der Gegenwart. Bei allen nationalen 
Regungen und Bewegungen ber letzten fünfzig Jahre konnte es doch ben eifrigften 
beutihen Batrioten ud in den hochfliegendften Plänen nicht in ben Sinn 
bmmen, die Wiedergewinnung von Straßburg, die Wiedervereinigung von Elfaß 
ud Lothringen mit Deutſchland in das Bereich ihrer Hoffnungen ober Forde⸗ 
rungen zu zieben. 
> Der neuen Herausforderung und Bedrohung Deutfchlands durch den alten 
Erbfeind war e8 vorbehalten, das Bewußtfein der Jahrhunderte alten Verſchul⸗ 
bung Frankreichs im beutihen Bolfe wieder aufzufriihen; — aber nur ein 
Giegeslauf von fo beifpiellofer nieverfchmetternder Gewalt, nur eine Bewährung 
der einheitlichen beutichen Macht, wie ge in dieſem Feldzuge hervorgetreten, 
bunten bie unerwartete weltbiftoriihe Wantelung der Auffaffungen und Ver⸗ 
Ktniffe zu Wege bringen, daß jene vor Kurzem ungeahnte und unfaßbare For⸗ 
derung für Deutichland jetzt als ganz naturgemäß, ja als ſelbſtverſtändlich gilt, 
vaß das deutſche Bolt, welches vor wenigen Wochen keinem Yürften, keinem 
Gtaatsmanne eine ſolche Aufgabe zugemuthet oder zugetraut hatte, jettt bagegen 
es nicht verfteben und zulaffen wirbe, daß auf die Erreichung dieſes Ziels ver- 
zichtet würde. 

Im diefer großen Wandelung der Gefammtauffaffung und Stellung Deutfch- 
lands vor Allem tritt die erhabene Bedeutung der Einnahme Straßburgs hervor. 
So gewichtig die pofitiven, thatfächlichen Gründe, namentlich bie militäriichen 
Gefihtspunkte der nationalen Bertheidigung find, um terenwillen bie Feſthaltung 
des eroberten Landes bis zur Vogeſen⸗ und Mofel- Linie geboten erjcheint, — in 
tem Jubel des beutichen Volles über Straßburg ift doch nicht dies die Haupt» 
ſache — die Feftfreube entipringt vor Allem dem unmittelbaren Bewußtſein bes 
Bolkes, das in Straßburg Deutkehlanb fih felber wieder gefunden und eine neue 
Zeit feiner Geſchichte ruhmvoll begonnen hat. 

In diefem Sinne enthält die jeige große Freude zugleich ein ernſtes Ge⸗ 
fütde: das deutſche Volk, welches die Wiedergewinnung Straßburgs als ein Feſt 
der Wietererftehung Deutſchlands feiert, muß entichloffen fein, die Grundlage ber 
nen erwadten Kraft, bie Einmüthigleit der Herzen und die Gemeinfchaft bes 
nationalen Strebens zu wahren und durch feite politiiche Einrichtungen zu 


Die Wiebervereinigung Straßburgs und ber alten beutfchen Gauen mit bem 
nenerftebenten deutſchen Reiche möge nicht blos eine Probe und Bewährung bes 


zen erwachten Geiftes, fonbern für alle Zeiten ein Unterpfanb ächter beuticher 
Einheit und nationaler Macht fein!“ 


5. Oktober. Einzug in Verſailles. 


Fürk Biämard. II. 0 





11, Die Ueutralen und die Mifften Thiers. 


1870. Verſuche zu einer Vereinbarung unter den neutralen Mächten. 


17. Auguſt. Note des Lord Grauville an ben öſterreichiſchen Votfchafter in 
London Grafen Apponpt. 


„Ihrer Majeftät Regierung hat mit vieler Befriebigung bie Mittheil 
von dem durch Ihre Regierung angelünbigten Entihluß, in bem unglüdfider 
weife zwiſchen Preußen unb Frankreich ausgebrochenen Kriege eine firenge Reu- 
trafität zu beobachten, empfangen, unb es ſcheint Ihrer Majeftät Regierung, daß 
diefer Entfchluß, der von ihr felbft getheilt wird, noch befeftigt und gefichert werben 
dürfte, wenn alle neutralen Mächte ein befonderes Ablommen unter 
einander mit Bezug auf bie Aufrehterbaltung ihrer gemeinfamen 
Kentralität abſchlöſſen. 

Ihrer Majeftät Regierung ift ber Meinung, baß e8 in bem jetzigen Augen⸗ 
bite nicht angemeflen wäre, daß bie neutralen Mächte eine form ober be» 
fimmte Verpflichtung wegen der Erhaltung ber Neutralität eingehen follten, noch 
hält fie es für nothwendig ober wünſchenswerth, daß das beionbere Ueberein- 
fommen, von welchem ich ſprach, die Form eines feierlichen Tractats annehme, 
ober auch uur zu Protokoll gebracht werde, fonbern fie hält es für hinreichend 
und in der That vorzuziehen, daß e8 bloß durch Schreiben abgeichloffen werbe, 
bie zwiſchen ben verſchiedenen Theilen gewechſelt werben unb beflätigen, daß 
feine von deu beiden Mädten, zwifhen denen ein folder Austauſch 
ftattgefunden bat, von ihrer Neutralität im gegenwärtigen Kriege 
abgehen folle, ohne vorhergehende Mittheilung ber Abfiten unb 
bie gegenfeitige Ankündigung einer Aenberung in ber Beobadtung 
ehe Bin en daß bie R Kufland und & 

möchte hinzufügen, daß die Regierungen von Rußland und Italien, 
welden Ihrer Majeftät Hegierung Mittbeilungen barüber gemacht bat, ihre Zu⸗ 
flimmung zu biefen Verfahren gegeben haben.“ 


23. Anguſt. Graf von Beuft an den Grafen Apponpi. 

„Ih babe Ew. Ercellenz ſchon durch mein Telegramm vom 19. davon be» 
uachrichtigt, daß bie k. k. Regierung geneigt wäre, im Prinzip bie durch bie brit⸗ 
tiſche Regierung angeregte Idee anzunehmen. Wir Finnen uns in ber That nur 
mit Befriedigung jebem Plane anjchließen, der zum Zwed hat, bie Stellung ber 
nentralen Mächte zu ſtärken. 

Nur betrachtet es bie k. k. Regierung, um biefen Zweck befier zn e 
und zugleich die geichloffene Verbindung fefter und erfprießlicher zu machen, als 
ſelbſtverſtändlich, daß keine der fih verbindenden Mächte einen verein. 
zelten VBermittlungsverfuh machen werde, ohne fih mit ben andern 
zu verffänbigen, und baß, wenn eine folde Bermittlung flattfänpe, 
bie andern Mächte fogleih ihre volle und gänzliche Freiheit des 
Danbelns wiedererhalten würden.” — — 





147 
19%, 
10. September. Rote bes Grafen Apponyi an Lord Granville. 

„Dur die Rote, die Ew. Excellenz mir bie Ehre erwiefen haben, unter 
m beutigen Datum an mic zu richten, theilen Sie mir gütigft mit, baf bie 

| Ihrer brittiigen Majeſtät bereit if, mit ber Sr. Ef. Apoſtoliſchen Ma- 
Kt ein Uebereinlommen abzufchließen, wonach „weber England noch Defter- 
ig-Ungarın während des gegenwärtigen Krieges aus ihrer Neutra- 
tät heranstreten follen, ohne fih ihre Anſichten mitgetheilt, und 
nanber gegenfeitig jede Beränberung angelündigt zu haben, bie 
ve Neutralität erleiden lönute.“ 

Der Bevollmädtigung gemäß, bie ih zu biefem Zweck erhalten habe, 
ile ich mich, Ihmen anzuzeigen, Herr Graf, daß die Regierung Sr. LE. 
wRolifhen Majefät ihre volle Zuſtimmung zudem oben erwähnten 
bereinlommen giebt, unb ſich verpflichtet, es in allen Punkten zu 
Item.” 


39. September. Graf Beuft an ben Grafen Apponyi. 

„Ws die engliiche Regierung verfuchte, durch den Austauſch von gegen- 
igen Schreiben zur Aufrechterbaltung ber Neutralität bie Mehrheit ber sh te 
Ser gemeinfamen Haltung zu vereinigen, hofften wir, daß biefe Maßregel zu 
z gemeinfamen Bemühnng für die Wiederberftellung bes Fri 
is führen Lönnte. Mit Seaug auf biefes mögliche Ziel, wünſchten wir in 
me Uutwort einen Vorbehalt, der jebeu vereinzelten Berfuch ber Vermittlung 
— ſollte, zu ſetzen. 


Wit, die nur im gemeinfamen Ganbeln bie Vsglichteit bes Erfolges erblidte. 
I Habe mid fchon Über die Beweggründe ausgelprochen, —8 — bie k. k. 
perung verhindern müfjen, in Betreff der Vermittlung eine Initiative zu er» 
fen. Die Rüdfihten, bie uns davon abhalten müſſen, find bei 
m nicht in demfjelben Grade für England und Rußland vor. 
u. Der Stand ihrer Beziehungen zu den Eriegführenden Mächten war 
ſolcher, daß man von keiner Seite ihren Schritten einen Hintergedanken 
eclegen und fie einer ungerechten PBarteilichkeit befchulbigen konnte. Die Ka- 
tie von Lonbon und von St. Petersburg wären nur bie Dollmeticher des 
emeinen Gefühls von Europa gemwejen, welches danach jeufzt, die Unruhe und 
Augſt anfhören zu ſehen, die durch ben gegenwärtigen Krieg jo ſchwer anf 
ı faftet. Wir würden uns ihnen ſchlennigſt angefchloffen haben, um die Sache 
| 6 im Namen der Interefien der Menſchheit zu führen, nicht weniger 
‚die der Bolitil. Den erften günftigen Moment zu benugen, um durch weile 
Mdten und gemäßigte Rathſchläge bie Neigungen, bie fih zu Gunften bes 
ihen®- zeigen wärben, zu flärken, wäre gewiß ein verbienftliches Werk geweſen, 
des Beifalls aller Völker. 
ter dem Einfluffe diefes Gefühle haben wir gehandelt, ala wir bem 
das Ew. Ercellenz an Lord Granville richten follten, jenen Bor- 
beit hinzufügen wollten. Wir haben nicht länger barauf beftanden, um nicht 
Unfeben zu haben, als wollten wir uns von ben Übrigen Mächten trennen, 
ükend wir tim Gegentheil ihre Vereinigung befördern wollten. — — 
Ich wände, daß Sie mit Lorb Granville Über ben Gegenftanb meiner 
Wien Depeiche jprechen. Wenn die Gründe, welche ich eben barlegte, uns be- 
‚ bie SImitiative den Kabinetten von London und St. Petersburg zu über- 
ea, fo find wir doch nicht weniger von bem lebhaften Wunſche durch⸗ 
fangen, Enropa aus der Art von Betäubung heraustreten zu fehen, 
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in bie es Angefichts einer großen Ummwälzung gefallen if. Es fcheint, 
daß man in London und eben fo in St. Petersburg der Anfidht ift, baß die ge- 
meinſchaftlichen Echritte weniger Ausfiht hätten, von dem Sieger günftig auf- 
genommen zn werten, als einzelnes Einfchreiten. Wir verlennen feineswegs, was 
an biefer Beurtheilung Richtiges ift, aber es ift uns andy erlaubt, und zu fragen, 
ob eine Bereinigung ber neutralen Mädte, bie fi im Geifte einer 
wohlmwollenten Unparteilichleit erwiefe, und nidt nur danach firebte, 
bie Forderungen bes Siegers zu mäßigen, fondern aud die Erregung 
bes Befiegten zu befänftigen, nicht geeignet wäre, Vortheile darzu⸗ 
bieten, die Preußen und feine Berbündeten eben fo würbigen könnten, 
wie Frankreich. 

Schenen wir uns nicht, es auszuſprechen: was heute mächtig dazu wirft, 
ben Kampf zu verlängern, biß zu den größten Echreden eines Berni gskri 
das find einerſeits die Illuſionen und falſchen Hoffnungen, andererſeits bie 
befümmertheit und Nichtachtung in Bezug auf das dem Kanıpfe zufchauenbe 
Europa. Aber ich wiederhole es, es ift nicht die k. E. Regierung, die ſich in bem 
Vordergrund ftellen kann, ihr Borgehen würde von beiben Theilen falſch ver⸗ 
flanden werben, auf den einen als unbeilbringende Ermuthigung wirlend, wäürbe 
es von tem andern als feindliche Einmiſchung angejehen werben.“ 


Frankreichs Hülferuf an die Neutralen. 
Aus dem englifhen Blaubuche. 


In einer Depeihe aus Tours vom 27. September berichtet der engfiide 
Botſchafter, Lord Lyons, an Lord Granpille: 

„Graf Chaudordy habe vermittelt Ballonbriefes aus Paris einen 
5 avre's über feine Unterrebung mit dem Grafen Biemard erhalten, Preußens 

rätenfionen feien nad der Anſicht Favre's derart, daß Frankreich fich ihnen 
niemals fügen könne: 

Jules Favre fühle fi daher beredhtigt, an bie Übrige Welt um 
Hülfe zu appelliren. Die Zeit für bloße Bermittelung jei vorüber 
Die Mächte follten jegt zu Preußen in einem Tone ſprechen, ber 
nit mißverftanden werden könnte, und fie follten Maßregeln er 

reifen, welde dafür bürgten, daß man ihnen Gehör ſchenke. Her 
Sutes Favre habe alles Mögliche getban, um dauerhafte Friedensbedingungen 
zu erzielen; er fei zu jebem vernünftigen Opfer bereit, um ſolche Bebingungen 
zu erlangen. Es jei nicht fein Fehler und auch nicht der Fehler Frankreichs, wenz 
ber Krieg fortbauere und er fühle fich berechtigt, mit Vertrauen die active 
Intervention Europas anzurufen.” 


Die Miffion von Thiers uud die neutralen Mächte. 


Ankündigung der Miffion Thiers; 3 
12. September. Lord Lyons an Lord Granville. 


„Sn dem „Journal officiel® ift eine Notiz erjchienen, daß Herr Thiers 
im Begriff ftehe, fih in einer fpeziellen Miſſion zuerft nach London und bamn 
nad Petersburg und Wien zu begeben. Ich erhielt einen Befuch von Herrn Favre, 
welcher mir fagte, daß dieſer Schritt geftern Abend beichloffen worden if, und 
daß die Regierung und das Land Herrn Thiers fehr dankbar fein müßte, daß 
er in feinem hoben Alter dieſe wichtige Miſſion unternehmen wolle. Seine la 
Erfahrung, fein großer Ruf und die hervorragende Stellung, welche er in Fra 
reich einnehme, werden den Informationen, welche er den Regierungen über bie 
Lage und Ausfichten Frankreichs geben folle, großes Gewicht verleihen.“ j 


149 
1870, 


Thiers in London. 
13. September. Lord Granville an Lord Lyons. 


„Herr Thiers if heute früh angelommen, ich ging um 12 Uhr zu ihm. 
Er ſagte mir: es fei der Wunſch ber Minifter einen ebhrenvollen Frieden zu 
ſchließen, unb zu biefem Zwede babe er auf ben Wunfch nicht blos der Regie- 
mag, fonbern aller feiner konſervativen und liberalen Freunde, die Reife unter- 
nemmen. Er verlange keine Intervention mit Waffengewalt, aber er appellire 
an England, daß es all feinen moraliſchen Einfluß zur MWiederherftellung bes 
—— anwende. Es konne nicht im Interefie Englands liegen, auf feine 
ung als Großmacht zu verzichten. Obwohl e8 eine Infel unb eine Seemacht 
ki, gehöre es doch zu Europa. Früher habe es fein Interefle an der Erhaltung 
bes europäifhen Gleichgewichtes ſiets bethätigt. Es könne nicht wünſchen, Frank⸗ 
tech, — welches an feiner Seite in ber Krimm gefochten, — erniebrigt und ge- 
ſchoacht zu ſehen. Wenn England fih an die Spige ftellen wolle, jo würden 
elle anderen Mächte folgen. — — Ich fagte ihm, England babe Alles getban, 
um deu Krieg zu verhüten, — es habe dazu beigetragen, ben Grund des Krieges 
ja befeitigen. Aber die franzöfifhe Regierung babe fih daran nicht genügen 
Isfien, babe uns bei Seite gelaflen und ſich beeilt, den Krieg zu erflären. ir 
bitten jeitbem mit Zuftimmung bes Parlaments Neutralität beobachtet. Eine 
Sermittelung könnten wir nur verſuchen, wenn wir Ausficht hätten, fie von beiden 
Geiten angenommen zu fehen.” — — 


16. September. Lord Granville an Lord Lyons (Weitere Beiprehung mit 
T biers). 
— „Her Thiers fam nohmals auf die von England bewiefene Apathie 
wid, — er fprad von ber Beeinträchtigung der Würde Englands, von ben 
Gefahren, welche für uns und ganz Europa aus dem Uebergewicht Deutſchlands 
extüchen, — ganz unmittelbar fiir Defterreich, welches feine deutſchen Provinzen 
verlieren mrüffe; denn e8 werde Nichts geben, was Norddeutſchland mit 60 Mil⸗ 
Kionen Einwohnern, welche wie eine Machine geleitet werben und unter Bismard 
wicht ausführen könne. — Ich fagte Herrn Thiers, daß ich feine Argumente 
nicht weiter erörtern könne: biejelben gingen über feine Anträge binaus und 
; anf eine bewaffnete Sutervention. Darüber aber fei bie öffentliche 
inung Englands nicht zweifelhaft. Uebrigens werde er mit feinem Beſuche 
in London doch nicht ganz unzufrieden fein können. — Während feiner Anweſen⸗ 
beit fei die Möglichkeit einer Beiprehung I. Favre's mit Bismard bherbei- 
geführt worden, welche ſchwerlich ohne Nugen fein könne.” — — 


17. September. Lord Sranpille an Lord Lyons. 

„Ih hatte mit Herrn Thiers auf feinen Wunfch noch eine Unterrebung. 
Rah einer philojophiichen, hiftoriichen und berebten Anfpradhe fam er auf meine 
Stellung vor dem engliihen Parlament, das eiferflichtig fei auf die Ehre Eng- 
lends und fragte mich in verſchiedenen Wendungen, ob in dem Falle, daß Rußland 
frennbichaftliche Borftellungen zu Gunften Frankreichs an Deutichlandb richtete, 
England ſich nicht anfhfießen wolle. Ich fagte ihm, daß das Parlament unjere 
Bolitit gebilligt habe, und daß ich mich auf die Beantwortung hypothetiſcher 
Fragen nicht einlaffen Finne.” — — 


Thiers in Wien. 
2. September. Graf von Beuſt an den Grafen Apponpi. 


„Auf feiner Reife nah St. Petersburg hat fih Herr Thiers nur einen 
Lg in Wien aufgehalten, wo er ſich vorbepält, auf feiner Rückreiſe länger zu 
verpeilen. Ich babe darum nur eine einzige Unterhaltung mit dieſem Staats» 
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mann in Betreff der Miſſion, bie ihm von ber gegenwärtigen Regierung auver⸗ 
trant ift, haben fönnen. 

Herr Thiers ift, nachdem er mir Über ben Urfprung und ben Lauf de# 
Krieges Andeutungen ‚gegeben hatte, welche ſowohl durch den Inhalt intereffant, 
wie durch die Form anziehend waren, zu beflimmten Schlüffen in biefer Unter 
haltung nicht gelommen. Er ging kaum über Allgemeinheiten hinaus, uud 
außer dem fehr natürlichen Wunſch, ein wohlwollendes Eingreifen ber 
Neutralen für Frankreich zu bewirken, fchien er mir fein beſtimmteret 
Ziel zu verfolgen. 

Ih muß indeffen anerlennen, baß er fih keine Fllufionen in Betreff der 
Lage zu machen fcheint. Seine Sprache macht nicht ben Einbrud ber Entun- 
tbigung, ſondern zeigt eine richtige Würbigung ber Ereigniffe und giebt bie 
Nothwendigkeit zu, ſich bedeutenden Opfern zu unterwerfen, um ber 
Srieben zu erlangen. 

Was die befondern Forderungen betrifft, bie er an bie E. f. Regierung m 
richten hatte, fo beichränten fie fi etwa auf die beiden folgenden Buufte. Erſſent, 
baß man bie gegenwärtige Regierung Frankreichs ernftli nehmen, 
und ihr mit Bertraueu begegnen möge, dann, daß man fi den Ber- 
mittelungs-Berfuden anſchließen wolle, bie von andern Mädten, 
unb befonbers von Rußland gemadt werden follten. 

Die republilanifche Form wäre die einzige, fagte mir Herr Thiers, bie 
jettt in Franfreich angenommen werben könnte. Es wäre die einzige Art, ale 
Parteien unter bie Sahne der nationalen Bertheibigung zu jammeln, und feine 
anbere Regierung könnte fich feftiegen. Er ſprach mit Tobeserhebungen von beu 
Männern, die an die Spite ber Regierung geftellt find. Sie wären rvechtichaffen, 
gemiigt in ihren Meinungen und dächten nur daran, das Land zu retten. Die 

abinette follten alfo kein Mißtrauen hegen und fich nicht durch das Wort Re 
publif erfchreden laffen. Man müſſe Die gegenwärtige Regierung eruftlich nehmen, 
und fie als die befte und genauefte Repräjentation ber Interefien Frankreichs betrachten. 

Was die Vermittelungsverfuche betrifft, fo hoffte Herr Thiers gute Re 
fultate von feiner Reife nah Rußland. Nach feiner Meinung wäre ohne Wider 
rebe das Eabinet von St. Petersburg am erften in ber Lage, fi in 
Berlin vernehmen zu lafjen, und für die Wiederberftellung eines auf aw 
nehmbaren Bedingungen gegründeten Friedens einzutreten. Er glaubte, daß be 
Intereffen ber Menfchlichleit ſowohl, als die ber Bolitif ben Hof Rußlands be 
wegen würben, feine guten Dienfte einzufegen, unb er wünfchte nur, daß Defter- 
reich die eventuellen Schritte Rußlands unterftüßte. 

Ich babe mich beeilt, Herrn Thiers zu verfihern, daß, was uns au⸗ 
betrifft, feine Wände im Boraus gewährt wären. Wir hätten lein 
feindliches Vorurtheil gegen welche Form der Regierung es auch fei in Frankreich. 
Bon dem erften Augenblid an wären wir in Verbindung mit ber neuen NRegie- 
rung getreten, und wir verlangten nichts Anderes, als fortbauernd gute Bezie⸗ 
bungen mit ihr zu erhalten. Unfere Sympatbien für Frankreich ſowohl wie bie 
Intereſſen, welche uns mit dieſem Lande verbänben, wären unabhängig von feiner 
Negierungsform, und wir wären bereit, den Männern, welche unter jo —— 
Umſtänden die Laſt der Macht auf ſich genommen hätten, unſer Vertrauen zu ſchen 

Die Anſichten des Herrn Thiers in Betreff einer eventuellen Vermittlung 
entſprächen ganz den uufrigen. Wir hätten ſchon in St. Petersburg wie in London 
das Angemefjene einer gemeinfamen Vermittlung angedeutet, und wären immer 
ber Anficht geweien, baß die Initiative von St. Petersburg ausgehen möüffe. 
Wir könnten aljo nur mit unbedingter Befriedigung einen Erfolg ber Miffton 
bes Herrn Thiers betrachten, und man würde uns immer bereit finden, 
uns den Bemühungen anzufhließen, bie von Rußland verfudht wer- 
ben dürften, um dem Elenb des Krieges Grenzen zu feten. 

Das ift ungefähr der Inhalt des Geſprächs, das ich mit dem berühmten 
franzöſiſchen Staatsmann hatte.“ 
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Thiers in Petersburg. 
6. Oftober. Lord Lyons an Lorb Granville (aus Tours). 

„Borgefern machte mi Graf Chaudordy mit dem Inhalt eines Tele- 
unt, das er von Herrn Thiers aus Petersburg empfangen hatte. 
Thiers fcheint eine große Berriebigung über den Empfang auegebriüdt zu 
heben, der ihm vom Kaiſer und der Katferlichen Familie, vom Fürften Gort- 
ſchakoff unb ber ganzen Geſellſchaft bereitet worden. Er fanb bie öffentliche 
Deinung beunruhigt durch die Fortſchritte Prenßens und ausnehmenb günftig 
für Frankreich. Der Kaifer und Fürſt Gortſchakoff haben fi mit 
e gegen bie Auferlegung irgend welcher Übertriebener (exorbitant) Friebens- 
bedingungen ausgeſprochen und erklärt, daß Rußland utemals feine Zuftimmung 
pr wien Bebingungen geben würde. Demzufolge würbe auch die Sanction 
übrigen Mächte auebleiben und die Gewaltichritte (exactions) Preußens 
würben daher ber europäiſchen Bürgfchaft entbehren. Dies war ber weſentliche 
Yuhalt bes Telegramms von Herrn Thiers. Es ſcheint jedoch nicht, daß 
Herr Thiers weder vom Kaifer, no von Fürſt Gortſchakoff eine 
befimmte Aenßerung hberausgelodt hat, welche Friedensbedingungen 
fie für Billig oder unbillig halten würden, noch auch irgenb eine 
Sefimmte Erklärung zu Gunſten ber Erhaltung der Integrität bes 

franzdfifhen Gebietes.“ 


Nah Thiers Rückkehr aus Petersburg. 


12. Dftober. Der Graf von Beuft au ben Grafen von Chotelin St. Beters- 
burg. (Kein Europa mehr.) 


„Ih babe mehrere Unterhaltungen mit Herrn Thiers bei feiner Rücklehr 
von Nußland gehabt. Ich fand ihn etwas entmuthigt burch die Einprüde, bie 
er in ©t. Petersburg empfangen hat. Er fagt jebody, er babe Bertrauen in bie 
Gefühle des Wohlwollens, die der Kaifer Alerander ibm perjönlih in Hin- 
Ft anf Frankreich gereist babe; aber er macht fi feine Illufion über das Maß 
der Bortheile, die jein Baterland durch das vereinzelte Einfchreiten Rußlands er. 

fönnte, und befteht lebhaft auf ber Nothwenbdigfeit eines gemein- 
ſchaft lichen Handelns der Neutralen. 

Ih fagte ihm, daß ich in biefem Punkte feine Meinung volllommen theile, 
ohne wir die geringe Ausficht zu verhehlen, bie fie babe zur Geltung zu gelangen. 
Die Haltung Rußlands und die ber brittiihen Regierung, die wenig bavon ab» 
weicht, Laffen in dieſer Hinficht wenig Hoffnung. Wenn ich trotzdem fortfahre, 
die Sache des gemeinfamen Handelns zu vertreten, fo ift es, weil in meinen Augen 
Die Bortheile erſichtlich find. 

Unter ben jetigen Umfländen kann in der That nur eine übereinſtimmende 
Sprache ber Regierungen in einem frieblihen Sinne noch Wutorität genug 
haben, um bei den Gntichlüffen der beutichen Staaten ins Gewicht zu fallen. 
Es ift dies außerdem nach unjerer Anficht das befte Mittel, bas für bie Mächte 
fo ſehr wünſchenswerthe Refultat zu erlangen, daß fie mit bem Stanbe ber 
Ufentlihen Meinung Europas in Uebereinſtimmung bleiben. Es ift Klar, 
baß die bem Frieden günfigen Stimmungen täglih mehr Boden 
gewinnen, wäre e8 auch nur durch eine natürliche Folge der Leiden bes Krieges, 
deren traurige Einwirkung man anfängt in allen Ländern mehr ober weniger zu 
fühlen. Auch ſträubt ſich die öffentlihe Meinung allgemein, an ben Erfolg ber 
Durch dieſe ober jene Regierung gemachten, vereinzelten Berfuche zu glauben, und 
— eine ernſtliche Einwirkung nur dem gemeinſamen Handeln des neutralen 

pas zu. 

Als ich neulich mit Herrn v. Novikow ſprach, bemerkte ih ihm, daß neuer⸗ 
le eine merkliche Veränderung in ben Anfichten feiner Regierung vorgegangen 
zu fein fchiene. 
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Zur Zeit Ihrer legten Reiſe nah Wien rieth uns, wie fih Ew. Excellenz 
erinnern, ber Hof von St. Petersburg fortwährend bie größte Zurüdhaltung auf 
militärifhem Gebiete an, indem er fich befonbers barauf gründete, daß jebe 

wegung, bie wir machen würden, dem Gelingen einer möglichen Bermittelung 
Gefahr brächte. Die Thatfache ift, daß man nirgends Anzeichen einer Ber 
mittelung wahrnimmt, und bejonbers vermag ich fein Europa mehr zu erkennen. 

Als ih dem Gefandten Rußlands diefe Bemerkung machte, ſuchte er fie zu 
befämpfen, indem er bemerkte, daß jeit dem Zeitpunkt ber Reife Ew. Ercellenz 
bie Ereigniffe mit einer Schnelligkeit vorgejhritten feien, bie 
Niemand hätte vorausfehen können. Damals, fagte er, fanden 
zwei Kämpfende gegenüber, unter denen Bermittlung möglid war, 
bald nachber hat die Kataftrophbe von Sedan einen ber beiben 
Kämpfer vernichtet, und ber Erfolg des Krieges ift baburd ent- 
ſchieden. 

Ich erwiderte Herrn v. Novikow, daß ich mich dieſer Auffaffung nicht 
anſchließen könne. Wie wunderbar auch die durch die Waffen Preußens und ſeiner 
Berbündeten errungenen Erfolge geweſen ſeien, es gäbe doch immer noch Deutſch⸗ 
land gegenüber ein Frankreich. Ohne Zweifel iſt es wenig warſcheinlich, daß die 
Franzoſen dazu gelangen, Kräfte ins Feld zu ſchicken, die fähig wären, den 
deutſchen Armeen bie Spitze zu bieten, aber fo lange es dieſen nicht ge- 
lungen fein werde, zwei Pläbe erftien Ranges, wie Paris und Meg 
zu nehmen, könne man nicht jagen, daß der Krieg aufgehört habe. 
Es bleiben zwet fireitende Parteien, zwifhen weldhen das vermit- 
telnde Europa jede Fähigkeit hat, einzutreten. 

Ich halte aufrecht, was ich in einer meiner Depeihen an ben Grafen 
Apponyi gefagt babe: bie vereinigten Kräfte der Mächte follten nicht nur darauf 
gerichtet fein, die Forderungen des Siegers zu mäßigen, fondern auch bie Bit⸗ 
terteit der Gefühle zu mildern, welde den Befiegten niederprüden 
müſſen, und einem Bolle, das jo graufam geprüft ift, und fo zart 
im Punkte der Ehre, die Entjhlüfjfe leihter machen, welche vie 
Nothwendigkeit von ihm verlangt. Ich werbe befeftigt in biefer Anficht 
durch das, was mir der Fürft von Metternich vor Kurzem geichrieben bat, 
welcher glaubt, daß die Bedingungen, die man Frankreich diktiren wirb, fo hart 
fie auch fein mögen, doch leichter bewilligt werden würben, wenn fie ihm von 
ber vereinigten Stimme der unbetheiligten Mächte angerathen würden, al3 wenn 
es nur das Gele bes Siegers zu ertragen hätte. Ein Telegramm, das ich in 
dieſen Tagen aus Tours erhalten babe, unterſtützt auch noch diefe Anfchauungsweiie. 

Die Borgänge eines gemeinfamen Handelns von Europa 
fheinen mir alfo außer Zweifel und follte ih in der Wüfte pre- 
digen, ih werde nicht aufbören, fie bervorzubeben. 

Em. Excellenz ift ermächtigt, bie vorliegende Depefche dem Fürften Gort- 
ſchakofſ vorzuleſen. Ich werde mit dem höchſten Intereffe Die Betrachtungen aufs 
nehmen, die fie bei einem Staatsmann, deffen Weisheit fo allgemein und fo ge 
rechterweiſe gefchäßt wird, hervorrufen.” 


4. Oktober. Lord Granville an Lorb Lyon. 


„Offenbar verfolgt die proviſoriſche Regierung das Ziel, daß die neutralen 
Möchte, falls nöthig, etwaige Vorftellungen, die fie Preußen gegenüber machen 
würden, mit Gewalt unterflügen follten. Die Regierung Ihrer Majeftät ift ver 
pflihtet, ausbrüdiih hervorzuheben, daß fie ihrerfeits nicht vorbereitet ift, 
einen folhen Weg einzufhlagen oder ben andern Mächten vorzu- 
fhlagen. Sie kann nur Ängftlih den Zeitpunkt abwarten, mo fich etwa eine 
Ausficht zeigt, daß biefer traurige Sonflitt dur die Weisheit, den moralifchen 
Muth und die Mäßigung ber beiden Kriegführenden zum Ende gebracht wird, 
ober daß ſich eine Gelegenheit für die neutralen Mächte biete, ihren Einfluß zur 
Wieberberftellung bes Friedens auszuüben.” 
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Chaudordy verlas bald darauf vor Lorb Lyon eine Depeihe Favre's 
ans Paris, „welche mit einiger Bitterleit darüber klagt, baß bie europäiſchen Ca⸗ 
binette — wie ber Schreiber es ausbrüdte — Frankreich im Stich ließen, unb 
weiche gerabezu eine Anmweifung enthielt, daß er eine beftimmte Korberung um 
Beftenhälfe (concours arme) an Italien richten follte.“ 


11. Oftober. Lord Granville an Lord Lyons: 

„... Wenn fih Ihnen eine ähnliche Gelegenheit wieberum bieten jollte, 
zollen Sie dann heruorheben, daß Ihnen zwar feine Inftructionen zugegangen 
feien, eine Anficht über bie Kriebensbebingungen abzugeben, daß es aber aus einem 
Theile meiner Depeiche vom 4. d., in welcher ich auf bie Forderung ber franzö⸗ 
Kihen Regierung um active Unterftügung erwiederte, nothwendigerweiſe erfichtlich 
ki, wie bie Regierung Ihrer Majeflät die Anficht hege, unter den gegenwär- 
tigen Kriegsumftänden ſei das zähe Feftbalten Herrn Favre an 
den Bedingungen, „leinen Zoll breit Landes und keinen Stein einer 
abzutreten, ein große Hinderniß für den Frieden. Sollte 

im Laufe ber Unterredung eine Bereitwilligleit zeigen, die von ber franzöflihen 
Regierung behauptete Stellung aufzugeben, fo wollen Sie fragen, ob Sie ermäch⸗ 
tigt feien, Dies ber Regierung Ihrer Majeftät mitzutheilen, und wollen Sie mir 
in biefem Falle fofort telegraphiren.“ 





12, Weitere Juffenſtillſtandsverſuche. 
Thiers in Verſuilles. 


1870. Die Gefahren für Paris, 


4. Dftober. Graf Bismarcks Denfihrift über die Gefahren 
von Parid (Circular⸗-Depeſche). 


. „Emw.... überfende ich anliegend ein kurzes Memoire über bie 
Folgen, welche unausbleiblich dann eintreten müflen, wenn die Stadt Paris, 
oder vielmehr die in ihr jet berrichenden Machthaber, ihren Widerftand 
bi8 zu dem legten Augenblid fortjegen follten, wo die Erſchöpfung der 
Vorräthe fie zur Uebergabe zwingen wird. 

Wir bliden mit —— Bedauern auf dieſe Folgen, welche ab⸗ 
zuwenden wir nicht im Stande ſind. 

Aber wir haben im Voraus darauf aufmerkſam machen wollen, um 
zu erklären, daß wir keine Verantwortung für das unvermeidliche Elend 
übernehmen, und daß wir die [were Verantwortung dafür denjenigen fiber 
laſſen müſſen, welde durch fortgefegte Aufreizungen und bemußte Lügen 
eine Bevölkerung, welche ein Augenblid ber Befonnenheit retten könne, zu 
einem nußlojen Widerjtande aufftacheln. 

Em... . erjuche ich, mit diefer mündlichen Bemerkung eine Abfchrift 
bes anliegenden Pro Memoria der dortigen Regierung a übergeben; und 
nachdem dies gejchehen tft, auch fir die Verbreitung defjelben durch die 
Preffe Sorge zu tragen.“ 

v. Bis marck. 


„Die Herrn Jules Favre geſtellten Waffenftillftands » Bedingungen, 
auf Grund deren die Anbahnung geordneter Zuftände in Frankreich erftrebt 
werden follte, find von ihm und jeinen Kollegen verworfen worden. 

Die Fortſetzung eines, nad) dem bisherigen Gange der Ereigniffe, für 
das franzöfiiche Volk ausfichtslofen Kampfes ift damit ausgeſprochen. 

Die Chancen dieſes opfervollen Kampfes haben fich Hr Frankrei 
ſeitdem noch verſchlechtert. Toul und Straßburg find gefallen, Paris i 
eng cernirt und die deutſchen Truppen ftreifen biß zur Loire. Die vor 
jenen Feſtungen engagirt geweſenen beträchtlichen Streitkräfte ſtehen ber 
eutſchen Armeeführung zur freien Verfügung. 
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Das Land bat die Konfequenzen des von den franzöflichen Macht 
babern in Paris gefaßten Entichlufied eines Kampfes & outrance zu 
tragen, feine Opfer werden fi) unnüter Weife vergrößern und die focialen 
Auflände in immer gefährlicheren Dimenflonen ſich zerjegen. 

Dem entgegen zu wirken ſieht fi) die deutſche Armeeführung leider 
nicht in der zage. ber fie ift fich über die Folgen des von den —— 
Machthabern beliebten Widerſtandes völlig klar und muß namentlich auf 
einen Punkt die allgemeine Aufmerkſamkeit im Voraus leiten. 

Es betrifft dies die fpeciellen Verhältniſſe in Paris. 

Die bisher von diefer Hauptftadt geführten größeren Gefechte am 
19. und 30. v. Mts. in welchen der Kern der dort vereinigten feindlichen 
Streitkräfte nicht ein Mal vermocht bat, die vorderfte Linie der Cernirungs⸗ 
truppen zurüd m werfen, giebt die Ueberzeugung, daß die Hauptſtadt 
über kurz oder lang fallen muß. 

Wird diefer Zeitpunkt dur daß Gouvernement provisoire de la 
defense nationale fo weit hinaußgefchoben, daß der drohende Mangel an 
Lebensmitteln zur Kapitulation zwingt, jo müfjen daraus fchredenerregende 
Konfequenzen entftehen. 

Die franzöfijcher Seits in einem gewiſſen Umkreiſe von Parid aus 
geführten widerfinnigen Zerftörungen von Eifenbahnen, Brüden und Ka⸗ 
nälen, haben die Fortſchritte der dieſſeitigen Armeen nicht einen Augenblid 
aufzuhalten vermodt; die für lettere nothwendigen Yand» und Wafler« 
Kommunikationen find in ſehr kurzer Zeit von ihr retablirt worden. 

Dieſe Wiederberftellungen beziehen fich naturgemäß nur auf die rein 
militärifhen Intereſſen; die fonftigen Zerſtörungen aber hemmen felbft 
nach einer Kapitulation von Paris die Verbindung der Kapitale mit den 
Provinzen auf lange Zeit hinaus. 

Der deutſchen Armeeführung iſt e8, wenn jener Fall eintritt, eine 
pofitive Unmöglichkeit, eine Bevölkerung von nahe an 2 Millionen Menſchen 
auch nur einen einzigen Zag mit Lebensmitteln zu verfehen, die Um⸗ 
gegend von Paris bietet alddann, da deren Beftände für den Bedarf 
der diefleitigen Zruppen nothwendig gebraucht werden, auf viele Tage⸗ 
märfche hin ebenfowenig irgend welde Hülfsmittel und geftattet daber 
nit ein Mal, die Bewohner von Paris auf den Landwegen zu evafuiren, 

Die unausbleiblihe Yolge hiervon ift, daß Hunderttaufende dem 
Hungertode verfallen. 

Die franzöfiihen Machthaber müſſen diefe Keonfeanengen ebenſo Har 
überfehen, wie die deutfche Armeeführung, welcher nicht? übrig bleibt, als 
den angebotenen Kampf aud durchzuführen. 

Wollen Jene e8 bis zu diefem Ertrem kommen laffen, fo find fie 
auc für die Folgen verantwortlich.” 


18. Dftober. Graf von Beuft an den Grafen von Wimpffen in Berlin. 


„Durch bie verfchiebenen, von dem Grafen Bismard aus dem Haupt- 
quartier Sr. Majeftät des Königs von Preußen erlaffenen Circular⸗Depeſchen 
wurbe ſeither ber Laiferlih und Löniglihen Regierung Anlaß zu irgenb einer 
Aeußerung nicht geboten. Einige biefer alsbald auch zur Deffentlicleit gelangten 
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Altenftüde waren zunähft an bie Abreffe der am Kriege betheifigten beutfchen 
Regierungen gerichtet, und wiewohl General von Schweinik biefer Erflärungen 
mündlich gegen mich erwähnte, fo geſchah dies doch nicht in einer Weile, bie mich 
zu ber Annahme berechtigt hätten, daß in Berlin einer Erwiberung auf biefe bloß 
nachrichtlichen Mittheilungen entgegen gejehen werde. 

Im Grunde liegt der gleiche Fall auch bezüglich eines Memorandums bes 
Grafen Bismard vor, weldhes von ben fchredenerregenben Folgen fpricht, die 
fih an einen bartnädig und bis zu eintretendem Mangel an Febensmitteln fort- 

eſetzten Widerftand der von zwei Millionen Menſchen bewohnten Hauptftabt 
Franlreiche Inüpfen müßten. Da indeſſen der föniglih preußiiche Herr Geſandte 
uns eine Abſchrift diefer auch Ihrem Berichte vom 10. v.M. beiliegenden Auf- 
gchmung übergeben bat, jo muß ich hierin eine Aufforberung, von berfelben 

otiz zu nehmen, um fo mehr erbliden, als ihr Zwed bahin geht, vor Europa 
alle Berantwortlichleit für die darin worgefehene entjegliche Eventualität von ber 
königlich preußifchen Regierung abzulehnen. 

Dies vorausgeihidt, kann ich den Einbrud meiner Beſorgniß nicht unter- 
brüden, daß bereinft vor dem Urtbeile ver Geſchichte ein Theil der Verantwort⸗ 
Iihhleit auf die Neutralen fallen würde, wenn fie fich die Gefahr unerbörten 
Unheils in ſtummer Gfleichgültigkeit vor Augen ftellen liefen. Ich muß baber 
Ew. Ercellenz auffordern, wenn ber Gegenftand gegen Sie berührt wird, offen 
unfer Bedauern darüber auszufprehhen, daß in einer Tage, in welder bie 
Töniglih preußifche Regierung Kataftropben, wie die in jenem Me- 
moranbum angebeutete, vorherjieht, dennoch das entjhiedenfte Be⸗ 
ftreben fih Lund giebt, jede verſöhnliche Einwirkung dritter Mächte 
fern zu halten, gleih al® ob im vorhinein beforgt werden müßte, man 
werde Preußen zumutben, Deutſchlands edles Blut umfonft vergofjen 
zu haben, und man werde fich der vielleicht wenig dankbaren, aber 
darum nicht minder lohnenden Aufgabe entziehen, dem Befiegten 
bie Annahme barter Bedingungen durch Schonung feiner Gefühle zu 
erleichtern. 


Jenes Beftreben kann nicht das Mittel fein, das Mebermaß von Greuel 
abzuwenden, welches Preußen aus Gründen der Menichlichleit dem Feinde er- 
fparen zu können wünſcht. Um nicht die Strafe ber Fehler ber geftünzten Re⸗ 
gierung tragen zu müſſen, find die republifanifhen Machthaber in Frankreich zu 

en Äußerften Entſchlüſſen geneigt, — e8 kann nicht das Mittel fein, fie hiervon 

zurädzubringen, daß man außer dem Machtgebote des Siegers feine andere 
Stimme zu ihnen fpreden läßt. NRüdfichten auf eigene Intereffen find es nicht, 
welche die Regierung Oeſterreich⸗ Ungarns beklagen laffen, daß auf dem Puntte, 
zu welchem bie Dinge gebiehen find, jebe friedliche Einflußnahme der neutralen 
Mächte fehlt. Aber es ift ihr unmöglich in der Weife, wie es neuerli von 
Seiten des Petersburger Cabinets gejchieht, die abjolute Enthaltung bes unbe- 
theiligten Europa zu billigen und zu empfehlen. Sie hält es vielmehr für Pflicht 
auszufpredhen, daß fie noch an allgemein europäijche Interefien glaubt und baß 
fie einen durch unparteiifche Einwirkungen der Neutralen berbeigeführten Frieden 
ber Vernichtung weiterer Hunberttaujende vorziehen würbe. 


Sch wiederhole indeſſen ausdrücklich, daß Vorftehendes nur für den Fall 
geihrieben ift, daß Ew. Ercellenz Anlaß gegeben werben follte, ſich über ben 
angeregten Gegenftand auszuſprechen. Unfer Intereſſe ift mit der vollftändigften 
Enthaltſamkeit vereinbar und wirb von ber längeren Dauer bes Krieges wenig 
berührt. Nichts kann uns daher ferner liegen, als die Abficht, Rathſchläge oder 
Anerbietungen entgegenzubringen. Nur infofern bie Blide ſich nach den neutralen 
Mächten richten, Itegt und daran, die Sachlage in das rechte Licht zu ftellen.“ 
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Englifhe Vermittelnug Behnfs WBaffenftillftandsver- 
haudlungen. 
20. Oktober. Lord Granville an Lord Loftus. 

„Es ift unnöthig zu erwähnen, wie tief die Regierung Ihrer Majeftät den 
Ausbruch und die Fortdauer bes großen Krieges beflagt hat, welcher noch immer 
zwiſchen Deutfhland und Frankreich wüthet. 

Sie hat ihr Aeußerftes gethan, denſelben zu verhüten und feit der Kriege- 
erllärung und ihrer eigenen Neutralitäts» Erklärung bat fie ihren Einfluß auf- 
eboten, feiner Austehnung vorzubeugen, denn, wenn eine ber neutral gebliebenen 
ationen daran Theil genommen hätte, fo würbe wahrſcheinlich ganz Europa 
almählich in bie Drangfale verwidelt worden fein zum zweifelhaften Vortheil 
eines ber Kriegführenben. 

Nichts würde der Regierung Ihrer Majeftät mehr Befriedigung gewährt 
haben, als auf irgend eine Weife zu einem ehrenvollen und dauerhaften Frieden 
fenntragen. Anerbietungen zur Vermittlung ober zu guten Dienften würden 
ihrerfeitS nicht gefehlt haben, wenn bie Regierung Ihrer Majeftät zu irgend einem 
Zeitpunkte geglaubt hätte, daß ſolche Anerbietungen für beide kriegführende Theile 
annehmbar gewejen wären. 

Sie konnte gleihwohl ihre Augen vor ber Thatfache nicht verfchließen, daß 
ſolch ein Stand der Dinge nicht eingetreten fei und der Weg, welchen fie jelbft 
enfhlug und welden fie Anderen anempfabl, war die Entbaltung von unannehm- 
baren Borfchfägen ober wirkungslofen Ratbichlägen, welche nur die Ausficht ver- 
mindern fonnten, in einer fpäteren Zeit das Ziel zu erreichen, welches fie im 
Auge batte. 

Sie empfahl in der That, daß Graf Bismard und Herr Favre per- 
ſönlich ihre Anſichten austaufchen follten; fol eine Begegnung fand ftatt, aber 
unglüdticherweile ohne einen anderen unmittelbaren Erfolg, als den zu zeigen, 
wie weit auseinandergehend bie beiberfeitigen Meinungen über eine mögliche 
Grundlage der Verhandlung feien. Welches ift nun, nah ununterbrocdhenen und 
außererbentliden Erfolgen auf Seiten Deutichlands, die gegenwärtige Kriegslage? 

Die Hauptmadt des deutſchen Heeres ift durch bie Umzingelung der fran- 
zöfichen Hauptflabt gebunden und bie Unterwerfung von Paris durch Hungers- 
noth und Beſchießung fcheint fih unter ven Maßnahmen zu befinden, welche im 
dentfchen Hauptquartier erörtert werben. 

Graf Beruftorff hat mir einige der Rundſchreiben mitgetbeilt, welche von 
der Norddeutſchen Regierung in Betreff des Krieges veröffentlicht wurden und 
am 11. db. Mts. übergab er mir das Eirkular, in welchem darauf aufmerkſam ge- 
macht wird, daß bie unvermeibliche Folge einer Verlängerung bes Kampfes vor 
Baris der Hungerted von Hunberttaufenden fein würde. 

Die Mittheilung dieſer Anficht über die furchtbaren Ergebniffe, welche 
möglicher und felbft nicht unwahrfcheinlicher Weife aus einer langen Belagerung 
von Paris hervorgehen werben, macht e8 der Regierung Ihrer Majeftät zu einer 
zweifellofen Pflicht, nichts unverfucht zu Taffen, um fol ein fchreiendes Unglüd 
obzumenden. Auch ift e8 einleuchtend, daß der Krieg bereits Erſcheinungen zu 
Tage gefördert bat, und wenn er verlängert wird, in zunehmender Anzahl auf- 
ihn muß, welche nicht die beiden Kriegführenden allein, fondern ganz Europa 

ten. 

Die Regierung Ihrer Majeftät vertraut darauf, baß die Darlegung ihrer 
Anfichten nicht als ein unfreundichaftficher Akt aufgefaßt werden wird. Diefelbe 
iſt eingegeben durch die aufrichtigfte Beforgniß um bie gegenwärtige und zukünf⸗ 
tige Wohlfahrt zweier Nationen, mit welchen dieſes Land ſeit lange in den freund- 
ſchaftlichſten Beziehungen geftanden bat. 

Ich kenne jehr wohl die gewichtigen Gründe, welche zu Gunften ber äußer- 
ken Maßregeln gegen Paris geltend gemacht werben können. 

Indeffen wünſche ich lebhaft zu unterfuchen, ob es nicht Erwägungen giebt, 
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welche vielleicht den Zufchauern burchichlagenber ericheinen, ale benen, welche 
unter dem Einfluffe außerordentlicher militatrifcher Erfolge und bes Bewußtſeins 
großer Auflrengungen und weitreichender Opfer ſtehen. 

Es ift unzweifelhaft, daß ein Unternehmen wie die Bezwingung von Paris 
durch Hungersnoth oder Beſchießung, obſchon ohne Vorgang in Betreff feiner 
Größe, durch bie Gewohnheiten bes Krieges gerechtfertigt if: ebenfo fidher aber 
wird Jedermann einräumen, daß zu biefem Unternehmen, welches nad Graf 
Bismard’s eigener Angabe nit nur ben Ruin, fondern andy ben Tob von 
Hunderttauſenden von Ricdtlämpfern unter befonbers fchredlichen Umſtänden nad 
ie zieht, nicht früher gefchritten werben follte, ale bis alle aubern möglichen 

ternativen erjchöpft worben find. 

Wird unterfiellt, daß ein Angriff auf Paris in nicht ferner Zeit zu einem 
flegreihen Ansgang führen werbe, fo ift es nicht unvernänftig, mit befieu Vor⸗ 
tbeilen bie vorausfitlihd damit verbundenen Rachtbeile zu vergleihen, und bie 
Thatſache, daß einige ber letzteren ebenfo fehr das menſchliche Gefühl, ale ben 
menſchlichen Berftand berühren, ermuthigt bie Regierung Ihrer Majeftät, biefelben 
bem Könige und beffen Ratbgebern vorzulegen. 

Die bittere Erinnerung an bie vergangenen brei Monate mag mit ber Zeit 
und durch die Empfänglichkeit für das Benehmen und bie Tapferkeit bes Feindes 
auf dem Schlachtfelde ausgeldicht werben. Uber es giebt Grabe der Erbitterung 
und bie Wahrfcheinlichleit eines neuen unb unverfönlichen Kriege muß fehr ver- 

Bert werben, wenn eine Generation ber Sranzofen Zeuge iſt von ber 
rung einer Hauptflabt, ein Schaufpiel, begleitet von dem Xobe einer großen 
Anzahl bilflofer und unbewaffneter Menſchen nud ber Zerflörung unfchätbarer 
und unerſetzlicher Schätze der Kunfl, der Wiffenfchaft und geidhichtlicder Erinnerungen. 

Schrediih, wie eine ſolche Kataftrophe für Frankreich und gefahrvoll, wie 
fie, meines Erachtens, für die künftige Erhaltung bes europäiſchen Friedens fein 
wärbe, müßte fie nach ber Anſicht rer Majeftät Regierung für Niemand pein- 
licher werben, als für Deutichland und feine Herrfcer. 

Die franzöfiihe Regierung, nah Gefichtspuntten handelnd, welche ihr 
folgerichtig erfcheinen, bat jeit ber Begegnung bes Grafen Bismard mit Herrn 
Favre es abgelehnt, Friedensverhandlungen vorzufchlagen. 

Aber die Regierung Ihrer Majeflät bat die Verantwortung Über fich ge- 
nommen, bei ber proviforifchen Regierung auf Annahme eines Waffenſtillſtandes 
zu dringen, welder zur Berufung einer Lonftituirenden VBerfammlung unb ber 
Wieberherfiellung bes Friedens führen Fönnte. 

Die Regierung Ihrer Majeftät hat es andy nicht daran fehlen laffen, der- 
felben die Wichtigkeit jedes, unter den gegenwärtigen Berhäftniffen bes Krieges 
mit ihrer Ehre vereinbaren Zugeftändnifles vorzuftellen. 

Die Regierung Ihrer Majeſtät ift nicht ermächtigt zu erflären, aber fie 
kann nicht glauben, daß ſolche Vorftellungen ohne Wirkung auf bie franzöfifche 
Regierung bleiben würden. 

In diefem Kriege haben zwei moralifche Urfachen bie große materielle Macht 
ber Deutfchen unermeßlich unterſtützt. Sie haben gelämpft, um bie Drohung 
eines fremden Ueberfalls zurüdzumeifen und das Hecht eines großen Landes zu 
vertheidigen, ſich in ber, einer vollen Entwidelung feiner Hülfsmittel förderlichſten 
Weiſe einzurichten. 

Der Ruhm dieſer Anftrengungen wirb noch vermehrt werben, wenn bie 
Geſchichte in Wahrheit erzählen kann, daß der König von Preußen jeden Verſuch, 
zum Frieden zu gelangen, erjchöpft babe, bevor ber Befehl zum Angriff auf Paris 
gegeben wurbe, und baß bie Bedingungen bes Friedens gerecht, gemäßigt und 
in aa Aummung gewejen ſeien mit richtiger Politit und den Empfindungen 
ber Zeit. 

Die Regierung Ihrer Majeftät wünſcht, es möchte klar verftanden werben, 
was ihr bieberig Verhalten deutlich beweiſt, daß fie nicht daran denkt, beu 
Kriegführenden überflüſſige oder unannehmbare Rathſchläge zu ertheilen. 
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Die Anregung, welde fie jo eben in dem freunbichaftlichfien Geiſte gegeben 
dat, entipringt daraus, daß ihre Aufmerkfanteit anf bie erichredlihen Folgen 
firmüch gelenkt wurbe, welche nad Graf Bismard’s Urtbeil aus ber verlän- 
geten Cinſchließung von Paris wahrſcheinlich entfliehen werben. 

Sie kann nicht ſchweigend verbarren ober etwas unverfucht laffen, was zum 
Incl haben kann, ſolch furdtbares und beifpiellofes Ungläd abzuwenden.“ 


3. Oltober. Der engliſche Botihafter in Petersburg an Lord Granpille. 


— „Auf bie Anfrage, ob bie ruſſiſche Regierung eine biplomatifche Vor⸗ 

zur Unterflägung der englifhen Vorſchläge an Preußen gerichtet habe, 

Ihgte Bortfchatoff, daß die Korrespondenz in biefer Beziehung birect 

dem Kaiſer und dem König von Prenfen flattfinben werbe, ba ber 

fer es vorziehe, feine Anfichten darüber in feiner Brivatlorresponbenz mit dem 
aus zuſprechen. 


N. Ottober. Graf Beuſt an Graf Apponyi. 


„Mit aufrichtiger und lebhafter VBefriebigung habe ich den Entſchluß bes 
asfihen Kabinets vernommen. Das allgemeine Gefühl Europa’s fpricht fich 
fen gegen bie Verlängerung eines Kampfes aus, welcher nur bie von beiben 
Theilen erbulvdeten Leiden vermehrt. Indem bie Kabinette fich zum Drgan dieſes 
Gefühle machen, haben £ a zu fürdten, daß man fie anklage, felbftfüchtige 
Uübſichten zu verfolgen. Je mehr fie gemeinichaftlich handeln, deſio weniger wirb 
men biefer Einmiſchung den Sinn einer dem einen ber beiden Gegner feindlichen 
Rınifeftation beilegen innen. Man wirb darin im Gegentheil den einfachen 
Inbrud eines algemeinen Wunſches erbliden, einem Bedürfniß entſprechend, das 
Min faſt ganz Europa tief fühlbar macht und mit Autorität genug hervortritt, 
Ki man es nicht mit dem Entſchluß bloßer Nichtannahme abweifen kann. 


Der gemeinfame Charakter eines ſolchen Handelns ift Kar DaB, — 
jeden in 


R n alle die Sache bes Friedens vertreten, aus gleichem Geſichtspunkt 


tragende Haltung Preußen weber eregen, noch fein Mißtrauen erweden 
ufionen zu machen über bie Hülfe, 


Ich ſehe aus Ihren letzten Mittheilungen, daß Lorb Granville noch immer 

Werth darauf legt, Alles zu vermeiden, was einem auf Preußen 

ten Drud ähnlich ſehen könnte. Ich habe mich von ganzem Herzen ben 

&mühungen Englands angeichloffen und wünſche ihnen ven beften Erfolg. Aber 

iS glaube aufrichtig, daß ibre Ausfihten größer geworben wären, wenn alle neu⸗ 

kalen Mächte zu gleicher Zeit den Kriegflührenden gegenüber biefelbe Sprache 
«fährt hätten. Ä 

Wir wollen jedoch hoffen, daß man zu einem befriebigenden Refultat ge- 
langen werbe, inbem man fi) darauf befchränkt, der Durch bie englische Regierun 
gäldlüicherweife gegebenen Anregung zu folgen. Wir hegen Beiße nice, bab 
% gelingen möge, bem Elend bes Krieges ein Ziel zu ſetzen, und werben bie 
cufrichtigſten Bemühungen in biefer Hinficht befunden. 

Wollen Sie Lord Granville in meinem Namen danken für bie Auf- 
rungen, die er Ihnen gegeben hat, und ihn verfihern, daß wir ben durch 
‚glaub ber Sache bes Friedens bei diefer Gelegenheit geleifteten Dienft fehr 

ſchätzen. Wir wünſchen ihm Glück, diefe Initiative ergriffen zu haben, und 
werben es bafür feguen, wenn es bie Regierungen zu ber Richtſchnut der Hals 
ng hinführt, bie wir oben bezeichnet haben.“ 
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28. Oftober. Journal de St. Petersbourg. 


(Nah einem Rüdblide auf die früheren unfruchtbaren Verhandlungen ber 
Neutralen heißt e8 weiter:) 

„se mehr der Kampf fi in bie Länge 309, je mehr derſelbe einen Cha⸗ 
rafter der Erbitterung annahm, um fo mehr mußten die Gefühle der Humanität 
und das allgemeine Intereſſe Europas davon berührt werben. 

Die Denfihrift des Bundeskanzlers Über die Gefahren einer Hungersnoth 
in Paris mußte einen um fo tieferen Eindrud machen, weil fie zugleich bie Ber⸗ 
antwortlichleit der Neutralen anzurufen ſchien. 

Diefer Eindrud war allgemein und rief ben einen gleichzeitigen Gedanken⸗ 
Austaufh unter den neutralen Mächten hervor. Doc ergab ſich daraus kein bes 
fiimmter Plan. Man fab wohl überall den Wunfch hervortreten, irgenb etwas 
für den Frieden zu thun, indem man fi über den Vorſchlag aunehmbarer 
Friedensbedingungen zu verſtändigen fuchte. 

Das Taiferlihe Kabinet glaubte jedoch nicht, daß biefer Weg zum Ziele 
führen könne: derſelbe zielt auf eine Art Vermittlung oder Schiebsgericht, welches, 
wenn fein materieller Nachdruck hinzukam, wirkungslos bleiben mußte. Den 
Kriegführenden allein fäme es zu, bie Friedensbedingungen unter 
einander feftzuftellen. 

Was die Neutralen nach der Meinung des kaiſerlichen Kabinets thun 
fonnten, beſtand darin, wieder eine Thür zur Verhandlung zu eröffnen. Das 
einzige Mittel, dies zu erreichen, war die Wiederaufnahme des Plans eines 
Waffenſtillſtandes, um eine conflituirende Berfammlung zu be- 
rufen, weldhe allein beredtigt erſchien, fih über die Fortfegung 
bes Krieges oder über a auszufpreden. 

Diefe Erwägungen führten zu dem von allen Neutralen unterftügten Bor 
ſchlage des Londoner Kabinets, welcher hoffentlih zu dem von Europa unb wie 
wir glauben, von den Kriegführenden felbft gewänfchten Ausgang führen wird.” 


28. Dftober. Graf Bismarck an Graf Bernftorff in Kondon. 


„Lord Granville hat die Gefälligkeit gehabt, Em. Ercellenz die 
Depeche mitzutheilen, welche er unter dem 20. d. Mts. an Lord Auguftns 
Loftus gerichtet hat. Em. :c. find daher mit dem Inhalt derfelben bekannt. 

Ich kann fofort zu der Berfiherung übergehen, daß der lebhaftı 
Wunſch nad einer Beendigung des zerftörenden Kampfes zweier gro 
Nationen und nach Vermeidung der äußerften, durch den völlerrechtli 
Kriegsgebraud gebotenen Mittel, welcher fi darin ausſpricht, von Sr. 
Majeftät dem Könige nicht minder lebhaft getbeilt, ja um jo viel tiefer 
empfunden wird, als Deutjchland durch die Opfer, die e8 felbft auch im 
fiegreichen Kriege zu bringen bat, noch ganz anders dabei betheiligt if, 
als ein neutrales Land, welches dem Kampfe mit den theilnehmenden Ge— 
fühlen der Menjchlichkeit, deren reiche und edle Bethätigung wir anerfennem, 
zuſchauen darf. 

In diefem Sinne hat es Se. Majeftät den König beſonders ange: 
nehm berührt, aus der Depefche des Lord Granpille zu erjehen, wie 
au die königlich großbrittanifhe Regierung unfere Ueberzeugung theilt, 
daß, um fruchtbare Friedensverhandlungen zu ermöglichen, es vor allen 
Dingen nöthig fei, dem franzöfifhen Volle die Wahl einer nationalen 
Bertretung zu geftatten. Wir find von diefer Nothwendigkeit ftet3 über: 
zeugt gewefen von dem Augenblide an, mo uns die Parifer Ereignifie dei 
4. September befannt wurden; und wir haben dieſer Weberzeugung bei 
jeder Gelegenheit, welche fi) ung darbot, Ausdrud gegeben. 


. 
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‚Ih darf daran erinnern, dag auf den Borfchlag des englifchen 
Cabinets Se. Majeftät der König mich ſchon vor länger als einem Monate 
m Meam ermädtigte, mit Herrn Jules Favre über die Möglichkeit 
der Zufammenberufung einer conftituirenden Berfammlung in Verband» 
Img zu treten. Der Wunſch nad Herftellung einer legalen Vertretung 
des franzöſiſchen Volkes beftimmte Se. Majeftät den Rönig, bei den 
Verhandlungen in Ferridres fo genftige Bedingungen fir den Waffen- 
ſtilſiand zu flellen, daß deren apigung allgemein anerfannt und durd 

einige Tage darauf erfolgenden Fall von Toul und Straßburg in 
Ihlagender Weiſe bekundet wurde. Daß und wie fie dennoch abgelehnt 
wurde, ift befannt. Ebenfo bekannt ift, daß nichtsdeftomeniger Se. Ma- 
klät der König bereit war, die ſchon von ber Regierung in Paris auf 
den 2. Ditober außgefchriebenen Wahlen im ganzen Bereich der von den 

den Truppen occupirten Landestheile in voller Freiheit zu geftatten 

und ihnen jede erteihterung, zu gewähren, objchon die Ausfchreibung durch 

eine noch nicht anerkannte Regierung erfolgt war. Unfere Verhandlungen 

mt den franzöfifchen Lokal- und Departemental- Behörden, von welden 

die mit dem Maire von Berfailles geführten in öffentliche Blätter über- 

angen find, bemeifen die Bereitwilligkeit der deutjchen Behörden, daß 
uftandelommen unabhängiger Wahlen zu fördern. 

Wie wenig aber das Parifer Gouvernement die Abficht hatte, die 
Ration wirklich zur Wahl kommen zu Iafien, bewies daſſelbe, indem es 
nicht nur die urſprünglich auf den 2. d. Mts. angefegt gemejenen Wahlen 
hinausſchob, fondern auch die von der Regierung in Tourd ausgegangene 
nene fung derfelben auf den 16. ej. ausdrücklich annullirte. Das bes 
treffende Dekret ift durch die Zeitungen bereits veröffentlicht; die Aug« 
fertigung defjelben mit den Originalunterjchriften der Regierungsmitglieder 
ft in unfere Hände gefallen, zugleih mit einem Schreiben von Herren 
Gambetta, von welchem ich mir nicht verfagen kann, Ew. ꝛc. in der Ans 

‚lage Abfchrift mitzutheilen, weil e8 die in der Parifer Regierung berrfchende 
Stimmung Tennzeichnet. 

Diefe Wahrnehmungen verhinderten ung nicht, an neuen Berfuchen 

der Barifer Regierung, wenn fie das franzöfifche Volk zu Wahlen, zu 
 Meinungdäußerungen und zur Betheiligung an der Verantwortlichkeit der 

tgenmädhtig ergriffenen Landesregierung in den Stand jegen wollte, unfere 
Ditnirkum zu diefem Zwed in Ausficht zu ftellen. | 

Die freimdlich dargebotene Bermittelung angejehener, einer neutralen 
Nation angehörender Perfönlichkeiten, welche zum Behufe der Bermittelung 
nad) Paris ſich begaben, gewährte die Gelegenheit, den dortigen Macht« 

bern noch einmal das Mittel darzubieten, durch Bornehmen der Wahlen 

anfrei von der Anarchie zu befreien, welche Verhandlungen über den 
Frieden unmöglich macht. Wir erklärten uns bereit zu einem Waffenftill- 
ftande von der zur Vornahme von Wahlen erforderlichen Dauer, und 
boten zugleich an, entweder alle Deputirte ber Nation nad) Paris hinein, 
oder. bie Parijer Deputirten, fall ein anderer Verfammlungsort beliebt 
werden follte, aus der Stadt ungehindert herauszulaſſen. 

Diefe Vorfchläge, welche noch am 9. d. M. von neutraler Seite mit 
unferer Zuftimmung bei den Mitgliedern der Pariſer Regierung beflir» 
wortet worden find, begegneten bei letzterer einer ſolchen Aufnahme, daß 
bie vermittelnden Perfönlichkeiten felbft erklärten, nunmehr die Hoffnungen 

Für Bismard. II. 11 
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aufgeben zu müſſen, die fie gehegt haben. Unmittelbar nachher verließ 
Herr Gambetta Paris mittelft eines Luftballons, und fein erfter Ruf, 
nachdem er den Erdboden mieder erreicht hatte, ift nach franzöfifchen 
Duellen ein Proteft gegen die Vornahme von Volkswahlen gemeien. 
Die Erfahrung zeigt, daß es ihm gelungen ift, diejelben zu verhindern 
und bie den EBahlen günftigen Beftrebungen von Croͤm ieux wirkungslos 
zu maden. 

Aus diefer Darlegung von Thatſachen geht hervor, daß zu dem 
Mittel, welches die königlich großbrittannifche Regierung mit Necht als 
ben Weg zum Frieden empfiehlt, nämlich der Bornahme freier Wahlen zu 
einer conftituirenden Berfammlung nicht unfere, fondern die Zuſtim— 
mung der PBarifer Machthaber fehlt, und daß wir von Anfang an 
dazu bereit geweſen find und wiederholt die Hand geboten haben, daß 
aber das Gouvernement der nationalen Vertheidigung dieje Hand jederzeit 
zurüdgemwiefen hat. 

ir find daher auch in unferem vollen Hecht gemefen, wenn wir in 
der Mittheilung vom 11. d. Mts., auf welche der englifche Herr Miniſter 
fi bezieht, jede Verantwortlichkeit für die traurigen Yolgen von uns ab» 
lehnen, weiche ein bis aufs Aeußerfte fortgefeßter Wideritand der Feſtung 
Paris für die Bevölkerung dieſer Stadt haben muß. 

Es entſpricht unſerer Erwartung, daß dieſe Mittheilung ihren Ein⸗ 

druck auf das engliſche Cabinet nicht verfehlt hat. Wie ſehr wir es bes 
Hagen würden, wenn die Machthaber von Paris den Widerftand bis zu 
diejer äußerften Kataſtrophe treiben follten, haben wir eben dadurch bes 
wiefen, daß mir die Deffentlichkeit und namentlich die neutralen Mächte 
rechtzeitig darauf aufmerkfam gemacht haben, indem wir hofften, daß ins» 
befondere die Borftellungen der legteren auf die Machthaber, welche das 
Bermögen und da8 Leben der Bevölkerung von Paris ihrem eigenen Ehr⸗ 
geize opfern, nicht ohne Eindrud bleiben würden. Wir hatten dies um 
o mehr gehofft, als die Regierungen von Paris und von Tours die 
eitung der Geſchicke Frankreichs auf eigene Verantwortung und ohne 
andere Legitimation in die Hand genommen haben, als die, welche eigen. 
mächtige und gewaltthätige Befigergreifung bei fortgefegter Weigerung, 
die Stimme der Nation zu hören, zu verleihen im Stande find. 

Wenn die königlich großbrittannifche Negierung den Verſuch macht, 
dieje8 Gouvernement von dem gemaltthätigen und gefährlichen Wege, auf 
dem es fich befindet, abzuwenden und e8 Erwägungen zugänglich zu machen, 
welche Frankreich vor dem weiteren Fortſchritte feiner politifchen und ſo⸗ 
ialen Zerrüttung und feine glänzende Hauptftadt vor den Zerftörungen 
Ber Belagerung bewahren, jo können wir das nur dankbar anerkennen. 

Wir können uns freilich der Pefirhtung nicht verfchließen, daß bei 
der DVerblendung, in welder die Parifer Regierung befangen zu fein 
f&eint, die wohlmollende Intention des engliichen Cabinets von derfelben 
nur mißverftanden, und in der humanen XTheilnahme, welche diefe Ein- 
wirfung veranlaßt bat, die Illuſion einer ner ütung durch die neutralen 
Mächte und dadurd eine Ermuthigung zu weiterem Widerftande gefunden 
werde, welche gerade das Gegentheil von den Abfichten Lord Granville's 
bewirken könnte. , | 

Doß von unferer Seite nach den Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, keine Initiative zu neuen Verhandlungen ergriffen werben kann, 
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davon ſcheint auch Lord Granpille nach dem Inhalte feiner Depefche 

zu fein. Ich bitte Em. zc. aber, indem Sie ihm von dem ganzen 

Inhalt diefes Erlafies Kenntniß geben, ihm zugleich zu verfichern, daß 

wir jeden von franzöflicher Seite uns zugehenden, auf Anbahnung von 

Griedensverhandlungen gerichteten Borfelag, bereitwillig entgegennehmen 

a mit aufrichtigem Wunſche nach) Wiederherftellung des Friedens prüfen 
n.“ 


Zur Stellung Rußlands. 


8. November. Lord Granville an den Botichafter in Petersburg. 


„Herr Ziffot theilte mir ein Telegramm des Herrn v. Ehauborby mit, 
wonach ihm ber franzöfiiche Gefchäftsträger in Petersburg Kenntniß davon ge- 
ya, ß der Kaifer von Rußland an ben König von Preußen und an bie 

aigin von Württemberg geichrieben, um zu empfeblen, daß man auf den Ge- 
denben von Zerritorialabtretungen, welche geeignet wären, ben Friedensabſchluß 
namögfih zu machen, verzichte. Herr Tij * ſagte mir nicht, ob das Reſultat 
dieſer Mittbeilung an ben König von Preußen und ber daraus für den Fürften 
Gortihakoff fich ergebende Einprud, daß es für die neutralen Mädte 
bergeblich fein würbe, eine Anficht über bie Friedensbebingungen 
aufzufpreden, ber franzöfiihen Regierung gleichfalls mitgetheilt worden ift. 
Es iſt zu beforgen, daß, Falls dies nicht geſchehen ift, eine unvoll» 
Köndige Mittheilung die proviforifce Kegierung leicht in Bezug 
uf bie Hülfe, welche fie von Rußland zuerwarten hätte, irreleiten 

ante.” 


Waffenſtillſtandsverhandlungen zwifchen Graf Bismard 
und Thiers. 
Vorverhandlungen. 


23. Ditober. Lord Granville an Graf Bernſtorff. 
„Mittheilung des Wunſches des Herrn Thiers, mit Zuflimmung der Re- 
Berung in Tonrs perfönlid mit der Regierung in Paris und dann mit Graf 
ismard zu fonferiren, um über einen Waflenftilftand mit Ausficht auf Be⸗ 
rufung einer NRationalverfammlung und eventuellen Friedensſchluß zu verhandelt.” 


24. Ditober. Lord Granville an Lord Lyons. 

„Mittheilung eines Telegramms des Grafen Bismard, wonach Herr 
Thiers ſich wegen eines Geleiticheins an ben General v. d. Tann in Soiſſons 
ewanbt habe; es fei ihm ein folher von Verfailles überſandt worden, und bei 
Kiner Ankunft würden Verhandlungen zwiſchen ihm und Graf Bismard ftatt- 


finden.“ 
8. November. Rundſchreiben ded Grafen von Bidmard. 


„Ew.... ift e8 befannt, daß Herr Thiers den Wunſch ausgedrüdt 
hatte, fih au Verhandlungen ins Hauptquartier begeben zu dürfen, nad)» 

er fi mit den perihiedenen Mitgliedern des Gouvernement3 der 
nationalen Bertheidigung in Tours und in ‘Paris in Verbindung gejeßt 
baben würde. Auf Befehl Sr. Majeftät des Königs habe ich mich zu 
einer folchen Beſprechung bereit erklärt und ift Herrn Thiers geftattet 
worden, fih zuvor am 30. v. M. nad) Paris hineinzubegeben, von mo er 
am 31. ej. ind Hauptquartier zurückgekehrt ift. 
11* 
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Die Thatfache, daß ein Staatsmann von der Bedeutung und ber 
Geihäftserfahrung des Herrn Thiers die Vollmachten der Parifer Res 
gierung angenommen hatte, ließ mich hoffen, daß und Borjchläge gemacht 
werden würden, deren Annahme möglich und der Derftellung des Friedens 
förderlich fein würde. Ich empfing Herrn Thierd mit dem — 
vollen Entgegenkommen, auf welches feine ausgezeichnete Perſönlichkei 
auch abgeſehen von unſeren früheren Beziehungen, ihm den vollſten 
Anſpruch gab. Herr Thiers erklärte, daß Frankreich auf Wunſch der 
neutralen Mächte bereit ſein werde, ſich auf einen Waffenſtillſtand ein⸗ 
ulaſſen. 
N. Majeſtät der König hatte gegenüber diefer Erklärung zu er- 
wägen, daß jeder Waffenftillftand an und für ji für Deutfch- 
land alle die Nachtheile bedingt, mit denen für eine Armee, 
deren Berpflegung auf weit zurüdgelegenen Hülfsgquellen bes 
rubt, jede Berlängerung des Feldzuges verbunden ift. Außer 
dem übernahmen wir mit dem Waffenftillitande die Verpflichtung, der 
deutfchen Truppenmaffe, welche durch die Kapitulation von Metz verwendbar 
emorden war, in den Stellungen, welche fie am Tage der Unterzeichnung 
inne gehabt haben würde, Halt zu gebieten, und damit auf die Defeßung 
weiter feindlicher NTänderftreden zu verzichten, welche gegenmärtig ohne 
Schwertftreih oder mit Weberwindung unbedeutenden Widerftandes von 
uns eingenommen werden fünnen. Die deutſchen Heere haben einen mes 
fentlihen Zuwachs in den nächſten Wochen nicht zu erwarten. Dagegen 
würde der Waffenftillftand Frankreich die Möglichkeit gemährt 
gaben, die eigenen Hülfsquellen zu entwideln, die in der 

ildung begriffenen Bormationen zu vollenden, und, wenn 
die Yeindfeligleiten nah dem Ablauf des Waffenftillftandes wieder bes 
ginnen follten, ung widerſtandsfähige Truppenkörper entgegenzuftellen, 
welche jet noch nicht vorhanden find. 

Ungeadtet diefer Erwägungen ließ Se. Majeſtät der König den 
Wunſch, einen erften entgegenfommenden Schritt zum Frieden zu thum, 
porwiegen; und ich wurde ermächtigt, Herrn Thiers fofort mit der Ges 
währung eines Waffenftiliftandes auf 25 oder auch, wie er fpäter ges 
wünſcht, 28 Tage auf dem Grund des einfachen militairifhen status quo 
am age der Unterzeichnung entgegenzufommen. Ih fchlug ihm vor, 
durch eine zu beftimmende Demarkationslinie die Stellung der beiders 
feitigen Truppen, fo wie fie am Tage der Unterzeichnung fein würde, 
abzugrenzen, die Zeindfeligfeiten auf 4 Wochen zu fiftiren, und in dieſer 
Zeit die Wahlen und die Sonftituirung der nationalen Bertretung vor« 
zunehmen. Auf franzöfifcher Seite würde diefe Waffenrube nur den Ber 
ht auf Meine und jederzeit unglüdlihe Ausfälle und auf eine nutlofe 
und unbegreifliche Teriümenbung ertieciftilcer Munition aus den Feſtungs⸗ 
HR ir die Dauer des Waffenftillftandes zur militairifchen Folge 
gehabt haben. 

In Bezug auf die Wahlen im Elſaß konnte ich erflären, dag mir 
auf Feiner Stipulation beftehen würden, welche die Zugehörigkeit der deut 
hen Departements zu Frankreich vor dem Friedensfchluffe in Frage ftellen 
tönnte, und daß wir keinen Bewohner der legteren dafür zur Rede ftellen 
würden, daß er al8 Abgeordneter feiner Landsleute in einer franzöfifchen 
Nationalvderfammlung erichienen fei. 
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IH war, erflaunt, als der franzbſiſche Unterhänbler dieſe 

Berfäläge, bei welden alle un auf franzbſiſcher Seite waren, al 
late und exflärte, einen Waffenftillftand nur dann annehmen 
gHanen, wenn berfelbe die Zulajjung einer umfaffenden 
erproviantirung von Paris einjchlöjfe. Ich ermiderte, daß dieſe 
Aııhıng eine fo weit über den status quo und über jede billige Erwar⸗ 
tmg hinausgehende militairiſche Conzeffion enthalten würde, daß ich ihn 
fax, ob er ein Aequivalent dafür Ri ieten im Stande fein 
nerde und welches? Herr Thierd erflärte, zu feinem militairiſchen 
Öesenanerbieten ermächtigt zu fein, und die Forderung der Verprovian⸗ 
rung von Paris ftellen zu müflen, ohne uns dafür etwas Anderes 
bieten zu fönnen, als die Vereitwilligfeit der Barifer Regierung, der 
Kai m Nation die Wahl einer Vertretung zu geftatten, aus 
wahrjcheinlich eine Behörde hervorgehen würde, mit welcher uns 

Aber den Frieden zu unterhandeln möglid fein werde. 

In diefer Lage hatte ich das Ergebniß unferer Verhandlungen dem 

ige und Seinen militairiichen Rathgebern vorzulegen. 

Meojeftät war mit Recht befrembet über jo ausfhmeifende 
wilitairiihe Zumuthungen, und enttäufht in den Erwartungen, 
tweldhe Allerhöchftdiefelben an die Unterhandlungen mit Herrn Thiers 
genüpft hatte. Die unglaubliche Forderung, daß wir die Frucht 
aller feit zwei Monaten gemadten Suflrengun en und er= 
zungenen Bortheile aufgeben, und die Berhältniffe auf den 
gantt aurndgefübrt werden follten, auf weldem fie beim 

eginn ber Einfhließung von Paris geweſen waren, fonnte 
nur von neuem den Beweis liefern, daß man in Paris nad 
Borwänden, der Nation die Wahlen zu verfagen, ſuchte, aber 
‚riät on einer Gelegenheit, diefelben ohne Störung zu 
vollziehen. 5 

ıf meinen Wunſch, vor Fortſetzung der Feindſeligkeiten noch einen 
Berſuch der Berfländigung auf anderen Orundtagen zu en hat Herr 
Thierd am 5. d. M. in der Borpoftenlinie noch eine Beſprechung mit 
den Mitgliedern der Pariſer Negierung gehabt, um denfelben entweder 
einen türzeren Waffenſtillſtand auf Bafis des status quo, oder die ein⸗ 
face Auslhreibung der Wahlen vorzuſchlagen, ohne conventionsmäßigen 
Waffenſtiliſiand, in welchem Falle 3 die freie Zulaſſung und die Ges 

rung aller mit der militairiſchen Sicherheit irgendwie vereinbaren Er» 

ihterungen zufagen konnte. 

Ueber den Inhalt diefer feiner Befprehung mit Herrn Favre und 
Trochu hat Herr Thiers ſich nicht näher gegen mid ausgeſprochen; 
er fonnte mir als Ergebniß derſelben nur die erhaltene Weiſung mit» 
theilen, die Verhandlungen abzubrechen und Verſailles zu verlaffen, 
da ein Waffenftilftend mit Verproviantirung von Paris nicht zu ere 


i fe. 
Seine Abreife nad Tours hat am 7. Morgens ftattgefunden. 
Der Berlauf der Verhandlungen hat mir nur die Ueberzeugung 
Kinteraften, daß e8 den jegigen Machthabern in Frankreich von 
nfang am nicht Ernft damit gemejen ift, die Stimme der 
franzöfifhen Nation durd freie Wahl einer biefelbe vertre= 
tenden Verſammlung zum Ausdrud gelangen zu laffen; und 
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daß es eben jo wenig in ihrer Abficht gelegen, einen Waffenftilftand zu 
Stande zu bringen, fondern daß fie eine Bedingung, von deren 
Unannehmbarfeit fie überzeugt fein mußten, nur darum ges 
ftelt haben, um den neutralen Mächten auf deren Unter» 
ftügung fie hoffen, nicht eine abmweifende Antwort zu geben.“ 


8. November. Bericht von Thiers an bie Vertreter ber neutralen Mächte. 


„Bert Botſchafter! 

Ich glaube den vier Großmächten (an die Türkei und Spanien wurbe ber 
Bericht erfl fpäter gefandt), welche die Propofition Betreffs eines Waffenftillftandes 
zwiſchen Frankreich und Preußen unterftügt haben, einen gebrängten, aber ge- 
treuen Bericht über die ernfte und zarte Miſſion zu fhulden, zu deren Uebernahme 
ih meine Bereitwilligfeit erklärt. — — 

Der Gegenftand meiner Miſſion war dem Grafen v. Bismard vollſtändig 
befannt, ba er, wie Frankreich, die Propofition der neutralen Mächte erhalten 
batte. Nach einigen Referven über bie Einmifchung der Neutralen in biefe Nego⸗ 
etation, welche Reſerven ich anhören mußte, ohne fie zuzugeben, wurbe ber Gegen- 
fand meiner Milfion zwifhen Herrn v. Bismard und mir vollftändig genau 
angegeben und feitgeftellt. Es handelte fih um den Abſchluß eines Waffenftill- 
ftandes, weldyer dem Blutvergießen zwifchen zwei der civilifirteften Nationen ber 
Erde Einhalt thun und Frankreich geftatten follte, durch freie Wahlen eine regel- 
mäßige Regierung zu conftituiten, mit welder man auf gültige Weife unterhandeln 
fönne. Dieſer enftand war um fo mehr angebeutet, als bie preußifhe Di⸗ 
plomatie mehrere Dale behauptet hatte, daß bei der gegenwärtigen Lage der Dinge 
in Frankreich fie nicht wiffe, an wen fie fih wenden folle, um Unterbanblungen 
anzufnüpfen. Bet diefer Gelegenheit machte mir Herr v. Bismard, ohne jedoch 
baranf weiter einzugehen, bemerklich, daß fih in dieſem Augenblide zu Caffel bie 
Ueberbfleibjel einer Regierung befänden, die fich neu zu geftalten fuche, und welche 
bis jetzt die einzige von Europa anerkannte fei; daß er biefe Bemerkung nur 
made, um die Diplomatifche Yage genau feftzuftellen und keineswegs, um fich im 
irgend einer Weile in bie innere Regierung Frankreichs einzumiichen. Ich ant» 
wortete auf der Stelle dem Herrn Grafen v. Bismard, baß wir e8 eben fo 
verfländen; daß übrigens die Regierung, welche Frankreich in den Abgrund eines 
thöricht beichloffenen und unfähig geführten Krieges geftürzt babe, für immer im 
Sedan ihre unbeilvolle Eriftenz beichloffen habe und für bie franzöſiſche Nation 
nur eine Erinnerung der Schande und bes Schmerzes fein werde. 

Ohne das, wa® ich fagte, zu beftreiten, proteftitte Herr Graf v. Bismard 
nochmals gegen jede Idee Betreffs einer Einmifchung in unfere inneren Angelegen- 
heiten und fügte hinzu, daß meine Anwejenheit im Hauptquartier und ber Em⸗ 
pfang, ber mir bort zu Theil werbe, der Beweis ber Aufrichtigleit dieſer Erklärung 
fei, weil der Kanzler des Nordbundes, ohne dem Rechnung zu tragen, was in 
Saffel vorgehe, fich beeile, mit dem Abgeſandten ber franzöfiihen Republik zu 
unterbandeln. 

Nachdem diefe Präfiminar-Bemerfungen erledigt, unterwarfen wir bie ragen, 
welche die Propofition der neutralen Mächte bervorriefen, einer erften ſummariſchen 

rüfung: 
* Waffenſtillſtandsprinzip, welches zum weſentlichen Zweck hat, dem Blut⸗ 
vergießen Einhalt zu thun und Frankreich die Mittel zu gewähren, eine Regierung 
zu conſtituiren, welche auf dem von der Nation ausgedrückten Wunſche beruht. 

2) Dauer dieſes Waffenſtillſtandes, motivirt durch die Zeit, welche die 
Bildung einer ſouverainen Verſammlung erheiſcht. 

3) Vollſtändig geſicherte Freiheit der Wahlen in den von den preußiſchen 
Truppen gegenwärtig beſetzten Provinzen. 

4) Verhalten der kriegführenden Armeen während der Unterbrechung der 
Feindſeligleiten. 
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5) Endlich Berproviantirung ber belagerten Plätze, namentlih von Paris, 
währen ber Dauer des Waffenftillftanbes. 

Vetreffs dieſer fünf Punkte und befonbers betreffs des Waffenſtillſtands⸗ 
Frinzips ſelbſt fchien mir Herr v. Bismard keine unüberwindbaren Einwürfe 
su baden, und ich konnte glauben, daß in Folge biefer erften Conferenz, welche 
niht weniger als vier Stunden gevauert hatte, wir uns über alle Punkte ver- 
Rindigen und eine Konvention abichließen würden, welche der erfte Alt ber von 
ben beiden Welttheilen fo heiß gewünichten Bacifilation fein werde. 

Die Eonferenzen folgten fih auf einander, gewöhnlich zwei an jebem Tage, 
denn ih war ungebuldig, ein Rejultat zu erlangen, welches dem Donner ber 
Lanonen ein Biel fee, die wir ohne Unterbrehung hörten, und von melden ein 
Kir Schuß mich nene Verwüſtungen, neue menſchliche Opfer befürchten lieh. 

Hier die Einwürfe und Löfungen über die verfchiedenen oben aufgezählten 
Punkte während biefer Conferenzen. 

Was das Prinzip und den Zmed des Waffenſtillſtandes anbelangt, fo be- 

igte mir Herr 0. Bismard, daß er eben fo fehr wie bie neutralen Mächte 
des Ende der Feindſeligleiten oder Doch zum mwenigften ihre Suspenfion wünſche, 
und daß er fiir Frankreich die Errichtung einer Regierung wolle, mit welcher er 

i en eingehen könne, die zugleich gültig und von Dauer ſein würden. 
Cs beſtand Faber ein vollfländiges Einvernehmen in dieſem wejentlihen Puntte 
und jebe weitere Diskuffion war unnöthig. 

Die Dauer des Waffenftillftandes betreffend, verlangte ich von dem Herrn 

Ronzier des Norbbundes 25 bis 80 Tage, 25 Tage zum menigften. Zwölf Tage 
S fo fagte ih ihm — find nothwendig, damit die Wähler ſich verfländigen und 
re Candidaten anfftellen können, ein Tag für die Abflimmung, 4 bis 5 Tage, 
damit bie gewählten Candidaten bei bem A uftanbe ber Wege Zeit haben, fich in 
zu bezeichnenben Orte zu verfammeln, und 8 bis 10 Tage für eine fumma- 
diſche Berifilation der Gewalten und ber Conftituirung ber zuliluftigen National- 
Verlammiung. Der Herr Graf v. Bismard beftritt diefe Berechnungen nicht 
und beſchränkte fich barauf, zu bemerken, daß, je weniger lang die Dauer, deſto 
Weniger groß bie Schwierigleiten fein würden, auf welde das Waffenftillftande- 
Projekt ſtoßen könnte. Er ſchien jedoch, wie ich, der Anſicht zu fein, baf eine 
Dauer von 25 Tagen feftgejetst werden müffe. Hierauf fam die erufte Frage ber 
Wahlen an die Reihe. Herr v. Bismard verfiderte mir, daß fie in ben von 
der preußiichen Armee beſetzten Landestheilen fo frei fein würden, wie fie es nur 
in Frankreich hätten fein können. Ich dankte ihm für dieſe Zuficherung, mit ber 
ih mich begnügt hätte, wenn der Herr Graf v. Bismard, der zuerft feine Aus- 
nahme für biefe Freiheit ber Wahlen verlangt hatte, nicht einige Rejerwen gemacht 
hätte betreffs gewifler Theile des franzöfiihen Territoriums, an unferer Grenze 
gelegen, und wie er fagte, ihrem Urfprung und ihrer Sprache nad) deutſch. Ich 
antwortete fofort, daß der Waffenftillftand, wenn man ihn, wie es ber allgemeine 
Waunſch ſei, ſchnell abſchließen wolle, feiner der ragen vorgreifen bürfe, welche 
erft bei Gelegenbeit eines befinitiven Friedensvertrages in Anregung gebradt 
werden dürften; daß ich mich für meinen Theil mweigere, auf irgend eine der⸗ 
felben einzugeben, und daß ich, indem ich fo handle, meinen Inftructionen und . 
meinem perjönlihen Gefühle gehorche. Der Herr Graf Bismard antwortete 
mir, daß er auch ber Anficht fei, an feine diefer Fragen zu rühren, und er ver- 
ſprach mir, in das Projelt des Waffenftillftandes nichts über dieſen Gegenſtand 
änzuräden, fo daß über nichts in dieſer Hinficht im Voraus abgeurtheilt werde; 
daß, wenn er die Wahlagitation in ben Provinzen, von welden die Rebe jei, 
nicht zulafle, er nicht vermweigere, baß fie in ber zulünftigen National-Berfamm- 
lung von Rotabeln repräfentirt würben, bie wir bezeichnen follten, ohne daß er 
fi Bineinmifche unb welche, wie alle Repräfentauten Frankreichs, vollftändige 
Meinungsfreiheit haben würden. Da bieje Frage, die ernftefte von allen, fich 
auf dem Wege ber Löſung befand, jo beichäftigten wir uns mit dem Verhalten 
ber Armeen während der Einſtellung ber Feindſeligkeiten. Herr v. Bismard 
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batte vorher an Die von Er. Majeftät dem Könige verſammelten und präfibirten 
preußtichen Generale reteriren müfjen, und nachdem wir Alles geprüft, war Das, 
was uns beiderfeit& gerecht und den in allen ähnlichen Fallen angenommenen 
Gebräuchen am meiften entſprechend erſchien, Folgendes: Die Eriegiührenten 
Armeen werden gehalten fein, am Tage, wo ber Waffenſtillſtand unterzeichnet 
wird, da Halt zu maden, wo fie fich befinden; eine Linie, alle Punkte, wo fie 
Halt gemacht, verbinbdend, wird bie Grenzlinie bilden, welche fie nicht Üüberfchreiten 
dürfen, innerhalb welcher fie fich aber bewegen können, ohne jeboch irgend einen 
Alt der Feindfeligleiten zu begeben. Wir waren, fo zu fagen, betreff6 ber ver» 
ſchiedenen Punkte dieſer fchwierigen Unterhandlung einig geworben, als bie letzte 

tage, die der Verproviantirung der feften Plätze und bejonbers von Parts, zur 

prache kam. Der Herr Graf v. Bismard hatte betrefis dieſes Punktes keinen 
Saupteinwurf erhoben, und es ſchien mir, daß er uur wegen ber Höhe ber ver. 
langten Quantitäten, fowie wegen ber Schwierigkeiten, fie zufammenzubrin 
und in Paris einzuführen, Bedenken hatte (was lettteres Übrigens uns nur allein 
anging); was die Duantitäten felbft aubelangt, fo hatte ich ihm förmlich erklärt, 
bat fie der Gegenftand einer freundſchaftlichen Diskuſſion uud felbft wichtiger 
Conzeifionen unjererfeits fein würben. Diejes Mal wollte der Kanzler bes Nord⸗ 
bundes nochmals au die militairifchen Behörden referiren, welchen er ſchon vorher 
mehrere Fragen unterbreitet hatte, und wir famen überein, die definitive Löſung 
dieſer Srage auf ben nächſten Tag, Donnerflag 3. November, zu vertagen. 

onnerftag, den 3. fragte mich Herr v. Bismard, welcher, wie ich fand, 

beforgt ausſah, ob ih Nachrichten aus Paris habe, worauf ich erwiberte, daß ich 
feit Montag Abend, dem Tag meiner Abreife, keine erhalten habe. Herr v. Bis⸗ 
mard war in der nämlidhen Lage. Er ließ mich hierauf die Berichte ber Vor⸗ 
poften lefen, welche von einer Revolution in Paris und der Proklamation einer 
neuen Regierung ſprachen. Dieſes Paris, von welchem fonft die geringften Nach⸗ 
richten mit dev Schnelle der Electricität abgingen, um fi in wenigen Minuten 
über bie ganze Welt zu verbreiten, hätte in dieſem Augenblide der Schauplag 
einer Revolution fein Können, ohne daß man es brei Tage jpäter an feinen 
Thoren wußte. Tief betrübt Über diefes hiftoriiche Phänomen, verficherte ich dem 
Herru Grafen v. Bismard, daß, wenn die Unordnung einen Augenblid lang 
in Paris babe triumphiren können, bie energiſche Liebe der Parifer Bevölkerung 
für Die Ordnung, bie ihrer Vaterlandsliche gleihlomme, bie geſtörte Orbnung 
bald heiftellen werbe. (Thiers mußte befanntlich, baß bei feiner Abreife von Paris 
ein Aufftand ausgebrochen war, er glaubte jedoch, daß Alles wieder beigelegt fei, 
ba Herr de Choiſeuil, Nationalgarbift zu Pferde, ihm nadiprengte, um ihm, je- 
bo fälichlicher Weiſe, mitzutbeilen, daß die Ruhe wieber hergeftellt worten fei.) 
Indeß hatte ich feine Vollmachten mehr, wenn die verbreiteten Nachrichten bes 
gründet waren. Ich mußte daber die Unterhandlung bis zu weiteren Informa 
tionen juspendiren. Da ich von Herrn v. Bismard bie Mittel erlangt hatte, 
mid mit Paris in Verbindung zu fegen, fo konnte ih am nämlichen Tage 
(Donnerftag) erfahren, was fih am Montage zugetragen, unb mich vergewiffern, 
daß ich mich nicht geirrt hatte, als ich verfidherte, Daß ber Triumph ber Unordnung 
nur einige Stunden hatte dauern können. 

Ih begab mid am nämlichen Abend zu Herrn v. Bismard, und wir 
fetten die am Morgen unterbrodhene Unterhaltung während eines Theile der 
Naht fort. Die Frage betreffs der Verproviantirung ber Hauptftabt wurde 
zwiſchen uns aufs Tebbaftefte beiprechen, indem ich immer behauptete, daß meine 
Forderungen, infofern e8 Die Quantitäten beträfe, nad) einer betaillirten Diskuiften 
modifizirt werben unten. Bald konnte ich aber fehen, daß es feine Detailfrage, 
fondern eine Prinzipienfrage war, welche aufgeworfen wurde. Ich machte ber 
Heren v. Bismard das große Waffenſtillſtaudsprinzip geltend, welches erheifcht, 
daß fi) jeder Kriegführende am Ende einer Suspenfion ber Feindſeligkeiten in 
der nämlichen Lage befindet, in ber er fich beim Beginn derſeiben befand; daß 
dieſes auf ber Gerechtigkeit und ber Vernunft bafirte Prinzip ben Gebrauch zur 
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Sole gehabt, Die belagerten Pläte zu verproniantiren umb jeben Tag die Lebens⸗ 
mittel zu erfegen, welche aufgezehrt worben jeien; benn ohne dieſe Vorficht, fagte 
ih zu Herrn v. Bismard, würde ein Waffenſtillſtand hinreichen, um bie ſtärkſten 
Hin der Welt zu nehmen. 

Er konnte, ich glaube e8 zum wenigften, auf diefe Auseinanberjetsung ber 
unsefrittenen und unbeftreitbaren Prinzipien und Gebräuche nichts erwiebern. 
Der Kanzler des Norbbundes, alebann nicht in feinem Namen, fondern im Namen 
der Riitairbebörben ſprechend, erklärte mir, daß ber Waffenftillftanb ganz gegen 
Ne preußiſchen Intereſſen ſei; daß bie Gewährung eines Waffenftillftandes von 
einem Monat unferen Armeen die Zeit verichaffen würde, fi zu organifiren; 
daß die Einführung einer Quantität von Lebensmitteln in Paris, die ſchwer feft- 
mieken, biefem das Mittel geben würde, auf unbeſtimmte Zeit feinen Widerſtand 
m verlängern, unb baß man beshalb ſolche Vortheile ohne „militairifche Aequi⸗ 
valente“ (fo iſt der Ausdruck bes Herrn v. Bismard) nicht bewilligen könne. 
Jh beeilte mich, zu erwibern, daß ber Waffenftillftand ohne Zweifel für uns ge 
wife materielle Vortheile haben fünne, daB jedoch das preußiihe Cabinet dieſes 
bei —* des Waffenſtillſtandsprinzips hätte vorausſehen müſſen; daß Übrigens 
de daciſikation Der nationalen Leidenfchaften, die Vorbereitung des Friedens und 
kionders bie Erfüllung bes förmlihen Wunſches von Europa für Preußen poli» 
She Bortheile wären, welche bie materiellen Vortheile, bie e8 uns bewilligen 
Gone, aufwiegen würden. Ich fragte alsdann, welches bie „militairifhen Aequi⸗ 
valente” wären, welche man von uns verlange, denn Herr dv. Bismard gab 
are große Sorgfalt fund, fie nicht zu bezeichnen. 

Er tbeilte fie mir enbfih immer mit ber nämlihen Zurüdhaltung mit. 
86 wäre — meinte er — eine militairifche Stellung um Paris.” Und ale id 
auf beftand, mehr zu willen: „Ein Sort — fügte er hinzu, — vielleicht 

ma” Ich fiel dem Kanzler des Norbdeutichen Bundes fofort ins Wort: „Es 
Paris — fagte ich ihm — weldes Sie von uns verlangen; denn uns bie 
iantirung verweigern, beißt, uns einen Monat unjerer Vertheidigung 
wegnehmen; von uns ein ober mehrere Forts fordern, beißt unfere Wälle ver- 
hingen. Es heißt mit einem Worte, uns Paris abverlangen, indem wir Ihnen 
bie Mittel an bie Hand geben jollen, es auszuhungern oder zu bombarbiren. Als 
Dir darauf eingingen, mit Ihnen wegen eines Waffenftillftandes zu unterhandeln, 
haben Sie niemals vorausfegen können, daß die Bedingung beffelben fein werde, 
Ihnen Paris ſelbſt zu Überliefern; Paris, unfere Hauptkraft, unfere große Hoff- 
kung und für Sie bie größte Schwierigleit, welde Sie nad einer Belagerung 
don funfzig Tagen noch nicht überwinden konnten.“ Bei biefem Punkte angelangt, 
bnnten wir feinen Schritt weiter thun. Ich bemerkte dies Herrn v. Bismard, 
and es war für mich leicht zu erkennen, daß ber militairifche Geift in dein Be⸗ 
ſhlüſſen Preußens über den politiſchen Geift, welcher den Frieden und alles, 
was zu bemfelben führen konnte, anrieth, den Sieg Davon getragen habe. Ich 
verlangte hierauf von Herrn v. Bismarck die Möglichkeit, mich nohmals zu den 
Borpoften zu begeben, um mit Herrn Jules Favre Über dieſe neue Tage zu bee 
rathen, was er mit einer Höflichleit bewilligte, die ich immer in Allem, was die 
perjönliden Beziehungen betraf, gefunden habe. Als ich Herrn v. Bismard 
verließ, beauftragte er mich, ber franzöfiichen Negierung zu erklären, daß, wenn 
man bie Wahlen ohne Waffenftilltand vornehmen wolle, er ihnen in allen von 
ben preußifchen Armeen bejetten Landestheilen volle Freiheit laſſen und er alle 
Leichtigkeit gewähren würde, damit Baris und Tours Über alles, was bie Wahlen 
anbelange, mit einander verkehren könnten. 
Ih nahm biefe Erklärung entgegen und begab mid) am nächſten Tage, 
5. Rovember, zu ben franzöfiichen Vorpoften. Ich ging burch dieſelben hindurch, 
uam mich mit Deren Iules Favre in einem verlaffenen Haufe zu beiprechen. Ich 
machte ihm ein vollfländiges Erpoj6 der ganzen Lage vom militatrifchen unb po» 
fitifgen Stanbpuntte.aus, indem ich ihm bis zum nächften Tage Zeit ließ, um 
mir bie offiz Antwort der Regierung zulommen zu laffen, und ihm zugleich 





170 


1870. 


bie Mittel angab, um fie mir nach Berfailles zu ſenden. Im der That erhi 
ich diefelbe am folgenden Tage, Sonntag, den 6. November. Sie forberte mi 
auf, die Unterbanblung wegen bes Zurückweiſens der Forderung betreffs der Be 
proviantirung abzubredhen, fofort das preußiſche Hauptquartier zu verlaffen, u 
mich nach Tours zu begeben und bort zu verweilen, wenn ich zuftimme, zur We 
fügung der Regierung für den Fall zu bleiben, daß meine Intervention 1 
fpüteren Verhandlungen noch nützlich fein könne. Ich theilte biefen Beſchl 
Herrn v. Bismard mit, ihm wieberbolend, baß wir ihm weder ben Unterha 
noch die Vertheibigung von Paris überliefern fönnten, und daß ich bitter E 
baure, baf ih nicht einen Alt babe abjchließen fännen, ber eine Anbahnung zu 
Frieden geweſen wäre. 

Das iſt das getreue Erpof6 dieſer Verhandlung. Es iſt jetzt an ben me 
tralen Mächten, zn beurtheilen, ob ihren Rathſchlägen genng Rechnung getrag 
worden iſt, und wir ſind es nicht, ich hoffe es, denen fie vorwerfen fünnen, ihr 
Rathſchlägen nicht die Beachtung gezollt zu haben, bie fie verdienten. Wir ſetz 
fie Übrigens zu Richtern über das Auftreten ber beiden friegführenden Mäd 
ein, und ich danke ihnen meinerfeits ebenfo ſehr ale Menſch wie als 2 
für die Unterflügung, welche fie mir bei den Anftrengungen gewährt baben, I 
ich verfucht, um meinem Baterlande bie Wohlthaten des Friedens zurückzugebe 
dieſes Friedens, welchen es verloren hat nicht durch feinen Fehler, ſondern dm 
ben einer Regierung, beren Eriftenz ber einzige Fehler Frankreichs if; es 
freilich ein fehr großer, nicht wieder gut zu machender Fehler, fich eine fok 
eng gegeben und ihr ohne Controle alle feine Geſchicke überlaflen | 

n.“ 


Thiers. 








15. Der Fall von Aetz. 


1970. Die Sapitulationdverhbandlungen und die Ueber— 
gabe. 
Aus dem „Staats - Anzeiger.” 

Nachdem am 7. Oktober der Marſchall Bazaine in dem neunftünbigen 
Sampfe bei Woippy abermals die Erfahrung gemacht hatte, daß ein Durchbrechen 
der Gernirungslinie weder auf bem rechten noch auf bem linken Mofelufer möglich, 
weder nah Süden noch nad Norden ausführkar, daß auf ein Entlommen auf 
nentrales Gebiet aber noch weniger zu hoffen fei, konnte es für denſelben im 
Finblick auf eine durch die Verhältniffe nunmehr ihm mit Sicherheit auferlegte 
Sritulation nur noch baranf anlommen, für eine folde die möglichſt günftigen 
Setingungen zu erhalten: als ſolche galten ihm mit Recht diejenigen, in welchen 
4 Schikſal der Feſtung unabhängig von dem der Armee feitgeftellt werben 
Birke. Für folgen Fall mit Vollmachten verfehen, traf ber erfte Adjutant des 
Kerſchalls, General Boyer, mit der Erlaubniß des Ober-Vefehlshabers ber 
Cernirungsarınee im fönigliden Hauptquartier zu Berfailles in Begleitung bes 
Kittmeiftere Milſon vom oldenburgiſchen Dragoner-Regiment Nr. 19 ein; in ben 
Logen des 13.—15. Oktober fanden daſelbſt die bezüglichen Verhandlungen ftatt, 
welhe jeboch zu feinem Refultate führen Eonnten, da man beutfcherjeitS die Armee 
und die Feftung als ein nachgerade untrennbares Ganzes anſah, andererfeits aber 
General Boyers Inftrultionen auf diefen Fall nicht ausgedehnt worben waren. 

Benn die Anwejenheit bes Generals in Berfailles auch nicht fogleih zum 
Abſchluß der Kapitulation geführt hatte, jo war doch während der Berhanblungen 

felben die volle Ueberzeugung geworben, daß auf andere und noch gemäßigtere 
dingungen einzugehen man im königlichen Hauptquartier keineswegs gejonnen 
wire. Mit diefen Anfchauungen kehrte General Boyer nah Met zurüd, wo bie 
Erjolglofigkeit der in Verſailles geführten Verhandlungen ſehr bald auf die leitenden 
Militäriihen wie die Eivil-Berwaltungs-Behörben ihren Rückſchlag zu ilben begann. 

Schon einige Tage vor ber Kapitulation war ber Feftungs-Kommandant, 
Deneral Eoffinidres, mit einigen Offizieren in der äffentlihen Sigung des Ger 
Meinderathes erichienen und hatte dort, wenn auch noch nicht direkt, jo doch durch 
Auordnung beſonderer Maßregeln, und durch die, dieſe begleitenden Aeußerungen 
bie Kataſtrophe angekündigt. Am 21. Oftober machte ber General Coffinidres 
dem Marihall bie Eröffnung, daß er fih außer Stand fähe, für die außerhalb 
der Seftung gelagerte Armee noch ferner Mundvorräthe liefern zu können, und 
daß diefe ſonach felbft für ihre weitere Verpflegung forgen müffe. In Folge 
befien befahl ter Marſchall Bazaine feinen Borpoften, auf bie bieffeitigen das 
Fener einzuſtellen, und ſtillſchweigend geftattete er feinen Mannſchaften zu de⸗ 
ſertiren. Kleinere Gruppen von Deferteuren wurden anfangs als Kriegsgefangene 
in den preußifchen Linien angenommen, größere hingegen durchweg zurüdgewiejen. 

Roh einmal wollte der Marſchall in der Nacht vom 24. zum 25. Oftober 
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in ber Richtung auf Gravelotte einen ftarten Ausfall wagen; berfelbe follte ohne 
irgendwelche Hoffnung auf die Rettung eines Theiles der organifirten Truppen 
ausgeführt und nur zu dem Zwecke unternommen werben, um bie Lernirunge 
Armee zu zwingen, die franzöfiihen Soldaten in großen Mengen zu Gefangenen 
zu maden, damit alsdann die Feftung felbft in Folge ber um fo viel geringer 
beanſpruchten Mundvorräthe in den Stand gefetzt würde, noch einige Zeit länge 
fih zu halten. Bevor jedoch diefer, im preußiſchen Hauptquartier bereits befanzt 
geroorbene Ausfall och ausgeführt wurbe, gelang e8 dem Marſchall Bazaind, 
am 24., etwa gegen 7 Uhr Abends, den General CE offiniäres davon zu Überzengen, 
daß das unvermeibliche Blutvergießen für die Verlängerung bes Wiberftantes um 
nur wenige Wochen Doch ein zu tbeurer Preis fein würbe. Es wurbe daher von 
dem beabfichtigten Kampfe Abftand genommen und an ben Ober-Befehlshaber der 
Cernirungs-Armee ein PBarlamentär mit der Meldung geſchickt, daß bie 

zu fapituliren gefonnen fe. Dies war ber erfte Vorſchlag, welcher Die 

und bie außerhalb liegende Armee einbegriff. Am 25. Oftober, Mittags Y, Uhr, 
erichien ber General Changarnier in Corny zum Zwecke einer Aubienz, bie Gr. 
Königlihe Hoheit ter Prinz Friedrich Carl auf Anſuchen bes Marichalt 
Bazaine dem erfteren gewährte. Diefelbe hatte die Dauer von etwa eine 
haften Stunte, nach Ablauf teren der franzöſiſche Unterhändler nach Metz zurkd 
fehrte. Um 5 Uhr deffelten Tages traf in Folge der gegenfeitig getroffenen Ber 
einbarungen ber Chef des Generalftabes der Cernirungs-Armee, General vor 
Stiehle, in Begleitung des Hauptmannse Steffen vom großen Generalftabe 
im Scloffe von —*2* ein, welches ſüdweſtlich von Metz, noch im Bereiche 
der preußiſchen Vorpoſtenlinien gelegen war. Franzöſiſcherſeits hatte in demſelben 
ſich der General Ciſſey, einer der Divifions-Commanbeure vom Corps Ladmirault, 
eingefunden, welchem in einer längeren Unterredung die vorläufigen Kapitulattonee 
Bedingungen mitgetheilt wurben; e8 zeigte fi von Seiten defjelben zunächft feine 
befondere Geneigtheit, auf diefelben einzugeben. General v. Stieble ke in 
der Nacht nad Corny, General Eiffey nah Metz zurüd, wo noch in ber Naht 
ein Marihalls- Rath abgehalten wurde, welder die Kapitulation ber Feſtung wie 
der Armee beichlof. 

Am 26. Oltober wurden daher die Verhandlungen in Frescaty fortgejekt, 
und war zu biefem Zwecke der Generalſtabs⸗Chef bes Marſchall Bazaine, Ge 
neral Jarras, bort eingetroffen, welcher vom Oberften Bay und dem Major 
Samuel begleitet wurde. Auch an biejem wie dem folgenden Tage bauerten 
die Verhandlungen noch längere Zeit, da e8 ſich Darum handelte, den franzöftichen 
Dffizieren ihre Degen zu belaffen, eine Bewilligung, zu welder bie Erlanbniß 
erft aus dem Königlihen Hauptquartier telegraphiich eingeholt werden mußte. 
Nah Genehmigung berjelben reiften bie Unterhbandlungen mehr und mehr ihren 
Ende zu, fo daß die Kapitulation als gefichert zu betrachten unb bie besjaflffige 
Meldung nch in der Naht an Se. Majeftät ven König gemacht werben konnte, 
bei Allerhöchſtwelchem biefelbe am 27. Oktober Morgens 7/8 Uhr eintraf. Im 
Laufe des 27. Oltober kamen bie beiberfeitigen Bevollmächtigten abermals im 
Schloſſe zu Frescaty zufammen, wo in ber zehnten Abenpftunde vom General v. 
Stieble und dem General Jarras das Kapitulations-Protololl, wie Die dem⸗ 
ſelben angefügten Beilagen definitiv vollzogen wurden. 

Um 12 Uhr 18 Minuten Nachts wurde in Corny das Telegramm an Se. 
Majeftät den König aufgegeben, das bie vollzogene Kapitulation meldete und, 
nah 2 Uhr Morgens, am 28. Oftober, in Berfailles angelonmen, fofort bem 
Königlihen Oberfeldherrn eingehändigt wurde. Noch an demſelben Tage erließ 
Se. Majeftät einen Armeebefehl an die deutſchen Truppen, in welchem beu leßteren 
die Ernennung Ihrer Königlichen Hoheiten des Kronprinzen und bes Prinzen 
Friedrich Carl zu General-Felbmarichällen mitgetheilt wurde, ein nie ba 
wefenes Ereigniß in dem hohenzollernſchen Fürftenhaufe, von weldem Se. Maj 
ah General⸗Feldmarſchall Grafen v. Wrangel direlt in Kenntniß zu feßen ' 
geruht hatten. 
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Die Bebingungen ber Kapitulation find im Weſentlichen die von Seban, bie 
Uebergabe der Armee und ber Feſtung, Die Armee friegsgefangen, das Material 
ber Feſtung als Kriegebeute; nur bleibt ben Dffizieren in Anbetracht ber be- 
wieienen Tapferkeit ber Armee ber Degen belaflen; nach ben bis jett eingegan- 
8 Meldungen find in deutſche Hand gefallen: 3 Marſchälle, 50 Generale, 

Dffiziere, 173,000 Mann, unter benjelben 20,000 Berwundete und Krante, 
58 Adler mit Fahnen, 66 Mitrailleufen, 541 Feldgeſchütze, 300 Feſtungsgeſchütze, 
bes Material 85 Felbbatterien, 2000 Militärfahrzeuge, gegen 300,000 Ge⸗ 
wehre, Küraffe, Säbel ın größter Anzahl, fo wie nicht verarbeitetes Blei, Bronze, 
Deh in großen Maffen, eine vollftänbig eingerichtete Pulverfabril u. f. w. 

Die Gährung in der Stabt, wie bie Disziplinlofigleit in der Armee hatten 
Berkehrungen nothwendig ‚gamadit, welche die nächſten Tage vollauf in Anſpruch 
nehmen, jo daß das Einrüden unferer Truppen erft am 29. Oktober ftattfinden 
kant. Morgens um 10 Uhr unterfuchten Artillerie- und Ingenieur Offiziere 
De Forts auf Minen, welde alsdann von der Artillerie bes 7. Corps beſetzt 
werten. Um 12 Uhr etwa infpizirte Prinz Friedrich Carl Königliche Hoheit 
zmweit Tourtebride, auf der Ehauffee von Die nach Nanzig, die dritte Divifion, 
welhe ber bereits zur Cernirungsarmee abgerüdten vierten unverziglich folgen 
jellıe. n 3 Ubr etwa empfing der General⸗Feldmarſchall den Frontrapport 
der frauzöftfchen Armee, nach deſſen Ueberreihung der Vorbeimarſch der franzöfi- 
en Garden erfolgte, welche allein mit Waffen befilirten, die von ben Übrigen 
Cerpe in der Feftung abgelegt worden waren. Wenige Stunden fpäter war 
Bes von den preußifhen Regimentern beſetzt. Um 6 Uhr kehrte der Prinz nach 
Cerny zurüd, während der lommandirende General des 7. Corps, General ber 

ie von Zaftrom, interimiftifch die Geichäfte des Gouverneurs, General- 
eutenant von Kummer die des Kommandanten übernahm. Die obere Leitung 
biefer aammtlichen Angelegenheiten übernahm zunächſt General von Zaftrom, bis 
dach Allerhöchſte Cabineis⸗Ordre der General-Lieutenant v. Loewenfeld zum 
Gemyerneur des Platzes ernannt worben iſt.“ 


General Boyer im deutihen Hauptquartier. 


Aus dem Generalftabswerf. 


„Zu biefer Zeit machte fi der zunehmende Mangel an Lebensmitteln auf 
Beite der Franzoſen ion in hohem Grade fühlbar. In Folge einer am 8. Of. 
teber erftatteten Meldung bes Feitungs- Commanbdanten, daß feine Vorräthe 

noch für 12 Tage ausreichten, hatte Marfhall Bazaine am 10. einen 
&iegerath berufen, welcher ſich in Beantwortung, ber ihm vorgelegten Fragen 
ungefähr dahin ausſprach: „Das Ausharren bei Dietz ſei noch immer ber befte 
Dienſt, den die Rhein-Armee dem Baterlande zu leiften vermöge, weil ein ftarfes 
Dentiches Heer dadurch vor ben Diauern ber Feſtung gefeſſelt und für die 
Riſtungen im Lande Zeit gewonnen werde. Die bedenkliche Abnahme der Vor⸗ 
gebiete indeſſen ein jofortiges Anknüpfen von Unterhandlungen mit dem 
er, um, fall8 Zegterer unannehmbare und die Waffenehre verletzende Forderungen 
n follte, noch ein Durchbrechen der Einihließungslinie verſuchen zu innen, 
wvor der Hunger bie eigenen Kräfte völlig erichöpft babe.” Auf Grund biefes 
deichluffes ging am folgenden Tage der General Boyer mit dem Auftrage bes 
Rarihalls nach Verſailles ab, für die Rhein-Armee freien Abzug von Meb mit 
riegerifchen Ehren zu fordern, die Bedingungen der Kapitulation von Sedan 
ber unter allen Umſtänden abzulehnen. 

Als der Franzöfiihe General in Verſailles eintraf und fein Anliegen im 
roßen Hauptquartier vorbrachte, wurbe zunächft die Frage aufgeworfen, welde 
jerfönfichleit bei der augenblicklichen Tage Frankreich dazu berechtigt fei, für das⸗ 
sibe einen bindenten Bertrag abzuſchließen. Seinerfeits erflärte der General, 
aß die Rhein-Armee an ihrem dem Kaifer geleifteten Eide fefthalte und daher nur 
ie von bemfelben eingefeitte Regentichaft anerfenne. Da die Kaiferin aber das 
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Anknüpfen von Unterhandlungen bereits verweigert batte, es auch vorläufig an 
jeder Bürgſchaft Dafür fehlte, daß fib Kranlreih ihren etwaigen Abmachungen 
fügen werde, fo forderte Graf v. Bismard als Vorbedingung jeber ferneren 
Erörterung, daß die Kaijerin fi zum Unterzeichnen eines Vertrages bereit ar 
Märe, und daß bie Rhein-Armee ihre VBereitwilligleit, der Regentſchaft zu 
borchen, durch eine beftimmte Kundgebung unzweifelhaft darthue. Nachdem 
neral Boyer mit biefem Beſcheide nad Met zurüdgelehet war, begab er ſch 
demnächſt unter Zuſtimmung bes Franzöſiſchen Kriegsraths zur Kaiſerin zo 
England. Lebterer ließ jedoch Sr. Majeftät dem Könige eröffnen, daß fie einen 
vierzehntägigen Waffenftillftand nebft der Erfaubniß zur Verproviantirung ven 
Mes verlange und in eine Schmälerung des Fänderbeftandes Frankreichs niemald 
einwilligen werde. Diefe ganz unannehmbaren Korberungen führten natürliher 
Weile auch diesmal zum Abbruch ber Unterbandlungen. Der König beantwerkit 
bie an ihn gelangte Erklärung ber Kaiferin dahin, baß es fein aufrichtiger Wunih 
fei, ben Frieden wiererherzuftellen, daß aber die noch obwaltende Ungewißhen, 
ob das Franzöfiihe Volt und die Rhein-Armee den etwaigen Bereinbaru 
Folge leiften würde, ihm vorläufig nicht erlaube, auf weitere Verhandlungen ein⸗ 
zugehen.“ 


Reiſe des General Bourbaki zur Kaiſerin 
Eugenie. 
Aus dem Generalſtabswerk. 


„Von einem aus England kommenden Franzoſen, Namens Regnier, war 
ber anjcheinend wohlgemeinte Verſuch gemacht worden, auf Grund eier zwiſchen 
ber Kaijerin und dem Ober-Befehlahaber der Rhein-Armee zu erzielenben Ber- 
fländigung den Abſchluß des Friedens mit Deutichland anzubahnen. Nachdem 
fih Regnier in erriöres als Beauftragter des Kaiſerlichen Hofes vorgeftellt*) 
und die Genehmigung bes Bunbeslanziers Grafen von Bismard erbalten 
batte, fih zu obigem Zwed nad Met zu begeben, gelangte er zunähft in bas 
Hauptquartier des Prinzen Friedrich Karl nah Corny unb von dort am 
23. September in bie eingeichloffene Feſtung. Marihall Bazaine entſchied ſich 
nach mehrfacher Rückſprache mit dem ihm bisher perjönlih unbelaunten Unter 
händler zur Abſendung des Generals Bourbali an die Kaiferin. Der ge 
nannte General burchichritt hierauf am 25. gemeinfhaftlic mit mehreren Aerzten 
aus Luremburg, in bürgerlicher Kleidung die Deutſchen Vorpoften, erhielt aber in 
England von Seiten der Kaiſerin den Beſcheid, daß fie Negnier ben von ihm 
bezeichneten Auftrag nicht ertheilt habe und auch nicht auf Unterhandlungen ein- 
geben wolle, welche die Bedrängniß ber augenblicklichen Landesregierung ver 
mehren müßten. Marihall Bazaine beantwortete feinerfeits eine an ihn ge 
richtete Anfrage aus Ferrières am 29. September dahin, daß er eine Capi⸗ 
tulation nur mit Ausſchluß der Feftung und bei Gewährung freien Abzuges für 
die Rhein» Armee unterzeichnen werde. Da man Deuticher Seite auf berartige 
Bedingungen nicht eingeben konnte, ohne bie nun ſchon reifende Frucht ber 
langen Einjchließung preiszugeben, fo wurden bie Verhandlungen abgebrochen.” 


12. Dftober. Lorb Granville an Lorb Lyone. 


— „Ich erhielt am 29.0. M. ein Schreiben des Generald Bourbaki fol 
genden Inhalts: ein Franzoſe Namens Regnier, mit einem von Graf Bis 
mard ertheilten Paß für zwei oder drei Perſonen, ftellte fih am 23. September 
dem Marihall Bazaine vor und führte an, daß er im Befige mündlicher In- 
fiructionen der Kaiſerin fei, wonah Marſchall Canrobert ober General Bonr- 
baki unverweilt zu ihr gelandt werden möchte. Regnier babe erflärt, daß die 
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treufiihe Regierung fib Dem nicht widerlegen wolle, daß einer von den beiten 
nannten abreiie — Marſchall Bazaine babe dieſer Erklärung zufelge, Da 
Canrobert unwobl fei, Bourbaki entfandt. Bei ihrer Ankunft an den Augen 
seften haben fie einer preußiichen Oberſt gefunden, welder fie jeit dem Tage 
eh erwartet babe, und dem General Bourbaki fei jebe Erleichterung zur 
ale nach Belgien gewährt worben, von wo er am 26. in London eingetroffen 
ki Bei den erſten Worten aber, die er mit ber Kaiferin gewechſelt habe, fei 
ofienbar geworben , baß fie die Opfer von Schritten und Umſtänden geworben 
kien, welche vorläufig nicht aufgellärt find. Die Kaiferin habe weder direct noch 
irect, weder fjchriftlih noch münblich irgend Jemandem einen Auftrag ober 
Iafruction für den Marſchall Bazaine gegeben. Bei biefem Stande ber 
Dinge ſagte Bourbali, feine militärifche Ehre erforbere, daß er direct zu feinen 
Iuppen zurüdtebre und ihr Geſchick theile. Ex bat mich zu diefem Zwecke, mid 
fir ihn beim König von Preußen zu verwenden, um einen Paß zur Rüdkehr auf 
feinen Boften zu erhalten. Der König werde, davon fei er überzeugt, das Ge- 
fühl an Ehre, das ihn dabei leite, würdigen und nicht dulden, bar das Verhalten 
eines ehrlichen Soldaten ungerechten Auslegungen ausgejett werde. Ich verlor 
feine Zeit, mich unter Mittheilung des Schreibens des Generals Bourbafi an 
Graf Bernftorfi zu wenben. Am 4. d. M. tbeilte ex mir folgendes Schreiben 
bes Grafen Bismard mit: „Prinz Friedrich Karl ift unterrichtet worben, 
daß er die Rüdlehr des General Bourbaki auf feinen Poften nad deſſen 
Bünſchen erleichtern möge. Herr Regnier ſcheint ein Schwindbler zu fein, doc 
mög er aufrichtig ber Kaiferin zu dienen gemeint haben, indem er Bourbali 
m ıbr brachte.” — General Bourbali äußerte fih ſehr dankbar für bie ihm 
ertheilte Erlaubniß und verlieh alsbalb England.“ 


Angeblide Separatverhandlungen Bazaines. 


20. Dftober. Lord Lyons an Lorb Granpille. 

„Ih erhielt geftern Abend Ihr Telegramm über bie Mittheilung aus 
Brüffel, daß zwiſchen Bazaine und den Preußen ein Vertrag abgeſchloſſen fei. — 
Ih ſah heute früh Herrn Chaudordy; er wiederholte mir, daß die Regierung 
in Tours keine Kenutniß von irgend einem zwiſchen Bazaine und Preußen 
verbanbelten Bertruge habe. Die franzöfiiche Sefandtichaft in Brüffel habe auch 
sftenbar Teine berartige Nachricht. Die Regierung bier fei freilich beſorgt, daß 
Marſchall Bazaine Verbindungen mit den preußifchen Autoritäten unterbalte, 
und fie babe Grund zu dem Verdachte gehabt, daß er mit denſelben zu einem 
Kblonrmen zu gelangen wünſche auf dem Boden ber Wiebereinjegung des Kaijers 
oder einer Regentichaft ber Kaiferin. Das legte Telegramm bes Herrn Tachard 
(in BrÄffel) jei vom 18. und berichte, daß Bazaine’8 Verhandlungen neuerdings 
einen ernfteren Character angenommen zu haben fcheinen und nicht mebr auf bie 
Reſtauration oder eine Regentichaft, ſondern auf die Einfegung bes Marjchalls 
ſelbſt als Dictator gerichtet ſeien.“ 


Schreiben des Königs Wilhelm an die Katferin Eugenie. 


Madame! Berfailles, 25. Oftober 1870. 

„Graf Bernftorff hat Mir die Worte telegraphirt, welche e8 Ihnen 
pelolen bat an Mich zu richten. Ich wünfche von ganzem Herzen den 
iden Kationen den Frieden wiedergeben zu Tünnen; dazu müßte aber 
vor Allen wenigſtens die Wahrfcheinlichkeit vorhanden fein, daß e8 und 
gelingen würde, das Ergebniß unferer Verhandlungen Frankreich gegenüber 
ur Anerfennung zu bringen, ohne genöthigt zu fein, den Krieg gegen die 
ammtbeit der franzöfiihen Streitkräfte weiter zu führen. Aur Beit 
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muß ich bedauern, daß die Ungewißheit, in welcher wir uns in 
der voltifhen Übfihten der Armee von Met, fowie der fr 
Nation befinden, ung nicht geftattet, den von Ew. Majeftät vorgeſch 
Berbandlungen Folge zu geben. Wilge 


27. Dftober. Die Kapitulation. 


Proclamation der Regierung zu Tours in Bet 
Kapitulation von Me. 


„Franzoſen! Erhebet eure Eeelen und eure Entſchließungen auf t 
der erjchredlichen Gefahren, welche über das Baterland bereinbredien; e 
von uns ab, das Unglück zu ermüden und der Welt zu zeigen, was ein 
Volk iſt, welches nicht untergehen will und deſſen Muth ſich ſelbſt inmi 
Schickſalsſchläge ſteigert. 

Metz bat capitulirt!!! 

Der General, ‘auf welchen Frankreich, ſelbſt nad) ber Erpebition von 
rechnete, nimmt dem Baterlande ın Gefahr mehr als hunderttauſend Bert‘ 
Bazaine hat Berrath geübt, er bat fi zum Werkzeug bes Man 
Sean gemacht und zum Mitſchuldigen ber Eroberer, und mit Veradht 
Ehre der Armee, über welde er die Obhut hatte, bat er, ſelbſt ohne ei 
Anftrengung zu verfuchen, hundertundzwanzigtaufend Kämpfer, zwanzi 
Verwundete, feine Gewehre, feine Kanonen, feine Bahnen und bie — 
delle Frankreichs, Metz, jungfräulich bis auf ihn von aller Befledu: 
Fremden überliefert. Ein ſolches Verbrechen fteht felbft Über den Stra 
Gerechtigkeit; und jetzt, Franzoſen, meffet bie Tiefe des Abgrunbes, in 
euch das Kaiſerthum geftürzt hat. 

Smanzig Jahre lang hat Frankreich diefe corrumpirende Gewalt e 
die in ihm alle Quellen ber Größe und bes Leben verfiegen machte. D 
Frankreichs, feines nationalen Charakters beraubt, ohne es zu wiffen, ei 
zeug der Regierung und der Knechtſchaft geworben, ift trog dem Helbenm 
Soldaten durch den Verrath der Anführer in den Unfällen bes Baterlan 
[hlungen; in weniger als zwei Monaten find zweimal hundertundzwanzi— 
Dann dem Feinde ausgeliefert worden. Unheilvolles Nachſpiel zu bei 
tairiſchen Handftreihe vom December! 

Es ift Zeit, ung .wieder zu erheben und unter der Aegide bi 
publil, welde wir weder im Innern noch im Aeußeren capit 
zu laſſen entjhloffen find, aus dem äufßerfien Maße unferes U 
ſelbſt die Wieberverjüngung unferer Moralität, unferer politifchen und 
Männlichkeit zu fchöpfen. Ya, welchen Umfang unfer Unglüd auch babeı 
es findet uns nicht beftürzt noch zaghaft; wir find bereit zu ben letzten 
und Angefihts von Feinden, welche Alles begünftigt, fchwören wir, ums 
zu ergeben; fo lange wir nocd einen Zoll des geheiligten Bodens unter 
Fuüßen haben, werden wir die glorreihe Fahne ber —— Revolution fe 

Unfere Sache ift bie ber Geredtigfeit und des Rechtes. Europa | 
Europa fühlt es; vor jo viel unverbienten Unglüdsfällen ift e8 aus eigen 
triebe, ohne von uns weder Aufforderung noch Zuftinunung erhalten zu 
ergriffen worden und rührt fid. 

Keine Illuſionen. Lafjen wir uns weder entkräften noch entnerv 
beweifen wir durch unfere Handlungen, daß wir durch uns ſelbſt bie El 
Unabhängigkeit, bie Integrität, alles was das Vaterland frei unb flolj 
feftbalten Können. 

Es lebe Frankreich, e8 lebe bie einige untheilbare Republik! 

Die Mitglieder der Regierung. 
(Unter) Crémieux. Glais-Bizoin. Gambetta.” 
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Broctamation Gambetta's an die Armee. 

„Solbaten! Ihr wurbet verrathen, aber nicht entehrt; jet wo Ihr Eurer 
uwürbigen Führer entlebigt ſeid, kämpfet für bie Rettung bes Baterlandes, fr 
Euren heimathlichen Heerb und Eure Familien, für Frankreich, Eure Mutter. 
Rider Eure Ehre, welche die Ehre des Landes if. Eure Brüder von ber 
Rheinarmee haben gegen jenes feige Attentat ihre Stimme erhoben, und ihre 
Hände von jener guörmürbigen Sapitulation ferngehalten. Führer ihr den Sieg 
uns zurück. Euch find die Gefchide des Landes anvertraut.” 


Erklärung des General Boyer. 
„Die Gerüchte, die ſich feit mehreren Tagen an meinen Namen Inüpfen, 
bie Interpretationen aller Art, zu denen die mir übertragene Milfion Anlaß ge- 
gen, haben mich aus der Zurüdhaltung nicht heraustreten laffen, bie mir durch 
die Umflände auferlegt war. 

Ih habe die Gerüchte ihren Lauf nehmen laffen und die Interpretationen 
habe ich nicht zu berichtigen. 

Wer feit zwei Tagen leſe ih in allen öffentlichen Blättern Aufrufe an bie 
Chre uud ben Patriotismus Frankreichs, denen Berwünfhungen beigefügt find 
gen ben Marſchall Bazaine und die militairifchen Führer der Rheinarmee. 

Beleidigungen und gewaltfame Angriffe find bie einzigen Gründe, über 
welche Herr Gambetta verfügen kann. 

Er bedient fi diefer oratorifgen Mittel in ausgiebigfter Weife. Ohne 
ifel wird er einige finbliche oder blöde Geifter täufchen, welche bas Heer ber 
ltirten verſtärken werben. 

Gemäßigter als er, beichränke ich mich auf einen Proteft gegen fine nicht 
Nher zu bezeichnende Gewaltthätigleit, und im Namen der ganzen Rheinarmee, 
von der ich die Milfion erhalten, die mich nach Verfailles und nad London ge- 
fährt hat, im Namen ihres ruhmvollen Führers erkläre ich, ba Herr Gambetta 
dat öffentliche Gewiſſen ebenfo wie unfere tapferen Soldaten beleidigt hat. 

Wir haben nit capitulirt mit der Ehre, nicht mit der Pflicht, wir haben 
capituſlirt mit dem Hunger. 

VBräffel, 31. October 1870. General Baron Napoleon Boyer.” 


Die Kriegslage und die Fortſetzung des Kampfes. 


24. Rovember. Aus der Rede des Minifterd Delbrüd zur Er⸗ 
Öffnung des außerordentlichen Reichstages. 


„Seine Majeftät der König von Preußen hat mir den Auftrag zu 
ertheiten gernhet, den Reichstag des Norddeutichen Bundes im Namen 
der verbündeten Regierungen zu eröffnen. 

Es würde Seiner Majeftät zu hoher Befriedigung gereicht haben, 
beute in Ihrer Mitte zu fein, um an diefer Stelle Gott für die Erfolge 

danken, mit welchen die Waffen der deutfchen Heere gejegnet worden 
End, um Ihnen auszuſprechen, melden Antheil die nationale Haltung 
und die Einmüthigleit des Reichstages bei Bereitftellung der zur Füh—⸗ 
rung des Krieges nette Mittel an diefen Erfolgen gehabt gaben. 
Durch die in der Kriegsgeſchichte beifpiellojen Siege, melde ac ottes 
Willen die heldenmüthige Tapferkeit und die einſichtige Führung der deut⸗ 
(den ere erfochten haben, ilt der Angriff, den Franfreih im Juli auf 

tihland unternahm, zurüdgemorfen worden. Das jranzöfifhe Volt 
muß die Ueberzeugung gewonnen haben, daß feine jegige Kriegsmacht, 
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nach der Vernichtung der gegen uns aufgeftellten Heere, der geeinten 
Wehrtraft Deutfchlands nicht gewachſen if. Wir könnten daher den Ab⸗ 
ſchluß des Friedens als gefichert betrachten, wenn unjer unglüdliches 
Nachbarland eine Regierung hätte, deren Träger ihre eigene Zulunft als 
untrennbar von der ihres Yandes betrachteten. Eine ſolche Regierung 
würde jede Gelegenheit ergriffen haben, die Nation, an deren Spike fie 
fi) aus eigener Madtvolllommenheit geftellt bat, zur Wahl einer Volls⸗ 
vertretung und durch dieje zur Ausſprache Über die Gegenwart und bie 
Zukunft des Landes in den Stand zu fegen. Aber die Altenftüde, welche 
Ihnen, meine Herren, von dem Präfidium des Bundes onrgelegt werden 
follen, werden Ihnen den Beweis liefern, daß die jetigen achthaber in 
Frankreich e8 vorziehen, die Kräfte einer edlen Nation einem ausſichts⸗ 
loſen Kampfe zu opfern. 

Die unverhältnigmäßige Erjhöpfung und Zerrüttung, welche für 
Granfreih die Folgen der Fortfegung dieſes Kampfes unter den gegen- 
wärtigen Umftänden find, müſſen zwar die Kraft des Landes in dem 
Maße jchwähen, daß dafielbe zu feiner erholung längerer Zeit bedürfen 
wird, als bei einem regelmäßigen Verlaufe des Krieges der Fall geweſen 
wäre. Die verbiindeten Regierungen haben aber mit Bedauern der Ueber- 
eugung Ausdrud zu geben, daß der Friede zwiſchen den beiden großen 
— — aus deflen ungetrübte Dauer fie noch vor weniger als 
einem halben Jahre zählten, durch die Erinnerungen, welche die Eindrüde 
diefeß Krieges in Frankreich binterlafien werden, nur um le ficherer ges 
fährdet fein wird von dem Yugenblide an, wo Frankreich durch die de 
neuerung der eigenen Kraft oder durch Bündniffe mit andern Mächten 
fi ſtark genug Fühlen wird, den Kampf wieder aufzunehmen. 

Die Bedingungen, unter melden die verbündeten Regierungen zum 
rieden bereit fein würden, find in der Deffentlichkeit beiprochen worden. 
Sie müffen zu der Größe der Opfer, welche diefer ohne jeglichen Grund, 
aber mit der Zuftimmung der geſammten franzöfifhen Nation unter- 
nommene Krieg unſerm Baterlande auferlegt hat, im Verhältniß ftehen; 
fie müflen vor allen Dingen gegen die Fortſetzung der von allen 
Machthabern Frankreichs feit Jahrhunderten geübten Erobe- 
rung8politif eine vertheidigungsfähige Grenze Deutfchland 8 
dadurch herftellen, daß fie die Ergebniffe der unglüdlichen 
Kriege, melde Deutfhland in der Zeit feiner Zerriffenbeit 
nah Frankreichs Willen führen mußte, wentgiiene theilweiſe 
rüdgängig madhen und unfere [üddeutfhhen Brüder von dem 
Drude der drohenden Stellung befreien, welche Frankreich 
feinen früheren Eroberungen verdankt. Die verbündeten Regie 
rungen haben das Bertrauen zu dem norddeutichen Reichſtage, daß der« 
felbe ihnen die Mittel, welche zur Erreichung diejes Zieles noch erforderlich 
— nicht verſagen werde. Sie find gewiß, jetzt, wo es gilt, die erlangten 

olge zu fihern, bei Ihnen der nämlichen patriotiihen Hingebung zu 
begegnen, welche fie fanden, ald e8 darauf anfam, die heute gewonnenen - 
Erfolge zu errreihen. Es ift ihr lebhafter Wunſch, daß es möglich 
werde, jene Mittel nicht in vollem Umfange zu verwenden.“ 








14, Puxemburg. 


Zur Haltung Luremburgs. 
1870. Depeihe des Grafen von Bismard an die Lurem- 
burgiiche Regierung. | 
Berfailles, den 3. Dezember 1870. 

„Der unterzeichnete Kanzler des Norddeutichen Bundes beehrt ſich 
der Hochlöblichen Regierung des Großberzogthums Luremburg folgende 
ganz ergebeufte Mittheilung zu machen. 

Ber dem Ausbruch des Krieges hat die Regierung Sr. Majeftät 
des Königs erklärt, daß fie die Neutralität des Großherzogthums Lurem- 
burg achten würde unter der Vorausfegung, daß dieſelbe auch von 
franzöfifher Seite refpektirt, und, wie jelbftverftändlih, von dem Groß« 
hergogthum felbft mit Exrnft und gutem Willen aufrecht erhalten werden 
w 


Die Löniglihe Regierung ift diefem Verſprechen getreulich nachges 
kommen und iR in ihrer Nüdfiht fo weit gegangen, daß fie fich Me 
Unbequemlichleiten in Betreff des Transports ihrer Verwundeten aufs 
et welche der Proteft der franzöfifchen Regierung gegen den im 
Interefie der Menfchlichleit vorgefchlagenen Transport von Verwundeten 
durch Iuremburgiiches Gebiet ihr auferlegt. 

Zu ihrem lebhaften Bedauern aber hat das Berfahren weder auf 
a noch anf Iuremburgifcher Seite den gehegten Borausjegungen 
entſpr 

Eine aueh von Fällen, in welchen ſich eine feindliche Stimmung eines 
Theils der Venölterung ſelbſt bis zu thätlihen Mißhandlungen bortiger 
deuticher Beamten verftiegen bat, mögen unerwähnt bleiben, um nicht die 
großberzogliche Regierung für die Vergeben Einzelner verantwortlich zu 
machen, welche allerdings eine ftärfere Repreſſion verdient haben würden, 
als Innen zu Theil geworden zu fein fcheint. 

in ellatanter Yal von Berlegung der Neutralität ift durch die 
durch nächtliche Eifenbabnzüge von Yuremburg aus betriebene Verpro⸗ 
biontirung der Feſtung Thionville, fo Lange fie nod in franzöſiſchen Händen 
war, eingetreten. Die großherzogliche Regierung bat ihr Bedauern hier⸗ 
über edrückt, aber nicht umbin gekonnt, die Thatſache anzuerkennen, 
und I: unzweifelhaft conftatirt, daß die Beförderung der betreffenden 
Eifenbahnzüge nach Thionville nicht hat ohne Connivenz großherzoglicher 
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Eifenbahn- und Polizeibeamten ftattfinden können. Die königliche Regie⸗ 
rung bat jchon bei diefer Gelegenheit ihre Beſchwerde an die großherzog⸗ 
liche Regierung gerichtet und legtere auf die Folgen aufmerkſam gemacht, 
welche ein —** Verfahren nothwendiger Weiſe nach ſich ziehen müſſe. 

Dieſe Warnung iſt leider nicht beachtet worden. 

In der neueren Zeit hat vielmehr die Verletzung der Neutralität eine 
Ausdehnung angenommen, welche es der königlichen Regierung unmöglich 
macht, fie länger zu überfehen. 

Nah der Uebergabe von Meg hat ein maflenhafter Durchgang 
franzöfiicher Eoldaten und Dfficiere durch da8 Großherzogthum Behufs 
—— in Frankreich unter Umgehung der deutſchen Aufftellungen 

attgefunden. 
en Luremburg felbft bat fich der dort refidirende franzöfifche Vice⸗ 
Eonful auf dem Bahnhof ein förmliches Bureau eingerichtet, in welchem 
die Flüchtigen mit Mitteln und Beſcheinigungen verfehen worden find, 
um den Marſch nah Frankreich zum Eintritt in die Nord» Armee fort 
fegen zu können. 

Die geh! der auf diefe Weife den franzöfiihen Streitlräften zu- 
geführten Combattanten beläuft fi nach den vorliegenden Angaben auf 
über 2000 Mann. Ä 

Bon Seiten der großherzoglihen Regierung find feine Maßregeln 
dagegen ergriffen worden, die Sranzöftfcen ilitairs find weder internixt, 
noh an der Nüdkehr nad Frankreich mit der offentundigen Abfiht, an 
dem Kriege gegen Deutichland Theil zu nehmen, verhindert worden. Dem 
franzöftjchen Vice-Conſul find bei feinem ebenjo offentundigen, der Neu 
tralität des Großherzogthums bohnjprechenden Verfahren, keine Schwierig. 
feiten in den Weg gelegt worden. 

Daß in diefem Durdzuge durch das Großherzogthum zum Zweck 
des Eintritt3 in die aktiven franzöfiichen Streitkräfte, in der offiziellen 
Bermittelung defjelben durh den Beamten der franzöfifchen Regierung, 
in der Duldung dieſes Berfahrend dur die großherzogliche Regierung 
eine flagrante Verlegung der Neutralität des Großherzogthums liegt, Tann 
nicht in Zweifel gezogen werden. 

Hiermit find die Borausfegungen, an welche die königliche Regierung 
die Beobachtung der Neutralität des Großherzogthums tnfpfen mußte, nicht 
mehr vorhanden. 

In Folge defien bat der Unterzeichnete auf Befehl Sr. Majeftät des 
Königs die Ehre, der großberzoglihen Regierung zu erflären, daß die 
önigliche Regierung auch ihrerteits in den militärifchen Operationen der 
benficjen Heere fi durch Feine Rüdficht auf die Neutralität des Broß- 
her gthums mehr gebunden erachtet, und daß fie die Verfolgung ihrer 

nptüche an die Regierung des Großherzogthums wegen der ihr durch 
Nichtaufrechterhaltung der Neutralität zugefügten Schädigung und bie 
mötbigen Mapregeln zur Sicherftellung gegen ähnliche VBortommmiffe ſich 
vorbebält. 
dem der Unterzeichnete fich hinzuzufügen beehrt, daß die Regie⸗ 

rungen, welche den Vertrag vom 11. Mai 1867 unterzeichnet haben, hiervon 
in Kenntniß gefegt find, benußt er auch diefen Anlaß zu erneuerter Vers 
fiherung feiner außgezeichneten Hochachtung. 

». Bismard. 
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Die Luremburgifhe Regierung ſprach in ber Crwiberung vom 
14, Dezember 1870 die Hoffnung aus, den angefünbigten folgenichweren Entſchluß 
aner rihtigern Auffaffung der Thatfachen weichen zu jehen; fie bege bie Ueber⸗ 

, baß derjelbe nur auf Grund ungenauer Berichte gefaßt worben ift. Sie 

uhte „Aufklärungen zu geben, welche geeignet jeien, den Beweis zu liefern, 

daß die Thatſachen, wodurch das Großdergogthum feine Neutralität jolle verletzt 

haben, entweder bes ihnen beigelegten Charakters entbehren, oder feine Verani⸗ 
Bertichleit für den Staat involoiren.“ 

Die jehr eingehende Darlegung des Verhaltens ber Iuremburger Regierung 
ſoͤloß mit dem Ausbrude der Zurerficht, daß dieſes Verhalten ſchließlich die ver: 
diente Würbigung finden werde im Hinblid auf die loyalen Abfichten der lurem⸗ 
burgifchen Regierung, Abfichten, welche offizielle Anerkennung gefunden, welche ſich 
«us ben Maßregeln ergaben, die fie zu verſchiedenen Malen, jelbft auf die Gefabr 
hin fih Frankreich gegenüber zu compromittiren, getroffen, und welche fie noch 
täglich, befonbers im Interefie von Deutichland treffe, ſowie aus der fteten Sorg⸗ 
falt, womit fie auch nicht unterfagte Handlungen vermieb, wo nur eine faliche 
Deutung derjelben zu befürchten ftand. Sie gebe daher die Hoffnung nicht auf, 
daß das Großherzogthum den Gefahren entgehen werbe, womit e8 eine Verlegung 
ber Berbinbfichleiten feiner Neutralität bebrobe. 


Auf eine Depeche des Bundeskanzlers Grafen von Bismard 
vom 6. Januar 1871 erklärte die Ingemburgifhe Regierung unterm 
12. Januar 1871: 

„Die Iuremburgifche Regierung bat mit großer Genugthuung ven Vorſchlag 
entgegen genommen, welcher Die Ernennung eines Commifjars zum Gegenftande 
bat, der fih nah Luxemburg begeben würde, um ein Einverftändniß binfichtlich 
ber Maßregeln herbeizuführen, welche jeder Schwierigleit in der Neutralitätsfrage 
vorzubeugen beflimmt find. Es liegt uns nichts mehr am Herzen, als zu keinerlei 
Reklamation in dieſer Hinficht eranteffung zu geben. Ich babe fchon im 
Borans Herrn Foehr beauftragt, der Kegierung Sr. Majeftät des Königs in 
Berlin Eröffnungen zu maden, um ihre Abfichten fennen zu lernen.“ 


Die Handhabung der Neutralität Seitens Englauds. 


Aus der Borftellung des deutſchen Botſchafters in London. 

— — „Die gegenwärtige Controverſe bewegt fich lediglich um die Frage, ob die 
— der Löniglich großbrittanniſchen Regierung, die Waffenausfuhr zu ver⸗ 
bieten, mit ben zur Zeit noch nicht abgeänberten allgemeinen Regeln des Bölter- 
rechts Über die Pflichten der Neutralen gegen die Rriegführenden und mit den zur 
Erfülung dieſer Pflichten einftweilen noch nicht burch die gejegebende Gewalt 
Englanb? befeitigten Gejegen biejes Landes in Widerſpruch fteht. Daß dies ber 
Fall, glaube ih Eurer Ercellenz an ber Hand ber Thatſachen und der Gejete 
ſelbſt nachgewieſen zu haben. 

Es bleibt mir nur noch Übrig, zu verfuchen, das letzte Bedenken zu zerftreuen, 
weiches nach dem Schlußſatz ber geehrten Note Euer Ercellenz vom 15. v. M. die 
Regierung Ihrer großbrittanniihen Majeftät verhindert, jet ein Verbot gegen bie 
BVaffenausfuhr ergeben zu laſſen. Euer Erxcellenz conftatiren, baß Frankreich nur 
Niederlagen erlitten, Deutichland dagegen ununterbrochen Erfolge aufzuweiſen habe, 
und Inüpften hieran die Erwägung, daß es gegen die Gefühle der großbrittanniichen 
Regierung verfloßen würde, jett biejenige Bonrit zu verändern, welche fie zu einer 
zeit eingefchlagen hatte, wo fie noch nicht wiſſen konnte, auf welche Seite ſich das 

riegsglüd wenben würbe. 

Hiergegen möchte ich mir zunächſt einzuwenden erlauben, daß bie Regierung 
Ihrer großbrittanniſchen Majeftät ven neuen Foreign Enlistment Act nad dem 
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age des Ichwarzen Meeres, 


„ftober. Depefche bes rnifiihen Reichskanzlers an ben ruffiichen 
Setandten Baron von Oubril in Berlin. 
„ie allmäligen Beränderungen, weldye die als die Grundlage des euro- 

.ı Gleichgewichts angefehenen Transaktionen in ben legten Jahren erlitten, 

.cı das kaiſerliche Kabinet in bie Notbwenbigleit verfegt, bie Daraus für bie 
‚tie Stellung Rußlands hervorgehenden Konſequenzen zu erwägen. 

Unter biefen Transaktionen iſt jene, welde Rulaud am unmittelbarften 
berührt, der Vertrag vom 18./30. März 1856. Die Speziallonventionen zwifchen 
den beiden Uferftaaten bes Schwarzen Meeres, welhe einen Anhang zu biefem 
Bertrage bilvet, enthält für Rußland die Verpflichtung, feine Eeeftreitfräfte bis auf 
6 geringfte Maaß zu beichränten. Dagegen bot ihm biefer Vertrag das Prinzip 
ber entralifirung biejes Meeres. 

Rah der Meinung ber unterzeichneten Mächte follte dieſes Prinzip jebe 
Röglichleit von Konflikten, fei es unter den Uferſtaaten, fei es zwifchen ihnen und 
ben Seemächten, bejeitigen. Es follte die Zahl der durch einhellige Uebereinkunft 
ECuropa's zum Genuſſe der Wohlthaten ber Neutralität berufenen Gebiete ver- 
mehren, unb folchergeftalt Rußland jelber vor jeder Gefahr eines Angriffs ficher 
Rellen. Cine fünfzehnjährige Erfahrung hat dargetban, daß dieſes Prinzip, von 
welchem die Sicherheit der Grenzen bes ruffifchen Reichs nach dieſer Richtung in 
ihrer vollen Ausdehnung abhängt, nur auf einer Theorie beruht. In Wirküch— 
kit, während Rußland ım Schwarzen Meere abrüftete, und ſich fogar durch eine 
in ben Konferenz « Protofollen niebergelegte Erflärung loyaler Weiſe die Möglich 
kit verfagte, Maßregeln zu wirkfamer maritimer Vertheidigung in ben angren- 
zuben Meeren unb Häfen zu treffen, bewahrte die Türkei das Recht, unbegrenzte 
Geeftreitlräfte im Archipel und in den Meerengen zu unterhalten, unb blieb es 
Frankreich und England freigeftellt, ihre Geſchwader im Mittellänbifhen Meere 
miommenzuzieben. Ueberdies iſt, nach bem Wortlaut des Vertrags, die Einfahrt 
ms Schwarze Meer fürmlih, und für immerwährende Zeiten der Kriegsflagge, 
fei e8 ber Uferflaaten, fei e8 irgend einer andern Macht, unterfagt; allein kraft 
bes fogenannten Meerengen-Bertrags ift die Durchfahrt durch dieſe Meerengen 
kur in Friebenszeiten Air die Kriegsihiffe geſperrt. Aus diefem Widerfpruch 
ergiebt fich, daß die Küflen des ruſſiſchen Reiche allen Angriffen, jelbft von Seiten 
minder mächtiger Staaten, von dem Augenblid an preiögegen find, wo bieje über 
Seeſtreitkräfte verfügen, denen Rußland nichts als einige Schiffe von geringem 
Umfang gegenüberzuftellen hätte. 

rt Vertrag vom 18.80. März ift Übrigens nicht den Abweichungen 
(derogations) entgangen, wovon die Mehrzahl ber europäifhen Transaktionen 
betroffen worden iſt, und Angefichts deren es ſchwer wäre zu behaupten, daß das 
auf bie Achtung ber Verträge als Grundlage des Öffentlichen Rechts und Regel 
für Die Beziehungen zwifhen den Staaten begründete gefchriebene Recht dieſelbe 
moraliſche Sanktion bewahrt habe, bie e8 zu anderen Heiten gehabt haben mag. 
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Ausbruch des Krieges dem Parlamente vorgelegt und bei Vertheidigung befielbeuu= 
ausbrüdlich betont hat, daß bie bisherigen Geſetze hierdurch nicht abgeändert, for 
dern nur ergänzt würden. Wenn es nun aber einerfeits nicht zweifelhaft ift, bu 
nach der Lage der Berhältniſſe das neue Geſetz ausſchließlich Frankreich zu 

am, indem e8 Deutichland die Beihaffung von Schiffen, an denen es am meiſte — 
Mangel Iitt, unmöglid machte, während anbererjeits bie englifche Regierung = 2 
jetst weigert, die alten Geſetze zur Berhinberung bes Erports von Waffen unb 
Munition anzuwenden und dadurch das Vereinigte Königreich zu einem großen 
Kriegsarfenal für unfern Gegner werben läßt, fo erhält in Folge beffen jenes nee 
Geje einen gegen Deutichland feindlichen, wenigftens ih Ubelwollenden 
Charakter, was ber Anficht des Geſetzgebers, wie bies zu meiner 

bie Parfamentsverhanblungen beweilen, keineswegs entiprict. 

Sodann aber habe ich die Ehre, zu bemerken, daß unjere Beſchwerden fiber 
die Handhabung der engliihen Neutralitätsgefege ebenfalls aus einer Zeit her- 
flammen, wo wir noch keine Siege erfochten hatten; daß fie keineswegs zuerf 
durch mein Memorandum vom 30. Auguft erhoben worben find; ſowie bat 1 

eit der Abfaffung deſſelben Frankreich noch zwei ſtarke Armeen befaß, während f 

fotten die Oſt⸗ und Norbfee beberriäten, und daß es baber weniger al 

leihgültig für uns fein konnte, ob England durch die Art der Handhabung feiner 

eutralität Die Vortheile wejentlich vergrößerte, welche Frankreich aus unferer 
Schwãche zur See zog. 

Aber auch unter den gegenwärtigen Berhältniffen möchte es bem deutſchen 
Volle jchwer einzureben fein, daß es unritterlich jet, ſich darüber zu befchweren, 
Daß durch die offene Duldung ber Waffenausfuhr unferem mit großen eigenen 
Opfern überwältigten Feinde die Mittel in die Hand gegeben werben, einen Kamıpf 
zu verlängern, der, wenn auch fein fchließliches Reſultat baburch nicht wefentlich 
geändert werben follte, doch jebenfalls beiden Theilen um fo mehr —— — 
und Opfer koſten wird. Dies mit den ſonſt ſo vielfach betonten Humani 
fichten und Friedenswünſchen Englands in Einklang zu bringen, möchte dem be⸗ 
redteſten Vertheidiger einer ſolchen Neutralitätspolitik vor ber öffentlichen Meinung 
Deutſchlands nicht leicht gelingen. 

Ich vermag daher Eurer Ercellenz Hoffnung, das deutſche Volk.werbe in 
einem rubigeren Augenblide die gegenwärtige Haltung ber Regierung Großbrit⸗ 
tanniens in biefer Frage weniger fireng, als jetzt während ber Hite des Kampfes 
beurtbeilen, in Folge der Note Eurer Ercellenz vom 15. v. M. und ber gleich⸗ 
zeitig zu ihm berübergelommenen Nachrichten von ber täglichen Verſorgung feines 
Feindes mit englifchen Waffen, leider nicht zu theilen, und glaube zur Linberung 
feiner Gefühle, wenn dieſer Zuftand fortbauert, nur noch auf ben verſöhnenden 
Einfluß der zahlreichen und thatſächlichen Beweife von Sympathie bes englifchen 
Volkes und der vielfachen Aeußerungen ber öffentliden Meinung in biefen Laube 
zu Gunſten Deutfchlands und feines guten Rechts vertrauen zu bürfen.“ 


Bernftorff. 








Id. Die Frage des Schwarzen Meeres, 


1870. 19. Oktober. Depeiche bes ruffiihen Reichskanzlers an den ruſſiſchen 
Sefandbten Baron von Oubril in Berlin. 


„Die allmäligen Beränberungen, welche bie als die Grunblage des euro- 

chen Gleichgewichts angefehenen Transaktionen in ben legten Jahren erlitten, 

haben das kaiſerliche Kabinet in bie Nothwendigkeit verſetzt, bie daraus für bie 
politifhe Stellung Rußlands hervorgehenden Konfequenzen zu erwägen. 

Unter dieſen Transaktionen iſt jene, melde —28 — am unmittelbarſten 
berührt, der Vertrag vom 18./30. März 1856. Die Speziallonventionen zwiſchen 
ben beiben Uferftaaten bes warzen Meeres, weldhe einen Anhang zu biejem 
Bertrage bilvet, enthält für Rußland bie Verpflichtung, feine Seeftreitfräfte bis auf 
Das geringße Maaß zu beichränten. Dagegen bot ihm biefer Vertrag das Prinzip 
der entzetifizung biejes Meeres. 

Rah der Meinung der unterzeichneten Mächte follte dieſes Prinzip jebe 
Möglichkeit von Konflikten, ſei es unter den Uferftuaten, fei es zwifchen ihnen und 
ben Seemächten, bejeitigen. Es follte bie Zahl der durch einhellige Uebereinkuuft 
Europa’s8 zum ul der Wohlthaten der Neutralität berufenen Gebiete ver- 
mehren, und foldyergeftalt Rußland felber vor jeder Gefahr eines Angriffs ficher 
fellen. Eine fünfzehnjährige Erfahrung bat dargetban, daß biefes Prinzip, von 
welchem die Sicherheit der Grenzen des ruififchen Reichs nach diefer Richtung in 
ihrer vollen Ausvehnung abhängt, nur auf einer Theorie beruft. In Wirklich 
keit, während Rußland un Schwarzen Meere abrüftete, und ſich fogar durch eine 
in den Konferenz⸗Protokollen niebergelegte Erflärung loyaler Weiſe die Möglich- 
keit verfagte, Maßregeln zu wirkſamer maritimer Bertheidigung in den angren- 
zenden leeren und Häfen zu treffen, bewahrte bie Türkei das Hecht, unbegrenzte 
Seeſtreitkräfte im Archipel und in den Meerengen zu unterhalten, und blieb es 
Frankreich und England freigeftellt, ihre Geſchwader im Mittelländifchen Meere 
zuſammenzuziehen. Weberbies ift, nach dem Wortlaut des Bertrags, die Einfahrt 
ins Schwarze Meer förmlich, und für immerwährenbe Zeiten der Kriegsflagge, 
fei es der Uferftaaten, ſei es irgend einer andern Macht, unterfagt; allein kraft 
des fogenannten Meeren en» Bertrags ift Die Durchfahrt Durch biefe Meerengen 
nur in Friebenszeiten für die Kriegsſchiffe gejperrt. Aus dieſem Widerſpruch 

iebt ſich, daß bie Küften des ruffiihen Reiche allen Angriffen, ſelbſt von Seiten 
minder mächtiger Staaten, von dem Augenblid an preisgegen find, wo bieje über 
Seeftreitkräfte verfügen, denen Rußland nichts als einige Schiffe von geringem 
Umfang gegenüberzuftellen bätte. 

Der Bertrag vom 18.80. März ift übrigens nicht den Abweichungen 
(derogations) entgaugen, wovon die Mehrzahl der europäiihen Transaktionen 
betroffen worben ift, und Angefichts deren es jchwer wäre zu behaupten, baß das 
auf die Achtung ber Verträge als Grundlage bes Öffentlichen Rechts und egel 
für Die Beziehungen zwilchen den Staaten begründete gefchriebene Recht dieſelbe 
mora liſche Santtion bewahrt habe, die es zu anderen Zeiten gehabt haben mag. 
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Man bat gefehen, wie die Fürftenthlimer Moldau und Walachei, deren Geſchick 
durch den Friedensvertrag und die fich ihm anreihenden Brotololle unter ber 
Bürgfchaft der Gropmächte feftgeietst worben, eine Reihe von Umwälzungen voll- 
bracht haben, die ebenfo fehr dem Geifte wie dem Buchftaben dieſer Transaktionen 
zuwiderliefen, und fie zuerft zur Union und dann zur Berufung eine® answär- 
tigen Fürſten eführt haben. Diefe Thatjachen haben ſich — mit Ein⸗ 
willigung der Pforte, mit Zuſtimmung der Großmächte, oder wenigſtens ohne daß 
dieſe für nothwendig erachtet hätten, ihren Feſtſetzungen Achtung zu verſchaffen 
(de faire respecter leurs arréêts). Der Vertreter Rußlands war ber einzi 
welder feine Stimme erhob, um bie Kabinette darauf aufmerfiam zu machen, ba 
fie fih durch diefe Dulbfamleit in Widerfpruch mit den Haren Beſtimmungen des 
Vertrages fetten. Gewiß, wenn biefe einer ber riftlihen Nationalitäten bes 
Drientd gewährten Konzeifionen aus einem allgemeinen Einverftänbniß zwifchen 
ben Kabinetten und ber Pforte in Gemäßheit eines auf ſämmtliche chriftfiche Be⸗ 
pölferungen ber Zürlei anwenbbaren Prinzips hervorgegangen wären, hätte bas 
kaiſerliche Kabinet dem nur feinen Beifall zollen können. Sie waren jeber 
erflufiver Art. 

Das Laiferliche Kabinet mußte alfo betroffen fein, zu ſehen, daß faum einige 
Jahre nach feinem Abichiuffe der Vertrag vom 18.80. März Angefichte ber zu 
Baris in Konferenz verfammelten und in ihrer Gefammtbeit bie bobe Kollektin- 
Autorität, auf welcher der Friebe bes Orients ruhte, barftellenden Großmächte un- 

eftraft in einer feiner weſentlichen Beftimmungen Übertreten werben konnte. Diefe 

Berlehung war nicht die einzige. Zu wiederholten Malen und unter verſchie⸗ 
denen Vorwänden if bie Einfahrt in die Meerengen fremben Kriegsſchiffen unb 
jene in das Schwarze Meer ganzen Geſchwadern geöffnet worden, beren Au⸗ 
weſenheit eine Verlegung bes biefen Gewäſſern beigemeffenen Charakters unbe- 
bingter Neutralität bildete. 

In dem Maaß, als folhergeftalt die von dem Bertrage bargehotenen Unter» 
pfänder und namentlih bie Bürgſchaften einer wirkſamen Neutrafität bes 
Schwarzen Meeres an Werth verloren, vermehrte bie Einführung ber zur Zeit 
der Abichließung des Vertrages von 1856 unbefannten und nicht vorhergeſehenen 
Panzerſchiffe für Rußland die Gefahren eines etwaigen Krieges, indem dadurch 
die ohnehin ſchon offenktundige Ungleichheit ber betreffenden Seeftreitfräfte in jehr 
bebeutenden Verbältniffen gefleigert wurbe. 

Bei biefer Lage ber Dinge mußte fih Se. Majeftät ber Kaifer die Frage 
vorlegen: welches die Rechte und welches bie Pflichten find, die für Rußland ans 
biefen Modiftcationen der allgemeinen Lage und aus biefen Abweichungen (dero- 
gations) von ben Verpflichtungen fich ergeben, denen es unausgefeßt gewiffenhaft 
tren geblieben ift, wiewohl fie im Geifte des Mißtrauens gegen Rußland abgefaßt 
worben waren. Nach einer reiflihen Prüfung dieſer Frage gelangte Se. Kaiferl. 
Majeftät zu folgenden Schlußfolgerungen, weldhe Sie angewielen werben, zur 
Kenntniß der Regierung, bei weldher Sie beglaubigt find, zu bringen. 

Unfer erlauchter Ser vermag de jure nicht zuzulaffen, daß Verträge, bie 
in mehreren ihrer wejentliden und allgemeinen Klaufeln überſchritten worden 
find, in denjenigen Klaufeln, welche bie tirelten Interefien feines Reiches be⸗ 
rühren, verbindli bleiben follen. Se. Kaiferl. Majeftät kann de facto nicht 
ugeben, daß bie Sicherheit Rußlands von einer Fiction abhänge, bie ber 
—* der Zeit nicht widerſtanden hat, und daß dieſe Sicherheit durch die 
Achtung ruſſiſcherſeits derjenigen Verpflichtungen gefährdet werde, die in ihrer 
Jure gitat nicht beobachtet worden find. Im Vertrauen auf das Billigkeitegefühl 
der Mächte, welche den Vertrag von 1856 unterzeichnet haben, fowie auf das 
Bewußtjein, das diefe Mächte von ihrer eigenen Würbe haben, befiehlt Ihnen 
der Kaifer zu erflären: „Daß Se. Kaiferl. Majeftät an die Verpflich— 
tungen des Vertrages vom 18./30. März 1856, infomweit biefelben 
| ine Souveränetätsredte im Säwarzen Meer einſchränken, fi 
nicht länger mehr gebunden erachten fann; daß Se. Kaiferl. Majeftät 
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18%, ” 
fid berechtigt und verpflichtet glaubt, Sr. Majeſtät dem Sultan bie Special- 
and Aufag- Convention zu bem ic ten Vertrage zu kündigen, welche letztere vie 
3 ind bie Größe ber Kriegej ife feftftellt, welche die beiden Ufermächte im 
Meere zu befiten ſich vorbehalten; daß Allerhöchſtderſelbe ven Mächten, 
mihe den allgemeinen Bertrag, befjen integrirenden Beftanbtheil biefe Convention 
Side, unterzeichnet und gem brleiftet haben, davon in loyaler Weile Kenntniß 
; daß Allerhöchſtderſelbe in diefer Beziehung Sr. Majeflät dem Sultan den 
ß jeiner Rechte zurüdgiebt und ebenſo biefen Vollgenuß für fich jelber 


Indem Sie ſich biefer Pflicht entlebigen, werden Sie für den Nachweis 
Kae Tagen. daß unfer erhabener Gebieter nur bie Sicherheit und Würde feines 
ihes im Auge bat. Se. Kaiſerl. Majeftät trägt fich keineswegs mit dem Ge⸗ 
danfen, die orientalifche Frage anzuregen. Auf diefem Punkte, wie überall fonft, 
best Se. Kaiferl. Majeflät keinen anderen Wunſch, als den des Fortbeflandes 
mb ber Befeſtigung des Friedens. Allerhöchftberielbe verharrt vollftänbig in ber 


Ruhe des Orients unb das europäifche Gleichgewicht zu fichern. 

Se. Kaiſerl. Majeſtät iſt Überzeugt, daß biefer Friede und dieſes Gleichge⸗ 
wicht eine Bürgichaft mehr erhalten, wenn fie auf gerechter und feſterer Grund» 
lage ruben, als auf derjenigen, welche aus einer Stellung hervorgeht, bie feine 
Großmacht ale eine normale Bebingung ihrer Eriftenz hinnehmen kann. 

Sie werben eingeladen, bem Herrn Minifter ber auswärtigen Angelegen- 


beiten gegenwärtige Depeiche vorzulejen und in Abſchrift zu hinterlaſſen.“ 


10. Rovemiber. Aus ber Depeiche Lord Granvilles an Lord Buchanan in 
Petersburg (Schluß). 

„Es entſteht die Frage, nicht ob ein von Rußland ausgebrüdter Wunſch in 
freundblidem Sinne von ben Äbrigen Mächten, welche mitunterzeichnet haben, forg- 
fältig zu erwägen wäre, fondern ob die Mächte von Rußland die Ankündigung 
hinnehmen follen, daß es durch eigenes Vorgehen ohne ihre Zuflimmung fi von 
einer feierlichen Vereinbarung [oegemadht bat. Ich brauche faum zu fagen, daß 
Ihrer Majeſtät Regierung diefe Mittbeilung mit tiefem Bedauern vernommen 
bat, weil diefelbe eine Erörterung eröffnet, welche das von ihr fo ernftlidh an⸗ 

eftrebte herzliche Einvernehmen mit Rußland aus dem Geleife bringen könnte. 

den oben erwähnten Gründen ift es für Ihrer Majeftät Regierung unmög- 
fi, zu dem von dem Fürften Gortihalow angekündigten Berfahren ihre Ge- 
nebmigung zu ertbeilen. Wenn ftatt einer derartigen Erklärung die ruſſiſche Re- 
ierung an bie bieffeitige Regierung und bie übrigen Mächte, welche bei dem 

age von 1856 betheiligt find, einen Borfchlag zur gemeinfchaftlichen Er- 
wägung gerichtet hätte, ob ſich etwas zugetragen babe, was man für eine Ver⸗ 
tragsverlegung halten fünnte, oder ob fi unter den Bedingungen etwas befinde, 
was unter ben veränderten Verhältniſſen mit Üübermäßiger Härte auf Rußland 
brüde, ober was im Laufe der Ereigniffe unnöthig geworden fei für bie fchuldige 
Beſchützung der Xürlei, jo würde Ihrer Majeftät Begierung fi nicht geweigert 
haben, bie Broge im Einverfländniß mit den Mitunterzeichnern bes Vertrages zu 
unterfuchen. Was immier auch die Ergebniffe derartiger Mittbeilungen geweſen 
fein möchten, die Gefahr fernerer Berwidelungen und ein fehr gefährlicher Prä- 
cevenzfall für die Gültigkeit internationaler Berbinblichleiten wäre vermieden worben. 

Ich bleibe x. 

. ge. Sranpille.” 
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16. November. Aus ter Depeſche des Grafen Beuft an den Grafen Chotel. 
„Die Regierung St. E. und k. apoftoliihen Majeftät konnte nur mit pein- 
lihem Bedauern den Entihluß vernehmen, den uns bie Depeiche bes Fürften 
Gortſchakow antünbigt, und für welchen bie kaiſerl. ruffifche Regierung eine ſchwere 
Berantwortlichleit übernimmt. Es if ihr unmöglich, ihr äußerſtes unen 3 
verbehlen und fie muß die ernfte Aufmerkſamkeit des kaiſerl. ruſſiſchen Kabine 
auf bie Bogen eines Schrittes lenken, welcher nicht bios fi gewaltiam 
einen von allen Großmächten unterzeichneten internationalen Vertrag vergeht, fon 
bern der auch unter Berbältniffen gefchieht, die mehr als je Europa jene Garan⸗ 
tien zum Bedürfniß machen, bie für feine Ruhe und feine Zukunft in ber Heilig 
haltung, ber Verträge liegen. 
enehmigen Sie ꝛc.“ 


16. November. Aus einer zweiten Depeſche des Grafen Beuft au den Grafen 
hotel. 

„Der Schritt, ber eben gemacht wurbe, kann nicht verfeblen, bie ernfieften 
Beſorgniſſe beroorzurufen. Im weſtlichen Europa brachte er bereits eine Erregung 
ber Geiſter hervor, die ber Sache des Friedens jehr abträglich iſt; in ber Levante 
wird dieſer Verſuch Rußlands, fich felbft Recht zu verfchaffen, ohne Zweifel al 
Beweis betrachtet werden, daß dieſe Macht den Moment für gelommen eraditeie, 
bie Föfung der fogenannten orientalifchen Frage in bie Hand zu nehmen. Die fo 
lebhafte Einbildungskraft der chriftlichen Völker in dieſen Gegenden wird darin 
eines ber lebhafteften Aneiferungsmittel finden. Das hervorſtehende Beiſpiel eines 
Staates, deſſen Anſehen in ihren Augen jo groß ift, wird in Zukunft, fo fürchten 
wir, bei ihnen alle Agitationen und Gewaltthätigleiten rechtfertigen. 

Der ruſſiſche Kanzler wirb nicht in Abrebe ftellen können, daß etwas vor⸗ 
handen, was uns Grund zur Beſorgniß giebt, und wirb fih auch nicht wundern, 
daß wir bie Ueberrafchung fehr ernft nehmen, die er ber politifhen Welt bereitet. 
Wir fehen in ber von dem Petersburger Kabinet eingenommenen Haltung zwar 
nicht eine birelte Bedrohung Europas, aber doch eine Urſache unangenehmer 
Störung, die feine Ruhe und Sicherheit in Gefahr bringt. Ich habe nie ein 
Geheimniß aus meiner Ueberzeugung gemacht, daß das Uebereinlommen von 1856 
Rußland am Schwarzen Meere in eine Situation gebracht, bie einer Großmadkt 
wenig würdig, ba fie die Rolle abſchwächt, die e8 ın den Gewäſſern zu fpielen 
berufen iſt, weldye feine Ufer beipülen, und ich babe nichts unterlaffen, ich kann 
bies behaupten, um für dieſe Ueberzeugung bei den anderen Garantiemädhten 
Theilnahme zu gewinnen. Ich war beshalb um fo peinlicher berührt, die Eaiferl. 
Regierung, um ihren Beichwerben abzuhelfen, zu einem Mittel greifen zu eben, 
bas in jeder Beziehung mir zum Mindeften unglüdtich gewählt ericheint.“ 


8. November. Aus einer Depeiche ded Fürften Gortſchakoff an Baron 
Brunnow tu London. 

„Unfer erhabener Herr hat eine gebieterifche Pflicht gegen fein Land zu er 
füllen gehabt, ohne damit weder eine Verlegung, noch eine Bedrohung eines ber 
Unterzeichner des Vertrages von 1856 zu beabfidhtigen. Im Gegentheil appellirt 
Se. Majeftät an das htigleitsgefühl derjelben und an ihr Bewußtſein der 
eigenen Würbe. . 

Wir bedauern zu jehen, daß Lord Granville fich vorzugsweife an bie 
Form unferer Mittbeilung hält. Diefelbe lag nicht in unferer Wahl. Gewiß, 
wir hätten nichts Beſſeres verlangt, als durch eine Berflänbigung mit den Unter. 
zeichnern des Vertrages von 1 zum Ziel zu kommen. Aber ber erſte Staats- 
ekretair Ihrer —*58 Majeſtät weiß wohl, daß alle die zu verſchiedenen 

alen gemachten Verſuche zur Vereinigung der Mächte, um gemeinſchaftlich Aber 
Beiritigung der den allgemeinen Frieden flörenden Urfachen zu berathen, ſtets 
geicheitert find. Die Verlängerung der gegenwärtigen Kriſis und bie Abweſenheit 
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einer vegelmäßigen Regierung in Frankreich ſchiebt die Möglichkeit einer ſolchen 

i noch hinaus, inzwiſchen aber ift bie durch jenen Vertrag für Ruß⸗ 
land gemachte Stellung mehr und mehr unerträglich geworben. 

Lord Granville wirb zugeben, daß das heutige Europa weit entfernt iſt, 
defielbe zu fein, welches ben von 1856 unterzeichnete. Es war unmöglich, 
def Rußland fi) dazu verſtehen konnte, allein, in infinitum an ein Ueberein- 

Immen gebunden zu bleiben, weldes, ſchon beſchwerlich zur Zeit, als es abge 
ſchloſſen wurde, von Tag zu Tag feine Garantien mehr und mehr verlor. 

‚Unfer erhabener Herr hat zu jehr das Gefühl deſſen, was er feinem Lanbe 

iR, um bemfelben noch länger eine Berpflihtung aufzuerlegen, gegen 
welche das Rationalgefühl proteftirt. 

Bir Fönnen nicht zugeben, daß die Bejeitigung eines theoretifchen Grund⸗ 

ſahes ohne unmittelbare Anwenbung, weldhe Rußland einfach ein Recht zurück⸗ 

‚ befien Feine Großmacht beraubt werben kann, als eine Bedrohung bes 

wbens zu betrachten wäre, auch, daß die Annullirung eines Punktes bes 

es von 1856 bie Annullirung des Ganzen in fidh begreift. 
ies ift nie ber Gedanke bes kaiſerlichen Cabinets geweſen. 

Im Gegentheil erklären unfere Mittbeilungen vom 19. Oktober in ber 
beutfichften Weife, daß Se. Majeflät der Kaifer feine Zuflimmung zu den Ver⸗ 
ttägen von 1856 vollfländig aufrecht erhält, und daß er bereit ift, ſich mit ben 
Unterzeichnern biefes Uebereinlommens zu verfländigen, fei e8 um die allgemeinen 
Feſtſegungen befjelben zu beftätigen, fei e8 um biejelben zu erneuern, fei es um 
biefelben durch irgend eine andere billige Abmachung, welche für geeignet zur 
ar der Rube im Drient unb das Gleichgewicht Europas erachtet würde, 
zu erjeßen.” 


Zur Stellung der deutſchen Bolitik. 
Dismards erfte Aeußerungen über Rußlands Vorgehen. 


23. November. Odo Ruffell an Lorb Grauville. 


„Graf Bismard empfing mich geftern und das Ergebniß breiftündiger Er- 
Örterungen war, daß er mich ermädhtigte zu verfichern: 

8 daß das ruſſiſche Rundſchreiben vom 19. ihm überraſchend gekom⸗ 
men ſei; — 

2. daß während er jeder Zeit der Meinnng geweſen ſei, daß der Vertrag 
von 1856 mit ungerechtfertigter Härte auf Rußland laſte, er doch die Art des 
Borgehens Rußlands und die zur Erzwingung einer Reviſion bes Vertrags ge⸗ 
wãhlte Zeit mißbillige; 

3. daß er bedaure wegen des gegenwärtigen Krieges weder ſich einzumiſchen 
noch ſelbſt das ruſſiſche Circular zur Zeit amtlich beantworten zu können; — 

4. daß er jebodh, um den Ausbruch eines anderweitigen Krieges zu ber» 
hüten, ſich entichieben für bie Abhaltung von Eonferenzen in Konftantinopel 
ausiprechen werbe. — — 

Eine zweite Beiprechung mit Graf Bismard dauerte geftern Abend von 
10 Uhr bis nad Mitternadht. 

Der Raifer hatte inzwifchen telegraphifch mit dem preußifchen Gefanbten in 
etersburg corresponbirt und autorifirte mich nach London zu telegraphiren, daß 
als Ew. Lorbichaft einverfianden wäre, er gern der Initiative zu dem Vor⸗ 
lage von Konferenzen ergreifen würbe, um eine friedliche Löfung einer Frage 

finden, welche, wie ich ihm offen ausgeiprochen hatte, in ihrer gegenmärtigen 
da geeignet wäre, uns mit ober ohne Bundesgenoffen zum Kriege mit Rußland 
drfngen würbe. — Graf Bismard fprach fi für Abhaltung einer Konferenz 
in Petersburg aus, wo mit Rädfiht auf die Anweſenheit bes Kaifers leichter zu 
einer Berkänbigung zu gelangen wäre als in Konftantinopel x. x.“ 
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25. November. Lorb Granville an Odo Ruſſell. 

Ausdrud der Befriedigung darüber, daß bie ruffifche Eröffnung auch von ber 
prenßifchen Regierung mit Ueberrafhung und Bebauern aufgenommen werbes 
fei. — Bereitwilligleit Englands zu einer Konferenz, — aber weber in Betersbmg 

noch in Konftantinopel, — auch nicht in Berlin mit Räüdficht auf Frankreich 


Odo Auffell an Lord Granville. 
Sraf Bismard ſchlägt London als Konferenzort vor, — nachbem 
Gortſchakoff fih dazu geaen ben Rorbbeutihen Geſandten bereit ertiärt 


am bie Ehrlichkeit der ruffifchen Politik zu bethätigen und ber Öffentichen Meinung 
Englands eine Befriedigung zu gewähren. 


29. November und 1. Dezember. Lord Lyons an Lorb Granville. 


Bedenken ber franzöfiihen Regierung in Tours, an einer Konferenz Theil 


zu nehmen, weldhe auf Preußens Anlaß und unter den Auspicien Preußens 
ftattfinden folle. — 


Frankreich würde da eine untergeoronete Rolle jpielen unb dazu beitragen, 
pas von Preußen ſchon jegt in Anſpruch genommene Uebergewidht in Europa zu 
onftatiren. — 

Lord Lyons machte dagegen geltend, daß Frankreichs Würbe und Interefie 
u erfordern ſchiene, daß es bei den Konferenzen nicht fehle. Eine Zuſammen⸗ 

nft der Vertreter der Großmächte, bei welcher auch Frankreich vertreten fei, 
würbe gerade in dem Augenblide vortheilhaft für baffelbe fein. 

Herr v. Chaudordy blieb fehließlih dabei fteben, daß bie Regierung in 
Zours eine Entiheidung nicht ohne Verhandlung mit ber Regierung in Baris 
treffen könnte. — 


27. Dezember. Mittheilung der franzöfiihen Regierung nach London, daß 
3. Favre zum Vertreter Frankreichs auf den Konferenzen beftinmmt fei. 


Deutſcher Vermittelungsvorſchlag. 


6. Dezember. Mittheilung des Bundeskanzlers Grafen v. Bis⸗ 
marck bei Vorlegung der Actenſtücke im Reichstage. 


„Ich bemerke, daß das Bundespräſidium den Zeitpunkt für günſtig 
erachtet hat, um einen Vermittelungsvorſchlag an die Mitunterzeichner 
des Kappe Griedend= Vertrages vom 30. März 1856 zu richten, welcher 
dahin gebt: 

“ ge biefelben ihre Vertreter in London autorifiren möchten, zu 
einer Konferenz zufammenzutreten, um in derjelben die Fragen 
u erwägen, melde fih an die von dem kaiſerlich ruſſiſchen Ka⸗ 
inet durch defien Cirkular vom 19./31. Oftober d. 3. gemachten 
Eröffnungen tnüpfen. 

Diefer Vorſchlag hat die allfeitige Zuftimmung gelunben und das 
Präfidium wird hiervon dem Londoner Kabinet mit dem Erſuchen Kenntniß 
geben, den Zufammentritt der Konferenz in London einzuleiten.“ 


Der Berlauf der Londoner Eonferenz. 
Aus den Protocollen. 


„Rad wiederholter Verfhiebung trat bie Conferenz am 17. Januar zum 
erften Male zufammen. In biejer erften Sitzung ftellte der türkifche Geſandte den 
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Antrag, daß Lord Granville den Borfig übernehme, als ein Zeugniß für das 
Sertranen aller Mächte auf deſſen erleuchtete Fürforge, eine Löſung anzubahnen, 
weite mit der Gerechtigleit und dem allgemeinen Wunſche nah Erhaltung bes 
Friebens im Einflange ſei. Lord Granville nahm ten Borfit dankend an und 
Yeah zugleich fein Bebanern aus, daß Fein Vertreter Frankreichs zugegen ſei. 
& Ihlägt vor, die Refultate der Berhanblungen dem franzöfiichen Gejchäftsträger 
jedetmal Lonfidentiell mitzutheilen, und bie Berfammlung flimmt bem bei. Hierauf 
Rt Lord Granville ben Antrag, ein befonderes Protokoll zu unterzeichnen, bes 
Inhalts, daß die Eonferenz von allen ben Mächten, welche den Vertrag von 1856 
unterzeichneten, nen fei, um ohne vorgefaßte Beſchlüſſe und mit voll« 
Immener Freiheit die Mobiflcationen jenes Vertrages zu beratben, welche Ruß⸗ 
land in Beziehung auf die Neutralifirung des Schwarzen Meeres wünſche, und 
im Einflange mit dem wefentlihen Grunbfage bes öffentlichen Rechtes, welches 
le Mächte anerlenuen, daß „leine berfelben fih von den Berpflichtungen eines 
Bertrages losſagen ober befien Beflimmungen mobdiftziren kann, es fei denn mit 
i g ber contrahirenden Parteien auf dem Wege freundlicher Verſtän⸗ 
digung“ Hierber wird ein Protololl ad hoc unterzeichnet und die Vertreter 
Nr Pforte, ber öſterreichiſch⸗ ungariſchen Monarchie und Italiens erffären ihre 
formelle Zufiumung zu bem nbfage. Dann las der Vertreter Rußlands 
an Memoire vor über die Thatfahen und Umflände, welche jeit dem Vertrage 
von 1856 die Wirkungen bveffelben modifizirt und den Czaaren veranlaßt haben, 
eine Reviſion ber Artikel, welche fich auf das Schwarze Meer beziehen, zu bean- 
tagen, ba biefe nicht länger verträglich find mit ben guten nachbarlichen Be⸗ 
ziehungen zwifchen den beiden Ufermächten. Er beantragt diefe in boppeltem In⸗ 
irefle für die Sicherheit fowohl als für die Würbe feines Staates und mit ver 
ſeſten Abficht, die allgemeinen Grunbjäge des Vertrages von 1856, durch welchen 
bie der Türlei im europäifchen Concerte feftgeftellt wurde, aufrecht zu 
erhalten. Der Bertreter ber Pforte erfennt den verjönlichen Geift der ruffifchen 
Erfirung an und fpricht ben Wunſch des Sultans aus, mit bem Czaaren in den 
frenndlichſten nachbarlichen Beziehungen zu bleiben und feine friedlichen Geſin⸗ 
nungen bei biefer Gelegenheit burch jeine Mitwirkung zur Verhinderung von Com- 
biilationen zu beweifen. Er beantragt dann einen Aufichub der nächſien Sikung, 
am die ruſſiſchen Vorſchläge reiflicher erwägen zu können. Der Vertreter von 
Rerddentſchiand wünſcht bie erfte Gelegenheit zu ergreifen, um zu beftätigen, daß 
ie Regierung des Königs eine Conferenz vorgeichlagen habe im Sinne der Ber- 
Iöhnfihleit, der Billigleit und des Friedens; er fei in demſelben Einne beauftragt, 
ane ernftliche gung der ruffiiden Wünfche nad einer Reviſiou folcher 
Clarſeln des Vertrages von 1856 zu empfehlen, welde bie nachbarlichen Be- 
je ber beiden Ufermädhte zu berühren fcheinen, bie fo wejentlidh für bie 
Ruhe des Orients feien. Er würde feinen Inftructionen gemäß mit völliger und 
anfrichtiger Unparteilichkeit auf tie Diskuffion eingeben, lediglich in ter Abficht, 
durch das Einverftändniß aller Vertragsmächte die Sicherheit des Orients und die 
Sutegrität der ottomanijchen Pforte zu wahren. Zum Schluß giebt Lord Gran- 
ville den Gefinnungen feine Anerkennung, welche Preußen veranlaften, eine . 
Eonferenz in Anregung zu bringen, halte es aber für nöthig, zu bemerfen, daß 
mfpränglich vorgeſchlagen war, bie Eonferenz in Petersburg zu halten, und baß 
nur angenommen wurbe unter der Bebingung, daß fie an einem anteren 
Orte unb ohne vorgefaßte Beſchlüfſe gehalten were. 

In der zweiten Sigung am 24. Februar zeigt ber preußiſche Bevoll⸗ 
mächtigte an, baß fein Souverain den faiferliden Titel angenommen habe, 
und ber ruſſiſche Geſandte beeilt fi, anzukündigen, baß er Inftructionen 
erhalten habe, diefen neuen Titel des Königs von Preußen anzuer- 
fennen. Alle anderen Vertreter ſchließen fich dieſer Anerkennung an. 

Dann rerlieft ber ruſſiſche Vertreter ein Reſumé der Anfichten feiner Regierung. 
Er vergleicht ben gegenwärtigen Zufland von Europa mit tem zur Zeit des Endes 
des Krimkrieges. Dann auf die Frage wegen des Schwarzen Meeres kommend, 
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wird darauf hingewielen, daß bie Navigationsfreiheit ein wefentliches t beiber 
Uferftaaten fei, daß eine gefunde Politik den Mächten empfehle, einem Zuſtande 
ein Ende zu maden, der die Unabhängigkeiten beider Staaten beſchränke und bie 
Keime von Unrube und Zwietracht enthalte, und es wird ber Pforte die Imitiatiwe 
zu folden Modifikationen vorbehalten, wie Rußland fie wünſcht. Der tärfifde 
Bevollmächtigte will die Beſtimmungen von 1856 nicht als nachtheilig für bie 
Unabhängigkeit der Uferftaaten anerkennen, noch auch, daß fie durch die Begeben- 
heiten ber letten fünfzehn Sabre weſentlich berührt feien; er bebauert, bag Rufe 
land darin ein Hinderniß für den Frieden im Orient erblide, jedoch habe feine 
Regierung in verjöhnlidem Sinne ihn inftruirt, folden Mopifilatiouen zuzu⸗ 
flimmen, welche die anderen Vertragsmächte für äquivalente Garantien und für 
verträglich mit der Sicherheit des ottomaniſchen Reiches anerlennen. Diejem 
Brinzipe der Aequivalente ſtimmt ber öfterreichifche Vertreter bei. Lorb Gran⸗ 
ville lobt ben verföhnlichen Sinn der türfifhen Erklärung, bemerkt aber, daß 
fon zur Zeit des DVertragsichluffes politiſche Perjonen in England ſich gegen die 
Neutralitätsflaufeln des Vertrages erklärt hätten. Er felbft glaube zwar, baß fie 
zur Zeit wichtig und nützlich für die Sicherheit des türkiſchen Reiches geweſen 
feien, er wäre jeboch bereit, Namens feiner Regierung eine Convention im Sinne 
ber ruſſiſchen Wünfche zu unterzeichnen, unter der Bebingung, daß Yequivalente 
für die Neutralitätsllaufeln erlanıt würden. 

Am 3. März war wieberum Sigung, und bie Artifel eines neuen Ber- 
trages als Erfat für den von 1856 wurden biscutirt. Der Vertreter der Türlek 
macht Einwürfe gegen den Ausprud „Nichtufermächte” (pouvoirs non riverains) 
in dem Artikel, welder dem Sultan erlaubt, in dringenden Fällen bie Darda- 
nellenftraße fremben Kriegsichifien zu öffnen, und wünſcht anftatt deſſen „befreunbete 
Mächte” zu feten, da jener Ausbrud eine Beſchränkung der fouverainen Rechte 
der Pforte einjchließe und den Schein habe, gegen Rußland allein gerichtet zu 
fein. Baron v. Brunnomw ergebt ſich weitläufig über bie durchaus friebliche 
Politik feine® Souverains und fpricht das Vertrauen aus, daß bie Einſtimmigkeit 
aller Mächte die befte Garantie fei für die Ruhe, bie Sicherheit und die Wohl- 
fahrt der Türkei. Lord Granville betont alle bie freundlichen Gefinnungen 
noch mehr, kann aber ven Einwürfen des türkifchen Vertreters wegen bes Aus» 
drudes „Nichtufermächte” nicht beiftimmen, ba dieſer Ausdruck in dem Vertrage 
bon 1856 gebraudt fei. Mufurus Paſcha befteht aber darauf, aus dem neuen 
Bertrage jeden Unterſchied zwiſchen den Mächten zu entfernen, weiche alle gleich⸗ 
mäßig die Integrität und die Unabhängigkeit bes ottomanifchen Reiches garantirt 
haben und beruft ſich auf den Bevollmächtigten Deutſchlands, welcher wieberholt, 
daß das weſentliche Ziel feiner Regierung fei, ein gemeinfames Einverfländniß 
zwiſchen den Unterzeichnern des Vertrages von 1856 herbeizuführen. Dann werden 
die Elaufeln über die Donau in Betracht gezogen und Lord Oranville ſchlägt 
vor, die internationale Commiſſion für 26 Jahre beizubehalten, obgleich er eine 
unbeſchränkte Verlängerung ihres Beſtehens wünſchen möchte. Graf Bernftorff 
hätte auch einer unbefchränkten Fortdauer zugefiimmt, da jedoch Defterreih und 
Rußland nur einen Zeitraum von 12 Jahren zugeben wollen, fo nimmt er dieſen 
an und Lord Granville ftimmt vorläufig zu. 

Die vierte Sikung der Konferenz war ſehr kurz. Alle Benollmächtigten, 
außer Muſurus Paſcha, waren bereit, die Artikel des vorgeichlagenen Vertrages 
anzunehmen, aber ber Vertreter Frankreichs war noch nicht eingetroffen. 

Bei Eröffnung der fünften Sigung am 13. März ftellte der Vorſitzende 
den Herzog de Broglie ber Eonferenz als Bevollmächtigten für Frank— 
reich vor. Der Herzog de Broglie erkennt die Worte Lord Granpille’s 
als vol Freundihaft und Wohlwollens für Frankreich an, bezieht fich auf bie 
Urſachen, welche verhindert haben, daß ein Vertreter Frankreichs bei den früheren 
Sitzungen gegenwärtig war; bemerkt, daß die franzdfiiche Regierung vielleicht vor⸗ 
gerogen haben würde, bis zu Ende abmweiend zu bleiben, jeboch gefllrchtet habe, 
aburch ihrem Bewußtſein von ber Wichtigkeit, die Harmonie zwiſchen ben beiben 
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Gnfmäcten zu bewahren ober herzuftellen, nicht genligenben Ausbrud zu geben. 
877 mit Eifer die Gelegenheit, um ſich zu dem heilſamen Grundſatze der 
iſchen Geſellſchaft zu belennen, „daß keine weſentlichen Aenderungen in den 
inernationalen Beziehungen ſtattfinden ſollten ohne die Einſtimmung aller Groß⸗ 
möchte". Die franzöfifhe Regierung babe keinen genügenden Grund zur Ab⸗ 
inderung ber Beftimmungen bes Bertrages von 1856 finden können, und würde 
vergenogen haben, ihn beizubehalten; ba jedoch die Pforte, als Haupt-Intereffent, 

die Wänfche Rußlande zugeftebe, fo ſtimme die franzöfliche Regierung gern ben 
; Beihläffen ber Konferenz zu. Der Bertreter Italiens fchlägt vor, in dem zweiten 
Urülel des neuen Vertrages die Worte „befreundet und alliirt“ an bie Stelle 
: von „Nidhtufer” (non riverain) zu feßen, womit Muſurus Paſcha einverſtanden 
#. Dann werben noch verichiedene Aenderungen einzelner Ausprüde in Bor- 
gebradht, wie „Konvention“ für „Vertrag“, „Kriegsſchiffe“ für „Flotten“ 

uud ein Schiußfat hinzugefügt, weldder das Hecht bes Sultans, nöthigenfalls in 
Srietenszeiten die Darbanellenftraße zu öffnen, mit der Nothwendigkeit, die Aus- 
fükkang des Vertrages von Baris zu wahren, ibentifizirt. Diefe Amendements 
werben angenommen. Bezüglih auf die Dauer ber internationalen Donau- 
Temmilfion wird ber öfterreichifche Borfchlag von 12 Jahren angenommen; Graf 
Apponyi hätte eine längere Dauer gewünſcht, wenn bie andern Mächte zuge- 
kam hätten, Graf Bernflorff und Baron Brunnow find nur zur Annahme 

ver 12 jährigen Frift ermächtigt; Die Vertreter Frankreichs und Italiens hätten eine 

i Verlängerung angenommen. Dann melden bie Bevollmächtigten 
Aublands und der Türkei, daß fie ermächtigt find, eine befondere Convention zu 
mtiergechnen, wodurch bie fpeziellen Clauſeln bes Vertrages don 1856 bezüglich 

auf die Zahl der Kriegsfchiffe, welche jede Macht im Schwarzen Meere halten 
derf, beieitigt werben; dieſe befonbere Convention foll der Conferenz mitgeteilt, 

dem Bertrage angehängt und die Ratififation beider an bemfelben Tage ausge» 
unit werben. Daun wirb bie Urfchrift des Vertrages von allen fieben Be⸗ 
vellmähtigten unterfchrieben und am folgenden Tage bie fieben Abfchriften ge 
bübrend unterzeichnet und befiegelt, worauf ber türkifche Bevollmächtigte für fich 

und alle Theilnehmer den Dank der Conferenz an ihren Borfitenden, Lord 

Grensilie, ausfpricht.“ 


Ergebniß der Gonferenz über die Pontudfrage. 


Bertrag vom 13. März 1871 zwiſchen Deutſchland, Defterreich, 
Frankreich, England, Italien, Rußland und der Türkei. 

Art. 1. Artikel 11, 13 und 14 bes Parifer Vertrages vom 30. März 

1856, wie bie zwifchen ber hoben Pforte und Rußland abgejchoffene und dem 

14 beigefügte Convention werben aufgehoben und durch den folgenden Artikel 


‚ Art. 2. Das Prinzip der Schließung der Darbanellen und des Bosporus, 
Me daſſelbe durch Separatvertrag vom 30. März 1856 bergeftellt worden, wird 
aufrehterhalten, fowie die Macht Sr. kaiſerlichen Majeftät des Sultans, die ge- 
Unnten Meerengen in Sriedenszeiten ben Flotten ber befreundeten und alliirten 
Nicte, falls die Ausführung der Stipulationen bes Parifer Vertrages vom 
%, Mir, 1856 es erfordern follte, zu öffnen. 

Art. 3. Das Schwarze Meer bleibt wie bisher den Handels: Marinen 
aller Rationen geöffnet. 

Art. 4 Die dur Art. 16. des Pariſer Vertrags errichtete Commilfion, in 
welcher jeder ber Mächte, die gemeinichaftlich den Vertrag unterzeichneten, durch 
einen Delegirten vepräfentirt ift, und bie mit dem Entwurf und ber Ausführung, 
ber unterhalb Iſaltſcha nothwendigen Arbeiten betraut wurbe, um die Mündung 
der Donau, fowie die benachbarten Theile des Schwarzen Meeres, von Sand- 
bänken unb anderen Hindernifien frei zu machen, damit biefer Theil des Fluſſes 
und bie gensunten Theile des Meeres in beſten Zuftand für die Schifffahrt geſetzt 
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werben, verbleibt in ihrer gegenwärtigen Zufammenjegnng. Die Dauer diefe 
Commiſſion ift auf einen weiteren Zeitraum von 12 Jahren, und zwar von 
24. April 1871 bis 24. April 1883 — dem Termin zur Einlöfung bes von dieſe 
Commiſſion unter Garantie von Deutfchland, Defterreih, Ungarn, Franfreid 
Großbrittannien, Italien und der Türkei contrahirten Anlehens — fi 

Art. 5. Die Bedingungen des Wieberzufanmmentritts der durch Artikel Ti 
des Barifer Vertrages vom 30. März 1856 gebilbeten Fluß-Commilfion ſoll drxrd 
eine vorhergehende Verſtändigung zwiſchen den Flußmächten, ohne Präjndiz De 
auf die drei Donau⸗-Fürſtenthümer Bezug habenden Clauſel fefgeftellt werben 
und infofern irgend welche Mobiftzirung bes Artikels 17 bes genannten Bertram 
involoirt fein mag, fo foll letztere ber Gegenſtand einer Speial-Konven 
zwiſchen den Signaturmächten bilben. 

Art. 6. Die Mächte, weiche die Küften dieſes Theiles ber Donau befugt! 
wo die Katarakte und die Eifernen Thore der Schifffahrt Hinderniffe bereiten, 1 
bem fie fi vorbehalten, Behufs Befeitigung dieſer Hinberniffe zu einer WEB: 
fländigung zu kommen, erkennen den hoben contrahirenden Parteien das WE: 
zu, bis zur Zilgung der zur Ausführung ber Arbeiten contrahirten Schub — 
proviforifhe Abgabe auf Handelsſchiffe jeber Flagge, welche von nun an babe zu 
Nuten ziehen, zu erheben, und fie erklären, daß Artikel 15 des Barifer Verr — 
von 1856 auf diefen Theil des Fluffes für ben zım Rückzahlung ber qu. SCHE 
nothwendigen Zeitraum feine Anwendung findet. | 

Art. 7. Ale burd die europäiſche Commiffton in Ausführung des Put 
Vertrages von 1856 cher bes gegenwärtigen Vertrages errichteten Bauten ! 
Etabliffements follen fortfahren, fich berfelben Neutralität zu erfreuen, biew= 
bisher geſchützt hat und welde Seitens der hoben contrabirenben Bartelen men 
allen Umfländen in gleicher Weife für die Zukunft refpeltirt werben wirb. N} 
darans entfpringenden Bortheile ber Priitegien erftreden fi) auf das gef 
Berwaltungs- und Ingenienr-Perfonal der Commiffion. Wohlverſtanden a 
dieſe Beſtimmungen dieſes Artikels in keiner Weile das Recht ber hoben 
in ihrer Eigenfhaft als Territorialmacht, wie bisher ihre Kriegsfchiffe iwr hi 
Donau zu jenden. 

Art. 8. Die hoben contrahirenden Parteien erneuern und beſtätigent alle 
Stipulationen bes Bertrage® vom 30. März 1856, ſowie auch deren Anhänge, 
bie durch den gegenwärtigen Vertrag nicht anullirt oder mobiftzirt find. 

Art. 9. Der gegenwärtige Vertrag fol ratiflzirt und bie NRatifilattonen 
jollen innerhalb ſechs Wochen oder früher, wenn möglich, ausgewechſelt werben. 





Ib, Bie Campague der franzöfifchen Hepublik, 


Die erfie Kampagne. 


18%. 10. Oltober. Bambettas Broclamation nad feiner Ankunft in Tours. 


„Mitbürger! Auf Befehl der Regierung ber Republik babe ich Paris ver- 
Iafien, um Euch zugleich mit ben Hoffnungen, von benen das Volk von Paris 
erfült if, Die Anweifungen und Befehle derjenigen zu übermitteln, welche fich 
ber Aufgabe unterzogen haben, Frankreich von den Fremden zu befreien. 

Baris, welches feit fiebzehn Tagen belagert ift, bietet das Schanfpiel bar, 
Wie mehr als 2,000,000 Menſchen, welche alle Zwiftigleiten vergefien, um ſich 
um die Fahne ber Republik zu fchaaren, die Borausficht des eindringenden 
Feindes zu nichte machen, welcher auf Zwietracht im Innern vechnete. Die Re- 
velution hatte in Paris weder Geſchutze noch andere Waffen gefunden. Setzt find 
im der Stabt 400,000 bewaffnete Nationafgarden, 100,000 Mobilgarven und 
60,00 Hann reguläre Truppen. In den Werkflätten werben Geſchütze gegofien, 
die Grauen fertigen täglich eine Million Patronen an. Jedes Bataillon ber 
Natienalgarde bat zwei Mitrailleufen; auch wird fie mit Feldgeſchützen verfehen, 
um Ausfälle gegen die Belagerer machen zu lönnen. Die Forts find mit 
Morine-Truppen beſetzt und mit vortrefflihen Geſchützen verfehen, welche von 
ben beten Artilleriften der Welt bedient werden. Bis jett bat ihr feuer bem 
Feind verhindert, auch nur das kleinſte Erdwerk aufzurichten. Die Enceinte, 
welche am 4. September nur mit 500 Kanonen beſetzt war, hat jetzt deren 3800 
wm ousreichenber Munition. Mit dem größten Eifer wirb das Fener fortgefett; 
jeder Mann befindet ſich an bem für ihn beflimmten Poften. Die Enceinte ift 
fortgährend von der Nationalgarde beiett, welde vom Morgen bis zum Abend 
Das Wert bes Krieges verrichtet. Die Feltigkeit und Erfahrung biejer improvifirten 
Soldaten wirb von Ta zu wog größer. Hinter der einen Enceinte eriftirt noch 
Eine andere, von Barriladen gebildete, deren Bau die Pariſer zur Vertheidigung 

Republik jet wieder aufgenommen haben. Alles biejes ift mit Ruhe, Orb- 
und Enthufiasmus ins Werk geſetzt worben. 

Es ift feine Illufion — Paris ift nneinnehmbar! Es kann 
Weder durch Gewalt no durch Ueberrafhung erobert werben. Zwei 
Andere Mittel blieben den Breufen: ber Aufftanb und bie Hunger®- 

oth; aber weder zu dem einen, noch zu dem andern wird es in 
Paris fommen. Da die Gtabt mit dem Nötbigen verfeben ift, fo ift fle im 

t Se, dem Feinte lange Monate hindurch Trotz zu bieten. Die Lebensmittel 
fin, -n Mafle aufgehäuft und mit männlicher Ausdauer wird bie Stabt alle Be⸗ 

Angniffe ertragen, um ihren Brüdern in den Departements Zeit zu 
Beben, ihr zu Hülfe zu kommen. Dies ift, ohne irgend welche Entitellung, 
die Situation von Baris. 
. Große Pflichten werben Euch dadurch auferlegt. Die erſte biefer Pflichten 
R, baß Ihr Leinen anderen Gedanken habt als den Krieg. Die 


Für Bismard. IL 13 





194 


1870. 


zweite befteht barin, daß Ihr in brüberlihem Entgegenlommen Euch ben Befehlen 
der republilanifchen Regierung fügt, welche durch Das Recht der Nothwen⸗ 
digkeit gefchaffen ift und keinen anderen Ehrgeiz, feine andere Leidenſchaft hat, 
als Frankreich dem Abgrunbe zu entreißen, an welchen e8 die Monardie geführt 
bat; fobalb das geſchehen iſt, wirb die Republik feft begründet und ge- 
[hüst fein gegen alle Verſchwörer und Reactionaire. 

Die Republik ruft die Mitwirkung Aller an. Der Himmel wirb aufhören, 
unfere Gegner zu begünftigen. Die Herbftregen werben kommen, und, zurikcl- 
gehalten bei Paris, weit entfernt von ihrer Heimatb, beunruhigt von uns, werben 
die Feinde decimirt werben durch unfere Waffen, durch den Hunger, durch bie Natzkkr. 

Rein! es ift nicht möglich, daß ber Genius Frankreichs fein Antlig am 
immer verbüllt habe, daß bie große Nation fi den ihr zulommenden Play in 
der Welt durch die Invafton von 500,000 Menſchen nehmen läßt. Erheben Wir 
uns in Maſſen; laßt uns lieber fterben, al® die Schmach einer Sertüdehe ung 
Frankreich erdulden; trotz alles unferes Unglüds bleibt uns noch das Gefäkh 
der Einheit und Uitheilbarleit ber franzöfifhen Republik. 

Ruhmreicher als je wird das helagerte Paris jene unfterbliche Devife a«zıf- 


rechterhalten, welche ganz Frankreich ihm nachſprechen wirb: Es lebe die Nation, 
e8 lebe die eine und untbeilbare Republik.” 


11. Oftober. Einnahme von Orleans. 
30. Oftober. Gefecht bei Le Bourget. 


2. November. Dekret der franzöfiihen Regierung wegen Maffert- 
aufgebots. 


Gefahren an der Loire. 
9. November. Räumung von Orleans Seitens der deutſchen Truppen- 
27. November. Sieg bei Amiens. 
29. November. Gefecht bei Villiers. 
2.—4. Dezember. Gefechte bei Brie und Champigny. 
4. Dezember. Wiedereroberung von Orleans. 


Die Ergebniffe der erften republitanifhen Campagne. 
6. Dezeniber. Armeebefehl ded Könige. 


„Soldaten der verbündeten Deutſchen Armeen! Wir fteben abermals 
an einem Abjchnitt des Krieges. 

AS Ich zulegt zu Euch ſprach, war mit der Capitulation von Mek 
die legte der feindlichen Armeen vernichtet worden, melde uns beim Bes 
ginn des Feldzuges gegenüberftanden. 

Seitdem bat der Feind durd die außerordentlichſten Anftrengungen 
und neu gebildete Truppen entgegengeftellt, ein großer Theil der 
wohner Frankreich hat feine friedlichen, von uns nicht gehinderten Ges 
werbe verlaflen, un die Waffen in die Hand zu nehmen. 

Der Feind war und an Zahl oft überlegen, aber dennoch habt Ihr 
ihn wiederum gefchlagen; denn Zapferkeit und Mannszucht und dag Bers 
trauen auf eine gerechte Sache find mehr werth, wie die Ueberzahl. 
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Ale Berfuche des Feindes, die Cernirungslinie von Paris zu durch» 
brechen, find mit Entjchiedenheit zurückgewieſen morden, oft zmar mit 
neien blutigen Opfern — mie bei Ehampigny und bei Le Bourget — 
iber auch mit einem Heldenmuth, wie Ihr Yon überall bemeifet. 

„. Die Armeen des Teindes, welche zum Entjag von Paris von allen 
Seiten beranrüdten, find ſämmtlich gejchlagen. 

Unfere Truppen, die zum Theil noch vor wenigen Wochen vor Meg 
nd Straßburg ftanden, find heute ſchon über Rouen, Orledns und Dijon 
mans, und neben vielen Tleinen fiegreichen Gefechten find zwei neue 
rohe Ehrentage — Amiens und die mehrtägige Schlaht von Orleans 
- den früheren binzugetreten. Mehrere Feſtungen find erobert und vieles 
Tiegsmaterial ift genommen morden; fomit babe ih nur Anlaß zur 
ößten Zufriedenheit, und es ift Mir eine Yreude und ein Bedürfniß, 
zu dies auszufprechen. 

Ih danke Euch Allen, vom General bis zum gemeinen Soldaten. 

Fr der Feind bei einer meiteren Fortiegung des Krieges, fo 
ei Ih, daß Ihr fortfahren werdet, diefelbe Anjpannung aller Kräfte 
u bethätigen, welcher wir unfere bisherigen großen Erfolge verbanten, 
18 wir einen ehrenvollen Frieden erringen, der würdig der großen Opfer 
ſt, die an Blut und Leben gebracht worden. 

H.⸗Q. Verfailles, den 6. Dezember 1870. Wilhelm.” 


Der Angriff anf Baris. 
„Brovinzial» Correspondenz“ vom 26. Oltober. 

„Die Verzögerung des Angriffs auf Paris bat mannigfache irrthümliche Aus- 
legungen hervorgerufen: die einzig richtige Erklärung der ſeitherigen Verzögerung 
iſt, In die nothwendigen militärischen Borbereitungen nicht raſcher geförbert 

n fonnten. 

„Die urfprünglicden Berechnungen und voraneilenden Erwartungen berubeten 
nich auf ber Annahme, daß eine theilweiſe Befhiefung von Paris ſchon ftatt- 
würbe, ſobald das dazu unbedingt erforberlihe Material an Feſtungsge⸗ 
düp hei der Belagerungsarmee eingetroffen fein würbe. Es lag dabei vor Allem 
die Borausfegung zu Grunde, daß ber Muth und bie Wiberftandstraft der in 
Um Richtungen leicht erregbaren Barifer Bevölkerung Angefichts einer Beſchießun 
bald zur Verwimung und Rachgiebigteit umfchlagen würde. Nach dem falle 
von Tonl ſchien nun bie Hoffnung begründet, daß bie nach jener Auffaffung er- 
Prderfihe Anzahl von Belagerungsgeſchützen nebft Munition in kurzer Zeit bis 
der Baris würden geichafft werden können. 
Im Kriegsratbe unſers Königs gelangte jedoch nicht jener Gefichtspunft 
Ater weientlich moralifhen Wirkung auf bie parifer Bevöllerung zur enticheiben- 
en Geltung, ſondern die ernft militärifche Auffaffung des Bombarbements, nad 
belcher auch dieje kriegeriſche Operation von vorn herein mit der vollen Energie 
ab alljeitigen Vorbereitung in Angriff genommen werben follte, durch welche 
fe Aufgaben während bes ganzen Berlaufs des Krieges fo erfolgreich gelöſt 
orden find. Dan verzichtete darauf, Paris, wie man es allerdings ſchon vor 
tohen gelonnt hätte, durch eine vorläufige Beſchießung zu fhreden, welche ben 
bofften Eindruck möglicher Weife doch verfehlt und in folhem Falle ein erftes Miß⸗ 
ıgen bereitet hätte; man fchritt vielmehr fofort zu den umfaſſenden Vorbereitungen, 
w die artilleriftiihe Aufgabe, wenn aud mit einem kurzen VBerzuge, doch um fo 
rffamer und nachdrucksvoller durchzuführen. 
13* 
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Die Vorarbeiten hierzu haben allerdings eine etwas längere Zeit in I 
fpru genommen, als zunächſt (auch an dieſer Stelle) vorausgefegt war; 
Scwierigfeiten der Herbeilchaffung des gewaltigen Material an Geh ı 
Munition haben ſich noch erheblicher erwielen, ale man fie gefchätt hatte. A 
nad dem Falle von Toul reichte die Eifenbahnverbindung nur bie Nanteuil 
Meaur, wo durch bie Sprengung eines Tunnel® bie Beinbung geiperrt 
Bon dort bis vor Paris muß ber Traneport des Belagerungsmaterial® anf ei 
Strede von 10 bis 12 Meilen mit Fuhrwerk erfolgen, wobei einerfeit® durch 
Schwierigleit der Beichaffung von Pferden, Wagen und Karren, anbererfeits bı 
bie Zerſtörung faft aller Wege in dem weiten Umkreiſe von Paris die gröf 
Erſchwerungen bereitet wurden. Wer einen Begriff von dem Umfange bes 9 
terial® hat, welches zur wirffamen Belagerung einer Rieſenfeſtung wie Paris 
forderlih ift, der wirb auch den um einige Wochen verlängerten Zeitraum 
die ungeheuren Vorbereitungen nicht übertrieben lang finden. Die Eroben 
der Feſtung Sebaftopol feiten® ber vereinigten Engländer, Franzoſen und Italle 
bat ein ganzes Jahr erfordert. Man hat daher keinen Grund zur lingedı 
wenn bie urjprünglicden Erwartungen vor Paris um eine kurze Weile Bi 
ſchritten worden find. 

Mit größter Beftimmtheit aber darf wieberholt hervorgehoben werden, 
die Verzögerung einzig und allein durch die in der Sache liegenden Schwie 
feiten, nicht durch irgend welche politiichen Bedenlen veranlaft worben if. 

Es kann keine politiihe und feine fogenannte Gefühlsrückſicht geben, wı 
darauf verzichten ließe, den Krieg, ber uns wider Willen aufgebrängt iſt 
deſſen Fortſetzung durch das Verhalten der jetzigen franzöſiſchen Regierung 
des franzöſiſchen Volkes zur Nothwendigleit geworben iſt, in jeder Beziehung 
a abe Erfolge und bis zur gänzlihen Niederwerfung Frankreichs bu 
zuführen. 

Es bedarf keiner erneuten Berfiherung, daß, wenn irgend ein Mon 
gewiß König Wilhelm die Verantwortung für jede nutzloſe Fortfehung 
Krieges, für jedes weitere Blutvergießen und nicht minder für die Zerrätt 
einer Stadt wie Paris weit von fich weifen würbe, wenn ihm ein anberer | 
geboten wäre, ben angemeffenen Abſchluß dieſes Krieges und damit zugleich 
Bürgſchaften künftigen Friedens zu finden. 


Bei ber beberrihenden Stellung aber, welche Paris gegenüber ganz Fr: 
rei einnimmt und welche ſich aud in jüngfter Zeit wieder betbätigt hat, 
eine volle Beendigung des Krieges ohne bie Unterwerfung ber Hauptftabt ı 
möglich. Wenn Bierzu eine Belagerung mit ihren Gefahren und Schreden 
forderlich ift, fo ift Dies nicht unfere Schuld, fondern die Schuld derer, w 
Paris in eine Feltung verwandelt haben, ſowie die Schuld der jetigen Di 
baber, welche nach ber Ueberwinbung aller fonftigen militärifhen Widerftande! 
Sranlreichs die Werke und die Mauern von Paris zur lekten Zuflucht ihres 
gebeugten Zroßes und Uebermuthes machen. 


Was uns betrifft, fo fordert all das theure und edle Blut, welches 
Söhne des beutichen Baterlandes in biefem fürchterlichen Kriege vergoflen ba 
daß wir in dem Siegeslauf nicht vor dem Ziele ftehen bleiben, fonbern ihn ' 
mehr bis zum letten entſcheidenden Ziele vollenden. 

Das Ziel eines fiegreihen Krieges gegen Frankreich kann nur Paris | 
nur bort fönnen wir die endgültige Anerkennung unjeres Sieges und bie B 
Ihaften tes Friedens finden. 

Unfere Kriegsleitung bat Alles vorbereitet, um auch das fette Bollwerk 
Feindes zu bezwingen; fobald es zum Angriff fommt, wirb gewiß ein ra 
und wirkſamer Erfolg auch dieſes lettte große Unternehmen und damit bie g 
Kriegsarbeit krönen.“ 
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Militärifge Ehre uud Sitte in Fraukreich. 


Bruch des Ehrenwortd Seitens franzöſiſcher 
Offiziere. 


14. Dezember. Rundſchreiben des Grafen von Bis marck. 


„Die häufigen Entweichungen franzöſiſcher Offiziere unter Bruch ihres 
Ehrenwortes und die Erklärungen, welche einige von denen, die in der 
Kapitulation von Sedan begriffen waren, mit Bezug auf ihre heimliche 
Entfernung veröffentliht haben, beweilen, daß die Begriffe von Ebre 
wentgftend nicht bei allen franzöfifchen Difizieren diejenigen find, welche 
von Ddeutjcher Seite bei Annahme eines Ehrenmortes als Bürgichaft bisher 
vorauögefegt wurden. Wir hatten e8 am 2. September in der Gewalt, 
die in Sedan eingefchlofjene Armee im Ganzen wie im Einzelnen durch 
Waffen oder durch Hunger zu vernichten und dadurd unſchädlich zu machen. 
Im Bertrauen auf Bertragstreue aber bemwilligten mir die befannte Ka⸗ 
pitulation. Indem der Oberbefehlshaber der eingefchlofienen Truppen, 
General von Wimpffen, diefelbe unterzeichnet hatte, verbürgte er uns 
die Erfüllung derfelben durch die unter ihm ftehenden Offiziere, und legtere 
waren nad den fonft üblichen Begriffen von militärifcher Ehre und nad) 
allgemeinem Vertragsrecht verbunden, die Stonvention zu beobachten. 
Davon, ob etwa einzelne Offiziere mit der Kapitulation nicht einverftanden 
waren, hatten wir keine Kenntniß und braudten wir feine Kenntniß zu 
nehmen, jonft könnte niemals ein Heer oder eine Beſatzung ohne Ers 
Härung jedes Einzelnen zur Kapitulation angenommen werden. That⸗ 
ſächlich machten ſich jedenfalls alle Offiziere der Mac Mahon-Wimpffen’schen 
Armee, die in Sedan waren, die Bemilligungen, die in der Kapitulation 
igeltanden waren, zu Nutze, um ihr Leben und ihr Eigenthum zu erhalten. 

inige unter ihnen aber mißbrauchten daS Vertrauen, welches die deutichen 
Befehlöhaber bezüglich der Erfüllung der Gegenbedingungen perfönlich in 
fie gejegt hatten. Unter ihnen die Generale Ducrot, Barral und Cam⸗ 
brield. Em. werden in den Zeitungen die Erklärungen des erfteren be» 
merkt haben, in der er erzählt, wie er von dem Bahnhoje von Pont-&- 
Moufion entwichen fei, und vermittelft einer Kafuiftil, auf deren Beurthei- 
lung ich nicht eingehen will, darlegt, wie er dag in ihn gejegte Vertrauen 
getäufcht, die gewährten Rüdjichten gemißbraudt, und fein nach Abjchluß 
der Kapitulation perjönlih gegebeneg Ehrenwort feiner Meinung nad 
nicht gebrochen, aber jedenfal3 umgangen habe. In einem durch den 
„Sidcle“ veröffentlichten Schreiben vom 15. November d. %., in welchem 
der General Cambriels fi mit lebhaft erregtem Ehrgefühl gegen ge= 
wife Vorwürfe erhebt, die ihm von franzöjiicher Seite gemacht werden, 
erwähnt er beiläufig, und als eine Sache, die ſich von felbft verjteht, daß 
er fich die Kapitulation, in welche er einbegriffen war, und unjere rückſichts⸗ 
volle Behandlung der Verwundeten zu Suge gemacht habe, heimlich aus 
Eedan zu entweihen. Der General Barral hat meines Willen? gar 
feinen — einer Rechtfertigung oder Beſchönigung darüber gemacht, 
daß er fein Ehrenwort gegeben hat, in dem gegenwärtigen Kriege nicht 
die Waffen gegen Deutſchland zu führen und fi an den ihm bezeichneten 
Aufenthaltsort zu begeben und unmittelbar darauf wortbrüchig in die 
franzoͤſiſche Armee eingetreten ift. Nach diefen Vorgängen nimmt ed wer 
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niger Wunder, ift aber doch für eine auf ihre Ehre eiferfüchtige U 
nicht minder empfindlich, wenn viele Offiziere niederen Grades, von I 
einige in der anliegenden Tifte verzeichnet find, mit Brud ihres E 
worte® aus den Orten in Deutfchland entwichen find, innerhalb | 
ihnen die freie und unbeauffichtigte Bewegung nur im Glauben aı 
verpfändetes Ehrenwort, fich nicht zu entfernen, geftattet worden wa 
So erheblih die Zahl diefer wortbrüchigen Offigiere an fih if 

bildet fie doch einen Heinen Bruchtheil der Gefammtzahl ihrer ⸗ehrenwe 
Kameraden, melde für das unmürdige Verhalten jener bis jetzt 
einmal durch eine Verſchärfung der Auflicht verantwortlich gemacht w 
find. Eine andere Geftalt aber gewinnt die Sache dadurd, dal 
Wortbruch der entflohenen Offiziere von der Regierung der Nation: 
theidigung durch Anftellung derfelben in der gegen ung fämpfenden 9 
amtlich gebilligt wird, und daß bisher feine Weigerung aus dem St 
der aktiven franzöſiſchen Armee gegen die Aufnahme wortbrüchiger 
iere in ihre Reiben befannt geworden iſt. Es leuchtet ein, daß die p 

egierung felbft und alle unter ihr dienenden Offiziere dadurch die 
verantwortung für den Wortbrud jener Individuen gegen allen K 
gebraudy auf fih nehmen. j 

Unter diefen Umftänden haben die verbiindeten deutfchen Negier 

die Verpflichtung, zu erwägen, ob es mit den militärifchen Inte 
vereinbar ift, ferner gefangenen franzöfifchen Offizieren die üblichen 
leihterungen zu gewähren, und fie werden fich die noch ernftere ' 
vorzulegen haben, welches Bertrauen fie zur Erfüllung etwa mit frangö| 
Befehlshabern oder mit der franzöfifchen Regierung noch abzufchltef 
Konventionen ohne materielle Garantien werden haben können. Ind 
den deutſchen Regierungen ihre Entjchliegungen in diefer Beziehung 
behalte, empfinde ich da8 Bedürfniß, auf die Erfahrung, die wir ge 
haben, und auf die Bedeutung, welche ihr für die internationalen 
ältniffe mit dem jegigen Frankreich beizulegen ift, die Aufmerkſamke 

egierung, bei welder Em...... beglaubigt find, binzulenfen, 
etwaige Reklamationen der ee Machthaber gegen von un 
treffende VBorfichtSmaßregeln die fachentiprechende Mürdigung fi 
En...... erfuche ich daher ergebenft, diefen Erlaß dem Herrn Mi 
der auswärtigen Angelegenheiten vorlefen und ihm eine Abjchrift def 
behändigen zu wollen. v. Bismarı 


(Folgt die Lifte der Wortbrüchigen.) 


Deutihe und franzöſiſche Kriegführung. 
1871. 9. Sanuar. Gircular- Depefche ded Grafen von Biöm 


Em.... werden gleih mir in den Zeitungen ein von dem E 
Chaudordy unterzeichnetes Schriftftüdt bemerkt haben, welches mit 
Hagen gegen die deutfchen Heerführer und Truppen angefült ift unl 
neutralen Mächten im Namen der Regierung der Nationalvertheid 
mitgetheilt fein fol. Ob dies wirklich gefchehen ift, meiß ich nicht 
möchte es faft bezweifeln, fo fichtlich it das Schriftftüd auf ein fra 
ſches Publitum und auf das Bedürfniß des uns feindlich gefinnten T 
der Prefie anderer Länder berechnet. Es ift faum zu glauben, da 
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Chandordy und die Perfonen, die ihn beauftragt haben, bei einer 
Regerung diefelbe Unbelanntichaft mit auswärtigen Dingen vorausgefeßt 
ben follten, auf die fie in Frankreich ihre Berechnungen gründen können. 
anderen Ländern aber ift man gewöhnt, auch die Eulturzuftände fremder 
Völler zum Gegenftande des Studiums und der Beobachtung zu machen. 
Die Welt fennt das Unterrichtsmefen und feine Früchte in Deutfchland 
und im Frankreich, die allgemeine Wehrpflicht bei und und die Con⸗ 
Imiption mit Loskauf bei unfern Gegnern; fie weiß, welche Elemente in 
den deutfchen Heeren den Erjagmännern, den Turkos und den Straf: 
Oatoillonen gegenüberftehen; fie erinnert fi aus der Geſchichte früherer 
Kriege und im vielen Gegenden aus eigener Erfahrung, wie franzdjifche 
Truppen in Feindesland zu verfahren pflegen. Vereitwillig bei uns zu- 
—5 Vertreter der europäiſchen und der amerikanischen Preſſe haben 
kobadhtet und bezeugen, wie der deutſche Soldat Tapferkeit mit Menfch- 
lichkeit zu paaren weiß und wie zögernd die ftrengen, aber nach Bölfer- 
teht und Kriegsgebrauch berechtigten Mafregeln zur Ausführung kommen, 
—* anzuordnen die deutſche Heeresleitung — das völkerrechtswidrige 
Verhalten der Franzoſen und zum Schuge der eigenen Truppen gegen 
Veuchelmord gezwungen worden ift. Auch der größten und ausdauerndften 
Bahrbeitäentftellung wird e3 nicht gelingen, die Thatſache zu verdunkeln, 
daß die Franzoſen es find, welche diefem Kriege den Charakter gegeben 
baden, den ein jeder Tag tiefer und breiter ausprägen muß. Schon vor 
mehreren Monaien, nachdem wiederholte Fälle uns die Ueberzeugung ver- 
[haft hatten, daß die franzöfifchen Truppen das allgemeine Völkerrecht, 
fomie die befonderen Abmadungen, an denen Frankreich Theil genommen 
hatte, grundſätzlich mißachteien, nachdem wiederholt, man darf faft fagen 
regelmäßig auf unfere Barlamentäre gefchoffen, fo mie gegen Aerzte und 
Ambulanzen vertragswidrige und rohe Yeindfeligfeiten verübt worden 
Daren, habe ih Em...... erfucht, dieferhalb bei der dortigen Regie: 
Tung Broteft zu erheben. In der feitdem verfloffenen Zeit haben wir nicht 
Nur die damals vorbehaltenen Beweisftüde fammeln können, fondern auch 
eine lange Reihe neuer Fälle zu conftatiren gehabt. 

Unter Umftänden, welde die Annahme eined Zufalles oder eines 
Jerihums auf Seiten der franzöſiſchen Truppen völlig ausſchließen, iſt 
Auf Parlamentäre, welche eine weiße Fahne und einen blafenden Trompeter 
Mit fich hatten, bei den in der Anlage A. aufgeführten 21 Gelegenheiten 
eſchoſſen worden, theils mit Kleingewehr, theild mit Granaten, zumeilen 


Don einzelnen Schligen, zumeilen in Salven. Einige Trompeter find dabei 


Setödtet, Sahnenträger verwundet worden. Die gerichtlichen Brotofolle, durch 
Wyelche diefe Fälle Eonftatirt worden find, liegen mir vor und werden ges 


Qrudt werden. 
Nah der Schlaht von Weißenburg ftellte es fich heraus, mie 
En...... aus meinem Erlaß vom 27. September v. 3. erinnerlich fein 


wird, daß nicht nur die in unfere Gefangenjchaft gerathenen Berwundeten, 
fondern auch höhere franzöfiihe Militärärzte von der Genfer Eonvention 
nicht8 wußten und daß einige der legteren, nachdem fie von den 
teffeitigen Delegirten belehrt worden waren, ſich da®“vorgefchriebene Abs 
zeihen nothdurftig und unkenntlich felbft herftellten. Freilich kann uns das 
weniger Wunder nehmen, feit wir aus den durch die Parifer Machthaber ver: 
öffenlichten amtlichen Depefchen auß dem Juli und Auguft v. 3. erfahren 
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aber wie unvollkommen vorbereitet für diefen fo Lange beabfichtigten und fe 
evelbaft herbeigeführten Krieg Frankreich geweſen ift. Allmählich hat wer 
fih auf franzöfiicher Seite mit der Genfer Convention jo wohl vertraut 
gemacht, dag man die Vortheile derfelben in vollem Maße in Anſprn 
zu nehmen weiß; um die Erfüllung der entiprechenden Pflichten aber 

es nicht befier geworden. Während wir aud die unzwedmäßigen Be 
fimmungen der Convention um den Preis großer Unbequemlichtetten und 
militärifcher Nachtheile durchzuführen uns angelegen fein laſſen, während 
mehr als hundert franzöfiihe Militärs hier am Sige des Hauptquartiers 
ald Aerzte und Krankenwärter fih mit der größten Freiheit bewegen, 
während franzöfifche Delegirte in Gefangenendepot8 in Deutjchland zuge 
Iaffen worden find, obwohl zu vermuthen war und fidh zu beftäti 
foheint, daß ein folcher Verkehr verrätherifche Anzettelungen zur %o 
haben würde, fo haben von franzöfiicher Seite die Angriffe auf Berba 
pläge und Ambulanzen, die Mighandlungen und Beraubungen von Yerzten, 
Delegirten, Tazarethgehülfen und Kranlenträgern, die Ermordung von Ver⸗ 
wundeten bis auf die neuefte Zeit fortgebauert, und wo Aerzte in die Ge 
walt der feindlichen Truppen gefallen find, find fie nicht felten mißhandelt 
und eingelerfert, im günftigften alle ihrer Effeften beraubt und auf be 
ſchwerlichen Wegen nad der fehmeizer oder italienischen Grenze geichafft 
worden. Bei den häufigen Bewegungen der Xruppen und Sanitäts⸗ 
Colonnen ift e8 noch nicht möglich gewejen, alle zur Sprache gefommenen 
Bälle gerichtlich zu conftatiren; aus dem vorhandenen reichhaltigen Material 
mögen bie in der Anlage B. kurz aufgeführten Beijpiele genügen. Nur 
ein Zeugniß kann ich mich nicht enthalten, gleich hier ausführlicher mit⸗ 
zutheilen, des Schweizer Arztes Dr. Burkhard, datirt aus Puiſeaux vom 
18. Dezember: 

„Die Genfer Convention iſt in den Gefechten in den Wäldern von 
Orleans vielfach verlegt worden. Ich ſah den 30. Noveniber einen franzöſi⸗ 
ſchen Militärarzt, von dem nicht nur franzöfifche Gefangene behaupten, 
fondern der es felbft offen eingeftand, daß er mit feinem Nevolver viele 
preußifche Gefangene erjchoflen. 

Biele Franctireurs, jo erzählen uns zahlreiche Bermundete, zogen bei 
rüdgängigen Bewegungen Genfer Binden aus der Taſche. Das Schießen 
auf Vermundete kam öfterd vor.“ 

Einer jo confequenten Migachtung der Genfer Abmachungen gegeus 
über werden die verbündeten deutjchen Regierungen zu der Erwägung 
genöthigt werden, ob oder in melden Grenzen fie fid) Frankreich gegen- 
über ferner an diejelbe gebunden erachten fünnen. Außer den in meinem 
Circular vom 27. September v. %. erwähnten, find von franzöfifcher Seite 
auh Zumiderhandlungen anderer Art gegen Vertrag, Völkerrecht und 
Kriegsgebrauch civilifiter Völker vorgefonmen. In der Schlacht bei 
Wörth wurde bemerkt, daß Stintentugeln in die Erde einjchlugen und 
dann mit einem fehr vernehmlihen Erplofionsfnall das Erdreich auf 
warfen. Unmittelbar nad) diefer Wahrnehmung wurde der Oberft v. Becke⸗ 
dorff durch eine erplofive Flintenkugel ſchwer verwundet. Ein eben ſolches 
Geſchoß hat in dem Gefecht bei Zourd am 20, Dezember v. J. den 
Lieutenant vom 2. pommerſchen Ulanens Regiment v. Dergen getroffen. 
Dei angejtellten Nachforſchungen, die noch nicht abgejchlofien find, haben 
fi) unter der in Straßburg erbeuteten Munition Sprenggefchoffe für 
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das jogenannte fusil à tabatiere vorgefunden. Ich behalte mir vor, tiber 
dieje Verlegung der Petersburger Convention an die Unterzeichner derjelben 
ane bejondere Mittheilung zu richten. Schon jet aber verdient es in 
Erinnerung zurüdgerufen zu werden, daß ein franzöfifcher Befehls⸗ 
baber die badiſchen Truppen, bei denen fo wenig, wie in den übrigen 
dentſchen Heeren, Sprenggeichoffe für die Hand⸗Feuerwaffen vorhanden 
fad, der Denugung von conventionsmwidrigen Erplofivgejchoffen befchuldigt 
ud die badiſche Bevölkerung deswegen amtlih mit dem Schidjal der 
Pälger unter Louis XIV. bedroht hat, „möme les femmes.* 
Eine nahe Berwandtihaft mit diefer Kampfweiſe hat es, daß in den 
Laſchen gefangener Franzoſen eine Patrone gefunden worden ift, deren 
auß einer in 16- oder mehrfantige Stüde zerjchnittenen, loſe 
weder zuſammengelegten Bleikugel beſteht. Eins der vielen eingelieferten 
Epmplare dieſes Geſchoſſes, welches in feinen Wirkungen dem ges 
Tr Blei gleichlommt, ift dem Auswärtigen Amte in Berlin über- 
endt und daſelbſt den Herren Bertretern der fremden Mächte vorgelegt 


, Auch im Seekriege jegen ſich die Franzoſen ebenfo über das Völkerrecht 
Nm. Der franzöſiſche Kriegsdampfer „Deſair“ hat drei deutſche Kauf⸗ 
ſahrer die er aufgebracht hatte, „Ludwig“, „Vorwärts“ und „Charlotte“, 
snfatt fie in einen franzölifchen Hafen au führen und den Spruch eines 

iſengerichtes herbeizuführen, auf hoher See durch Verbrennen, beziehung» 
weiſe Berjenten, zerftört. Die deutfchen Schiffe werden deshalb zu Res 
preffalien gegen franzöſiſche angewiefen werben. 

Es Tann nicht beiremden, daß Machthaber, welche für Gefeg und 
Betrag fo wenig Achtung haben, noch weniger Anftand nehmen, ſich von 
der Sitte der heutigen Völker loszufagen und zu Verfahrungsmeijen längft 
dergangener Gulturperioden zurüdtehren, ja Dinge billigen, die in allen 
deiten und bei allen Völkern, welche irgend einen, wenn auch nod fo 
enthümlichen Begriff von Ehre haben, für bejonder8 fchinipflich ge 
halten worden find. 

Die die franzöſiſchen Gefangenen, deren wir eine beilpielloje Dienge 
ünterzubringen haben, die verwundeten und Franken, wie die gefunden, ın 
Deubland behandelt werden, darüber haben Krankenpfleger aus neutralen 
Etaaten aus eigener Anſchauung öffentlich und mit Nennung ihrer Namen 
aufgefordert Zeugniß abgelegt. Die deutſchen Gefangenen in Frankreich, 
Obmohl fie nicht den zehnten Theil jener Zahl erreichen, find an mandyen 
tten mit unmenjchlicher Härte und Vernachläſſigung behandelt worden. 

Zransport von ungefähr 300 in den Nazarethen von Drleand „ges 
5 — baieriſchen Kranken, die meiſten entweder von Typhus und 
Tpienterie befallen oder verwundet, wurden in Pau in den Zellen und 
Gängen des Gefängnifjes zufammengepfercht, mit einem Strohbündel als 
Lager, und erhielten ſechs Tage lang feine andere Nahrung, als Brot 
ud Waller, bis deutſche und engliſche Damen fi ihrer annahmen, mit 
nen Mitteln zutraten und die mwiderfirebenden Behörden zu einiger 

forge bewogen. An anderen Orten, insbejondere bei der Armee des 
ale Faidherbe, werden die Gefangenen, bei einer Kälte von 

16 Grad, in unheizbaren Bodenräumen gehalten und nicht mit Deden, 
Ust einmal mit warmer oder ausreichender Nahrung verjehen, während 
in Deutichland alle zur Aufnahme von Kriegsgefangenen beftimmten Ges 
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laffe beim Eintritt des Winters mit Defen verjehen worden find. Die 
Mannjchaften deutfcher Kauffahrer werden nicht allein als Kriegdgefangene 
feftgehalten, fondern wurden zu Anfang wie Verbrecher behandelt, zwei 
und zwei mit Ketten zufammengefchloffen, von Ort zu Ort transportirt 
und erhielten eine Nahrung, die nad Beichaffenheit und Menge zu ber 
Ernährung eines Menſchen unzureihend war. Einem rechtswidrig zum 
Gefangenen gemachten Liviliften wurde auf feine Beſchwerde über Sunäd 
haltung des Hr ihn eingefandten Geldes fchriftlich der amtliche Beſcheid, 
es höre jede Nüdficht gegen die Gefangenen auf. — Gegen empörende 
Mißhandlungen der durch Städte trandportirten Gefangenen durch die 
Devölferung merden letztere außerhalb Paris noch heute nicht beichätt. 
In Deutichland dürfte fein Fall vorgelonmen fein, daß die Bevölkerung 
auh nur mit einem fränfenden Worte die Achtung verlegt hätte, melde 
das Unglüd bei gebildeten Völkern findet. Ungeachtet der von Turcos 
begangenen Barbareien ift feiner derjelben in Deutjchland beleidigt oder 
gar mißhandelt worden. 

Die von den Turcos und Arabern an Bermwundeten verübten Gran 
famteiten und gefchlechtlichen Beftialitäten find ihnen felbft nach dem 
Grade ihre Civiliſation weniger anzurechnen, als einer europäiichen Pte 
gierung, welche diefe afrifanifchen orden mit aller Kenntniß ihrer Ge 
wohnheiten auf einen europäifchen Sriegsfchauplag führt. Das „Journal 
des Debats“ Hat fi fo viel menfchliches Gefühl und Scham bewahrt, 
um Entrüftung darüber zu äußern, daß Turcos den Verwundeten oder 
Gefangenen nit dem Daumen die Augen aus dem Kopfe drüden. Aber 
die „Indöpendance Algsrienne* und nad ihr andere franzöfifche Blätter 
richten an die neuerdings gebildeten afrikanischen Soldtruppen, die Gums, 
—*— ſie ihnen einen Einfall in Deutſchland empfehlen, folgende An⸗ 
prache: 

„Wir kennen Euch, wir ſchätzen Euren Muth, wir wiſſen, daß Ihr 
energiſch, ungeſtüm, unternehmend ſeid; geht und ſchneidet Köpfe ab; je 
mehr, deſto höher wird unſere Achtung vor Euch ſteigen. — Fort mit dem 
Erbarmen! fort mit den Gefühlen der Menfchlichkeit! — Die Gums 
werden Ehre einlegen, wenn wir ihnen die Lojung geben: Tod, Plündes 
rung, Brand!“ 

Man mag ed auf Rechnung der Turcos fchreiben, daß nicht nur 
Leihen, fondern auch Verwundeten in dem Dorfe Coulours bei Villeneupe 
le Roi die Köpfe und in dem Dorfe Auron bei Troyes und andermwärts 
Naſen und Ohren abgefchnitten worden find. 

Bielleicht ift e8 der langjährigen Beziehung zu Algier und den N 
kommen der Barbaresken zuzufchreiben, daß franzöſiſche Behörden ihren 
Mitbürgern Handlungen geftatten und fogar Vorfchriften geben, in denen 
alle Kriegsfitte chriftlicher Völker und jedes militärifche Ehrgefühl vers 
läugnet it. Während bei den übrigen europäijchen Völkern der Soldat 
eine Ehre darein fest, ſich als das, was er ift, als Feind, dem Feinde 
fenntlih zu machen, hat zum Beifpiel der Präfect des Departements Cote 
d'Or, Luce-Billierd, am 21. November v. J. an die Unterpräfecten und 
Maires ein Eircular erlaffen, in dem der Meuchelmord dur Nicht 
uniformirte empfohlen und als Heldenmuth gefeiert wird. 

„Das Vaterland“, heißt es darin, „verlangt von Euch nicht, daß 
Ihr Euch in Maſſen verfammelt und Euch den Feinde offen entgegen» 
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dit; e8 erwartet von Euch, daß drei oder vier entichloffene Männer 
den Morgen von ihren Communen ausgehen und fih an einem durch 
e Natur —— bezeichneten Orte etabliren, von wo ſie ohne Gefahr auf 
e Breußen ſchießen können. Bor Allem müſſen fie auf feindliche Reiter 
when, deren Pferde fie an dem Hauptort des Arrondifiements abzu⸗ 
fem haben. Ich merde- ihnen eine Prämie ertheilen und ihre helden⸗ 
kthige That in allen DepartementalsBeitungen und im „Journal officiel“ 
kannt machen lafien.“ 
. Eine Berleugnung nicht nur des militärifchen Ehrenpunttes, fondern 
& der gemöhnlichften Nechtlichkeit ift an den gegenwärtigen Machthabern 
ihrzunehmen in Bezug auf den Ehrenwortsbruch franzöfifcher Offiziere, 
er den ich mich in meinem Cirkular vom 14. Dezember außgefprochen 
be. Wie dort bemerkt, kommt e8 weniger darauf an, eine verhältniß- 
KBig geringe Anzahl von Individuen des franzöfifhen DOffizierftandes 
; beurtbeilen, welche ihr Ehrenwort brechen, nachdem fie fi) durch Vers 
indung deſſelben die Yreiheit der Bewegung innerhalb einer deutfchen 
tadt erfchlichen haben, fondern e8 kommt hauptſächlich darauf an, das 
abren einer Regierung zu wlirdigen, welche einen Ehrenwortsbruch 
ad Aufnahme des Wortbrücigen in die Armee thatſächlich gutheißt, 
m durch Agenten und Prämien fördert. In den legten Tagen haben 
ft den Beweis erhalten, daß der gegenwärtige Kriegsminiſter den Wort- 
cuh ausdrücklich gutheißt, dagı ermuntert und ihn durch Baarzahlung 
ı belohnen verheißt. Ein in die Hände unjerer Truppen gefallener Er» 
des Kriegsminifter® vom 13. November, desirant encourager les 
fcirs à s’6chapper des mains de l’ennemie, verheißt jedem aus 
xutſchland Entflohenen, abgejehen von der nad älteren Beſtimmungen 
lffigen Entſchädigung für erlittene Verluſte, eine Gratifilation von 
anten. 

Eine Regierung, welche darauf rechnete, unter regelmäßigen Zuftänden 
der Spige de8 Landes zu bleiben, würde ſolche Maßregeln im In⸗ 
ee der Zukunft ihres Baterlandes verfchmähen. Die Dictatur aber, 
Ihe fih in Frankreich der Gewalt durch einen Handftreih bemädhtigt 
„ und welche weder von den europäilchen Mächten, noh von dem 
nzöfifhen Volke anerkannt ift, rechnet mit der Zukunft des Landes 
: nad Maßgabe ihrer eigenen Intereſſen und Leidenfchaften. Die 
ichthaber in Paris und Bordeaur unterdrüden das im Volke laut ges 
dene Verlangen nad) der Möglichkeit einer Willenserklärung ebenjo 
altfam, wie jede freie Meinungsäußerung in Wort und Schrift; dur 
Schreckensherrſchaft, wie fie jo willfürlih in keinem anderen euros 
chen Lande möglich wäre, zwingen fie das Volk zur Hergabe feiner 
ds und Streitmittel und zur Verlängerung des Krieges, weil fie vor⸗ 
feben, daß defien Beendigung vr ihrer Ufurpation ein Ende machen 
de. Eine ſolche Regierung bedarf, um zu beftehen, der fortdauernden 
egung der Leidenfchaften und der gegenfeitigen Verbitterung der beiden 
pfenden Nationen, meil fie der Fortdauer des Kriege bedarf, um fi) 
Herrſchaft über ihre Mitbürger zu erhalten. Dieſem Zwecke dient 

Art der Sriegführung, welche den fittlihen Begriffen des Jahr⸗ 
bert3 widerftrebt und für melde, abgejehen von den eingeborenen 
tanifchen Elementen des franzöſiſchen Heeres, weſentliche Beftandtheile 
{ben nur durd die Entwöhnung von europäilcher Hriegsfitte in über: 





204 


1871. 


feeifchen Kämpfen fo weit vorbereitet werden konnten, daß fie in K 
militäriihen Traditionen Frankreichs keine allgemeine Berurtheilung mı« 
findet. Wenn e8 in der Abfiht der Machthaber in Frankreich läge, mi 
den Haß der beiden kämpfenden Nationen zu fteigern, fondern ihnen 
Gerlellung des Friedens zu ermöglichen, fo würden fie dem franzöfiiel 

olte die Möglichkeit gewähren, auf dem unfehlbaren Wege freier Brı 
die Wahrheit zu erfahren und feine Meinungen zu äußern, und fie wär! 
fi beeilen, die auf ihnen laftende Verantwortlichleit mit den Bertret: 
der Nation zu theilen. Statt defien fehen wir, daß die Prefle in Fran 
reich als Monopol einer gemwaltthätigen Regierung nur zur Entftela 
der Ereigniffe, zur Fälfhung der Situation und zur Ausbeutung 
Borurtheile benugt wird, welche die franzöfifche Stantzergiehung 
Franzoſen bezüglich ihrer Ueberlegenheit und ihres Anſpruchs auf He 
fhaft über andere Völker ſyſtematiſch anerzogen hat. 


der Möglichkeit, ihn, felbft wenn fie wollte, der von ihr eyeugien St 
mung der Maſſen gegenüber, zur Annahme zu bringen. Sie hat Kr 
entfeifelt, welche fie nicht zu beherrfchen und nicht innerhalb der Schraz 
des Völferrecht3 und der europäifchen Kriegsſitte zu halten vermag. US 
wir diefer Erjeheinung gegenüber zur Handhabung des Kriegsrechtes 
einer Strenge genöthigt find, welche wir bedauern, und weldye weder 
dem deutfchen Bolköcharalter, no, nad) Ausweis der Kriege von 18 
und 1866, in unjerer Tradition liegt, fo fällt die Verantwortung ba] 
auf die Perfonen, melde ohne Beruf und ohne Berechtigung die Ye: 
feßung des Napoleonijchen Krieges gegen Deutfchland unter Losſagu 
von den Traditionen europäifcher Kriegführung übernommen und d 
franzöſiſchen Nation aufgezwungen haben. 


En..... erfuche ich ergebenft, dem Herrn Minifter der ausmärtig 
Angelegenheiten eine Abfchrift diefes Erlafjes und feiner Anlagen zu übt 
geben. v. Bismard.“ 


Die Anlage A. bringt eine Ueberficht der Yälle, in denen von fro 
zöfifchen Truppen auf deutiche Parlantentäre gejchoffen worden ift; es fi 
23 an der Zahl. 

In Anlage B. wird eine Ueberficht der bis jegt ermittelten Verlegung 
der Genfer Eonvention feitens der Franzoſen gegeben. In allen a 
geführten 31 Yällen waren die betreffenden Perjonen, Yahrzeuge u 
Localitäten mit den vorſchriftsmäßigen Abzeichen verfehen; Fälle, in dei 
die Möglichkeit eines Jrrthun oder Zufall durch die Stellung ı 
Entfernung der Angreifenden oder die Tageszeit gegeben ijt, find mi 
aufgenommen. 
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Sweite Kampagne der Republik. 


1870. 28. Dezember. Zweite Schlacht bei Amiens. 
1871. 2. u. 3. Sanuar. Schlacht bei Bapaume. 
5. Januar. Beginn de8 Bombardementd in Paris. 


Bas Bombardement und das Bölkerredit. 


13. Januar. Beſchwerde und Bitte der in Parid affreditirten 
Geſandten der Schweiz, von Schweden, Dänemark, Belgien, 
Niederlande, der Nordamerifaniihen Staaten u. |. w. an 
den Kanzler des Norddentichen Bunde. 


‚ „Herr Graf. Seit mehreren Tagen find zahlreiche Geſchoſſe von ben ver⸗ 

Yen Punkten der Belagerungstruppen ausgehend, in das Innere tie Stabt 

aris gebrungen. Frauen, Kinder, Kranke find davon betroffen worben. Unter 

Den Opfern gehören einige den neutralen Staaten an. Das Leben und Eigen- 

a der in Paris mwohnhaften Berfonen jeder Nationalität find fortwährend in 
N 


Diefe Thatfachen find eingetreten, ohne daß bie Unterzeichneten, deren 
Wehrzahl gegenwärtig feine andere Aufgabe in Paris habe, als über die Sicher- 
beit und bie Interefien ihrer Angehörigen zu wachen, durch eine vorhergehende 

heilung in ben Stand gefett worden wären, fie gegen die Gefahren zu ſchützen, 
von denen fie bebroht find und denen fich zu entzieven, fie durch Gründe zwin- 
gender Gewalt und beſonders durch die ihrer Abreife Seitens ber Kriegführenden 
entgegengeſetzten Schwierigkeiten verhindert worden find. 

Angeſichts von Sreigniffen fo ſchwerer Bebeutung haben bie Mitglieder des 
bipomatitihen und des confulariihen Corps es für nöthig erachtet, im Gefühl 
Vrer Berantwortlichleit gegen ihre Regierungen und durchdrungen von ben 

Richten gegen ihre NRationalangehörigen, fich iiber gemeinfame Schritte zu berathen. 
Diefe Beſprechungen haben die Unterzeichneten zu dem einmüthigen Beſchluſſe ge- 
führt, zu bitten, daß den Prinzipien und anerkannten Bräuchen des Völlerrechts 
entiprehend, Mafregeln ergriffen werden, um ihren Angehörigen zu geftatten, ſich 
and ihr Eigenthbum zu fhügen. Indem mir mit Vertrauen bie Hoffnung aus- 

‚daß Ew. Ercellenz im Sinne biefer Bitte bei den militärischen Behörden 
tintreten wolle, benugen wir die Gelegenheit zur Verſicherung ꝛc. ıc.“ 


11. Januar. Erwiderung des Grafen von Bidmard an 

den Schweizer Gelandten in Paris. 

„Mein Herr Minifter! 

babe die Ehre gehabt, da3 von Ihnen und dem amerilanifchen 
Dem jeiandten, ſowie von mehreren früher in Paris accreditirten Di⸗ 
Omaten unterzeichnete Schreiben vom 13. d. M. zu empfangen, in welchem 
Fa Berufung auf das Völkerrecht das Berlangen an mich gerichtet wird, 
v den Militärbehörden dahin zu wirken, daß Maßregeln getroffen würden, 
ie es den Landsleuten der Herren Unterzeichner geitatteten, fih und ihr 
Eigenthum während der begonnenen Belagerung von Paris in Sicherheit 
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zu bringen. Ich bedaure, mich nicht liberzeugen zu können, daß die Res 
clamation, melde an, mich zu richten die Herren Unterzeichner mir die 
Ehre erwieſen haben, in dem Völlerrechte ihre Be rünbung findet. De 
ungewöhnliche, in der neueren Geſchichte einzig dafiehende aßregel, die 
Hauptftadt eines großen Landes in eine Feftung und ihre Umgebung mit 
fat 3 Millionen Einwohnern in ein verſchanztes Lager zu verwan 
bat allerdings für die leßteren ungewöhnliche und fehr bedauernswerthe 
Zuftände zur Folge gehabt. Diefelben find von denen zu verantworten, 
welche dieje Hauptftadt und ihre Umgebung zur Feftung und zum Schlacht⸗ 
felde gewählt haben, in jeder Feſtung aber von denen zu tragen, 

in einer ſolchen freimillig ihren Wohnfig nehmen und im Kriege beibes 
halten. Paris ift die wichtigfte Feſtung des Landes und Frankreich hat in 
derfelben feine Dauptheere gelammelt: diefe greifen aus ihrer feſten Stellung 
inmitten der Bevölkerung von Paris dur Ausfälle und Geſchützfener 
die deutfchen Heere an. Angeſichts dieſer Thatſachen kann den deutichen 
Heerführern nicht zugemuthet werden, auf den Angriff der Feitung Paris 
zu verzichten oder denfelben in einer Weife zu führen, welcher mit dem 
Zwecke jeder Belagerung unverträglich wäre. 

Was geichehen konnte, um den unbewaffneten neutralen Theil der 

parifer Bevölferung vor den Nachtheilen und Gefahren der Belagerung zu 
bewahren, das ift von deutfcher Seite gefchehen. Durch ein Sircular des 
Staatsjecretaird Hrn. v. Thile vom 26. September v. %. wurden die in 
Berlin beglaubigten Gefandten und durch mein Schreiben vom 10. Oftober 
wurden Se. Eminenz der päpftliche Nuntius und die übrigen damals noch 
in Paris verweilenden Mitglieder des diplomatifchen Corps daran erinnert, 
dag die Einwohner von Paris fortan dem Gange der militärifchen Ereig- 
niffe unterworfen jeien. In einen zweiten ircular vom 4. Oltober wurde 
auf die Folgen hingewieſen, welche für die Eivilbevölferung aus einem aufs 
Aeußerſte fortgejetten Widerftande erwachjen müßten; und den Inhalt diefes 
Eirculard habe ich unter dem 29. dejjelben Monats dem Herrn Gefandten 
der Bereinigten Staaten in Paris mit dem Erfuchen mitgetheilt, den 
übrigen Mitgliedern des diplomatischen Corps davon Kenntniß zu geben. 
E3 hat an vorgängiger Warnung, an Aufforderung, die belagerte Stadt 
u verlaflen, den Neutralen nicht geieht, obwohl der Erlaß folder 
 Barnungen und die Geftattung der Entfernung wohl von humanem Ge⸗ 
fühl und von Rüdfiht auf die Angehörigen neutraler und befreundeter 
Staaten, aber keineswegs durch einen Sat des Völkerrechts dictirt find. 
Noch weniger ift durch Geſetz oder Gemohnheit die Verpflichtung bes 
gründet, den Belagerten von den einzelnen militärifchen Operationen, zu 
denen die Belagerung fortjchreitet, vorher Anzeige zu machen, wie ich fchon 
mit Bezug auf dad Bombardement in meinem an Heren J. Favre ges 
richteten Schreiben vom 26. September v. J. zu conftatiren die Ehre 
ehabt habe. Daß bei fortgefegtem Widerftande eine Beſchießung der 
Stadt erfolgen werde, darauf mußte man gefaßt fein. Obwohl er kein 
Beifpiel einer befeftigten Stadt mit fo großen Heeren und Kriegsmitteln 
wie Paris, vor Augen hatte, bezeugt Battel: 

„Detruire une ville par les bombes et les boulets rouges est d’une 
extrömitE à laquelle on ne se porte pas sans de grandes raisons. 
Mais elle est autoris6e cependant par les lois de la guerre, lorsqu’on 
n’est pas en ötat de reduire autrement une place importante de la- 
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quelle peut döpendre le succds de la guerre ou qui sert & nous porter 
des coupe dangereux.“ 

Gegen die Beſchießung von Paris ift ein rechtSbegründeter Einwand 
um fo weniger zu erheben, als es micht unfere Abficht ift, die Stadt, 
we Battel es zuläffig hält, zu zerflören, fondern uur die fefte centrale 
Stellung unhaltbar zu machen, in welcher die franzöfiichen Armeen ihre 
Angriffe auf die deutfchen Truppen vorbereiten und nad deren Aus- 
führung Dedung finden. 

Ich erlaube mir endlih, Ew. zc. und die übrigen Herren Unterzeichner 
dB geehrten Schreibens vom 13. d. M. daran zu erinnern, daß nad) den 
oben erwähnten dieffeitigen Ankündigungen und Warnungen monatelang 
ale Neutrale, die es wünſchten, ohne weitere Bedingung als die Fefts 
Relung ihrer Identität und Nationalität durch unfere Linien gelaffen 
werden, und daß bis zum beutigen Tage nicht allein den Mitgliedern 
des diplomatifchen Corps, fondern auch anderen Neutralen, wenn fie von 
ihren egierungen refp. Gefandten reclamirt wurden, Baffirfcheine bei 
anſeren Borpoften zur Verfügung geftellt worden find. Viele der Herren 
Unterzeichner des Schreiben? vom 13. find feit Monaten von uns be 
nase daß fie unjere Linien pafliren künnen, und fie find feit lange 
m Beige der Erlaubniß ihrer Regierungen, Paris zu verlaffen. In 
analoger Lage befinden ſich Hunderte von Angehörigen neutraler Staaten, 
dern Heraußlaffung durch ihre Gefandten bei und beantragt wurde. 
Vehhald diefelben von der Ermächtigung, die fie feit fo langer Zeit befigen, 
leinen Gebrauch machten, darüber fehlen amtliche Nachrichten. Aus glaub» 
ante Privat» Mittheilungen darf ich aber fchließen, daß die franzöfifchen 
Behörden feit längerer Zeit den Angehörigen neutraler Staaten, auch den 
Diplomaten derfelben, nicht geftatten, Paris zu verlaffen. Wenn dies 
der Fall ift, fo würde es ſich empfehlen, daß die zum Verbleiben in 
Periß Gezwungenen ihre Brotefte bei den dortigen Machthabern anbringen. 
Ja jedem Falle bin ich nach dem Borftehenden berechtigt, die Annahme 
m dem Schreiben vom 3. d. M., daß die Neutralen ont 6t6 empéchés 
da ge soustraire au danger par les difficult6s opposees à leur depart par 
les belligerants, rüdfichtlih der deutſchen Heerführung zurüdzumeifen. 
Die den Mitgliedern des diplomatifchen Corps ertheilte Ermächtigung 
Werden wir ai eine Sache internationaler Courtoifie aufreht erhalten, 
10 ſchwierig und flörend auch die Ausführung in dem gegenwärtigen 
Etadium der Belagerung werden muß. Ihre zahlreichen Landsleute den 
don der Belagerung einer Feftung unzertrennlihen Gefahren zu entziehen, 
da ih gegenwärtig zu meinem Bedauern fein anderes Mittel mehr, 
AB die Uebergabe von Paris. Wir befinden uns in der traurigen Noth» 
Dendigfeit, die militärifche Action nicht unfersm Mitgefühl für die Leiden 
ber Eivilbenälferung von Paris unterordnnen zu können: unfer Verfahren 
if ung fireng vorgezeichnet durch das Gebot de3 Krieges und die Pflicht, 

deutjihen Heere gegen neue Angriffe der Barifer Armee zu fichern. 

Daß die deutfche Artillerie nicht abfichtlih auf Gebäude ſchießt, welche 
Ion Aufenthalt von Frauen, Kindern und Kranken beftimmt find, braucht 

um verfichert zu merden, bei der Gewillenhaftigleit, mit welcher unferer- 
eitz die Genfer Convention auch unter den jchwierigften Verhältniſſen 
Obachtet worden ifl. Wegen der Bauart der Feſtung und der Entfer- 
Mmg, aus der die Batterien jeßt noch feuern, ift eine zufällige Bejchädi- 





208 


1871. 


ng folder Gebäude fchwer zu verhüten, gleich wie die Bern 
ddtung nicht militärischer Perfonen, die bei jeder Belagerun 
find. Daß die peinlichen und von uns lebhaft beklagten Bor! 
Stadt wie Paris in größerem Maßſtabe als in anderen 9 
einer Belagerung verbunden fein müflen, hätte von der Bef 
von bartnädiger Vertheidigung derjelben abhalten follen. Abe 
tion fann geftattet werden, ihre Nachbarn mit Krieg zu üb 
im Laufe deifelben ihre Hauptfeftung durch Bezugnahme auf d 
nenden unbewaffneten und neutralen Einwohner und auf bie 
Hofpitäler ſchützen zu wollen, in deren Mitte die bewaffneten 
iebem Angriffe ihre Dedung fuchen und ſich zu neuen Ang 
Önnen. 
Ich erſuche Em. ꝛc. ergebenft, diefe Antwort geneigteft 
niß der Herren Mitunterzeichner des Schreibens vom 13. d 
und die erneuerte Berficherung meiner vorzüglichen Hochad 
migen zu wollen. Ä von Bi 


10.— 12. Sanuar. Schlacht bei Le Mans. 
16.— 18. Sanuar. Werders Kämpfe bei Montbelic 
19. Zanuar. Schlacht bei St. Duentin. 
19. Januar. Letzter Ausfall aus Paris. 
26.— 27. Sanuar. Ende des Bombardements. 
„Vor Paris ſchweigt gemäß Verabredung 
in der Naht vom 26. zum 27. vorläufig be 
Geſchützfeuer.“ 





ſl. Die Kapitulation von Paris und der 


Vauffenſtillſtand. 


1871. Leiste Vermittelnngsverſuche. 


Aus dem englifhen Blaubuche. 


Frankreich beffürmte England immer und immer wieber um eritielungs- 
te im deutſchen Hauptquartier. Sranville fchlug das Geſuch ab. 
Dejember macht Graf Chaudordy einen breifachen Vorſchlag, melden Odo 
Kuſſell dem Grafen Bismard unterbreiten ſollte. — Charalter und Erfolg 
dieſes Borfchlages ift aus folgender Depeiche Granvilles an Lyons erfichtlich: 
„Auswärtiges Amt, 19. Dezember 1870. Mylord, Graf Bismard, 
welchem der Inhalt des Telegramms Em. Excellenz vom 16. b. mitgetheilt 
worden if, bat erwibert, es fei unmöglich, auf eine ber darin enthaltenen brei 
Forderungen ber franzöfifhen Regierung einzugehen — nämlich entweber ein 
—ãù mit der Bedingung der Verproviantirung, um eine Nationalver⸗ 
ammlung zu erwählen, ober Friedensſchluß ohne Gebietsabtretung, oder ſchließlich 
Einberufung eine® europäischen Congreffes, welcher die zwiſchen Frankreich und 
Preußen ſchwebenden Fragen erörtern würbe, und Se. Ercellenz tagte überbies 
binzu Haß irgend eine beutfhe Regierung, melde in folhe Vorſchlaͤge willigen 
Bär, ohne durch Waffengewalt zum Nachgeben genöthigt zu fein, ſich in ber 
age fehen würde, zur Abdankung gezwungen zu fein. Grandille.“ 


beſdri Eine Depeſche Granvilles an Mr. Odo Ruſſell vom 9. Januar 1871 
warricht eine Unterrebung zwifhen Granville und Bernftorff. Granville 
‚mt Dentichland vor den Folgen, welche die Ablehnung freundfchaftlicher Ver⸗ 
lung haben könnten und fügt: 
Ban: „®enn Deutihland nicht im Stande wäre, den Krieg fofort (d. b. mit der 
yxitniation von Paris) zu beendigen und ſeine eigenen Friedensbedingungen zu 
ne, "gen, dann würde es die Harinädigkeit bedauern, mit welcher es ſeine Ab⸗ 
gzung gezeigt habe, die freundſchaftlichen Vermittelungen der neutralen Mächte 
[ajtivenben ober auch nur zu -Natten. Sch verſtehe e8 vollftänbig, daß Deutſch⸗ 
u, fiegreih in einem großen Kriege, befien Drud und deffen Opfer es allein 
kei tragen gehabt, den Eutſchluß zeigt, fich von denjenigen, welche ferne ſtanden, 
Kr vorſchriften machen zu laffen (to be dictated)...... Wenn aber ber 
fi eg fortdauerte, wenn Frankreich gänzlich desorganifirt würde — ein Fluch für 
Ich felber und für Europa — unfähig Deutichland für die Koften bes Krieges 
fin OLss zu halten, und wenn dann Deutſchland Nichts anderes übrig bliebe, als 
er großer Länberftreden gegen den Willen der Bevölkerung zu bemächtigen und 
de Zu occupiren, dann würde ihm die Schuld zufallen, daß es — nicht die Inter- 
Son on — jonbern die freunbichaftliche Vermittelung einiger neutralen Mächte 
Dan fih gewiefen babe, eine Bermittelung folder Natur, wie fie fo oft in inter« 
&onalen Zwiſtigkeiten zu befriebigenden Refultaten führte.“ 


Würk Bismard. II. 14 
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20. Sanuar. Lord Granville an Ddo NRufjell in Verfailles. 


„Sraf Bernftorff hat mir das Rundichreiben des Grafen Bismard 
9. d. M. über die franzöfiihe Kriegführung mitgetheilt. — — Diefer en 
Anruf der öffentlihen Meinung Europas veranlaftt die Regierung Ihrer Mai 
der Kaiferlih deutihen Regierung nochmals im Geifte aller Freundſchaftli 
einige Bemerkungen in der Abficht zu unterbreiten, das Aufbören eines Kon 
herbeizuführen, deſſen Fortdauer ein Gegenftand tiefen Bebauerus für bie beı 
Regierung felbft fein muß. Es ift gelagt worden, es fei Sache bes Unterliegei 
zuerft Friedensvorſchläge zu machen, und bie Neutralen follten fih mit ' 
Rathſchlägen dahin wenden. Aber das Widerftreben von Seiten Frankreichs 
Frieden zu bitten, wird offenbar dur die Größe feiner Niederlagen nur 
flärtt. — Die englifhe Regierung bat fich enthalten, die Hoffnungen Kranlı 
zu ermuntern; fie bat fich fogar große Zuridhaltung in dem Ausbrud 
Sympatbien für ein Land auferlegt, mit dem es ſo lange Zeit eng vert: 
war, und das fo tief niedergebrüdt ift, wie Frankreich in biefem Augen 
Aber fie vermag nicht ihren Rath einem Volle aufzubrängen, weldes fü 
Vertheidigung jeines Gebiets kämpft und ſelbſt Richter darüber fein muß, 
feine Ehre und fein Interefje erfordern. 

Sole Rückſichten können uns dagegen nicht von einer offenen Mitthe 
an Deutichland abhalten, welches auf der Höhe feiner Macht und in feinem x 
Siegeszuge nicht fürchten kann, daß ein Wunſch, dieſem goßen Kampfe 
Ende zu machen, falfhe Deutungen finde. Bis zu diefer Stunde ift !ı 
beftimmte Andeutung.über die Forderungen Deutfhlandbe gege 
worden. Die Regierung Ihrer Majeftät will durchaus feine Borfchlkg 
Bezug auf die Bedingungen machen, unter welchen Deutichland zum Fr 
bereit fein follte, aber fie glaubte, daß eine Erklärung über die Abfichter 
Kaiferliben Regierung und ihre Bereitwilligfeit zu Unterbandlungen das | 
der Drangjale der Belagerung von Paris, der Schreden des Krieges und bie 
Jufte auch für die fiegreichen Armeen in Frankreich beſchleunigen könnte.“ 


Correspondenz über die Theilnahme Jules Favre's 
der Londoner Pontus⸗Conferenz. 


12. Januar. Circufar- Depeihe Jules Favre's. 

„Mein Herr! Die Regierung bat es bis jet für ihre Pflicht gehn 

grobe Zurückhaltung betreff® der Veränderung der Verträge von 1856 zu beobar 

aß eine ſolche Veränderung, wenn fie nothwendig ift, ausfchließlich Den Mät 
Unterzeichnern biefer Verträge, zufteht, ift eine fo augenicheinliche Wahrheit, 
es unnütz ift, bei berfelben zu verweilen. Sie konnte nicht in Zmeifel gez 
werden. Sobald eine der Mächte Mobifilationen der Eonventionen verla 
welche alle Unterzeichner gleihmäßig verpflichteten, wurbe deshalb die Idee Bei 
einer Conferenz, in welcher bie Frage discutirt werde, ohne Schwierigkeit a 
nommen. Der Plat Frankreichs ift in berfelben bezeichnet. 9 
fonnte es daran denken, ihn einzunehmen, wenn ed von der £ 
theibigung feines Territoriums gänzlid in Anſpruch genomı 
war? Das ift die Frage, welche die Regierung unter den Umftänben, an bi 
ſummariſch erinnern will, zu prüfen batte. 

Es war eine Depeiche, datirt aus Tours vom 11. November, eingetroffe 
Paris am 17., durch welche der Minifter ber äußeren Angelegenheiten durch H 
von Chaudordy von dem Circular des Fürften Gortſchakoff Kenntuiß 
hielt. Diefe Nachricht war ihm durch folgendes Telegramm unferes Minifte 
Wien zugegangen: „Der ruffiiche Miniſter hat geftern eine Mittheilung gem 
aus welcher hervorgeht, daß feine Regierung ſich durch die Stipulationen ver | 
träge von 1856 für nicht mehr gebunden erachtet.” Am nämlichen Tage, 17. 
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vember, antwortete der Minifter des Aeußeren Herrn Chaudorby und empfahl 
diefem bie firengfie Zurüdhaltung. Wir hatten noch feine officielle Mittheilung 
und wir mußten und auf bie Rolle des Beobachters beichränten, ohne jedoch zu 
verfäumen, bei jeber Gelegenheit unjer förmliches Hecht aufrecht zu erhalten, zu 
einem Beſchluß hinzugezogen zu werben, der ohne unfere Betheiligung abfolut 
ohne allen Werth fein würbe. 

Europa konnte diejes nicht anders auffaffen und in ben Unterrebungen und 
Roten zwifchen den verjchiedenen Mächten und uns galt es immer für felbfiver- 
Rändlich, daß Frankreich nothwendigerweife an ber Berathung Theil nehmen und 
zu berjelben berufen werden müffe. 

Unfere Bemühung war, aus ben wohlwollenden Dispofttionen, die man 
uns bewies, Nuten zu zieben und bie Repräfentanten ver Mächte dahin zu führen, 
anzuerfennen, daß, ohne in Etwas das Interefje erften Ranges aufzugeben oder 
zu verringern, welches für uns mit der Diskuflion der Verträge von 1 entſteht, 
wir bei unſerem Eintritt in die Conferenz die Pflicht hätten, in derſelben eine 
Debatte von einer ganz anderen Bedeutung anzuregen, betreffs derer man uns 
fein „fin de non recevoir“ entgegenftellen könne. Indeß muß man ſagen, daß bie 
Delegation von Tours, indem fie dieſe Anficht vollftändig theilte, immer glaubte, daß 
wir die Einladung Europa’s, wenn fie an uns gerichtet würde, annehmen müßten. 
Diefe Meinung zufammenfaflend, jchrieb Herr v. Cha udordy in feiner Depeſche 
vom 10. Dezember: „Die Delegation ift, nachdem fie mit mir alle Depeichen geprüft 
bat, der Anſicht, daß wir in bie Eonferenz geben müſſen, felbft wenn wir vorber 
weder ein Beriprechen, noch einen Waffenftillftand erlangt haben.” Die Meinung 
der Mitglieder der Delegation bat fih Übrigens nie geändert. Herr Gambetta 
drückt fie noch auf fo kräftige Weife in feiner leiten Depeſche vom 31. Dezember 
aus, fih an den Minifter des Aeußern richtend, jagt er: „Sie müfjfen auf bem 
Buntte ſtehen Paris zu verlaffen, um ſich zur Londoner Conferenz zu begeben, 
wenn, wie man behauptet, e8 England gelungen ift, einen Geleitichein zu erhalten. 
Ich ftelle mir die Qualen vor, welche Sie empfinden müffen, Paris zu verlaffen. 
Ich böre hier den Ausdrud Ihrer Schmerzen und Ihrer eruften Weigerungen, und 
boh muß ich im Intereſſe unjerer Sade Ihnen jagen, daß es geſchehen muß.“ 

Ehe Herr Gambetta dieje Zeilen gejchrieben, hatte der Minifter des Aeußern 
bie in Tours begonnenen und feitvem in Borbeaur fortgejetten Unterhandlungen 
verfolgenb, fo viel e8 die Unvollftänpigleit und bie Verzögerungen ber Communi⸗ 
cationen geftatteten, bem Herrn v. Chaudordy belannt gemacht, daß die Regie⸗ 
rung beichloffen babe, daß Fraufreich, wenn man e8 auf regelmäßige Weiſe berufe, 
fih in der Londoner Konferenz, jedoch unter der Bedingung, vertreten laffen 
werde, daß England, welches die mündliche Einladung gemacht, fi damit be» 
fafjen werde feinem Repräfentanten, wenn er in Paris gewählt würbe, den noth» 
wenbigen Geleitjchein zu verſchaffen. 

Diefe Anordnung wurde von bem engliſchen Cabinet angenommen. Herr 
d. Chaudordy fette den Minifter bes Aeußern durch eine Depeſche, Borbeaur, 
ben 26. Dezember 1870, die den 8. Januar eintraf, davon in Kenntniß. Er 
unterrichtete ihn zugleih, daß die Delegation der Regierung ihn dazu beftimmt 
babe, Frankreich in der Conferenz zu vertreten. Dieje Mittbeilung wurbe durch 
folgentes Schreiben beftätigt, welches Lord Granville am 29. Dezember jchrieb, 
und welches durch bie Bermittelung des Minifters der Bereinigten Staaten am 
10. d. M. übergeben murbe.” 


London, 29. Dezember. 

Lord Granville an Se. Ercellenz ven Minifter des Aeußern in Paris. 

„Herr Minifter! Herr Chaudordy Hat Lord Lyons benachrichtigt, daß Em. 
Ercellenz in Vorſchlag gebracht worben ift, um Frankreich in der Conferenz zu 
repräfentiren, unb er bat zugleih von mir verlangt, einen Geleitichein zu be» 
forgen, welder Ew. Excellenz geftatten werbe, bie preußiſchen Linien zu durch⸗ 
freiten. Ich bat fofort den Grafen v. Bernftorff, dieſen Geleitichein zu ver⸗ 

14* 





212 


1871. 


langen und Ihnen denſelben durch einen als Barlamentair abzuſendenden beutfchen 
Cffizier zufellen zu Icffen. Herrn v. Bernforff ließ mic geitern wiflen, daß ein 
Geleitichein zur Verfügung Ew. Ercellenz geitellt werde, ſebald er durch einen von 
Baris nah dem beutihen Hauptauartier abgebenden Lifizier verlangt werber 
wäürte. Er fügte binzu, daß er von feinem deutiden Iffizier gebracht werbes 
Tenne, fo lange tem Lifizier, Träger ber PBariameutäriahne, auf welden bu 
Branzeen gefhoflen, keine Genugtbuung gegeben worben lei. Id bin von Her 

iffor in Kenntniß geſetzt worten, daß viel Zeit vergeben werde, ehe bieje Mit⸗ 
tbeilung Ihnen von ter Delegation in Berdeaur überjandt werten Fünne, id 
babe deshalb dem Graien Bernftorfi ein anderes Mittel angeratben, fie Ihnen 
zulommen zu laffen und vie Gelegenheit zu benugen, melde mir vom Geſchäfts⸗ 
träger der Bereinigten Staaten angeboten wurte, um Eie von dem Borgefallenen 
in Kenntniß zu feßen. Ich hoffe, daß Eure Exellenz mir geflatten wirb, biek 
Gelegenheit zu ergreifen, um Deufelben meine Befriedigung. zu Ihnen in perſonlich 
Beziehung zu treten, und das Vergnügen auszubrüden, welches ich empfinden 
werte, Diejelben in London zu fehen. 


Ich habe die Ehre ꝛc. Lorb Granville.” 


„Dur dieſe Depeiche Direct aufgefordert, konnte die Regierung, ohne ben 
Rechte Frankreichs zu entſagen, die Einladung nicht zurückweiſen, die fie in feinen 
Namen erbielt. Ohne Zweifel kann man erwibern, daß die Stunde zu eine 
Diskuffion Über die Neutralifation des Echwarzen Meeres für Frankreich nid 
glüdtich gewählt if. Aber gerade dadurch, daß in tiefem höchſten Augenbfide 
wo es allein fir feine Ehre und Eriftenz fämpft, der officielle Schritt der euro. 
paiſchen Mächte bei ber franzöfifchen Republik gemacht wird, erhält er einen ans: 
nahmeweijen Ernſt. Er ift ein verfpäteter Anfang ber Gerechtigkeit, eine Ber: 
pflidtung von der man fich nicht mehr losſagen kann. Er heiligt mit der Autorit& 
bes Völkerrechts den Regierungsmechlel und läßt auf der Ecene, auf welder ei 
ſich um die Geſchicke der Welt handelt, Die ungeachtet ihrer Wunden freie Natior 
erſcheinen Angefichte des Oberhauptes, das fie zu ihrem Ruin geführt, oder bei 
Prätendenten, welche iiber fie verfügen wollen. Wer fühlt übrigens nicht 
bafı Frankreich, zu den Repräfentanten Europa's zugelafjen, bat 
unbeftreitbare Recht erhält, vor ihnen feine Stimme zu erbebeni 
Wer wird es aufhalten fönnen, wenn es, fih aufbie ewigen Regelr 
ber Gerechtigkeit ftlgend, Die Principien vertheidigen wird, weld«ı 
feine Inabhöngigfeit und feine Würbe fiherftellen? Es wirb feine 
derfeiben aufgeben. Unfer Programm bat ſich nicht geändert, und Europa, melde 
denjenigen einladet, ber es aufgeftellt, weiß jehr wohl, daß er den Willen umt 
die Pflicht bat, es aufrecht zu erhalten. Man dürfte daher nicht zaubern, mut 
die Regierung bätte einen ſchweren Fehler begangen, wein fie die ihr gemacht 
Eröffnung zurückgewieſen hätte. 

Indem fie die® aber anerlannte, dachte fie, wie ich, daß ber Minifter bei 
Auswärtigen, wenn es ſich nicht um höhere Intereflen handle, Paris inmitter 
des Bombardements nicht verlaffen könne, welches ver Feind auf die Stab 
richtet, Es find acht Tage, daß ber Obercommandant der preußiihen Armeı 
pläglich, ohne die Waffenlojen und Neutralen zu benachrichtigen, unſere Gebänd 
mit feinen Wurfgefchoffen bededt. Es jcheint, daß er unfere Hoſpizen, unfer 
Schulen, unjere Tempel nnd Ambulanzen mit Vorliebe gewählt hat. Die Fraueı 
werben tn ihren Betten getödtet, die Kinder in den Armen ihren 
Mütter wie unter den Augen ihrer Lehrer; geftern begleiteten wir zi 
ihrer legten Ruheſtätte fünf eine Särge junger Zöglinge, niedergejchmettert unte 
dein Gewichte einer Bombe von 180 Pfund. Die Kirche, wo ihre fterblicdher 
Ueberbleibfel von den Priefter gejegnet und von den Thränen ihrer Eltern be 
negt wurden, legte durch ibre Mauern, bie in ter Nacht durchlöchert worder 
waren, Zeugniß von der Wuth ber Angreifer ab. Ich weiß nicht, wie langı 
biefe unmenfclichen Hinſchlachtungeu dauern werben. Für- ben Angriff nutzlos 
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find fie nur ein Act ber Verwüſtung und des Mordes, dazu beftimmt, Schreden 
zu verbreiten. Unfere brave PBarifer Bevölkerung fühlt mit der Gefahr ihren 
Muth Reigen. Feſt, gereizt, entichloffen, ift fie entrüftet und beugt fich nicht. Sie 
will mehr denn je kämpfen und flegen, und wir wollen es mit ihr. Ich kann 
nicht daran denken, mich in dieſer Krifis von ihr zu trennen. Vielleicht ſetzen 
uniere an Europa gerichteten Proteftationen wie die der in Paris anweſenden Mit- 
glieder des diplomatischen Corps derſelben bald ein Ziel. England wird begreifen, 
daß bis dahin mein Pla in der Mitte meiner Mitbilrger ift. Dies ertiärte ich 
bem Minifter der äußeren Angelegenheiten Großbritanniens in ber Antwort, die 
folgt, und welche dieſes Erpofe natürlich ſchließt. 

„Herr Graf! Ich erhalte erft heute, 10. Januar, um 9 Uhr Abends, durch 
Bermittelung des Minifters der Bereinigten Staaten ben Brief, welchen Eure 
Ereellenz mir am 29. Dezember zu fchreiben die Ehre erwiefen und worin Die- 
felben mir ankündigen, daß Sie den Herrn Grafen von Bernftorff gebeten haben, 
ben Gekeitichein zu meiner Verfügung zu ftellen, deſſen ich bedarf, um bie preußiſchen 
Linien zu durchſchreiten und als Repräfentant Srankreih® der Konferenz anzu- 
wohnen, welche in London eröffnet werden fol. Ich danke Eurer Erxcellenz für 
dieſe Mittbeilung und die Güte, mit welcher mir biefelben die Erfüllung der mir 
auferlegten Pflicht erleichtert haben. Es wirb mir jedoch fchwierig, mich fofort 
aus Paris zu entfernen, das feit acht Tagen den Schredniffen eines Bombarbements 
Preis gegeben ift, weiches ohne die im Völkerrechte Übliche Ankündigung auf eine 
mafienloje Bevölleruug gerichtet ift. Ich ſchreibe mir nicht das Recht zu, meine 
ütbürger im Augenblide zu verlaffen, wo i das Opfer biefer Gewaltthat find. 
Übrigens find die Verbindungen zwiſchen Baris und London durch die Schulb 
des Kommandanten ber Belagerungs- Armee fo langſam und ungewiß, baß ich 
Ungeachtet meines guten Willens auf ihren Aufruf dem Wortlaute Ihrer Des 
beihe gemäß nicht entipredhen kann. Sie haben mich wiffen laffen, daß die Con- 
ren; am 8, Februar zufammentreten und fi dann wahrfcheinlich um eine Woche 
dertagen wird. Benachrichtigt am 10. Januar, Abends, würde ich nicht zur rechten 

At von Ihrer Einladung Gebrauch) machen fünnen. Außerdem bat Herr 
von Bismard, als er mir diefelbe zufemmen ließ, keinen Geleitfchein hinzugefügt, 
doch unumgänglich nothwendig ift. Er verlangt, daß ein franzöfiicher Offizier 
ins Hauptquartier begiebt, um ihn zu holen, indem er fih auf eine Recla⸗ 
Motion fügt, die er bei Gelegenheit eines Vorfalles, über den ſich ein Parla⸗ 
Mentär am 23. Dezember zu beklagen gebabt, an den Herrn Gouvernenr von 
18 gerichtet hatte, und Herr von Bismard fügt hinzu, daß bis Genug. 
ng gewährt fei, der preußiiche Ober- Commandant jede Mittheilung durch 
Parlamentäre unterfagt habe. Ich unterfuche nicht, ob ein folder, ben Kriegs- 
geieken juwiberlaufenter Beſchluß nicht die abfolute Negation der höheren Rechte 
iR, welche die Nothwendigkeit und bie Menfchlichfeit immer zu Gunften ber KXrieg- 
ng aufrecht erhalten haben. Ich begnüge mich, Eurer Ercellenz bemerklich 

IU Maden, daß der Gouverneur von Paris ſich beeilt hat, eine Unterfuchung über 
die vom Grafen von Bismard bezeichnete Sache zu befehlen, und indem er 
dies anfündigte, brachte er zu feiner Kenntwiß viel zahlreichere Thatjachen, 
welhe den preußiichen Schilbwachen zur Laſt gelegt worben find, auf bie er ſich 
nie ftütte, um ben Austaufch der gewöhnlichen Mittheilungen zu unterbrechen. 

bi der Graf von Bismard jcheint, zum wenigften theilweife, die Nichtigkeit 
ieſer Vemerkungen zugelaſſen zu haben, weil er heute den Miniſter der Ver⸗ 
einigten Staaten beauftragt hat, mich wiſſen zu laffen, daß unter bem Vorbehalte 
&genfeitiger Unterſuchung er die parlamentärifchen Berbinbungen wieberberftelle. 
liegt alſo feine Nothwendigkeit vor, daß ein franzöſiſcher Diftzier fi in das 
Eußiſche Hauptquartier begebe, und ich werde mich mit dem Minifter ber ver- 
ja, sen Staaten in Beziehung ſetzen, um ben Geleitſchein zu erhalten, welchen Sie 
* mich erwirkt haben. Sobald ich denſelben in Händen haben werde, und die 
8 von Paris es mir geftattet, werbe ich den Weg nach London nehmen, im 
Mans fiher, nicht vergeblih im Namen meiner Regierung das Princip bes 
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Rechtes und ber Moral anzurufen, bem Achtung zu verfchaffen Europa ein fo 
großes Intereffe bat. Wollen Sie x. 
Paris, 10. Januar 1870. Iules Favre.” 
Ih bitte Sie, mein Herr, dem Repräjentanten ber Regierung, bei welder 
Sie beglaubigt find, Kenntniß von dieſer Depeſche zu geben. Es ift wichtig, daß 
Europa über unfere Abfichten und Handlungen aufgellärt wird; wir unterbreiten 
biefelben feinem Rechtsgefühle.“ 


13. Januar. Depeihe Jules Favre's au den Grafen von Bismard. 

„Herr Graf! Lord Granville benachrichtigt mich Durch feine Depeſche vom 
29. Dezember v. J., welche ich am 10. Januar Abends erhielt, daß Ew. Ercellenz 
auf das Erſuchen bes engliſchen Cabinets einen ©eleitfchein zu meiner Verfügung 
halten, welder für den Bevollmächtigten Frankreichs zur Londoner Conferenz noth⸗ 
wendig ift, um bie preußiſchen Linien paffiren zu können. Da ich in dieſer Eigen- 
haft defignirt bin, beehre ic mid, von Ew. Ercellenz die Zuſendung dieſes Ge⸗ 
leitfcheins in meinem Namen in ber möglichft kürzeften Frift zu reclamiren. Ge» 
nehmigen Ew. 2c.” 


16. Sanuar. Antwort des Grafen von Bismarck an Jules 
Favre. 


„Herr Minifter! Em. Ercellenz bitte ih, in Ermwiderung auf die 
gefälligen beiden Schreiben vom 13.d. M., mir zunächſt die Befeitigung 
eines Mißverftändnijies zu geftatten. 

Em. Ercellenz nehmen an, daß auf den Antrag der königlich groß⸗ 
brittannifchen Regierung ein Seleitfchein für Sie bei mir bereit liege, zum 
Zweck Ihrer Theilnahme an der Fondoner Conferenz. 

Diefe Annahme ift indeſſen nicht zutreffend. 

Ich würde auf eine amtlihe Berhbandlung nit haben 
eingeben können, welcher die Vorausjegung zu Grunde lag, 
daß die Regierung der nationalen Bertheidigung völlerredt> 
ih in der Tage fei, im Namen Frankreichs zu handeln, fo 
lange fie nicht mindeftens von der franzöfifhen Nation felbft 
anerfannt ift. 

Ich vermuthe, daß die Befehlhaber unferer Vorpoſten Em. zc. die Er⸗ 
mädhtigung zum Paffiren durch die deutſchen Linien ertheilt haben würden, 
wenn Em. zc. diefelbe bei dem Commando des Belagerungäheeres nach⸗ 
gejucht hätten. Legtere8 würde nicht den Beruf gehabt haben, Em. x. 
politiſche Stellung und den Zweck Ihrer Reiſe in Berüdjichtigung zu 
ziehen, und die von den militärifchen Führern gewährte Ermächtigung, 
unfere Linie zu paffiren, welche von ihrem Standpunkte fein Bedenken 
efunden, würde dem Botſchafter Sr. Maj. des Königs in London freie 
Sand gelafjen haben, um in Betreff der Frage, ob nad dem Böllerrecdht 

w. ꝛc. Erklärungen als Erklärungen Frankreichs anzufehen wären, feine 
Stellung zu nehmen, und feinerjeit8 Formen zu finden, melde jedes 
Präjudiz verhütet hätten. 

Diefen Weg haben Em. :c. mir dur Ihr an mich unter amtlicher 
Angabe des Zmwedes Ihrer Reife gerichtetes amtliches Gefuh um einen 
©eleitfchein behufs der Vertretung Frankreichs auf der Conferenz durch 
Em. xc. abgejchnitten. Die oben angegebenen politifchen Ermä- 
gungen, zu deren Unterftügung ich mich auf die Erflärung be— 
ziehe, welche Em. ꝛxc. am 12.0. M. amtlich veröffentlicht haben, 
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verbieten mir, Jhrem Wunſche um Ueberjendung eines folden 
Documentes zu entfpreden. 

Indem ich Ihnen dies mittheile, kann ich Ihnen nur überlaffen, für 
Sih und Ihre Regierung zu erwägen, ob ſich ein anderer Weg finden 
läßt, auf welchen die angeführten Bedenken befeitigt und jedes aus Ihrer 
Anweſenheit in London —28* Präjudiz vermieden werden kann. 

Aber auch wenn ein ſolcher Weg gefunden werden ſollte, erlaube ich 
mir do die Frage, ob es rathfam tft, dag Ew. ıc. Paris und Ihren 
Boten als Mitglied der dortigen Regierung jegt verlaffen, 
um perſönlich an einer Konferenz über das Schwarze Meer theilzunehmen, 
in einem Augenblid, wo in Paris Intereſſen auf dem Spiele ftehen, 
welche für Frankreich und Deutichland wichtiger find, als der Artikel XL 
des Vertrages von 1856. Auch würden Em. zc. in Parid die diplo- 
matiihen Agenten und die Angehörigen der neutralen Staaten zu- 
rüclaſſen, welche dort geblieben oder vielmehr zurüdgehalten find, nach: 
dem fie längft die Erlaubniß zum Baffiren der deutichen Linien erhalten 
baten, und welche daher um fo mehr auf den Schuß und die Fürſorge 
En. x, als des Minifterd der factifhen Regierung für die auswärtigen 

elegenheiten angemiefen find. 

. 3b kann daher faum annehmen, daß Em. x. in der fris 
tiihen Rage, an deren Herbeiführung Sie einen fo weſent— 
lihen Antheil hatten, Sich der Möglichkeit werden berauben 
wollen, zu einer Löſung mitzuwirken, wofür die Verantwort— 
lichkeit auch Sie trifft.“ 


Berziht Jules Favre's auf die Theilnahme an der 
Conferen;. 
, Aus Baris vom 23. Januar: „Sicherem Vernehmen nah hat Jules Favre 
bie Mittkeilung an Odo Ruffell in Verſailles gelangen laffen, daß er Paris 
Mt zu verlafſen gedenke. — Der Herzog v. Broglie wurde fobann als Ber- 
feier Frankreichs zur Londoner Conferenz entfandt. 


Jules Favre in Verſailles. 


Berſailles, 24. Januar. „Am 23. Januar Abends iſt Jules Favre in 
Lerſailies erſchienen. Ein vom Commandanten, General von Voigts⸗Rhetz, 
geſtellter Wagen hatte ihn an der Sovresbrücke abgeholt und unter Eskorte von 

Tagonern hierher geführt, wo er gegen 8 Uhr Abends eintraf. Herr Jules 
Fan. ſprach noch am 23. Abends den Bundeskanzler Grafen Bismard, der 
m dann um 11 Uhr in die Präfectur zu Sr. Majeftät vem Kaifer begab. Am 
— des 24. fand eine Berathung ſtatt, an der, außer Sr. Majeſtät und dem 
nor inzen, Graf Bismard, bie Generale und der Kriegs-Minifter Theil 
Ahmen. So viel bis jegt befannt, ift die Miffion des Herrn Favre keine 
ne, 79 Officielle geweſen, in dem Sinne, daß er von den Mitgliedern des Gouver- 
& te mit befiimmten Anträgen gejchidt worben wäre. Bielmehr kam Herr 
83 vre zunächft nur, um die dieſſeitigen Forderungen hinſichtlich Der eventuellen 
ß mation von Paris zu vernehmen. Er verließ Verfailles heute bald nad 

Berfailles, 25. Januar. „Geftern früh 11 Uhr machte Graf Bismard dem 

Dem Jules Favre in beifen Onartier einen halbftänbigen Bejud. Hierauf 
Reieperatl beim Katfer, dem der Kronprinz, bie Generale von Moltte, 
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von Boyen, von Roon und Graf Bismard beimohnten. Um 2 Uhr fau 
bei Graf Bismard eine Conferenz zwiſchen biefem und Herrn Favre Rai 
Um '44 Uhr kehrte leßterer mit feinem ihn begleitenden Schwiegerjohne über d 
Sönresbrüde nah Paris zurüd. Die Nachrichten Über die Unruhen in Bari 
find durch Herrn Favre beflätigt. Heute, den 25., Favre wieder aus Bar 
zurüd und in Verhandlungen mit bem Grafen Bismard.“ 


Berjailles, 27. Ianuar, Vormittags. „Eine zweite Berbanbiung wegen b 
Präliminarien zur Kapitulation von Paris, die geflern und vorgeftern er Bunbei 
fanzler Graf Bismard mit dem am 25. Abenbs nad Verfailles zurückgekehrtn 
auswärtigen Minifter bes Barifer Gouvernements, Jules Favre, gepflogen % 
enbete damit, daß von bem leteren bie Entjenbung einer militärifchen Eommiffto 
mit welcher die näheren Bedingungen vereinbart werben follen, zugefagt wurbe 


Berjailles, 27. Januar. „Jules Favre reifte geftern Nachmittag nach Par 
zurüd, um bie aufgeftellten Bebingungsvorfchläge dem Parifer Gouvernement 3 
Genehmigung zu unterbreiten. Die beiden Staatsmänner baben bc 
Ablommen getroffen, daß von 12 Uhr Nachts bis 6 Uhr Morgen 
von beiden Seiten das Feuer eingeftellt werben follte, währe 
welcher Zeit die Regierungsmitglieder in Paris fich Über die Vorfchläge einig: 
folten. Mit dem Glodenichlage 12 Uhr wurbe die Kanonabde eingeftellt, die 6 
Mitternacht von beiden Seiten auf das Lebhaftefte unterhalten worden war. T 
in ber Naht in Paris gepflogenen Beratbungen fcheinen ten Erfolg gehabt : 
baben, daß man ſich geneigt zeigt, bie Grundlage unferer Forberungen ang 
nehmen. Soeben, 10%, Uhr Vormittags, ift namlid Iules Favre in B 
gleitung eines franzöfiihen Generals, zweier Legations⸗Secretaire und fein 
Schwiegerjohnes bier eingetroffen. Ohne Aufenthalt begaben fi bie Herren f 
fort zum Reichskanzler Graf Bismard, bei welhem in biefem Augenblide t 
entjcheidenden Berbanblungen geführt werden. In Paris fährt bie Mehrzahl b 
Parifer Journale fort, zum Wiberftande aufzureizen und einen großen Maffe 
ausfall zu fordern, fo namentlid das „Siècle“ vom 24. mit größter Leivenfcha| 
lichkeit. Alle Sournale find aber dennoch ber Ueberzengung, baß bie Tage u 
Paris gezählt find, Da ter Hunger in furchtbarfter Geftalt fi) meldet. Da 
fommt, daß von unjerer Seite geftern nad Belleville bineingefchoffen word 
Hi a Quartier, in welchem belanntlich die Arbeiterbevöllerung ihren Woß 

8 bat.” 

Berjailles, 28. Ianuar. „Iules Favre hatte geftern in Gemeinfchaft n 
bem franzöftihen General Beaufort eine vierftindige Unterrebung mit be 
Grafen Bismard. Hierauf begahen ſich die Herren zum Grafen Moltke, b 
weichem in einer längeren Conferenz bie militäriiden Maßnahmen vereinb« 
wurben.“ 


23. Sanuar. Die Waffenftillftands- Convention von Verſailles. 


„Zwifhen dem Herrn Grafen v. Bismard, deutihen Bundeskanzler, t 
im Namen Sr. Majeftät des Kaifers von Deutichland, Könige von Preuße 
banbelt und Herrn Jules Favre, Minifter der auswärtigen Angelegenheit 
der Regierung ber Nationalvertheivigung — beide mit regelmäßigen Vollmacht 
verjehen — find nachſtehende Abmachungen beichloffen worben. 


Art. 1. Ein allgemeiner Waffenſtillſtand wirb auf ber ganzen militärifch 
DOperationslinie eintreten und für Paris noch beut, für die Departements inne 
halb dreier Tage beginnen. Die Dauer des Waffenftiliftands ift von heute 
einundzwanzig Zage, bergeftalt, daß außer im alle ber Erneuerung er über 
am 19. Februar Mittags 12 Uhr ſchließt. Die kriegführenden Heere behalt 
ihre beziehungsweifen Stellungen, welche durch eine Demarcationslinie getren 
werben. — — Die beiben kriegführenden Heere und ihre beiberfeitigen Borpoft 
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haften fid anf 10 Kilometer Entfernung von ben, zur Trenuung ihrer Stellungen 
gezogenen Linien. Jedes ber Beiden Heere behält fich das Necht vor, feine Auto- 
ut in dem von ihm bejettten Gebiete aufrecht zu erhalten und bie Mittel an⸗ 
zuwenden, die feine Befehlshaber zur Erreihung dieſes Zweckes nöthig halten 
werden. Der Waffenſtillſtand findet gleihmäßig auf bie Seeſtreitkräfte ber beiden 
Länder Anwendung, inbem der Meridian von Dünkirchen als Demarcationslinie 
angenommen wird. — — 

Kt. 2. Der alſo verabrebete Waffenftillftand hat den Zwed, ber 
Regierung ber Rationalnertheibigung die Berufung einer frei ge 
nöllten Berfammlung zu geftatten, die Über bie Frage zu ent- 
\geiden haben wird, ob der Krieg fortgefegt oder unter melden Be- 
dingungen Frieden gefhloffen werben foll. Die Verfammlung tritt in 
Borbeaur zufammen. Alle Erleichterungen zur Wahl und zum Infammentritt 
d ngeorbneten werben jeitens ber Befehlshaber der beutichen Heere gewährt 


Art. 3. Dem deutſchen Heere werben durch bie franzöfifche Militärbebörbe 
alle Forts der äußeren Vertheidigungslinie von Paris, wie ihr 
Ktiegematerial übergeben. Die außerbaib diefes Umkreiſes, ober zwijchen 
den Forts liegenden Gemeinden und Häufer können von ben deutichen Truppen 
dm einer von militärischen Kommiffarien zu ziehenden Linie befegt werben. 
dab Terrain das zwiſchen biefer Linie und ber befeftigten Enceinte ber Stabt 

fiegt, ift den bewaffneten Streitfräften beider Parteien unterfagt. 

Art. 4. Während des Waffenftillftiandes wirb das deutſche Heer Paris 
nicht betreten. 

.. Art. 5. Die Enceinte wird von ihren Gefhügen entwaffnet, beren Laffetten 
übe von einem Bevollmächtigten des deutſchen Heeres bezeichneten Forts ge- 

t werben. 

Art. 6. Die Befagungen (Linienheer, Mobilgarden, Seetruppen) von 
daris und ber Forts find friegsgefangen, bis auf eine Divifion von 
12000 Mann, welche die Militärbehörbe in Paris für den inneren Dienft be- 
Kit, Die friegsgefangenen Truppen geben ihre Waffen ab, welde in den be 
Kihneten Drten gefammelt und hergebrachter Maßen abgeliefert werben. Dieje 
Tubpen bleiben in der Stabt unb bürfen die Enceinte während bes Waffen⸗ 
Kilfendes nicht überfchreiten. — — 

Art. 7. Die Nationalgarde behält ihre Waffen und verfieht die Be⸗ 
wachung von Paris und bie Aufrechterbaltung der Ordnung, ebenfo die Gen- 
merie und bie zum Stabtbienft verwandten gleichartigen Truppen, wie bie 
wublilaniſche Garde, Zollbeamten und Feuerwehren. Die Gefammtzahl dieſer 
Kategorien darf bie Zahl 3500 nicht Überfteigen. Alle Sranctireurs-Corps werden 

Befehl der franzöfiihen Regierung aufgelöft. 

Art. 8. Gleich nah Unterzeichnung diefes und vor ber Beſitznahme ber 
ort wird der Oberbefehlehaber ber deutichen Heere den Bevollmächtigten alle 

| en gewähren, welche bie franzöfiiche Regierung in die Departements 
oder Ind Ausland abichiden wird, um bie Ernährung ber Stadt vorzu- 

ten und bie ber Stadt beftimmten Waaren heranichaffen zu Taffeı. 

Art, 9. Mach Uebergabe der Korte und Entwaffnung der Enceinte (Art. 5 
und 6) wirb bie Ernährung von Paris auf ben Eijenbahnen und Flüffen frei- 

Die zu dieſem Zwecke erfehbenen Lebensmittel bürfen aus ben von 
n befeßten Gebietstheilen nicht genommen werden und bie franzöfiiche Re- 
Mung verpflichtet fich, fie außerhalb ber die beutfchen Truppen umgebenden 
% tionsfinie zu ſuchen, falls nicht von ben Kommandanten ber Lehteren 
benerlaubniß gewährt wird. 
ker Kt. 10. r Paris verlaffen will, bedarf einer regelmäßigen Erlaubniß 
8 ftamdfiſchen Militärbehörde und des Viſums der deutſchen Vorpoſten. Dieſe 
laubnißſeine und Biſa werden von Rechts wegen den Candidaten, welche ſich 
IM eine Wahl in ben Provinzen bewerben, und den Abgeordnneten ber Verſamm⸗ 
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ng ertheilt. Der Verkehr ter alfo mit Erlanbniß verjehenen Perſone 
—* 6 Uhr Morgens und 6 Uhr Abends zuläffig. 

Art. 11. Die Stadt Paris zahlt eine ſtädtiſche Kriegscontr 
son 200 Mill. France und zwar vor dem 15. Tage des Waffenſtillſtand 
Sablungemeife wird von einer gemifchten beutjch- franzöfifchen Commiffion ' 

rt. 12. Während des Waffenftillftandes darf von öffent! 
die zur Zahlung der Kontribution bienen Fönnten, nichts entfernt werbe 

Art. 13. In Baris dürfen währen bes Waffenſtillſtandes Wafl 
nition ober bie zu ihrer Fabrikation dienenden Stoffe nicht eingeführt m 


Geſchehen zu Berfailles am 28. Januar 1871. 
Bismard. Favre.“ 


Die Uebergabe der Forts. 


Der Kaiſerin und Königin. 


Verſailles, 30. Januar. „Die Uebergabe aller Forts hat 
St. Denis im Laufe des geſtrigen Tages ohne alle Widerſetzlich 
Störung ftattgefunden. 

Bon unjern Belagerungs» Batterien fah ich die Preußifche Fe 


Iſſy flattern. Wilt 


Der Hall von Paris und der Friede. 


„PBrovinzial-Korrespondenz” vom 1. Februar. 


„Mit dem Fall von Paris ftehen wir unerwartet vor dem gänzlid 
bes Krieges und vor dem wirklichen Friedensjchluffe. 

Das ift Mehr und Höberes, als die Zuverfichtlichften noch vor Ki 
hoffen wagten. 

Es find erft wenige Wochen ber, da war noch überall, und bei ben | 
nicht minder als in weiteren Kreifen, die Ueberzeugung geltend, daß r 
Falle von Paris erft noch die volle Entfaltung uuferer mißitärifchen — 
ben Provinzen Frankreichs nöthig ſein würde, um die neu aufgerufen 
bes Widerſtandes zu brechen, — und man wünſchte mit einiger Unge 
fonders beshalb Die Ueberwindung von Paris beſchleunigt zu ſehen, dam 
Armeen volle Freiheit gewinnen möchten, ihre weiteren Aufgaben in 8 
zu erfüllen. 

Noch in ber erften Woche bes Januar war dies bie allgemeine A 
ber militärifhen Lage, und bie beutjche Heeresleitung, ebenfo wie um 
mußte ſich darauf gefaßt maden, die endliche Niederlage Frankreichs 
mit dem Aufwand weiterer Kräfte und mit längeren Opfern zu erfaufer 

Da bradten zuerft bie gewaltigen Siege des Feldmarſchall 

riebrih Carl über bie franzöſiſche Weftarmee und des Generals von 
ber die Nordarmee, fowie die Bereitelung ber Pläne Bourbali’s d 
beidenmütbigen Widerftand des Werder'ſchen Corps — eine bo e 
Wendung der Ausfichten herbei; aber fo zuverfichtlih man nun auch hoffe 
daß die Nieberwerfung Frankreichs nad dem Falle von Paris feine cı 
rigen Schwierigkeiten mehr bereiten würde, jo galt e8 Doch ale ge 

die Fortſetzung des Wiberftandes, zu welcher namentlich Gambettan 
toriſcher Gewalt immer auf's Neue antrieb, ernftlich verfucht werben ı 
eine langwierige und fäftige, wenn aud) nicht. mehr gefahroolle Kriegführm 
maden würde. 
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‚ ber wäre jelbft ber Krieg thatſächlich beendigt geweſen, fo war es doch 
zit abzujehen, wie unb mit wem es zum Friedensſchlufſe kommen follte; 
denn bie Regierung ber nationalen Vertheidigung entbehrte einerjeits noch aller 
Ranttrechtlichen Anerkennung auch im eigenen Volle, fie erichien andererſeits in 
1) ſelbſt zwieſpältig und zerfallen, und e8 war kaum zu hoffen, daß die Ergebung 
von Paris und ein Abkommen mit ber bortigen Regierung einen enticheibenben 
* auf das Berhalten Gambetta's und der Regierung in Borbeaur zu 
en. 

Die Unterwerfung von Paris war baber nur ale ein gewichtiger Schritt 
vum glädliden Ende, aber nicht als das Ende felbft in Ausficht genommen. 

Es galt al® unvermeidlich, daß unfere Heere noch auf lange Zeit hinaus in 
Frankreich feftgehalten werben würben. 

Dont der Umficht und Energie unferer Staatsleitung fcheint es anders zu 
Immen; wir bürfen jest in dem Falle von Paris zugleih den Schluß bes 
Frieged und einen nahen glorreicden Frieden begrüßen. 

Wenn es, wie zu hoffen ift, gelingt, duch den Parifer Kapitulationsvertrag 
glahjeitig Die Unterwerfung ganz Frankreichs und einen Frieden, wie Deutſch- 
land ihn haben muß, von der Regierung ber nationalen Vertheidigung zu er- 
wien, fo wirb Damit eine der größten und fchwierigften Aufgaben ver Politik 
m ebenfo glänzenber und überrafchender Weife erfüllt fein, wie feither alle militä- 
riſchen Aufgaben während bes Feldzuges gelöft worben find.“ 


4. Febtuar. Proclamation der Parifer Regierung über die 
Urſachen der Sapitulation. 


„Ritbürger, wir wollen Frankreich jagen, in welcher Tage und nach welchen 
Anfrengungen Paris unterlegen if. Die Einfchließung hat vom 16. September 
bis zum 26. Januar gedauert. Während biefer ganzen Zeit haben wir, abgefehen 
don einigen Depeichen, von ber übrigen Welt abgeiperrt gelebt. Die ganze männ⸗ 
Ge Benölferung war in Waffen, bei Tage zu ben Mebungen und Nachts auf 
den Willen und Borpoften. Das Gas ging uns zuerft aus und bie Stabt war 

ende in Dunkelheit gehüllt; dann kam der Mangel an Holz und Kohlen. 
Seit dem Monat Oktober mußte zum Metzgerfleiſch Pferbefleiich zur Speiſe 
Binugefügt werben; vom 15. Dezember an mußten wir noch zu leßterem ganz 
aufere Zuflucht nehmen. Sechs Wochen hindurch belamen die Parifer täglich 
um 30 Grammes Pierbefleiich; jeit dem 18. Januar wurde das Brod, worin 
en nur noch ben britten Theil bildete, zu 300 Grammes für den Tag an—⸗ 

‚was auf einen gejunden Menſchen im Ganzen 330 Grammes Radrung 
machte. Die Sterblichkeit, welche fonft 1500 betrug, überſtieg 5000 unter dem 
Einfinffe der hartnädigen Poden und der Entbehrungen aller Art. Alle Stände 

ben gelitten, alle Samitien hatten Trauer. Das Bombarbement bat einen 
Onat gebauert unb bie Stabt St. Denis, fo wie faft bie ganzen Stabttheile 
nf dem linken Seineufer niebergefchmettert. 

In dem Augenblide, wo der Wiberftanb aufhörte, wußten wir, daß unfere 
Arween an ber enze zurüdgetrieben und außer Stande waren, uns zu belfen. 
Unterfügst von der Nationalgarbe, welche ſich tapfer geichlagen und eine große 

wahl von Leuten verloren Bat, bat die Armee am 19. Januar ein Unternehmen 
derfaht, das allgemein als ein Alt der Verzweiflung bezeichnet wurbe. Diefer 
Beriah, beffien Zwed bie Durchbrechung der feindlichen Linien war, fcheiterte, 
Wie jeder Verſuch bes Feindes, bie unfrigen zu burchbrechen, gefcheitert fein 


Trotz alles Feuers unferer Nationalgarben, welde nur ihren Muth zu 
Ratke zogen und fich bereit erklärten, in den Kampf zurüdzulehren, blieb une 
keine Aneficht, Baris zu beblofiren oder es zu verlaffen, um nur die Armee nad 
nen zu werfen und fie in eine Entfag-Armee umzugeftalten. Alle Generale 

en, e8 würbe eine Thorheit fein, wenn bieje® Unternehmen verfucht würbe; 
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die Werke ber Deutihen, ihre Anzahl, ihre Artillerie machten ihre Linten uw 
burchbringlich; wir würden, wenn wir das Unmögliche leifteten unb ihnen Aber 
ben Leib binwegfchritten, darüber hinaus nur eine Einöde von dreißig Wegflunden 
finden; dort würden wir vor Hunger vergeben, denn man bürfte nicht daran 
denten, Lebensmittel mitzunehmen, weil wir bereits am Ende unſerer Hälfe 
quellen jeien. Die Divifionäre wurden bei den Chefs der Armee zu Rathe ger 
zogen und ertheilten Beſcheid wie fie. In Anmelenbeit ber Minifter und Maireb 
von Paris wurten biejenigen Oberften und Bataillons-Chefs berufen, welde für 
die tapferften galten. Die nämliche Antwort. Man konnte fidy töbten laffen⸗ 
aber man konnte nicht mehr flegen. Im dieſem Augenblide, als jebe Hoffnung 
auf Hülfe und jede Ausficht auf Erfolg geichwunden, blieb uns nah fiere®@ 
Schätung noch Brod auf acht Tage und Pierbefleifh auf 14 Tage, wenn «dfi® 
Pferde geichladhtet wurden. Bei den zerftörten Eifenbahnen, ben verbortenezt 
Wegen, der abgefperrten Seine fehlte viel an der Gewißheit, bis zur Stunde vet 
MWiderverproviantirung auszureihen. Selbft heute noch leben wir in ber Be’ 
jorgniß, das Brod und die Übrigen Borrärhe Könnten uns ausgehen, ehe bie fe 8 
Zufendungen eintreffen. Wir haben daher Über die Möglichkeit hiuaus ausge 

und ſcheuen ſelbſt die Möglichkeit nicht, die uns noch bedroht, un® ber f 

Gefahr der Hungersnoth einer Bevölkerung von zwei Millionen Seelen uii® 
zujeßen. " 

Wir fagen es laut, daß Parts durchaus und ohne Rückhalt Alles that, WOEE 
eine belagerte Stadt thun konnte. Wir ertheilen der DBenöllerung, bie de — 
Waffenftillftande ihre Rettung verdankt, dieſes Zeugniß, baf fie bis ans Eu 
beivenmütbigen Muth und Ausdauer bewiefen bat. Frankreich, bas Paris ne 
fünf Monaten wieberfindet, kann auf die Hauptftabt ftolz fein. 

Wir haben den Widerſtand aufgegeben, die Forts übergeben, die Encei— 
abgerüftet, unſere Befatung ift friegsgefangen, wir zahlen eine Kriegsentſchädign 
von zweihundert Millionen. 

Aber ber Feind rückt nicht in Paris ein; er erfennt das Prinzip der Bot 
fouveränetät an, er läßt unjerer Nationalgarte ihre Waffen und ihre Organifatim 7 
er läßt eine Divifion der Armee von Paris beftehen. Unſere Regimenter bebalt — 
ihre Fahnen, unjere Offiziere behalten ihre Degen; Niemand wirb als Krieg —“ 

efangener aus ber Umwallung berausgeführt: Niemals bat fi ein beiugeril— 
lat unter jo ehrenvollen Bedingungen ergeben, und diefe Bebingungen wurd — 
erreicht, ala Hülfe unmöglic und das Brod ausgegangen war. 


Endlich bat der abgefchloffene Waffenftillftand zur unmittelbaren Folge x 
von Seiten der Regierung erlaffene Einberufung einer Affemblee, welche fo 
über Krieg und Frieden zu entſcheiden haben wird. 


Das Kaifertbum unter feinen verfchiedenen Formen bot dem Feinde IE 
Antnüpfung von Berhandlungen an. Die Affemblee wirb rechtzeitig zufamme=” 
treten, um dieſe Umtiiebe zu vernichten und den Grundſatz der Nationalſou 
ränetät zu wahren. Frankreich allein wird über Frankreichs Geſchicke entſched — 
Eile war nöthig, ber Verzug war bei dem Zuſtande, in mweldem wir uns _— 
fanben, die größte Gefahr. In act Tagen wirb Frankreich feine Vertreter 
wäh haben. Möge es bie ergebeuften, uneigennüßigftien und unbeftechfi 
wählen. 

Das größte Intereffe für uns ift, wieber aufzuleben unb bie bintens* 
Wunden bes Vaterlandes zu heilen. Wir find überzeugt, daß dieſes biutbebec Eh 
ausgeraubte Land wieder Ernten und Menfchen bervorbringen, baf ber We» I 
fand nach fo harten Prüfungen wiederlehren wird, wenn wir unverzüg 
bie „wenigen Tage recht benuten, bie uns noch zur Erholung und Berathna fd 
leiben. 

An dem Tage der Aſſemblée wird bie Regierung die Gewalt in bere# 
Hände legen. An diefem Tage wird Frankreich, wenn e8 bie Augen auf fi 
lenkt, fich tief unglüdlich finden; aber wenn es ſich zugleih durch Das Ungiüd 
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bieber It und im vollen Befite feiner Energie und feiner Souveränetät 
Intet, jo wirb es wieber Bertrauen auf feine Größe und auf feine Zukunft 


Paris, 4. Februar 1871. 


Proclamation Napoleons. 


Wilhelmshöhe, am 4. Februar 1871. 


„Kroanzofen! Vom Glücke verlafien, babe ich feit meiner Gefangennahme 
mes tiefe Stillfehweigen beobachtet, welches Die Trauer des Unglüds if. So 
ige fi) Die Armeen gegenüber geftanden, babe ich mich eines jeden Schrittes, 
nes jeben Wortes enthalten, welches Zwieipalt hätte hervorrufen können. Heute, 
& dem tiefen Unglüd des Landes, kann ich mich nicht länger im Schweigen 
‚üten, ohne gefühllos für feine Leiden zu ericheinen. 

In jenem Augenblid, als ich gezwungen war, mich gefangen zu geben, 
zute ich in feine Berbanblungen über den Frieden eintreten; da ich nicht frei 
ar, fo hätte es den Anſchein gewonnen, als feien meine Entichließungen durch 
zlönfiche Rüdfichtenahmen diktirt. Ich Überließ ber Regierung ber Regentſchaft, 
eide ihren Sig in Baris inmitten der Kammern batte, die Bfficht, darüber zu 
atiheiden, ob das Intereſſe der Nation die Fortfegung des Kampfes erheijche. 

Trotz unerbörter Unglüdsfälle war Frankreich nicht befiegt; unfere feften 
bäke ſtanden noch aufrecht, Paris war im Zuftande der Vertheibigung, einer 
veiteren Ausbehnung unferer Unglüdsfälle konnte noch Einhalt gethban merben. 
Iber, während alle Blide gegen den Feind gerichtet waren, brady in Paris eine 
Bufnrreltion aus; bie Volksvertretung wurde vergewaltigt, Die Kaiferin bebroht, 
une Regierung, inftallirte fich durch Ueberraſchung auf dem Stabthaufe und das 
Baiferreich,, welchem Die gejammte Nation foeben zum britten Mal ihre Zuftim- 
mung gegeben batte, wurde durch diejenigen geftürzt, welche berufen waren, es 
a idigen. Meinen gerechten Unmuth unterbrüdend, rief ich mir zu: „Was 
west an der Dynaftie, wenn das Baterland gerettet werben kann“, und anftatt 
bie Verlegung des Rechtes zu proteftiren, richtete ich meine heißeſten 

Ihe auf den Eriolg der nationalen Vertheidigung, und bie patriotifche Hin⸗ 
zebang, weiche alle Klaffen der Bevöllerung und alle Barteien bewiejen, bat mich 
wi Bewunderung erfüllt. 

Aber jet, wo ber Kampf unterbroden unb bie Hauptftabt nach beiden» 
wiihigem Widerſtande gefallen iſt, jetzt, wo jede vernünftige Ausſicht auf den 
Eiez verihwunden iſt, jetzt iſt es Zeit, von Jenen, welche die Gewalt uſurpirt 
Beben, Rechenſchaft zu verlangen für das unnöthiger Weile vergoffene Blut, fir 

ohne Grund aufgebäuften Trümmer, für die ohne Kontrole verichleuderten 

Kömellen des Landes. 

Das Schickſal Frankreichs kann nicht einer Regierung ohne Mandat Üüberlaffen 

‚ weile, iudem fie die Verwaltung desorganifirte, nicht eine einzige jener 
Interitäten befteben Tieß, welche ihren Urfprung dem allgemeinen Stimmrecht 
Verdanften. Eine Nation kann einer Regierung nicht lange Gehorfam ſchenken, 
welde fein Recht bat, zu befeblen. Orbnung, Vertrauen, ein fiherer Friebe wird 
Aur dann erzielt werben, wenn das Volk zu Rathe gezogen worben ift über jene 

tgerung, weiche am meiften befähigt ift, das Vaterland von feinen Leiden zu 
befreien. Unter ben feierlihen Umftänden, in welden wir uns Angefichts ber 
Iweſion und bes aufmerkſamen Europas befinden, iſt es nöthig, daß Frankreich 
Am fei in feinen Beſtrebungen, in feinen Wünſchen, in feinen Entſchüeßungen. 
iR das Ziel, welches alle guten Bürger beftrebt fein müſſen zu erreichen. 
0 mich anbelangt, gebeugt durch fo viele Ungerechtigleiten und bittere Ent- 
ungen, will ich heute nicht jene Rechte in Anfpruch nehmen, welche Ihr vier 
Ral in zwanzig Jahren mir freiwillig übertragen habt. 
nn Ungefichts des Unglücks, welches uns umringt, ift lein Raum vorhanden 
wrlönlicden Ehrgeiz; aber, fo lange nicht das Volk in regelmäßiger Weife in 
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feinen Komitien verfammelt, feinen Willen wird Tunbgegeben haben, wirb e 
meine Pflicht fein, als wahrhafter Repräfentant der Nation, mich an biefelbe 
wenden und ihr zu fagen: Alles, was ohne Eure birelte Betheiligun, * 
iſt ungeſetzlich. Nur eine aus der Volksſouveränetät entſprungene 
welche ſich über den Egoismus ber Parteien zu erheben vermag, wird im Stand 
fein, Eure Wunden zu heilen, Eure Herzen der Hoffnung, und bie entweihle 
Kirhen Euren Gebeten wieber zu eröffnen und die Arbeit, bie Einigkeit und bei 
Frieden in den Schooß des Baterlandes zurüdzuführen.“ 

Napoleon. 


Gambetta's Stun. 


31. Sanuar. Broclamation Gambetta's an das franzöſiſche Boll. 


„Bürger! Die Fremden haben Frankreich bie graufamfte Beleidigung 5 
gefügt, welde unjerem Bolle in biefem unglüdlihen Kriege, der uns eine 
mäßige Züchtigung für unfere Irrtümer und Schwächen auferlegte, zu ertramg 
beihieden war. Das uneinnehmbare Paris bat, gezwungen durch den Hung 
bie deutſchen Horben nicht länger von ſich abhalten können. Am 28. Ianuar 
e8 erlegen. Die Stadt Paris bleibt noch intakt. Es ift das bie letzte Hulbiguz 
welde der Barbarei durch die moralifhe Macht und Größe abg en wur 
Nur die Forts find den Feinden übergeben worden; aber noch im Falle bat m 
Paris den Preis feiner beroijchen Opfer binterlaffen. Während der Entbehrung 
und Leiden, bie e8 5 Monate hindurch auf fih nahm, hat es Frankreich Zeit : 
währt, ſich wieberzufinden und feine Söhne aufzurufen, damit fie fih waffne: 
und neue Heere bildeten, welche allerdings noch jung, aber boch tapfer unb e: 
ſchloſſen, und denen bis jetzt nichts fehlt, als eine gewifle Solibität. Paris w 
banken wir e8, daß wir zu patriotiihen Handeln entjchloffen find. In unfe“ 
en haben wir Alles, was nöthig if, um Paris zu rächen und uns 
eien. 

Aber es ſcheint, als ob ein fchlimmes Geſchick uns noch größeres Ung ti 
und größeren Schmerz, als durch ben Fall von Paris gejchehen war, bereik 
will. Ohne unſer Wiffen, ohne Euch zu benachrichtigen und ohne uns zu Rcm 
zu ziehen, hat man einen Waffenftillftand unterzeichnet, deſſen fträfliche Leichtfers 
keit wir nur zu fpät erfahren haben; einen Waffenftillftand, welcher ben preußiſcꝰ 
Truppen bie Departements überliefert, welche noch von unferen Soldaten be 
find; einen Waffenftillftand, welcher uns Die Verpflichtung auferlegt, uns 3 Woc? 
rubig zu verbalten, um in ben traurigen Berhältniffen, in denen das Land 
befindet, eine Nationalverfammlung zufammen treten zu laffen. 

Wir haben Aufklärung über die Verbältniffe von Paris erbeten unb 
dahin Stillihweigen bewahrt. Indem wir uns an Euch wendeten, wollten * 
die verbeißene Ankunft eines Regierungsmitgliedes aus Paris abwarten. mE 
batten beichloffen, unfere Vollmachten in die Hände dieſes Mitgliedes nieBE 
zulegen. 

Die biefige Delegation der Regierung hat den Willen zu gehorchen, um 
Pfand ihrer Mäßigung und ihres guten Glaubens zu geben. Sie will die PFA 
erfüllen, welche erheifcht, feinen Poſten nicht eher zu verlaffen, ale bis man 7 
demfelben entboben if. Sie will ihren Freunden und Gegnern burdh ihr 
fpiel den Beweis liefern, baf eine demofratifche Regierung nicht nur die gri@l 
fondern auch die gewiffenhaftefte aller Regierungen ift. 

Judeſſen es ift Niemand von Paris gelommen, und fo müſſen wir bei 
es Tofte was es wolle, haubeln, unt die perfiden Kombinationen der Feinde Frat 
reichs zu Schanden zu machen. 

Preußen rechnet auf den Waffenftillftand, um unfere Armeen zu entneriX 
und zur Auflöfung zu bringen. Preußen hofft, daß eine Verſammlung, 
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»4 vielen auf einander folgenden linglüdsfällen und unter dem furdhtbaren 
Exdrud des Falles non Paris zufammentritt, auch muthlo® und zur Annahme 
eines Ihmählichen Friedens geneigt jein müſſe. 

Es hängt von uns ab, dieſe Berehnungen zu Schanden zu machen und 
m bewirken, daß bie Werkzeuge, welde beftimmt waren, ben Geiſt des Wider⸗ 
Ranbes zu ertöbten, vielmehr benjelben aufs Neue beleben unb erhöhen. Bes 
nahen wir ben Waffenftillftand dazu, um unfere jungen Truppen einzuüben unb 
Ne Organifation ber Bertbeidigung und bes Krieges mit größerer Energie als je 
n betreiben; bieten wir Alles auf, daß an Stelle der von ben Fremden erhofften 
eoltionären und feigen Kammer eine wahrhaft nationale und republilaniiche Ver⸗ 
ammlung zufammentritt, welche ben Frieden will, wenn berfelbe die Ehre und 
te Integrität unferes Landes fichert, die aber ebenfo fähig und bereit if, ven 
krieg zu wollen, um zu. verhindern, daß ein Mord (assassinat) an Frant- 
eich begangen werbe. 

FSranzofen, gebenten wir unferer Väter, welhe uns Frankreich als einen 
ompalten und untbeilbaren Staat hinterlaffen haben. Hüten wir uns davor, 
zfere Geichichte zu verratben und unfern ererbten Befit in bie Hände der Bar- 
aten übergeben zu laſſen. Wer würbe Überhaupt ein lebereinlommen, das 
olchet entbielte, unterzeichnen? Ihr würdet e8 gewiß nicht thun, Ihr tegitimiften, 
ie Ihr fo tapfer unter ber Fahne der Republik kämpftet, um den Bobeu bes 
ten Töniglichen Frankreichs zu vertheibigen. Und eben fo wenig würbet Ihr es 
bau, Ihr Söhne der Bürger von 1789, die vor Allen dahin gewirkt haben, bie 
en Provinzen zu einer feften, unlöslihen Einigung zufammenzufügen, und 
iherlich würdet auch Ihr, Arbeiter in den Städten, Euch zu ſolchem Thun nicht 

ilaſſen, Ihr, deren intelligenter und ebler Patriotismus fich ſtets in feiner 

Kraft und Einheit und als Ausgangspunkt für die Freiheit ber Völler 
Be bat, und eben fo wenig darf ih Euch nennen, die Ihr den Boden bes 

bebaut und befigt, Die —*— niemals Euer Blut geſpart habt, wenn es ſich 
darum handelte, bie Revolution zu vertheidigen, ber Ihr das Eigenthum an 

und Boden und die Würbe des Bürgers verdankt. Nein, nicht ein ein- 
der Franzoſe wirb ſich finden, um einen fo ehrlofen Vertrag zu unterzeichnen. 
Die Fremden werben fich getäufcht finden, fie werben darauf verzichten müffen, 
Frankreich zu verftlmmeln; denn Alle find befeelt von derſelben Liebe für bas 
gemiinfame Vaterland und lafjen ſich durch Unglüdsfälle nicht niederbeugen; wir 
werben wieber erftarlen und bie Fremden verjagen. Um dieſes heilige Ziel zu 
ereihen, müfjen wir unfere Herzen, unfer Wollen und unfer Leben bingeben und 
Rt dürfen nicht Davor zurüdichreden, das jchwerfte Opfer zu bringen und vielleicht 
infer Beftes einzubüßen. 

Wir müffen uns alle um die Republik jchaaren und vor Allem kaltes Blut 
md Feſtigkeit bekunden, weder Schwächen noch Leibenfchaften dürfen wir uns 

n. Schwören wir als freie Männer Frankreich und die Republik gegen 
Ur Angreifer zu vertheidigen. Zu den Waffen! Es lebe Frankreih! Es lebe 
% eine untheilbare Republik!” 

Leon Gambetta. 


1. Februar. Wahldekret Gambetta's. 


„Die Regierung bat unter geftrigem Datum ein Dekret erlafſen, durch 
elhei die Wahlen für die Lonftituirende Verſammlung auf den 8. Februar an⸗ 
eraumt werden. Ein zweites Dekret erklärt verſchiedene Berfonen für wahlun- 
ihig Ju dieſem Dekret heißt es: Es iſt gerecht, daß alle Mitſchuldigen jener 

ung, welche mit dem Attentate vom 2. Dezember begann, um durch die 
tapitnfation non Sedan zu endigen, indem fie Frankreich den Ruin und bie 
fon als Erbtheil hinterließ, — daß diefe Berfonen in biefem Augenblid in 
elbe politiſche Ohnmacht verjett werben, in welcher ſich Die Dynaftie befinbet, 
en Mitſchulbige und — ſie geweſen ſind. Es iſt dies die nothwendige 
Zutnon ber Veranwortlichkeit, welche fie auf ſich genommen haben, iudem fie 
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den Kaiſer bei Bollbringung gewiffer Alte feiner Regierung un 
gehören alle diejenigen Perſonen, welhe vom 2. Dezember 1861 5 
4. September 1870 die Stellung eines Miniſters, Senators, Gtaatsra 
Bräfekten belleivet haben. Ebenſo, wie viele, find von ber Wählbarkeit 
Berfammlung ausgeichloffen alle Individuen, welde bei den Wahlen zuı 
fative in ber Zeit vom 2. Dezember 1851 bis zum 4. September 1870 < 
zielle Kandidaten in irgend einer Form aufgeftellt worden find. Ein 
Dekret verfügt bezüglich des Vollzuges ter Wahlen, daß alle Wähler im 
orte des Kantons ihre Stimmzettel abzugeben haben. Bon ber Wählbarl 
eichloffen find bie Mitglieder derjenigen Yamilien, melde in Frankreich 
ahre 1789 regiert haben. Als Repräfentanten des Bolls können fer 
jenigen PBerfonen nicht fungiren, weldye in einer ber neun erften Sategoı 
Artikels 79 des Geſetzes vom 18. März 1849 und durch die Beſtimmun 
Artikels 81 defielben Gefetzes befonbers bezeichnet find.” 


Proteſt des Grafen Bißmard gegen Gamb 
Wahldekret. 


Telegramm an Gambetta. 


„Im Namen der durch die Waffenſtillſtands⸗Konvention ver! 
Freiheit der Wahlen erhebe ich Einfpruch gegen die von Ihnen erl 
Berfügungen, welche zahlreiche Kategorien franzöfiicher Bürger des 
berauben, in die Berfammlung gewählt zu werden. Durch Wahl 
unter der Herrſchaft der Unterdrüdung und der Willkür ftattfinden, 
die Rechte nicht erworben werden, welche die Waffenftillftands- Kon 
freigewählten Abgeordneten zuerfennt.“ 


3. Sebruar. Depeihe an Jules Favre. 


„Herr Minifter. 

Aus Amiend wird mir der Inhalt eines Wahldekrets der Del 
bes Gouvernement8 der nationalen Bertheidigung zu Bordeaur mite 
welches von der Wählbarfeit alle diejenigen ausjchließt, welche unt 
Kaiſerreich Minifter, Senatoren, Staatsräthe oder Präfelten ı 
find; ferner Alle, die feit 1851 jemald im „Moniteur“ als offiziel 
ouvernementale Kandidaten genannt worden find. Ein Auszug d 
—* liegt in Abſchrift bei. 

Ich beehre mich, an Euere Excellenz die Frage zu richten, 
dies mit der Beſtimmung der Konvention, daß die Verſammlun 
gewählt“ (übrement &lue) werden ſoll, verträglich erachten. 

Erlauben Euere Ercellenz mir, Sie an die Verhandlungen 3 
nern, welche der Konvention vom 28. Januar vorangegangen fin 
ſprach fchon damals die Befürdhtung aus, daß unter den gegenn 
Umftänden es ſchwer fein würde, die volle Freiheit der Wahlen zu 
und jeden gegen dieje Freiheit gerichteten Verſuch zu verhindern. 8 
Beſorgniß, welcher das Cirkular des Herrn Gambetta heute A 
geben ſcheint, ftellte ich die Yrage, ob es nicht richtiger jet, dat 
ögislatif zu berufen, welches eine gefegliche, durch allgemeines € 
recht gewählte Autorität bilde. Euere Ercellenz lehnten dies ab, unl 
mir die förmliche Zuficherung, daß kein Drud auf die Wähler au 
und daß die vollfte Freiheit der Wahlen geficyert werden folle. 

Ih wende mic an die Loyalität Euerer Excellenz, um zu entf 
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ob die durch das fragliche Dekret grundfäglic ausgeſprochene Ausfchliegung 
jer Kategorien von Kandidaten mit der Freiheit der Wahlen, fo wie 
in der Konvention vom 28. Januar verbürgt worden, verträglich ifl. 
Jh glaube die beftimmte Hoffnung ausdrüden zu dürfen, daß dies Dekret, 
deſen Anwendung mir im Widerjpruch mit den Stipulationen der Sons 
vention zu ftehen jeheint, ohne Berzug zurüdgenommen und daß die Nes 
gering der nationalen Bertheidigung die erforderlichen Maaßregeln ergreifen 
werde, um die Ausführung des Artikel II. der Konvention in Betreff der 
Greibeit der Wahlen zu garantiren. Wir würden den Berfonen, welche 
unter den Beftimmungen des Cirkulars von Bordeaur gewählt werden, die 
Privilegien nicht gugeftchen können, welche durch die Waffenftillftands- 
Komention den Abgeordneten zur Verſammlung gemährt worden find. 

Benehmigen ıc. zc. 

v. Bismard.“ 
Antwort Iules Fapres. 

„Herr Graf! Sie hatten recht, an meine Ebrenbaftigleit zu appelliren, Sie 
werden mich nie gegen biejelbe fehlen ſehen. Es if vollſtändig richtig, daß 
En. Ereellenz mir dringend ans Herz gelegt hat, die einzig mögliche Kombination 
der Aufammenberufung ber legten Kammer anzunehmen. do babe fie aus 
mehreren Gründen, auf die zurüczulommen mir überflüffig erfcheint, welche Sie 
aber gewiß nicht wergeffen haben, abgelehnt. Auf die Einwände Ew. Ercellenz 
erwiedere ich, daß ich meines Landes fiher genug zu fein glaubte, um zu be- 
baupten, daß es nur freie Wahlen wolle und daß feine einzige Zuflucht das 
Prinzip der Souveränetät ber Nation fei. Daraus aber geht bereits hervor, daß 
ib kine Beſchränkung des Wahlrechts zulaffen konnte. Ich babe das Suftem ber 
offiiellen Kandidaturen nicht darıım befämpft, um es nachher zu Gunften ber 
Ki närtigen Regierung anzuwenden. Ew. Ercellenz kann alfo verfichert fein, 
daß, wenn das Dekret, von welchem Ew. Ercellenz fpricht, von der Delegation in 

deaur veröffentlicht worden ift, e8 von ber Regierung ber nationalen Ver⸗ 
Neibigung widerrufen werben wirb; ich will mich blos vergemwiffern, ob jenes 
Detert überhaupt offiziell befteht und habe zu diejem Behufe Erfundigungen ein— 
Sogen. Es befteht demnach zwifchen uns feine Uneinigleit, und wir beibe 
müſſen an ber feften Ausführung der Uebereinkunft, welche unfere Unterfchrift 
Yägt, arbeiten. Ich werde übrigens die Ehre baben, Em. Excellenz um 1 Uhr 
IR feben. Inzwiſchen danke ich Ci. Ercelleuz für die fchnelle Bereitwilligleit, mit 
der Gie die Auordnungen zur Sendung von Lebensmitteln nach Paris getroffen 
haben. Genehmigen Em. Excellenz :c. Jules Favre.“ 

4. Februar 1871, 1 Uhr Morgens. " 


4. Februar. Erflärung der Parifer Regierung gegen die Dele⸗ 
gation in Vordeaux. 


„Franzoſen! Paris hat die Waffen niedergelegt am Tage, ehe es hätte 
dungeri ſterben müſſen. Man hatte ihm geſagt: Haltet Euch einige Wochen, 
UND vir werben Eud befreien! Es bat fünf Monate Widerftand geleitet, und 
8 eachtet heldenmüthiger Anftrengungen haben bie Departements ihm nicht zu 

lie tommen Munen. Es bat die graufamften Entbehrungen erbulbet. Es hat 
bar Ruin, die Krankheit, die Erfchöpfung ausgehalten. Während eines Monats 
Paar die Bomben es heimgefucht, haben die Weiber, haben bie Kinder getöbtet. 

dit über ſechs Wochen haben die wenigen Grammes jchlechten Brodes, die man 
en jeden Einwohner vertbeilte, Kaum bingereicht, ihn wor dem Hungertode zu 
Und als fo, von der unerbittlichften Nothwendigkeit befiegt, die große 


Gürh Bismard. IL 15 
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Stadt inne hält, um nicht zwei Millionen Bürger zur gräßlichſten Ra 
verurtheilen, ale fie die letzte ihr übrig bleibente Kraft benukt mu 
Feinde unterhanbelt, anftatt eine Ergebung auf Gnade nnd Ungnabe 
beichulbigt man tranßeu die Regierung nationaler Bertheibigung fire 
fertigfeit, man benuncirt fie, man verwirft fie. Möge Frankreich une 
uns und Diejenigen, die und nech geftern mit Zeugniffen ber Freun 
Achtung überfchätteten und bie uns heute infultiren! Wir würden ih 
nicht aufnehmen, wenn tie Pflicht uns nicht geböte, bi® zur lebten 1 
fener Hand das Stener zu halten, welches das Boll von Paris uns 
bat inmitten bes Ungewittere. Diefe Pflicht, wir werben fie erfüllen. 
Als wir uns Ende Januar zu dem Verſuch entfchloffen, zu ur 
war es bereits ſehr fpät. Wir hatten nur noch für zehn Zage Me 
mußten, daß die Verheerung bes Lantes bie Berproviantirung ga 
madte. Diejenigen, bie heute gegen uns auftreten, werden niemalı 
fennen, die wir empfanden. Es handelte fich intefien darum, fie zu 
dem Feinde mit Entichlofjenheit entgegen zu gehen, noch bereit zu | 
impfen unb mit Lebensmitteln verſehen zu fein. Was wir wollten 
entes: vor Allen Fein einziges Recht ujurpiren. Frankreich allein 
Reit, über fich felbft zu verfügen. Wir haben es ihm vorbehalten ı 
bat langer Kämpfe beburft, zur Anerkennung feiner Sonveränetät 3 
Sie ift der wichtigfte Punkt unjeres Bertrages. Wir haben ber Ne 
ihre Freiheit und ihre Waffen bewahrt. enn wir ungeachtet unfı 
bungen die Armee und die Mobilgarbe nicht haben der Strenge 
entziehen können, fo haben wir fie wenigftens vor ver Gefangenichaft 
land ober vor der Internirung in einem verfchanzten Lager unter | 
des Feindes bewahrt. Man wirft uns vor, die Delegation von Bo: 
zu Rathe gezogen zu haben! Man vergißt, daß wir in einen eifernen 
ſchloſſen waren, den wir nicht brechen konnten. Man vergißt Übrigens, bo 
bie jchrediiche Kataftrophe ver Hungersnoth wahrjcheinliher machte, u 
haben wir während jech8 Tagen den Boten Edhritt für Echritt vertheibi 
bie Bevöllerung von Paris ihre wahre Tage nicht kannte und nicht kenner 
fie, von einem hochherzigen Eifer bingeriffen, zu kämpfen verlangte. 
mithin einer verhängnifpoflen Nothwendigfeit nachgegeben. Wir ba’ 
Aujammenberufung der Berfammlung einen Waffenſtillſtand ſtipuln 
Armeen, die uns zu Hülfe kommen konnten, weit von uns zurädgebr: 
Eine einzige hielt fi noch, wir glauben es mwenigftens. Preußen ha 
bung Belforts gefordert. Wir haben fie verweigert und wir haben ba 
um ben Play zu fehlten, für einige Tage die Altionsfreiheit ihrer 
vorbehalten. Aber, was uns unbelannt war, es war zu fpät. Bon b 
Armeen in zwei Theile zerfchnitten, fonnte Bourbaki, ungeachtet ſei 
mutbes, nicht Widerfiand leiften, und nad) einem Alt hochherziger X 
ab er fih auf, feine Truppen wurden geuöthigt, über bie Grenze zu 
ertrag vom 28. Ianuar hat mithin burchaus feine Interefien fomprı 
Paris allein ift aufgeopfert. Es murrt nicht. Es hulbigt der Tapf 
Die weit von ihm gelämpft haben, um es zu unterftügen. Es klag 
mal benjenigen an, der heute jo ungerecht und fo tolffühn ift, unb d 
neral Chanzy anhalten wollte, als er Baris zur Hülfe marfchiren woll 
ben Befehl gab, fih hinter die Mayenne zurlüdzuziehen. Nein! Alles 
und wir mußten unterliegen. Aber unfere Ehre ſteht aufrecht und 
nicht leiden, daß man daran taftet. Wir haben Frankreich berufe: 
Verſammlung zu wählen, welde in diejer äußerften Krifis feinen W 
fennen geben wird. Wir erfennen Niemantem das Recht zu, ihm e 
brängen, weder für den Frieden noch für den Krieg. Eine von einer 
Feinde angegriffene Nation kämpft bis zum Aeußerften; aber fie wi 
urtheilt nad der Stunde, in welcher der Wiberftand aufhört, mög: 
Das wird das Land fagen, welches über fein Schidjal zu Rathe ge 
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Damit fein Wille ſich Allen als ein geachtetes Geſetz auferlege, muß er ber ſou⸗ 
veräne Ausdruck ber freien Abſtimmung Aller fein. Nun aber geben wir nicht 
im, daß man biefer Abſtimmung willkürliche Beſchränkungen auflegen Fönne. 
Bir haben das Kaiferreih nnd feine Praktiken befämpft, wir wollen fie nicht 
wieder anfangen, inbem wir auf dem Wege von Ausichließungen offizielle Kan⸗ 
Dideturen einführen. Daß große Fehler begangen find, daß daraus ſchwere Ber- 
antwertfichleiten hervorgehen, nichts ift wahrer; aber das Unglüd bes Vaterlandes 
Bft über das alles hinweggehen; und Übrigens, wenn wir uns zu Barteimännerr 
abfegen würben, um unjere ehemaligen Gegner zu ächten, fo hätten wir ben 
Sqchmerz und die Schmach, Diejenigen zu treffen, welche ihr Blut kämpfend an 
unferer Seite vergofien haben. Sich der vergangenen Brifigteiten erinnern, 
während ber Feind auf unferem blutigen Boden fleht, daß hieße bas große Wert 
der Befreiung des Baterlandes durch feinen Groll verkleinern. Wir ftellen bie 
Prinzipien über biefe Erörterungen. Wir wollen nicht, daß das erfle Dekret der 
tepublilanifchen Verſammlung von 1871 eine Handlung bes Mißtrauens gegen 
die Wähler fei. Ihnen gehöre die Souveränetät an; mögen fie bie ohne Schwäche 
br Aneführung bringen und das Baterlanb wirb gerettet werben Fünnen. Die 
egerung weift mithin das wibergejetlich von ber Delegation von Bordeaur er- 
hfiene Dekret zurück und annullirt e8 nötbigenfalls, und fie beruft alle Franzoſen 
zur Abſtimmung, ohne Kategorie, über die Repräfentanten, bie ihnen bie würdigſten 
ſcheinen, —*2 zu vertheidigen. Es lebe die Republik! Es lebe Frankreich. 


Paris, 4. Februar. 
Die Mitglieder der Regierung: 
Generate Trochu, Iules Favre, Iules Ferry, Garnier⸗Pagès, 
Eugdne Pelletan, Erneſt Picard, Emanuel Arago. 


Die Miniſter: Dorian, General Leflö, I. Magnin F. Herold.” 


- 


Gambetta's NRüdtritt. 


Borbeaur, Sonntag 5. Februar. Ein Altenftüd der Regierung enthält 
folgende Mittheilung: „Iules Simon, Mitglied der Regierung zu Paris, bat 
dach Borbeaur bie Anzeige eines Wahldekrets überbracht, welches mit dem 
Xuens der Regierung zu Bordeaur am 31. Januar erlaffenen Wahlvelret in 
nem Punkte nicht übereinflimmen würde. Die Regierung zu Paris ift feit vier 
Monaten eingeichloffen, fie ift abgejchnitten von jeder Verbindung mit der öffent⸗ 

Reinung, noch mehr, fie befindet fi) gegenwärtig im Zuſtande ber Kriegs- 
Helangenichaft. Nichts fteht der Annahme entgegen, bob bie Regierung zu Bari, 
Denn fie beffer unterrichtet gewefen wäre, in Uebereinftunmung mit der Regierung 
au Borbeaur verfahren haben würbe; ebenſo wenig ift es aber erwiejen, daß, als 
e Parifer Regierung Jules Simon im Allgemeinen die Miffton erteilte, die 

bien bewerkfielligen zu Iaffen, fie in abfoluter unb verlegender Weife für ben 
Ball der Incompatibilität hat entiheiden wollen. Unter diefen Umftänden hält 
bar Regierung zu Bordeaur es für ihre Pflicht, ihr Wahldekret aufrecht zu er- 
lten, trotz der Remonſtrationen und der Einmiſchung des Grafen Bismarck 
— die inneren Angelegenheiten des Landes; ſie hält es aufrecht im Namen der 
re und Intereffen Frankreichs. in Mitglied der Regierung von Borbeaur 
* hente abgereiſt, um ſelbſt den wahren Sachverhalt zur Kenntniß der Pariſer 
egierang zu bringen. Gegeben zu Bordeaur am 4. februar 1871. Gez.: 
Temieur, Gambetta, Glais-Bizoin, Fouridhon.“ 

Borbeaur, Montag 6. Februar. Die Regierungs- Mitglieder Arago, 
„Qrnier-Pages und Pelletan haben ein von ſämmtlichen Mitgliedern ber 
ggierung unterzeichnetes Decret Überbracdht, welches das Wahlbeſchränkungsdecret 

ambetta’® vom 31. Januar annullirt. 
15* 
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Gambetta bat heute an bie Bräfelten ein Eircular erlaffen, worin er de 
jelben anzeigt, daß er in Folge bes fein Wahlbecret vom 31. Januar annnl 
renben Decretes ber Parijer Regierung vom 4. d. feine Demiffion gegeben ba 


Borbeaur, Dienstag 7. Februar. Die Demiffion Gambetta's ift feite 
der Regierung ber nationalen Vertheidigung angenommen. Gin Decret derjelt 
vom 6. db. ernennt an Stelle Sambetta’8 Emanuel Arago zum Minif 
des Innern. — Ein zweites Decret überträgt dem neu ernannten Minifter t 
Innern, Arago, die interimiftiiche Leitung des Krieggminifteriums. 

In Folge Aufforderung des aus Paris hier eingetroffenen Mitgliedes | 
Regierung der Nationalvertheirigung bat ber hiefige General. Direktor 1! 
Telegraphen an alle Präfelten auf telegraphiſchem Wege folgende amtliche M 
theilung gelangen laffen: 

„Ein Decret d. d. Bordeanx, 6. Februar annullirt das ane Borbeaur un 
dem 31. Januar erlaffene Wahlbecret, weiches den Wählern Beſchränkungen a: 
erlegte und gewiffe Kategorien von Bürgern mit ber Nichtwählbarleit belegte, 
nad dem Wahlbecret der Barijer Regierung wählbar find. Dieje Beſchränkung 
find unvereinbar mit der Freiheit und dem allgemeinen Stimmredt. Die v 
der Barifer Regierung unter dem 28. Januar erlaffenen Wahldecrete werben u 
verjehrt aufrecht erhalten.“ 


1. Februar. Die Kataftrophe Bourbafis. 
16. Februar. Kapitulation von Belfort. 





8 Pom Vaffenſtillſtand zu den Friedens- 
yrüliminnrien, 


1871. 12. Februar. Eröffnung der Nationalverfammlung zu 
Bordeaur. 


13. Februar. Niederlegung der Regierungsgewalt Seitens ber Re— 
gierung der nationalen Vertheidigung. 
16, Februar. Einfepung von Thiers ald Chef der Erecutivgemwalt. 


17, Sehruar. Proteft der Abgeordneten aus Elfah und 
Lothringen gegen die Abtretung diefer Provinzen. 


do „Frankreich und Europa, welche das Schaufpiel der preußifchen Forderungen 
en Augen haben, Finnen nicht dulden, daß fih ein Akt wollziehe, durch melden 
N ſaß und Lothringen Frankreich entriffen würden. Wir find und wir bfeiben 
u guten wie in fhlimmen Tagen Franzoſen; wir haben mit unferem Blute den 
an baren Pact befiegelt, ber uns mit Frankreich vereint, indem wir bie Treue 
U bie gemeinfame Sache unerjhütterlih in allen Prüfungen bewahrten. Frank⸗ 
* wird diejenigen nicht verlaſſen, welche ſich nicht von ihm lostrennen wollen. 
ae Berfammlung, weldhe aus dem allgemeinen Stimmrecht hervorgegangen iſt, 
"un nicht felbft an einem Werke Theil nehmen, durch welches die Nationalität 
Der ganzen Völkerſchaft zu Grunde gerichtet werden foll, und eben fo wenig als 
ationalverſammlung kann fi) Europa an einem ſolchen Attentate beteiligen; 
an nicht dulden, daß ein Volk wie eine Heerde behandelt werde. Ein Friebe, 
Anh Gebietsabtretungen erkauft, würde fein bauerbafter Friebe, er würde höchſtens 
3, Saffenſtillſtand fein, der bald von einem neuen Kriege gefolgt wäre. Wir, 
Wohner von Elfaß und Lothringen, find bereit, den Krieg aufs Neue zu be- 
j anen und wir erflären von vornherein für null und nichtig jebes Anerbieten, 
Fr u Vertrag und jebe Abftimmung, welche bezwedt, Elſaß und Lothringen von 
d Ankreich zu trennen. Proflamiren wir unjer Recht, mit Frankreich vereint zu 
unten, halten wir feft an unferen Verpflichtungen zur Bertheibigung unferer Ehre 
Unferer Würde.” 
bi Bei der Debatte der Nationalverfammlung über die geichäftliche Behandlung 
ee Proteſtes erklärt fih Thiers für fofortige Verweilung an die Bureaur 
fich Berichterftattung und motivirt diefen Antrag in folgender Weile: „Es handle 
i darum, zu wiffen, ob die Kammer ben zur Unterhandlung Beauftragten ein 
IapeTütine® Diandat geben, ober ob fie denfelben die Freiheit zur Unterhbanblung 
2 Hate! wolle. Er für feine Perſon theile von Grund feines Herzens die Gefühle 
Üers; es jei aber nöthig, daß bie Kammer in einem fo ernften Augenblide 
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benjenigen Entichluß fafle, welcher allein ihrer Würbe entiprähe. Nach feiner 
Anficht wäre jede Vertagung mehr als inopportun, fie wäre wahrhaft kindiſch 
(puerile). Nicht morgen, ſondern fofort müfje bie Kammer berathen und be- 
fhließen; die Kammer darf ſich nicht hinter jene Regierung verſchanzen, welde 
fie einfegen werbe, fie müffe vielmehr ſelbſt in voller Ausübung ihrer Rechte und 
ihrer Verantwortlichkeit fi entſcheiden. Es fer nöthig, daß man wifle, was bie 
Kammer wolle. Was mich anbelangt, fügt Thiers hinzu, ber ih mein ganzes 
Leben meinem Vaterlande geweiht habe, jo bin ich bereit, auch jetzt noch alle 
meine Kräfte, alle meine Ergebenheit bemjelben zu widmen; allein es ift nöthig, 
daß die Kammer die Frage erledige. Laſſen wir fofort die Bureaur zufammen- 
treten unb ohne 24 Stunden zu warten, fagen wir, was wir wollen!” — Die 
Kammer fuspenbirte hierauf ihre Sitzung für kurze Zeit und faßte nach Wieber- 
zufammentritt den Beichluß, den Antrag fofort in den Abtheilungen zu berathen; 
fie ſprach ſich demnächſt einfach dahin aus: fie habe von dem Protefte Kenntniß 
genommen und denfelben den Friebensunterhändlern überwiejen. 


(Die Berfammlung vermied e8 hiernach, fich irgendwie durch eine aus 
drückliche Zuſtimmung zu dem Protefte zu binden, indem fie es vielmehr bem 
Laufe der Unterbanblungen überließ, inwieweit eine Berückſichtigung beffelben 
möglich fein würde.) 


19. Februar. Rede von Thiers beim Antritt der Regierung in ber 
Situng der Nationalverfammlung. 


„Deine Herren! Ih muß Ihnen vor Allem banken, nicht für die nieder- 
ſchmetternde Laft, die Sie mir aufgeladen, fondern flür den Beweis bes Vertrauens, 
welchen Sie mir in der vorgeftrigen Situng gegeben habeı. 

Obgleich erichredt durch die fchwierige, gefährliche und belonbers ſchmerz⸗ 
hafte Aufgabe, die mir auferlegt ift, empfand ich nur ein Gefühl, ein einziges, 
das ber fofortigen abfoluten Unterwerfung unter den Willen des Landes, dem 
man um fo mehr gehordhen, das man um fo beffer bedienen, um fo mehr lieben 
muß, je unglüdficer es iſt. Ach! es ift unglücklich, unglücklicher als 
zu irgenb einer Zeit feiner fo gewaltigen, fo glorreihen Ge» 
ſchichte, in der man es fo oft in den Abgrund bes Unglüds geftürzt ſah, um 
plößlich wieder auf den Gipfel der Macht und des Ruhms emporzufteigen, indem 
ed beftänbig bie Hand in Allem hatte, was groß, ſchön und ber Menfchheit 
nüglih war! Es ift allerdings im Mißgeſchicke; aber es bleibt eines ber größten, 
ber mädhtigften Länder der Erbe, immer jung, ftolz, unerfhöpflih in 
feinen Hilfsquellen, bejonders immer heroiſch, wie biefer lange Widerſtand 
von Paris beweift, der eines der Monumente der menichlichen Beftändigkeit und 
Energie bleiben wird. Bol Vertrauen in die mädtigen Hilfsquellen unfere® theuren 
Baterlandes gebe ich mich ohne Zaubern, ohne Berechnung dem von Ihnen ause 
ebrüdten nationalen Willen bin, und ich bin bier zu Ihrer Verfügung, zu Ihren 

efeblen, wenn ich fo fagen kann, bereit, Ihnen zu geborchen, jedoch mit einem 
Borbebalt, nämlih dem, Ihnen zu wiberftehen, wenn Sie, bingeriffen durch ein 
ebelmüthiges, aber unüberlegtes Gefühl, von mir das verlangen, was bie politifche 
Klugheit verbammen würde, wie ich e8 that, als ich vor acht Monaten mid 
piöglich erhob, um den bebauernswerthen Hinreiffungen zu wiberfteben, welde 
uns zu einem ungfüdfeligen Kriege führen jollten. — — 

Ohne Ihnen heute ein Regierungsprogramm vorzulegen, was immer etwas 
Unbeftimmtes bat, werbe ih mir erlauben, Ihnen einige Bemerkungen über bie 
Einheitsidee zu unterbreiten, welche mid, leitet und aus ber ich die gegeumärtige 
Reconft tution unferes Landes hervorgehen fehen möchte. In einer im Wohlftand 
lebenden, regelmäßig conftituirten Gefellihaft, bie friedlich ohne Erſchütterung bem 
Foriſchritt nachgeht, repräfentirt jede Partei ein politiſches Syftem und vereinigen 
ch alle Parteien in einer nämlichen Verwaltung; wenn man entgegengefe 

nbenzen, bie fih gegenjeitig annulliven ober belämpfen würden, gegenüb , 
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wärbe man zur Machtlofigleit und dem Conflicte gelangen. Aber ach! ift dieſe 
unjere gegenwärtige Lage eine regelmäßig conftituirte Gefellichaft, welche dem 
Fertkfritt der Geiſter nachgeht? 

Grantreih, ohne ernfthaften Beweggrund, ohne hinreichende 
Borbereitung in den Krieg geftürzt, ſah feinen Boden überfallen, 
line Armee vernichtet, feine ſchöne Organifation zerflört, feine alte 
und mähtige Einheit in Gefahr gebracht, feine Finanzen gerrättet, 
ben größten Theil feiner Kinder ber Arbeit entriffen, um auf dem 
Sqlachtfelde zu ſterben, die Ordnung burh ein plöglides Er- 
Ideinen der Anarchie geKört und nad der erzwungenen Uebergabe 
von Paris den Krieg nur für einige Tage fuspendbirt um alsbald 
mieberzu beginnen, wenn nicht eine von Europa geachtete Regierung, 
mit Muth bie Gewalt in die Hand nehbmend und auf fi die Ber- 
antwortlichleit fchmerzhbafter Unterbanblung ladend, ſchrecklichen 
Ungfädsfällen ein Ziel fett. 

Giebt es, kann es angefichts einer jochen Sachlage zwei Bolititen geben? 
Und giebt e8 im Gegentheil nicht eine einzige, gezwungene, noth- 
bendige, dringliche Politik, darin beftehbend, ſchnellmöglichſt den 
Uebeln ein Ziel zu feßen, welche uns nieberfhmettern? Wird irgend 
Semanb behaupten Fünnen, bat man nicht fo fchnell und fo vollftändig, als nur 
ch der fremden Occupation vermittelt eines Friedens ein Ende machen 
mp, über den man unnöthiger Weife bebattirt, ber freilich nur angenommen 
werden kann, wenn er ehrenhaft iſt; — daß es nicht nöthig ift, unfere Landbe⸗ 
illerungen vom Feinde zu befreien, ber fie niebertritt und ausfaugt, aus ben 
kemden Sefängniffen unjere Soldaten, Offiziere und Generale zurüdzuberufen: 
mit ihnen eine disciplinirte und tapfere Armee zu reconftituiren; die geftörte Ord⸗ 
ung wieder berzuftellen; alodann und fofort die Abminiftratoren, die unwürdig 
find oder ihre Entlafjung gegeben baben, zu erjegen, unfere aufgelöften General» 
und Gemeinberäthe durch die Wahl zu reformiren, fo unfere besorganifirte Ver⸗ 
Waltung wieber berzuftellen; die uns zu Grunde richtenden Auageben einzuftellen, 
Denn auch nicht unfere Finanzen, was nicht das Werk eines Tages fein kann, 

Y unfern Credit wieder zu heben, was das einzige Mittel ift, dringlichen Ver⸗ 
pflichtungen die Spitze zu bieten; dem Lande und den Werkſtätten unſere Mobilen 
md Mobiliſirten zurüd zu ſenden; die unterbrochenen Landſtraßen wieder zu 

aen, fo wie überall unterbrocdhene Arbeit wieder ins Leben zu rufen, welche 

An unferen Arbeitern und Bauern wieder ihre Thätigleit verichaffen kann? 

e8 irgend Jemand, der uns fagen könnte, daß es irgend etwas Dring- 

6 gebe, als alles vieles? Und würde es zum Beijpiele Jemanden bier 
geben, der wagen würde, Artikel der Verfaffung zu biskutiren, während unfere 
Gefangenen elendiglich in fernen Gegenden umlommen ober während unfere vor 
Öunger flerbenven Bevölkerungen genöthigt find, den fremden Soldaten das letzte 

Brod zu verabreichen, welches ihnen übrig bleibt? 

Nein! Nein! Meine Herren! Frieden madhen, reorganifiren, 
den Credit heben, bie Arbeit beleben — dies ift die einzig mög- 
ide, in dieſem Augenblide allein begreiflie Politik. An biefer 
lann jeder vernünftige, ehrenhafte, erleuchtete Dann, wie er auch Über bie Re⸗ 

publik oder die Monarchie denken mag, auf nügliche Weife arbeiten; und würde 
er darau nur ein Jahr, nur ſechs Monate gearbeitet haben, jo wird er in ben 
Schooß des Baterlandes mit hochgetragener Stirn und befriedigtem Gewiffen zu⸗ 
rädlchren können. Wenn wir unferem Lande die dringenden Dienſte geleiftet, 
bie ich angeführt, wenn wir biefen edlen Berwundeten, ben man frankreich 
nennt, vom Boden, auf dem er bingefiredt Tiegt, aufgehoben haben, wenn wir 
feine Wunden geheilt, feine Kräfte neu belebt haben, fo werben wir ihn auf feine 
eigene Füße ftellen, und er, dann bergeftellt unb wieder im vollen Befige feiner 
Freiheit des Geiftes, wird fagen, wie er leben will. 

Wenn dieſes Werft der Reparation beendet fein wird — und es wirb nicht 
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fange währen köunen —, wirb bie Zeit zur Discuffion, zur Abwägung b 
gierungstbheorien gelommen, fein, unb dies wirb nicht eine dem Wohle bes 
geraubte Zeit fein. Echon ein wenig entfernt von ben Leiden einer Rev 
werben wir unfere Kaltblätigfeit wieber gefunden haben; indem wir um 
Regierung der Republik unjere Reconftitution bewerfftelligt haben, könn 
uns über unfere Geſchicke ausſprechen, und biejes Urtbeil wird ausgef 
werben nicht von einer Minorität, fonbern von der Majorität der Bürger 
von dem nationalen Willen ſelbſt. — 

So ift die einzig mögliche, nottwenbige, ben ſchmerzlichen Umſtänt 
welden wir uns befinden, angepafßte Politik. Vereinigen wir uns, meine 
und fagen wir uns, daß, indem wir uns ber Eintradit und der Weishe 
zeigen, wir die Achtung Europas und mit feiner Achtung feine Unterftägu 
dann bie Adtung des Feindes jelbft erlangen werben, und dies wirb bie 
Kraft fein, melde Sie Ihren Unterhändlern geben können, um die Ju 
Frankreichs in den ernften Unterhandlungen zu vertheibigen, welde bı 
werben. Verſchieben Eie aljo bis zu einer Zeit, Die übrigens nicht mel 
fein kann, die Verfchiedenheit der Principien, welche uns geipalten haben, 1 
vielleicht noch fpalten, aber kommen wir darauf nicht eher zurüd, ala 
Streitigkeiten, fo jehr fie ernften Ueberzeugungen entipringen mögen, nid 
ein Attentat gegen tie Eriftenz und das Wohl des Landes fein werben.“ 


Die Tyriedensverhandlungen. 


Notiz der „Provinzial- Correspontenz” vom 22. Februar. 


„Die Friedenshoffnungen haben ſich im Laufe der jlingft verfloffenen 
befeftigt, und wir bürfen jegt mit einiger Zuverficht ber nahen Erfüllur 
felben entgegenfeben. 

Die Berfammlung in Borbeaur bat durch ihre erften Echritte t 
wartungen beftätigt, weiche fih an den Ausfall der Wahlen knüpften: be 
patriotifcher Ergebung in die unabwendbaren Folgen der gewaltigen Nic 
Frankreichs und vor Allem die Einfiht in die abfolute Nothwendigkei 
ſchleunigen Friedensſchluſſes fcheint ihr ganzes Verhalten zu leiten. 

Die Berufung auf Frankreichs Ehre, wie fie in ben Aeußerung 
Borbeaur öfter wiederkehrt, hat im Zuſammenhauge ber ſonſtigen Schr 
Kundgebungen der Nationalverſammlung und der neuen Regierung augen 
nit mehr denſelben Sinn, in welchem vie Ehre Frankreichs bei den f 
Berbandlungen als ein abjolutes Hinderniß jeder Abtretung franzöfiichen € 
bezeichnet wurde. Vielmehr fcheint die vom Grafen Bismard früber geft 
machte Auffaffung, daß die Ehre Frankreichs nicht von anderer Beſchaffen 
als diejenige anderer Länder, und daß die Bedingungen, welche Frankreit 
zweifellos uns auferlegt haben würbe, wenn wir beftegt worden wären, unl 
das Ergebniß faft jeben Krieges auch der neueften Zeit geweſen find, | 
nad) tapjerer Gegenwehr befiegtes Land an fi) nichts Entehrendes haben 
— dieſe Auffaffung ſcheint jetzt auch bei der franzöfiihen Regierung zu 
ſächlichen Anerkennung zu gelangen. 

Hierauf, fowie auf ber Erfenntniß ber abfofuten Unmöglichkeit ei 
folgreihen Wiederaufnahme bes Kampfes Seitens Frankreichs beruht Die 
fiht, daß die riedensverhandlungen zu einem baldigen erwünfjchten Er; 
führen werben. 

Eine Verlängerung bes Waffenftillftandes konnte unter f 
waltenden Verhältniffen Seitens unferer Regierung umfomehr bewilligt ı 
al® durch die Uebergabe von Belfort inzwiſchen aud ein neues thatfächliche® 
pfand für die Sicherung der unerläßlichen Frievensbebingungen gewonne 

Die Verlängerung ift jedoch nicht, wie von franzöfiicher Seite ge 
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ware, auf eine geräumigere Friſt, fondern mit NRüdfiht auf die im Süden 
Frautreichs fortbauernden Rüftungen, nur auf 5 Tage, bis zum Freitag (24.) 
Mittags erfolgt, um der franzöftigen Regierung und Nationalverfammlung bie 
anvermeilte fefte Entfchließung über Krieg und Frieden unbedingt nahe zu legen. 

Thier® bat in dem von ihm ernannten Minifterium bie fernere Leitung 
ker aufwärtigen Angelegenheiten dem bisherigen Miniſter Jules Favre, welcher 
fimmtlihe Einleitungen für die Friedensverhandlungen getroffen hatte, über- 
tagen. Beide haben fich bereite am 21. nad Paris und von da nad Verſailles 
begeben, um die Verhandlungen mit Graf Bismard bort wieder aufzunehmen. 

Die Regierung des deutichen Reiches bat die Forberungen, welche fie im 
Iereſſe ber gerechten Entſchädigung Deutichlands, fowie feiner zufünftigen 
Eiderheit ftellen muß, zugleich fo beſtimmt anf das Maß bes Unerläßlichen be- 
Wränft, daß es fich für die franzöfiichen Unterhändler in ber Hauptſache nur um 
emen raſchen und feften Entſchluß handeln kann. 

Nur in dem Falle, daß beim Ablaufe des Waffenſtillſtandes am 24. die 
Ferderungen Deutſchlands im Weſentlichen bereits angenommen find, wird mög- 
her Weiſe eine nochmalige Frift von einigen Tagen zum definitiven Abfchluffe 
gewährt werben. 

Unfere Regierung bat in der Zuverfiht auf das Gelingen ber Friedens⸗ 
verhandlungen bie Vertreter ſüddeutſcher Regierungen zu benfelben zugezogen. 

Die nächſte Woche wird uns, wenn bie bisherigen Anzeichen nicht trügen, 
mit Gottes Hilfe die Grundlagen des wiederbergeftellten Friedens bringen.“ 


Ueberficht der „PBrovinzial- Eorrespondenz” vom 1. März. 


„Herr Thiers hatte es übernommen, in Gemeinichaft mit den Miniftern 
Jules Favre und Bicard, fowie unter dem Beirathe einer Commiſſion von 
Ku genroneten mit dem beutfchen Hauptquartiere Über den Frieden zu ver- 

n. 

‚„Die Berhandlungen begannen am 21. Februar. Herr Thiers war an 
diefem Tage in Paris eingetroffen und hatte noch für denfelben Tag eine Zu- 
ſammenknnft mit dem Bunbesfanzier Grafen Bismard in Berfailles erbeten, 
MI welher er in Begleitung von Jules Favre dort eintraf. 

Die erfte Unterrebung beftätigte durch ihren Verlauf die Ausficht auf eine 
Berfändigung und führte demzufolge alsbald zu einer Verlängerung des Waffen- 
Klfendes, welcher am freitag (24.) zu Ende geben follte, zunächft bie zum 
Sonntag (26.). j 

Am Mittwoch (22.) kam Herr Thiers wiederum aus Paris nah Ber- 
files und hatte nicht nur eine längere Eonferenz mit dem Grafen Bismard, 
enbern wurde auf feinen Wunih auch von Sr. Majeftät dem Deutſchen 
atjer empfangen. Auch dem Kronprinzen hatte er feine Aufwartung ge- 
Macht und in einer Unterredung, welche faft eine Stunde währte, fi über bie 
Berhältniffe Frankreichs fehr eingehend ausgefprochen. 

Die Grundlagen ber deutihen Friebensbedingungen, insbefonbere die For⸗ 

g einer ©ebietsabtretung, ſcheinen bei ben gegenwärtigen Verhandlungen von 
vornkerein jenem grundfäglichen Widerſpruche, an welchem bie früheren Ver⸗ 
handlungen gefcheitert waren, nicht mehr begegnet zu fein. 

Freilich war das Streben des Herin Thiers darauf gerichtet, bie Gebiets- 

ungen auf das geringfte Maß zu befchränken, und e8 jcheint, daß in biefer 

Beaehung die berechtigten deutfchen Anſprüche nur Schritt vor Schritt durchgejetzt 
nnten. 

k Während aber die Abtretung des weſentlich deutſchen Elfaß mit Straß- 

Arg, wenn auch mit Widerftreben, zugeftanden werden mußte, fcheint dagegen 

Abtretung eines größeren Theils von Lothringen und namentlih ber 

4 Dep auf den beftigften und bartnädigften Widerſtand geftoßen zu fein. 
. ie jranzöfifchen Unterhänpler feinen fich hierbei, abgejehen von ihren 
eigenen Auffaffungen, zugleich auf gewifle Kunbgebungen ver öffentlihen Meinung 
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in England geftütt zu haben, ohne zu erwägen, wie wenig praltifche WBebentung 
berartigen Aeußerungen beizumefien ift. 

Auch die Forderung, daß bentiche Truppen noch in Paris einmerfdhiren, 
begegnete dem lebhafteften Widerſtreben ber franzöflichen Unterhänbler, weihe 
Darin eine neue, tiefe Demitbigung für die Hauptftabt erlennen wollten und zw 
gleich vermöge ber Erregung ber Beröllerung bie größten Gefahren für bie ew 
rüdenden Deutſchen verfünden zu miffen glaubten. 

Einen Augenblid fchien es, als follten die unter ben beften Anzeichen fe 

onnenen Verhandlungen fchließlich füyeitern, indem Herr Thiers namentfich bie 

rantwortung für die Abtretung von Met nicht Übernehmen zu innen mein. 
Er machte ben Verſuch, einen Verzicht Deutihlande auf Meb unter ber Bw 
Dingung zu erreichen, daß Frankreich ſich verpflichte, die Feſtungswerle zu fchleifen; 


— er foll enblid ein Arrangement vergefchlagen haben, durch welches Dentſ 


land einen anberweitigen Erſatz für Met erhalten hätte; — Graf Bismard 
aber beftand unbebingt auf ber Erwerbung von Meß, welches für Deutſchlaud 
in militärifcher Beziehung noch bei Weiten wichtiger if, als Straßburg, und in 
biefem Betracht durch Fein anderes Zugeftänbniß aufgewogen werben Tännte. 

Um den Franzofen dagegen ben Beweis zu liefern, daß die bentfche Bolt 
in ber That nur auf dem beitehbe, was fie aus überwiegenden Gründen bei 
nationalen Intereffes feftbalten muß, willigte Graf Bismard ſchließlich barein, 
daß Belfort an Frankreih zurüdgegeben werde. Auch dieſe Feftung, welde 
jüngft mit blutigen Opfern von und errungen wurbe, ift zur Bertheibigung bes 
ſüdlichen Elſaß von einiger Wichtigkeit, — doch nicht von fo unmittelbarer und 
durchgreifeuber, wie Straßburg und Meg. Wenn es gelang, burd den BVerzicht 
auf Belfort ohne Erneuerung bes Krieges einen Friedensſchluß zu fihern, ber und 
biefe Hauptbollwerle in die Hand gab, fo war biefer Erfolg gewiß eines folchen 
Opfers werth, und bie tapferen Krieger, welche um Belfort gerungen, haben ſich 
auch bei folhem Ausgange ein großes Berbienft um ben glorreihen Erfolg bes 
Kriege errungen. 

Der Berziht Deutſchlands auf Belfort fheint in ber That bie flodenben 
Berhandlungen wieder belebt und den Entſchluß der franzöfifchen Unterbänbter, 
fih in die Abtretung von Meg zu fügen, ermöglicht zu haben. 

Auch der Widerjpruh gegen den Einmarſch deutſcher Truppen in Paris 
konnte nicht aufrecht erhalten werden, da es für unfere ſiegreichen Truppen jeben- 
falls verlegender wäre, auf den Eintritt in bie bezwungene Hauptftabt verzichten 
zu müſſen, als für die Pariſer, die Feinde, welche von den Forts ans bereits bie 
Stadt beherrihen, auch innerhalb der Thore derſelben zu ſehen. 

In Betreff der Kriegsentihädigung fanden die beutfchen Anfprüche zunächß 
gleichfalls lebhaften Widerſpruch; es erfolgte fhließlich eine Verſtändigung über 
eine Zahlung von 5 Milliarden Francs.“ 


Lepter Berfuh einer Einmiſchung in die Ber. 
bandlungen. 
Aus dem englifhen Blaubuche. 

Der neue franzöfifche Botjchafter, Herzog von Broglie, traf am 24. Fe⸗ 
bruar in London ein; ſchon um 10%, Uhr hatte Lorb Granville eine Zufammen- 
kunft mit ihm, ftellte ihn um 1% Ubr Ihrer Majeftät der Königin zur Ueber 
reihung feiner Beglaubigungsichreiben vor, unterbreitete feine Forderungen uns 
mittelbar darauf einem eigens einberufenen Kabinetsrathe und beförderte bann ben 
bort gefaßten Beſchluß an Lord Loftus in Berlin. Das betreffende Altenſtück 
lautet im Auszuge: 

Ausw. Amt, 24. Februar 1871. 

„Mylord. — Ohne von den anderen in Vorſchlag gebrachten Friebensbe 
dingungen unterrichtet zu fein, vernimmt Ihrer Mai. Regierung von dem Bot- 
Ichafter Frankreichs, daß die von Deutſchland verlangte Kriegsentichädigung feche 
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Mifiorden Granfen beträgt, bie faft unverzüglich zu zahlen unb einigen noch 
wicht fefgejegten Abzligen unterworfen feien. Se. Excellenz hat ber Regierung 
Ihrer Majeſtät vorgeftellt, daß es ber Regierung Frankreichs unmöglich fein 
wäre, eine ſolche Summe zu zahlen, unb baß es ihrerſeits unehrenhaft wäre, 
ſich zu einer Zahlung zu verpflichten, deren Leiftung durchaus ihre Kraft überſteigt; 
fe erfucht Daher Ihrer Majeſtät Regierung, die Unmöglichkeit einer ſolchen Zah⸗ 

fiftung vorzuftellen........ Angefihts des äußeren Drängens ber Zeit ift 

Majeſtät Regierung gewillt, Deutfchland über den Betrag biefer Entſchä⸗ 
digang Borflelluugen zu machen und ihre Vermittelung in freundfchaftlichem 
Seiſte beider Parteien anzubieten, in ber Ueberzeugung, daß es nicht minder in 
Vextihlanbs als in Frankreichs Intereſſe liegt, den Betrag ber Kriegsentſchädigung 
zit größer zu maden, als man vernünftiger Weife erwarten kann, daß Frank⸗ 
reih ihn zu zahlen im Stande fein werbe.” 


In einer Depeſche an Lord Lyons, vom 25., theilt dann Lord Gran« 
PN mit, worauf bie Forderungen bes Herzogs von Broglie eigentlich hinaus- 


„Der Herzog von Broglie fagte, er wünſche, daß wir Deutichlanb auf- 
ſerderten, den Waffenſtillſtand zu verlängern, bamit die Unterhandlungen nicht 
aler Kenntnißnahme von Seiten Europas entzogen blieben und zweitens follten 
wir ſchiedsrichterliche Aburtbeilung über den Betrag ber Kriegsentichäbigung vor- 
Maon..... Ich verſprach, die Angelegenheit meinen Kollegen vorzulegen, 
and ber Herzog von Broglie behielt fi bas Recht vor, bezüglich ber terri- 
terielen und politifhen Vebingungen an uns zu appelliten ..... Nachdem 
eher Berzug ein Kabinetsrath bezüglich ber mir vom Herzog von Broglie ge- 
machten Mittheilungen einberufen worben, theile ich ihm mit, bezüglich des erften 
Sasttes, daß Ihrer Majeflät Regierung Deutichland zu einer Verlängerung bes 
Vaffenſtillſtandes behufs des von Sr. Excellenz bervorgehobenen Zweckes veran- 
laſſen möge, fei das Kabinet der Anficht, daß ein ſolcher Schritt den von Sr. Er- 
allen; beabfichtigten Zweck nicht fördern würde, daß aber Ihrer Majefät Re⸗ 
gerung in der Depeſche an Lord Auguftus Loftus die Weſenheit des zweiten 
mn vom franzöflfchen Botſchafter unterbreiteten Borichlages, behufs eines befrie- 

y „ibtommene über bie von Frankreich zu zahlende Entihäbigung nieder» 

thhe..... “ 


Auf die erſte Depeiche erwiderte Lord Loftus unterm 28., daß er fie dem 
Staatz⸗ Sekretär von Thile vorgelegt, und biefer ihm verſprochen babe, dieſelbe 
fefert an den Bundeskanzler Grafen von Bismard zu übermitteln, während 
be Ewiderung Odo Rujfels — welchem eine Abfchrift der Depeſche an Lorb 
Loftus zugegangen war — von größerem Intereffe if. Sie lautet: 


Berfailles, 26. Februar 1871. 


„Das Telegramm Ew. Lorbichaft vom 24. d., 11 Uhr 45 Minuten Nachts, 
beügfih der Kriegsindemmnität wurde mir geftern Abend um 11 Uhr ausgehändigt, 
fm nad) meiner Rüdtehr von einem Beſuche beim Hauptquartier des Kron- 
Pinen, wo ich vernommen hatte, daß bie Kriegsinbemnität von ſechs auf fünf 
Rilierden herabgejegt und von M. Thiers genehmigt worden war. Ich ziehe 
ben Schluß, daß das Telegramm Em. Lorbichaft durch den Grafen Bernftorff 
geßern früh eingetroffen if; ſelbſt aber habe ich den Kanzler nicht ſehen Können; 
iR zu ſehr durch die franzöſiſchen Unterhändler in Anfprudp genommen, um 
Vexte irgend Jemanden empfangen zu können. Die Unterhundlungen müffen vor 

t geſchloſſen fein, denn dann enbigt der Waffenftillftand und werben bie 
Beinbiefigkeiten wieder aufgenommen werben, wein bie Präliminarien nicht an⸗ 
Fummen find.” — 
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26. Februar. Der {Friedens -Präliminar-Bertrag von Verſaille. 


„Zwiſchen bem Kanzler des deutſchen Reiche Herrn Grafen Dtto v. Bit 
mard-Schönhaufen, der mit Vollmacht ſeitens Er. Majeftät des beuticen 
Kaifers und Königs von Preußen verfeben ift, 

Dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeflät bes Künigs 
von Baiern, dem Herrn Grafen Otto v. Bray- Steinburg, 

Dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeflät des Königs 
von Württemberg dem Herrn Freiherrn Auguft v. Waechter, 

Dem Staateminifter und Minifterraths- Bräfidenten Er. Königlichen Hoheit 
bes Großherzogs von Baten, Herrn Julius Jolly, melde das deutſche Neid 
vertreten einerjeits 

und’ dem Chef ber Erecutivgewalt ber franzöfiihen Republik, Herrn Thiers, 
und tem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Herrn Jules Favre, 
welche Frankreich vertreten, andererjeits 

ift, nachdem bie Vollmachten der beiden contrahirenden Theile in guter und 
regelrechter Korm befunten worden, nachſtehende Bereinbarun getroffen worden, 
die als Präliminar- Orundlage für den fpäter abzufchließenden Krleben dienen fell. 


Artikel I. Frankreich verzichtet zu Gunften des deutſchen Reiches auf 
alle feine Rechte und Anſprüche auf diejenigen Gebiete, welche öftlih von 
der nachftehend verzeichneten Grenze belegen find. 


Die Demarcationslinie beginnt an der nordweftlichen Grenze bes Kanten! 
Cattenom nad dem Großherzogthum Luremburg zu, folgt ſüdwärts ben meh- 
lihen Grenzen der Kantons Cattenom und Thionville, durchſchneidet ben Karten 
Briey, indem fie längs der weftlihen Grenzen der Gemeinden Montois + la-Mot- 
tagne und Roncourt, fowie der üöftfichen Grenzen der Gemeinden Marie - auf" 
henes, Saint Ail, Habouville hinläuft, berührt die Grenze des Kantone Gork, 
welche fie längs der Grenzen ber Gemeinten Bionville, Bouridres und On 
durchfchneidet, folgt ver Suͤdweſt⸗ bez. Südgrenze des Arrontiffements Meb, Dt 
Weftgrenze des Arrondifjements Chateau -Salins bis zur Gemeinde Pettoncon, 
von ber fie die Weſt- und Südgrenze einjchließt, und folgt dann bem Kamme 
ber zwifchen der Seille und Moncel gelegenen Berge bis zur Grenze des Arrok 
diffementse Saarburg fühlih von Garde. Sodann fällt die Demarcationsänie 
mit ber Grenze biejes Arrondiffements bis zur Gemeinde Tanconville zuſammen, 
deren Nordgrenze fie berührt. Bon dort folgt fie dem Kamme ber zwilden ber 
Quellen der Saare blande und der Bezouze befindlichen VBergzüge bie zur 
Grenze des Kantons Schirmeck, gebt entlang ber weitlichen Grenze diefes Kantone, 
fließt die Gemeinde Saales, Bourg- Bruce, Eolroy-la- Rode, Plaine, Ranrupt, 
Saulrures und St. Blaife-la Rode, im Canton Saules ein und fällt daun mit 
der weftliben Grenze der Departements Nieder- und Ober- Rhein bis zum 
Canton Belfort zujammen. Eie verläßt deffen Südgrenze unweit von Bor 
venans, durchſchneidet den Kanton Delle bei der Südgrenze ber Gemeinden 
Bourogne und Froide » Fontaine und erreicht Die Schweizergrenze, inbem fie längs 
der Oftgrenzen der Gemeinden Jonchery und Delle binläuft. 


Das deutfche Reich wird diefe Gebiete für immer mit vollem Sow 
veränetät3- und Eigenthumsrecht beſitzen. 


Eine internationale Commilfion, bie beiderjeit aus der gleichen Zahl von 
Vertretern der hohen contrabirenden Theile gebildet wird, fol unmittelbar nad 
dem Austaufche der Ratificationen des gegenmwärtigen Vertrages beauftragt werben, 
an Ort und Stelle die neue Grenzlinie in Gemäßheit der vworftehenden Stipn- 
lationen feftzuftellen. Diefe Commiffion wird die Vertbeilung des Grund und 
Bodens, fo wie der Capitalien leiten, welche bis jett gemeinſchaftlich Diftricten 
ober Gemeinden angehört haben, Die Durch die neue Grenze getrennt werben; im 
Falle einer Meinungsverjchiedenheit Über die Grenze und bie Ausführungs- Be 


— 
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mungen werben bie KCommilfionsmitglieber die Entfcheidung ihrer rejpectiven 
hanngen einholen. Die Grenze ift, fowie fie vorſtehend feftgefeßt ift, mit 
ner Farbe auf zwei gleihen Exemplaren der Karte von den „Gebietstheilen, 
je das General⸗Gouvernement bes Eifafjes bilden” vermerkt, die im Sep⸗ 
er 1870 in Berlin durch die geographiſche und ſtatiſtiſche Abtheilung des 
in Generalſtabs veröffentlicht worden if. Ein Eremplar berfelben wirb jeder 
beiten Ausfertigungen bes gegenwärtigen Vertrages angefügt. Die ange- 
ne Grenzlinie bat indeſſen mit Uebereinftimmung beider contraßirenben Theile 
mde Abänderungen erfahren: Im ehemaligen Mofel- Departement werben 
Dirfer Marie aur Chenes bei St. Privat la Montagne und Bionville, 
ih von Rezonville, an Deutſchland abgetreten. 


Dagegen werden die Stadt und die Feſtungswerke von Belfort mit 
m fpäter feftzufegenden Rayon bei Frankreich verbleiben. 


Artikel II. Frankreich wird Sr. Majeftät dent deutfchen Kaifer die 
nme von 5 Milliarden Francs zahlen. Mindeftens eine Milliarde 
nc8 wird im Laufe des Jahres 1871 gezahlt und der ganze Reſt im 
F dreier Jahre von der Ratification des gegenwärtigen Vertrages ab. 


Artikel III. Die Räumung der franzöfiichen, durch bie deutſchen Truppen 
ten Gebiete und wird nad der Natification des gegenwärtigen Vertrages 
us der in Bordeaux tagenten National» Berfammlung, beginnen. 

Unmittelbar nach ber KRatification werben bie deutſchen Truppen Das 
we der Stadt Paris, jo wie die am linten Ufer der Seine belegenen Forts 
offen. Sie werben in möglihft kurzer Frift, die buch ein Einvernehmen 
den den Militärbebörden beider Länder fefigeftellt wird, bie Departements 
vabod, Orne, Sartbe, Eure et Loir, Loiret, Loir et Eher, Judre et Loire, 
me, gänzlih und weiter die Departements Seine inferieure, Eure, Seine et 
ı, Seine et Marne, Aube, Cote b’or bis zum linken Ufer der Seine räumen. 

Die franzdfifhen Truppen werden fich gleichzeitig hinter Die Loire zu- 
jieben, Die fie vor Unterzeichnung bes befinitiven Friedens- Vertrages nicht 
den überichreiten dürfen. Ausgenommen von dieſer VBeftimmung finb bie 
fon von Paris, deren Stärke die Zahl von 40,000 Manır nicht Überichreiten 
, and bie zur Sicherheit ber feiten Plätze unerläßlich erforderlichen Garnifonen. 

Die Räumung der zwiſchen dem rechten Ufer der Seine und ber Oftgrenze 

n Departements wird feiten® der deutſchen Truppen fchrittweife nach der 
Meation des befinitiven Friedensvertrages und ber Zahlung ber eıften halben 
liarde der Contribution erfolgen, die im Artikel II. ftipulirt ft. Die Räumung 
d beginnen bei den Paris am mächften gelegenen Departements und wird, je 
wem die Zahlungen ber Contribution bewirkt fein werden, fortgefegt. Nach 
een Zahlung einer halben Milliarde wird die Räumung folgender Depar- 
eutt ftattfinden: Somme, Dife und ber heile der Departements Seine in⸗ 
eure, Seine et Dije, Seine et Marne, die auf dem rechten Seine-lifer ge: 
m find, fo wie bes Theiles des Departements Seine und der Forts auf dem 
nn Eeine-UÜfer. Nach der Zahlung von zwei Milliarden wirb bie deutiche 
mpetion nur noch bie Departements Marne, Ardennes, Haute Marne, Meuſe, 
es, Meurtbe, fo wie die Feſtung Belfort mit ihrem Gebiete umfaſſen, die als 
nd für die rückſtändigen drei Milliarden dienen follen. 

Die Zahl der in denfjelben befinblihen deutſchen Truppen 

50,000 Manı nicht Überfchreiten.. Es wird Sr. Majeftät dem Kaifer über⸗ 
ſen, au die Stelle der Territorial- Garantie, welche in der theilweifen Beſetzung 
franzöſiſchen Gebietes befteht, eine finanzielle Garantie treten zu laflen, wenn 

be durch die franzöfifche Regierung unter Bedingungen offerirt wird, welche 
ı Er. Majeſtät dem Kaiſer und König als für die Intereffen Deutichlande 
dieichend anerkannt werten. Für bie drei Milliarden, teren Zahlung verjchoben 
I wird, werben 5pCt. Zinfen vom Tage ber Natiflcation der gegenwärtigen 
nberung abgezahit. 
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Artikel IV. Die deutſchen Truppen werben fi in ben Depar- 
tement® der Reguifitionen, ſei e8 in Geld, fei es in Naturalien enthalten. Da⸗ 
gegen wird ber Unterhalt ber bentichen Truppen, welche in Frankreich zuräd- 
bleiben, auf Koften der franzöfiichen Regierung erfolgen und zwar nach Maßgabe, 
wie fie durch ein Einvernehmen mit der beutfchen Militär- Intenbantur ver 
einbart ift. 

Artikel V. Die Intereffen der Einwohner in bem von Frankreich abge 
tretenen Gebiete werben in Allem, was ihren Handel und ihre Privatredhte angeht, 
fo güuftig als möglich geregelt werben, fobalb bie Bedingungen bes befinitiven 
Friedens werben feftgeftellt fein. Zu diefem Zwecke wird ein Bei 
werben, innerhalb deſſen dieſe Bewohner beſondere Erleichterungen bezüglid ber 
Eirceulation ihrer Handelserzeugniffe genießen follen. Die beutiche 
wird ber ungehinberten Auswanderung ber Einwohner ber abgetretenen Gebi 
theile nichts in den Weg ftellen, auch wirb biefelbe den Einwohnern gegenüber 
feine Maßregel ergreifen bürfen, welche Perfon oder Eigenthum berfelben antafe. 

Artikel VI. Die Kriegsgefangenen, welche nicht bereits auf dem Se 
Auswechfelung in Freiheit geſetzt worben find, werden unverzägfih u 
Ratification der vorliegenden Präliminarien zurüdgegeben werben. Um 
Transport ber franzöfiichen Gefangenen zu beichleunigen, wirb bie franzöfiſche 
Regierung zur Diepofition der deutichen Behörden einen Theil des Kahrmateriald 
ihrer Eifenbahnen im Innern Deutſchlands flellen, und zwar in einer durch be 
fondere Verabredung feftzuftellenden Ausbehnung, fo wie zu benjenigeu Preilen, 
welche in —— von der franzöſiſchen Regierung für Militärtransporte ge⸗ 
zahlt werden. 

Artikel VII. Die Eröffnung der Berhandlungen, betreffend ben 
definitiven Frieden, welcher auf Grundlage ber gegenwärtigen Prö- 
Iiminarien abzuſchließen ift, wird in Brüffel unverzüglid ne 
Ratification der legteren dur die Nationalverfammlung und 
Se. Majeftät den deutſchen Kaifer fRattfinben. 


Artitel VIII. Nah Abſchluß der Ratification bes definitiven Friedent⸗ 
vertrages wird die Abminiftration der Departements, weldye noch von deutſcher 
Truppen beſetzt bleiben follen, den franzöfifhen Behörden wieber übergehen werbei- 
Doch follen dieſe lettteren gehalten fein, den Befehlen, welde die Commandauten 
ber deutſchen Truppen im Intereffe der Sicherheit, bes Unterhaltes nnd ber Ber’ 
theilung ihrer Truppen erlaffen zu müffen glauben, Folge zu leiſten. Sm bei 
oceupirten Departements wird die Erhebung der Steuern nad Ratification beP 
gegenwärtigen Vertrages für Rechnung ber franzöfiihen Regierung und mittel 
ber Beamten berjelben bewirkt werben. 

Artikel IX. Es ift ausgemacht, daß die gegenwärtigen Bertragsbefti en 
ber beutfchen Milttärbehörbe keinerlei Recht auf die Theile des Gebietes, weldet 
von Deutichen gegenwärtig nicht beſetzt ift, geben können. 


Artilel X. Die gegenwärtigen Präliminarien werben ber Ratification 
Sr. Majeftät bes deutſchen Kaifers, fo wie der franzöfiihen National Berfamm‘ 
lung, welche ihren Sit in Borbeaur hat, unverzüglich unterbreitet werben. 


(gez.) v. Bismard. A. Thiers. Jules Favre.” 


„Da bie Königreiche Bayern und Württemberg und das Groß” 
berzogtbum Baben als Bundesgenoffen Preußens an dem en 
wärtigen Kriege Theil genommen haben unb jet zum beutjher 
Reich gehören, fo treten bie Untergeichneten der vorliegenden Lebe?” 
einlunft Namens ihrer betreffenden Souveräne bei. 

Berfailles, ven 26. Februar 1871. 


ge. Graf v. Bray-Steinburg. Mittnacdht. 
Baron v. Wächter. Jolly.“ 


ber 
ber 
den 
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Bufat-Eonvention Über die Berlängerung des Waffen- 
ſtillſtandes und bie Beſetzung von Paris. 


„Artilel J. Um die NRatification der Friebenspräliminarien zu erleichtern 
rd ber unterm 28. Januar und 15. Februar fiipulirte Waffenſtillſtand bis zum 
2 Rãarz verlängert. 

Artikel II. Die Verlängerung des Waffenſtillſtandes bezieht ſich nicht auf 
kit IV. der Konvention vom 28, Januar, welcher durch folgende Beſtimmung 
feet wirb: Der Theil der Stadt Baris innerhalb der Ringmauer zwifchen ber 
ine, der Straße ber Borftabt St. Honore und der Avenue bes Ternes wirb 
m beutfhen Truppen befett, deren Zahl 30,000 nicht Überjchreiten darf. Die 
* Weiſe der Occupation wird durch höhere Difiziere beider Armeen ge⸗ 

werden. 


Artikel II. Die dentſchen Truppen werben fortan feine Contribution an 
kb mehr von ben occupirten Gebieten erheben. 


Artikel IV. Beide Theile behalten das Recht, vom 3. März ab den Waffen- 
Wand mit einer Friſt von 3 Tagen für den Wieberbeginn der Feindſeligkeiten 
k Minbigen. 


Berfailles, 26. Februar 1871. 
v. Bismard. Thiers,. Jules Favre.“ 


Eonvention betreffend bie Occupation eines Theile 
von Baris durch die deutſchen Truppen, abgeichloffen zu 
Berjailles, am 26. Februar 1871. 


„5 1. Die deuten Truppen werben von Mittwodh, 1. März d. J., 10 Uhr 
Immittags ab, ben Theil von Paris auf dem rechten Ufer ver Seine befeken, 
her durch dieſen Fluß, die Enceinte vom Point du jour bis zum Thor bes 
28, durch bie Straße bes Fanbourg St. Honore bis zur Straße bes Champs 
Yes, durch das Garde Meuble, das Marine- Minifterium und den Garten 
R Tuilerien begrenzt wird. Die in biefem Zerrain an ber Seine belegenen 
möliichen Militärmagazine, fowie bie über den Pont d'Aalma und Pont de Jena 
sthin führenden Straßen find von ber Occupation durch die deutſchen Truppen 
Meeihiefien. — 8 2. Das Ueberfchreiten der vorerwähnten Grenzlinien ift den 
waffneten Dannfchaften beider Theile auedrücklich und ftrenge unterfagt. Da⸗ 
ten wirb ber Verkehr für alle nicht ben Truppen angehörige und nicht be- 
kffnete Berjonen freigegeben. — 8 3. Den deutſchen Truppen wirb jede Er⸗ 
ißterung gewährt werben, um auferbalb ihres Occupationsrayons bie Galerieen 
 Ronvre und das Hotel bes Invalides zu befuhen. Die Details derartiger 
deische werben im gegenfeitigen Einverſtändniß zwifchen den deutichen und fran« 
Wien Militärbehörden feftgeftellt werben. ebenfalls erfcheinen die Mannfchaften 
erbei ohne Fenergewehre unb nur unter ber Führung von Offizieren. — 
14. Die dentichen Truppen werben tbeils in öffentlihen Gebäuden, theils bei 
ea Bürgern einquartirt werden. Eine gemifchte Commiſſion, beftehend aus De- 
etgirten der Municipalität und einem ober mehreren veutichen Generalſtabs⸗Offi⸗ 
Men, wird Dienflag, ben 28. d. M., um 2 Uhr Nachmittags, an ber Brüde 
M Sevres zufammentreten, bie Detaild ber Eingquartirung zu verabreden. — 
15. Die Verpflegung ber in Paris einguartirten Mannſchaften ift Sache ber 
dentſchen Mifitärbehörden. Für Richtigkeit: Blume, Major im Generalftabe.“ 
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Amtliche Telegramme über die Präliminarien. 
Zelegramm ded Kaijerd an die Kailerin= Königin. 
Berfailles, 26. Febi 
„Mit tief bewegtem Herzen, mit Dankbarkeit gegen Gottes | 
zeige ih Dir an, dak ſo eben die Friedens⸗Präliminarien 
eichnet find. Nun ift noch die Einwilligung der National - Ber 
ug in Bordeaux abzuwarten. Wilhel 


Telegramm des Kaiſers an den König von Bayern 
(äbnlich an andere beutihe Fürſten). 

„Mit danferfülltem Herzen gegen die Borjehung zeige ich Ihn 
daß geftern Nachmittag die Friedenspräliminarien hier unterzeichnet ı 
find, durch welche der Eljaß, aber ohne Belfort, Deutjch » Kothring 
Mes an Deutfchland abgetreten worden find, 5 Milliarden gezahlt 
und Theile Frankreichs bejegt bleiben biß zur Abzahlung diefer € 
Paris wird theilweife bejegt. Wenn die Ratifilation in Bordeaur ı 
fo ftehen wir am Ende diefes glorreichen, aber audy blutigen Krieg 
und mit Frivolität ohne leihen aufgezwungen wurde und an der 
Truppen fo ehrenvollen Antheil nahmen. Möge Deutjchlandg Gri 
nur in Frieden fonfolidiren. Wilkel 


Ermwiderung ded Könige von Bayern. 


„Innigſt bewegt von der erhebenden Friedenskunde bringe ich 
meinen tiefempfundenen Dank für eine Nachricht, welche von m 
meinem treuen Bolfe aufs Wärmfte begrüßt wird. Deutfchland i 
fhweren Kämpfen zu ungeahnter Größe emiporgeftiegen und mit 
werden Mit- und Nachwelt Em. Majeftät als den glorreichen E 
biejer neuen Aera preifen. Ludw 


Telegramm des deutſchen Kaiſers an den Kaiſer von Rupl. 
Verſailles, 27. Feb 
„Mit unausſprechlichen Gefühlen und der Gnade Gottes 
zeige ich Ihnen an, daß die Friedenspräliminarien zwilchen Bis 
und Thier unterzeichnet worden find. Der Elfaß, aber ohne | 
Deutfch> Lothringen mit Meg find an Deutjchland abgetreten worde 
Contribution von 5 Milliarden Francs wird von Frankreich gezahlt ı 
Nah Maaßgabe der Bezahlung diefer Summe wird das Land 
Fahren geräumt werden. Bari wird bis zur Ratififation durch die Nı 
verfammlung in Bordeaur theilweife beſetzt werden. Die Details der Fr 
verbandlungen werden in Brüffel geführt werden, fobald die Rati 
erfolgt jein wird. .So ftehen wir denn am Ende eine ebenjo glo: 
als blutigen Krieges, welcher ung mit einer Frivolität ohne Gleich: 
geatmungen wurde. Preußen wird niemals vergeflen, daß es Ihnen 
anken ift, wenn der Krieg nicht die äußerjten Dimenjionen angen 
bat. Möge Gott Sie dafür fegnen. 
Für immer Ihr dankbarer Freund 
Wilhelm 
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Antwort ded Kaiſers von Rußland. 


Ih danke Ihnen für die Anzeige der Details der Friedenspräli- 
minarien. Ich theile Ihre Freude. Gebe Gott, daß denjelben ein dauer⸗ 

> bafter Friede folge. Ich bin glüdlih, im Stande geweien zu fein, Ihnen 
ald ergebener Freund meine Sympathien zu beweifen. Möge die Freund» 
daft, welche uns verbindet, das Glüd und den Ruhm beider Ränder 


Werander.“ 


Die Annahme der Tyriedenspräliminarien in Borbeaug. 
Ueberfidht der „Proninzial- Eorrespondenz.” 


In der Sigung ber Nationalverfammlung vom 28. Februar erfolgte die 
Mittheilung der Präliminarien dur das Haupt der Regierung, Herrn Thiers. 
Sumitten tiefen Schweigens nahm beijelbe das Wort und ſprach: 

„Wir haben eine fchmerzliche Aufgabe übernommen; wir haben alle mög- 
lichen Anftzengungen gemacht, und mit tiefem Bedauern befinden wir uns jet in 
der Lage, Ihrer atbung einen Geſetzentwurf zu unterbreiten, für welchen wir 
die fchleunigfte Berathung eibitten. 

Der Gefegentwurf lautet: Art. 1. Die Nationalverfanmlung, ber 
Nothwendigkeit weihenb und bie Berantwortlicleitzurüdmweijenb, 
Uimmt bie in Berjailles am 26. Februar unterzeichneten Friedens⸗ 
Präliminarien an.“ 

Im Begriff, die Bedingungen bes Friedens mitzutheilen, verlafien Thiers 
die ihe, er ift genöthigt, von ber Tribline herabzufteigen und ben Saal zu 
derlaſſen. 


Einer der Friedenskommiſſare verlieſt die Präliminarien und giebt der Ver⸗ 
fammtım gleichzeitig Kenntniß von ber Vereinbarung wegen Verlängerung des 
—— nach welcher 30,000 Mann der deutſchen Truppen bis zum 
Abſaluß der Friedenspräliminarien einen Theil von Paris beſetzen dürfen. 
Serade mit Rückſicht auf dieſe Beſtimmung wurde bie Dringlichkeit der Bes 
“athung wieberholt hervorgehoben. 

biers ergriff im weiteren Verlauf wiederum das Wort, um hervorzu⸗ 
Beben, wie es von größter Wichtigkeit fei, daß die Berathung nicht verfchoben 


„Wir ſtehen (fagte er) als Opfer einer Lage da, welche wir nicht geichaffen 
Baker, für melde wir aber einftehen müſſen. Wir bitten Sie, nicht einen Augen» 
biie Zeit zu verlieren; wir bitten Sie mit energifher Dringlichkeit, nicht 

u zu verlieren. Wenn Sie unferer Bitte entipreden, können Sie viel. 
Leit der Hauptfladt einen großen Schmerz eriparen. Ich habe meine 
antwortlichleit eingelegt, meine Kollegen haben daſſelbe gethan, es ift noth⸗ 
Wendig, da auch Sie Ihre Berautwortlichkeit einjegen. Hier giebt es feine Ent- 
ug; ih kann nur wieberhoten, Jeder von uns muß feinen Theil an der 
Beunwortlichkeit übernehmen.“ 
Die Berfammlung beichloß nad den Anträgen von Thiers bie jchleunigfte 
Verathung und zwar zunächſt am Abend iu vertraulicher Kommiſſionsſitzung. 
In diefer nicht öffentlichen Sigung wird Thiers den Abgeordueten den 
Sarg der Berhanblungen und den Stand ber Dinge in Frankreich und in 
— dargelegt haben, aus welchem ſich bie unerläßliche Nothwendigkeit ergab, 
Ieüt die vereinbarten Friedensgrundlagen anzunehmen, um nicht Frankreich vollends 
Untergange verfallen zu laſſen. 
bie ie Kommiffion beichloß demzufolge einftimmig, ver National» Berfammlung 
Annahme der Bräliminarien zu empfehlen. 
Gh Dismazd. 11. 16 
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Die entiheidende Situng fand ſchon am folgenden Tage (11. März) flatt 


Der Berichterftatter der Kommiffion, Victor Lefranc, verlieft ben Berich 
berielben und empfiehlt ver Berfammlung bie Friebenspräliminarien, fo wie f 
find, anzunehmen. 

Er deutet an, daß bie Kommiſſion der Berfammlung nicht Alles fageı 
könne, was ihr felbft mitgetheilt werben: Jebermann werde ihre Zurädhaltum 
begreifen. Er dringt auf fchleunige Entſcheidung. Man mülffe balb ans 
ſprechen, um Paris⸗ aus feiner peinlihen Rage zu retten. Der Patriotismm 
erheifhe die Annahme ter Frietensvorichläge.e So jchmerzlih die Gebietsah 
tretungen feien, fo müſſe man doch der Drohungen bes Feindes gedenken. Ma: 
babe noch größere Abtretungen befilrchtet, als man fie jettt unterzeichne. 


„Es ift Alles gefchehen (fuhr er fort) um zu retten, was zu retten waı 
Wenn Met verloren gebt, fo ift Belfort gerettet. Wohl unterzeichnen wir bi 
theilmeile Befegung von Paris, aber fie ift eben befchränft. Uebrigens find bie! 
Ungtüdefälle das —* von Fehlern, für Die wir nicht verantwortlich ſind... 

Die Ehre Frankreichs ift fiher geſtellt. Europa ift jet aus feiner Theil 
nahmlofigfeit herausgetreten. Man glaubt, uns entwaffnen, erfhöpfen zu Fdnne 
Dieje Berehnung wird zu Schanden gemacht werden. Für den Augenblid hande 
es fih darum, der brüdenden Laſt des feindlichen Einfalle ein Ziel zu fee 
Was die Fulunft anbelangt, fo wird Frankreich feine gegenwärtigen Verluf 
wieder gut maden können, wenn e8 aus ber Erfahrung der Bergangenheit Nutze 
zu ziehen weiß, ſich nicht mehr in die Revolutionen ftürzt und nicht mehr in dr 
Gewaltberrihaft Zuflucht Suchen wird. 

Die Unterfchrift, die Sie geben follen, ift ſchmerzlich. Aber erwägen Si 
ob Eie dieſelbe vermeiden können, und um welden Preis. Soll man in de 
jetiigen Rage den Kampf wieder aufnchmen nad erfolgter Niederlage, und u 
die Ehre derer zu deden, die uns ins Berberben geſtürzt? Würde es nicht et 
Spiel mit der Ehre Frankreichs fein, Das burd eine folhe That äufßerfter Ber 
zweiflung vollends preisgegeben würde? 

Aber, wird man fagen, wir hätten dem Feind überlaffen follen, zu th 
was er wolle, und an das Urtheil und die Gerechtigkeit Europas appellire 
müffen. Wir geftehen zu, daß dieſe Idee ung einen Augenblid angefprodden hal 
Aber ber Baffenftillftand ging zu Ende, bie Forts von Paris waren befehl 
unfere Linien waren Angefihts unferer deforganifirten Armeen bebroft. Di 
Kommiffion bat alfo nicht geglaubt, ihre Zuflucht zu biefem verzweifelten AI 
nehmen zu dürfen, der Baris uud Frankreich in® Ververben geftärzt haben würbı 
Paris und Frankreich wären von uns niebdergeichmettert worben, ohne befrag 
worden zu fein. Sie können den Bertrag ablehnen, Sie können den Kamf 
wieder aufnehmen, aber wenn Sie dies thun, jo wird Paris beſetzt und gan 
Frankreich Überfluthet, Gott weiß, mit weldhen weiteren Schickſſalsſchlägen! Wi 
rathen Ihnen daher an, fi nicht der Auffaffung der Verzweiflung hinzugeben. 

Was auch kommen mag, Frankreich wird das Recht bewahren, feine bof 
Aufgabe in der Welt aufrecht zu erhalten.“ 


Beftätigung der Abſetzung Napoleons. 

Die Schuld Napoleons an dem Kriege und an dem demüthigenden Friebend 
ſchluſſe wurbe von mehreren Seiten in heftigfter Weife hervorgehoben. 

„Ein Abgeordnieter der Linken fagte: Ein einziger Mann hätte einen foldhe 
Vertrag unterzeichnen können, Napoleon III, defien Namen auf ewige Zeite 
an den Schanbpfahl ver Geſchichte angeheftet bleiben werde.“ 

Als darauf ein alter Anhänger des Kaifers die Vertheidigung deſſelbe 
übernehmen wollte, wurde er von ber Berfammlung kaum zum Worte zugelafler 
Dagegen wurbe folgender Antrag geftellt: 
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„Die Nationalverſammlung beftätigt unter ben ſchmerzlichen Verhält⸗ 
niffen, in welchen fi das Vaterland befindet, die Abſetzung Na- 
poleons III. und feiner Dynaftie, und erklärt ihn verantwortlich für 
den Ruin, die Invaſion und die Zerftüdelung Frankreichs.” 

Herr Thiers nimmt das Wort zu folgender Aeußerung: 

Ich habe eine Politik der Berfühnung und bes Friedens in Vorfchlag ge- 
rat. Alle Welt begreift die Zurldhaltung, welde wir uns betrefis ber Ver⸗ 
gangenbeit anferlegen; aber am Tage, wo ſich die Vergangenheit vor bem Lande 
erhebt, welches dieſeibe vergeflen möchte, müffen wir eneraifch proteftiren. Die 
eanopäiihen Fürften fagten, baf Frankreich den Krieg gewollt habe. Dies ift nicht 
Bahr. Sie, (die Anhänger des Kaiſers) haben ihn gewollt. Die Wahrheit tritt 
vr Sie; es iſt ihre Züchtigung, bier zu fein, um bie Demüthigung und bie 
feimfuhung vor fich zu fehen, zu welder ihre Fehler uns verurtheilt haben.“ 


‚ Die Berfannmlung beichließt mit faft allen gegen etwa vier bis fünf 
Stimmen die Betätigung ber Abfeung des Kaifers und feines Haufes. 


Ein Wbgeorbneter aus dem Elſaß proteftirt gegen ben Bertrag und erflärt 
ihn im Boraus für null und nichtig. Er ruft Gott, die Nachwelt, alle Völker, 

Schwert aller Männer von Herz an, melche viefen ſchmachvollen Vertrag fo 
ſhnel als möglich zerreißen werben. 


Erflärungen von Thiers. 


Diefen Aeußerungen gegenüber erflärt Thiers im ausführlicher Rebe, 
Barum Frankreich in die Nothwendigkeit werjett fei, Frieden zu jchließen. 

„der Krieg, fagte er, hat zwei Perioden gehabt: zuerft die, welche auf bie 
berüchtigte Sriegserflärung folgte, und danı die Periode nach dem 4. September 
(nad) der Erklärung ber Kepublit). Ich will über Niemand richten, will Niemand 
verurtbeilen.. Ich bin überzeugt, daß Jever getban hat, was in feinen Kräften 
Rand, Was mich betrifft, jo Habe ih mit jenen beiden Perioden nichts zu thun 
gehabt; wenn ber Krieg feinen glüdfichen Verlauf genommen bat, fo fann man 
weder mich, noch meine Kollegen, welche mir bie Berfammlung jeit einigen Tagen 
mr Seite geftellt bat, beffen anlagen. 

As ich unterhandein mußte, fand ich die Hebergabe von Sedan, von Metz, 
von Paris vor, fand die Armeen zerftreut, welche ber Hauptftadt zu Hülfe eilen 
Iollten, es aber nicht vermodhten. 

Ih habe die Unterhandlungen mit allem Patriotismus, deſſen ich fähig 
wor, geführt. Ich habe mit aller meiner Kraft Tage lang gekämpft. Ich habe 
mist mehr thun können, als ich gethan babe. Glauben Sie beffere Bedingungen 
erlangen zu können, fo fchiden Sie andere Unterhänbler; Sie werben mir einen 

ben Dienft bamit erweifen. Sie werben mich von einer brüdenden Laft be 

Benn Jemand glaubt, noch militärifhe Hülfsquellen zu haben, fo komme 
& ber, und lege fie uns bar. 

. Spreden Sie nicht von Ehre gegen Leute, die ebenjoviel Ehre haben wie 
Eir, welche dieſelbe aber nicht darin Anden, das Wohl ihres Fandes auf's Spiel 
du fegen, um einer falfchen Bopularität willen. 

Ich für meinen Theil zweifle nicht an der Macht meines Landes, wenn 
ie fa e, daß wir jetzt nicht mehr kämpfen können. Nein, ich zweifle nicht an 

antteichs Macht, und der Feind, den wir vor uns haben, zweifelt ebenfomwenig 
daran... Wenn er einen jo großen Theil unferer Reichthümer fordert, fo thut 
® das eben nur in der Hoffnung, uns zu ſchwächen. An Frankreich zweifle ich 
Mo nicht. Ya, dieſe Macht unferes Landes ift mein Troft in unferm heutigen 

erz. Gewiß, ih glaube an feine Zukunft. Ja gewiß! ich glaube daran; 
aber unter ber Bedingung, daß wir endlich Bernunft annehmen, daß wir uns 
Met mehr mit Worten abipeifen, fonbdern daß wir zu den Worten Thaten fügen, 

daß wir nicht nur Vernunft, ſondern auch den Muth der Vernunft haben. 


16* 
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Ich zweifle nicht an Frankreichs Macht, aber ich zweifle an feiner beugen 
DOrganifation. Seine militäriihe Organifation ift gebrochen; das iſt das 
beimniß feiner Schwäche. 

Warum ift diefe Organifation gebrochen worden? Als man bie Thorhei 
begangen hatte, im vergangenen Monat Yuli den Krieg zu erflären, ba babe ie 
vom erften Tage an gejagt, daß Frankreich nicht vorbereitet jei. Wie konnte ma; 
Infanterie-Regimenter von 13—1400 Mann Effektivftäile in acht Tagen 3 
3000 Mann ftarlen Kıiegsregimentern maden? Das war unmöglid. Ich Hat 
damals zu ben Miniftern gejagt: „Stellen Sie mich dem Kriegsminifter gegen 
über, und ich werbe ihm beweifen, daß Sie nicht vorbereitet find, daß Sie e 
nicht fein Können.“ 

Sie wiflen, was geihahb. Um die Bollzähligleit herzuftellen, mußte ma 
ftatt eines Regimentes zwei jchiden; das heißt, man mußte, um mich fo ansın 
drüden, die Cadres ohne Soldaten ſchicken, was ohne Beilpiel in ber Militin 
Drganifation war. Ich babe es allen Mächten wiederholt: Frankreich war bat 
jelbe, was es immer gewejen war; aber feine Organifation war durch bie Un 
klugheit und Unerfahrenheit der gefallenen Regierung zerftört worden. 

Man führt aljo ben Krieg mit leeren Cadres. Und was geſchah? Bo 
120 Regimentern wurden 116 bei Sedan und Metz zu Gefangenen gemacht. J 
Folge beflen wurde man gezwungen, ten Krieg ohne Cadres, ohne Offiziere for: 
zufegen, mit tapferen Soldaten — ber Feind felbft hat ihre Tapferfeit mir geger 
über anerfannt! — aber Soldaten ohne Organifation, ohne Offiziere könne 
tapfer fein; fie bilden Darum noch feine Armeen. Diejenigen, welche das nid 
einſehen, Köunen höchſtens ihr Land preisgeben, wenn fie bie Leitung feiner Yu 
gelegenheiten übernehmen. 

Merten Sie wohl! man kann nicht plötlih Armeen ſchaffen. Selbſt bi 
Revolution, auf welche man jo oft binweift, hat nicht plötzlich Armeen geichaffe: 
Sie führte einen erften Krieg mit einem Mann von überlegenen Geift, den ei 
glüdficher Zufall ihr zugemworfen hatte, mit bem General Dumouriez, aber ı 
führte die alte lönigliche Armee. Mit dieſer Armee bat die Revolution ihı 
erften Siege bavon getragen. Später wandte fih bie Sache lange Zeit, bis ; 
dem Augenblid, wo fie endlich wirkliche Armeen jchaffen konnte. 

Ih will nit etwa Frankreichs Schwäche vor Ihnen vertheidigen: ich fag 
nur, daß unfere Organifation gebrochen ift und daß Sie dieſelbe nicht in eimt 
Tagen wieberberftellen können. Ich wieberhole: nicht Frankreich ift gebrode 
und ohnmädtig, fondern nur feine Organifation ift durch eine Unflugheit ohr 
Gleichen vom Beginn bes Krieges an vernichtet. 

Frankreich konnte zu allen Zeiten, eine, zwei, brei Armeen aufftelleı 
Diesmal ift ihm das nicht gelungen, weil man ben Krieg nur mit Cadu 
führte, und weil es nachher feine Cabres mehr in Frankreich gab. So muthi 
die Bauern, bie Bürger auch fein mögen, wenn fie ben Krieg nicht verftehen 
find fie keine wirfliden Soldaten. Der Beweis liegt in unieren letzten Niebe 
lagen vor und. Es waren tapfere und gejchidte Männer: der General Faid 
berbe, der General Chanzy, ber General Bourbali; und trogbem, weld 
Refultate haben fie erreicht? Es iſt nicht ihre Schuld, ihrem Talent und ib 
Energie lafje ich Gerechtigkeit wiberfahren. 

Nicht weniger wahr ift es aber, daß die Armee des General Faibhert 
zerftreut und in die feften Plätze geworfen worden ift: daß der General Bourbal 
der das Unglüd feiner Armee nicht überleben wollte und ber es nur wider fein 
Willen überlebt bat, gezwungen wunbe, feine befiegte Armee der Schweiz zu übe 
de, ohne feine Schuld; und daß fogar General Chanzy ſich zurädziehe 
mupte. 

Nun, in diefer Tage möge Jemand kommen und mir fagen, baß wir eim 
regulären Armee von 500,000 Mann widerſtehen fönnen; dann werbe ich ih: 
antworten: Nein! Sie würden nur Frankreichs Untergang herbeiführen, & 
würben es in Armuth ftürzen, Sie würden feine fetten Hülfsquellen verbrandge: 
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und Sie würden ihm die Mittel nehmen, zu ber Zukunft zu gelangen, die Sie 
ihm wünſchen, unb bie hoffen zu bürfen, heute mein einziger Troft if. 

Ja, meine Herren, Sie wollen eine andere Zulunft für das Vaterland. 
mil es auch, ich münfche es heiß; aber bei meinem hohen Alter hält mid 
zur die Hoffnung aufrecht, bazu beitragen zu können, wenn auch nicht mehr 
lange, fo doch noch einige Zeit. Deshalb aber müſſen Sie die Wahrheit wiffen; 
Sie müffen den Muth haben, fie fich ſelbſt zu jagen und daran zu glauben. 

Nur dann werden Sie eine ernfthafte Nation fein und ein beſſeres Schick⸗ 
el verdienen. Es ift ſchwer, ber Wahrheit Gehör zu verichaffen; ja es ift ſehr 
Kiner, die Nationen zu bewegen, die Wahrheit anzuhören. 

Meine Herren, wenn Sie jeßt die Wahrheit nicht hören und glauben 
wollen, dann werben Sie vielleicht noch eitles Rühmen von ber perkunft unferer 
Retion machen, aber in dem Augenblide, wo Sie unfere Zukunft auf folche 
Bee rühmen, werden Sie diefelbe vernichten.” 


‚ Bei der nunmehr folgenden Abfimmung wurbe ber Bertraig 
mit 546 gegen 107 Stimmen angenommen. 


Die Beſetzung von Paris. 
Ueberficht der „Provinzial» Eorrespondenz” vom 8. Mär. 


„Die Befebung von Paris Seitens der deutfchen Truppen war beim Abſchluß 
des Waffenftillftandes vom 28. Januar für die Dauer beffelben ausdrücklich aus- 
gehhleffen worden. Auch bei ber erften Verlängerung bes Waffenftillftandes am 
15. Februar wurde diefer Vorbehalt aufrecht erhalten. 

As der Waffenftiliftand fobann am 26. Februar wiederum zu Ende ging, 
mr Beftätigung bes Friebensvertrages Seitens ber Nutionalverfammlung aber 
eine nochmalige Frift erforderlich wurde, willigte unfere Regierung in die weitere 
Berlingerung bes Waffenftillftandes mit Ausnahme der Beſtimmung in Betreff 
der Befekung von Paris. 

In diefer Beziehung wurde vielmehr feftgefett, daß vom Mittwoch, 1. März, 
ab der mehtlichfte Theil der Stabt Baris zwiſchen der Seine und der St. Honore- 
Berfladt (vom Triumphbogen durch die elyfeeiichen Felder und den Concorbien- 
play bi zum Tuileriengarten) von deutſchen Truppen bis zu 30,000 Mann be- 
jekt werben follte. 

Die Kunde von diefer Vereinbarung rief in Paris eine bei Weitem größere 

gung beroor, als die Bedingungen bes Friebensvertrages jelbfl. Der Berluft 
don Elſaß und Lothringen und bie Auflegung von 5 Milliarden ſchienen ben 

een minder drüdend als der Gedanke, daß ihre vermeintlich „heilige“ unb 

„unbefieglihe” Stadt von dem Feinde betreten werben ſolle. So lange bies 

nmicht geihehen durfte, wiegten fie ihre Eitelfeit weiter in bem Wahne, daß Paris 

don den Deutfchen nicht bezwungen fei. Ihr unüberwindlicher Uebermuth bäumte 

Rh Tr die Forderung, daß nunmehr auch Paris dem Geſetze bes Siegers ver- 
olle. 


Die große Erregung, welche fi) darüber in der Bevölkerung kundgab, ver- 
amlahte die Mitglieder ber Regierung Thiers, Favre und Picard zum Erlaf 
folgenden dringenden Aufrufe: 

„Einwohner von Paris! Die Regierung wenbet fi) an Euren Patriotis- 
MM und an Euere Klugheit, Ihr Habt das Schidjal von Paris, von ganz 
Frankreich in Eurer Hand, von Euch hängt es ab, Hauptſtadt und Vaterland zu 
reiten oder zu verderben! Nachdem Ihr dürch Hunger bezwungen, nach heroiſchem 

nde dem fiegreihen Feinde die Forts überliefert hattet, und die Feld⸗ 
ermeen fi jenjeits ber Loire hatten zurüdziehen müffen, war die Nationalver: 
feamlang genötbigt, die Verhandlungen einzuleiten. Während bes Verlaufs von 
Kogen baben bie Unterhänbler Alles aufgeboten, fie haben Alles gethan, was 





246 


1871. 


menſchenmöglich war, um weniger nachtbeilige Bedingungen zu erlangen; 
haben jchließlich die Friebenspräliminarien unterzeichuet, welche der National 
fanımlung unterbreitet werden. Während ber Erörterung der Friedensprälimina 
würben bie geinbfeligteiten wieder begonnen haben, würbe unnüt Blut vergo 
fein, wenn nicht der Waffenftillftaub verlängert worden wäre. Die Verlänger 
defielben konnte nur erlangt werben durch Einwilligung in bie theifweite 
vorübergehende Beſetzung beflimmter parifer Stabttheile.. Wenn die abgeichlof 
Convention nicht refpectirt und ber Waffenſtillſtand gebrochen wird, fo wärbe 
geind, der ſchon Herr der Forts ift, mit Gewalt die ganze Hauptftabt befel 

a8 Unglüd würde ganz Frankreich erreihen; die ſchrecklichen Drangjale 
Krieges, welche bisher bie Loire nicht überfchritten haben, würben ſich bi 
ben Pyrenäen ausbreiten. Es ift aljo die ſtrenge Wahrheit, daß es fih um 
Wohlfahrt von Paris und ganz Frankreich handelt. Verfallt nicht in den We 
berjenigen, welche uns vor 8 Monaten nicht haben Glauben jchenlen wollen, 
wir fie befhworen, von biefem Kriege abzulaffen, der uns fo verderblich wer 
ſollte. Die Linientruppen, welche Baris fo muthvoll vertheidigt haben, wer 
das linfe Seine-Ufer bejegen und die loyale Ausführuug bes neuen Waffenf 
ftandes fiher ftellen. Die Nationalgarde wirb fi mit ihnen vereinigen, um 
Ordnung in den Übrigen Theilen ber Hauptftabt aufrecht zu erhalten. Daff 
werben alle guten Bürger thun, welche ſich ausgezeichnet haben durch Tapfe 
vor dem Feinde. Dieſe ſchreckliche Situation wird ein Ende finden burd 
Frieden und durch die Nüdlehr des öffentlichen Wohlergehens.“ 

Diefer Aufruf fand anjcheinend bei dem größten Theile ber Bevöller 
bie gebührende Beachtung; doch dauerte eine gewiffe Erregung fort, es ka 
Ausschreitungen roher Leidenſchaft und zu einzelnen Schritten, welche eine % 
lehnung gegen die Beſetzung der Hauptitabt befürchten ließen. 

Bei biefer Stimmung ber Bevölkerung von Parid lag ber franzöfll 
Regierung dringend daran, daß bie Beftätigung bes Friebensvertrages in Borb 
raſch genug erfolgte, um dem Einzug ber deutihen Truppen wo möglich noch 
vorzufommen. 

Der Minifter Picard bat in der bringendften Weife in Borbeaug, 
möge durch raſchen Beihluß Paris vor dem Einzuge bewahren unb Th 
mahnte die Verſammlung zur Beichleunigung der Beratbung, „um Paris € 
großen Schmerz zu eriparen.” 

Nah den Friebenspräliminarien hätte nämlich nach erfolgter VBeftätig 
berjelben eine Beſetzung der inneren Stadt nicht mehr eintreten können. 

Der „große Schmerz” follte jedoch Paris nicht erfpart werden. Die 
tional⸗Verſammlung faßte erft jpät am 1. März ihren Beichluß, und am Mo 
bes 1. hatte bereits der Einzug unferer Truppen ftattgefunden. 


Unfer Hauptquartier hätte, bei ber jetigen Lage ber Dinge, möglicher A 
auf die Beſetzung von Baris überhaupt feinen Werth mehr gelegt, wenn 1 
die Rundgebungen aus der Hauptftabt den Einzug zu einer Nothwendigkeit 
macht hätten. 

Thatſächlich konnte die Beſetzung von Paris unferen Erfolgen und unfe: 
Waffenruhm Nichts mehr hinzufügen; nachdem die Fort von unferen Trup 
bejettt und dadurch die Stadt vollftändig in unfere Gewalt gegeben war, fon 
e8 uns in militärifcher Beziehung völlig gleichgültig fein, ob wir die Stabt fe 
befetst hatten oder nicht. 

Bei den tief zerrütteten und völlig haltlojen inneren Zuftänben aber fon 
eine eigentliche und dauernde Beſetzung ber Stadt wenig Reiz für unfere Arı 
haben, welche leicht hätte in Die Lage kommen können, an Stelle der ohnmächti 
franzöfifhen Regierungsgewalten deu Pöbel der Hauptftadt zu zügeln. 

Unfere braven Truppen hatten Beſſeres verdient, als daß fie am Schl 
eines beifpiellos ruhmreichen Feldzuges in die inneren Kämpfe der Haupffl 
verwidelt oder zum Polizeidienft gegenüber gewiffen Schichten ber parifer 3 
völkerung hätten gebraucht werben follen. 
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Im Imtereffe unferes Heeres jelber war daher eine längere Bejeung von 
Baris keineswegs wünſchenswerth. Wäre fie als wilnfchenswerth erkannt worben, 
fo wärbe fie aud begehrt und gewiß ebenfowenig verweigert worben fein, wie 
uns Straßburg und Meb verweigert werben konnten. 

Nachdem jeboch die jüngften übermüthigen und herausfordernden Kunbge- 
Brrngen Seiten® ber PBarifer den Beweis geliefert hatten, daß fie die Beweggründe 
zınferer Zurüdhaltung nicht zu würdigen verftanden, daß fie unfere Mäßigung 
zazır mit Hohn und Zrog erwibderten, und fi für bie Zukunft den Wahn in Be- 
trefi ber Unverleglichkeit ihrer Stadt von Neuem zuredt machten, ba kam es 
zunıjerem Hauptquartier darauf an, biefe Einbildung thatfächli zu widerlegen 
mud wenigftens durch einen vorübergehenden Eintritt unjerer Truppen in bie 
Daupiftabt feftzuftellen, baß die Macht hierzu uns nimmermehr beftritten werben 
Bonnte, und daß es nur unfer freier Wille war, wenn wir davon fo mäßigen 
zınb kurzen Gebrauch gemacht haben. 

Die Kriegsgeihinte wird die Thatfadhe richtig würdigen, daß 
Diedentfhen Truppen alle Forts um Paris befekt und Die Armee 
Der Stadt entwaffnet hatten, und Daß der beutfhe Kaifer eine 
Seerſchan feiner Krieger im Boulogner Wäldchen an ben Thoren 
von Paris hielt; ebenfo wird aber die Geſchichte aud die politifhen 

und ſittlichen Gründe würdigen, aus weldhen der Kaiſer auf einer 
längeren Befegung der Hauptfladt Seitens feiner braven Truppen 
nidt beftand.“ ° " 


Barade vor Baris. „Bor dem Einzuge der erften für die Bejeung von 
Paris beſtimmten Truppen fand eine Revue berfelben vor Sr. Mujeftät dem 
Koiler und König bei Longchamps vor Paris flatt. Am Mittwoch (1.) Vormittags 
verieß der Kaifer zu Wagen Verſailles, um fih über St. Cloud nad Longchamps 
wm begeben, wohin ‚ibm ber Kronprinz, der das Commando über die Purabe 
führte, vorausgeeilt war, und wo ein großer Theil ber beutfchen Fürften fi ver- 
fammelt hatte, darunter der König von Württemberg, die Prinzen Karl, Albrecht, 
Makbert von Preußen, die Großherzdge von Baben, Weimar, Oldenburg und 
Reclenburg · Schwerin, der Herzog von Coburg, die Prinzen Luitpolb und Dtto 
bon Bayern, die Herzöge von Altenburg, Meiningen. Die Truppen gehörten 
unferem 6. und 11. Armee-Corps und dem 2. bayerifchen Corps an. Da nicht 
mehr als 30,000 Mann auf einmal in Paris einrüden follten, fo war von jedem 

egiment ber drei genannten Armee-Corps ein Bataillon zugezogen worben. 

Segen 10%, Ubr traten bie Truppen an, und von Bataillon zu Bataillon 
wähte fich ein tiefes Hurrah, als ein Trupp Offiziere, der Kronprinz voran, vor⸗ 

it. Um 10 Minuten vor 11 erbob fih dann der Ruf: „der König!” und 
von Borreitern begleitet, kam die Equipage des Kaifers, von vier Nappen ger 
den. Um 11 Uhr, der für bie Heerſchau angeſetzten Stunde, ftieg der Kaijer 
in Pferde und ritt in fcharfem Trab, von feinen Generalen und Heerführern be= 
gleitet, die Allee hinauf nach ber Stelle, wo ihn der Kronprinz mit feinem Stabe 
Martete und ihm falutirend entgegenritt. Faſt im nämlichen Augenblid flimmten 
bie NMufilcorps längs der ganzen Linie das „Heil Dir im Siegerkranz“ an, und 
ber Kaiſer — feinen Soßn dicht an feiner Seite und etwa 5—600 Offiziere . 
hinter ihm — galoppirte von rechts nach links die Front entlang. Der Enthu⸗ 
emns war ungeheuer, ſagt ein engliſcher Berichterſtatter, es war nicht bas „Vive 
Mpereur“ der Frangöfiien Truppen mit dem Schwenken von Säbeln und tem 
Mordentlichen Marfchiren. Das „Hurrah“ der Deutihen war tief und dem Donner 
ü ‚ über nicht ein Bajonnet zitterte in den Reihen. Die Scene war groß unb 
wirdevoũi 
rt Es folgte dann der Vorbeimarſch der Truppen, welde ber Kronprinz ans 
Arte. Zuletzt flellte fih der Prinz an bie Spike feiner (8.) Dragoner und 
brte dieſelben ſeinem erlauchten Vater vorüber. 
und Die legten von den 30,000 Mann waren kurz vor 1 Uhr vorbeimarſchirt 
auf dem Wege nad) Paris, während fidh der Kaiſer nach Verſailles zurückbegab. 
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Der Einmarfd in Baris war dur einen Bortrab von einem Bataillı 
Infanterie, einer Schwadron Hufaren und 16 Geſchützen am Morgen eingeleit 
worden. Die Truppen, die bei ber Revue gewejen, rüdten Mittags ton Lon 
champs anf drei Wegen tur das Boulogner Gehölz auf Paris zu. Bor be 
Siegesthor (Arc de triomphe), beffen pomphafte Reliefs die Siege ber Revol 
ttonszeit und des Kaiferreich® verherrlichen, trafen die anrüdenten deutſchen Trupp 
zufammen und machten einige Augenblide Halt, um fi zum Einmarſch zu orbne 

Als die Spiten ber Truppen fih dem Triumphbogen näberten, verlud 
ein Saufen von 2- bis 300 Menſchen denſelben burd einen Wagen zu fperre 
derfelbe wurbe jeboch mit großer Ruhe von unſern Soldaten weggeſchafft, ein 3 
Kavallerie ging mitten durd das Thor und im Uebrigen vollzog fi) nun t 
Einmarſch ohne jebe Störung. In den Champs Elyſées wartete eine auße 
ordentlich zahlreiche Menfchenmenge der anlommenden Truppen. Sie hatte län 
des großen, mehr als 1200 Schritt Tangen Fahrweges bis zum Concorbienpl 
ein unnnterbrochenes Spalier gebildet. In den Netenalleen zirkulirten Spazu 
gänger zu vielen Taufenden aus allen Klaffen der Geſellſchaft. Die Fäden war 
in Folge eines Polizeibefehls geichloffen. Die Menge verhielt ſich durchſchnittl 
rubig und gemefien. Wenn Kavallerie worbeigeritten kam und die Mufilcorps if 
Hangvollen Märſche fpielten, theilte fich der Dienge eine lebhafte Bewegung mit. N 
auf dem Concordienplat trieben Banden von Gaſſenjungen und Bloufenmän 
ihr Wefen. Sie zogen umber und riefen noch immer: à Berlin, à Berlin! 

Diele und ähnliche Kundgebungen hatten jedoch einen mehr kindiſchen « 
gefährlichen Charakter. Dagegen wandte fi) die Volkswuth gegen Jeden, ber 
wagte, fi) mit den Truppen irgendwie in freundlichere Beziehungen zu ſetzen ol 
ihnen irgend eine Auskunft zu geben. 

Auch waren einzelne Deutjche, welche fi aus dem Gebiete ber Trupf 
entfernten, ter robeften Mißhandlung und Tebenegefahr preisgegeben. 

Am zweiten Tage follte eine zweite Abtbeilung ber vor Paris lagernt 
Truppen in die Stabt geführt werten, und zwar Das Gartecorps, die Garl 
Landwehr und das Königs-Grenadier-Regiment. Der Kaiſer bielt über bi 
Truppen am 2., Vormittags, wiederum bei Longchamps Revue ab. 

Inzwiſchen war jedoch die Mittheilung Über die Beftätigung des Frieber 
vertrages im Hauptquartier eingetroffen und es erging bemzufolge am Nachmitt« 
des 2. der Befehl an die Truppen, bie Hauptftabt am anteren Morgen | 
11 Uhr wieder zu verlaflen. 

Gleichzeitig aber war von Verſailles Vorſorge getroffen, daß ſämmtlid 
Truppen vor Paris noch Gelegenheit gegeben werben folle, Paris zu ſehen, ind 
die Soldaten truppweiſe ohne Schußwaffen in die Stadt geführt wurben. 

Bom frühen Morgen an entwidelte fih auf ben elyfäiihen Feldern t 
regſte militärifche Leben. Militärs jeden Ranges, Beamte, vie Feldpoſt zc. fan 
von Berfailles, um einige Stunden in Paris zuzubringen. An allen Eden fant 
den Zag hindurch Eoncerte ftatt; vor dem Induftriepalafte ftanden Huuberte x 
Pariſern, die den Leiftungen von zwei bayriſchen Mufilcorps zubörten. Im 2a 
des Vormittags kamen Die vier Garbe-Regimenter, die Garde-Landwehr und za 
reihe Abtheilungen Kavallerie bier an, bie in ihrer Geſammtheit und ben bun 
Uniformen ein beriliches militärifchee Wild boten. Das größte Aufjehen erreg 
die hünenhaften Geftalten unferer Garde-Landwehr, die das Arndt’iche „Wat 
land“ und die „Wacht am Rhein“ fangen. 

Immer neue Züge an Truppen trafen am Nachmittage ein, es bemeg 
fih wohl 50,000 Dann in ben elyjätihen Feldern. Auch der Kronprimz maı 
am Nachmittage nur in Begleitung eines Adjutanten eine Fahrt nad) Paris u 
durh die von unferen Truppen beſetzten Stabttheile und wurde überall ı 
frendigen Zurufen begrüßt. 

Der Ausmarfch der Truppen aus Baris erfolgte am 3. März. Das gaı 
deutſche Corps zog bei feinem Abmarfch durch den Triumphbogen der Champs Elyſo 
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18711. 
Die Berfündigung des Friedens. 


Depeſche des Kaiſers und Königs an die Katferin=- Königin. 
Beriailles, den 2. März 1871. 

Ss eben babe Ich den Friedensſchluß ratificirt, nachdem er 
Sehen geſtern in — von der Nationalverſammlung augenommen 
worden iſt. Soweit iſt alſo das große Werk vollendet, welches durch 
— fiegreiche Kämpfe errungen wurde; Dank der Tapfer- 

eit, Hingebung und Ansdaner des unvergleichlichen Heeres in allen 
feinen heilen und der Opferfrendigkeit des Baterlaudes. 

Der Herr der Heerſchaaren hat überall unſere Unternehmungen 
Kchtlih geſegnet nud daher diefen ehrenvollen Frieden in Seiner 
Suade gelingen Iaffen. Ihm fei die Ehre! Der Armee uud dem 
Baterlande mit tief erregtem Herzen Meinen Dank! 

Wilhelm.” 


„Staats » Anzeiger” vom 3. März. 

In der zuverfihtlicden Erwartung, daß die Ratifikation der von der 
Rational » Berfammlung zu Bordeaur anerlannten Friedens» Präliminarien 
am heutigen Tage unbedingt eintreffen müffe, hatte fih Vormittags ein 
zahlreiches Publitum vor dem Königlichen Palais verfamneelt. In freudig 
erregter Stimmung barrte daffelbe auf den Dioment, wo die officielle 
Veflätigumg des ratificirten Friedens verkündet werden würde. 

Da inzwilhen das Telegramm Er. Majeftät des Kaifer und Königs, 
weihes die Ratifikation des Briedensichluffes meldete, eingegangen war, 
batten die ſämmtlichen hier anmefenden Mitglieder des Königlichen Haufes 

in dem mit den preußilhen Fahnen geſchmücken Königlihen Palais bei 
Ihrer Majeflät der Saiferin und Königin eingefunden, wo ſich außerdem 
af Allerhöchftderen Befehl die Staats » Minifter und die Generalität zur 

leſung des aus Berfailles eingegangenen Friedens» Telegramms ver- 
ſammelt hatten. 

Um 12 Uhr traten die Generale auf die zum Palais führende Rampe, 
doran der Generals Feldmarichall Graf von Wrangel, der Gouverneur 
don Berlin, General der Infanterie Freiherr von Canftein, der Stadt: 

mmandant und der ftellvertretende Chef des Generalftabes der Armee, 
erals Lieutenant von Hanenfelbd. 

Nachdem dad einftimmig ertünte Hoc der allgemeinen Erwartung 
eiwichen, verla® Iegterer mit weit vernehmbarer Stinnme, vom lauteften 

bei mehrfach unterbrodden, das Allerhöchfte Sriedenstelegranm. 
N Allgemeiner Jubel, Hochs auf Se. Majeftät den Kaijer, das Heer, 
As Baterland tönten durch einander, bis da8 am Fuße des Denkmals 

nig Friedrich II., defien Haupt ein frifcher Lorbeerkranz ſchmückte, 
Aufgeflellte Garde- Mufilcorps die erften Atforde von „Nun danfet Alle 
Sort: intonirte. In diefe feftlihen Klänge, in den Gefang der Menge, 
miſchte fi) das Geläute aller Gloden, das Salutichießen der im Luft- 
Jartey por dem Königlichen Schloffe aufgefahrenen Garde: Batterie, deren 
101 Schüffe auch den entlegeneren Theilen der Hauptftadt Mittheilung 
yaben von dem feierlichen Ereigniß, das vor dem Königlichen Palais 

ekannt geworden mar. 

Ihre Majeftät die Katferin- Königin, Ihre Kaiferliche und Königliche 
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Hoheit die Kronprinzeffin, fowie fämmtliche r. anmefenden Prinzeffir 
des Königlichen Haufe waren inzwifchen auf den Ballon des Königli 
Palais getreten, vor welchem nad Abfingung der erften Stropbe 
Chorals fich der Jubel erneuerte. An den Choral ſchloß fich die Natio 
hymne; entblößten Hauptes flimmte da8 Publilum in das „Heil dir 
Siegerkranz“ ein, auf welches „Die Waht am Rhein“ folgte, ni 
von der Rampe de8 Palais aus der Wortlaut des Allerhöchften 
gramm in vielen Eremplaren an die Menge vertheilt wurde, 

Nachdem der General» Feldmarfhall Graf von Wrangel ein ! 
fahes Hoch auf Se. Majeftät den Kaifer und König, in das bie jube 
Menge begeiftert einftimmte, ausgebracht und Ihre Majeftät vom Ba 
Sich zurüdgezogen hatte, nahm Allerhöchſtdieſelbe die Glückwünſche 
Generalität und der Staats-Miniſter entgegen. 

Nachmittag um 4 Uhr fand in fämmtlihen Kirchen der Haupt 
Nefidenzftadt zur Feier des Friedens ein Dankgottesdienft ftatt. Im D 
wohnten demjelben Ihre Majeftät die Kaiferin: Königin, Ihre Majı 
die vermittwete Königin, Ihre Kaiferliche und Königliche Hoheit die 

rinzeffin, fowie fämmtlihe bier anmejenden Prinzeffinnen mit dem 

—** Hofſtaate bei. Die Dankfeſtrede hielt der Hof⸗ und Dom 
diger von Hengſtenberg über Pſalm 29, Vers 29. Choralgeſang 
Orgelbegleitung ſchloß die erhebende Feier, an der eine ſehr zahlre 
die ganze Kirche füllende Derfammlung Theil nahm. Auch in allen übr 
Sirden war die DBetheiligung der Andäcdtigen, welche dem Herrn 
Heerſchaaren ihren Dant Ar den fegengreihen Yrieden darzubringen 
gedrungen fühlten, eine äußerft zahlreiche.“ 


Ueber die Friedendbedingungen. 


„PBrovinzial- Correspondenz“ vom 15. Mär. 


„Die Sriedensbedingungen von Berfailles werben von den Freunden $1 
reichs, namentlih in England, als allzu hart bezeichnet, — und an ben Bor‘ 
ber Härte werben zugleich trübe Vorherſagungen über bie Folge derſelben 
die gemeinfame Zukunft gefnüpft; foldhe Bedingungen, fagt man, können 
Rachegedanken und dadurch neue Kriege erzeugen. 

Was die Härte der Bedingungen betrifft, fo iſt es richtig; bie Bedin 
find hart; aber fie mußten hart fein. Die Frage ift eben nur, ob fie gerecht 
ob Frankreich ſolche Bedingungen verwirkt hatte und ob die Auferlegung derſt 
für das Heil und den Frieden Deutichlands und Europas nothwenbig war. 

Wohl mag e8 den Franzoſen vorweg ſchon hart angelommen fein, nad 
ihre Politik ſeit Jahrhunderten und noch jüngft auf den inneren Zwieſpalt Den 
lands gegründet war, jebt ben Frieden mit dem Kaifer des geeinigten Den 
lands fchließen und fi vor ber vollendeten Thatfache des Deutichen Reiches | 
ſchweigend beugen zu müſſen. 

Wohl ift es hart für Frankreich, nachdem es fein Streben und Tred 
von jeher auf ben deutihen Rhein gerichtet hatte, jetzt Deutſchlands Gre 
an bie Vogeſen und über die Mofel vorgerüdt zu jehen, etwa 20 Meilen nä 
die franzöfifhe Hauptftabt, und nunmehr auf unjerer Seite geſchützt burd 
ſtarken Bollwerke, welche gegen uns errichtet waren. 

Hart, ſehr hart ift endlich Die Auferlegung einer Kriegsentichäbig 
von fünf Milliarden France oder 1300 Millionen Fhalern, eine Summe, | 
fie mit einem Dale oder in kurzer Zeit noch niemals von einem Volle 
zablen war. 


av 


Aber fo hart und ſchwer die Bedingungen fein mögen, jo find fte doch 
nit zu bart; fie entjprecen vielmehr der Gerechtigkeit und der unerläßlichen 
Nothwehr. 

Es iſt gerecht und nothwendig, daß ber Frevel ohne Oleichen, welcher in 
ber Heraufbeſchwörung - bes Krieges lag, in vollem Maße geahndet werde. Das 
jetzige Oberhaupt Frankreichs, Herr Thiers, der in feiner ganzen früheren politifchen 

ben Gegenjat gegen Deutſchland genährt hat, ſah fich gendthigt, laut 
anzuertenuen, daß ber jüngſte Krieg ohne jeden Grund erflärt worben ſei. Man 
Batte in Frankreich feit Jahren eben kein Geheimniß daraus gemacht, daß man 
uns ben im Jahre 1866 gewonnenen Waffenruhm, obwohl er nicht gegen Frank⸗ 
reich errungen war, nicht gönne unb nicht verzeihe. Lin hochgeftellter Franzoſe 
batte ſchon im Sabre 1867 bier verfichert: bie franzöftiche Armee und das franzöfiiche 
Bolt Lönnten den Gebanlen nicht ertragen, daß bie Preußen im böhmiſchen 
zuge leichter und vollfländiger gefegt. hätten, als Frankreich im italienifchen 
zuge, und besbalb müſſe e8 zum Kriege kommen. Sole Stimmungen bes 
Uebermuthes waren es offenbar, durch welche die Regierung Frankreichs ſich zu 
dem unerhörten Frevel bes jüngften Friedensbruches treiben ließ. Es ift gerecht, 
daß das franzöfiihe Boll mit ber Verantwortung für einen ſolchen Friedensbruch 
amd bie ganze Schwere und die bitteren Folgen bes Krieges empfinde. 

Die Gerechtigleit der jetigen Buße tritt aber vollends in das rechte Licht, 
wern man erwägt, baß Frankreich nicht zum erften Dale, fonbern in zwei Jahr⸗ 

zum zwanzigfteen Male Deutfchland mit ungerehten, willfürlichen 
Kriegen überfallen bat. 

Frankreich hat unter allen feinen Regierungen, unter ber alten Monarchie, 
we unter ber Republik und unter bem Kaifertbum eine Politik willkürlicher 
Eimifgung und gewaltjamer Eroberung getrieben, und feine Erfolge flets mtt 
einer rüdfichtelofen Härte ausgebeutet, wie fein anderer Staat in Europa. Die 
It, wie Frankreich Frieden geichloffen vom Weftfälifhen bis zum Tilfiter Frieden, 
ſowie die Ankündigungen, die wir in den legten Monaten aus Frankreich ver- 
Roumen haben, laffen feinen Zweifel über das, was wir auch jetzt zu erwarten 
gehabt hätten, wenn das Geichid der Schlachten gegen uns entichieben hätte; 
and gewiß, keine unter den neutralen Mächten hätte uns Dagegen gefehlt. So 
Bart die jeigen VBebingungen fein mögen, fte reichen nicht entfernt an die Härte 

heran, was Preußen 3. B. im Tilfiter Frieden nicht blos an Länderverluſt, 

auch an Opfern und Laften auferlegt worben ift. 

Mit Recht jagt ein hiefiges Blatt: „Es haben jetzt nur noch wenige eine 
Borfelung davon, was Deutichland in ben Franzoſenkriegen gelitten bat; mit 
jeder Bergleichung von einft und jett würbe man bie Lebenden in bas größte 
Erſtannen verjegen. Deutichland hat feiner würdig den Krieg ber jüngften Tage 
geführt; es hat nicht mit dem Maße gemeflen, mit bem es felber einft ge- 
Meilen worben war, und auch nicht mit dem, welches der Feind angemwenbet 
haben ache, wenu es ihm geglüdt wäre, unfere Fluren im vorigen Jahre zu 


Unferer Regierung, wie bem beutichen Bolle liegt jeber Gedanke an bloße 
fern; — aber politifhe Großmuth zu Üben wäre eine VBerfünbigung 

AR unfern eigenen böchften Vollsinterefien und an unferer Zukunft geweien; bie 
Srofmmuth ze um fo weniger angebradht, als Frankreich, wie die Bergangen- 
keit unb bie Gegenwart gleichmäßig lehren, für jede Großmuth unempfindlich iſt 
— Schruͤt der Milde ober hochherziger Rückſichtnahme nur als Schwäche 
Me Stimmen aus Frankreich verkünden, daß man fi jetzt zwar dem Un⸗ 
Verweibfihen füge, daß aber ber Friebe nur als ein Waffenftillftand zu be» 
die u fei und daß Frankreich fi ſowohl für feine Niederlagen, wie für 
densbedingungen Revanche holen werde, fobald es dazu im Stande jei. 

Darin würde die höchſte Großmuth von unferer Seite nichts ändern; benn 
Großmuth, die in den Jahren 1814 und 1815 zu Gunften Frankreichs und 
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aut Koften Deutichlands geübt worden, bat nicht verbindert, Daß dennoch — ie 
Race für Waterloo jeitdem Das populärfte Feldgejchrei aller Parteien in Frarm E- 
reich war. 

Graf Bismard hatte deshalb von vorn herein erfannt und angelünbiggt, 
daß gegen die Wiederkehr folcher Angriffe, wie wir fie wiederholt von —*8* Ach 
erfahren haben, nur bie ausgiebigſten materiellen Bürgſchaften uns ſchützen nt, 
baß eben, weil bie Franzoſen gleich nach dem Friedensſchluſſe nur auf die Gelege = 
beit finnen würden, uns mit einem neuen glüdficheren Kriege zu überziehen, Mimie 
einzige richtige Politik fei, Frankreich auf lange Zeit hinaus zur erfolgreichen Kri eg” 
führung unfühig zu maden. 

Die Kriegsentihädigung von fünf Milliarden erfüllt ven boppelten Zw —ck, 
einerfeits Deutichland für die unmittelbaren und mittelbaren Schäden, die es an 
feiner nationalen Wohlfahrt durch den Krieg erlitten bat, foweit möglich fat Los 
zu balten, andererfeits Srankreih auf Fahre hinaus in einem Maße zu belafik- ext, 
daß eine übermüthige Kriegspolitit darin ein entfcheidendes Hemmniß fie. Sr 

oß die Kriegsentſchädigung ift, fo kann biefelbe doch nimmer den vollen Er—Jat 
Air alle Opfer und Berlufte, die der Krieg verurfacht hat, gewähren, namen wid 
nicht für Die tiefe Störung und Gefährdung des gewerblichen Lebens und Raf⸗ 
ſchwunges. Erft eine längere Dauer und Sicherheit des Friedens wird > tete 
Schäden gut machen Finnen, und dazu wirb bie Höhe ber Kriegeeutihädigurtg 
infofern beifen, als fie Frankreich jedenfalls auf längere Zeit hinans nöte Egt 
Frieden zu halten. 

Daß die geforderte Summe für Frankreich nicht unerſchwinglich fei, it OR 
der dortigen Regierung, wie von der Nationalverfammlung entichieden bez . 
worden. Herr Thiers bat in demjelben Augenblide, wo er bie Rotkwendiag Fett 
des Friedensſchluſſes verkündete, mit vollfter Zuverfiht und mit Stolz OD! 
Frankreichs ewiger Jugend und unerfhöpfliher Kraft geiproden, und ber > 2 15 
richterflatter der Nationalverfammlung hat die Annahme ber Friedensbedinger ge! 
mit der ausdrücklichen Verfiherung empfohlen, daß bie Friedensunterfändier DE 

ablung der hohen Kontribution nicht zugefagt hätten, wenn fie nicht gewußt, wat 
— dieſelbe zu tragen vermöge. Frankreichs Hülfsquellen, ſagte er, f _ien 
groß genug, um auch ſolchen Anforderungen zu genügen, vorausgefeßt, daß Fremz —X 
reich Entſchließungen für die Zukunft faſſe, wie ſie ſich aus der jetzigen ha 
Prüfung ergeben, Entſchließungen, durch welche Frankreich ebenfo vor Revolntic Fre 
wie vor despotiſcher Herrſchaft bewahrt bleibe und eine Aera ernſter Arbeit, m ca DT’ 
bafter Ordnung und freiheit gefichert merbe. 

Ze mehr diefe Hoffnung fich erfüllt, defto mehr wirb die Auferlegung PD 
Kontribution in ber That eine Duelle des Segens für Frankreich ſelbſt und er! 
Bürgichaft dauernden Friedens für Europa werden, — deſto mehr werben ie 
Borherjagungen von einer fünftigen Politit der Rache Seitens Frankeide 2u 
Bedeutung verlieren. 

So ſtark und mädtig die Stimmungen fein mögen, welde das ander ch 
Bolk jetzt bewegen; — die Zeit wird einen milbernden und heilenden Eirt zu 
auf diefelben üben: je ernfter und je länger das franzöflihe Volk dur‘ eine EU” 
folute Nothwendigkeit darauf hingewieſen fein wird, flatt den Eingebungn DT 
Leidenſchaft wielmehr einer Politik der Beſonuenheit und Mißigun zu hubige!" 
befto mehr ift zu hoffen, daß die jetigen Rachegedanken allmälig frieblidhen di 
finnungen und dem gemeinfamen Streben nad wahrer Bollswohlfahrt weich €" 
welche zu fördern das neue Deutſche Reich in Uebereinfiimmung aller feizt 
Glieder als feine böchfte Aufgabe erkennt.“ 





Die 


Gründung des deutſchen Kaiſerthums. 








Vie Verträge mit den füddentſchen Htanten 
und die außerordentliche Krichstagsſeſſion. 


Eröffunng des außerordentlihen Reichstags. 
370. 24. November. Aus der Rede ded Staats-Minifterd 
Delbrüd zur Eröffnung ded Reichstages. 
[Der erfte Theil ber Rede ift oben S. 177 mitgetheilt.] 


— — „Die Fortdauer des Krieges hat eine friedliche Arbeit nicht ver- 
et. Das Gefühl der Zufammengehörigkeit, welches durch gemeinfame 
rund durch gemeinfam erfämpfte Siege belebt ift, das Bewußtſein der 
lung, welche Deutfchland zum erften Dale feit Fahrhunderten durch 
‚Einigkeit errungen bat, die Erfenntniß, daß nur durch Schöpfung 
ernder Inftitutionen der Zulunft Deutfhland 8 das Ver— 
htniß diefer Zeit der Opfer und der Thaten gefidert 
den könne, haben fchneller und allgemeiner, ald noch vor Kurzem 
dar erfhien, das deutfche Volf und feine Fürften mit der Webers 
ung erfüllt, Daß es zwifhen dem Süden und Norden eines 
ten Bandes bedürfe als der völlerrechtlichen Verträge. Dieſe 
te den Regierungen einhellige Ueberzeugung hat zu Unterhandlungen 
hrt, als deren erfte, auf dem Felde des Krieges erwachſene Frucht 
m eine, zwilchen dem Norddeutihen Bunde, Baden und SHeflen 
inbarte, vom Bundesrathe einftimmig angenommene Berfaffung eines 
tihen Bundes zur Genehmigung vorgelegt werden wird. Die auf 
ben Grundlagen mit Bayern getroffene Verftändigung wird ebenfalls 
enftand Ihrer Berathungen werden, und bie Uebereinftimmung der 
hten, weldhe mit Württemberg über dag zu erftrebende Biel befteht, 
hoffen, daß eine gleiche Uebereinftimmung über den Weg zum Ziele 
t ausbleiben werde. 

‚Sie werden, Ha Herren, mit diefem Werte eine Thätigkeit 
dig abichließen, wie. jolche wenigen gefeggebenden Berfammlungen ver⸗ 
ut geweſen ift. In wenig mehr, als drei Jahren haben Sie dur 
lange Reihe wichtiger, in die verfchiedenften Verhältniffe des BVolfs- 
8 tief eingreifender Gefege den Ihrer Mitwirkung anvertrauten erften 
au der Bundesverfaffung fördern helfen und durch die legte, vor dem 
auf Ihrer Amtsdauer Ihnen zugehende Vorlage foll diefe Verfaſſung 
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und follen die, auf derfelben beruhenden Gefege über die Grenze amf 
gebehnt werden, welche bisher unfere füddeutfchen Brüder von uns fchiel 

er große nationale Gedanke, welcher Sie ftetS bei Ihren Berathunge 
leitete, wird durch die legte Berathung, zu mwelder Sie zufammentrete: 
fo Gott will, um einen entfcheidenden Schritt feiner vollen Berwirklichınn 
näher geführt werden.“ 


24. November. Worte bes Reichstags - Präfideuten Dr. Simjon zur Eröffunx 
ber Berathungen. 


„Meine Herren! Wir treten nach einer kurzen Trennung zur Wieberem 
nahme unferer Geſchäfte zufammen. Inzwiſchen haben unjere deutihen De 
unter einer Führung voll Rath und Weisheit, vol Muth und Demuth, getrem 
von einer beijpiellos einmüthigen Erhebung ber Nation, freilich aud unter Opf « 
bei deren VBergegeuwärtigung unjere Herzen biuten, in einem fchnellen und M« 
Siegeslauf die deutfhen Bahnen bis in das Herz des feinblihen Nachbarla 
etragen. 

8 8Wenn Gott weiter hilft und Segen giebt, fo dürfen wir uns jetzt ̃⸗ 
eines Friedens verfthert halten, würdig bes ungeheuren Kampfes, würdig 
Heldentodes unjerer Brüder und vollaus entſprechend den berechtigten Emwar 
gen der Nation. 

Ich würde vergebens verſuchen, meine Herren, für das Gewuht joe 2 
Thatſachen einen einigermaßen genügenben Ausdruck in Worten zu finden. + 
haben eben nichts, womit wir das Ereigniß vergleichen können. Aber den ED 
bes von uns vertretenen norbbeutichen Volkes laſſen Cie uns in Ehrfurdt nie 
legen vor dem oberften Führer bes deutſchen Heeres, vor feinen Feldherren 2 
Befehlshabern, vor deu Männern allen, unjeren Söhnen und Brüdern, | 
ben heiligen Boden bes Vaterlandes fo ruhmvoll vertheibigt haben, wie vor De 
jenigen, die dem Kriegsheere in jchwerer Arbeit bülfreih zur Seite ftazuben 
helſend, förbernd, heilend, aufrichtend und tröftend. Und indeſſen ber Kampf üı 
der Ferne fein letztes Ziel noch weiter verfolgt, laffen Sie uns in ber Heim 
ben Berfuh machen, eine feiner edelften und berrlichften Früchte jetst fchon ein 
tl die Einigung unferes Baterlandes in Verfafjung an! 

reiheit 

Denn verſchwunden iſt in der Erhebung ber Nation, was ug! 
bisher trennte und zerriß. Der alte Fluch bat fi gelöſt und dE' 
bejeligenbe Gewißheit davon verbürgt uns auch eine Zulunff 
fegensvoll und gebeiblih für die Werke des Friedens. 

In diefem Sinne, meine Herren, laffen Sie uns an die Arbeit tueten un 
unjere Aufgabe, ohne Raft, aber auh ohne Haft zum Helle bes Baterlandes 
vollenden!” 


Dice Verträge über den Dentichen Buud, ihre Eutftehung 
und ihr Weſen. 


5. Dezember. Rebe des Präfidenten bes Bunbeslanzler- Amtes Staats - Mir 
nifters Delbrück. 

„Meine Herren! Als im Frühjahr 1867 die Berfaflung berathen wurbe, 
auf Grund deren wir hier verfammelt find, gab es einen Gedanken, in welchen 
bet aller fonftigen Meinungsverfchiedenheit die Freunde und die Gegner bes ba- 
maligen Berfaflungsentwurfs fi) zufammenfanden, den Gedanken nämlich, dafl 
bie Damalige Begrenzung des Bunbesgebietes nicht auf bie Dauer fortbeftehen 
dürfe. Die Gegner ber Berfafjung machten es ihr zum Vorwurf, daß fie über 
haupt biefe Grenze enthalte: die freunde der Verfafſung rühmten es ihr ale 
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men Bezug nach, daß fie fo gefaltet jet, um den Eintritt der ſüddeutſchen 
Skacten in das Bunbesverhältnig möglih zu machen. Geinen prägnanteften 
Imsteud fand dieſer Gedanke, als der Reichstag auf den Antrag ber damaligen 
bexien Abgeorbneten für den 1. berliner Wahlkreis und für Osnabrüd mit jehr 
woßer Majorität beſchloß, bem letzten Artikel ber Verfaſſung den Sat hinzuzu⸗ 

: „Der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten ober eines derjelben in den Bund 

elgt auf den Vorſchlag des Bunbespräfibiums im Wege der Geſetzgebung.“ 

Diefer Damals mit jehr großer Mehrheit angenommene und in bie Ber- 
fung Übergegangene Sats hatte nach der Abficht feiner Urheber den Zweck, aus⸗ 
miprehen, daß das Ziel und die Aufgabe der beutichen Nation eine volle flant- 
iche Bereinigung aller ihrer Theile fei. 

Die Vorlagen, meine Herren, in beren Berathbung Sie heute eintreten, 
oben die Aufgabe, biefen damals ausgeiprochenen Gedanken zu erfüllen. Sehr 
el rafher, als es bei der Berat ung ber Verfajfung gehofft 
verden fonnte, raſcher, als es jelbft die lebhafteften Anhänger ber 
reutihen Einheitsidee zu erwarten wagten, hat ein großes welt- 
zeſhichtliches Ereigniß fämmtlihe deutfhe Stämme mit dem Be». 
vußtjein erfüllt, daß die Zeit gekommen fei, für die volle flaat- 
ige Bereinigung aller Theile Deutſchlands, und bie ſämmtlichen 
ſüddentſchen Regierungen beftimmt, mit dem Norddeutſchen Bunde 
zur Begründung eines deutihen Bundes zufammenzutreten. 

Erlauben Sie mir, mit einigen Worten den äußeren Hergang barzuftellen, 
ums welchen fich die Ihnen vorliegenden Verträge entwidelt haben. 

Die Initiative fam von Bayern. Die Fönigliche bayerische Regierung 
Bab im Laufe des September dem Bundespräſidium zu erfennen, baf bie Ent- 
widlung ber politischen Derbätuiffe Deutihlands, wie fie Durch bie kriegeriſchen 
Ereignitfe herbeigeführt fei, nach ihrer Ueberzeugung e8 bebinge, von dem Boden 
ber völlerrechtlichen Verträge, welche bisher bie fübbeutichen Staaten mit dem 
Rorddentſchen Bunde verbanden, zu einem Verfafſungsbündnifſe überzugehen. 
Se verband mit biefer Mittheilung den Ausbrud des Wunſches, mit einem Be- 
Befimichtigten bes Präſidiums über die Vorſchläge in Beſprechung zu treten, welche 
fe zu Ausführung ihres Gedankens vorbereitet hatte. Das Präſidium beeilte 
fich dieſem Wunfche zu entſprechen, und es wurbe mir ber Befehl zu Theil, mich 
zu diefem Zweck nad München zu begeben. Der Zweck war nicht eine Ber» 

dlung, fondern eine Anhörung ber Vorſchläge, bie von der königlich bayerjchen 
ng vorbereitet waren, eine Beſprechung dieſer Vorſchläge aus der Kenntniß 
Berhältniffe heraus, bie mir meiner Stellung nad beimohnte; bie einzige In⸗ 
ion, welche ich erhielt, war die, mich jeder Aeußerung zu enthalten, welche 
werden könnte, als ob das Präfibium im jetzigen Momente gefonnen fet, 

Mf die freien Entſchließungen eines treuen und bewährten Alliirten auch nur dem 
etiernieften Drud auszuüben. Die Beſprechungen in Münden fanden flatt und 
wurden weientfich geförbert dadurch, daß die Föniglich württembergiihe Regierung 
durch eines ihrer Mitglieder an dieſen Beiprehungen theilnahm. Während bas 
Srpehnig diefer Beiprechungen der Erwägung des Bundes⸗Präſidiums unterlag, 
Barbe von Stuttgart aus der Wunſch ausgeiprochen, bie in München eingeleiteten 
prehungen in Berjailles fortzufegen und zu ergänzen, zu ergänzen namentlich 
Bad der militärifchen Seite bin, indem ber königlich wlrttembergifche Vertreter 
Kinchen nicht in Der Lage geweſen war, fich über dieſen vorzugsmweife wichtigen 

U der Verfaſſung weiter, als in einigen allgemeinen Andeutungen zu änßern. 
dieicheitig mit dieſer Anregung erfolgte der offizielle Antrag Badens auf Eintritt 
Norddeutſchen Bund. Das Präſidium konnte nicht zögern, dieſen An⸗ 
"gungen zu entſprechen, und ſowohl die königlich württembergiſche, als bie groß⸗ 
—XRX badiſche Regierung zur Entſendung von Bevollmächtigten nach Verſailles 
Es gab gleichzeitig davon nach München Nachricht, indem es zur 

Bay fellte, entweber ebenfalls in Berfailles die Münchener Beiprehungen fort- 
Wlcken, ober, wenn es vorgezogen werben follte, das Ergebniß der Verhandlungen 
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mit den andern bort vertretenen beutfhen Staaten abzuwarten, um fobann t 
Verhandlungen in München wieder aufzunehmen. Endlich erklärte auch bie gre 
herzoglich heifiihe Regierung ihren Entſchluß, mit dem füblichen Theil ihres & 
biets in den Bund einzutreten, und fo geſchah es, daß in ber zweiten Hälfte E 
Oktobers Bertreter der fämmtlichen ſüddeutſchen Staaten in Berjailles zufamme 
traten, um über die Gründung eines Deutfhen Bundes zu verhandeln. % 
Verhandlungen mit Württemberg, mit Baden und mit Hefjen führten ſehr be 
zu der Ueberzeugung, daß es ohne große Schwierigkeiten gelingen werbe, « 
Grundlage der Verfaffung des Norbbeutihen Bundes zu einer Derflänbigung 
gelangen; die Verhandlungen mit Bayern boten anfangs größere Schwierigkein 
und e8 war auf den eigenen Wunſch der Fäniglic bayeriſchen Bevollmächtigs 
daß zunächſt die Verhandlungen mit den brei andern ſüddeutſchen Staaten 8 
geſetzt wurden. Die füniglih bayeriſchen Bevollmächtigten fühlten das VBebürfım 
nicht ihrerſeits durch die ſich darbietenden Schwierigkeiten den Abſchluß mit 
anderen Staaten zu verzögern. So kam es, daß gegen Mitte bes November 
Verſtändigung mit bein drei andern fündeutihen Staaten zum Abſchluß gekom— 
war. Ein unvorhergeſehener Zufall verhinterte es, daß gleih am 15. Noverm 
Württemberg an der mit ihm bereits in allen Hauptpunkten feftgejeten Ver” 
digung theilnahm. Es mwurbe deshalb zunächſt mit Baden und mit Heflen 
geichloffen. Während dem murben die Verhandlungen mit Bayern wieder 
genommen ober fortgejeßt; fie führten rajcher, al® e8 anfangs erwartet we. 
durfte, zum Ailun. der in bem Beıtrage vom 23. November vorliegt. 
25. November erfolgte alsdann auf Grund der in Verfailles bereits feſtgeſte— 
Berftändigung der Abſchluß mit Württemberg. 

Ich habe geglaubt, auf dieſen biftorifhen Hergang auch aus einem ſach 
Grunde eingehen zu müffen, nämlich deshalb, weil ich es betonen möchte, 
die Verträge, wie fie jetst biftorifh hinter einander liegen, nicht dem Gebe. 
nad hinter einander entftanden find. Als mit Württemberg, Baden und De 
verhandelt wurde, waren die Wilnfche Bayerns befannt. Es fand von Sei 
bes Präfidiums keinen Anftand, einer Zahl diefer Wünſche fofort zu entſprech 
Es wurde davon, wie e8 nicht anders fein konnte, ben Übrigen verhandelnd 
Staaten Mittheilung gemacht; fie eigneten fi bie bayerifhen Amenbements a 
und fo find in dem erften Ihnen vorliegenden Bertrage, in bie Anlage Di 
Brototolle vom 15. November, eine Anzahl Beltimmungen aufgenommen, weld 
eigentlich, wenn ich fo jagen darf, bayerifhen Urfprungs find, welche der Snitie 
tive Bayerns ihren Urfprung verdankten. Ob fie von anderer Seite gebrad 
fein würden, wenn fie nicht von Bayern gebracht worden wären, bas habe ia 
anheimzuftelten. 

Indeffen die Thatfahe möchte ich bier Tonftatiren, weil fie für die Be 
urtbeilung des Ganzen, mie ich glaube, nicht ohne Interefie ift. ' 

Ih made auf dieſen Hergang aus einem zweiten Grunde aufmerhſan 
nämlih um zu erflären, weshalb in dem Bertrage mit Bayern vom 23. Novembe 
verjchiebene formelle Inkongruenzen mit der Anlage des Protokolls vom 15. Re 
bember und mit dem Inhalte des Vertrages vom 25. November fich vorfinbe 
Während der Sit der Verhandlungen inzwifchen nach Berlin verlegt war, wart 
mit Bayern in Verſailles verhandelt, und fo ift e& gelommen, daß über bi 
felben Gegenftände in etwas verfchiedenen Ausdrücken bier und da verhandelt ij 
und daß es nothbwendig wurbe, dem Schlußprotofolle mit Bayern eine Clausul 
salvatoria hinzuzufügen, welche die Natur diefer nicht beabſichtigten, jonber 
dur die Natur der Dinge berbeigeführten Iulongruenzen konftatirte. 

Wenn ih mid nun zur Sache felbft wende, fo glaube ich vorausſchicken3 
müffen, baß es bei den Verhandlungen nicht unerwogen geblieben ift, ob es ſi 
empieble, in bie neue Berfaffung Beſtimmungen aufzunehmen, melde, unabbängi 
von ber in Ausfiht genommenen Erweiterung bes Bunbesgebiets, Die eigentlh 
verfafjungsmäßige Ausbildung des Bundes zum Gegenftande hätten. Ich glaub 
die zwei Fragen, die hier vorzugsweiſe in Betracht kommen mußten, sicht be 
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eichnen zu follen; fie liegen in Allee Munde. Man glaubte inbefien, daß, ohne 
die Bedeutung dieſer Fragen zu unterfchäten, ohne die Nothwendigkeit der Ord⸗ 
zung biefer Fragen im Laufe der Zeit irgendwie verneinen zu wollen, ber jetige 
— nicht dazu geeignet ſei, um dieſe an ſich ſchwierigen, zum Theil zwar 
biel beſprochenen, aber doch wenig vorbereiteten Fragen zum Abſchluß zu bringen. 
Dan ging davon aus, daß es richtiger fet, jet fich auf das zu befchränfen, was 
unmittelbar Durch ben Beitritt ber ſüddeutſchen Staaten geboten fei und ben 
Weiteren inneren Verfaſſunggausban dem Zufammenwirten bes zulünftigen Deut- 
ſchen Bundesrathes mit dem fünftigen Deutſchen Reichstage zu überlaffen. So 

n fih denn bie vorliegenden Verträge auf der Grundlage ber Verfaſſuug 
bes Rorbdeutichen Bunbes und beichränfen fi darauf, in dieſe Verfaſſung bas- 
jenige hineinzutragen, was durch die Erweiterung bes Bundes unmittelbar ge- 
bot war. Wenn ich fage, die vorliegenden Verträge fchließen fi an ben In⸗ 
Balt ber Bnnbesverfaffung an, fo hebe ich babei kefonbers hervor, weil man 'viel- 
leiht darüber zweiieln Könnte, daß zu dem Inhalt der Bunbesverfaffung nad 
allen biefen Berträgen auch der Eingang der Bundesverfaffung gehört. Es könnte 
aus ber Faſſung der Erwägungsgründe in dem preambule tes Vertrages mit 
Bayern hergeleitet werben, daß der Eingang unferer Norbdeutfchen Bundesver- 
faſſung, ber wörtfid übernommen ift in ben Eingang ber dem Protofolle vom 
15. Rovember beigefügten Bundesverfaffung, verändert fei. Das ift nicht ber 

. Diefe Conſidérauts in dem Eingange des Vertrages mit Bayern find 
enfidörants, wie fie in einem ſolchen Vertrage üblich find. Acceptirt ift unbedingt 
mit der Verfaſſung auch deren Eingang. 

Die Aenberungen, welche die Bunbesverfafjung erhalten bat, dharafterifiren 
fich in der Hauptſache dahin, daß ber füderative Charakter der Bunbdesverfaflung 
verfärk if. Es konnte das in der That bei einer Verhandlung, die von That⸗ 
faden, von aktuellen Berhältniffen ausging, nicht anders fein. Die Staaten, bie 

Bunde zutreten, gehören fämmtli zu ben größeren; ber größte biefer 
raten hat nicht fehr viel weniger Einwohner, wie ſämmtliche Staaten bes 
Norddeniſchen Bundes mit Ausnahme Preußens. Es liegt in der Natur 
Ber Bade, daß der Beitritt größerer Staaten zum Bunde das 
feterative Element in der Bundesverfaffung nothwendig verftärten 
Mußte, und daß, wenn man Überhaupt den Anjchluß der ſüddeutſchen Staaten 
Wollte, es ohne Anerkennung ber berechtigten Seiten dieſes Elementes nicht ge- 
Tdehen lonnie. Im Einzelnen tritt bies zumächft bei einem ber wichtigften Punkte 
heror, bei ber Regelung bes Bundes⸗Kriegsweſens. Gerate bei dieſem Punkte 
Hanke ih wieder an bie Verhandlungen erinnern zu dürfen, die im Jahre 1867 

Ratt fanden. Der erfte Redner, ber bamals zur Generaldiskuſſion ſprach, deſſen 
Keredte Stimme zu unfer Aller Schmerz verftummt ift, der damalige Abgeordnete 
für Reichenbach (Tmeften), bob es als einen Vorzug des Berfaffungsentwurfs 

t, daß er Mobifilationen nad verſchiedenen Seiten bin offen laffe, baß er 
Vodifitationen in einer Form namentlich offen laffe, weldhe ben Regierungen bie 
Migicleit gewähre, durch Sonberftipulationen Über bie militäriihen Verhältniſſe 
der volftändigen Abferbirung durch die Central-Gewalt zu entgehen; er bob dies 

ter in beſonderem Hinblid auf den auch von ihm lebhaft gewünſchten Anfchluß 
ber füddeutichen Staaten. Der Gedanke ift unzweifelhaft ein volllommen richtiger; 
lan auf biefem Gebiete — und es ift das auch ſchon in dem beftehenden 
dundebverhäliniß geſchehen — es kann auf dieſem Gebiet ber Sonderſtellung ber 
eimelnen Staaten Rechnung getragen werben und in ziemlich weitgehender Urt, 
Ohne das, worauf es anlommt, nämlich die Einheit des Bundesbeeres, zu gefähr- 

So if es au in den bier vorliegenden Verträgen geichehen. 

Die Grundlagen der Bundes-Kriegsverfaffung: die allge 
Weine Wehrpflicht ohne Stellvertretung, die Dauer der Wehr- 
Hligt in dem ſtehenden Heere, in der Reſerve und in der Landwehr, 
* Defimmung ber Friedens⸗Präſenzſtärke — dieſe allgemeinen 

rundlagen find allſeitig dieſelben. Auf dieſen Grundlagen herauf 


n* 
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ift aufgebaut, auch vollſtändig Übereinftimmenb, bie Organijation, 
die Formation und die Ausbildung. In der Ausbilbung fledt zu- 
gleich ber Präſenzſtand ſämmtlicher Kontingente. 

Es find Üübereinffimmend die Vorſchriften über die Mobil. 
madhung, und die Anordnung der Mobilmahung liegt allein in ber 
Dand des Bundesfeldherrn. Es ift ferner übereinſtimmend bie 
Geldleiftung, welde von den beitretenden Staaten aufzubringen 
if; es ift auch im diefer Beziehung bie vollfändige Gleichheit ber 
Pflichten durdgeführt. 

Dies find die großen allgemeinen und burhweg überein 
fimmenden Grundlagen, welde unter Hinzutritt anderer Beſtin⸗ 
mungen nad ber Ueberzeugung der Männer, denen ich meinerjeitd 
Das entjheidende Urtheil über dieſe techniſchen gragen zufchreiben 
muß, die vollfie Gewähr dafür geben, daß in Beziehung auf ba® 
Bundesheer dasjenige erreicht ift, was nothwenbig iſt. 

Ich gebe nun über zu den Abweichungen. Sie liegen zunächſt bariı, 
daß in einzelnen ber beitretenden Staaten bie Geſetzgebung über bie milttärifcen 
Berhältniffe nicht, wie e8 ber betreffende Artikel der Bundesverfaffung vorſchreibt, 
fofort eingeführt werben foll. Indeſſen, meine Herren, biefer Vorbehalt ift weder 
au überſchätzen noch in feiner Berechtigung in Frage zu flellen. Er ift nicht zu 

berihägen deshalb, weil das Kriegsdienfigefeg — alſo von den geſetzlichen Be 
flimmungen, die neben der Berfaffung über bie Mititärverhältniffe beftchen, dab 
wichtigfte — in Württemberg, Baden und Heffen — dur die Berfaffung ſelbß 
eingeführt wird und in Bayern in jedem Augenblid im Wege ber Gefehgebung 
eingeführt werben kann, und ich bemerfe dabei, daß das bayerifche SKriegspienfl- 
gejeg mit dem Norddeutſchen im Wefentlihen ſchon jegt Übereinftimmt. Et get 
ba8 legtere von bem feit Erlaß ber Bunbesverfafjung zu Stande gelommener! 
Geſetz Über die Einguartierung im Frieden. Das Militär-Strafrecht konnte TI? 
der That in den fübdentichen Staaten jest nicht eingeführt werden. Dem Reicſ B 
tage ift in Erinnerung, daß bereit8 in ber lettten ordentlichen Seſſion up 
ift und zugefagt werden mußte, daß dem nächften Reichstage ein Militär⸗Strraf“ 
gefeneuch vorgelegt werden würde und zwar in naturnothiwenbiger Konſequer— 3 
er Aenderungen bes allgemeinen Strafrechts. Es konnte nicht in ber Abſch⸗ 
liegen, den ſübdeutſchen Staaten zuzumuthen, jet das preußiihe Militär⸗Straf ” 
geſetzbuch einzuführen, mit deffen Aufhebung und Erfag burch ein anderes Gef 
man eben umgeht. Damit hängt die Straf-Prozeß-Orbnung zufammen und 9a 9 
glei liegt e8 mit dem Rayongeſetz. Dem vorigen Reichstage ift ſchon eine Ge" 
fetsvorlage gemacht worden, welche bamals nicht hat zur Berathung gelanger9 
fönnen; ich zweifle nicht daran, daß dem nächſten Reichetage eine gleichartige 
Vorlage gemacht werben wird. 

Hiermit, meine Herren, haben Sie aus der Enumeration ber Geſetze, weile 
fih in den bezüglihen Verfaſſuugsartikeln vorfinden, die wefentlichflen und if 
bem, was ich zu bemerken bie Ehre hatte, wie ich glaube, ben Nachweis, daß et⸗ 
theils unbedenklich, theils nothiwendig war, bie Ausführung biefer Geſetze zu ns 
penbiren. Es lfommen nun noch andere Geſetze in Betracht, 3. B. über Borjpanf 
und ähnliche Leiftungen; es find das Vorſchriften, auf deren unbebingte Gieich⸗ 
mäßigleit, glaube ich, ein entſcheidender Werth von Feiner Seite gelegt wird, be“ 
benen e8 im Wefentlihen zunähft nur darauf anlommt, daß Borjchriften be 


eben. 

Eine erbeblihe Abweichung von ben Beflimmungen der Bunbesver— 
fafjung findet fi in dem Vertrage mit Bayern endlich darin, daß ber OberbeieEsn 
im Frieden nicht, wie e8 die Bundesverfaffung will, dem Bundesfelbheren, fonder— 
Sr. Majeftät dem Könige von Bayern zufteht. Deine Herren, bei bier Fuge 
befindet man fich wieder vor realen Berhäftniffen, vor denen man feine Auge 
nicht verſchließen kann. Das Gewicht, welches ein größerer Staat an fi ha 
zugleich aber auch die Fähigkeit, welche ein größerer Staat in Beziehung auf > 
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tüdtige Erbaltung einer jelbftfiäntigen Armee befitt, haben dabin geführt, diefe 
Abweichungen von der Bunvesverfafjung für zuläſſig zu erachten, eine Abweichung, 
de buch die im Uebrigen dem Bundesfeldherrn zuftehenden Rechte ihre Be- 
grenjung und, foweit nöthig, ihr Korrektiv findet. 
3 gie nun Über zu einigen mehr die inneren Verhältniſſe be— 
tefienden Abänberungen, bie gleich den eben erwähnten bie Bebeutung einer 
bes füberativen Elements haben. Es kann dahin zunächft gerechnet 
werben die neue Redaltion des Art. 7 der Berfaflung, in welche bie Aitribu- 
tionen bes Bundesrathé zufammengefaßt find. Ich fage, fie kann hierher 
et werben, denn dieſe Zuſammenfafſung von Beflimmungen, bie wejentlich 
inſtimmend fi an anderen Stellen ber Bunbesverfaffung finden, bat eine 
ins Gewicht fallende materielle Bebeutung nicht. Es wurde Werth gelegt auf 
dieſe Sufammenfaffung, um an einem Ort Har zu flellen bie eigentlichen Zu- 

Rändigleiten bes Bundesraths, deren Ergründung aus der Bunbesverfaffung ſeibſt 
mist ohne ein gewifles Stubinm möglich war. Eine materielle Aenderung bes 
Beſtehenden ift damit faum herbeigeführt. 

Es gebört ferner hierher die Schaffung eines neuen Ausfhuffes für 
bie auswärtigen Angelegenheiten. Je weiter fi ber Bund ausbehnt 
and je mehr größere Staaten ihm beitreten, befto mehr tritt das fadhlihe Be⸗ 
bürfnig hervor, daß nicht bloß, wie es bisher vielfach gefcheben ift, durch gelegent- 
liche Mittbeilungen an bie Gefandten und an die im Bundesrath verſammelten 
Bertieter der Bunbesregierungen, fonbern in einem formell geregelten Wege Mit- 

en Über den Gang der politifchen Lage gemacht werben. Es liegt in ber 

Ratır der den Ausfchäffen des Bunbesraths überhaupt zugewieſenen Funktionen, 
daß die Iuftruirung der Geſandten biefem Ausſchuß nicht zufallen kann, er wirb 
ſeinerſeits Kenntniß von ber Lage der Dinge nehmen und wird in ber Lage fein, 
dar diefe Lenntniß, durch Anträge, die er an den Bunbesrath ſtellt, durch Be⸗ 
Werlungen, die er dem Präfibium macht, auf die Behandlung der Politik einen 
Cnfing auszuüben. 

Ih babe ferner zu erwähnen den Artikel Über die Erelution. Es ift 
die Nenberung, bie biefer Artikel erhalten bat, eine faktiſch in der That nicht 
Weientfihe; die Beranlaffung zu der Aenberung liegt hauptfächlich auf dem Ges 
biete der internationalen Konvenienz. 

Ih komme endlich bei der Beſprechung ber hierher gehörigen Aenderungen 
2 ben Bufaß, welchen der Art. 11 der Bunbesverfaffung in Beziehung auf die 

Tregserklärung erhalten hat. Diefer Zuſatz läßt ſich unzweifelhaft charak⸗ 
terifiren als eine Verſtärkung des föderativen Elements in der Bundesverfafſung; 
kin wirklicher Charakter Tiegt aber in etwas Anderem. Je mächtiger der 

und wird, je weiter er fih ausdehnt, um fo mehr ift es von In» 
ereife, auh dem Auslande gegenüber in der Bundesverfaflung 
[erst zum Ausdrud zu bringen, was der Bund ift, nämlid ein wer 
entlih defenſives Staatsweien. Diefer Gedanke konnte in feiner zu⸗ 

nderen Weife zum Ausbrud gebracht werben, als durch den Zufat, den Sie 
Vier in den Art. 11 aufgenommen finden. 

.. Rinige die Finanzen betreffende Aenberungen ber Suntesverfaffung waren 
WÄR zu vermeiden. Sie betreffen die inneren Steuern von Vier und Brannt- 
Wein. Theils ganz beſondere ſtaatsrechtliche Verhältniffe, wie fie z. B. in Bayern 
m Betreff der Malzfteuer in ihrem Zufammenbange mit ber Staatsihulb ob- 
aeltn, theils abweichende Betriebeverhältniffe, wie fie in Süddeutſchland gegen⸗ 

ber Aorbbentichland beftehen, ließen es jebenfalls zur Zeit nicht zu, die Be⸗ 

Neuerung des Biers und Branntweins, wie fie jegt im Bunde gejetzlich beflebt, 

Pl Güpddeutfchlanb auszubehnen. Es kam dazu, da, wie den Herren Allen bes 

—* iſt, bei uns ſelbſt erhebliche Zweifel Über die Richtigkeit der Grundlage für 

* Branutweinftener und, wie ich glaube, eine ziemlich allgemeine Ueberein⸗ 

Kmmang barüber obwaltet, daß bie Wierfteuer, fo wie fie befteht, nicht lange mehr 

Prtdanern fan und daß in einem Augenbiid, wo man befanntlich fi mit ein- 
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gebenten Ermittelungen darüber beſchäitigt, ob am Stelle ter Maiſchraumſteuer 
eine Fabrikatſteuer gejegt werden jell, ſei es jo, oder jo; wo man fich ferner mit 
ber Frage keichäftigt, ob die Bierbeſteuerung, wie fie in tem größten Theile tes 
Norddeutſchen Buntes beftebt, einer Abänterung zu unterziehen fei, — in folchenz 
Augenblick konnte man nicht füglich den ſüddeutſchen Staaten zumuthen, bieje 
beiden Steuerformen anzunehmen. Die nothwendige Conſequenz biejes es 
Nändniffes war, daß in Beziehung auf dieſe Steuern dafür VBorforge g 
werden mußte, wie ihre Behandlung ſowohl im Bunbesratbe, ale im Reichstage 
ſtattzufinden bat. Man lönnte nicht wohl davon ausgehen, baß tie fübbeutfchen 
Regierungen im Bundesrathe Über Steuern mit zu beichließen hätten, bie auf fe 
feine Anwendung finden; und ebenfo wenig, taß bie ſüddeutſchen Abgeordneter 
im Reichstage die enticheidende Stimme bei ſolchen Steuerfragen mit abgeben bürfen. 

Es hat diefe Erwägung geführt zu ben beiden Ausnahme⸗Beſtim⸗ 
mungen, bie ſowohl im Kapitel von Buntesratbe als im Kapitel vom Reiche⸗ 
tage binfichtlih berjenigen Angelegenheiten fi finten, bie nicht bem ganzen 
Bunde gemeinſchaftlich find. 

Sodann wurde von Bayern fomohl, als von Württemberg ein ent 
fheitender Werth auf die Beibehaltung der eigenen Verwaltung ber Boften und 
Telegrapben gelegt. Es kerubte ber Werth, den man der Erhaltung biejer beiben 
Inftitutionen in der Selbftverwaltung beilegte, auf verſchiedenen Motiven. 

Das finanzielle Motiv, wie ich gleich bemerkte, war nicht das weſentlich ent- 
ſcheidende. Man wünſchte theils dem Verkehr lieb gewordene Einrichtungen zu 
erhalten, welche man bei dem Uebergange auf den Bund für gefährber hielt; man 
wänjchte Beamtenorganifationen zu erhalten, an bie man ſchon feit langer Zeit ge 
wöhnt war. Es konnte diefen Wünſchen füglih und ohne Schaden für bie Ein» 
heit und Gemeinfamleit nachgegeben werten, da fomobl Bayern wie Württemberg 
darüber nicht im Zweifel waren, daf die Gefetgebung des Buntes in allen biejen 
Angelegenheiten, ſobald fie ſich nicht lediglich auf bie internen Verhältniſſe Bayerns 
and Württembergs hinſichtlich des Porto's bezieht, daß die Gefeßgebung über biefe 
Angelegenheiten fich auf beide Staaten zu erfireden babe. 

& bemerte bierbei, daß bie bezüglichen Verabrebungen in tem Bertrage 
mit Bayern unb in bem Bertrage mit Württemberg nicht mit einander tertuell 
übereinftimmen. Es gehört dies eben zu den Inlongruenzen, welde bie Ber» 
Bantlung an zwei verſchiedenen Orten berbeiführt. Es bat nicht in der Abſicht 
gelegen, fachlich durch Die eine Faffung etwas Anderes zu fagen als durch bie anbere. 

Bayern allein hat fih enblih neh zwei Vorbehalte gemacht, ben 
einen in Beziehung auf bie Vorſchriften tes Titels Über die Eifenbahnen, 
weldhe eigentlich reglementärer und abminiftrativer Natur find. Der Vorbehalt 
beruhte darauf, daß es fih in Bayern um ein im Großen unb Ganzen völlig ges 
ſchloſſenes Gebiet handelt, in welchen Gebiete neben der Staatöwermaltung nur 
eine einzige Privateiienbahn beftebt, und daß man wünſchte, fih in Beziehung 
auf die Regelung biefer abminiftrativen Verhältniffe freie Hand zu halten. Der zweite 
Borbehalt wiegt jchwerer, er findet jeinen Ausdruck darin, daß von ben Gegen- 
fländen der Beauffihtigung und Gefeßgebung des Bundes für Bayern ausgefchloffen 
ift die Beftimmung Über Heimaths- und Niederlaffungsverbältniffe. 

Meine Herren! In Bayern bat bis vor zmei Jahren rechts bes Rheins in 
Beziehung auf dieſe Materie eine Geſetzgebung beſtanden, welche fich von ber 
in dem größten Theile des Übrigen Deutfchlands beftehenden fehr weientlich unter» 
ſchied, welche der freien Bewegung ungemein ftarle Feſſeln anlegte und welche, 
wie man jetzt auch wohl in Bayern davon überzeugt ift, entichieben nicht zum 
Hell Des Landes diente. Bor zwei Jahren hat man eine volllommen neue Ge⸗ 
feßgebung in dieſer Materie erlaffen; diefe fogenante Sozial» Gejeßgebung ift eben 
erft eingeführt, ihre Refultate find bisher günftig geweien, und man trug in 
Bayern Bedenken, den Beftand und die Ergebniffe dieſer eben erft ins Leben ge 
tretenen Geſetzgebung durch bie Annahme der im Bunde erlaffenen und in bem 
wichtigften Theile im Bunde noch nicht einmal ausgeführten Geſetzgebung in 
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Frage zu ſtellen. Es war dies ein Bedenken, welches fi unüberwindlich zeigte, 
uud welches zu dem Ausichluß dieſes Gegenftanbes führte. 

Meine Herren! Ich babe bisher eine Reihe mehr ober minder wejentlicher 
Lenderungen ber beftebenden Buntesverfaffung zu erwähnen gehabt; ich kann zum 
Sqhluß mit einer Befriedigung, welche, wie ich glaube, ber Reichstag theilen wird, 
auf den letzten Artikel bes ee übergeben, auf den Artilel 80. 
Darh dieſen Artifel wird eine ſehr lange Reihe von Geſetzen, in ber That mit 
einer ober zwei Ausnahmen alle fundamentale und widtige Ge- 
fege, "bie im Norddeutſchen Bunde beftehen, in Württemberg, Baden und Süb- 
deflen entweder fofort ober zu einem von vornherein beflimmten naheliegenben 
Termin eingeführt. Man hat e8 in den genannten Staaten gewagt, ohne auf 
Borbereitungen in ber inneren Gefeßgebung zu warten, den Sprung zu machen, 
der, wie unverkennbar ift, mit der en bloc- Annahme einer großen Anzahl fo 
tief einfhneidender Gejege verbunden if. 

kann, meine Herren, bier glei noch Eines hinzufügen. Bei den Ver⸗ 
handfungen, die Über den Art. 80 flattfanden, war, wie Sie e8 begreiflih finden 
werden, nicht immer in Beziehung auf jebes einzelne Geſetz bie volle Orien⸗ 
fang über die Möglichkeit der Einführung zu einem beftimmten Termin durchweg 
vorhanden. So ift e8 gelommen, daß für Südheſſen die Einführung bes Straf- 
geſchbuchs vorbehalten ift für den 1. Januar 1872, und die Einführung der Ge- 
werbeordnung ohne einen beflimmten Termin in Ausſicht genommen if. Die 
großberzoglich hefftfche Regierung hat es für möglich erachtet, nach nochmaliger Er- 
Mgung — und ich bemerke, daß bie jämmtlichen betbeiligten Regierungen bamit 
einverlanden find — das Einführungsgefeg zum Strafgefegbuch für den Nord⸗ 
dentſchen Bund, das Sprafgefeguc für den Norbbeutihen Bund und bie Ge⸗ 
werbeordnung für den Norbdeutichen Bund gleichzeitig mit dem Eintritt der Ver⸗ 
feffung für Seffen als Bundesgefe in Kraft treten zu laſſen. Es würden biernach 
am Schluß des Artikels 80 diejenigen Veränderungen eintreten müſſen, die durch 
Diele von ber großherzoglichen Regierung gefaßte und von ſämmtlichen übrigen 

illgten Regierungen angenommene Aenderung nothwendig werden. 

fomme nun auf die Stellung Bayerns zu dem Artilel. Ich kann 
auf das Beftimmtefte Tonftatiren, daß, wenn eine Anzahl von biefen Gefeßen in 
dem bayerischen Bertuege nicht als fofort einzuführen bezeichnet find, dies darauf 
beruft, daß man mit üdfiht auf die befonvere Tage ber Dinge in Bayern eine 
Borbereitung durch die Landesgeſetzgebung kei einzelnen biefer Geſetze fir nöthig 
hielt, Man bat ſich — und darüber hat gar fein Zweifel obgewaltet — hin⸗ 
fhtlih aller diefer Gefeße in Bayern ber Bundesgejeßgebung in Beziehung auf 
an afüprungötermin unbedingt unterworfen, man hat aber Bebenfen getragen, 
ohne die Möglichkeit zu haben, eine legislative Vorbereitung in Bayern ſelbſt zu 

n, oder auch nur in grünbfiche Erwägung zu ziehen, ob eine ſolche legislative 
Borkereitung nicht zu entbehren fei — ich fage, man bat Bedenken getragen, vor⸗ 
fer eine große Reihe ber hier in Rede ftebenven Geſetze in Bayern einzuführen. 
Kus dem Bertrage mit Buyern ſelbſt ergiebt fi, daß dieſe Einführung nicht in 
drage ſteht hinſichtlich des Wahlgeſetzes ſür den Norddeutſchen Bund. 

eine Herren, ich glaube in der allgemeinen Diskuſſion mich auf dieſe 
Sherakerifirung der vorliegenden Verträge beſchränken zu müſſen. Ich wieber- 
je: fie find erwachſen au dem Boden der Thatfachen, fie find zu Stande ge- 
Amen, indem man fich bie realen Verhältniffe vergegenwärtigte. Ich bitte, daß 
UN Sie, meine Herren, ſich bei Beurtheilung der Vorlage auf bdiefen Stand» 
Punkt feffen und fih vergegenwärtigen, daß es Deutfchland ſchon mehr als einmal 
nicht zum Segen gereicht hat, das Erreichbare dem Wünſchenswerthen zu opfern.“ 


im Die Berträge mit Baden, Heſſen und Württemberg wurden 
e Reihstage faft einftimmig, der Vertrag mit Bayern mit 195 
gegen 32 Stimmen genehmigt. 
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Kaifer und Reid, 


Schreiben ded Königd von Bayern an den König von Preußen 


„Nah dem Beitritt Süddeutſchlands zu dem dentfchen Berfaffungs 
bünbniß werden die Em. Majeftät übertragenen Präfidialredhte über al 
deutſchen Staaten ſich erftreden. Ich habe mich zu deren Bereinigung t 
einer — in der Ueberze kugung bereit erflärt, daß dadurch den Gejamm 
interefien des deutfchen Baierlandes und feiner verbfindeten Yürften em 
ſprochen werde, zualeid) aber in dem Bertrauen, daß die dem Bundei 

&fidium nad) der Berfaflung zuftehenden Rechte dich Wiederhei 
ellung eines deutfhen Reiches und der deutſchen Kaifen 
würde als Nechte bezeichnet werden, welde Em. Mejetät im Nous 
—ã— —** — Vaterlandes auf Grund der Einigung ſein 
en ausüben. 
Ich habe mich daher an die deutſchen Fürſten mit dem bu 
ie gemeinſchaftlich mit mir bei Em. Majeftät in Auregung au b 

die Ausübung der Präfidialrechte des Bundes mit Führung des 
eins deutſchen Kaiſers verbunden werde. 

Sobald mir Ew. Majeftät und die verblindeten Fürften Ihre Sinen 
meinung —— haben, würde ich meine Regierung beauftrage 





Weitere zur Erzielung der entſprechenden Vereinbarungen en 
Ludwig.“ 
5. Dezember. Mittheilung des Staats-Miniſters Delbrüd i 


Reichstage. 

(Auf eine Anfrage des Abg. Dr. Friedenthal, ob in Wahrhe 
Thatſachen vorliegen, welche die Gewißheit geben, daß die gegenwärii 
Bhafe der deutichen Dinge dazu führen wer , dem Deutfchen Volle € 
Dberhaupt zu geben.) 

„Deine Herren! Auf die von dem Herrn Borredner hierher —7 
Frage nehme ich keinen Anftand, Folgendes zu erwidern. Ge. 
—* Prinz Luitpold von Bayern bat vorgeſtern Sr. Majeftät ”* 

nige von Sreufen ein Schreiben Sr. Majeftät des Königs von Baye 
übergeben, defien Zert folgendermaßen lautet: 
(Belgt das obige Schreiben) 

Ih kann thatfächlich Hinzufügen, daß die in Berfailles amwefend: 
deutfchen Eouveräne Er. Majeftät dem Könige von Preußen und S 
Majeftät dem Könige von Bayern ihre Sufttmmung zu diefem Borjchla 
ausgelproden haben. Tie Erklärungen der übrigen Souveräne und d 

drei freien Städte find zu erwarten.“ 


Schreiben des Königd von Bavern an den König von Sachſe 
(und ebenſo an die übrigen Souveräãne). 
„Durdlandtigfter, großmächtigſter Fürſt, freundlich lieber Bruber ın 
Better! Die von Preußens_Heldenkönig fiegreich „gelübrten deutſch 
Stämme, in Sprache und Eitte, Wiſſenſchaft und Kunſt ſeit 
hunderten vereint, feiern nunmehr auch eine Waffenbrüderfchaft, 
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von der Machtftellung eines geeinigten Deutfchlands glänzendes Zeugnif 
rat Befeelt von dem Streben, an diefer werdenden Einigung Deutjchs 
nach Kräften a nmirten, babe ich nicht geiäumt, deshalb mit dem 
dundeslanzleramte des Norddeutfchen Bundes in Verhandlungen zu treten. 
Dieſelben find jönaft in Verſailles zum Abfchluffe gediehen. Ich wende 
mich daber an die deutfchen Fürſten, insbejondere an Em. Majeftät, mit 
dem Borfchlage, gemeinfchaftlich mit mir bei Sr. Majeftät dem Könige 
von Preußen in Anregung zu bringen, daß die Ausiibung der Präfidials 
rehte mit Führung des Titels eined deutichen Kaifers verbunden werde, 
Ei iſt mir ein erhebender Gedanke, daß ich mich durch meine Stellung 
in Deutfchland und durch die Geſchichte meines Landes berufen fühlen 
In, zur Srönung des deutfchen Einigungswerfes den erften Schritt zu 
Im, und gebe ih mic der freudigen Goffnung bin, daß Em. Röniglige 
ajetät meinem Vorgehen freundliche Zuftimmung ertheilen werden. In⸗ 
dem ich mir daher das Vergnügen gebe, Em. Königlihe Majeftät gleich 
den übrigen verbindeten Fürften und freien Städten, um deren gefällige 
Bilmsmeinung zu erfuchen, bin ich mit PVerfiherung volllommenfter 
tung und Freundſchaft Em. Königlihen Majeftät freundwilliger 
und Better. Ludwig.“ 


9. Dezember. Antrag ded Bundesrathß. 


An den Präfidenten des Reichstages. 

„Ew. Hochwohlgeboren beebre ich mich die ganz ergebenfte Mittheis 
lmg zu machen, daß der Bundesrath des Norddeutſchen Bundes, im 
Einertändnig mit den Regierungen von Bayern, Württemberg, Baden 
und Heſſen befchlofien hat, dem WMeichstage des Norddeutfchen Bundes 
folgende Ahänderungen der Berfaflung des Deutfchen Bundes zur ver- 
a ungemäßigen Abltimmung vorzulegen: 

1) Im Eingange der Bunbeöverfaflung ft an Stelle der Worte: 
male Bund wird den Namen Deutſcher Bund führen, 

zu feßen: 

Diefer Bund wird den Namen Deutfches Reich führen. 

2) Der erfte Abſatz des Artikels 11. der Bundesverfaffung erhält nach» 

ſtehende Faffung: 

Das Präfidium des Bundes fteht dem Könige von Preußen zu, 
welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer bat 
das Reich völferrechtlih zu vertreten, im Namen des Weiches 
Krieg zu erflären und Frieden zu fchließen, Bündniffe und andere 
Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gejandte zu bes 
glaubigen und zu empfangen. 


Der Kanzler des Norddeutfchen Bundes. 
J. V.: Delbrüd.* 


10. Dezember, Erklärung des Staats-Miniſters Delbrüd. 


„Rene Herren! Zur Einleitung der Berathung Über die geftern von dem 
— eingebrachten Aenderungen zweier Beſtimmungen ber Bundesver⸗ 
Meng glande ich mich auf wenige Worte beichränfen zu können. 

Der thatfächlihe Hergang, welcher zu biefen Vorſchlägen geführt bat, if 
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befannt. Er nimmt feinen Urfprung in dem Schreiben Sr. Majeflät bes Kinigt 
von Bayern an Se. Majeftät den König von Preußen, welches ich im eimer 
früheren Sigung bier zu verlefen die Ehre gehabt habe. Dem barin von Gr 
Majeftät dem Könige von Bayern ausgeiprochenen Wunſche ift feitbem von 
ſämmtlichen deutſchen Fürſten und den Senaten ber freien Städte 
zugeftimmt worden. Bei diefer Tage der Sache hielt e8 ber Bunbesrath bes 
Norodeutihen Bundes im Einverfländniß mit den Regierungen ber fübbeutichen 
Staaten für nong die beiden Punkte, auf welche das Schreiben Sr. Majekät 
des Königs von Bayern abzielt, an den beiden Stellen ber Berfaffung zum Ant 
drud zu bringen, welche dafür die prägnanteften finb: ben Begriff Deuiſches 
Reich“ da, wo zuerſt von dem Namen des zwiſchen den deutſchen Staaten 
ſchloſſenen Bundes die Rede iſt, und den Begriff „Deutſcher Kaiſer“ an 
Stelle der Bundesverfaffung, welche bie Präfidialftelung der Krone Preußens 
bezeichnet. Die verblindeten Regierungen haben fich keineswegs verhehlt, daß es 
bei biefen beiden Aenderungen der Berfaffung nicht bewenden kann; fie Fi 
aber davon aus, daß es für jetzt genüge, an den beiben enticheibenden 

ber Berfaffung das auszufprechen, worüber fie ſich vereinigt hatten, und daß eB 
vorbehalten bleiben müffe für den nächften ordentlichen Reichstag, die weiteren aB 
biefe beiden Aenverungen fi anfchließenden Wenderungen im Zerte der Bundeß- 
verfaffung vorzunehmen. Dieſe Veränderungen jett ſchon vorzunehmen, war DE* 
Zeit entſchieden zu furz, denn es banbelt ſich bei manden biefer Beränderunge® 


keineswegs blos um die einfache Erfeßung des einen Wortes durch das andar® 
fonbern um eine weitere ſachliche Erwägung.” 


Die Vorlage wurbe mit 188 gegen 6 Stimmen (bie Socialdemokraten) gE* 
nehmigt. 


Reichstags⸗Adreſſe und Deputation. 
Adreſſe des Reichstages an Se. Majeſtät den Koͤn El 
Wilhelm. 


Angenommen in ber Abend⸗Sitzung vom 10. Dezember 35" 
(mit 191 gegen 6 Stimmen). 


„Allerdurchlauchtigfter, großmächtigfter König. 
Allergnädigfter König und Herr! 

Auf den Ruf Ew. Majeftät bat das Bolt um feine Führer fich geichaus = 
and auf frembem Boden vertheidigt es mit Heldenkraft das frevelbaft herau 
geforderte Vaterland. Ungemeſſene Opfer fordert der Krieg, aber der te # 
Schmerz über den Berluft der tapferen Söhne erſchüttert nicht ben entfchloffene ? 
Willen der Nation, welche nicht eher die Waffen ablegen wird, bis ber Frie E> 
durch geficherte Grenzen beſſer verbürgt ift gegen wiederkehrende Angriffe ei 
eiferfüchtigen Nachbarn. 

Dank ven Siegen, zu denen Ew. Majeftät bie Heere Deutichlands in treu! 
Waffengenoffenfchaft geführt bat, fieht die Nation der dauernden Einigung et 
egen. 
es Bereint mit den Fürften Deutichlands naht der norbbeutiche Reichstag seit 
der Bitte, daß es Em. Majeftät gefallen möge, durch Annahme b &! 
deutfhen Kaiſerkrone das Einigungsmwert zu weiben. 

Die deutfhe Krone auf dem Haupte Ew. Majeflät wirb be Mi 
wieber aufgerichteten Reiche deutfher Nation Tage ber Madt, b es 
Briebene, der Wohlfahrt und der im Schuß der Gefege gefiherte 

reibeit eröffnen. 
Das Vaterland dankt dem Führer unb dem ruhmreichen Heere, an beffer 
Spige Ew. Majeftät heute noch auf dem erfimpften Siegesfelve weilt. Unvergeffen 
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für immer werden der Nation die Hingekung und tie Thaten ibrer Söhne 
Bleiben. Möge dem Bolfe bald vergönnt jein, Daß Der ruhmgekrönte Kaiſer der 
Nation den Frieden wiedergiebt. Mächtig und fiegreich bat fi) das vereinte 
Deutiplanb im Kriege bewährt unter feinem höchſten Feldherrn, mächtig und 
friebfiebend wird das geeinigte beutfche Reich unter feinem Kaifer fein. 
Em. Königlihen Majeftät 
alleruntertbänigfte, treugehorfamfte 
Der Reichstag des Norddeuſchen Bundes.“ 


Zur Begründung der Adreife. 


Worte des Antragftellers Abgeordneten Taster in der Situng vom 
10. Dezember 1870. 


„Bir alle find erfüllt von ten fchweren Opfern, welche ber verhängnißvolle 
Rrieg mit Frankreich vom Volfe erfordert, find aber ebenfo feft entfchloffen, burg 
Den Schmerz über dieſe Opfer uns nicht davon abhalten zu laffen, das Wert, 
weides wir in feinem Abfchluffe für ein wahrbaftes Friedenswerk halten, indem 
Wir anf fremden Boden die Sicherheit des eigenen Landes vertheibigen, bis zu 
Ent zu führen. 

Wir Können uns ferner nicht enthalten, Dank auszuſprechen der gemein, 
ſamen Waffenthat des gefammten Deutjchlands, welches, binausgehend tiber bie 
Selen auf dem Schlachtfelde, auch im Frieden die Vollendung des Einigungs- 
Werlet verfpricht, und geſtützt hierauf, fo wie auf bie Beſchlüſſe, welche wir ge- 
fast haben, aber indem wir uns nicht begnügen mit Baragraphenworten, fonbern 
Tekendig von Mund zu Mund fprechen wollen, richten wir an Se. Majeftät den 
König von Preußen die Bitte, daß es ihm gefallen möge, bie Kaiferfrone anzu- 
mehmen und fo das Werk der Einigung zu erreichen. 

Bir erwarten von diefer Wandlung nicht blos eine Veränderung der Form, 
fondern auch eine Veränderung des Inhalts, der Bund fell ein Reich werben 
Ein geeinigter nnd gefchloffener Staat, und wir erwarten von biefem Staat, daß 
er und Macht, den, Wohlfahrt und den Schub gewähren wird, ber allein ben 

Brger im Frieben befriedigen iann: der Schuß durch bie Gefege. 

Und dann, meine Herren, in bem lebten Abjage, Doch keineswegs zuletzt, 
Ondern voran in unferem Gefühle, banken wir den Thaten der Armee und ihrer 

ührer, weiche unſere Grenzen geſchützt haben und gegenwärtig noch nicht er⸗ 
Miüden, alles, was fie befiten, das Leben freubig dafür hinzugeben in bem Be⸗ 
Bıftiein, dah ſie einem eblen Volle nicht nur feine Grenzen fihern, fondern auch 
eine nene und fegensreiche Zukunft eröffnen. 

Meine Herren! Begeiftert, wie wir im Kriege find, und fo, daß jeber 
beutfche Mann, während noch irgend eine Gefahr vorhanden ift, feine anderen 
Gedenken begte, ale ben Schutz bes eigenen Landes und bie DBeflegung des 
Seine — mitten im biefer Arbeit, drängt es uns doch, auszufpreden, daß wir 
anferer Natur nach kein kriegeriſches Volt find, d. b. kein Volk, weldes ben 
Krieg fährt, jei es um des Ruhmes oder um anderer Nebenabfichten willen. Nur 
um uns ſelbſt zu ſchützen, zu retten gegen ungerechten Angriff, zu ſchützen gegen 
die Ciferfucht eines neibiichen Nachbarn, können wir dahin gebrängt werben, bie 
Vaſſen in bie Sand zu nehmen. Und herausgefordert war biefer Nachbar nur 

die Zwiefpaltigleit, welche in Deutichland ſelbſt geherrſcht hat, für die Zu- 

aber begen wir bie Hoffnung, daß das Einigungswerk, welches wir jet 
—* haben, ganz Europa ankündigen wird, daß fortan auf die Schwäche 
chlands nicht mehr gerechnet werden darf. 

Und daran knüpfen wir tie Hoffnung, daß unfere Einigung nicht blos ber 
eifenen Nation zu Gute kommt, fondern ohne Ueberhebung, ale ob wir ben 
Örichen diktirten, lediglich durch die moraliiche Macht, welche bie Friedensliebe 
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Deutſchlands ausübt, hegen wir die Hoffnung, daß fortan unfer Reich ber Unfeng 
fein wird eines wahren und geficherten Friedens. 

Und viefe Gefühle wollten wir, ehe wir, ber Norddeuntſche Wei 
ſcheiden, nicht allein in einem Beſchluſſe, fondern in einer Anrede an Se. Mai 
den König von Preußen, ber in wenigen Tagen ber Zräger unb ber Ausbred 
des gejammten deutſchen Reichs fein wird, richten. Das ift der Sinn ber Abreffe, 
und ich meine, ich brauche fie nicht mehr zu befürworten, benn fie iſt aus bem 
Gefühle des ganzen Haufes, ja, aus den Gefühlen des Volles hervorgegangen.“ 


Die Adrejfe wurde am 10. Dezember von 191 gegen 
6 Stimmen angenommen. 

Der Schluß der Reichstagsſeſſion erfolgte m 
mittelbar nach der Annahme der Adrefje am 10. Dezember 
durch den Präfidenten ded Bundeskanzler⸗Amtes Staatd 
minifter Delbrüd. 


Der Empfang der Reichdtagd- Deputation bei Sr. Mai. 
dem Könige. 
(Nah dem „Staats - Anzeiger.) 

„Die Deputation, welche unjerem Könige die Adreſſe bes Rorbbentiherwe. 
Reichstages überreichen follte, war am 16. Abends in Verſailles eingetroffen. Fi 
den Empfang bei Sr. Majeftät dem Könige war der Sonntag, 18. Dezem = 
beftimmt. In einfacherer und ergreifenderer Weife ift wohl nie ein Staatsakt vo mr 
höchſter welthiftorifcher Bedeutung vollzogen worden. Die Umftänbe ber u M 
die äußere Umgebung, in welder das königliche Veripredhen der Annahme be 
Kaifertitels vor den Vertretern der Nation abgelegt wurde, konnten nicht ohrucee 
Einfluß auf den Charakter der feierlihen Handlung bleiben. Inmitten eine=® 
beutichen Heereslagers, das feine flegreichen Waffen mitten in Feindesland hineimcwe- 
getragen bat, drängt fih noch einmal der Gedanke auf an bie ſchweren Opfer, ur ũt 
welchen das beutfche Bolt in biutigen Kämpfen gegen die herrichfüchtige Bon m 
einer benachbarten Nation das lang erftrebte und nun endlich erreichte Ziel jeirm — 
inneren Einigung erfaufen mußte. Gleichzeitig aber gelangte an biefer S 
zum reinften Ausbrud die Ueberzeugung, daß die Würde, welche heute ber ei 
fimmige Wunfch des Volles dem Könige von Preußen entgegen trägt, nicht d — 
Werk perſönlichen Ehrgeizes ift, fondern daß die Nation, —* von jeder Uebe = 
bebung, ein beiliges Recht und bie Pflicht bat, für das, durch ihre Waffenthat si" 
geeinte Deutiche Reich einen Namen anzunehmen, bem durch Jahrhunderte hr — 
durch in allen Landen die höchſte Ehrfurcht gezollt ward. Ein Blid auf die BT 
ſammlung, die in der Stunde eines hochwichtigen Entichluffes Se. Majeſtät d — 
König umftand — die Fürſten des beutihen Reiches, hie ihre Hanb zu eine? 
machtvollen Bunde reichen, die Führer der deutſchen Armeen, melche bie Ele 
von 1870 geichlagen haben, bie Vertreter des beutfchen Volles, die durch 
Beichlüffe die begeifterte Erhebung einer beleidigten Nation mit vaterländiſẽ 
Opferwilligleit unterftügten, — ein Blick auf die Verſammlung fagte jedem U =! 
weienben, daß das künftige beutfche Kaiſerthum auf einen felfeufeften Untere = 
gegrlinbet fein wird, ber nicht verfehlen Tann, bem deutſchen Namen Achtus 8. 
uch alle Welt zu verichaffen. 

Es war des Könige Wunfch gewefen, daß der Empfang ber Reihe 
Deputation nach beendigtem Gottesbienft ftattfinden folle. 

Gegen 10 Uhr verjammelte fih vor der Schloflapelle auf ber „BEsC* 
D’Armes“, um das Denkmal Lubwigs XIV., ber Kronprinz mit feinem Etea Be. 
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bie Bringen bes Königlichen Hanfes, die deutichen Fürften, bie Generale unb 
Offiziere, um Se. Majeftät zu erwarten. Der König betrat, dem glänzenden 
Gefolge um wenige Schritte voran, die Kirche, nach allen Seiten ben Gruß ber 
serimnmelten Soldaten erwibernd, und nahm Plag zur Rechten des Altar, an 
yine Geite die Prinzen und Fürften. Die vorberften Reiben der linken Seite 
waren von ben Abgeorbneten eingenommen. Nach dem Gefang eines Militär« 
ders: „Ehre fei Bott in der Höhe”, und einem von der Milttärmufil begleiteten 
Choral hielt Hof- nnd Divifions-Prediger Rogge and Potsdam bie Predigt, die 
auf die Bebentung des Tages Bezug nahm. 

Die Ueberreihung ber Adreſſe fand um 2 Uhr in dem großen Empfange- 
ſaale der Präfektur ſtatt. Auf den Korriboren, welche die Eintretenden paffiren 
mußten, verfaben Mannſchaften von der Stabswache des großen Hauptquartiere 
bie Ehrenpoften. Eingeladen waren bie Fürften mit den höchſten Chargen ihrer 
yerfönlihen Umgebung, der Bunbestanzler, die Generale, die höheren Beamten 
des Königlichen Hofftaates. | 

Ge. Majeftät nahm am Ende bes Saales Play. Zur Rechten fanden Se. 
Krigfihe Hoheit der Kronprinz, die Prinzen Earl und Adalbert von 
— 2* die Großherzöge von Baden, Sachſen und Oldenburg, die Herzöge 
von Koburg und Meiningen, ber Prinz Wilhelm von Württemberg, die Erb⸗ 
großtergöge von Sachſen, Medienburg- Schwerin, Medtenburg-Strelit und Olden⸗ 
ürg, ter Herzog Eugen von Württemberg, der Erbprinz von Hohenzollern. Es 
folgten die Generale v. Roon, v. Bopdbielski, v. Blumenthal, v. Hinderſin, 
& Kirchbach u. A. General Graf v. Moltke hatte fih den Deputirten ange 
ſchloſen, die in ber Mitte des Saales vor Sr. Majeftät Aufftelung genommen 
hatten. Zur Linken Sr. Majeflät bes Königs ftand ber Bundesfanzier, bie 

vom Eivil- und Milttär-Kabinet, die Flügel-Adjutanten, der Hofftaat. 

Tiefe Stille berrichte, als der Präfident Dr. Simfon bie Feierlichleit mit 

ber folgenden Anſprache an Se. Majeftät eröffnete: 

„Allerdurchlauchtigſter König, 

Allergnädigfter König und Herr! 

Em. Königliche Majerlät baben huldreich geftattet, daß die von dem 
Reichstage des Norbbeutihen Bundes am 10. d. M. beichloffene Adreſſe Aller- 
böchfidenjelben in Ihrem Hauptquartier zu Berjailles überreicht wird. 

Dem Beihluß der Adreffe war die Zuftimmung zu ben Verträgen mit 
den deutſchen Südftaaten und zu zwei Verfaffungsänderungen voraufgegangen, 
mittel} deren dem Tünftigen beutichen Staat und feinem höchſten Oberhaupt 
Benennungen gefichert werben, auf denen bie Ehrfurcht Tanger Jahrhunderte 
gernbt, auf beren Herftellung das Berlangen bes beutihen Volkes fih zu 
rihten niemals aufgehört hat. 

Ew. Majeflät empfangen die Abgeorbneten des Reichstages in einer 
Gtabt, in welcher mehr als Ein verderblicher Heereszug gegen unjer Bater- 
land erfonnen und ins Werk gejettt worden if. Nahe bet derjelben find — 
unter dem Drud fremder Gewalt — die Verträge geichloffen, in deren uns 
mittelbarer Folge das Reich zufammenbrach. 

Und heute darf die Nation von eben diefer Stelle ber fich der Zuficherung 
geröften, daß Kaifer und Reich im Geift einer neuen Tebensvollen Gegen- 
wart wieder aufgerichtet und ihr, wenn Gott ferner hilft und an giebt, 
in Beidem die Gewißheit von Einheit und Macht, von Recht und Geſetz, von 
Freiheit und Frieden zu Theil werben. 

Em. Majeftät wollen geruben, ven Befehl zu ertheilen, daß ber Wortlaut 
der Adreffe verlefen und die Urkunde in Ew. Majeftät Hände gelegt werbe.” 

Nachdem Se. Majeftät Allerhöchftibre Zuftimmung gegeben, verlas ber 
—8 Dr. Simſon die Adreſſe, welche auf Pergament geſchrieben, in rothem 

Vu eingeſchloſſen, Sr. Majeſtät überreicht und von Allerhöchſtdemſelben dem 

Flihel· Abjntamen Grafen Lehndorff eingehändigt wurde. Se. Majeſtät der König 

darauf die folgende 
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Allerhöchſte Erwiderung an die Deputation des Reichstages. 


Geehrte Herren! 


„Indem ich Gie gie auf fremdem Boden, fern von der beutfchei 
Grenze, empfange, ift e8 Mir das erfte Bedürfnig, Meiner Dank⸗ 
barkeit gegen die göttliche VBorfehung Ausdrud zu geben, deren wunder- 
bare Yügung und bier in der alten franzöjiiden Königsftadt zu- 
fammengeführt. 

Gott hat und Sieg verliehen in einem Maße, wie Ich es kaum 
zu hoffen und zu bitten wagte, als Ich im Sommer diejes Jahres 
zuerft Ihre Unterftügung für diefen ſchweren Krieg in Anfpruch nahm, 

Diefe Unterftägung ift mir in vollem Maße zu Theil geworden, 
und Ach fpreche Ahnen den Dank dafür aus in Meinem Namen, im 
Namen ded Heeres, im Namen des Vaterlandes. Die fiegreichen 
deutfchen Heere, in deren Mitte Sie Mich aufgejucht haben, fanden 
in der Opfermilligkeit des Vaterlandes, in der treuen Theilnahme und 
Fürforge des Volkes in der Heimath, in der Einmüthigleit des Volles 
be des Heeres ihre Ermuthigung in fehweren Kämpfen und Ents 

ehrungen. 

Die Gewährung der Mittel, welche die Regierungen des Nord» 
deutſchen Bundes noch in der eben gejchloffenen Seffion des Reichs⸗ 
tages flir die Fortſetzung des Krieges verlangten, bat Mir einen neuen 
Beweis gegeben, daß die Nation entjchloffen ift, ihre volle Kraft daflır 
einzufegen, daß die großen und fchmerzlichen Opfer, welche Dein Herz 
wie das Ihrige tief bewegen, nicht umfonft gebracht fein jollen, und 
bie Waffen nicht aus der Hand zu legen, bis Deutjchlands Grenze 
gegen künftige Angriffe ficher geftelt ift. 

Der Norddeutiche Reichstag, deffen Grüße und Glückwünſche Sie 
Mir überbringen, ift berufen gewefen, noch vor feinem Schluß zu dem 
Werke der Einigung Deutfchlands entſcheidend mitzuwirken. Ich bin 
demfelben dankbar für die Bereitwilligkeit, mit welcher er faft einmüthig 
jeine Buftimmung zu den Verträgen ausgeſprochen bat, welde der 

inheit der Nation einen organifhen Ausdrud geben werden. 

Der Reichstag Hat, gleich den verbündeten Regierungen, diefer 
Verträgen in der Ueberzeugung zugeftimmt, daß das gemeinfame- 
ftaatlihe Leben der Deutſchen ſich um fo fegensreicher entwideln werde 
als die für daffelbe gewonnenen Grundlagen von unfern füddeutfcherse 
Bundesgenofjen aus freier —— nach Maßgabe ihrer eigenem 
Würdigung des nationalen Bedlrfniffes, bemeilen und dargebotes- 
worden find. ch Hoffe, daß die Vertretungen der Staaten, dene 
jene Verträge noch vorzulegen find, ihren Negierungen auf dem be 
tretenen Wege folgen werden, 

Mit tiefer Bewegung hat Mich die durch Se. Majeftät den König 
von Bayern an Mich gelangte Aufforderung zur SHerftellung deu 
Kaiferwürde des alten Deutfhen Reichs erfüllt. Sie, meine Herren _ 
bringen Mir im Namen des Norddeutichen Reichdtages die Bitte, bat 
Ich Mich dem an Mich ergehenden Rufe nicht entziehen möge. 

Sch nehme gern aus Ihren Worten den Augdrud des Vertrauen 
und der Wünſche des Norddeutfchen Reichſstages entgegen. Aber Säe 
willen, daß in diefer fo bohe Intereſſen und fo große Erinnerungesz 
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der bdeutfchen Nation berührenden Yrage nicht Mein eigenes Gefühl, 
auch nicht Mein eigenes Urtheil Meinen Entſchluß beftimmen Tann. 

Nur in der einmüthigen Stimme der deutſchen Fürften und freien 
Städte und in dem damıt übereinftimmenden Wunfche der deutfchen 
Nation und ihrer Vertreter werde ich den Auf der Vorſehung er- 
fennen, dem ich mit Vertrauen auf Gottes Segen folgen darf. 

Es wird Ihnen wie Mir zur Genugthuung gereichen, daß ch 
durch Se. Majeltät den König von Bayern die Nachricht erhalten habe, 
daß das Einverftändnig aller deutſchen Fürften und freien Städte ges 
fihert ift und die amtliche Kundgebung deſſelben bevorfteht.“ 


Rad beendeter Rebe fchritt Se. Majeftät auf den Präfidenten Dr. Simfon 

zw, begrüßte ihn auf das Huldvollſte und kündete ihm die Verleihung bes Sterns 

tben Adler-Orben zweiter «Klaffe an. Se. Majeftät reichte dann allen 

—2*— die Hand, und ſprach mit Jedem einige Worte. Ein Hoch des Prä⸗ 

ſidenten anf Ge. Majeſtät den König Wilhelm, den oberſten Feldherrn des deut⸗ 
Ken Heeres, ſchloß die Feier.“ 


Annahme der Verträge in Baden, Hefjen und Württemberg. 


In Baden. 

Aus ber Eröffnungsrede des Minifters Jolly an bie Stände, 
„Sie find, durchlauchtigſte und hochgeebrtefte Herren, berufen, bie Verträge, 
welche bie künftige Geſtaltung Deutichlands beftimmt wird, zu berathen 
und benfelben durch ihre Zuftimmung in unferem Lande verfaffungsmäßige 
Geltung zu verleihen. Dieſe Verträge gewähren das Ziel unferer Tangjährigen 
Bänfche und Beftrebungen: die Verbindung ber deutſchen Einzelftaaten zu einem 
pehtiihen Ganzen. Se. Königl. Hoheit vertrauen, baf ber Gedanke der politischen 
Einheit der Nation, ber in Erneuerung ber altehrwürdigen Kaiferwürbe feinen 
ymboliſchen Ausdruck findet, mit Hülfe der gewonnenen Verfaſſungsformen, welche 
Einzelſtaaten für ihre innere Angelegenheiten genügende Seibftftändigfeit 
Bahren, zu einer reicheren und Fräftigeren Verwirklichung gelangen werde. Möge 
ber tief gefühlte Wunfch unferes Fürften und Herren in Erfüllung geben, daß bie 
Exat der politiſchen Einigung, gebüngt mit dem ebelften Blut, errungen durch 

ſchwerſten Opfer, gedeihe zum Seit bes Ganzen und aller feiner Glieder.” 


. _ Die Annahme der Verträge erfolgte in der 2. Kammer am 16. Dezember 
erfimmig, in der 1. Kammer am 19. Dezember mit allen gegen zwei 
Ommen. 


big deide Kammern richteten durch gemeinſamen Beſchluß vom 20. Dezember 
ende: 


Adrefjfe an den Großherzog. 


„Durchlauchtigſter Großherzog, Gnädigfter Fürſt und Herr! Eure Königliche 
— haben die getreuen Stände zur verfaflungemäßigen Mitwirkung bei dem 
eritagewerke berufen, das der beutfchen Nation vie lang erfehnte Einigung 
ein Inmitten eines gewaltigen Krieges, welchen die eitle Eiferfucht eines 
adlarß aates zur Erniedrigung Deutſchlands begonnen hat, wurde von nationaler 
thiterung und durch den wundergleihen Siegeslauf unſerer Heere das deutſche 
eih wieder aufgerichtet. Es wird ſich erheben — ein ſichtbares Zeugniß gött- 
n Waltens zum Segen eines feſten und dauernden Friedens, das Unter- 
Pfand einer glüdlihen Zukunft des deutſchen Volle, vollwertbig jo vielen ver- 
et, fo ſchwerer Heimfuchung der Familien, fo großer ungezählter 

et der Nation. 
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Mit dankbarem Stolz blickt Deutſchland auf feine Söhne unter ben Waffen 
ihre heldenmüthigen Anftrengungen begründen das fefle Vertrauen, baß fie be 
noch fortbauernden fehweren aber fo glorreihen Kampf als Sieger beenbiger 
Freudig hofft es, daß bie wieder gefundene beutfche Kaiferfrone auf dem Haup 
des greifen Fürſten, deffen Hand either ſchon das mächtige deutſche Reichefdiwe 
geführt, das weihevolle Sinnbild eines in ben gefiderten Grenzen feines alte 
Rechtes nen erblühenden Reiches fein werde, das, ſtark und wohlgeorbmet, bi 
Frieden nah außen und eine freie, fortichreitende Entwidlung nach innen verbeif 

Ew. Königl. Hoheit felbft haben in drangvollen Tagen, als Frankreich m 
überrafchender Schnelligkeit den ungerechten Krieg heraufbeſchwor, keinen Augenbli 

ezögert, bie gefahrvolle Wacht ber fürbeutfchen Grenzmark zu übernehmen. W 

nnen mit hoher Befriedigung ausſprechen, daß das badiſche Boll in patrist 
ſcher Hingebung einmäthig zu dieſem Entichluffe geftanden if. Seine Sähı 
haben begeiftert die Waffen ergriffen und im Wetteifer mit den Waffenbräbe 
ans allen Theilen des großen Baterlandes ihren vollen Ruhmesautheil unb ü 
volles Anrecht auf unfere Dankbarkeit erftritten. 

Und als es galt, das Einigungswert Deutſchlands zu vollenden, ba wu 
Em. Königliche Hoheit der Erſte, um das Wort ber Treue gegen Dentichlar 
mit Berleugnung jedes Sonderintereffed einzuldfen, in ber Ueberzeugung, baß ba 
was Deutihland ſtark und frei zu machen berufen tft, auch bem Theile d 
Banzen, dem geliebten Heimathlande zum Segen und Heil gereicht. 

Ja, das badiſche Voll, das ganze deutſche Voll weiß es und wirb es u 
vergeffen in bankbarem Gemüthe bezeugen, daß unter allen feinen PBatrioten kein 
hochfinniger, feiner mehr von treuer Liebe zum Vaterlande befeelt, Teiner m 
reinerem Herzen die Einigung Deutichlands erfirebt und ihren Aufban befärbe 
und vollzogen bat, al8 Badens Fürſt. 

Wir, die getreuen Stände bes Landes, fühlen uns aus tieffter Seele g 
drungen, Em. Königlichen Hoheit den innigen Dank unb bie liebende Berehrm 
bee Landes in biefem großen Augenblide auszufprechen, in welchem eine neue gli 
verheißende Zeitepoche für Deutichland und Baden beginnt. Möge ein ba 
ehrenvoller Frieden Ew. Königlichen Hoheit vergönnen, als Reichefürft die fre 
und frieblihe Entwidelung bes großen Baterlandes zu fördern, als geliebt: 
Lanbesherr in gewohnter Treue bie fortjchreitendbe Wohlfahrt unferes Heimatl 
landes zu pflegen. 

Gott jegne Ew. Königliche Hoheit.“ 


Die Annahme ber Berträge in Heffen erfolgte in ber zweite 
Kammer am 20. Dezember mit 40 gegen 3 Stimmen, — in ber erfien Kamm 
am 29. Dezember einflimmig. 


Die Annahme der Berträge in Württemberg erfolgte in d 
Kammer der Abgeorbneten am 23. Dezember 1870 mit 74 gegen 14 Stimme 
in der Kammer der Standesherren am 29. Dezember mit 26 gegen 3 Stimme 


Die Kammer der Abgeorbneten richtete unterm 30. Dezember folgende 


Adreſſe an den König von Württemberg. 


„Ev. Majeftät haben uns verfammelt in einer großen Zeit und zu eine 
großen Weit. 

Niemals bat Deutſchland einen gerechteren Kampf gekämpft, niemals ft- 
Deutſchlands Heere jo ruhmvoll geführt worben, niemals haben fie ſolche Erfol 
errungen, wie in biefem uns frevelhaft aufgezwungenen Kriege. 

Württemberge Truppen haben ihren Theil an den glorreihen Kämpfl 
und Siegen bes deutſchen Heeres, fie haben ſich würdig gezeigt des Ruhmes F 

ter. 
.Mit freudigem Stolz folgt das Land ben Thaten feiner Söhne. Wohl 
bie Freude gemiſcht mit herbem Schmerz, aber mit Faffung tragen ihn bie 2 
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heim Gebliebenen, denn fie wiffen, baß bie gefallenen und verwunbeten Krieger 
gebintet haben fiir Deutichlands Geeibeit und nationale Wiedergeburt. 

Das bentfche Boll, das Boll in Waffen, wie das Bolt in friedlicher Arbeit, 
wi als Preis des Kampfes und Sieges, als ficherfte Bürgichaft eines bauernden 
Friedens bie fo lange erftrebte, jo oft mißlungene Einigung. 

So dent und fühlt auch Württemberg. 

In gehobener Stimmung hat e8 Ew. Majeftät hochherzigen Entſchluß ver- 
nommen, die Herflellung eines Deutichen Bunbesflaates anzubabnen, dankbar be- 
gr das Land die von Eurer Majeftät Regierung abgeichloffenen Verträge und 

in unzweibeutiger Weiſe feine Zuftimmung fund getban; bie freubigften 
deffuungen Enüpft es an bie Wiederaufrichtung ber altehrwürdigen Namen Katjer 


Ganz in bem Geifte, der Ew. Majeftät und das württembergifche Voll bes 
kelt, haben wir ohne Zaubern den uns auf höchften Befehl vorgelegten Ber- 
trlgen über bie Bilbung bes Deutſchen Bunbesftaates unfere Zuſtimmung er» 
teilt, überzeugt, bamit unfererjeits eine in ber Gefchichte ber deutſchen Nation 
tef begränbete Nothiwendigleit anerkannt und das Beſte für Württemberg, wie 
für Deutſchland gethan zu haben. 

Ferne Geſchlechter werde Ew. Majeftät noch fegnen für Höchftibren ruhm⸗ 
velieg Antheil an diefem großen Werke. Württembergs Bolt weiß fi) einig mit 
kinem Fürſten in biefer großen Stunde. 

Darum bürfen wir auch vertrauen auf das Belingen der inneren Reformen, 
welde Ew. Majeftät als Folge der Neugeftaltung Deutfchlands uns in Ausficht 
ſtelen. In diefem Geiſte treten wir an unfere weiteren Aufgaben heran. 

‚. Das wärttembergifche Bolt wirb treu ausharren, bis ein dauerhafter 
Frieden, bis bie Herftelung ber das beutiche Gebiet fihernden Grenzen errungen 
fl, es weiß, daß bie hierfür jett noch zu bringenden Opfer gering find im 
Ni zu benjenigen, welche eine baldige Erneuerung des Krieges heifchen 


‚ Mit unferem erhabenen Fürften flehen wir zum Himmel, daß ex dent ge- 
nigten mächtigen Deutfchland und ben im ihm verbundenen Staaten eine Zeit 
bes Örlebens, der Wohlfahrt, der Freiheit und Ordnung ſchenken möge! 

Gott fegne und erhalte Ew. Majeftät! 
Stuttgart, ven 30. Dezember 1870. 
In tieffter Ehrfurcht 
Em. Königlichen Majeftät 
untertbhänigfte trengehorſamſte 
Kammer der Abgeordneten.“ 


jem (Die Verhandlungen in den bayriſchen Kammern gelangten bis zum 31. De- 
ber 1870 nicht zum Abſchlufſe. 
am Nur in der Kammer der Reichs räthe erfolgte die Annahme ber Verträge 
30. Dezember mit 37 gegen 3 Stimmen. 
21, Ir der Kammer der Abgeorbneten zogen fih bie Verhandlungen bie zum 
* Yaunar 1871 bin. 
Reiz, De® Zufammenhanges wegen wirb das Nähere auch aus der Kammer ber 
ichsrãthe erft weiterhin mitgetheilt.) 


Die Verkündigung der VBerfafiung des Dentichen Bundes 
im Bunbes- Gefegblatt vom 31. December 1870. 


die In dem 51. Stüd des Bunbes-Gefetblattes des Norbbeutfchen Bundes ift 
de Wit den Großherzogthümern Baden und Heffen vereinbarte Verfaſſung 
® Deutfhen Bundes pubficitt. 

- Der Eingang berfelben lautet: 


Wr Bismard. I. 18 


— 
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„Se. Majeſtät der König von Preußen im Namen des Norbbeutichen 
Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Baden und Se. Königlide H 
Großherzog von Heflen und bei Rhein für die fürlih vom Main | 
Theile des Großherzogthums Heſſen fchließen einen eivigen Bund zum 
des Bundesgebietes und des innerhalb befielben gültigen Rechtes, fowie z 
der Wohlfahrt des deutſchen Volles. Diefer Bund wirb ben Namen | 
Reich führen und wird nachftehende Verfaffung haben. — 

Art. 11. Das Präfidium des Bundes fleht dem Könige von Pre 
welcher den Namen Deutſcher Kaifer führt. Der Kaifer bat das Reid 
rechtlich zu vertreten, im Namen bes Reiches Krieg zu erllären und Fi 
fließen, Bündniffe und andere Verträge mit fremden Staaten einzugef 
fandte zu beglaubigen und zu empfangen. 

Zur Erflärung des Krieges im Namen des Bundes ift die Zuf 
des Bunbesrathes erforderlich, e8 jei denn, daß ein Angriff auf das Bur 
oder deſſen Küften erfolgt. 

Inſoweit die Verträge mit fremden Staaten fi auf ſolche Gegenfl 
ziehen, welche nach Art. 4. in den Bereich der Bundesgeſetzgebung geb 
zu ibrem Abſchluß die Zuftimmung des Bunbesrathes und zu idee ( 
bie Genehmigung des Reichstages erforderlich.” 

Das Bundes Gefeßblatt publicirt ferner das Protokoll, betreffend 

einbarung zwijchen bem Norddeutſchen Bunde, Baden und Hefien über @ 
des Deutſchen Bundes und Annahme der Bundesverfaffung. Vom 15. 
ber 1870. 
Endlich veröffentlicht da8 Bunbesgefegblatt ven Vertrag zwiſchem be 
deutſchen Bunde, Baden und Heflen einerfeit und Württemberg ant 
betreffend den Beitritt Wiürttembergs zur Bertaffung bes Deutſchen Bunt 
dazu gehörigem Protololl, vom 25. November 1870. 


Am Nenjahrstage in. Verſailles. 
1871. 1. ISanuar. „Provinzial » Corresponbenz.” 


„Am Neujahrstage fand beim Könige nach dem Gottesdienfte 
lationsempfang ftatt. 

Mit Bezug hierauf bemerft die „Neue Preußifche Zeitung 
den Neujahrstagen wendeten fich früher die Blicke mit banger Er 
und Beforgniß nach der Refidenz des dritten Napoleon, weil t 
liebte, beim Empfange des diplomatifchen Corps zwei- und meh 
Worte fallen zu laffen, aus denen man, je nach dem, Bünbnif 
bietungen oder Kriegsdrohungen herauslas.“ 

iesmal hält unfer König feinen Neujahrs «Empfang zu B 
in den „allen Berühmtheiten Frankreichs“ gewidmeten Räume 
wenden fich auch viel Taufend Augen und viel Taufend Herzen | 
aber in feinem Auge ift bange Erwartung, in feinem Herzen Be 
Denn Jeder weiß vorher, daß der Fönigliche Gruß treu und fehlich 
wird, ein rechtes Königswort an welchem Niemand drehen und 
kann. 

Bei dem Feſtmahle brachte der König folgenden Trinkſpru 

„Ich erhebe Mein Glas, um das neue Jahr zu begrüße 
das vergangene blicken wir mit Dank, auf das beginnende m 
nungen. Der Dank gebührt dem Heere, das von Sieg zu € 
zogen; Mein Dank aber den anweſenden deutfchen Fichten, di 
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Bührer in diefem Heere gewefen find, theilg fich ihm angeſchloſſen hatten. 
Dr Seffmungen richten fich auf die Krönung des Werkes, — ehren⸗ 
vollen Frieden.“ | 


Trinkſpruch des Großherzogd von Baden: 


„Seftatten Em. Königliche Majeftät, daß ich im Namen der bier ans 
weſenden deutichen Fürſten aufrichtig danke für die wohlwollenden Gefin- 
nungen, welde Höchftdiefelben auszusprechen geruhten. Es fei mir auch 
geftattet, den Gefühlen der Freude Ausdrud zu geben darüber, daß 
es uns vergönnt ift, beim Beginn dieſes vielverheißenden Jahres um 
den fieggefrönten Königlichen de rer verfammelt zu fein. ‘Das deutfche 

er bat unter Em. Königlichen Dlajeftät glorreicher Suhrung die Eins 
jeit der deutichen Nation gegen den äußern Feind erfämpft. Em. König- 
sche Majeftät haben im Vereine mit den deutfchen Fürften und freien 
Städten den unſchätzbaren Werth diefes heldenmüthigen Kampfes wohl er- 
kannt und denfelben bethätigt in dem Streben, die innere Einheit der 
Ration ie fhönften Lohn für die großartigen Opfer zu dauernder Größe 
au erheben. 
heutige Tag ift dazu beftimmt, das ehrmiürdige deutjche Reich in 
verjüngter Kraft entftehen zu ſehen. Ew. Königliche Majeftät wollen aber 
die angebotene Krone des Reiches erft dann ergreifen, wenn fle alle Glieder 
deſſelben fchügend umfaffen Tann. 
.Nichtsdeſtoweniger erbliden wir heute ſchon in Ew. Königlichen Ma⸗ 
jeftät das Oberhaupt des deutfchen Kaiſerreichs und in deſſen Krone die 
gihaft unmiderrufliher Einheit. König Friedrich Wilhelm IV. fagte 
vor 21 Yahren: „Eine Kaiferkrone kann nur auf dem Schladhtfelde er⸗ 
Tungen werden.” Heute, da dieſes Königlihe Wort fich glänzend erfüllt 
bat, dürfen wir uns wohl Alle in dem Wunfche vereinigen, es mögen 
- Königlihen Majeftät durch Gottes Gnade noch recht lange und ges 
egnete Fahre vergännt fein, diejes geheiligte Symbol deutjcher inbeit und 
aft in Frieden zu tragen. Zur Belräftigung diefes aufrichtigen unfcjes 
tufe ih die Worte aus, welche der hohe Verbündete Em. Königlichen a⸗ 
jeſtät der König von Bayern, zu en Bedeutung erhoben hat: 
"Doch lebe Se. Majeftät König Wilhelm der Siegreiche!“ 





20. Proclamation und Anerkennung des 


dentſchen Keichs. 





1871. Die Proclamation des Deutſchen Kaiſerreichs. 


18. Januar. An das deutſche Volk. 


„Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen, 
nachdem die Deutichen Fürften und freien Städte den einmütbigen 
Ruf an Und gerichtet haben, mit Herftellung des Deutjchen Reiches 
die feit mehr denm 60 Jahren ruhende Deutſche Kaiferwürde zu er 
neuern und zu übernehmen, und nachdem in ber en ded Deut: 
hen Bundes die entiprehenden Beitimmungen vorgejehen find, be 
funden hiermit, daß Wir ed ald eine Pflicht gegen dad gemeinſam 
Baterland betrachtet haben, dieſem Rufe der verbündeten Deutjcher 
Fürften und Städte Folge zu leiften und die Deutſche Kaiſerwürd 
anzunehmen. Demgemäß werden Wir und Unjere Nachfolger an be 
Krone Preußen fortan den Kaiferlichen Zitel in allen Unferen Bezie 
bungen und Angelegenheiten des Deutichen Reiches führen, und hof 
zu Gott, dab ed der Deutichen Nation gegeben fein werde, unter den 
Wahrzeichen ihrer alten Herrlichkeit dad Vaterland einer fegendreichen 
Zukunft entgegenzuführen. Wir übernehmen die Kaiferlihe Würd 
in dem Bewußtjein der Pflicht, in deutjcher Treue die Nechte de 
Reichs und feiner Glieder zu ſchützen, den Frieden zu wahren, bi 
Unabhängigkeit Deutſchlands, geftüpt auf die geeinte Kraft feine 
Volkes, zu vertheidigen. Wir nehmen fie an In der Hoffnung, dal 
bem Deutſchen Volke vergönnt fein wird, den Lohn feiner heißen uni 
opfermüthigen Kämpfe in dauerndem Frieden und innerhalb de 
Grenzen zu genießen, welde dem Vaterlande die feit Sahrhundertei 
entbebrte Eidyerung gegen erneute Angriffe Sranfreih8 gewähren. Un 
aber und Unjeren Nachfolgern an der Kaiferfrone wolle Gott ver 
leihen, allzeit Mehrer des Deutihen Reichs zu fein, nicht an kriege 
riſchen Eroberungen, fondern an den Gütern und Gaben des Frieden: 
auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Gefittung. 

Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 18. Sanuar 1871. 

Wilhelm.“ 
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Armeebefehl des Kaiferd und Königs. 


„Mit dem heutigen für Mich und Mein Haus dentwürdigen Tage 
nehme Ich im Einverjtändnig mit allen deutfchen Fürften und unter Zu- 
ſtimmung aller deutfchen Völker neben der von Mir durch Gottes Gnade 
ererbten Stellung des Königs von Preußen auch die eines Deutjchen 
Raifers an. 

Eure Tapferkeit und Ausdauer in diefem Sriege, für welche Ich Euch 
wiederholt Meine vollfte Anerkennung ausfprah, bat das Werk der in⸗ 
neren Einigung Deutfolanbe befchleunigt, ein Erfolg, den Ihr mit Eins 
Ietung Eures Blutes und Eures Lebens erkämpft habt. 

Seid ſtets eingedent, daß der Sinn für Ehre, treue Kameradſchaft, 
Tapferkeit und Gehorſam eine Armee groß und fiegreich macht; erhaltet 
Euch diefen Sinn, dann wird das Vaterland immer, wie heute, mit Stolz 
auf Euch bliden und Ihr werdet immer fein ftarter Arm fein. 


Hauptquartier Verſailles, 18. Januar 1871. 
Wilhelm.“ 


Die Feier der Verkündigung des Deutichen Kaiſerthums 
in Berfailles. 
(Nah dem „Staats »Anzeiger.”) 


„In dem Schloffe Ludwigs XIV. in dem alten Site einer feindlichen 
Vacht die Jahrhunderte hindurch Erniebrigung und Zerfplitterung Deutſchlands 
uf ihre Fahnen geſchrieben hatte, fand am 18. Januar, dem 170jährigen Ge⸗ 
gftage des preußifepen Königthums, die feierliche Proflamation bes Deutichen 
viferrei ftatt. Wenn auch bie Verhältniffe der Zeit es bedingten, daß bei 

fer für ewig denkwürdigen Feier die Armee das Deutfche Voll zu vertreten 
te, fo waren doch bie Augen der ganzen Nation, erfüllt vom Dank für das 
vr te Ziel ber Einigung, auf die Stelle gerichtet, wo im Kreife ber Fürften, 
und hrer unb ber Truppen König Wilhelm verlündete, daß Er für Sich 
* Seine Erben an der Krone Preußens den altehrwürdigſten Titel des Deutſchen 
Ufer in neuem Glanze wiederherfiellen wolle. 

Die unabweislichen Pflichten des Kriegsdienſtes verhinderten, daß alle Theile 

8 um Paris lagernden Deutſchen Heeres ſich in gleichmäßiger Stärke an der 

aiſerfeier betheiligten. Bon ben entfernter liegenden Truppen, wie von benen 
di 008 - Armee, batten nur einzelne Deputationen entjanbt werben können. 
* oberſten Führer aber und mit ihnen Abgeſandte der Offiziercorps waren zur 

Te erſchienen. Auch für das Bereich ber III. Armee hatte die Ordre bes 

onprinzen beftimmt, daß von jebem Regiment 3—4 Vertreter in Begleitung 
fait, Ahnen und außerdem von ben höheren Offizieren nur diejenigen nad) Ver⸗ 
don 1 fich begeben follten, denen die dienftlichen Intereffen eine kurze Abweſenheit 
nor u Kommando erlaubten. Den beiden bayerifhen Corps war freigeftellt 
Aufforr’ ob fie an ber Feftlichleit Theil nehmen wollten. Sie entſprachen biejer 
und Prberung, indem fie den größten Theil ihrer Fahnen nach Verfailles abſchickten 
bie zn üßerdem fi durch bie ſämmtlichen Prinzen bes bayeriſchen Königshaufes, 
und im Felde vor Paris fliehen, fowie Durch zahlreihe Deputationen der Offiziere 

Mehrere Detachements Königlich bayerifher Soldaten vertreten ließen. 
Eine Am Morgen des 18. begab fich der Kronprinz nah dem Schloß, um hier 
MR Erlauchien Vater zu empfangen. Auf dem Schloßhof fand, ebenfo wie 
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vor der Sauptwache, als Ehrenwache eine Eompagnie des (7.) Königs- Grenabier 
Hegimentes mit der Fahne. 

Se. Majeftät verließen Allerhöchft Ihr Hauptquartier Schlag 12 Uhr. Bo 
bem Sclofle angelommen, ließen Allerhöchſtdieſelben e8 auch heute Sich nid 
nehmen, die Truppen ber Ehrenwache zu injpiciren. 

Während Se. Majeftät, umgeben von ben Prinzen, ben Fürften, Generale 
unb Miniſtern, noch einige Augenblide in ben VBorzimmern ber Feſträume ver 
weilten, batte fi in dem Saale, wo bie Feierlichkeit ftattfinden follte, ber Ga 
Ierte des Slaces, die Verfammlung georbnet. An der Sübfette, die nach ben 
Bart geht, rechts und links von dem mit einer rothen Dede bekleideten Altan 
welche ale Symbol das Zeichen bes Eifernen Kreuzes teng, flanden bie Truppen 
welche die Bahnen nad Berfailles begleitet hatten. Die ahnen jelbfl, von bei 
Fahnenträgern gehalten, hatten ihren Play auf einer Eſtrade an der Oſtſei 
des Seftraumes. Die Zahl der anweſenden Offiziere betrug zwildhen 5⸗ und 60 

Bald nach 121/, Uhr traten Se. Majeftät in den Feſtſaal ein, während e& 
Sängerhor, zufammengefeßt aus Mannichaften des 7., 47. und 58. Regiment 
das „Yauchzet dem Herrn alle Welt” anftimmte. Der König nahm in be 
Mitte vor dem Altar Aufftellung, im Halbkreife um Se. Majeſtät die Prinzen 
und Fürften; der Kronprinz, Prinz Earl und Adalbert von Prenfen, be 
Kronprinz und Prinz Georg von Sadien, die Großherzöge von Baben 
Sachſen und Oldenburg, die Herzöge von Coburg, Meiningen und Altenburg 
die Prinzen Otto, Quttpold und Leopold von Bayern, die Prinzen Wilheln 
und Auguft, fowie die Herzöge Eugen ber Xeltere und Eugen ber Jünger 
von Württemberg, die Erbgroßherzöge von Sachen, Medienburg- Schwerin un‘ 
Strelig, die Erbprinzen von Meiningen, Anhalt, die Fürſten von Schaumburg 
Lippe und Schwarzburg- Rubofftabt, der Erbprinz von Hohenzollern, ber Land 

raf von Heſſen, ber Sersog von Auguftenburg, die Fürſten von Wieb, Putbut 

—* Pleß, die Prinzen von Reuß, Croy, Biron von Kurland. Hinter dei 
Fürften und thnen zur Seite ftanben die Generale und Minifler. An der Spik 
bes Tinten Flügels der Bundeskanzler und der Haus- Minifter Freiherr voı 
Schleinitz, rechts Staats- Minifter Delbrüd. 


Nah dem Ehorgefang fang bie Gemeinde einen Vers des Chorals: „Se 
Lob und Ehr'.“ Dann folgte die Liturgie und barauf die Feſtrede. Nachden 
ber Sefang: „Nun danket Alle Gott” und ber Segen bie firhlide Feierlichkei 
beendet hatten, fchritten Se. Majeftät durch die Reihen der Berfammlung auf bi 
Eftrade zu, verlajen vor den Fahnen bie Urkunde ber Verlünbigung des Kaifer 
reihe unb gaben bann dem Bundeskanzler ven Befehl zur Berlefung der „Bro 
Hamation an bas Deutſche Boll.” Mit lauter Stimme rief darauf ber Großherzo, 
von Baden: „Se. Majeftät ver Kaifer Wilhelm lebe hoch!“ 


Unter den Klängen der Vollshymne flimmte die Berfammlung breimal be 
geiftert ein. 

Se. Kaiferlihe Majeftät umarmten dann ben Kronprinzen, ben Prinzen 
Carl und die ihm perjönlich verwandten Fürſten. Dann ließ der Kaiſer bi 
Deputationen der Offiziere an ſich vorliber paffiren und ging an ben Reiben be 
im Saale aufgeftellten Truppen entlang. Die Mufilcorps hatten ſich inzwifchen 
in dem an bie Gallerie öſtlich anftoßenden „Friedensſaal“ aufgeſtellt. Sie be 
grüßten Se. Majeftät, ale Allerhöchftviefelben von den Prinzen, Fürſten und Ge 
neralen begleitet, den Feftraum verließen, mit dem Hobenfriebberger Mari. Di 
Dffiziere foigten Sr. Majeftät; die Fahnen wurben von den begleitenden Mann 
Ihaften in Empfang genommen.” 
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14, Januar. Schreiben des Kaiferd uud Königs an die deutſchen 
Fürſten und Städte. 


„Durchlauchtigſter Fürft, freundlich lieber Vetter und Bruder! 

Rachdem Em. Königliche Majeftät (Hoheit) in Gemeinfchaft mit der 
Geſammtheit der deutichen Fürften und freien Städte die Aufforderung 
im Herftellung der Deutfchen Kaifermürde Mir haben zugehen laffen, 

fe id Em. Königlihen Majeftät für diefen Beweis Ihres Vertrauens 
md balte für eine Mir gegen das gemeinfame Vaterland obliegende 
Pfüht, dem an mich ergangenen Rufe Folge zu leiften. 

Ih nehme die deutiche Kaifertrone an, nicht im Sinne der Macht⸗ 
onfprähe, für deren Verwirklichung in den ruhmvollſten Zeiten unferer 
Geſchichte die Macht Deutjchlands zum Schaden feiner inneren Entwides 
Img eingefegt wurde, fondern mit dem feften VBorfage, fomeit Gott Gnade 
pe als deutfcher Fürft der treue Schirmherr aller Rechte zu fein und 

Schwert Deutichlands zum Schuge deſſelben zu führen. 

‚ Deutſchland, ftark dur die Einheit feiner Fürften und Völker, hat 
feine Stellung im Rathe der Nationen wiedergemonnen und das deutfche 
Doll hat weder das Bedurfniß noch die Neigung, fiber feine Grenzen 
hinaus etwas anderes als den auf gegenfeitiger Achtung der Selbftändig- 

und er Förderung der Wohlfahrt begründeten Verkehr ber 

u erftreben. 

Siker und befriedigt in fich felbft und in feiner eigenen Kraft, wird 
dad deniſche Meich, wie ich vertraue, nach fiegreicher Beendigung des 
Krieges, in welchen ein unberechtigter Angriff und vermidelt hat, und nad 
Siherftellung feiner Grenzen gegen Frankreich ein Reich des Friedens und 
des Segens fein, in welchem das deutiche Voll finden und genießen wird, 
mod es ſeit Jahrhunderten gefucht und erftrebt hat. Mit der Verficherun 
der außgezeichnetiten Hochachtung und mahren Freundſchaft verbleibe i 

- Königlichen Majeſtät freundwilliger Better und Bee ’ 
ilhelm.“ 


20. Januar. Antwortſchreiben der Fürſten und freien Städte *). 


Bom König Johann von Sachſen. 
Durdlaudtigfter, Großmächtigſter Kaifer, 
freimdlich lieber Better und Bruder! 

„Eurer Kaiferlihen und Königlihen Majeftät geehrtes Schreiben, 
Welche ich durch Allerhöchft Deren Gefandten empfing, hat mich mit hoher 
Beriedigum erfüllt. Innig erfreut über das in demjelben ausgeſprochene 
—* der Geſinnungen, die mich in dieſer Angelegenheit geleitet 
haben, erfenne ich in der Erfüllung des von uns einſtimmig —5 
Antrags ein Pfand des Heils für das große deutſche Vaterland. 


.. vie edlen Abſichten, welche Eure Kaiſerliche und Königliche Mas 
Mflät bei diefer Gelegenheit an den Tag legen und benen id nur voll» 


® 3 x . 2 
Achnliche Antwortſchreiben, wie die obenſtehenden bes Königs von Sachſen und des ⸗ 
—2 find von allen deuiſchen Fürſten und von ben Senaten zu Bremen und Lübed er⸗ 
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kommen beiftinmen Tann, erweden die befte Hoffnung auf eine gluckli 
Zukunft für daß wieder aufgerichtete Reich deutſcher Nation. 

Möge e3 Eurer Kaiferlichen und Königlichen Majeftät, zunächft du 
Gottes Hülfe gelingen, den fo ruhmreich begonnenen und forigeſet 
‚Kampf flegreich zu Ende zu führen. Möge auch der Geift weifer RA 
gung, der Eurer Kaijerlihen und Königlichen Majeftät Schritte let 
uns in nicht zu ferner Zeit die Wohlthat eine ehrenvollen, gefher 
und dauerhaften Friedens zu Theil werden laſſen. Möge dann 
land unter Eurer Majeftät Fräftiger und umfichtiger Führung die S 
nungen deſſelben in vollem Maße genießen, die unvermeidlichen Wun] 
des jchweren Kampfes ſich allmählich fchließen fehen und auch nad Auf 

in als ein geachtetes Mitglied der europäifchen Völlerfamilie feine Stim 
alles Gute und Rechte zur Geltung bringen. 

Eurer Kaiferlichen und Königlihen Majeftät 

freundwilliger Vetter und Bruder 


Dresden, am 20. Januar 1871. Johann.“ 


22. Januar. Antwortichreiben de8 Hamburger Senated. 


„Ew. Kaiſerliche Deajeftät haben gerubt, und durch das Allerhöd 
Shreiben aus Berfailles d. d. 17. d. M., Kunde zu geben von der | 
nahme der Kaifermürde, mit der Serpeißung, als Deutſcher Fürft 
treue Shirmperr aller Rechte zu fein, das Fe Deutichlands 3 
Schutze defielben zu führen und ein Reich des Friedens und Segen 
Schaffen, in welchem das deutfche Volt finden und genießen werde, y 
es jeit Jahrhunderten gefucht und erftrebt bat. it tiefempfunder 
Danke haben wir diefe hochherzigen Zuficherungen empfangen und na 
und Em. Kaiſerlichen Majeftät, um unferen ehrerbietigen Segenswünſt 
Worte zu leihen, mit denen wir und unfere Mitbürger Em. Kaiferlic 
Mojeftät als Deutſchen Kaifer begrüßen. Bon dem erſten Deutfe 
Railer von Deutichland gegründet und fchon früh unter dem Kaiſerlic 
Schuge zu einer ſchönen Blüthe und einem kräf igen Gedeihen entwid 
get die alte Reichsſtadt Hamburg mit ihren irgern den Deutſt 

aifern ftet8 unwandelbare Treue bewahrt. Möge Em. Kaiferliche 
jeftät überzeugt fein, daß die Enkel des leuchtenden Beifpield ihrer & 
fahren eingedenf bleiben und für alle Zeiten in guten und böfen Ta 
feftftehen werden zu Kaifer und Reich. Geruhen Em. Kaiferliche Maje 
die Berficherung der tiefften Ehrerbietung entgegenzunehmen, mit wel, 
verharren Em. Kaiferlihen Majeftät treu ergebene 
Der Senat der freien und Hanfaftadt Hamburg. 
Der Präjident des Senates: Kirdhenpauer.“ 


1870. Die Beratäung uud Annahme der Verträge in Baye 


30. Dezember. Rebe des Fürſten Hohenlohe in ber Kammer ber Reicherä 
„Meine Herren! Ih flimme für bie Annahme bes Vertrages. Wenn 

mir erlaube, mein Votum mit einigen Worten zu begründen, fo gefchieht es ı 
in ber Abficht, Sie bavon zu Überzeugen, daß diefer Vertrag bie Selbftfländig 
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Bayerns unbeeinträchtigt lafſe. Ich geftebe offen zu, daß bie bayeriiche Selbſtſtän⸗ 
Digkeit ober, beffer gejagt, die Sonderftellung Bayerns in Deutichland durch dieſen 
Vettrag mehr und tiefer erſchüttert wirb, als durch irgend eine flaatsrechtliche 
oder internationale Verbindung, in welcher fih Bayern ſeit Abichluß des weftfä- 
liſchen Friedens befunben bat. Allein, meine Herren, mir fcheint die Frage nicht 
jo m liegen, ob bie bayerifche Selbſtſtändigkeit durch ben Vertrag gefährdet ſei, 
und wir deshalb ihn ablehnen müßten, ſondern wir müſſen uns die Frage fo 
hellen: Eollen wir, troß ber Beſchränkung der Selbftfländigfeit, welche der Ver⸗ 
trag mit fih bringt, ihm dennoch zuftimmen? Unb auf diefe Frage muß ich ent- 
Khieden mit „Ia“ antworten. Ich flüße mich dabei auf bie uns vorliegenden 
Tetſachen. Wollen Sie mich aber nicht mißverftehen. Ich bin kein blinder An- 
beter bes Erfolgs. Meine politiſche Vergangenheit giebt dafür Zeugniß. Wenn 
ih aljo von ber beflimmenben Macht der hiſtoriſchen Thatfachen rede, fo meine 
ich damit nicht Die großen Ereigniffe dieſes Jahres allein. Nein, ich gehe weiter 
mräd auf bie ganze deutſche Enttoidelung. Da ſcheint e8 mir nun, daß zwei 
Thatſachen ganz beſonders dazu beigetragen haben, bie bayrifche Politik in neue 
Bahnen zu leiten, und die Stellung Bayerns, wie fie fih im Laufe ber letzten 
Jahrhunderte entwidelt hat, zu modifiziren und Bayern feſter an Deutſchland 
arzuſchließen. 

Die eine dieſer Thatſachen iſt das erwachte Nationalgefühl bes deutſchen 
volles, die andere die veränderte Machtſtellung ber deutſchen Großmächte. Mit 
der önigswürde hatte Bayern im Jahr 1806 den Höhepunkt jener Politik er- 
reicht, weiche ich als die Politik der Sonverftellung bezeichnet habe, und bie in 
der Lage des beutfchen Reichs und in ber Abtwefenbeit jedes deutſchen National- 
gefühls ihre Erklärung, wenn nicht ihre Berechtigung, fand. Der deutſche Reichs⸗ 
verband, feit dem weftfäliichen Frieden fi immer mehr zerbrödelnd, war endlich 
ganz. zuſammengebrochen, und Bayern erlangte die volle Souveränetät. Aber ſchon 
wenige Jahre darauf verzichtete es auf wefentliche Rechte zu Gunften des deutſchen 
Bundes, Und was bier vor allem beſtimmend eingewirkt hat, war die Adhtung 
vor dem erwachten Nationalgefühl des deutſchen Volles. Die Erhebung ber 
dreiheitskriege hatte die Fortfegung der Politit des Rheinbundes unmoͤglich gemacht. 

Und als im Jahr 1866 Bayern zum zweitenmal jene zmeifelbafte Freiheit 
ber Entichliegung durch bie Auflöfung des deutſchen Bundes zu Theil murbe, 
berilte es fich, Die gewonnene Selbſtbeſtimmung fofort wieder in dem Allianz» 
drttage vom 22. Auguft zum Opfer zu bringen; augenfcheinlich geleitet von dem 

banten, daß das deutſche Nationalbemwußtjein dem bayeriſchen Staat feine andere 
Bolitit möglich machen mwerbe, als biejenige, welde in ben Beflimmungen bes 
Allianzvertrages ihren Ausdruck gefunden bat. 
Auh Sie, meine Herren, landen im Herbfte des Jahres 1867 vor einem 
folgen Benbepuntte ver Geſchichte Bayerns, als es fih um die Erneuerung des 
Üvereing und um Annahme ober Ablehnung des barauf bezüglichen Vertrags 
handelte. Sie baben fi in Ihrer Mehrheit damals nicht entjchließen können, 
den Berfuch einer Sonderftellung in wirtbichaftlicher Beziehung zu wagen, bie 
— zur politiſchen Iſolirung geführt haben würde. Sie haben Ihren 
ntſchluß nach ernſten Zweifeln gefaßt und Sie baben zugeſtimmt, weil eben eine 
undentſche Politik in einem beutfchen Staate nicht mehr möglich war. 

Und ale in diefem Sommer der entſcheidende Augenblid an Sie herantrat, 
Bo «8 zum letzten Male möglich ſchien, den Weg zu betreten, ber Bayern bie 
tellung bes Jahres 1806 hätte zurlidgeben können, haben Eie den Lodungen 
* erſtanden, welche eine Partei dem bayerifhen Volke vormalte, die man mit 

et die vaterlanblofe nennt — Sie haben jene Neutralität, welche zur franzd- 
n Allianz führen mußte, zurüdgewiefen, und haben mit einflimmigem Be- 
Mhlufe den Weg betreten, der nicht allein für uns der Weg der Ehre war, fondern 
ee ee Armee zum Wege der Ehre und unvergäuglichen Ruhmes ge- 

n if. 

Damals rief mir ein politifher Gegner zu: „Nun ift das deutſche Reich 
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fertig!" Und nicht deshalb ift jene Borausfagung Wahrheit geworben, weil ans 
ber Waffenbrüderſchaft mit Nothwendigkeit auch bie Unterorbnung unter ben 
mäcdhtigeren Alliirten zu folgen hätte, ſondern deshalb mußte jenes Wort zur 
Wahrheit werben, weil das beutiche Nationalgefühl in biefen Kriege zu einer 
Macht geworben ift, und eine Gewalt erlangt bat, vor ber ſich auch die Vorliebe 
für altgewohnte Berhältniffe beugen muß, und vor der ber Gegenfat ber beutihen 
Etämme gegen einander verſchwunden iſt. 

Diejes Selbfibemwußtiein der Nation ift aber fein leerer Gedanke gebliehen, 
e8 bat eine thatfähhlihe Grundlage gewonnen in ber emporfleigenben Soc bes 
Hauſes Hohenzollern. 

Wie die Machtſtellung Bayerns im beutichen Reich aus bem allmähligen 
Zerfall der Reichsmacht herausgewachſen ift, fo war bie Stellung Bayerns im 
deutihen Bunde das Ergebniß des Dualismus. In der Rivalität ber beiben 
beutichen Großmächte lag das Lebensprinzip der bayeriſchen Selbſtſtändigkeit wäh⸗ 
rend der Dauer des deutſchen Bundes. 

Als durch bie Erfolge der preußiſchen Waffen der Bund geſprengt uud 
Defterreih aus Deutichland ausgefchloffen war, konnte das Uebergewicht Preußens 
in Deutſchland nicht länger zweifelhaft fein. Für Bayern blieb feit jener Jdt 
nur die Wahl, fih entwerer den Bemühungen berjenigen anzufchliefen, welche 
bie Ereigniffe bes Jahres 1866 durch erneute Kämpfe vernichten wollten, ober zu 
verfuchen, eine den thatfächlichen Verbältuiffen Rechnung tragende, für bie Gelßf- 
ftändigfeit Bayerns möglichſt günftige Stellung in Deutfchland zn erlangen. Sie 
wiffen, daß ich mich der letzteren Meinung anfchloß, und lennen die Bemilbungen, 
welche bie bayerifche Regierung während der Zeit meiner Amtsführung 
wendet hat, um dieſes Ziel zu erreichen. Wenn bie Unterhandlungen ber bay 
rifhen Regierung gefcheitert find, fo kann ich meine damaligen politifchen Gegner 
bes In⸗ und Auslandes nicht von Schuld freiſprechen. Das geringe Maß von 
Opfern, mit welchem damals noch die Verbindung mit dem Norben zu erreichen 
gewefen wäre, erſchien meinen politifhen Gegnern bes Inlandes als übergeoße 
Beſchränkung der Selöftftändigkeit. Das Ausland, deſſen Einfluß fich geltend 
machte, fah darin eine Verlegung des Prager Friedens. Das Lojungswort wur: 
Aufrecterhaltung bes status quo. Wohl nicht ohne die fiille Hoffnung auf 
Wieberherftellung des status quo ante, d. h. auf Wieberberftellung eines den 
deutihen Bunde ähnlichen Zuftandes unter gleichzeitiger Niederwerfung Preufent. 

Diefe Plane und Hoffnungen hat die von den Gegneru unterjchägte 
bes preußifchen Volkes und Heeres, hat bie deutiche Gefinnung Süddeuiſchlaude, 
bat vor allem endlich der männliche Entſchluß unferes Könige im Juli d. I. u 
nichte gemacht. Jene Hoffnungen find in den Schlachten des beutfchen Krieges ud 
in den Verträgen von Berjailles begraben worden. 

Diefe Verträge find aber nicht das Nefultat ſüddeutſcher Schwäche und 
norddeutſcher Ueberliftung. Sie find das naturnothwendige Ergebniß einer ge‘ 
ſchichtlichen Entwidelung, in welche hemmend einzugreifen nicht dem Inbieibunm 
und nicht einzelnen Staaten von der Größe Bayerns vergönnt ifl. 

Der Vertrag in feinen Einzelheiten tritt zurück vor der großen Thatſache 
bes neugegründeten beutjchen Reichs... Hier ift ber Keim einer großen Zukunft fr 
Deutichland gelegt. Und die hochherzige Initiative unjeres Königs, jowie die 10° 
verzögerte Zuftimmung der deutſchen Souveräne, giebt die Bürgfchaft, daß Laiſer 
und Reich auch wirklich Weſen und Inhalt gewinnen werben. 

Wenn unfer beutiges Votum dazu beiträgt, baß ein Deutfches Reich mit 
ftarfer Ceutralgewalt und freigewählter Bollsvertretung geichaffen wirb; wenn vos 
nun an an die Stelle ruhelojer und unfruchtbarer Sonberbeftrebungen eine beuti 
Politik tritt, an der wir loyal und ehrlich mitarbeiten; wenn, wie Se. Köni 
Hoheit Brinz Ludwig mit Recht bemerkte, bie feſte Geftaltung des 
Reichs die Möglichkeit gewähren wird, mit dem öfterreichiich « ungarifchen Nachbar‘ 
reiche dauernde freundichaftliche Beziehungen zu begründen, welche allein geeignet 
find, eine Garantie für die Erhaltung des europäifchen Friedens zu bieten; wenn 
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in allen Ländern des Erbballes jeber Dentfche ftolz fein kann, ſich 

Deutfhhen Reichs zu nennen, des Reiche, das ihn ſchützt, unb feine 
rdert — wenn biejes Ziel erreicht wird, dann Können wir wahrhaftig 
ir Theil haben an einer großen That, indem wir dem Vertrag zu⸗ 
‚ daß die Ströme von Blut und Thränen, welche biefer Krieg koſtet, 
gefloffen find.” 


ber. Rebe bes Yuftiz- Minifter von Lutz in ber Kammer ber Ab- 
eorbnneten (Auszug). 


je Tage, nachdem vieles Haus dem von Seiner Majeftät unferm 
a Köntge und Herren hochgefhmwungenen Banner folgend, fich ent- 
e, bie angelobte Vertragstreue zu halten, reihten fi) aneinander bie 
ı Schlachten von Weißenburg, Wörth, Saarbrüden, Met und Seban, 
Waffenbrüderſchaft der Deutſchen Heere mit tbeuer erfauften und in 
eite errungenen Siegen bekräftigt wurde. Die Deutſchen Grenzen 
efigert und bie beutjchen Lande von grenzenlofem Sammer und 
Elend filr immer befreit. Auf athmete jedes Deutihen Bruft und 
zebete entquollen unferen Herzen. Aber mächtiger noch als die Freude 
ehr des Feindes von Heerd und Hof, mächtiger noch al® bie Genug- 
die Sicherheit unferer Grenzen, über die Sicherung unjerer Frauen 
mächtiger noch als die Genugthuung Über den errungenen Waffen⸗ 
ste fih der Gedanke, daß wir alle dieſe Herrlichkeit und Ehre ber 
Deutſchen Volkes verbanfen, entfaltete fi) die Ueberzeugung, daß 
nie mehr auseinandberfallen dürfe, mächtiger noch entfaltete fich bie 
2. In biefer Zeit veifte bei der Königlichen Staatsregierung der 
; ber Verſuch, ein einiges Deutfchland unter einer einheitlichen Ver⸗ 
x berzuftellen, nicht länger mehr verfchoben werben bürfe. . . Unfere 
unfere Auffaffung war bie, daß Deutichland nicht für alle Zeit in 
le zerfallen fein könne, und daß die Zeit, von welcher ich eben zu 
Ehre batte, die rechte, die einzige Zeit fei, in welcher dieſe Geftaltung 
ıder Weife, entſprechend nad jeder Richtung, von uns geichaffen 
e. Die Königl. Staatsregierung ergriff die Snitiative für die Ger 
tſchlands. Es ift dieſes von competenter Seite an benfwirbigem 
ben worden. 
ten nicht mit dem Redner, der bie Initiative dem Volle vinbicirte. 
wir überheben uns nicht, wenn wir in Bezug auf die Deutfche Po- 
n, daß wir uns Eins wiffen mit dem Volle, deſſen Gejchide wir 
Stunde zu leiten berufen geweſen find. 
lien Umftänden laſſen wir uns genligen mit dem Bewußtjein, unter 
n Regierungen bie erfte geweſen zu fein, welche es werjuchte, bie 
e vom Gebiete der theoretifchen Erörterungen auf das Gebiet ber 
mäberzuführen. . . 
Jahrhunderte hindurch hatte Bayern — von der Zeit an, ba man 
ı zum erflen Male genannt hat — einen Theil des Deutichen Reiches 
ı je bat e8 Leid und Freud mit Deutichland getheilt; feine Gefchichte 
[8 die irgend eines andern beutichen Gebietes mit ber bes beutichen 
nben, und als das Deutſche Reich zerfallen, als bie Zeit des erften 
vorüber war, in welcher Bayern zum Königreiche erhoben worden ift, 
ie gleichwohl Niemand eine Zeit ber freien Selbfibeftimmung für 
en wird, wenn es auch nicht mehr dem Kaifer untergeben und nicht 
Reiche eingefügt gewejen ift, als jene Zeit vorliber war und man 
eſtaltung Deutſchlands ging, da dachte Niemand daran, aus Bayern 
tional ganz unabhängigen Staat zu machen. Auch nad dieſer Zeit 
troß unbezweifelter Souveränetät den Dispofitionen untergeben, 
ber Damals beftehenden Berfaffung die Gemeinfamteit über Deutſch⸗ 
en berufen geweien ift. Erſt das Jahr 1866 hat, nachdem bie Un⸗ 
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haltbarkeit des bisherigen Zuſtandes nachgewiejen war unb noch Niemand in ker 
Lage gewelen tft, einen annehmbaren Vorfchlag darüber zu machen, wie ih die 
Sache in der Folge geftulten follte, Bayern eine völlige Unabhängigkeit von wer 
faffungsmäßigen Verbindungen mit den Übrigen Deutfden Staaten und dm 
völlig unab ingige internationale Stellung gebracht. Aber auch biefe Wa 
vollzog fi, darüber ift fein Zweifel, nicht etwa in der Weile, daß es i 
Jemand beabfichtigt hätte, es follte fo werden und nicht andere. Nur bie Unrche 
Dei Ka bältnife bat zu biefem völlig unabhängigen internationalen Standpark 
geführt. 

Niemand war im Zweifel darüber, ich wenigftens babe mich von jeher zu 
ber Anficht belannt, daß die erfte große Krifis dem im Jahr 1866 gefchaffenen 
Auftande ein Ende machen werde. Die Ungewißheit beftanb nur, meines Erf 
tens, darüber, wie Diefes geſchehen werde, ob mit entſprechender Schonung unferw 
beredhtigten Eigenthümlichleiten, ob dadurch, daß das Geſchick Über den Ram 
Bayern binmweggebe. Aber troß diefer unabhängigen Stellung waren nub bfcken 
die Beziehungen Bayerns zum Übrigen Deutſchland fo eng, daß ſelbſt Defereih 
und Frankreich, welche doch das dringendſte Intereffe gehabt hätten, alle Berbis 
dungen zu Iöfen, ich will nicht fagen, es nicht wagten, aber es nicht für ange 
mefien hielten, von ſolchen Verbindungen gänzlich abzufehen. So eng waren zu 
blieben die Beziehungen Bayerns zu dem Übrigen Deutſchland, daß in dem Ange 
blide, in welchem ber alte Bund auseinanderfiel, an beffen Stelle bie Allum 
verträge traten, die uns in politifcher Beziehung enge mit Norbbeutichland uub 
ben übrigen Deutſchen Staaten in Verbindung brachten, und daß an bie Gtek 
ber alten Beziehungen auf wirtbichaftlihem Gebiete der neuformulirte Follvereis 
trat, welcher uns bereits zu dem Anfange eines verfaffungsmäßigen Zuſaumer⸗ 
ſchluſſes mit dem übrigen Deutichlandb führte. 

Meine Herren, ich denke mir, es kann Niemand behaupten, baß und bie 
Allianzverträge und der Zollverein eine größere und wahrere Unabhängigkeit ge 
fihert hätten, als dies bei einem verfaflungemäbigen Bündniffe der Fall if. Der 
wejentlihe Unterfhied zwifchen beiden beftebt darin, daß wir mit 
ben Allianzverträgen die Politil, Die man anberwärts zu mades 
für gut fand, einfach unfererjeits acceptiren mußten, währenb wit 
jett fortwährenb in der Rage fein werben, bie gewidtige Stimme 
Bayerns in der Ordnung der beutfhen Verhältniſſe zur redfies 
Zeit auf redblihem und ehrlichem Wege und, id denke mir, nigt 
ohne Erfolg zu verwertben. 

In Deutihland haben die Parteien feit Jahren geftritten, wie dak Bater- 
land geeinigt, wie feine Neugeftaltung gefördert werben ſollte. Man hat wel 
darüber geftritten, ob bie öfterreichifchen Deutichen auch bei uns eine Stelle finden 
dürften, müßten, ob nicht. Darüber habe ih Niemand ftreiten hören, ob in eine 
Deutichen Bunde Bayern fein fol. 

Sole Erwägungen und die feft begründete Ueberzeugung, daß jeht de 
Zeit fei, um mit Wahrung aller berechtigten Interefien das Ziel zu 
das wir früher oder jpäter erreihen mußten, dieſe Ueberzeugung bat bie 
riſche Staatsregierung zu ber von mir bereitS erwähnten Initiative veranla 
Auch wenn Sie nüchterner, als wir es gethan haben, bie Lage ber Dinge ir 
trachten, werben Sie zu dem Schluffe fommen, baß die Stellung, welde 
eingenommen baben, bie allein richtige war, und daß wir auf bem rechten Dep 

ewejen find. Betrachten Sie die Yage der Dinge mit dem nlichternften 
Filteften Blide fo werben Sie, auch wenn e8 allen Ihren Empfindungen wiht” 
{pricht, zu dem Echluffe kommen, daß Bayern gezwungen war, den Verſuch ein? 
Neugeftaltung Deutſchlands zu machen, ja, daß e8 in einer Zwangslage wer. 

Nicht ale ob von Seite der beutfchen Großmadt, mit der wir tran 
haben, irgend ein Zwang geübt worden wäre. In den Ioyalften Worten at 
man uns zu wiederholten Malen beftätigt, wir würden von Feist! 
Seite einen Zwang zur Eröffnung und Weiterführung ber Ber 





285 


a Über bie Neugeftaltung Deutſchlands zu erleiben haben, 
amal Borjhläge bat man uns gemadt, um, wie es im 
fenden Erdffnungen: beißt, nicht unjere ampfinbungen 
n. GSchäten Sie biefe Loyalität fo gering, als Ihnen gut dilnkt 
agen, mau wußte auch von ber anderen Seite, wie weit Die Mög- 
:, in Bayern eine vollflänbig ifolirte Stellung zu bewahren, jo ſteht 
ıtfache feft, daß man einen van nicht gelibt bat. 
dennoch waren wir gezwungen, mit dem Norddeutſchen 
Berhandlungen einzutreten, denn wir wußten mit Beſtimmt⸗ 
nn Bayern auch nicht dem Bunde filh anfchließe, tiefes von Seiten 
%, Babens und Hefiens boch geicheben würde. Und mit biefem Augen- 
te uns, minbeftens für eine unferer Ichönften Provinzen bie Möglich. 
deihlichen Exiſtenz außerhalb des Bunbes ein für allemal befeitigt. 
ir, auf wirthſchaftlichem Gebiete wäre in kürzeſter Zeit auch für das 
m die Unmöglichkeit einer ifolirten Eriftenz eingetreten. Sie wiffen, 
Maße wir des Zollvereins bebürfen. Mindeſtens und fpäteftens bie 
lcher die Zollvereinsverträge zu erneuern gewejen wären, würbe uns 
igfeit, ohne Bebingung dem Bunde beizutreten, auferlegt haben. In 
e ſpreche ich von einer Swangslage Bayerns. Die fibylliniichen Bücher 
edroſchenes Beifpiel, und doch habe ich in meinem Leben keinen Fall 
welhem die Moral der alten Sage von diefen Büchern befler am 
eu wäre, als gerade jet. Darf ih Sie deun nicht daran zurüder- 
; Breußen im Jahre 1866 bei Löfung des alten Bundes Vorfchläge 
die den Eigenthümlichleiten der einzelnen Staaten noch ein wejentlich 
» Iießen, als ſpäter bie Norddeutſche Bunbesverfaffung? Jene Propo- 
man zurädgewielen. Sie gingen ja viel zu weit! Sie entfernten fich 
ten Deutichen Bunde in einer Weife, daß man fi in Süddeutſchland 
Iropofitionen unmöglich vertragen konnte! Aus dem, was ich inzwifchen 
— id kann Ihnen dieſes nicht mit Schwarz auf Weiß nachweifen, 
te Sie, glauben Sie es mir — habe ich die Ueberzgeugung gefchöpft, 
wir vor ber großen Kriſis und bevor die Nation und Dasjenige, 
tion that, fo hoch ftand, wie in ber letzten Zeit, das Anerbieten ge- 
i, uns mit dem Norbbentichen Bunde abzufinden, daß, fage ich, Die 
n, welche damals zu erlangen gewejen wären, noch ein ganz anderes 
n hätten, als der Vertrag, den wir Ihnen heute vorlegen. 
find wir wieder an dem Punkte, uns entſcheiden zu müſſen; wir haben 
über Bedingungen ſchlüſſig zu machen — weiſen Sie fie nicht zurück! 
n Dale werden auch dieſe Bedingungen von feinem Reichſtage, von 
besregierung bewilligt. Sagen Sie mir nit, was man bisweilen 
wollen diefe Bedingungen nicht; wir wollen, wenn denn doch Bayern 
geben fol, mit Ehren zu Grunde geben; jagen Sie mir nicht, wir 
z annektirt fein. Ich betrachte diefe Aeußerungen lediglich als vorläu⸗ 
en bes Unmuthes Über eine Lage, von ter ich recht wohl fühle, 
ebhrere in biefem Haufe peinlich ift. Laffen Sie mid nun noch ber 
ven ber Großbeutichen gedenken. Ich thue biefes fehr gen, meine - 
il ih bis in die neuefte Zeit zu den Großdeutſchen gehört habe und 
: nah noch ein Großbentfcher bin. Den Schmerz ber Herren, die ein 
jet werben ſehen gegen ihre Wünſche, begreife ich wohl. Ich wünfchte 
iren alle deutſchen Brüter in dem Bunde vereinigt, den wir zu fchließen 
find. Es find nicht blos Sympatbien allein, die mir dieſe Worte in 
legen ‚es find fehr reale Erwägungen. Ich fühle jehr wohl, was es 
Gland mit einer Mehrzahl Heinerer Staaten und Einer Großmadht zu 
n; ich erkenne jehr wohl die Gefahren, die für bie einzelnen Staaten 
terbindung Liegen könnten. Aber, meine Herren, mit der Politik ber 
en bat meines Erachtens das Fahr 1866 aufgeräumt. — Das Gebiet 
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der Thatfachen, auf dem man fich bei Hanbhabung ber Politif bewegen muß, 
fchließt bie Politik der Großbeutichen, meiner Anſicht nad, fürs Erſte und Di 
vielleicht auch für diefe wieder glüdlichere Zeiten kommen, aus. Jetzt nägt es 
nichts mehr, meine Herren, der großdeutſchen Idee nachzuhängen 
Einer Wittwe, meine Herren, fteht die nie endende Trauer um ben verloremm 
Gatten, um das Ideal ihres Lebens, fehr wohl an; den Regierungen unb Vöffen 
ift ein foldhes Zrauern über ein verlorene® Ideal nicht vergönnt; Regierumgen 
und Böller müſſen von der Bahre eines verlorenen Ideals weg den Bid um 
Leben kehren, und das haben wir gethan. 

Jetzt, jetzt ſteht die Entſcheidung bei Ihnen; die Entſcheidung fage ich, mein 
Herren, aber ich füge bei, nicht Die Wahl, — glauben Sie nicht, daß ich mit 
dieſem Ausprude einen Eingriff in die Kompetenz ber Kammer maden will, ® 
nein! Sie können „Ja“ fagen, fie Finnen „Nein“ fagen, dennoch fage id, Sie 
haben die Entfheidung, nicht die Wahl; Sie haben vie Entſcheidung in 
dem Sinne, wie der Richter die Entſcheidung in einem Rechtsfalle hat: das, mob 
Sie für Recht anerlannt haben, müſſen Sie ausfprechen, es bleibt Ihnen leine 
Wahl und ich habe die Ueberzeugung, — prüfen Ste die Lage Bayerns, prüfen 
Sie die Verträge ruhig — und Sie werben zu bem Sate kommen, ben ih her 
mit ausſpreche — ich wieberhole, nicht in der Abfiht, um irgend ein Recht M 
beeinträchtigen — Sie müfjen die Verträge annehmen.” 


1871. 19. Januar. Aus der Rebe des Minifters bes Aeufern Grafen v. Braß 


„Meine Herren! Das künftige Verhältniß Deutfchlands zur äfterreichtkie 
ungarifchen Monardie ift im Laufe der Debatte wiederholt zur Sprache gebrodt 
worden. Schon im Laufe dieſes Sommers vor dem Beginn der Berfaffungsver 
handlungen beftanb bei den leitenden preußifchen Staatsmännern die Abficht eimr 
Berfländigung mit Oeſterreich. Es erfolgten einleitende Schritte und enblich ber 
Ihnen befaunte Depefchenaustaufh. Meine Herren! Es ift erfreulich, zu konſte⸗ 
tiren, daß die erfte politifhe Altion des neuen Deutfhen Reiches ber 
Annäherung an Defterreich gegolten hat. Für ven Abjchluß ber Verträge 
war dies von höchfter Wichtigkeit. Hätte jene erfreuliche Ausficht nicht beftanden 
und wäre vielmehr an ven Vertragsabſchluß Die gegründete Befürchtung eins 
Zerwärfniffes mit Oefterreich geknüpft gewefen, fo hätte ich wenigftens bie Hand 
zu einem folchen Abfchluß nicht geboten; denn, meine Herren, was wäre eis 
Krieg mit Oeſterreich? Es wäre aller Wahrſcheinlichkeit nach gleichzeitig eim neuct 
Krieg mit Frankreich, d. t. ein europäiſcher, ein allgemeiner Krieg, und in erſer 
Linie der Ruin Bayerns. 

Was ein folder Krieg für Defterreich- Ungarn wäre, das wirb man bett 
am beften zu würdigen wiffen. Nah meiner Weberzeugung haben beide 
ſtaatlichen Gemeinfhaften allen Grund, eine ſolche Eventualität forgfältig F 
meiden. Meine Herren! Wenn hinter ben Aeußerungen der Regierungen bie me 
fentlichften Intereffen der Nation ftehen, dann folgt dem Worte die That, Dans 
werben die Worte felbft zur That. BVergegenwärtigen Sie ſich die Aeußerung 
weldhe Graf Beuft in feiner Depeiche vom 14. v. iR. Namens St. Majeftät des 
Kaifers Franz Joſeph gethan bat. Sie lautet: „Der Kaifer wird, freien 
hoben Sinnes, die erhebenden Erinnerungen, die feine Dynaftie im ber glam⸗ 
vollen Gefchichte von Jahrhunderten mit den Geichiden des deutſchen Volles ve” 
banden, nicht anders auffaffen, als mit den wärmften Sympathien filr die ferner 
Entwidelung biefes Volles und mit dem rückhaltioſen Wunfche, daß es in der 
neuen Formen feines ftaatlihen Dafeins die wahren Bürgichaften einer glücklichen, 
für feine eigene wie für die Wohlfahrt des ihm in gefchichtlicher Tradition, ts 
Sprade, Sitte und Recht fo vielfach verwandten Kaiferftantes gleich fegensreidhen 
Zukunft finden möge.“ Sind folde Worte aus ſolchem Munde nicht ſchon AIR 
Creigniß, eine politiihe That zu nennen? 

Allianz mit DOefterreih, das, meine Herren, ift bie einzige jebt moͤgliche 
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dewirllichung ber großbeutichen Idee, welche viele von uns auf ihr Banner ge- 
qrieben n. Aber, meine Herren, um für dieſen Gedanken zu wirken, um 
Ike verwirklichen zu Binnen, mäflen wir im Deutſchen Bunbe fein. Außerhalb 
fielen ſtehend, finb wir kein Mittelglied, bienen wir nicht gr Berbindung 
—* beiden großen Nachbarn, wir gerathen in Gefahr, zum Streitobjekt zwi⸗ 
beiden zu werden. Deine Herren! Der Herr Vorredner bat mit vollem 
Bet auch für feine Partei den nationalen Gedanken in Anfpruch genommen. 
Ja der That ift viel von ben Nationalliberalen und von ihrem Einfluffe auf bie 
Rengefaltung Deutſchlands die Rede. Bon ihnen hängt e8 ab, meine Herren, 
ah ihren Beitritt bazu beizutragen, daß auch ber national» konferpativen und 
aßen ber großbeutichen Richtung Rechnung getragen werde. Sie werben 
dem Frieden, ber frieblihen Entwidelung und folgeweife ber Entlaftung 
ker Böller neue und fihere Garantien verſchaffen.“ 


21. Januar. Rebe des Kriegs- Minifters von Prankh (Schluß). 


„Bir bielten es für eine Ehrenſache, daß Bayern in ben Krieg eintrete, 
nd zugleich für ein Gebot unferes Intereffes. Die Enthiillungen, welche ſeitdem 
m ben Tag kamen, haben dieſe unfere Anficht als richtig bewährt, denn wären 
He nicht in den Krieg eingetreten, jo würde Bayern heute wahrſcheinlich nicht 
rer exiſtiren. Der Krieg brachte die politifhe und milttärifche Einheit Deutſch⸗ 
mds unter Preußens Führung zu Stante. Die Siege von Weißenburg, Wörth, 
Rep zeigten, welche Kraft das geeinigte Deutfchland befitst, und der Wunfch nad 
aernder Einigung gab fi aufs lebhafteſte fund, nicht blos in den national 
beralen, ſondern auch in den konſervativen, felbft in ſtreng partikulariftifchen 
teifen. Den Höhepunkt erreichte biefe Bervegung burch das Ereigniß von Seban. 
%e Regierung hatte zu erwägen, wie fie fich gegenüber dieſer Bewegung ver- 
alten, ob fie verſuchen folle, diefelbe zu beberrichen, oder ob fte einfach abwarten 
Le, was kommen würde Wir hätten pflicytwibrig gehandelt, und wären ber 
köße der Zeit abfolut nicht gewachien geweien, wenn toir nicht verfucht hätten, 
e Bewegung ins richtige Bett zu leiten. Präzifer gejagt fland bie Frage fo: 
a Bayern in feiner bisherigen Sonberftellung verharren ober eine Einigung 
ü dem Norbbund auf bauernder Grundlage herbeiführen helfen? Wir ftellten 
it Grundlagen einer folhen Einigung fett, und nachdem dies geſchehen war, er- 
Affen wir die Initiative. Herr Delbrüd kam nah Münden. In den Be- 
bangen mit ihm wurben Aenderungen an unferer Grundlage gemadt; bas 
ber ward uns auch Mar, daß der Norbbund auf wefentliche Aenderungen feiner 
erfaffung durchaus nicht eingehen werde. Wir gedachten demgemäß damals ein 
ternationales Bündniß mit dem Norbbund anzuftreben. Nun lamen bie Bes 

en in Berfaillee. Man bat freilich gefagt, wir hätten fie nicht während 
6 Rrieges führen, fonbern bis nach geichloffenem Frieden damit warten follen. 
Der man bevenke boch: nicht wir gaben den Anlaß zu den BVerjailler Verhand⸗ 
ingen; bie anderen Sübftaaten waren ja fchon in bie Unterhandlungen wegen 
rei Beitritte zum Bund eingetreten. Wir hatten die Wahl, mwegzubleiben oder 
kiumehmen. Wir hielten es für beffer, theilzunehmen. Bald erfannten wir, 
% ein internationales Bündniß unter dem gegebenen Verhältniſſen nicht mehr 
Welch war; ebenfo, daß wir nicht außer aller Verbindung mit dem Bund bleiben 


So blieb alfo nur der Beitritt übrig, für welchen wir nun die möglichften 
ionen der Norbbundverfaffung zu erreichen firebten. Dies führte zum 
jel. Ich will Ihnen bier mittheilen, was damals Graf Bismard fagte: „Wir 
dellen fein verftimmtes, wir wollen ein freiwilliges Bayern.” Dies 
Dir der rothe Faden, weicher fich durch Die Berhanblungen durchzog; ihr Ergebniß 
— vor. Opfer allerdings an Rechten der Krone wie der Volksvertretung 
wert das Bundesverhältniß von uns; dies aber iſt die unabweisliche Konſequenz 
es jeden Bunbesverhältniffes: entweder wollen Sie keinen Bund, ober Sie 

einen folhen; im letzteren Fall müſſen Sie fih zu Opfern entſchließen. 
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Man bat mir vorgehalten, daß ih am 19. Juli fagte: ich wärt 
machen wiber jeden Verſuch gegen Bayerns Selbſtändigkeit. Ich habe m 
eingelöft; fragen Site die, mit melden ich unterhanbelte. Das erfte Wor 
mein König bei meiner Rüdlehr aus Berfailles mid) empfing, war ber 2 
das, was ih für Bayern gethan hatte. Andere unabhängige Männer 
fih in gleihem Sinne. Und dann vergeffe man nicht, ale ih am 19.9 
beifegte: man bürfe die nationale Bewegung auch nicht überſehen. Eine 
Selbftänpigleit, eine Sonderftellung zu behaupten, wäre Bayern nur t 
Stande, wern neben feiner Vollszahl, Größe und Kraft aud die Einfli 
bes Volles hierüber beftände; beflänve fie, dann hätten wir bie Verträge 
ſchließen Können. Nun vergegenmwärtigen Sie ſich die Folgen ber Ablehn 
Verträge, die neugewählte Kammer tritt in ſechs Wochen früheftene zu 
nimmt fie Die Verträge an, dann gefchieht in zwei Monaten, was jet ı 
Erfolg geichähe, denn mittlerweile find unfere Vertreter weber im Reicht 
im Bundesrath. Werben dann die Verträge wieder abgelehnt, dann tritı 
ih, diefes Minifterium ab; Männer nah Ihrem Sinn mögen daun mı 
bandlungen in Berlin anzulnüpfen verfuden, und werben mit aller £ 
bie Antwort befommen: es fei unmöglich, der Bund fet fertig, und in bi 
Bayern eintreten. Verſuchen Sie's dann etwa noch mit einem intern 
Bündniß, fo wird dies gewiß in biefem Haus verworfen, nicht blos 
Linken, fondern auch von der Rechten. Es würde dies zudem auch nic 
feiler fommen. Dann ift die Lage wie jetzt, dann fagen Sie vielleicht: 
wir doch die alten Minifter wieder.” Aber biefe werben dann nicht meh 
Dann wird ein Minifterium der Linken kommen, und dieſes gebt einen 

als wir, ben bes unbebingten Eintritts in den Bund. So dent 
die Tage, die dann kommt. Wäre ich heute Abgeorbneter, fo fäße ich 
Rechten, dafür kennen Sie mich, aber ich würbe für die Verträge flimn 
ih in ihnen das einzige Mittel erfenne, Bayern feſt beifanmen und ge 
erhalten in Verbindung mit Deutſchland und mit feinem Monarchen.” 


Bet der Abflimmung wurden die Berträge mit 109 
48 Stimmen, aljo mit der erforderliden Mehrheit von zwe 
teln ber Anwejenden angenommen. 


Der Bräfident Dr. Weis richtete dann folgende Worte an bie Verſa 


„Durch diefen Beſchluß ift das dentſche Einigungswert vollen 
Bayern ift in das neu gegründete Deutſche Heich eingetreten. Geloben 
iu dieſer ernſten Stunde mit ernfter, tiefer Hingebung im Geifte der Ba 
fiebe an Allem mitzuarbeiten, was zu des gefammten Baterlanbes Wohl 
dann wird ber Segen bes Himmels nicht fehlen, und der Baum, ber 
pflanzt ift, bald fefte Wurzel faffen und reiche Früchte tragen. Zu biefen 
rechne Ich einen ehrenvollen Frieden uud bie Herftellung ter Eintracht, ı 
unter den deutſchen Regierungen und Stämmen, fonbern auch inne 
Stämme unter den bisher beftandenen Parteien. 


Ueber dem großen Gejammtvaterlande vergeffen wir aber nicht unfe 
Baterland Bayern; ihm bleiben große Aufgaben und indem Sie inner 
Aufgaben fein Wohl fürdern, fürdern Sie auch des Geſammtvaterla 
denn nur, wenn bie Einzelftaaten blühen, können fie für die Gefanmtbe 
was dieſen nöthig ifl. 

Um biefer Gefinnung Ausprud zu geben, fordere ih Ste auf, in 
ber Sufammengebörigteit unſerem Allergnäbigften König ein breifäs 

ngen!“ 
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Die Bollendung des Deutfchen Reiches. 


„Provinzial Correspondenz“ vom 25. Januar 1871. 


„So ift denn das Deutihe Kaifertbum wieder erftanden unb unter dem 
geiſerten Zurnfe des deutichen Volles feierlich verfündet worden. 

Es war Gottes Fügung, daß die flille Arbeit des beutichen Geiſtes, durch 
elde das Werk der Einigung feit Jahrzehnten vorbereitet war, ihre endliche Er- 
Kung erft auf ven Schlachtfeldern finden jollte. 

ie Prophezeihung, daß unfer Bolt durh „Blut und Eifen“ zur erfehnten 
inheit lommen werbe, ift rajcher und vollftändiger, ald man es ahnen konnte, 
w Wahrheit geworden. In der einmüthigen Erhebung und im ‚glorreichen 
umpfe aller deutſchen Stämme gegen ben alten Erbfeind deutſcher Nation bat 
W Bewußtfein der inneren Einheit mit unerwarteter Kraft alle Hüllen und 
anmnifle zeriprengt und abgeftreift, und if mit einem gewaltigen Schlage zur 
kltung und Herrichaft gelangt. 

ie deutihe Einheit war innerlich fertig, ſchon als der nationale Krieg 
ur Führung unferes Heldenfönigs begann, fie war vollends im Geifte des 
elles beftätigt und befiegelt, nachdem die geeinigte Kraft des Volles fich in 
underbaren Siegen und Erfolgen bewährt hatte. 

Deutihland war bereit ın der That und Wahrheit ein mächtige Reich 
worden, unſer König war bereits der Kaifer und Herzog ber Deutiihen mit 
ner Machtfülle und Größe, wie kein Kaifer zuvor, unfer Boll war erfüllt und 
oben von bem freubigen Bewußtſein ber wiedererftandenen Herrlichkeit des 
xutſchen Reiches; — fo mußte denn, was in gewaltigen Thatfahen und in 
ben Herzen fchon Leben gewonnen hatte, auch in ver Geftaltung bes neuen 
estihen Staatswejens zum wirklihen vollen Ausdrud gelangen. 

Richt von unjerm Könige, nicht vom Norddeutſchen Bunde war der Anftoß 
mgegangen, um inmitten bes Krieges die Einheit Deutjchlands in einem gemein- 
men Deutihen Bunde zu vollenden, — bie ſüddeutſchen Staaten felber folgten 
am erhbebenden Drange bes allgemeinen Bewußtſeins, indem fie den unverzüg- 
den Eintritt in bie engere Gemeinfchaft erftrebten. 

König Wilhelm hätte nimmer die Emeuerung ber Kaiferwürbe erftrebt 
der beantragt: das Königtbum der Hohenzollern war an Ehren reich genug, um 
ab das Deutiche Reich nad allen Eeiten bin würdig zu vertreten. Aber es lag 
ı dem Wefen der unmiberftehlich eingetretenen nationalen Entwidiung, daß bie 
Ahften, wie das Volk mit der Wieberberftellung des Reiches auch das Wahrzeichen 
& alten Herrlichkeit deſſelben, das Kaiſerthum wieder aufgerichtet wiffen wollten; 
in den neu binzugelommenen fübbeutichen Bollskreifen zumal würde man das 
dentihe Reich ohne das Kaifertbum kaum recht verflanden und in voller Bedeu⸗ 
ng anerlannt haben. 

Go war e8 denn in Wahrheit die Erfüllung einer „Pflicht gegen das ge- 
Kinfeme Vaterland,“ daß unfer König dem Rufe der deutſchen Fürften unb 
een Städte unb ben übereinftimmenben Beichlüffen aller beutichen Volksvertre⸗ 
* ſeine Sufimmung gab und mit ber Herftellung des Deutſchen Reiches 

die feit mehr denn 60 Jahren ruhende Deutiche Kaiſerwürde erneuerte. 

Mit dem 1. Januar bereits war die Verfaffung bes neuen Deutſchen Bundes 
"th verkündet und in Kraft getreten, mit ihr die Beflimmungen, nad) welchen 
Bund den Namen „Deutiches Reich,“ das Oberhaupt des Bundes den Namen 

ber Kaiſer“ führt. 

Raifer und Reich waren feit bem 1. Januar flaatsrechtlich feftgeftellte und 
Werlennte Einrichtungen des neuen Deutichland: jeder Alt, welcher vom Präfl- 
* Ar ausgeht, mußte fortan unter dem Namen des „Deutjchen Kat- 

erfolgen. 

Benn die feierliche Weihe der großen geſchichtlichen Wenbung noch um eine 
ae Veile hinausgefchoben war, fo gejchah es, weil unfer König die Krone bes 
Reiipen erft dann in förmlicher Weiſe zu erfaflen gebachte, wenn fie alle Glieder 
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umfaßte. Die bedeutungsvolle Feier wurde auf den 18. Januar, ben Gebenktag 
ber Grünbung bes preufifcien dnigethums, feftgefettt in ber Hoffnung, daß bie 
dahin eben alle Glieder, auch Bayern ihren Beitritt zum neuen Deutichen Reiche 
endgültig befiegelt haben würden. 

Obwohl diefe Hoffnung bis zu dem in Ausficht genommenen Tage neh 
nicht erfüllt war, fo ift boch die Erfüllung unmittelbar darauf erfolgt, und heute 
ſchon feiert Bayern mit dem gefammten Deutichland feine Zugehörigkeit zu dem 
wiebererftanbenen Reiche. 

In wenigen Wochen wird ganz Deutihland die Wahlen zu dem erften 
meinfamen Reichstage vollziehen, der, jo Gott will, ben Deutichen Kaifer bei 
Heimkehr von feiner Siegesbahn begrüßen wird. 

Die Thatſachen geben lautes Zeugnif dafür, daß biefe ganze beutihe 
Entwidelung, wie fie fih in ben Ietten Monaten vollzogen hat, aus bem GeiR 
des deutſchen Volles unter dem fichtlihen Walten Gottes hervorgegangen if.“ 


Oeſterreichs Stellung zu Deutſchlands Nengeitaltung. 


1870. Depeiche des Grafen von Beuft an ben Grafen von Wimpffen in 
Berlin. 
Wien, 5. Dezember 1870. 

„Schon vor einiger Zeit hat ber Königlich preußifche Herr Geſandte wid 
auf eine Mittheilung vorbereitet, die er in Bezug auf bie künftige Geftaltung 
Deutſchlands binnen Kurzem an die 8. K. Regierung zu richten haben werde 
General v. Shweinit hat mir angelündigt, er werde dieſe Mittheilung mit ber 
Berfiherung des Wunfches und der Hoffnung feiner Regierung zu begleiten haben, 
daß das Verhältniß des neugeftalteten Deutichlands zur äfterreichifch- ungariſchen 
Monarchie ganz jenen Charakter aufrichtiger und dauerhafter Freundſchaft au 
tragen werde, der ben Gefinnungen Preußens nicht weniger wie ben Erinnerungek 
an bie deutjche Vergangenheit entjpreche. 

Bon dieſer vorläufigen Anzeige habe ih Sr. Königl. und Kaiferlich apoſto⸗ 
liſchen Majeftät fogleich Bericht erftattet. Mit Allerhüchfter Ermächtigung und IR 
Uebereinſtimmung mit der Auffaffung des Minifterconjeil® habe ich mic hier 
gegen Herrn v. Shmeinik dahin ausgeiprochen, daß bie Regierung 
Ungarns die angekündigte Miittheilung jo günftig aufnehmen werbe, wie es von 
Seite Preußens nur immer gewünſcht werden inne. Dan beabfichtige unſerer⸗ 
ſeits nicht, der Logik der mächtigen Ereigniffe, durch welche die Führung bes new 
beutfchen Bundes der Krone Preußen zugefallen fei, das Recht bes Prager Grit 
bensvertrages entgegenzuftellen, vielmehr werde unfere Erklärung befunden, daß 
wir die Freundſchaftsanerbietungen Preußens und des unter ſeiner Leitun 
Deutſchlands gerne und rückhaltlos annehmen und unſeres geſchichtlichen —** 
mit ihm mur gedenken werden, um es auch in feiner neuen Geſtait mit unfere® 
beften Wünfchen zu begleiten und jede Gelegenheit zur Verfländigung mit ihm 
in herzlicher Bereitwilligfeit zu ergreifen. u 

Der Königlich preußifchen Regierung muß dies durch Herrn v. Schweinit 
bekannt geworden ſein. Als ich indeſſen geſtern den Herrn Geſandten wieder 
mir ſah, war er mit dem erwarteten Auftrage noch nicht verſehen und 
auf meine diesfällige Anfrage, daß das neue Verfaſſungsprodukt wohl noch de’ 
ſchiedene Stadien in bei Berathungen ver berechtigten Faktoren zu durchlau 
habe, ehe es fich als ein endgiltig abgejchloffenes Wert werde barftellen fun 
Diefe Aeußerung ließ mich vermuthen, daß die Abficht beftehe, bie Urkunden 
auf welden der neue Bund beruhen wird, zum Gegenftande ber vorbehal n 
Mittheilung an uns zu machen. Ich hatte dies feither nicht worausgefeht, IM 
ih muß in ber That der Meinung fein, daß, da wir den Anfpruch auf Prü 
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der neuen Bunbed-Berträge nicht erheben, es unferer Stellung zur Sache befier 
entſpreche, wenn auch eine Mittheilung unterbleibe, bie von und entweber als 

‚ oder als eine Aufforderung zu eingehender Prüfung betrachtet werben 
mößte, und bie mich im letzteren Falle mit ber Aufgabe einer Diskuffion oder 
st der Berantiwortlichleit flir deren Berfäumung belaften würbe. Es wird für 
uns leichter und für ben Zweck förberlicher fein, wenn uns bieje Alternativen 
eripart werden, und Preußen, inbem es uns im Allgemeinen von der Thatjache- 
bes Abſchluſſes der BVerfaffungsverträge und von ber dadurch begründeten Präro⸗ 
gative Kenntniß giebt, dabei mehr bie Geſichtspunkte herworhebt, die fich ihm in 
jeiner neuen Stellung in Bezug auf das Verhältniß zu Oefterreich- Ungarn auf 
dem Felde der allgemeinen europätfchen Politik barbieten mögen. Ungeftört durch 
innere deutiche Fragen können wir dann mit um fo mehr Freiheit uus über 
unfere künftigen Beziehungen zur leitenden deutſchen Macht in bein obenbezeich- 
neten freundſchaftlichen Sinne ausiprecen. 
In dieſer Weiſe habe ich mich geftern gegenüber dem Königlichen Geſandten 
m Bug auf den bevorftehenden Schritt ausgeiprochen. Indem ich Eure Excellenz 
hiervon zu perfönlicher Kenntnißnahme und zur Benugung für Ihre vertraulichen 
Aeußerungen benachrichtige, erneuere ich Hochderſelben ꝛc. 8 

euft.“ 


Depeche des Grafen von Bidmard an Herrn von 
Schweinig in Wien. 
Berfailles, den 14. Dezember 1870. 

„Die Em. Hochmohlgeboren bekannten Verträge des Norddeutichen 

es mit den ſüddeutſchen Staaten, welche bier in Verſailles mit 

‚ Baden und Heflen, in Berlin mit Württemberg unterzeichnet 
zorden find, haben durch die legten Verhandlungen in Berlin, bei welchen 
deje fämmtlihen Staaten gegenjeitig ihre Buftimmung ausgeſprochen 
faben, ihren Abſchluß ſoweit erhalten, daß fie den ſüddeutſchen andtagen 
dergelegt werden können. 

Nicht allein die Nüdfiht auf den Prager Frieden, in weldem 

n und Defterreih-Ungarn ſich über ihre Auffafiung von der damals 
morteten Geſtaltung der Deutjchen Berhältnifje verftändigt haben, fon= 

t auch der Wunjch, mit dem mächtigen und befreundeten Nachbarreiche 

ungen zu pflegen, welche der gemeinfamen Bergangenheit ebenfo wie 

Sefinnungen und Bedürfniffen der beiderfeitigen Bevölkerung ent- 
IMechen, veranlagt mich, der Kaijerlihen und Königlichen Defterreichiich- 

ariſchen Regierung den Standpunkt darzulegen, welchen die Regierung 
&. Majeftät des Königs in Bezug auf diefe Neugeftaltung der Deutjchen 

tnifje einnimmt. 

In dem Frieden vom 23. Auguft 1866 ift der VBorausfegung Aus⸗ 
"ud gegeben, daß die Deutjchen Regierungen füdlih vom Main zu einem 
dunde zuſammentreten würden, welcher neben einer eigenen unabhängigen 
Stellung ugleih zu dem Bunde der Norddeutjhen Staaten in engere 
Nationale Beziehungen treten würde. Die Verwirklichung diefer Voraus⸗ 
ſchung blieb jenen Regierungen überlafjen, da feiner der beiden contrahi« 
enden Theile durch den Friedensſchluß berechtigt oder verpflichtet werden 

te, den fouverainen füddeutichen Staaten über die Geftaltung ihrer 

ungen zu einander Borjchriften zu machen. Die fübdeutichen 

Staaten haben es ihrerfeit8 unterlaffen, den Gedanken des Prager Fries 

eng zu verwirklichen. Sie haben die Herftellung der in Audfiht ges 
19* 
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nommenen nationalen Beziehungen zu Norddeutichland zunächſt in & 
des Bollvereind und gegenfeitiger Garantie⸗Verträge angeftrebt. 

Es (og außerhalb menfchlicher Berechnung, daß diefe Einrichtungen 
unter dem Drange der mächtigen Entwidlung, zu welcher ein umermwarteter 
franzöfifher Angriff das Deutſche Nationalgefühl aufrief, ihren Abſchluß 
in den jett vorliegenden Berjajjungs-Bündniffen und in der Errichtung 
eines neuen Deutihen Bundes finden follten. Es konnte nicht der Be 
ruf Norddeutichlands fein, diefe nicht von uns herbeigeführte, fondern and 
der Geſchichte und dem Geifte des Deutfchen Volles hervorgegangene Ext 
widelung zu hemmen oder abzuweiien. Auch die —— 
Regierung von Oeſterreich-Ungarn, davon ſind wir durch Ew. Hochwohl⸗ 

eboren Berichterſtattung verſichert, erwartet und verlangt nicht, daß die 

eſtimmungen des Prager Friedens die gedeihliche Entwickelung der 
Deutſchen Nachbarländer erſchweren ſollen. Die Kaiſerliche Regierung 
ſieht der Neugeftaltung, in welcher die Deutſchen Verhältnifſe begriffen 
find, mit dem berechtigten Vertrauen entgegen, daß alle Genoflen des 
neuen Deutfchen Bundes und insbefondere der König unfer Allergnädigfer 
gem, von dem Verlangen befeelt find, die freundfchaftlichen Beziehungen 

eutſchlands zu dem Oefterreihifch-Ungarifchen Nachbarreiche zu erhalten 
und zu fördern, auf welche beide durch die ihnen gemeinfamen Intereſſen 
und die Wechjelmirkung ihres geiftigen wie ihres materiellen Verkehrs⸗ 
lebend angewiefen find. Die verbündeten Regierungen hegen ihrerjetb 
die Zuverficht, daß derfelbe Wunſch auch von der Defterreichifch-Ungarifhen 
Monarchie getheilt wird. 

Die bevorftehende Befriedigung der nationalen Beftrebungen und 
Bedürfniffe des Deutfchen Volkes wird der weiteren Entwidlung Deutid 
lands eine Stätigfeit und Sicherheit verleihen, melde von ganz Europ 
und befonders den Nachbarländern Deutſchlands nicht alleın ohne Be 
forgniß, fondern mit Genugthuung wird begrüßt werden fönnen. Dit 
ungehemmte Entfaltung der materiellen Intereſſen, welche die Ränder und 
Völker mit fo mannigfaltigen Fäden verbinden, wird auf unfere politiichen 
Beziehungen eine wohlthätige Rückwirkung äußern. Deutſchland und 
Deiterreih- Ungarn, wir dürfen es zuverfichtlich hoffen, werden mit den 
Gefühlen des gegenjeitigen Wohlmollend auf einander bliden, und 
zur Förderung der Wohlfahrt und des Gedeihens beider Ränder die Hand 
reichen. 

Sobald die Grund-Berträge des neuen Bundes die Ratification 
allerjeits erhalten haben, werde ih Eure Hochwohlgeboren zu amtliher 
Mittheilung derfelben an den Herrn Reichskanzler in den Stand ſetzen. 

Ich erſuche Em. Hochwohlgeboren 5 dieſen Erlaß dem Her! 
Reichskanzler vorzuleſen und ihm eine Abfchrift von demfelben zu über⸗ 


geben. von Bismard. 


Depeiche des Grafen von Beuft an ben Grafen von Wimpffen 
in Berlin. 
Wien, 26. Dezember 1870. 
„Der Königlich Preußiſche Herr Gefandte hat die wiederholt in Aust 
eftellte Mittbeilung feiner Regierung in Betreff der künftigen Geftaltung De 
ande an mich gelangen laffen. In der Anlage erhalten Eure Ercellenz zu 
Kenntnißnahme Abſchrift der bezüglichen Depeiche. 


| 


| 
| 
| 
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IH war in ber Lage Eurer Ercellenz gleich nach den erflen Andeutungen 
8 Generals v. Schweinit über die bevorftehende Eröffnung ber Königlich 
veußifhen Regierung in meinem Erlaffe vom 5. d. Mts. bie allgemeinen Ge⸗ 
qtapuntte zu entwideln, welche wir als die maßgebenden und beftimmenden für 
ufere Auffaffung betradpten würben. Form und Inhalt des mir nunmehr vor⸗ 
egenden Schriftftüdes geftatten mir in erfreulichfter Weife meine damaligen Be⸗ 
erlangen aufrecht zu erhalten. 

Allerdings gilt dies anbererjeitd auch von einem Punkte, in welchem fich 
therlich wenigſtens unfere Anihauung mit ber der Königlich Preußiſchen Re- 
. nicht vollftändig begegnet. 

& habe in meinem Erlaß vom 5. I. Mts. den Hinweis darauf nicht um⸗ 
den Lönnen, wie wünſchenswerth es uns erichiene, ber Erörterung über ven 
tager Frieden aus Anlaß des gegenwärtigen Meinungs - Austaufches mit Preußen 
id mit Rückſicht auf das Ziel, deffen Erreihung beide Theile gleichmäßig dabei 
a Auge haben, möglichft überhoben zu fein. Die Königlich Preußifche Regierung 
at geglaubt in ihrer Mittbeilung vom 14. d. Mts. dieſe Frage berühren zu follen, 
a wiewohl wir die freunbfchaftliche Gefinnung bereitwillig anerkennen, in welcher 
x Erwähnung des Prager Friedens gejchehen ift, jo halten wir es doch für 
— die dadurch gebotenen Anknüpfungspunkte zu einer weiteren Ausein⸗ 

ung bier nicht einzugeben und auf unjerer Anficht zu verharren, daß bie 
rmeidung einer Diskuffion in diefer Richtung im beiberjeitigen Intereſſe liegt. 

In der That find es nicht formelle Interpretationen, nicht materielle Rechts⸗ 

e, bie wir zum Gegenftand ber Discuffion gemacht zu jehen im gegen- 
Kıtigen Augenbfide für wünfchenswerth erachten Finnen. Unſere Auffaffung neigt 
ieimeht dahin, in der Einigung Deutfchlands nnter Preußens Führung einen 
# von hiſtoriſcher Bedeutung, eine Thatſache erften Ranges in ber modernen 
Awidlung Europas zu erbliden und darnach das Berhältuiß zu beurtheilen, 
elches zwiſchen ber Defterreichifch- Ungariſchen Monarchie und ber neuen ftaat- 
den Schöpfung an unferen Grenzen angebahıt und befeftigt werben foll. 

Bon diefem Standpunkte aus kann es mir, indem ich ben weiteren von 
& Koͤniglich Preußiſchen Regierung angefünbigten Mittheilungen entgegenfehe, 
ar zu hoher Befriedigung gereichen, jetzt ſchon beftätigen zu bürfen, daß in allen 
ugebenden Kreifen Defterreich - Ungarns ver aufrichtige Wunſch vorherrſcht, mit 
m mächtigen Staatsweien, beffen Gründung ſich nunmehr vollziehen wird, bie 
en und freundjchaftlichften Beziehungen zu pflegen. Diefer Wunſch wurzeit in 
& feften Ueberzeugung, daß eine unbefangene Erwägung und Würdigung ber 
genfeitigen Bedürfniſſe nur die erfprießlichfte und wohlthätigſte Wirkung auf 
ade Reiche äußern, fie in Frieden und in reger Mitarbeiterfhaft an ben Auf- 
eben der Gegenwart und Zukunft einigen wird. In dieſer Beziehung ift die 
Knigfich Preußiſche Regierung nur dem Ausdrude unferer eigenen Empfindungen 
Bergelommen, wenn fie unferer gemeinfamen Vergangenheit gedenkt unb ber 
ung Worte leibt, daß Deutichland und Defterreich- Ungarn mit Gefühlen 
ungenfeitigen Wohlwollens auf einander bliden und fidh zur Görberung ber 

fahrt und des Gebeihens beiber Länder die Hand reichen werden. Nicht 
ae berechtigtes Vertrauen bürfen wir hiernach gerade in dieſem Augenblide ber 
dewirllichung ſo verheißender Ausſichten ein ergiebiges Feld eröffnet ſehen, ein 
ld, auf welchem Geneinſamkeit des Wollens und Handelus für beide Reiche 
in Unterpfand bleibender Eintracht, für Europa eine Bürgichaft dauernden Frie⸗ 

werden kann. 

Mit hoher Genugthuung muß uns aber die Thatfache erfüllen, daß jene 
kfnnungen der Bevölkerung DOefterreich - Ungarns auch in der Perfon Str. Ma⸗ 
Mät des Kaifers und Königs, unferes Allergnädigften Herrn, einen erhabenen 
Kür und Förderer finden. Allerhöchftberieibe wird freien und hoben Sinnes 
“e erhebenden Erinnerungen, die Seine Dynaftie in der glanzuollen Geſchichte 
R Jahrhunderten mit den Geſchicken des Deutichen Volles verbanden, nicht 

auffaffen, als mit der wärmften Sympathie für die fernere Entwidelung 
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biefes Volles und mit dem rüdhaltlofen Wunfche, daß es in den neuen For 

feines ftaatlichen Dafeine die wahren Bürgichaften einer glüdlichen, für | 

eigene, wie für die Wohlfahrt des ihm in gefchichtlicher Tradition, in &pm 

abe, Pr fo vielfach verwandten Kaijerftaates gleich fegensreichen Zul 
nn möge. 

Em. Ercellenz find beauftragt, die vorftehenden Bemerkungen zur Kenn 
des Herren Königlich Preußiihen Staats -Secretärs zu bringen und ihm auf! 
langen Abſchrift derſelben zu erteilen. 

Empfangen ıc. Beuf.” 


1871. 7. März. Abreife des großen Hauptquartier von Verſail 


9. März. Rückkehr Bismards nad Deutſchland. 


Der Bundeskanzler Graf von Bismard hat mit Rüdficht auf 
wichtigen und dringenden Aufgaben, welche ihn in der Heimath erwarte 
früher als das große Hauptquartier Frankreich verlaffen und tft von $ 
über Frankfurt a. M. in einer Zour nad Berlin zurüdgelehrt. Ur 
wegs wurden ihm auf allen größeren Stationen ungeachtet de ku 
Aufenthaltes begeifterte Sundgebungen der Verehrung Seitens der Be 
ferung gewidmet. Der Bundeskanzler ift am 9. Morgens in Berlin 
getroffen. (Prov.-Eorr.) 


15. März. Armeebefehl des Kaifers bei der Abreije aus Frankr 


Soldaten der deutfchen Armee! 


„sh verlajfe an dem beutigen Tage den Boden Frankreichs, 
welchem dem deutſchen Namen jo viel neue friegerifche Ehre erwad 
auf dem aber auch fo viel theure8 Blut geflofien if. Ein ehrenv 
Hrieden ift jeßt gefichert und der Rückmarſch der Truppen in die Hen 
bat zum Theil begonnen. Ich fage Euch Lebewohl und ich dante | 
nochmals mit warmem erhobenem Herzem für Alles, was Ihr in di 
Kriege durch Tapferkeit und Ausdauer geleiftet habt. Ihr ehrt mit 
ftolgen Bemußtfein in die Heimath zurüd, daß Ihr einen der gri 
Kriege fiegreich gejchlagen habt, den die Meltgefhichte je gejehen, — 
das theure Vaterland vor jedem Betreten durch den Feind gefchligt wo 
ift, und daß dem Deutfchen Reiche jet Yänder wiedererobert worden 
die e8 vor langer Beit verloren hat. Möge die Armee des nunmeh: 
einten Deutjchlands deſſen ſtets eingeden? fein, daß fie ſich nur bei fl 
Streben nah Vervollkommnung auf ihrer hohen Stufe erhalten 1 
dann können wir der Zukunft getroft entgegenfehen. 

Nancy, den 15. März 1871. Wilhelm 


Der Empfang in Deutſchland. 


Adrefie der Rheinlande an den Kaifer beim Empfang in € 
brüden (unter Ueberreihung eines goldenen Lorbeerkranzes). 
„Ew. Majeftät Heimlehr aus dem Lande bes Feindes, welder frei 
den von den deutſchen Fürften und Völkern gewünſchten Frieden brad, wir 
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Eirgetzug fein von einer Grenze bes Vaterlandes bis zur andern. Ihn be- 
gleiten die Beruunberung des Königlihen Helden, welden ein ehrwürdiges Alter 
bom Feuer. der Schlachten nicht fernhält; bie Ehrfurcht vor der Weisheit, welche 
bes Feindes Pläne vereitelte; ber gerechte Stolz auf alle Die tapferen Heerführer, 
welche mit aufopferndem Muth und reicher Umficht ihren Schaaren voranleuchten; 
bie $reude über den Triumph ber unter Einer glorreihen Führung geeinigten 
deutſchen Heere und das erhebende Bewußtſein ihrer gleichen Tapferkeit. 

er, Allergnäbigfter König, an der Schwelle Allerhöchft Ihres Reiches be 
gräßt Ew. Majeftät vor Allen die Dankbarkeit, welche die vom Feinde nächſt be- 
droht gewefene Provinz ſchuldet. Die Rheinprovinz war dem Einfall eines mit 
wilden Horben vermifchten Heeres ausgeſetzt; fie blieb vor deſſen Schrednifien 
bewahrt durch bie Beſonnenheit und Rafchheit, welche den von ben Grenzen mit 
Xopferleit zurüdgeworfenen Feind auf feinem Boden auffuchte, verfolgte und 
Riederlage auf Niederlage ihm beibrachte. Die Siege waren nicht blos jekt bie 
Rettung der Provinz; fie werben das Gelüfte bannen, die weftlihe Grenzmark 
Deutſchiands von dem Herrfcherflamme abzureißen, welcher über ein halbes Jahr- 

dert ihr tapferer Schliger war; fie werben für alle künftigen Zeiten ein einiges 
Deutihes Vaterland begründen und erhalten. 

Ew. Majeftät diefe Gefühle des Dankes unb ber Bewunderung ber voll- 
zegenen Thaten in Ehrfurcht unterthänigft auszufprechen, haben Die Vertreter 
teiniiher Städte und Gemeinden für eine Ehrenpflicht gehalten und bitten, bie 
Urkunde dieſes Dankes und ihrer Treue in Gnaben entgegen nehmen zu wollen.“ 


Des Kaiferd Dank an die Nheinlande. 


An den Oberbürgermeifter Bachem zu Cöln. 


„sh babe durch langjährige eigene Erfahrung inmitten der rheinifchen 
Bauen die warme, unerjchütterliche Liebe ihrer Bewohner zum theuren 
deutihen Baterlande wahrgenommen, welche die Provinz in dem glüdlic 
dollendeten Kampfe von Neuem im Wetteifer mit allen ee eutſch⸗ 
lands .opferfreudig bethätigt und mit dem Blute ihrer eldenmüthigen 
Söhne befiegelt hat. Mit Gottes Hülfe ift durch die Tapferkeit der von 
Dir geführten Heere der Ausſpruch, daß der Rhein Deutſchlands 
Strom, nicht Deutſchlands Grenze fei, gegen die bedrohliche An— 
fechtun thatkräftig geſichert und dieſe Wahrheit hoffentlich nunmehr für 
ebige Seiten unter dem Schuge des Deutfchen Reiches jedem Streite ent« 

ben. Im Hinblid auf diefen ruhmmürdigen, wiewohl mit ſchmerzlichen 
fern errungenen Erfolg habe Ich, als nach dem Berlaffen des Kriegs⸗ 
auplatzes ein Fuß zuerſt wieder den heimilchen Boden betrat, den 
lichen Gruß ungemein wohlthuend empfunden, mit welchem die Vertreter 

Städte und Gemeinden Meiner Aheinprovinz in altbewährter Treue 
md Anhänglichkeit Mich empfangen haben. E3 ift Mir Bedürfnig, Meinen 
Mnıgen Dank öffentlich außzufprechen, und Ich veranlaffe Sie, denfelben 
zur Kenntniß des Nheinlandes zu bringen. 


Berlin, den 22. März 1871. i Wilhelm.” 


1. März. Einzug des Kaiſers in Berlin. 
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21. März. Eröffnung des Deutſchen Reichstages. 


Thronrede ded Kaiferd Wilhelm. 


„Seehrte Herren! 


Wenn Ich nad dem glorreichen, aber jchweren Kampfe, den Deutidge ° 
land für feine Unabhängigkeit fiegreich geführt hat, zum erften Dale de um 
Deutfchen NReihstag um mich verfammelt fehe, fo drängt es Mi vom — 
Allem Meinem demüthigen Dante gegen Gott Ausdrud zu geben fUucA 
die weltgejchichtlichen Erfolge, mit denen feine Gnade die treue Eintrag 
der deutichen Bundesgenofjen, den Heldenmutb und die Manneszuc 
ah a und die opferfreudige Hingebung des deutſchen Volles gu 
fegnet hat. 

’ Wir haben erreicht, was feit der Zeit unferer Väter für Deutſ 
land erftrebt wurde: die Einheit und deren organijche Öeftaltung. b % 
Sicherung unferer Grenzen, die Unabhängigkeit unferer nationalen Recht 
entwidelung. 

Das Vewußtſein feiner Einheit war in dem deutſchen Volle, wer—wen 
auch verhüllt, doch ftetd lebendig; e& hat feine Hülle gejprengt in > «r 
Begeifterung, mit welcher die gefammte Nation ſich zur Vertheidigung > «us 
bedrohten Vaterlandes erhob und in umvertilgbarer Schrift auf d en 
Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiges Bolt " Zu 
fein und zu bleiben. | 

Der Geift, welcher in dem deutfchen Volke Iebt und feine Bild 9 
und Gefittung durchdringt, nicht minder die Verfaſſung des Neidizee 
und feine Heeres» Einrichtungen, bewahren Deutihland in Mitten fit 
Erfolge vor jeder Berfuhung zum Mißbraude feiner, durch je want 
Einigung gewonnenen Kraft. Die Achtung, welche Deutjchland für fer un 
eigene Selbftftändigfeit in Anſpruch nimmt, zollt es bereitwillig "mer 
Unabhängigfeit aller anderen Staaten und Bölter, der ſchwachen, ut 
der ftarfen. Das neue Deutfchland, wie es auß der Feuerprobe Zes 
gegenwärtigen Krieges hervorgegangen ift, wird ein zuperläffiger —— 
des europäiſchen Friedens ſein, weil es ſtark und ſelbſtbewußt genug 
um ſich die Ordnung feiner eigenen Angelegenheiten als fein ausſchimmeß 
—* aber auch ausreichendes und aufriebenftellendeß Erbtheil zu 
wahren. 

Es hat Mir zur befonderen Genugthuung gereicht, in diefem Ge⸗iſt 
des Friedens in Mitten des ſchweren Krieges, den wir führten, die Stimm 
Deutjchlands bei den Verhandlungen geltend zu machen, welche auf det 
durch die vermittelnden Beftrebungen Meines auswärtigen Amtes her—bei⸗ 
en Eonferenz in London ihren befriedigenden Äbſchluß gefum —nden 
aben. 

Der ehrenvolle Beruf des erften deutfchen Neichstages wird es zu⸗ 
nächſt ſein, die Wunden nach Dröglickeit zu beilen, welche der Krieg ger 
ſchlagen bat, und den Dank des Baterlandes denen zu bethätigen, w elche 
den Sieg mit ihrem Blut und Leben bezahlt haben; gleichzeitig we TÜR 
Sie, geehrte Herren, die Arbeiten beginnen, durch welche die Or Jul 
des Deutfhen Weiche zur Erfüllung der Aufgabe zufammenwr 
welche die Verfaſſung Ihnen ftelt: „zum Schutze des in Deutjdge land 
gültigen Rechtes und zur Pflege der Wohlfahrt des deutfchen Bolle3.” 
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Die Borabeiten für die regelmäßige Gefegebung haben leider durch 
den Krieg Verzögerungen und Unterbrechungen erlitten; die Vorlagen, 
melde Ihnen zugehen werden, leiten ſich daher unmittelbar aus der neuen 
Sefaltung Deutichlands ab. 

Die in den einzelnen Berträgen vom November v. J. zerftreuten 
Beroffungs» Beftimmungen follen in einer neuen Redaction der Reichs⸗ 
verfaffung ihre geordnete Zufammenftellung und ihren gleichmäßigen Aus⸗ 
drad finden. Die Betheiligung der einzelnen Bundesftaaten an ben 
Ionfenden Ausgaben des Reiche bedarf der gefeglichen Regelung. Für 
die von der Königlich bayerifchen Regierung beabjichtigte Einführun 
morddenticher Geſetze in Bayern wird Ihre Mitwirkung in Anfprud 

ommen werden. Die Berfügung über die von Frankreich zu leiftende 

98» Entichädigung wird nah Maßgabe der Bedürfniffe des Reichs 
und der berechtigten Anſprüche feiner Mitglieder mit Ihrer Zuftimmung 
groffen, und die Rechenſchaft über die zur Kriegführung verwendeten 
Fa Ihnen fo ſchleunig vorgelegt werden, als e8 die Umſtände ge- 
atten. 


Die Lage der für Deutſchland rückerworbenen Gebiete wird eine Reihe 
don Maßregeln erheiſchen, für welche durch die Reichsgeſetzgebung die 
Grundlagen zu fchaffen find. Ein Geſetz über die Penſionen der Officiere 
amd Soldaten und über die Unterftügung ihrer Hinterbliebenen foll für 
das geſammte deutfche Heer die Anfprüche gleichmäßig regeln, welche der 
Keen Hingebung für das Vaterland an den Dank der Nation zu- 

en, 


Geehrte Herren, möge die Wiederherftellung des Deutſchen Reiches 
für die deutſche Nation auch nad) Innen das Wahrzeichen neuer Größe 
fein; möge dem Deutfchen Reichskriege, den wir fo ruhmreich geführt, 
em nicht minder glorreicher Neichsfrieden folgen, und möge die Aufgabe 
des deutfchen Volles fortan darin befchloffen fein, ſich in dem Wettlampfe 
um die Güter des Friedens als Sieger zu erweiſen. 

Das malte Gott!“ 


Fürſt von Bismard. 
„Provinzial» Correspondenz.“ 


„sn der denkwürdigen Stunde, mo fi) die Bertreter des neuen 
Deuticen Neiches zum erften Male um den Thron des deutjchen Kaiſers 
ammelten, ift der Bundeskanzler Graf von Bismard zum Fürften 

Oben worden. 
Raum hätte zur Verleihung diefer Würde ein bezeichnenderer Tag 
— werden fönnen; denn mit der Wiedererſtehung des Deutſchen 
e8 wird der Name Bismard für alle Zeiten innig verfnüpf fein, 
Und in dem großen weltgejchichtlichen Akte, welcher am 21. März 1871 
* Schloſſe unſerer Könige vollzogen wurde, durfte der neue Fürſt⸗ 
Meichätan ler mit tiefer Genugthuung die Frucht feines langjährigen po—⸗ 

ttiſ kens und Schaffen erblicken. 

die Es iſt jetzt nicht die Zeit zu geſchichtlichen und politifchen Rüdbliden; 
Gegenwart mit ihren gewaltigen Eindrüden nimmt die Geifter zu 
Mächtig in Anſpruch. Die künftige Gejchichtsfchreibung aber wird mit 
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Bewunderung die ftetig auffteigende Entwidelung der Bismardid 
Politit in ihrem inneren Zufammenbhange überſchauen und würdigen: v 
dem unfcheinbaren anfange der rafchen und gebieterifchen Löfung ? 
langjährigen kurheſſiſchen Wirren, von der feiten Haltung Europa gegı 
über in der Frage des polniſchen Aufftandes, von der Abweiſunge 
Srankfurter Fürftentages bis zu dem glorreihen Frieden von Berfaill 
welcher zwei feit Jahrhunderten von Deutichland getrennte Provinzen 
die nationale Gemeinfchaft zurüdführt, geht derfelbe Geiſt ſelbſtbewuß 
Kraft und Harer fefter Entſchloſſenheit, dafjelbe Streben einer mwahrh 
deutihen Großmachtspolitik durch die ganze Reihe immer mwichtigerer 
plomatifcher Thaten hindurch. 

Diefe Thaten und ihre großen Ergebnifle verdienen aber um 
höhere Bewunderung, als fie lange Zeit hindurch der mwiderftreben! 
öffentlichen Meinung des eigenen Landes abgerungen werden mußten u 
eine freudige Mitwirkung zum Theil erft eintrat, als die mejentlichl 
Erfolge bereit3 errungen, al der Grund zum nationalen Neubau bere 
ſichtlich gelegt War: 

Der Bundeskanzler hat die hohe Genugthuung, daß die deutj 
Entwidlung in den Bahnen, in welche er fie geleitet hat, raſcher 
irgend Jemand es ahnen konnte, zum glorreihen Abjchluffe gelangt 
daß aus den Keimen der Einigung zwiſchen Nord und Sid, die er 
pflanzt und forglich gepflegt hat, in der Stunde der Enticheidung 
reife Frucht der vollen Einheit und Kraft hervorging. Die nation 
Erhebung Süddeutſchlands im vorigen Sommer und die glorreiche Waff 
gemeinjchaft, welche Deutfchland fügte und Frankreich niederwarf, wa 
nur möglih in Folge jener umfichtigen, wahrhaft bundesfreundlid 
Politit, welche in den legten Jahren unfere Beziehungen zu Süddeut 
land leitete. 

„Segen wir Deutfchland in den Sattel, reiten wird es fd 
können“, — rief Graf Bismard bei der Gründung feines nationa 
Werkes allen Zmeiflern zu, — und feine Zuverficht Bat fih in wund 
barer Weife erfüllt. Durch den Ritt des geeinigten Deutfchlands n 
Frankreich hinein ift nicht blos die Kraft des deutichen Volkes herr 
erprobt und bewährt, fondern ein neues Zeitalter der europäifchen Bol 
ift eingeleitet worden. 

Der neue Fürft- Reichslanzler ift eine der großen weltgefchichtlid 
Perfönlichkeiten geworden, deren Wirken weit binaußragt liber den Ber 
des Landes, weldem fie angehören. 

Die jüngfte feierliche Kundgebung von dem Throne des Deutfe 
Kaifer® hat Zeugniß davon gegeben, in meld erhabenem Geifte 
Schöpfer der neuen Ordnung der Dinge ihre und des deutfchen Bol 
weitere Aufgaben erfaßt haben: ein glorreiher Reichsfrieden, ein W 
fampf der Völker um die Güter des Friedens joll das Ziel der ferne 
deutſchen Politik jein. 

Möge e8 dem Fürften von Bismard vergönnt fein, als herrli« 
Frucht feines an Mühen und Erfolgen fo reichen Wirkens fortan 
Dank des Volkes auch für einen wahrhaft jegensvollen Reichsfrieden 
und eine immer blühendere innere Entmwidelung Deutfchlands zu erndk 








21. Von den Präliminnrien zum Frieden, 


1871. Die Revolution in Paris und die Einfegung der Commune. 


Notiz des „Staats - Anzeigers.“ 


. „Bei dem Einmarjch ber deutſchen Truppen in Paris, am 1. März, batte 
an Theil der Nationalgarden zahlreiche Geihüte auf dem Montmartre und in 
Belleille zuſammengebracht, angeblid um dieſe Stabttheile gegen bie beutfchen 
Truppen zu vertheibigen. Nachdem Paris von ben letzteren wieber geräumt war, 
verblieb bie Nationalgarbe mit ihren Geſchützen in drohender Haltung. Ber- 
mittelungsbemühungen ber Regierung waren erfolglos; der Berfuh aber, am 
18. Mir durch die Generale Susbielle, Wolff, Henrion und Faron, bie 
Seihüte durch Ueberrafhung zu nebmen, ſchlug gänzlich fehl: die Mehrzahl der 
Truppen verblinbete ſich mit ben Nationalgarden, General Binoy mußte fi mit 

Reſt der treu gebliebenen Truppen auf das linke Seine-Ufer, am 19. März 
33 nach Berſailles zurückziehen, wo auch die franzöſiſche Regierung ihren Sitz 


Paris war auf dieſe Weiſe in die Gewalt der aufſtändiſchen Nationalgarde 
gelangt; ein Theil der Nationalgarde hielt zwar noch zur Regierung, gab aber 
nad einem am 22. März flattgehabten Gefechte mit ben Aufftändifchen jeben 
weiteren Widerſtand gegen bie Letteren auf. Als „neue Regierung der Republil” 
Madhte fi ein aus meift ganz unbelannten 37 Perjönlichleiten beſtehendes „Central⸗ 
lomit6“ ober „Komite des Stadthaufes” unter Vorſitz des Arbeiters Aſſy be⸗ 
Kennt, für welches in dem „Oifftciellen Journal” auch „bie Delegirten des Komités 

das Offizielle Journal” das Wort ergriffen. Diefes Komite hatte fich ſchnell 

Aus den rührigften Mitgliedern der „Internationalen Arbeiter-Affociation” ge- 
bildet und mit ber ſchon vorber beftebenden und wirkenden „republilaniichen 
ation“, die angeblich durch Delegirte von 215 Bataillonen Nationalgarbe 
eTwählt war, verbinde. Das, aus focialiftifhen und rein republifaniichen 
Elementen zujammengefetste Centralkomité ließ fich in feinen erften Proklamationen, 
om 19, März, über die Ziele der neuen Republik nur in allgemeinen, unbe» 
Rinemten Bhrajen aus, es erklärte aber beftimmt, die Sriedenspräliminarien 
jenen zu wollen und verficherte, baf bie gegenwärtige Gewalt nur proviſoriſch 
m Ab durch eine ſchon am 22. März zu errichtende Kommune werde erjett 
8 In Berfailles war inzwiſchen die Nationalverfjammlung, bie bis dahin in 
ordeaur getagt hatte, zufammengetreten; fie bemühte fich, auf ben Antrag ber 
Deputirten und Maires von Paris, eine Verfländigung mit dem Centralkomité 
IR Stande zu bringen, indem fie auch die Gefeßentwürfe über die Municipalwabhlen 
Berathung nahm, ein Gele wegen ber Miethe und Wechſel und bie Fortbe- 

FA ung bes Soldes in Ausficht ftellte. Dieſe Vermittelungsverjudhe hatten aber 
keinen auberen Erfolg, als daß bie Wahlen für die Commune in Paris auf 

e Tage verichoben wurden. 
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Das Eentrallomite ernannte Menotti Garibaldi zum Chef der Stu 
fräfte von Paris und Übertrug am 24. März bis zu feinem Eintreffen bie ww 
täriihen Vollmachte an Duval, Brunel nnd Eudes ale „General 
Saribaldi'ihe Freiwillige und Ueberläufer von ben franzöflihen Truppen v 
färkten fortwährend bie Streitkräfte des Eentrallomites, dem auch bie Forte ı 
Baris, mit Ausnahme des Mont Balerien und ſelbſtverſtändlich der won beutkd 
Truppen bejegten, in bie Hände fielen. Geld verfchaffte es fich durch Requiſitior 
bei der Bank. Gegen bie Prefie Recht zu fprechen, behielt fi das Centrallom 
felbft vor: es unterbrüdte oder konfiscirte alle Zeitungen, welche auf Seiten 
Berfailler Regierung flanden. 

Am 25. März ordnete bas Gentrallomite die Wahlen für die Komm 
auf den 26. an; in einer PBroflamation bezeichnete es bie Aufrechterhaltung 
Republik, die Wahl eines Communalraths für Paris, die Abichaffung der Poli: 
präfeltur, der ftehenden Heere und bie Reorganifation der Nationalgarbe, die a 
allein berechtigt fein folle, Paris zu bewachen, als das Berlangen ber gegen 
Berfailler Regierung gerichteten Beftrebungen. Das Komite beichulbigte die = 
ttonalverfammlung, biefen Forderungen nicht entgegenlommen zu wollen; gie 
zeitig wieberholte es die Verſicherung, daß es an bemielben Tage, an weid 
die Commune konſtituirt fei, feine rein organifatoriiche Gewalt niederlegen we 
eine Berfiherung, die e8 noch am Abend des 26. März eriteuerte. 

Am 26. März fanten in Paris unter ſchwacher Betheiligung bie Wah 
für die Commune ftatt; die Gewählten waren bis auf Aſſy, Delescin 
Byat, Flourens, Blanqui, Sambon meif Unbelannte, aber 20 Mitgl* 
des Centralkomités; in einigen Arrondiffements waren die Maires und D 
Adjunkte gewählt worden. Das Centrallomits, welches fchnell einen fürmlt 
Requifitionspienft für Geld und Lebensmittel organifirt, auch von ber WE 
wieder eine halbe Million Francs „entlichen” hatte, begnügte fi damit, 
28. März die Commune feierli zu proflamiren, obne jebodh bie ey 
Thätigkeit einzuftellen. Es organifirte fi fogar neu: Aſſy Präfident, Dis‘ 
(Artillerie), Henri (Infanterie), Bergeret (Kavallerie). 

Das „Journal officiel“ bezeichnete als die Aufgabe der Commu 
die Eonftituirente Gewalt, „bie man jo unumfchräntt und konfus einer Nation 
verſammilung für ganz Frankreich zugeftehe”, für fich jelbft und für Paris aı 
zuüben; die Berfaffungsurkunde, „welche unfere Vorfahren im Mittelalter il 
Commune nannten“, auszuarbeiten, derſelben die Anerkennung ber Eentralg 
walt zu verſchaffen und ſich zu dieſem Zweck mit andern fouveränen Commun 
zu verbinden; dann der Nationalverfammlung ein Wahlgejeg abzuzwingen, v 
möge deſſen die Vertretung der Städte nicht mehr durch die der Landbevöllern 
gleihfam ertränkt würde.“ 


22. März. Proclamation der National-VBerfammlung. 


„Das größte Attentat, das bei einem Wolle, welches frei fein will, begany 
werben kann, eine Revolution gegen die Volls-Souveränetät, ift in biefem Aug: 
blide allem Unglüd unferes Baterlandes als ein neues Mißgeihid zugef 
worden. Verbrecher, Sinnloje haben am Tage nah unferen Unglüdefällen, 
die Fremden ſich faum von unferen verwüſteten Gefilden entfernt hatten, fi n 
gefcheut, an dieſes Paris, welches fie zu ehren und zu vertheidigen vorgaf 
mehr als Unordnung und Verderben zu tragen und e8 zu entehren. Sie ba 
es mit Blut befledt, weiches das menichliche Gewiſſen gegen fie aufruft unb ih: 
leichzeitig verbietet, das edle Wort Republik auszufprehen, weldes nur & 
bt bei unverleglicher Achtung des Rechts und der Freiheit. Wir wiffen bere 
daß ganz Frankreich mit Entrüftung dieſes verabiheuungsmwürbige Unternehn 
zurüdweift. Fürchtet nicht von uns moralische Schwächen, welche das Uebel tr 
gusben würden, indem mir mit den Schuldigen uns in Verhandlungen einließ 

ir werben das Mandat, welches Ihr und anvertraut habt, um Euch zu rei 
um das Vaterland und das große Prinzip der Bollsjouveränetät zu velonftitwi 
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und zu organifiren, unverleit bewahren. Wir haben es durch Eure frei abge» 
gebenen Stimmen erlangt, die freieften, bie jemals abgegeben wurden. Wir find 
Eure Repräfentanten und einzigen Manbatare. Bon uns und in unferem Namen 
umß jeber, felbft ber kleinſte Theil unfere® Bodens regiert werben, um fo mehr 
dieſe heldeumüthige Stadt, das Herz unferes Frankreichs, welche nicht dazu ge- 
Khaffen if, fich lange Zeit durch eine aufrührerifche Minorität überrafchen zu 
fen. Bürger und Soldaten! 8 handelt fih um das erfte Eurer Rechte, an 
End if es, daffelbe aufrecht zu erhalten. Eure Repräfentanten appelliven ein- 
fimmig an Euren Muth: fie fordern von Eud Allen einmüthigen und fräftigen 
Beitand, Wir beſchwören Euch, Euch eng um biefe VBerfammlung zu fchaaren, 
beide Euer Werl, Euer Ebenbild, Eure Soffnung und Euer einziges Heil ift.“ 


Die Stellung der dentjchen Regierung zu den Vor⸗ 
gäugen in Frankreich. 


Die deutjhen Truppen und die Greignifje von Paris. 


22. März. Erklärung des General-Gouverneurd General von 
Fabrice an Jules Favre. 


„sh habe die Ehre, Sie davon in Kenntniß zu fegen, daß An- 
ga der Ereigniffe, die foeben in Paris geſchehen, und faum mehr die 
führung der Konvention für die Folge erwarten laffen, der Ober- 
befehfshaber der deutjchen Armee vor Paris jede Annäherung an unfere 
mien vor den von ung befegten Forts unterjagt, binnen 24 Stunden 
die Biederherftellung der bei Pantin zerftürten Telegraphenleitung ver: 
langt und Paris als feindliche Stadt behandeln wird, fobald fie fich zu 
den driedenspräliminarien in Widerſpruch fegt, was fofort zur Folge haben 
aa daß aus den von und befegten Forts das Feuer auf die Stadt 
et wird.“ 


Antwort Jules Favre's. 


„Ih empfange erft fehr fpät heute Abend das Telegramm, welches Em. 
Errellenz heute um zwanzig Minuten nad Mittag mir die Ehre erzeigte, an mid 
M richten. Die auffländiiche Bewegung, welche in Paris triumphirt hat, ift nur 
eine Ueberraſchung geweſen, vor welcher ſich Die Regierung nur für den Augenblid 
Arüdgezogen hat, um ben Bürgerkrieg zu vermeiden. Sie ift das Werk einer 

ndvoll von Aufwieglern, die von ber großen Mehrheit der Bevöllerung ver⸗ 
gnet, von ben Maires energiich befämpit wird, welche muthig Wibderfland 
liften, Die Departements find einftimmig, fie zu verdammen und ber Ver- 
ſcinmlung ihre Mitwirkung zu verſprechen. Die Regierung wird ſie bemeiſtern, 
dwenn fie es nicht gleich morgen thut, fo iſt es, um Blutvergießen zu ver⸗ 
Ew. Excellenz kann alſo beruhigt fein, unſere Verpflichtungen werben 

balten. Sie werden gegenüber biefen Thatſachen und unferer beflimmten Er- 
ug der Stadt Paris, welche durch die Friedenspräliminarien gieis wird, 
un das Unheil einer militärischen Exekution zufügen wollen. Es bieße das, 
—8 das Verbrechen einiger verderbten Menſchen büßen laſſen, welche die 
de ihres Vaterlandes ſind. Was den an dem Telegraphen von Pantin ver⸗ 
Achten Schaden betrifft, jo hat bie Regierung leider für den Augenblid keine 
dapacı um ihn berzuftellen. Sie benachrichtigt die Maires davon, welche vielleicht 
Dam forgen können. Aber ich habe die Ehre, Ew. Ercellenz zu wiederholen, daß 
Auf dem gefunden Sinne ber großen Mebrzahl der Bevöilerung von Paris, 


302 
‚1871. 


Dank ber feiten Haltung ber Verfammlung und ber unbedingten Unterfläung 
ber Departements, die Sache des Rechts überwiegen wirb, und in wenigen Tagen 
wird es mir möglich fein, Em. Ercellenz eine vollfländige Senngthuung zn 
Ki für diejenigen Ihrer Reklamationen, welche unſere Verpflichtungen ve 
ertigen.“ 


Mittheilung an die Commune. 


Das „Journal officiel* des Centralkomités veröffentlicht am 23. Mi 
folgendes Schreiben des fommandirenden Generals ber deutſchen Armee in Com 
piögne au den gegenwärtig Kommandirenden in Paris: 

„Der unterzeichnete kommandirende General beehrt fi, Ihnen anzuzeigen, 
daß die deutichen Truppen, welche bie Forts im Norden und Often von Baril 
und die Umgebungen der Stadt am rechten Seineufer befegt halten, Belek 
erhalten baben, fo lange eine paffive freundſchaftliche Haltung zu beobachten 
al8 die Ereigniffe, veren Schauplag das Innere von Paris gegenwärtig iſ 
feinen berartig feindfeligen Charakter gegenüber ben deutſchen Armeen au 
nehmen, daß letttere dadurch in Gefahr gejettt würben; fie werben fich wiel 
mehr innerhalb ber durch die Friebenspräliminarien beflimmten &renze 
halten. Sobald jedoch biefe Ereigniffe einen feinbfeligen Charakter annehmen 
würbe die Stadt Paris feindlich behandelt werben. 

General von Schlotheim.” 


Der Delegirte des Centralkomitss für die auswärtigen Angelegenbeite 
antwortete bierauf: 

Die Revolution, welche ſich in Paris durch das Centrallomite bollaege 
bat, befitte einen wejentlih municipalen Charakter und fei mithin in eine 
Weife aggreifiv gegen die deutſchen Armeen, auch haben wir, fligte ber De 
legirte hinzu feine Befugniß, die durch die Nationalverfammliung in Bordean 
angenommenen Friedenspräliminar-VBedingungen zu diekutiren. 


Nectifilation. 


Das verfailler officielle Blatt vom 29. März berichtet: Der franzöflfd 
Minifter des Aeußeren bat folgendes Schreiben vom General Fabrice erhalten 


Rouen, 26. Mäy. 
„Herr Minifter! Eine rein militärifhe Mittheilung, welche kürzlich vor 
Generalftabs-Chef der III. Armee an die Adreſſe bes zeitweiligen Komman 

mandanten von Paris gefandt worden ift, hat zu Kommentaren Anlaß 
geben. Man bat fih darin gefallen, biefe Notifilation ale eine der pariſe 
ewegung gegebene Aufmunterung zu betradhteu. Um jeden Berbacht biefe 
Art zu befeitigen, reicht e8 bin, ben Text des beutichen Briefes des General 
v. Schlotheim herzuftellen. Dieſer Brief befagt, daß, gewiffe Eventualitäte 
ausgenommen, die man einer unbelannten Regierung gegenüber, deren Dis 
pofitionen man nicht kenne, genau feftftellen müfje, die deutfchen Truppe 
eine friedlihe und vollſtändig paifive Haltung beobadhten würden. Da 
Central⸗Komité hat e8 bei der Veröffentlihung der Notifilation für noth 
wendig erachtet, „friebliche Haltung” in „Freunbjchaftlihe Haltung” umm 

ändern. Genehmigen Sie ꝛc. Fabrice” 


1. April. Borlänfige Aeußerung des Fürſten von Bismard im 
Reichstage. 

„Was uns die auswärtigen Verhältniſſe bringen können, entzieht 
für den Augenbick meinem Urtheil, wir müſſen die Entwicklung der Er 
eigniſſe in Frankreich meiner Ueberzeugung nach noch eine kurze Zeit hin 
durch abwarten. 
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Die verbündeten Regierungen haben da8 Intereſſe und 
den Willen, der Regierung ber franzöfifden Republik, mit 
nelder fie den PBräliminarfrieden in Berfailles gefhloffen 
haben, ihre Aufgaben zu erleichtern, fomeit e8 irgend möglich 
if, ohne durch Einmifhung in die inneren Angelegenheiten 
Frankreichs ſie zu erſchweren. Die Grenze ift dabei ſchwer zu finden, 
and mehr für ein franzöfifches Auge erfennbar, als für einen Fremden, 
und es iſt bisher die Abit Er. Mojeftät des Kaiſers und der verbiindeten 
Regierungen, ſich nach wie vor jeder Einmifchung in die inneren Angelegen- 

tten Frankreichs und jeder Beftimmung über die Zukunft eines großen 
achbardolkes zu enthalten. 

Daß diefer Entſchluß nur bis zu der Grenze durchgeführt werde, 
do die Intereffen DeutfhlandS durch weitere Enthaltung ges 
übrdet werden, mo namentlich die Ergebnijje des Präliminarfriedeng 
dadurch in Frage geftellt werden könnten, daß eine faktiſche Regierung in 
Frankreich, fei es die jegige, fei e8 eine künftige, ich will nicht jagen, den 
Billen, wohl aber die acht nicht hätte, ihn auszuführen; mo diefe Grenze 
Antritt, kann nur die Zukunft lehren. Sollte fie erreicht werden, nad) der 
Heberzengung, die nur aus der Gefammtlage der Bolitit Europa fowohl, wie 
Feanfreice ihre Elemente und die Gründe der Entfchliegung entnehmen Tann, 
follte fie erreicht werden, dann würden wir mit Bedauern, aber mit 
derielben Entf tofienkeit, mit der wir bisher gehandelt haben, 
das Nachſpiel diefes Krieges zu Ende führen.“ 


24. April. Erflärung des Fürſten von Bismarck bei der Be 
rathung der Creditworlage im Deutichen Reichstage. 


„Die verbündeten Regierungen durften bei Abſchluß des PVerfailler 
iminars Friedens fi der Hoffnung bingeben, daß ſowohl die Aus» 
g dieſes Vertrages als auch die Ergänzung defjelben durch einen 
*finitiven Friedensverirag wefentlihen Schwierigkeiten und Störungen 
ht ausgefett fein würde. Sie glaubten deshalb, mit neuen finanziellen 
derungen in diefer Seſſion nicht vor den Reichstag treten zu dürfen, 
"dem fie zu boffen berechtigt waren, daß ſowohl die Zahlungen der 
Fanzöfiichen Regierungen für die Verpflegung der deutihen Truppen in 
rankrei regelmäßig, als aud die erften Zahlungen auf die Kriegsent⸗ 
ng fo rechtzeitig erfolgen würden, daß in den deutichen Kaflen ein 
Ran nicht eintreten würde. 
ie ich äußerlich vernommen habe, waren auch furz vor Ausbruch 


er Pariſer Bewegung von Seiten der franzöfifchen Regierung Veran— 
taftungen getroffen, die erften zwei Milliarden der Kriegsentſchädigung in 
erbälnigmäßiger kurzer Zeit zu zahlen und dadurch die bedeutende Ver⸗ 
Kin g der Occupation herbeizuführen, welche von den erften Zahlungen 
abhängig gemacht war, wenn auch, wie ich beiläufig bemerfe, um einem 
Nelverhreiteten Mißverftändniß zu begegnen, die bloße Zahlung 
einer halben Milliarde von Seiten Franfreihs noch gar feine 
Deumun „auch nicht die der Forts vor Paris nad fich ziehen 
Würde, Es gehört dazu nod eine andere Borbedingung, nämlid 
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der definitive Briedensfchluß, der vorher erfolgt fein mn 
Ich erlaube mir, auf den Artikel darüber — da ich auch in öffentl 
Blättern vielfach Mißverftändniffe darliber gefunden babe — aus 
aufmerffam zu machen. Es ift im Art. 3 das zweite Alinea: L’svacuati 
des döpartements situes entre la rive droite de la Seine et la frontid 
de l’Est par les troupes allemandes s’op6rera graduellement aprds la ratil 
cation du trait& de paix döfinitif et le paiement du premier demi-milliarı 
Indeſſen der Drud, der in diefer Beftimmung auf einen 
Abſchluß des definitiven Friedens liegen konnte, ermeift ſich bisher als md 
weſentlich wirkſam. Ich kann nicht fagen, daß die Berhandlungen i 
Brüffel den raſchen Fortgang nehmen, den id von ihnen unter diefe 
Umftänden erwartet hätte, ich kann mich im Gegentheil dem Eindrud 
nicht verfagen, als ob die franzöfifche Regierung ſich der Gofinung Yo 
übe, zu einer fpäteren Zeit, wo fie mebr eritarft fein wiirde, 
Bedingungen als jegt zu erlangen. Auf Berfuche, die Bedingungen be 
Präliminarfriedens abzuſchwächen, würden wir uns in feiner Weife eiı 
lafien, nach welcher Richtung diefelben auch verfucht werden möchten, fi 
ed im territorialen, fei es im finanziellen Theile der Abmacjungen 
Eine andere Gefahr, die der ruhigen Entwidlung der Pa. 
drohen konnte, beftand in der Entlafjung einer fo großen Ba 
von Öefangenen, wie die e8 war, welche wir hier verfammelt hatten. U 
Bürgſchaft gegen die. Gefahr, die fih aus einer übermäßigen Ber 
rung der franzöfifhen Armee, durch Verbindung der während des Winter 
ur Armee einberufenen Elemente und der wieder entlaffenen SKriegsg! 
—* ergeben konnte, war von unſerer Seite zuerſt vorgeſchlagen worder 
die jämmtlihen Kriegögefangenen follten, — die Offiziere auf ihr Ehrer 
wort, die übrigen auf das Wort der franzöfifchen Regierung — verpfläht 
fein, bis zum definitiven Friedensſchluß reſp. biß zu deilen Ausführur 
nit in der franzöfiichen Armee Dienfte zu nehmen. Dieſe Bedin 
wurde von den franzöfiichen Unterhändlern abgelehnt, indem fie dieſel 
einerfeit8 verlegend für die Armee fanden, und andererfeit3 aud wo 
ihon damald glaubten, diefer Armee im Innern zu bedfirfen und | 
deshalb vollzählig erhalten zu müflen. Es murde deshalb von ben fra 
öſiſchen Unterhändlern und namentlih von Herrn chiers als Erf 
Br unjere Yorderungen und als Garantie gegen die Gefahren, die m 
beforgten, der Vorſchlag gemacht, daß die franzöfifche Armee b 
ur Ratifilation des definitiven Friedens hinter der Loi 
internirt bleiben follte, fo daß zwiſchen der Seine und Loire t 
breiter neutraler Strich zwiſchen beiden Heeren geweſen wäre, der mi 
überjchritten werden durkte, fo daß die Ueberjchreitung der Loire du 
einen irgendwie beträchtlichen franzöfifchen Truppentheil fofort das Sigr 
gut Erneuerung des Krieges, d. h. die Ankündigung der Abſicht fette 
er franzöſiſchen Negierung, den Krieg zu erneuern, fein würde, * 
ber beſonderen Verhältniſſe von Paris wurde eine Ausnahme ſtipu 
dahin, daß 40,000 Mann franzöſiſche Truppen in Paris zur Aufrec 
erhaltung der Ordnung bleiben konnten. Die Geifteng einer franzöfifd 
Armee zwifchen der Seine und Loire, aljo bei Verjailles, ift an ſich m: 
dem Präliminarfrieden nicht zuläſſig. Da indeflen, nachdem die Unrul 
in Parid ausgebrohen waren und die franzöfifchen Truppen fih mi 
ftark und zuverläffig genug erwiejen hatten, de zu unterdrüden, die 9 
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g, mit der wir den Präliminarfrieden gefchloffen hatten, zur Aus⸗ 
—* deſſelben nur im Stande blieb, wenn ihr geſtattet wurde, 
ih wieder in den Beſitz von Paris zu ſetzen, und da fie dazu 
einer Truppenmadht zwiſchen Seine und Loire bedurfte, und 
ohne Zweifel einer bedeutenderen als 40,000 Mann, jo haben 
wir gegen die Abweihung von den Stipulationen, die in 
einer Truppen» Anfammlung bei Berfailles liegt, keinen Ein- 
Ipruh erhoben. Aber es ift felbftverftändlich, daß in Folge des Verzichts 
auf die Garantien, auf die Ausführung der Gegenbedingung auch unjere 

ichtung zur Auslieferung der Gefangenen einjtweilen erliſcht, d. h. 
de Maß ihrer Erfüllung von unferer Erwägung der Berhältniffe ab⸗ 
hungig bleibt und unfere Verpflichtung voll erft dann wieder eintritt, 
wenn die franzöfifche Regierung ihrerſeits in der Yage fein wird, die Ge⸗ 

ipulation, zwilchen der Seine und Loire feine Armee zu halten, zu 
füllen. Wir hatten von Haufe aus, wie es unjerer Verpflichtung ent⸗ 

ch, mit der Freilaffung der Gefangenen im breiteften Maßftabe den 
ang gemacht; ich glaube, daß ungefähr zmiichen einem Drittel und 
ver Hälfte derjenigen, welche in unferer Gewalt waren, außer denjenigen, 
Re mir nach Elia und Lothringen entlaffen haben, bereit3 fich in Freiheit 
befinden werden. Diefe Umſtände machen aber nun leider einen weit ers 
liheren finanziellen Aufwand für uns nothmwendig, als wir bei Abs 
laß der Friedens- Präliminarien vorausfehen konnten. Ich fpreche nicht 
ion der länger dauernden Verpflegung von immerhin 2= bi8 300,000 Ge⸗ 
langenen, fondern der zwingende Grund für die ſtärkere Ausgabe liegt 
m den inneren Berhältnifien von Frankreich. Wir find durch die dort ob» 
Waltenden Verhältniſſe genöthigt, eine fehr viel erheblichere Truppenmacht 
% für die Dauer der Unruhen dort ftehen di lafien, als es damals 
bei Abſchließung des Präliminarfriedens unfere Abficht fein konnte. Man 
Wü die Armee der Negierung bei Verſailles auf über 100,000 Dann, 
ich weiß nicht, zu welchem Procent aus Linientruppen reip. aus Nationals 
—* beſtehend. Wenn die Regierung mit dieſer Armee die Aufgabe, 
ſie ſich geſtellt hat, durchführt, ſo vertrauen wir auf ihre Loyalität in 
Ausführung des Friedens; wenn ihr aber die Aufgabe mißlingt, [ können 
Dt unmöglich vorher überſehen, welche Agglomerationen von Truppen 
nid unter welcher Führung fi) in Frankreich aus den dort auf beiden 
“ten vorhandenen Beftandtheilen bilden.künnen. Wir müſſen aljo, wenn 
Wr ganz ficher gehen wollen — und nach fo großen Opfern ift e8 Pflicht 
egierung, ganz ficher zu gehen — fo ftarf bleiben, daß wir jeder 
tualität, jeder Kombination von Streitkräften in unferer Stellung 
Krachien find. Das bedingt erhebliche finanzielle Opfer, um fo größer, 
aß die franzöfifche Regierung fich bisher nicht in der Lage gejegen bat, 
mr die Zahlungen zu leiften, die für die Unterhaltung der Truppen 

Erfag für unfern Verzicht auf Naturalrequifitionen ftipulirt wurden, 

ich 36 Millionen und einige Francs im Monat; daneben läuft die 
umfung eines erheblichen Theild der Kriegökontributionen. Die Fällig- 

termine im Monat März und April find nicht eingehalten worden; 
es ift und die Zulage gegeben, daß am 25.0. M., aljo ich glaube 
Metgen, alle bisher aufgelaufenen Rückſtände bezahlt werden follten, und 
BE om 1. Mai der dann fällige Termin regelmäßig gezahlt werden 

Wir find überzeugt, daß die franzöfifche Regierung zahlen wird, 

SUR Binmard. IL. 20 
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wenn fie in der Tage ift, obmohl mir ſchwer begreiflich ift, wie fie es fin 
diefe Heine Summe nicht fein könnte, da wir das Geld meiſtentheils u 
Frankreich felbft ausgeben und daher nicht darauf beftehen, e8 in Metal 
zu haben, jondern mit dem Erzeugniß der alle Zeit bereitwilligen Bank 
noten=Prefje vorlieb nehmen. Aber wenn dennody die Regierung am 25 
nit im Stande fein jollte, ihre Zufage zu erfüllen, fo würde das fik 
uns und für das gegenfeitige Berträgnig zwifchen Truppen und Einwek 
nern fo ſehr bedauerliche Verhältnig wieder eintreten, daß wir zur Requ 
fition von Naturalien fchreiten müßten, da die Vorſchüſſe, die wir unten 
feit8 zu diefem Behufe der den Franzojen obliegenden Berpflegung leifte 
fönnen, doch ihre Örengen haben. | 
Es wäre ja eine Möglichkeit für ung, die und von Haufe aus na 

etreten ift nnd die wir jorgfältig erwogen haben, dem jeßigen Zmm 
Hande in Frankreich durh Eingreifen von unferer Seite e 
Ende zumaden, ich babe mich indeſſen nicht entfchließen könne 
Sr. Majeftät zu diefem Mittel zu rathen, ih muß befürdte= 
dag eine unerbetene Einmifhung in dieje Berhältnijfe a " 
Theile gegen uns, ich will nit fagen einigen, aber doch em 
ander nähern würde; man würde nad franzöfifcher Art raſch berm 
fein, alle Uebel der Situation auf die Einmiſchung des Auslandes 
fhieben und fich gegenfeitig mit der Betheuerung: nous sommes fran 
umarmen, oder, wenn das Wort zu weit gebt, fich weſentlich einane 
näher rüden auf unjere Koften, und außerdem möchte ich ungern, ME 
wir von dem Programme, melches Se. Majeftät der Kaifer anfgeftelt F 
und nad) dem wir zu handeln gedenken, von dem Programm der NiCH 
einmijhung in die Angelegenheiten anderer Völker ung entferr= 
felbft in einem Falle, mo die Berfuchung dazu ung fo nahe gelegt ift zum 
wo unſer eigenes finanzielles Intereſſe fo ſehr dazu zu drängen de ' 
Ob es wirklih damit gewahrt werden würde, wenn wir uns in die 
einmijchen und uns dadurch der Gefahr außjegen, daß uns die moralie 1 
Berantwortlichkeit für die Aegelung der Zukunft Frankreichs zufa F 
könnte, das lafje ich dahin geftellt fein; es kann fein, daß e8 ung gelämT 
durch eine ſolche Einmifchung die von uns anerkannte Regierung zu * 
es könnte aber auch ſein, daß die Regierung entweder, nachdem ſie 
ſtand fremder Unterſtützung geworden iſt, ihre Lage unhaltbar oder una 
unangenehm fände, daß fie den willlommenen Vorwand ergriffe, fi zur # 
zuziehen und ſich der Verantwortlichkeit zu entlaften, und dann würde 
unfere Aufgabe fein, zunächſt wieder eine neue Spige von Franfreid & 
weder zu machen oder zu finden. Ich bin daher der Meinung und Iy« 
bisher gefunden, daß die öffentliche Meinung und, mie ich glaube, die ZI 
jorität Diefer Verſammlung in diefer ſchwierigen Berechnung einer theils i 
künftigen, theils aud in ihrer Gegenwart für ung nicht vollfommen du 
fihtigen Yage, daß fie in dieſer Lage findet, daß die Regierung in ihrer DO 
berigen Enthaltung das Richtige getroffen hat. Die Zufage einer Enthaltzt 
um jeden Preiß zu geben, halte ich aber nicht für indicirt, e8 würde D 
unter Umftänden eine Aufmunterung, eine Zufage der Straflofigkeit, ein Be 
zicht fein fünnen, während wir jedenfalls das Recht und die —98 — habe: 
uns vorzubehalten, daß wir da, wo wir unfere eigenen Intereſſen und Re 
verlegt oder gefährdet finden, nicht behufs Einmithung in fremde Angelege# 
heiten, fondern behufs der Bertheidigung der eigenen, eingreifen.“ 
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Schwierigkeiten bei den Friedensverhandlungen in Brüſſel. 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung” vom 4. Mai 1871. 

„Bei den in Brüffel ftattfindenben Berhanbiungen über die Zahlung der fünf 
Killiarden Kriegscontribution haben bie deutihen Bevollmächtigten im Einklang 
ut den Bräliminarien von Berſailles vorgeichlagen, daß dieſelbe in vierteljährigen 
Raten beginnenb mit dem 2. Juni 1871 und enbigend mit dem 2. März 1874 
erfolge und in Geld ober gleichwerthen Papieren ober Barren geleiftet werbe. 
Die franzöftfche Regierung bat hierauf durch ihre Unterhänbler mit einem Gegen» 
verihlag geantwortet, der nicht im Einklang mit dem Präfiminarfrieben von Ver⸗ 
failles Bet und der nicht ſowohl darauf, wie gezahlt, als darauf, wie nicht ge- 
Khlt, wie die Zahlung hinausgeichoben und wenigftens zum Theil illuforifch ge- 
macht werben könnte, abzuzielen fcheint. 

Die franzöfiihe Regierung jagt in dem betreffenden Schriftftid bierüber: 
„Der Gedanke, im Voraus elf vierteljährliche Termine für Die ganze 
Zahlung einer in Mingender Münze oder Handelspapieren zu beichaffenden Summe 
von fünf Milliarben feftzuftellen, könne nicht angenommen werben. Er jei materiell 
acht zu verwirklichen und e8 gebe in der Welt keinen Staat, kein Eonfortium 
von Banquiers, welches erufthbaft und ehrlich daran denken Könnte, ſolche Ver⸗ 
Pflichtungen zu übernehmen, einer ähnlichen Berantwortlichkeit ſich zu unterziehen.“ 
Und weiter heißt es in Betreff der verlangten Zahlung in Gelb ober 
arren: 
„Es iſt eine materielle Unmöglichkeit, welche keines langen Beweiſes bedarf. 
Eine ſolche Maſſe disponibler Capitalien exiſtirt nicht in ber ganzen Welt.“ 
Folgt dann der Gegenvorſchlag mit Nachſtehendem: „1. Frankreich zahlt effectiv 
während dreier Jahre in gleichen Theilen und vom 1. Juli 1871 an bie jährliche 
Sunme von 333,333,333 Fres. (aljo eine Milliarde.) 2. Es Übergiebt Deutfch- 
land am 1. Juli 1871 fünfzig Titel frangöfiicher fünfprocentiger Rente, bie ein 
Capital von einer Milliarde bilden und in noch feſtzuſetzenden Friſten in Titel 
Cenvertirt werben, bie in der gewöhnlichen Form negocirt werden können. 3. Es 
Übergieht dem beutichen Reich . . Monat nach Auswechſelung der Ratificationen 
bundertundfünfzig Titel, jeber von einer Million flufprocentiger Rente, conver- 
tirbar in vorläufige Titel vom 1. Novbr. 1874 an, nach fchließlichem Ueberein⸗ 
u der vertragfchließenden Parteien. 4. Endlich, als Folge der Regulirung 
der Schuld, hört die Occupation des franzöflichen Gebietes vom 1. Juli 1871 auf.” 
Wir follen alſo uns gefallen laffen, daß die franzöfifche Regierung ihre 
an uns nur mit einer Millinbe in Geld entrichtet, und daß fie Die 
diefer einen Milliarde Über drei Jahre ausdehnt. Wir follen und dann 
sum größten Theil, zu vier Fünfteln unferes Anſpruchs, mit Rententiteln ab» 
finden Iofien, welche allen Coursſchwankungen unterworfen find, welche unter Um⸗ 
Ränden mit gänzlicher Entwerthung bebroht fein können, unb welche, wenn wir 
Auf diefen Vorſchlag eingehen wollten, die fünf Milliarden zu drei, höchftens brei 
Und einer halben zufammenjchmelzen laffen wilrben. 
Wir haben nun abzuwarten, ob die franzöfiihe Nationalverfammlung diefen 
Bei ,‚ uns vertragewibrig in ber Zahlung zu kürzen, gutheißen wird. Wir 
ünen dem Ergebniß mit Gelaſſenheit entgegenfeben, da wir in den von beutfchen 
occnpirten Theilen Frankreichs ein genügendes Pfand für einen dem 
Präkminarfrieben und unferem Intereffe gemäßen Ausgang der Angelegenheit 


befen 


Friedensverhandlungen in Fraukfurt. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 10. Mai 1871. 
M „Der Reichslanzler Fürft von Bismard hat zur Zeit in Frankfurt am 
“in neue Verhandlungen mit dem franzöftichen Minifter Jules Favre zu dem 
‚ volle Klarheit in die gegenwärtige Stellung ber franzöfiihen Regierung 
20* 
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Ir bringen und ben Abſchluß bes endgültigen Friedens zu fihern und zu be- 
eunigen. 

Als die Friedenspräfiminarien von Verſailles abgejchloffen wurden, durfte 
unfere Regierung von ber Üeberzeugung ausgeben, daß die Regierung Frankreichs 
von dem aufrichtinen Willen erfüllt ſei, raich zum wirklichen Friedensſchluß zu ge- 
langen, und daß fie die Kraft befigen werbe, die Ausführung defielben zu fihern. 
Auf dieſer Zuverficht berubeten die mannigfachen Rüdfichten der Schonung, welche 
bei dem Abichluffe der Verfailler Konvention von unferer Seite beobachtet wurden: 
es lag unferer Regierung daran, der neuen franzöfiihen Regierung die Durch⸗ 
ns ihrer anſcheinend ernften Friedensabfichten in Frankreich möglichft zu 
erleichtern. 

Auf einen rafchen Abjchluß des endlichen wirflihen Friedens mußte um fo 
mehr gerechnet werden, als in bem vorläufigen Vertrage nad der beiberſeitig 
ausgeſprochenen Abſicht alle erheblicheren ragen als bereits entichieden und dem⸗ 
gemäß weitere arundfägliche Streitigkeiten als ausgefchloffen gelten durften, fo 
daß für die Verhandlungen in Brüffel nur noch die nähere VBeftimmung über bie 
Ausführung der feftgefegten Bedingungen im Einzelnen vorbehalten fchien. Der 
Gelammtinhalt der Friedenspräliminarien giebt Zeugniß davon, daß bei dem 
Abſchluſſe eine folhe Auffaffung und Abfiht zu Grund: lag; nicht minder Tießen 
bie militärifhen Anordnungen und Vorkehrungen nad dem vorläufigen Friedens⸗ 
ichluffe erfennen, daß man auf franzdfifcher Seite, ebenjo wie Seitens unſerer 
Regierung und Heeresleitung, von der Erwartung eines jehr balbigen feften 
Friedensſchluſſes ausging. 

Durch den Parifer Aufftand und durch die Sorgen und Schwierigkeiten, 
welche derſelbe der franzöfiihen Regierung bereitete, wurden die befinitiven 
Friedensverhandlungen zunächſt einigermaßen erjchwert und verzögert. 

So fehr unfere Regierung den Mangel an Vorausfiht und Energie ber 
klagte, welcher fih in dem Verhalten ver Berfailler Regierung kundgab, fo hielt 
fie e8 doch für eine Ehrenpflicht, dieſer Regierung, mit welder fie jo eben ben 
Präliminarvertrag abgeichloffen hatte und welche als der Ausdrud des augenbfid- 
fihen Bollswillens Frankreichs alljeitig anerfannt war, die Durchführung ihrer 
Stellung und Aufgabe unter den neu entftandenen inneren Schwierigfeiten ſoviel 
als möglih zu erleichtern und ohne unmittelbare Einmifhung in bie inneren 
Kämpfe Frankreichs doch die Hinterniffe abzuſchwächen, welde fi aus den Be⸗ 
Rimmungen bes PBräliminarfriedeus für die Bekämpfung des Parifer Aufſtandes 
ergaben. 

Einzig und allein durch die bereitwilligen Zugeftäudniffe unjerer Regierung 
ift es ber Berfailler Regierung überhaupt möglich geworben, fi dort zu halten 
und zu vertheitigen und demnächft zum Angriff gegen Paris vorzugehen. 

Im Bertrage von Verſailles war im Artikel III. beftimmt: 

„Die franzöſiſchen Truppen werben fi binter bie Loire zurück⸗ 
zieben, die fie vor Unterzeichnung des definitiven Friedensvertraget 
nicht werben überfchreiten dürfen. Ausgenommen von biejer Beftim- 
mung find die Garniſon von Paris, deren Stärke die Zahl von 
40,000 Mann nicht Überfchreiten darf, und die zur Sicherheit ber 
feften Plätze unerläßlich erforderliden Garniſonen.“ 

Die franzöfiihe Regierung burfte hiernach in und bei Verſailles eigentlich 
feine Truppen halten. 

Nur das vertrauensvolle Entgegenlommen ber beutichen Regierung hat 
Herrn Thiers in die Yage verfett, den Kampf gegen Paris aufzunehmen und 
Frankreich vor abjoluter Zerrüttung zu bewahren. 

Zudem unfere Regierung geftattete, daß abmeihenb von dem Präliminar- 
Bertrage neben der zahlreichen Armee, welche in Paris vorhanden ifl, eine Armee 
biefjeitS der Loire, zwiſchen Berfailles und Paris zufammengezogen wurde, und 
zwar in einer Stärle, weldye bie Zahl von 40,000 um mehr als das Doppelte 
überfteigt, konnte fie nur von bem Vertrauen ausgehen, daß bie Regierung, zu 


309 
1871. 


deren Gunften fie ein fo weit gehendes Zugeftändniß machte, ihre Ehre barein 
ſetzen werbe, ihre Gejammtbeziehungen zu Deutichland nad dem Geifte bee ge 
ſchloſſenen Friedensvertrages zu regeln und den Abjchluß des fchließlichen vollen 
Friedens auf jebe Weife beichleunigen zu belfen. 

Diefes Bertrauen ſchien jedoch feither feine VBeftätigung finden zu follen. 

Abgeſehen davon, daß bie franzöfiihe Regierung fi ſäumig erwies, die 
eingegangenen Berpflihtungen für die geordnete und ausreichende Berpflegung 
unjerer Truppen zu erfüllen und bie betreffenden Zahlungen regelmäßig zu leiften, 
fo trat vor Allem in den Verhandlungen zu Brüffel mehr und mehr das Be» 
fireben hervor, die im Präliminarvertrage bereits feitgeftellten Verpflichtungen 
Frankreichs wieder in Frage zu bringen oder abzufhwäden. Namentlich ift bies 
in Bezug auf die Zahlung ber Kriegsentfchädigung durch jo überraſchende Vor⸗ 
Khläge geiheben, daß dadurch jeder Glaube an den Ernft ber franzöflichen 
Friedensverhandlungen erjchlittert werden mußte. Es fehlte nicht an Anzeichen, 
durch welche die Beſorgniß begründet wurde, daß politiihe Beſtrebungen ſehr 
verichiedener Art auf das Ziel hinwirkten, den endgültigen Abſchluß des Friedens 
hinaus zuſchieben. 

Unſere Regierung konnte ihrerſeits die Verzögerung des definitiven Friedens⸗ 
ſchluſſes unter keinen Umſtänden zulaſſen. So wenig auch zu befürchten wäre, 
daß e8 ben Franzoſen in der That gelingen könnte, durch eine Verzögerung bes 
Friedensichluffes etwa günftigere Bedingungen zu erreichen, fo drängt body bei 
ung das Intereſſe der VBollswohlfahrt unbedingt dahin, daß dem Zuftaude der 
Ungewißheit zwiichen Krieg und Frieden ein Ende gemacht werde. Unfere Heeres- 
einrihtungen, Durch welche in Wahrheit die Blüthe des Volles aus allen Ständen 
und Berufsarten zum Kampfe fürs Vaterland herbeigerufen wird und durch welche 
de glänzenden Erfolge auch in biefem leiten gewaltigen Kriege errungen worden 
fund, — dieſe Heereseinrichtungen legen unferer Regierung bie Pflicht auf, mit 
aler Kürforge dahin zu wirken, daß diefe reiche Volkskraft nicht länger, ale nöthig 
Ü, dem bürgerlichen Berufe und dem häuslichen Heerde entzogen bleibe. Es 

; fan baber nicht in das Belieben der franzöfifchen Regierung geftellt werben, bie 
Einkehr eines wirklichen Priedenszuftandes, wie er nad dem Abfchluffe bes 
ninat-Bertrages in nahe Ausfiht genommen war, ins Ungewiffe zu ver- 
zoͤgern. 
Fürſt Bismard hatte denn die Regierung in Verſailles in jüngſter Zeit 
nicht im Zweifel darüber gelaffen, daß er gegenüber den mannigfachen Jugeftänd- 
niffen, welche ihr gewährt worben, ein größeres Entgegenfommen Behufs baldigen 
Abſchluſſes des definitiven Friedens beanfpruche, und daß nur um dieſen Preis 
eine Pig NRüdfihtnahme auf die Bebürfuiffe der franzöſiſchen Regierung zu 
erwarten ſei. 
‚ Die Regierung in Berfailles ſcheint erkannt zu haben, daß fie nur durch 
ae erneute und purchgreifenbe Verftändigung mit unjerer Regierung die Schwierig« 
ihrer eigenen Lage bewältigen und dem vollftändigen Ruin Frankreichs 
vertengen kann. Dieſer Erkenntniß entipriht die Zuſammenkunft des Minifters 
Jules gavıe mit dem Fürften Bismard in Frankfurt a. M., auf welde 
teterer bereitwillig eingegangen if. 

Die Verhandlungen in der alten beutihen Reichsſtadt werben hoffentlich 
von enticheidenber Bedeutung. für das definitive Friedenswert fein. Man darf 

t fein, daß Fürſt Bismard fein perfönliches Anfehen zu dem Zwede er: 
went einſetzt, alle Zweiſel und Bedenken, welche gegenüber deu Präliminarien 
noch möglich erſcheinen konnten, endgültig zu befeitigen und fomit die vorläufigen 

ensgrundlagen von Verſailles als Beftimmungen des wirklichen Friedens zu 

halten und zu ergänzen. Nicht um die Befeitigung einzelner Schwierigkeiten 

nes fi jetzt handeln, ſondern um die allfeitige und vollftändige Anbahnung 
es wirllichen Friedens. 

| Iules Favre hat bei den Waffenftillftands- und bei den Friedensverhand⸗ 

lungen im Januar und Februar d. 3. bewielen, daß er fih über die Yage 
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Er bringen und ben Abihluß bes endgültigen Friedens zu fihern und zu b 
eunigen. 

Als die Friedenspräliminarien von Berfailles abgefchloffen wurden, bur| 
unfere Regierung von der Ueberzeugung ausgeben, daß die Regierung Frankreid 
von dem aufrichtinen Willen erfüllt jet, raſch zum wirkfichen Friedensſchluß zw g 
langen, und daß fie die Kraft befigen werbe, bie Ausführung beffelben zu ficher 
Auf diefer Zuverficht beruheten bie mannigfadhen Rüdfichten der Schonung, wel 
bei dem Abichluffe der Berjailler Konvention von unlerer Seite beobachtet wurde 
es lag unferer Regierung baran, der neuen franzöfiichen Regierung die Dux 
Ink ihrer anſcheinend ernſten Friedensabfichten in Frankreich möglich 
erleichtern. 

Auf einen raſchen Abſchluß des endlichen wirklichen Friedens mußte um 
mehr gerechnet werden, als in dem vorläufigen Vertrage nach der beiderſei 
ausgeſprochenen Abficht alle erbeblicheren Fragen als bereits entjchieden und ber 
gemäß weitere arundfägliche Streitigkeiten als ausgefchloffen gelten durften, 
daß für die Verhandlungen in Brüffel nur noch die nähere Beſtimmung über 
Ausführung der feftgejegten Bedingungen im Einzelnen vorbehalten ſchien. A 
Gefammtinhalt der Friedenspräliminarten giebt Zeugniß davon, daß bei d 
Abichluffe eine ſolche Auffaffung und Abficht zu Grund: lag; nicht minder lie 
die militärifhen Anoıbuungen und Vorkehrungen nach dem vorläufigen Friebe 
fchluffe erfennen, daß man auf franzöfiiher Seite, ebenſo wie Seitens un « 
Regierung und Heercsleitung, von der Erwartung eines ſehr baldigen fe 
Friedensſchluſſes ausging. 

Durh den Barifer Aufftand und durch die Sorgen und Schwierigleik 
welche derſelbe ber franzöſiſchen Regierung bereitete, wurben die befinit= 
Friedensverhandlungen zunächft einigermaßen erfchwert und verzögert. 

So fehr unjere Regierung den Mangel an VBorausfiht und Energie 
Hagte, welcher fi in dem Verhalten ver Verſailler Regierung kundgab, fo 4 
fie es doch für eine Ehrenpflit, dieſer Regierung, mit welcher fie jo eben 
Präliminarvertrag abgeichloffen hatte und welche als der Ausdruck des augenE> 
lichen Vollswillens Frankreichs allfeitig anerfannt war, bie Durchführung = 
Stellung und Aufgabe unter ben neu entflandenen inneren Schwierigleiten jez 
als möglich zu erleichtern und ohne unmittelbare Einmifhung in die ine 
Kämpfe Frankreichs doch die Hinterniffe abzuſchwächen, welde fi aus den 
Kimmungen des Präliminarfriedens jür die Bekämpfung des Parifer Auffla - 
ergaben. 

Einzig und allein durch bie bereitwilligen Zugeſtändniſſe unferer Regie = 
ift e8 der Berfailler Regierung überhaupt möglich geworden, ſich dort zu bes 
und zu vertheidigen und demnächſt zum Angriff gegen Paris vorzugehen. 

Im Bertrage von Verſailles war im Artikel III. beftimmt: 

„Die franzöfiihen Truppen werben fi binter bie Loire zur” 
zieben, bie fie vor Unterzeihnung des definitiven fyriedensvert 
nicht werben überfchreiten dürfen. Ausgenommen von biefer Be 1 
mung find die Garnifon von Paris, beren Stärke die Zahl 
40,000 Mann nicht überjchreiten darf, und die zur Sicherhei 
feften Plätze unerläßlich erforderlichen Garnifonen.” 

Die franzöfifhe Regierung burfte hiernach in und bei Verſailles eige z 
feine Truppen balten. | 

Nur das vertrauensvolle Entgegenlommen ber deutſchen Regierung 
Herrn Thiers in die Yage verfettt, den Kampf gegen Paris aufzunehmen 
Frankreich wor abfoluter Zerrüttung zu bewahren. . 

Indem unfere Regierung geftattete, daß abmeicdhenb von bem Prälimin 
Bertrage neben der zahlreichen Armee, welche in Paris vorhanden ift, eine Arz 
biefjeit8 der Loire, zwiſchen Verfailles und Paris zufammengezogen wurde, M 
zwar in einer Stärke, welche die Zahl von 40,000 um mebr als das Do 
überfleigt, konnte fie nur von dem Vertrauen ausgehen, daß bie Regierung, d 
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deren Gunfien fie ein fo weit gebenbes Zugeſtändniß machte, ihre Ehre barein 
ken werbe, ihre GSefammtbeziehungen zu Deutichland nach dem Geifte des ge- 
Klofienen Friedensvertrages zu regeln und den Abſchluß des fchliehlichen vollen 
Friedens auf jebe Weife beichleunigen zu belfen. 

Dieſes Bertrauen ſchien jedoch ſeither keine Beftätigung finden zu follen. 

‚  Ügejeben davon, daß bie franzöſiſche Regierung fi ſäumig erwies, bie 
uhaungenen Berpflihtungen für die geordnete und ausreihende Verpflegung 
unſerer Truppen zn erfüllen und bie betreffenden Zahlungen regelmäßig zu leiften, 
fo trat vor Allem in den Verhandlungen zu Brüffel mehr und mehr das Be- 
Ärchen hervor, die im Präliminarvertrage bereits feftgeftellten Verpflichtungen 
Frankteichs wieder in Frage zu bringen ober abzuſchwächen. Namentlich ift dies 
in Beyug auf die Zahlung der Kriegsentichädigung durch fo überrafchende Vor⸗ 
Khläge geichehen, daß dadurch jeder Glaube an ben Ernſt der franzöſiſchen 

ensverhandlungen erſchüttert werden mußte. Es fehlte nicht an Anzeichen, 
Bart welche die Beſorgniß begründet wurde, daß politiſche Beftrebungen fehr 
veriiedener Art auf das Ziel hinwirkten, den endgültigen Abfchluß des Friedens 
Kinauszuichieben. 

Unfere Regierung konnte ibrerfeits Die Verzögerung bes definitiven Friebens- 
Khlnfies unter keinen Umftänden zulaffen. So wenig auch zu befürdhten wäre, 
daß e8 den Franzoſen in der That gelingen könnte, durch eine Verzögerung bes 
Griedensichluffes etwa günftigere Bedingungen zu erreichen, jo drängt Doch bei 
uns das Intereſſe der Bollswohlfahrt unbedingt dahin, baß dem Zuſtaude ber 
Ungewiß heit zwiſchen Krieg und Frieden ein Ende gemacht werde. Unſere Heeres⸗ 
einrichtungen, durch welche in Wahrheit die Blüthe des Volles aus allen Ständen 
und Berufsarten zum Kampfe fürs Vaterland herbeigerufen wird und durch welche 
bie glänzenben Erfolge auch in diefem letzten gewaltigen Kriege errungen worden 
And, — diefe Heereseinrichtungen legen unjerer Regierung bie Pflicht auf, mit 
aller Fürſorge dahin zu wirken, daß diefe reiche Volkskraft nicht länger, als nöthig 

dem bürgerlichen Berufe und dem häuslichen Heerde entzogen bleibe. Es 
fanı daher nicht in das Belieben der franzöfiichen Regierung geftellt werden, bie 
nfehe eines wirklichen Friedenszuftandes, wie er nach dem Abſchluſſe des 
Kasiiminer-Bertvages in nabe Ausfiht genommen war, ind Ungewiffe zu ver- 
en. 


., Br Bismard hatte denn die Regierung in Verfailles in jüngfter Zeit 
micht im Zweifel darüber gelaffen, daß er gegeniiber den mannigfachen Zugeftänd- 
uffien, welche ihr gewährt worden, ein größeres Entgegenlommen Behufs baldigen 
Abſcluſſes des —— Friedens beanſpruche, und daß nur um dieſen Preis 
eine ae Rüdfihtnahme auf die Bedürfniſſe der franzöſiſchen Regierung zu 

en ſei. 
Die Regierung in Verſailles fcheint erfannt zu haben, daß fie nur durch 

EAN erneute und durchgreifende Verftändigung mit unferer Regierung die Schwierig» 
keiten ihrer eigenen Lage bewältigen und dem vollftändigen Ruin Frankreichs 

engen fan. Diefer Erkenntniß entſpricht die Zuſammenkunft des Miniſters 

ules Favre mit bem Fürften Bismard in Frankfurt a. M., auf welche 
T bereitwillig eingegangen ift. 

Die Verhandlungen in der alten deutſchen Neichsftabt werben hoffentlich 

don entiheidender Bedeutung. für das beflnitine Friedenswerk fein. Mau darf 

gt fein, daß Fürſt Bismard fein perfönliches Anfeben zu dem Zwecke er: 

einjeßt, alle Zweifel und Bedenken, welche gegenüber ben Präliminarien 

—— möglich erſcheinen konnten, endgültig zu beſeitigen und ſomit die vorläufigen 

8grunblagen von Berjailles als Beftimmungen des wirklichen Friedens zu 
und zu ergänzen. Nicht um die Befeitigung einzelner Schwierigkeiten’ 

—* es fidh jetzt handeln, ſondern um bie allſeitige und vollſtändige Anbahnung 

wirklichen Friedens. 

in Jules Favre hat bei den Waffenftillftands- und bei den Friedensverhand⸗ 

"en im Januar unb Februar d. 3. bewiefen, daß er ſich über bie Lage 
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Frankreichs und bie fi daraus ergebenden Rothwenbigleiten keinen Täufdımge 
mehr bingiebt; er wirb feinen Patriotismus gewiß auch jetst dadurch bewähren 
baß er ohne weiteres Zögern bie Schritte thut, welche zu Frankreichs Rettun 
vor noch tieferem Fall unerläßlich find.” 


7. Mai. Fürft Bismard an den franzöfiihen Minifter des Auf 
wärtigen und Bevollmächtigten in Frankfurt am Mai 
Jules Favre*). 

„Herr Minifter! Mit Bezugnahme auf unfere gefrige Unterredung 
babe ich die Ehre, Em. Excellenz bemerklich zu machen, daß die heutig 
Page Frankreichs ſich weſentlich von derjenigen unterjcheidet, anf die di 
im Augenblid der Unterzeichnung der Friedenspräliminarien abgefehen wer, 
und daß die Aegierung der Nepublid nicht in demfelben Manfe, mt 
damals, die Eigenfhaft bewahrt hat, allen ihren Berpflichtungen nad 
zufommen. Der Parifer Aufftand hat, indem er die Lage änderte, 
die Zulunft, auf welde wir aähten zu dürfen glaubten, in 
Frage geftellt. Seitdem die franzöftiche Negierung fich gezwungen ſah, 
Paris den Händen der Inſurrection zu überloffen und ſich außerhalb der 
Bedingungen der Yriedenspräliminarien zu ftellen, um die Mittel zu 
MWiederherftellung ihres verfannten Anſehens zu gewinnen, liegt und die 
Beforgnig nahe, daß ähnliche Vorgänge fih auch dann no erneuern 
Tönnten, wenn es der Regierung wirklich gelänge, fi ber Hanptftadt 
wieder zu bemächtigen. Wenn wir und biß jegt enthalten haben, Paris 
anzugreifen, um einer Rage ein Ziel zu fegen, welde in dem Bertrage 
vom 26. Februar nicht vorhergefehen war und nicht ohne Beeinträchtigung 
unferer Intereffen verlängert werden kann, wenn wir in eine Zuſammen⸗ 
ziehung franzöfifcher Truppen gewilligt haben, die beträchtlich genug iſt 
um im alle einer unvermutheten Wendung der Dinge unfere Lage 3 
erjhweren, jo können wir nicht länger dieſe paſſive Haltung 
Zuftänden gegenüber beobachten, die gegen die Bebingunds 
der Friedenspräliminarien verftoßen, wofern Frantreid |! 
nicht dazu verfteht, diefen le&teren größere Kraft zu verleihen, 
indem e8 ung für die Zukunft Bürgſchaften gewährt, melde DU 
deutſchen Intereſſen gegen allfällige, der Ruhe Frankreichs hinderlich 
Störungen fhügen würden. Wir würden e8 vorziehen, diefe Bürgjcaiter 
in der gewillenhaften Ausführung der biß jegt gejchloflenen Webereintänft 
u finden, denen zufolge die franzöfiihen Truppen, die außerhalb Bari 
fen, fih auf die Südfeite der —* zurückziehen würden, es ſei denn 
aß die Regierung in ein Uebereinkommen willigte, kraft deſſen die dent 
ſchen Truppen nach der Zahlung der erſten halben Milliarde der Kriegt 
entſchädigung und der Beftätigung des endguitigen Friedensvertrages fort 
fahren würden, die auf dem rechten Seineufer gelegenen Pariſer 
mit dem entjprechenden Theile der neutralen Zone bis zu den 
der Stadt, fowie die auf dem rechten Ufer gelegenen Thore derfelben be 
jest zu halten, fo daß die in dem Bertrage vom 26. Februar PP! 
ejehene Räumung fich vorläufig auf die Departements Somme, Seit 
Snferieure und Eure beichränfen, und da die in Art. 3 der Frieden 


*) Aus dem Buche Jules Favre's: „Simple réeit d'un membre du Gouvernem@#® 
de la Defense Nationale." 
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tilminarien ausbedungene Räumung in ihrem vollen Umfang erft dann 
würde, wenn die politiiche Lage Frankreich binlänglich befeftigt 
Ne, um die Gewähr zu bieten, daß die franzöfifche Regierung im Stande 
t und bleiben wird, are Verpflichtungen gegen Deutjchland zu erfüllen. 
# wäre den Intereſſen Deutſchlands zumider, die Occupation über die 
t hinaus zu erftreden, deren Frankreich zur Befeftigung feiner Regie 
mg durchaus bedarf; denn die Deutichland aus der Aufrechterhaltung 
nerer Heere in Frankreich erwachſenden Koften überfteigen weit alle 
mmen, die Frankreich dazu beifteuert. — Die Intereſſen unferer beiden 
inder glatten ung nicht, eine Sachlage fortbeitehen zu laſſen, melde 
eide in der Ungewißbeit erhält, ſowohl was die Zukunft ihrer gegenfeitigen 
gen als die Dauer von AZuftänden, die weder Friede noch Krieg 

, betrifft. Wir werden, um ihnen ein Ziel zu jegen, in unferen gegen« 
Netigen Beiprechungen darnach trachten müflen, ung über die in dem ent» 
litigen Friedensvertrage zu erledigenden Hauptfragen zu einigen. Wenn 
18 dieß nicht gelänge und wenn die fran siihe Regierung fid 
Rigerte, uns Die Bürgſchaften zu gemäßren, die Ew. Ercellenz 
Far ich foeben die Ehre hatte, fo würde Deutſchland 
vor Allem das Recht vorbehalten, feinerjeit3 Schritte 
gen die unregelmäßigen, augenblidlich in Baris berrfchenden 
uſtände zu tdun und auf der firengen Ausführung der Be» 
Ingung zu beftehben, welche die franzöfifche Regierung dazu 
nhält, ihre Truppen auf die Südfeite der Loire zürückzuziehen. 

Genehmigen Site ıc.“ 


3 


3 


Ber Abfchluß des definitiven Friedens in Frankfurt, 


Telegramm. 


' Sranffurt a. M., 10. Mai, Nachmittags 2 Uhr. 
Der definitive Frieden zwiſchen Frankreich und Deutſchland ift 
Chen unterzeichnet worden. 


10. Mai. Der Friede zu Fraukfurt. 


Fürſt Otto von Bismard-Schönhaufen, Kanzler des Deut⸗ 
vn Reiches; 
Graf Harry von Arnim, außerordentliher Gefandter und bevoll⸗ 
ühtigter Minifter des Deutfchen Kaiſers beim Heiligen Stuhle, 
Namens Sr. Majeftät des Deutſchen Kaiſers einerjeitd und ans 
dererjeit3 
Herr Jules Favre, Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
T franzöfiichen Nepublit; 
‚ser Auguftin Thomas Joſeph PBouyer-Quertier, Finanz 
tinitter der franzöfifchen Republit und 
‚var Marcus Thomas Eugen von Goulard, Mitglied der 
inalverfammlung, 
Namens der franzöfifchen Republik, 


' 312 
1871. 


in der Abjicht, den Präliminar- Friedensvertrag vom 26. Februar d. J. 
mit den nachftehenden Veränderungen in einen definitiven Yriedendper- 
trag umzumandeln, haben Folgendes feftgefegt: 

Art. 1. Die Entfernung von der Stabt Belfort bis zur Grenz⸗ 
linie, wie biefe urfprünglich bei den Unterbanblungen von Berjailles vorgefchlagern 
worben und auf ber bem ratificirten Inftrumente der Präliminarien vom 26. — 
bruar beigefügten Karte bezeichnet iſt, ſoll als Ausdehnung des Rayon @ 
gelten, der, gemäß der darauf bezüglichen Clauſel bes erſten Artilels der Prält- 
minarien, mit der Stadt und den Beieftigungen von Belfort bei Frankreich ve 
bleiben fol. 

Die deutfhe Regierung ift Willens, dieſen Rayon folder Weile zu ve ⸗ 
größern, daß er die Kantons von Belfort, Delle und Giromagny umja Er, 
fowie den weftlihen Theil des Kantons von Fontaine, weftlich einer finie > ıı 
dem Punkte, wo der Canal von der Rhone nach dem Rhein aus dem Cariikzıı 
von Delle austritt, im Süden von Montreur Chateau bis zur Norbgrenze "me 
Cantons zwiihen Bourg und Felon, wo dieſe Linie die Oftgrenze bes Cantut 
von Giromagny erreidht. Die beutiche Regierung wird indeflen bie oben beit 
neten Territorien nur unter der Bedingung abtreten, daß die franzöfem. Ice 
Republik ihrerfeits in eine Grenzrectification einwillige länge Immer 
weftlihen ©renzen der Kantone von Catenom und Thionvi Wiele, 
welche an Deutihland das Gebiet überläßt im Often einer Finie, i 
von der Grenze von Luxemburg zwiſchen Huſſigny und Redingen ausgeht, bie 
Dörfer Thil und Villerupt an Frankreich laffend, fih zwiſchen Erronville und 
Aumetz, zwiſchen Beuvillers und Boulange, zwifchen Trieur und Tomeringen "Win 
zieht und bie alte Grenzlinie zwilhen Avril und Moyeuvre erreicht. Die im-zter- 
nationale Commiſſion, deren im Art. 1 ber Präliminarien erwähnt if, wird⸗ ſich 
fogleih nach der Auswechſelung der Ratiflcationen bes gegenwärtigen Bertr— age 
an Ort und Stelle begeben, um die ihr obliegenden Arbeiten auszuführen und 
bie Linie der neuen Grenze gemäß der vorftehenden Dispofition zu ziehen. 

Art. 2. Die den abgetretenen Gebieten angehörigen, gegenwärtig _ auf 
biefem Gebiete domicilirten franzöfifhen Unterthbanen, welche beabfiht mn 

Be 








die franzöſiſche Nationalität zu behalten, follen bis zum 1. Oktober 1 

uud mittels einer vorausgehenden Erklärung an die competente Behörde bie 

fugniß haben, ihr Domicil nah Frankreich yu verlegen unb fi bort 
nieberzulaffen, ohne daß dieſes Hecht alterirt werden könne durch bie Geſetze über 
den Milttärdienft, — in welchem Falle ihnen die Eigenfchaft als franzöfiiche BEE \ıge 
erhalten bleiben wird. Es ftcht ihnen frei, ihre auf den mit Deutſchland ver⸗ 
bundenen Territorien gelegenen Immobilien zu behalten. Kein Bewohner De 
abgetretenen Territorien darf in feiner Perjon oder in feinen Gütern auf der 
feiner politifhen ober militärifchen Handlungen während bes Krieges verfolge — BP 
ftört oder zur Unterſuchung gezogen werben. 

Art. 3. Die franzöfiihe Regierung wird der beutichen Regierun bie 
Archive, Documente und KRegifter übergeben, welche die civile, miltte "cite 
ober gerichtliche Verwaltung ber abgetretenen Territorien betreffen. Sollten e& Wuige 
biefer Altenſtücke weggeſchafft worden fein, jo wird bie franzöfifche Regierung die⸗ 
ſelben auf Anforderung der deutſchen Regierung wieder herbeiſchaffen. 

Art. 4. Die franzöſiſche Regierung wird der Regierung bes Den fchen 
Reiches innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten, von der Auswechſelungz der 
Hatification dieſes Vertrages an gerechuet, übergeben: . 

1. den Betrag ber Seitens der Departements, Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten der abgetretenen Territorien deponirten Summen; 

2, den Betrag der Anwerbungs- und Stellvertretungs-Prämien, welche Dei 
aus den abgetrstenen Territorien gebürtigen Soldaten und Seeleuten gehören, die 
fih für die deutſche Nationalität entfchieben haben; 

3. ben Betrag der Eautionen der Rechnungs-Beamten bes Staates; 
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‚ben Betrag ber für gerichtliche Eonfignationen in Folge von Maßregeln 
valtungs- oder Juſtizbehörden in ben abgetretenen Zerritorien eingezablten 
men 


rt. 5. Beide Nationen werben gleiche Behandlung genießen in Bezug 
Schifffahrt auf der Moſel, dem Kanal von der Marne nad dem Rhein, 
nal von der Rhone nad dem Rhein, dem Kanal der Saar und den mit 
Bafferwegen in Verbindung ſtehenden ſchiffbaren Gewäſſern. Das Flöß- 
rd beibehalten. 

rt. 6. Da die hoben contrahirenden Parteien der Meinung find, Daß 
eefangrenzen der an das Deutfche Reich abgetretenen Xerritorien mit 
wn durch obenftehenben Art. 1. beftimmten Grenze zufammenfallen 
fo werten fie fi) nach der Ratification des gegenwärtigen Vertrages un- 
h Über bie zu dieſem Zwede zu ergreifenden gemeinfamen Maßregeln 
gen. 

ie der reformirten Kirche ober ber Augsburger Confeſſion an- 
n, auf den von Frankreich abgetretenen Territorien anfälfigen Gemeinden 
aufhören, von der franzöſiſchen geiftlihen Behörde abhängig zu fein. 

te zur Kirche der Augsburger Confeffion gehörigen, auf franzöſiſchem 
ium anfäffigen Gemeinden werben aufhören, von dem Ober-Eonfiflorium 
ı dem Director in Straßburg abhängig zu fein. 

ie ifraelitifhen Gemeinden ber Territorien im Often der neuen 
werben aufhören, von dem ifraelitifchen Central-Confiftorium zu Parts 
j zu fein. , 

rt. 7. Die Zablung-von 500 Millionen wird erfolgen innerhalb 
Big Tage, welche der Herftellung der Autorität der franzöfifhen Regierung 
Stadt Baris folgen werden. Eine Milliarde wird bezahlt werben im 
> des Jahres und eine halbe Milliarde am 1. Mai 1872. Die 
drei Milliarden bleiben zahlbar am 2. März 1874, jo wie es durch 
liminariſchen Friedensvertrag ftipulirt worden if. Bom 2. März bes 
an Jahres an werben die Zinfen biefer drei Milliarden France jedes Jahr 
März mit 5 pCt. per Jahr bezahlt werben. , 

ede im voraus auf die brei Milliarden abgezahlte Summe wird vom Tage 
teten Zahlung an aufhören, Zinfen zu tragen. 

fe Zahlungen können nur in den hauptſächlichſten Handelsſtädten Deutſch⸗ 
emacht werden und werden in Metall, Gold oder Silber, in Billet® 
nt von England, in Billets der Bank von Preußen, in Billets 
niglihen Bank der Niederlande, in Billets ber National» 
on Belgien, in Anmweifungen auf Orbre ober discontirbare 
I erften Ranges zum vollen Werthe geleiftet werben. Du bie 
Regierung in Frankreich den Werth des preußischen Thalers auf 3 Fr. 
fefgeftellt hat, jo nimmt die franzöſiſche Regierung die Umwechslung der 
ı beider Länder zu oben bezeichnetem Courſe an. Die franzöfiiche Regierung 
? beutiche Regierung drei Donate zuvor von jeder Zahlung benachrichtigen, 
ie den Kaſſen des Deutichen Heiches zu leiften beabfichtigt. 

tab Zahlung der erften halben Milliarde und ber Ratification 
initiven Sriebensvertrages werben die Departement8 ber Somme, ber 
Infsrieure und der Eure geräumt, in fo weit fie noch von beutichen 
n befegt find. Die Räumung der Departements ber Dife, der Seine» 
e, der Seine-et-Marne und ber Seine, fo wie ber Forts von 
wird Statt finden, fobald die deutſche Regierung die Herftellung ber 
ing ſowohl in Frantreih als in Paris für genügend erachtet, um 
führung der durch Frankreich übernommenen Verpflichtungen ficher zu 
In allen Fällen wird diefe Räumung bei Zahlung ber dritten 
n Milliarde Statt finden. 


Die deutſchen Truppen behalten im Intereffe ihrer Sicherheit die Verfügung 
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über bie neutrale Strede zwiſchen der beutfchen Demarcatiousfinie und ber Um- 
wallung von Paris auf dem rechten Ufer der Seine. 
ie Stipulationen des Bertrages vom 26. Februar, bezüglich auf die 
Decupation des franzöſiſchen Gebietes nad Zahlung ber beiden Milliarden 
bleiben in Kraft. Bon ber Zahlung der erften fünfhunbert Millionen können 
feine Abzüge, wozu die franzöfifche Regierung berechtigt fein Tönnte, gemacht 
en 


Art. 8. . Die deutihen Truppen werben fortfahren, fih ber Requiſi⸗ 
tionen in natura ober Gelb in ten beſetzten Territorien zu enthalten; ba biefe 
Verpflichtung ihrerfeits im gegenfeitiger Beziehung ſteht zu ber von ber fra 
fiiden Regierung übernommenen Berpflitung, fle zu unterhalten, fo werden m 
Halle, daß trog wieberhofter Anforderungen ber beutichen Regierung bie franz 
fifche Regierung in Ausführung befagter Verpflichtung zurüdbleiben jollte, 
deutfchen Truppen das Recht haben, ſich das Nöthige für ihre Bedürfniſſe durch 

- Erhebung von Steuern und Requifitionen in ben bejegten Departements zu ver 
Iaaffen, und felbft außerhalb derfelben, wenn deren Hülfsmittel nicht hinreichen 
ollten. 

Bezüiglih auf die Verpflegung ber deutichen Truppen werben bie gegen 
mwärtig in Kraft ftehenden Anorbnungen beibehalten bis zur Räumung ber ortd 

von Paris. 

Kraft bes Vertrages von Ferridres vom 11. März 1871 werben bie durch 
es Bertrag angegebenen Rebuctionen zur Ausführung fommen nah Räumung 
der Korte. 

Sobald der Effectivftand der deutfchen Armee unter bie Zahl von 500,000 
Mann berabgefunfen fein wirb, werben bie unter dieſe Zahl gemachten Ren 
tionen angerechnet werben, um eine verhältnißmäßige Verminderung der VOR 
ber frangöftfgen Regierung bezahlten Unterhaltungstoften für die Truppen kr 
zuftellen. 

Art. 9. Die gegenwärtig den Erzeugniffen der Induſtrie in ben 
abgetretenen Gebieten zur Einfuhr mach Frankreich geftattete Ausnahmebe⸗ 
banblung wird für einen Zeitraum von ſechs Monaten, vom 1. März an ge 
rechnet, unter ben mit ben Delegirten bes Elfafjes vereinbarten Bebingungen A 
rechterhalten. 

Art. 10. Die deutſche Regierung wird fortfahren, die Kriegsgefangenel 
zurüctehren zu laffen, indem fie ſich mit der franzöſiſchen Regierung in Einver⸗ 
nehmen ſetzt. Die franzöfifhe Regierung wirb diejenigen dieſer Gefangened, 
welche rerabfchiebet werben können, in ihre Heimath zurüdienden. Diejenigen 
welche ihre Dienftzeit noch nicht zurüdgelegt, haben ſich hinter bie Loire ; de 
zuzieben. Es ift vereinbart, daß bie Armee von Paris und von Berfaille® 
nach Herftellung der Autorität ber fränzöflihen Regierung in Paris und bis IM 
Räumung der Forts von Seiten der beutihen Zruppen, 80,000 Mann m 
überfteigen fol. Bis zu biefer Räumung kann bie franzöſiſche Regierung feint 
Truppenzufjummenziehung auf dem rechten Ufer ber Loire vornehmen, jedoch wird 
fie die regelmäßigen Bejagungen ber in dieſer Zone gelegenen Stäbte, — 
ben Bebirfniffen der Aufrechterhaltung der Ordnung und ber öffentlichen 
ftellen. 

Nah Maßſtab des Fortichritts der Räumung werben fich bie Eommanbante® 
ber Truppen über eine neutrale Zone zwiſchen den Armeen ber beiben Ratone® 
verftändigen. 

Zwanzigtaufend Gefangene follen ohne Verzug nad Lyon birigirt werde B 
unter der Bedingung, daß fie nach ihrer Organiſirung ſofort nach Algerien g3* 
hit werden, um in diefer Eolonte zur Verwendung zu kommen. 

Art. 11. Da die Handelsverträge mit den verfchiebenen Stuten 
Deutſchlands duch den Krieg aufgehoben find, werben bie franzäfiice uud D fer 
deutſche Regierung zur Grundlage ihrer Hanbelsbegiehungen den Grundig PD 
gegenfeitigen Behandlung auf dem Fuße ber meiftbegünftigten Nationen une 
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biefer Regel finb einbegriffen die Eingangs- und Ausgangsrechte, der 
be Verkehr, die Zollformalitäten, die Zulaffung und Behandlung ber 
m beider Nationen und der Bertreter derſelben. 

b jedoch ausgenommen von obiger Regel die Begünftigungen, welche 
ertragfchließenden Parteien durch Handelsverträge anderen Ländern, als 
ben, gewährt bat: England, Belgien, Niederlande, Schweiz, 
ih, Rußland. 

Schifffahrtsverträge und die auf den internationalen Eifenbahn- 
jägliche Uebereinfunft in ihren Beziehungen auf die Berzollung, fo wie 
sation für den mwechlelfeitigen Schug des Eigenth ums an geiftigen 
ſtleriſchen Werken werben wieber in Kraft gefetst werben. 

fien behält fi bie franzöfiihe Regierung das, Hecht vor, von ben 
Schiffen und deren Ladung Tonnen» und Flaggengebühren zu erheben, 
Bedingung, daß dieſe Gebühren die von den Schiffen und Labungen 
ähnten Nationen erhobenen nidyt überfteigen. 


. 12. Alle vertriebenen Deutſchen bleiben in vollem Genuffe 
e, welche fie in Frankreich erworben haben. 

enigen Deutfchen, welche die von ben franzöfiichen Geſetzen verlangte 
ng erhalten haben, ihren Wohnſitz in Frankreich aufzufchlagen, werben 
e Rechte wieder eingefettt und können in Folge deffen auf franzöſiſchem 
en Wohnſitz nehmen. 

durch die franzöfiichen Gelee bedungene Frift zur Erlangung der 
tion wird als durch den Kriegszuftand nicht unterbrochen betrachtet für 
en, welche von der vorerwähnten Erlaubniß, nah Frankreich zurüdzu- 
nen ſechs Monaten nach Austauſch der Ratificationen dieſes Vertrages 
nahen, und bie zwiſchen ihrer Bertreibung und ihrer Rückkehr auf 
n Boden verfloffene Zeit fol angeſehen werben, al® ob fie nie auf- 
en, in Frankreich zu wohnen. 

e Bedingungen find in voller Gegenfeitigleit auf bie in Deutichland 
ober zu wohnen wünſchenden franzöftihen Unterthanen anwendbar. 
‚13. Die deutfhen Schiffe, welde dur Prifengerichte vor dem 
871 verurtheilt waren, follen als endgültig verurtheift angefehen werben. 
enigen, welche am befagten Tage nicht verurtheilt waren, follen mit der 
weit fie noch beftebt, zurüderftattet werben. Wenn die Rüderftattung 
uge und Ladungen nicht mehr möglich if, fo fol ihr Werth, nach dem 
eife angejegt, ihren Eigenthümern vergütet werben. 

. 14. Jede der vertragichließenden Parteien wird auf ihrem Gebiete 
ınalifirung der Mofel unternommenen Arbeiten fortführen. Die 
m Interefien der getrennten Theile der beiden Departements Meurtbe 
follen liquidirt werben. 

15. Die hoben vertragichließenden Parteien verpflichten ſich gegen- 
bie gegenfeitigen Unterthanen die Maßnahmen auszudehnen, welche fie 
ı derjenigen ihrer Staatsangehörigen für nützlich erachten würden, bie 
ber Kriegsereignifie in bie Unmöglichkeit verjeßt worden waren, zu 
it für die Wahrnehmung oder Aufredhterhaltung ihrer Rechte einzutreten. 

16. Die franzöfiihe und die deutſche Regierung verpflichten ſich 
die Gräber der aufihren Gebieten beerbigten Soldaten 
en und unterhalten zu lafſen. 

17. Die Regulirung der nebenfähliden Punkte, Über welche eine 
ing erzielt werden muß in Folge biefes Vertrages und bes Präliminar- 
wirb ber Gegenftanb weiterer Verhandlungen fein, weldhe in Frankfurt 
werben. 

18. Die Ratificationen des gegenwärtigen Vertrages durch bie 
zerſammlung und durch das Oberhaupt ber vollziebenden Gewalt ber 
n Republik einerjeits. * 
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und durch Se. Majeftät ben Kaifer von Deutichland 
anbererjeits 


werden in Frankfurt, binnen zehn Tagen ober wo möglich früher anf 
getaufcht werben. 
Zur Beglaubigung dieſes haben bie beiberfeitigen Bevollmächtigten ihre 
Unterſchrift und ihr Siegel beigefügt. 
Frankfurt, den 10. Mai 1871. 
(gez.) von Bismard. (ge3.) Jules Favre. 
(ge3.) von Arnim, (gez.) Pouyer⸗Quertier. 
(gez.) E. de Goulard.“ 


Zuſatzartikel. 


„Art. 1, 8. 1. Bon jetzt ab bis zu dem für den Austauſch der Ratifich 
tionen des gegenwärtigen Vertrages feſtgeſetzten Zeitpunfte wirb die franzöfil 
Regierung von ihrem Rechte des Rückkaufes ber der Oftbabn- Gejelligait 
gegebenen Conceſſion Gebrauh machen. Die deutſche Regierung wi!) 
in alle Rechte treten, welche die franzöfiiche Regierung durch ben 
ber Eonceffionen erworben haben wird, foweit e8 ſich um die in den abgetretesiel 
Gebieten gelegenen Eifenbahnen, vollendete oder im Bau begriffene, han 

8. 2. In diefe Conceſſion find einbegriffen: _ 

1. Alle ver befagten Gefellihaft zugehörigen Grunbftüde, was and ihr 
Beſtimmung fein mag, 3. B. Bahuhofs⸗ und Stationsgebäude, Schuppen, 5 
fätten und Magazine, Wegewärterhäudcheu u. |. w. 

2. Alle dazu gehörigen Immobilien, wie Barridren, Zäune, Weiche, 
Nadeln, Drebieiben, Bumpen, hydrauliſche Krahnen, fefte Maſchinen u. |. 29. 

3. Alle Brennmaterialien und Borräthe aller Art, Bahnhofs-Mobi Kir, 
Berkzeuge in ten Werkflätten und Bahnböfen u. ſ. w. 

4. Die Summen, welde ber Oftbabn-Gefellichaft zuftehen als Subwel- 
tionen, die von den im abgetretenen Gebiete anfälfigen Corporationen oder Brit 
perfonen gewährt find. 

8. 3. Ausgeſchloſſen von dieſer Ceſſion ift das VBetriebsmaterial. Die 
beutfche Regierung erflattet den etwa in ihrem Beſitz befinbfichen Theil bes De 
triebsmaterials nebft Zubehör der franzöſiſchen Regierung zurüd. 

8. 4. Die franzöfiiche Regierung verpflichtet fich, bie abgetretenen Kite 
bahnen und was dazu gehört, dem beutfhen Reiche gegenüber von allen Ned 
aniprücden zu befreien, die von Dritten darauf erhoben werben Bunen, name sutlih 
von den Anfprüchen der Obligationsgläubiger. Gleichfalls verpflichtet fie fih, «iM 
tretenden Falls für die deutfche Regierung in Bezug auf die Reclamatio nen 
welche gegen bie deutſche Regierung von Gläubigern der in Rede 
Bahnen erhoben werben jollten, aufzulommen. 


8. 5. Die franzöſiſche Regierung nimmt auf ſich die Reklamationen, welch 
die Oftbabn-Gefellichaft gegen die deuiſche Regierung ober deren Mandatare ir 
Bezug auf die Ausbeutung ber befagten Eiſenbahnen und auf den Gebrauch 
im 8.2 angedeuteten Gegenftände jo wie auf das Betriebsmaterial erheben tönen 

Die deutſche Regierung wird ber franzöfifhen auf deren Forderung * n 
Schriftſtücke und Auskunft mittheilen, welche dazu bienen könnten, die zhe 
ſachen zu conftatiren, auf bie fih Die vorerwähnten Reclamationen ftüten würden. 

8. 6. Die deutſche Regierung wird ber franzöflihen Regierung für Dr 
Abtretung der in 88. 1 und 2 erwähnten Eigenthbumsrehte und als Erſats fü 
für die im $. 4 von der franzöfifchen Regierung Üübernommene Verpflichtun bie 
nit von dreihundertfünfundzwanzig Millionen (325,000,000), geh 
zahlen. 

Diefe Summe wirb von ber in Artifel 7 feftgefeßten Kriegeenticäbigsend 
in MWzug gebracht. 
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8.7. In Erwägung ber Tage, welche dem zwiſchen ber Oſtbahn⸗Geſellſchaft 
mb ber königl. großherzogl. Sefellihaft der Wilhelm-Lurenburg- Bahnen 
inter den Daten des 6. uni 1847 und des 21. Januar 1868 und ferner dem 
tilhen ber Regierung bes Großherzogthums Luremburg und den Geſellſchaften 
vr Bibelm-Rurenburg-Bahnen und der franzöfiihen Oftbahn unter dem Datum 
x 5. December abgeichloffenen Vertrage als Grundlage gedient bat, und welche 
wientlih abgeändert worben ift, jo daß Die Verträge auf die durch tie $. 1 ent- 
nltenen Stipulationen geichaffene Sachlage nicht mehr anwendbar find, erklärt 
xe beutiche Regierung fich bereit, ihrerſeits für bie aus dieſen Verträgen für bie 
Rbahn-Bejellichaft erwachſenden echte und Laften einzutreten. 

Für ten Fall, daß die franzöfiiche Regierung an die Stelle tritt, fei es 
uch Rückkauf der Conceffion der Oftbahn-Gefellichaft, fei e8 Durch eine beſondere 
ebereintunft über die durch dieſe Gejellichaft erworbenen Rechte kraft der vor- 
wähnten Verträge, verpflichtet fie ſich, unentgeltlih binnen jehs Wochen ihre 
chte der deutſchen Regierung abzutreten. 

Für den Fall, wo befagte Subrogation fich nicht verwirklichen follte, wird 
e franzöfliche Regierung Tonceffionen für die der Oftbahn-Gefellichaft gehörigen 
ıd auf franzöfiichem Boden gelegenen Linien nur unter der ausdrüdliden Be⸗ 
Rgung gewähren, daß der Eonceifionirte nicht Die im Großherzogthum Luremburg 
legenen Linien ausbeute. 

Art. 2. Die deutiche Regierung bietet zwei Millionen Fres. für Die 
ehte und das Eigenthum an, welde die Oſtbahn⸗-Geſellſchaft auf 
m Theile ihres Reteo befigt, der auf fhweizerifhem Gebiete an 
t Grenze von Bafel liegt, wenn bie franzöfiiche Regierung ihr die Zu- 
umung dazu binnen einem Monat verichafft. 

Art. 3. Die Sebietsabtretung bei Belfort, welde die deutſche Re⸗ 
rung in Art. 1 des gegenwärtigen Vertrages zum Austaujche für die im Weften 
m Thionville verlangte Grenzberichtigung anbietet, wird um das Gebiet ber 
Igenden Dörfer vermehrt werden: Rougemont, Leval, Petite Fontaine, Romagny, 
Elon, Lu Chapelle-fous-Rougemont, Angeot, Bouthier-Mont, La Riviere, La 
Tange, Reppe, Fontaine, Frais, Fouffemagne, Cunelidre, Montreur, Chäteau, 
Ttagne, Cavanatte und Suarce. 

Die Strafe von Giromagny nad Remiremont, welde über den Wälfch- 
lchen (Ballon d’Alface) geht, wird in ihrer ganzen Strede bei Frankreich bleiben 
id, foweit fie außerhalb tes Cantons Giromagny liegt, als Grenze dienen. 

Frankfurt, 10. Mai 1871. 

(gez.) v. Bismard. (ge3.) Iules Favre. 
(gez.) v. Arnim. (gez.) Pouyer-Duertier. 
‘ (ge3.) E. de Soularb.“ 


dem Schlußprotokoll vom 10. Mai 1871 heißt es noch: 

„Der unterzeichnete Kanzler des Deutichen Reiches erklärte, Daß er e8 über- 
nimmt, den Vertrag den Regierungen von Bayern, Württemberg und Baben 
witzutheilen und ibren Beitritt herbeizuführen.“ 


15. Mai. Bayern, Württemberg und. Baden erflären dur ein 
Protocol in Berlin ihren Beitritt zum Friedendvertrage. 


18. Mai. Annahme des Friedendvertrages Seitens der franzöftichen 
Nationalverfammlung. 
Der Berichterftatter äußerte fih dabei wie folgt: 


„Die Friedens-Präliminarien, denen fi zu unterwerfen Sie in Borbeaur 
Itheilt wurden, find in einen befinitiven Friebensnertrag umgewandelt worben. 
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Diefer Friede ift in unjeren Augen ber ſchmerzlichſte und unmermeiblichfte, ber je 
in unferer Gef&hichte vorgelommen if. Das dritte Kaiferreich hat Frankreich einer 
dritten Invafion preisgegeben, und als eine freigewählte Berfammlung zufammmn- 
berufen wurbe, fand fie ſich folgender Tage gegenüber: Ein Drittel bes Gebietes 
von Frankreich vom Feinde beſetzt; feine Offizier-Cadres mit ganzen Armen in 
Gefangenichaft; geichlagene Armeetrümmer und Rekruten, tapfer, aber aus ver 
ſchiedenen Gründen machtlos vor einem Feinde, der überall in Waffen und fig 
reich war; dies ift, was aus den ſchlagendſten und unwiderleglichſten Thatlacen 
hervorgeht. Wir können bie geforderten Territorien nicht mehr retten; wir haben 
nur das blutige und verftimmelte Frankreich fiher zu ftellen. 

Wir baten die Friedens-Präliminarien mit Schmerz unterzeichnet. Die 
Nothwendigleit, welche uns in Bordeaur gezwungen, ift uns nach Verſailles ge 
folgt. Nichts ift im Inlande oder Auslande gefchehen, um diefe Lage zu ändern; 
nicht®, was unſere Unglüdsfäle mildern könnte. Das Gegentheil bat vielmehr 
ftattgefunben. 

Der Anfturm ver Demagogie am 31. hatte den Frieden compromittirt, der 
unterzeichnet werben follte. Der Triumph der Demagogie am 18. März ſchiebt 
die Befreiung des Territoriums hinaus. Wenn ber definitive Vertrag nur bie 

rieden®- Präliminarien wiebergäbe, jo würden wir unferem erften Beichluffe nicht 
inzuzufügen haben; aber wir haben die peinlicde Pflicht, zu unterfucen, in 
welchen Punkten die beiden Verträge von einander abweichen, biefelben mit ein 
ander zu vergleichen und die Unterfhiede mit fefter Hand und den Tob iM 
Herzen abzumwägen. 

Einer diejer Unterſchiede befteht darin, daß der Vertrag die Räumung bed 
Gebietes bis zur Wiederherftellung ber Ordnung hinausſchiebt. Wir verbanien 
biefes der Demagogie. Wie hart diefe Clauſel auch fein mag, fo haben wir bie 
Hoffnung, daß die Deutſchen nicht lange Zeit das Privilegium bewahren werben, 
fi) mit unferen inneren Angelegenheiten zu befafen, da ber Finanz-Minifter und 
die Verfiherung gegeben, daß bie erften 1500 Millionen mit einem Schlage 
eine einzige Anleihe bezahlt werben jollen. 

Betreffs Belforts haben wir zwifchen einer größeren Ausbehnung unferd 
Territoriums auf dieſer Seite, und dem Aufgeben unferes Gebietes an ber 
Inremburger Grenze zu wählen. Die Regierung räth dieſen Austaufch an. Rad 
bem bie Kommilfion alle bei diefer Frage intereffirten Perſonen befragt, hat ft 
beſchloſſen, Ihnen den Austaufh anzuempfehlen. Luremburg, jo zu fagen von 
Preußen umſchloſſen, und der Verluſt einiger Tauſend Franzofen, vie —* iht 
Scidjal beunruhigt waren —, das war es, was uns in Erregung verſetzte. Ju⸗ 
beß bat die Majorität der Kommiffion geglaubt, daß es befjer wäre, uns IM 
Oſten zu deden und uns der fehweizer Grenze für den Fall zu nähern, daß die 
Neutralität diefes Landes in Frage geftellt werben könnte. 

Die Kommiſſion ſchlägt vor, den Bertrag zu ratifiziren unb ben vorge 
ſchlagenen Austaufh anzunehmen. Bei der Ratification des Vertrages fann die 
Verſammlung Gott, unfer Land, Europa, die ganze Welt als Zeuge anrufen, da 
wir nicht für dieſen Krieg verantwortlich find. Wenn der Fremde bei uns vor 
neun Monaten eingefallen ift, jo ift er vom SKaiferreich bierhergeführt worden. 
Wenn er heute unter den Mauern von Paris feſtgehalten wird, ſo iſt es be 
Demagogie, bie ihn dort zurüdhält. Durd die Annahme einer Lage, bie MI 
nicht geichaffen, haben wir uns verpflichtet, fie wieder gut zu machen. 

Um uns zu erheben, wird uns nichts zu theuer fein. Wir haben Vertrauft 
in das Genie Frankreichs, das fih mehr als einmal aus dem Abgrunde erh 
bat. Bon morgen an werben wir und anftrengen, unfer Löfegeld zu bezahlet- 
Wir werben es baldmöglichſt bezahlen, und e8 wird nicht unfere Schuld je 
wenn diefe Laften nicht von den zukünftigen Generationen hinweggenonmen 
werden. 

Die Demagogie, welche ſich ſeit 80 Jahren einer fortlaufenden Arbeit pin‘ 
giebt, hat alle ihre Sräfte geſammelt, um einen verzweifelten Kampf gegen bie 


‚? 





319 | 


le 


ſſchaft unb die Eivilifation zu beginnen. Wir werben fie beflegen, fie er- 
und alsdann wird Frankreich feinen Rang in der Welt wieder einnehmen, 
bie Mächte, die uns einigermaßen vernadhläffigt haben, werben eine® Tages 
n Sciebsfpruch wieder aufſuchen.“ 
Im Laufe der Berathung trat beſonders der General Ehanzy (Ober- 
anbant ber Loire-Armee unter Gambetta) lebhaft gegen bie neuen Forde⸗ 
a Deutfchlande, namentlich gegen ven Gebietsaustaufh auf, ben er für 
reich als jehr unvortheilhaft bezeichnet. Es fei nicht richtig, daß man auf 
site von Metz mehr Deutſch fpredhe als bei Belfort. Vom firategifchen 
‚punkt aus ſei der Nachtheil eben fo groß. Durch das Abtreten ber Terrie 
an ber Iuremburger Grenze ſchließe man die Eifenbahn von Longwy nad) 
ab. Durch die Ceſſion dieſes Landſtriches würde Luremburg auch faft 
& von Deutihland umſchlungen, das ganz offen nad demſelben begehre. 
Hießt damit, daß er verlangt, man folle an den Bedingungen ber Friedens- 
ainarien fefthalten. Die verabicheuungswürdige Infurreftion, welche Frank⸗ 
m Trauer verfeße, könne Deutfchlanb nicht das Hecht geben, neue Bebin- 
aniäntegen. Es handle fih um die Würde Frankreichs und um bie Ehre 
ande. 
Der Chef der Regierung, Herr Thiere, fuchte diefe Auffaffung zu wiber- 
indem er die Wichtigkeit Belforts aufs lebhaftefte betonte. „Nicht ohne Er- 
a, fagte er, höre ich Generale, unterrichtete und verbienftvolle Männer, bie 
chachte, Meinungen ausbrüden, melde ich nicht theilen fann. Ich kann 
begreifen, daß man das Opfer, welches wir uns an ber Iuremburger Grenze 
egen, mit dem Bortheil vergleichen Tann, welchen ung die Vergrößerung bei 
rt barbietet. Die Grenze nach Luxemburg hin hat für uns nur ein politifches 
fe. Die Stelung von Belfort ift im Gegentheil von erfter Bedeutung, 
m Tage, wo wir bie Rheingrenze verlieren, ift e8 von ber höchſten Wichtig- 
ins die Vogeſengrenze zu fihern. Ich werbe nicht unterjucdhen, ob die zweite 
ber erfteren vorzuziehen ift. Ich werde Sie nidht mit den Gründen be- 
a, weldye die Strategiften entzweien. Die Einen geben, was die Grenzen 
t, ben Flüffen, die Anderen ben Gebirgen den Vorzug. Was nicht an- 
ifelt werden kann, iſt, daß der Beſitz von Belfort uns die Vogeſengrenze 


Auf ben Präliminar-Bertrag und bie ihm vorhergehenden langen Unter⸗ 
ungen zurückkommend, erklärt dann Thiers, daß die Nothwendigleit, 
ı Namen anf biefen Vertrag zu fegen, ber größte Schmerz feines Lebens 


en fei. 

Er fchließt, indem er nochmals auf bie Wichtigkeit von Belfort hinweiſt, 
eute keine Feftung mehr jei, fondern ein verſchanztes Lager für 100,000 Mann. 
Beweis citirt er ein Schreiben bes tapferen Generald Denfert, bes Ber- 
gers dieſes Plates, der erkläre, daß ohne bie Vergrößerung bes Rayons ber- 
ohne alle Wichtigkeit ſei. 

Schließlich wurde ber befinitive Kriedensvertrag von der Nationalverfanun. 
angenommen und demzufolge beftätigt. 


d. Mai. Auswechſelung der Ratificationd-Urkunden 
in Frankfurt. 

Farſt Bismard hatte fi dazu am 19. Abends felbft von Berlin 

Frankfurt begeben, um dort mit den franzöfiichen Miniftern Jules 

te und Bouyer-Quertier nochmals zufammenzulommen und in 

ff der Ausführung des Friedensvertrages und der Stellung Deutſch⸗ 

8 au den augenblidlihen Vorgängen bei Paris weitere Berabredungen 


Rn. 20, Abends konnte der Reichskanzler Sr. Majeſtät dem Deutſchen 
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Kaifer die erfolgte Ausmwechfelung der Natifitationen und damit den end⸗ 
lihen vollgültigen Abſchluß der Kriegsperiode melden. 
Am 21. fanden nody weitere Konferenzen des Reichskanzlers mit dan 
Ieangöfihen Miniftern ftatt; am-22. kehrte Fürft Bismard nad Berim 
zurück. 


. 


12. Mai. Erklärung des Fürsten von Bis marck in der Sipum 
des Reichstages. 


„Ich knüpfe an eine frühere Erwähnung unſerer Friedensverhandlungen 
an, bei der ich mein Bedauern darüber ausſprach, daß dieſe Berhand 
lungen fi mehr, als wir erwartet hatten, in die Yänge zogen. Bir 
hatten beim Abfchluß des Präliminarfriedens ung der Hoffnung hingegeben, 
daß in einem Zeitraum von 4 bis 6 Wochen diejenigen Verhandlungen, 
welche erforderlich waren, um den Präliminarfrieden zu einem definitiven 
umzumandeln und zu verpollftändigen, beendigt fein könnten; wir hatten 
darauf gerechnet, daß die Regierung, mit der wir den Frieden geſchloſſen 
haben, fi) der unbeftrittenen Herrfchaft in Frankreich erfreuen würde 
Diefe Hoffnung hat ſich bekanntlich nicht verwirklicht, und die Negierung 
bat mit einer ſchweren und noch nicht übermundenen Inſurrektion m 
der Hauptftadt zu kämpfen. Cine weitere Verzögerung der Beejonh 
lungen mußte in und die Frage und die Befürdtung erweden, ob bab 
Land bei Fortdauer feiner inneren Kämpfe, und rejpeltive ob die an det 
Spige ftehende Regierung oder diejenige, welche ihr folgen würde, Wild 
und im Stande bleiben werde, den uns gegenüber eingegangenen Ber 
pflihtungen zu genügen. Der Präliminarfrieden bejchäftigt ſich mit den 
beiden wichtigften Fragen des Friedensfchluffes in einer endgültigen Weile 
nämlich mit der Territorialabtretung und mit der Bezahlung der Kriegf 
entihädigung. In Bezug auf die erite war das ftreitige Objekt in unſeres 
Händen und war ed nicht wahrfceinlich, daß die Ausführung der Ve 
ftimmung weiter inhibirt und zweifelhaft werden konnte, oder vielmehr, daB 
die Dauer unferes Befiges gefährdet werden konnte. In Bezug aber 
den zweiten Punkt griff die Befürchtung Plag, die ich vorhin ermöhnt 
habe, in Bezug jomohl auf den Willen als auf die Fähigkeit, ihn definiti 
auszuführen. E8 find in der Gefchichte die Fälle nicht felten, daß et 
Präliminarfrieden oder fonftige8 Präliminars Abkommen gejchloffen worden 
ift, und daß es nicht gelungen ift, fich über die unentbehrlichen Vervoll⸗ 
ſtändigungen, deren der definitive Friede bedarf, rechtzeitig zu vereinigen, 
daß daher einer der beiden vertragenden Theile, um nicht im eine 1 
theiligere Lage zu kommen, e& vorgezogen hat, die Feindfeligkeiten wieder 
u eröffnen, anjtatt länger die Ausführung der Präliminarien in Ung 
Deit zu lafjen. Ich war in der Beforgniß, daß mir nahe vor dieſer Coen⸗ 
tualität ftanden, und da fie eine fehr ernfte war, fo lag das Bedürfniß 00T, 
vorher durch eine perfünliche Beſprechung mit Mitgliedern der franzöſiſchen 
Regierung fich darüber ar zu werden, ob eine jolhe Nothwendigfeit wi 
vorläge oder nicht. Es wäre für uns inmer noch nicht indicirt gemeled, 
wenn wir uns nicht verfländigten, fofort die Truppen der franzöfiäet 
Regierung anzugreifen; aber meiner politifhen Erwägung nad) wären wit 
wenn wir uns jegt nit verjtändigten, wenn wir ernfte der‘ 
legungen unferer Intereffen mit der Verlängerung der Un⸗ 
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t fürdteten, in der Lage gewefen, der Ungewißheit da= 
Ende zumaden, daß wir Paris entweder durch Akkord 
Tommune oder durch Gewalt einnahmen und dann im 
3 Pfandes von der Verſailler Regierung forderten, daß fie, den 
wen des Präliminarfriedens entfprechend, ihre Truppen hinter die 
kzoöge, und in diefer gegenfeitigen Berfaflung die weitere Ber- 
‚ber den Frieden fortgejegt würde. ‘Daß dies uns in fchwierige, 
für die Erfüllung der Friedensbedingungen gefährliche Vers 
rwidelt haben würde, liegt auf der Hand. Indeſſen folche Ber- 
rden oft durch längeres Zumarten nicht beffer, fondern ſchwieriger, 
ube, wir wären in der Nothwendigfeit gewefen, mit 
jenbeit vorzugehen, um einen zmeifellofen Zuftand 
‚en, wenn e8 nicht gelungen wäre, zu einem defini- 
Hluß mit Frankreich zu gelangen. 
ar urſprünglich nicht in der Fofnung nach Frankfurt gegangen, 
et ſchon fo weit würde kommen können, jondern nur in der 
ige noch ſchwebende Fragen — einige der prinzipiell wichtigeren 
(heidung zu bringen und für die Zahlung der Kriegstontribution 
zung der Friften und eine Verſtärkung der Garantien zu er» 
‚ dann den meitern Abfchluß der Verhandlungen den Bevoll⸗ 
in Brüffel zu überlafien; fobald fich indefjen die Aussicht darbot, 
rt fofort definitiv abzufchliegen, hielt ich dies für einen großen 
ı Snterefle beider betheiligten Yänder, indem ich überzeugt bin, 
h nicht nur für Deutichland die militairiſchen Laſten, welche wir. 
auflegen müflen, mejentlich werden erleichtert werden, ſondern 
tefer Abſchluß zur Konjolidirung der Verhältniffe in Frankreich 
yeitragen werde. Dadurch, daß die jegige Regierung den des 
rieden abgeſchloſſen hat, iſt fie diejenige, welche am leichteſten 
iſt, den im Allgemeinen nach Frieden verlangenden Wunſchen 
ſiſchen Volkes zu entſprechen. Jede Regierung, die ſich durch 
er andere Mittel an ihre Stelle ſetzte, hätte daS Bedenken gegen 
für fie und ihr der Friede nicht fo vollftändig und unbedingt 
‚ wie für die jegige Regierung. Ich glaube daher, daß, wenn 
usſetzung richtig ift, daß die Mehrheit der Franzojen den Frieden 
3 auch Ahr die Konjolidirung der jegigen Zuftände wmefentlich 
vortheilhaft gemefen ift, daß der definitive Friede abgeſchloſſen 
Ich glaubte deshalb nicht, daß wir fo raſch dazu gelangen 
weil aus der Feſtſtellung der Hauptbedingungen doch bei einem 
edensſchluß eine Anzahl von Nebengefchäften zu erledigen find, 
nicht ſehr viel beiderfeitiger guter Wille und ein jehr dringendes 
des Friedens auf beiden Seiten vorhanden ift, jonft noch nicht 
,‚ ja felbft mitunter faum in Monaten ihre Erledigung finden 
8 werden deshab aud) mg wagiche Ausführungsverhandlungen 
n haben, und ıft Frankfurt als Drt derjelben auserjehen worden; 
suptfache aber tft ein befriedigender und endgültiger 
erreiht worden: die Zahlungsfriften find verkürzt und 
finirt worden; anftatt daß die erfte Zahlung erft im Laufe 
es zu erfolgen hatte, wird die Zahlung der erften halben Milliarde 
:balb der dreißig Tage, die auf die Unterwerfung von Paris 
ben, ftattzufinden haben. Nach der militairiichen Lage der Dinge 
mard. II. 21 
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dürfen wir hoffen, daß der Kampf vor und in Paris ſich ſeinem En 
nähert; und jobald die Truppen der Regierung fiegreich fein werden - 
wozu wir die Mittel jegt, nachdem der definitive Friede abgejchloffen i 
durch verftärfte Freilafjung der Gefangenen bereitwillig gewähren werden - 
wird innerhalb 30 Tage eine erfte Zahlung von 500 Deillionen- Frar 
ftattzufinden haben. | 

As Zahlungsmittel ift feftgefegt worden, daß nur Metallgelb ol 
Noten von fiheren Banken, wie die englifche, die niederländifche, die prı 
Bio, die belgifche angenommen werden oder Wechjel erfter Klaſſe, d. 
olche, die jo gut wie baar Geld find, und wenn fie e8 wider Erwarten ni 
fein jollten, fo trifft der Ausfall nicht uns. 

Die zweite Zahlung von 1000 Millionen Francs hat fodann im La 
d. J., wenn mein Gedächtniß mich nicht täufcht, ſogar bi8 zum 1. Dezem 
ftattzufinden. Erft nad diefer zweiten Zahlung find wir verpflichtet, 
Befeftigungen von Paris zu räumen, aljo nachdem 1Y, Milliarden geza 
fein werden. Es war die Beftimmung zu meinem Bedauern eine m 
wendige Borfihtömaßregel gegen die Schwankungen, denen die inne 
Zuftände des Landes noch ausgefegt fein können, wenn wir zu früh ı 
der Hauptftadt ung zurüdziehen, und jo ſchwer e8 den franzöfiichen Ben 
mächtigten geweſen ıft, hierin zu willigen, fo habe ich doch gegjaubt, h 
auf beitehen zu müſſen. Dann wird die vierte halbe. Milltarde bis 3 
1. Mai nächſten Jahres, und nicht erft biß zu Ende nächſten Yahres, 
ablen fein. In Bezug auf die drei legten Milliarden bleiben die ' 
Hmmungen des Präliminarfriedeng in Kraft — fie find bis zum 1. M 
1874 vollftändig abzuzahlen, und was früher gezahlt wird, das ſche 
natürlih aus der Berzinfung, die Frankreich für diefe drei Milliarden 
leiften hat, aus. Die franzöfifhe Regierung hat die Ueberzeugung, il 
Verpflichtung in der feftgefegten Zeit genügen zu können. 

Eine andere fehr jchwierige Frage war die der Handeläbez 
hungen. Die franzöfiihe Negierung ſcheint die Handelsverträge, bie 
geichloffen hat, löfen zu wollen und den mit uns beftandenen nicht wi 
ins Reben treten lafjen zu wollen. Sie ift der Meinung, daß die gefteige: 
Einnahmen, deren fie bedürfe, durch gefteigerte Zölle weſentlich geför 
werden würden. Es ift meines Erachtens nicht thunlich, im internation 
Berfehr zwiſchen großen Völkern einen Handelsvertrag zu einer dı 
Krieg erfämpften Bedingung zu machen, die der Souveränetät eines gro 
Boltes und der Beſchränkung ſeines Geſetzgebungsrechts auferlegt wü 

babe deshalb auch nicht darauf beftanden und glaube nicht, 

die Maßregel praftifch gewefen wäre. Namentlich habe ich befürchtet, 
fie eine fo ſtarke Verlegung des Nationalsgefühls enthielte, daß fie Ip 
den Frieden frühzeitig beeinträchtigen würde. Sch habe mich deshalb daı 
beichränft, zu fordern, daß wir nach dem Prinzip der meiftbegänfti. 
Nationen uns gegenfeitig in Zukunft zu behandeln hätten. Diefes Prin 
ift in Wefenheit angenonmen, Es wurde gewünjcht, daß es nicht fo allgen 
genommen würde, um nicht Verträge mit einzelnen Staaten, die der fı 
zöſiſchen Republik befonders naheftehen und bei ihrer Kleinheit oder il 
gen weniger von Bedeutung find, unmöglich zu mac 
ch nenne beifpielgmweife Monaco mit drei Schiffen oder Tunis und Ant 
Vermuthlich auch deshalb wünſchte dies die franzöfifche Regierung, | 
der Handelövertrag mit Stalien noch länger läuft, als fie mit ihren 3 
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reformen zu warten beabfichtigt. Wir haben deshalb ausgemacht, daß die 
Rationen, unter denen wir mit den Begünſtigten gleich zu behandeln find, 
if veihränen au England, Belgien, die Niederlande, die Schweiz, Oeſter⸗ 


Demnächft ift die Grenzfrage einer erneuten Diskuſſion unterworfen 
worden, inſoweit fie offen geblieben war, namentlich in dem Punkte, den 
Rıyon von Belfort zu beftimmen. Wir waren nach dem ftrengen Wort- 
laute wohl berechtigt, unter Rayon dasjenige zu verftehen, was unfer 
amtlicher Sprachgebrauch darunter verfteht und was man im Franzöfijchen 
mt dem Ausdruck „rayon administratif des servitudes militaires“ be- 
zihnet, d. h. eine Entfernung von 960 Meter von der äußerften Grenze 
der Befeſtigung. Es war indefien zweifellos, daß eine fo ftrifte Auslegung 
des Wortes bei unferer Verabredung nicht zu Grunde gelegen hat, aber 
auf der andern Seite auch nicht eine fo ausgedehnte, mie fie von Frank: 
tech in Brüfſel beanfprudht worden war, und wir haben uns deshalb 
dahin verftändigt, daß der Halbmeſſer des Gebietes von Belfort gebildet 
wird durch die Entfernung, in welcher dieje Zeftung von der Grenze ges 
kegen haben würde, wenn die urfprüngliche Grenze bei Belfort die zwifchen 
Eiſaß und dem nächſten franzöfiichen Departement geblieben wäre, alfo 
vier bi8 fünf Kilometer. Darüber hinaus ift einftweilen definitiv feine 
Gremgabtretung erfolgt. Wohl aber war es für ung wünſchenswerth, einige 
Gemeinden an der Nordgrenge bei Thionville, in welchem das Deutſche 
theils außfchlieglich, theild Überwiegend geſprochen wird, zu ermerben. 

Die franzöfifhen Minifter erklärten ſich in der Unmöglichkeit, definitiv 
[uinmen, daß Gemeinden, die bisher franzöfiich geblieben waren, auf- 
Örten e3 zu fein. Sie waren daher wohl bereit, eine anderweitige Rekti— 
Nation der franzöfifchen Grenze bei Belfort zu acceptiren, aber ohne 
Aequidalent. Ich habe deshalb vorgejchlagen, und der Vorſchlag ift an- 
ſenommen worden, daß fie dies, weil fie die Verantwortung dafür nicht 
tragen wollten, der ratificirenden Berfammlung überlaſſen. dc habe das 
Angebot einer ferneren Gebiet3-Ceffion vor Belfort geftellt für den Fall, 

ß man von franzöfijcher Seite uns die fraglichen Gemeinden in der 
Gegend von Thionville, von der Ruremburger Grenze bei Redingen bis 
gegen Moyoeuvre, abtrete. 

Die übrigen Bedingungen werden die Herren ja binnen Kurzem aug 
der Beröffentlichung und einer amtlichen Mittheilung, die ich mir erlauben 
werde an Sie zu richten, erjehen können. . 

Wir haben das Bedürfniß gehabt, die Bahnen, welche der Gefellfchaft 
der Oſtbahn in Elfaß und Lothringen gehören, für eine bejtimmte Summe 
(7 erwerben, indent e8 nicht thunlich erjchien, diefe überwiegend franzöſiſch 
leibende Gejellichaft, die nur etwa ein Viertel ihres Eigenthums in Elfaß 
md Lothringen liegen hat, im Befig der dortigen Konzeffionen zu laſſen, 
und indem wir, wenn wir und nicht vertraggmäßig darüber geeinigt hätten, 
iM der Page geweſen wären, die Gejellichaften dort gejeglich zu erpropriiren, 
Bobei, da wir zugleih Partei und Gefeggeber waren, die Frage der 
Abſchitzung des Werthes des Eigenthums immerhin eine unerwünſchte 

en wäre. 

Fur die Ratification, einerſeits durch Seine Majeſtät den Kaiſer, 
andererſeits durch die Verſammlung in Verſailles, iſt eine Friſt von zehn 

gen vorbehalten; ſie würde alſo bis zum 20. d. M. zu erfolgen haben. 
21* 
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Ich kann nit annehmen, daß diefe Abmachungen jeden einzelner 
pertönlichen Wunſch befriedigen werden; das ift indefjen bei fo große 
brechnungen zwiſchen zwei Völkern überhaupt nicht möglich. Trenmum 
alter Verbindungen, Schließung neuer Verbindungen find ohne Berluft 
und gefchäftlihe Nachtheile niemals durchzuführen; aber ich glaube, da 
hiermit dasjenige erreicht worden iſt, was wir von Frankreich vernünftige 
eife und nad) den Traditionen, die andern Friedensfchlüffen zu Grund 
fiegen, verlangen konnten. Wir haben unfere Grenzen durd di 
Sandabtretung gejihert, wir haben unfere Kriegsentfdäbdi 
gungen foweit gefichert, wie es nach menschlichen Berhältniffe 
überhaupt möglich iſt; denn weiter ausgedehnte Sicherheite 
zu nehmen, muß man ſich gegenwärtig halten, wäre für un 
mit erheblich größeren Koften und Anftrengungen verknüpft 
wir würden nicht nur Geld opfern, fondern, was viel ſchwere 
empfunden wird, die Abmwefenheit der Truppen aus bei 
Lande und fo mander Arbeitsfräfte würde auf die Daue 
fhwerer empfunden werden. Yndeffen ich habe das Bertrauen 
daß e8 Die Abfiht dergegenwärtigen franzöfifhen Negierun 
it, den Vertrag aud ohne jolde Bürgfhaften redlid aus 
zuführen, und ich habe die Heberzeugung, wie die Herren fi 
felbft hatten, daß die Kräfte dazu vorhanden find, und dei 
Die Behauptung, die Kriegsentfhädigung wäre von einer al 
möglich zu bezahlenden Höhe, eine unbegründete ift, die vor 
franzöfiichen  inangmängern und Staat3männern nidt ge: 
theilt wird. 
Ich erlaube mir, die Mittheilung mit dem Ansdrnd dei 
Boffuung zu fohließen, daß diefer Friede ein danerhafter ml 
egensreicher fein, und daß mir der Bürgfchaften, beren wit 
uns verfichert haben, um gegen einen etwa wiederholten An 
griff gefichert zu fein, auf lange Zeit nicht bedürfen mögen." 


20. Mai. Niederlage der Kommune in Paris. 





22, Mereinigung von Elfnk-Bothringen mit 
dem deutſchen Beiche, 


1871. Aus der Denkſchrift zu dem betreffenden Gejepentwurf. 


„Durch Artikel 1. des am 3. März d. 3. ratifizirten Präliminarfriebens 
fen Deutſchland und Frankreich vom 26. Februar d. I. hat Frankreich allen 
nen Rechten und Anfprüchen auf bie daſelbſt näher bezeichneten Gebiete zu 
anften des Deutichen Reiches entjagt. Letzteres fol diefe Gebiete für immer 
t voller Landeshoheit und zu vollem Eigenthum befiten. Vorbehalten ift nur 
mung bes bei Frankreich werbleibenden Rayons um Stabt und Feſtung 


Borbehaltlich dieſer dur den Definitivfrieden zu treffenden Beftimmung 
findet fi) das Reich im rechtlichen Befite des im gedachten Artikel bezeichneten 
klietes Es iſt daher befugt, die Verhältniſſe des letzteren geſetzlich zu regeln 
die baldige Regelung dieſes Verhältnifſes liegt ebenfo ſehr im Reichsinterefſe, 
in dem ber Bewohner von Elſaß und Lothringen. Der vorliegende Gefeß- 
uf foll dieſe Regelung einleiten. Derjelbe beftimmt Folgendes: 

J Elſaß und Lothringen werden mit dem Deutſchen Reiche ſofort vereinigt. 

D. Die Verfafſung des Deutſchen Reiches tritt in Elſaß und Lothringen am 
1. Januar 1874 in Wirkjamteit. 

D. Einzelne Theile ver Reichsverfaffung können durch Verordnung bes Kaijers 

mit Zuftimmung des Bundesrathes ſchon vor dem 1. Januar 1874 ein- 

gehe werben. 

on jet bis zum Eintritt der Wirkſamkeit ver Keihevertefiung wirb 
das gefammte Geſetzgebungsrecht — auf den Gebieten der Reichs⸗ und 
ber Sanbeögefeßgebung — vom Kaiſer mit Zuftimmung bes Bunbesrathes 
ausgeübt. 

7. Som Eintritt ber Wirkfamleit der Reichöverfaffung an fteht dem Reiche 
für Elſaß und Fothringen das Recht der Geſetzgebung auch bezüglich ber 
Angelegenheiten zu, welche in den Bunbesftaaten der Reichsgeſetzgebung 
nicht unterliegen. 

[. Alle anderen Rechte der Staatsgewalt außer dem ber Geſetzgebung übt 
der Kaifer aus, 

Elſaß und Lothringen werben für immer mit bem Deutfchen Reiche flaats- 

lich vereinigt, ſie werden nicht Beſtandtheile eines einzelnen Bundesſtaates, 

ern unmittelbares Reichsland. Allerdings iſt die Verfafſung bes Reichs für 
unmittelbares Reichsland noch nicht eingerichtet. Das Deutſche Reich iſt 

Ay Grundcharakter nad ein Bund jelbftftänbiger jonveräner Staaten, welche 

W durch bie Reichsverfafſung begrenzten Theil ihrer Staatshoheitsrechte an bie 

einſamen Organe des Reiches abgegeben, im Uebrigen aber ihre fiaatliche 


I 
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Selhftfländigleit bewahrt haben. Dabei nehmen bie einzelnen Bunbesflasten 
wiederum Theil an der Ausübung ber Reichshoheit durch ihre Bevollmächtigten 
zum Bundesrath und ihre gewählten Abgeorbnieten zum Reichsſstag. Das von 
Frankreich abgetretene Gebiet ift nicht beftimmt, einen mit eigener Staatshoheit 
beffeibeten, felbftftändigen Bunbesftaat zu bilden; bie Landeshoheit über bafielbe 
ruht im Reihe. Die Wiedergewinnung von Elfaß und Lothringen ift dad er- 
bebente fichtkare Ergebniß der gemeinfamen kriegeriſchen Altion, burd melde 
Deutihland in Abwehr des franzöfifhen Angriffs auf feine Unabhängigfeit feine 
Einheit und Größe wiebergewonnen hat; es find jene Lande der Siegespreis ber 
Kämpfe, in welchen alle deutſchen Stämme mit- und nebeneinander gebiutet haben, 
das äußere Pfand der Einheit des Deutſchen Reiches, mit vwereinter Kraft er» 
rungen, mit vereinter Kraft |päter vielleicht noch einmal zu vertheibigen. Deshalb 
follen tie wiebergewonnenen Gebiete als untrennbare® Ganze bem ganzen 
Heiche einverleibt, nicht einem Bunbesftaate Überantwortet, nicht unter mehrere 
getbeilt werben. Die Reichsverfaſſung bietet Raum, bie formellen Schwierig⸗ 
iten eines ſolchen Verhältniſſes im Wege der Reichsgeſetzgebung zu überwinden. 
Daß eine Uebergangsperiode erforderlich, bevor das neue Reichsland in DI 
Gemeinfchaft des Reiche mit verfaffungsmäßigen Rechten und Pflichten eintretet! 
Tann, daß für die Bevdllerung befjelben ein foldyer Uebergang wünjchenswerth if 
wirb einer befonderen Begründung nicht bebürfen. Der Termin bes 1. Jams 
1874 fällt mit ter Erneuerung der Tegislaturperiode des Reichstags zufammers- 
Daß ſchon vor dem 1. Januar 1874 einzelne Theile der Reichsverfofu md 
in Wirkſamkeit treten, wie 3.8. die Beftimmungen über das Indigenat, 3053 
und Handelswefen, Eiſenbahnweſen, Poft- und Telegraphenweſen, Kriegen 
ift durch wichtige Intereffen des Reiche, wie bes Reichslandes geboten. NicH 
minder notbwendig wirb vor jenem Termine die Einführung zahlreicher Rei ⸗ 
gejee werben, mögen ſolche zur Ausführung jener Beftimmungen erlaffen fei 
ober mögen fie Inftitutionen begründen, deren Uebertragung auf das Reicheiare⸗ 
durch die Einheit des Reichs gefordert wird. Endlich ift es unerfäßlich, befonde— 
in ben Bereich der Landesgefeßgebung fallende Beftimmungen für das Reichslar⸗ 
zu treffen, welche, wie Die Organifation ber Juftiz und der Verwaltung, ber Ete⸗ 
u. f. w. leine Berzögerung dulden. 
Der Entwurf beantragt flir den Kaifer und den Bundesrath die Ermäck 
tigung, dieſe gelesgeberiihen Alte während ber Mebergangsperiode ohne Mi” 
wirkung bes Reichstags vorzunchmen. Dieje Abweihung von dem normale 
Gange findet ihre Begründung in dem Umftante, daß die Thätigkeit ber See 
gebung während jener Periode eine ununterbrochene und jederzeit bereite fein muß” 
Es bedarf faum der Bemerkung, daß bei Ausübung berjelben ein Ber 
nehmen mit Notabeln und Sachkundigen des Neichslandes in allen Fällen ſtat— 
finden wird, wo die Dringlichkeit und die politiſchen Nüdfichten es nicht hinders 
Sämmtliche Hoheitsrechte außer der Gejetgebung werden vom Kaijer aus 
geübt. Dieſer Sat kennzeichnet das Verhältniß des unmittelbaren Reichslande * 
Der deutihe Kaijer als erbliher Vertreter ver Gefammtheit, welhem die Sou— 
ränetät über das Reichsland zufteht, übt bie landesherrlichen Rechte über dar 
Reichsland aus. 
Dem Bundesrathe ift eine Theilnahme an ber Verwaltung nur nad Ma” 
abe feiner Zuftändigleit für das ganze Reich eingeräumt. Die Organifation be 
Bunbesrarhs ift im Allgemeinen für eine Betheiligung an der lokalen VBerwaltu 
nicht geeignet; und einzelne beſonders wichtige Alte hier herauszugreifen ift ſchwe— 

In wieweit der Kaifer feinerjeits Vollmacht ertheilen kann zur Bertretı 2 
in Ausübung der landesherrlihen Rechte, ift nach allgemeinen flaatsrechtlide 
Orundfägen zu entſcheiden. Es fcheint fein Bedürfniß vorzuliegen weder zu 
fonderer Beichränfung, noch zu ausnahmsweiſer Ausdehnung der lanveshoherff 
lihen Befugniffe. 

Als felbftverftändlich ift zu betrachten, Daß die landesherrlichen Annan 
und Berfügungen des Kaiſers zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung eines 
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nifers bedürfen, welcher dadurch die Verantwortlichkeit übernimmt. Dieſer Mi— 
nider wird der Reichskauzler fein, es mag nun Die geſetzgebende Gewalt dem 
Reichetage allein oder dem Reichstage und in Landesangelegenheiten einer Landes— 
dertreung zugewieſen werben.“ 


2. Mai. Rede des Fürſten Bismarck bei der erſten Berathung 
der Vorlage im Reichstage. 


[Warum Elſaß⸗Lothriugen wieder mit Deutſchland vereinigt werben 
mußte; — warum es nicht neutrale® Land werben durfte; — die 
Stimmungen im Eifaß und bie Hoffnung auf allmälige Gewinnung 
derſelben; — communale Freiheit in Deutfchland und Frankreich; 
— die vorläufige Orbnnung der Verwaltung.) 


— „Wenn mir uns ein Jahr — oder genauer zehn Monate — 
Zwrüdverfegen, fo werden wir uns fagen können, daß Deutſchland einig 
Mar in feiner Liebe zum Frieden; es gab kaum einen Deutſchen, 

t nicht den Frieden mit Frankreich wollte, jo lange er mit Ehren zu 
halten war. Diejenigen krankhaften Ausnahmen, die etwa den Krieg 
wollten in der Hoffnung, ihr eigenes Vaterland werde unterliegen, — fie 
fin) des Namens nicht würdig, ich zähle fie nicht zu den Deutfchen. Ich 
Pleibe dabei, die Deutichen in ihrer Einftimmigfeit wollten den Frieden. 

benfo einftimmig aber waren fie, als der Krieg und aufgedrängt wurde, 
AB mir gezwungen wurden, zu unferer Vertheidigung zur Wehr zu greifen, 
Korn Gott und den Sieg in diefem Kriege, den wir mannbaft zu führen 
entihloffen waren, verleihen folte, nah Bürgfhaften zu ſuchen, 
Melde eine Wiederholung eines ähnlichen Krieges unwähr— 

Geinliher und die Abwehr, wenn er dennoch eintreten follte, 

eichter machen. Jedermann erinnerte fih, daß unter unjeren Vätern 
feit breihundert Jahren wohl ſchwerlich eine Öeneration gewejen 
ſt, Die niht gezwungen war, den Degen gegen Frankreich zu 
Stehen, und Jedermann fagte fich, daß, menn bei früheren Gelegenheiten, 
Wo Deutfchland zu den Siegern über Frankreich gehörte, die Möglichkeit 

&umt worden war, Deutſchland einen befferen Schuß gegen Weiten 
zu geben, dies darin lag, daß wir den Sieg in Gemeinſchaft mit Bundes- 
enoſſen erfocdhten hatten, deren Intereſſen eben nicht die unfrigen waren. 

dermann war aljo entjchlofien, wenn wir jest, felbitftändig und rein 
Auf unfer Schwert und unfer eigenes Recht geftügt, den Sieg erfämpften, 
mit vollem Ernſte dahin zu wirken, daß unferen Kindern eine ge» 
ichertere Zukunft hinterlaffen werde. 

Die Kriege mit Frankreich hatten im Laufe der Jahrhunderte, da 
fie vermöge der Zerriſſenheit Deutſchlands faft ſtets au unferem Nach⸗ 
theile außfielen, eine geographifch-militairifhe Orenzbildung geichaffen, 
welche an fich für Frankreich voller Verſuchung, für Deutfchland voller 
Bedrohung war, und ich kann die Lage, in der wir uns befanden, in der 
namentlich Süddeutfchland fich befand, nicht fchlagender charafterifiren, 

es mir gegenüber von einem geiftreichen füddeutihen Souverain einft 
geiäch, als Deutfchland gedrängt wurde, im orientalifchen Kriege, für 

Weſtmächte Pariei zu nehmen, ohne dag es der Ueberzeugung feiner 
Regierungen nach ein felbftftändiges Intereſſe hatte, diefen Krieg zu führen. 
3 kann ihn auch nennen — e8 war der hochfelige König Wilhelm 
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von Württemberg. Der fagte mir: „Ich theile Ihre Anficht, daß wir 
fein Intereſſe haben, uns in diefen Krieg zn mifchen, Y fein deutiches 
Intereſſe dabei auf dem Spiele fteht, welches der Müuhe wertb wäre, 
deutſches Blut dafür zu vergießen. Aber wenn wir und darum mit ben 
Weſtmächten übermwerfen follten, wenn es foweit fommen follte, zählen 
Sie auf meine Stimme im Bundesrathe, biß zu der Zeit, mo der Kri 
zum Ausbruch fommt. Dann aber nimmt die Sache eine andere Geſta 
an. Ich bin entfchloffen, jo gut wie jeder andere, die Berbindlichkeiten 
einzuhalten, die ich eingegangen bin. Aber hüten Sie fih, die Menſchen 
ander8 zu beurtheilen, wie fie find. Geben Sie ung Straßburg, und - 
wir werden einig fein für alle Eventualitäten; fo lange Straß. 
burg aber ein Ausfallthor ift für eine ſtets bewaffnete Madt, 
muß ich befürdhten, daß mein Land überſchwemmt wird vor 
fremden Truppen, bevor mir der Deutfhe Bund zu Hülfe 
fommen fann. Ich werde mich keinen Augenblid bedenken, das harte 
Brod der Verbannung in ihrem Lager zu efien, aber meine Unterthanen 
werden an mich fchreiben. Sie werden von Kontributionen erdrüdt werden, 
um auf Aenderung meines Entſchluſſes zu wirken. Ich weiß nicht, waß 
ich thun werde, ich weiß nicht, ob alle Leute feft genug bleiben werben. 
Aber der Knotenpunkt liegt in Straßburg, denn jo lange das nidt 
deutſch ift, wird es immer ein Hinderniß für Süddeutfhland 
bilden, fi der deutfhen Einheit, einer deutfchsnationalen 
Politit ohne Rüdhalt hinzugeben. So lange Straßburg ein Auß 
fallthor für eine ſtets mwaffenbereite Armee von 100- bis 150,000 Mom 
ift, bleibt Deutfchland in der Page, nicht rechtzeitig mit ebenfo flarken 
Streitkräften am Oberrhein eintreten zu können — Die Franzoſen werden 
ftetö früher da fein.“ 

Ich glaube, diefer aus dem Leben gegriffene Fall fagt Alles — ich 
babe dem nichts hinzuaufügen. 

Der Keil, den die Ede des Elſaß bei Weißenburg in Deutſchland 
bineinfchob, trennte Süddeutſchland wirkfamer als die politifche Mainlinte 
von Norddeutfchland, und es gehörte der hohe Grad von Entjchlofienkeit, 
von nationaler DBegeifterung und Hingebung bei unferen füddeutigen 
Bundesgenoffen dazu, um ungeachtet diejer naheliegenden Gefahr, der 
bei einer gefchidten Führung des Feldzuges von Seiten Frankreichs auß 

efegt waren, feinen Augenblid anzuftehen, in der Gefahr Norddeutſch 
ands die ihrige zu fehen und frifch zuzugreifen, um mit uns gemeinfcha 

lich vorzugehen. Daß Frankreich in diejer überlegenen Stellung, in dieſem 
vorgefchobenen Baftion, welches Straßburg gegen Deutfchland bildete, der 
Berfuhung zu erliegen jeder Zeit bereit war, fobald innere Berhältmifle 
eine Ableitung nah Außen nügli machten, das haben wir Jahrzehnte 
hindurch geſehen. Es ift befannt, daß ich no am 6. Auguft 1866 M 
dem Fall gewefen bin, den franzöfifchen Botfchafter bei,mir eintreten zu 
ſehen, um mir mit furzen Worten das Ultimatum zu ftellen, Mainz 
an Frankreich abzutreten, oder die fofortige drie gerflärung 
zu gemärtigen. Ich bin natürlich nicht eine Sekunde — 8 geneſe 
über die Antwort. Ich antwortete ihm: Gut, dann iſt Krieg! \ 

veifte mit diefer Antwort nach Paris; in Paris befann man ſich einig 
Tage nachher anderd, und man gab mir zu verftehen, diefe Inſtrultion 
fei dem Kaiſer Napoleon mährend einer Krankheit entriffen wordt. 
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weiteren Berfuche in Bezug auf Yuremburg und weitere Fragen find 
mt. Ich komme darauf nicht zurüd. Ich glaube, ich brauche auch 
beweifen, daß Frankreich nicht immer Barakterfto.t genug war, 
ungen, die der DBefig des Elfaß mit fi) brachte, zu wider⸗ 


L 

Die Frage, wie Bürgfchaften dagegen zu gewinnen feien, — tertis 
ler Ratur mußten fie fein, die Gorantien der auswärtigen Mächte 
m uns wicht viel helfen, denn ſolche Garantien haben zu meinem 
nern mitunter nachträglich eigenthümlich abſchwächende Deflarationen 
ten. Man jollte glauben, daß ganz Europa das Bedürfniß empfunden 
‚ die häufig wiederkehrenden Kämpfe zweier großen Kulturvölker in⸗ 
n der europäifchen Snilifation zu hindern, und daß die Einficht nahe 
daß das einfachfte Mittel fie zu hindern, dasjenige fei, daß man den 
ellos friedfertigeren Theil von beiden in feiner Vertheidigung ftärfe. 
lann indeß nicht fagen, vop diefer Gedanke von Haus aus überall 
shtend gefunden wurde. Es wurde nad andern Auslkunftsmitteln 
ht, es wurde uns vielfach vorgefchlagen, wir möchten uns mit den 
—5 und mit der Schleifung der franzöſiſchen Feſtungen in Elſaß 
otyringen” begnügen. Ich habe dem immer mwiderftanden, indem ich 
3 Mittel für ein unpraktifches im Intereſſe der Erhaltung des Frie⸗ 
anjehe. Es ift die Konftituirung einer Servitut auf fremdem Grund 
Boden, einer fehr drüdenden und bejchwerlichen Tat für das Sou⸗ 
wtätö«, für das Unabhängigkeitsgefühl desjenigen, den fie trifft. Die 
etung der Feſtungen wird faum ſchwerer empfunden, als das Gebot 
Auslandes, innerhalb des Gebietes der eigenen Souveränetät nicht 
a zu dürfen. Die Scleifung des unbedeutenden Plage Hüningen 
ielleicht öfter8 wirffamer zur Erregung franzöfifcher Leidenſchaft bes 
worden, als der Verluſt irgend eined Territoriums den Frankreich 
einen Eroberungen 1815 zu erleiden hatte. Ich habe deshalb auf 
) Mittel feinen Werth gelegt, um fo weniger, als nad) der geogra» 
en Konfiguration das vorjpringende Baftion, wie ich mir erlaubte, 
ı bezeichnen, ald Ausgangspunkt der franzöfifden Truppen 
er gleich nahe an Stuttgart und Münden gelegen hätte, wie 
Es kam darauf an, ihn weiter zurüdzuperlegen. 

Außerdem ift Met ein Drt, defien topographifche Konfiguration von 
Art, daß die Kunft, um es zu einer ſtarken Feſtung zu machen, nur 
wenig zu thun braucht, und dasjenige, was fie etwa daran gethan 
wenn es zerftört würde, mas ſehr koftipielig wäre, doch jehr raſch 
r berzuftellen wäre. Ich habe alfo died Auskunftsmittel als unzu⸗ 
ih angeſehen. 

Ein anderes Mittel wäre geweſen — und das wurde auch von Ein- 
en von Elſaß und Lothringen befürwortet — einen neutralen 
at, ähnlich wie Belgien und die Schweiz, an jener Stelle p 
ſten. Es wäre dann eine Kette von neutralen Staaten hergeſtellt 
ſen von der Nordſee bis an die Schweizer Alpen, die es uns aller⸗ 
unmöglich gemacht haben würde, Frankreich zu Lande anzugreifen, 
wir gewohnt ſind, Verträge und Neutralitäten zu achten, und weil 
durch dieſen dazwiſchen liegenden Raum von Frankreich getrennt 
a; keineswegs aber würde Frankreich an dem, im legten Kriege ja 
sten aber nicht ausgeführten Plan gehindert fein, gelegentlich feine 





330 


1871. 


Flotte mit Landungstruppen an unfere Küften zu fchiden oder bei Ber 
bündeten franzöfiiche Truppen zu landen und bei uns einrüden zu laſſen. 
Frankreich hätte einen ſchützenden Gürtel gegen uns bekommen, 
wir aber wären, fo lange unfere Flotte der franzöfifden 
niht gewadfen ift, zur See nicht gededt geweſen. Es mar 
diefer Grund aber nur in zweiter Linie. Der erfte Grund ift der, daß 
die Neutralität überhaupt nur haltbar ift, wenn die Bevblke—⸗ 
rung entſchloſſen ift, fi eine unabhängige neutrale Stellung 
jr wahren und für die Erhaltung ihrer Neutralität zur Noth mi 

affengewalt einzutreten. So hat ed Belgien, fo hat es die Schweij 
gethan; beide hätten uns gegenüber es nicht nöthig gehabt, aber ihre 
tralität ift thatſächlich von beiden geachtet worden; beide wollen unab 
bängige, neutrale Staaten bleiben. Diefe Borausfegung wäre bei den 
neuzubildenden neutralen Elſaß und Lothringen in der nächſten Zeit nicht 
zugetroffen, fondern es ift zu erwarten, daß die ftarfen franzöfifchen Ele 
mente, welche im Lande noch lange zurüdbleiben werden, die mit ihren 
Intereſſen, Sympathien und Erinnerungen an Frankreich hängen, biejen 
neutralen Staat, welcher immer fein Souverän fein möchte, bei einem 
neuen franzöfifch=deutjchen Kriege beftimmt haben würden, ſich Frankreich 
wieder anzufchließen, und die Neutralität wäre eben nur ein für 
und ſchädliches, für Frankreich nüglihes Trugbild geweſen. 
Es blieb daher nichts anderes übrig, als dieſe Tandeöftriche mit ihren 
ftarten Feftungen vollftändig in deutſche Gewalt zu bringen, um fie ſelbſt 
als ein ſtarkes Glacis Deutichlands gegen Frankreich zu vertheidigen, und 
um den Ausgangspunkt etwaiger franzöjifcher Ungrite um eine Anzahl 
von Tagemärfchen weiter zurlidzulegen, wenn Frankreich entmeber bei 
eigener Erſtarkung oder im Befig von YBundesgenoffen uns den Hand 
ſchuh wieder hinwerfen follte. 

Der Verwirklihung dieſes Gedankens, der Befriedigung dieſes un 
abweisbaren Bedürfniffes zu unferer Sicherheit ftand in erfler Linie die 
Ubneigung der Einwohner felbft, von Frankreich getrennt zu 
werden, entgegen. Es ift nicht meine Aufgabe, hier die Gründe zu 
unterjuchen, die es möglich machten, daß eine urdeutfche Bevölkerung einem 
Lande mit fremder Eprade und mit nicht immer mohlwollender u 
ſchonender Regierung in diefem Maße anhänglich werden konnte. Etwas 
liegt wohl darin, daß alle diejenigen Eigentaften, die den Deuticen 
vom Franzofen unterjcheiden, gerade in der elſaſſer Bevölkerung in hohem 
Grade verkörpert werden, fo daß die Bevölkerung diefer Lande in Bezug 
auf Züchtigfeit und Drdnungsliebe, ich darf wohl ohne Ueberhebung ſagen 
eine Art von Ariftofratie in Frankreich bildete; fie waren befähigter 38 
Aenıtern, zuperläffiger im Dienft, die Stellvertreter im Militär, bie Genb⸗ 
darmen, die Beamten; im Staaisdienſt in einem die Proportion der Be 
völferung weit überragenden Berhältnig waren Elſaſſer und Lothringet; 
e3 waren die 1’, Millionen Deutfchen, die alle Vorzüge des Deutj 
in einem Volke, das andere Vorzüge hat, aber gerade nicht dieſe, zu DE 
werthen im Stande waren und thatjächlich verwertbeten; fie hatten dur 
ihre Eigenſchaſten eine bevorzugte Stellung, die fie manche geſetzliche 
billigkeit vergeſſen machte. Es Liegt dabei im deutſchen &haralter, ba 
jeder Stamm ſich irgend eine Art von Meberlegenheit namentlid 
feinen nächſten Nachbar vindicirt; hinter dem Elſaſſer und Lothringen, ſo 
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r fh war, ftand Paris mit feinem Glanze und Frankreich 

einheitlichen Größe; er trat dem deutfchen Landsmann gegen» 
ut dem Gefühle: Baris ift mein, und fand darin eine Quelle für 
fühl partikulariftiicher Ueberlegenheit. Ich gehe nicht auf die weis 
zründe zurüd, daß jeder fich einem großen Staatsweſen, welches 
Fähigkeit vollen Spielraum giebt, leichter affimilirt, als einer zer⸗ 
, wenn aud flammperwandten Nation, wie fie fich früher dieſſeits 
wine für den Elſaſſer darftelltee Thatſache ift, daß dieje Ab- 
ag vorhanden war und daß es unfere Pflicht ift, fie mit 
d zu überwinden. Wir haben meined Erachtens viele Mittel 
wir Deutfhen haben im Ganzen die Gewohnheit, wohls 
ıder, mitunter etwas ungeſchickter, aber auf die Dauer 
e8 doch heraus, mwohlmollender und menſchlicher ge regieren, als 
franzöfiihen Staatsmänner thun; es ift daß ein Vorzug des deut 
Befens, der in dem deutfchen Herzen der Elfaffer bald anheimeln 
tennbar werden wird. Wir find außerdem im Stande, den 
bnern einen viel höheren Grad von fommunaler und 
dueller Freiheit zu bewilligen, ‘als die franzöfifchen 
htungen und. Traditionen dies je vermodhten. Wenn wir 
tige Parifer Bewegung betrachten, fo wird auch bei ihr eintreffen, 
1 jeder Bewegung, die eine gewiſſe Nachhaltigkeit hat, unzweifelhaft 
; neben allen vernünftigen Motiven, die ihr ankleben und den Ein» 
beftimmen, in der Grundlage irgend ein vernünftiger Kern ftedt, 
ermag keine Bewegung au nur da8 Maß von Kraft zu erlangen, 
: Barifer es augenblidlih erlangt hatten. Diefer vernünftige Kern 
weiß nicht, wie viel Leute ihm anhängen, aber jedenfalls die beften 
ıtelligenteften von denen, die augenblidlich gegen ihre Landsleute 
n, — ih darf es mit einem Worte bezeichnen: es ift die deutfche 
ordnung; wenn die Kommune diefe hätte, dann würden die Befleren 
Inbänger zufrieden fein, — ich jage nicht alle. Wir müffen unter 
1: wie liegt die Sache? die Miliz der Gewaltthat befteht tiberwies 
us Leuten, die nichts zu verlieren haben, es giebt in einer Stabt 
ver Millionen eine große Anzahl fogenannter repris de justice, 
die man bei und als unter polizeiliher Aufficht bezeichnen würde, 
die die Intervalle, die fie zwilchen zwei Zuchthausperioden haben, 
8 zubringen, und die ſich dort in erheblicher Anzahl zufammen- 
Leute, die überall, wo es Unordnung und Plünderung giebt, be= 
ig derfelben dienen. E3 find gerade diefe, die der Bewegung den 
ichen Charakter für die Livilifation gegeben haben, durch den fie 
legentlich hervorthat, ehe man die theoretifchen Ziele näher unter: 
und die im Interefle der Menſchlichkeit, hoffe ich, jest zu den 
undenen gehören, aber freilich ebenjo gut auch rüdjällig werden 
. Neben diefem Ausmwurf, wie er fi in jeder großen Stadt ja 
| findet, wird die Miliz, der ich gedacht, gebildet durch eine Anzahl 
ahängern der europäiſchen internationalen Republit. Mir find die 
genannt worden, mit welchen die fremden Nationalitäten ſich dort 
gen, von denen mir nur vorjchwebt, daß beinahe achttauſend Eng⸗ 
fi zum. Zwede der Verwirklichung ihrer Pläne in Paris befinden 
ich jege voraus, daß es großentheils irifche Fenier find, die mit 
wWdrude Engländer bezeichnet würden, ebenjo eine große Anzahl 


in hohen Grade fühlbar, und ich bin überzeugt, daß wir der 

ferung des Elfaß auf dem Gebiete der Selbftvermi 
ohne Schaden Für das gefammte Neid einen erheblich fı 
Spielraum lafjen fünnen — von Hauſe aus, der allmä 
erweitert wird, daß er dem deal zuftrebi, Daß jedes Individuu 
engere kleinere Kreis das Maß der Freiheit befigt, mas fiberho 
der Ordnung des Gefammt-Staatöwejend verträglih if. Das 
reichen, diefem Ziele möglichſt nahe zu kommen, halte ich für die 
jeder vernünftigen Staatskunſt, und fie ift flir die deutfchen Einrid 
unter denen wir leben, fehr viel erreichbarer, als fie e8 in Fı 
nah dem franzöfifchen Charakter und der unitarifchen Berfafft 
Frankreich jemal® werden kann. Ich glaube deshalb, daß 

mit deutfher Geduld und mit deutfhem Wohlmwollen ge 
wird, den Landsmann dort zu gewinnen — vielleidt i 
zerer Beit, als man jest erwartet. Es werden aber imn 
mente zurüdbleiben, die mit ihrer ganzen perſönlichen Vergange 
Frankreich wurzeln und die Ki alt find, um fi davon noch [o8; 
oder die durch ihre materiellen Intereflen mit Frankreich nothme 
fammenhängen und für das Zerreißen der Bande, die fie an F 
Inüpften, eine Entihädigung bei uns entweder gar nicht oder ı 
finden können. Alſo wir dürfen uns niht damit ſchme 
ſehr rajh an dem Ziele zu fein, daß in Elfaß die Berhält 
würden wie in Zhitringen in Bezug auf deutſche Empfindunge 
wir dürfen denn doch auch nicht verzmeifeln, das Bie 
wir zuftreben, unfererfeit3 nod zu erleben, wenn wir 

erfüllen, welche dem Menſchen im Durchichnitt gegeben ift. 

Wie nun dieſer Aufgabe näher zu treten ſei, in welcher F 
nächſt, das ift die Frage, welche jett zuerfi an Sie herantriti 
Deren, aber doch nicht in einer enticheidenden und die Zukunft bi 

eife. Sch möchte Sie bitten, bei diefen ——— ſich nicht 
Standpunkt zu ſtellen, daß Sie etwas für die Ewigkeit Gültiges 
wollen, daß Sie jetzt ſchon fi in einem feſten Gedanken bilder 
über die Geftaltung der Zukunft, wie fie nach mehreren Jahr 
fein fol. Dahin reicht meine Erachtens feine menfchlidhe Bor 
Die Berhältniffe find abnorm; fie mußten abnorm fein — unfe 
Aufgabe war e8 — und fie find nicht nur abnorm in der Art, 
das Elſaß gewonnen haben, fie find auch abnorm in der Per 
Gewinners. Ein Bund, aus fouveränen Fürften und freien Stäi 
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fehend, der eine Eroberung macht, die er zum Bebürfnifie feines Schuges 
iehalten muß, die fi aljo im gemeinfamen Befige befindet, ift eine in 
ver Gefchichte fehr feltene Erſcheinung, und wenn wir einzelne Unterneb- 
mungen von Schweizer Kantonen abrechnen, die doch auch immer nicht 
die Abficht hatten, fich die gemeinfam gewonnenen Länder gleich berechtigt 
I ollimitiven, fondern fie als gemeinjame Provinzen zum Vortheil der 
berer zu bewirtbichaften, jo glaube ich faum, da Fi in der Gefchichte 
etwas Aehnliches findet. ch möchte aljo glauben, daß gerade bei diefer 
abnormen Tage und abnormen Aufgabe die Mahnung, den Fernblick des 
Merffihtigften Politikers in menſchlichen Dingen nicht zu überfchägen, 
befonders an und herantritt. Ich wenigftens fühle mich nıcht im Stande, 
jett ſchon mit voller Sicherheit zu fagen, wie die Situation nach drei 
Jahren im Elſaß und in Lothringen Heim wird. Um da8 berechnen zu 
Innen, müßte man in die Zukunft fehen. Es hängt das von Faktoren 
ob, deren Entwidelung, deren Verhalten und guter Wille gar nicht in 
mierer Gewalt ftehen und von uns nicht regiert werden können. Es ift 
dad, mas wir Ihnen vorlegen eben ein Verſuch, den richtigen Anfang 
ver Bahn zu finden, über deren Ende wir jelbit nach der Belehrung 
duch die Entwidelung, durch die Erfahrungen, die wir machen werden, 
bedärftig find. Und ich möchte Sie deshalb bitten, einftweilen denfelben 
empiricen Weg gehen zu wollen, den die Regierungen gegangen find, 
und die Berhältnifie zu nehmen, wie fie liegen, und nicht, wie fie vielleicht 
wünihenswerth wären. Wenn man nichtd Beſſeres an die Stelle zu fegen 
weiß von Etwas, was einem nicht vollftändig gefällt, jo thut man immer, 
meiner Ueberzeugung nach, bejler, der Schwerfraft der Ereigniffe 
ihre Wirkung zu laffen und die Sade einftweilen fo zu neb- 
men, wie fie liegt; fie liegt aber fo, daß die verbündeten Regierungen 
gemeinfam dieſe Länder gewonnen haben, daß ihr gemeinfamer Befig, ihre 
gemeinfame Verwaltung etwa Gegebenes ift, was nad unferen Bedürf- 
niſſen und nach den Bedürfniffen der Vetheiligten in Eljaß und Lothringen 
modificirt werden kann, aber ich möchte dringend bitten, fparen Sie 
id, ebenfo wie e8 die verbündeten Regierungen madhen, das 
ttbeil über die Geftaltung, wie fie definitp einmal werden 
tann, noch auf. Haben Sie mehr Muth, die Zukunft zu präjubiciren, 
wir haben, fo werden wir Ihnen bereitwillig entgegenfonmen, da wir 
unfere Arbeit ja doch nur gemeinfchaftlich betreiben können, und gerade 
Borficht, mit der ich die Ueberzeugung der verbündeten Regierungen 
dgebe, mit der diefelben ſich die Ueberzeugung gebildet haben, zeigt 
nen zugleich die Bereitwilligkeit, in der wir uns befinden, uns belehren 
A laſſen, wenn wir irgend einen beſſeren Vorſchlag erhalten, namentlich 
wenn ex fich durch die an der Hand der Erfahrung, felbft einer kurzen 
Tahrung, als der befiere bewährt haben follte. Und wenn ich unferer- 
feitg diefen guten Willen kundgebe, fo bin ich ficher, daß er bei Ihnen 
jo vorhanden ift, auf diefem Wege gemeinfam mit deutfcher Ge⸗ 
dald und deutfcher Liebe zu allen, befonders zu den neueften 
audsleuten, das richtige dien zu finden und ſchließlich zu er— 
n. 


eiche “ 
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20.—22. Mai. Zweite Berathung. Beichlüfje des Neichätage 
Die Dauer der Dietatur wird nad dem Kommilfien 
antrag ftatt bi8 zum 1. Sanuar 1874 nur bis zu 

1. Sanuar 1873 beftimmt. 


Ferner wird ein Antrag (von Stauffenberg m 
Lasker) angenommen, nad) welchem 


„bi8 zum Eintritt der Wirkfamfeit der Reichsverfaſſu 
der Kaifer bei Ausübung der Gejeggebung an die Zuftiumue 
des Bundesrathes und bei Gefeßen, welche Eljaß-Lothring 
mit Anleihen oder Garantien belaften, auch an die Zuftimmu 
des Reichstages gebunden fein foll.“ 


Bei der dritten Berathung. 


25. Mai. Aus den Neden des Fürften v. Bis marck gege 
obige Beſchlüſſe. 
[Warum Eljaf - Lothringen unmittelbares Reichsland, nicht pre 
Bifhes Land werden mußte; — der elfäflifche Particularismus ın 
jeine Förderung; — Selbftregierung; — Bismard ber „ 
für Elfaß - Lothringen; — Bertrauensfragen.] 

— „Ich babe das Bedürfnig, in der allgemeinen Berathung Abt 
die vorliegende Frage einige Worte zu fagen, weil es mir nicht vergden 
gewefen ift, mich in der erften und zweiten Lefung an den Berathunge 
weiter zu betbeiligen, ich meine namentlih aud an den Kommiffionswt 
pandlungen, jo jehr ich das Bedürfniß hatte, mich dort in vertraulichen 
Weiſe, als es bier gejchehen kann, auszufprehen. Ich war zu ber ZA 
in Frankfurt abweſend. Ich habe mich gefreut, aus dem Crocbnif 5 
erfehen, daß Sie der in der Kommiſſion vielfah an Sie herantretendt 
Verſuchung mwiderftanden haben, das Schidjal von Slfaß-Totbringn 
dem jegigen Stande und ohne Mitwirkung der Einwohner diefer Lande 
weiter feitzulegen, als es in diefem Momente unbedingt rechtlich moth 
wendig it, die rechtliche Notwendigkeit beſchränkt fi im Augenbli 
daran, den Bewohnern diefer Länder das ſtaatsrechtliche Bürgerthum ! 
Deutfchland zu fihern; alle Schritte darüber hinaus halte ich fir de 
Augenblid für gewagt und der politifhen Kluͤgheit nicht entfprechent 
Letztere räth meiner Üeberzeugung nad, in unficheren und unklaren 
hältniffen die Schritte vorwärts auf das nothwendige Maß zu befchräuftt 
den Boden zu unterfuchen, ich will nicht jagen, Verſuche zu machen, 
doch erft fi durch die Vetheiligten und durch die Dinge, die wir bihe 
un mi voller Genauigkeit kennen, belehren zu laflen, was dort zu 

eben bat. 

Was wir den Eljaffern jegt aljo zu geben haben, ift das deutfch 
Burgerrecht, die Möglichkeit des freien Verkehrs innerhalb Deutſchland 
in Handeld= und fozialer Beziehung, nachdem ihnen der freie Verkehr mt 
Frankreich abgefchnitten und verfchloffen fein wird. Wir müffen uns di 
nothwendig fchlüffig machen über die Form, in der wir ihnen Die 
Bürgerrecht geben wollen, gemwiffermaßen tiber die Thür, welche wir 
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ms Reich hinein öffnen. Es bat ja dabei ernfthaft nur in Frage fommen 
innen, ob das Elfaß und Fothringen einem der beftehenden 
Bundesftaaten ganz oder unter Bertheilung der Länder ans 
wlälofien werden Pr, oder ob es zunächſt ein unmittelbares 

eihdland bleibt, bis es felbft, fo zu fagen, in der deutjchen 
Bamilie mündig geworden ift, um Über fein eigenes Geſchick 
mitzuwirken. Ernfboft ift wohl nur in Frage gekommen: fol Elſaß 
und Lothringen zu Preußen gelegt werden, oder foll e8 unmittelbares 
Keihsland fen? Ich habe mich unbedingt für das Letztere von 
Anfang an entjchieden, einmal um dynaftifche Fragen nicht ohne Noth in 
unjere politifchen zu mijchen, zweitens aber auch darum, weil ich e3 
fürleihter halte, daß die Elfaffer fih eher mit dem Namen 
der „Deutfchen“ befreunden, als mit dem Namen der „Preußen.“ 

Die Elfaffer haben fih in ihrer zmweihundertjährigen Zugehörigkeit 
m granfreih ein tüchtiges Stüd Partikularismus nad guter 
deutiher Art erhalten, und das ift der Baugrund, auf dem wir meines 
Erachiens mit dem Fundamente zu beginnen haben werden; die ſen Par- 
tikularismus zunächſt zu ftärfen, ift ım Widerfprud zu den 
Erſcheinungen, die uns in ähnliher Weife im Norden Deutfd- 
lands vorgelegen haben, jegt unfer Beruf. Je mehr fi die 
Bewohner des Elfaß als Elfaffer fühlen werden, umſomehr 
werden fie das Franzoſenthum abthun. Es ift faum zu zweifeln, 
daf dem Elfaß, fo wenig wie wir uns gegenfeitig fennen, die ein Men» 
Menalter hindurch fortgefegte Verdächtigung des preußiihen Namens 
den Seiten der franzöfiihen Regierung einigermaßen abgefärbt hat. 
Außerdem aber ift e8, wie ich Ihnen vorhin fchon erwähnte, den Elfaffern 
later, fi) ihrer Abftammung als Deutfche bewußt zu werden, als den 
Romen Preußen anzunehmen. Allein diefer Grund würde fon für mich 
atiheidend fein. 

Bas fpäter im Intereſſe des Reichs, im Intereſſe des Elſaſſes zu 
thun fein wird, darüber wollen wir vor allen Dingen, denke ich, 
die Eifaffer und Lothringer felbft hören. Che wir weiter gehen, 
habe ich wenigftend das Bedürfnig — und muß ich jagen, daß es mir 
in den Verhandlungen, die ich bisher gelefen habe, doch nicht mit hin- 
tihender Anerkennung der berechtigten Unabhängigkeit eine jeden Volks⸗ 
Rammes betont worden-ift, — babe ich vor Allem das Bedürfniß, die 
Reimng der Elfaffer felbit kennen zu lernen. 

Denn das Gefeg ind Leben tritt, und, fo weit ich berufen fein 
werde, dabei Sr. Majeftät einen Rath zu ertheilen und diefen Rath im 

desrathe geltend zu machen, fo wird die erfte Maßregel fein: die 
Rordnung der Kommunalwahlen im ganzen Eljaß, melde am 
6. Auguft v. J. flattzufinden hatten und nicht ftattgefunden haben. Die 
iweite Maßregel wird die fein, daß die Generalräthe gewählt werden 
nach dem alten franzöfifchen Gejege, wonach jür jeden Kanton ein Ge⸗ 
Bralrath gewählt wird, damit wir in den Departements Verſammlungen 

‚ die und mit mehr Sachkunde als unfere dorthin gefchidten Beamten 

tunft darüber geben können, wo die Leute der Schuh drüdt und was 
ſe für Bedürfnifje haben. Ich habe nicht das mindeſte Bedenken, fo weit 
M gehen, dag die Ernennung der Kommunalbeamten ebenfalls der Wahl 
Übertragen werde. Ich mwürdige volllommen die Gefahren, die daraus 
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entftehen können; ich fürchte mich aber noch mehr vor den Gefahren, 
daraus entjtehen, wenn die Zahl der Beamten, die wir dorthin ſch 
müffen, iiber das Allernothwendigfte hinaus vermehrt wurde. Es ifig 
unvermeidli, daß ein Beamter, der fremd ins Land bineinlonmt,-m 
auch mit dem dazu erforderlichen Bildungsgrade, doch vielleicht nicht 
der breiteren Weltanfchauung, die zu einer Neumiffion im neuen 2a 
erforderlich ift, hinfommt, daß der durch Mißgriffe Feindſchaft, Berl 
mung hervorruft, die mit den Abfichten der Regierung, die er ausfüh 
jollte, durchaus in feinem Zuſammenhange feben. Hat er einmal 
geirrt, fo liegt es der menſchlichen Natur wiederum zu nahe, dies m 
zuzugeben, fondern die Schuld ın den Einwohnern zu ſuchen, und 2 
in ſich felbft; man bekömmt gegenfeitig Denunziationen und 
gungen gegen den Beamten auf der einen Seite und Beſchwerden 
den Gemeinden auf der anderen Seite. Ich fürchte viel weniger, daß 
uns noch abgeneigte Stimmung dazu führen könnte, daß die Kommun 
beamten, wenn fie von den Gemeinden gewählt werden, gefährlicher wer! 
fönnten, als ich unfer eigenes Unvermögen fürchte, dem Lande über 
geeignete Beamte liefern zu können. 

Sollte diefe Hoffnung täufchen, fo ift e8 der Bortheil einer em 
gifchen und entfchlofjenen Regierung, daß fie Heine euer, die irgend 
aufgehen könnten, nicht fürchtet. Wie weit man außerdem in der Selb 
vegierung des Landes durch fich felbft wird gehen können, dazdl 
getraue ich mich faum, ſchon ein Urtheil außzufprechen, jedenfalls ba 
ıh es rathjam, bier wie überall fo weit zu geben, wie irgend® 
mit der allgemeinen Sicherheit des Reiches und ded: and 
verträglich fein wird. ur 

Es iſt das eine Aufgabe, vor die ich mich geftellt fühle, die mir 
in meiner bisherigen Lebensthätigkeit neu ift und eine beſchwerliche, I 
ſchwierige, fehr verantwortliche Aufgabe, an die beranzutreten für m 
nit ohne Bedenken ift. 

Nachdem die Aufgabe, die ich mir bei Uebernahme 0 
preußifhen auswärtigen Minifteriums geftellt babe, od 
ich will jagen, die mir vorgefchwebt hat, die Herftellung d 
Deutſchen Reiches in irgend einer Geftalt, in einer kürzer 
Beit, als ih nah menſchlicher Berehnung erwarten fon 
und in vollerem Maße, als ih damals hoffte, zu erlebe 
ſich erfüllt bat, betrachte ich meine politifchen Berpflidtung 
meinem VBaterlande gegenüber einigermaßen als ausgeld 
und wenn ich in diefem Stadium bei abnehmender Gefundheit und | 
nehmender Arbeitöfraft vor einer ſolchen Aufgabe nicht zurückſchrece, 
leitet mich dabei ein gewiſſes Gefühl der erantwortüichfeit für d 
Schidjal der Bewohner diefer Provinz, wegen des Antheils, ! 
ih an ihrer 2o8löfung von Frankreich habe; ich Fable mich beruft 
ihr Advolat in dem neuen Staatöwefen, dem fie beitrete 
ſoweit es mir gegeben ift, zu fein und ih möchte fie unge 
im Stiche laſſen. 

Zur Durchführung diefer Aufgabe bedarf ich eines entgegenkommend 
Bertrauend der Länder felbft, aber vor allen Dingen bedarf ih d 
vollen Vertrauens der Reichsbehörden, des Reichstages MI 
des Bundesraths, die hinter mir ftehen, und in deren Namen ih de 
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zu handeln babe, und da bin ich genöthigt, der Einzelberathung einigers 
maßen vorzugreifen. Den Ausdrud dieſes Vertrauens permifte ih in 
i Beitimmungen, die Sie unferer Vorlage hinzugefügt haben, ja, ich 
In in denjelben einen entjchiedenen Ausdrud des Mißtrauend: das 
me ft die Verkürzung der Frift, für melde Sie uns Vollmacht 
geben · wollen und für welche Sie Diktatur einführen wollen. In ans 
dertbalb Jahren, meine Herren, läßt fih viel Böſes thun, 
aber nicht fehr viel Gutes fchaffen! Ich habe behaupten hören, daß 
afered in den neuen preußiichen Provinzen einigermaßen der Fall gemefen 
ki, hauptſächlich aus der Ueberhaftung der Thätigkeit, mit der man vor⸗ 
—5 iſt; ich kenne die Berbätniffe nicht genau genug, um über die 
ehtigung dieſer Klagen zu urtheilen, aber ich erlaube mir darauf aufs 
werlfom zu machen, daß die Aufgaben ganz verjchiedene find. Dort 
delte es fich darum, eine auf dynaſtiſchem Boden gewachſene Selbit« 
igfeit einem großen Gemeinweſen, wie e8 Preußen war, anzupaffen 
md es dadurch vorzubereiten. Hier handelt es ſich gerade darum, eine 
Selbftftändigkeit zu entwideln, die biöher unter dem ſtarken Drud einer 
Imtralifation gelitten bat. Um fih über viele Gragen nicht nur felbft 
em Urtheil zn bilden, fondern auch Ihnen und dem YBundesrath für die 
Ipätere Entjcheidung ein Urtheil zu unterbreiten, ift der Termin von an- 
derthalb Fahren, fürchte ich, zu kurz gegriffen. Ja, ich halte auch ſchon 
den Termin biß zum Jahre 1874, den wir felbft geftellt haben, für einen 
demlich willfürlich gegriffenen. Es kann ebenjogut dann das Bedürfniß 
vorhanden fein, dieſe Verwaltung, vor deren Anfang mir vielleicht ftehen, 
2 ungern, falls fie fi bewährt, wie ja auch das Bedürfniß eintreten 
am — das gebe ich jehr gern zu —, Ihnen ſchon nad) einem halben 
ihre, nad) einem ganzen Fahre zu fagen, die Sache fei fo weit fertig, 
m in die Neichöverfaflung aufzugeben, und daß wir dann weitere Schritte 
zu deren voller Anwendung thun können. Ich möchte Sie bitten, dod) 
nt dem Verdacht Raum zu geben, als ob in der Regierung — und 
ih lann hierbei nach meiner ganzen amtlichen Stellung meine Perfon 
emgermaßen in den Vordergrund ftellen — als ob in mir irgend ein 
ben vorhanden wäre, dieſe jchwermwiggende Verantwortlichkeit eine 
unde länger zu tragen, al8 durchaus Fatih nothwendig ift. Ich bin 
meiner ganzen Natur nach nicht regierungsbedürftig, das beißt paffiv in 
hohem Grade, aber ich habe nicht das Bedürfniß, zu regieren und laſſe 
gern Andern freie Bewegung. Alſo, meine Herren, die Befürdtung 
R wirklich nicht begründet, daß wir diefe Verantwortlichkeit 
länger in der Hand würden behalten wollen, als dringend 
|  Methmendig ift zu den Aufgaben, die uns geftellt find, und 
| vielleicht in jo kurzer Zeit kaum erfüllbar fein werden, mie es andert- 

halb Jahre find. 
Mit dem Beamtenperfonal geht e8 wie mit der Marine: man kann 
war Schiffe kaufen, aber jo lange man keine Matrojen und feine zuver⸗ 
Üffigen Seeleute hat, nüten die Schiffe allein nicht viel. So ift aud in 
em Lande meines Erachtens zunädit die Aufgabe, fih einen zuper- 
öfigen Beamtenftand beranzuziehen, der, wenn es nad) meinen 
ünfhen gebt, jo viel ala möglich aus Eingeborenen beitehen muß, 
dem wir trauen fünnen, melden wir nad) unferen Begriffen für bes 
ſaͤhigt halten. Das ſind alles Sachen von Bedeutung. Es if auch möglich, 


Surf Bismard. 11. 22 
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daß wir zuerft in der Ernennung der höheren Beamten Miß EN 
maden, daß nicht gleich Alles gelingt und einfchlägt, daß man 

und Monate verliert, ehe man auf den richtigen Weg kommt; unfeh 
ift Niemand, und aud eine von dem Reichstage flärfer bevormundel 
Regierung würde immer diefer Gefahr verfallen. Es ift alfo möglich, da 
wir Beit verlieren. Wird ein endgültiger Zuftand gejchaffen, dann mu 
auch die Beamtenjchaft, die dort hingeftellt ift, fih aller der Bürrgfchafte 
auf denen die Zuverläffigkeit der Deutichen Beamten beruht, re 
dann muß das Verſetzen, das Widerrufen aufhören und man muß de 
Leuten Diejenigen Garantien für die Dauer ihrer Eriftenz geben, die d 
Deamten bei uns haben. Ich möchte Sie daher dringend bitten, laſſe 
Sie diefe Befürchtung aus alter Zeit, von der ich wirklich jagen möcht 
ih weiß nicht, was joll fie bedeuten! 

Eine zweite Angelegenheit, bei der ih das Gefühl hatte, währen 
meiner Abmefenheit ein Mißtrauensvotum belommen zu haben, und di 
ih muß jagen, mich perfönlich ſchmerzlich berührt hat, iſt die Frag 
wegen der Schulden, dad Umendement der Herren Lasker ur 
von Stauffenberg. Ich weiß nicht, ob Sie fid den eigenthümlich⸗ 
Eindrud zu vergegenwärtigen im Stande find, den e8 mir machen muß: 
al8 ih von den triedensverhandlungen zurüdtam, wo endgültig iM 
Schuldenfreibeit des Elſaß feftgeftellt war, und dieſe Kreditlos⸗ | 
meiner Perjon mir entgegenfam. ch überfchäge meinen Antheil an E 
Herftellung des Friedens überhaupt nicht, — er gebührt weſentlich unje 
tapfern Kriegern, ich habe nur ihre Thaten zu regiftriren gehabt, — we 
ih aber an irgend etwas einen perjönlichen Antheil, ja das Reſultat ff 
allein mir zufcpreiben Tann, fo ift e8 das Ergebniß, daß Elfaß vo 1 
ftändig ſchuldenfrei ift, und es war daß nicht leicht zu machen. “ 
hat mir außerdem dringend am Herzen gelegen, dieſem Lande die Ge 
quellen, die ihm augenblidlich fehlen, wieder zu eröffnen; ich weiß nz« 
ob Ihnen befannt ift, daß noch heute bei Straßburg die Auinen, i 
Schutt liegt, eben wie er nad dem Bombardement gelegen hat, daß a 
Mangel an Mitteln, weldhe die Grundlage der amtlichen Anordnung 
find, aus Mangel an amtlicher Inangriffnahme, melde dort leitend 21 
fürdernd eingreifen fönnte, noch heute fein Stein aufgebaut iſt; es fie 
u befürchten, daß, wenn es fo bleibe den ganzen Sommer bindurd), 
teute nicht unter Dach kommen, da ihnen Betriebskapital fehlt, und % 
fie beim Eintritt des Winters fich in einer ähnlichen Lage befinden wird 
Ich habe deshalb mein Augenmerk darauf gerichtet, auß den franzöfifd 
Kriegskontributionen eine erhebliche Zahlung noch früher flüjfig zu mach 
ala es bei dem Frieden bedungen war; ich habe dies dadurch erreicht, 
ich mich anheiſchig machte, einen Theil der erften Zahlung in franzöfife! 
Banknoten anzunehmen, melde in Eljaß und Lothringen und Frankre 
pari ftehen und als Zahlungsmittel für uns jeden Tag verwerthbar fün 

Mit allem diefem in der Tafhe und mit dem j[hulder 
freien Elſaß fomme ih nah Haufe und glaubte hierüber N 
Intereſſe des Elfaß zu einiger Anerfennung beredtigt di 
fein, und wa3 mir entgegentpringt, ift die Erfärung: mil 
ſchicken Euch diefen Kanzler, aber leiht ihm fein Geld, mir 
ſtehen nit gut für ihn. Ich werde wie ein Leichtfertige? 
Schuldenmacher dem Lande gegenüber hingeftellt. 
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Die Berfuhung für die Regierung, dort auf das Elfaß nuglofe 
Schulden zu machen, — ich wüßte nicht, wozu die führen follte, was wir 
zut dem Seine machen, zu welchem Zweck wir Schulden machen follten, 
es fei denn, daß das Land felbft erklärt: wir haben beftimmte Bedürfniffe, 
wir wollen zur Befriedigung derfelben eine Anleihe machen, eine Freiheit, 
die ja Jedem geftattet wird. Warum mir diefes Land, deflen Bewohner 
doh volllommen ausgetragene Kinder find, die ihre Gefchäfte vollftändig 
derſtehen, waruni wir dieſes Land gemwilfermaßen unter eine Reichsvor⸗ 

haft ftellen wollen, daS kann ich nicht verftehen. 

fann Ihnen nur lagen, meine Herren, ich würde es im böchften 
Grade bedauern, wenn Sie bei diefem Amendement beharren würden; ich 
würde dann im Bundesrath den Antrag ftellen, der Vorlage eine neue 
Geſtalt zu geben, bei welder die perfünlihe Mitwirkung des Bundes» 
lanzlers außgefchloffen if. Es widerſtrebt meinem perfönliden 
Ehrgefühl, unter diefer Kreditlos-Erklärung in die mir zu— 
gedadte Stellung einzutreten. E3 läßt fih ja jehr leicht eine 
andere Einrichtung Anden: Se. Majeftät der Kaifer kann ja einen vers 
artwortlichen Miniſter für Elfaß und Lothringen ernennen, der dies über- 
ummt; ich habe als Bundeskanzler eigentlich dazu feinen nothwendigen 
Beruf. babe dazu mein Amt nicht übernommen, um diefe Berant- 
Wertung für die Diktatur in diefem großen und bedeutjamen Moment 
und in diefem Lande zu tragen, wenn fie mir nicht fo übergeben wird, 
ih vor das Fand treten und fagen Tann: ich fomme mit dem vollen 
ertrauen des Deutjchen Reiches ausgerüftet. Hat man das Bedürfniß, 
um Borfichtsmaßregeln gegenüberzuftellen, als ob man befürditet, ') 
te mit den Schäßen —* Landes irgend welchen Mißbrauch treiben 
— Ih fpreche von mir, denn fo lange ich Kanzler bin, kann ohne meine 
wirtung nichts gejcheben; die Sache ift gegen meine Perjon 
gerihtet, denn ich kann nad) der Tage der Dinge in der Frage nicht 
Maporifirt werden, ohne Zuftimmung des Kaiſers in fein Geſetz möglich. 
— 3b bin ſehr gern bereit, jeden Dienſt zu leiften, den daß 
And noch aus mir ziehen fann; aber geben Sie mir die Mög- 
ligteit, dag ih ein ſolches Amt mit Freudigfeit übernehme, 
und befreien Sie mid von diefem Votum, das ich nicht anders 
enn al8 Mißtrauen bezeichnen kann.“ 


Weitere Bemerkung Bis marcks gegenüber dem Abgeord» 
neten Lasker, der geäußert hatte, daß fein Miktrauend- 
votum gegen den Reichskanzler beabfichtigt jet. 

Ich ergreife zunächft das Wort, um einem Mißverftändniffe ent⸗ 

n zu treten, zu welchem meine Aeußerung über Anerkennung dem 
edner Anlaß gegeben bat. Er fchien zu glauben — und ich würde 

n, wenn fi diefe Meinung feftiegte — daß ich über Mangel an 

g meiner politiichen Thätigfeit im Allgemeinen geklagt hätte. 

Da wäre ih jehr unbefcheiven. Sie ift mir meit über mein Berdienft 
Benorden, und ich fühle mich durch die Anerkennung meiner Mitbürger 
M vielen Seiten ber in hohen Grade geehrt und befriedigt. Die Ans 
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erfennung, von der ich hier geiprechen habe, ift Lediglich die, daß ich die 
Anerkennung meines Veftrebeng, das Elfaß nicht mit unnöthigen Schulden 
zu belaften, und da8 hatte ich in einer mehr ausgeſchmückten Redeweiſe 
außgeiprochen, daß ich geglaubt hatte, durch meine Bemühungen Ver— 
trauen — das wäre das richtige Wort — zu ermeden, denn ich hätte 
ja leicht ein anderes Ablommen mit den Franzoſen abſchließen können, 
das uns diefe Erörterungen erfpart hätte. Daß ich dieſes Vertrauem, 
welches ich glaubte, mir erworben zu haben, bier nicht iviederfand, diefexz 
Eindrud kann felbft eine jo gejchidte Auslegung und ein fo gewandter 
Nedner, mie der Herr Borredner, mir nicht nehmen und nicht befeitigere. 
Ich kann nur meine reiflihe und wohlerwogene Entſchließung wiederholen; 
wenn diefer Artikel ftehen bleibt, fo fann ih das Mandat, 
das mir durch den 8.4 diefes Geſetzes beigelegt werden joLT, 
als Kanzler nit übernehmen, jondern muß bitten, das zu 
ftreihden und auf diefe Weife Seiner Majeftät dem Kaifer Die 
Freiheit zu lafjen, einen für das Elfaß verantwortlichen Mi— 
nifter zu ernennen, der ih alsdann nit fein würde; denn 
ih glaube niht — fo viel Vertrauen habe ih zu dem Ber- 
trauen der Herren —, daß Sie beabſichtigen, dag ih in dem 
Falle mein Amt als Reichskanzler niederzulegen haben würde 
— ein Anderer wird dann vielleicht die Elfajfer Verwaltung 
übernehmen, id aber als Kanzler und aud als Minifter nit; 
ih müßte dann, wie [don gejagt, entweder bitten, daß hier 
in der er ammiun ein Antrag geftellt wird auf Streihung 
des Artilels und Einfegung eines anderen verantwortlichen 
Minifters außerhalb meiner Perſon, oder ich würde dieſe 
Aenderung im Bundesrathe geltend zu maden ſuchen.“ 


Auf den Antrag des Fürften Hohenlohe wird ber Ge⸗ 
fepentwurf Behufs weiterer Verftändigung nochmals in die 
Kommilfion gewiejen. | 

In der Kommiffion wurde in Bezug auf den erften 
Streitpunft, die Frage der Anleihen für Elfaß = Lothringen 
vorgefchlagen, daß die Befchränfung nur für folche Anleihen 
gelten ſoll, durch welche irgend eine Belaftung de? 
Reiches herbeigeführt werde. 

Fürft Bismarderflärte, daß er diefem neuen Antrage zuftinmen fönnt- 

Ueberrafcht habe ihn eine Neigung der Mehrheit des Reichstages, ſich aM 
die Stelle eines Elſäſſer Landtages zu jegen, da Eljaß folle aber nicht 
als Verſuchsſtation dienen. Der Reichskanzler habe im Eiſaß eine Ber’ 
trauendmiffion zu erfüllen, und fünne das nur, wenn ihm volles Ber‘ 
trauen zu Theil werde. Er erflärte bei den Kommiffionsberathungen fern!‘ 
ben Gedanken, aus Eljaß und Pothringen ein ſtaatliches Gebilde zu schaffen, 
babe er nicht, da er Überhaupt noch nicht wiffe, was die Benölferung me". 
daher habe er nad} jeder Richtung freie Hand gelaflen; rechtlich eriftiwten IR 
den neuen Landen vorerft nur bie drei ‘Departements. Ob man ed u ih 
finden werde, aus ihnen ein organifches Ganze zu fchaffen, darüber laſſe 
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ſich hente noch nicht entſcheiden. Meg mit feinem Gebiete verlange viel- 
ra Behandlungsweiſe, welche auf die Geſammtheit angewendet, die 
Affiniliung der deutichen Lande erfchwere. Möglih, daß man aus den 
beiden Eljäfler » Departements ein Ganzes machen könne, ob fi Theile 
von Deutfch- Lothringen dazu legen ließen, müfle man abwarten. Man 
mäfle als erften Grundſatz fefthalten, nicht vorzugehen ohne Fühlung mit 
der Benölferung. Deshalb follten die Kommunal» und Departementals 
woblen ausgefchrieben werden. Sollte übrigens aus der jegigen Dreis 
teilung eine Zweitheilung gemacht werden, fo werde er uud eine Schuld, 
an welcher beide Eljäller Departements Theil nehmen, als Departemental- 
ſuld auffaffen. Der Begriff eines Reichslandes fei mit dem eines felbft- 
Röndigen Staatsweſens nicht durchaus zufammenfallend. 


Der neue Antrag wurde von der Kommilfion mit 
großer Mehrheit angenommen. 


In Betreff ded zweiten Streitpunfted, des Terming, 
zu welchem die Reichöverfaffung in Eljaß- Lothringen ein- 
geführt werden follte, ſprach fi der Kanzler in der Kom 
miſſion nochmals für die Ausdehnung bis zum 1. Ianuar 
1874 auß. | 

‚ Er fagte: „ein zwingender Grund für den Termin 1874 oder für 
einen andern laſſe fich überhaupt nicht angeben. Die Gefahr, daß man 

dem fürzeren Termine in Haft noch viele Dinge fertig zu bringen fuchen 
mäffe, werde durch den Termin von 1874 jedenfalls vermindert Die Ne 
— ſelbſt werde keine Stunde länger, als nothwendig ſei, an der 
iltatur feſthalten. Dieſe laſſe ſich aber, wenn ſich dies zuläffig zeige, 
leicht um ein Jahr verfürzen, aber ſchwer um ein Jahr verlängern“ 


Die Kommilfion bielt jedoch in diefem Punkte an dem 
früher gefaßten Beichluffe (Einführung der Reichsverfaſſung 
am 1. Sanuar 1873) felt. 


Weitere Berathbung im Reichstage. 


Erklärung des Fürften Bismard: 

„Was mich zu der Bertheidigung deſſen veranlagt, was Sie Diktatur 
Nennen, und der Verlängerung der Periode, in welcher fie außgelibt werden 
Iol, ift nur das dringende Bedürfniß, die Tandesinterefien des 
Elfaß und die Betheiligung feiner Bewohner an der geſetz— 
daenden Behandlung dieſer Landesintereſſen zu vertreten. 

erwarte kein Heil von einer dauernden Einrichtung, die dem Reichstage 
dab Detail der Landesgeſetzgebung übertzagen jol, und würde e& nebenher 
Als eine große Ungerechtigfeit und Nechtsbeeinträchtigung der Elſaſſer bes 

abten, daß, während alle übrigen deutſchen Stänme den erheblichen 
Theil ihrer Angelegenheiten, den die Reichsverfaſſung nicht berührt, ſelbſt⸗ 
— behandeln, ſie allein davon ausgeſchloſſen ſein ſollten, und von 
eordneten, die ſie ihrerſeits nicht gewählt haben, mehr bevormundet 
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werden, als bei Andern der Fall ift; es würde dies eine Verſchiedenheit 
der Behandlung der verfchiedenen Stämme jein, welche gerade dort, mo 
das Ehrgefühl recht empfindlich ıft, reizen und unangenehm berühren würde. 

Nun ift es vielleiht eine Weberhebung oder eine Ueberſchätzung, 
aber e8 ift meine Anficht, ich würde mich gern durch den Erfolg wider 
legen lafien, aber ich glaube, daß einftweilen wir, die Regierung. 
diejes jüngfte Kind der deutfhen Familie forgfältiger nuk 
fhonender behandeln würden, als die Neihstagsmajorität _ 
Es wird fi ja, fei e8 nach 1873, fei e& nach 1874, ermefien laflen, 
diefe Befürchtung richtig iſt. Es if die Eorge vor Störung der Tanz 
beginnenden Anjegung deutjcher Sympathien, die mich veranlaßt, die Gem, 
fhäfte noch möglichft lange ungeftört in der Hand behalten zu wollen, 
Behandeln Sie die neu erworbenen Landestheile mit einer, ih will niit 
fagen mütterlicheren, aber väterliheren Sorgfalt und Schonung, als wikTr, 
fo würde ich mich freuen, wenn die Ablöſung eintritt, daß dies gefchieliigt, 
aber ich fürchte einftweilen, daß es nicht gefchieht, und ich möchte deshcmr Th 
fediglih im Interefie der Pänder felbft bei dem Wunfche verharren, > «af 
Sie den längeren Termin für 1874 fefthalten, was Ihnen namen 4 
dann um fo leichter fein wird, wenn wir e8 erreichen, fchon vor dief em 
Beitpuntte Elſaſſer Abgeordnete in Ihrer Mitte zu haben, die jeder We⸗ 
fchwerde gegen die angeblidhe Diktatur fofort hier Ausdrud geben könm en, 
die alle ihre Klagen an die große Glode in Deutfchland zu hängen im 
Stande fein werden. Alles, was von der Diktatur gefürchtet wird, das heafft 
die Beitfrage eigentlich gar nicht. Wenn alle Befürdtungen richtig Ext, 
müſſen Sie die Diktatur gar nicht zulaffen, Sie müflen dann heute [don Die 
Sade in die Hand nehmen und auch nicht 24 Stunden ung das gefährLück 
Inſtrument der Gejeggebung in der Hand lafien. Denn was fir etit 
Menge von Gefegen fann man nicht in 24 Stunden in die Welt jegen! 
Mit einer Minute fouveräner Gefeßgebung kann man gerade fo viel Un⸗ 
heil anrichten wie in vier Jahren, aber, wie ich ſchon neulich erwähzete, 
fehr viel Gutes läßt fi in einer fo kurzen Zeit nidt fliftet- 
Ich möchte alfo bitten, die Frage aus dem Geſichtspunkt ins Auge ZU 
faffen, ob Sie nicht den Elfafjern Schaden thun, wenn Sie 3 
früh mit dem Reichſstags-Regiment eintreten. 

Ich bin der Meinung, daß, wenn aud bier Elſaſſer Abgeord zzeie 
im Haufe fäßen, dennoch einftweilen die Tandesgefeggebung in den Hün Det 
des Kaiſers und Bundesraths immer noch auf ein Jahr oder zwei met” 
bleiben jollte, weil ein fo fünftliches Neg von Ermägungen bei den ArıDe‘ 
rungen, die beabfichtigt werden, erforderlich if, daß dad Verwerfen erst 
einzigen Paragraphen bei einer parlamentarifhen Diskuffion dag Bart 
verſchiebt. Es würde in der That eine außerordentlich fchwierige Ar 
fein, wir würden eine volle Jahresfigung mit ihnen in Anſpruch nehrrte! 
müffen, wenn wir diefe organilatorifchen, diefe nmmwandelnden Gefete ui 
Ihnen vornehmen wollten in Plenum. Alfo in Ihrem eigenen Fuereffe 
laffen Sie der Regierung etwas länger freie Hand; es würde miht au 
Rachſucht, fondern mit Bedauern fein, dag wir Sie zu langen und häufige? 
Sigungen berufen, wenn wir genöthigt wären, über alle dieſe Cinzeb 
heiten, die dort geordnet werden müſſen, parlamentarifch zu verhandelt, 
wenn Sie uns nicht die Zeit laffen, fie mit Beſonnenheit zu erlebige®, 
fo dag wir entweder genöthigt find, fie in der Zwiſchenzeit gar nicht 3* 
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igen, oder fie im Neichstage zu behandeln oder fie mit einer Haft 
zu erledigen, bei der das Intereſſe des Landes leidet. 

Man hält mir vor, daß ich dieje Fragen zu erledigen gejucht hätte 
dar den Drud einer Kabinetsfrage. Das trifft fo ganz nicht zu; 
ich nicht geſagt, wenn Sie ſo und ſo nicht ſtimmen, will ich nicht 
mehr Bundeskanzler fein, — da habe ich doch, ehe ich zurücktrete, noch 
andere Pflichten, als die gegen das Elſaß und Lothringen allein, in Er» 
wägung zu ziehen — ich habe nur gejagt, wenn die Aufgaben, die Miffionen, 
bier irgend einem Menſchen gegeben werden follen — es kann ja auch 
für Elſaß ein verantwortliher Miniſter fein — fo eingerichtet werden 
folen, dann wünſche ich von ihrer Uebernahme entbunden zu fein, und 
man kann doch, ehe man ein Amt übernimmt, feine Bedingungen ftellen, 
ohne daß darin ein unbilliger, ein außerhalb der Sache liegender Drud 
anf die Entſchließung der Vetbeiligten gefunden werden könnte, und id 
möhte die Herren dringend bitten, aus der vielleicht nicht außreichend vor⸗ 
bereiteten Art, in der ich meine Meinung mitunter vertrete, und namentlich 
nach einer längeren Abweſenheit, nach einer längeren Nichtbetheiligung an 
Ihren Gefchäften, — aus der Art, wie ich in unvorbereiteter Tage eine 
Sache vertrete, nicht fofort Schlüffe auf tiefergehende Ber- 
Rfinmungen zu machen, und einer Reizbarkeit unter Umftänden 
etwas zu gute zu halten, ohne die ich andererfeits nicht im 
Stande wäre, Iönen und dem Lande Dienfte zu leiften. Das 
echt, etwas müde zu fein, wird mir aud der Herr Borredner 
nicht beftreiten.“ 


Der Reihdtag nahm die Anträge der Kommilfion 
an. Die Dauer der Dictatur blieb hiernach bis zum 
1. Sanuar 1873 beitimmt. 





25, Zur inneren Beichspolitik, 


Die Adrehverhandlungen und die ultramontane Yartei. 


1871. Adreßentwurf (vom Abgeordneten von Bennigien 
entworfen und mit den Führern aller Fractionen außer 
den Ultramontanen vereinbart). 


„Alerdurdlauchtigfter, Großmächtigſter Kaifer, 
Allergnädigfter Kaiſer und Herr! 

Durd Gottes gnädige Fügung ift es Em. Majeſtät umd der ei 
müthigen Nation gelungen, die Sehnſucht der Vorfahren und die u 
nung der Mitlebenden zu erfüllen. Auf fefteren Grundlagen als je, 
das Deutfhe Reich wieder aufgerichtet und die Nation ift en’ 
ſchloſſen, e8 zu erhalten in der Fülle feiner Kraft, es fortzuentwideln 
auf den Bahnen der Freiheit und des Friedens. 

Wollen Em. Majeſtät den Dank entgegennehmen, welchen die ge 
fammte Nation dem erhabenen Feldherrn, dem Heldenmuth und der Hi 
gebung des deutfchen Heeres fchuldet, den Dank für die gewaltigen Thaten, 

enen es befchieden war, nicht allein die gegenwärtige Gefahr abzumenden, 
fondern aud die Zukunft vor der Wiederkehr gleicher Gefahren zu ſch 
Denn mehr noch als die erlittenen Niederlagen wird die jetzt ftarke 
feftigung unjerer Grenzen den Nachbarn zur Borfiht mäßigen. 

Die ſchweren Drangfale, welche über die Noth des Krieges hinans 
Frankreich heute erduldet, befräftigen die oft, doch niemals ftraflos vet 
fannte bohrheit, daß in dem Verbande der civilifirten Völler felbſt die 
mächtigfte Nation nur in der weiſen Beſchränkung auf die volle Entfoltung 
ihres inneren Weſens vor ſchweren Verwirrungen gefichert bleibt. _ 

Auch Deutſchland bat einft, indem die Herrfcher den Ueberliefe⸗ 
rungen eine fremdländifchen Urjprunges folgten, durch Ein miſchung 
in das Leben anderer Nationen die Keime des Verfalles EM 
pfangen. Das neue Reid ift dem felbfteigenen Geiſte des Vollkes 
entſprungen, welches, nur zur Abwehr gerüftet, unwandelbat 
den Werfen des Friedens ergeben ift. In dem Verkehr mit frei‘ 
den Böllern fordert Deutfchland Hr feine Bürger nicht mehr, al? bie 
Achtung, welche Recht und Sitte gemährleiften und gönnt, umbeirrt dur 
Abneigung oder Zuneigung jeder Nation die Wege zur Einheit, jedem 
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te die beſte Form feiner Geftaltung nach eigener Weile zu finden, 
Tage der Einmifhung in das ınnere Leben anderer Völker 
den, fo hoffen wir, unter feinem Vorwande und in keiner 
n wiederlehren. 
Em. Majeftät folgen wir mit freudiger Zuftimmung zu den dringenden 
ıben, welche der beendete Krieg, umd zu den dauernden Aufgaben, 
t die Verfaſſung des Neiches uns ftelt. Alle unfere Kräfte werden 
dem hoben Berufe gewidmet fein, die Wunden zu heilen, welche 
rieg gejchlagen hat, und die Pflicht des Vaterlandes zu erfüllen gegen 
igen, welche Leben oder Gefundheit für feinen Schuß geopfert haben. 
Allen Borlagen werden wir unjere aufmerfjame Mitthätigfeit zu« 
m. Es überrafcht nicht, daß der Krieg die Vorarbeiten der regel- 
ven Geſetzgebung verzögert hat, und vermindert nicht unfere Hoffnung, 
die Gefeggebung des Neiches ſich eben fo fruchtbar ermweifen 
wie die Geſetzgebung des Norddeutfchen Bundes. Die umfangreiche 
brung norddeuticher Gefege in den Südftaaten erhöht unjer Ber» 
ı zu dem harmonischen Zuſammenwirken aller Glieder des Reiches, 
der Drgane, welche berufen find, die einzelnen Staaten zu vertreten. 
Mit Genugthuung vernehmen wir, daß aus der Kriegsentſchädi— 
‚ zunächft das Bedürfniß des Reiches, fodann die berechtigten Ans 
e jeiner Mitglieder befriedigt werden follen. 
Für das Wohl der für Deutfhland zurüdermworbenen Ge— 
ift das deutfche Volt mit den wärmſten Gefühlen brüderlicher 
sahme erfüllt. Die fehönften Denkmäler deutfher Kultur und deut⸗ 
Volkslebens erinnern an deutfche Dergangenheit im Elſaß und Loth» 
. Lange Entfremdung bat mande Spuren eines reichen Jahrtaus 
deutſcher Geſchichte verwifcht, doc unjere Sprade und Sitte find 
Nehrzahl des Volkes noch unverloren. Mögen Gejeggebung und 
tung zufammenmwirten, an diefe Beziehungen überall antnüpfen, 
Diederermachen des deutjchen Geiſtes zu unterftüigen und in der Ber: 
ng der Gemüther die Bande zu ftärken, welche die herrlichen Pro⸗ 
ı mit dem übrigen Deutfchland wieder vereinigen. In diefem Geifte 
n wir und den Arbeiten widmen, welche die Grundlagen der neuen 
ung fchaffen oder vorbereiten jollen. 
Raiferlide Majeftät! Der Zufriedenheit Deutſchlands, 
Stherheit Europas hat die Einheit des Deutſchen Rei— 
gefehlt. Jetzt ift die Einheit errungen und das Reid 
rdem Schuge feines Kaifers, unter der Herrfchaft feiner 
affung und der Geſetze fiber geftellt. Jetzt kennt Deutſch— 
feinen höheren Wunſch, als im Wettlampf um die Güter 
Breiheit und des Friedens den Sieg zu erringen. 
Em. Kaiferlihen Majeſtät 
allerunterthänigfte treugehorſamſte 
Der Deutfche Reichstag.“ 


Die ultramontane Partei verlangte (in der Hoffnung 
auf Deutihlande Einmilhung zu Gunſten der Wieder: 
aufrihtung der weltliden Macht ded Papſtes) 
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die Weglafjung des Paſſus: daß in dem neuen deutichen 
Reiche 
„die Tage der Einmifhung in das innere Leben ander 


Völker unter feinem Vorwande und in feiner Form wieder 
fehren jollen.“ 


Rede des Abg. von Bennigfen zu Gunften ber Nichtein⸗ 
mifhung ber deutſchen Politik in das Leben anderer Bälle: 

„Ih bin überzeugt, daß die große Mehrheit dieſes Haufe, wie gam 
Deutſchlands mit uns in ber Anficht Übereinfimmen wird, baß wir, bie Berteeiet 
des jetzt geeinigten beutfchen Volle, ganz befonder& berufen find, ber bereit# iz 
der Thronrede angefündigten Gefinnung frieblien Verhaltens einen lanten ud 
Mäftigen Ausprud zu geben. Wir können es ja begreiflih finden, daß mit bem 
Widererſtehen eines fo mächtigen Deutfchlands, mit dem Namen von Kater umb 
Reich alte Erinnerungen und Traditionen wachgerufen werben bei anderen um 
bei unferem Volle. Unvergeffen ift es bei ben europäifchen Völkern, daß bereisf 
unter dem Namen des deutſchen Kaifertbums und Reichs die Idee einer allge 
meinen Monarchie lebendig war durch ganze Jahrhunderte hindurch. Die anderen 
Böller Europa’8 haben in ber Zeit, wo Deutfchland ſtark war, ben Dad ber 
Durchführung diefer Idee erfahren. Ja, e8 hat Zeiten gegeben, wo bie Deutihen 
in der Neigung, in das Leben anderer Völker ſich einzumifchen, in ber Neigung, 
fi Macht und Einfluß nicht Elos, fondern auch ſich Länder anberer Völler zu 
verichaffen, mit dem mittelalterlihen Kaiſerthum der Schreden Europas geweſen flud- 

Diefer Schreden, dieſe Furcht könnte fehr wohl wieder lebendig werben jA 
einer Zeit, wo unverhofft und unerwartet für Deutſchland und das Ausland eine 
unerhörte Kraftentfaltung bes deutfchen Volkes geſchah. Ueberraſchend mie bie 
Kraftäußerung war, in der ſich vereinigte das Genie und bie unübertrefl 
Tüchtigkeit der Staatslunft, des Heeres, wie ber Führer, überraſchend wie bieder 
Eindrud war, haben wir es allerdings zu beforgen, daß dieſem neuerftanbenel 
mädtigen deutſchen Reiche nicht das Vertrauen, fondern das Miftrauen und 
Bejorgniffe der anderen Völker entgegen getragen werben. 

Bon vornherein dem entgegenzutreten, dazu hatten wir um fo mehr gr 
anlaffung, als Deutfchland jetzt früher ihm entriffene deutfche Grenzländer wieder⸗ 
erobert hat. Gerade im Hinblid hierauf könnte leicht Die Befürdtfing ent 
leben, daß in dem deutſchen, fo übermächtigen Bolle und Staat 
jest die Neigung anfbrede, auf noch nad anderen Rändern |! 
umzuſehen, welde dereinft in einem engeren Berbande mit bei 
beutfhen Reihe geftanden haben. Hier in Deutichlandb wiffen wir, mein 
Herren, daß dem anders ift; hier im Reichstag wiffen wir, daß berartige Geläft 
nicht vorhanden find; aber um jo gewiffer meine ich, haben wir bie Berpfiid 
tung, wenn bie Raiferlide Regierung infolder offenen und loyalen 
Weile den fremden Nationen die Friedenspolitif, die Botitik bei 
Nichteinmifhung verkündet, dem unfere freudige und kräftige Zu⸗ 
ffimmung nit zu verfagen. 

Ich gebe aber noch weiter: wenn wir auf biefe Art ben dauernden Frieden 
in Europa beförbern, fo haben wir aud bie Verpflichtung, von vornherein I 
warnen vor ben Abwegen und Irrwegen beutfcher Politik, die dereinft mehr alt 
irgend etwas anderes den Fall von Deutſchlaud herbeigeführt hat. An den Ram? 
von Kaifer und Reich, da Inüpft fih vor Allem unb namentlich aud die “ 
innerung an die großen und verhängnifßvollen Kämpfe, bie bie 
dbeutfhen Kaifer nicht als Kaiſer von Deutſchland, fonbern ® 
römifhe Kaifer, als Kaifer mit den Anfprücen auf bie Nadfolge 
bes römifhen Imperatorentbume führten, die Kämpfe mit I 
römiſchen Kirche, mit dem Lande Italien. M. H.! Unfere Aufge e 
wird es fein, von vornherein in Deutſchland darüber bei naſere 
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olle feinen Zweifel zu laffen, daß die Überwiegenbe, eine ganz 
berwältigende Mehrheit feiner Bertreter und feines Volkes in 
tbereinfimmung mit der Kaiferlihen Regierung weit entfernt 
‚in biefen alten Fehler einer deutſch-italieniſchen, einer beutjch- 
rchlichen Politik wieder einzulenfen. Wenn vielen von uns, namentlich 
Rorben, bie Erinnerungen an das Mittelalter als etwas trübes, als etwas 
emdartiges erſcheint, jo find es gerade dieſe traurigen Erinnerungen an jene 
fit, bie gerade die glänzenpften SHerrichergeftalten unferer Kaijerlihen Ver⸗ 
igenheit erfüllte. Fa, meine Herren, mit dem Namen von Kaifer und Reich, 
teten bie alten Kämpfe und furdhtbaren Gegenjäte wieber auf zwiſchen Kaifer 
» Papfk, welche bie dauernde Berwüftung Italiens unb bie politiihe Ohn⸗ 
KH und innere Zerrifienheit Deutſchlands zur Folge hatten. Das ift es gerabe, 
buns aufforbert, von vorne herein in dem erften Augenblide, wo der Deutſche 
fer den erften Deutichen Reichstag um fich verfammelt, hier einen Marfftein 
midten, bentlich und weithin fihtbar für alle Welt, für das Inlanb wie für 
| Iusland, daß die beutfche Politik künftig begrenzt fein fol auf bie inneren 
eben Deutſchlands, daß es nicht mehr ihre Aufgabe fein fol, in das innere 
en fremder Nationen einzugreifen. Wir werben fo uns ben Frieden fichern 
ı dem Auslande Die Genugthuung geben einer friedlichen Politik, Die wir für 
I Deutiche Reich in Anfpruch nehmen. 

Star! in unferer Kraft, werben wir von anderen Böllern 
dt angegriffen werben unb werben bie Zeit haben, bie Kultur- 
gaben zu entwideln, bie ganz befonbers das deutfhe Boll durch 
treiben und löftlihen Gaben, mit denen bie Natur es gerade 
nt friedbliden Aufgaben auetgeftattet bat, zu erfüllen be- 
en if.“ 


Abg. Reihendperger (Erefeld): 
— „Dem Heereszuge Über die Alpen will ih nit das Wort 
ben, aber ibm auch nicht abfolut ben Riegel vorfhieben. — Wir 


A nit den Gegenſatz, fondern die Einheit von Kaijer und 
Ip.“ — — 


De Abreßentwurf wird unverändert mit 243 gegen 
63 Stimmen angenommen. 


Srwiderung Sr. Majeftät des Kaiferd an die Adreß« 
Deputation ded Reichstages. 


„Ih babe die verlefene Adreſſe mit berzlihem Dante entgegen» 
genommen. Ich freue Mich der Gefinnungen, welchen der Reichstag 
in derfelben Ausdrud gegeben hat, fie beweift, daß die Worte Meiner 
Thronrede durchaus richtig ergriffen worden find. 

Wohl ift dem Heldenmuthe der deutſchen Heere, die Mir zu 

vergönnt war, und ihren umnvergleichlichen Thaten Dank zu 

en, vor Allem aber der göttlichen Vorjehung, deren Finger man 

i jedem Schritt fo deutlich erkennen konnte. Wir wollen und bes 

peeben Ai ſtets fo zu handeln, daß ihr Schuß auch ferner uns 
icht fehle. 

Der Reichstag hat der Niederlage Frankreichs gedacht, das aud) 

jest noch, nachdem e8 mit uns Frieden gefchloffen, in Konpulfionen 

liegt. Darin zeigt ſich die Folge der feit 80 Jahren immerwährenden 

Revolution, die Alles bis auf die Dynaftie entwurzelt hat und auf 
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deren Wegen e8 fein Ende giebt. Das fol auch uns eine Wamung 
fein, deren e8 aber bei den von dem Reichstage Tundgegebenen Ge⸗ 
Ninnungen nicht bedarf. 

ohl ift in den dem Deutfchen Reiche zurfidgewonnenen Ländern 
die deutſche Volksthümlichkeit nicht zerftört, aber doch im ber That 
ſehr vermwifcht; wir dürfen darum Feine fo raſche Wandlung erwarten, 
jondern müſſen Geduld und Nachſicht üben. Es wäre ja nicht einmal 
wünſchenswerth und gut, wenn Völker bei einem ſolchen Scheiden aus 
dem bisherigen Zuſammenhange gleichgültig bleiben. Durch Milk 
werden wir die deutjche Gefinnung in den in Rede ftehenden Ländern 
allmälig wieder erwecken; erfreuliche Spuren davon beginnen ſchen 
jegt ſich zu zeigen. 

Mögen denn die Bertreter des Deutfchen Weiche in treu 
Pflihterfüllung fortarbeiten, damit das neue Deutjene Reich den Er 
martungen entjpreche, die die Welt davon hegt. Mir, bei Mein 
porgerücten Jahren, wird e8 nur noch vergönnt fein, an dem Grund 
bau thätig zu fein; aber Ich vertraue, daß Meine Nachfolger in 
gleihem Sinne, mit gleicher Innigkeit und Herzlichkeit daran fort 
bauen werden. 

ch bitte Sie, Meine Worte und Meinen Dank dem deutſchen 
Reichstage mitzutheilen.“ 


Revifion der Reichsverſaſſung. 


Poſen und das Deutſche Neid). 


[Antrag polniſcher Abgeordneter, die Provinz Poſen nicht in 
das Deutiche Reich mit aufzunehmen.) 


1. April. Aeußerung ded Fürften Bismard. 


„Ich beftreite den Antragftelleen zunähft das Recht, ſich hier auf 
die Worte der Thronrede zu berufen. In der Thronrede ift die Re 
von anderen Bölfern und Staaten, deren Selbſtſtändigkeit gefchont werden 
fol. Die Herren gehören zu feinem anderen Staate und zu feinem al 
deren Volfe, als zu dem der Preußen, zu dem ich felbft mich zähle, und 
können Bofen und Weftpreußen, Iangjährige Beftandtheile der preußiſchen 
Monarchie, nicht zu denjenigen andern Bölfern und Staaten zählen 
welche in der Thronrede gemeint find. 

Ich beftreite den Herren ferner das. Recht, im Namen der Bälle 
rung irgend eines preußifchen Pandestheiles zu fprechen, welches auf die 
Sprache dieſer Bevölkerung fein mag. Ich will nicht daran erinnert 
daß Sie geſetzmäßig bier nur die Geſammtheit des Volks und nicht ein? 
einzelnen Landestheil vertreten, und keine beſonderen Aufträge ha 
können; ich will nur daran erinnern, was ich Ihnen bei einer frühere! 
Gelegenheit gründlicher nachgewiefen habe, daß Ihre Wähler mit del 
was Sie hier angeblih im Namen Ihrer Wähler erllären, nicht ent" 
fanden find, und daß die Sache von folder Offenkundigkeit ift, daß © 
mich darliber jedes Bemeifes überhoben halten kann. Ihre Landsleut 
baben mit demfelben Muthe und mit derfelben Hingebung 
für die Sache, welche uns bier vereint, geftritten, wie die Be 
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obner jedes anderen Theile von Preußen, und Ihre Lands— 
ste, die Sie bier vertreten, find für die Segnungen der 
rengifhen Kultur gerade fo dankbar, wie die Bewohner 
Hlefiend und anderer Provinzen. 

beftreite Ihnen ferner — und ich glaube, es gefchieht von diefer 
telle Ihon zum zehnten Male — das Recht, fi auf einen Vertrag für 
onderftellung einzelner Provinzen im preußilchen Staat zu berufen. 
ie haben es ſtets — vermieden, dieſe Verträge ihrem vollen Wort⸗ 
te nach anzuführen. Ich habe im preußiſchen Landtage an dieſer 
lelle Gelegenheit gehabt, dies wörtlich nachzuweiſen, und nur, weil Sie 
z unrichtige Behauptungen wiederholen, muß ich auch meinen Wider: 
mb dagegen wiederholen. Es wäre die Eriftenz des Großherzogthums 
en und Weftpreußens im preußijchen Staat, wie fie feit einem halben 
brhundert ift, nicht möglich geweien, wenn etwas Derartige, wie Sie 
#8 wiederholt anführen, in den Berträgen feftgefegt wäre. 

Ih möchte Sie dann aud daran erinnern, und mehr dur das 
eiſſiel der Duldſamkeit, als durch Ihre Worte zu belehren. 

Wie bat jih denn die polnifhe Nation zu der Zeit, wo 
e felbfiftändig war, gegen die von ihr mit dem Schwert 
aterworfenen verhalten? j 

Die Herren, die fi mit der Spezialgefhichte von Weftpreußen vers 
wt gemacht haben, werden fi erinnern, daß wir in diefen Tagen einen 
dähtnigtag für die Stadt Thorn haben feiern fünnen, wo die polni- 
en Herrſcher e8 den Deutfchen mit blutiger Schrift bewieſen haben, 
e fie nationale Sonderbeftrebungen zu behandeln entſchloſſen waren. 
irhten Sie nicht, meine Herren, daß wir auß dieſen Biftorifhen Erin 
tungen, zu denen Sie mich wider meinen Willen zwingen, irgend ein 
fpiel oder eine Empfindlichkeit übernehmen. Die verbündeten Res 
rungen und indbefondere Ihre Tandesregierung, die Kö— 
glih preußifche, wird fortfahren, in den Beftrebungen die 
egnungen des Rechtsſchutzes und der Gefittung unter den 
anfbaren und unter den Undanfbaren zu verbreiten, und 
ngermeife find die Dankbaren in der Mehrheit aud bei 
nen.“ 


Ferner nad) dem Abgeordneten Dr. v. Niegolewski: 


„Meine Herren! Ich fühle, daß ich den Ermartungen der Verſamm⸗ 
ng mehr entiprechen würde, wenn ich jet nicht das Wort ergriffe. Ich 
ne es nur darum, um zu verhüten, daß eines jener Schlagwörter mehr 
die Welt geſetzt werde, von denen ich an meiner Stelle nicht felten 
ch das Wohlmollen meiner parlamentarijhen Gegner zu leiden gehabt 
be, und fo noch bis in die Tage des jegigen franzöſiſchen Krieges bin, 
dem Worte des Grafen Schwerin: „Gewalt geht vor Recht“, mas 
| befanntlich niemals gebraucht habe. Nun habe ich aus der Betonung 
% feten Herrn Redners vermuthet, daß aud er fi ein neues Schlag» 
Ort porbereitet: „Wir find kein Volk.“ Ya, danıit kann man viel 
dißbrauch treiben; es kommt darauf an, was man unter dem „ir“ 
In meinem Sinne verftehe ich unter dem „wir“ — und damit 

reibe ich vollftändig den Sag — die etwa zwanzig Herren Ab- 
Abneten, die fich bier als Bolt gebehrden, und zwar als polniſches 
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Boll. Sie, meine Herren, Sie find wirklid fein Voll, anch vertreien 
Sie fein Bolt, Sie haben kein Bolt hinter fih, Sie haben nidts 
hinter ſich als Ihre Irrthümer und Ihre Täufhungen, und 
zu denen gehört u. A. daß Sie vom polnifhen Volke hierher 
ın den Reichsſtag gewählt jeien, um die polnifche Nationalität 
u vertreten. Ich weiß auch etwas davon, wozu Sie gewählt mordes 
And. Ih habe es Ihnen ſchon bei früheren Gelegenheiten auseinander 
efegt und kann Ihnen darüber auch jet nähere Einzelheiten geben: Se 
And gewählt, um die Intereſſen der katholifchen Rirde zu vertreten, um 
wenn Sie das thun, fobald diefe Intereſſen in Frage kommen, fo werben 
Sie Ihre Schuldigkeit gegen Ihre Wähler erfüllen. Denn dazu find Sie 
ehrlich gewählt, dazu haben Sie das volle Recht; aber hier das polniſche 
olt oder die polnifche Nationalität zu vertreten, dazu haben Sie da 
Mandat nicht; ein ſolches Mandat hat Ihnen kein Menſch gegeben, und 
das Bolf im Großherzogthum Poſen und in Weftpreußen am allerwenigſten; 
es theilt nicht die Fiktionen, die Sie vertheidigen: daß die polnilcde 
fchaft gut geweſen wäre — oder nicht fchlecht, wie der Herr Vorredutt 
fih ausdrückte. Bei aller Unparteilichleit und bei aller Neigung, gerecht 
zu fein, kann ich Ihnen verfichern, fie war ganz herzlich ſchlecht, und 
darum wird fie niemals wiederlommen!“ 


Der Antrag der Polen wurde abgelehnt. 


Die Neichsverfaffung und der Antrag anf Grundreqhte. 
Notiz der „Provinzial. Correspondenz.” 

„Bei der jetigen Revifion der Berfaffung handelt es ſich nicht um ben Im 
halt der Berfaffung, fondern nur um eine gleihmäßige und übereinſtimmende 
Zuſammenfaſſung der Beftimmungen, welche bisher in brei verſchiedenen Urkunden, 
nämlich in ben Verträgen, mit den einzelnen fübdeutihen Staaten, enthalten find. 

Beim Beginn der VBerathung wurde von dem Abg. Raster Namens ber 
fiberafen Partei die Erklärung abgegeben, daß dieſelbe auch an ihrem Theile für 
it tebiglich eine Redaktion ber Verfaffung, nicht fachliche Aenderungen beab⸗ 
fihtige. Er jagte: 

„Ich meine, daß jede Nation einmal eines Ruhepunktes bebarlı 
wo fie fih freut ber Dinge, die fie vollendet bat, befonber® 
Deutihland, das fo lange nad einer Berfafjung gerungen bat. Daß 
eine ſolche nicht ohne Mängel fein wird, haben wir alle gewußt. Während wit 
gegenwärtig an bie Brut ber großen Thaten ber Nation den Maßftab anlegel; 
da geziemt es der Nation, einige wenige Tage wenigſtens fich zu erholen, der 
Streit ruben zu laffen und fich deſſen zu freuen, was fie kraft ihred 
inneren Geiſtes troß der äußeren Hinderniffe zn erreihen gewi 
hat durch Feftigkeit und Beſcheiden heit. Dies ift mein Stanbpuntt, met 
halb id) wenigftens für meine Perſon mich enthalten werbe, in jebe ſachl 
Debatte mich zu miſchen, und irre ich nicht, fo darf ich auch wohl im Name 
ber politifchen Freunde fagen, daß dies fie bewegt, an feiner Stelle und an feine 
Orte irgend eine materielle Aenderung in ber Berfaffung vorzunehmen, we 
zu einem Streite in biefem Haufe Veranlaffung geben könnte.“ 

Der Bunbeslanzer Fürſt von Bismard bemerkte hierauf: „Ich kann mich 
der ſo eben geänßerten Anfiht nur aus voller Ueberzeugung anfchliefen, nicht ni 
im eigenen Namen, ſondern aud im Namen bes Bundesrathes, der biefeldt An 
fiht in feinen Motiven bereit8 angedeutet hat, und ich habe nicht nöthig, nah ben 
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rten, mit benen bies fo eben befürwortet worben ift, meinerfeits noch 


zufügen. 
is der fatholifhen Centrumspartei wurde bie Aufnahme fo- 
Grundrechte” in bie Reichsverfaſſung beantragt, namentlich zu Gunften 
beit, des Vereinsrechts, ſowie der religisjen Freiheit und der Selbft- 
x Kirchen. Die katholiſche Partei verlangte in allen diefen Beziehungen 
ne der preußifchen Berfafjungsbeftimmungen in die Reichsverfaffung. 
atbolifhen Partei dürfte e8 dabei vor Allem barauf angelommen 
titel 15 ber preußiſchen Berfafjung, welcher die Selbſtſtändigkeit 
bängigleit der Kirchen gemährleiftet, auf ganz Deutichland über- 
ben und bierburdy der katholiſchen Kirche in mehreren Bundesſtaaten 
ere Stellung als bisher zu fchaffen. Um biefen Zweck zu erreichen, 
von vornherein nicht wohl thunlich erfchien, die Aufnahme jenes Artikels 
Hynfeten, beantragten die Katholilen die Uebernahme ber betreffenden 
Berfaffungsbeflimmungen in ihrem ganzen Zufammenhange. 
Barteien bes Reichstages wieſen jeboch den Antrag zurüd, unb zwar 
weil die Hereinziehung ber kirchlichen Fragen in das Gebiet ber 
ebung ohne vorgängige jorgfältige Erwägung und Vorbereitung als 
achtet wurde. 
fragen des Preß- und Vereinsrecht werben, da biefelben in ber 
faffung als Gegenftände der Reichsgeſetzgebung ausdrücklich bezeichnet 
jo in fürzefter Zeit ihre grunbjägliche Erledigung finden. 
jen ift die Ausbehnung der Befugniffe des Reichs auf die religidfen 
iten von vornherein als böchft bebenklich erſchienen. Bei der Be- 
Berfafjungsentwurfs im Jahre 1867 hob ber Vertreter der Regierung 
Savigny) unter faft alljeitiger Zuſtimmung bervor, baß das religidß- 
iet der ſelbſtſtändigen Beſtimmung der einzelnen Staaten entichieben 
ven werde folle. Hiervon in dieſem Wugenblide abzugeben, würde 
bei der ſchwierigen und empfindlichen voge ber religidfen Fragen in 
Beziehung boppelt bebenflid und der Entwidelung der Reichsan- 
ı böchft nachtheilig fein. 
Antrag der Tatholiihen Partei hat eine breitägige ungemein lebhafte 
im Reichstage hervorgerufen, an welder fich die Vertreter ber Re⸗ 
ıicht betheiligt und beren Ergebniß bie Ablehnung befjelben mit 288 
stimmen war.“ 


til. Die renidirte Reihöverfaffung wurde im Reichs⸗ 
tage am 14. April in dritter Leſung mit allen gegen 
7 Stimmen angenommen und nad) definitiver Genehmigung 
im Bundesrathe am 20. April publizirt. 


Das allgemeine Wahlrecht und Diäten; Staatenhaus 
sder Bundesrath. 


ri. Aeußerungen ded Fürften Bismarck 


[auf Anlaß bes Antrags des Abgeordneten Schulte (Berlin) 
auf Zahlung von Diäten an die Keichstagsmitglieder und eines 
von fonjervativer Seite geftellten Gegenantrages auf Errichtung 
eines Staatenhaufes]. 

e Herr Antragfteller hat daran erinnert, daß ich bei einer frü- 
wterung dieſer Sache gejagt hätte, wenn das deutjche Parlament 
Sache bemächtige und bliebe dabei, fo mürde der Widerftand 
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ſchwierig fein. Ich weiß nicht, ob ich das gejagt habe; da e8 der Her 
Antragiteller fo angiebt, wird es wohl richtig fein, und ich kam dam 
nur fagen, daß ich damals eine ganz richtige Vorausſicht bekundet hatk. 
Es wird ſchwierig fein, aber wir And nicht in der Lage, daß wir we 
Schwierigkeiten der Aufgaben zurüdichreden, und ich glaube, es wird «ij 
der andern Seite eben fo ſchwierig fein, dieje Verfaffungsänderung jen 
in dieſem Stadium, und ich hoffe überhaupt, durch den Bundesrath 4 
bringen. Ich babe bei früheren Verhandlungen in der Berfagung vw 
Diäten hauptſächlich die nüglihe Wirkung auf kurze Parlamente y 
erbliden geglaubt. Diefer Geſichtspunkt ıft ein ganz außerordentlich we 
fentliher. Wenn die Volfövertretungen wirklich ein lebendiges Bild de 
Devölferung zu geben fortfahren follen, fo müfjen wir nothmendig far 
Parlamentsfigungen haben, fonft können alle diejenigen Leute, die ned 
etwas Anderes in der Welt zu thun haben — und Gott fei Danf fin 
wir Deutfche derart, daß Jeder fo ziemlich feinen Beruf bat, dem er fd 
nicht zu lange entfremdet — ich jage, fonft können diefe Leute fi au 
bereitwillig und mit voller Hingabe dazu herbeilafjen, als Wahlkandibete 
aufzutreten. Nur kurze Parlamente machen e8 möglich, daß alle Berufs 
freie, und gerade die Tüchtigften und Treueften in ihrem bürgerliche 
Beruf, fi) die Zeit abmüßigen können, daß fie dem Vaterlande aud hie 
an diefer Stelle ihre Dienfte weihen. Nun ift das, meine Herren, ein 
Erjahrungsfahe, daß diätenlofe Sigungen immer kürzer find, als dieje 
nigen, bei denen Diäten gegeben werden. Es ift das ganz ohne Frag 
wir können im preußifchen Yandtage den Bergleich ziehen: Das Herren 
haus hat immer die Neigung, die Sigungen abzufürzen, das Abgeordneten 
haus hat die Neigung, eine Thätigkeit noch weiter fortzufegen. Ich li 
weit entfernt, in den Diäten das allein Wirkfame zu chen, ich glauf 
vielmehr, daß darin ſich fhon die Wirkung fühlbar macht, die i 
als zu vermeiden charakteriſirte. Es giebt im preußifchen Abgeordnetenhaul 
mehrere Mitglieder, die e8 zu ihrem Lebensberufe geradezu gewählt haber 
ihrem Vaterlande in diefer Richtung vorzugsweiſe zu dienen und ihr 
andern Gejchäfte mehr in den Hintergrund treten zu laſſen. Es gie 
wenigſtens einen Kern von Abgeordneten, die nach der Thätigkeit, die fi 
ihrem Mandat ald Abgeordnete widmen, nad den Vorftudien, die fie 4 
den Sitzungen machen, nach den gründlichen Prüfungen der Sachen, d 
fie vertreten, gar nicht im Stande find, daneben etwas erhebliches Andert 
u thun, auch bei der größten Arbeitötraft. Nun achte ich diefe Hingebun 
—* die parlamentariſche Thätigkeit ſehr hoch und würde es ſehr bedauern 
wenn dieſes Element uns fehlte; daß es aber in den parlamentariſche 
Berfammlungen vorherrſchend fei, das halte ich nicht für erwünſch 
daß der aus der Volksvertretung einen Lebensberuf maden? 
Abgeordnete vorherrſcht, das halte ich nicht für gut. Dann heit 
Sie feine wirkliche Volksvertretung mehr, dann haben Sie eine Art vo 
berufsmäßiger bureaufratifher Volfövertretung, eine and 
Art von Beanıten, die für die Arbeiten der Gefeßgebung zwar fehr nügli 
find, aber doch nicht immer im Sinne des Vollkes und Peiner auge: 3 
lichen Stimmung, nit immer in lebendiger Vertretung aller Berufsllaſſe 
wirken, weil dieſe Berufsklaſſen nicht immer die Zeit haben, ſich ihre! 
Beruf fo lange zu entziehen, wie lang gedehnte PBarlamentzfigungen © 
unentbehrlich lagen. 
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Ya Betreff des Dberhaufes muß ich zu meinem Bedauern fagen, 
ie politifche Erfahrung bat mich überzeugt, daß ſolche Berfammlungen 
en Zweck, ein Gegengewicht und einen Schug zu gewähren gegen die 
ſefahren, die das allgemeine Stimmrecht in feiner volliten Ausbeutung 
ı fh bergen Tann, nicht erfüllen können. Ich gehöre ja jelbft einer 
—* Verſammlung, dem preußiſchen Herrenhauſe, an, und Sie 

deshalb nicht von mir verlangen, daß ich contra domum 
webe; aber ich babe feinen Glauben an die Stärke diefes Gegen⸗ 
paihts in dem jegigen Zeiten; wenn eine friſch duch Wahlen ans 
Akaste, den Anſpruch einer Bertretung des gejammten Volkes in ſich 
ende Berſammlung das Begentheil votirt, dann brauche ich ein 
Anereres Gegengewicht. 

Das haben wir im Bundesrathe. Ich weiß nicht, was die 
ſetren bewegt, den Bundesrath in den gefeßgebenden Gewalten nicht 
Bizuzählen. Die Berfafjung weift ihm die volle Gleichberechtigung an, 
ad wenn ich fage, er miegt ſchwerer als ein gewöhnlicheß erftes Haus, 
dit das, weil er zugleich ein Staatenhaus im volliten Sinne des Wortes 
R, in viel berechtigterem Sinne, als was man gewöhnlich Staatenhaus 
nennt, was 3. B. in der Erfurter Derfaffung Staatenhaus genannt wurde. 
Dort ſtimmte im Staatenhaus nicht der Staat, fondern der Einzelne ab, 
® ſtimmte nicht nad) Inftruftionen, fondern nach feiner Ueberzeugung ab. 
So leicht wiegen die Stimmen im Bundesrath nicht; da ſtimmt 
niht der Freiherr von Friefen, jondern das Königreih Sachſen ftimmt 
wo ihn, nach feiner Inſtruktion giebt er eine Meinung ab, mas forg- 

 deftillirt ift aus all den Kräften, die zum öffentlichen Leben in 

mitwirten. In der Stimmenabgabe ift die Ausgleihung und 
Bemittelung aller der Kräfte enthalten, die in Sachen thätig find, um 
bi Staatsweſen zu bilden, es ift das Botum der fächfifchen Krone, be 
ſant durch die Einflüffe der fächſiſchen Landesvertretung, vor welcher 
da jächfiiche Minifterium fir die Vote, welche e8 im Bundesrath abgeben 
WM, verantwortlich if. Es ift alfo Wir eigentlih da8 Botum eines 
ates, ein Botum in einem Staatenhaus. Aehnlich ift es — ich habe 
en dies Beiſpiel von Sachſen nur genannt — in den Hanfeftädten, 
a den republifanijchen Gliedern, es ift das ganze Gewicht der Be— 
Wllerung einer reihen, großen, mädtigen, intelligenten 
Aubestabt, was ſich Ihnen ın dem Votum der Stadt Hamburg im 
Srath darftellt, und nicht das Votum eines Hamburgers, der nad) 
perjönlichen Ueberzeugung fo oder fo votiren kann. Die Abſtim— 
Mungen im Bundesrath nehmen für fi die Achtung in An— 
Prach, die man dem gefammten Staats weſen eines der Buns 
deäglieder ſchuldig ift. Und das halte ich für außerordentlid 
ſtwer wiegend, und diefe Bedeutung madt ſich unbemußt ja 
IR uu8 längft fühlbar. Eiuem Votum von fünfundzwanzig 
emzelnen Herren würden Sie niht das Anfehen beimeffen, 
deffen der Dundesrath ſich glüdlicherweije erfreut, aber dem 
8 um von fünfündzwanzig Staaten, wo Jeder der Herren 
dier einem derfelben angehört und von lauter Staaten, die 
Id einer freien parlamentarifhen Berfaffung erfreuen, wo 
Ne Apftimmungen der Einzelnen recht eigentlih den Ausdrud 
er Gefammtheit defjen, was man früher fagte, Völker, jegt 
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will ih nur fagen Einwohnerſchaften für ſich haben, dei 
find Sie Adtung ſchuldig in einer anderen Weiſe, und bi 
zollen Sie ihm aud, und die Bevölkerung zollt fie ihm. 
ch halte deshalb jede Neuerung in unferen Inſtitutionen, dam 
welche diefer meines Erachtens jehr er gefundene Senat — Staate 
33 erſtes Haus — des Deutſchen Reiches in feiner Bedeutung abg 
chwächt, gewiſſermaßen mediatiſirt wird, für eine ſehr bedenkliche Aend 
in der Verfaſſung. Ich glaube, daß der Bundesrath eine große 
bat, indem er zum erſten Male den Verſuch macht, ohne die Wohlthate 
der monardijchen Gewalt oder der einheitlihen Obrigleit dem Einzelfiae 
zu nehmen, als höchſte Spige ein füderatived Kollegium binzuftellen, w 
die Souveränetät des gefammten Reiches zu Üben; denn die Sonveränet 
ruht nicht beim Kaifer, fie ruht bei der Geſammtheit der verbündeten Re 
ierungen. Es ift das zugleich nüglich, indem die — nennen Gie 
ÜBeisheit oder Unweisheit, von fünfundzwanzig Regierungen unvermittel 
in diefe Berathungen hineingetragen wird — eine Mannigfaltigleit von 
Anfhauungen, wie wir fie im Einzelftaate niemals gehabt haben. Bi 
haben, fo groß Preußen ift, von den Hleineren und Heinften Mitg 
doch Manches lernen können; fie haben umgelehrt von uns gelernt. &8 
find fünfundzwanzig Minifterien oder Obrigkeiten, von denen jede unver 
fümmert in ihrer phäre die Intelligenz, die Weisheit, die dort quillt 
an fih faugt und im Bundesrath felbftftändig von fich zu geben ber 
ift ohne irgend eine Beichränfung, während der Einzelftaat fehr vi 
germnifle bat, die die Quellen auch da, wo fie fließen möchten, ftopfen. 
urz, id kann Ihnen aus meiner Erfahrung jagen, daß ich g ‚ 
meiner politijchen Silbung duch die Theilnahme an den Situngen bei 
Bundesraths, durch die belebende Reibung der fünfundzwanzig deutfcen 
Centren mit einander erhebliche Fortſchritte gemacht zu haben und zugelerst 
zu haben. Deöwegen möchte ih Sie bitten, taften Sie nicht an dem 
Bundesrathe! ich fehe grade in diefer Geftaltung eine Ar 
von Palladium für unjere Zukunft, eine große Bürgſchaft fär 
die Zulunft Deutſchlands.“ 
[Der Antrag Schultzes wird mit 186 Stimmen gegen 128 ar 
genommen, vom Bundesrathe aber abgelehnt.] 


Dank des Kaiſers und Bolfes an die Heerführer. 


14. April. Worte des Fürſten Bis marck bei der erſten Berathung 
des Dotationsgeſetzes. 


„Es handelt ſich hier um einen Alt Königlicher Freigebigkeit, zu dem 
Se. Majeftät der Kaiſer Sie bittet, ihm die Mittel zu gewähren. G 
ift ein ungewöhnlicher und feltener Fall, in welchem ich auch Nachfiht 
dafür in Anfpruch nehme, daß ih von dem Fonftitutionellen Brauche, die 
Perfon des Souveräns hier nicht zu nennen, mich entferne. Ich mid 
nicht von dem Souverän im eigentlichen Sinne des Wortes ſprechen, ih 
will von dem SKaiferlihen Feldherrn reden und auch von diefem mi 

direft, ſondern Sie nur indirelt bitten, ſich die Frage zu ftellen, wie etwe 
dieje Berhältniffe hätten ablaufen Tünnen, wenn auf dem Throne von 
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jen * ein anderer Monarch als Seine jetzt regierende Majeſtät 
ätte. 
Bar es nicht möglich, daß dieſer große Krieg, der größte unſeres 
lters, der ein Menfchenalter, ein halbes Jahrhundert hindurch wie 
große Wolle am Horizonte Deutfchlands fchwebte, daß der bei dem 
7— der auf dem mächtigſten der deutſchen Throne ſteht, nicht die 
e Entſchloſſenheit, den gleichen Muth, dieſen hohen Muth, der Krone, 
und Leben freudig einſetzt, vereinigt fand, — war es nicht möglich, 
ieſer Krieg entweder im Augenblicke vermieden worden wäre unter 
inden, die das dentſche Nationalgefühl ſchwer geſchädigt und gekränkt 
i, — war es nicht möglich, er aufgeſchoben worden wäre, bis 
eind Bundesgenoſſen gegen uns gefunden hätte. — Alles dies nicht 
dem Geſichtspunkte einer Aengſtlichkeit, die ich bei keinem deutſchen 
en boraußlehe, aber aus dem Geſichtspunkte wohlwollender, väterlicher 
ensliebe, die nicht zu rechter Zeit das Schwert zu ergreifen verfteht? 
e8 micht möglich, daß diefer Krieg mit weniger Geſchick, mit weniger 
her Verwendung aller Mittel, vor allen Dingen mit weniger vor« 
teten Mitteln geführt wurde? 
Wem verdanten wir alles Dies? Wem verdanlen wir, 
die Mittel forgfältig vorbereitet waren, daß der Krieg 
biefem Geſchick, mit diefer Entſchloſſenheit und in diefem 
gen Momente ergriffen wurde, um vorwärts zu geben 
den Feind niederzumerfen? Daß nit durch Zögerung 
rechte Zeit verloren ging? Wir verdanten e8 unjferem Kai— 
ihen Feldherrn, in erfter Kinie dem Könige von Preußen 
'in zweiter Linie der deutfchen entfchloffenen Hingebung 
ser erhabenen Verbündeten. 
Benn ein Monardh, an Jahren und an Ehren reich, mit 
er Entfchloffenheit feine nah irdifhem Maßſtab kurz bes 
jene Kraft, feine befriedigt:sruhmpolle Eriftenz einjegte 
fein Boll, wenn er in feinem hohen Alter einen Kampf 
blämpfte, der ganz anders ablaufen fonnte, wenner dann 
ikkehrt und fi fragt: Wem verdante ich, dag ich fiegreich 
idtebre, daß unfer Boll geſchützt ift vor den Leiden und 
ngfalen des Krieges, vor dem Drud des Eroberers, und 
darüber hinaus Gott feinen Segen gegeben bat, da8 
fhe Bolt in diefem Kriege, wo man e8 böfe mit und vor» 
e, zu einigen und ihm feinen Kaiſer wiederzugeben, und 
er erfte Deutfhe Kaifer kehrt zurüd nah einem langen 
rrognum, im Bejig der größten Bollgewalt und Madt, 
in dDiefem Augenblide in Europa, und fragt fi: durd 
he Werkzeuge hat Gott mir das geſchenkt, habe ich dies 
iht, wem bin ih Dank fhuldig? Dann fällt fein Blid 
R auf fein Heer und auf die Intelligenz der Führer, 
J muß ihm ein Herzensbedürfniß fein, hier zu lohnen, 
tlann. 
Tapferkeit läßt fe} im Einzelnen nicht belohnen, fie ift, Gott fei 
k, ein Gemeingut der deutſchen Soldaten, fo daß man, wolle man 
jeen, jeden Einzelnen zu belohnen hätte. Aber die Tapferkeit allein 
t nicht bin; Muth haben aud die Franzoſen bewiejen, mit 
23* 
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Tapferkeit haben ſich aud die franzöfiiden Soldaten ge 
fhlagen; was ihnen fehlte, waren die Führer, die Bilidt 
treue, die Einjicht der Führer, die entjchlojjene Leitung eine 
Kaiſerlichen Monarden und Feldherrn, der in voller Ber 
antwortlihleit um Krone und Reih an der Spige ftand, - 
diefe Führung zu belohnen, muß ein Herzensbedärfnig be 
Kaifers fein. 

Ich will von den Nüglichleitsmomenten nicht reden, die darin lieg 
könnten, daß man ihnen mitten in dem fargen Leben die Hoffnung a 
ein ungewöhnliay großes %oo3, die Hoffnung, die Napoleon den Me 
ſchallsſtab im Zornifter nannte, daß man fie ihnen nicht abjchneidet du 
eine rechnende Kargheit in dem Augenblide, wo wundens, bluts und 
reich das Heer nad) Haufe fonımt, dag man in einem folchen Momen 
reich belohnt die Dienite, die zu leiften Jeder in die Lage kommen kam 
Der gemeine Grenadier Tann es bei uns bis zum General bringen; - 
ih habe Generale gelannt, die feinen anderen Urjprung hatten, von dene 
der eine eine hohe Stellung an der Spite de8 Generalftabes einnahr 
ein anderer an der Spite des Remonteweſens ftand, ein anderer vom gi 
meinen Kürajfier bis zum angejehenften Miniſter hinaufftieg — dergleiche 
ift in unferen Berhältniffen, bei unjerer Gleichheit vor dem Geſetz überal 
wo Auszeihnung da ift, möglih; und wenn fo mander müde Sol 
ſchließlich frühzeitig fi zurüdzieht und ſich fagen muß: ich habe es m 
erreicht, dann bleibt ihm die Soffnung jeine Söhne können etwas Anke 
ordentliches leiften und Belohnung im Dienfte des Staates erwerba 
wie fie der Kaiſer von Ihnen bittet. In diefem Sinne möchte ih S 
bitten, ftellen Sie fih auf die Höhe der Situation und vergeilen © 
einen Augenblid den geldbewilligenden Abgeordneten, denken Sie daraı 
diefes Herzensbedürfnig Sr. Majejtät des Kaifers zu befriı 
digen, geben Sie Ihm die Befriedigung, die Er durch Geit 
Hingebung und Seinen hohen Muth um Deutfhland jo wol 
verdient bat.“ 


Die Kommilfion ſchlug einen Zuſatz zu dem Entwur 
vor, wonach au „Deutihen Staatömännern, weld 
bei den nationalen Erfolgen in hervorragende 
Weiſe mitgewirft haben,” Dotationen verliehen werd' 
jollten. 


Der Berichterftatter, Abgeordneter von Bennigfen, ging bei ber Ber 
thung im Reichstage noch ausführlich auf die Bedeutung und ben Zwed bes G 
feges ein. Er wies zunächſt auf das Jahr 1813, wo ben Feldherrn gleichfa 
Dotationen gegeben worden feien, und fuhr dann fort: 

„Das, was wir 1815 gethan babeu, können wir heute noch viel mehr v 
antworten, unb in gewiffer Weije find wir noch viel mehr dazu verpflichtet, £ 
damals, wenn wir die Thaten und Erfolge der jetigen Zeit mit den dama 
vergleihen. Meine Herren! Erinnern wir uns doch, daß Deutfchland 1813 
uur mit äußerfter Anftrengung erhob, wiederholt jelbft uneinig, auf auswärt 
Hülfe angewielen, in einem verzweifelten, an ben größten Wechfelfällen reich 
Kampfe, endlich doch die napoleoniihe Weltherrichaft und die Fremdherrſchaft 
Deutihland überwältigend, aber ſelbſt nach dieſem unerhörten Siege, ber mit © 
äußerften Anftvengungen, welche er bem mitlebenben, dem bumaligen Gefdled 
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pmutbete, in eine eben jo große Ermattung überging, felbft mit dieſem Siege 
Ioınten wir Doch beffelben und des Preijes des Kampfes nicht frob werben. 

Und jest zum erften Dale hat ganz Deutſchland, aber Deutſchland allein, 
ohne fremde Hülfe, einig auch zum erften Male in feiner Gefchichte, unter allen 
kinen Fürſten und Böllern ſich erhoben gegen einen Angriff des Nachbars, der 
m durch Jahrhunderte vergewaltigt hat. Es hat mit diefem Nachbar eine 
Chlugabrehhnung gehalten und aus biefem Kriege, der, wenn wir beftegt wären, 
m Ueberſchwemmung durch den Feind, Verwuüſtung des Landes, Verewigung 
zieren Uneinigleit und damit das Brechen der nationalen Kraft zugezogen hätte 
— ms biefem Kampfe gerade ift nach der Befiegung Frankreichs das Höchſte, 
weine Nation in Anſpruch nehmen kann, feine Einheit aus jahrhundertlanger 

wigleit, feine ftaatliche Geſchloſſenheit hervorgegangen. 
tiefe Ereigniffe, Die wir in den legten Jahren erlebt haben, 
find fo übergroß und gewaltig, daß man, um etwas Gleiches oder 
Lehnliches zu finden, auf Iahrtaufende zurüdliegenpe Zeitalter 
peifen muß, etwas Gleiches oder Achnliches, Das vie Gemüther ber 
enihen in folder Art erfhüttert und bewegt. Meine Herren! Wir, 
sahdem wir auf deutfhe Art aus den Aufregungen und den Er- 
folgen diefes mächtigen Kampfes zurückkehren an unfere Arbeit, 
Ra müffen es uns oft klar maden, in weldher großen Zeit wir 
eben. 

Wenn an dieſem Kampf das ganze Volk in ſeinen beſten Kräften betheiligt 
geweſen if, fo find Doch aus der Geſammtheit eines fo kräftigen Volkes eine 
Anzahl Männer bervorleuchtend ausgezeichnet, welhe vor Allem das Verbienft 
in Anfpruch nehmen, das angeregt und gefidhert zu haben, was 
Alerdings zur Durchführung der Kraft des ganzen Volkes bedurfte. 

e Männer in nicht zu großer Zahl in einer beſonderen Weiſe auszuzeichnen, 
du bonnte meiner Meinung nach tem Gefühl, den Abfichten einer edeimüthigen, 
ar kaftwollen Nation nicht wiberftreben. 

Sollen wir jett zögern, wenn uns eine Vorlage gemacht wird, wodurch 
ben Raiferlichen Feldherrn, dem Träger ber Vertreter der Geſammtheit, die Mög⸗ 

gegeben wird, reich und voll diefen Männern zu ihrem inneren Werthe 
md tem Bewußtſein deſſelben, zu der Anerkennung, die fie haben und behalten 
werden, für alle Zufunft noch die äußere Auszeichnung, für fih und die Ihrigen 
da Schmuck des Dafeins hinzuzufügen?“ 


[Das Dotationsgeſetz wurde mit obigem Zuſatz mit 175 gegen 51 
Stimmen angenommen.] 


15. Juni. Schluß des Reichstages. 


Thronrede Sr. Majeftät des deutichen Kaiſers. 


Geehrte Herren! 


„Als Ih Sie vor drei Monaten an diefer Stelle begrüßte, bezeichnete 
3b e8 al8 den ehrenvollen Beruf des erften Deutfchen Reichstages, die 
Bunden, welche der Krieg geichlagen hat, nach Möglichkeit zu heilen und 
dem Dank des Baterlandes Denen zu bethätigen, welche den Steg mit 

em Blute und ihrem Peben bezahlt haben. Sie haben dieſen Beruf nad) 
6; Herzen des deutichen Volkes erfüllt. Mit freigebiger Hand haben 
bi fir die an ihrer Gefundbeit gefhädigten Krieger und für die Hinter- 
iebenen der Gefallenen gewährt, was die Dankbarkeit des Baterlandes 
atten kann. 

Sie haben die nerbündeten Regierungen in den Stand geſetzt, die 


Cieg geführt und die glorreichen Errungenfchaften des Krieges fid 
haben. Ich erfülle ein Bedürfniß Meines Herzens, indem Sc 
dafür in Meinem und des deutichen Heeres Namen Deinen Ka 
Dank ausjprece. 

Durh die neue Redaction der Reihöverfaffung 5 
ſtaatsrechtlichen Berhältnifie Deutſchlands die den Verträgen entf 
Form gewonnen und dur den Nacdhtragsetat für 1871 haben die fir 
Beziehungen der Bundesftaaten zum Keiche ihre Regelung gefund 
größte Theil der Gefeggebung des Norddeutihen Bundes ift zu 

ebung des Reiches geworden und die legtere hat im Beginn ihre: 
—* Thätigkeit die Saftpflict induftrieller Unternehmungen in eir 
geregelt, deren Wohlthaten an erfter Stelle den Invaliden di 
zugute fommen werden. 

Für die Einrichtungen, welche in Elfaß und Rothri: 
treffen find, ift die gefetliche Grundlage gewonnen. Die Berhar 
welche darüber in Ihrer Mitte ftattfanden, werden den Bewohne 
Gebiete die Ueberzeugung gewähren, daß den deutſchen Regierm 
dem bdeutichen Volfe, wie auch über einzelne Fragen die Anfi 
weichen mögen, der eine Gedanke und der eine Wille gemeinfam 
rüderworbene Land, unter Schonung bewährter Einrichtungen, d 
milde DBerwaltung und durch eine freiheitlihe Entwidelung feine 
gebung zu einem auch innerlich verbundenen Gliede unferes große 
andes zu machen. 

Während der Dauer Ihrer Berfammlung ift der Friet 
Frankreich endgültig abgejchloffen worden. Diefer Abſchluß 
Miederherftellung gefetlicher Gewalten in Frankreich haben e8 zu 
Freude möglich gemacht, einen großen Theil deß Heeres in da 
land zurückkehren zu lafien. Der Schluß Ihrer Thätigkeit fällt z 
mit dem Einzuge der fiegreihen Truppen aller deutſchen Heerei 
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Juli. Dem Kanzler des Deutſchen Reiches Fürften v. Bismarck 
ift von Sr. Majeftät dem Katfer und König in Anerlenmung 
feiner Berdienfte eine Dotation an Grundbefig im Amte 
Schwarzenbed im Herzogthum Lauenburg überwieſen worden. 

Fürft Bismard hatte fih in voriger Woche auf feine 
neuen Beſitzungen in Xauenburg begeben. Nach der Rüd- 
fehr von dort ift er (am 4.) nad Varzin in Pommern 
zu längerem Aufenthalte gegangen. (Prov.-Eorr.) 

11.u. 12. Auguft. Zuſammenkunft ded Kaiſers Wilhelm mit 
dem Kaiſer Franz Joſeph in Iſchl. 

Bismarck zur Kur in Gaſtein; Begegnung mit Graf 
Beuſt. 

Beſuch des Kaiſers Franz Joſeph bei Kaiſer Wilhelm 
in Gaftein. 

8. September. Fürſt Bismarck hat ſich, in Begleitung des Grafen 
Beuft, von Salzburg aus nah dem Bade Reichenhall 
begeben, woſelbſt er im Schooße feiner Familie einige Tage 
verweilt. Am Abend feiner Ankunft warb dem deutjchen 
Reichskanzler ein Ständchen gebracht, weldhem fich jubelnde 
Hochrufe der in dichten Schaaren verſammelten Bevölkerung 
anfchloffen. Der hohe Staatsmann gab in feinen Danfes- 
worten der Anerkennung für die begeifterte Hingebung bed 
deutſchen Volkes und für die Thaten der deutichen Arnteen, 
an denen auch dad Bayeriſche Heer einen fo ruhmvollen 
Antheil genommen, den wärmften Ausddrud und brachte 
ein Hoch auf den König von Bayern aus. (Prov.sCorr.) 

19. September. Rückkehr über Berlin nah Barzin. 


— 





Sei 
eit Der Rollendung des deutſchen 
Reichs. 





A. Uns Untiennifde Konzil, 


Aus der Beil der Vorbereitung des Konzils. 


. 29. Zuni. Bulle ded Papſtes Pius IX. wegen Be: 
rufung eines öfumenijcdhen Konzild im Vatican auf den 
8. Dezember 1869. 


— „Es if Allen befannt und Tiegt Mar zu Zage, von wel’ ſchreck⸗ 
turme gegenwärtig die Kirche erfchüttert und von wie vielen und welch’ 
ebeln auch die bürgerliche Gejellichaft darniedergebrüdt wird. Denn von 
igftien Feinden Gottes und der Menſchen wird bie katholiſche Kirche und 
ringende Lehre und ehrwürdige Gewalt, wie bie böchfte Autorität biejes 
ven Stuhles angegriffen und mit Füßen getreten, wirb alles Heilige 

das Kirchengut geplündert, werben bie Bifchöfe, die angejehenften Geift- 
nd katholiſch geſinnten Männer auf alle Weife gequält, bie religidfen 
milien aufgehoben, dazu gottlofe Schriften jeber Art und peftartige Zei- 
nit vielgeftaltigem höchſt verberbten Sectenweien allentbalben verbreitet, 

Unterricht der unglüdlihen Jugend nahezu Überall der Geiftlichleit ent- 
m diejelbe, was noch ſchlimmer ift, an nicht wenigen Orten ben Lehr⸗ 
in der Schledhtigleit und im Irrthum zu überantworten. Daher kommt, 
en und aller Öutgefinnten Leibwejen und zum höchſt beflagenswerthen 
er Seelen, das Überall zunehmende Unfichgreifen des Unglaubens, des 
iffes der Sitten, die zügellofe Ausgelafjenbeit, die Anſteckung durch ſchlechte 
ze jeglicher Art und alle denkbaren Fafter und Verbrechen, die Verlegung 
öttliher und menſchlicher Gefete, fo daß nicht allein unfere heiligfte Re⸗ 
ondern auch bie menschliche Gefellichaft auf beflagenswertbe Weife mit 
ng und Elend heimgefucht wird. Angeſichts alfo dieſer unſäglichen Be⸗ 
e, unter deren Laſt Wir jeufzen, forbert das oberfte Uns göttlich über- 
Nirtenamt, daß Wir alle Unjere Kräfte immer mehr anftrengen, um bie 
der Kirche auszubeflern, für das Heil der gefammten Heerbe des Herrn, 
en, töbtlihe Angriffe und VBeftrebungen, welche es auf ben gänzlichen 
: Kirche und der bürgerlichen Gejellichaft abgejehen haben, zurüdzumeijen. 
8 den angegebenen Gründen haben Wir den Zeitpunkt für gelommen 
zu einem allgemeinen Concil, wie es ſchon längft Unfer Wunfch war, 
re ehrwürdigen Brüder, die Biſchöfe des ganzen Fatholifhen Erdkreiſes 
x Theilnahme an Unferer Hirtenforgfalt berufen find, zu verfammeln. 


f diefem Oekumeniſchen Concil fol alles auf's forgfältigfte erwogen und 
werden, was insbejondere in biefen fo fchweren Zeitumftänden bie 
Ehre Gottes, die unverfehrte Reinheit des Glaubens, die würdige Feier 
esbienftes, das ewige Heil ber Menſchen, bie Disciplin und eine heil- 
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fame und grünblihe Bildung ber Welt⸗ und Orbensgeiftfichfeit, bie Beobachtez 
ber Kirchengebote, die Berbefferung ber Sitten, ben dhriftfichen Unterricht ber 
Jugend, den gemeinen Frieden und die Eintraht Aller vorab angeht. And ſel 
mit der höchſten Befliffenheit darauf Betracht genommen werten, daß unter bee 
Beiftanbe Gottes alle Uebelftände von der Kirche und der bürgerlichen Geſellſcch 
bei Seite gejchafft, Die unglüdlichen Verirrten auf ven rechten Weg der Wahrhch 
ber Gerechtigleit und des Heils zurüdgeführt werben; daß Lafter und Irrthüue 
ausgerottet, Unſere erhabene Religion und ihre heilfame Lehre allenthalben wieke 
belebt, immer mehr verbreitet und zur Herrſchaft erhoben werten, und bei fe 
Gottſeligkeit, Ehrbarkeit, Rechtichaffenheit, Gerechtigkeit, Liebe und alle chriſtſiche 
Tugenden zum größten Nuten der menjchlichen Gejellichaft gebeiben und erbläßen 
Denn Niemand wird je zu beftreiten vermögen, daß ber Einfluß der katholiſcha 
Kirhe und ibrer Lehre nicht allein das ewige Heil der Menſchen kerühre, forte 
aub dem zeitlihen Wohl ter Völker und ihrer wahren Wohlfahrt, Orbnume 
Ruhe, fewie dem Fortſchritt und ber Befeftigung ver menſchlichen Wiſſenſchaſt F 
ftatten komme, wie biefes die Kirchen⸗ und Profangefchichte durch bellfechtene 
Thatfachen ſonnenklar vor Augen fiellt und feft und überzeugend nadme 
Deshalb, geftütt auf bie Vollmacht des allmächtigen Gottes des Vaters und bi 
Sohnes und tes bi. Geiftes, fowie’ der hl. Apoftel Petrus und Paulus, meld 
auch Wir bier auf Erben beffeiven, wie nicht minder auf den Rath und bie Je 
ſtimmung Unferer ehrmürbigen Brüder, der Carbinäle der hl. R. K., fagen Pr 
an mit diefem Schreiben, verfünden, berufen und beſchließen ein beiliges, Kr 
menifches, allgemeines Concil, welches in dieſer Unferer hehren Stadt Rem bet 
fünftige Jahr, da man zählt Ein Taufend Acht Hundert und Neun und 

in ter Bafilica des Vatican abgehalten und am 8. Dezember, dem Feſte der 
befleckten Empfängniß der Gottesgebärerin und Jungfrau Maria eröffnet, Mb 
gejett und mit Gottes Hülfe zu Seiner Ehre und zum Heil des gejammilt 
hriftlichen Volkes, zum Abfehluß und zur Vollendung gebracht werten fol. Se 
leben aber der Hoffnung, Gott, in beffen Häuden bie Herzen der Menjchen kb 
werde Unferen Wünſchen gnädig fein und in Seiner unausfpredlichen Barmer 
zigleit und Gnade bewirken, daß alle höchſten Fürſten und enter ter Gi 
beſonders die fatbolifhen, immer mehr durchdrungen von der Ertenntniß, 
von der katholiſchen Kirche der menſchlichen Geiellichaft die größten Güter zufiicht 
und baf fie bie feftefte Grundmauer ver Reiche ift, nicht allein Unſere chi 
digen Brüder, die Biſchöfe und alle Anderen, die oben erwähnt, am (rjceistk 
auf dem Concil nicht hindern werden, fonbern auch ihnen darin gern ihre 
und Beihülfe gewähren und, wie es fatheliihen Fürſten geziemt, zu allem, me) 
zur größeren Ehre Gottes und zum Wohl eben deſſelben Concils gereichen m 
ihre Mitwirkung nicht verfagen werden (et studiosissime, uti decet Catholieo® 
Principes, iis cooperentur, quae in majorem Dei gloriam ejusdeng% 
Concilii bonum cedere queant.).“ 


1869. 6. Februar. Ueber die wahrfheinlihe Thätigkeit 
des Konzilß,. 


Aus der Civiltä cattolica. 


„Was den dogmatiſchen Theil betrifft, fe bemerkte ich ſchon, daß bie Kather 
Iifen wünſchen, das zufünftige ökumeniſche Concil möge bie Doctrinen de 
Syllabus promulgiren. Auch Fünnte es geſchehen, daß das Concil, indes 
es die im Syllabus in negativer Form niedergelegten Sätze in affirmativer t 
und mit den nöthigen Erläuterungen verliludet, die Mißverſtändniſſe verſchwinden 
machte, welche nicht allein in den Sphären der Gewalt, ſondern auch bei eire 
großen Zahl im Uebrigen gebildeter und intelligenter, aber mit dem theologil 
Styl nicht vertrauter Perſonen, über ben Eyllabus beftehen. Wie dem auf 
mit der Zeit werten die Vorurtheile entweichen, die Augen werben fid an 
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it gewöhnen und die Wahrheit, welche ja unfterblich ift, wirb mit aller Macht 
arhdringen. 

Die Katholilen werben mit Freube die Verkündigung der päpftlihen 
lafehlbarkeit durch das zukünftige Koncil entgegennebmen. Dadurch würde 
9 indirect gelingen, jene berüchtigte Declaration von 1682 zunichte zu machen, 
ine daß eine fpecielle Erörterung jener unjeligen vier Artikel nöthig wäre, welche 
I lange Zeit hindurd die Seele des Gallicanismus bildeten. Niemand verhehlt 
4 jedoch, daß der Papft, aus einem Gefühle erhabener Zuritdhaltung, nicht 
Wn die Initiative zu einem Borfchlage wird ergreifen wollen, der fich unmittel⸗ 
ke auf ihn zu beziehen ſcheint. Aber man hofft, daß die einftimmige Kundge⸗ 
Wing des heiligen Geiftes durch den Mund der Väter bes ökumeniſchen Concils 
de Unjehlbarleit des Papſtes per acclamationem befiniren werde. Endlich 
Wit eine große Anzahl von Katholilen den Wunſch aus, das kommende Concil 
wie den Kreis ber von der Kirche ber unbefledten Jungfrau dargebrachten 
Sulbigungen durch die Verfündigung des Dogmas ihrer glorreidhen 
Simmelfahrt fließen.“ 


I. April. Die Gefahren ded Konzild für dad Verhältniß in 
Staat und Kirche. | 


Rundſchreiben des bayeriihen Minifters Fürften von Hohenlohe. 
„Die einzige dogmatifche Materie, welche man, wie ich aus ficherer Quelle 
erfahre, in Rom dur das Concilium entſchieden fehen möchte, und für welche 
— die Jeſuiten in Italien wie in Deutſchland und anderwärts agitiren, 
die Frage von der Unfehlbarkeit des Papſtes. Dieſe aber reicht weit über das 
wi religiöfe Gebiet hinaus und iſt hochpolitiſcher Natur, ba hiermit auch die 
alt der Päpſte Über alle Fürften und Völker (auch die getrennten) 
i weltlichen Dingen entfchieben und zum Glaubensſatz erhoben wäre. If nun 
Men dieſe höchft wichtige und folgenreihe Frage ganz geeignet, die Aufmerkſam⸗ 
ler Regierungen, welche katholiſche Unterthanen haben, auf das Concil zu 
iaten, fo muß ihr Intereffe, richtiger ihre Beforgniß, fi noch fteigeru, wenn fie 
De bereits im Gange befindlichen Vorarbeiten und bie Gliederung der für biefe 
Rom gebildeten Ausſchüſſe ins Auge faffen. Uuter diefen Ausihüffen ift 
Mali einer, welcher fi bloß mit den ſtaatskirchlichen Materien zu be- 
Men bat. Es ift alfo ohne Zweifel die beftimmte Abfiht des römiſchen Hofes, 
das Concilium wenigftens einige Beichlüffe Über kirchlich⸗politiſche Materien 
"er Kragen gemifchter Natur feftftiellen zu laffen. Hierzu kommt, daß bie von 
mischen Jeſuiten herausgegebene Zeitichrift, die „Civiltä cattolica,* welcher 
® IX. in einem eigenen Breve die Bedeutung eines officiöſen Organs der 
Biden Curie zugeſprochen, es eıft kürzlich ald eine dem Concilium zugebuchte 
Aufgabe bezeichnet bat, die Berbammungsurtheile des püpftlihen Eyllabus vom 
Dezember 1864 in pofitive Beihlüffe oder conciliariſche Decrete zu verwandelu. 
R diefe Artikel des Syllabus gegen mehrere wichtige Ariome des Staatslebens, 
de es ſich bei allen Kulturvölkern geftaltet hat, gerichtet find, fo entſteht für die 
Regierungen die ernfte Frage, ob und in welder Form fie theils Die ihnen unter» 
Biſchöfe, theils ſpäter das Concil felbft hinzuweiſen hätten auf die be- 
denklichen Folgen, welche eine ſolche berechnete und principielle 
trüttung der bisherigen Beziehungen von Staat und Kirche 
herbeiführen müßte. Es entftebt ferner die Frage, ob es nicht zweckmäßig 
‚eine, daß die Regierungen gemeinichaftlih, etwa durch ihre in Rom befind- 
lichen Bertreter, eine Verwahrung oder Proteftation gegen ſolche Beſchlüſſe ein- 
pin, welche einfeitig, ohne Zuziehung der Vertreter der Staatögewalt, ohne 
Jet vorhergehende Mittheilung über ſtaatskirchliche ragen oder Gegenſtände ge- 
Her Natur von dem Concilium gefaßt werben möchten. 


Es erideint mir unumgänglid nöthig, baß die betheiligten Regierungen 
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gegenfeitige Einverfländniß Über dieſe ernfte Angelegenheit zu erzielen verſuchen. 
... . wollen der Erwägung gedachter Regierung die Frage unterfiellen, ob 
nicht eine gemeinfame, wenn auch nicht collective Maßnahme ber europäikien 
Staaten in einer mehr ober minder identifchen Form zu ergreifen wäre, um ben 
römischen Hof über pie dem Coneil gegenüber von ihnen einzuneh⸗ 
mende Haltung im Boraus nit im Ungewiffen au laſſen, und d 
nicht etwa eine Konferenz von Bertretern ſämmtlicher betheiligten Regierungen 
als das geeignetfte Mittel erachtet werden koͤnnte, jene gemeinfame Haltung einer 
eingehenden Berathung zu unterziehen.” 


15. Mat. Ablehnung gemeinfamer Schritte Seitens 
Oeſterreichs. 
Depeſche des Grafen Beuſt. 

„Eine Regierung, welche, wie bie öfterreichifch- ungariſche, bie Freiheit ber 
verſchiedenen Religionsbekenntniſſe innerhalb ter freiheitlich conftituirten blrger 
lichen Geſellſchaft zum leitenden Grundfate erhoben hat, würde nach unfens 
Auffaffung die volle Confequenz ihres Princips nicht fefthalten, wenn fie einem 
in ber Berfaffung ber fatholiihen Kirche begründeten Borgange, wie es bie Eis 
berufung eines allgemeinen Concils ift, ein Syſtem präventiver einfchräntenke 
Maßnahmen gegenüberftellen wollte. Steht es nun aber als allgemeine 
feft, daß den anerfannten Religionegejellihaften in ihren inneren Le 
rungen, fo lange bieje nicht mit dem flaatlichen Standpunkte collidiren, bie 
Freiheit gelaffen werden müffe, jo hat die Taiferlihe und Lönigliche Regierung 
der Sachlage, wie fie ſich bis heute barftellt, feine genügenden Motive des M 
ober der Opportunität zu erbliden vermodt, um fchon jett dem an fich fo bei 
tungswertben Vorſchlage der königlich bayerifhen Regierung Folge zu geben. 

Ueber den Berlauf des Concils können nämlich dermalen nur 
tbungen, mehr ober weniger wahrjcheinliche, aufgeftellt werben. Nicht eine 
über das Programm ter Berathungsgegenftände des Concils find andere officick 
Aufſchlüfſe, als die überfichtlihen Andeutungen ver päpſtlichen Einberufungebcht 
vorhanden. Das Gebiet der wirklich rein dogmatiſchen Fragen wird ohne 
Niemand dem allgemeinen Kirchenrathe ftreitig machen wolleı. 

Was aber die ftaatsfirchlichen Angelegenheiten, fowie diejenigen Mater 
betrifft, welche mit der Confeſſion zugleih das bürgerfiche Hecht beräten, 1 
läßt fi heute ſchwerlich ſchon ein Urtheil darüber gewinnen, ob 
Gefahr vorhanden fei, daß bie in biefem Bereiche ſeither hervorgetretents 
Gegenfäte durch die Verhandlungen und Beichlüffe des Concils noch gejchärft un 
zu größerer Gefährlichkeit für die Ruhe der Staaten gefteigert werben Einkiek 
Wir können das Vorhandenſein einer folhen Gefahr weder beflätigen, nd 8 
Abrede ftellen. Doch dürfte im Allgemeinen kaum vorauszufegen fein, baß de 
Biſchöfe der katholiſchen Welt, die der großen Mehrzahl nach in Ländern mb 
vollfommen fäcularifirter Gefeßgebung leben und wirken müffen, nicht eine genam 
Kenntniß der praftiihen Nothwendigkeiten unferes Zeitalters nach Rom mitbringe® 
jollten. Und wenn Die Erwartung berechtigt ift, baß es dem Zwecke ber 
tung des Friedens zwifchen Staat und Kirche an Wortführern unter ben Prälaits 
des Concils nicht fehlen werde, jo liegt e8 vielleicht nicht im Intereſſe der Kr 
gierungen, biefe Stimmen al® von Staatswegen patronifirt erfcheinen zu laffet 
und dadurch in ihrer Autorität zu beeinträchtigen. Würde demnächſt das we 
fammelte Concil fih wirklich anſchicken, in die Rechtsſphäre der Staa 
überzugreifen, oder würden fich beflimmte Indicien für eine derartige Abſicht 
authentifcher Weife herausftellen, dann wäre auch nach ber Anficht der kaiſerkches 
und Löniglichen Regierung der Fall ficher nicht auszujchließen, daß neben ben 
wehrenden und abmahnenden Schritten der einzelnen Staaten auch gemei 
Berathungen ber Eabinette zum Zwecke übereinftimmenber Wahrung ber Staau⸗ 
hoheitsrechte fih als nöthig ober nüßlich erweiſen könnten. Dagegen 
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bafür zu flimmen, baß ber bloßen Präinmption möglicher Eingriffe in 

te die Thatfache einer diplomatiſchen Konferenz entgegengeftellt und dadurch 
ben von ber erhöhten Schwierigleit, auf jo unfiherem Grunde zu feften 
abniffen zu gelangen — vielleicht ber Schein einer beabfichtigten Con⸗ 
Beſchränkung ber Freiheit der katholiſchen Kirche hervorgerufen und bie 
ıg ber Gemüther ohne Noth vermehrt werden könnte.“ 


Nat. Vorſchlag, die Zulaſſung von Vertretern der 
Regierungen beim Konzil zu verlangen. 


Der Gefandte beim päpftliden Stuhle Graf v. Arnim an ben 
Grafen v. Bismard. 


w. Ercellenz hohen Erlaß vom 2. d. M. mit der Eircularbepefche des 
Hohenlohe vom 9. April habe ich zu erhalten die Ehre gehabt. Die 
gung, daß Die baierifche Depeſche auch bier mitgetheilt worden ſei, trifft 
Herr v. Sigmund bat nicht den Auftrag gehabt, im Batican fih im 
7 Depeiche zu äußern. Er beftreitet auch, durch feine Berichte Anlaß 
den gegeben zu haben. Wahrſcheinlich ift der Fürſt Hohenlohe zu dieſem 
von dem Stiftspropft Dillinger infpirirt worben, welder in jeiner 
umg gegen Rom ohne Zweifel jehr geneigt fein wird, bie Gefahren in 
jertriebener Weiſe hervorzuheben, welche dem „modernen Staat“ aus ben 
ten Soncilsbeichlüffen errvachien Können. Der Fürft Hohenlohe wird zu- 
ch bie Befürchtung beunruhigt, daß die Anfallibilität des Papftes von 
Al auf Betrieb der Jeſuiten bogmatifch feftgeftellt werben könnte. Ge⸗ 
eFrage dürfte jeboch nicht zu denjenigen gehören, deren Löfung in dem 
er dem andern Sinne für den Staat von weſentlicher Bedeutung if. 
 mögli wäre, ber Theorie des Bajeler Eoncils Anerlennung zu fihern, 
Concil über dem Papft fteht, könnte das durch die Regierungen ver- 
aienelement ein Interefje daran haben, für die Definirung des Dogma’s 
ı Sinn einen ernftliden Kampf zu beginnen. Das Bafeler Concil ift aber 
nie anerlannt worden, und innerhalb der katholifchen Kirche find die An⸗ 
iefer Definition fo jelten wie die Huffiten in Böhmen. Der Streit dreht 
nur um die Stage: ob der Bapft ohne das Eoncil infallibel iſt, ober ob 
Nibilität nur dem Papſt mit dem Eoncil zulommt. Ein müßiger Wort» 
: auf die Stellung der weltlichen Regierung ohne Einfluß bleibt. Kirchen» 
d Kirchendecrete können ben Regierungen unbequem oder unannehmbar 
und ihnen die Pflicht des Widerſtandes auferlegen. Wie diefe Geſetze 
rete aber zu Stande gelommen find, ob durch eine Willensäußerung des 
n abfoluten‘ Papftes oder durch einen Beichluß der conftitutionellen 
jislative, wird meiftens ganz gleichgültig fein. Es wäre zu bebauern, 
Kegierungen in den Streit um dieſe theologiſchen Schulmeinungen ſich 
ı wollten. Wefentlih anders liegt die Sache in Bezug auf die Be- 
welche bie Kirchlich-politifche Commiſſion borbereitet. Diejelben werben 
ben Staat — ſei er feubal ober modern — nicht fo gefährlich fein wie 
enzen und Maaßregeln der „Internationale“. Aber unzweifelhaft bleibt, 
Regierungen die Berechtigung und vielleicht die Verpflichtung haben, 
Stellung zu nehmen gegen die möglicherweife vorliegende Abficht, über 
ältniß des Staates zur Kirche mit dogmatifcher Autorität Grundſätze zn 
en, welche ben gefetslich oder vertragsmäßig beftebenden Zuftand in Frage 
Huf ven erften Blick fcheint es, daß biefes „Stellungnehmen“ verſchoben 
Inne, bis beftimmte Beſchlüſſe vorliegen, durch welche ein Conflict ge- 
Ad. Dean könnte meinen, daß dann immer noch Zeit fein wird, bem 
gten und einfeitigen Anſpruch die vis inertiae bes beftehenden Rechtes 

ellen. Hiebei wird jeboch ein Factor von immenjer Wichtigkeit über⸗ 
iR zwar richtig, daß die Concilsbeſchlüfſe in dieſen Materien für bie 
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weltlichen Regierungen zunächſt keine untere Berentung baben als die Tkeien 
eines wiſſenſchaftiichen Vereins. Alter es ut ebenſe unleugbar, d. Tas einmal 
feſtftehende Concilsdecret Millionen in ihrem Gewiſſen bindet und daß vie Ke⸗ 
gierungen — wenn fie auf dem Widerſtand beharren — was qnen in ber 
Regel nicht zu gelingen pflegt — darüber in eine verichobene Stellung zu ikes 
Untertbanen geratben, welche fir lange Zeit eine Duelle von "inannehmide 
feiten für Die Regierung und von Klagen feitens ber Untertbaneu werben kam. 
Hier drängt fih nun die Frage auf, ob und auf welde Weife es möglih iR, 
diefen Unannehmlichkeiten zu entgehen. Der Fürft Hohenlohe ficht das Mittel 
in einem Einverftändiuiß aller europäifchen Regierungen über die Haltung, 
fie gegenüber den Zentenzen und Beſchlüſſen des Concils einnehmen weilen. 
Das En welches der bayerifche Miniſterpräfident fich geitedt bat, liegt etwas gm 
hoch. Die Bejorgniß liegt nahe, daß durch das jedenfalls refultatlofe 
für zu viele wiberftreitenbe Elemente einen Boden gemeinfchaftlicher Interefien zu 
finden, auch das Erreichbare erſchwert worden ift — nämlich das Einverfaͤnduiß 
der vereinigten Staaten Deutſchlands Über ein identijches Verhalten in ber bevor» 
fiebenden kritiſchen Epoche. Sollte dies jedoch nicht der Fall fein, follte in Paris, 
Florenz, Wien die baieriiche Initiative nicht den Wunſch rege gemacht habe, 
die dargebotene Gelegenheit zu allerhand eigenen Bmeden zu benugen, fo wärbe 
es rathſam fein, zunächft mit dem Fürften Hohenlohe und dann mit hen "rigen 
deutschen Regierungen bie Schritte zu vereinbaren, welde, nad Mufgabe der ver 
änderten Umftände, den gejchichtlihen Traditiouen entſprechen und nach Lage der 
Dinge unerläßlich erjcheinen. — Der Fürft Hohenlohe glaubt, daß es zweckdienlach 
fein werde, wen bie Vertreter der Regierungen augewieſen würden, fchon jch 
gegen ſolche Beſchlüſſe Verwahrung einzulegen, welde das Concil einfeitig oe 
ohne Berathung mit den Staatögemwalten faffen möchte. Hierfür ift jedoch, 
Ew. Excellenz ın dem Erlaf vom 2. d. M. hervorheben, die Sache in Teiner Be’ 
ziehung reif. Es iſt vollftändig unmöglich, aud nur eine annähernde 
von dem Reſultat der Berathungen zu haben, welche im Schooße der Commiſſics 
für kirchlich⸗politiſche Fragen gefaßt fein mögen. Und felbft wenn dieſe Vergiät 
uns ım Einzelnen bekannt wären, würde cin Broteft gegen biejelben nicht 
vechtfertigt fein, da das Gutachten einer Commiſſion immer nod fein Co 
beihluß iſt. Die Perfonen, welche in der Commiſſion den Ton angeben, I 
Carbinal Reifach, und von Deutihen Moufang und Molitor, von Franzi 
ber Abbe Gibert, Bicar des Bifhofs von Moulins, Monfignore de Drei’ 
Breze, rechtfertigten die Beſorgniß vor unannehmbaren Beichlüffen in hohen 
Grade. Dagegen iſt in dieſelbe Commiſſion von franzöfifchen Geiftlichen DT 
Abbe Freppel eingetreten, und es ſitzen darin Italiener, die ganz auderen AN” 
tungen angehören, aud deren Mittheilung geſchloſſen werden barf, daß bie ger 
mäßigten Elemente nicht obne allen Einfluß geblieben find. Mit einem Bart. 
es ift unmöglic Über die Natur der bis jett gemachten Vorarbeiten Daten u 
erbalten, weldye die Grundlage eines Proteftes oder überhaupt irgend einer dip 
matiſchen Démarſche werden Böunten. Eine Thatſache aber fteht feft, 9% 
welche die Regierung eines jeden Yandes proteftiven fanıı, in dem die katholi 
Kirche eine tur Geſetze oder Verträge geregelte Stellung hat — die Thul* 
jade, daß in Rom über das VBerhältniß des Staates zur Kirde mie 
dem Auſpruch verhandelt wirb: bindende Normen aufzuftellen, obaC 
ben bei diefen Dingen intereifirten Staat als andern Yacı!“ 
centen oder gleihberedtigten legislativen Factor gur Berathung 
zu ziebeu. Gegen dieje Thatfadhe könnte Die Regierung prorefitel« 
und bier ift der Punkt, auf welchem der Hebel eingejettt werden muß, weni 
fih Darum bandelt, Deutſchland deu legitimen Einfluß zu fichern, den es zu allen 
Zeiten auf Concilöbejchlüffe gehabt bat. Der Proteft allein genügt jedech nicht, 
wem nicht gleichzeitig der Anſpruch auf Zulaffung eines oder mehrere? 
oratores zu ben Berbandlungen des Concils erhoben wirb. Dir 
Theilnahme des durch ben Staat vertretenen Raienelements AP 
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ben Berbanblungen bes Eoncils erfcheint als das einzige Mittel, 
tehtzeitiggpon bem Gange ber Berbanbluugen unterridtet zu fein, 
schtzeitig — das heißt: nicht zu früh und nit zu fpät — zu pro- 
teßiren, Einfluß zu gewinnen, ſchüchterne Elemente zu fammeln 
and politiſchen Machinationen vorzubeugen, welde unter dem Ded- 
mantel fichliher Beratbnngen verſucht werben könten. Die Maf- 
über weiche zwifchen bem norbdeutichen Bunde mit dem Fürften Hohenlohe 
uud den übrigen deniſchen Regierungen ein Einverſtändniß herbeigeführt werden 
mäßte, wäre demnach: „bas in Rom eventuell zu flellenbe Verlangen, daß zu 
ben Berathbungen bes Concils ein oder mehrere Botihafter bes 
vereinigten oder zu biefem Zwede verbündeten Deutſchlands zu- 
elajien werben.” inen weiteren Bericht zur Erörterung einiger bier in 
age bemmenden Schwierigkeiten und zur weiteren Motivirung ber Form bes 
bachten Vorſchlags behalte ich mir vor. An dieſer Stelle geftatte ich mir nur 
ad zu erflären, warum ich bie Aborbnung eines beutihen Botichaftere zum 
als eine „eventuelle” Maßregel bezeichnet habe. Nah allen bier ein- 
* Nachrichien iſt der Kaiſer Napoleon über fein Verhalten in ber 
Alöfeage eben fo unjchlüffig, wie er e8 in der Regel am Borabende wichtiger 
gen zu fein pflegt. Namentlich ſcheint Über die Xheilnahme eines 
frau Voiſchafters am Eoncil noch feine Enticheibung getroffen zu fein. 
Unf der andern Seite fiegt am Tage, daß ber Kaifer an bem Ausgange bes 
Concilt mehr. directes Interefie bat als irgend ein anderer Souverän. Sollte 
er aber dennoch für angemefien erachten, Rom und das Eoncil fich ſelbſt zu 
Üerlofen, und ſich vorbehalten, gegen etwaige mit bem franzöflihen Staatsredht 
Aberträgliche ne e —— zu reagiren, ſo würde er das Odium des 
Conflicta auf nehmen müffen, und bie andern europäiſchen Regierungen 
warden die Berantwortung ihrer etwaigen Protefle in viel geringerem Maaße 
kagen als bie kaiſerliche Kegierung. Dazu kommt, daß bie Rechte des Staates 
in Frankreich viel ausgebehntere und eingreifendere find als in Deutfchland, 
Mmentfih in Preußen, jo baß ein Eoncilsbeihluß, der bie geringe Prärogative 
der preußiſchen Krone verlekt, nothwendig auch in Frankreich einen Eonflict her⸗ 
derrufen müßte. In Berüdfichtigung dieſes Verhältniffes ſcheint es gerathen, 
ewaigen Verabrebungen mit Bayern geheimzubalten und nicht zur Aus- 
in bringen, fo lange wir nicht über bie Abſichten der franzöflihen Re⸗ 

tung vollfländige und ſichere Information haben.” 


Abweifung ded Arnimſchen Vorſchlages; beab— 
ſichtigte Verſtändigung mit Süddeutſchland. 


26. Mai. Depeſche Bismarcks an Herrn v. Arnim. 


‚ „dh benutze den diesmaligen Feldjäger zu einer ſofortigen Mittheilung 
in Bezug auf die in Ihren eingehenden Berichten vom 14. bis 17. Mat 
Über das ökumenifche Concil behandelten Fragen. Nachdem ih Sr. Mai. 
König darhber Vortrag gehalten, kann ich in Uebereinftimmung mit 
allerhöchften Intentionen Em. ꝛ⁊c. Folgendes darüber eröffnen. Mit 
dem Dorf Em. ıc., daß Preußen fich, eventuell in Gemeinschaft mit dem 
Übrigen Deut land, nad dem Gebrauch der Regierungen bei früheren Cons 
„durch beftimmte Abgefandte oder Regierungöbevollmächtigte (Oratores) 
U Staat auf dem ökumenischen Concil jelbit vertreten (afen folle, dei 
Ex. Maj. der Köni fih nicht einverftanden erfären fünnen. Em. ıc. haben 
bh die Schwierigkeiten einer folhen Maaßregel nicht unbeachtet gelafien; 
ſelben würden ſich aber bei jedem Verſuch einer prakliſchen Verwirklichung 
noch viel größer herausftellen, als fie ſchon im voraus erfcheinen müflen. 
Türk Dismardk. IL 24 





870 


1869. 
Es ift mir kaum zweifelhaft, daß Rom den Anſpruch protefa: 
d. h. ketzeriſcher Regierungen — und als foldhe wird man 
Preußen und die Mehrheit der deutfchen Regierungen immer an 
über das perſönliche Glaubensbelenntnig des Sommeräns nicht 
hinmengeben, vie Em. ꝛc. es zu glauben jcheinen — auf Bertretu 
onerlennen werde; eine Forderung aber zu ftellen, wel 
durchgejegt werden fan, würde die Regierungen nur 
Ihiefe Tage bringen, ihrem Proteft aber jicherlich keine 
Kraft verleihen. Über jelbft wenn man in Rom den Anfprnd 
wollte, in welcher Lage würden fich die Dratores auf dem Conci 
deſſen immenfe Mehrheit fie als Eindringlinge, als (wem a 
Perſon nah katholiſch) Abgefandte —— Regierungen anfı 
jede Te Aeußerungen mit Mißtrauen und Mißgunſt aufnebme 
ine fortmährende Verlegung der Würde der Souveräne wäre di 
vermeidlich. 

Em. x. haben jelbft die Frage aufgemorfen: welche Ste 
Abgefandten auf dem Concil einnehmen Sollen. As Individu 
fie, wie Em. :c. mit Recht bemerken, Einzelne gegen Hunderte, 
mdividuelles Stimmrecht würde von gar keiner Bedeutung fein; il 
fiher Einfluß aber würde eben von ren Perſonlichkeiten abhänge 
fir diefen Zweck außzumählen ſchwer genug fein würde. Als „ 
bevollmäcdhtigte” dagegen müßten fie im Namen der WRegieru 
Veto einlegen können; daß man ihnen dies nicht zugeftehen wird 
fih von ſelbſt. Proteſt einzulegen aber ift immer eine ı 
bare Mübe und hat nur dann eine Bedeutung, wenn e: 
Macht des Proteflirenden liegt, dasjenige zu verh 
wogegen er proteftirt. Ein Proteft der Abgefandten aber, 
das Concil ohne Zweifel ohne alle Rüdfiht mit weiteren % 
hinmegginge, würde die Regierungen nur in eine jchwierigere Lage 
ala wenn fie einfach Beichlüffen gegenüberftänden, die ohne Bei 
von ihrer Seite und ohne Gegenwart von ihren Bevollmächtigten 31 
gelommen wären. 

Ich babe nur einen Theil der Schwierigkeiten flüchtig berübre 
welche fich der praftifchen Ausführung des Vorſchlags entgegenfeßen 
Die Hauptfache bleibt immer, daß die ganze Theilnahme der 
gewalten an einem Concil auf einem ganz fremden, für und n 
vorhandenen" Boden, auf einem der Vergangenheit ange 
Berhältniffe des Staats zur Kirche berubt und nur 
einen Sinn hatte, als der Staat der katholiſchen Kirche, als de 
der einzigen, allumfafienden Kirche, * enüberſtand. Selbſt bei de 
tiniſchen Concil, wenigſtens bei den —5* — und Vorbereitungen 
war dieſes alte Verhältniß noch vorhanden, und die proteftantifch 
rungen, wie die proteftantiichen Gemeinden, konnten nod) zu dem 
geladen werden, meil fie noch nicht als ımmiederbringlih aus d 
ausgefchieden angejehen werden konnten. Die Kirche ftand dan 
in einem beflimmten intimen und gewiffermaßen rechtlich feft 
d. b. von der Kirche in ihrem Recht anerkannten Verhältniß zun 
dad kanoniſche Recht mit dem ganzen Arfenal feiner Beftimmun 
über das Grenzgebiet zwifchen Staat und Kirche hatte damalß ı 
Bedeutung für den Staat. Darum lonnten die Regierungen aı 
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befküunmten rechtlichen Formen in die Berathung und Regelung der kirch⸗ 
lihen Dinge eingreifen, wie Sie e8 durch ihre Oratores auf dem Concil 
thaten. Eöenfo trat an fie nachher die Frage heran: ob fie durch Accep⸗ 
tatton der Goncilöbefchlüffe die von den letteren in Firchlich-ftaatlichen 
Dingen getroffenen Aenberungen als einen Theil ihres öffentlichen Rechts 
merkennen wollten. Diefes Berhältnig hat fich jett, wenigſtens für uns, 
vollftändig geändert. Bekanntlich hat eine Anzahl der europäifchen Staaten 
die Beihläe des tridentinifchen Concils ausdrüdlich acceptirt und publicirt, 
andere nicht. Für Preußen hat davon nie die Rede fein, oder auch nur 
die Frage aufgeworfen werden können. Ebenfomenig könnte oder dürfte 
est für Preußen die Frage entftehen: ob es die Bejchlüffe des neuen 
Öhammenifchen Concils acceptiren und damit als einen Beftandtheil feines 
Itenden öffentlihen Rechtszuſtandes anerkennen wolle. Wenn es aber 
urch abgefandte Vertreter an den Berathungen des Concils theilnähme, 
h würde e8 eben dadurch in den Fall fommen, fich über die Befchlüffe des- 
elben zu erflären und fie eventuell als Theil feines Staats- und Kirchen⸗ 
rchts anzunehmen oder zu verwerfen — einen Fall, deffen Verwirklichung 
.x. fih nur einen Augenblid vorzuftellen brauchen, um die volle Uns 
möglichkeit einzufehen. 
Für Preußen giebt es verfaffungsmäffig mie gi 
aur einen Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche in 
firchlihen Dingen und der entfhiedenen Abwehr jedes Ueber: 
riffs auf das ftaatlihe Gebiet. Zu der Bermifhung beider 
kt f die Hand zu bieten, wie es durch die Abfendung von 
Tatores gefhehen würde, darf die Staatsregierung ſich nicht 
k ſtatten. Em. :ıc. bitte ich, fich von dieſem Standpunft der königlichen 
egierung für Ihre ganze eng möglichft lebendig zu durchdringen. 
Em.x. werden aledann au anerfennen, daß ung diefe Haltung durch 
unfere eigene Stellung zur Sache vorgefchrieben wird, und daß e3 für 
IM nicht maßgebend fein kann, welche Haltung der Kaifer Napoleon dem 
Oncil gegenüber einnehmen, und ob er dafjelbe beſchicken werde oder nicht. 
twas ganz Anderes aber als müßige und nicht beridfichtigte Protefte 
find die auf dem Gefühl der eigenen Macht beruhenden Kundgebungen 
ET Regierungen, Uebergriffe nicht dulden zu wollen. Diefe fünnen als 
— Mahnungen und Warnungen auch im Voraus dienen, und ich 
mit Em. ⁊c. volllommen einverftanden, daß die bloße Thatfache der 
—8 einer kirchlich-politiſchen Commifſion für das Concil, das Factum: 
Aaß in Rom über das Berhätiniß zwiſchen Staat und Kirche mit dem 
ufprud) verhandelt wird, bindende Normen aufzuftellen, ohne den bei 
diefen ingen intereffirten Staat als gleichbereditigten Valtor zur Bes 
Tathung zu ziehen, den Megierungen hinreihenden Anlaß zu ſolchen 
Wahnungen und Wahrnungen darbiete. Se. Maj. der König haben 
Mich demgemäß ermächtigt, mit der königlich bairifchen Negierung und 
Sentuell mit den übrigen ſüddeutſchen Regierungen in vertrauliche Ver⸗ 
ganblangen u treten, um, wo möglih im Namen des gefammten 
eutſchlands, auf welches e8 uns zunädft hier nur ankommen 
Kann, gemeinfame Einwirkungen auf die Curie zu verfuchen, 
Welche ihr die Gewißheit geben würden, daß fie bei etwa bes 
@bfihtigten Außjchreitungen einem entſchiedenen Widerftande 
Der deutfchen Regierungen begegnen werde. Wenn diefe Ver⸗ 
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en zu einem Ergebniß geführt haben, werde ich Ew. zc. mit weiterer 
ftruftion für die zunächft vertraulichen und nach Umſtänden zu ver 
ſtärlenden Schritte in Rom verfehen.“ 


Die Bedeutung des Einverftändniffes der beut- 
hen Regierungen. 


11. Auguft. Aus einem Schreiben Bismarcks an Fürft Hohenlohe. 


— — „Eurer Durchlaucht wird e8 zur Genugthuung gereichen, daß 
ſchon jest die Beſprechungen der deutſchen Wegierungen untereinander, 
wie fie auf die von Bayern ergangene Anregung flattgefunden, in Rom 
im Sinne der Vorfiht und des Friedens nicht ohne Wirkung geblieben 
find. Es giebt dort eine Partei, welche mit bemußter Entſchloſſenheit 
den Firchlichen und politifchen Frieden Europa’8 zu ftören beftrebt ıft, im 
der fanatifcheu Heberzeugung, daß die allgemeinen Leiden, welde aus 
Berwürfnifien heroorgehen, das Anfehen der Kirche fteigern werden, ans 
Inüipfend an die Erfahrungen von 1848 und auf die pfgchologifche Wahr- 
beit fußend, daß die leidende Menfchheit die Anlehnung an die Kirche 
eifriger fucht als die irdiſch befriedigte. Der Papft indefien fol angefiäts 
des Widerftandes, der fih in Deutfchland ankündigt, bedenklicher um 
dem Einflufie jener Patei weniger zugänglich geworden fein. 

Wir haben ohne Zweifel in der parlamentarifchen Bejek 
gebung, in Norddeutichland mwenigftens, eine durchſchlagende 

affe gegen jeden ungerehten Uebergriff der geiftlichen Ge 
walt. Aber beſſer ift es gewiß, wenn wir nicht gezwungen werben, 
von derfelben Gebraud zu madhen, und id Balte e3 daher fir 
eine Wohlthat, die den geiftlihen wie den weltlichen Obrig 
feiten erwiefen wird, wenn der Conflict zwifchen beiden fig 
durch die von und befprodenen Warnungen und Borforgek 
verbüten läßt. Auf unfern Episcopat bat das Eultusminiftertum 
bemüht in vertraulichem Wege vorbeugend einzumirken. 
enehmigen Sie ꝛc. v. Bismard." 


Die Stellung Bismardd zum vaticanijden 
Konzil ift im Jahre 1874 von dem früheren bayeriſchen 
Minifter Zürften Hohenlohe in einer Rede vor ſeinen 
Wählern in Kulmbady in folgender Weile berührt worden: 


„Man böre fehr häufig großes Erftaunen darüber äußern, daß ein 
Staatömann von der eminenten Bedeutung des Fürften Bismard den Kerr 
flitt mit der Kirche nicht habe herannahen fehen und nicht bei Zeiten feine 
Vorkehrungen dagegen getroffen habe. Er benute De Redner fort) geriet 
die Gelegenheit, um zu fonftatiren, daß dem nicht fo fei. Im April 1869 
babe er feine irkulardepefche mit jener — ungehörten — Mahnung art 
die fremden Mächte gerichtet, und einige Monate darauf habe er Gelegen⸗ 
beit 28 mit dem Grafen Bismard oft und eingehend über die Sache 
u verhandeln; er wiſſe daher, mit welcher bangen, immer wachjenteTt 

orge der Kanzler dem RA des Konfliktes, deffen traurige de” 
deutung er nicht unterfchäßte, entgegengefehen habe. Damals — im 
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September 1869 — habe er, Hohenlohe, aber fhon die ablehnenden 
Antworten Defterreih! und Frankreichs in Händen gehabt, und er frage 
nun, was Angeſichts dieſes ablehnenden Verhaltens der beiden maßgebenden 
lat Holiſchen Mächte Bismard, der Kanzler des überwiegend protejtantifchen 
Norbdeutfchen Bundes, und er, der Miniſter⸗-Präſident des verhältniß- 
mäßig Heinen Bayerns, habe thun follen, um der Konzentrirung der 
Kirchenherrſchaft entgegen zu wirlen, welche fpäter auf dem Concil durch 
ve Definition des Dogmez von dem unfehlbaren Lehramt des Papftes 
iſren Ausdrud fand! 


Smi. Aus der Koblenzer KatholifensAdreffe an den Biſchof 
von Xrier. 


— — „Ridten wir umjere Aufmerkſamkeit auf das allgemeine Verhältniß 
der Kirche zum Staate und zur modernen Geſellſchaft überhaupt, fo fcheint es 
ms im Intereffe ber Freiheit und GSelbfifländigleit der Kirche auf's dringendſte 

athen, daß das bevorſtehende Concil keinen Zweifel darüber Iaffe, die Kirche 
be mit dem Wunfche, bie theokratifchen Staatsformen bes Mittelalters herzu- 
fellen, vollſtändig gebrochen. Denn das ift es vorzüglich, was bie Geiſter heute 
Kirche entfremdet, daß man fürchtet, jene Zeiten möchten wieberlehren, wo 
bie Staatsgewalt mit weltlichen Zwangsmitteln für bie Dogmen unb Gefete 
eines befimmten, auf übernatürlihe Offenbarung zurüdgeführten religiöſen Be- 
knntniffes eintrat, wo demnach das Gewiffen gebunden und bie Würde ber Re- 
ligion ſelbſt, welche ohne die von ftaatlihem Zwange freie Hingebung der Gläubigen 
t zu beftehen vermag, geſchädigt wurde. Wir verlennen nicht, daß auch das 
Staaitleben eine religiöfe Grundlage bat, infofern bie Orbnung bes Staates und 
bie obrigkeitliche Gewalt auf ber Anerkennung eines lebendigen perjönlichen 
ottes und des von ihm ber Eeele eingepflanzten Sittengefeges beruben; aber 
Dr find uns anch mit voller Uebergeugung bewußt, daß die Sphäre tes Staates, 
ber in gleicher Weife, wie bie Kirche, auf dem ihm eigenthümlichen Gebiete in 
voler Selbſiſtãndigkeit fich bewegt, innerhalb jener geifligen Erfenntniffe und fitt- 
lien Geſetze befhloffen ift, welche durch bie natürlichen Kräfte des Menichen er- 
ſaßt werden. Gerade der Staat wird unſerer Meinung nad der chriſtlichſte fein, 
ber diefe feine Schranken am gewiffenhafteften achtet unb, während er ber über- 
natũrlichen Religion, der Kirche und den Confeſſionen, welche feine eigene religids- 
Nittliche Grundlage anerkennen, die freiefte und jelbfiftändigfte Bewegung auf ihrem 
Öebiete und den Schuß ihrer Rechte fichert, jeinerfeits freiwillig, foweit e3 ohne 
letzung der Rechtsgleichheit geſchehen kann, auf bie religiöſe Sitte des Volles 
8 Kt nimmt und bie höhere Einſicht der durch das Chriſtenthum erzogenen 
Ärger gern benugt, um das natürlihe Geſetz immer tiefer zu erfaffen und in 
nen Orbnungen immer reiner zum Ausbrud zu bringen. Auf biefem Wege 
dird fi eine vollkommnere Harmonie, eine fruchtbarere Wirkſamkeit, eine idealere 
tung von Staat und Kirche erreichen iaſſen, als die Gefchichte fie bis 
Kehl geichen bat; unb wenn dennoch im Leben ber Einzelnen Conflicte zwifchen 
ben | Othnungen eintreten, fo werben es doch nur folche fein, bie einerfeits aus 
ab durch das Chriſtenthum zuerft Mar ausgeſprochenen Unterfchiebe der Kirche 
bes Staates, anbererfeits aus der Schwäche und Fehlerhaftigleit alles Menfch- 
fen fh mehr ober weniger nothwendig ergeben.” — — — 


6. September. Hirtenbrief der in Fulda verfammelten 
deutſchen Biſchofe. 


wer Ale die Berufung eines allgemeinen Concils zur Gewißheit ge- 
Hi den wer, erfüllte auf ber einen Seite fromme Erwartung und frohe Hoffnung 
Gemüther der Gläubigen, und Tauſende richten mit kindlichem Vertrauen ihre 
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Blicke nach Rom. Richt, ala ch das Sonctl ein Azubermittei wäre, um alle level 
und Gefahren ven uns hinwegzunebmen und mit einem Dale dad Angeict ter 
Erbe zu verändern, fondern weil nach ber von Chriſtus in feiner göttlichen Weis⸗ 
beit gegebenen Einrichtung die Vereinigung ber Nachfolger ber Apoſtel um ben 
Nachfolger des heiligen Petrus in einer allgemeinen Kirchenverfannmiung bas ver 
züglichfte Mittel ift, um bie befeligende Wahrheit des Chriftenthums in ein helleres 
Licht zu ſetzen und fein beiliges Geſetz wirfjamer ins Leben einzuführen. — — 
Darum haben von je ber bie treuen Kinder ber Kirche die allgemeinen Concißen 
mit Troft und beifiger Hoffnung begrüßt. Diele Gefinnung auch angefidts bes 
bevorftebenden Concils in Uns feltft zu pflegen und bei Anderen zu verbreiten, 
ift eine heilige Pflicht. " 

Dagegen können wir uns nicht verbergen, daß auf ber anderen 
Seite felbft von warmen und treuen Bliedern der Kirche Beſorg⸗ 
niffe gebegt werben, welde geeignet find, das Bertrauen abzu⸗ 
fhwäden. Hierzu kommt, daß von den Gegnern der Kirche VBeichuldigungen 
außgefprochen werben, welche feinen anberen Zwed haben, als weithin Argwohe 
und Abneigung gegen das Concil zu erregen und felbft dag Mißtranen ber Re 
gierungen wachzurufen. 


So werben Befürchtungen laut, als ob das Concil neue Blaubent- 
lehren, welde in der Offenbarung Gottes unb der Heberflieferung 
ber Kirche nicht enthalten find, verfündigen und Grundfäge anf 
ftellen könne und werbe, weldhe ben Intereffen des Shrißtentiun, 
und ber Kirche nachtheilig, mit den berechtigten Anfprücen bed 
Staates, der Eivilifation und ber Wiffenfhaft, ſowie mit der 
rehtmäßigen Freiheit und dem zeitlihen Wohle der Völker tät 
verträglich feien. Man gebt noch weiter, man befchuldigt den 5. Vater, 
er unter dem Einfluffe einer Partei das Concil lediglich als Mittel benuten wole, 
um die Macht des apoftolifhen Stuhles über Gebühr zu erhöhen, bie alte mb 
ächte Verfaffung der Kirche zu ändern, eine mit ber chriftlichen Freiheit umhtr- 
trägliche geiftlihe Herrichaft aufzuridhten. Man ſcheut fich nicht, das Oberhaupt 
der Kirche und ben Episfopat mit Parteinamen zu belegen, welche wir bükr 
nur im Munde der erflärten Gegner ber Kirche zu finden gewohnt waren. Der 
gemäß fprigt man dann ungefheut den Verdacht aus, es werde den Biſchöfer 

ie volle Freiheit der Berathung nit gegeben fein, und es were 
auch den Biſchöfen felbft an ver nothwendigen Erkenntniß und Freimüthigkeit, um 
ihre Pflicht auf Dem Concil zu erfüllen, fehlen, und man ftellte in Folze davon 
fogar die Gültigkeit des Concils und feiner Beſchlüſſe ſelbſt in Frage. 


Woraus biefe und ähnliche Reben auch entfprungen fein mögen, — a 
Iebendigem Glauben, aus treuer Liebe zur Kirche, aus einem umnerfchitterfiäet 
Bertrauen auf jenen Beiſtand, ben Gott feiner Kirche niemals entzieht, find ſie 
es nicht. So haben niemals uufere Väter im Glauben, niemals bie Healiga 
Gottes gedacht; das widerftreitet, geliebte Didcefanen, ohne Zweifel aud el 
innerften Glaubensbewußtjein. Aber Wir wollen euch auch ausbrücklich ermahnen 
Durch ſolche Reden euch nicht irre führen und in eurem Glauben und Vertrauc 
erihüttern zu laffen. 


Nie und nimmer wirb und kann ein allgemeines Eoncil eilt 
neue Lehre ausfpreden, weldhe in der h. Schrift ober der apof 
lifchen Meberlieferung nicht enthalten if, wie denn überhaupt die 
Kirche, wenn fie in Glaubensfahen einen Ausfprud thut, nidt 
neue ehren verfündigt, fondern bie alte und urfpränglice Wahr 
beit in klareres Licht fellt und gegen neue Irrthümer ſchützt. RU 
und nimmer wird und kann ein allgemeines Eoncil Lehren der‘ 
fündigen, welde mit den Grundſätzen der Gerechtigkeit, mit bei 
Nechte des Staates und feiner Obrigleiten, mit der Gefittung und 
mit den wahren Interefien ber Wiffenfhaft oder mit der redt’ 
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mäßigen Breipeit und dem Wohle der Völker im Widerfprude 
Reben. Ueberhaupt wirb das Eoncil feine neuen und keine anderen 
Grunbfäge aufftellen, als diejenigen, welche euch Allen durch den 
Glauben und das Gewiſſen ins Herz geſchrieben find, welde die 
chriſtlichen Bölker durch alle Jahrhunderte heilig gehalten haben 
und auf welchen jest und immer das Wohl der Staaten, die Auto- 
rität der Obrigleiten, bie Freiheit ber Völker beruht, und welde 
A Borausfegung aller wahren Wifjenfhaft und Gefittung 
ilben. 


Und warum lönnen Wir biefes mit foldher Beſtimmtheit und Auverficht 
ausiprehen? Weil wir durch den Glauben gewiß find, daß Jeſus Chriſtus bei 
feiner Kirche bleibt alle Tage bis and Ende der Welt, daß ber h. Geift fie nie 
verläßt und fie an Alles erinnert und in alle Wahrheit einführt, fo daß fie ifl 
und bleibt die Säufe und die Grundfeſte der Wahrheit, welche auch die Pforten 
ber Höfe nicht zu überwältigen vermögen; weil wir endlich glauben und wiffen, 
deß, wenn bie Nachfolger Betrt und ber Apoftel, ber Bapft und die Bifchäfe, 

einem allgemeinen Eoncil vehtmäßig verfammelt, in Sachen bes Glaubens 
und des Sittengeſetzes Entſcheidungen ge n, fie durch Gottes Fürſicht und Bei⸗ 
Rand gegen jeden Irrthum ficher geftellt find. 

Anh braucht Niemand zu beforgen, das allgemeine Eoncil 
werde in Unbedachtſamkeit und Uebereilung Bejchlüffe fafien, 
welhe ohne Noth mit den beftehenden Verhältniffen und ven Be- 
bärfniffen ber Gegenwart fih in Widerfprud feßen, ober es 
werde nah Weife [hwärmerifher Menſchen Anſchauungen, Sitten 
and Einrichtungen vergangener Zeiten in bie Gegenwart verpflanzen 
wollen. Und wie kann man auch nur vernünftiger ife jo etwas von einer 
verſammlung der Bifchöfe der ganzen katholiſchen Welt befürchten, welche, mit 
ben reihen Lebenserfahrungen amegeflattet, mit ben Znuſtänden ber verfchieben- 
artigſen Länder vertraut, mit der Werantwortlichleit bes heiligften Berufes be- 
laſtel Hauptfächlich zu dem Zwecke vom Oberhaupte ber Kirche verjammelt werben, 
am mit ihm zu berathen, wie am beften bie ewigen Wahrheiten der Religion 
Mm der Gegenwart zu verwirklichen und bie Wohlfahrt des Chriſtenthums ben 
Kgenwärtigen und zukünftigen Gefchlechtern zu erhalten und zu übermitteln fei! 


Unbegründet ift auch und überaus ungerecht der Verdacht, es werde ba auf 
dem Eoncil bie Freiheit der Berathung beeinträdtigt fein. Wie wenig 
nen Diejenigen, welche fo benten, bie Gefinnungen bes Papftes, die Gefinnun- 
Zen ber Bijchöfe und die Hanblungsweife der Kirche! Wir wiflen es auf das 
efimmtefte, Daß es ber erklärte Wille des heiligen Vaters ift, weder ber freiheit, 
ioch der Zeit der Berathungen eine Schranke zu ſetzen, und was follen wir zu 
ener fo unwürdigen Verdächtigung fagen, daß es den Biſchöfen aus Menſchen⸗ 
urcht an ber pflichtmäßigen Freimüthigkeit auf dem Concil gebrechen 
erde? Eingedenk des Gebotes unſeres Herrn, gegen die nicht zu ſchelten, bie uns 
ifern, wollen wir nur fchliht und einfach fagen: bie Biſchöfe ber katholiſchen 
Nrche werben auf bem allgemeinen Concil, in biefem wichtigften Geſchäfte ihres 
Imtes und Wirkens, der beiligften aller Pflichten, ber Pflicht, der Wahrheit 
jengniß zu geben, nie und nimmer vergeffen, fie werben, eingedent bes apofto- 
ſchen Wortes: daß, wer den Menſchen gefüllen will, nicht Ehrifti Diener if, 
ingebent ber Rechenſchaft, die fie bald vor dem gütlien Richterſtuhl ablegen 

ffen, keine andere Richtfchnur kennen als ihren Glauben und ihr Gewiffen. 
— — In Kurzem werden wir auf längere Zeit Unfere Didcefen verlafien, 
nd unfere Herzen find tief bewegt, indem wir auf bie großen Gefahren ber 
enwärtigen Zeit binbliden. Wir haben daher befchloffen uud verorbnen hiermit, 
R' eine. dreitägige Andacht zum heiligen Herzen Jeſu, anfangend am 8. De- 
d. J., in allen Pfarreien unferer Diöceſen abgehalten werbe, in Anbe- 

racht welcher Andacht wir uns nähere Anorbnung vorbehalten.” 
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10. Oktober. Die Stellung der preußifhen Regierung 
zum Konzil. 


Schreiben ded Kultug- Minifterd von Mühler an dm 
Erzbiſchof von Köln. 


„Euer erzbiſchöflichen Gnaden fage ich für die gefällige Mittheilm 
vom 15.0. M., WR das in Rom bevorftehende allgemeine Co 
meinen Dank. Zugleich unterlaffe ich nicht, bei dieſer Gelegenheit En. 
erzb. Gnaden in der Kürze von der Auffaſſung zu unterrichten, melder 
bie Regierung Sr. Maj. des Königs in diefer Angelegenheit folgt. Wen 
die preußifchen VBifchöfe der ergangenen Einladung genäht an dem Gonal 
in Nom theilnehmen, um fiber Angelegenheiten der Tatholifchen Kirche zu 
berathen, fo machen fie damit nur von einem Rechte Gebrauch, melde 
die Berfaflung des Landes ihnen giebt. Die bisher bewährten verfaffungt 
mäßigen Principien der religiöſen und Firchlichen Freiheit finden auch arf 
den vorliegenden Fall ihre volle Anwendung. Auch haben die Grenze, 
innerhalb deren ſich die Freiheit der Kirche bewegt, fowie die Gegen 
fände und Fragen, für welche die Gefeggebung des Staates umd deren 
Handhabung durch ftaatlihe Drgane vorbehalten bleiben muß, durch di 
innere Entwidelung des preußiſchen Staatsrechtes, durch Legislation und 
Dermaltung im Einzelnen eine fo Hare und erjchöpfende Beftimmtheit 
erhalten, daß über den Umfang bderfelben kaum noch in irgend em 
einzelnen Beziehung ein Zweifel übrig ifl. Diefe Grenzen zu wahren um 
den Zuſtand geficherter Rechtsordnung aufrecht zu erhalten, ift nicht ei 
Intereſſe des Staates allein, fondern in nicht geringerem Maaße ein 
Intereſſe und eine Aufgabe auch der Kirche. 


Die königliche Staatsregierung hegt das Vertrauen, daf 
die preußifchen Biſchöfe auch außerhalb des Heimathlandes der 
Rechte und Pflichten ſich bewußt bleiben, welhe ihnen als Bürgern 
des Reiches und als Unterthbanen Sr. Maj. des Königs zW 
fommen. Sie ift aufrihtig gemillt, den beftehbenden Hedi 
und Friedenszuftand innerhalb des Landes aufrecht zu erhalten 
Sie wird aber darüber wadhen, daß nit Störungen —* 
geführt werden, und denſelben, wenn nöthig, entgegentreten, 
und iſt ſich in dieſem Punkte, ſofern es ſich nicht um die Ah 
wehr von UÜebergriffen auf das ſtaatliche Rechtsgebiet handelt 
wird, der Uebereinſtimmung mit allen criſtlichen Regierung, 
bewußt. Wird der bier bezeichnete Standpunft von aller 
Seiten gleihmäßig anerfannt und gewahrt, fo kann auf 
die Abhaltung des bevorftehenden Concils dazu beitrageN, 
die Auffaffungen zu Mären, und eine richtige Würdigung det 
Berhältniffe zu fördern.“ 
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Während des Konzils, 


1869. 8. Dezember. Eröffnung ded Konzils. 
1870. 3. Sanuar. Die Infallibilitäts-Petition von 369 Mitgliedern: 
„Don der heiligen oͤkumeniſchen Vaticaniſchen Synode 
erbitten die unterzeichneten Väter, mit Maren und jeden 
Anlaß zum Zweifel ausfchließenden Worten ſanktioniren 
zu wollen, daß die Autorität des römiſchen Papftes 
die höchfte und deshalb irrthumslos jei, wenn fie 
in Saden des Glaubens und der Sitten feftge- 
ftellt Hat und vorſchreibt, was von allen Chrift- 
gläubigen zu glauben und zu beobadten oder zu 
verwerfen und zu verdammen jein Joll.” 


6. Januar. Weifungen Bismardd an den Gejandten in 
Rom (Snftructionsdepeiche). 


‚ „Die Berichte Ew. Hochmwohlgeboren vom 22. biß 29. December find 
% nunmehr zugegangen. Wenn ich diefelben zuſammenfaſſe und mir ein 
M von der bisherigen Entwidlung der Dinge zu gewinnen fuche, foweit 
8 überhaupt bei der augenblidlihen Sachlage möglich ift, fo ericheint 
R diefe biß jegt noch als eine fo chaotifche, dag es unmöglich ifl, über 
e Wahrfcheinlichkeiten des weiteren Berlaufd ein Urtheil zu gewinnen. 
für greifbare und wirkliche Geftaltungen ſich aus diefen Freifenden 
cbeln herausbilden mögen, läßt ſich noch nicht voraußfehen. Ich würde 
‚nicht für weiſe halten, wenn wir in dieſes nebelhafte Chaos hinein⸗ 
wollten, in welchem wir die richtige Operationsbaſis F wählen 
außer Stande find. Wir könnten durch ein voreilige® Eingreifen 
liherweife der Entwidlung eine uns unerwartete Richtung geben und 
ente, auf welche wir gern zählen, nach der andern Seite hinüber- 
Öngen. Was fich von wirklich lebenskräfiiger Thätigkeit ber freieren 
Den Elemente entwideln fol, muß fi aus fich felbft heraus ent- 
,‚ und an nnd kann die Aufforderung zum Handeln erft herantreten, 
m eine folche zhätigeit eine beftimmte Geſtalt und einen fefteren 
Oden gewonnen hat. Die abmwartende Stellung wird uns um fo leichter, 
U gerade wir, was auch ſchließlich das Ergebnig fein möge, feine Urs 
he zu Beforgniß vor wirklichen Gefahren haben, die unferem Staats» 
ben drohen möchten. Ich babe Em. :c. fhon früher bemerklich gemacht 
und ich bitte Sie, vor allem fich dies immer gegenwärtig zu halten —, 
8 wir vom Standpunkte der Regierung auß feinerlei Bes 
irchtungen Raum geben, weil wir die Gewißheit haben, auf 
em Felde ber Gefeggebung, unterftügt von der Macht der 
Hentlichen Meinung und dem ausgebildeten ftaatlihen Be⸗ 
ußtfein der Nation, die Mittel zu finden, um jede Krifis 
N überwinden und die gegnerifchen Anſprüche auf das Maß 
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urüdzuführen, welches fih mit unferm Etaat8leben verträ 

ir find in Norddeutfchland des nationalen und des politifchen Bew 
feind, auch der katholiſchen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, fiher ı 
haben in der tiberwiegenden Mehrheit der evangelifchen Kirche ei 
Etüßpunkt, welcher den egierungen rein oder wefentlich katholiſcher Mr 
fehlt. Es bedarf für uns der Berfiherung des Papftes, daß durh 
Ergebniffe des Concils die hergebrachten und feftgeftellten Beziehm 
der Curie zu den Regierungen nicht geändert werden follten, in ki 
Weife. Zeder Verſuch, diefelben umzugeftalten, wärde [dli 
ih nicht zu unferem Nachtheile ausfallen. 

Ungeachtet diefer Zuverficht find wir natürlich weit davon entfe 
zu wünfchen, daß die Sachen auf die Spige getrieben werden. Im 
terefle der Latholifchen Untertbanen Eeiner Mojeftät des Königk ı 
einer friedlihen Weiterentwidlung des nationalen Lebens können wir 
wünfhen, daß der Organismus der katholiſchen Kirde, ı 
dbeffen Grunde.fich bisher gedeihlihe Beziehungen zwill 
Staat und Kirche gebildet haben, nicht geftört oder unt 
broden werde. Wir haben ein lebhaftes Intereſſe daran, daß die 
mente des religiöfen Lebens, verbunden mit geiftiger Freiheit und wii 
en Streben, welche der katholiſchen Rirde in Deutfchland ey 
thümlich find, au in Rom auf dem Concil im Gegenfag gegen 
fremden Elemente zur Geltung kommen und nicht durch die numen 
Mehrheit unterdrüdt und vergewaltigt werden. Aber wie biefer Wr 
nicht aus dem ftaatlichen Intereſſe der Regierung, fondern aus der S 
pathie für das religiöje Leben unferer katholiſchen Bevölkerung hervor 
jo kann er auch nicht in einer von der Regierung ausgehenden & 
feinen Ausdrud finden, fondern wir müflen erwarten, daß die Act 
von dem deutfhen Element auf dem Eoncil ſelbſt audit 
und wir unfererfeitS müſſen uns darauf bejchränten, dem deutfchen 
copat die Gewißheit unjerer Sympathie und, wenn der Fall des Bed 
niſſes eintreten und von dem Episcopat erkannt werden follte, m 
Unterftügung zu geben. 

Unjererjeit8 im Namen der Regierung Forderungen von dem E 
copat an die Curie oder das Concil zu ftellen, betrachte ich nicht 
unfere Aufgabe. Abgejehen davon, daß es fchwer fein würde, einen f 
tiihen Boden dafür zu finden — wie denn ſchon die Forderung e 
Abjtimmungsmodus nach Nationen eine fehr ſchwer definirbare fein w 
— mirden wir uns in eine falſche Stellung zu dem Concil und zu 
Eurie bringen und eine Art Anerkennung der dort beanfprudhten Aute 
ausſprechen, deren Folgen ſich ſchwer berechnen ließen. Was follen 
thun, wenn die Forderung, wie es wahrſcheinlich ift, abgewieſen n 
weil es ſich dabei um ein reines Internum des Concils handle? 
wenn gar römiſcherſeits darauf eingegangen würde — was freilid ı 
wahrjcheinlich ift — würden und nicht gerade dadurch die Hände gebu 
werden für die Zukunft? Würden wir damit nidt den für ı 
einzig möglichen Standpunft aufgeben, daß wir als Hei 
rung dem Eoncil völlig fremd und frei gegenüberfteben ı 
feine Beichlüffe vor das Forum unferer Gefege und unfe 
Staatslebens zu ziehen berechtigt find? Schon aus diefem Gr 
können wir eine ftändige Conferenz der DBertreter der Regierungen 
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Kım, welde Em. :c. mit dem Namen eines Anticoncil3 bezeichnen und 
ft zwar nicht empfehlen wollen, aber doch als eine ins Auge zu 
Eventualität anführen, nicht für angemeflen erachten, felbft wenn 
möglich wäre. Sie dürfte aber auch praktiſch ſich nicht als möglich 
erweilen, fchon weil fih nur ſehr wenige Vertreter von Negierungen darin 
janmenfinden würden, wie denn Em. ıc. felbft mit Recht ein Zufammen- 
wirken mit dem Öfterreichifchen Botfchafter als ſchwierig bezeichnet haben. 
Sranfreich, welches das Concil ganz in feiner Hand hat und durch ein 
Surüdziehen feiner Truppen daflelbe gefährden kann, würde fich ficherlic 
abfeits halten; von England, von Rußland, von Stalien find keine Ber- 
treter vorhanden, und welches Gewicht würde in Rom eine Conferenz 
‚ die fih auß den Bertretern des norddeutfchen Bundes, Bayerns 
welhes die andern füiddeutfchen Staaten nicht mit repräfentiren würde, 
ühtemberg wenigſtens fich nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beauf- 
fragen) und Portugals zufammenfegte? Alle diefe Betrachtungen können 
zur dazu dienen, die Meberzeugung zu verftärken, daß jede Action auf 
dad Concil nur von den Thöfen, d. h. womöglich den deutfchen, 
inBerbindung mit den öſterreichiſchen und ungariſchen, even- 
tnell auch den franzöfijchen und den einzelnen Elementen in 
anderen Nationalitäten, ausgehen muß. Es wird für jegt mehr 
nicht thunlich fein, als daß wir die deutfchen und die ihnen zuflimmenden 
Biihöfe ermuthigen und moralifh unterftügen, ımd ihnen 
die Zuverficht geben, dag wir aud im fhlimmften Fall ihre 
ehte im eigenen Lande wahren würden. ch erjehe aus Ihren 
Berihten mit Bergnügen, daß Ihnen die Zühlung mit den Bifchöfen nicht 
fehlt; und ich wünfche dringend, daß Sie diefelbe dazu benugen mögen, 
wm auf die Bifchöfe in diefem Sinne vertraulich einzumwirfen. Inwieweit 
En. x. bei den einzelnen Prälaten Gelegenheit und Boden dafür finden, 
kann nur von Ihnen felbft beurtheilt werden. Hierüber bitte ich Em. ꝛc. 
and mit dem Grafen Zauffticchen, deffen Mebereinftinmung Ihnen ficherlich 
an fehlen wird, und mit dem portugiefifchen Gefandten fich zu vers 
en. 
en Bifhöfen gegenüber werden Sie aber aud hervor— 
heben können, was ich oben ſchon andeutete, daß tief ein- 
gellende AUenderungen in dem Organismus der Fatholifchen 
Irhe, wie fie durch die abfolutiftifhen Tendenzen der Curial— 
Partei angeftrebt werden, allerdinga auch nicht ohne Einfluß 
anf die Beziehungen der Kirche zum Staat und damit auf ihre 
eigene Stellung der Regierung gegenüber bleiben würden. 
tefe Beziehungen und das bisher von der Staatsregierun 
ezeigte wohlwollende Entgentommen für die Bedürfnijje un 
ünſche der Kirche beruhen auf dem beftehenden Organismus 
et Kirhe und auf der anertannten Stellung der Biſchöfe in 
demfelben. Werden diefe alterirt, fo werden aud die Pflichten 
et Regierung andere, nicht nur in moralifcher, fondern aud 
in bei ifher Hinfiht, und legtere muß fich fragen, ob die ver— 
Ömderte Stellung der Biſchöfe, welde ihr gegenüber die nächſten 
ettreter und Organe der Kirche find, nicht eine veränderte 
dandlung in legislatorifcher und adminiftrativer Hinſicht ers 
förderlich made. In diefer Beziehung erſcheint mir aud die Argu- 
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mentation des franzöftihen Botſchafters, welche Ew. zc., ich 

recht, warum, als eine fubtile bezeichnen, durchaus gereatt t 

glaube, daß Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Bifchören ri 
machen können. Indem ich mod bemerfe, daß biefe Inſtruction 
Majeſtät dem König vorgelegen hat und von Allerhöchſtdemſelben genchuigt 
worden ift, fafle ie dietelbe nach einmal darin zufammen: daß ich Em. x 
bitte, dem Concil und der Eurie gegenüber eine vollkommen 
ruhige und abmwartende Stellung zu bewahren, und vertranlid, 
in Uebereinflimmung mit Ihren gleihgefinnten Collegen, tim 
möglihft ermuthigende und ſtärkende Einwirkung auf die Bifdäfe 
geltend zu machen“ 


ET 


Ende Sanuar. VBorftellung deutfher und öſterreichiſchet 
Bilhöfe gegen die Infallibilitätd-Petition. 


„Es find uns gebrudte Briefe zugelommen, in benen man von ben Bias 
bes Concils bie Unterfchrift verlangt für eine Betition, in welcher bie Akumeniikt 
Eynobe erfucht wird, dieſelbe möge fanctioniren, Daß bie Autorität bes römilden 
Papſtes tie höchſte und beabalb irrthumlos fei, wenn fie in Sachen bes Glarbes 
und ter Sitten mit apoſtoliſcher Machtvolllommenheit allen Gläubigen Borjäriiter 
ertbeilt. Es iſt gewiß vermunberlih, tie Richter bes Glaubens einzuladen, bi 
fie noch vor ter Verhandlung eine mit ihrer Unterſchrift bekräftigte ha 
über ten erft zu füllenten Epruch veröffentlichen. Aber wir baten in eine 
wichtigen Angelegenbeit une an Dich feleft, heiligſter Vater, zu wenden beſchloſe 

Die Zeiten find verſchwunden, in welden es vorkam, daß bie Rechte bed 
apofteliihen Stubles von Katholiken in Zweifel gezogen wurden. Es giebt Fir 
manden, ber nict wüßte, „Daß, gleihwie ber Leib obne Haupt verſtümmelt f, 
fo and mit ein bie ganze Kirche repräjentirenbes Concil ohne den Nachfoltet 
des heiligen Petrus gebalten werben kann“ — und Alle geboren ben 
des beiligen Stubles mit willigfem Serzen. Ueberdies ift Das, was üter de 
Autorität des römiien Pontifer von den Gläubigen zu balten fei, von dem Zr 
dentiner Concilinm ausgeipredben, wie aud ven Dem Florentiniſchen, deſſen 
Beſchinß über dieſen Vunkt im Ganzen unt Einzelnen um fe beiliger gehalten 
werden muß, weil derſelde durch tie Uebereinſtimmung der lateiniichen und gm’ 
cdiichen Kirche feſtgeſtelt if und bie Grundlage für hie Wieterberftellung der 
Vereinigung fein wird, wenn der Herr auf das von fe vielen Leiden beimgelnftt 
Mergenland den Briick ieiner Barmberzigkeit wentet. Dazu fommt, daß N 
Kine in dieſer ſtürmiſchen Zeit gesen Jene, weiche ſich wider die Religion RU 
eine dem menſclichen Geſchlechte verderbliche Erfindung erbeben, einen neuen, 
Jabdr dunderten unerbörten Kamp! führen muß, ic daß ea feineamege angemefi 
eriheint, Den ven ic vielen und allicitigen Umtrieben in Beriuhung rührtz? 
karbeliiden Nöfern Grẽßeros ate Die Vüter won Trient aufsnerlegen major 
imponere‘. Uedrigens. edihden Pelarmin mit der ganzen Fatbefiichen fü 
maipridt: „UEnticertungen in Erden der Gisubens Bingen vorzüglich nen de 
arefelniden Uederlreierurg end der Auflimmurg der Kirden ab,“ und chmwebl di 
Maemerne Eorode den Kirzzien Veg bieten, die Meinung der ganzen Kirche fun! 
zu lernen, So iind Denzab nen Dem erbabezen Toztl. weiches Die Apeſtel mit bei 
Aerteen wer Neruisien gede! ex deder. die aa dern won Vicäa, unzählige Irribäme 
dena Satin. dungen der Oinzelioden eier ehimereng ds Nachfeigers bat beifl 
sea Rerat und Der genen Kude rieNeigeiäisger art wermidiet werten. Et 
meist, das ale linden IShiller Der Nealinen Dat onoteliigen Sahle 
semmangen Belortam farılerı zutaten nen zriermezie un! *remme Minus 
Sasıenıge. mes er Ken? I hen @lsolen ont die Sımez ex cathedra rei 
iekiege, ie ach ine me sn mes tem Für ne Biete Iuetgegchene Zofis 
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mung ber Kirchen unumſtößlich. Dennoch darf man nicht ſtillſchweigend darüber 
binweggeben, daß nicht&bejtoweniger noch gewichtige Schwierigkeiten übrig bleiben, 
die aus den Echriften und Handlungen der Kirchenväter, aus echten Urkunden 
ber Geichichte und ber katholifchen Lehre felbft hervorgehen, vor beren vollftänbiger 
Hung bie in dem oben genannten Schreiben empfohlene Lehre dem Srifficen 
Belle als eine von Gott enthüllte unmöglich vorgelegt werben könnte. Wahrlich, 
vor biefen Erörterungen jchent ſich unfere Seele, unb baß uns bie Nothwendigkleit 
äner ſolchen Berathung nicht auferlegt werbe, darum bitten wir im Vertrauen 
af Dein Wohlwollen. Ueberbies, ba wir unter den bebeutenbften fatho- 
liſhen Rationen das bifhdflihe Amt verwalten, fo fennen wir ihre 
Berhältniffe aus täglicher Erfahrung; für uns aber ſteht feft, daß 
die Definition, welde verlangt wird, den Feinden ber Religion 
eine Waffe geben würbe, um gegen bie katholiſche Sache aud bei 
anerlannt befferen Mäunern Groll zu erregen, und wir find gewiß, 
daß diefe Sade in Europa, wenigftens ben Regierungen unferer 
Eprengel, den Grund oder doch den Vorwand bieten würde, bie 
noch übri gebliebenen Rechte der Kirche anzugreifen. Das haben wir 
Deiner Heil eit mit jener Aufrichtigleit auseinanbergejeßt, die wir dem gemein- 
* Bater der Gläubigen ſchulden, und wir bitten Dich, anzuordnen, daß bie 
ehre, um beren Sanctionirung gebeten wird, dem allgemeinen 
Conecile jur Beratbung nicht vor efegt werde. Auch erbitten wir, zu 
Deinen Füßen liegend, für ung und Air tie Volker, die uns anvertraut find, 
um fie zu Gott zu führen, ben apoftoliichen Segen. 
Deiner Heiligkeit demüthigfte, gehorfamfte und ergebenfte Diener.” 


ften, darunter Ehwarzenberg Rauſcher. Fürftenberg. 


46 Unterfchriften, | 
. Haynald. Melders. Förfter. Stroßmayer. Namszanowsli. Eber- 


hard. Kremeng. Bedmann. Ketteler. Hefele. 


Die Vorſtellung, als deren VBerfafler Cardinal Erzbifchof v. Rauſcher 

wurde, ba der Papft deren Annahme — wie e8 hieß wegen eines Form⸗ 

— verweigerte, vom Cardinal Erzbiſchof v. Ehwarzenberg unterm 

8%. Januar dem Bräfbenten bes Concils mitgetheilt. Außer biefer Vorftellung 

Brake noch vier aubere, ganz ähnlihe Eingaben in derſelben Weiſe ein- 
) 


Jamar. Borftellungen der franzöfifhen Regierung in Rom 
“wegen ber Gefahren der beantragten Beſchlüſſe. 


10, Februar. Defterreihifhe Warnung an die Kurie. 


Depeiche des Grafen v. Beuft an Graf Zrautmannsdorff in Rom. 
— — — „Die Haltung einer impofanten Minorität auf dem Konzil, — 
er Minorität aus Prälaten ber aufgellärtefen und zugleich ber katholiſchen 
Kirhe tren ergebenen Länder, und in welcher wir mit lebhafter Genugthuun 
die bedentendſten Namen des öſterreichiſch⸗ ungariſchen Episcopats finden, — 
MB auf ein unſeren Wuünſchen mehr entſprechendes Ergebniß hoffen, als bie erſten 
herher gelangten Anzeichen. Dieſe Hoffnung iſt freilich noch nicht zerftört, — 
aber me, deren Wichtigkeit wir nicht verlennen Eönnen, flößen uns ernfte 
deſerguiſſe ein. Diefelben beweiien zweifellos, baß in ben höchften Kreiſen ber 
eine beflimmte Tendenz gegen bie Aulaffung berjenigen Freiheit beftebt, 
für den Staat in allen ber bürgerlichen Gefetgebung angehörigen An⸗ 
Selegenheiten befteht. — Die öffentliche Meinung erhebt ſich nicht ohne Grund 
gegen gewiffe Kundgebungen, welche zwar zunächſt nur Projecte bezeichnen, welche 
Aber, wenn fie is verwirkflidten, einen unausfüllbaren Abgrund 
Milgen den Geſetzen ber Kirche und denen ber meiften modernen 
tasten fhaffen würden. Die Ausficht auf diefe Gefahr reicht hin, um eine 
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tiefe Beunruhigung in die Gemüther zu werfen, unb bie Kaiſerlich⸗ 
Kegierung würde ihre Pflicht verfäumen, wenn fie nicht verfuchte, ihre 
n erheben um das Uebel zu bezeichnen und feinen Folgen vorzubeugen. — - 
iemanb würde aufrichtiger als wir einen neuen Konflikt zwiſchen zwei Gew 
entſtehen ſehen, welche jo Teicht im Frieben neben einanber leben Tönnten. 
wir bürften uicht vor der Erfüllung ber gebieterifhen Pflicht zur 
weihen, ven Geſetzen des Staates bie Achtung zu fihern, die ih 
Jedermann ohne jede Ausnahme unb unter allen Berbältsi 
ſchuldig if. — — Unfer Gewiffen nöthigt uns, ſchon jett auf bie ernflen 
unvermeiblichen Folgen der Annahme von Beichlüffen wie bie in Rebe ſtehe 
im voraus hinzuweiſen. 2c.“ 


Mittheilung der vorftehenden Depefde ı 
Berlin. 


Depeche bes Grafen Beuft an ben Grafen Wimpffen. 


— — „Es ift möglich, daß man Sie fragen wird, warum gerade bie fa 
fihe und Königliche Regierung, die fih fo beftimmt und früher ale alle ant 
für eine einfach abwartende Haltung gegenüber ben Koncil®-Berathungen at 
ſprochen bat, und hierin ben anderen Mächten mit ihrem Beifpiel vorangega 
AR, nunmehr aus ihrer Zurückhaltung beraustretend, allein und obne * 
Einvernehmen mit anderen Cabinetten ſich zu einem biplomatifchen 
der Eurie entfchloffen hat. Werden Sie in biefem Sinne interpellirt, fo bett 
zu antworten, daß Ihre Regierung burch bie VBerbältniffe im Innern ber. 
uardhie fich gegenüber dem Concil in eine ungleich fühlbarere Lage wie jede aı 
verſetzt ſehe. Die Thatfache, Daß unmittelbar vor dem Concil die confeſ 
Fragen in Defterreih- Ungarn einen fo großen Pla in ber öffentliden D 
eingenommen, die Gemütber fo mächtig aufgeregt haben und mit bem Ueberg 
der Monarchie zu parlamentariihen Regierungsformen in fo engem Zufam 
bange geftanden find, dieſe Thatſache übt bei uns auf bie moralifhe Sim 
der Regierung einen Einfluß, welcher anberwärts nicht, ober doch bei weitem 
in gleihem Grade ſich geltend macht. Die Regierung darf, wie bie Dinge fü 
e8 nicht darauf anlommen laflen, daß man an ihrem entidiebenen Willen zw 
die Hoheitsrechte des Staates gegenüber ben Ansprüchen ber Latholifchen Hiera 
wahfam und energiſch zu vertreten. Sie bedarf hierin des öffentlichen Vertra 
im vollften Maße. Die Linie, jenfeit welcher unfere Regierung ſich nicht! 
auf bloßes Schweigen beichränten durfte, war unter biefen Umftänben für 
dadurch bezeichnet, daß allerdings bloße Vermuthungen und nicht» officielle ' 
gramme für bie künftigen Concils- Beichlüffe von uns ohne pränentive Einfp 
bingenommen werben fonnten, unfere Enthaltung aber ihre Grenze finden m 
fobald authentifche Documente uns die Gefahr eines ernftlichen Konflictes zwi 
den Eoncils- Beichlüffen und den Staatsgejeen vor Augen ftellten. Die von 
Augsburger Allgemeinen Zeitung jüngft veröffentlichten Canones gehören | 
nur zu ben in Rom ausgearbeiteten Vorlagen, welche den Berathungen 
Concils zu Grunde gelegt werben follen. Sie unterliegen daher jeber Aender 
und die Haltung eines Theiles der Väter des Concils läßt vorberfehen, be 
an Oppofition gegen mandje dieſer Sätze nicht fehlen werde. Aber fie find 
Borlagen authentiih und gewähren als ſolche beftimmten Aufichluß über bi 
Rom gehegten oder zugelaffenen Intentionen. Ich habe baher nicht fänmen bir 
unfere warnende Stimme dort hören zu lafſen.“ 
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10. 
6.März. Vorlegung der Definition der Unfehlbarteit. 


Zuſatzkapitel zu dem Dekret über ven Primat bes römischen Papſtes. 


— — „So lehren wir mit Zuftimmung des heiligen Concils und befiniren 
als ein Dogma des Glaubens, daß kraft des göttlihen Beiſtandes ber römiſche 
ıpf, von bem in ber Perfon bes heiligen Petrus gleichfalls von unſerem Herrn 
fa Chriſto gefagt iſt: „Sch habe für dich gebetet, daß bein Glaube nicht wanke,“ 
ma er in Uebung bes Amtes als böchfter Lehrer aller Ehriften mit feiner Autor 
It definiert, was in Sachen des Glaubens uub der Moral von der ganzen 
she zu halten fet, nicht irren könne, und baß biefe Drärogative der Irrthum⸗ 
Rgkeit ober Unfehlbarleit des Bapftes ſich auf benfelben Bereich erftrede, auf 
ikhen bie Unfehlbarkeit der Kirche ſich ausdehnt (quid in rebus fidei et morum 
) miversa ecclesia tenendum sit, errare non poseit; et hano Romani 
tatifieis inerrantiae seu infallibilitatis praerogativam ad idem objectum 
rrigi, ad quod infallibilitas ecclesiae extenditur). Wenn aber Iemanb, 
8 Gott abwenben möge, biefer unferer Definition zu wideriprechen fi anmaßen 
te, fo wifle er, daß er von der Wahrheit bes Fatholiihen Glaubens und der 
imbeit der Kirche abgefallen jet.“ 


Aufforderung, bei Bertheilung bes Zufaglapitels den 
Bätern übergeben. Ä 

‚ „Da die meiften Bilchöfe unferen heiligften Herrn gereien haben, einen 
Du) über bie Unfehlbarleit des Römiſchen Pontifer dem Concil vorzulegen und 
iſer beifigfier Herr auf ben Beirath ber befonderen Eongregation, welche für 
Entgegennahme und Prüfung der Anträge der Väter niebergefegt if, bem 
wähnten Geſuche zu willfabren geruhbt hat, jo wird an bie hochwürdigſten Väter 
8 Concils die Formel eines neuen Über diefen Gegenftand handelnden Kapitels 
RK Prüfung vertheilt.“ 


4. April. Erneute Borftellungen Frankreichs bei dem 
Papfte. 
Aus der Denkichrift des Miniftere Daru, an ben Papſt über- 
reicht durch den franzöfiichen Botſchafter v. Banneville. 
„Kragen politifher und bürgerliche Art find kürzlih in ber Verfammlung 
worden. Die Beziehungen der Kirche und des Staates find der Gegen⸗ 
and einer Anzahl von Anträgen, welche nächſtens zur nerbanblung Tommen 
den. Die Regierung Sr. Majeftät hält es für ihre Pflicht und ihr Recht, die’ 
igung zu bocumentiren, welche die Annahme von Marimen hervorrufen 

n, welche die Geſetze unferes Landes berühren. 

Um die guten Beziehungen aufrecht zu erhalten, erbitten wir dringend von 
X Weisheit des Papftes und von ben Vätern bes Conzild, aus dem „Schema 
8 Eoclesia* alles das zu befeitigen, was im Text veröffentlicht und nicht bes- 
verirt if, und was, wie wir fürchten, die ernfleften Folgen für bie gejetliche 
u ſociale Ordnung aller europäifchen Staaten haben würde. 

Je mehr man die Doctrin biefes Documentes prüft, um fo weniger ift zu 
alennen, daß dieſelbe im Grunde fo viel bebeutet, al8 bie gänzliche Unter- 
Wuung der bürgerlichen unter bie religiöfe Gefellihaft. Nach ben 

ftionen, welche biefes Schema enthält und unter ber fürchterlichen Sanction 
Anathema's, Soll fich die Infallibilität und bie Autorität nicht nur auf bie 

en erfireden, welche uns burch die Offenbarung gegeben find, jonbern 
ach auf alle diejenigen welche der kirchlichen Tradition angehören. 

Mit andern Worten, hätte die Infallibilität und die päpſtliche 
Rorität feine anderen Grenzen, als diejenigen, welde bie Kirche 


ÜBR ihr geben will und alle Prinzipien ber bürgerlichen, politi- 
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tifhen, wiffenfhaftlihden Ordnung fallen Direct ober indirectunt 
ihre Machtbefugniß. Auf diefem unbegrenzten Felde wärbe fi 
das Hecht ber Kirche bewegen, Entfheibungen zu treffen, und 6: 
fee zu verlünben, welde das Gewiſſen ber Gläubigen binden ofı 
jebe Beflätigung ber politifhen Autorität, unb felbft im birecte 
Gegenſatz zu den politifhen Autoritäten. 

In diefem Bereiche, deſſen Grenzen bie Kirche allein zu beſtimmen hab 
wünde, follen die beabſichtigten Canones ihre abjolute Macht zuerlennen und zu 
zugleich legislative, richterliche und zwingende Gewalt, eine Macht, welcher bie dei 
* Fürften und Regierungen zur Mithülfe verpflichtet wären, indem fie biej 
firafen müßten, welche ben Verſuch machen würden, fich Diefer Macht zu enti 

Es if offenbar, daß wenn nad ſolchen Principien gehandt 
würbe, die Regierungen feine Macht und bie bürgerliche Gefel 
haft feine Freiheit bewahren würben, als bie Macht und b 
Freiheit, welde bie Kirche ihnen zu bewilligen geneigt wäre. Al 
politifhen Einrichtungen, alle Grundlagen ber bürgerlichen 9 
feugebung in Betreff bes Eigenthums ber gamilie, und bes Unte 
richts fonnten täglih durch die geiftlihe Autorität in Frage sg 
ſtellt werden. 

Zur Bervellflänbigung diefes Syſtems hat man verlangt, im bemifh 
Decret bie berfönlide Infallibiliät des Papſtes zn verkünten, b. 
nachdem man alle politifhe Macht und alle religiöfe Macht ind 
Hände ber Kirche gelegt hat, concentrirt man alle Macht ber int 
in Die Hände ihres Hauptes. 

Das find bie Grundſätze, welche das Afumenifche Konzil Angefichte i 
19. Jahrhunderts verfünben ſellte, und da folde Gruntfäge nirgends tm del 
lichen Europa zugeſtanden und anerlannt find, fo würde bamit Ramens b 
Bapftes das Anathem über alle bürgerlichen Einrichtungen nnd! 
ganze bürgerliche Gefellfhaft ausgeiproden. 

Selbſt im Mittelalter ift ber Verſuch, biefe Prinzipien zur Geltung 
Eringen, die Urſache ter blutigften Conflicte geweien. Der lange Kampf | 
Prieftertfums und des Kaiferreich® geben Zeugniß davon. In dem jeligen ? 
ftand ver Gefellichaiten würde freifih die Verkündigung dieſer Brincipien wit 
erufte Folgen nach fich ziehen. Die Unabhängigfeit ber bürgerlichen Geſellh 
bie man früber bedroht geglaubt hätte, iſt in unferen Tagen chenfo ber TI 
face, wie dem Rechte nach Über allem Etreite und über jebem Angriffe ſiehe 

Die mebernen Prinzipien haben ibꝛe Etelle in bem öffentlichen, eure 
{hen Recht endgültig errungen und finb daraus nicht zu verbrängen, weil fie 
bie Wide wie für bie Freibeit der Menſchen und ver Regierungen uneräf 
find. Es if durchaus fein Gefübl politiiher Unrube, das uns treikt und ı 
Vorſtellungen eingiebt, melde wir dem Concil übergeben wollen. 

GE ift bie tieiere und zugleich uneigennügigere VBeforge 
daß fi, — wenn nidt tie Klugbeit tes heiligen Stuhls es no 
verbindern ſucht, ein Segeniap zwiſchen allen bürgerlichen Gele 
{hatten und der Kirde anbabnt, welder glei nerterklich für Bei 
werten fann. Es iſt um ten öfientlihen Frieden, ebenio wie um bie 
einſtimmung politiſcher und religicier Geſelichaften geicheben, wenn man & 
Segenian in ten Eemütbern berverrnit, var menn man ten Feinden ber Fi 
eine Wañſe in die Band giebt, deren ſie Ab ner zu gut gan fie bebienen wert 

Ale Hüter des tozielen frietend münen tie Negierungen es fid 
böchtten Aufgabe maden, iorchem Undeil suserselemmen. Sie mürben ihre Pf 
wraadläingen, mean fie in den jepigen Umtläinten R-Widewiegen Die 
melde ñch der drtlicden Welt ia Enwariesg ter Erideitungen tes Concld_ 
macngt bar, madt ot den Regierungen zur Prizgerden Nortmentigfeit zu ſprech 
UL gegen Die Azrräge Nerrebrang Aigen, weEdE, mern Me angens 
würden, die iämwertten Unrubden ser uasnebietdider Kolse bebea würden.“ 
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10. April. VBorftellung der Minderheit auf dem Konzil 
wegen Aufſchub der Berathung über die Unfehl- 
barkeitölehre (vom Kardinal v. Raufcher entworfen; 
die Zahl und Namen der Unterjchriften ftehen nicht feit). 


— „Es ift eine unter ben Srogen, deren höchſte Wichtigkeit niemandem 
entgehen Tarın, ber Gott Über ber Seelen Heil Nehming legen muß: benn fie 
berührt die dem chriſtlichen Volle von den Geboten Gottes zu ge- 
bende Unterweifung und betrifft direct das Verbältniß ber katho— 
liihen Lehre zur bürgerlihen Geſellſchaft. 

Wir find weit entfernt vom unbilligen Urtbeile jener, welche vie Päpfte des 
Mittelalters bezliglich ihrer Urtheile Über die Könige und Reiche des ungebänbigten 
Ehrgeizes und ber Störung der bürgerlichen Ordnung anllagen. Vielmehr And 
wir volllonnmen überzeugt, biefelben Baben gefegmäßig eine ihnen vom öffentlichen 
Achte der abenblänbifchen Völker zugeichriebene Gewalt ausgeübt, und daraus 
feien große Wohlthaten für das chriftliche Volk entiprungen. Da aber jene Päpfte, 
wie auch ber Gelehrtefte damals pflegte, nach dem Maßſtabe ihrer Zeit bie ver- 
—5 Dinge beurtheilten, auch durch falſche Erzählungen von Päpſten früherer 

ahrhunderte, welche die Kaiſer abgeſetzt hätten, getäuſcht worden waren, fo 
glaubten fie ſowohl feſt, als ſie auch in Decreten und Refcripten ausſprachen, 
von Gott fei ihnen das Necht verliehen, über alle zeitlichen Angelegenheiten aus 
bem Gefichtspunfte der Sünde Vorfchriften zu geben und Urteile zu fällen; ins⸗ 
beiondere habe Ehriftus der Herr dem hl. Petrus unb den an beffen Stelle Nach⸗ 
folgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das geiftliche, welches fie jelbft 
führten, das andere das weltliche, welches bie Fürſten unb Krieger nad ihrer 
Borihrift führen müßten. Dieſe Lehre von dem Verhältniß der päpſtlichen Ge- 
walt zur ftaatlihen bat Bonifaz VIII. dur bie Bulle „Unam Sanctam“ 
verfändigt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt Leute, welche 
jur Hebung der Schwierigleit behaupten, Bonifaz babe nichts befinirt als: alle 
Renſchen ſeien gehalten, den römiſchen Papſt als das von Chriſtus geſetzte Haupt 
ber | the anzuerlennen; aber bem, welder bie Borgänge zwiſchen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen Iennt, muß die Meinung bes Bapftes, der auf einer über 
bie Angelegenheiten Frankreichs gehaltene Synode bie Bulle erließ, evident fein. 
Dieler Evidenz zu widerftreben erlaubt bie Liebe zur Wahrheit nicht; auch ent- 
ſpricht dies der Klugheit nicht; denn die ſolche Waffen benutzen, bieten den Gegnern 
Kirche die glänzendſten Vorwände dar fie zu verleumden, und die Zeugniſſe 
Geſchichte, welche für die Kirche jprechen, zu entfräften. Webrigens haben die 
bis ins ftebzehnte Jahrhundert Sffentlich gelehrt, die Gewalt in weltlichen 

en fei ihnen von Gott gegeben, und fte haben die entgegengejegte Meinung 
verworfen. Eine andere Yehre über das Berbältniß der firdlichen 
ewalt zur ftaatlihen tragen wir mit faf allen Bifchdfen der ka- 
tholiſhen Welt bem chriſtlichen Volke vor. Denn wir lehren: ungleich 
War fei beider Gewalten Würde, da, wie ber Himmel die Erbe überrage, fo bie 
Mgen Güter, welche den Menſchen durch das Amt ber geiftlichen Gewalt zu- 
ommen,, böher jeien als die zeitlihen, auf deren Erhaltung oder Vermehrung 
bie unmittelbare Thätigleit der bürgerlichen Gewalt ſich beichränfe: eine jebe von 
beiden Gewalten fei aber in ben ihr anvertrauten Dingen unter Gott bie böchfte 
$1: in ihrem Amte der anderen nicht unterworfen. Der weltliche Fürſt als 
lieh der Kirche unterftehe der kirchlichen Gewalt, welcher Durch göttliche Ein- 
‚ung das Recht verliehen ſei, auch die Könige mit Kirchenftrafen zu zlichtigen, 
niemals aber bas Recht zuſtehe, ſie abzuſetzen und die Unterthanen 
vom Bande bes Gehborfams zu löſen. Die Gewalt, über Könige 
and Heide zu urtheilen, weldhe bie Päpfte des Mittelalters aus— 
BeÄbt, babe ihnen zufolge einer gewilfen eigenthümlichen Geſtal— 
Ung des öffentlihen Rechts zugeftanden; aber mit ben veränderten 
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öffentlihen Einrihtungen und auch den privaten fei biefelbe gi 
gleih mit der Grundlage, auf ber fie gerubet, binweggefallen. 
Was wir von dem Verhältniß der firchlihen Gewalt zur flaatlichen lehr 
ift nicht neu, ſondern uralt und durch Die Uebereinftimmung ber beifigen Bü 
und bie Ausfprüde und Beiſpiele aller Päpfte bis auf Gregor VII. bet 
weshalb wir nicht zweifeln, daß es die volle Wahrheit ſei; denn Gott wolle w 
hüten, daß wir wegen ber Zeiten Bebürfniffe den urſprünglichen Sinn bes gB 
lichen Geſetzes fälſchen! Dennoch müſſen die Gefahren angezeigt werben, meh 
für die Kirche aus einem Decrete entitehen werben, das mit biejer unjerer Lel 
nicht Übereinftimmen würde. Es entgeht niemandem, daß es unmöglich if, | 
ftaatlihe Gejellichaft nach der in der Bulle „Unam Sanctam“ feftgejetten Rei 
zu reformiren. Gleichwohl kann Durch den Wechſel der Meinungen und menf 
lihen Einrichtungen weber ein von Gott verliehenes Recht noch bie biefem cı 
Iprechende Pflicht aufgehoben werben. Wenn der römiſche Papft im HI. Peter | 
ewalt empfangen hätte, welde figürlich durch die zwei Schwerter bezeichnet wi 
und, wie in ber Bulle „Cum ex Apostolatus officio“ verfichert wird, aus gö 
fihem Rechte Über die Völler und Reiche die Fülle der Gewalt innehätte, ba 
flände es der Kirche nicht frei, Dies den Gläubigen zu verbergen; pvenu fie m 
den Spuren bes heiligen Paulus folgen, der die, weldye er zu unterrichten ! 
fommen, verfihert: „Ich babe nicht unterlaffen, Eud den ganzen Plan Got 
zu verfündigen.” Wäre aber der chriftliche Unterricht auf dieſe Art umgeftaf 
jo würde e8 wenig nützen, weitläufig zu verficher: was zu der Gewalt bes h 
ligen Stubles im Zeitlichen gehöre, balte fi) in den Grenzen ver Theorie u 
fei von keinerlei Gewicht rüdfichtlich der Angelegenheiten und Ereigniffe,; Pius] 
denke nicht entfernt daran bie Lenker der ftaatlichen Angelegenheiten abzuſetz 
Hohnlachend würden die Gegner antworten: die päpftlichen Urtheile fürchten ı 
nit; aber nah langen und verfhiedenen VBerftellungen ift es endl 
evident worden, daß jeder Katholil, deſſen Werte durch d 
Glauben, den er befennt, geleitet werden fjollen, ein geboren 
Feind des Staates ift, da er fih im Gewiſſen für gebunden e 
achtet, foviel er fann dazu beizutragen, daß alle Reihe und Böll 
bem römifhen Papfte unterworfen werden. Es iſt wohl überflüffig, 
vielerlei Machinationen und Verleumdungen, welche von den Feinden ber Kin 
daraus abgeleitet werden könnten, weitläufiger auseinanderzufegen. Da fih b 
jo verhält, kann es wenigftens dem dieſe Schwierigkeit recht aufmerkſam Err 
genden nicht zweifelhaft fein, daß diefelbe, bevor iiber die Unfehlbarkeit des Pap 
verhandelt werbe, auf das genauefte discutirt werden müſſe. Es würde u 
Recht fein, die Väter zu verleiten, daß fie Über eine Sache, deren Conſequen 
fih fo weit ausdehnen und die Beziehungen der Kirche zu ber menſchlichen € 
jellfehaft jo mannigfaltig und tief afficiren, ohne ausbrüdliche und volle Um 
fuhung der Sache entſchieden. Deshalb ift es nöthig, daß ihnen die angegeb 
Frage, bevor das 11. Capitel des Schema's von der Kirche in Augriff genommm 
zur Erwägung übergeben werde.” 


20. April. Borftellung der Mehrheit wegen unverzi 
liher Beihlußnahme über die Unfehlbarkeit. 


23. April. Preußiſche Borftellungen zur Unterftüßung E 
franzöfilhen Depeſche. 
Depeihe ded Norddeutfchen Gejandten (v. Arnk 
in Nom an den Kardinal: Staatöfecretär Antonelli. 


„Die Kaiſerlich franzöfifche Regierung bat uns Kenntniß von 2 
an den heiligen Stuhl gerichteten Memorandum gegeben und uns 
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Unterftägng defielben erſucht. — — Die Regierung des Norddeutichen 
Bundes würde in der That im Hinblid auf die tiefe Bewegung, welche 
m Der Kirche Deutfchlands herrſcht, ihre Pflichten verfäumen, wenn fie 
nicht die Mebereinftimmung der von Frankreich geltend gemachten Auf- 
aſſum gen mit denjenigen Beforgniffen conftatiren wollte, welche in Deutſch⸗ 
land Die Gemüther ergriffen haben, Angefichts der Gefahr, daß die im 
Gegemſatz zu der fat einftimmigen Anficht der deutjchen Bischöfe gefaßten 
eich Lüfle des Concils die fehwierigften Verhältniffe hervorrufen, und dem 
Gewafien endlofe Kämpfe auferlegen. — Es ift allgemein befannt, daß 
die Deutichen Biihöfe ſich die Auffaffungen, melde auf dem Konzil 
bereichen, nicht haben aneignen können. — Durch Aftenftüde, welche ver- 
öfferntlicht worden find, haben fie die Pflicht erfüllt, im voraus auf die 
bella genswerthen Folgen binzumeifen, welche zu befürchten wären, menn 
die Höchſte Autorität der Kirche zur Erklärung gewiſſer Beftimmungen 
reiten wollte, welche nicht verfehlen würden, die gegenfeitige Stellung 
zwiichhen den beiden Gemwalten, der weltlichen und der geiftlichen, zu vers 

dern. Diefe Beflimmungen würden alte hinlänglich befannte Lehren 
wieder aufleben Iaflen, welche von der bürgerlichen Geſellſchaft zu allen 
Zeiten und von allen Nationen bekämpft worden find. Es hieße dies 

Wirrung in alle Beziehungen zwiſchen der Kirche und dem Staat 
— und Kriſen herbeifuhren, von deren Tragweite ſich der heilige 

U nicht vollauf Rechenſchaft zu geben ſcheint. 

‚. Sa Deutichland müſſen die katholiſchen und nicht katholiſchen Chriſten 
fiedlih nebeneinander leben. Unter dem Einfluffe täglicher Beziehungen 
hat fi eine Stimmung gebildet, unter welcher die verfchiedenen Kon⸗ 
feſſio nen ſich einander genähert haben, jo dag man hoffen darf, alle le—⸗— 
ben digen Kräfte der hriftlihen Bevölkerung zu vereinigen, 
um gemeinfchaftlich die Irrthümer zu befämpfen, deren Eins 
luß ſich heute zum großen Schaden aller eligtöfen Gefühle 
geltend madt. Es ift aber zu fürchten, daß diefe Annäherung aufge 
halten würde, wenn die Anſichten, welche unſere Biſchöfe bekämpſen, auf 
dem Konzil die Oberhand erlangten und der Welt als Glaubensregel 

erlegt werden ſollte. — 

Es wäre nicht unmöglich, daß die Regierung des Norddeutſchen 
Bundes alsdann in religiöſer Beziehung nicht mehr die Unbefangenheit 
der Aktion bebielte, welche fie bis jegt im Intereſſe der Tatholifchen Kirche 
denut hat. 

. Indem wir dem heiligen Stuhl diefe Bemerkung unterbreiten, folgen 

Die nicht den Ideen Derjenigen, weldye der heilige Stuhl vielleiht als 
leine Gegner -anfieht. Wir haben fein Intereſſe, die Autorität des Papſtes 
au ſchwächen. Als befreundete Macht und um der römifchen Kurie einen 

pen Dienft zu leiften, möchten wir durch diefe offene Ausſprache dazu 

B; Tragen, von den Beſchlüſſen des Konzils Alles fern zu halten, was die 

jap der fo befriedigende Lage der katholischen Kirche in Deutfchland ges 

Khrden könnte. enn wir dazu helfen könnten, ein ſolches Reſultat zu 

ern, ſo würden wir darin einen Grund mehr finden, auf dem ſtets 
ehaltenen Wege in unſeren Beziehungen zur Kurie auch ferner zu 

n.“ 


fe 
Bergen 
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qurüdauführen, welches fi mit unferm StaatSleben verträgt, 
ir find in Norddeutfchland des nationalen und des politifchen Bench 
fein, auch der katholiſchen Bevölkerung in ihrer Mehrheit, ficher und 
haben in der überwiegenden Mehrheit der evangelifhen Kirche einem 
Stügpuntt, welcher den Regierungen rein oder wefentlich katholischer Länder 
fehlt. Es bedarf für uns der Verſicherung des Papftes, deß durch die 
Ergebniſſe des Concils die hergebrachten und feſtgeſtellten Beziehungen 
der Curie zu den Regierungen nicht geändert werden ſollten, in kan 
Weile. Jeder Berfuh, diefelben umzugeftalten, würde jdließ 
lich nit zu unferem Nachtheile ausfallen. 

Ungeadtet diefer Zuverſicht find wir natlirlich weit davon entfernt, 
zu wünſchen, daß die Sachen auf die Spige getrieben werden. In Je 
tereffe der FTatholifchen Untertanen Seiner Majeftät des Königs md 
einer friedlichen Weiterentwidlung des nationalen Lebens können wir ma 
wünſchen, daß der Organismus der Fatholifhen Kirche, anf 
defjen Grunde. fi bisher gedeihlihe Beziehungen zwiſchen 
Staat und Kirche gebildet haben, nicht geftört oder unter 
broden werde. Wir baben ein lebhaftes Intereife daran, dag die El 
mente des religiöfen Lebens, verbunden mit geiftiger Freiheit und willen 
en Streben, welche der katholiſchen Kirche in Deutfchland eiger⸗ 
thümlich find, audh in Rom auf dem Concil im Gegenfaß gegen Die 
fremden Elemente zur Geltung kommen und nicht dur die numen 
Mehrheit unterdrüdt und vergewaltigt werben. Aber wie dieſer Wunſch 
nicht aus dem ftaatlichen Intereſſe der Regierung, fondern aus der Syw 
patbie für das religiöje Reben unferer katholiſchen Bevölkerung hervorgeht, 
fo kann er auch nicht in einer von der Regierung ausgehenden Act 
feinen Ausdrud finden, fondern wir müflen erwarten, daß die Actie 
von dem deutfhen Element auf dem Concil felbft ausgehe— 
und wir unſererſeits müſſen ung darauf bejchränfen, dem deutfchen Gptb 
copat die Gewißheit unferer Sympathie und, wenn der Fall des Bebütk 
niffe8 eintreten und von dem Episcopat erfannt werden follte, unfer 
Unterftägung zu geben. 

Unfererjeit3 im Namen der Regierung Forderungen von dem Epid 
copat an die Curie oder daß Concil zu ftellen, betrachte ich nicht al 
unfere Aufgabe. Abgefehen davon, daß es ſchwer fein würde, einen prol 
tifchen Boden dafür zu finden — wie denn fchon die Forderung eine 
Abſtimmungsmodus nad Nationen eine fehr ſchwer definirbare fein 
— mürden wir uns in eine falfche Stellung zu dem Concil und zu DM 
Curie bringen und eine Art Anerkennung der dort beanfpruchten Xutoritl! 
ausfprechen, deren Folgen ſich fehmer berechnen ließen. Was follen m 
thun, wenn die Forderung, wie e8 wahrſcheinlich ift, abgewiefen wird, 
weil es ſich dabei um ein reines Internum des Concils handle? Und 
wenn gar römifcherjeit8 darauf eingegangen würde — was freilich mt 
wahrjcheinlich ift — würden ung nicht gerade dadurd) die Hände gebunden 
werben für die Zukunft? Würden wir damit nicht den für ua 
einzig mögliden Standpunkt aufgeben, daß wir als Regie⸗ 
rung dem Concil völlig fremd und frei gegenüberftehen und 
feine Beichlüffe vor das Forum unferer Gefege und unfere 
Staatslebens zu ziehen beretigt find? Schon aus diefem Grund 
lönnen wir eine ftändige Conferenz der Vertreter der Regierungen in 
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Em — x KA Namen —— Begeiänen und 
zwar empfehlen wollen, aber als eine ind Auge zu 
ie Eventualität anführen, nicht für angemefjen erachten, felbft wenn 

wäre. Sie bürfte aber auch prattiſch ſich nicht als möglich 
exneilen, — weil fi nur ſehr wenige Vertreier von Regierungen darin 
auiemmenfinden wärben, wie benn Em. xc. ſelbſt mit Recht ein Bufammen« 
wirten mit dem bſterreichiſchen Botſchafter als ſchwierig bezeichnet haben. 

BE en US 

n feiner jafielbe ben kann, würde ſicherlit 
abfeits halten; von England, von Rıklard, von Jialien find feine Ver⸗ 
treter vorhanden, und welches Gewicht würde in Rom eine Conferenz 

‚ die fi auß den Vertretern des norbdeutfchen Bundes, Bayerns 
hen bie andern fübbeutfhen Staaten nicht mit repräfentiren wilrbe, 
bere menigftens fid) nicht geneigt zeigt, Bayern mit zu beaufs 

trögen) und Portugals quiammenfeote le diefe Betrachtungen können 
zur dazu dienen, bie Ueberzeugung zu verftärken, daß jede Action auf 
dad Eoncil nur von den Biſchöfen, d. h. womöglich den beutfchen, 
inßerbindung mit den dfterreichifgen und ungarifchen, even- 
tuell au den franzöſiſchen und den einzelnen Elementen in 
anderen Nationalitäten, ausgehen muß. Es wird für jegt mehr 
nit thunfich fein, als daß wir die deutjchen und die ihnen zuftimmenden 

Biidöfe Grmuthigen und moralifh unterftügen, und ihnen 

die Zuverficht geben, daß wir auch im fhlimmften Fall ihre 

Rehte im eigenen Lande wahren würden. Ich erfehe aus Ihren 

Berichten mit Bergnügen, dag Ihnen die Fühlung mit den Biſchöfen nicht 

fölt; und ich wunſche dringend, daß Sie diefelbe dazu bemugen mögen, 

um auf die Biſchöfe in diefem Sinne vertraulich einzumirken. Inwieweit 

&n. x. bei den einzelnen Brälaten Gelegenheit und Boden dafür finden, 

fm nur von Ihnen felbft beurtheilt werben. Hierüber bitte ich Em. ıc. 

auch mit dem Grafen Zauftiechen, deſſen Uebereinftimmung Ihnen ſicherlich 
ke fhlen wirb, und mit dem portugiefiihen Gefandten ſich zu vers 


m. 

den Bifchöfen gegenüber werden Sie aber auch hervors 
heben können, was ih oben ſchon andeutete, daß tief ein— 
giifende Aenderungen in dem Organismus der kätholiſchen 
irche, wie fie durch die abfolutiftifhen Tendenzen der Eurial« 
Partei angeftrebt werden, allerdings aud nicht ohne Einfluß 
anf die Beziehungen der Kirche zum Staat und damit aufihre 
eigene Stellung der Regierung gegenüber bleiben würden. 

Dieſe Beziehungen und das bisher von der Staatsregierun 

zeigte wohlwollende Entgenlommen für die Bebürfnilfe un 
infoe der Kirche beruhen auf dem beftehenden Organismus 
der Kirche und auf der anerkannten Stellung der Biſchöfe in 
demfelben. Werben diefe alterirt, fo werden aud die Pflichten 
der Regierung andere, nicht nur in moralifher, fondern aud 
in juri hier Sinficht, und legtere muß fi fragen, ob die vers 
änderte Stellung der Bifchöfe, melde ihr gegenüber die nächſten 
Bertreter und Organe der Kirche find, nit eine veränderte 
Behandlung in legislatorifher und abminiftrativer —W— 
forderlich made. In dieſer Beziehung erſcheint mir auch die Argus 
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mentation des franzöſiſchen Botfchafters, welche Em. ıc., ich weiß mil 
recht, warum, als eine fubtile bezeichnen, durchaus ger 5— und iS 
glaube, daß Sie ähnliche Erwägungen gegenüber den Bifchd ga 
machen können. Indem ich noch bemerfe, baß dieſe Inftruction Sei 
Majeſtät dem König vorgelegen hat und von Allerhöchſtdemſelben genehnrigt 
worden ift, faffe id diefebe nach einmal darin zufammen: daß ich Em. x. 
bitte, dem Concil und der Curie gegenüber eine vollfommene 
ruhige und abwartende Stellung zu bewahren, und vertranlid, 
in Uebereinftimmung mit Ihren gleigelinnten Eollegen, ein 
möglichſt ermuthigende und ſtärkende Einwirkung auf die Bifhäfe 
geltend zu machen“ 


Ende Januar. Borftellung deutſcher und öſterreichiſcher 
Biſchöfe gegen die Infallibilitätd-Petition. 


„Es find uns gedrudte Briefe zugelommen, in denen man von ben Vaten 
des Concils die Unterjchrift verlangt für eine Petition, in welcher bie dlumeniſe 
Synode erfucht wird, biefelbe möge fanctioniren, daß die Autorität bes römildes 
Papftes die höchfte und deshalb irrthumlos fei, wenn fie in Sachen bes Glanbes 
und ber Sitten mit apoftoliiher Machtvolllommenheit allen Gläubigen Borfärifter 
ertheilt. Es ift gewiß verwunberlih, die Nichter des Glaubens einzuladen, 
fie noch vor der Verhandlung eine mit ihrer Unterſchrift bekräftigte Erkld 
über ben erft zu fällenden Spruch veröffentlichen. Aber wir haben in einer 
wichtigen Angelegenheit uns an Dich ſelbſt, heiligfter Vater, zu wenden beſchloſſer. 

Die Zeiten find verſchwunden, in welden es vorkam, daß bie Rechte bei 
apoftoliihen Stuhles von Katholiken in Zweifel gezogen wurden. Es giebt Fir 
manben, ber nicht wüßte, „daß, gleichwie der Leib ohne Haupt verftümmelt iR, 
fo auch nicht ein die ganze Kirche repräfentirendes Concil ohne ben Nachfolger 
des heiligen Petrus gehalten werben kann“ — und Alle gehordhen den 
des heiligen Stuhles mit willigftem Herzen. Ueberdies ift das, mas über De 
Autorität des römischen PBontifer von ben Gläubigen zu halten fei, von bem Zr 
bentiner Concilium ausgefprochen, wie auch von dem Florentinifchen, heile 
Beſchluß Über viefen Punkt im Ganzen und Einzelnen um fo heiliger gehaftet 
werben muß, weil berfelbe durch die Uebereinftimmung der lateinifchen und gr’ 
chiſchen Kirche feftgeftellt ift und bie Grundlage für die Wieberherftellung der 
Bereinigung fein wird, wenn der Herr auf das von fo vielen Leiden heimgeſuch 
Morgenland den Blid feiner Barmherzigkeit wertet. Dazu kommt, baß 
Kirche in dieſer ftürmifchen Zeit gegen Iene, welche ſich wider bie Religion wie 
eine dem menſchlichen Geſchlechte verderbliche Erfindung erheben, einen neuen, jet 
Jahrhunderten unerhörten Kampf führen muß, fo daß es keineswegs angemeflet 
ericheint, den von fo vielen und alleitigen Umtrieben in Berfuhung gefüfrte® 
katholiſchen Böllern Größeres als bie Väter von Trient aufzuerlegen Imajors 
imponere]. Webrigene, obſchon Bellarmin mit der ganzen katholiſchen 
ansfprit: „ntfcheibungen in Sachen des Glaubens hängen vorzüglich von de 
apoftolifchen Ueberlieferung und der Zuſtimmung der Kirchen ab,” und obwohl DE 
allgemeine Synobe ben kürzeften Weg bietet, Die Meinung der ganzen Kirche fennt® 
zu lernen, fo find dennoch von dem erhabenen Concil, welches bie Apoftel mit des 
Aelteften von Ierufalem gehalten haben, bis zu dem von Nicka, nnzählige Irrthän 
en ber Einzellirchen unter Zuftimmung des Nachfolgers bee heil 
gen Petrus und der ganzen Kirche niebergeichlagen und vernichtet worben. Es f 
zweifellos, daß alle gläubigen Ehriften ten Beichlüffen des apoftolifchen Etuhlel 
aufridtigen Gehorfam ſchulden; außerdem lehren unterrichtete und fromme Männkı 
dasjenige, was ter Papft liber ben Glauben und bie Sitten ex cathedra rei 
feſtſetzt, fei auch ohne bie auf was immer für eine Weife kundgegebene Zufim 
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ang ber Kirchen unumftößlih. Dennoch darf man nicht ſtillſchweigend darüber 
sweggeben, daß michtsbefloweniger noch gewichtige Schwierigkeiten übrig bleiben, 
: aus den Schriften und Handlungen ber Kirchenväter, aus echten Urkunden 
r Geichichte und ber katholiſchen Lehre felbft hervorgehen, vor beren vollſtändiger 
Kung die in dem oben genannten Schreiben empfohlene Lehre dem chriſtli 
oſte als eine von Gott enthüllte unmöglich vorgelegt werben könnte. Wahrlich, 
x biefen Erörterungen jcheut ſich unfere Seele, und baf uns die Nothwendigkeit 
ner ſolchen Berathung nicht auferlegt werbe, darum bitten wir im Vertrauen 
uf Dein Wohlwollen. Ueberbie®, da wir unter ven bedeutendſten fatho- 
hen Rationen das bifhdflihe Amt verwalten, fo kennen wir ihre 
zerhältniſſe aus täglicher Erfahrung; für uns aber ſteht feft, daß 
Ne Definition, welde verlangt wird, ben Feinden ber Religion 
ine Waffe geben würbe, um gegen die katholiſche Sache auch bei 
merkannt befferen Männern Groll zu erregen, und wir find gewiß, 
aß diefe Sache in Europa, wenigftens den Regierungen unferer 
Sprengel, den Grund oder doch den Borwand bieten würde, die 
no ü rig gebliebenen Nechte ber Kirche anzugreifen. Das haben wir 
Deiner Heiligleit mit jener Aufrichtigkeit auseinanbergeletst, die wir dem gemein- 
men Bater ber Gläubigen fchulden, und wir bitten Dich, anzuordnen, daß die 
&ehre, um beren Sanctionirung gebeten wird, bem allgemeinen 
Concile zur Berathbung nicht vorgelegt werbe. Auch erbitten wir, zu 

en Füßen liegend, für uns und für tie Völker, die uns anvertraut find, 
um fie zu Gott zu führen, den apoftoliihen Segen. 

Deiner Heiligkeit bemütbigfte, gehorfamfte und ergebenfte Diener.“ 


46 Unterfchriften, barunter Schwarzenberg. Rauſcher. Kürftenberg. 
daynald. Melchers. Körfter. Stroßmaher. Namszanomeli. Eber- 
hard. Kremeng. Bedmann. Ketteler. Hefele. 


‚ Die Borftellung, als beren Verfafſer Carbinal Erzbifhof v. Rauſcher 

im wurde, da ber Papft deren Annahme — wie e8 bieß wegen eines Form⸗ 
lers — verweigerte, vom Kardinal Erzbiſchof v. Shwarzenberg unterm 

3. Januar dem Präfidenten bes Concils mitgeteilt. Außer biejer Borflellung 

—* noch vier audere, ganz Ähnliche Eingaben in derſelben Weiſe ein- 
act.) 


Samar. Vorſtellungen der franzöfifhen Regierung in Rom 
- wegen ber Gefahren der beantragten Beſchlüſſe. 


10. Februar. Defterreihiihe Warnung an die Kurie. 


Depeihe bes Grafen v. Beuft an Graf Trautmannsporff in Rom. 

— — — „Die Haltung einer impofanten Minorität auf dem Konzil, — 
einer Minorität aus Prälaten ber aufgeklärteſten und zugleich der katholiſchen 
ine treu ergebenen Länder, und in welcher wir mit lebhafter Genugthuun 
die bedentenbften Namen bes öfterreichifch- ungarifchen Episcopats finden, — lieh 
ME auf ein unferen Wünfchen mehr entiprechenbes Ergebniß hoffen, als bie erſten 
fer gelangten Anzeihen. Diefe Hoffnung ift freilich noch nicht zerftört, — 
Symptome, deren Wichtigfeit wir nicht verlennen können, flößen uns ernfte 
orgniſfſe ein. Dieſelben beweiſen zweifellos, daß in ben höchſten Kreifen ber 
eine beftimmte Tendenz gegen die Zulafjung derjenigen Freiheit beftebt, 

welche für den Staat in allen ber bürgerlichen Gefetsgebung angehörigen An- 
gätgenheiten befteht. — Die üffentlihe Meinung erhebt ſich nicht ohne Grund 
sten gewiffe Kundgebungen, welde zwar zunächſt nur Projecte bezeichnen, welche 
‚ wenn fie ſich verwirklidten, einen unausfüllbaren Abgrund 
Wiſchen ven Befeten der Kirhe und denen der meiflen modernen 
Staaten Ihaffen würden. Die Ausfiht auf biefe Gefahr reicht bin, um eine 
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tiefe Beunrubigung in bie Gemüther zu werfen, unb die Kaiferlich - Kö 
Regierung würde ihre Pflicht verfäumen, wenn fie nicht verfuchte, ihre S 
in erheben um das Uebel zu bezeichnen und feinen Folgen vorzubeugen. — 

iemand würde aufrichtiger als wir einen neuen Konflift zwiſchen zwei Ger 
entftehen ſehen, welche jo leicht im Frieden neben einander leben könnten. 
wir dürften nicht vor ber Erfüllung ber gebieterifhen Pflicht zu 
weichen, ben Gejeten des Staates bie Achtung zu fihern, biet 
Jedermann ohne jede Ausnahme und unter allen Berhältni 
ſchuldig ifl. — — Unſer Gemwiffen nöthigt uns, ſchon jekt auf bie ernſter 
unvermeiblicden Folgen ber Annahme von Beichlüffen wie die in Rebe fleh 
im voraus hinzuweiſen. 2c.“ 


Mittheilung der vorftehenden Depeide ı 
Berlin. 


Depeiche des Grafen Beuft an den Grafen Wimpffen. 


— — „es iſt möglid, daß man Sie fragen wird, warum gerabe bie Ka 
fihe und Königliche Regierung, die fi jo beftimmt und früher als alle anl 
für eine einfach abwartende Haltung gegenüber den Eoncils-Berathungen at 
ſprochen bat, und hierin den anderen Mächten mit ihrem VBeilpiel vorangega 
iſt, nunmehr aus ihrer Zurüdhaltung heraustretend, allein und ohne —8* 
Einvernehmen mit anderen Cabinetten ſich zu einem diplomatiſchen Schritt 
der Eurie entfchloffen hat. Werben Sie in diefem Stune interpellirt, fo Bitt 
zu antworten, daß Ihre Regierung durch die VBerhältniffe im Iunern ber: 
narchie fich gegenliber dem Koncil in eine ungleich fühlbarere Lage wie jebe aı 
verſetzt ſehe. Die Thatfache, daß unmittelbar vor dem Concil die confeſſton 
Fragen in Oeſterreich⸗ Ungarn einen jo großen Platz in der öffentlichen Disen 
eingenommen, die Gemüther jo mächtig aufgeregt haben und mit bem Ueberg 
der Monarchie zu parlamentarifchen Neglerungeformen in fo engem Zuſam 
bange geftanden find, dieſe Thatſache übt bei uns auf bie moraliſche Sitm 
der Regierung einen Einfluß, welcher anderwärts nicht, ober Doch bei weiten: 
in gleichem Grade fs geltend macht. Die Regierung barf, wie die Dinge fi 
es nicht darauf ankommen laffen, daß man an ihrem entichiebenen Willen zw 
die Hoheitsrechte bes Staates gegenüber den Anſprüchen ber Eatholifchen Hiera 
wachſam und energifch zu vertreten. Sie bebarf hierin des öffentlichen Vertra 
im vollften Maße. Die Linie, jenfeit welcher unfere Regierung fich nicht ı 
auf bloßes Schweigen beichränten durfte, war unter biefen Umftänben für 
dadurch bezeichnet, daß allerdings bloße Vermuthungen und nicht« officielle | 
gramme für bie tünftigen Concils⸗Beſchluſſe von uns ohne präventive Einfpi 
hingenommen werben konnten, unjere Entbaltung aber ihre Grenze finden m 
fobald authentifche Documente uns die Gefahr eines ernftlicden Eonflicted zwi] 
den Concild- Beichlüffen und den Staatsgeſetzen vor Augen ftellten. Die von 
Augsburger Allgemeinen Zeitung jüngft veröffentlichten Canone® gehören | 
nur zu den in Rom ausgearbeiteten Vorlagen, welche ben Berathungen 
Concils zu Grunde gelegt werben follen. Sie unterliegen daher jeber Wenben 
und bie Haltung eines Theiles ber Väter des Eoncil® läßt vorberfehen, bei 
an Oppofltion gegen manche dieſer Säte nicht fehlen werde. Aber 
Vorlagen authentiih und gewähren als folche beſtimmten Auffchluß liber bi 
Rom gehegten ober zugelaffenen Intentionen. Ich habe daher nicht fänmen bär 
unfere warnende Stimme dort hören zu laffen.“ 


“ 
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3. Vorlegung der Definition der Unfehlbarteit. 


Anfatzlapitel zu dem Dekret Über ben Primat bes römiſchen Papftes. 


- „So lehren wir mit Zuftimmung des heiligen Concil® und befiniren 
Dogma bes Glaubens, daß fraft des göttlihen Beiftandes ber römifche 
dem in der Perſon bes heiligen Petrus gleichfalls von unjerem Herrn 
ı gefagt if: „Ich habe für Dich gebetet, daß bein Glaube nicht wanle,” 
Uebung des Amtes als höchfter Lehrer aller Ehriften mit feiner Auto» 
t, was in Sachen des Glaubens und der Moral von der ganzen 
ılten jet, nicht irren könne, und daß dieſe DBrärogatice der Irrthum⸗ 
r Unfehlbarkeit des Papftes ſich auf denſelben Bereich erftrede, anf 
Unfehlbarkeit der Kirche ſich ausdehnt (quid in rebus fidei et morum 
a ecclesia tenendum sit, errare non possit; et hano Romani 
nerrantiae sen infallibilitatis praerogativam ad idem objectum 
I quod infallibilitas ecclesiae extenditur). Wenn aber Jemand, 
swenben möge, biejer unferer Definition zu wiberfprechen ſich anmaßen 
nffe er, daß er von der Wahrheit bes katholiſchen Glaubens und ber 
irche abgefallen jet.“ 


Aufforderung, bei Berthetlung des Zufatlapitels den 
Bätern Übergeben. 
die meiften Biſchöfe unferen beiligften Herrn gebeten haben, einen 
die Unfehlbarleit des Römifchen Pontifer dem Concil vorzulegen unb 
fer Herr auf den Beirath der befonberen Kongregation, welche für 
nnahme und Prüfung der Anträge ber Väter niedergejet ift, dem 
deiuche zu willfahren gerubt bat, jo wird an bie hochwürdigſten Väter 
bie Formel eines neuen Über diefen Gegenſtand handelnden Kapitels 
3 vertheilt.” 


l. Erneute Borftellungen Frankreichs bei dem 
Papfte. 

Aus der Denkhſchrift des Miniſters Daru, an ben Papft über⸗ 
reicht durch den franzöfiihen Botichafter v. Banneville. 
m politifher und bürgerliche Art find Türzlih in der Berfammlung 
rden. Die Beziehungen der Kirche und bes Staates find der Gegen- 
Anzahl von Anträgen, welde nächftens zur Derbanbiung fommen 
: Kegierung Sr. Majeftät hält es fiir ihre Pflicht und ihr Recht, bie’ 
ng zu Documentiren, welche die Annahme von Maximen bervorrufen 
Ihe die Geſetze unferes Landes berühren. 
ie guten Beziehungen aufrecht zu erhalten, erbitten wir bringend von 
t des Papftes und von den Vätern des Konzils, aus dem „Schema 
a“ alles das zur bejeitigen, was im Text veröffentlit und nicht des⸗ 
und was, wie wir fürchten, bie ernfteften Folgen für die gejetzliche 
Ordnung aller europäifchen Staaten haben würde. 
ehr man bie Doctrin dieſes Documentes prüft, um jo weniger ift zu 
daß dieſelbe im Grunde fo viel bebeutet, als Die gänzliche Unter- 
ver bürgerlichen unter die religiöfe Gejellihaft. Nach ben 
sn, welche biefes Schema enthält und unter ber fürchterlichen Sanction 
ma’s, ſoll fih die Infallibilität und bie Autorität nicht nur auf bie 
erfireden, welde uns durch die Offenbarung gegeben find, fondern 
(e diejenigen, welche der kirchlichen Tradition angehören. 
anbern Porten, hätte die Infallibilität und die päpftlide 
feine anderen Örenzen, als diejenigen, welche die Kirche 
geben will und alle Prinzipien der bürgerlichen, politi- 
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tifhen, wiffenfhaftliden Orbnung fallen direct ober inbirect nute 
ihre Macdtbefugniß. Auf diefem unbegrenzten Felde wärbe 1 
das Hecht der Kirche bewegen, Entfheibungen zu treffen, und Ge 
ſe ze zu verfünden, welde das Gewiſſen ver Gläubigen binden ohrn 
jede Beftätigung ber politifhen Autorität, und feibR in birecten 
Gegenſatz zu den politifhen Autoritäten. 

In diefem Bereiche, deſſen Grenzen bie Kirche allein zu beſtimmen habe 
würde, follen bie beabfichtigten Canones ihre abfolute Macht zuerlennen und zw 
zugleich Iegislative, richterliche und zwingende Gewalt, eine Macht, welcher bie dr 
lichen Fürften unb Regierungen zur Mithilfe verpflichtet wären, inbem fie per 
firafen müßten, welche ben Bertuch machen wüıben, fich dieſer Macht zu 

Es ift offenbar, daß wenn nad folden Principien gehanbel 
würde, bie Regierungen feine Macht und die bürgerliche Gefell 
(haft keine Sreibeit bewahren würden, als die Macht und bi 
Freiheit, welche die Kirche ihnen du bewilligen geneigt wäre Wl 

olitifhen Einrihtungen, alle Grundlagen ber bürgerlichen &e 
— in Betreff des Eigenthums der Familie, und bes Unte 
richts konnten täglih durch die geiftlide Autorität in Frage gi 
ſtellt werden. 

Zur Vervollfländigung dieſes Syſtems hat man verlangt, in bemfech 
Decret bie perſönliche Infallibiliät des Papſtes zu verkünden, d 
nachdem man alle politifde Macht und alle religtöfe Madt in bi 
Hände der Kirche gelegt hat, concentrirt man alle Macht ber Rird 
in die Hände ihres Hauptes. 

“Das find die Grunbfäge, welche das dfumenifde Konzil Augefichte W 
19. Jahrhunderts verkünden follte, und da ſolche Grundfäge nirgends im dei 
fihen Europa zugeftanden und anerkannt find, fo würde bamit Namens Mt 
Bapftes das Anathem Über alle bürgerlihen Einridtungen unb 
ganze bürgerlihe Geſellſchaft ausgeſprochen. 

Selöf im Mittelalter ift der Verſuch, biefe Prinzipien zur Geltung | 
bringen, bie Urſache der blutigften Eonflicte gewelen. Der lange Kampf h 
Prieftertbums und bes Kaiſerreichs geben zeugniß davon. In dem jetigen J 
fland ber Geſellſchaften würde freilich bie Berfündigung dieſer Principien nich 
ernfte Folgen nach fich ziehen. Die Unabhängigkeit der bürgerlichen Geſellſhe 
bie man Früher bedroht geglaubt hätte, ift in unferen Tagen ebenfo ber Th 
fache, wie dem Rechte nach über allem Streite unb Über jedem Angriffe ſtehen 

Die modernen Prinzipien haben ihre Stelle in dem öffentlichen, eurepl 
hen Recht endgültig errungen und find daraus nicht zu verbrängen, weil fie 
bie Würde wie für bie Freiheit der Menſchen und ber Regierungen un 
find. Es iſt durchaus kein Gefühl politifcher Unruhe, das uns treibt und m 
Borftellungen eingiebt, welche wir dem Concil übergeben wollen. 

Es if die tiefere und zugleih uneigennüßigere Beforgail 
baß fih, — wenn nidt die Klugheit bes heiligen Stuhls es ned] 
verhindern ſucht, ein Gegenjag zwiſchen allen bürgerlichen Geſel 
Ihaften und ber Kirhe anbahnt, welder gleich verberblich für Beil 
werben fann. Es iſt um ben öffentlichen Frieden, ebenfo wie um bie Uebe 
einſtimmung politiſcher und religiöſer Gejellihaften gefchehen, wenn man eis 
Gegenfat in den Gemüthern hervorruft, und wenn man ben Feinden ber Kin 
eine Waffe in Die Hand giebt, deren fie fih nur zu gut gegen fie bedienen werde 

Als Hüter des fozialen Friedens müſſen vie Regierungen es fih 
höchften Aufgabe machen, ſolchem Unheil zuvorzulommen. Sie würben br Bil 
eachäffigen, wenn fie in den jeßigen Umftänden ſtillſchwiegen. Die Erregan 
welche fih der chriſtlichen Welt in Erwartung ver Entſcheidungen bes Eoncild 6 
mãchtigt bat, macht es ben Regierungen zur dringenden Nothwendigkeit zu ſpreche 
und gegen die Anträge Verwahrung einzulegen, welche, wenn fie angenomm 
würden, bie ſchwerſten Unruhen zur unausbleiblihen Folge haben würden.“ 
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10. April. Borftellung der Minderheit auf dem Konzil 
wegen Auffhub der Berathbung über die Unfehl- 
barfeitslehre (vom Kardinal v. Rauſcher entworfen; 
die Zahl und Namen der Unterjchriften ftehen nicht feft). 


— „Es iſt eine unter ben Grogen, deren höchſte Wichtigkeit niemandem 
entgehen Tann, der Gott Über ver Seelen Heil Rechnung legen muß: denn fie 
berührt Die dem chriſtlichen Volke von den Geboten Gottes zu ge- 
bende Unterweifung und betrifft Direct das Berbältniß der katho— 
liſhen Lehre zur bürgerlichen Geſellſchaft. 

‚ ir find weit entfernt vom unbilligen Urtbeile jener, welche bie Päpfte bes 
Mittelalters bezüglich ihrer Urtheile Über die Könige und Reiche des ungebändigten 
Ehrgeizes und der Störung ber bürgerlichen Ordnung anllagen. Vielmehr find 
wir volllommen überzeugt, diefelben haben gefegmäßig eine ihnen vom öffentlichen 
Rechte der abenbländiichen Völker zugeichriebene Gewalt ausgeht, und barans 
feien große Wohlthaten für das chriftliche Volk entiprungen. Da aber jene Päpfte, 
wie au ber Gelehrteſte damals pflegte, nach dem Maßſtabe ihrer Zeit die ver- 
angenen Dinge beurtbeilten, auch durch falſche Erzählungen von Päpften früherer 

brhunderte, welche bie Kaifer abgejett hätten, getäufcht worden waren, fo 
glaubten fie ſowohl feft, als ſie auch in Decreten und Refcripten ausfprachen, 
von Gott fei ihnen das Recht verliehen, über alle zeitlichen Angelegenheiten aus 
dem Gefichtspunkte der Sünde Borfchriften zu geben und Urtbeile zu fällen; ins- 
beiondere habe Ehriftus ber Herr dem hi. Betrus unb ben an deſſen Stelle Nach⸗ 
folgenden zwei Schwerter übergeben, das eine das geiftliche, welches fie ſelbſt 

en, ba8 andere ba8 weltliche, welches die Fürften und Krieger nad ihrer 
Borihrift führen müßten. Dieſe Lehre von bem Verhältniß der päpftlichen Ge— 
walt zur ftaatlihen bat Bonifaz VIII. dur die Bulle „Unam Sanctam“ 
igt und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt Leute, welche 

zur Hebung der Schwierigfeit behaupten, Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Renſchen feien gehalten, den römiſchen Papſt als das von Ehriftus geſetzte Haupt 
ber anzuerlennen; aber dem, welcher die Vorgänge zwiſchen Bonifaz und 
Philipp dem Schönen kennt, muß die Meinung bes Papftes, ber auf einer über 
bie Angelegenheiten Frankreichs gehaltene Synobe die Bulle erließ, ewident fein. 
fer Evidenz zu wiberfireben erlaubt bie Liebe zur Wahrheit nicht; auch ent- 
ſpricht dies der Klugheit nicht; denn die ſolche Waffen benutzen, bieten den Gegnern 
irche die glänzendſten Vorwände dar ſie zu verleumden, und die Zeugniſſe 
ber Geſchichte, welche für die Kirche ſprechen, zu entfräften. Uebrigens haben bie 
Pipfte bis ins fiebzehnte Jahrhundert Hffentlich gelehrt, Die Gewalt in weltlichen 
Dingen fei ihnen von Gott gegeben, und fie haben die entgegengefete Meinung 
orten. Eine andere Lehre über das Verhältniß der kirchlichen 
dewait zur ſtaatlichen tragen wir mit faſt allen Biſchöfen der ka— 
tholiſchen Welt dem chriſtlichen Volke vor. Denn wir lehren: ungleich 
war ſei beider Gewalten Würde, da, wie der Himmel die Erbe überrage, jo bie 
wigen Güter, welche den Menſchen durch das Amt der geiftlichen Gewalt zu- 

‚amen, höher jeien als bie zeitlichen, auf deren Erhaltung oder Vermehrung 
bie unmittelbare Thätigkeit der bürgerlichen Gewalt fich beichränfe: eine jebe von 

Gewalten jei aber in den ihr anvertrauten Dingen unter Gott die höchſte 

in ihrem Amte der anderen nicht unterworfen. Der weltliche Fürſt ale 
Gier ber Kirche unterftehe der kirchlichen Gewalt, welcher durch göttliche Ein- 
ung das Hecht verliehen fei, auch die Könige mit Kirchenftrafen zu zlichtigen, 
Memais aber das Recht zuftebe, fie abzuſetzen und bie Unterthanen 
dom Bande des Gehorſams zu löſen. Die Gewalt, über Könige 
and Feiche zu urtbeilen, welche bie Päpſte des Mittelalters aus- 
geübt, habe ihmen zufolge einer gewifien eigenthümlichen Geftal- 
tung des Öffentlihen Rechts zugeftanden; aber mit den veränderten 


Vürk Bismard. II. 25 
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Möge es Allerhöchſtdemſelben gefallen, als eine ber erſten Thaten laiſeck 
Weisheit und Gerechtigkeit den großen Act ber Bieberherftellung, ihnes cd 
unb ihrer Freiheit zu vollziehen. Möge der neue Yriebenstag nothwernd 
Wiederaufrichtung der weltlichen Herrſchaft des römiſchen Stuhles bringen, 
welcher auf dem Congreß zu Wien Ew. Majeffät hochſeliger Vater König Erin 
Wilhelm III. glorxeihen Andentens fo hervorragend mitgewirtt. Der Dank! 
katholiſchen Mitwelt und aller Freunde der im Recht gefriebeten Orbnung ı 
bie Anerlennung einer vom Wahn der Tagesmeinungen unabhängigen Rode 
wird ber ungefhwächten Proclamirung biejes großen Brincipe folgen.“ 


6. März Glückwunſch des Papfted an Kaifer Wilhe 
auf die Anzeige von der Wiederaufridhtung des Kaiſerthur 


„Bapft Pius IX. dem Allerdurdlaudtigften, Großmächtigſten 
Kaifer, Gruß! 

Durch das geneigte Schreiben Eurer Majeſtät ift uns eine Mill 
fung geworben der Urt, daß fie von felbft unjere Glückwünſche hervore 
ſowohl wegen der Eurer Majeftät dargebotenen höchſten Würde, als m 
der allgemeinen Einftimmigfeit, mit welcher die Zürften und freien Sti 
Deutfchlands fie Eurer Majeſtät Übertragen haben. Mit großer Ze 
haben wir daher die Mittheilung diefes Ereigniſſes entgegengenomm 
welches, wie wir vertrauen, unter dem Beiftande Gottes für das auf 
allgemeine Befte gerichtete DBeftreben Eurer Majeftät, nicht allein 
Deutfchland, fondern für ganz Europa zum Heil gereidhen wird. ® 
befonderen Dank aber fagen wir Eurer Moieftät für den Ausdrud 
Greundichaft für uns, da wir hoffen dürfen, daß derfelbe nicht wenig 
tragen wird zum Schug der Freiheit und der Rechte ber katholiſchen 
ligion. Dagegen bitten wir auch Eure Majeftät, überzeugt zu fein, | 
wir nichts unterlaflen merden, woburd wir bei gegebener Gelegen 
Eurer Majeſtät nützlich fein können. Inzwiſchen bitten wir den Ee 
aller Güter, daß er Eurer Kaiferlichen und Königlichen DMajeftät } 
wahre Glüd reichlich verleihe und Sie mit und dur das Band ve 
mener Liebe verbinde. 


Gegeben zu Rom bei St. Peter (im Batifan) am 6. März 1871 
25. Jahre Unſeres Bontififats.“ 





Bie erſten Aufünge des hirchlichen Konflikts, 


l. Alttathbolifde Bewegung in Deutfhland — be 
ſonders in Bayern und am Rhein. 


Hirtenbrief der deutſchen Bilhöfe gegen die 
altfathbolifhe Bewegung und für Befreiung des 
Papites. 


In Folge der Beſchlüſſe bes vaticanifhen Concils bat namentlich in 
anb manche Geifter eine große Bewegung ergrifien. Während das gläubige 
e Bolk überall mit freubiger Bereitwilligleit ben Entſcheidungen ber all- 
a Kirhenverfammlung ſich unterworfen bat, finden wir in jenen Kreifen 
ellichaft, welche auf ein höheres Maß von Bildung Anfprud machen, 
Abneigung und Befremdung Angefichts der verkündigten Eoncilsbeichlüfie, 
bere über das unfehlbare Lehramt des Papſtes. Im dem der Kirche feind- 
ıger aber bat ſich eine heftige und weit verbreitete Agitation erhoben, um 
be zu fchmähen, zu verleumden, in Feſſeln zu fchlagen und felbft zu ver⸗ 
wenn die Macht der Menſchen vermücte, was ſelbſt den Pforten ber 
immer gelingen wird. Woher dieſe Erſcheinung? Die Wiſſenſchaft in 
and bat vielfach auch auf bem Gebiete der Theologie in neuerer Zeit 
treten, welche fich mit bem Weſen des wahren katholiſchen Glaubens nicht 
en laſſen. Dieje wiſſenſchaftliche Richtung, welche ſich von der Auctorität 
de lorgeſagt hat und nur an ihre eigene Unfehlbarkeit glaubt, iſt unver⸗ 
mit dem katholiſchen Glauben. Sie iſt ein Abfall von dem wahren Geiſte 
de, indem fte dem Geiſte einer falſchen Freiheit huldigt, welcher dem 
ı an bie göttliche in der Kirche durch den beiligen Geiſt wirkfame Lehr⸗ 
it perfönliche Anfichten und Meinungen vorzieht. Erſcheint es nicht ſolchen 
en gegenüber jet als ein Werk der göttlihen Vorſehung, daß gerade in 
Zeit, wo die fogenannte freie theologiſche Wiffenichaft jo hoch ihr Haupt 
bat, das Dogma von dem unfehlbaren Lehramte des oberften Hirten unb 
ber Kirche, welches mit jener falihen Richtung in ber Theologie im 
n Gegenſatze fteht, verfündigt worden ift? Was würde wohl auf die Dauer 
ſer jogenannten freien Wiffenfchaft auf dem Boden der katholischen Theo- 
worben fein, wenn nicht das vaticaniſche Eoncil jenen Prüfftein der Geifter 
It Hätte, an dem der vernunftftoe Dünkel der ſich ſelbſt für unfehlbar 
n Wiſſenſchaft fich gebrochen und an dem nicht minder jene beffagens- 
Leichtfertigleit unjerer Zeit offenbar werben mußte, welche bie fogenannte 
ſe Meinung wie ein höchſtes Orakel auch in Sachen der übernatürlichen 
ig anbetet, während fie das von Gott geſetzte Lehramt der Kirche verachtet. 
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Der ganze Epislopat, alle Nachfolger der Apoftel, zu welchen ber göttliche Heiland 
gefagt bat: „Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an das Ende der Velt*)” 
und „mer euch höret, der höret mich, und wer euch verachtet, Der verachtet mi **),” 
fie find einig, nachdem Petrus geſprochen bat. Sie alle ftehen auf biefem Fell 
grunde der Kirche, von welchem fih Niemand trennen kann, wer immer zn ber 
Heerde Jeſu Chrifti gehören will. 

Indem wir daher, in dem Herrn Geliebte, in innigfter Gemeinſchaft mit 
dem ganzen Episkopate der katholiſchen Welt unjere volle Zuftimmung um 
Unterwerfung unter alle und jede VBeichlüffe des vaticaniſchen Concils hierduch 
einftimmig erllären, proteftiren wir zugleih mit aller Entſchiedenheit gegen bie 
Behauptung, als fei dadurch eine neue, in der uralten Ueberlieferung ber Ri 
nicht enthaltene Lehre verkündigt worden, oder als jei durch bie verfündigte Lehe 
von dem unfehlbaren Lehramte und ber Amtsgewalt des Papſtes das Verhältuiß 
der Kirche zum Staate geändert oder gar der Staatsgewalt gefährlich geworden. 
Gleichzeitig warnen wir alle Glieder der uns von Öott anvertrauten Heerden 
vor den Gefahren ver bezeichneten Irrwege, welche von ber Gemeinicaft ber 
heiligen Kirche trennen. Wir ermahnen alle Gläubigen auf das einbringlihte 
zum treuen und ftandhaften Fefthalten an dem Glauben unferer Mutter, ber ber 
ligen katholiſchen Kirche, melde nad dem Worte bes Apoftels eine Säule und 
Grundfefte der Wahrheit if. Wir fordern fie auf zum anbächtigen und beam 
fihen Gebete fir Alle, die da wanken und irren un Glauben. 

Bei dieſer Gelegenheit können wir nicht umhin, euch Alle, in Chriſto Ge 
liebte, zum fortgefettten Gebete für das theuere Oberhaupt unferer heilige? 
Kirche zu ermahnen, welches noch immer wie ein Gefangener im eigenet 
Haufe der nöthigen Freiheit zur Ausübung feines apoftolifhen Amtes entbeirt 
Noch immer find die Provinzen bes Erbtheils Petri mit der Stabt Row ſelber 
in ber Gewalt berjenigen, welde fie ber Kirche und ihrem Oberhaupte durch De 
rechtlofefte und fchmählichfte Gewaltthat geraubt haben und bis zur Stunde fat 
fahren, die heilige Kirche in Rom ihrer Güter und jener frommen Anſtalten, 
deren viele feit Jahrhunderten zum Heile der ganzen Ehriftenheit von ben Am 
errichtet worden find, zu berauben. Zu Florenz find unlängft jogenannte Ge’ 
rantte-Gejege beratben und beichloffen worden, welche vorgeblidy bie 
und Unabhängigleit des päpftlichen Stubhles verbürgen follen. Aber kein Ber 
nünftiger glaubt daran, daß ſolche Geſetze von der italienifchen Regierung, weiße 
fortwährend die Nechte der Kirche und des heiligen Stuhles mit Füßen tr, 
werben beobachtet werben. Jene Berathung uud Beichliefung erfcheint wie ds 
Trugipiel, welches den verübten Raub beſchönigen fol. Sollten jene Geſete 
auch wirklich beobachtet werden, jo wird doch Niemand glauben, daß dadurch bes 
beraubten PBapfte die zur Ausilbung feines apoftolifchen Amtes durchaus 
wendige Freiheit und Unabhängigteit, welche er mit feiner ſouveränen fürftäiden 
Macht verloren hat, wiedergegeben oder erjegt werben könnte. Diefe Freiheit und 
Unabhängigkeit kann ihm nad menſchlicher Einſicht nur dur die Zu 
biefer ohne jeden Schein von Recht geraubten Macht zurüderftattet werben. Des 
zu verlangen, ift ein Recht und eine Pflicht aller Katholilen der ganzen Bell- 
Daß dieſe Wiedererftattung aber gefchehen werde, das hoffen wir zunächſt ve# 
Gottes Fürforge, welche in der Geſchichte von bald zmeitaufenb Jahren fid ja fe 
oft in wunderbarer Weile an umferer heiligen Kirche bewährt und das 
Petri aus Wind und Wellen gerettet hat.“ 


*) Math. XXVIL 20. 
**) Quc, X. 16. 
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März und April: Das erfte Hervortreten der ultramon— 
tanen Fraction im Deutſchen Reichstage. 

1. Widerſpruch gegen den Paſſus der Adreſſe in Bezug 
auf die Abweilung „der Einmiſchung in das innere Leben 
anderer Völker” — zu Gunften der Wiederaufrihtung 
der weltliden Macht des Papites (j. oben ©. 345 f.). 

2. Ultramontaner Antrag auf Grundrechte (f. oben 
©. 351). 


Anſcheinende Mißbilligung des Auftretens der 
katholiſchen Fraktion durh den Kardinal An— 
tonelli. 


19. Juni. Schreiben des Fürſten Bismarck an den Abgeordneten 
Grafen Frankenberg: 


„Ew. Hochgeboren bechre ih mich auf die von “Ihnen unter dem 
12. d. M. an mich gerichtete gefällige Zufchrift zu ermidern, daß die von 
Ihnen angeführte Thatfache einer Unterredung des Grafen Tauffkirchen 
mt dem Kardinals Staatsfelretär und einer von Letzterem dabei ausge⸗ 
Iprohenen Mißbilligung des Vorgehens der f. g. Fraction des Centrums 
begründet if. Diele igbilligung ift mir nicht unerwartet gemejen, da 
die Rundgebungen, welche Sr. Maj. dem Kaifer nach Heritellung des 
dentſchen Reiches von Gr. nelligfeit dem Papfte zugegangen maren, jeder- 
zeit den unzmeideutigften Ausdrud der Genugthuung und des Vertrauens 
enthalten hatten. Ich hatte deshalb gehofft, daß die Fraction, welche fich 
m Reihstage unter dem Namen des Centrums bildete, in gleichem Sinne 
—— die Befeſtigung der neuen Inſtitutionen und die Pflege des inneren 

dens, auf dem fie beruht, ſich zur Aufgabe ſtellen werde. Dieſe Vor: 
ausſezung traf nicht zu; der parlamentariſche Einfluß der Fraction des 
Centrum⸗ fiel, welches auch die Anſichten der Führer der letzteren ſein 
mögen, thatſächlich in derſelben Richtung ins Gewicht, wie die parlamen⸗ 
lariſche Thätigkeit der Elemente, welche die von Sr. Heiligfeit dem Papſte 
Mi Sympathie begrüßte Herftellung des deutichen Reiches principiell ans 

ten und negiren. ch habe von diefer Wahrnehmung die Gefandtjchaft 
deutſchen Reiches in Nom unterrichtet, damit fie Gelegenheit habe, 
ſih zu überzeugen, ob die Haltung diefer Partei, melche fich jelbft als 
den ſpeciellen ertheidiger des römiſchen Stuhles bezeichnet, den Inten⸗ 
ünen Sr, Heiligkeit des Papſtes entſpreche. Der Kardinal» Staatsjekretär 
dem Grafen Taufffirhen darüber feinen Zweifel gelaffen, daß die 
ung der Partei an der höchſten geiftlihen Stelle der Fatholiichen 
a nicht gebilligt werde. Den Wortlaut der Aeußerungen Sr. Exc. 
Mm ich nicht berechtigt ohne fpecielle Erlaubniß des Herrn Cardinals 
Mederzugeben; ich dar! aber hinzufügen, daß Aeußerungen von Vertretern 
Anderer Mächte in Rom mir die Beftätigung eben, daß der Cardinal 
Nonelli in feiner gegen den Grafen Taufflirden ausgeſprochenen 
billigung der Haltung der Centrumspartei auch den perjönlichen Ge⸗ 

gen Sr. Heiligkeit Ausdruck gegeben habe.“ 
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[In Folge der Veröffentlihung dieſes Schreibens pul 
der Bilhof von Ketteler folgenden Brief des Karl 
Antonelli vom 5. Suni 1871:] 


„Aus Ihrem Schreiben vom 28. Diai habe ich erfehen, daß durch bie ( 
der Kirche in deutſchen Zeitungen verbreitet wurde: es fei bie Hanblun 
ber katholiſchen Fraction im deutſchen Beta von mir getabelt worben. 
dies geichehen, bat mich nicht wenig betrübt. Damit Sie aber beutlich m 
erfennen, wie die Sache ſich zugetragen bat, will ih Ihnen mittheilen, | 
auf Grund von Zeitungsnachridhten, welche im Allgemeinen berichteten, e& | 
einigen Katholiten im Neichstag ber Antrag eingebracht worben, ſich ber 
legenbeiten des apoſtoliſchen Stuhles anzunehmen, in einer Unterrebung m 
bayerifhen Geſandten unb zeitweiligen Geichäftsträger bes beutfchen | 
geäußert habe: ich erachte Die Abficht, den Reichstag zu einer Meinun 
über eine zum Schute ber weltlichen Herrſchaft ber Kirche zu beichließenbe 
vention zu veranlaffen, nur für verfrüht. Es hätten biefelben nämlich biel 
fiht Folge gegeben bei Berathung ber auf bie kaiſerliche Thromrebe zu ge 
Antwort. Hieraus läßt ſich ermeffen, daß ich in jener Unterredung burdar 
das VBeftreben der katholiſchen Abgeordneten getabelt habe, das Wohl ber 
zu fördern und die Rechte bes heil. Stubles zu fehlen, indem es burdan 
zweifelhaft fein kann, daß diefelben mitten unter ben Verſuchen, welche m 
macht bat, fie einzufchlichtern,, jede geeignete Gelegenheit ergreifen würben 
Gewiffenspflicht zu genügen, wozu die Wahrung und bie Vertheidigung d 
figion und der Rechte ihres Oberhauptes gehört.” - 


Der Konfliftt am Gymnaſinum in Branusberg. 


29. Zuni. Schreiben des Kultug-Minifters von Mühl 
den Biſchof von Ermeland Dr. Kremenz in? 
des Neligiondlehrerd Dr. Wollmann und der Wei 
deſſelben die Beichlüffe des Konzild anzunebinen. 

„Euerer bifchöflihen Hochwürden habe ich bereit in meinem 
benften Schreiben vom 27. März und 20. April d. J. erflärt: daß 
Maßnahmen, welche Sie gegenüber dem Religionglehrer Dr. Wolt 
wegen feiner Stellung zu den Beichlüffen des vaticanifhen Conci 
gie haben, eine rechtliche Wirkung in Beziehung auf das von il 

eidete Staatsamt nicht zugeftehen könne, daß derjelbe mithin im 
feines amtlichen Einkommens verbleiben müffe, und daß ich met ge 
jei, ihm in Ertheilung des Religionsunterricht3 Hinderniffe zu 
Yan muß ich auch jest feithalten. Der Umftand, daß Euere bifd 

ochwürden dem ꝛc. Wollmann die missio canonica entzogen 
würde für den Staat nur dann von Bedeutung fein, wenn fün 
Maßregel Gründe nachgewieſen mürden, welche aud der Staat ı 
reichend anerkennt. Das ift nicht der Fall. Denn der ıc. Wollm« 
feiner Zeit mit Zuftimmung der Kirche ordnungsmäßig zum Weli 
lehrer berufen und lehrt noch heute daflelbe, was er vor dem 1! 
1870 mit Zuftimmung der Kirche gelehrt bat. Ihn zu nöthigen, 
etwas Anderes lehren joll, oder ihn, weil er fich deſſen weigert, in 
Amte zu beunruhigen, hat der Staat feine Veranlaffung. Iſt h 
weder gegen die Perfon des ꝛc. Wollmann, noch gegen den vom i 
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teilten Religionsunterricht etwas zu erinnern, fo muß verlangt werden, 
daß die da8 Gymnaſium in Braunsberg beſuchenden katholiſchen Schüler 
an dieſem. Unterrichte theilnehmen; denn der Religionsunterricht ift auf 
den preußiſchen Gymnaſien ein obligatorifcher Lehrgegenſtand zc.“ 


8%. Juli. Aufhebung der katholiſchen AbtHeilung im Kultus-Mi- 
nifterium. 
Allerhöchfte Ordre. 
„Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich 
gechmigen, daß die im Minifterium der geiftlihen, Unterrichtö- und Dies 
jal- Angelegenheiten jegt beftehenden gelonberten Abtheilungen für die 
Dangeliſchen Kirchen» Angelegenheiten und für bie fatholiihen Kirchen⸗ 
ngelegenheiten aufgehoben und deren Gefchäfte Einer Abtheilung für bie 
lien —— übertragen werden.“ 
Berlin, den 8. Juli 1871. 


Motivirung ber Maßregel in ber „Provinzials 
Correspondenz,“ nad dem Bericht des Staatd-Mi- 
niſteriums. 

„Der Staat und die katholiſche Kirche.“ 

„In bem Miniſterium ber geiſtlichen Angelegenheiten iſt ſoeben eine wichtige 
Beränderung eingetreten: bie gefonberten Abtheilungen für bie ebangeüſchen unb 
fr bie Yatpofifchen Lirchen ⸗ Angelegenheiten find aufgehoben, unb an beren Stelle 

ar eine gemeinfame Abtheilung für alle eiftigen Angelegenheiten eingefett 
werben. Es ift damit bie Einrichtung, wie fte bis zum Jahre 1841 beftanden 
hate, wieberhergeftellt worben. Crft unter griebrih Wilhelm IV. war mit 
auf bie Schwierigteiten, melde bie Beziehungen ber Staatsregierung zur 
Iafoitfgen Kirche damals in mehrfacher Hinficht barboten, eine befonbere latho⸗ 
Üihe Atpeifumg im Euftueminifterium unter einem tatholifhen Director und 
usfäfießtich Tatholifcpen Räthen gegründet worben, „um eine verftärkte Bilrgiaft 
fir bie grünbfiche unb vielfeitige Beratung ber Tathofifchen Kirchenfeagen zu ger 
unb zu geben.“ Währenb bie Aufgaben, melde biefer Abtheilung zu- 
WA zufielen,, Änzioiffen erledigt find, war durch die Verfaſſungsurkunde vom 
31. Janzar 1850 eine nene Orunblage für bie Beziehungen zwifcden dem Staate 
Unb der Ricihe gefchaffen worben, ber gegenüber ber Sortbeflanb einer ausfchliehe 
"dh kathofiien Behörde innerhalb ber Staatsregierung, von vornherein nicht 
ne Brdenfen war. Wenn die iatholiſche Kirche nach Art. 15 ber Berfaflung 
Üre Angelegenheiten feibftftändig orbnet unb verwaltet, wenn nad) Art. 16 ber 
Berfehr der Neligionsgefellihaften mit ihren kirchlichen Oberen ungehindert und 
Ne Selamntnachung Kirchlicher Anorbnungen feinen Befcpränlungen unterworfen 
Mt, — fo ergiebt fich hieraus, daß für bie Beziehungen des Staates zur Kirche 
"dig antsrechtliche, nicht confefftonelle Gefihtspunkte maafgebenb fein Können, 
1} dafı audh die Stantsbehörbe, welder bie Wahrnehmung biefer Beziehungen 
Ba ae aueſchließlich nach confeffionellen Rüdfichten gebilbet werben kann. 
Stellung, in weldper ber einzelne Tathofifche Stäutige ſig in allen Fir« 
Ühen Fragen. bei Anforberungen feiner Kirche gigenüber bei ber 
Fl mit welcher bie fatholifhe Kirche ihr Anfehen und ihren Willen bem 
hr nen Mitgliebe gegenüber zur Geltung zu bringen gewohnt if, Tag bie @e- 
det nahe, daß eine ausſchüiehiich Latholifhe Behörde fid bei allen er- 
Velen Gtreitfragen vielmehr al® Vertreterin ber tathofifcen Kite dem Gtante 
Fsenber, wie als berufene Rathgeberin ber Staategewalt betrachten würde. 


HR Binmant. IL. % 
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Die Regierung hatte deshalb die Angemeffenheit einer gienberung in Bey 
auf bie katholiſche Abtheilung ſchon vor einer Reihe von Fahren in Betracht 
zogen. Nachdem die damaligen Erwägungen zu einem enticheibenben Bel 
noch nicht geführt hatten, war durch bie gegenwärtigen Borgänge anf Bem Gebiete 
ber katholiſchen Kirche biefe Entfcheidung zu einer Nothwendigleit geworben. 

Durd die Beſchlüſſe des vorjährigen Concils in Rom finb einerjeits bie 
Seyiehungen zwijchen ber katholiſchen Kirche und der Staatsgewalt jo weientäd 
berührt, andererfeits jo Tebhafte Bewegungen und Zerwürfniffe innerhalb ber 
katholiſchen Bevölkerung jelbft hervorgerufen, baf bie Staatsgewalt ſich De 
als zuvor veranlaft finden muß, baflır zu forgen, baß in Bezug auf bie Wahr 
nehmung ihrer Stellung zu ten katholiſchen Angelegenheiten ausſchließlich und 
unbedingt flaatsrechtliche Geſichtspunkte zur Geltung gelangen. Daß bas röuiide 
Concil jolhe Folgen haben mürbe, war innerhalb wie außerhalb ber katholiſchen 
Kirche Mar vorhergeſehen und vorhergefagt worden. Während bie zum Glaubent⸗ 
fat erhobene Lehre von der päpftlichen ünfehlbarkeit an und für fich bie Gefahe 
nahe legt, daß damit auch die Yorderung ber Unterwerfung ber Staaten unter 
die auch auf das Weltlihe und Politifche fich erſtreckende Herrichaft bes römifgen 
Stuhls ſich zu gelegener Zeit erneuern werbe, find ferner in dem auf bem Eoncil 
endgültig feftgeftellten „Syllabus“ über die Irrthümer unferer Zeit in religidie, 
politifher und fecialer Beziehung zuflafjungen und Lehren enthalten, beren ernfke 
Durchführung feitens der katholiſchen Kirche zu einer Erjchütterung aller wei 
lihen Staatsgewalt unbedingt führen muß. 


Die preußiihe Staatsregierung hatte nicht unterlaffen, den römiſchen Stuhl 
auf die Gefahren, welche aus folhen Beichlüffen in Bezug auf das Berbättniß 
des Staates zur Kirche erwachſen könnten, ſchon während des Koncils entichieben 
aufmerkſam zu machen. Es geſchah dies vor Allem im Intereffe der Kirche und 
des päpftlihen Stuhles ſelbſt; unfere Regierung durfte darauf binmeifen, daß fe 
Gefahren nicht fo fehr fiir unfern Staat, wie für bie Kirche entftehen fehe, def 
ihr gegen etwaige Beeinträchtigung tes Staates in feinen Intereffen bie Mi 
ter Gefetsgebung nicht fehlen würden, daß jedoch ein fchroffes Verhalten feitend 
ter Kirche die freundlichen und rüdfichtswollen Beziehungen erjchiweren würde, 
weiche feitber auf Grund ber wohlwollenden Geſinnungen aller preußifchen 
obgewaltet haben. Als ſodann vor den eutjheibenben VBeichlüffen des Concill 
auch die franzöfiiche Regierung den päpftlichen Stuhl in bringenbfter Weiſe darer 
warnte, nicht Lehren und Grundſätze verkündigen zu wollen, welche nirgents IM 
chriſtlichen Europa anerkannt und zugelaffen feien und durch meldhe ein verderd⸗ 
licher Wiberftreit zwifchen ber bürgerlichen Gefellichaft und ber Kirche geicheffen 
würbe, ſchloß fi unfere Regierung diefen Vorftellungen auf das Beftimmtefte at. 

Der Papft und das Concil baben dieſe Vorftellungen nicht beachtet; die 
bedenklichen Beſchlüſſe find gefaßt worden, und ihre Wirkungen find raſcher ned, 
als man es erwartet hatte, hervorgetreten. Die Verkündigung bes Glaubensjaged 
über bie päpftliche Unfehlbarkeit hat innerhalb ber katholiichen Bevölkerung felht, 
unter ben Yaten und unter ben Geiftlihen, Bewegungen und Spaltungen hervor 
gerufen, deren Folgen fich bereits auch in mehrfadhen praftifhen Fällen hinfiht- 
lich der Beziehungen zwiſchen den katholiſchen Biſchöfen und der Staatsregierung 
gelten maden, namentlich in Betreff der Behandlung von Lehrern an ben umter 

taatsaufficht ftehenden katholiſchen Gymnaſien, welche & weigern, ben neuen 
Glaubensſatz zu lehren, und welche auf den Schuß des Staates in ihren Stellen 
und Rechten Anſpruch haben. 

Es ift für jetzt nicht abzufehen, inwieweit Die Bewegung ımter den Katho⸗ 
liken eine feftere ©eftalt gewinnen und etwa zu tieferen Epaltungen führen wit. 

Die Staatsregierung aber fann ven ſchon jetzt obmaltenden Schwierigleiten 
gegenüber nur dadurch eine fefte Richtſchnur für ihr Verhalten finden, wenn Hi 
fie unparteiifh auf ben rein ftaatsrechtlihen Standpunkt ftellt und bemgemäß 
bie einzelnen ftreitigen Fälle behandelt. Um biefen Stanbpunft zu ſichern und 
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h äußerlich zu erfennen zu geben, erichien es medmäßig und geboten, in bem 
miflerium ber geiftlichen x. Angelegenheiten bie bisher beſtehende confeffionelle 
eberung der kirch Abteilungen zu befeitigen umb wieberum nur eine 
teilung für bie geiftlichen Angelegenheiten zu bilden. Die Staatsregierung 
undet dadurch, daß fie gefonnen ift, beide Kirchen unparteiifch, gerecht, bem 
kebenden Staatsrechte entfprechenb zu behandeln, das Intereſſe des Staates 
2 and geicher Kraft der katholiſchen, wie der evangeliſchen Kirche gegen⸗ 
x m wahren.” 


2. Auguft. Weitere Auslaffung der „Provinzials Correspondenz.” 


„Zur katholiſchen Frage.” 

„Bei der Erörterung der neueften Schritte unferer Regierung in Bezug 

f bie katholiſche Kir it daran erinnert worden, daß von Seiten ber 
meifchen Regterung ſchon während bes letten Concils geltend gemacht worben 
‚wie nicht Bloß durch die Lehre von ber Unfehlbarkeit des Papftes, fonbern 
& durch Die enbgiltige Geftelung und Duräfügrung gewifler in dem fo- 
rannten „Sylabus“ enthaltener uflaffungen und Lehren das Berhältniß 
iſchen bem weltlichen Staate und der Kirche weſentlich erfchlittert werben müffe. 
m gegenüber it von Tatholifcher Seite behauptet worben, daß es fi auf dem 
ncile von 1869 um den „Syllabus“ gar nicht babe handeln können, da berfelbe 
reits im Jahre 1864 vom Papſte enbgiltig verkündet worben fe. Obige An⸗ 
hme verrathe daher eine „bodenloſe Unmiffenbeit in den einfachften katholiſchen 
ingen.” Es ift nun gewiß merkwürdig, daß dieſe „bobenloje Unwiſſenheit“ 
—*— von ſämmtlichen, ſelbſt katholiſchen Regierungen und ſogar von ben 
iſchen Yacultäten getheilt wurbe, welche fehr eingehende Gutachter über bie 
vausfichtlichen Folgen ber enbgiltigen Feſtſtellung des „Syllabus” auf bem 
weil abgegeben haben, — ſondern daß fogar die von ben römiſchen Sefuiten 
tansgegebene Zeitfchrift, die „Civiltä cattolica“ (welcher Bapft Pius IX. in 
om eigenen Breve die Bedeutung eines vertraufihen Blattes der römiſchen 
mie zugefprodhen bat), kurz vor bem Concil es als eine Aufgabe beffelben be- 
hnet hatte, bie Verbammungsurtheile des päpftlihen „Syllabus“ von 1864 in 
Kunmte Beichläffe oder Eoncilsbecrete zu verwandeln. Aus diefer Ankündigung 
tade entnahmen bie Regierungen bie ernfte Pflicht, die päpftliche Regierung im 
ans auf bie bedenklichen Folgen derartiger Beichlüffe aufmerkſam zu maden. 
Was ſodann Über den Berlauf und bie Beſchlüſſe des Concils befannt ger 
ben ift, bat jene vorgängige Erwartung und Beſorgniß keineswegs befeitigt 
er abgeſchwãächt. Die hauptſächlichſten —2* zumal, welche im „Syllabus“ in 
tForm der Verneinung und Verdammung entgegengeſetzter Auffaſſungen ent⸗ 
lten waren, find in den vom Eoncil befchloffenen „Schematen” und „Canones“ 
& die Kirche und den katholiſchen Glauben in ber That, wie e8 das päpftliche 
att vorher verkündet hatte, in beftimmter und pofitiver Faffung feftgeftellt und 
Undet worben. Hierdurch ſah fich die franzöftfche Regierung veranlaßt, durch 
m Gefandten in Rom dringend zu bitten, daß von dem „Schema liber bie 
the“ alles entfernt werde, was in bem veröffentlichten und nicht abgeleugneten 
tie die ernfleften Kolgen für bie gefetsliche und gejellichaftliche Ordnung in 
en Staaten Europa’s befürchten laſſe. Je mehr man die in jenem Schrijt- 
d ammengeteite Lehre unterfuche, um fo weniger fei zu verfennen, daß 
fe &ehre im nde ber vollfländigen Unterwerfung ber bürgerlichen Gefellichaft 
Her die Kirche gleichlomme; denn bie für bie Kirche in Anfpruch genommene 
uterität kenne Reine anderen Grenzen, als die, welche bie Kirche ſelbſt ihr an⸗ 
fe, und alle Grundſätze der bürgerlichen, politifchen, wiffenihoftfigen Ein- 
en fallen unmittelbar oder mittelbar unter ihren Einfluß. „Die Canones“, 

eh e8 weiter, „fchreiben der Kirche eine vollſtändige zugleich gefetsgebenbe, richter⸗ 
und zwingende Gewalt zu, bie ſich auf Aeußeres wie Inneres bezieht, — 
Gewalt, deren Ausübung fogar durch materielle Strafen zu ſichern ber Kirche 
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erlaubt fein foll, und welcher bie chriſtlichen Fürſten und Regierungen gehalten 
fein follen ihre Mitwirkung zu leihen durch Züchtigung aller derer, welche ver⸗ 
ſuchen follten, ſich ihr zu entziehen. Das war bie Auffaffung einer bem päpf- 
fihen Stuhle unzweifelhaft ergebenen katholiſchen Regierung in Betreff der af - 
dem Concil verhantelten und feftgeftellten Beſchlüſſe. 

Wie fehr aber die Bedenken und Gefahren biefer Beſchlüfſe durch die gleiqh⸗ 
zeitige Verkündigung ber päpftlichen Unfehlbarkeit gefteigert werben mußten, bat 
ſprach diefelbe Depefhe in den Worten aus: „Ale —— * dieſet 
Syſtems ſoll in denſelben Beſchluß die perſönliche Unfehlbarkeit des Papſies anf 
genommen werden, d. h. nachdem man alle politiſchen und religiöſen Gewalten in 
den Händen ber Kirche vereinigt hat, will man alle Gewalten ber Kirche in ben 
Händen ihres Oberhauptes vereinigen.” Man wird es hiernach erklaͤrlich un 
vollauf gerechtfertigt finden, daß die Regierungen, nachdem das Concil of 
Mahnungen in Betreff ber Folgen feiner Beſchlüſſe unbeachtet gelaffen hal 
wenigften® nicht die Hand dazu bieten wollen, ben bedenklichen Lehren ihrerfei 
Eingang und Geltung zu verjchaffen. 

Was die preußifche Regierung betrifft, jo bat fie, ungeachtet ihrer lebhaften 
Bedenken gegen bie Concilsbejchlüffe, dennoch im Bertrauen auf ben gefunden 
Sinn unferes Volles und auf die feftgegrünbete Kraft unferes Staatswejens be 
Glaubensfreiheit der Katholiken auch in dieſem Punkte nicht beeinträchtigt: fie 
bat feinem Biſchofe, feinem Geiſtlichen oder Lehrer anihrem Theile 
ein Hinberniß bereitet, bie Lehren bes Concils zu verkündigen. 
Nur das hat fie abgelehnt, Fatholifche Lehrer, welche ſich in ihrem 
Gewiſſen gehindert finden, den Befhlüffen bes Eoncils Geltung 
zuzuerlennen, durch Mitwirkung bes weltliden Arms zur Berlär 
bigung von ehren zu nöthigen, durch weldhe, nach ber Weberzeuguag 
der Regierung ſelbſt, nicht blos eine weltlihe Aenderung dei 
Glaubensftandes, fondern zugleich eine tief greifenbe Berände 
rung in ber Gefammtftellung ber fatbolifhen Kirche zum Staatt 
eingetreten if. Es handelt ig für die Regierung nicht um bie Ar 
erfennung ober Nichtanerkennung eines Glaubensſatzes als ſolchen, 
— das überläßt fie der Gewiſſens- und GOlaubensfreiheit der ein‘ 
zelnen Katholilen, — fondern darum handelt es fi, ob fie in de 
reiche ihrer gefeglihen Mitwirkung eine Lehre unterftügen ſoll und 
darf, welche fie für das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirde ver 
derblich er achtet.“ 


Weiteres Verhalten des Biſchofs von Ermeland. 


9. Juli. Proteſt des Biſchofs gegen die Entſcheidung de 
Kultus-Miniſters. 


„Die Entſcheidung Ew. Excellenz verſtößt gegen die den preußiſchen Staab⸗ 
bürgern gewährleiſtete Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit, weil ſie innere And“ 
liche Angelegenheiten, welche nach der Staatsverfaſſung durch die Kirche zu orbnef® 
find, vor das Forum des Staates zieht und ohne Rückſicht auf das Urtkeil det 
geietlihen und vom preußiſchen Staate anertannten Vertreter der katholiſche⸗ 
Kirche in Glaubensſachen Entſcheidungen und Anordnungen trifft. Ob die 
eines Priefters katholiſch fei oder nicht, darüber hat nach dem beſtehenden Kechtẽ 
nur deffen Biſchof und in höchſter Inſtanz ber Papft zu entſcheiden, nit ade? 
die ſtaatliche Behörde. — — 

Ew. Excellenz motiviren Hoch⸗Ihren Entſcheid mit den Worten: „Wolf“ 
mann lehrt noch heute daſſelbe, was er vor dem 18. Juli 1870 mit Zuſtimmus 
ber Kirche gelehrt hat.“ Der Einſicht Ew. Ercellenz kann e8 aber nicht entgehents 
daß es hier fich gar nicht darum handelt, was Wollmann vor bem 18. Juli 187 © 
factifch gelehrt bat, fontern was er beim Antritt feines Amtes und burd feine? 


AU U A6e 


Amtseid zu lehren fich verpflichtet Bat une was er demgemäß jept zu lebren ver- 
bunden if. Bon Zeiten des Staates ift ibm Die Yebrftelle mit der ausdrücklich 
eter ftillihweigend geftellten Bedingung übertragen worden, daß er fih gemäß 
tem Glauben und den Anordnungen feiner Kirche in feinem Amte zu halten 
hate. Ew. Ercellenz Finnen nicht in Abrebe ftellen, daß gegenwärtig gemäß ben 
Entiheibungen des allgemeinen vaticaniſchen Eoncil® die Lehre von dem un- 
fehlbaren Lehramte bes Oberhauptes der Kirche zu dem Glauben ber katho⸗ 
Kiden Kirche gehöre. Mithin muß er auch in feiner Lehre dieſes Dogma ver- 
den. — — 


— — Indem Ew. Ercellenz den Standpunkt bes Dr. Wollmann redt- 
fertigen und ale katholischen erklären, verlegen Sie die Freiheit und Autonomie 
der katholiſchen Kirche in Glaubensfahen und bamit die von ber Verfafſung ver- 
bürgte Slaubensfreiheit. Noch härter aber erſcheint biefer Angriff auf unfern 
Glauben durch bie in der Entſcheidung vom 29. Juni enthaltene Beſtimmung, 
daß ſämmtliche katholiſche Schüler, welche das Gymnaſium zu Braunsberg be- 
fuden wollen, verpflichtet feien, den Religionsunterrit bes Dr. Wollmann zu 
deinen. Diefe Beſtimmung ift ein offener, von dem Geſetze ausdrücklich ver- 
botener. Gewiffenszwang, eine directe Verkümmerung ber in Preußen den Katho- 
filen feierlich garantirten Gewiflensfreiheit. Das Geſetz beftimmt, baß folche 
Rinder, weldhe in einer anbern Religion, als welche in der öflentlihen Schule 
Ko wird, nad den Geſetzen des Staates erzogen werben follen, von ber 

ilnahme an dem Religionsunterrichte jener Schulanftalt befreit fein follen. 
Die competente Tirchliche Bebörbe erflärt, vaß Dr. Wollmann und feine Lehre 
im Widerſpruche mit ber Kirche und ihrer Lehre befinden, daß er eine von 
tatholifchen Religion verſchiedene Anſchauung über weientlihe Glaubenspunfte 
at; ja, fie bat ihn wegen feiner bartnädigen und bewußten Oppofition gegen 
die kirchliche Lehre wit kirchlichen Strafen belegt. Viele Eltern haben in ihren 
ſewohl an Ew. Ercellenz als an mich gerichteten Schreiben ihn als einen ſolchen 
bejeihnet, der einen von bem ihrigen verfhiebenen Glauben befennt. Sie haben 
en gefetliches Recht darauf, und ich als Vertreter ber Kirche forbere es, daß 
ganze Glaubensinhalt unferer heiligen Religion rein und unverfürzt den 
latholiſchen Schülern bes ſtiftungsmäßig katholiſchen Oymnaſiums in Braunsberg 
dorgettagen werde, und zwar durch einen nah dem Zeugniffe der Kirche dem 
erfiihen Glauben treuen und mit feinem Bifchofe in religiöſer Gemeinfchaft 

n Prieſter — — 

— — Nachdem ih Herrn Dr. Wollmann feit bem 8. December 1870 
in verſchiedenen feine Bedenken berüdfichtigenden Schreiben zur Umkehr aufge- 
ho und ihm, da alle Bemühungen und auch ernftere Schritte furchtlos 
Mieten, vielmehr eine entfchieden unkirchliche Gefinnung und Sandlungsweife fich 

idgab, nach einer letzten väterlichen Mahnung unter dem 14. Juni eine perenip- 
terifche Fri von 10 Tagen zur Unterwerfung unter das vaticanifche Eoncil ge- 
legt hatte, ſah ich mich nad einer am 24. Juni eingelaufenen ablehnenden Ant- 
wort in bie ſchmerzliche Noihwendigkeit verfegt, unter dem 4. Juli burch richter- 
licheb Urtheil feſtzuſetzen, daß er der durch das vaticaniſche Concil ausgeſprochenen 
großen Excommunication verfallen ſei. Er iſt mithin fein Glied ber ka⸗ 
tholiſchen Kirche mehr, er iſt durch freie und hartnäckige Leugnung ihrer Autorität 
Rd ihrer neueſten Lehrentſcheidungen aus ihrem Verbande ausgeſchieden, und 
ieſe Aneſcheidung ift durch die allein hierin competente kirchliche Behörde con⸗ 
tt. Ew. Ercellenz mögen beurtbeilen, welche Gefühle fih in dem Herzen ka⸗ 
thotiſcher Eitern regen müffen, wenn fie burd bie ftaatlihen Bebörben, von 
augen fie Schuß der ihnen garantirten Glaubens- und Gewifjensfreiheit mit 
hi erwarten und fordern können, gezwungen werben, entweber ihre Kinder in 
8 icht eines ercommunicirten Priefters zu ſchicken, welden fie ihrem 
lanben und Gewiflen nad nicht befuchen dürfen, oder aber auf geiftige höhere 
ung und bie burch diefelbe zu gewinnende höhere Stellung im Staatsieben 
Ihre Kinder zu verzichten. 
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Ich bitte von Herzen Ew. Ercellenz, eine Entſcheidung geneigteftens abln- 
dern zu wollen, bie mit tiefem Mißtrauen und Unmuth —** wahrhaft lathe· 
liſche Gemüth erfüllt, und die nicht zum Wohle unſerer Provinz, nicht zum Voehle 
des preußiſchen und deutſchen Vaterlandes gereichen kaun.“ 


21. Juli. Erlaß des Kultus⸗Miniſters von Mühler. 
Zurückweiſung des Proteſtes; Folgen der vaticaniſchen Veſchlüſe. 

„Die Geſichtspunkte, von welchen aus Em. Biſchöfliche Hochmürden 
nad Inhalt des gebeten Schreibens vom 9. d. Mts. Verwahrung 
die in meinem Schreiben vom 29. v. Mts. außgefprochenen —2 
und deren Conſequenzen einlegen, habe ich bereits vor meiner Entſchei 
über die bei dem Gymnaſium in Braundberg entflandene Differenz forg 
Teltig erwogen. Es ift nicht meine abi, über die Deredptigung und 
die An emiefenbeit jener Entſcheidung in Erörterungen mit Ew. Bhf: 
lichen Hochwürden einzutreten, welde von vornherein keine Ansficht anf 
gegenfeitige Berftändigung darbieten. 

Den katholiſchen Bifhöfen Deutfchlands ift es nicht unbe 
fannt gewefen, und fie haben e8 vor den Beſchlüſſen des ve 
ticanifhen Concils wiederholt felbft bezeugt, daß diefe de 
fhlüjfe für Deutfhland den Keim von Berwidelungen zwiſchen 
Staat und Kirche in fih tragen. Dieſe beredhtigte Warnung 
ift an der entfheidenden Stelle unbeadtet geblieben. Rad 
dem die Befchlüffe gefaßt und verfündet find und aud dieje⸗ 
nigen Bifchöfe, welche deren Erfolg vorausgeſehen haben die 
unbedingte Durchführung derſelben ſich zur Aufgabe geftellt 
haben, iſt von dergleichen Verhandlungen ein Erfolg nicht 
wohl abzuſehen. 

Daß die Staatsregierung bei ihren Schritten ſich ſtreng innerhalb 
der Grenzen des Rechtes halten wird, verfteht 1 von — Das Hi 
auch bei der Entſcheidung in Betreff des Dr. Wollmann gejchehen. Se 
feiner Eigenfchaft als Staatsbeamter fteht er ausfchlieglich unter der Dih 
ciplinargewalt de3 Staates. Sein Verhalten als Staatsbeamter # 
völlig vorwurfsfrei. Die kirchlichen Strafen aber, welche Em. Biſ 
Hohmürden über ihn zu verhängen für angemefien gefumben haben, en⸗ 
halten keinen ſelbſtſtändigen Grund für ein disciplinariſches Einſchreita 
des Staates. 

Wenn Em. Biſchöfliche Hochwürden nach Empfang meines Erlaſſh 
vom 29. v. Mts. den Wollmann mit der großen Excommunication be 
haben, fo muß ich ergebenft darauf aufmerfam machen, daß die von 
denfelben an dieſe aritbeilung gefnüpfte Bemerkung, der 2c. Wollman? 
ki nicht mehr ein Glied der katholiſchen Kirche, ſich im Biberfpruh 

ndet mit 8.55 Th. II Tit. 11. A. L. R., wonach megen bloßer ab 
chender Glaubensmeinungen fein Mitglied einer Kirche von ber lirchlichen 
Gemeinshaft mit rechtlicher Wirkung ausgefchloffen werden Tann. Füt 
den Staat ift mithin der Dr. Bollmann nad der Ercommant 
cation ebenfomohl wie vor derfelben ein Mitglied dei 
katholiſchen Kirche, und enthält diefes neu hinzugetretene Mo 
feinen Anlaß, die Entſcheidung vom 29. v. Mts. abzuändern. 

Em. Bifhöflihen Hochwürden Wunſch, daß die Gerechtigfeit und der 
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Friede in religiöfen Dingen, das Palladium der Stärke Preußens, nicht 
auß feiner weiche, theile ich aufrichtigen —— Aber die Ge⸗ 
rechtigkeit, welche ich Jedem in gleicher Weiſe ſchulde, fordert, daß ich den 
Dr. Wollmann nicht ſchutzlos laſſe, und den Frieden zu halten, liegt 
nicht in der Hand des Staates allein.“ 


7. September. Immediatvorſtellung der preußiſchen 
Biſchoöfe beſonders gegen das Verfahren der Regierung 
in der Braunsberger Angelegenheit. 


— „Mit dieſem Act, wird nicht nur den Katholilen Allerh. Ihres Staates 
eine ihnen zugehörige Anftalt ihres katholiſchen Charakters entlleidet, fondern 
andy ein offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens unb ber Kirche, ein 
unverhoblener Gewiffenszwang ausgeübt. Nach den Grunbfägen, die dort ale 
Motive der ne fügungen ausgeiprodden werben, erichiene bie ganze gegenwärtige 
lathoſiſche Kirche in Allerhöchftveren Landen als recht⸗ und ſchutzlos, und ale 
wären bie wenigen Abtrünnigen die allein berechtigten Vertreter berfelben. Darum 
bat allerort in ganz Deutſchland tiefer Schmerz Über biefe, bie ganze recht⸗ 
liche Stellung ber Kirche bedrohenden Enticheidungen die Katholilen ergriffen, 
und in viele Herzen ift die Furcht eingezogen, als ob Preußen nunmehr jeine 
alten Traditionen verleugnen und bie heiligen Grundſätze der Gewifjensfreiheit 
und Gerechtigkeit in religiöfen Dingen verlaffen wolle. Die Orundjäge des ka⸗ 
thoſiſchen Glaubens forbern e8 unbedingt, daß jeder Einzelne fi den Ausſprüchen 
eines allgemeinen Concils in Sachen der Slaubens- und Sittenlehre unterwerfe. 
Wer fich deſſen weigert, ſcheidet dadurch von jelbft aus ber katholiſchen Kirche 
ans und kann ſelbſtverſtändlich ein Tatholifches Lehramt nicht ferner ausüben. — 
Die Aufzwängung bes Keligionsunterrichts eines vom katholiſchen Glauben ab- 
pelalienen und aus ber Kirche ausgejchiebenen Lehrers ift eine birecte Verletzung 

beiligften Gebietes unferes Glaubens, ift ein unmittelbares Attentat auf bie 
Breibeit der Gewiffen der katholiſchen Schüfer und involvirt eine Verfolgung ber 
ttterften und gefährlichften Art. Tief befümmert im Hinbfid auf biefe traurigen 
Borgänge, die nur unbeilvolle Verwirrung unter dem Volle verbreiten, die Ehr⸗ 
furdt vor den von Gott geiesten Autoritäten ſchwächen und fein bisher fo treu 
bewahrtes Vertrauen auf dieſelben erjchüttern, gebrängt von dem Gefühle unferer 
Pflicht, durchdrungen von dem Bewußtſein der Berantwortlichleit für die uns 
anvertrauten Seelen, erſcheinen wir unterthänigft unterzeichnete Oberbirten ehr⸗ 
erbietigft' vor dem Throne Ew. Majeftät feierlihen Proteft einzulegen 
gegen alle und jede Eingriffe in das innere Blaubens- und Redhts- 
ebiet nnferer heiligen Kirche und von Ew. Majeflät Rechte und 
bhülfe zu erbitten. Weil wir aber überzeugt find, daß ber gegenwärtige 
Conflict vermieden worden wäre, wenn eine Hare Erlenntniß ber innern Glaubens⸗ 
und Lebensprincipien ber Kirche, eine gerechte Würbigung ihrer ganzen religido⸗ 
fittlichen Ordnung und ihres Organismus, ſowie der unveränderlichen Orundſätze 
ihres Rechtegebietes bei den Berathungen Über vie beregte Angelegenheit ſich 
hätte geltend machen Fönnen, unb weil wir das Vertrauen hegen, ba auch jetzt 
noch elne Bejeitigung des entbrannten Conflicts unſchwer herbeizuführen iſt, er- 
lauben wir uns, ein Promemoria über die Latholiichen Anichauungen und Grund» 
fäbe in Betreff dieſes Gegenſtandes unterthänigft beizufügen. Wir vereinigen 
uns im Gebete zu Gott dem Herrn, daß fein allmädtiger Schu und Segen, 
der in dem eben vollendeten Krieg über Ew. Majeſtät tbeurem Haupt allen ficht- 
bar gewaltet, auch bei dem jegigen großen Friedenswerke Ew. Majeſtät bauernb 
begleite, damit auf dem Boden der Gotteefurcht, des Hecht und ber Gefl 
der Bau des geeinten beutichen Baterlandes ebenfo herrlich fi emporheben u 
vollenden möge, als die heldenmüthige Kriegführung Em. Majeftät ihn glorreich 
begonnen unb begründet hat.” 
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18. Oktober. Erlaß des Kaiſers an die Bifhöfe (zu Händen 
des Erzbiſchofs von Köln). 


„Hochwürdiger Erzbifhof! In der Eingabe, welche Em. :c. unter be 
Dritunterfeheift anderer Bilhöfe vom 7. v. M. an Diich gerichtet haben, 
werben Maßregeln, welche Deine Regierung auf dem Gebiete des höheren 
Schulweſens au treffen nad) Maßgabe der beftehenden Geſetze in der Rage 
geweſen ift, als ein „offener Eingriff in das innere Gebiet des Glaubens 
und der Kirche, als ein unverhohlener Gewiſſenszwang“ bezeichnet und 
Ei. :c. finden fi veranlagt, „feierlich Proteft einzulegen gegen alle und 
jede Eingriffe in da8 innere Glaubens⸗ und Rechtsgebiet der katholiſchen 
Kirche." Nachdem von den Bilhöfen der Tatholifchen Kirche, insbeſondere 
aber von Sr. Heiligkeit dem Papfte, bisher jederzeit anerkannt worden 
war, daß die Fatholifhe Kirche in Preußen fich einer fo günftigen Stel 
lung erfreut, wie faum in einem anderen Lande, ift e8 Mir umertvartet 
gewejen, in einer Eingabe preußifcher Biſchöfe Anklänge an die Sprade 
zu finden, durch welche aut publiziftiihem und parlamentarifchem Wege 
verfucht worden ift, da8 berechtigte Vertrauen zu erſchüttern, mit melden 
Meine katholiſchen Unterthanen bisher auf Meine Negierung blidm, 
Em. ıc. wiſſen, daß in dieſer Gejeßgebung, welche fi) bisher der Auer 
fennung des Latholifchen Episkopats erfreut hatte, eine Aenderung nicht 
ftattgefunden hat; ein Gefeß aber, welches von Meiner Regierung mit 
beachtet wäre, ift in Em. ꝛc. Eingabe nicht angeführt worden. 

Wenn dagegen innerhalb der Fatholifhen Kirche Bar: 

änge ftatt elunden haben, in Folge deren die bisher in 
Breußen jo befriedigenden Beziehungen derfelben zum Staate 
thatfählih mit einer Störung bedroht erſcheinen, fo Liegt @ 
Mir fern, Mich zu einem auf Würdigung dogmatifcher Fragen eingehenden 
Urtbeile über dice Erſcheinung berufen zu finden; es wird vielmehr die 
Aufgabe Meiner Regierung fein, im Wege der Gefeßgebung ei 
zu wirken, daß die neuerlich vorgefommenen Ronftifte zwiſchen 
weltlichen und geiſtlichen Behörden, ſo weit ſie nigt verhutet 
werden können, ihre NACH Löſung finden. Bis die uf 
verfaffungsmäßigem Wege erfolgt fein wird, liegt Mir ob, die befe 
henden Gefege aufrecht zu erbalten und nah Maßgabe derjelben jeden 
Preußen in feinen Rechten zu ſchützen. Eine eingehende Würdigung det 
Vorwürfe gegen Meine Regierung, weldhe Ew. ꝛc. an Miich gerichtet haben, 
überlaffe Ih Meiner Regierung. ch hatte gehofft, daß die gewichtigen 
Elemente innerhalb der ntboliiihen Kirche, welche ſich früher der natır 
nalen Bewegung unter preußijcher Leitung abgeneigt zeigten, nunmeht 
nad verfoflungömäßiger Neugeftaltung des Deutfchen Reiches der fried⸗ 
lihen Entwidelung defielben im Intereſſe ftaatlicher Drdnung ihre frer 
willige Unterftüigung widmen würden. Die wohlmollenden Kundgebungen, 
mit denen Se. Heiligfeit der Papft Mich bei Herftellung des Heidet in 
eigenhändigem Schreiben begrüßte, ließen es Mich hoffen. Aber auch, 
wenn dieſe Soffrumg ich nicht verwirklicht, fo wird keine Enttäuſchung 
auf diefem Gebiete Mich jemals abhalten, au in Zukunft ebenfo wie 
bisher darauf zu halten, daß in Meinen Staaten jedem Glauben 
befenntniß das volle Maß der Freiheit, welches mit dei 
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hten Anderer und mit der Gleichheit Aller vor dem Ge— 
e verträglich ift, gewahrt bleibe. Im Bewußtſein gewiſſenhafter 
lung der Königlichen Pflicht, wohlwollende Gerechtigkeit gegen Jeder: 
m zu üben, werde Ich Mich in Meinem durch die Ei rung bes 
rten Bertrauen zu Meinen katholiſchen Unterthanen nicht irre machen 
n, und bin gewiß, daß dieſes Bertrauen ein gegenfeitiges und ein 
erndes if. Indem Ich Em. zc. erfuche, diefe ‘Deine Antwort den 
e Irterzeichnern der Vorſtellung vom 7. v. Mts. mitzutheilen, ver⸗ 


Ew. Hochwürden wohlgeneigter 
(gez.) Wilhelm.“ 


25. November. Aus dem Reſcript des Kultus-Miniſters von 
Mühler an den Erzbilhof von Köln. 


„Nach dem Befcheide, melchen des Kaiſers Majeftät am 18. v. M. 
. erzbifhöfliden Gnaden auf die Eingabe vom 7. September d. 3. zu 
ſeilen gerubt haben, bleibt mir übrig, einige Bemerkungen hinzuzufügen 
t den Inhalt der Denkſchrift, mit welcher Em. erzbiihöflihe Gnaden 
Borftellung vom 7. September begleitet haben. Diefelbe geht von der 
feblbarteit des kirchlichen Lehramts aus und bezeichnet als 
Träger dieſes unfehlbaren Lehramts nach uralter Tatholifcher Glaubens⸗ 
ce die Nachfolger der Upoftel, den mit dem Papfte verbundenen Epis- 
at, welcher jene Lehrgewalt auf dem ordentlichen Wege der fortwäh- 
den Verkündigung des Glaubens, zumeilen auch auf dem außerordents 
en der Entſcheidung durch conciliarifchen Beſchluß ausübe Sie führt 
ter aus, daß die Entfcheidungen allgemeiner Kirchenverfammlungen den 
tboliten Teine neue Glaubenslehren, fondern nur eine endgültige Feſt— 
lung beftrittener oder verdunfelter Glaubenswahrheiten bringen, daß es 
dielem Sinn aud eine Entwidlung des Glaubens in der Fatholiichen 
the gebe, und daß eine folche Entſcheidung am 18. Juli 1870 erfolgt 
‚ welcher fich zu unterwerfen jeder Katholif verpflichtet jei, wenn anders 
Ratholif bleiben wolle. Die Richtigkeit diefer Ausführung nad ihrer 
zmatiſchen Seite zu prüfen, liegt außerhalb meines Berufs. Aber über 
e logiihe Begründung darf ich urtheilen. Und von diefem Standpunft 
8 muß ıch darauf hinmweifen, daß fie einen logiſchen Widerfpruch enthält. 
mn wen einerfeits, wie Ew. Erzbijchöfliche Önaden fagen, nach uralter 
dolifher Lehre der mit dem Papfte verbundene Epitcopat der Träger 
d mfehlbaren Lehramtes ift, andererfeits die am 18. Ft 1870 ver: 
Rdete Eonftitution die Cathedraldefinitionen des Papftes als ex sese, non 

ex consensu ecclesiae irreformabiles erflärt, fo folgt mit logifcher 
othwendigkeit, daß die Conftitution vom 18. Juli 1870 die 
erfon des Trägers des kirchlichen Lehramtes geändert, mit- 
Reine neue Lehrentſcheidung getroffen hat, welche mit der 
a Em. Erzbifhöflichen Gnaden und den übrigen Unterzeich— 
in der Eingabe vom 7. September bezeugten uralten fatho- 
ſchen Glaubenslehre in Widerſpruch ſteht. Es iſt demnach nicht, 
IE die Denkſchrift ſich ausdrüdt, ein Spiel mit Worten, ſondern eine 
ht Abzulehnende Folgerung aus den eigenen Erklärungen der berufenen 
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Drgane der katholifchen Kicche, wenn behauptet wird: ein Katholit, welder 
; —— 


einzelnen Katholiken jagt, mit der Lehre feiner Kirche in Hebereinftiummmg 
; Feredtigung nur infoweit, als die Lehre ber 


ee in ihrem Derhättniß zum Staat als Abtrünnige zu 
be ihres Anſpruchs auf den Schug bei 
Staates nit dadurd verluftig geworden, daß die Kirche den 
Inhalt ihrer Lehre verändert hat, und diefer Schut wir 
ihnen nad wie vor gewährt werden.“ 


Die kirchlichen Borgänge in Bayern und der Kanzelparagrap. 


Auf Antrag der bayerfchen Regierung wurde dem Reich⸗ 
tage ein Zufapparagraph zum Strafgeſetzbuch folgmde 
Inhalts vorgelegt: 

„Ein Geiftlicher oder anderer Religionddiener, welche 
in Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung feine 
Berufs öffentlich vor einer Menſchenmenge, ober melde 
in einer Kirche oder an einem anderen zu religidſen Ber 
fammlungen beftimmten Orte vor Mehreren Angeleger 
heiten des Staated in einer den öffentlichen Frieden ge 
fährdenden Weije zum Gegenftande einer Verkündigung 
oder Grörterung madt, wird mit Gefängniß oder 
Feſtungshaft bis zu zwei Fahren beftraft.* 


10. Dezember. Rede des bayerfhen Kultus Miniftert 
von Lutz zur Vertheidigung des Antrags im Reichstage 


„Die bayerifche Regierung hat den Anfloß zu dieſer Borlage im Yımbek 
rath gegeben; deshalb werden Sie e8 natürlich finden, wenn gerabe ich fe MA 
begründe. Zunähft laffen Sie mich ein mögliches Mißverſtändniß 
als ob es fi bier um eine fpeciell bayerifche Angelegenheit handle. In Bay 
wird freilich das Bedürfniß, welches zu dieſem Gejetentwurf geführt hat, aM 
dringendften empfunden. Doch das will ich nicht urgiren; ben größten Werth leg 
ich auf die Behauptung, baf es fich in diefem Kalle um eine gameinfame Ir 
gelegenheit banbelt, bat man allen Bundesftaaten zurufen fann: tua res agitur! 
a8 Reich ift ein organifches Ganzes; krankt ein Theil, fo wird bald and Di 
Geſammtheit leiden; brennt e8 in einem Haufe, fo find auch bie Madbarn M 
Feuersgefahr. Haben die Gegner, gegen welche wir kämpfen, erft in Vaherl 
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dep errungen , fo werben fie ben Streit über feine Grenzen binaus fort- 
ihren Truppen andere Wege anmweifen. Denken Ste nur an die neuen 
Lande, an Elſaß und Lothringen! 
Der Kern ber Frage, um bie es fich bier handelt, iſt ber: Wer foll 
im Staate fein, die Regierung ober die römiihe Kirche? Ich 
e unter Regierung nicht ben Abfolutismus oder ein beflimmtes Minifterium 
nem beflimmten ben, ih verftehe darunter bie gefammte Staategewalt, 
Nonarchen bis zur Vollsvertretung, gleichviel, welches Syſtem augenblicklich 
uder iſt. Kein Staatsweſen kann mit zwei Regierungen beſtehen, von 
die eine für verwerflich erflärt, was die anbere anorbnet. Ein folder Zu- 
der Doppelregierung findet fih aber in benjenigen Staaten, beren 
ferung ber Mehrheit nach den Einflüffen ber römiichen Kirche preisgegeben 
denn in ſolchen Staaten bie weltliche Regierung fich nicht einfach ber 
sirft, fo ſtehen fle gegen einanber. Und das geichieht nicht blos dann, wenn 
Itliche Regierung Hehenfeinblid, wenn fie religionsfeindlich fich zeigt, fonbern 
ann, wenn fie in offenktundiger Religionsahtung und Religionsfreunbfid- 
tr beftrebt ift, ven Rechten verſchiedener Eonfeifionen Geltung zu verfchaffen. 
liegt bie Gehauptung fehr nahe, das firchliche und das weltliche Regiment 
ja beibe ihr verfchiebenes Gebiet, auf das fie fich befchränten und fo mit- 
er in Frieden leben könnten. Aber m. H. biefe Anfchauung, daß jebes 
went fein Gebiet für fich habe, hat die Kirche jelbft niemal® zugegeben; fie 
m jeher anbere Theorien aufgeftellt, unb wenn fie biefe nicht praftifch durch⸗ 
t bat, fo bat fie das allein aus dem Grunde getban, weil, wie das vielfach 
rt worden ift, fie bie Zeiten für zu fchlecht dazu gehalten. 
Die Kirche vindicirt fich als ihre Gebiete die bes Glaubens 
ber Sitte. Bon bem Gebiete des Glaubens in biefem Augenblid zu 
n, ift Reine Veranlafiung. Das Gebiet der Sitte aber legt bie 
e dahin aus, daß dahin alle Beziehungen ber Menſchen zu 
ıder gehören; demnach ift feine Materie denkbar, die man 
insſchließlich ſſaatsäangehörig bezeichnen kann unb bie nicht 
die Kirche minbeftens unter Umfländen für fih in Anfprud 
tt. Hieraus folgt, daß eine Einheit des Regiments nur benkbar fein 
bei ber einfachen Unterwerfung ber weltlichen Regierung unter bie ber 
. Nichts iſt natürlicher, als daß ber Staat ſich diefer Schlufßfolgerung nicht 
, unterwerfen will. Ein ſolches Berhalten des Staates wäre glei bem 
len, ja es wäre mehr als abbanlen, wenn er rubig zufeben wollte, wie 
Geſetze von einer zweiten obrigfeitlihen Macht ale unwirkſam und nicht 
dA angefehen werben follen. Nichts ift natürlicher, ale daß der Staat 
gegen zu ſchützen ſucht. Was ich bier von den Abfichten und Anſchauungen 
irche fage, ift nichts Neues. Diefe Dinge find längft dageweſen; ebenjo alt 
ud die Verſuche der Staaten, ſich gegen die Schlußfolgerungen aus ſolchen 
Theorien zu ſchützen. Sie finden in allen Gefeßgebungen ein Kapitel von 
irchenpolizei. Sie finden eine Vorfchrift über das Placetum regium, über 
ecursus ab abusu und ähnliche Dinge. Mit diefem Kapitel aber bat der 
nicht genug getban, er hat damit keinen Schuß für fein Gebiet geichaffen; 
ar zn Zage; die jüngften Erfahrungen haben dieſes zur Genlige ge- 
ber Placetum regium und recursus ab abusu haben ſich die lirch⸗ 
Behörben hinmweggelettt und ihre Zwede, unbekümmert um bie beftehenden 
ungsmäßigen Beftimmungen, verfolgt. Ich bin der Letzte, den biejes 
xt bei dem Mangel an erecutiven Borjchriften, die man neben bie be- 
ben Beftimmungen hätte ſetzen müffen, wenn fie irgend einen praftiichen 
bätten haben follen. Es ift einleuchtend, daß ein folher Zuftand nicht 
e Dauer beftimmt if. Werfen Sie nochmals einen Blick auf die Sachlage 


| 
Zwei Gewalten beftehen im Staate; ber Staat ſchützt mit feiner Gewalt, 
x weltlichen Gewalt, bie Autorität ver Kirche. Er zwingt den nengeborenen 
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Staatsbürger in ein religiöfes Belenntniß hinein, er zwiugt mit feiner Gewalt 
das Kind zur Theilnahme an den religiöſen Uebungen. Bon ber Wiege bis 
zum Grabe macht er den Staatsangehörigen begreiflich, baß bie U ber 

Kirche zu achten und zu ehren ifl. Dem entgegen vinbicirt ji die Kirde 
das Gebiet bes Staates und ganz offen die Oberhoheit Über dem 
Staat. Sie befämpft mit ihren Organen den Staat, fo oft fie nicht mit ihm 
einverftanden ift, und zwar unter Anwenbung bes Ausfpruches, baß feine Geſez — 
gebung mit dem göttlihen Geſetze in Widerſpruch ftehe, daß es Gottes Gebot ek, 
en ſchlechten Gefegen bes Staates den Gehorfam zu verweigern, und daß eg 
religiöſe Pflicht I Gott mehr zu gehorchen, als den Menſchen, daß aber felbft- 
verftänblich die Kirche es ſei, welche zu beftimmen habe, was Gott befleblt, wer 
nicht. Würbe der Staat das anerkennen, er läge bald mit gebundenen Händen 
zu den Füßen der Kirche. 

Freilich halte ich es für fehr heilfam, fich zu vergegenwärtigen, daß es 
nit möglich if, von Seiten der weltlihen Regierung eine Macht 
zu üben über die Gewijfen, daß es bem Staate nicht zulommen laun, Ra 
laß der Sünben zu erzwingen, wo er vom Diener der Kirche verweigert wixh, 
die feierlihe Trauung zu erzwingen, wo man fie aus kirchlichen Rückſichten ver 
weigern zu müſſen glaubt u. f.w. Der moderne Staat fchreibt auf feine Fahne 
bie Gewiffensfreibeit. Daraus folgt, daß Fein Kultus-Minifter beftimmen 
kann, wer als Mitglied einer Kirchengemeinde anzuerkennen ift, unb wer nicht 
Daraus folgt, daß kein Kultus-Minifter beſtimmen kann, wer geiſtliche Funktionen 
vornehmen darf, und wer nicht. Das gebe ich Alles zu. Auch bier befenne ich 
mid), wie ich e3 bereits an einem anderen Orte gethban, zu dem Sate, baf ber 
Kirche jene Freiheit eingeräumt werden muß, welde die Confequenz der moberuen 
Staatstheorien ift. 

Aber eine Folge ziehe ich Daraus — die, daß auch dem Staate feine 
Freiheit werden muß. Es ift undenkbar, daß ber Staat ber Kirche al 
Schemel diene zu ihrer Erhebung über Gejet und Recht. Es ift undenfbar, daß 
ber Staat das Bollzugsorgan berjenigen Kirche fei, die ſich vollſtändig unabhängig 
von ihm geftellt hat. Es ift undenkbar, daß ber Staat auf feinem Gebiete ber 
Kirche ale ſolcher ein Wort mitzufprechen geſtatte. Er muß fein Gebiet abgremen, 
er muß es ſchützen. Das kann nun freilich nicht gefchehen durch einen fürmliden 
Abſchluß, durh Hinderung alles Verkehrs; — nicht! — aber es kann ge 
ſchehen durch Aufrichtung eines Syſtems von Bollwerken gegen jeden feindliches 
Angriff. Ein ſolches Bollwerk, meine Herren, iſt nach unſerer Anſchauung das 
vorgeſchlagene Geſetz. 

Ein Einwand könnte mir noch gemacht werden, dahin gehend, es ſei kn 
©rund, jest in der Geſetzgebung Neuerungen zu maden. ber zwei 
Gründe giebt e8, die die Sachlage mwejentlich verändern. Ein Grund liegt darid, 
daß man in neuerer Zeit einen Anlauf genommen bat, die alten Theorien 
recht tüchtig ins Leben einzuführen und der zweite Grund liegt barin, ba mal 
fi) in dem neuen Dogma neue Einrichtungen gefchaffen hat, melde biefen Be’ 
ftrebungen einen fehr guten Untergrund gewähren. — Um von bem erften Grunde 
zu fprechen, fo darf nicht überſehen werben, daß in vielen deutſchen Stanten De? 
Klerus feit mehreren Jahrzehnten förmlich umgeftaltet worden iſt. Der Kleid, 
wie ich ihn im meiner Jugend kannte, wie ihn die alten Fürftbiſchöfe erzoge# 
hatten, ber, meine Herren, ift ausgeftorben, — an feine Stelle ift ein Klerus ge? 
treten, ber im wefentlihen das Ebenbild des Iefuitismus if. Meine Herten 
Die Erfahrungen, die man in verjchiedenen Ländern mit biefem Klerus gemacht 
bat, find in der That höchſt bebenklicher Natur. In unzähligen Reden von bei 
Kanzeln, bei vielfachen Gelegenheiten geiftliher Amtsübung erfolgten Angrifle © 
die weltliche Regierung, bie fi kaum recht bezeichnen laſſen. Man belãmpft 
nicht mit den Gründen einer ſachlichen Kritik die Handlungen ber gejetsgebenbe! 
Gewalt und der Verwaltung — nein, immer mit dem Vorwurf, daß bie 
ber Geſetzgebung und die Alte ber Verwaltung mit der Religion, mit Gottet 
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Geb O Eim Widerſpruch ſtehen, und daß es eine Pflicht der Religion fei, benfelben 
den Behorfam zu verweigern. Alles Anfehen der weltlichen Regierung wird auf 
dieſe Weiſe untergraben. 

So iſt es, meine Herren, wie ich mir zu ſagen erlaubte, bei uns zu Hauſe, 
in Ba yern. 

Ich habe als zweiten Grund dafür, daß man neuerdings Urſache hat, von 
Sta a tawegen vorzugehen, ben Glaubensſatz von der Unfehlbarkeit des Papſtes 
bezeĩ ch net. 

Ich will mich nicht des Näheren auf dieſe Frage einlaſſen, aber einen 
Gefich topunkt geſtatten Sie mir hervorzuheben. Die alten Lehren, von denen ich 
rüber ſprach, waren längft in ber Welt und vielen Katholikeu hinreichend be- 
tonırt; fie waren fein Anlaß, um denjenigen Katholiken, der die Abftcht hatte, 
mt Dem Geſetz im Einklang zu bleiben, irgendwie zu hindern, fie waren ja nur 
eine Lehrmeinung, und ber Katholil, der feiner Kirche treu bleiben, zugleich aber 
auch dem Geſetze Gehorſam Ieiften wollte, konnte dies fehr wohl, ohne mit feinem 
Gewiffen trgenbwie in Confliki zu gerathen. Jetzt ift Das anders geworben, 
int Tann man eine ſolche Lehrmeinung nad Bedarf als Glaubensſatz er- 
rem, und dem betreffenden Katholiken bleibt nichts Anderes übrig, als bie 
Ba HI yzwifchen feinem Glauben ober dem Gehorfam gegenüber ber 
Kegterung; beibes mit einander verbinden wirb er nicht können. Es iſt bie 
einfache Sache von der Welt, ein Kind kann fie begreifen. Man erflärt alle 
Angelegenheiten, auch bie reinen Staatsangelegenheiten für Dinge, bie dem Ge- 
biete der Sitten anbeimfallen unb baher dem Kirchenregiment unterftellt find, 
man fagt, daß man das Recht habe, alle dieſe Sachen nach Bebarf ale Glaubens- 

de feftzuftellen, verlangt dann von ber Regierung, baß fie einfach ben Stand» 
punkt der Unterorbnung unter die Gefeke ber Religion einnehme, auch wenn fle 
nicht lediglich die Regierung von Katholiken iſt, man ſchilt die Regierung, ale 
weligiös, ale der Erlommunication verfallen, wenn fie nicht auch in weltlichen 
gelegenheiten den kirchlichen Standpunft einnimmt, und hofft es babin zu 
gen, daß die Regierung einfach nicht den neuen Glaubensſatz allein, ſondern 
Auch im Boraus die künftigen annehme und nöthigenfall® zum Erecutor an fid 
ſelbft würde. 

Man fragt fih nun: wozu nüßt der Gefegentwurf? erreiht man 

die Abſicht. bie man billigerweife erreichen muß? Nun, meine Herren, ich ge 
de offen, ich lege ben größten Werth, was ben Geſetzentwurf betrifft, darauf, 
IB er demjenigen Theile der Geiftlichkeit, welhem das von mir gefchilterte Ge⸗ 
triebe His ins Ser; hinein zuwider ift, einen Schutz gewährt. Wir bei uns zu 
da uſe haben folcher Geiftlihen nicht wenige; fie waren bisher nicht ſtark genug, 
der Einſchüchterung Seitens der ultramontanen Prefie und dem Drud zu wider» 
Reben, der von ben geiftlihen Oberen geübt wurde. Diefen Geiftliden ifl 
An Schutz Durch unjeren Gefegentwurf gewährt, welcher ihnen es mög⸗ 
m chen wird, ihren Herzenswünfchen entipredhend Frieden mit tem Staate 
ten. 

Im Uebrigen gebe ich zu, ein durchgreifendes Mittel ift der von und vor- 
lebte ne Gefegentwurf nicht, es tft nur ein Bollwerk, welchem bei neuer 
Be ung des Kirchenftantsrechts, wie ich mir die Sache denke, andere folgen 

en. 


bar Das find Die Motive, welde pie bayerijhe Regierung beftimmt 
en.“ 


(Der Reichstag beſchloß mit einer Mehrheit von 179 
gegen 108 Stimmen die Aufnahme der Beitimmung in 
das Strafgeſetzbuch.) 





26. Ausmörliges, 


Die weiteren Beziehungen zu Frankreich. 


1871. Oktober. Verhandlungen des Fürften Bis marck mit dem 
franzöfiichen Finanz Minifter Pouyer⸗Quertier in Bein 
wegen Abſchluß eines Zuſatzvertrags mit Frankreich. 


12. Oftober. Abſchluß einer Ueberein kunft mit Frankreich wegen 
der Räumung des franzöſiſchen Gebiet. 


„Die Uebereinfunft über die Räumung franzöſiſchen Gebietes befiimmi 
Kolgenbes: j 


Art. 1. Die Regierung Sr. Majeflät des Deutfchen Kaifers verpflichtet fr 
bie 6 Departements, Aisne, Aube, Cöte dOr, Haute Sadne, Doubs und Jura 
zu räumen und bie Occupations-Armee auf 50,000 Mann zu redncirten, 8 
Vebereinfiimmung mit den VBeftimmungen des dritten Artifel® bes Vertrages von 
26. Februar 1871. Die Ausführung diefer Mafiregeln wird flattfinben in bei 
15 Tagen, welche auf die Ratifikation ber gegenwärtigen Convention felgen 
werben. 
Art. 2. Die franzöfiihe Regierung ihrerſeits verpflichtet ſich: 

1) Fünfhundert Millionen Franken, welche die vierte halbe Milliarde ber 
Kriegskoſten⸗Entſchädigung bilden ; 

2) 150 Millionen Franken, welche die erfle am 2. März 1872 fällige Rat 
ber Zinfen von ben Seitens Frankreichs noch gefchulbeten drei Milliarde 
Bilden, in folgender Weife zu bezahlen und zwar: am 15. Jannar, 1. 5% 
bruar, 15. Februar, 1. März, 15. März, 1. April unb am 15. April 187 
je 80 Mill. Free. und am 1. Mai 1872 90 Millionen Fres. im ganzt 
650 Millionen Free. 


Art. 3. Im Kalle, daß die Beftimmungen bes vorhergehenben Artilelt 
nicht ausgeführt werben follten, werben bie Truppen Sr. Majeftät bes Dentſche 
Kaifers das, in Gemäßheit biefer Konvention, geräumte Terrain wieder zu ber 
fegen das Recht haben. 

Man ift außerdem barliber einig, daß das Gebiet ber im erften Artitel Der 
zeichneten unb von ben beutfchen Truppen geräumten Departements in milit’ 
rifher Beziehung für neutral erflärt werben foll. 

Bis zur —2 ber im vorhergehenden Artikel erwähnten Summen barf 
Frankreich in jenen Departements nur eine bewaffnete Macht halten, welche fit 
bie Aufrechterhaltung ber Ordnung nöthig ift. 

Die franzöftiche Regierung behält fi das Recht vor, wor ben oben bejeich 
neten Zahlungsterminen Zahlungen zu leiften.“ 
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12. Oftober. Fernere Uebereinkunft über die Zollverhältniffe 
von Eljaß= Lothringen. | 

Die beiden vorſtehenden Konventionen ſtehen kraft einer befonderen 

wede derart in untrennbarem Zufammenhange, dag die Wirkſamkeit jedes 

U beiden Verträge durch die Beftätigung des anderen bedingt ift.“ 


25. Oftober. Erklärungen des Zürften Bismarck in Bezug 
auf die neue Webereinfunft bei der Berathung derſelben 
im Reichstage. 

Ich erlaube mix, der Vorlage (über den Vertrag vom 12. Dftober) 

T ihre Entftehung erläuternde Worte beizufügen. Wie belannt, wurde 

dem Frieden von Frankfurt » Berfailles Bon in Ausfiht genommen, 

} unter Umftänden an die Stelle der territorialen Bürgfchaften, wel 

ankreich in Geſtalt der von uns befettten Tandestheile die Aus 

9 des Friedens gegeben hatte, finanzielle Bürgfchaften treten Tönnten. 

er. eniffen Umftänden lag eine foldhe Aenderung in den Intereſſen 

er e. 

Die Okkupation eines erheblichen Theiles franzöfifchen Gebiets ift 
für Frankreich entfchieden eine Laft nach allen Richtungen bin, nament⸗ 

eine moraliſche, die politifhe Entwidelung und Befefligung der Zus 
ide in Srantreid bemmende. Für uns ift fie unter Umftänden eine 
hwendige Laft, die wir und auflegen müflen, um die Erfüllung des 
edens zu fichern, aber immerhin — wenn auch eine mäßige — eine 
. Ich erinnere nur an die Interpellation, die geftern geftellt murde 
r die Rückkehr der Reſerven, die mir nach diefer Richtung hin nicht 
iz erwünſcht war; denn e8 ift nicht nüßlich, den fremden Ländern, den 
gnern gegenüber die eigenen Laften, die die Kriegführung und die 
udnahme auferlegt, zu unterftreichen; aber ich hoffe, meine Herren, um 
mehr wird der Herr Interpellant von geftern erfreut fein darüber, daß 
le Laft theilweife hat vermindert werden können. 

Die Beichaffung etwaiger finanzieller Bürgfchaften lag der franzd- 
ben Regierung ob, fie hat es verfucht, zum Theil unter großen Koſten, 
im beſchaffen. Banquiers hatten fi) bereit finden laſſen, annehmbare 
wgfchaften ihrerſeits für die Effefturrung der franzöſiſchen Zahlungen 

zum 1. Mai, aljo für zufammen 650 Millionen Franken zu geben 
eine Provifion, die mir auf Höhe von 17 p&t. genannt wurde — 
weiß es nicht genau — alfo etwa 10 Millionen Fraufen. Die fran- 
Ihe Regierung wäre, wie ich glaube, bereit geweſen, diefes Opfer zu 
gen, wenn die Bürgichaften der Geldmänner eine Geftalt gehabt 
en, die für und annehmbar gewefen wäre. Wenn fie fir und von 
ben fein jollte, wenn fie ſür uns eine die etwaige Verminderung der 
berbeit, welche wir an der franzöfiichen Regierung haben, dedende Be⸗ 
tung haben follte, jo mußte fie im verkäuflichen Werthen beftehen. 

in unfere Hände zu legen, trugen die Banquierd Bedenken: wir 

ten uns anheiſchig maden, ieſe Werthe für unveräußerlich zu erklären 
zum Berfalltermm. Wir wären alfo in dem Yalle, daß gegen unjere 
de uud Erwartungen der Beftand regelmäßiger und georöneter Zu⸗ 
We in Frankreich erjchüttert worden wäre, doch nicht in der Lage ge- 
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weſen, ung mwechjelmäßig an die außftellenden die Bürafdaft, w te ' 
urgſchaft, 


dieſen Umſtänden wäre nach meiner Anſicht die 
Banquiers boten, werthlos geweſen oder hätte an biejenige Burgſchaft, 
welche uns die franzöſiſche Regierung mit ihren Zuſagen ſelbſt 

uns der Ueberreſt unſerer Okkupation bietet, in einem kaum | 
werthen Maße verftärtt. Ich habe mich alfo nad) Genehmigung Sr. Re: 
jeftät des Kaiſers durch die Sachlage für ermächtigt gehalten, einen an⸗ 
deren Modus anzunehmen, der für Srankreid eine weſentliche 


enthält, für ung meines Erachtens feine Gefahr: nämlich das Sofem 
einer finanziellen Bitrgichaft aufzugeben und für diefelbe einen Zheil der - 


territorialen Bürgfchaft feftzuhalten, fo nämlich, daß die von ung zu räus 
menden Gebietstheile nicht von Haufe aus von der franzöftjchen hier ⸗ 
macht okkupirt, ſondern einſtweilen für neutral erklärt und nur nach dem 
Geſichtspunkte der polizeilichen Sicherheit von Frankreich beſetzt werden, 
und daß uns das Recht bleibt, fie wieder zu beſetzen (vermöge eines von 
Frankreich felbit anerkannten Vertrages), fobald die Borausfegungen, untee 
welchen der Bertrag geichloffen ift, nämlich die Zahlungsleiftungen, die 
darin feftgefegt find, nicht inne gehalten werden follten. 

Wir haben auf dieſe Weife der franzöſiſchen Regierung und, ich lan 
— dem Lande Frankreich, in Befeſtigung feiner Verhältniſſe einen wer 
entlichen Dienft erwieſen, der von unparteiifchen Blättern jenes Land 
jelbft anerfannt wird, und ich bin um fo mehr damit zufrieden, old ich 
es nicht für unſere Aufgabe halte, unſeren Nachbar mehr zu ſchädigen 
als zur Sicherftellung der Ausführung des Friedens für uns unbedingt 
nothwendig ift, im Gegentheil ihm zu nüten und ihn in den Stand zu 
fegen, fih von dem Unglüd, welches tiber da8 Land gekommen ift, z 
erholen, joviel wir ohne Gefährdung eigener Intereſſen dazu beitragen 
Önnen. 

Ich balte auch nach wie vor feft an dem in diefem Frühjahr vo 
Ihnen mit Zuftimmung aufgenommenen Grundfage, daß es nicht uſere 
Aufgabe fein wird, ung in die inneren Angelegenheiten unferes Nachar⸗ 
landes und in deren Entwidelung über das Bebürfniß der Sicherſtellung 
unferer eigenen Intereſſen hinaus einzumifchen. Ich nehme alfo nicht an⸗ 
dag wir ein Intereſſe daran haben, menigftend nicht ein Intereſſe, 
nicht durch viele Nachtheile mehr als aufgewogen würde, um deshalb, 
damit wir auf Frankreich innere Angelegenheiten Einfluß üben könnten, 
einen größeren Xheil franzöfifchen Gebietes befegt zu halten. 

Ich babe vorhin ſchon ermähnt, daß der Weberreft unferer Okkupatios 
an ſich mir neben den Rechten, die ung in Bezug auf den zu räumendeit 
Theil feftgeftellt bleiben, eine ausreichende Bürgfchaft gewähren wird; iſt 
er uns ausreichend für drei Milliarden, ſo er auch ausreichend 
3% Milliarden, namentlich, wenn die halbe Milliarde in wenigen Monalen 
gezahlt wird. Ich habe in den Verhandlungen darauf Werth gelegt, daß, 
wenn wir die von Frankreich gewünfchten Zugeftändniffe machten, boflär 
die Zahlungstermine vorgerüdt würden, fo daß, wie Sie fehen, am 15.30 
nuar damit der Anfang gemacht wird, während die beiden Fälligkit$* 
termine für die Zinfen der 3 Milliarden im März und für die ball 
Milliarde im Mai gewefen wäre. Die Theile von Frankreich, welche wir 
befegt behalten, gewähren uns eine militärifche Stellung, welche zur 
theidigung und Durchführung unferer Anfprüche eine ausreichende Unter” 


und welche ' 
nennen» 
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etet, wie Jeder fich Elar machen kann, der ſich auf der Landkarte 
dehnung einer milttärifchen Aufftellung anfieht, die na von der 
ſchen Feſtung Mezidres bis zur franzöfifchen Feftung Belfort eu 
während Metz, Toul und Verdun in unferer Hand bleiben. Alfo 
n diefe Nüdficht ermächtigte dazu, das gewünſchte Zugeftänbniß 
‚das ja auch mittelbar uns zu Gute kommt, wenn wir den 
und die Zahlungsfähigkeit unſeres Schuldners ftärken. 
vei Einzelheiten des Vertrages erlaube ich mir noch zu erwähnen, 
die Zollverhältnifie des Elſaß. Im Anfang der Verhandlungen 
n Seiten der elfäfftfchen Induftrie und von Seiten derjenigen deut⸗ 
mduftrie, mit welcher die elſaſſer konkurrirt, der Wunſch ausge⸗ 
ı worden, einen langen Termin — es wurde felbft ein Zeitraum 
8 Jahren genannt — in Ausficht zu nehmen, während deſſen fich 
laß in einem ee befinden follte. Sch weiß nicht, 
das Elſaß und feine zufünftige Entwidelung ein fo langer Termin 
ewejen wäre; er bat mir aus politifchen Gründen, ebenfo wie 
(dichten auf unfere Zollverwaltung von Haufe aus nicht annehm«- 
hienen. Der zwedmäßige Termin fchien derjenige, den wir in 
legten VBorfchlägen geftellt hatten und der fich alſo auf anderthalb 
nach Ablauf diefes Jahres erftredte, ich habe aber feine Schwierig« 
emacdht, diefen noch um ſechs Monate zu verkürzen, um der fran« 
ı Regierung, gegenüber einem Beſchluß ihrer Volksvertretung, der 
unannehmbar war, ein Ausfunftömittel zu gemähren. ‘Der foge- 
Art. 3, den bie franzöfiiche Volksvertretung einzufchalten gemünfä 
hätte uns in Bollverwaltungs-Unmöglichleiten gefegt, indem wir 
sen Fall uns dazu hätten verftehen können, eine zweite Zolllinie 
a8 Elſaß am Rhein wieder einzwrichten, und alle Vorſichtsmaß⸗ 
nd Bürgichaften, welche von Frankreich geboten wurden, nur dahın 
haben würden, für einzelne Händler und SKonfumenten eine Zolls 
zuzulaflen; und wir wären in Berlegenbeit gewefen, diejenigen 
außzufuchen, denen wir da8 Gefchent aus der Zollkaſſe damit 
macden wollen, eine Aufgabe, welche die Reichsverwaltung nicht 
bernehmen können. Es ijt mir alfo fehr erwünfcht gemejen, daß 
nzöfifche Kegierung ihrerjeit8 überzeugt war, dieſen Tauſch von 
aten elfaffer Zollbegünftigung gegen jenen Artikel 3 vor, ihrer 
rſammlung rechtfertigen zu Tönen. Die Frage, ganz ohne irgend 
lebergang von Zollerleichterung, das Eljaß fofort in die neuen 
nit feinem Handel zu weilen, bat auch vorgefchmebt, und es ift ja 
se von den ragen, in Be A auf welche man die Zukunft mehr 
eben müßte, als dem men ihen Geift gegeben ift, wenn man 
ler Sicherheit dabei abmägen wollte, ob die politifhen Schäden 
e finanziellen und induftriellen, die volkswirthſchaftlichen Vortheile 
ewejen wären. Wir Auen einen mittleren Termin genommen, 
eine mäßige Frift zur BZurechtfindung in den neuen Berhältnifien 
ffer Induſtrie erlangt wurde. 
ie Gebietöfrage (in der Webereinfunft), nämlich die Veränderung 
ech Geſetz bereit3 genehmigten Grenzen in Bezug auf 3 Gemeinen 
ne den Namen Raon führen und eine die füdlich von Woricourt 
yat eine ſehr unmefentlihe Bedeutung. Es war von Haufe aus, 
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nachdem in Verſailles bereits die Grenzen feftgeftellt worden waren, von 
der franzöfifhen Regierung Einſpruch gegen einzelne Punkte biefer Greue 
linie geltend gemacht worden. Diefer Einſpruch bezog fich theils auf ge 
wiffe Gemeinden in der Nähe der Iuremburgifchen Grenze, theils auf ein 
induftrielles Etabliſſement, das unter dem Namen Moyoeupre befannt if, 
theils auf die beiden bier in Yrage ftehenden Gebiete. Ich habe ſchon 
damals, nad Berathung mit den hier kompetenten militäriichen und Ber- 
waltungsftellen, der franzöfiichen Regierung erflärt, in Bezug auf de 
erften beiden Fragen, namentlich in Bezug auf Moyoeupre, wären mt 
wegen der örtlichen Lage dieſes großen Etabliffements, welches nänlid 
unterirdiiche Ausgänge von fehr großen Lagern nach beiden Seiten der 
Grenze bin gehabt haben würde, in voller Unmöglichkeit nachzugeben. 
Das große Erzfeld, um das es ſich dort handelt, hat einen Ausmeg, der 
immer nothmwendig deutſch geblieben wäre, und einen, der fran 
werden ſollte. Es mürde im Zufammenhange unter der Erde die Job 
grenze abzufchneiden fein, die man nur duch Fichtichachte hätte kontro⸗ 
liren können. . 

Dagegen babe ich damals fchon die Möglichkeit, von unferer Seite 

eine Konzeſſion Bi machen, der franzöfiichen Regierung nicht verhehlt in 
Bezug auf die beiden jetzt fraglichen Plätze. Ich habe aber hinzugefigt 
umfonft würden wir fie nicht geben. Wenn aber der Moment kommen 
werde, mo wir noch irgend etwas abzurechnen hätten, fo wären diefe 
beiden Gemeinden die Münze, in der wir unfererjeit3 unter Umſtäͤnden 
ablen könnten, indem fie für uns jelbft nur unerheblichen Werth haben- 
* dieſen beiden Gemeinden befinden ſich aber werthvolle fiskaliſche Val⸗ 
dungen, die wir eben wegen ihres Werthes ausgeſchloſſen haben von det 
Rüdgabe. Die Gemeinden felbit find franzöfiih, der Nationalität ihrer 
Einwohner nach, und liegen auf der und abgemandten Seite des befumt” 
Lich hohen und unmegjamen Gebirge8 des Donon und werden in ihren 
Angelegenheiten richtiger von franzöjifcher Seite verwaltet. Mit der Ge” 
meinde ſüdlich von Avricourt ift die Bewandtniß eine andere, Bei Aort“ 
court verzmweigen fich zwei Heine Eijenbahnen, von denen bie eine ſadlich 
abgeht nach einem franzöſiſch gebliebenen Orte, die andere nördlich ĩ5 
einer deutſch gewordenen Richtung. Es wird nun natürlich im Intereſſe 
beider Yänder und der Bewohner der Endpunkte diefer Eijenbahnen ge” 
wünjcht, daß fie ihr Heimathland erreichen können, ohne durch 
Gebiet fahren zu müflen, aljo die Eimmohner der franzöfifchen Gemeinde 
— ich glaube von Ciren — nah Frankreich bineinfahren künnen, ohrse 
bei Aoricourt deutfches Gebiet zu paſſiren. Dieſe Bertdfichtigung [hie =? 
billig, und deshalb haben wir zugegeben, die Grenze zwijchen den beide zt 
Abzweigungen den Hauptzug der Bahn fchneiden zu laffen unter der BE 
dingung, daß Frankreich uns auf deutſchem Gebiet einen den bisherige =* 
Bortheilen entfprechenden Bahnhof baut und die nöthige Verlegung ve 
Scienengeleifes auf feine Kojten bewirft. 

Indem ich mich gern bereit erkläre, jede Auskunft, die von Einzelne * 
über die Motive und die Tragweite der Abmachung gewünſcht med" 
ollte, zu geben, erlaube ich mir die Annahme der Vorlage um fo me 89° 

brer mwohlwollenden Erwägung zu empfehlen, als e8 bei dem Zujanme #1” 
bang, in dem beide DBerträge in unjerem Intereſſe geftellt word en 
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find, es wünſchenswerth ift, die franzöfiihe Regierung baldmöglichit 
von der von Ihrer Zuftimmung abhängigen Natififatton unterrichten zu 
tönen.“ 


Die Mebereinfunft wurde vom Reichstag in allen drei 
Leſungen ohne jede weitere Berathung angenommen. 


Fürſt Bismard und Franfreid. 


„Provinzials Correspondenz” vom 1. November. 


‚. „Der beutiche Reichstag hat die neue Webereinkunft mit Frankreich nad 
einigen Erläuterungen des Fürften von Bismard ohne jebe weitere Erörterung 
genehmigt und durch dieſe fofortige ftillfehweigende und einmüthige Beſtätigung 
das berebtefte Zeugniß der volllommenen Zuftimmung zu ber Bolitit der Reiche- 
tegierung abgegeben. 

Der deutſche Kanzler hat bei diefer Gelegenheit von Neuem die Richtung 

ad ben Geift der Frankreich gegenüber befolgten Politik bezeichnet: 

„Es ift nit unfere Aufgabe (jagte er) unfern Nachbar mehr zu ſchädigen, 
als zur Sicherſtellung der Ausführung des, Friedens für uns unbedingt noth« 
wendig ift, im Gegentbeil ihm zu nügen und ibn in ben Stand zu fegen, ſich 
Son bem linglüd, welches über das Land gelommen ift, zu erheben, foviel wir 
obne Gefährdung eigener Interefien dazu beitragen Können.“ 

Diefe hochherzige Auffaffung, welche ebenfo wie der neue Vertrag bie leb- 

Zufimmung der deutſchen Bollsvertretung fand, hat in der That daB ge- 
kuzante Berhalten des Reichskanzlers von dem erften Augenblide an, wo er 
Sriebensverhandlungen mit Ausfiht auf Erfolg anfnüpferi konute, geleitet. 

Ale Aeußerungen und Schritte bes Süften Bismard von den erften 
Merzen Ankündigungen des Friedensprogramms bis zu der neueften Uebereinkunft 
ME Frankreich find von demſelben ebenfo gemäßigten, wie feften Willen einge- 

en, von dem Willen und Beſtreben ſichere Bürgfchaften eines dauernden 
trebens zu erringen, darliber hinaus aber Nichts zu thun oder zu fordern, mas 
die Biederaufrihtung Frankreichs und die Wieberanktnüpfung erwünſchter Be⸗ 
veBunen auf die Dauer verhindern könnte. 

. Us der Reihslanzler im September v. 3. zuerft die unerläßlien Friedens 
Kebüngungen angedeutet hatte, da verkündete die jogenannte Regierung ber natio⸗ 
nalen Bertheidigung unter Entftellung feiner Forderungen: er habe die Abficht 

„Frankreich auf den Stand einer Macht zweiten Ranges berabfehen zu 
wollen. Der beutihe Staatsmann aber verwahrte fih in einer eigens deshalb 
neichriehenen Depeiche gegen diefe Behauptung und verficherte, daß er bei ben 
Berbanbfungen (mit Jules Favre) von jeder verlegenden Hindeutung auf bie 
Golgen 7 jüngften Krieges für Frankreichs zukünftige Weltſtellung weit entfernt 


Hätte Fürſt Bismard und die von ihm vertretene deutſche Politik irgend⸗ 
Gedanken der Rache und bes Haffes gegen Frankreich verfolgen wollen, fo 
wäre c9 ihr an Gelegenheit und an ber Macht nicht gefehlt haben, das ſchwer 
Kräfte Land noch weiter zu bemüthigen und in unvergleichlich tiefere Zerrilttung 
n zu laffen. 
Zeit Wer erinnert ſich nicht der theilweife fehr gewichtigen Stimmen, welche zur 
See; Kapitulation von Paris ftatt des gleichzeitigen Waffenſtillſtandes die nach⸗ 
liche Fortfegung des Krieges bis zur nahen völligen Erſchöpfung Frankreichs 
unethen? Und wenige Monate darauf zur Zeit der Parifer Kommune lag es 
fe enem in ber Hand ber beutfchen Politik, die begonnene innere Auflöſung 
Iaffere über Frankreich verbreiten und an dem Marke bes Landes zehren zu 
3 — unfere Regierung aber gewährte der franzöſiſchen Regierung bereit» 
Üg die Mittel, dur melde allein e& gelingen fonute, bes felbftmörberifcen 
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Aufftandes Herr zu werden und eine neue fefte Ordnung der inneren Verhältnifie 
Frankreichs anzubahnen. 

Bei allen weiteren Verhandlungen, welche feitbem ftattgefunben, hat Fürf 
Bismard zwar jeder Zeit in erfter Linie bie Sicherftellung ber unbebingten 
und vollen Ausführung des errungenen Friedens im Auge gehabt, baneben aber, 
foweit e8 ohne Einmifhung in bie inneren Berhältniffe möglich war, bie Wieder⸗ 
belebung des Vertrauens und einer friebliden und gebeihliden Entwidelung ın 
Frankreich zu fördern gejucht.“ 


Das Buch des Grafen Benedetti („Ma Mission en Prusse.‘) 


„Brovinzial» Correspondenz“ vom 25. Oftober. 


„Graf Benedetti, der Iettte Botichafter bes franzöſiſchen Kaiſerreich iz 
Berlin, bat jüngft eine Schrift Über feine diplomatiſche Wirkſamkeit in Preis 
herausgegeben und in berfelben eine Auswahl ber von ihm nad Paris er 
flatteten Berichte und der von bort erhaltenen Weifungen veröffentliät. Geis 
näcfter Zwed war babei, ſich felbft von der Mitihulb an dem für fein Vaterland 
fo verhängnißvoll gewordenen Vorgehen ber Kaiferlihen Regierung zu rei 
Es gehört zu ben bezeichnenbfien Erſcheinungen ber neueften franzöfiichen ⸗ 
ſchichte, daß an ber Kataſtrophe, die über das Land gekommen iſt, kein Gtaatd‘ 
mann, kein Feldherr, feine politifche Partei irgend einen Antheil der Schulb auf 
fih nehmen will, während dod ein unbefangener Blick auf bie Enttwidelung ber 
letten Sabre die Ueberzeugung gewährt, baß bie Verſchuldung eine allgemeine 
unb gemeinfame für bie Regierung, für alle Parteien und alle Politiler ge 
weien if. Man darf überzeugt fein, daß, falls ber Ausgang bes frevelhaften 
Unternehmens ein glüdlicher für Frankreich geweſen wäre, bie Parteien ſowohl 
wie bie Staatsmänner, vermuthlich auch Stat Benedetti, ihren Antheil an der 
Ehre und dem Ruhme des Erfolges eben fo eifrig in Anſpruch nehmen würbeN, 
wie fie jetzt wetteifern, jebe Verantwortung für den Mißerfolg abzulehnen. 

Was uns betrifft, jo dürfen wir auf eine Abwägung ber perjönlichen 
ober Unfchulb des Grafen Benedetti um fo bereitwilliger verzichten, als berf 
durch feine jetzige Veröffentlichung ber deutſchen Sache, wenn auch gewiß 
wider Willen, einen großen Dienft geleiftet bat. 

Der völferrenhtliche Frevel, durch welchen der jüngfle Krieg von Seites 
Frankreichs heraufbefchworen worben ift, ift feither noch niemals überzengenbe? 
feftgeftellt worden, als es jetst Durch die Mittheilungen bes unmittelbar betheiligtes 
franzöftihen Diplomaten gejchieht, weldhem bie unmwürbige Aufgabe zuge 
war, unferen König im Babe Ems mit den breiften unb herausforbernden 3# 
mutbungen zu beläftigen, durch welde von ber. Kaiſerlichen Regierung ber DOT’ 
bedachte Bruch eingeleitet wurde. Wenn noch irgenbwo ein Zweifel über Grant 
reiche alleinige Schuld an ber Herbeiführung bes jüngften Krieges hätte 
können, jo wird nad Benedetti’s Selbtbelenntniffen über bie Weifungen, bie 
er von Paris erhalten, unb über die Art, wie er bie ihm zugewiefene, wer 
ruhmvolle Rolle ausgeführt bat, Fein folder Zweifel mehr möglich fein: bieſe 
Mittheilungen kommen thatſächlich einem unumwundenen Geſtändnifſe ber 
haften Abſichten Frankreichs gleich. 

Graf Benedetti bat jedoch feine Veröffentlichungen auf bie ganze Zul 
feiner Berliner Thätigleit ausgebehnt und namentlich den Verſuch gemacht, " 
und bie -Kaiferlihe Politik, die er vertreten hat, von ber Anklage zu reinigen, im 
Laufe der letzten Jahre eine Einverleibung Belgiens in Frankreich an 8 
haben. VBenebetti hat es in folder Abficht nicht verihmäht, eine Gr . 
Auswahl aus feinen Berichten zu treffen, einen Theil ber wichtigften und ent» 
ſcheidendſten Depefchen aber unter leichtfertigen Vorwänden wegzulaflen. 

Der „Deutſche Reichs⸗Anzeiger“ hat dieſe Lüde feinerfeits durch Veröffert⸗ 
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Aniger wichtiger Altenftüde ergänzt und baburd bie wirklichen Be- 
n Benedetti's und feiner Regierung ins richtige Licht geftellt. 
jer Auswärtiges Amt hatte beim Ausbruch bes Krieges mit Frankreich 
ruchftüde früherer geheimer Verhandlungen, namentlich franzöftiche Vor⸗ 
selhe das Königreich Belgien betrafen, der Deffentlichleit übergeben. 
af Benebetti bat nun in feiner Schrift, unter Berufung auf ein 
ı des Miniflers Rouher vom 6. Auguft 1866 behauptet: e8 gehe daraus 
aß Niemand in Paris auch nur daran gebacht habe, Belgien zum Ge- 
: der Anfprüde Seitens Frankreichs zu machen. 
efer Behauptung gegenüber fagt der „Deutiche Reiche Anzeiger“: 
af Benedetti bat offenbar nicht gewußt, welche Theile der geheimen 
den Archive im Verlaufe des Krieges in die Hände ber beutichen Truppen 
Anb; fonft würbe er in feinen Veröffentlichungen vorfichtiger geweſen fein 
nentlich nicht verſucht haben, die Ableugnungen, weldhe bie Katferliche 
ıg im vorigen Jahre ben deutſchen Mittheilungen über das belannte 
ber nung Belgiens für Frankreich entgegenjegte, auch jetzt noch auf⸗ 
erhalten.” 


Die fahlihen Darlegungen des „Staatd=Anzeigerd” 
und die betreffenden Depeichen Benedetti’8 find oben m 
dem Abſchnitte über „Frankreichs Kompenfationspolitik” 
mitgetheilt (S. 87 f.). 


Minifterwechfel in Defterreih; Graf Andrafiy. 


ember. Der öfterreichiiche Reichskanzler Graf Beuft erhält 
die nachgeſuchte Entlaffung. Der biöherige ungarifche Mis 
nifter- Präfident Graf Andraſſy tritt als Minifter des 
Auswärtigen an feine Stelle. In einem Rundſchreiben an 
die Vertreter Defterreich8 fagt er über die zu befolgende 
Politik: 
ale poltitit if eine Friebenspolitit, bündig, offen und un« 
erlich. — — 
cht die Ausdehnung, ſondern die Kraft der Monarchie iſt es, die zu 
wir uns befleißigen müſſen, indem wir bie Entwickelung jener reichen 
fen verwirklichen, über bie fie verfügt. Die VBortheile, welche uns ber 
lichſte Krieg brächte, würben niemals jenen gleichlommen, bie einzu- 
uns das Fortichreiten einer Wohlfahrt erlauben wird, deren Aufſchwung 
reiner Reihenfolge innerer Krifen nicht aufgehalten werben konnte. — — 
ie politifche Linie, die ber Monarchie durch ihre unabweislichen Intereſſen 
met ift, befindet fich, wie ich nicht bezweifle, in völliger Harmonie 
ı Wünfchen der anderen Mächte, die insgefammt nach den furcht⸗ 
fehtterungen, wie fie Europa im Laufe der leiten Jahre durchmachte, 
eteriſche Bebürfnif empfinden, den gegenwärtigen Generationen eine 
: Ruhe und Sicherheit zu bereiten.“ 





422 


1871. 


Rußland und Dentſchland. 


8. Dezember. Trinkſpruch des Kaiſers Alexander von Ruß⸗ 
land bei dem St. Georgsfeſt in Petersburg, in Gegerwart 
einer von dem Prinzen Friedrich Karl geführten preußi⸗ 
Ichen Deputation. 


„Auf das Wohl Sr. Majeftät des Kaifers und Königs Wilhelm, 
bes älteften Ritters unjeres St. Georgsordens, auf da8 Wohl der Ritter 
biefeg Ordens von feiner braven Armee, von welchen fo würdige Ber» 
treter heute in unferer Mitte zu ſehen mich mit Stolz erfüllt. . 

Ich wünſche und hoffe, daß die innnige Freundfdaft, die 
und verbindet, auch bei den fünjtigen Generationen fortdauern 
wird, ebenfo wie die Waffenbrüderfchaft unferer beiden Armeen, 
welche aus einer ewig denkwürdigen Zeit datirt. Ich fehe darım 
die befte Bürgfchaft für Aufrehterhaltung des Friedens und 
der gefeglihen Drdnung in Europa.“ 


Feindſelige Vorgänge in Franukreich. 

Freiſprechende Urtheile franzöſiſcher Schwur— 
gerichte in Bezug auf Mordthaten an preußi— 
ſchen Soldaten. — Zuſtimmende Berichte und Be 
ſprechungen der franzöſiſchen Preſſe. 


7. Dezember. Deutſchlands Stellung zu den Stimmungen 
und Vorgängen in Franfreid. 


Erlaß des Fürften Bismard an den deutſchen Ge 
jandten Grafen von Arnim in Paris. 


„Euere Hochgeboren haben durch die Preffe Kunde von den Erst” 
brüden erhalten, welche die Freilprehungen in Melun und Paris auf pie 
öffentliche Meinung Deutſchlands gemacht haben; fo verfchiedene Partie ® 
e3 auch bei uns geben mag, diejen Thatſachen gegenüber find fie „tie 
derfelben Meinung. Es liegt und fern, der franzöfifchen Regierung a 
Berantwortlichfeit für die Ausfprüche der Geſchwornen beizumeffen, 137 
wir wollen gern glauben, daß fie auch die Stimmung der bei fol 
Prozeflen betheiligten Beamten zu beherrichen nicht im Stande ift. 
Gegentheil, die Thatfache, daß das Rechtsgefühl in Frankreich auch inde# 
Kreifen, in welchen man vorzugsweiſe die Sreunde der flaatlichen Ordmert 9 
und der geigerten Rechtspflege ſucht, jo vollftändig verloren umge. 
ift, feßt Europa in den Stand, die Schwierigfeiten zu würdigen, ie che 
die franzoſiſche Regierung bei ihren Beftrebungen findet, den Sinn FF 
Recht und Ordnung von dem Drude zu befreien, unter welchem er duxch 
die Leidenſchaftlichkeit der Maſſen gehalten wird. 

Wenn ih Em. Hochgeboren dennoch erſuche, den Gegenſtand zit 
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Herrn v. Römufat zu beſprechen, fo gefchieht dies nicht, um die Vor⸗ 
würfe der deutfchen Freie an die Arche der franzöſiſchen Regierung zu 
bringen, fondern um dem Einmwande vorzubeugen, daß wir unfese 
Anfiht Über die Folgen, welde fih an die Wiederholung 
en Borgänge Inüpfen können, nicht redhtzeitig geäußert: 
ätten. 

Wenn Berbredhen, wie vorbedachter Mord, ungefühnt bleiben, fo 
liegt es dem verlegten öffentlichen Gefühle nahe, weil Gerechtigkeit nicht 
zu erlangen ift, nad Repreffalien zu verlangen. Wäre es für uns 
möglih, uns auf den Standpunkt der Rechtspflege von Paris und 
Melun zu ftellen, jo würde das jus talionis dahin führen, daß aud) 
unfererfett8 die Tödtung von Yranzofen, wenn fie.im Bereiche unferer 
GerichtSbarkeit vorfommt, eine Strafe nicht mehr nach fi zöge Der 
Grad der fittlihen Bildung und da8 rt Rechts⸗ 
gefühl, welche dem deutſchen Volke eigen ſind, ſchließen eine 
ſolche Möglichkeit aus. Wohl aber wird es nach jenen Vorkommniſſen 
ſchwierig ſein, die öffentliche Meinung in Deutſchland, wenn ähnliche Ver⸗ 
brechen wieder verübt werden ſollten, mit dem Hinweis auf die franzöfifche 
Rechtspflege zu befriedigen. 

ALS Maßregel unmittelbarer Abwehr haben deshalb un« 
fere Truppen-Befehblshaber im Bezirt der Okkupation durch 
Erklärung des Belagerungszuſtandes die Militär-Gerichts— 
barkeit für Verbrechen gegen die Truppen ſichern müfſen. 
Die Fälle, in welchen die fofortige Verhaftung des Thäters thunlich ift, 
werden deshalb zu internationalen Schwierigkeiten feinen Anlaß mehr 
geben. Aber jedes Berlangen nad Auslieferung, welches wir zu flellen 
genöthigt fein könnten, wird die Öffentliche Meinung in Frankreich erregen 
und verftimmen. Wir haben deshalb, nachdem die durch uns verlangte 
Auslieferung TonneletS und Bertins abgelehnt worden war, im Ver⸗ 
trauen auf die Rechtspflege Frankreich! damals nicht auf unferer Fordes 
rung beftanden. In Zuknnft aber würden wir der Entrüftung der deut⸗ 
ſchen Bevölferung gegenüber eine ähnlihe Zurüdhaltung nicht beobachten 
Tönnen, fondern wir würden bei Verweigerung einer derartigen 
Auslieferung genöthigt fein, durh Ergreifung und Wegfüh- 
rung franzöfifer Geißeln, äußerftenfall8 aud durch meiter» 
gehende Maßregeln auf Erfüllung unferes VBerlangens hin» 
zumwirfen, — eine Eventualität, der überhoben zu fein, wir 
anf das Lebhafteſte wünſchen. 

Abgefehen von den Gefahren für unfere gegenjeitigen Beziehungen, 
welche mir in diefer Richtung beforgen müſſen, geben die Vorgänge von 
Melun und Paris ung ein Zeugnig von der Stimmung aud) der gebils 
deteren und wohlbabenderen Vollksklaſſen gegen Deutjchland, welches auf 
unfer fünftige8 Verhalten im Intereſſe unjerer eigenen Sicherheit nicht 
ohne Einfluß bleiben kann. Wir müflen uns fagen, daß, obfchon 
wir im vorigen Jahre von Frankreich ohne jede Provofation an⸗ 
gegriffen wurden, doch die Erbitterung darüber, daß wir uns fiegreich 
vertheidigt haben, biß in die Kreiſe hinauf, denen die Gefchworenen, die 
Beamten der Staatsanmwaltichaft, die Advofaten und die Richter ent« 
ftanmen, eine fo leidenjchaftliche ift, daß wir in den Berhbandlungen, 
welde ung mit Frankreich noch bevorfteben, nicht blos die 
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Sicherftellung der Ausführung der Friedensbedingungen, 

fondern aud die defenfive Stärke unferer Stellung inner» 

path der von uns noch befegten Departements werden in 
rwägung ziehen müffen. 

Em. Hochgeboren erinnern Sich, daß die leuten Verhandlungen mit 
Herrn Pouyer-Quertier in dem Vertrauen geführt wurden, baf au 
die Befeitigung des legten Reſtes unferer Offupation in einer kurzeren 
als der im Frieden vorgefehenen Friſt durch gegenfeitigeö Uebereinfommen 
werde herbeigeführt werden können. Das Nicht, welches die Borgänge in 
Melun und Bari auf die Stimmung und die Abfichten auch der gebil- 
deteren Franzoſen gegen ung werfen, Bat dies Bertrauen verfhenden 
müffen, um fo mehr, als die rende des Rechtes und der Ortung 
in der Prefie Frankreichs fih nicht ftark genug gefühlt haben, das ver⸗ 
halten der Geſchworenen, der rechtskundigen WBerfonen und bes beifall« 
fpendenden Publikums öffentlich an verurtbeilen. Die wenigen Stimmen, 
welche fich zu einer fchüchternen Mißbilligung ermutigt baben, be 
diefelbe nur mit der Nüglichkeit3 -Rüdficht, daß die Deutſchen durd ihre 
Okkupation jegt noch im Stande feien, Frankreich Schaden zu thun, keines⸗ 
wegs aber mit der Erflärung, daß die Art der Rechtſprechung, wie fie 
ftattgefunden, mit den ewigen Grundfägen der Gerechtigkeit, der ftaatliger 
Drdnung und mit dem Stande der heutigen Civilifation unverträglid 
Es ſcheint aljo, daß auch diefe ſchwachen Zeugnifje für das Recht ver- 
ftummen würden, fobald unfere Offupation befeitigt märe. 

Em. Hochgeboren wollen gefälligft diefe Betrachtungen Herrn v. Ro⸗ 
muſat vortragen, ohne, wie ich wiederhole, denſelben irgendwie eine 
Wendung zu geben, welche eine viehleitige Verſtimmung gegen die Regie⸗ 
rung der Republit vermuthen Laffen Tönnen. Em. Hodgeboren wollen 
vielmehr vorzugsmeife Gewicht auf das Bedauern und die Enttäufgung 
legen, welche wir darüber empfinden, daß unmittelbar, nachdem mir in 
den legten Verhandlungen die unzweideutigften Beweiſe von Entgegen” 
fommen gegeben hatten, Erfcheinungen zu Tage treten konnten, —5 — 
deren ich unſere Hoffnungen auf Wiederbelebung des gegen” 
ſeitigen Vertrauens leider als verfrüht bezeichnen muß. 


Stellung der franzöſiſchen Regierung. 
Aus der Botſchaft des Präſidenten Thiers beim Zu” 
ſammentritt der National-Verſammlung. 


„Unſere Beziehungen zu den auswärtigen Mächten ſind nicht nur friedlich⸗ 
ſondern auch wohlwollend. Jedermann weiß, daß wir ben Friebe tt 
wollen, baß wir feine neuen friegerifhen Ereigniffe herbetwünide 2 
und demzufolge auch nicht darauf binarbeiten, foldhe heransj3t” 
fordern. 

Es ift wahr, daß wir uns in finanzieller unb mitlitärifger Hi“ 
fiht zu reorganifiren fuchen, weil dies unfer Recht unb unfere Pflicht ſoro 
—— Jedermann wie gegen uns ſelbſt iſt. Uebrigens thun dies gegenwärtt$ 
. Ynmtliche Mächte in Europa und zwar fo vollflänbig wie möglich, und fie bet 

hiermit nur ein unbeftreitbares und auch nicht beftrittenes Recht aus. nn es 
aber eine Nation giebt, ber biefes Recht nicht fireitig gemacht werben ann, fo Ef 
das fiher diejenige, welche eine ebenfo nachläſſige als unbefonnene Regierung 
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chrecklliches Unglũck geftürzt hat, indem fie, obwohl waffenlos, fich doch eines 
razsfordernden e8 bediente. 

Was Übrigens unfere auswärtigen Beziehungen anbetrifft, jo giebt es nichts’ 
5 dieſelben bebroben ober auch nur beunrubigen könnte. 

Die Hauptiehwierigleiten mit Preußen find geregelt. Es waren 40 De- 
tements offupirt, gegenwärtig find e8 beren nur noch ſechs. Bon ben fünf 
Miarben ber Kriegsentfchädigung finb zwei bereits bezahlt ober werden es doch 
zen Kurzem fein. Xroß ber vorübergehenden Verlegenheit bezüglich ber 
Hlumngsmittel befeftigt fi ber Krebit des Landes; die neuen Steuern gehen 
t Leichtigkeit ein und laflen uns die baldige Rücklehr des finanziellen Oleichge⸗ 
Ühtes verheriehen. 

Die Armee, unfer Troft jur Zeit unſers Unglüde, refonftituirt fi, und 
tet bereits ein Mufter von Haltung, Kraft und militäriichem Geiſt. Die In⸗ 
Mxrte befhäftigt fich damit, bie Vorräthe, welche in den Magazinen mangelten, 
mbeizuihaffen. Europa und Frankreich haben die höchſte Stufe der Thätigfeit 
eicht. Die materielle Ordnung if foweit wieder bergeftellt, daß die Auflöſung 
ab Entwaffnung der Nationalgarbe auf keinen Wiberftand geftoßen if. Nur 
ie moralifche Ordnung, fo leicht zu flören und fo ſchwer wieder herzuftellen, 

noch zu wünſchen übrig, in&bejondere in den Departements bes Südens, 
86 bie Leibenichaften der Parteien die Olut bes Klimas athmen. Uebrigens 
ehlt zur vollftändigen Ruhe des Landes immer nod etwas, beffen Gewährung 
ucht Sache ber Regierung ift, fonbern vielmehr in ber Macht der Nationalver- 
lung liegt. Doch würbe e8 der Weisheit ber Berfammlung nicht entiprechen, 
26, was uns fehlt, in lbereilter Weife herbeizuführen: Was ich meine, ift eine 

borgegeichnete Zukunft unferes Staates. Eine folhe Wohlthat muß man von 
* Zeit erhoffen und erbitten; man muß fie Gott anheimftellen, ver allein über 
Ne Zeit gebietet und uns Alles verleiht; man muß fih darauf vorbereiten Durch 
fine ruhige, Mare Einficht in das Weſen ber Geſellſchaft. 
. Die Lage bes Landes in Bezug auf bie auswärtigen Beziehungen ift eine 
9 Tuhige, ald man nach einem unglüdlihen Kriege nur immer hoffen konute. 

Unfere Bolitit ift die des Friedens, ebenfo fern von Ent- 
arthigung wie von Troß, erfüllt von ber Ueberzeugung, baf ein 
rganifirtes Frankreich ftets für Europa notbwendig Fein wirb, 
a daß nur ein foldes im Stande ift, feine Pflihten gegen bie 
deren Staaten wie gegen fich felbft zu erfüllen. Wenn gegen unferen 
f en unb gegen alle Wahrfcheinlichleit neue Ereigniffe Über uns bereinbrechen 
ten, fo würden dieſelben nicht durch Frankreich veranlaßt fein; denn unfer 
and iſt ſowohl entichloffen, ſolche Ereigniffe zu vermeiden, wie auch weit ent⸗ 
MM davon, für die Eutftehung berfelben irgend etwas zu thun. Wir haben 
1b Regierungen erklärt, daß Frankreich damit beichäftigt ift, feine Finanzen 

feine Armee wieberberzuftellen, und keinen anderen Plan verfolgt, ale ben, 
Frankreich zu bleiben, welches es bleiben muß, wenn e8 nicht nur feinen 
Men Wünſchen, fonbern nicht minder denen ber ganzen Welt entiprechen will. 

Branfreih will alfo den Frieden; es erflärt dies auf feine 
te und wird von diefem feinen feierlich gegebenen Worte nicht 
Peichen. Uebrigens werben biefe Anſchauungen Sranfreihs von allen andern 

getbeilt. Diejenigen, welche an dem Kriege Theil genommen, find er- 
Über, die, welche demſelben fern blieben, find von Schreden darüber erfüllt. 
ii eig wud gegenwärtig mit fo furchtbaren Mitteln geführt, daß jeder recht- 
rfene ann, fei er Fürft ober Bürger, vor ber Sloßen Idee zurüdichreden 
uf, die Menfchheit ohne bie bringenbfte Nothwendigkeit bemfelben auszufegen. 
A Srankreich, welches ein Recht hätte, mit feinem Schickſal unzufrieden zu fein, 
fen * will, giebt es keine mögliche Vorausſicht, welche den Krieg befürchten 

nte.“ 


Nach einem nun folgenden Berichte über bie den elfaß-lotbringenfchen Zoll⸗ 
ertrag betreffenden Verhandlungen fährt die Botſchaft fort: „Uebrigens haben wir 
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das Schickſal der Tetten ſechs Departements, bie noch beſetzt geblieben find, 
keineswegs vernachläſſigt. Es bleibt uns noch, es ift wahr, ber Schmerz, freute 
Soldaten auf ben Boden unferes Baterlandes zu feben, aber wir beſchwören 
die Bevölkerung in ihrem wie in unferem Namen, mit Gebulb die 
Ueberbleibfel unjerer Unglüdefälle zu ertragen und fie nidt zu 
ergrößern durch unvorfihtige Handlungen, welche die Uebel nidt 
abtürzen würden, fondern im Gegentheil von Neuem bie Sider- 
beit Srantreihe ober feine Würde gefährden könnten. Für die 
jenigen, welde glauben möchten, baß man durch Tödtung eine 
Fremden kleinen Mord begebe, muß ich hinzufügen, daß bies ein 
verabſcheuungswürdiger Irrthum ift und daß ein Fremder em 
Menſch ift und für ihn die heiligen Geſetze eben fo unverleulid be- 
fieben wie für unfere eigenen Landsleute. Wir beſchwören bie 
Richter, einen fo beflagenswertben Irrthum nicht zu theilen und 
namentlih nicht zu vergeffen, daß unfere Städte bie Folgen de® 
felben zu fühnen haben und daß Tauſende von Franzoſen in dem⸗ 
felben Augenblid ſchreklichen Bergeltungsmaßregeln ansgefekt 
fein würden.“ 


Dezember. Wieberherftellung des früheren diplomatiſchen Ber: 
kehrs zwiſchen Deutichland und Franfreih: Ernennung 
des Vicomte de Gontaud-Biron zum franzöfiihen Bot 
ichafter in Berlin und des bisherigen Gefandten Grafen 
ven Arnim zum deutichen Botichafter in Paris. 





Won der Reichstagsfeffion im Herbft 1871. 


L. 16. Oftober. Thronrede des Kaifers. 


„Geehrte Herren! 

18 Ih Sie im März d. J. zum erften Male begrüßte, hatten die 
beiten für die regelmäßige Gefegebung durch den Krieg Ber- 
ngen und Unterbrechungen erlitten. Ihre Thätigkeit war vorzugs⸗ 
für diejenigen Fragen in Anfpruch zu nehmen, welche ſich unmittelbar 
r neuen Geftaltung Deutſchlands Herleiten. 
degenwärtig wird die Ordnung des Reichshaushalts Ihre haupt- 
Me Aufgabe fein. Es kommt darauf an, durch Verwendung eined 
8 der Mittel, welche wir den Erfolgen des Krieges verdanten, die 
en Bundesftaaten von den Vorſchüſſen zu entlaften, welche fie bisher 
e Bwede des Reiches zu leiften hatten, und auf diefem Wege ein 
les Verhältniß zwiichen dem Haushalt des Reiches und dem Haus» 
einer Glieder herzuftellen. E83 kommt darauf an, die für Deutſch⸗ 
erworbenen Gebiete mit denjenigen Einrihtungen in den Haushalt 
eiches einzufügen, welche ihnen mit dem Reich gemeinfam find oder 
von legterem gewährt werden. Es kommt darauf an, dafür Sorge 
gen, daß die äußere Lage der Beamten des Neiches den 
derungen entipreche, welche im öffentlichen Intereſſe an fie geftellt 
ı müflen. Ich hatte gehofft, daß Ihnen auch ein Etat für die 
altung des deutfchen Heeres, wie er den dauernden Bedürfniffen 
tn genügt, würde vorgelegt werden fünnen. Der Umfang, in welchem 
th den Krieg veranlaßten Arbeiten alle Kräfte der Verwaltung 
ber die Dauer des Krieges hinaus in Anfpruch genommen haben, 
€ Umgeftaltung, in melder ein Theil des Heeres begriffen ift, haben 
Die rechtzeitige Aufftellung diefes Etat verhindert. Ich bin daher 
gt, Ihre Zuftimmung dafür in Anfpruch zu nehmen, daß die Ueber- 
eit, welche die Reichsverfaſſung bis zum Schluſſe des laufenden 

für den Militär» Etat beftimmt, noch auf das kommende Yahr 
ehnt werde. 
Yer Ihnen vorzulegende Etat verlangt von den Bundesftaaten feine 
ı Beiträge für die Zmede des Reiches, als der jegt geltende. “Der 
alt des Jahres 1870 hat, ungeachtet der Wirkungen des Krieges, 
we gelafjen, wegen deifen Berwendung Ihnen eine Geſetz⸗ 
zugeht. 
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Tie Ordnung des Münzmeiens, melde die Berfafiung benz 
Neiche überweift, hat feit Jahren die Eorge der Regierungen in Anfprud 
enommen und das Intereſſe des Volkes beichäftigt. Ich habe den Auger- 
(id für gelommen gehalten, um den Grund für diefe Ord zu 
nachdem eine ganz Deutichland umfaflende Regelung des ns 
möglich geworden iſt und die wirthſchaftlichen Berhältnifie fir bieelbe 
niemals günftiger waren als jest. Der Bundesrath ift mit der Berathung 
einer Gereg- Vorlage befchäftigt, welche zunächft eine umlaufsfähige Golb- 
miünze fchaffen und die Grundzüge eines gemeinjamen beutichen Mirz⸗ 
weſens feftitellen fol. 

Die Sicherung einer Eifenbahn-Berbindung zwifchen Deutſch⸗ 
land und Italien dur die Schweiz, welche bereit$ im verfloſſenen 
Jahre von dem Norddeutichen Reichstag befchlofien wurde, wird Gegen⸗ 
ftand Ihrer Berathungen werden. Die Regierungen und die Bollinr- 
tretungen Italiens und der Echweiz haben die Ausführung diefes großezt 
Unternehmen® bereitwillig unterftügt. Ich bin gewiß, daß die mit dera⸗ 
jelben verbundenen wirthſchaftlichen und politiichen Interefien von dert 
deutfchen Wegierungen und dem Deutfchen Reichstage nicht gemyet 
hen gertrdigt werden, als dies in den beiden anderen Ländern ge 

eben ı 

Die Gewährung einer billion Ausgleihung für die Beichränfunges®, 
welchen die, in den Bereich neuer oder erweiterter Feftungsanlage M 
gegogenen Grundftüde unterworfen werden müffen, ift von den verbändte= 

egierungen von Neuem zum Gegenftande der Berathungen gemacht worte 1 
Als Ergebniß derfelben wird Sönen eine Gejegvorlage zugehen. 

Die von Frankreich bisher gezahlte und in den ertien Monaten det 
künftigen Jahres zu zahlende Kriegsentfhädigung wird zu net 
wejentlichen Theile zur Tilgung der Anleihen verwendet merde el 
welche der Norddeutiihe Bund für die Kriegführung gemacht hatte. FEB 
einen Theil diefer Anleihen ift die Tilgung bereits erfolgt, oder dc ch 
Kündigung vorbereitet, für einen Theil bedarf fie Ihrer Zuftimmung Ss 
wird ihnen deshalb eine Vorlage zugehen. 

Im Bertrauen auf eine ftetige Fortentwidelung der inneren Zuflin D* 
Frankreichs im Sinne der Beruhigung und Befeftigung habe ee fer? 
thunlich gehalten, die Räumung der Departement, deren Beletuntd 
nad) den Yriedensbedingungen bis zum Mai künftigen Jahres in Ausich! 
genommen war, ſchon jeßt eintreten zu laffen. Die Bürgfchaften, welche 
an Stelle des aufgegebenen Pfandes treten, werden Sie aus dem au 
12. diefes Monats darüber gejchloffenen Abkommen erfehen, und mit best“ 
jelben wird Ihnen zu Ihrer Brüfung und verfaffungsmäßigen Genehmigutd 
eine Convention über die Zugeftändniffe vorgelegt werden, melde voß 
Deutihland für die der Induſtrie Eljaß-Lothringens zu ficherndeft 
Erleihterungen zu machen fein werden. 

Auf dem Gebiete der auswärtigen Politik hat Meine Aufmerk⸗ 
amkeit der Ausbildung und Befeſtigung des mit Frankreich neu geſchlofſ 

iedeng um fo ungetheilter gewidmet fein fünnen, als bie Beriehunges! 
Deutfchlands zu allen auswärtigen Regierungen friedliche und von gegest” 
feitigent Wohlmollen getragene find. Meine Bemühungen bleiben dahin gE* 
richtet, das PR Vertrauen zu ftärten, daß das neue Deutfche Nach 
ein zuverläffiger Hort des Friedens fein will, In diefer Richtung ift es ie 
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wichtige, aber Mir auch befonders mwilllonnmene Aufgabe, mit 
bien Nahbarn Deutihland8, den Herrſchern der 
n Reiche, weldhe daſſelbe von der Dftfee bis zum 
: unmittelbar begrenzen, freundfhaftlide Bezie- 
von folder Art an pflegen, daß ihre Zuverläffigkeit 
ver Öffentlihen Meinung aller Länder außer Zweifel 
* Gedanke, daß die Begegnungen, welche ich in diefem Sommer 
Nir perjönlic fo naheftehenden Monarchen biefer Nachbarreiche 
je, durch Kräftigung des allgemeinen Vertrauens auf eine fried- 
nft Europa’3, der Verwirklichung eines folchen förderlich fein 
t Meinem Herzen beſonders wohlthuend, Das Deutſche Reich 

Oeſterreich-Ungariſche Kaiſerſtaat find durch ihre 
che Lage und ihre geſchichtliche Entwickelung ſo zwingend und 
ffaltig auf freundnachbarliche Beziehungen angewieſen, daß die 
der letzteren von jeder Trübung durch die Erinnerung an 
belche eine unerwünſchte Erbſchaft tauſendjähriger Vergangenheit 
em ganzen deutſchen Volke zur aufrichtigen Befriedigung ges 
rd. 
eine joise Befriedigung der Gefammtentwidelung des Deutfchen 
:genüber von der großen Mehrheit der Nation empfunden wird, 
pt Mir der herzliche Empfang, der Mir in Meiner dieſes Reich 
m Stellung in allen Gauen des großen Baterlandes kürzlich zu 
orden ift, und der Mich mit frendiger ugthuung, vor Allem 
Dank gegen Gott für den Segen erfüllt bat, der unferem 
ıen redlichen Streben auch in Zukunft nicht fehlen wird.“ 


Reichskriegsſchatz. 
yember. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung 
der Vorlage über Bildung eines Reichskriegsſchatzes von 
40 Millionen Thaler. 


den Reben eines Abgeordneten der partikulariſtiſchen Partei und bes 
neten von Hoverbed von ber Kortichrittspartei, welcher verlangte, 
jebesmalige Verwendung des Kriegsihates erft von der Genehmigung 
hetages abhängig gemacht werben folle.) 

betrachte e8 nicht als meine Aufgabe, mich auf die Erörterung 
endungen einzulajlen, welche meines Erachtens einem politifchen 
fte entipringen, deſſen Ziele und Beftrebungen mit denjenigen, 
- und ich kann fagen, den Meiften unter und — zur Aufgabe 
ıd, überhaupt nit zufammenfallen, einem politifhen Stand» 
n dem ich nicht glaube, daß die, welche ihn einnehmen, ſich 
die Aufgabe ftellen, dag Deutfche Neich zu befeftigen und für 
erbeit zu jorgen. Ich mende mich deshalb nur gegen einige 
e, die der Abg. von Hoverbed gegen die Borlage geltend 
at, und übergehe das, was wir fonft gehört haben, mit Still 


er die Nüsplichleit eines Staatsfchages überhaupt bier 
hen, betrachte ich nicht al meine Aufgabe; nachdem 
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die Ereigniffe diejes und des vorigen Jahres meined Er— 
ahtens lauter, beredter und überzeugender dafür gejproder 
haben, als irgend Jemand hier in der Berfammlung ed ım 
Stande fein würde. Ich will blos die Thatjache heroorheben, daß, 
wenn wir einen Staatsfchag nicht gehabt hätten, — ſchon mein Kollege, _ 
der Finanz» Minifter, deutete diefen Umftand in legterer Sitzung an — 
wir beftimmt nicht im Stande gewejen fein würden, die paar Tage zu 
gewinnen, welche hinreichten, das gefammte linke Aheinufer, das bayriide, 
wie das preußifche, vor dem franzöfifchen Einfall zu ſchützen. Hätten wır 
den Staatsfchag nicht gehabt, fo fing der Krieg am Rheine an, und wir 
atten aus den Abeinfeflungen bervorzurüden und den Franzoſen daB 
beinufer, was fie möglicherweiſe bi8 Frankfurt überfchwenmt und über 
fchritten haben konnten, wieder abzunehmen, nachdem fie Zeit gehabt, 
dort mit ihren Turkos und anderem Gefindel zu haufen. Etwas Ber 
teres füge ich über die Nützlichkeit eines Staatsſchatzes hier nicht an und 
wende mich gegen einige, mie mir fcheint, irrthümliche Auffafungen, die 
Freiherr v. Hoverbed feiner Erörterung zu Grunde gelegt hat. 

Er bat die Frage geftellt, was denn nun die Folge fei, wenn der 
Neichstag nachträglich feine Genehmigung zur Verwendung bes Stat 
ſchatzes verfage. Meine Herren, ich halte diefe Frage nicht für pratiid, 
denn ich glaube nicht, daß ein Krieg erflärt und geführt werden lönnte, 
bei welchem zur bloßen Mobilmahung der Staatsfhag verwendet wirde, 
und der aljo nachher nothmendig auf diejenigen Hülfsmittel, die das Keich 
gewähren wird, in feiner wirflihen Führung angewieſen ift, — daß DEF 

eführt werden fünnte, wenn der Reichstag die Anleihen ablehnte, DIE 
Beldbeiaffung ablehnte, die zu feiner Führung nothwendig find. Der‘ 
jelbe Reichötag, der die nachträgliche Genehmigung zur Verwendung d 
Staatsſchatzes verlagte, würde auch die Anleihen nicht bemilligen, und id) 
abe in dieſem Saale noch niemals von der Negierungsbant eine 
—* gehört, durch welche die Befürchtung des Herrn Abgeorduete® 
ich rechtfertigen ließe, daß die verbündeten Regierungen m beugt 
glauben, das Reich mit Anleihen zu belaften ohne Genehmigung bed 

eichstags, felbft im Fall einer Kriegführung. Ich halte aljo die Be’ 
fürdtung für unbegründet und die Frage nicht für praftifch, es fei en®% 
daß e3 fi um eine reine Demonftration, die in der Mobilmachung be 
ftünde, handelte; dann könnte vielleicht der Reichs⸗-Kriegsſchatz dazu Ib 
reichen. Ich glaube aber, die Mobilmahungs-Demonftrationen D 
in den legten Jahrzehnten in ſolchem Grade abgenügt, dag der SB; 
„man macht nicht mobil, wenn man nicht weiß, daß man fchlagen muß, 
ziemli in der Ueberzeugung aller Politiker durchgedrungen ift. 

Der Herr Abgeordnete von Hoverbed hat fidh ferner darliber DE’ 
ſchwert, dag der Neichötag nicht gleichberechtigt mit dem Bundesrathe se 
Dezug auf die Kriegderflärung fer. Ich habe bisher nicht befürchtet, daß 
Diele ſtarke Bürgihatt der Friedfertigfeit des neuen Kaiſerthums, die dar 
gegeben ift, daß der Kaifer dem unbefchränkten Nechte der Kriegeertl 87 
rung, wie er es in feiner früheren Stellung gehabt hat, entfagte, — aß 
diefe ſtarke Bürgjchaft gegen jeden muthmilligen Angriffsfrieg, bie 
mi daß die Zuftimmung des Bundesrathes durch die neue Berffiu sd 
gefordert if, — daß diefe Bürgjchaft jemals zu einem An riffpurs te 
gegen und angewendet werden Könnte, zu einem Angriffe, weiber auf er 
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jegung beruht, daß eine leichtfertige Kriegslüfternheit doch die 
nd in der Reichsregierung erhalten könnte. Dagegen liegt die 
oft in dem verfafjungsmäßigen Bedürfniß der Zuftimmung des 
zathes. Aber dieſe Berechtigung des Bundesrathes fteht noch lange 
ıf gleicher Linie mit der Berechtigung, welche der Herr Abgeord- 
n Hoverbed für den Reichstag verlangt. Der Bundesrath kann 
ein berfafjungsmäßige Neht die Mobilmahung noch nicht 
‚ er kann nur die Kriegserklärung bindern; die Vorbereitung zu 
iege, deflen Nothmwendigfeit der Kaiſer eingejehen hätte, kann der 
rath nicht hindern; nur zu dem wirklichen Alt der Kriegserklä⸗ 
boo es fi nicht etwa um einen Bertheidigungstrieg, der durch 
des Gebietes von felbft als nothwendig aufgedrängt ift, handelt, 
diefem wirklichen Akt hat der Bundesrath die Mitwirkung. Es 
aber für den Reichstag das fehr viel weitergehende Recht in Ans 
jenommen wetden, ſchon die Mobilmachung zu hindern, die mit 
ung des Staatsichages ausgeführt werden kann. Dabei ift der 
e Unterfchied noch in Betracht zu ziehen, daß diefe hohe Ber» 
ig Öffentlich verhandelt, daß hier fein Wort zur Erlangung ber 
ung gefprochen werden Tann, das nicht in ganz Europa wieber- 
ihrend im Bundesrathe die Nothwendigkeit einer Kriegserklärun 
werden kann, ohne daß die Wahrfcheinlichkeit vorhanden ift, dap 
: Wände des Berathungszimmerd überfchreitet, mo Alle das 
: zu ſchweigen haben und Zuhörer, die fein Intereſſe daran 
n brauchen, nicht zuläffig find. Das ift ein ſehr erheblicher 
id; der Bundesrath ift in diefer Beziehung nur ein etwas 
es Kabinet und ein Kabinet, daS groß oder Hein fein kann, das 
r Regierung gewöhnlich zufammengefett wird, während dieje Ver⸗ 
ig von mehreren; er erörtert folde "ragen gewöhnlich in der 
Veberzeugung, daß feine Erwägungen geheim bleiben; aljo die 
dwierige und gefährliche Operation einer Politik kurz 
isbruch eines Krieges, der vielleiht noch verhindert 
fann, würde gelähmt durh die Nöthigung der Re— 
g zu einer öffentlihen Darlegung und Erörterung der 
t, daß fie entweder glaubt in die Lage zu fommen, 
führen zu müſſen, oder fürchtet, daß * angegriffen 
Ich glaube, Sie würden eine Regierung, die das thäte und die 
die Intereſſen des Landes gefährdete, nicht lange über ſich dulden, 
den das als eine zu gefährliche Deffentlichkeit finden. 
: Herr Abgeordnete bat dann die Theorie eines Angriffs- 
zum Behufe der Bertheidigung in Zweifel gezogen. Ich 
daß eine foldhe Verteidigung durch den Vorftoß doch eine jehr 
and in den meiften Fällen die wirkſamſte ift, und daß es für eın 
ı einer folchen centralen Lage in Europa, daS drei biß vier Grenzen 
Res angegriffen werden fann, ſehr nützlich ift, dem Beiſpiele 
8 des Gray vor dem fiebenjährigen Kriege zu folgen, der nicht 
bi8 das Neg, das ihn umipinnen follte, ihm über den Kopf 
fondern mit rajchem Vorſtoße es zerriß. Ach glaube, daß dieje- 
f eine ungefchidte und ſchwer verantwortliche Politik rechnen, die 
n, daß das Deutfche Neich unter Umftänden in der Lage fei, 
igriff, der gegen diejes Reich geplant werde, vielleiht von über» 
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mächtigen Verbindungen, vielleicht auch nur von Einzelnen Fr af 
warten, biß dem Gegner ber bequeme und nügliche Beitpunft, los 
gelommen zu fein ſcheint. 

In folden Lagen ift e8 die Pflicht der Negierung, umd die 
Roation hat das Recht, von der Regierung zu fordern, daß, 
wenn wirklich ein Krieg nicht vermieden werden kann, dans 
die Regierung denjenigen Zeitpunkt wählt, ibn zu führen, 
wo er für das Land, für die Nation mit den gering en Opfern, 
mit der geringften Gefahr geführt werden Tan. Ich Fönnte 
noch neue Beiſpiele anführen, wo e8 für den preußifden 
Staat auch nit rathfam gemelen wäre, die volle Rüſtung 
feiner Gegner, die volle Berwirflidung aller ihrer Plän 
abzuwarten in einer reinen Bertheidigungs- Stellung, for 
dern wo ein raſches Zugreifen dem Lände fehr große Opfe 
und vielleicht die Niederlage erfpart hat. Was endlich die Jrug 
betrifft, was die Regierungen von dem Schidfale des Geſetzes denlen, 
falls der Antrag des Herrn von Hoverbed hineingebracht winde, ſe 
brauche ich kaum zu erklären, daß in diefem Falle mit diefem Amenbenest 
das Gefeg für die verbündeten Regierungen nicht mehr annehmbar je 
würde, und daß, fo lange diefes Gefeg über den Reichsſchatz nicht * 
ſchaffen werden würde, allerdings fie in der bedauerlichen Lage 
wilrden, von der preußifchen Regierung zu hoffen und zu erwarten, def 
fie ihrerfeitS den vorhandenen Beſtand eines Kriegsſchatzes fejlhalter 
Werbe, bis. von Seiten des Reichs ein Erſatz für bentefben bemilligt je 
würde.” 


Eine weitere Bemerkung des Reichskanzlers richtete fi 
gegen die Behauptung des Abg. von Hoverbed: die Rede bes Farflen 
ismarck lafie fih im Wefentlihen dahin zufammenfaffen, der Äbhſol⸗ 
tismus ſei die bequemere Negierungsform für den Krieg. Fürft Bismark 
erwiderte hierauf: „Die legte Bemerkung des Herrn Vorredners halte if 
einfach für eine ungerechte und nicht thatjächlich gerechtfertigte, wenn bamtt 
auf die letten Kriege, die in Deutjchland geführt worden find, hingewieſen 
werden fol. Ich glaube, die Yolge eines jeden dieſer Kriege bat 
daß die preußifche Regierung und die Reihsregierung nad dem 
Kriege entgegenlommender und Tonftitutioneller geweſen find, 
als in der Zeit vor dem Kriege.“ 


(Der Gefegentwurf über den Reichskriegsſchatz wurde in 
weientlicher Uebereinftimmung mit den Anträgen ber Ar 
gierung mit erheblicher Stimmenmehrheit angenommen.) 
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: deutsche Einheit und die Sandeshoheit der Fürſten. 


ovember. Aeußerung des Fürften Bismarck bei der Berathung 
über die Münzfrage, in Betreff ded Bildes der 
Landedfürften auf den Reihömünzen. 


er dem Antrage aus dem Reichstage, daß flatt bes Bilbniffes der ein- 
Landesherren auf allen Reichsmünzen das Bildniß des Katfers 
; werbe, bat der württembergifche Minifter von Mittnacht dringend, 
: im Bundesrathe getroffenen Bereinbarung fteben zu bleiben, wonach 
Önzen auf der einen Seite den Reichsadler, auf ber anderen Seite 
ildniß bes Landesherrn tragen follen. Er fchloß feine Aeußerung 
n Worten: 

6 wirb begreiflih gefunden werben, daß wir einen Werth darauf zu 
ven, das Bildniß des Landesherrn auf der deutſchen Landesmünze nicht 
sen. Andererſeits wirb das Bildniß des Deutichen Kaifers und Könige 
ele Münzen bes größten deutſchen Staates glänzen und es wirb vor 
yent beutichen Herzen fo eingeprägt fein unb bleiben, daß ich es beinahe 
finden möchte, ein Gewicht darauf zu legen, daß man es auf allen 
Münzen findet. Ich bitte, meine Herren, lafien Sie es bewenben bet 
über die Regierungen ſich verfländigt haben.) 


Darauf fagte Fürft Bismard: 


ch hoffe, meine Herren, daß die beredten Worte meines Württem⸗ 
n Herrn Kollegen Sie überzeugt haben, daß e8 nicht nützlich ift, 
trag des Örafen von Münfter anzunehmen, und daß wenig 
e dabei für das Reich erwachſen würden, wenn wir in diefer Be- 
die Berftändigung, welche zwiſchen den Regierungen ftattgefunden 
der aufheben. Wenn ich dennoch da8 Wort ergreife, fo gefchieht 
bei diejer Gelegenheit den Unterjchied no einmal hervorzuheben 
e, in der Sie und in der wir arbeiten. Wenn Einer von Ihnen, 
verren, eine Ueberzeugung hat, fei fie auch mehr theoretifcher als 
er Bedeutung, jo datt nicht ihn ab, aufzutreten und dieſer Ueber- 
in Geftalt eines Antrags praftiiche Geltung zu geben; die Folgen 
wie viel forgfältig gejponnene Fäden dadurch zerreißen, find ibm 
nen gleichgiltig, und wenn er darauf aufmerkſam gemacht wird 
jer Stelle, jo ift er berechtigt, zu antworten: das geht mich nicht 
rede nach meiner Ueberzeugung. Nun, meine Herren, ich habe auch 
he Ueberzeugungen und muß ihnen jehr häufig Gewalt anthum, 
am ich es nicht thäte, fo würden wir in Frieden nicht jo weit ges 
fein, wie wir gelommen find. 

ir Leute der Regierung haben nicht das Recht, beliebig 
nferer Ueberzeugung zu verfahren, fondern wir müffen 
e Wirkungen vergegenmwärtigen, die die außgefprodene 
eugung auf die politifhen Dinge hat. Daß das Syſtem, 
em wir verfahren find, nicht ganz ohne Erfolg geweſen 
rd Ihnen klar werden, wenn Sie ſich vergegenmwärtigen, 
e noch heute vor einem Jahr mit unfern inheit8beitrer 
n waren. Wäre ich immer nad) meiner perfönlichen Ueberzeugung 


Biämard. II. 28 





kommt. 
Wenn es ſich um Intereſſen des Reichs hand 
die ſeine Einheit, ſeine Feſtigkeit, ſein Vortheil w 
dingt find, dann, meine Herren, habe ich ja auch gezeigt, 
titulariftiihen Bedenken unferer Bundesgenoſſen mi) unter 
nicht abhalten, bei unferer Abſtimmung das Recht und die M 
wir etwa im Bundesrathe haben, jo weit geltend zu machen, 
fafjung ung erlaubt, auch wenn die Grenze zweifelhaft ift, o 
derer Seite beftritten wird. In diefer Frage aber eine 
in hohem Grade verftimmenden Drud auf die Bund 
auszuüben, dafür hat uns Gott die Madt, die P 
Deutfhland angemiefen tft, nicht gegeben. ®iebt e 
keres Bekenntniß der deutſchen Fürften zum Wei 
der Prägung der Münzen, wie fie vorgefhlagen 
Se. Majeftät der König von Bayern auf der einen 
Bildniß Schlägt und auf der anderen das Kaijerlie 
wappen, Tann er offenfundiger und nadhhaltiger 
ih hänge am Reiche, ih will ein Glied des Reiches 
Welcher Bortheil ift dagegen in Anjchlag iu bringen, 
berechtigtes Selbft Ar durd 100 jährige Ueberlieferungen gı 
flimmen und den Ein üfterungen und Weberredungen derjentg 
geben, die an die Eentrifugalinftinkte zu appelliren Luſt habe 
Es ift mir als Reichskanzler in feiner Weiſe gl 
wie die verbündeten Monarden, und namentlih d 
geren unter ihnen, perſönlich geftimmt find, und n 
gleich ift, der ift ein Theoretiker; ih muß mit die 
mungen Ichr forgrättt rechnen, jie fallen ee in 
enn eine Goldmünze, auf der fteht: Wilhelm, Deut 
König von Preußen, in die Hütten außerhalb Preußens wirkt 


435 
18771. 


Der Abgeordnete von Treitſchke bat feinerjeits die 
Berfammlung, von der beantragten Aenderung abzuftehen. 
Er ſchloß feine eindringlihe Rede mit folgenden Worten: 


„Ein Reid, wie das unfrige, ift nicht zu regieren und kann 
sicht regiert werben durch den Mißbraud ber Macht der Mehrheit; 
Bir jollen nicht bloß auf Majoritäten im Bundesrathe und Reiche- 
upe säblen, fondern anf bie freiwillige und freudige Zuflimmung 
aller Glieder des Reiches. 

, Saben wir doch wahrhaft Großes durch die Mitwirkung ber 
kinzelſtaaten für unfere Zwede und Ziele im Reiche erlangt. 
Ueber alles Erwarten find wir vorwärts gelommen. Ein Stüd 
Bad dem andern fällt nieder, ein Stein nah dem andern wirb 
derausgeriſſen aus den Schranken, die zwiſchen Süd und Nord in 
Berfailles errichtet worden; dieſen guten Willen, bieje freie Zu- 
Immung ber mächtigen beutfhen Höfe wollen wir fhonen, wollen 
Dir uns zu erhalten ſuchen. Ich glaube auch, daß ein Hiſtoriker der künftigen 

, wenn er unfere Münzen in bie Hand nehmen wird, fagen wirb: „fie 
fad ein lebendiges Bild der politifhen Zuſtände Deutfhlande um das 
Sahr 1872. Die Kräfte der Einheit unb Zerfplitterung hatten Jahrhunderte 
zu einander gerungen; um jenes Jahr waren fie fo weit gelommen, daß ber 
* herrſchte, aber auch das Bild des Landesherrn in Ehren ge- 

en wurde.“ 


‚Rennen Sie, meine Herren, das eine Halbheit, jo kann ich nur antworten, 
if eine Halbheit ganz in bemfelben Sinne, wie unjere Reichsverfaſſung eine 

heit if. Keinem der Staatsrechtslehrer biefes hoben Haufes ift e8 bisher 
gelungen, mir Far zu machen, in welche ſtaatsrechtliche Kategorie wir dieſes Reich 
bringen follen, unb dennoch fühlen wir Alle, daß es ein Glüd if, in biefem fo 
“uigimmetriichen Staate zu leben. Die Logik ift nicht die höchſte Negel für das 
politiſche Leben der Völker. 

Sehen Sie die Dinge praltiih an, fo werben zwei Drittel 
Aller Münzen des Reiches bes Kaifers Bild tragen und dieſes Bild 
Bird geehrt werben, fo weit die beutfhe Zunge klingt. Und, frage 

an, wie würde das Ausland jene neuen Goldmünzen aufnehmen? fo babe 

Reifih für den Anfang einige Bedenken; man wirb ſich wundern, den Reichs⸗ 
abler auf Der einen und auf ber anderen Seite das Bilbnifj des Fürften eines 
Ötanteg zu fehen, welcher in fernen MWelttheilen vielleicht ganz unbelannt if. Es 
Ian geſchehen, daß man für einen Augenblid Angefichts diefer Münzen ſtutzig 
ı aber dann wird man die Münze umtlehren und den Adler von Met und 
feben. Ich meine, meine Herren, ber Vogel bat feinen Namen in ber 
—ãA ſeinen Kredit behaupten und unſeren Münzen weithin durch die 

n. 


Laſſen Sie mich auf unſere Reichspolitik ein Wort anwenden, das die 
von der Kirche zu gebrauchen pflegen: „Wir wollen in allem 
Befentlichen, in allen Sragen der Macht die volle, unbedingte 
Inheit, in allen Fragen der Form dagegen Schonung und Rüd- 
Ehttnagme, in Ullem aber bundesgendffifhen Sinn und deutſche 
nel“ 


Der Reichstag ftimmte faft einftimmig dem Antrage der 
Regierung. bei. 


28* 
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Das Gelingen der Munzreform. 


Der Präfident bes Reichskanzler⸗ Amts Minifter Delbr 
bie Berathungen am 11. November mit den Worten eingeht 


„In den erfien Zollvereins-Berträgen, welche vor beinahe 40 
Ioffen wurben, fagten fih die contrahirenden Staaten zu, daß fi 
ftlih dahin wirken wollten, in ihren Landen ein gleiches Künnı 

und Gewichtsfyfem in Anwenbung zu bringen. In wenigen 

in ganz Deutſchland ein übereinſtimmendes, ein vollflänbig gleiches M 
Gewichtsfuftem in Kraft treten und heute, meine Herren, treten wir b 
den zweiten Gegenftand, für die Regeluug bes gemeinfchaftlidhen Miı 
den entfcheidenden Schritt zu thun unb ben feften Grund zu legen.” 


Der Finanz⸗Miniſter Camphauſen fagte im Laufe der € 


„Mir gewährt es große Yreube, daß je länger biefe Yragen mid 
befto mehr fih bei mir die Ueberzengung feftgefegt bat, daß ber kühr 
den wir unternehmen wollen, gelingen wird. Es ifl ganz richtig, bei 
für die gewaltige Reform, die Deutichland ins Auge faßt, war nie 
und fann nie wieber fo günflig fein. Alle praftifhen Männer erwarl 
mit Ungeduld den Augenblid, wo fie mit der Ausführung beginnen 8; 


Nach der zweiten Beratbung fchrieb die „Provinzial-Corret 


„Der „große Wurf“ wirb gelingen: der erſte und entſcheidende 
deutſchen Münzeinigung wirb unverweilt geſchehen und Damit zugleich | 
zur weiteren durchgreifenden Reform gelegt fein. 

Was bei den früheren durch Jahrzehnte flets erneuten Erörteru 
bie deutſche Münzreform als das Schwierigfte erihien, Die erfolgreiche € 
einer einheitlichen Goldmünze für ganz Deutſchland, das iſt jetzt unt 
licher Uebereinſtimmung der deutſchen Regierungen und der Vollsvertre 
blos beſchloſſen, ſondern für die ſofortige Ausführung in weitem Ur 
fichert 


Der Krieg mit Frankreich, dem wir die volle politiſche Einigum; 
lands verdanken, bat uns auch unerwartet bie Möglichkeit verichafft, 
ber wichtigſten Gebiete der wirthichaftlichen Einigung alsbald zur That z 
Dur die größtentheile in Gold erfolgende Zahlung der Kriegsen! 
ſeitens Frankreichs ift Die underweilte Ausprägung deutſcher Goldnäm 
fonft nur mit erheblichen Säwierigteiten und Opfern zu erreichen 
nicht blos ermöglicht, jondern zu einer dringenden Nothwendigkeit gem: 

Diefer Dringlichkeit vor Allem ift es zu danken, daß die Ber 
über bie Art und Weife der Ausführung ber großen Neuerung weit I 
zafcher erfolgt ift, als es unter anderen Berbältniffen irgenbwie im | 
nehmen war. Hätte e8 fi darum gehanbelt, zuerft Über eine nur ı 
wertbe Reform Beichluß zu faffen, um dann erft das zur Ausführun 
erforberlihe Gold zu beichaffen, fo würde ber Streit ber Münzgelehrten 
und Süd über die befte Art der Münzeinrichtungen, wie er feither in ı 
ſchaftlichen Verſammlungen und Schriften unabläffig geführt worben i 
wiß au im Bunbesrathe und Neichstage erneuert haben. Wie nod 
Jahren im Zollparlament eine beutfche Minzenquöte, befchloffen ı 
würde gewiß ohne die Gunft und die Madt ber inzwiſchen ekı 
fe bie fchließlihe Verſtändigung nur nad ſchweren Kämpfen 
worden fein. 


1871. 


Jegt aber, wo aus der franzöfifhen Kriegszahlung eine ſehr beträchtliche 
Eoldmaſſe im Befige des Deutichen Reiches ift, wo jeder Tag, um melden bie 
volle Nupbarmahung diejes Betrages verzögert wird, dem beutichen Volle em- 
kindlichen Verluft bringt, jett fonnten weder bie deutſchen Regierungen, noch 
ver Reichstag die Verantwortung für die Verzögerung übernebmen. Angefichts 
der —— und der großen Dringlichkeit einer thatſächlichen Löſung traten alle 
theoretiſchen Streitfragen zurück gegen bie gebieteriſche Pflicht, ſich über das praf- 
the Bebürfnif des Augenblids zu verfländigen. 

‚ Das Deutiche Reich wird fonach in kürzefter Frift eine einheitliche, umlaufs- 
ſühige Goldmünze befigen, und zwar alsbald in ausreichender Menge, um bem 
Bedarf des großen wirtbichaftlichen Verkehrs zu genügen. 

.Wenn bei der Einführung neuer einheitlicher Maaße und Gewichte, welche 
amt dem 1. Jannar 8. I. ins Leben tritt, ber gemeinfame nationale Gewinn richt 
Ohne vorübergehende unnermeibliche Lebelftänbe, Schwierigkeiten und Beläſtigungen 
ber Einzelnen erreicht werben Tann, fo darf unfer Volk dagegen der Münzeinigung 
mt der berubigenden Zuverficht entgegenjeben, daß es bie Bortheile derjelben von 
vorn herein in vollem Maaße an fich felbft erfahren und erkennen wird.“ 


3ur Stellung der Votfchafter und &efandten. 


16. November. Aeußerung des Fürften Bismard bei der Berathung 
des Reichshaushaltsetats 


(über die beabſichtigte Ernennung der bisherigen Geſandten in 
Bien und Petersburg zu Botſchaftern, ſowie die Erhöhung ber 
Koften für die äußere Repräfentation bei einigen Gefanbtichaften). 


„Es liegt in den Geldverhältniffen ſowohl wie in den er 
daß der Etat des Deutfchen Weiches für ausmärtige Angelegenheiten 
Höhepunkt bisher nicht erreicht bat; denn einmal vermindert fich 
Werth des Geldes, außerdem aber fteigt der Anſpruch auf würdige 
Dertretung mit der Größe und Bedeutung des vertretenen Neiches. Ich 
möhte bitten, ein für alle Mal die an ebliche Aeußerung Friedrichs des 
Ben, daß fein Geſandter fi nur darauf berufen follte, es fiänden 
derttauſend Dann hinter ihm, und darum braude er nicht zu reprä« 
en — ich möchte Sie bitten, diefe Aeußerung ein für alle Male zu 
abe zu tragen; es ift mir ſchwer glaublich, daß ein fo geiftvoller Herr 
Me Aeugerung im Ernſte gethan haben follte, die ih mit dem guten Ges 
Mad fo wenig in Einklang bringen fann*). Bei diplomatifchen Verhand⸗ 
u an den Degen zur fchlagen oder zu jagen: ich erwiedere eine Ein⸗ 
ladung zum Diner nicht, aber wir haben hunderttaufend Dann, — das 
M in der That zu wenig unferen Gewohnheiten entjprechend. Ich kann 
— EEE 
®) Xu Betreff biefer Aneldote ürſt Bismard, als ein anderer Mebner nochmals 
Nat Bei made mag Hin na ou er 
— dt mar Sage ns ter Born 1 wie fie der Herr Vorrebner von Fri 


fei häufig gehört und auch flets meine Freude baran ge t — 
—R außwärtiger war. Ich glaube, daß ber große König doch mehr Sinne 
—2 6, der ihm ſehr am Herzen lag, babei gefpr bat, als im Sinne feiner 
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nicht behaupten, daß der Einfluß eines Befandten nothwendig mit ber 
öbe feines Gehalts fteigt, der Einfluß, den er in dem Lande, wo er 
laubigt ift, für das Land, welches ihn entjendet, auszuüben vermag. 
Aber aus denfelben Gründen, aus denen Sie, wenn das —— 
ein Gebäude für ein Miniſterium oder ein Parlament errichtet 
halten, daß dafjelbe nicht blos dem firengften praltifchen Bedürfniſſe an- 
emeflen fei, wie e8 der Mindeſtfordernde zu befriedigen bereit ift, ſon⸗ 
Bern. daß es in würdiger Ausftattung Zeugniß davon ablege, daß dad 
Deutiche Reich ein großes mächtiges politifches Gebilde ift und fih als 
folcyes fühlt, aus denfelben Gründen möchte ich Sie bitten, darauf zu 
halten, daß das Deutſche Reich im Auslande in einer Beile 
vertreten werde, die in den Augen des durchſchnittlichen Beob- 
achters auch äußerlich den Eindrud macht: bier fleden bie 
Mittel und das Selbftgefühl eines großen Landes dahinter. 
Für die großen Maſſen ift e8 durchaus nicht gleichgültig, ob ber amtliche 
Vertreter des Deutfchen Reiches den Eindrud macht, daß er große Mittel 
vertritt oder Fleine. 
Die Frage, ob Jemand Botfchafter oder Gefandter ift, hat mil 
der Sache an fich nicht fo viel zu thun, ich will auch darauf nicht ein jo 
ohes Gewicht legen, es kommt vielmehr auf die Mittel an, die er zu 
erfügung hat, um äußerlich würdig aufzutreten. Ein Gefandter mit 
40,000 Thlr. Gehalt in einem impofanten Hotel und mit einem ſtarken 
Privatvermögen ift mir bei gleicher Befähigung lieber, als ein Borjcpafter 
mit 30,000 Thlr. Gehalt, der nicht im Stande ift, der Größe und Würde 
des Deutfchen Reiches gemäß fich äußerlich zu bewegen und zu zeige. 
Ich gehe nicht darauf ein, mie peinlich es für den Betheiligten if 
Meinen Kränkungen der Rivalität und Eitelkeit perfönlich vielfach ausgefeh! 
zu fehen, um fo peinlicher, wenn diefe Heinen Empfindlichkeiten ungleich 
mit dem Gefühl verbunden find, daß er fie in Vertretung feines —* 
und in amtlicher Eigenſchaft erhält. Ich habe einen Geſandten mit Recht 
fagen hören: als Privatmann nehme ich den unterſten Platz gern ei, 
der mir bei Tafel gegeben wird; als Gefandter meines Reiches, in dieſer 
amtlichen Eigenjchaft gehe ich hinaus, fobald mir nicht der Pla ge 
geben wird, der mir gebührt. Und fo ift e8 auch mit der äußeren Ber“ 
tretung, wenn man nicht im Stande ift, e8 den Kollegen weniger mädtige* 
Staaten gleih zu thun, ja ihnen nicht einmal diefelben Höflichkeiten TM 
demfelben Maße wiedergeben zu fünnen. Ein VBotfchafter bedarf an fi 
wegen feines Titels fein höheres Gehalt — e8 ift eben nur ein Titel; © 
Gie an die Spige einer Brigade einen Oberften oder einen General 
ftellen, er wird doch immer Brigadier bleiben, er wird immer diefe Ste 
ausfülleu müſſen. Ein Botfchafter hat vielleicht, wenn er nur knapp bot#? 
fein foll, gegen einen Gejandten an einem großen Hofe ein Mehrbebürfet® 
von 1= biß 3000 Thalern an Ausgaben, die ihm dadurch erwachien, d = 
es üblich ift, wenigſtens in den meiften Ländern, daß die Botſchafter BE 
legentli bei größeren Feten von den Souveränen befucht werden, ad; 
ao dadurch größere Fefte in, möchte ich fagen, monarchiſchem Style He 
ren jind, Die eine Mehrausgabe in diefem Betrage jährlich mit id 
hren mögen. Daß dafür aber einem folhen Haufe auch die Auszeichnu 3# 
des Befuches des Monarchen felbft zu Theil wird, bewirkt, daß dadum- 
auch die Stellung des Vertreter in den Augen der Unterthanen dief 
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en der Würde des vertretenen Reiches mehr entſpricht. Darum 
es fich aber bei dieſen Erhöhungen nicht. 
Shalb, könnte man fragen, geben wir denn den Zitel eines Bot⸗ 
? Es gefchieht das Dielmebr wegen des Ranges der politifchen 
unter ſich. Es wird in den diplomatiichen Corps ein immerhin 
e, aber doch bei den meiften in Kraft ftehender Unterjchied ges 
es kommt zum Beifpiel der Anſpruch, daß, wenn der auswärtige 
mit einem Geſandten in einer verabredeten Konferenz ift, und 
ein Botjchafter gemeldet, der auswärtige Minifter für verpflichtet 
wird, die Konferenz fofort abzubrechen und den Botjchafter zu 
m. Wenn ein Gefandter vielleiht in dem Vorzimmer eine aus⸗ 
Minifters eine Stunde wartet, und e3 kommt in dem Augenblid, 
ereingerufen wird, ein Botichafter, jo wird an den meiften Höfen, 
nir befannt ift, der Botjchafter hereingelaflen, der Gefandte kann 
iger warten oder Tommt vielleicht an dem Tage gar nicht mehr 
3 Alles find Heine Demüthigungen und Neibungen, die einfach 
n Titel abgeändert werden. Man kann fagen, wenn ein Gejandter 
ühl feiner Würde hat, fo läßt er ſich das nicht gefallen, und ich 
R in der Tage geweſen, mir das mit Erfolg abzuwehren, aber 
ſt ohne fehr erhebliche Spannungen, die mit der Sade jelbft in 
em Verhältniß ftehen und nicht ohne ein Einfegen der Perſon ge- 
önnen, was dicht an die Grenze desjenigen ftreift, was für einen 
ı Bertreter eines großen Landes erlaubt ift. Alfo man erreicht 
:£ einfacher dadurd, daß man diefen Titel giebt. 
öffentlichen Blättern habe ich einige Male gelefen von den Ge« 
welde in dem Privilegium der Botfdafter lägen, mit 
onarchen direkt und unmittelbar jederzeit zu verkehren. 
ruht auf einem Irrthum. Es hat ein Borfchafter um Mo: 
nicht ander8 Zutritt, wie jeder Gefandte, und in feiner Weije das 
Anspruch zu nehmen, mit dem Monarchen direlt ohne Bermittelung 
Knifter zu verhandeln. Die Berechtigung, einen ſolchen Berfehr zu 
ft ganz ausfchlielich auf Seite des Monarchen, und deshalb möchte 
1, diefe Vorurtheile gegen die Botſchafter fallen: zu laſſen.“ 


: November. Fürſt Bismard ift durch Krankheit von ber 
Theilnahme an den legten Berathungen des Reichstages 
(beionderd an den Verhandlungen über das Reichsheer und 
über den Kanzelparagraphen) zurüdgehalten. 
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Weiteres dreijähriges Pauſchquantum für das Reicheheer. 


Der Berlauf der Angelegenheit, — nad) der „Provin⸗ 
zial⸗Correspondenz.“ 


„Der Reichstag bat in feinen letzten Sitzungen, unmittelbar vor dem brän« 
genden Schluffe, noch die widhtigften Verhandlungen gepflogen und fiber ben ber 
beutenbften Theil des Reichshaushalts Beſchluß gefaßt: Die Frage über bie Au 
gaben für das Neichsheer ift in ber lettten Stunde entichieden worden, und zwar 
nicht, wie urfprünglich beantragt war, nur für das Jahr 1872, fonbern nad dem 
ſchließlichen Antrage der Regierung alsbald auf drei Jahre. 


Bei der Borlegung des Reichshaushalts beantragte bie Regierung ſtatt 
eines im Einzelnen feftzuftellenben Ausgabenetats für das Reichsheer die weitere 
Bewilligung eines Baufchquantums noch für das Jahr 1872. Sie begründete 
diefen Vorſchlag bamit, daß Die Neubildungen im Heere ſelbſt und in Bezug auf 
die militärifchen Inftitute, welche durch die Ausdehnung auf das ganze Deutice 
Reich erforderlich geworben, noch nicht Überall durchgeführt feien, daß namen 
in Elfaß-Lothringen die neuen Einrichtungen noch in der Ausführung begriffen 
feien, baß endlich bie Fortdauer der Occupation in Frankreich Verhältniſſe be 
gründe, welche bem gewöhnlichen Friedenszuſtande nicht Durchaus entſprechen. 

Indem jedoch aus diefen Gründen bie Fortvauer ber bisherigen Pauſch⸗ 
aablung (von 225 Thlr. für den Kopf der Friedensſtärke) beantragt wurde, 

ndigte die Regierung zugleih an, baß dieſer bisherige Betrag unter gewdhn⸗ 
lichen Berhättniffen für die nothwenbigen Ausgaben nicht mehr ausreichen wäre 
In ben vier Jahren feit der Vereinbarung jenes Pauſchſatzes feien auf vielen 
Gebieten des Bebarfs erhebliche Preiserhöhungen, fowie anderweitig unvermeibfi 
Ausgabefteigerungen eingetreten, aus denen fich ein nicht unbeträchtficher Mer 
aufwand unabweislich ergebe. Es wurbe im Einzelnen nachgewieſen, daß bi 
Steigerung ber Preije für Fleiſch und andere Lebensmittel, die bringenb noth⸗ 
wendige Verbefferung des Solbatenbrobes, die Steigerung der Arbeitslöähne, der 
Beamtenbefoldungen u. |. w. einen ungleich höheren Aufwand als bisher, ſowohl 
für die Unterhaltung des einzelnen Soldaten, als aud für die allgemeinen Br 
bürfniffe der Milttärverwaltung verurſachen. 


Wenn bie Reichsregierung für das Jahr 1872 die Unterhaltungstoften für 
das Heer noch mit dem bisherigen Paufchfage zu beftreiten hoffe, fo könne bied 
nur auf Grund befonderer Umftänbe gefcheben, in Folge beren einige erhebfiht 
unagnbenerringerungen möglich feien, inbem erftens die Uebungen ber Mranniäaften 
bes Beurlaubtenftanbes im Jahre 1872 ausfallen, ferner die in Elſaß ⸗Lothringen 
auszubebenden Rekruten erft im Herbft' zur Einftellung gelangen, inbem 
bie bei der Occupationsarmee in Frankreich vorausfichtlih noch im Jahre 1873 
verbleibenden Truppentheile Naturalverpflegung für Rechnung Frankreichs et 
halten, endlich die Wieberaueftattung der Armee an Bekleidung, an Waffen und 
Munition nach Beendigung bes letzten Krieges einen geringeren Aufwand bei bei 
betreffenden Titeln für die laufende Unterhaltung erwarten laſſe. 


Aus biefen Gründen konnte die Reichsregierung mit einem Pauſchſabe 
welchen fie für bie weitere Zukunft als unzureichend erachtete, für das Fahr 1812 
noch auszulommen hoffen. 

Die erfte Berathung ließ einen ernfteren Widerfpruch nicht rireiell-- 
Es wurde beihleffen, daß auch die weitere Berathung in ante Fra nit ef 
in einer Commiſſion ftattfinden folle; Doch follten fi, wie bei allen Theilen 
bes Reichshaushalis, einzelne Commiffarien bes Haufes vorher mit der Negierund 
über die in Betracht kommenden Berhältniffe näher verftändigen. 


u 
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Bei den Verhandlungen dieſer Commiſſarien wurde nun von national⸗ 
raler Seite von den Abgg. Taster und von Stauffenberg ein Antrag 
It, nach welchem ver Regierung zwar eine Pauſchſumme bewilligt werben follte, 
za in ber vollen beantragten Höhe, ſondern unter Abflrih von etwa 

ilfionen. 

Der Kriegs-Minifter erflärte dies al8 unannehmbar, weil durch diejen 
rich die Möglichkeit gefährbet würbe, mit dem Pauſchquantum, deffen Erhöhun 
Die Zukunft in Ausficht genommen werben müffe, für den Augenblid od 
ulommen. 

Da nun auf liberaler Seite gerabe ein Werth barauf gelegt wurbe, ber zu- 
tigen Erhöhung vorzubeugen, jo warb von anderen Gommiffarien ber Reiche - 
rung der Vorſchlag gemacht, die Bedenken wegen ber zufünftigen Entwidelung 
ach fürs Erſte zu befeitigen, daß das Paufchquantum nicht für ein Jahr, 
ern alsbald für drei Jahre feſtgeſetzt, mithin eine Erhöhung in den 
Men drei Fahren ausgefchloffen würde.“ 


Aus der Erflärung ded Kriegdö-Minifterd Grafen 
von Roon. 


„Wir ftehen nicht zum erften Dial vor einer über die Bewilligung 
die Armee ſich entwidelnden Streitfrage. Iſt es da nicht mohlgethan, 
deſſen zu erinnern, was hinter ung liegt? Dan fagt heute wie fonft: 
eine Steigerung des Militäretats!" Das ift das Wort, maß 
R immer von Neuem hört. Deine Herren! Iſt denn das aber richtig, 
daB billig, ift das gerecht? Das Paufchquantum von 225 Thlr. ernährt 

ann, wie wir gehört haben, mit 93". Thlr. keine Herren, Sie 
nen für 225 Thlr. keinen Bedienten halten. Wenn Sie nun außerdem 
en follten, daß diefe 225 Thaler nur multipliziert werden mit dem einen 
bgent der Bevölkerung, nicht aber multipliziert werden mit der vorhan⸗ 
en erheblichen Zahl der Offiziere und Beamten, die der Armee anges 
m; daß diefe so figiere und Beamten mit den oft angefochtenen ſoge⸗ 
mten „hoben Gehältern” noch ausgefpart werden müſſen aus diejem 
uhquantum: fo frage ich, ift es nicht in der That zu vermundern, 
ı man mit einem folhen Etat austommen Tann, daß ich mit einem 
den Etat drei Jahre lang ausgelommen bin; und wenn Sie mir ferner 
gegen an warum nicht mehr verlangt worden fei, jo ift die Ant» 
tt darauf ganz einfach: weil wir mögticht wenig fordern wollten, um 

he willen, um des Intereſſes willen, das wir an dem Gedeihen 

Landes nehmen, um der Rüdfichten willen, die wir namentlich für 
ere ſchwächeren Allirten in jener Zeit zu nehmen hatten. Wir haben 
t mehr gefordert. — Es joll nur ein Kriegs» Minifter, der nicht in 
vortrefflichen Weile dur ein außgezeichneted Corps von Dffizieren 
' Beamten unterftütt wird, es mit einem foldhen Etat verfuchen; er 
b wahrfcheinlich fcheitern. ch für meine Perfon, meine Herren, vers 
ie und abe vertraut der Tüchtigkeit derjenigen Organe, mit denen 

te. 

Ih für meine Berfon habe fein Bertrauenspotum in 
Ipruh genommen, aber die Militärverwaltung verdient 

Bertrauen, da8 fie ohne Anmaßung beanfprudt. Wir 
Inen auf die rüdliegende Zeit mit Fenugthunge zu rück⸗ 
ten, und wenn die Armee Rühmliches geleiſtet hat in den 
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drei Kriegen, bie fie kurz nah einander hat außfehten 
müſſen, fo behaupte ih kühnlich — und id berufe mid auf 
dad Zeugniß des erften wie des legten Dffizierd iu ber 
Armee: — die Richtigkeit und Zweckmäßigkeit des Geſchäfts— 
anges in der Militär-Berwaltung bat nicht den geringften 
ntbeil daran. 
Es ift früher vielmalß gefagt worden, alle übrigen Reſſorts litten 
unter der Ueberwucdherung des Militär-Etats, diefe Ueberwucherung ſei 
unerträglich, fie lähme die geiftige und gewerbliche Entwidelung der 
Nation, und es müſſe ihr ein Damm entgegengefegt werden. Ya, meint 
Herren, ich gebe zu, daß der erfte Anlauf zu der militärifchen Entfaltung, 
deren Refultate wir un® doc, heute erfreuen, etwas gewaltſam gemejen 
ift in Bezug auf die Erhöhung der finanziellen Anforderungen, die an 
dag Rand geftellt werden mußten, — ic) gebe es zu; allein, meine Herren, 
die weitere Entwidelung der Berhältnifje hat doch bemiefen, daß dieſe 
Anfprüche ohne Schädigung des Landes erhoben werden konnten. Meine 
Herren, feit dem Jahre 1868 hat heifpielaweife die preußifche Verwaltung 
eine Steigerung von 27 Millionen erfahren in den verfchiedenen Relortd 
des Etat, d. i. ein Sechſtel des Etats für 1868, um ein Scäfel 
find alfo jest alle Bedürfniffe höher veranfhlagt und be 
friedigt, al8 fie es im Jahre 1868 waren, und dennod jagt? 
Sie: „Keine Steigerung des Militär-Etats!“ und diefes 
ift e8 auch, was den Herren Abgg. Lasker und v. Stauffenberg da 
Amendement diktirt hat, mit dem ich nicht fertig werden kann. 
Muß ih nun noch bemerken, daß die Regierung redlich gearbeitet 
bat, einen regelmäßigen Etat zu Stande zu bringen vor Zuſamme 
dieſes Haufes, fo mar e8 doch unmöglich; die Gründe find Ihnen ſchon 
dargelegt worden, und wenn ich nicht irre, fo haben Sie auch daran 
laubt. Mittlerweile find die betreffenden Arbeiten keineswegs auf | 
eite gelegt worden, jondern man hat fleißig weiter gearbeitet; aber meint 
Herren, unfere deutfhen Verhältniſſe find nicht fo fertig, mit 
unfere preußifchen, und deswegen bin id auch der Meinung, 
daß es zwedmäßig, mit einem umfaffenden Wehrgefeg noch zu 
warten, und ohne ein folches einen fpezialifirten Normal’ 
etat vorzulegen, das bat bei reiferer Heberlegung aud mit 
bedenklich erfheinen wollen. Das war der Grund, me 
ich auf den verfpäteten, obgleich nothgedrungenen Vorſchlag meiner Herr 
Kollegen eingegangen bin, für das “Jahr 1872 nur ein Pauſchquantum 
zu fordern, 
Aber die, meine Herren, muß ich ganz fordern, ohne Abftrid 
Denn nun dennoch PVerkürzungen beabfichtigt worden find (ich rede 90T 
nicht von den höheren Abftrihen, die von Seiten der Fortfchrittäpartel 
vorgejchlagen worden find, fondern nur von dem Amendement der Hertt® 
Laster und v. Stauffenberg) — id fage, wenn auch nur folche Ar 
ftriche wirklich gemacht werden follten, fo bört für mich die Moglichkei 
der Verwaltung auf. Mit der Entziehung dieſer Summen fehlt mt 
wieder, was mir früher fehlte und wofür ich heute feine Beſtände 
zu verwenden habe. 
Nun kamen allerdings noch die politifchen Erwägungen hinzu, D* 
für die Wohlthätigfeit einer längeren Periode mit einem feſten 
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at geltend zn machen find, und zwar, wie ich glaube, mit vollem Rechte 
end zu machen find. 

3b bin der unvorgreifliden Meinung, voR bie Bewilligung eines 
ijährigen Paufhquantums und über eine Menge von Kolamitäten 
ausbringt, fo daß ich meinerfeit8 die Annehmbarfeit weder aus konſti⸗ 
onellen, noch irgend welchen anderen Gründen bezweifeln möchte. Die 
etheile einer ſolchen Uebereintunft liegen auf der Hand.“ 


Die politiihe Seite der Militärfrage. 


Erklaͤrung des Präfidenten des Reichskanzler-Amtes 
Staats⸗Miniſters Delbrüd. 


„sch muß meinerſeits, fo ungern ich es thue, auf die politiſchen 
wägungen bei der vorliegenden Yrage eingehen. Ungern thue ich e8 
halb, weil ich mir fehr wohl bewußt bin, daß das, mas von dieſer 
ite zu jagen ift, ſehr viel befler und ſehr viel wirkungsvoller gejagt 
den würde, wenn der Herr Reichskanzler duch fein Unwohlſein 
ſt verhindert wäre, bier zu erjcheinen. Ich werde verjuchen, die Ges 
m, die er hier ausgefprocdhen haben würde, fo gut ich fann, wieder 

en. 

Für die verbündeten Regierungen liegt der politifche Werth der Vor- 
, welche fie jegt gemacht haben, darin, daß die ganze Welt durd 
Annahme diefer Vorlage weiß, daß Deutihland im Jahre 
74 ganz ebenfo, unter allen Umftänden ebenfo gerüftet da— 
ben werde, wie e8 heute dafteht. 


Die verbündeten Regierungen gehen keineswegs von der Anficht aus, 
ı jest unmittelbar eine drohende Kriegsgefahr vorhanden wäre. Gie 
nen aber ebenjowenig der Meinung fein, daß nun, nad) dem glüdlid 
lihrten Kriege und dem vortheilhaft gefchloffenen Frieden der Friede für 
gere Zeit gemwährleiftet fe. Ste können es deshalb nicht, meil der 
ede zwar geſchloſſen, indeſſen in einem ſehr weſentlichen Theile, wie 
mmiglih bekannt, nicht ausgeführt iſt — noch nicht ausgeführt iſt. Er 
ucht ja erft ausgeführt zu werden in diefer Beziehung im März 1874. 
Meine Herren! Ich glaube, jeder von Ihnen wird aus der Lektüre 

' Beitungen und aus mündlichen Mittheilungen wiffen, daß im franzö« 
den Boll eine ſtarke Strömung vorhanden it. welche zu dem hintreibt, 
8 mon „Revanche“ nennt, dazu bintreibt mit einem ganz beftimmten 
iin, nämlich vor oder mit dem Tage der Zahlung der legten 3 Mils 
den. Später hätte fie ja weniger Bedeutung. Die gegenwärtige fran⸗ 
Rec terung ift diefer Strömung vollftändig fremd. Wir haben von 

er das beſte Vertrauen zu ihr gehabt, daß fie die von ihr eingegangenen 
ak loyal und vollftändig erfüllen will, und nichts iſt eingetreten, 
ſes Bertrauen im die gegenwärtige franzöftfche Regierung zu erſchüttern. 
Indefien, meine Herren, kennen Sie alle die Tage unſeres Nachbar« 
ed genug, mit einem von Natur lebhaften und von einem berechtigten 
ftonalftolz erfüllten Volt, welches nach ſchweren Erfchütterungen feinen 
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Schwerpuntt zu finden ſucht. Ob es diefen Schwerpunkt jetzt fchen 
funden hat und welche Wechjelfälle verlaufen werden, bis es ihn gef 
haben wird, das weiß von uns niemand und niemand kanun baflr ı 
Gewähr geben. . 

Unfere Aufgabe ift eg, das Unfrige zu thun, daß der ri 
tige Schwerpunkt bald und ohne welterfhütternde Wed 
fälle gefunden werde. Ich theile durchaus die Anficht, daf | 
Berfuh einer Revanche niht glüdlicher fein würde, als! 
Ver ſuch, der im vorigen Jahre gegen die deutſche Unabhl 
gigfeit gemaht wurde. Aber, meine Herren, daranf fommt 
mir Feineswegs allein an. Die Aufgabe, die wir haben, 
vor allen Dingen, dahin zu wirken, daß die Revanche ni 
verfucht wird, daß nicht durch diefen Berfuh Elend über Ele 
unter allen Umftänden aud über ung fomme, auch unter! 
günftigken Umftänden. Unſere Aufgabe ift es, dafür zu forg 

i8 zum entiheidenden Momente den Frieden zu erhalt 
Nun, meine Herren, glauben wir, daß zur Erreihung die 
Bieles nichts wirkſamer fein wird, al, eben wie ich es 
Anfang meiner Bemerkungen ausjprad, die Ueberzeugni 
daß bis zum Jahre 1874 einjhlieglid ber gegenwärt 
— des deutſchen Heeres Weqhſelfällen nicht anßı 
etzt iſt. 

So lange es bevorſteht, daß hier ein definitiver Militär⸗Etat, we 


der Begriff verbunden ift einer Neugeftaltung des Heeres, zur Berath 
fommt, alfo auch die ( ande vorhanden ik, daß dieſe Seftaltung 
Heeres eine wefentliche Veränderung erleide, fo lange das der Fall 
werden fih an diefe Chance Hoffnungen anfnüpfen, nothwendigerw 
welche zu dem Ziele hintreiben werden, daß wir nicht nur in unfe 
en Intereffe, fondern auch im Intereſſe der ganzen Welt fernha 
müllen.“ 


Weitere Regelung der Berwaltungseinrichtungen in Elſaß 
Lothringen. 


Dezember. Nach der amtlihen Denkſchrift. 


„Die Regierung hat mit dem Bundesrathe ein Geſetz Behufs 
gelung der Verwaltungeinrichtungen in dem Reichslande Elſaß⸗Lothri 
vereinbart. In demſelben werden einerfeit die Bermaltungsbegirke, 
welche das Land eingeteilt werden foll, fetgeftellt, ferner die chi 
in deren Hände die Berwaltung gelegt werden foll, geordnet, endlich 
Befugniſſe geregelt, mit welchen diefe Behörden ausgerüftet werden jo 

. &8 handelt ſich dabei nur um die eigentliche EtaatSverwaltung, 
egen die Gemeindeverwaltung zunächſt unberührt bleibt. Um das ! 
euticher Rechtsordnung und deutſcher Sitte wiederzugewinnen, mirl 

allerdings auch auf dem Gebiete der Gemeindeverfaflung der Refor 
bedürfen; indeſſen erheifchen diefelben, ehe fie dem Zwecke entfprechend 
Wert gelegt werden können, eine fehr eingehende Prüfung der befteher 
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Berhältniffe und Bebürfniffe, nicht minder eine ſtärkere Befeftigung der 
neuen Ordnung und eine größere Beruhigung und Klärung in dem Geiſte 
der Benölferung, als zur Zeit nach der Natur der Dinge noch hat erreicht 
werden können. Bis zu diefem Zeitpunkte kann aber die fefte Organifation 
ter Staatsverwaltung nicht ausgeſetzt werden. Die Fortführung nur vor- 
läufiger Einrichtungen geftattet weder eine fefte und einheitliche Handha- 
bung der Regierung, noch giebt fie den Beamten, deren fefte Anftellung 
von der Durchführung der dauernden Organifation abhängt, diejenige 
Sicherheit und diejenige Freudigkeit zur Arbeit, welche fie bei Erfüllung 
ihrer theilweife fehr ſchwierigen Aufgabe nicht entbehren können. 

Die beabfihtigten Einrichtungen follen nicht durchaus Neues fchaffen; 

nüpfen vielmehr an bie orgehundenen oder die während der biöherigen 

g bereit8 eingerichteten Zuftände an. 

Der Anſchluß an die früheren franzöfifchen Einrichtungen erklärt fich 
vornehmlich aus dem Deftreben, der Bevölkerung Inftitutionen, an welche 
Ne geimöhnt ift, und welche fich als zwedmäßig ermeifen, zu belafien. 
Eine durchgreifendere Umgeftaltung der Behörden würde überdies ohne 
eime gleichzeitige Umgeftaltung des geltenden Rechtes felbft nicht durch 
führbar fein; eine derartige neue gefeßgeberifche Thätigkeit aber darf 
jedenfalls in der Uebergangszeit nur mit Maß gelibt werden, wenn fie 

mehr zerftören will, als fie aufbauen kann. 


, 8 die dringendfte, zunächft zu Löfende Aufgabe ift Seitens der Re⸗ 
gerung angefehen worden, den Fortgang einer regelmäßigen Verwaltung 
za fichern und diejenigen Behörden zu bezeichnen oder einzuführen, welche 
m Stelle der durch die Trennung von Fronfreid aufgelöften oder fonft 
Wegfall gelommenen Behörden die gefeglichen Befugniffe derfelben zu 
ebmen Paben. Wo es angänglid bien, ift die verwidelte Geftaltung 
der Beomtenverhältniffe vereinfacht oder die Vereinfachung wenigftens vors 
bereitet worden. Insbeſondere war dabei die Abficht leitend, den Schwer- 
unkt der Verwaltung in das Land felbft zu legen und mit der Erhöhung 
Be perfönlihen Berantwortung auch die Thätigkeit und Wirkfamfeit der 

Amten zu erhöhen.“ 


1872. April. Stiftung der Univerfität Straßburg. 


„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutfcher Kaifer, König von 
Preußen 2, thun fund und fügen zu wiflen: 

Nachdem Eljaß und Lothringen mit dem Deutjchen Reiche wieder 

Vereinigt find, haben Wir auf den Antrag des Deutjchen Reichsſstages und 

Buftimmung des Bundesrathes des Deutjchen Reiches beichlofien, 
dar die Durch eine glänzende Vergangenheit ausgezeichnete hohe Schule 
Wu Straßburg in ihrer P liberen einheitlichen Geſtaltung als Univerjität 
‚Wieder ins Leben trete. 

Wir begründen demnach diefe goalhute, die aus dem Elfaß und 
aus Lothringen fo viele hochgelehrte Lehrer empfing, und diefen Ländern 
Wie der Welt Männer, tüchttg in allen Zweigen der Wiflenfchaft, zurück⸗ 
geachen bat, von Neuem, auf daß an ihr im Dienft der Wahrheit die 

iſſenſchaft gepflegt, die Jugend gelehrt, und fo der Boden bereitet werde, 
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auf welchem mit geiftiger Erkenntniß wahrhafte Gottesfurcht und Hinggı 
bung für das Gemeinmejen gedeihen. | 

Durch das von Uns am heutigen Tage vollzogene Geſetz find Dr 
aus der Zerfplitterung der früheren Univerfität entftandenen Fachſchulen uzs 
Fakultäten aufgehoben und alle Rechte derfelben auf die neue Hochſchule — 
als eine öffentliche Anftalt im gefeglihen Sinne — übertragen mworden- 

Wir wollen, daß die Univerfität mit allem zur llung ihre 
Aufgabe Nothmwendigen, insbefondere mit den nöthigen wiſſenſchaftliche 
Sülfanftalten außgeftattet und dag fiir deren Erhaltung den Anforde 
rungen der Wiffenichaft entfprechend Sorge getragen werde. Borläuft 
und bis zur Herftellung anderer Gebäude überweifen Wir der Univerfitd 
die bisher von der Akademie benutten Gebäude, außer welchen fie ae 
bie von der Stadtgemeinde Straßburg zeitweile zur Verfügung geftelte 
Räume im Schloß gemeinfchaftlid mit der Univerfitäts- umd Landesb' 
bliothek zu benugen hat. 

Wir verleihen derfelben das Recht, ihre eigenen Univerfitätö- use 
Fakultäts= Angelegenheiten nach der in dem Univerfitägftatut zu gebende 
Drbnung zu verwalten, und ſich ihren Rektor unter Unferer Genehmigurzg 
b wie die Delane ihrer Fakultäten felbft zu beftellen; Wir verleihen be 

alultäten das Recht, den Doktorgrad unter Autorität der Univerſitc 
nach einer von den Yalultäten felbft aufzuftellenden Promotions -Drbnust 
zu ertheilen, überzeugt, daß diefe Würde nur am folche vergeben werde 
wird, welche durch den Ernft ihrer wiflenfchaftlihen Leiftung das Anſehe 
der Hochichule in neuen Glanz zu bringen geeignet find. 

Wir gewähren, daß die Yakultäten nach von ihnen felbft gegeberzt 
“ Habilitationgordnnung neue, in der Wiffenfchaft bewährte Lehrer zum ehranz 
in ihrer Mitte zulafien, verordnen endlich, daß die Univerfität „Straßburg 
das Siegel der alten Univerfität Straßburg führe, wie es ihr von de: 
erſten Begründer der Hochfchule verliehen worden ift, mit der Umſchrift 

„Sigillum academiae Argentinensis.“ 

Die Ernennung des Erften Rektors der Univerfität, der fein Ar 
verwalten fol, bis der nad dem Statut zu mwählende Rektor daſſel 
übernimmt, behalten Wir Uns vor. - 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und beig 
drudtem Kaiſerlichen Inſiegel.“ 

Gegeben Berlin, den 28. April 1872. 

(L. 8S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismard. 


„Das Geſetz, betreffend bie Univerſität Straßburg, beſtim 
daß die zu Straßburg vorhandenen fünf Fachſchulen: die theologiſche F 
(mit dem proteſtantiſchen Seminar), die Rechtöſchule, die Fakultät der Mebtzt 
der ſchönen Wiffenfchaften (lettres) und ber exakten Wiffenfchaften (science 
aufgehoben werben und die Univerfität in ihre Rechtsverhältniffe eintrete. 

Die Univerfität fteht unter ber oberen Leitung und Aufſicht >‘ 
Reihslanzlers. Zur Zahrnehmung ber unmittelbaren Aufficht, fowie I 
Gerechtſame ber Univerfität wird ein Kurator beftelt, der fein Amt nad 2 
Anweifungen des Reichskanzlers ausübt. Die Beftellung bes Kurator ſowie E 
Ernennung der zum Lehramt an die Univerfität zu berufenden ordentlichen 
fefjoren erfolgt Seitens bes Kaifers.“ 
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Bon der Reichstagsſeſſion 1872”). 


8. April. Eröffnung ded Deutfhen Reichstags. 
Rede ded Reichskanzlers Fürften von Bismard. 


‚nGeehrte Herren! 

Ihre Thätigkeit wird im der beporftehenden Seffion in erfter Linie 
durch die Fortführung der im Vorjahre begonnenen gefeglichen Regelung 
und Ausbildung der gemeinfchaftlihen Einrichtungen des Reichs in An- 
ſpruch genommen werden. 

Dur ein Geſetz über die Einrichtung und die Befugnifje des Rech⸗ 
nungshofes fol die Kontrole der Erhebung und der Verwendung der 
Einnahmen des Reichs definitiv geordnet und die Behörde, welche mit 
der Handhabung diefer Kontrole, fo wie mit der Vorbereitung der durch 
ten Bundesrath und den Reichstag außzufprechenden Entlaftung zu bes 
raum ift, mit den dazu erforderlichen Befugniſſen ausgeftattet werden, 

‚ Der Entwurf eines Militärftrafgefegbuches für das Deutfche 
Reid wird Ihnen vorgelegt werden, um die Einbeitlichleit der Heeres⸗ 
einrichtungen auf dem Gebiete des Strafrecht3 zum Abfchluß zu bringen 
und der bereitS gewonnenen Einheit des Strafrecht für das bürgerliche 
Leben, den vom Reichſtage geäußerten Wünfchen entiprechend, als Er- 
gänzung hinzuzutreten. 

Der Entwurf eined zur Regelung der Berhältnifie der Reichs— 

beamten beftimmten Gefeges, welcher dem Reichstage bereitS vorgelegen 

t, ift unter Beachtung des Gutachtens der Kommilfion des Reichstages 
Und der inzwifchen eingetretenen politifchen Veränderungen einer neuen 

ng unterzogen worden, und wird in der danach veränderten Geftalt 
Ihrer defplußfafung unterbreitet werden. 
bi Die einheitliche Regelung der Bierbeſteuerung innerhalb der. &e- 
ion welchen die Abgabe von Bier gemeinichaftlich iſt, hat Ihre Thätig- 
Fa Ihon mehrfach in Anfpruch genommen, ohne daß es bis dahin ges 

ngen wäre, die derfelben entgegenftehenben Scmierigleiten zu überwinden. 
Eine Ihnen angehende Geſetzvorlage wegen Erhebung der Braufteuer 
du, Deutfjen eich hat den Zwed, diefe Aufgabe zu löſen und zugleid 
i ch Mitbefteuerung der Dialzfurrogate eine dem Intereſſe der Finanzen 
NR des Verbrauchs entjprechende Reform der Braumalzfteuer 
durch ren. 
M ie erfreuliche Steigerung des Verkehrs und Verbrauchs hat die 
ẽ oglichkeit geboten, in dem Ihnen vorzulegenden Reichshaushalts⸗ 
Bet für das Jahr 1873 die Einnahme aus den gemeinfchaftlichen 
8 brauchsabgaben und die Ueberſchüſſe der Poſtverwaltung unter Beach- 

ag der bewährten Grundfäge vorfichtiger Beranfilagung höher auszu⸗ 
bringen, fo daß trog des in verfchiedenen Zweigen der Ausgabeverwaltung 

Vorgetretenen Mehrbedarfs eine Verminderung der Matrilulars 
elträge in Ausficht zu nehmen ift. 

— — 

*) Um den Zuſammenhang des folgenden Abſchnitts nicht zu zerreißen, werben bie obigen 

Micen bieg Vortehgenenmnen. 
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Ein Nahtrag zum Neihshaushalts-Etat für das Jahr 1872 iſt 
bejtimmt, neben der Befriedigung einiger anderer nachträglich hervorgetre: 
tenen Bedürfniffe, die Mittel für Begründung eines ftatiftifchen Amtes 
aufzubringen, welches im Stande fein würde, durch einheitliche wiſſen⸗ 
[Beftine Bearbeitung der Ergebniffe ftatiftifcher Erhebungen im Reiche 

er Gejeggebung und Bermwaltung, fowie der wifenfchaftlicden Erkenntniß 
der ftaatlihen und gefellihaftlichen Zuftände wefentliche Dienfte zu leiſten. 

Die Verwaltung des Jahres 1871 bat erhebliche finanzielle Ueber 
[98 fe fowohl bei den Steuern al8 auch bei der oftnermeltung ergelet 

eber die Verwendung derjelben wird en ebenfo wie über die geſetz⸗ 
lihe Regelung der Verwendung und Bertheilung der franzöfifchen Krieg$- 
entfhädigung eine Vorlage zugeben. 

Ueber die durch den Krieg mit Frankreich veranlaßten Aus⸗ 
gaben der Staaten de vormaligen Norddeutihen Bundes wird Ihnen, 

en Beftimmungen der in den Jahren 1870 und 1871 erlafienen Kredit 
geſetze entiprechend, ein Nechenfchaftsbericht erftattet werden. 


tehröbeziehungen auf dem Fuße der meiftbegünftigten Nationen veget umd, 
wie zu hoffen, die Grundlage für die Anfnüpfung intimerer und ausge 


oftvertrag, melcher die gegenfeitigen —A— engen Fi 
achſsthum begriffenen 


der bisher erlaffenen Gefege und allgemeinen Anordnungen, fo wie über 
den Gang der Verwaltung des Landes wird entjprechend der Borjärift 


Sie werden, geehrte Herren, die Befriedigung tbeilen, mit melde? 
die verbündeten Regierungen auf die Ergebnilfe des erften Jahre? 


Mit derfelben Genugthuung werden Sie die Verficherung entgege 
nehmen, daß es der Politik Sr. Majeftät des Kaiſers und —* ge 
lungen ift, bei allen auswärtigen Regierungen das Vertrauen zu erhal 


⸗ 
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und iu Beieftigen, daß die Macht, welche Deutjchland durch feine Einigung 
zum Reihe gewonnen bat, nicht nur dem Baterlande eine fichere Schuß» 
wehr, fondern auch dem Frieden Europas eine ftarfe Bürgſchaft gewährt.“ 


Zur Finanzpolitif des Reichs. 
1. Mat. Rede des Fürften Bismarck bei Berathung eines An- 


trag8 betreffend die Aufhebung der Hälfte der Salzitener. 


[Notbwendigkeit eigener Einnahmen bes Reichs ftatt Matrikular⸗ 
beiträge; alle Steuern läftig; Teichtfertige VBerfprechungen.] 
„Sch halte e8 für meine Pflicht, auch perfönlich in diefer Sache ein 
gu i über meine Stellung abzulegen. Ich bin der Einzige, dem bie 
afjung eine Verantwortlichkeit auferlegt für die Ausführung der 
Geſeze und der Berfaffung. Ich komme alfo in die Lage, ein Geſetz, 
awelches Se. Majeftät der Roifer vollzieht, Tontrafigniren zu müſſen, und 
muß dann in einem folcden Falle mich fragen, ob ich nach meiner Ber- 
antwortlichkeit für den Beſtand und die Yortentwidelung des Reiches in 
Lage bin, eine ſolche Kontrafignatur zu leiften. Diefe Erwägung ver- 
anlapt mich doch über meine Stellung zu diefem und zu ähnlichen Anträgen 
Prinzipiell einen Zweifel nicht zu laflen. ch gebe fehr gern zu, daß die 
Salzſteuer eine von denen ift, deren Abfchaffung primo loco wünſchens⸗ 
»erth bleibt. Ob fie allein in diefem Vordergrunde für die Abfchaffung 
eht, ift eine andere Frage, die die Herren Sinang» Deinfter für ſich ent- 
ſheiden mögen; für die Stellung des Reichskanzlers iſt vor allen 
gen die Erwägung eine entſcheidende, ob die politiſche Lage des Reichs 
derbeſſert oder verſchlechtert wird, und ob die Verantwortung, die ihm 
dafily aufliegt, ihn ftark genug drüdt, um unter Umftänden einer Beſei⸗ 
ng einer Reichsſteuer aus politiichen Gründen zu miderjprechen. 
ch halte die eigenen Einnahmen des Reiches für in fo hohem 
Grade wichtig, daß ich nicht glaube, daß ein feiner Verantwortung fich 
bewnßter und von dem richtigen Intereſſe für den Beſtand und die —* 
eawicllung des Reiches befeelter Kanzler jemals feine Zuſtimmung dazu 
n wird, daß die eigenen Einnahmen des Reiches ohne hinlänglichen 
a Sermmindert werden. Die Anmeifung auf andere Steuern ift zmeifel- 
daft, die Anmweifung auf Matrilular-Beiträge fann ih nicht 
lanehmen. Wenn von Seiten folder Elemente, die ich als centrifugale 
Begeichnen möchte, die Himmweifung auf die Matrikular» Beiträge bereitwillig 
‚ gegengenommen wird, als Erfag für die eigene Reichsſteuer, fo kann 
H mir dag fehr leicht erklären, indem aus einem Reiche, welches nur auf 
mn rifular« Beiträge begründet märe, in Fällen, die ich nicht vorausſehen 
m nit erleben mag, die Freizügigkeit außerordentlich erleichtert wird. 
an würde feine Sachen beim Auszuge fehr bald mitnehmen können. 
6; Das große Bindemittel einer ftarfen gemeinfamen Finanz 
ntihtung, eines gemeinfamen Finanzſyſtems fehlt einem 
Eiche, weldes nur auf Matrikularbeiträge begründet ift. 
te Matritularbeiträge zu vermindern, ift meines Erachtens 
ufgabe einer wohlerwogenen Reichspolitik. 


Für Bismard. 11. 29 
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Ich weiß nicht, ob es nicht noch fchlechtere Steuern, wie die Salz 
fteuer in den einzelnen Ländern giebt, und ich möchte doch dagegen auf 
Beugniß ablegen, daß nicht gerade diefe Reichsſteuer fo gekennzeichnet 
worden, als Hei fie eine höchſt ungerechte und es fei eine unnöthige Bes 
drüdung des armen Mannes, wenn fie au nur noch einen Tag in dem 
Maße fortbeftände, in der fie feit Jahren beftanden hat. Es iſt jedesmal 
die Steuer, die das Reich gerade am meiften braucht, als eine den armen 
Mann befonder drüdende bezeichnet worden. So lange wir ineinem 
fehr großen Bundesftaate noh das Brod und das Fleiid 
beiteuern, haben wir fein Redt, die Salzftener auf dieje 
Weiſe zu brandmarken, als wäre es gerade ein Mangel an Pflicht 
gefühl, daß die Regierungen fie nicht längſt aufgehoben haben. So lange 
Sie von dem armen Manne 15—30 Silbergrofhen Klaffenfteuer in den 
legten Stufen nehmen, Tann ich Ihnen das Recht nicht einräumen, dit 
Salzſteuer fo darzuftellen, als ob fie die allerfchlechtefte ſei, als ob e 
gewiſſermaßen eine Ehmad für die Regierungen wäre, fie noch weiter 
Beftehen zu laflen. Man muß fih überhaupt, wenn man den 
Staat ernftlih will, und wenn man in fi das Gefühl der 
ftaatlihen Verantwortlichkeit hat, hüten, von irgend einer 
Steuer, die man heute no nit entbehren fann, mit dieſer, 
th fann wohl fagen, Maßlofigkeit zu jprechen, als wenn ed ent 
ungeredhte Bebrüdung wäre, daß fie überhaupt noch gezahlt wird. Die 
Steuern find alle unangenehm, alle läftig, aber es macht mt 
den Eindrud: fo oft wir über eine Steuer verhandeln, ob fie abgefcefft 
oder eingeführt werden fol, ift gerade inımer die, welche dag Reich hat 
oder braucht, gerade diejenige, welche die allerdrüdenpfte ift. Ich mochte 
Eie bitten, meine Herren, daß doch Jeder, der einen folchen Antrag fell, 
fih von dem Berantmwortlichfeitsgefühl für die Fortexiſtenz unferer mt 
Mühe begründeten Reichsinftitutionen und deren Befeftigung durchdringen 
und e8 nicht allein den Regierungen überlaflen möge, Abbülfen zu ſuchen, 
der Reichsvertretung aber allein das Recht zu vindiziren, zu tadeln, weg 
zuſchneiden. Bei einem ſolchen Antrag, wie der zuerſt geſtellte, ber blos 
auf den Wegfall einer mefentlichen Steuer ohne Vorfchlag irgend eine 
Erfages geftelt wurde — mundere ich mich nicht, unter dem alle Ele 
mente zu jehen, die ich vorher centrifugale Elemente nannte, ſolche, deut 
mwenigftens eine Befeftigung de Reiches nicht wunſchenswerth if. Die 
darunter zu fehen, habe ich mich nicht gemundert; aber, wenn id di 
eifrigften, hingebenbften Mitarbeiter an dem Zuftandelommen, an der dr 
feftigung des Reichs mitunterfchrieben gefunden habe, fo babe ich mir ge 
fagt: uns fehlt noch in einen: für mich ſchmerzlichen Maße das Gefühl 
der ftaatlichen Berantwortlichkeit in unferer Gejfammtvertretung. 

— — — Daß die Steuern jeden Wähler unangenehm find, liegt 
auf der Hand; daß ihm Jeder angenehm ift, jeder Abgeordnete, ber fogt: 
Du zahlit eigentlich zu viel, und ıch bin der Mann, der dir eine Steuer 
erleichterung verfchafft! ift ohne Zweifel; aber ob e8 mit der politiſchen 
Berantwortlichkeit, die ich Jedem in diefem Saale in demfelben Maße, 
wie ich fie fühle, wünfche, verträglich ift, diefes Moment fo fehr in den 
Vordergrund zu ftellen und fi nicht zu fragen, welche folgen für di 
Gejammtheit daraus entftehen, dafür die Verantwortlichkeit der Regierung 
zu überlaſſen, das gebe ich Ihnen anheim zu bedenken. Ich glaube, meint 
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ren, daß die Schmeichelei dem Wähler gegenüber, daß die Schmeichelei 
unteren Klaſſen gegenüber von mancher Seite übertrieben wird und 
Sie mit Verſprechungen freigebig ſind, die Sie nicht halten können, 
er hier, noch wenn Sie an meiner Stelle ſtehen. 

Der Herr Präſident des Reichskanzler⸗Amts ebenſo wie ich haben 
als etwas wünfhensmerthes bezeichnet, daß die Regierung in 
Lage fomme, auf die Salzfteuer zu verzichten. Nur mödte 
Sie bitten, einem Reichskanzler nicht zuzumuthen, daß er, 
lange er e8 hindern kann, auf feſtſtehende Reichs-Ein— 
men verzichtet und fich dafür mehr oder weniger milde 
träge der einzelnen Regierungen anweifen läßt.“ 


ur inneren preußifchen Entwickelung. 


871. 27. November. Thronrede des Kaijerd und Königs 
zur Eröffnung des Landtags. 


„Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 


Indem Ich zum erften Male nad den großen Ceeignifien der 
Men Bergangenheit den Landtag der Monarchie wieder Selbft begrüße, 
Ih vor Allem der hoben Senugtbuung darüber Ausdrud geben, 
an den Ehren und Erfolgen diefer denkwürdigen Zeit dem preußifchen 
e ein fo hervorragender Antheil zugefallen if. Die Wehrkraft Preue 
‚, deren Ausbildung Ich feit dem Beginn Meiner Regierung als eine 
höchſten Aufgaben Meines Königlichen Berufs erkannt habe, ſowie 
altpreußifche Geiſt fittliher Zucht, fefter Treue und patriotiiher Hin- 
ng haben eine glänzende Probe beftanden. Es drängt Mich, Meinem 
e vor jeinen DBertretern nochmals Meinen freudigen Danf für feine 
bende Haltung auszufprecden. 

Während dem neu erftandenen Deutfchen Reiche, deſſen Kaiſerwürde 
Meiner und Meiner Nachfolger Krone verbunden ift, fortan die 
ge der nationalen Macht und Sicherheit zufällt, wird ſich die Ver: 
ıng des preußifchen Voikes in Gemeinfchaft mit Meiner Regierung 
jo zuverfichtlicher der heilfamen Ausbildung der inneren Einrichtungen 
Monarchie widmen. können. 

Aus dem Entwurf zum Staatshaushalts- Etat für 1872 werden 
erfehen, daß die Finanzlage Preußens ungeachtet der Opfer, melde 
gewaltige Krieg erheifcht hat, eine in hohem Maße befriedigende ilt. 
Die Schwierigkeiten, mit welchen die Finanzverwaltung vor einigen 
ten zu kämpfen hatte, find bereit im Jahre 1870 überwunden worden. 
t weiteren günſtigen Entwidelung geht die Finanzlage unter der Ein⸗ 
Be Rrönsertofge entgegen, 

ie durch Reichsgeſetz angeordnete Bildung eines Reichskriegsſchatzes 
hebt Preußen der Nothwendigfeit, noch ferner einen Staatsſchatz zu 
thalten. Es werden Ihnen Geſetzentwürfe zugehen, wonach der hierdurch 
de werdende Beftand des Staatsſchatzes, fowie einige außerordent- 
innahmen zur Tilgung von Staatsfchulden verwendet werden jollen. 

99% 
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Die in folder Weife für den Staatshaushalt erwachſende Entlaftung, 
ferner die mit dem lebhaften Auffchmunge des Verkehrs Hand in Hand 
ehende Cteigerung der Erträge aus michtigen Cinnahmequellen de} 
Staates, endlich) das Borhandenfein eined erheblichen Weberfchufied ans 
dem abgelaufenen Finanzjahre werden e8 möglich machen, im Jahre 1872 
den Bedürfnifien auf allen Gebieten der Staatöverwaltung in weitem 
Umfange gerecht zu werden. 

Vorzugsmeife hat meine Regierung der Thatfache ihre Aufmerkjan 
feit zuwenden müflen, daß die Befoldungen der Staatöbeamten in em 
von Jahr zu Jahr fteigendes Mißverhältniß zu den Anforderungen ge 
treten find, welche bei dem Stande aller Preisverbältniffe die Befriedigung 
der Bedürfniffe des Lebens und der Stellung an fie richtet. Es wird 
Ihnen der Plan zu einer umfaflenden Erhöhung der Beamten «Bell 
dungen vorgelegt werden. Ich vertraue, daß Sie bereit fein werden, 
durh Bewilligung der dazu nöthigen Mittel einem Zuftande Abhülfe zu 
haften, aus deſſen Fortdauer ernfte Gefahren und Schäden für bie 
Staatöverwaltung entftehen müßten. 

Sie werden Borlagen erhalten, welche bei einzelnen Steuern Er 
leihterungen herbeizuführen beftimmt find, und es wird Ihnen ein Geldr 
entwurf zugeben, durch welchen die Einrichtungen und die Befugniſſe ber 
Ober⸗Rechnungskammer gejeglich geregelt werden follen. 

Der nach dem Abfchluffe des Friedens eingetretene überaus lebhafte 
Aufihwung des Handel® und der Gewerbe erheiicht die Derftellumg neuer 
Dertehrämege, insbefondere eine weitere Ausbildung der Eiſenbahnen. 
Der Bau einiger als nothwendig erkannten Bahnen für Rechnung db 
Staated, und eine Vermehrung de Betriebsmateriald auf den Staats 
bahnen ift in Ausficht genommen; ebenjo die Gewährung reichlicherer 
für Land- und Waflerwege und für Yandes-Meliorationen aller Art, 

Die Aufgaben der inneren Verwaltungsreiorm werben erment bei 
Gegenſtand rer Berathungen bilden. Es wird Ahnen der Entwurf der 
Kreis- Ordnung für die öftlihen Provinzen, nachdem derfelbe mit Rüdfiät 
auf die früheren Erörterungen in mehreren Theilen Abänderungen und 
Ergänzungen erhalten hat, wieder vorgelegt werden. Meine Regi 
giebt fi der Hoffnung hin, daß e8 dem gemeinfamen ernften Willen ge 
lingen werde, über das wichtige Organifationsgejeg, welches zugleid Di 
Grundlagen meiterer Reformen enthält, zur Berftändigung zu gelangei. 

Gegenüber den Bemegungen, welhe auf dem Gebiete der Kirät 
ftattgefunden haben, hält Meine Regierung daran feft, der Staats 
ihre volle Selbftftändigfeit in Bezug auf die Handhabung des Rechts mi 
der bürgerlichen Drdnung zu wahren, und zugleich neben der berechtigter 
Selbftftändigkeit der Kirchen und Neligionsgefellihaiten die Glaubend 
und Gewifjensfreiheit der Einzelnen zu ſchützen. Behufs verfafjungmäßige 
Durchführung diefer Orundjäge werden Ihnen befondere Vorlagen zug 
welche die Eheſchließung, die Regelung der Eivilftandeverhältnijie und dF 
rechtlichen Wirkungen des Austritts aus der Kirche zum Gegenftande haben! 

Die Aufgaben, welche Ihrer harren, find umfaffend und von de 
Bedeutung für die Entwidelung unferer inneren Zuftände. Ihre Arbeie 
werden jegensreich jein, wenn fie von dem Geiſte des Vertrauens u 
willigen Zuſammenwirkens geleitet werden, welcher Dein Bolt in de 
jüngiten großen Zeit erfüllt hat.“ 


Beim Sahresihluß. Das alte Preußen und das neue 
Deutihe Neid. 
„Provinzial⸗Correepondenz.“ 


„Bei dem diesmaligen Jahreswechſel hat ſich der Blick, wie überall in 
Dentſchland, fo auch in unferem näberen preußiſchen Vaterlande vor Allem auf 
die vollendete Wieberaufrichtung bes Deutichen Reiches gerichtet. Je größer aber 
die Genugthuung ift, mit weicher alle patriotifchen Herzen tie neue nationale 
Intwidelung begrüßen, befto mehr ziemt es, an biefem Wenbepunft der deutſchen 
Geſchichte auch des hohen Antbeils zu gedenken, den unfer altes Preußen an ber 
lorreichen Erfüllung der deutſchen Gejammthoffnungen hat, ſowie der bebeutfamen 

ung, welche Preußen fort und fort in vem Deutichen Reiche einnehmen wird. 

Es gehört zu ten reihen Segnungen dieſer erhebenden Zeit, daß ein 
Biderſtreit zwifchen deutfchem und preußiihem Patriotismus, wie er ſich früher 
jmweilen geltend machte, jebt in ber allgemeinen Stimmung und in ber that- 
ſüchlichen Lage der Dinge keinen Boden mehr findet. Jener Wiberftreit hatte 
leinen rund niemals barin, daß irgend einer hervorragenden politiſchen Purtei- 
tung der Beruf Preußens für Deutfchland an und für ſich gleichgültig ge- 
weſen wäre; ber Gegenfag wurzelte vielmehr weſentlich in ber verichiedenen Auf- 
faffung über bie Wege, welche zur Erreichung ber deutſchen Einheit einzufchlagen 
kien. Während von benjenigen Parteien, welche die deutſche Einheit vorzugs- 
weile auf ihr Banner gejchrieben hatten, um dieſes Zieles willen theilweiſe eine 
verfeßende Geringſchätzung gegen preußifches Wejen und preußifche Einrichtungen 
jar Schau getragen wurde, mußte von anderen Seiten um fo entidhievener betont 
werden, daß nur auf ben altbewährten Grundlagen ber preußiichen Dachtentwidelung 
and die Hoffnungen Deutſchlands zur Erfüllung gelangen könnten, und in ſolchem 
Einne wurde ben nationalen Beitrebungen, welche fi von jenem Grunde los⸗ 
ſagten, von Eeiten bes preufiichen Patriotismus die Berechtigung abgeſprochen. 

Die jetzige Zeit der Erfüllung aber bat für folhe Gegenſätze keinen Raunt 
gelaffen: wohl ift bie Einheit erftanden durch eine mächtige nationale Erhebung 
det dentſchen Volles, unter dem Walten bes Beiftes, welchen bie wahren Batrioten 

Parteien je und je gepflegt batten, aber fie ift erftanben, indem das ganze 

be Volk fich begeiftert um Preußens König fchaarte, indem Preußens Heer 
ben emaltigen Kern und Mittelpunft des nationalen Veginnens bildete. Bor 
der Übermältigenden Macht ber thatſächlichen Geflaltung ter Dinge war aller 
Etreit über den Weg zur Einheit ver Fungen und vergeffen. Der mächtige und 
— König von Preußen wurde im Bewußtſein bes ganzen deutſchen Volles 

wiedererftanbene Kaifer; die Fürſten und ter Neichstag aber braten zum 
un Ausbrud, was im Vollsbewußtfein bereit3? Leben und Geltung ge- 
wonnen hatte. 
.. Bebentungsvoller für unfer altes Preußen konnte bie Weihe bes neuen 
Kıilerthume nicht vollzogen werben, als es an dem vorjährigen 18. Januar, am 
altage bes preußiſchen Königthums in Berfailles gejhah. Im jener Feier 
au in den gewaltigen Thatfüchen, die ihr zum Hintergrunde dienten, ift der tiefe 
Zufammenhang zwilden ber Geſchichte Preußens unter den Hohenzollern und ber 
frichtung bes deutſchen Kaifertyums mit unmittelbarfter Kraft herworgetreten. 
.,. Dieſem inneren Zuſammenhange entjpricht es auch, daß Preußen die wefent- 
Kahften Grundlagen feiner in Jahrhunderten entwidelten Macht auch in bas neue 
Reid mit binüberträgt: vor Allem ein Kaijertbum voll innerer Kraft und 
wehren Anſehens. Wie es Preußen vermöge feiner wunderbaren Geſchichte ge⸗ 
En vwar, ein ſtarkles Königthum zugleich mit einer ſtetigen Entwickelung freiheit⸗ 

Kinrichtungen zu vereinigen, jo iſt in dem Deutichen Reiche bereits ber 
Iehe Grund gelegt, um bie noch ſchwierigere Aufgabe zu Idfen: die Vereinigung 
Ans wirklichen ernſten Kaifertbums mit einer innerlich freien und ſelbſtſtändigen 

ung der Einzelftaaten und zugleich mit einer wahrhaft mächtigen Geſammt⸗ 





454 


1871. 


vertretung bes beutihen Volkes. Nur auf Grund einer Entwidelung, wie fe 
zuerft in Preußen, im treuem Zufammenwirten zwifchen Yürft und Boll, dans 
ſeit 1866 in glüdlichfter Weife im Norddeutſchen Bunde vorbereitend Rattgefunden 
hatte, konnten die Einrichtungen im neuen Reiche fofort nad allen Seiten fix 
auf jo befriedigende und hoffnungsvolle Weife getroffen werden. 

Mit unferem Königthume bat das Deutiche Reich zugleich unſer Heer, bie 
alte volksthümlichſte Schöpfung Preußens, als eine ber vornehmlichſten Einnd- 
tungen des Reichs in fi) aufgenommen. Es gehörte der wunderbare Gang der 
jüngften Geſchichte dazu, um bie früher jo vielfach verlannten Heereseinrichtungen 
nicht blos in ihrer Wichtigkeit für die Macht des Vaterlandes, fondern aud ned 
ihrer großen fittlihen und geiftigen Bedeutung in ganz Deutſchland zu frendiger 
Anerlennung und Geltung zu bringen. 

Wenn biernach der alte preußiſche Patriotismus ſchon in Betreff ber wid 
tigften Grundlagen des Deutſchen Kaiferreich® eine beſondere Genugthuung em 
pfinden darf, fo ift ferner durch die gefammten politifchen @inrichtungen baflc 
geforgt, daß der Einfluß des preußiſchen Staatsweſens unb ber berechtigten 
preußiichen Geſichtspunkte auch in der Entwidelung des Reiche überall zur g- 
bührenden Geltung gelange. Die Verfaffung bat in diefer Beziehung von vom 
herein ausreichende Bürgichaften ſowohl in den VBeftimmungen über bie Reich⸗ 
gewalt, wie über den Bunbesrath gegeben; in Uebereinftimmung mit dem Orife 
der Berfaffung aber find die Einrichtungen der Reicheverwaltung fo geſtalet 
worden, daß in allen Beziehungen eine innige Anlehnung an bie obere Stadt 
verwaltung Preußens ftattfindet. 

Nicht blos durch bie Vereinigung ber Kaiſerlichen Reichsgewalt mit ber 
Krone Preußens, fondern durch bie alljeitig georbnete Wechſelwirkung zwilden 
Preußen und dem Reiche ift unjer preußifches Vaterland in Wahrheit „auf eine 
neue Stufe glänzenderen Ruhmes und ermeiterten politifchen Lebens geteilt ub 
wohl dürfen alle altpreußifchen Herzen daran ein Wohlgefallen haben!“ 

In der Thronrede bei Eröffnung des Tandtages hat unſer Kaifer ınb 
König darauf bingewiefen, daß während dem neu erftandenen Deutſchen Keihe 
fortan die Pflege der nationalen Macht und Sicherheit zufalle, bie Vertretung 
des preußiſchen Volkes ſich in Gemeinjchaft mit der Regierung um fo zuwerfät- 
Lier ber beiljamen Ausbildung der inneren Einrichtungen der Monarchie widmen 

nne. 

ge böher Preußen in und mit dem Deutfchen Reiche geftellt ift, deſto mehr 
wird das preußifche Volk und feine Gefammtvertretung e8 als eine Ehrenpflicht 
erlennen, in dieſer inneren Arbeit rüftig und erfolgreich vorzufchreiten, und 
dem alten, feften Grunde immer volllommenere Einrichtungen für bie Pflege al⸗ 
feitiger Wohlfahrt und wahrer Volksfreiheit aufzuridhten. 

Der Boden für diefe Entwidelung ift in Folge der Ereigniffe der Iektest 
Jahre günftiger als je bereitet. Während unter dem Eindrude der gemeinjamert 
atriotiichen Erhebung und ihrer großen Erfolge eine erfreuliche Au fihund 
oder Milderung politiicher Gegenſätze und eine faft allfeitige Bereit guet 
verſöhnlichen Zufammenwirken für Das Landeswohl geichaffen if, find anbererieit® 
durch die günftige Lage der Staatefinanzen nicht blos beilfame Reformen au 
dem vollswirtbichaftlihen Gebiete ermöglicht, jondern auch die Durdräftusg 
längft angeftxebter Neugeftaltungen auf dem Boden der allgemeinen Staatkver 
maltung und der provinziellen Selbftverwaltung wefentlich erleichtert. 

enn biernach Preußen in der Stellung, welche ibm durch bie Entwideun 
ber letzten Jahre bereitet worben ift, mit alter patriotifcher Zuverficht an bie Er“ 
füllung feiner neuen Aufgaben herangeben kann, fo wird ber alte preußiſche 
uns auch helfen, die Schwierigkeiten, welde in biefer Zeit feinem Boll um 
feiner Regierung eripart bleiben, die Schwierigkeiten und Gefahren auf den Ge* 
biete der religids-kirchlichen Fragen einerfeits, fowie in Bezug auf bie tiefe De‘ 
wegung in ben unteren Arbeiterkreifen anbererjeits zu überwinden. 

Die preußiiche Regierung darf fi) in ber einen wie in ber anberen dieſer 
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zogen auf ihr gute® Gewiſſen und auf ben ernflen befonnenen Geift unferes 
volles fägen. En ber Treue gegen bie preußiſchen Weberlieferungen, in Arenger 
kerehtigleit gegenüber allen Confeffionen und in möglichfter Schonung ber Ge- 
fen bei ernfer Aufeechterhaftung ber unveräuferlichen Rechte bes Gtaats, — 
a gewiffenbafter und gerechter Fürſorge für die Wohlfahrt der Gefammtheit unb 
mit zugleich der einzelnen Miaffen des Volkes wirb e& hoffentlich gelingen, bie 
0 glidHch angebahnte Raatfihe Entwidelung Preußens vor allen tieferen Er« 
Altrungen zu bewahren.“ 

— 


1872. 15. Januar. Die preußifhen Geſandtſchaften an 
deutſchen Höfen. . 


Erklärung des Fürften Bismard im Abgeorbnetenhaufe 
(gegen ben Antrag bes Abg. Löwe, bie für dieſe Geſandtſchaften 
beftimmte Summe nicht zu bemilligen). 

„Der Vorredner hat jedesmal, wo diefe Frage vorgelommen ift, 
Selegenheit genommen, ich fann nur fagen, über dieſelbe zu ſprechen und 
a diefelbe einen Tadel der beftehenden Einrichtung zu knüpfen; er hat 
über nicht gejagt, wie es beffer zu machen wäre, und id) glaube, er würde 
and in großer Verlegenheit fein, wenn er von meiner Stelle aus Bor 
Kir machen follte, die gleichzeitig feinen Tadel befeitigen und dennoch 
die Öefepäfte, deren Borhandenfein auch er nicht beftreitet, in ihrer Bes 
forgung fiher ftelen. Er hat meine® Erachtens bei diefem Tadel mehr 
Verebjaniteit, als Schärfe der Logik entwidelt; id finde, er macht ſich 
bie Sache etwa8 wohljeil, indem er fie mehr in allgemeinen Phraſen abs 
Yanbelt, ohne ihr praftifch im Detail näher zu treten. Daß ift nun leider 
einem außführenden Beamten, wie mir, nicht möglich; ih muß dieſen 
Dingen ganz genau praftiih mäher treten. Der Borredner kommt dabei 
kom —A Schluß, vermöge feiner Logik, daß ich, der ich 

im preußifhen Landtag die Ehre habe, zu Ihnen zu reden, fein 
peußifher Beamter mehr wäre, da er das von allen Beamten meines 
Rinifteriums behauptet, zwiſchen mir und den übrigen aber ein weſem- 
liger Unterſchied nicht beftehen kann; im Gegentheil, man fann gerade von 
wir fagen, daß ich mein Gehalt eigentlich ausfchlieglich auß der Bundes- 

fe beziehe, was von dem andern nicht zu behaupten ift, und daß ich 
dem preußiſchen Staate gratis diene. Deshalb habe ih aber doch die 
r reußifcher Beamter zu fein und werde mich durch feine Anfechtung 
deſer igenfchaft weder hier im Haufe, noch auderwärts an dieſer Anficht 
@Te maden laſſen und nicht zugeben, daß wir, jobald wir dem Deutjchen 

Dienfte leiften, damit in die Kategorie der Ausländer verwiefen werben. 

Der Vorredner fagt, ‚die Gefchäfte find vorhanden, fie müffen auch be» 
gt werden, aber feiner Meinung nad) nicht gerade auf diefe Weiſe. 

einzige, praftifche Andeutung darüber, wie ed, um ihn zufrieden zu 
Ira maden fein würde, hat er dahin gegeben, e8 müßten Kaifer- 
ige Kommiffarien ernannt werden, die diefelben Geſchäfte beforgten. 

lann mich zu folhem Arrangement nicht herbeilafien, denn es wäre 
ve Erachtens eine einfache Finanzipefulation dem Reiche gegenüber, 
Mir des gpreusifgen Staates nicht ganz würdig erfheint, indem man 
drch den Namenswechſel dem Reiche Pflichten aufzubürden ſucht für 
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Dienfte, welche wefentlich dem befonderen Interefje der preußi⸗ 
{hen Politik geleiftet find. 

Es hat vor 1866 Niemand daran gezweifelt, daß es für Preußen 
nüglic) wäre, Gelandte bei den einzelnen deutfchen Höfen zu unterhalten, 
NichtSdeftoweniger hatten wir auch damals eine Bundesinftitution, und 
die Mittheilungen an deutſche Regierungen konnten ebenfogut durch bie 
Bundesgefandten gegenfeitig außgetaufcht werden wie jett. 8 fragt ſich 
nun, war der Geſichtskreis der deutfhen ©efandtidaften 
Preußens vor 1866 ein bedeutenderer oder jegt? ch behaupte 
unbedingt das legtere. Die eigentliche große Politif, wie fie mit den 
europäifchen Mächten verhandelt wurde, fam auch damals an den jül- 
deutjchen Höfen, obſchon unfere Verbindung dem Auslande gegenüber nidt 
fo gefchlofien war, wie jegt, nur felten und ausnahmsweiſe zur Sprache 
— — die Hauptaufgabe der Gejandten war: die Verftändigung 
über da8 Auftreten am Bunde herbeizuführen und auf die 
einzelnen Regierungen und auf deren Stimmabgabe am Bunde 
einzumwirten. 

Wenn ich vorhin fagte, die Thätigkeit diefer Gefandten if 
jegt eine wichtigere, fo ıft daß in demjelben Maaße, in dem die 
Stimmabgabe unferer Bundesgenoffen im Bundesrathe heut: 
zutage wichtiger ift als damals im Bundestage, wamentli 
aber für Preußen der Fall. Die Bertreter der verbfindeten 
deutfchen Regierungen fprehen heute mit über unfer preußi— 
ſches Wohl und Wehe in allen Details der Gefjeggebung 
Es kann für ung von großer Wichtigkeit fein, die Zuftimmung 
des einen oder des anderen Staates im Bundesratbe, um 
das Stimmenverhältniß herzuftellen, zu gewinnen oder einen 
Widerftand, der Dagegen geleiftet wird, zuübermwinden. D 
find die 24 Millionen Preußen heutzutage viel direkter und viel tiefe 
intereffirt, al3 früher in Frankfurt jemald der Fall war. J 

Daß dieſe Verſtändigung über das Auftreten im Bundesrathe lediglich 
im Schooße des Bundesrathes ftattfinden könne, das iſt eine Fiktion, 
die ſehr bald ſchwindet, ſowie man den Geſchäften praktiſch näher triil. 
Es iſt vielleicht gerade der Widerſtand meines Kollegen im Bundesrath, 
ſeine perſönliche Abneigung gegen eine vorgeſchlagene Maßregel, die 
zu überwinden habe; das kann ich nur, wenn mir die ‘Mittel geboten 
werden, an die Quelle zu gehen, aus der er feine Inftruktion bezieht, 
Dort ift es vieleicht ſehr wichtig, ſich darüber aufzuflären, aus meldet 
von den verjchiedenen Richtungen, die die Entjchliegung einer Regierung zu 
beftinnmen pflegen, der Widerftand ſtammt, in welcher Nichtung mas 
wirkſam fein muß, um ihn zu befeitigen. Es werden ja in allen Staaten 
die Abftimmungen doc nicht fo glatt und ausſchließlich nad) dem Bericht 
bes Bertreterd im Bundesrathe bergeftellt, jondern dergleichen wird M 
jedem einzelnen Staate tollegialifch berathen, und es ijt gewiß richtig 
wenn die einzelnen Wegierungen dabei Rückſicht nehmen nicht nur a 
die Vota aller ihrer Miniſterien, auch derjenigen, die gerade nicht mil 
ben Meichdangelegenheiten betraut find, und zur Beforgung diefer, glaubt 
ih, wird auch jeder Bundesftaat ein, wenn auch noch fo feines, für ihn 
ausmwärtige8 Amt befigen müffen, d. h. einen Beamten, der fpecell 
Korrespondenz mit dem Vertreter am Reich beforgt. 
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Uber man bat nicht nur auf die Stimmung der Geſammt⸗ 
nifterien, foudern auch auf die Stimmung und die Auffafjung 
eigenen Tandtages Rädficht zu nehmen. Ich bin weit ent» 
at, der Theorie anzubängen, die jede Entwidelung des Bun- 
zrechts und unferes Reichsverfaſſungsrechts untergraben 
rde; daß in irgend einem Falle die Abſtimmungen eines Mit— 
edes des Bundesraths, um juriſtiſche Gültigkeit für die Reichs— 
ezgebung zu haben, der Zuſtimmung eines Partikular⸗Land— 
es bedürfen Lönnten; aber das ift außer Zweifel, daß jede 
gierung fehr wohl thut, fich in der Tage zu halten, daß fie 
er eigenen Tandesvertretung mit Erfolg Rechenſchaft ab» 
en fann über die Politik, die fie am Reiche befolgt. 

Je verjchiedener aber die Elemente find, welche auf die Haltun 
83 Bundesftaats, bejonder8 eines der mächtigeren im Reich, Einfiu 
en fönnen, um fo entbehrlicher ift e8 mir, dort ein vertraute, 
gelebied, mit allen Faktoren belanntes Drganzu baben, 

m ich korreſpondiren kann, und das mich aufllärt über die Saiten, 
man etwa anjchlagen muß, um zu einer Berftändigung zu gelangen. 
ß dies nun Kaiferliche Kommiflarien fein follen, d. b. daß die Funktionen 
serretung ſpezifiſch preußifcher Intereſſen, der Geltendmadung unferer 
ußiihen Wünſche am Reich, der Bringung zur Anerkennung derjelben 
den übrigen Negierungen auf Reichskoſten gejchehen könnten, damit 
u ih mich nicht befreunden. Wie käme das bayrifche Budget dazu, in 
ıen Reichömatriktularbeiträgen dafür zu zahlen, damit in München die 
ußiſche Anficht geltend gemacht werden kann, damit fie dort Anklan 
det? Umgekehrt, man müßte dann ſchon fomeit gehen, daß man and 
jandte der Einzelftaaten in Berlin als Kaiferlihe Kommiſſarien bezahlte, 
nit diefe bei ung die bayrifchen Intereſſen plaidiren und für ihre Ver⸗ 

am Reich plaidiren. E8 würde da8 doch zu feiner haltbaren und 
ittiſch als möglich zu denkenden Einrichtung Fubren, 

Ich möchte überhaupt dringend empfehlen, und namentlich dem Bor: 
mer, der mir fo jehr häufig Gelegenheit gegeben hat, mit ihm theoretifche 
fihten außzutaufchen — coram publico und auch fonft —, daß wir 
e Bolitit doch etwas mehr vom praftifhen Geſichtspunkt 
traten; fie ift in der That eine eminent praktiſche Wijfen- 
aft, beider man fih an die Form, an die Namen, an Theorien, 

gie fie gerade bineinpaffen foll, niht fo fehr ehren 
tr. 


Noh ein Wort über die Militärbevollmäcdhtigten. Die 
thmendigkeit eines folchen in München — und eine andere haben wir 
Deutihland nicht mehr — bat der Vorredner ja ebenfall® zugegeben; 

aber auch da einen Borjchlag vermißt, wie er das Verhältniß 

it eingerichtet haben möchte, wenn wir diefe Einrichtung nicht bes 

Es würde doch auch da, wie mit den Kaiferlihen Kommiſſarien, 
deſcheinlich weſentlich nur auf einen Namenswechſel binausfommen. 
⁊ Militairbevollmächtigte in München ift wefentlich ein Hülfsbeamter 
dreußiſchen Geſandſchaft in Münden, der auf dem militärifchen Ges 
t dafielbe zu erftreben hat, wie ein Anderer auf dem politifchen, nämlich 
ndigung über gemeinfame Einrichtungen, die Herbeiführung von 

den anzuftrebeu da, mo fie noch nicht thatſächlich find. Er iſt ein für 
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die Geſandtſchaft und deren Geſammtwirken ganz unentbehrlicer 
beamter, und ich möchte dringend bitten, meine Herren, nicht blı 
perfönliher Rüdfihtnahme zu verfahren oder nah dem Wunſd 
ZThätigfeit der Regierung nicht zu ftören, fondern ſich auch von der 
gengumg vollftändig zu durchdringen, daß diefe Geſandtſchafte 
ihre Thätigkeit zu dem unentbehrlidften Handwerk 
unferer Politil gehören.“ 


5. Januar. Das Marine-Minifterium, deſſen oberfte $ 
bis dahin mit der ded Kriegs-Miniſteriums in ber 
ded Kriegd- und Marines Minifterd vereinigt war, 
einen bejonderen Chef, welcher unmittelbar dem Rı 
fanzler unterftellt wird. Zum Chef der Admir 
wird der General von Stoſch ernamnt. 





', Die Berufung des Minifters Falk und 
das Hchnlunfſichtsgeſetz. 


Wechſel im Kultus-Minifterium. 


». 17. Januar. Der Kultus-Minifter von Mühler erhält 
die erbetene Entlafſung. 


Januar. Berufung ded Geheimen Ober-Juſtizraths Dr. Falk 
in dad Kultus- Miniftertum. 


Notiz der „Provinzial - Correspondenz.“ 

die von dem feitherigen Minifter der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
nbeiten Dr. von Mühler erbetene Entlafjung ift bemfelben von Er. 
dem Kaijer und König ertbeilt worden. 
ım Nachfolger tes Herrn von Mühler if von Sr. Majeflät am 
nar c. der Geheime Ober-Iuftiz-Ratb Dr. Falk ernannt worden. 
7 neu ernannte Kultus Minifter Dr. alt bat in feiner bisherigen 
feit auf juriftifhem und ftaatsrechtlichem Gebiete, namentlich durch feine 
jende Mitwirkung an ben großen gefeßgeberifchen Arbeiten des Nord⸗ 
Bundes und des Deutſchen Reiches eine feltene Begabung und Tüchtig⸗ 
große wiffenfchaftliche Klarheit und praktifche Umficht, fowie eine ernfte 
ıg der ftaatlihen Aufgaben bewährt und ein großes Vertrauen in ben 
ı Kreifen erworben. Hierauf beruht die Zuverficht, daß er auch berufen 
‚e, die umfaffenden und fehwierigen Aufgaben, welche feiner auf ben ver- 
t Gebieten der ihm übertragenen Verwaltung barren, in erfprießlicher 
. erfüllen. 

tiefer die kirchlichen Bewegungen diefer Zeit auch die Beziehungen bes 
zur Kirche berühren, defto mehr kommt es barauf an, baf in der ftaat- 
tung der Kirchen und Schulverwaltung ein Geift walte, welcher nad 
iten die Bürgichaften voller Unbefangenbeit und Gerechtigkeit, ſowie des 
Billens gewähren, eben fo fehr bie unveräußerlichen Nechte des Staates, 
Anſprüche ver firtlihen und relegiöſen VBollsintereffen zu wahren. 
an dieje ſchwierige Aufgabe zu erfüllen, ift ein feftes Jufammengeben unb 
ereinſtimmung aller betheiligten Staatsgewalten unerläßlich. 
öge das Vertrauen, welches der neue Minifter auch innerhalb der Landes⸗ 

zu finden hoffen darf, ihm und ber gelammten Staatsregierung bei 
Afürung ihrer Aufgabe eine zuverläffige Stüße fein.“ 


wu use Qpoye sen wustunzwerupessuns yepwue wuruen, 
Suriften hat — uud daflir bin ic danfdar — der Herr Abe 
fperger zugerufen: er folle nicht wergeffen, daß er eben bis 
Yeben der Juſtiz md dem Recht gereidmet hat. Diefer Di 
von mir ſehr wohl gewürdigt werden. 

Ih werde mid leiten laſfſen von dem Satze 
Kirche und die Kirdengemeinfhaften ihre Freiheit 
volle freie Bewegung behalten, ih werde Ihnen de 
mend in den Weg treten. Uber, meine Herren, mo ! 
Staats in Frage find und Rechte, die der Staat ſch 
gegen Jeden und aud gegen die Kirhen-Gemeinid 
werben Sie mid allerdings als Juriften fehen, 
alle unberedtigten Anfprüde vollftändig zuritdmwei 

Deine Herren, ich wünfge, daß ich, wenn id) daß Rec 
nad rechts und links nad befter Ueberzeugung, nicht zu fel 
möchte von dem verehrten Herrn Abgeordneten Reichenjpe 
danke ihm, daß er zu mir dad Vertrauen hat, ich werde das R 
Und dies Recht werde ich wahren, auch in der jegt zufammen, 
theilung. Ich habe die Entjdeidung, auf meinen Schultern 
fegmere, fehr ſchwere Laſt. Was ich höre, ijt der Rath, der 
wird, und diejen Rath werde ich hören von den Katholiken, 
von jedem Undern hören werde, ganz gleichgültig, welcher A 
angehört; ich werde ihn würdigen nad) der age heit u 
ZTüchtigleit des Rathes. Und die beiden Männer der katholif 
lung, die zurüdgeblieben find in meinem Minifterium — id 
werden in der Lage fein, — wie fie biß dahin, als die I 
tatholiſchen Abtheilung, die Intereffen der katholiſchen Kirche 
auf diefelben hinzumeijen hatten als Staatöbeanıte, wahrgenor 
— es mir gegenüber eben fo zu thun, wie fie e8 früher $ 
und fie werden bei mir Berüdfichtigung erlangen, fomeit ihr 
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Bas Berhalten der ultramontanen Partei und die Stellung 
der Staatsregierung. 


30. Januar. Rede ded Fürften Bismarck bei der Berathung des 
Kultußetatd im Abgeordnetenhaufe. 


[Eine konfeifionelle Fraction; Mobilmachung der ultramentanen 
Partei gegen den Staat; ber Führer derſelben; ihre feindliche 
Haltung und Verbindungen; die Aufhebung der katholiſchen Ab⸗ 
tbeilung; friedliche Wünſche; zur Braunsberger Frage. Achtung vor 
dem Glauben, aber Wahrung der Staatögewalt.] 


„Ich hatte geglaubt, mid an der heutigen Debatte lediglich als Zus 
hörer betheiligen zu können und gemeint, daß fie ſich auf die Vorlagen 
beichränten würde, ohne fo weit politifch auszugreifen, wie e8 die Rebe 
des Herrn Vorredners (Abg. Windthorft) gethan hat. Dieſe Rede nöthigt 
mich aber, heute ſchon einige Worte über die Stellung der Staatsregierung 
mit Bezug auf das foeben Gehörte zu jagen. 

Der Herr Vorredner hat mit warmen Worten den Wunfch betont, 
daß wir zum konfeffionellen Frieden in Rande gelangen möchten, 
der früher nicht geftört war, und da mir in der Eintracht, die ung diefer 
Friede gebe, an unferm gemeinjchaftlichen Werke arbeiten möchten. Ich 

möhte an das eigene, doch fonft fcharfe und richtige Urtheil des geehrten 

Vorredners appelliren, ob feine eigene Rede wohl geeignet und 
daranf berechnet geweſen fein Tann, diefen Frieden zu fördern. Der Herr 
orredner bat wenigitend nicht mit chriftliher Milde über feine Gegner 
geurtbeilt und nicht mit chriftlicher Demuth über die eigene Sache. 

Ih komme auf die Vorwürfe gegen die Regierung, nämlich, daß in 
den Minifterien, unter den Minifterial» Räthen und in den fonjtigen Re— 

ngefunktionen die Katholiken nicht in hinreihendem Maße nad 

er Zahl ihrer Bevölkerung vertreten find. Ich lehne jede Ber 
ihtung einer konfejfionellen Volkszählung von der Regierung ab. — 
enn der Herr Borredner den Umſtand tadelt, daß Fein Katholik im 
Amifterium fei, jo bedaure ich das auch meinerſeits in hohem Grade; 
v würde einen katholiſchen Kollegen mit Freuden begrüßen. Aber wie 
bet achen augenblidlich liegen, — in einem Eonftitutionellen Staate da 
durfen wir D inifterien einer Majorität, die unfere Richtung im Ganzen 
unterſtutzt. Glaubt nun der Herr Vorredner, daß, wenn wir dad Mi⸗ 
erkum aus der Yraltion wählten, der er angehört, daß und dann die 
8 terſtützung einer Majorität zur Seite ſtehen würde? Ich bezweifle es. 
Ne eine gewiſſe Homogenität ift aber ein Miniſterium heutzutage 
t mehr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem lockern Reffort- 
— ältniß zu einander ſtehen, in Preußen doch gemeinſchaftlich verant⸗ 
ortlich; ich bin mit verantwortlich für das, mas der Herr Kultus⸗ 
nifter thut, und der Herr Kultus⸗Miniſter muß ſeinerſeits ausfcheiden, 
An er für dasjenige, was ich thue, die Berantwortung nicht tragen will, 
müflen aljo eine gewiffe Nachficht üben für untergeordnete Fragen. 
da Die Fraktion, die der Herr Vorredner angehört, hat jelbft das Fr e 
zu beigetragen, das Vergeſſen des Tonfeffionellen Standpunkte in polt- 
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tifchen Angelegenheiten ſchwierig zu machen. Ich habe es von Haufe and 
als eine der ungeheuerlichſten Erſcheinungen auf politiſchem Ges 
biete betrachtet, daß ſich eine konfeſſionelle Fraktion in einer 
politifden Verfammlung bildete, eine Fraktion, der man, wenn alle 
übrigen Konfeffionen dajjelbe PBrincip annehmen wollten, nur die Geſammt⸗ 
heit einer evangelifchen Fraktion gegenüber ftellen müßte; dann wären wir 
allerjeit8 auf einem intommenfurabein Boden, denn damit würden wir 
die Theologie in die öffentlichen Berfammlungen tragen, um fie zum Gegen 
ftande der —— zu machen. Es war ein großer politiſcher 
Vehler, den die Herren vom politiihen Standpunkte des Vorrebuerd 
begingen, daß fie dieſe Traktion überhaupt bildeten, eine rein tonfeffionele 
Fraktion auf rein politiihem Boden, indem fie ihre &laubensgenofier 
aus den verjchiedenften Fraktionen durch die Einflüffe, die ihnen zu Gebote 
ftanden, nöthigten, fich ihnen anzuſchließen. 

Dieine Herren! Sie nöthigen mich, auf das Hiftorifche der Stelung 
der Regierung zu diefen Fragen einzugehen. Der Herr Vorreduer hat 
felbft weitere Beröffentlihung darüber in Ausficht geftellt; ich will ihm 
das erleichtern. Ich huldige von Haufe aus dem Grundfag, daß jede 
Konfeſſion bei uns die volle Freiheit ihrer Bewegung, die volle 
Ölaubensfreiheit haben muß. Ich habe daraus bisher noch nicht 
die Konfequenz gezogen, daß jede Konfeſſion gezählt werden müfle und 
daß jede eine ihrer Volkszahl ziffermäßig entjprechende Betheiligung an 
der Beamtenſchaft haben müſſe. Es ift neuerdings zur Rechtfertigung von 
Bewegungen, die von konfeſſionellen Einflüffen nicht ganz frei waren, —* 
der Grundſatz aufgeſtellt worden, daß in der Bergpartie der Mandl 
der Gleichftellung der Konfeffionen von den Arbeitern ſchwer empfunden 
werde und ein zur Abhilfe berechtigendes Bedürfniß bilde. So weit 
fommt aber der Herr Borredner notwendig. Wo fol das aufbörn 
Bei dem Minifterium fängt er an, die Ober-Präfidenten müſſen aljo auf 
— ih weiß nicht, wie das Verhältnig ift, ich glaube nach dem Ver⸗ 
hältniß wie 4 zu 7; ich will es auch nicht wiſſen — gezählt werden; die 
Beamten in allen Regierungsbehörden natürlich auch. Au fommt abet 
noch hinzu, daß die evangeliiche Konfeſſion nicht ganz und gar auß einen 
Blocke ie. Sie können nicht Evangeliſche und Katholifche gegenüberftelen; 
die unirte preußifche Landeskirche, die lutheriſche, die reformirte haben 
volljtändig die analoge Berechtigung wie die katholiſche. Sobald wir de 
Staat in konfejfionelle Stüde ſchneiden, an welchem jede Konfeifion ihre 
verhältnigmäßigen Antheil haben muß, fo kommıt auch noch die ganz be 
trächtliche Rophab der jüdiſchen Bevölkerung in Betracht, deren dich 
beit nd ja durch befondere Befähigung und Intelligenz fiir Staatsgeſchäfte 
auszeichnet. 

Wenn nun zur Herftellung des Friedens mit dem Staate aljo die 
Fraktion des Herrn Vorredners AR auf einem politiichen Boden fonfeffionel 
tonftituirt hatte und ihre politiiche Haltung in der Hauptfache von de 
Konfeffion abhängig machte, fo konnte man nun fragen: Sudt fie auf 
diefe Weiſe den Frieden zu erftreben, indem fie ihre Mac zeigt? 

Ich habe, als ich aus Frankreich zurüdtam, die Bildung diefer Fraktion 
nicht anders betrachten können als im Lichte einer Mobilmadung det 
Partei gegen den Staat, und ich habe mich nun gefragt: Wird diejed 
ftreitbare Corps, welches zweifellofe Anhänger der Regierung aus ihren 
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en verdrängt und eine folhe Macht übt, daß es gänzlich unbelannte 
e, die in den Wahlfreifen niemals gefehen waren, bei der Wahl durd 
ıhen Befehl von bier aus durchſetzt — wird diefes ftreitbare Corps 
Regierung verbündet fein, wird es hier helfen wollen oder wird es 
ingreifen ? Sch bin etwas zweifelhaft geworden, als ich die Wahl der 
rer ſah, als ich fah, daß ein fo fampfbereites und ftreitbares Mit» 
), wie der Herr Vorredner, fofort an die Spige trat, ein Mit» 
d, weldhes von Anfang an, aus Gründen, die ich achte und 
e, ungern und mit Widerftreben der preußifchen Gemeins 
ft beigetreten ift, ein Mitglied, das bisher niemals durch 
re Haltung und durch die Färbung feiner Rede bekundet hat, 
e8 diefen Widermwillen überwunden habe, ein Mitglied, 
dem ich noch heute zweifelhaft bin, ob ihm die Neubildung 
deutfhen Reihes willlommen ift; ob er in diefer Geftalt 
deutjche Einigung annehmen will, oder ob er fie lieber gar 
ſt gefehen hätte, darüber bin ich noch immer im Zweifel. 
Ich bin indeß, als ich aus Frankreich zurückkehrte, unter dem Eindrud 
in dem Glauben gewefen, daß wir an der katholifchen Kirche eine Stüge 
die Megierung haben würden, vielleicht eine unbequeme und vorfichtig 
bebandelnde — ich bin in Sorge gemwejen, wie wir es anzufangen 
m würden, vom politiihen Standpunkte aus etwas anſpruchsvolle 
unde fo zu befriedigen, daß wir mit ihnen auf die Dauer leben können 
‚daß wir dabei die nöthige Fühlung mit der Mehrheit des Landes 
ielten. Diefe Sorge hat mich damals, ic kann wohl fagen in erfter 
it, beichäftigt, fo oft ih mich den inneren Angelegenheiten wieder zu⸗ 
idete, Sch wurde in der That überrafcht durch die Haltung, melde 
mobil gemachte Armee einnahm. Ich habe mich aber noch in der erften 
hötagd» Sigung einer Aeußerung über diefe Trage forgfältig enthalten, 
babe mir gejagt, die Frage ift zu ernft, ich will abwarten, wie fid) 
Partei entwidelt, ob freundlich oder feindlich, ich habe geſchwiegen. 
Bon jener Seite wurde nicht gefhmiegen. Ich mußte, als 
and Frankreich zurüdtem, erfahren, welche Mittel bei den Wahlen 
ewendet worden waren, um die Wahlen diefer neuen Partei durch⸗ 
ten. Wir hatten gehofft, an einer ftreng firhlihen Partei 
eStüge zu gewinnen, die dem Kaifer giebt, mas des Kaifers 
die Achtung vor der Regierung aud da, wo man glaubt, 
| die Regierung irrt, in allen Kreifen, namentlid in den 
eiſen des politifch weniger unterrichteten gemeinen Mannes, 
Maffe, zu erhalten fuht. Ih mußte mit Betrübniß und 
fremden hören, dag die Wahlreden, die ja zum größten 
eilgedrudt find, die BPreßerzeugnifje, die auf die Wahlen 
wirkten, gerade an die Leidenſchaft der unteren Klaſſen, 
Maffe, appellirten, um fie zu erregen gegen die Regie» 
18, daß dagegen Nichts gefhah, um irgend eın von Seiten 
Regierung vorgelommenes Verſehen zu entfhuldigen, 
dern, daß man Alles, was man an unferer Regierung wie 
jeder nah menfhliher Unvolltommenheit tadeln fann, 
ſcharf beleuchtete; aber etwas Gutes über die preußiſche 
terung, etwas, was zur Anerlennung derjelben auf- 
terte, habe ich in diefen Wahlreden nie gelejen. 
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Nichtsdeftoweniger mußte man nad) dem Zeugnifje der I On 
nehmen, daß die altpreußifchen Einrihtungen — altpreußifch ift nicht Ne 
richtige Bezeichnung, fondern neupreußifhe Einrichtungen — mie fie be 
fieben, von ber Eatholifchen Kirche als ihr willlommen, als ihr nüklıh, 
als „dr eine ebrenvolle und bequeme Stellung gewährend anerlami 
würden. 

Die höchſten Zeugniffe von Sr. eitigteit dem Bapfte, die 
Beugniffe der Biſchöfe haben uns darüber vorgelegen, daß 
man mit ung zufrieden fei; wir hatten gehofft, daß dieſe Zu 
friedenheit fi einigermaßen bei dem Einfluß auf den ge 
meinen Mann, wie er auf der Kanzel und im Beidtfull 

eiibt wird, zeigen und erfennbar madhen würde, und wie id 
—8 daß doch mehr das Gegentheil der Fall war, wie id ſeh, 
daß man auf der einen Seite die preußifchen Einrichtungen 
für da8 Reich verlangte, auf der anderen Seite fie dem ger 
meinen Manne nicht in einem ganz günftigen Lichte darftellte, 
da bin ich zweifelhaft geworden und bin einen Schritt zuräd: 
getreten. Wie ich ferner gefunden habe, daß die Fraktion, 
von der ich ſprach, im Reichstage fi Bere toiltig Elemente 
aneignete, deren fortdauernder prinzipieller Widerfprug 
gegen den preußifhen Staat und gegen das Deutſche Reid 
notorifh war, und fih aus diefen Elementen verftöärte, 
Proteftanten, die nichts mit diefer Partei gemein hatten, 
als die Feindfhaft gegen das Deutfhe Reich und Preußen, 
in ihre Mitte aufnahm, daß fie Billigung und Anerkennung 
fand bei allen den Barteien, die, fei es vom nationalen, ſei 
e8 vom revolutionären Standpunft aus, gegen den Stagt 
feindlih gefinnt — eine Gemeinſchaft, die die Herren viel 
leiht im Prinzip zurüdweifen, die fie aber doch, fei es mider 
ihren Willen, auf dem Wege, den fie gingen, fanden — 2 
bin ih mir immer Elarer in der Beforgniß geworden, daß mit 
durch diefe Partei zu der bedauerliden Situation fommen 
würden, in der wir uns befinden. 

Der Herr Redner hat vorzugsmeife die Aufhebung der katholi⸗ 
{hen Abtheilung im Kultus-Minifterium als Anlaß zu dem Ber 
wurf des Mangels an Parität in den ftaatlichen Berhältniffen genommen. 
Die katholiſche Abtheilung hatte in dem abſoluten Staate meines Erah 
tens ihre vollftändige Berechtigung; daß der König, der über Als 1 
legter Inftanz zu entfcheiden hatte, auch den Rath fachkundiger Katholiker 
über katholiſche Angelegenheiten hören wollte, daß er fich ſogar eine Ber 
fhhrift daraus machte, geroife Stellen mit Räthen gewiſſer Konfeffionen # 
befegen, war durchführbar. Sobald wir in konftitutionelle Formen Aber 
traten, war es meines Erachtens ganz unverträglich mit dem Grund 
begriff der Berfaffung, dag die Zugänglichkeit zu gewiſſen politiſches 
Rathsſtellen in den Deinijterberathungen von der Konfeſſion abhängt 5 
macht wurden. Wenn da8 gefchehen muß, dann ift die minifterielle 
antwortlichleit damit überhaupt nicht mehr verträglich. Entweder hat der 
Kultus⸗Miniſter eine Verpflichtung, den Anfichten feiner katholiſchen Rithe 
zu folgen, und dann kann er für dieſen Theil feiner amtlichen 
verfafjungsmäßig nicht mehr verantwortlich fein, oder er hat biele 
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Sung night, dann ift es aud) nicht erforderlich, daß diefe Räthe in eine 
oiidere Wbtheilung formirt werden, welde flatutenmäßig einem be= 
amten Belenntniß augegören muß. Es ift entweder eine Beſchränkung 
: perfaffungsmäßigen Berantwortlickeit, oder ein ganz nutzloſes Fnftitut, 
am der Minifter ſchließlich fagt: ich würde he gern seiatig fein, aber 
ine verfaffungsmäßige Verantwortlicfeit der Mehrheit der Vollsvertre⸗ 
1g gegenüber läßt es micht zu. 

Ich kann außerdem nicht leugnen, daß ich den Eindrud habe — ih 
quĩdige damit Niemand, gegen feine Ueberzeugung gehandelt zu haben —, 
j die Richtung diefer Tatholiihen Abteilung degenerirt hatte. Sie 
de urfprünglich geſchaffen, um Beamte des Staateß zu haben, welchen 

jöiweife der f anheimfiel, die Rechte des Staateß in Bezug 
if die Batholifche Kirhe auszuüben und zu vertreten, in einer 
undfchaftlichen Weife zu vertreten, wie e8 zwiſchen befreundeten Botenzen 
ch if. Sie hatte aber ſchließlich den Charakter angenommen, 
a fie meiner Anfiht nad ausſchließlich die Rechte der Kirche 
merhalb des Staates und gegen den Staat vertrat. 

Ich habe deshalb ſchon vor 3 oder 4 Jahren bei Sr. Majeftät dem 
deige gelegentlich zur Sprache gebracht, ob es nicht nüglicher wäre, wenn 
ir an diefem Drte einen päpftlihen Nuntius an Stelle diejer Ab» 
itang hätten, indem von dem Nuntius Jedermann weiß, was er vertritt 
id waß zu vertreten feine Pflicht ift, und man ihm gegenüber eben die 
nficht beobachtet, die man Diplomaten gegenüber nimmt, und indem er 
inerſeits aud im Stande ift, den kirchlichen Souverän, den er vertritt, 
mittelbar von den Eindrüden, die er wirklich hat, ohne- eine zwiſchen ⸗ 
!gende Inftanz und ohne falſche Strahlenbredung in Kenntniß zu jegen. 
'6 babe die Einrichtung eines Nuntiuß inımer für mejentlid 
Agliher und zmedmäßiger gehalten, als die fatholifhe Abs 
beitung. Ich habe Indeflen nicht gemagt, ihr Folge zu geben, 
aid fomohl an höheren Stellen, als audinder öffenttigen 

einung eine ftarfe Abneigung dagegen vorfand. Ob mir 
Hbeglid, nicht doch auf diefen Ausweg kommen, überlaffe ich der gefchichte 
Yen Entwidelung, fobald fie friedliche Wege gefunden haben 
ird. ber ich habe den Grundfag immer nüglich gefunden: des Freundes 

und — id will nicht jagen — des Feindes Feind, aber des 

Gegner zu fein, und Konzeffionen in der jegigen Lage zu machen, 
Ami — wie die alte Fabel von dem Wanderer, feinem Mantel 
ab der Sonne und dem Winde vorgefommen. Der Wind konnte ihn 
ict nehmen, die Sonne gewann es ihm ab, und mit der Sonne 
irden die Herren au weiter gelommen fein. 

Es iſt ferner die Situation nicht blos durch die Gründer diefer kon⸗ 
Fraktion erſchwert worden, fondern auch durch die in der That 
® mern politiichen Debatten ganz ungewöhnliche Leidenſchaftlichkeit des 
vorzugsweiſe in der Tech. 
Id würde es als großen Fortſchritt erkennen und bitte 
Sie darum und ih — bemühen, das zu thun — laffen 
WR diefe Leidenfchaftüchtelt aus den Diskuffionen heraus, 
leſen gegenfeitige Ankiagen; ſuchen wir aus diefer in der 
That für das Baterland großen Kalamität von theologiſchen 
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als auf oem Wwentere Der Bertheidigung. 

Der Weg dazu wird nicht in Heinlihen Maßret 
Fanen Liegen, und ic) bedaure, daß beiipielsmeiie die Braun 
gelegenheit wermöge der Schwierigkeit, mit welder jede ! 
Staatögejeggebung bis in kleinliche Konſequenzen verbun 
gegenüber der, Heftigleit, mit ber aggrejfiv von der andereı 
treten wurde, zu gejeglichen Konflitten hat führen müſſen.“ 
geiege verbieten es, einem Bifchof der fatholi 
das Recht der Entlafjung eines Staatsbeamten zu 
es ift da eine Kollifion zwiſchen dem kirchlichen R 
fi heut zu Tage ausgebildet hat, und zwiſchen 
blidlich beftehenden Staatd-Gefeggebung rechtlich 
Li gewefen; eine Kollifion, welde zu löjen und | 
Weiſe zu löfen, ich als die Aufgabe einer weiter 
bung betrachte, und ih glaube das wird eine A 
deren der neue Kultud-Minifter fih mit Vorlie 
fhleunigung annehmen wird. 

Dogmatife Streitigfeiten über die Wandlungen oder 
melde innerhalb des Dogmas ber katholifhen Kirche voı 
tönuen, zu beginnen, liegt der Regierung ehr fern und 
liegen; jedes Dogma, aud) dad von uns nicht geglaubt 
and fo viel Millionen Landslente theilen, uf, ir ig 
and für die Regierung jedenfalls heilig fein. Aber wi 
danernten Auſpruch anf eine Ansühnng eines Theiles 
walt den geiftlichen Behörden nicht einräumen, und jon 
befigen, dem mir in Jutereſſe des Friedens uns genöth 
f&pränfen, damit wir nebeneinander Plag haben, damit wir 
einander leben fünnen, damit wir jo wenig wie möglich get 
ung bier um Theologie zu befümmern. Ich kann auch für 
nur den Standpunft wahren, daß man von der Reaierun⸗ 





467 


Fürft Bismarcks Konftitutionalismus. 


Aus der „Provinzial- Eorrespondenz“ vom 14. Februar. 


‚„„Die „Kreuz- Zeitung“ bat dem Fürft Bismard einen Abfagebrief ge- 
neben. Sie richtet ihren Widerſpruch nicht gegen eine einzelne Sanblung ober 
age des Minifteriums, fie Hagt vielmehr den Minifter- Bräfidenten des aus- 
Ipeocenen Abfalls von ben welentlichen Grundfäßen einer monarchiſchen und 
riſtlichen Politik an und fordert die konſervative Partei auf, dieſe ſeit 20 Jahren 
#8 vertheidigten Grundſatze auch jetzt gegen bie Regierung zu wahren. 

Die feierliche Anklage fügt fi auf eine Aeußerung des Fürften Bismard 
! ber Rebe vom 30. Januar, in welcher er jene konſervativen Grundwahrheiten 
geradezu angegriffen haben foll, daß Schweigen darüber unmöglich fei. 
, der Sigung, um welche es fich handelt, hatte der katholiſche Abgeordnete 
Sindthorft es als eine Forderung der Gerechtigkeit bezeichnet, daß neben einem 
angeliihen Kultus-Minifter au ein katholiſcher Minifter ſtehe. 


Darauf erwiberte Fürft Bismard: 


„Wenn ber Herr Vorredner den Umftand tabelt, daß fein Katholik im 
Ninifterium fei, fo bedauere ich das auch meinerfeits in hohem Grade; ich 
wärbe einen Fatholifhen Kollegen mit Freuden begrüßen.” 


Der Minifter- Präfident fuhr dann fort, und das ift die Stelle, auf welche 
: „Kreuz. Zeitung“ ihre Anklage grünbet: 

„Aber wie die Sachen augenblidlich liegen, — in einem lonftitutio- 
nellen Staate ba bedürfen wir Minifter einer Majorität, die unfere 
Rihtung im Ganzen unterftügt. Glaubt nun der Herr Vorrebner, daß, 
wenn wir das Minifterium aus ber Fraltion wählten, der er angehört, daß 
und dann bie UÜnterftügung einer Majorität zur Seite ſtehen würde? Ich be» 
jweifle es. Ohne eine gewiffe Homogenität ift aber ein Minifterium beutzutage 
nit mehr haltbar, denn wir find, obwohl wir in einem loderen Reffortver- 
haltniß zu einander ftehen, in Preußen doch gemeinichaftlich verantwort- 
lich; ih bin mit verantwortlich für das, was der Herr Kultus-Minifter thut, 
und der Herr Kultus-Minifter muß ſeinerſeits ausicheiden, wenn er für das⸗ 
jenige, was ich thue, die Verantwortung nicht tragen will.” 


Aus diefer Aeußerung folgert die „Kreuz. Zeitung” einerfeits die unum⸗ 
mdene Anerlennung besjenigen „Ronftitutionalismus,” welder von ber 
miervativen Partei in Preußen ſtets befämpft worden jei, weil er in Preußen 
icht verfaſſungsmäßig fei, anbererjeits eine Anerkennung der „Minifter-Ver- 
atwortlichkeit“ im Sinne franzöfifcher Theorien, fowie die Auerkennung einer 
in nlamen Verantwortlichkeit, wie fie in ber preußiichen Verfaſſung 
' ndet fei. 

eide Anklagen beruhen auf einer durchaus willlitrlichen Beurtheilung ber 
Borte deg Fürften Bismard fowohl, wie der beſtehenden Verfaſſungsverhältniſſe. 

‚ Der Minifter- Bräfident bat in den erwähnten Worten augenſcheinlich weder 
R eine franzöfifche, noch an eine englifche, noch an irgend eine fonftige Theorie 
& „Rouftitutionalismus“ und ebenjo wenig an eine tbeoretiiche Auffaflung der 

Mer-Berantwortlichleit” gebadht, fondern einzig und allein an das prak⸗ 
(de Regierungsbedürfniß unter ber in Preußen in Kraft fteben- 
eu Berfaifung. u: 

Der „Ionftitutionelle Staat”, von welchem Fürft Bismard ſpricht, ift 
ben der preußifche Staat mit feiner preußijchen VBerfaflung, in weldem, Dant 
Iner twidelung, an beren jüngften Phaſen das Minifterium Bismard wohl 

ganz ohne verbienftlichen Antheil if, allerdings ein ftarfes, mächtiges 

zeehrtes Königthum gewahrt ift, aber tod fein abfolutes, unum- 
: at waltendes Königthum, fonbern für alle Aufgaben ber Gejekgebung und 
die wichtigſten regelmäßigen Aeußerungen des geſammten Staatsiebens ftehen - 
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neben bem Königthum bie beiden Häufer des Landtags, ohne beren 
Mitwirkung irgend eine verfaffungsmäßige Entwidelung nidt 
möglich if. 

Da es aber die Aufgabe und das Ziel jeber Regierung, jebes Mininifteriums 
fein muß, mit ber Gefeßgebung je nach ben Bebürfniffen des Staates und bes 
Bolkes in einen gebeihlihen Gang zu kommen, fo „bebürfen die Minifler”, me 
Fürſt Bismard fagt, „einer Majorität, die ihre Richtung im Ganzen unter 
ſtützt.“ Damit ift keineswegs irgend eine Forderung des jogenannten franzöfilhen 
Konftitutionalismus ausgefprodhen ober ſtillſchweigend zugeſtanden, fondern bie 
ſehr einfadhe und felbfiverffändlihe Forderung, daß zwiſchen ber 
Regierung und den Häuſern des Landtages, weldhe zu gemeinjamer 
Wirkſamkeit für die Wohlfahrt des Landes berufen find, bie Mög 
lichkeit und die VBereitwilligfeit zu diefem Zuſammenwirlen vor- 
handen fein müjje. 


Fürſt Bismard bat fih ganz in biefem praktiſchen Sinne bereits ver 
vier Jahren mit viel größerer Beftimmtbeit ausgeſprochen. Er ſagte damals: 
„Es ift eine Fonftitutionelle Regierung nicht möglich, wenn bie Regierung 
nicht auf eine der größeren Parteien mit voller Sicherheit zählen kann, and 
in jolhen Einzelnheiten, die der Partei vielleicht nicht durchweg gefallen; — 
wenn nicht diefe Partei den Ueberſchlag ihrer Rechnung dahin zieht: wir Ei 
im Großen und Ganzen mit der Regierung und wollen ihr bie Einzeln 
zu Gute halten. Hat eine Regierung nicht wenigften® Eine Partei im Lande, 
die auf ihre Auffoffungen und Richtungen in biefer Art eingeht, bann if ihr 
das konftitutionelle Regiment unmöglih, dann muß fie gegen bie Konftitutioe 
arbeiten, fie muß fich eine Mehrheit künftlih ſchaffen oder vorü zu 
erwerben ſuchen.“ — — 


Er wiederholte ſpäter: 


„Wollen wir konſtitutionell regieren, fo bedürfen wir einer Majerikt: 
verweigern Sie uns Ihre Stimmen, fo müſſen wir eine andere Majorität zu 
finden fuchen, und finden wir fie nicht, was kommt dann heraus? Daß die 
Regierung genöthigt ift, fih auf mehrere verfchievene Parteien zu ſtützen, mi 
benen fie innerlich nicht fo einig ift, wie fie e8 mit ber konſervativen Partei M 
fein glaubte: daraus folgen alle die Schwächen eines Coalitionsminifterium, 
auf das ich ſchon hindeutete, das nicht handeln kann, weil es jeder Richtung 
Rechnung tragen muß, balb der einen, bald ber anderen, und nicht von der 
Stelle faun. Wollen Sie diefe Schwankungen Über den Staat verhängen? 
Ih kann nicht erwarten, daß Sie von mir verlangen werden, und von den 
jetzigen Dinifterium verlangen, daf, wenn Sie, (nach rechts) uns bie Majortit 
verfagen, wir nichtsdeftoweniger fortfahren follen, alle Unannehmlichkeiten DT 
Stellung zu tragen, ohne nah Abhülfe zu fuchen, vaß wir uns zum Urges 
einer einzelnen ration, einer einzelnen Partei machen, um es baranf af 
tommen zu lafjen, ob die ganze für das Yand bedrohlihe Situation bes Kon 
fliktes fich in diefer ſchwierigen Zeit erneuern ſoll oder nicht. Daß ic ben 
Konflikt nit fürdte — meine Herren, ih habe ihm ehrlid dit 
Stirn gezeigt Drei Jahre hindurch, aber ihn zu einer perma’ 
nenten, nationalen Infitution zu maden, ift nicht meine a. 
fit!“ 

Fürſt Bismard hat hiernach feine „Lonftitutionellen“ Anſchauungen jgen 
vor Zahren entwidelt, ohne daß man darin einen Abfall von den Grund 
bes preußifchen Berfafjungslebens gefunden hätte. Es ift vielmehr erſichtlich, daß 
die „Conſtitution“, von der er ſpricht, keine andere iſt, als eben die prenbiidt 
Berfaffung, auf deren Boden allein das Minifterium erjprießlich für dab 
zu wirken vermag, wie es jeine Pflicht if. 

Und wenn nun der Dinifter- Präfident, herausgeforbert Durch bie Aeußerung 
eines Tatholifch-weifiihen Abgeorbueten, darauf hinweiſt, daß ein aus dieſer 
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ration gewähltes Minifterium ſchwerlich im Stande fein würbe, eine verfaffungs- 
näßige Wirkjamleit zu üben, — fo ift faum zu begreifen, daß ein preußiſch⸗ 
onfervatives Blatt eine ſolche Andeutung irgend wie befremblidy finden kann. 

Rad) unverflänblicher, wo möglich, ift die Behauptung, daß Fürft Bismard 
ie „Minifterverantwortlihleit” im Sinne franzöſiſcher Theorien und in 
nem dem monarchiſchen Prinzip wiberftreitenden Sinne anerlannt habe. 

Der Minifter- Bräfident bat auch in diefer Beziehung überhaupt keine 
jeoretiſche Meinung aufgeftellt oder anerfannt. Er hat offenbar nur den wich- 
gen praktiſchen Geſichtspunkt im Auge gehabt, daß eine Regierung nur 
nter ber Serausie gung einer wejentlihen inneren Uebereinftim- 
sung aller ihrer Mitglieder im Stande ift, ihre Aufgaben für ben 
Staat Zu erfüllen. 

Auf ber richtigen Erfenntniß und Beachtung der Nothwendigkeit einer 
ollen inneren Uerereinſtimmung des Miniſteriums rahete zum Theil die Kraft 
ind der Seg der Bismarck'ſchen Verwaltung ſchon vor 1866. Der Miuiſter 
es Innern Graf zu Eulenburg ſagt im Jahre 1867 im Rückblick auf die 
orhergegangenen Jahre: 


„Zu den großen Verdienſten des Grafen Bismard gehört namentlich 
auch ber Umftand, daß er von Anfaug unferes Zufammenfeins an das Mini- 
flerium zu einem weſentlich politifchen zu machen gefucht hat, daß ibm nichte 
verhaßter gewejen ift, als das wohl bei früheren, namentlid vor 1858 fun- 
irenden Minifterien ftattgehabte Verfahren tes Wirtbichaftens der einzelnen 
ogminifterien innerhalb ihres Wirkungstreifes, fonbern daß er mit derjelben 
Bereitwilligfeit, mit der er uns felbit über alle Fragen der auswärtigen An⸗ 
gelegenbeiten in Kenntniß erhalten und unfere Zuftimmung bazu bewirkt hat, 
er auch darauf hielt, daß jede Thätigkeit eines Fachminiſters (in ihren Haupt⸗ 
eriheinungen natürlich) Gegenfland der Kenutniß aller Diitgliever des Staate- 
minifteriums, namentlich auch feiner eigenen wurde, und daß darüber gewacht 
wurde, daß fein Alt von irgend welder Bedeutung aus ber Feder oder ber 
Berordnung irgend eines Fachminiſters hervorging, Der nicht in den Rahmen 
ber von uns befolgten allgemeinen Politik paßte.“ 


Graf Eulenburg fagte weiter: 


„Das Gefühl ver inneren Gemeinfchaft des Minifteriums erzeugte recht 
eigentlich der Präſident defjelben, der uns flets und ſtets aufforderte, ihn nicht 
im ben einzelnen Zweigen der Berwaltung im Stih zu Taffen, fondern die 
Kraft anzujpannen, damit fie in dem Punkte wirkſam wäre, ben er voraus 
fommen ſah, und der wirklich hinterher eingetroffen ift.“ 


Ohne jene innere Gemeinschaft, ohne „bie Homogenität“ des Minifteriums 
zismarck wäre fiherlih das Jahr 1866 fo nicht gelommen, wie es gelommeu 
t, — und ebenfo würbe ohne die innere Zufammengebörigfeit und Weberein- 
immung ber Regierung in ben folgenten Jahren die "Entwidelung Preußens 
nb bes Norddentſchen Bundes bis zum Jahre 1870 eine fo glüdlihe und er- 
lgreiche nicht gewejen fein. 

Fürft Bismard hat die große Bedeutung des inneren Einverftändniffes 
icht bloß des Minifteriums in fich felbft, fondern auch zwiihen dem Bundes⸗ 
ınzler unb dem preußifhen Minifterium als die Grundlage einer gejunden 
ntwidelung im Bunde gleich in den Anfüngen der Bundespolitit mit folgenden 
Borten angebeutet: 


„Ih glaube auf die Frage der Verantwortlichleit Licht zu werfen, wenn 
ih Ihnen fage, daß ich als Kanzler keine irgentwie wichtige Sache in ben 
Bundesrath bringe, ohne mich vorher mit meinen preußiichen Herren Kollegen 
barüber verftänbigt zu haben. Jede preußiſche Vorlage, bie in ten Bundes- 
rath gebracht werden foll, wird vorher im preußifchen Staats-Minifterium er- 
örtert, gerate als ob fie in den preußiihen Landtag eingebradht werben follte, 





4710 


1872. 

und ber Unterfchieb ift äufßerften Falle ber, daß wenn beifpielsweife ber Mi⸗ 
nifter-Bräfibent mit dem Votum eines feiner Collegen in Bezug auf eine rein 
preußifhe Sache kein Einverfändnif erlangen Fönnte, er gendthigt fein wäre, 
Sr. Majeftät dem König zu fagen: „Mit dieſem Collegen kann id ge⸗ 
meinihaftlih das Gefhäft nicht fortfegen, Einer muß ausſcheiden“ 
In den Bunbes-Angelegenheiten dagegen ift ber Bundeslanzler und Miniſter⸗ 
Bräfident in der glnftigeren Stellung, daß er, aud wenn feine Co nicht 
einverſtanden wären, immer berechtigt bleiben würde, mit ben Anträgen im 
Bundesrathe dennoch vorzugehen; er muß aber dann bie Berlegenbeit gewärti« 
gen, daß feine Collegen den erflen Schritt bei Sr. Majeftät dem Könige than 
und fagen: Diefen Bundeskanzler können wir als Eollegen, alt 
Borjigenden nicht weiter brauden, wir wollen mit ibm nicht 
weitergehen.“ 

Die Auffaffung von einer gemeinfamen Verantwortlichkeit aller 
Minifter ift biernah nicht im Mindeften eine neue ober überraſchende 
Auffeffung des Diinifter- Präfidenten; fie ift vielmehr ſchon vor fünf Jahren, 
angenicheinlih im Einverſtändniſſe mit dem Staats-Minifterium, 
(weichem damals auch noch Graf zur Lippe angehörte) verkündet worden, ohw 
baf irgend Iemand darin etwas Bebenkliches vom confervativen Standpunkte 
entbedt hätte.” 


Bas Schulauſſichtsgeſttz. 
9. Februar. Der Zwed und die Bedeutung des Geſezes. 


Aus der Nede ded Kultus-Mtinifterd Dr. Falk bei det 
erften Berathung des (nod von dem Minifter v. Mühler 
vorgelegten) Geſetzentwurfs. 


— — — „Bir haben zu fragen, wa8 will das Gejeg? Da 
Gefeg will die Anerkennung und für manche Gebiete die zweifellofe Mar: 
ftellung des Satzes, daß alle Beamten und alle Behörden, die mitzuwirlen 
baben bei der Schulaufficht, dabei im Namen des Staates handeln. 
will, daß der Geiftliche, der dabei thätig if, jein Mandat vom Staate 
babe und anerfenne, daß er ſolches habe vom Staate und nicht von feine? 
Stellung in der Kirche. Es will der Entwurf, daß die Staatsregienu 
bei der Auswahl der Schulinjpeftoren und insbeſondere bei der Aus 
der Inſpektoren aus dem geiftlihen Stande nicht mit Nothmendigfeit ge⸗ 
bunden jei an die Beſtimmungen und die Wahl der firchlichen Oberen. 
* iſt der Sinn des Entwurfs, und dazu braucht man allerdings ein 

eſetz. 

Es iſt in den Motiven geſagt, es handle ſich nicht darum, grund* 
jäglih und überall die Schul Fnipeftorate den Beamten der Kirche, det 
Geiftlihen, zu entziehen. — — 

Und dann bitte ich, Gewicht darauf zu legen, daß der Art.24deF 
Berfafjungsurfunde befteht und beheben bleiben foll, un D 
ebenjo, daß das aktuelle Net, welches no den Art. 24 de * 
Berfaffungsurkunde namentlih in feinen erften beiden AD ” 
fägen entfpricht, aufrecht erhalten bleibt. Es mag fein, daß 
Aut Beruhigung der Gemüther dient, dies ausdrüdlic zu fo=®' 

atiren. 


Der Artikel 24 Abſatz 1 lautet: „Bei der Einrihtung der öf- 
tentlihen Volksſchule jind die Fonfejjionellen Verhältniſſe 
möglihft zu berüdjichtigen.“ Wie iſt es bei dem Beſtehen diejeg 
Satzes möglich, zu behaupten, daß man die Kirche auß der 
Schule hHinausmwerfen wolle, daß man hinfteuere zu derjenigen 
Säule, die man fonfeffionslos zu nennen pflegt. Und dann 
weiter. Wie find diefe Säge gerechtfertigt gegenüber dem zweiten Abjag 
des Art. 24: „Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule 
leiten die betreffenden Religionsgefellfhaften.“ Meine Herren! 
ift es möglich, bei der Gültigkeit diefer Säge zu behaupten: der Gefet- 
eutwurf habe die Aufgabe oder befördere die Aufgabe, die Schule zu ent- 
Hriftlihen und die zeitliche und ewige Wohlfahrt zu gefährden? 

Nun .ift der Staatöregierung die Frage vorgelegt worden: warum 
denn jegt und warum denn fo eilig? 

Bir haben die Nothwendigfeit, von Staats wegen, in denjenigen 
Öebieten, in welchen die Bevölkerung des preußifhen Staats die deutjche 
Sprache nicht als Mutterſprache fpricht, die Kinder in diefer Sprache zu 
unterrihten, — immer unter Wahrung und voller Wahrung des Rechtes, 
weldes die Mutterfprache hat, fie bedürfen deflen, um taugliche Bürger 
Ju werden des preußifchen Staats, in dem eben die deutfche Sprache dies 
lenige Stelle einnimmt, die fie einnimmt. Ihnen dazu die Gelegenheit zu 
gewähren und fie zu diefem Ziele zu fürdern, das ift Aufgabe der Staats» 
tegierung. Mit Schonung, wie ich fage, aller anderen Jutereſſen find in 
diefer Beziehung in der Mitte der fe iger Jahre eingehende Vorſchriften 
getroffen worden, und diefe Vorfchriften haben an vielen Orten aller 
Mühe ungeachtet in Folge der Stellung der Geiftlichen entweder Feine 

usführung gefunden oder eine matte, oder diefe Leute — und an der 

Spie vielleicht ein Kreis⸗Inſpektor — haben fich veranlaßt gefunden, 

Offen gegen diefe Anordnungen zu agitiren. Das find gerade die Fälle 

geweien, in denen man fchon jet genöthigt gemejen ift, dazwiſchen zu 

treten und derartige Männer zu entfernen. 

Dann weiter, meine Herren! Die Entwidelung der kirchlichen Bewe- 
gung darf doch auch nicht unterfchäßt werden. Wir find auf dem Gebiete 
T Schule ja zu Konflikten gefommen, und die Keime jolher Konflikte 
finden ih auch auf anderen Gebieten der Schule. Unter einem folchen 

nflift leidet auch der Staat. Der Staat will diejenigen Gründe meg- 
affen, die geeignet find, derartige Konflikte hervorzurufen. Man kann, 

Meine Herren, ein Gebot der Verfaſſung jahrelang unaus— 
Ahr laffen, unausgeführt, weil ein praftifches und falti- 
des Bedürfniß zur Ausführung nicht vorhanden if. Wenn 
ober das Bedürfnig Fommt,.und die Genügung dieſes Be» 
durfniffes entſpricht dem Fundamentalſatze der Verfaſſung, 
dan giebt e8 nichts Anderes, als nun in der That die Ber> 
feffungsurkunde felbit auszuführen. Und auß diefem Grunde 
iſt eg, daß die Staatsregierung geglaubt hat, einen prinzis 
pie llen Standpunft hier einnehmen zu ſollen. 

In der Preſſe und auch in den Petitionen ift vielfach Gewicht darauf 
— worden, daß, weil man den vn rund zu dieſem Gejege aus ben 
va Altniffen der katholiſchen Kirche nehme, man deswegen gegen die 

ngeliſche ungerecht jei, wo gleiche Verhältniffe nicht eriftirten. Aber es 
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iſt ſehr wohl möglich, angefiht3 der faktiſchen Zuftände, daß alle 
evangelifhen Geiſtlichen Haupt für Haupt zunädft in vieler 
Funktion verbleiben oder vielleiht lange verbleiben. Bon 
erfönlicher Kränfung ift gar feine Rede. E8 handelt fih um Aus: 
übrung der Berfaffung, um Ausführung der Berfaffung, 
die nicht für die eine Konfefjion fo und für die andere anders 
fein kann, die für Alle gleich fein muß, um der Geredtig- 
feit willen.” 
Die politifhe Seite des Schulaufſichtsgeſeßes. 
9.—13. Februar. Aus den Neußerungen ded Fürften Bismard 
bei der Berathung im Abgeordnetenhaufe. 

[Die Eonfeffionelle Spannung; die Centrumsfraction und ihr 
„neichäftsführendes Mitglied,“ ihre welfiſchen und polniſchen Ber 
bündeten; bie deutſche Sprache in Poſen; die Oppofition der Son 
fervativen.] 

„Ih babe der fachlichen Darlegung des Herrn Kultus »Minifterd 
von meinem allgemeineren politifehen Standpunkte nur wenige Worte 
hinzuzufügen. 

bs könnte das allgemeine Intereſſe in dem Maße nicht in Aufprud 

enommen werden, wie die Zahl der Petitionen bemweift — mögen fie # 

tande gekommen fein, wie fie wollen — wenn nicht die Frage in einen 
eigenthlimlichen Zuftand der politifhen Atmofphäre unferes Staatsletnd 
gefallen wäre, nämlich in den einer bereits vorhandenen Lonfellie 
nellen Spaunung. — — . 

Wie kommt es eigentlih, daß wir feit einem Jahre 10 
einem unbehagliden fampfartigen Zuftande uns gegenjeitig 
befinden, während die meiften von Ihnen bis kurz vorher 
noch das Befriedigende der Zuftände der Fatholifchen Kirde 
in Preußen nicht genug rühmen konnten? und ich glaußt, 
Sie hätten noch heute Recht, daffelbe mit Dank zu der preu⸗ 
Bifhen Regierung zu ſagen, die jeder Konfeſſion eine Frei⸗ 
peit der Bewegung giebt, von der Sie fehr vollftändigen Ge— 

rauch maden. Wie ift das gefommen? 

Ich habe neulich mein Erftaunen darüber ausgeſprochen, daß fich auf 
einem rein politifchen Gebiete eine fonfeffionelle Fraktion gebildet 
babe. Indeſſen, ich würde es doch noch als einen Vortheil betrachten, 
wenn dieſe Fraktion wirklich eine ganz rein fonfeffionelle geblieben wätt, 
wenn fie nicht verfegt worden wäre mit anderen Beftrebungen, wenn Ik 
fich nicht belaftet hätte mit der Prozekführung für Elemente und Belt 
bungen, die der friedlichen Aufgabe, die jede Kirche hat, und aud die 
katholiſche, eigentlich volljiändig fremd find. 

Zu den Aufgaben der fatholifhen wie jeder hrifligen 
Kirche gehört die Pflege des Friedens und eines geſicherten 
Rechtszuſtandes des Kandes, wo fie befteht; dag beftreiten Ol 
au nit. Aber deshalb wäre e8 meines Erachtens Ihre Auf 

abe gewejen, fih von dem Einfluß folder Faktoren frei ze 
halten, deren Element der Kampf ift, deren Zukunft allein 
im Kampf und in Unjicherheit der jegigen Zuftände liegt. — 
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Elemente des Streites, mit der Sie die Miffion des Friedens, die 
obliegt, fi) erſchwert haben, find mehrere. 

inmal, das Erfte davon ift meines Erachtens die Wahl ihres 
yäftsführenden Mitgliedes“ (des Abg. —— Han 
b fi anf die Majorität der Fraktion fügt, gewöhnlih im Namen 
raltion zu fprechen pflegt und ihr den Namen hauptſächlich geges 
it. — 


)er Herr Abgeordnete Dr. Windthorſt iſt mir zuerſt in meinem 
belannt geworden als treuer Anhänger des Königs Georg V., und 
ve den Vorzug gehabt, mit ihm in dieſer Eigenſchaft Verhandlungen 
ie intimeren Angelegenheiten Sr. Majeftät des Könige Georg zu 
. Sch babe bisher nicht wahrgenommen, daß er diefer durch 
janze Vergangenheit begründeten Anhänglichkeit an einen nicht mehr 
nden cFürften und defien Sade ſchon entfagt hätte; feine politijche 
ig fteht an fi mit der Annahme, zu der Viele geneigt fein möchten, 
in Herz noch heute an jenem Monarchen hängt, nicht nothmendig 
iderſpruch. Der Herr Abgeordnete betheiligt fih viel an den Des» 
‚aber da8 Del ſeiner Worte ift nit von der Sorte, die 
* heilt, ſondern von der, die Flammen nährt, Flammen 
orns. — — 

sh glaube, meine Herren vom Centrum, Sie werden zum 
en mit dem Staate leichter gelangen, wenn Sie fi der 
hen Führung entziehen und wenn Sie in Jhrer Mitte namentlich 
he Proteftanten nicht aufnehmen, die gar nichts mit Ihnen gemein 
wohl aber das Bedürfniß haben, daß in unferm friedlichen Lande 
entftehe, denn die welfiſchen Hoffnungen können nur gelingen, wenn 
und Umſturz herrſcht. Sie find anßerordentlich vermindert, nachdem 
anzöfiiche Krieg, auf den früher von einigen Mitgliedern der Partei 
: und bingewiejen wurde, nachdem der einftweilen abgethan ift und 
jerem Vortheil abgethan ift. Der Staat, wie er dem Herrn Abg. 
ıthorft vorſchwebt, würde feiner Verwirklichung viel näher gekommen 
wenn die Yranzojen über uns gefiegt hätten, aber diefe Hoffnun 
bei der welfiſchen Partei nicht mehr gehegt; wer aljo Streit will, 
ihn anderswo fuchen und anderswo Bundesgenoſſen finden, die 
en find nicht mehr ftark genug, wenn aber andere Leute ſich dazu 
m, die Kaftanten für fie aus dem Feuer zu holen, warum fol 
hnen das nicht gern überlafjen ? | 

in anderes Princip des Streites nimmt eine friedliebende 
ionelle Fraltion in ri auf, wenn fie fich verbindet, oder weun fie 
ı erzeugt als ein Unkraut, welches in jeder Partei muchert, eine 
: Gattung publiziftifher Klopffechter, deren Gewerbe gleich todt 
ürde, wenn Frieden wäre, Leute, die nur davon leben, daß fie die 
und Grobheit haben, Dinge zu fagen, die man fonft nicht fagt. 
[uf weide Weile fo ein Gewerbe betrieben wird, darüber erlaube 
e einen kurzen Auszug zu geben aus dem „Katholik“ des Redacteurs 
Miarka ın Königshütte, dem Schauplag der befannten Unruhen, 
latt, was nicht ohne Betheiligung von Geiftlichen redigirt wird. 
Fürft Bismarck verlieft theilmeile den Auffag, in welchem das katho⸗ 
Bolt in der heftigften Weife gegen alle „Andersgläubigen, die urs 
ı Feinde des Volks“ aufgereizt wird, — und fährt dann fort:) 
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Nun, meine Herren, Leute, die ſolche Blätter rebigiren, dienen dem 
Frieden nicht. Don diefem Blatt, „der Katholik“, ift mir gejagt worden, 
daß es fich zur Aufgabe geftellt habe, in dem fonft allezeit getreuen Ober 
ichlefien eine polnifhe Fraktion zu fchaffen, und daß ihm das unter dem 
Beiftande Fatholifher Geiftlihen, zum Theil deutfcher Nationalität, ge 
lungen fei. 

’ Sch komme damit auf den dritten Bundesgenoſſen, den fie haben, 
der des Streites und Kampfes bedarf, das find die Beftrebumgen dei 
polnifhen Adels. Thatſache ift, dag im Allgemeinen die Lather 
lifche Seiftlihleit — auch deutfher Zunge — die Beftrebungen 
des polnifhen Adels, fih von dem Deutfchen Reiche und ber 

reußgifhen Monarchie zu löfen und das alte Polen in feinen 
Prüberen Grenzen wiederherzuftellen, begünftigt, mit Wohl— 
wollen behandelt und, fo weit e8 ohne Verlegung ber Straf 
gefege geihehen Fann, gefördert hat, und daß iſt einer der 
empfindliften Bunfte, ın denen der Kampf von Seiten der 
katholiſchen Kirche gegen die Staatöregierung zuerſt eröffnet 
worden ift, und mo jeder Minifter, der ſich feiner Verantwort— 
lichkeit bewußt ift, dahin fehen muß, daß der Staat in Zukunft 
davor bewahrt werde. 

Die Beſchwerde, die wir gegen die geiftliden Sculin— 
fpettionen in den Provinzen haben, wo da8 Polniſche gr 
redet wird, ift die, daß fie die deutfhe Sprade nidt zu 
ihrem gefeglihen Rechtkommen laſſen, jondern dahin wirlen, 
daß die deutſche Sprache vernachläſſigt und nicht gelehrtt 
werde, daß der Lehrer, deſſen Schulkinder Fortſchritte in der 
deutſchen Sprache gemacht haben, von ſeinem Geiſtlichen 
feine günſtige Cenſur befommt. — — — 

Dieſe polniſche Agitation lebt vielleicht nur von der Gutmüthi 
des Staates. Aber die Herren müſſen dieſe Gutmüthigkeit nicht ü 
ſchätzen, ich kann Ihnen ſagen: fie iſt zu Ende, und wir werden 
wiſſen, was wir dem Staate ſchuldig ſind. Sie werden mit weiteren 
Anträgen und Klagen, wie man mir fagte, kommen zu Gunften ber pob 
nifchen Sprache; wir werden Ihnen mit Gefegesporlagen zu Gunften de 
Beförderung der deutihen Sprache eutgegentreten, auch für die Provif 
Polen. Wir Halten es für ein Bedürfniß, daß jeder Staatöbürger u 
die Page gefegt werde, ſich das Urtheil über die Megierung, bie übt 
ihm fteht, jelbft zu bilden; und dazu ift erforderlih, daß die deutit 
Sprade mehr wie bißher gefördert und das Verſtänd niß dafit 
in weiteren Kreifen eröffnet werde, und das Unterrichtsgeſel 
und alle Vorlagen, die wir ihnen maden werden, müjfen vor 
diejer Tendenz bejeelt jein. Wir haben lange gewartet, Mit 
haben hundert Jahre gewartet auf die Ergebniffe eines an 
deren Verfahrens; wir werden uns künftig dasjenige annähernd zum 
Mujter nehmen, das beifpieldweile von Frankreih im Elfaß zur große 
Anerkennung der Eljäfjer beobachtet worden ift. 

Was nun die Gegner diefer Geſetzesvorlage auf konſervativer 
Seite betrifft — —, fo gebt der eine ihrer Gründe dahin, daß mel 
der jegigen Regierung allenfalld in einem gewifjen Grade trauen für 
wenn auch ihr Abfall zum Parlamentarismus, wie e8 jcheint unweigerlih 
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ver was können fie nicht für Nachfolger haben? 
ren, muß ich bitten, verfallen Sie doch nicht in diefen 
: der Oppofition, der regelrechten Oppofition fonft vor- 
daß man die Regierung wie ein ſchädliches Thier behandeln 
ng genug angebunden werden könne, das nie freiheit haben 
vegen, weil es diejelbe fofort migbraudhe. — — — Dadurd) 
ie Freiheit der jegigen Regierung, für da8 Wohl des Staates 
rheit des Staates nad ihrer Einficht zu forgen, in einem 
e Regierung anzunehmen in der Unmöglichkeit iſt. Jeder Tag 
| Sorgen und wenn eine andere Negierung kommt, dann 
‚ daß diefe Regierung in Preußen je fo befchaffen fein 
it dem Staate nun abfährt in die gottlofe und heidniſche 
err Abgeordnete Windthorft und gejchildert hat; — fie 
ne monardifhe Regierung bleiben müjjen. — 

Sie, befhäftigen Sie fih mit Realitäten und nicht 
rn der Zukunft, und beweifen Sie uns aud 
tranen, welches Sie uns bisher gewährt haben.“ 


ber die Stellung der fatholifhen Geiſtlich— 
in Deutſchland jagt Fürft Bis marck in der Sitzung 
10. noch Folgendes: 


darauf hingewieſen, daß katholiſche Geiſtliche und 
riſchen Urſprungs ſich mit den nationalpolniſchen 
des polniſchen Adels verbünden, um die Ent—⸗ 
Unterrichts der deutſchen Sprache zu hemmen. 
rin Bundesgenoſſen gefunden, ſoweit die Stellen hinauf- 
Geiftlichen befegt wurden, — bis in eine ziemlich hohe 
tier als zu perjönlich nicht bezeichne. 
ein um fo bedenklicherer und für die Megierung uner- 
ndpunft, als fie fi der merkwürdigen Beobachtung nicht 
daß die Geiſtlichkeit, auch die römiſch-katholiſche, 
ern eine nationale ift; nur Deutſchland madt 
ne. Wir haben gefehen, daß in Frankreich der Franzoſe 
in der eigenen Selbftihägung des Geiitlihen als der 
haben ein jehr eflatantes Beiſpiel davon unter anderm 
der TFriedensverhandlungen, mo Ce. Heiligkeit der Papft 
Biihöfen ausdridlih und durch das Drgan eines be- 
8, das ich bezeichnen kann, empfahl, für den Frieden 
Der Papft, jo monarchiſch aud die Kirche jegt organifirt 
bier fein Gehör; der franzöfifche Patriot bermog den 
flichen in den betheiligten ‘Perfonen. Wir haben Aehn⸗ 
n und anderwärts. 
eutſchland ganz allein, da ift die eigenthümliche 
daß die Geiftlichfeit einen mehr internationalen 
» Ihr liegt die katholiſche Kirche, auch wenn fie 
ung Deutfhlands ſich auf der Baſis fremder 
entgegenftellt, näher am Herzen als die Ent- 
Deutihen Neihes, womit ich nicht fagen will, daß 
'elung fern läge, aber da8 Andere fteht ihr näher. (Abg. 
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1812. 
Dr. Windthorft: Beweiſe! Ah, meine Herren, greifen Sie dod 
in Ihren eigenen Bufen! 

Der Herr Borredner hat nun ferner an Reden erinnert, die id) vor 
23 Jahren, im Jahre 1849, gehalten habe. Ich könnte diefe Bezugnahme 
einfach mit der Bemerkung abfertigen, daß ich in 23 Jahren, namentlid, 
wenn es die beften Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflege, 
und daß ich überhaupt, ich wenigftens, nicht unfehlbar bin, 

Aber ih will weiter gehen. Was in jenen meinen Heufe- 
rungen an lebendigem Belenntniß, an Belenntniß zu dem 
lebendigen, hriftliden Glauben liegt, dazu befenne id mid 
noch beute ganz offen und fcheue diejes Belenntnif weder 
vor der Deffentlichfeit noch 'in meinem Haufe an irgend 
einem Tage; aber gerade diefer mein lebendiger, evan— 
geliſcher, hriftliher Glaube legt mir bie Berpflitung sl, 
für das Land, wo ich geboren bin und zu deffen Dienft 
mich Gott gefchaffen hat, und wo ein hohes Amt mir Aler- 
tragen worden ift, diefe8 Amt nah allen Seiten hin zu 
wahren; und wenn die Fundamente des Staates von den 
Barrifaden und der republifanifhen Seite angegeiflit 
werden, ſo habe ich es für meine Pfliht gehalten, auf der Breſche 
zu ftehben, und werden. fie von Seiten angegriffen, die eher ber 
rufen waren und noch immer jind, die Fundamente des Staste® 
zu befeftigen und nicht zu erfhüttern, jo werden Sie mid 
auch da zu jeder Zeit auf der Breſche finden. Das gebietel 
mir das Chriftenthbum und mein Glaube!“ 


Beider Schlußberathung jagte Fürft Bismardnad: 
— — „Bir find nun zu einem Abſchluß durch Bhftimmung gelagt 
und wir werden auf diefem Boden fefthalten und dabei bebarren. Her 
Borredner hat gejagt, es fei ihm und den Seinigen undenkbar gewejen, 
daß in einer Frage von diefer prinzipiellen und von ung für die Sicher⸗ 
beit des Staates für wichtig erklärten Frage, in einer Frage von de? 
Bedeutung, die bisherige fonfervative Partei der Regierung offen de 
Krieg erklärt hat. Ich will mir diefen legten Ausdrud nicht aneignen, abe? 
ih darf daS wohl beftätigen, daß es mir aud unklar gemeje® 
ift, daß diefe Partei die Regierung in einer Frage im Stich“ 
laffen werde, in welcher die Regierung ihrerfeits entſchloſſen 
ift, jedes Fonftitutionelle Mittel zur Anwendung zu bringen, 
um jie durchzuführen.“ 


Der Geſetzentwurf fand unter Zuftimnung der Regietung 
namentlih in zwei Punkten wejentlihe Veränderungeft 
einerjeit8 durch den Wegfall der Zwangspflidt MM? 
die Geiftlihen in Bezug auf die Beibehaltung Der 
Schul-Inſpektion, andererjeitd durch die ausdrüdlid® 
Wahrung ſowohl der den Gemeinden zuftehende* 
Theilnahme an der Schulaufjidt, wie aud de 
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im Artikel 24 der Berfajjung audgejprodenen 
Zufammenhanges der Schule mit der Kirde. 
Mit diefen Veränderungen wurde der Entwurf in der 
Borberathung mit 197 gegen 171 Stimmen, in der Schluß: 
beratbung mit 207 gegen 155 Stimmen angenommen. 


ſtärz. Aud den Aeußerungen ded Fürften Bismard bei der 
Berathung im Herrenhaufe. 

[Der Widerſtand der evangelifchen Konſervativen; die Feindſchaft 
ber Ultramontanen gegen das Wachsthum des enangelifchen Preußen; 
ultramontane Politik; Pflicht der Konfervativen.] 

Schwer verftändfich ift mir die Art, mit der ein großer Theil der 
lifden Mitglieder und zwar vorzugsmeife ſolcher, weldye früher 
fervativen Bang, in dem die. Regierung fi) noch immer befindet, 
getheilt haben, — ſchwer verftändlich ıft mir die harte Feindſchaft 
jerren gegen das Geſetz. Einige derjelben finden das Geſetz nicht 
„, andere halten e8 fogar für ſchädlich. Ich wende mich zuerft 
migen Herren, die das Geſetz nicht norbig finden, und ich möchte 
ren bitten, zu erwägen, daß darüber die Regierung ſich doch auch 
heil bilden muß, was fie zum ſichern Fortbeſtehen des Staates, 
‚ wenn fie die Berantwortung für die Sicherheit des Staates nicht 
diefem Augenblid, fondern aud für die fünftige Generation oder 
Zukunft der jetigen Generation tragen fol, was fie dafiir nöthig 
er nicht. Das find die Herren aber nicht in der Lage zu beur⸗ 
könnten fie das beſſer beurtheilen wie wir, fo könnten wir ihnen 
mell genug diefe Plätze einräumen. 

enn mein verehrter Landsmann Herr v. Waldam mir fein Urtheil 
ler Feſtigkeit, als für jede redneriſche Begabung unerfchütterlic, 
erftellt und jagt: es ift nicht nöthig, und acht Miniſter, nad) langen 
derbolten Prüfungen der Frage, find anderer Meinung, und Se. 
t der König theilt deren Anficht, und fie machen eine Vorlage 
en, ed ſei nöthig, jo laffen wir das Publikum darüber urtheilen, 
je Frage befier zu beurtheilen weiß, wer diefe Dinge beſſer ver« 
nuß, der Herr Nedner oder die Regierung. Diefe Art der Kritik 
, nicht anders benennen als Ueberhebung, ich kann es mir nicht 
lafjen, daß die Herren Redner ſolche Argumente ae gebrauchen, 
da8 eine geringſchätzige Behandlung, wie fie die Regierung nicht 
, wenn man mit joldden Behauptungen fommt und fagt, du ver: 
38 nicht, du gehſt leichtfinnig darüber bin, — oder wenn andere 
derjelben Partei vor meiner Ankunft gejagt haben, dieſe Geſetz⸗ 
fei fo unerflärlih, daß man ihr nothmendig den Hintergedanken 
ieben müfle: wenn die Negierung den gebotenen Kompromiß nicht 
e, dann müfle fie die uneingeftandene Abfiht haben, mit der 
vativen Partei zu breden. Keine Regierung hat je ein 
efje, mit einer konfervativen Partei zu breden, aber 
irtei beforgt das mitunter felbft. 

ie haben vor vier Jahren ähnliche grundlofe, ich will nicht 
nuthwillig heraufbeſchworene Zwiftigleiten gehabt. Herr v. Waldam 
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fprach vorher von dem Drängen der Parteien. Uns bat Niemand gedräng 
Wenn wir in der That von irgend einer Partei und dränge 
ließen, fo hätte das Niemand gethan als die damalige fon 
fervative Partei, die alles gethban hat, um die Regierung do 
bin zu drängen, daß fie ihre Anlehnung mehr nad Lints Ind 
Aber wir haben uns nicht drängen lafien und wir werden und fet 
nur leiten lafjen von unferen Erwägungen über die mwohler 
wogenen Intereſſen des Staates, von der Erw ung derjemi 
Interefien, die da8 Wohl des Vaterlandes und der Dienft Sr. Maj 
des Königs fordern, und den gegenüber giebt e8 nach meinem Eracht 
nur die Wahl, daß die Herren, die uns die Oppofition machten, entwede 
anderen Einflüffen gehorchten, die augenblidlich ſtärker find als das © 
düriniß, gerade diefe Regierung zu ftügen, oder wenn man überhaul 
diefe Regierung will, daß man die Sadhen in Wahrheit befie 
verfteht als fie. 

Wenn Letzteres der Fall wäre, fo wäre e8 die Pflicht diefer Here 
und fie bandelten nicht recht an ihrem Lande, wenn fie diefe Regie 
nicht offen angriffen und fich an ihre Stelle feßten, das find fie dem Laxl 
ſchuldig, daß fie ihre befjere Einfiht dem Lande nicht vorenthalten u 
nur in ihrem Kommilfiondbericht niederlegen. 

Bei Gelegenheit des Kommiſſionsberichts erlaube ich mir der ander 
Gegner zu erwähnen, die da fagen: das Geſetz ift ſchädlich. Nun, me 
Herren, Gefege find wie Arzeneien, fie find gewöhnlich nur Heilnu 
einer Krankheit durch eine geringere oder vorübergehenk 
Krankheit. Ein jedes Gefe hat feine Kehrfeite, eine jede Aendern 
von Gefegen hat etmas Verdrießliches, und die gejeßgebende Gewalt od 
die Regierung, welche die Initiative derfelben ergreijt, kaun in der 
nur zwiſchen zwei Uebeln das kleinere wählen, und als das Kleinere 
ift ihr im vorliegenden Falle dasjenige erjchienen, welches durch die Be 
ftimmungen, die in dem Kommiſſionsbericht harakterifirt find, verurjet 
wird, das größere dasjenige, weldhes die Sicherheit des Staates fi 
die Zukunft gejährdet. Wenn Jemand ein Geſetz nicht will, gleiche 
aus welchem Grunde, fo bat er ftet3 das Bedürfniß, die Uebel, die u 
diefem neuen Gefege, wie mit jedem anderen verbunden find, zu übe 
treiben. Im Konmiſſionsbericht heißt es: Die Motive ftellen in —* 
daß die wirkliche Entziehung der Aufſicht der Geiſtlichen vielleicht mr 
wenig Fällen eintreten werde. Das iſt von unſerer jetzigen Staatsreg 
rung in der That zu hoffen, aber fie öffnet dur das Geſetz die Tho 
durch welche die wilden Waſſer de8 Unglaubens feiner Zeit von dem A 
Hriftlihten Staat aus die Schulen überfluthen werden. Solche Reden 
arten finden fich mehrere darin. 

Das ift eben das Schlimme diejer Art von Rhetorik, diel 
Art von Uebertreibungen der Nachtheile, die doch die Regi 
rung aud erwogen haben muß, daß die Herren fidh dabei 
wijfermaßen zu Mitzeugen, zu Eideshelfern aller der 
fhuldigungen machen, die ungerehterweife feit Jahr und %ı 
in Fatholifhen Blättern von den bayrifhen Volksfreund b 
zur biejigen Germania herab und von fatholifhen Redne1 
des anderen Haufes gegen die Regierung ausgeſprochen word 
find. Die Regierung wird da befchuldigt, e ftrebe dahin, den Sts 
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zum Heidenthun zu treiben und die hriiiliche Religion zu unterdrüden; 
das Zoll kann dem nicht jo genau folgen, es jegt ſein Vertrauen auf 
geriſſe Perſonen, die es vielleicht gewählt hat und die hier nun die Auf: 
gabe übernommen haben, dem Bolt Har zu maden, daß die Regierung 
wirklich jo fchlimm ift. File das Volk ift e8 ganz unmöglich, nachzumeifen, 
daß die Herren bier nicht als Mitzeugen für die heidniſchen Tendenzen 
ded Staats aufgetreten feien, fo daß fie auf diefe Weife der Regierung 
Laften in der öffentlichen Meinung aufbilrden, die wohl kaum in der Ab- 
ft diefer Herren liegen können, wenn fie nicht ihrer ganzen Bergangen- 

untreu werden wollen. Sie haben die Schwere des Sreins, den fie 
af die Regierung warfen, nicht ermeflen, fie haben die außerordentliche 
ui, die ein folder Stein im Rollen als Lawine üben kann, nicht 
ermeſſen. — — — 

Was uns beftimmt bat, dieſes Gefeß vorweg zu nehmen aus dem 
UnterrichtSgejege und gerade jet die Geduld nicht mehr zu haben, die 
wir hatten, das war die Erwägung, daß mir früher in einem von 
anz Europa beneideten fonfejjionellen Frieden gelebt haben. 
d war das ein Perdienft, welches die preußifche Staatsregierung hatte, 
auch mit derjenigen Konfeffion, mit welcher für eine evangeliiche Tynaftie 
8 am ſchwierigſten zu leben ift, mit der römijch- katholischen Konfeffion, 
m einem von Ddiefer unummunden anerlannten guten Bernehmen zu leben. 
Diefer Frieden begann aber minder ficher für uns zu werben von dem 

mblide an, wo Preußen mit feiner evangelifchen Dynaftie eine ftärfere 
poltiihe Entwidelung nahm. So lange neben Preußen zwei fatholifche 

tmädte in Europa waren, von denen jede einzeln gedacht für bie 
katholiſche Kirche eine ftärkere Baſis zu fein ſchien als Preußen, das klei— 
nere Yand, da haben wir diejen Frieden gehabt; er wurde ſchon bedenklich 
und angefochten nach dem öfterreichifchen Kriege, nachdem die Macht, welche 
Mm Deutfchland eigentlich den Hort bes römifchen Einfluffes bildete, im 
Jahre 1866, im Kriege unterlag, und die Zukunft eines evangelijchen 
Kaiſerthums in Deutſchland ſich deutlich am Horizonte zeigte. 

Aber man verlor die Ruhe auf der andern Seite voll— 
Rändig, als auch die zweite katholiſche Hauptmadt in Europa 
enjelben Weg ging, und Deutfchland einftweilen anerfannt 
te größte Militärmaht und einftweilen, und vielleiht — je 

Zachden es Gott will — auf längere Zeit bin, die größte 
Id wertraft in der politiſchen Waage wurde, ohne unter 
wer katholiſchen Dynaftie zu fliehen. Gleihmäßig mit dem 
fe achſen Preußens haben wir die Beeinträhtigung des fon- 
Mal tonellen Friedens von Haufe aus gefpürt, und man hat 
ö & vielen Mitteln gegriffen, um Batfen gegen und in die 
⁊ u bekommen. 
der Wie vom Standpunkte unſerer Diplomatie die Sache ſich 
[e hats, das will ich Ihnen mit wenigen Worten aus einem Berichte dar- 
ER, der mir gerade mit der heutigen Poft hier zuging von einem unferer 
bien. venften und angefehenften Gefandten, — der Bericht ift friſch aus 
ah ern Monat und ift mir, während ich hier eben die heutige Poft durd)- 
run. unter Die Hände gekommen, aber er überhebt mich der eigenen Aeuße⸗ 
ng. Der Herr Berichterftatter iogt: 
„Wenn ich meine perjünliche Meinung ausfprechen ſoll, fo geftehe ich, 
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daß ich feinen Augenblid daran gezweifelt habe, daß die im Frankreich ge 
wünfchte Revanche durch religiöje Zerwürfniffe in Deutfchland vorbereitet 
werden fol, und nur auf diefem Wege Hoffnung auf Erfolg haben kann. 
Man will die deutfche Einheit und Kraft auf dem Wege lähmen. Ein 
einflußreiher Theil des Fatholifhen Klerus, der von Kom 
aus geleitet wird, ift der franzöfifhen Politik dienftbar, weil 
mit ıhr die Hoffnungen auf die Reftauration im Kirchenſtaate 
zufammenfallen. In Frankreich ift vorübergehende Verſchmelzung oder 
vielmehr gegenfeitige Dupirung des Merifalen und republikaniſchen Ele 
mentes möglich, fobald der Klerus Rache an Deutfchland und Wiederher⸗ 
ftellung franzöfifcher Oberherrſchaft offen auf jeine Fahne fehreibt, unter 
welcher Regierungsform es jei. So hofft man wieder zu eritarten, wäh 
rend in Deutfchland durch wohlorganifirte Arbeit des von Paris, Rom, 
Genf, Brüffel geleiteten Klerus kirchliche Zerwürfniſſe mit aller Anftren 
gung vorbereitet werden.“ 

Pr ift dies ein an Se. Majeftät den König gerichteter amtlicher 
Bericht. 

In einem andern Paſſus heißt es: 

„Dan mache fich feine Täuſchungen darüber, daß gleichzeitig mit der 
Revanche gegen Deutjchland der Schlag gegen Italien vorbereitet wird, 
in der Eoffnung, daß Deutfhland durch innere religiöle 
Wirren paralyfirt werden foll, und daß das klerikale Ele 
ment, während es in Deutfchland und Bolen langſam zerfegend 
wirft, in Stalien offen das franzöfijhe Banner aufpflanzt, 
und unter feinem Schuge das Fand unter päpftliche, oder 
vielmehr franzöfifche, durch den Papſt repräjentirte Herr 
haft zurüdführen foll.“ 

Das find die Anfichten eine gewiegten und erfahrenen Diplomaltk, 
der nicht für den Gebrauch parlamentarifcher Debatten diefen Bericht gr 
fchrieben hat, fondern der feine, auf lange Jahre gegründete Ueberzeugung 
feinem Könige und Herrn ausſpricht. iefe eine Berlefung wird Jhn® 
einen Fichtftrahl werfen auf die politiichen Erwägungen, welde die Staat 
regierung bei Beurtheilung folder Maßregeln, wie fie bier vorkommen, 
zu beachten hat. — — 

Meine Herren! Wir find nicht darauf gefaßt geweſen, daß dieſe 
Gefeg, wie wir e8 hier vorlegen, in der konſervatiden Partei irgendweldt 
Anfechtungen erfahren würde, und ich muß jagen, man hat die Möglid 
teit, e3 anfechten zu können von dem Standpunkte, von dem ed jeht 9 
ſchieht, doch erft Fünftlich hineingelegt und die Bedeutung dieſes Geſetes 
nad) der Seite hin, von der e8 die Evangeliſch-Konſervativen anfechten, 
auf das Allererheblichfte und im Widerfpruc mit feiner Tragweite über 
trieben. Wären dieſe Uebertreibungen nicht geichehen, fo mären die be 
dauerlihen Streitigfeiten und Reibungen bei diefem Gefege vollſtändig 
überflüffig geweſen, es hat jeine übertriebene Wichtigkeit erft durch den 
uns ganz unerwarteten Widerftand der fonjervativen Partei evangelijchet 
Konfeffion bekommen, ein Widerſtand, in deſſen Urſprung ich hier nidt 
näher eingehen will — ich könnte es nicht ohne perſönlich zu werden — 
der aber für die Staatsregierung eine tief ſchinerzliche und für die Zufunft 
entmutbigenbe Erfahrung bildet. Ich kann indeffen., nachdem ich Hr 
außeinandergejegt habe in einer Offenheit, zu der konjervative Leute dit 
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egierung niemals zwingen follten, — fie follten mehr Vertrauen 
nach zehnjähriger Regierung haben, fie jollten uns etwas mehr 
ort € n in Dingen, die wir verftehen müflen, — nachdem 
> zu diefer Offenheit genöthigt haben, mit der ich die Geneſis 
und feine Zendenz dargelegt habe, mit anderen Worten, 

illten die Nothwendigkeit, daß unfere bisher nicht 
fprehenden Landsleute deutfch lernen, anerkennen. 
R für mich der Hauptpunft diefes Geſetzes und ich hoffe, 
' us mit einer möglichft großen Majorität, mit einer Ma⸗ 
die der Regierung den dankbaren Eindrud läßt, daß fie auch in 
ihtigen Sache, wie fo oft, die Unterftügung des Herrenhauſes ges 
t, die Vorlage der Regierung fo annimmt, wie fie jett vorliegt.“ 


Das Geſetz wurde im Herrenhauje am 8. März 
mit 125 gegen 76 Stimmen angenommen. 


vor. Zuftimmungsdadreifen an Fürſt Bismard aus 
allen Theilen Preußend und Deutichlands. 


Antwort des Fürften Bismard auf eine Adreife aus 
Polen: 

w. Wohlgeboren und den übrigen Herren Unterzeichnern der Seis 
8 Borftandes der Pojener Bolfsverfjammlung am 13. d. mir über 
Adrefie danke ich verbindlich für diefe beredte Kundgebung Ihrer 
ung und Ihres Bertrauend. Die Beftrebungen der von Ihnen 
ichneten Partei, welche fich nicht die gemeinfame Wohlfahrt beider 
imifchen Nationalitäten, fondern die Unterdrüdung des deutſchen 
8 als Ziel geftedt bat, legen der Regierung bie Bftict auf, uns 
en Uebergriffen, unter welcher Form fe auch auftreten mögen, ents 
a treten. Die Regierung ift ſich bemußt, daß ihr nicht die polnifche 
rung und nicht die katholiſche Kirche gegenüberfteht, weil fie die 
Beiber auf dem Gebiete der bürgerligen Gefege und der Glau⸗ 
jeit jederzeit geachtet und geſchützt hat und achten und fchüßen 

in diefem Bewußtſein id fie auch feft entfchloffen, den Geſetzen 
zu verichaffen, unter deren Schuß die polnifche wie die deutſche 
rung fich einer Nechtsficherheit und einer gedeihlihen Entwidelung 
Pr welche jene Zandestheile, bevor fie preußifch wurden, niemals 

n. 


von Bismard.* 


3. Allgemeine Dankſagung des Fürften durd) den „Staats⸗ 
Anzeiger." 

Re mir in jüngfter Zeit zugegangenen Adreſſen und Telegramme, 
en mir die Zuftimmung zu der von der Königlichen Regierung 
, des Schul⸗Aufſichts⸗-Geſetzes befolgten Politik ausgeſprochen 
abe ich bisher, fo viel ich konnte, einzeln beantwortet. “Die erfreu⸗ 
mahme derartiger Rundgebungen ift indeflen fo ſtark, daß ich bei 
t Blömard. IL. 31 
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meinem gegenwärtigen Gejundheitszuftande und dem Drange meiner täg- 
lichen Dienfigefchäfte darauf verzichten muß, eine jede beſonders zu ermie 
dern, und nur auf diefem Wege meinen Dank für daß mir Fundgegebene 
Vertrauen und die Berficherung ausſprechen Tann, daß ich aud ferner 
Sr. Majeftät dem Kaifer und dem gemeinjamen Vaterlande mit Gottes 
ülfe jo zu dienen bemüht fein werde, daß mir dieſes Bertrauen meiner 
itbürger erhalten bleibt. 
von Bismard." 








, Konflikte mit Kom und den dentjchen 
Fiſchöfen. 


Berufung und Abweiſung des Kardinals Fürſten 
nlohe als deutſchen Botſchafters beim päpſtlichen 
Stuhl. 


. 25. April. Schreiben des deutſchen Geſchäftsträgers 
bei der Kurie (v. Derenthall) an den Kardinal» Staatö- 
lecretär Antonelli. 


ch erhalte foeben den Befehl, Ew. Eminenz vertraulich mitzutheilen, 
Kaifer, mein erhabener Herr, den Kardinal Fürſt zu Hohenlohe 
tichafter des deutjchen Reiches bei dem heiligen Stuhl zu ernennen 
yat. Se. Eminenz der Kardinal Hohenlohe wird ſich unvermeilt 
ym begeben, um fich perfönlich zu verjichern, ob diefe Ernennung 
Bater angenehm wäre und im alle einer günftigen Antwort Sr. 
it jein Beglaubigungsfchreiben zu überreichen.“ 


April. Bertraulihe Mittheilung über die Ernennung 

Hohenlohes x. 

Erlaß Bismards an den Botihafter Grafen Arnim 

in Paris. 
im. Excellenz benachrichtige ich vertraulih, daß Se. Majeftät der 
und König beſchloſſen bat, den Kardinal Fürſten Hohenlohe⸗ 
burg- Schillingsfürft zum Botfchafter des Deutſchen Reiches am 
den Stuhle zu ernennen. 
ieſe Wahl wird einen neuen Beweis liefern, daß die Regierung 
ajeftät, fo viel an ihr liegt, den Frieden mit der Römiſchen Kirche 
jen bemüht ift, da jedem Unbefangenen einleuchten wird, daß ein 
ıl fein brauchbares na m ur Vertretung feindlicher Tendenzen 
en Papſt fein würde. Ihre defenfive Stellung gegen ſtaatsfeind⸗ 
bergriffe einzelner Perjonen oder Parteien innerhalb der Tatholi- 
kirche wird die Negierung um fo ficherer zu wahren in der 
n. 

31* 
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Die BPerfönlichkeit des Kardinals Fürften Hohenlohe macht ihn in 
befonderen Grade geeignet, diejen Beweis des Allerhöchften Vertrauens 
zu empfangen. Es ift befannt, daß er in feiner Stellung als Deuticer 
und katholiſcher Kirchenfürft fi immer treu geblieben ift und den Str 
mungen, die eine fo bedauerliche Richtung genommen haben, ſich niemals 
bingegeben hat. Er hatte feinen Wohnfig in Rom aufgegeben und lebte 
feit dem Konzil in Deutfchland. Bet jeiner durch Familienverhälniſſe ber: 
beigeführten Anweſenheit in Berlin hat er fich bereit erklärt, der an ihn 
ergangenen Aufforderung zu entiprechen, und babe ich den Kardinal Ans 
tonelli durch die in Rom noch beftehende Gefandtichaft des Rorddent⸗ 
fhen Bundes von der Wahl, die Se. Majeftät der Karfer zur Vertretung 
des Deutjchen Reiches am Päpftlihen Stubhle getroffen hat amtlich bes 
nadhrichtigt. Der Kardinal Fürft Hohenlohe tritt feine Reiſe nad Kon 
behufs Uebergabe ſeines Kreditivs in diefen Tagen an und hat fid mt 
Rückſicht auf feine priefterlicde Stellung vorbehalten, eine Erklärung deb 
Papftes über die Frage, ob feine Perſon als Botfchafter St. Helft 
genehm jei, jelbft zu erbitten. 

Bis dies gejchehen, bitte ich Em. Ercellenz diefe Mittheilung mut 
als eine vertrauliche anzufehen, die Sie in den Stand ſetzen Toll, 
irrigen Auffaffungen über die Ubfichten der Negierung Seiner Mojetöt 

 entgegenzutreten und unjere Stellung im rechten Fichte Darzuftellen." 


1. Mai. Der deutſche Geſchäftsträger bei der Kurie all 
Kardinal Antonelli. 


„Durch mein Schreiben vom 25. v. M. habe ich zc. ꝛc. Deine Regie 
rung beauftragt mich heute Ew. Eminenz zu bitten, mir, nad Einholung 
der Befehle des h. Vaters, mittbeilen zu wollen, ob die in Rede ſtehende 
Wahl S. M. des Kaijerd und Königs Sr. Heiligkeit erwünſcht ift. x 2 


2. Mai. Schreiben Antonelli's an Herm v. Derenthall. 


„Ih hatte bis jet auf die Mittheilung Eurer Hochwohlgeboren vom 25- 
vergangenen Monats, mit welcher Sie mich Über den von Sr. Majefät bel 
Kaifer und König, Ihrem erhabenen Herrn, gefaßten Entſchluß, den Herrn cardinal 
Hohenlohe zum Botſchafter des deutſchen Reiches beim heiligen Stuhle zu er” 
nennen, in Kenntniß fegen, feine Erwiederung gegeben, weil &ie ſelbſi in jene 
Mittheilung mir zu erkennen gaben, daß in kurzem bie gedachte Eminen) fich 
nah Rom begeben würde, um ſich perfünlich zu vergewiſſern, ob dieſe Ernennung 
dem heiligen Vater genehm jei. 

Um nun dem in Ihrem geftrigen Schreiben ausgebrüdten Wunſche 39 
entiprechen, habe ich es mir angelegen fein laffen, darüber die Befehle des heilige 
Baters einzuholen, unb ich babe die Ehre Eurer Hochwohlgeboren zu eröfnel- 
daß, während Seine Heiligleit für ben Gedanken Seiner Majeftät bes Kuifer® 
und Königs empfänglih ift, Sie doch bedauert, einen Cardinal ber heilige® 
römiſchen Kirche, auch wegen ber augenblidlichen Berhältniffe des heiligen Stuhles, 
jur Annahme eines fo delikaten und wichtigen Amtes nicht autorifiren 3# 

nnen.” 


14. Mat. Erörterung im Reichstage über Die Ablehnung des 
Papſtes (bei der Beratbung des Etats des Auswärtigen Amtes). 


Rede ded Fürften Bismarck 
(nach einer Rebe des Abgeordneten von Bennigfen): 


„sch begreife, daß bei diefer Budget Pofition der Gedanke entftehen 
kann, daß die Koften für diefe Gefandtichaft nicht mehr erforderlich ſeien, 
weil es ſich nicht mehr um einen Schuß deutſcher Unterthanen in den 
betreffenden Landestheilen handelt. Ich freue mich aber doch, daß ein 
Antrag auf Abſetzung diefer Pofition nicht geftellt ift, denn er würde der 
Regierung unmwilllommen gewefen fein. Die Aufgaben einer Gefandtfchaft 
beftehen ja einerſeits im Schuge ihrer Tandsleute, andererfeitS aber doch 
auch in der Vermittlung der politifhen Beziehungen, in welchen die Reichs⸗ 
regierung zu dem Hofe, bei dem ein Gefandter alfreditirt ift, fteht. Nun 
giebt es keinen auswärtigen Souverain, der nad der bißherigen Lage 
unjerer Gefeggebung berufen wäre, fo ausgedehnte, der Gouverainetät 
nabe fommende und durch keine Eonftitutionelle VBerantwortlichkeit gededte 
Rechte, innerhalb des deutjchen Reiches vermöge unferer Geſetzgebung zu 
ven. Es ift daher für das deutiche Reich von weſentlichem Snterefe, 
wie daſſelbe fich zu dem Oberhaupte der römifchen Kirche, welches dieſe, 
T einen auswärtigen Souverain fo ungewöhnlich umfangreichen Einflüffe 

ung ausübt, wre es fich auf diplomatifchem Wege dazu ftellt. 

Ih glaube kaum, daß es einem Gejandten des deutſchen Reiches 

nach den jett in der Fatholiichen Kirche maßgebenden Stimmungen ges 
gen würde, durch die gefchidtefte Diplomatie, durch Ueberredung — von 
Mminatorifchen Haltungen, wie fie zwiſchen —8 weltlichen Mächten vor⸗ 


m Seiner Heiligkeit dem Papſte zu den weltlichen Dingen peingipie 
alte 


Vie Schuid der einen oder der anderen Seite zu unterfuchen, ſondern nur 

Ve Aufgabe, eine Budgetpofition zu vertheidigen, — daß die Stimmung 

mnerhalb des deutfchen Neiches auf dem Gebiete des konfeſſionellen Fries 

8 eine getrübte if. Die Negierungen des deutſchen Reiches fuchen 

emfig, ſuchen mit der ganzen Sorgfalt, die fie ihren fatholifchen wie ihren 

| nanseliichen Unterthanen aulden, nach den Mitteln, um in einer mög« 

.) dlichen, in einer die konfeffionellen Verbältniffe des Reiches mög» 

lc wenig erfchütternden Weife aus diefem jegigen BZuftand in einen 
annehmlicheren zu gelangen. 





486 


1872. 


E8 wird dies ja jchwerlich anders gefchehen können, als auf dem 
Wege der Öelengebung, und zwar auf dem Wege einer allge 
meinen Reichsgeſetzgebung, zu melder die Regierungen’ genöthigt 
werden die Beihülfe des Neichstages in Anſpruch zu nehmen. Daß aber 
diefe Geſetzgebung in einem für die Gewiffensfreiheit durdaus 
Ihonenden Wege, in der zurüdhaltendften, zarteften Weiſe 
vorgehen, daß dabei die Regierung bemüht fein muß, forgfältig alle die 
unnöthigen Erfehwerungen ihrer Aufgaben zu verhüten, die aus unridti 
Berichterftattungen, aus dem Mangel an richtigen Formen hervorg 
fönnen, das werden Sie mir zugeben; daß die Regierungen bemüht fen 
müffen, die Richtigftellung unferes inneren Friedens auf die fiir die fon 
feffionellen Empfindungen, auch ſolche, die wir nicht theilen, ſchonendſte 
Weije herbeizuführen, werden Sie mir zugeben. Dazu gehört vor allen 
Dingen, daß auf der einen Seite die römıfche Curie jederzeit nach Moͤg⸗ 
lichkeit gut unterrichtet fei über die Intentionen der deutjchen Regierungen 
und befjer unterrichtet fei, als man e8 bisher geweſen ift. Ich halte für 
eine der hervorragendften Urfachen der gegenwärtigen Trübungen auf fon 
feffionellem Gebiete die unrichtige, entweder durch eigene Aufregung oder 
durch fchlimmere Motive getrübte Darftellung tiber die Rage der Ding 
in Deutfchland und die Intentionen der deutjchen Regierungen, die au 
Seine Heiligkeit den Papſt gelarfgt find. 

Ich hatte gehofft, daß dur die Wahl eines Botſchafters, 
der von beiden Seiten volles Bertrauen hätte, einmal In 
Bezug auf feine Wahrheitsliebe und Glaubwürdigkeit, dann 
in Bezug auf die Verſöhnlichkeit feiner Gefinnungen und 
galtung, daß die Wahl eines ſolchen Botſchafters, mie ſie 

e. Majeftät der Kaifer in der Perſon eines befanntel 
Kirhenfürften getroffen hatte, in Rom milllommen fein 
werde, daß fie als ein Pfand unferer friedliden ne 
tommenden Gefinnungen aufgefaßt, daß fie als eine Bräde 
der Berftändigung benutzt werden würde; ich hatte gehofft, 
man darin die Derfiderung erfennen würde, daß wir etwas Anderes, old 
das, was ein Sr. Heiligkeit dem Papfte auch durch die intimften Bezie⸗ 
Hungen verbundener irdenfürft fagen, vortragen und ausdrüden Fönuft, 
wie wir von Sr. Heiligkeit dem PBapfte verlangen würden, daß die Formel 
immer diejenigen bleiben würden, in mwelden ein Kirchenfürſt dem andern 
gegenüber ſich bewegt, und daß alle unnöthigen Reibungen in einer Soche⸗ 
die an fich fehwierig genug ift, verhütet würden. Man hat an biefe Er⸗ 
nennung manche Befürdtungen auf evangelifcher und Tiberaler Seite ge* 
Inüpft, die meines Erachtens in einer unrichtigen Würdigung der Stelund 
eines Geſandten oder Botjchafter überhaupt beftehen. Ein Gefandter 3 
wefentlich doch nur das Gefäß, welches durch die Inſtruktionen fein 
Souveräns gefüllt erft feinen vollen Werth bekommt, daß aber das Geid 
ein angenehmes, wilikommenes fei, ein ſolches, welches nach feiner Be? 
ichaffenheit, wie man von alten Kryſtallen fagte, Gift oder Galle in fl 
nicht aufnehmen fann, ohne es fofort anzuzeigen, das ift allerdings wii? 
fchenawerth, in fo delifaten Beziehungen, wie diefe find. Das hatten mt? 
gehofft, zu erreichen. 1 

?eider find aus Gründen, die ung noch nicht dargele 9 
find, diefe Intentionen der Kaiferliden Regierung durch er Fl 
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turze Ablehnung von Seiten der päpftlihen Kurie verhindert 
worden, zur Ausführung zu gelangen. Ich kann wohl jagen, 
daß ein folder Fall nit häufig vorfommt. E3 ift üblich, daß, 
wenn ein Eouverän feine Wahl zu einem Gefandten, zu einem Botichafter 
etroffen hat, er dann aus Courtoifie an den Souverän, bei dem der Ges 
—* affreditirt werden ſoll, die Frage richtet, ob dieſer ihm persona 
grata fei; es ift indeß ganz außerordentlich felten der Fall, daß dieſe 
Frage verneint wird, da es doch immer ein Rückgängigmachen einer ein- 
mal gefhehenen Erennung bedingt; denn was der Kaifer zu einer folden 
ung thun kann, thut er vorher, ehe er anfragt. Alfo er hat 
ernannt, wenn er anfragt, die verneinende Antwort f alſo 
eine Forderung, das Geſchehene zurückzunehmen, eine Erklä⸗ 
rung: du haſt unrichtig gewählt. Ich bin ſeit ziemlich zehn 
Jahren jetzt auswärtiger Miniſter, ich bin ſeit einundzwanzig 
Jahren in den Geſchäften der höheren Diplomatie und id 
glanbe mich nicht zu täufhen, wenn ich fage, es ift Dies der 
erfte und einzige Fall, den ich erlebt, daß eine foldhe Frage 
berneinend beantwortet wird. Sch habe öfter fchon erlebt, dag Der 
denfen außgefprochen find gegen Gefandte, die bereit8 längere Zeit fungirt 
batten, daß ein Hof in vertraulicher Weife den Wunfch ausgefprochen hat, 
ein Wechfel in der Perfon erfolgen möge; dann aber hatte biefer 
Kr eine mehrjährige Erfahrung im diplomatifchen Verkehr mit dieſer 
tion hinter fich, hatte die Ueberzeugung, daß diefe Perfönlichkeit zur 
Sicherung der von dem Hofe gemünfchten guten Beziehungen nicht geeignet 
fe, und äußerte dann in der vertraulichfien Form, gewöhnlich in eigen: 
digen Schreiben von Souverän zu Souverän mit Erläuterungen, 
Daram dies gefchehen — und dennod in einer fehr vorfichtigen Weile; 
& wird felten oder nie beftimmt gefordert. Es find ja in der neueften 
et einzelne, wenigſtens ein recht flagrantes Beifpiel vorgefommen, daß 
Ahberufung eines Gefandten gefordert wird, aber, wie gejagt, die 
Berfa ung eine8 neu zu ernennenden ift mir nicht erinnerlich, 
daß ich fie fhon erlebt habe. 
‚„ Mein Bebanern über diefe Ablehnung ift ein außerordentlich Tebhaftes; 
ich bin aber nicht berechtigt, dieſes Bedauern in die Farbe einer Empfind⸗ 
hleit zu überſetzen, denn die Regierung jchuldet unjeren katho— 
liſhen Mitbürgern, daß fie niht müde werde, die Wege auf- 
zuſuchen, auf denen die Regelung der Grenze zwiſchen der 
geiftlihen und der weltlihen Gewalt, der wir im Interefie 
Anjeres inneren Friedens abfolut bedürfen, in der fhonend>» 
en und konfeſſionell am wenigften verftiimmenden Weife ges 
unden werden fünne. ch werde deshalb mich durch das Gefchehene 
MO entmuthigen laſſen, fondern fortfahren, bei Sr. Majeſtät dem Kaifer 
zu wirten, daß ein Vertreter des Neiches fiir Rom gefunden wird, 
r ſich des Vertrauens beider Mächte, wenn nicht in gleichem Maße, 
in einem binlänglihen Maße für fein Gejchäft erfreut. Daß diefe 
Aufgabe durch das Geſchehene weſentlich erſchwert it, kann ich allerdings 
nicht verhehlen.“ 


— — — — — — 
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Nachdem der Abgeordnete Windthorft (Meppen) bie Ablehumsg 
der Wahl des Kardinal Prinzen Hohenlohe dadurd zu erklären ver 
fucht hatte, daß der Kardinal die ihm übertragene Stellung nicht —* 
annehmen dürfen, ohne vorher ſeinen „Dienſtherrn,“ den Papſt in 
perfäntie zu befragen, — und hinzufügte: „Was würden Sie lagen, wenn 

er Papſt den General-Adjutanten des Kaiſers zu feinem Votſcheſter 
in Berlin ernennen wollte, — erwiderte 

Fürft Bismard: „Der Herr Redner hat feine Berwunderung ber» 
tiber ausgefprochen, daß der Kardinal nicht nach Nom gegangen fei, um 
fih die Antwort zu holen. In der Sache waren indeß zwei Antworten 
u geben: die eine an Ge. Majeltät den Kaifer, der durch feine amtlichen 
Drgane bei der römischen Kurie anfragte: „ft Euch das recht?" — De 
zweite an den Kardinal. Wenn ic richtig berichtet bin, fo iſt die Antwort 
an den Herrn Kardinal, das Verbot der Annahme enthaltend, ſchon fehr 
viel früher als die Antwort an Se. Majeftät den Kaiſer erfolgt. Nah 
dem ich hiervon überzeugt war, fchien es mir doch nöthig, dag Se. Ne 
jeftät der Kaiſer an Seiner Seite auch eine Antwort erhalten, und m 
Folge defien babe ich jpäterhin — ich weiß nicht, ob fünf oder adt Tax 
nach der erften Anfrage — den Wunfch außdrüden Laflen, daß wir auf 
eine Antwort erhalten möchten. Die haben wir befommen. 

Auf das Wort „Dienftherr“ möchte ich doch mit einem Worte zuräd 
fommen. ‘Der Herr Borredner ift in der Gefchichte gewiß bewandert, — 
foweit fie die kirchlichen Verhältniſſe berührt, und da erlaube ich mir die 

age, wer der Dienftherr des Kardinals Richelieu, des Kardinald 
azarin war. Beide Herren haben im Dienfte ihres Souveräns, dei 
Königs von Frankreich, vecht weientliche Streitfragen, obwohl fie Kardr 
näle waren, mit dem römiſchen Etuhle zu erledigen und zu verfedten 
ehabt. Aljo fo ganz durchichlagend ift der Vergleich mit einem General 
djutanten und dem Kardinal dod nicht, obſchon ich, wenn ed Gt. 
eiligfeit gefiele, bier einen General-Adjutanten Sr. Mair 
&t zum Nuntius zu ernennen, Sr. Majeftät unbedingt zureden 
würde, ihn anzunehmen. 

Der Herr Vorredner hat e8 bemängelt, daß dieſe ganzen Berhand 
lungen früher in die Deffentlichfeit gelangt wären, als mit ber von mi 
beanfpruchten dienftlihen Berfchwiegenheit im auswärtigen Dienft Ver 
lih wäre. Ich kann altenmäßig nachweiſen, daß unſererſeits Leine Berd 
fentlihung früher ftattgefunden hat, als bis ich von Rom dag Telegramm 
von unferer dortigen Gefandtichaft amtlich erhielt. Die päpftliche Kurte 
macht aus der Ablehnung fein Geheimniß und bat dem und dem fremden 
Gefandten unummunden Mittheilung davon gemadt. Bon dem Au 
blid an war es überflüffig, das Geheimniß zu bewahren. Der Herr ve 
redner fragt: wie ift e8 zugegangen, daß das fofort befannt geworden if 
Ja, diefelbe Frage gebe ich ihm zurüd und bin überzeugt, er weiß mehr 
davon als id). 

Der Herr Vorredner hat die Hoffnung außgefprochen, daß man dir 
Bertrag zu einer Regelung der bei ung ftreitigen Angelegenheiten gelanget 
werde, und bat auch, wenn ich ihn richtig verftanden habe, Anbetung 
über das Beftehen von Verträgen gemacht, die ich nicht ganz begrälnt 
finden kann. Es ift fchon oft ein Streit gewefen, ob man beftimmten Eiw 
rihtungen einen vertraggmäßigen Charakter, oder nicht, beilegen fann. 
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fann ih dem Herrn Borredner verfihern, daß wir 
r den Ansprüchen, welche einzelne Untertbanen Sr. 
des Königs von Preußen geißlichen Standes ftellen, 
andesgefjege geben könne, die für fie nicht verbind— 
‚daf wir Foiden Anſprüchen gegenüber die volle ein- 
zonveränetät mit allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln 
erhalten werden und in diefer Richtung audh der 
eh nsung der großen Majorität beider Ronfeffio- 
r find. 

Seuveränetät kann unr eine einheitliche fein und muß es 
ie Sonveränetät der Gefebgebung! uud wer die Geſetze 
des als für ihn nicht verbindlich darftellt, ſtellt ſich aufer- 
Geſetze und fagt 9 108 von dem Gefek. 

abe dem Herrn Borredner als Minifter in diefer Beziehung 
ts zu fagen; als evangelifher Chriſt aber habe ıch ihm 
gen: wenn er glaubt, daß die Trennung der evangelifchen Kirche 
e für die evangelijche Kirche tödtlich fet, fo muß ich ihm, mas 
janzen Haltung nad) vorausſehen konnte, entgegnen, daß ihm 
m Bedauern der wahre Begriff des Evangeliums 
t aufgegangen iſt.“ 


Die Fünftige Papftwahl. 
ii. Bertrauliher Erlaß des Fürften Bismard an die 
deutihen Vertreter”). 


Geſundheit des Papftes Pius IX. ift nach allen ung zukom⸗ 
richten eine durchaus befriedigende und feine Symptome einer 
enderung darbietende. Ueber kurz oder lang aber muß eine 
wahl immer eintreten; nur der Zeitpunkt entzieht fich der menjch- 
hnung und Borausficht. Die Stellung des Oberhauptes der 
Kirche iſt für alle Regierungen, innerhalb deren Rändern diefe 
: anerfannte Stellung hat, von folder Bedeutung, daß es ge- 


as Echriftftä wurde im December 1874 im „Reichs⸗ und Staats 
fit folgenden einleitenben Worten veröffentlicht: 
ungewöhnlichen Umftänbe, durch welche die gerichtliche Verfolgung des 
ı Arnim herbeigeführt wurde, haben diplomatische Altenftüde an bie 
it gebracht, weldye zu ftreuger Geheimhaltung beftimmt waren. — Das 
Stadtgericht zu Berlin hat eine Reihe von Documenten kirchenpolitiſchen 
Sgefchieden und der Deffentlichleit vorenthalten, weil von bem Be- 
; derfelben eine Gefährbung bes Friedens zu beforgen fei. Mit wenigen 
handelt e8 fich dabei nicht um unfer, fondern um frembes Amts⸗ 
— Die Regierung kann ſich nicht ermächtigt halten, vertrauliche ober 
ittbeilungen anderer Regierungen ber DOeffentlichleit zu übergeben. 
ſich um das Intimfte, das nur Deutichland angeht, handelt, fanu 
a8 Licht gezogen werben, ohne unfere auswärtigen Beziehungen zu 
eichweige denn ven Frieden zu gefährden. 
Ausgangspunkt der gefammten der Deffentlichleit vorenthaltenen Alten» 
: eine Sirfufardepefche bes Reichsfanzlere vom 14. Mai 1872, die 


pſtwahl betreffend.” 
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boten fcheint, fih die Folgen eines Wechſels in der Perfon des Papſtes 
rechtzeitig zu vergegenwärtigen. . 

Es Mi ſchon —** anerfannt worden, daß die Regierungen, welche 
fatholifche Unterthanen haben, dadurch auch ein großes und unmittelbared 
Intereffe an einer Bapftmahl haben, ſowohl an der zu mählenden Per⸗ 
fünlichkeit felbft, alß befonder8 auch daran, daß die Wahl von all den 
Garantieen in formaler und materieller Beziehung umgeben fei, melde ed 
den Regierungen möglich machen, fie als eine gültige und allen Zweifel 
ausfchließende auch für fi) und den Theil der Fatholifchen Kirche in ihren 
Ländern anzuerkennen. Denn daß die Regierungen, ehe fie dem durd 
Mahl Eonftituirten Souverän, der berufen tft, fo meitgreifende, in vielem 
Ctüden nahe an die Somveränetät grenzende Rechte in ihren Ländern 
außzuliben, diefe Rechte faktifch zugeftehen, verpflichtet find, gemiflenhaft 
zu erwägen, ob fie die Wahr anerkennen fünnen, darüber ſcheint mir fm 
Zweifel jein zu können. Ein Papſt, welchem die Gefammtheit oder die 
Mehrzahl der europäifchen Souveräne aus formalen oder materiellen 
Gründen glaubte die Anerkennung verfagen zu müflen, würde jo ment 
denkbar fein, wie es denkbar ift, daß ein Landesbifchof in irgend einem 
Lande Rechte ausiibte, ohne von der Staatöregierung anerkannt zu fe 
Dies galt ſchon unter der früheren Ordnung der Dinge, wo die Shell 
der Biſchöfe noch eine felbftftändigere war, und die Wegierungen nur IM 
feltenen Fällen in Kirchlichen Dingen mit dem Papfte in Berührung kamen. 
Schon die im Anfang diefed Jahrhunderts gefchloffenen Kontordate haben 
direftere und gewiſſermaßen intimere Beziehungen zmwifchen dem Papft und 
den Regierungen hervorgerufen; vor Allem aber hat das vatifamilde 
Konzil und feine beiden wichtigſten Beftimmungen, liber die Unfehlbarkit 
und über die Zurisdiftion des Papftes, die Stellung des leteren anf 
den Regierungen gegenüber gänzlich verändert, und das Intereſſe det 
leteren an der Papſtwahl aut höchſte gefteigert, damit aber ihrem Rechte, 
fih darum zu kümmern, auch eine um fo feftere Baſis gegeben. Dem 
duch diefe Beſchlüſſe ift der Papft in die Page gekommen, im jeder ein⸗ 
zelnen Diözefe die bifchöflichen Rechte in die Hand zu nehmen, und di 
päpftliche Gewalt der Iandesbifhöflihen zu fubftituiren. Die bifhäflide 
Jurisdiktion iſt in der päpftlichen aufgegangen; der Papſt übt nicht melt, 
wie bisher, einzelne beftimmte Refervatrechte aus, fondern die ganze File 
der biſchöflichen Rechte ruht in feiner Hand; er ift im Prinzip an die 
Stelle jedes einzelnen Biſchofs getreten, und e8 hängt nur von ihm ab, 
ſich aud in der Prariß in jedem einzelnen Augenblid an die Stele 
deflelben gegenüber den Regierungen zu jegen. Die Biſchöfe find nur ned 
feine Werkzeuge, feine Beamten ohne eigene Berantwortlichkeit; fie find 
den Regierungen gegenüber Beamte eines fremden Souveräns geworden 
und zwar eines Souveräns, der vermöge feiner Unfehlbarkeit ein vol- 
kommen abfoluter ift — mehr als irgend ein abfoluter Monarch in der 
Welt. Ehe die Regierungen irgend einem neuen Papfte eine folde Stel⸗ 
lung einräumen, und ihm die Ausübung folder Hechte geftatten, müſſen 
fie ji fragen, ob die Wahl und die Perſon deflelben die Garantizett 
barbieten, welche fie gegen den Mißbrauch folder Gewalt zu fordern ber 
rechtigt find. 

Dazu fommt nod, daß gerade unter den jegigen Berhältnifien nicht 
mit Sicherheit zu erwarten ſteht, daß auch nur die Garantieen, 
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lchen in früheren Zeiten ein Konklave umgeben war, und melde es 
ft in feinen Formen und feiner Zuſammenſetzung darbot, zur Anwen⸗ 
ng kommen werden. 

Die vom römifhen Kaifer, von Spanien und von Frankreich geübte 
Anfive hat ſich oft genug als illuforifch erwiejen. Der Einfluß, welchen 
verjhiedenen Nationen durch Kardinäle ihrer Nationalität im Konklave 
ben Tonnten, hängt von zufälligen Umftänden ab. Unter welchen Um⸗ 
nden die nächfte Papſtwahl ftattfinden, ob diefelbe nicht vielleicht in 
ereilter Weiſe verfucht wird, jo daß die früheren Garantieen, auch der 
tm nad, nicht gefichert wären — wer mwollte da8 voraugfehen? 

Aus diefen Erwägungen jcheint e8 mir wünſchenswerth, daß diejenigen 
apäifhen Regierungen, welche durch die kirchlichen Intereſſen ihrer ka⸗ 
lichen Untertbanen und durch die Stellung der katholiſchen Kirche in 
em Lande bei der Papſtwahl intereffirt find, fich rechtzeitig mit den 
felbe betreffenden Fragen beſchäftigen, und mo möglich ſich unter ein- 
der über die Art und Weiſe verftändigen, wie fie ſich derfelben gegen« 
er verhalten wollen, und über die Bedingungen, von welchen fie event. 
: Anerfennung einer Wahl abhängig maden mürden. 

Eine Einigung der europäifchen Regierungen in diefem Sinne würde 
ı unermeßlichemn Gewicht und vielleiht im Stande fein, im voraus 
were und bedenkliche Komplikationen zu verhindern. 

Em. :c. erſuche ich daher ergebenft, die Regierung, bei welcher Sie 
Haubigt zu fein die Ehre haben, zunächſt vertraulich zu fragen, ob fie 
zigt jein möchte, zu einem Ideenaustauſch und einer eventuellen Ver⸗ 
adigung mit ung über diefe Frage die Hand zu bieten. Die Form, in 
Ider dies gefchehen könnte, würde dann leicht gefunden werden, wenn 
t porerft der Bereitwilligfeit ficher find. 

‚IH ermächtige Ew. zc., diejen Erlaß vorzulefen, bitte Sie aber, einſt⸗ 
ilen denfelben noch nicht auß der Hand zu geben und die Sache über- 
upt mit Diskretion zu behandeln.“ 


Beurlaubung des Fürften Bismard. 


„Provinzial» Corresponbenz” vom 8. Mai. 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard, melcder ſeit einer Reihe von 
Ihren unaußgefegt in der angeftrengteften Thätigkeit verblieben ift, ohne 
ner Gejundbeit jemals eine ernfte Pflege widmen zu können, gedenft 
Kurzem, nach Erledigung der dringendften Aufgaben der Reichsver⸗ 

g, einen mehrmonatliden Urlaub anzutreten.“ 


Notiz vom 22. Mai: 


„„Fuürſt Bismard hat fih am 18. mit einem durch feinen Gefund- 
Mauftand erforderten längeren Urlaub nad Varzin begeben und wird 

ngelegenheiten aus dem Reflort des Reichskanzler-Amtes mit Ges 
hmigum Sr. Majeſtät des Kaiſers und Königs durch den Staats⸗Miniſter 
elbrud vertreten werden. Die Leitung des Auswärtigen Amtes ver⸗ 
ibt dem Staats⸗Sekretär von Thile, die Leitung der preußiſchen Ge⸗ 
iſt auf den älteften in Berlin anweſenden Staats⸗-Miniſter über⸗ 
angen.“ 
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Bie Iefuitenfrage im Reichstage. 
Petitionen für und wider die Sefniten. ’ 


Nach der „Provinzial Eorrespondenz” vom 22. Mai. 


„Der Reichelanzier Fürft Bismard bat in der Rebe Über bie Hoher 
lo he'ſche Angelegenheit die Stellung und Aufgabe ber Heichöregierung zu ben 
kirchlichen Fragen in kurzen, aber beflimmten Andeutungen bezeichnet. 

Nicht auf bem Wege eines Concordats ober Vertrages mit ber geiftliden 
Gewalt Tönne nad) den neuerdings ausgefprochenen und öffentlich werküubelen 
Glaubensſätzen ber katholiſchen —* die Regelung ber kirchlichen Fragen erfolgen, 
ohne daß die weltliche Macht ſich in einer Weiſe verleugnen —*— bie de 
Deutfhe Reich fiir fi) nicht annehmen Tänne: 

Aber Niemand könne ſich verhehlen, baß bie Lage und Stimmung innerkafb 
bes Deutichen Reiches auf dem Gebiete des confeffionellen Friedens eine geträhk 
fei. „Die Regierungen bes Deutichen Reiches fuchen emfig, fuchen mit ber gaujet 
Sorgfalt, die fie ihren Fatholifchen, wie ihren evangelifchen Unterthanen ſchuldes. 
nah den Mitteln, um in einer möglichft friebliden, in einer bie confei 
Berhältniffe des Reiches möglichft wenig erſchütternden Weile aus dieſem jehigen 
Zuſtand in einen annehmlicheren zu gelangen.“ 

Es werde dies ſchwerlich anders gefchehen können, al® auf dem Wege 
ber Gejetgebung, unb zwar auf dem Wege einer allgemeinen Neid 
gefeßgebung, zu welder die Regierungen genöthigt fein würden, die Bei 
des Reichstags in Anfpruch zu nehmen. 

Der Deutihe Reichstag hat feinerfeits die erſte Gelegenheit ergrifen, 
um feine volle Zuftimmung zu ber von dem Reichskanzler bezeichneten Richtucz 
ber kirchlichen Politit auszufpreden und das Vertrauen beffelben zu befäti 
daß die Regierung auf dieſem Weg ber bereitwilligen Unterſtützung der 
Mehrheit ficher fei. 

Den Anlaß zu der Erklärung des Reichetages haben die Berkanbiungen 
über den Jeſuiten⸗Orden gegeben. 

Die Thätigfeit des Jeſuiten-Ordens im Gebiete des Deutfchen Reicht mE. 
Gegenftand fehr zahlreicher Petitionen geworben, welche von der einen Geite au 
ein unbebingtes Verbot und eine Ausfchließung des Jeſuiten⸗Ordens am) 
dem Deutihen Reiche abzielen, von ber anderen Seite ebenſo lebhaft für bes 
Fortbeftand und die mohlthätigen Erfolge ber Thätigfeit bes Orben 
eintreten. 

Die Petitionen gegen ben Iefuiten-Orben führen etwa Folgendes auf: 

„Nach ſchwerer, opfernoller Kıiegsarbeit ift unfer Volk zur friedlichen 
Birkfamteit zurlidgelehrt, zum Ausbau feines bürgerlichen und geſellſchaftliches 
ebens. 

Es will zu einer nach innen wie nach außen einigen, ſtarken und frei 
Nation mehr und mehr heranwachſen, mit der Hülfe und unter dem Schutze bi 
Reihsverfammlung, auf deren Weisheit und Klugheit e8 vertrauen bfidt. & 
biefem ſegenverbeißenden Streben und Wirken fieht es ſich in bedrohlichſter und 
gefährlichiter Weife gehemmt und beeinträchtigt durch ben Jeſuiten⸗Orden, Dei 
unter dem Schuge der Geſetze die entgegengejegten Ziele verfolgt und in 
Zeit unfer Vaterland zum Mittelpunkt unbeilvoller Wirkfamleit erforen hat, MP 
er mit feinem Netze mehr und mehr überzieht.“ 

Die Grundfäge und Beftrebungen bes Jeſuitenordens feien in nenefter Zeit 
jo unverhohlen zu Tage getreten, baß es nur weniger Erinnerungen bebärfe, 7# 
biefelben als ſtaats⸗ und kulturgefährlich, insbeſondere ale ndverberblich fÄr 
unfer Vaterland erlennen zu laffen. Ueber ihre Lehre in Betreff bes Berhil⸗ 
niffes von Kirche und Staat und ber verfchiebenen Confeffionen zu einande, 
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ame kein Zweifel befieben. Es genüge, an einige Säte bes vom Papfl aner- 
auten Organs ber römifchen Jejuiten zu erinnern. 

Danach feien alle Fürften verpflichtet, bie katholiſche Kirche als bie einzig 
rechtigte anzuerkennen und alle übrigen Religionsgenoflenichaften zu unterbriüden. 
eligidie Gleichberechtigung, Gewiffens- unb Eultusfreibeit feien ein Gräuel und 
8 Berberben der Böller. Es ſei das ein Syſtem, welches die Staatsorbnnung 
f gefährde, Haß und Zwietradht-unter den Confeffionen füe, namentlich aber 
theliſche Unterthanen mit Abneigung und Mißtrauen gegen ihre anbersgläubigen 
fen und Staatsmänner erfüle. 

Diefe Lehren würden in Deutichland offen verbreitet, zugleich aber ſtehen 
a Sefniten-Orben ungeheure Machtmittel zur Berwirklihung feiner Pläne zu 
kbete. Zahlreiche Mitgliever des Ordens feien namentlih in Preußen un- 
midſich thätig, auf der Kanzel wie im Beichtſtuhl, durch Abhaltung außer- 
dentlicher Vollsmilfionen, Erercitien für Weltgeiftlihe, Leitung unzähliger 
käberfehaften und Vereine für jebes Alter und jeden Stand. Es fei ihnen ge- 
ngen, einen großen Theil ber Seeliorge an ſich zu ziehen, namentlich Cinfluß 
X die Frauen zu gewinnen. Außerorbentlich ergiebige Geldquellen fihern und 
nmehren ihre Macht. Faſt in allen Didcefen baben fie fih Einfluß auf bie 
mbildung ber Geiftlichen zu verichaffen geſucht, und fo fei denn das gejammte 
Meile Leben der deutichen Katholilen fchon jetzt mehr ober weniger vom @eifl 
nes Ordens inficirt. ° 

Wenn bie Gejengeön bes Deutſchen Reichs bie freie Bildung von Ber- 
men gewãhrleiſte, fo nne fie unmöglich ſolche Vereinigungen für zuläffig erachtet 
aben, deren Beflrebungen die Grundlage und bie Lebensbebingungen bes Reiches 
Ser untergraben.“ 

Die Petitionen zu Gunſten ber Jeſuiten find in bei Weitem größerer 
AM eingegangen, als bie entgegengefegten. In denſelben wirb im Wefentlichen 
folgendes ausgeführt: 

„Geſetze, wie fie gegen bie Jeſuiten beantragt werben, würben bie bürger⸗ 
ide, wie bie refigiöfe Freiheit ber Einzelnen, wie aller Katholiken auf das Tieffte 

‚das Prinzip der Intoleranz in die Gefetgebung einführen, bie Selbft- 

feit der katholiſchen Kirche im Deutſchen Reich fchwer verlegen. Die Ka- 
fönnen Niemandem, am wenigften ihren erklärten Feinden ein maßgeben- 

8 Urtheil darüber geftatten, welche Anftalten, Bereine oder Orden in ihren 
zden ihrem religiöjen Interefje und kirchlichen Leben förderlich jeien ober nicht. 
dies zu beurtbeilen ſei Sache ihrer kirchlichen Autorität und innere Angelegenheit 
ker Ricche. &e ſei aber Unwiffenheit und Verleumdung, wenn man bie Thätig- 
At der Zefuiten als eine bem Reich und bem confeifionellen Frieden gefährliche 
eihne. Sie gehen von benjelben Männern aus, welche alle glaubenstreuen 
latheliken, ja die Kirche ſelbſt als ſtaatsgefährlich und reichsfeindlich verdächtigen. 

Der confeſſionelle Friede ſei durch die Jeſuiten in keiner Weiſe geſtört 
eben. Bei ben mit ihnen Verkehrenden oder ihrer feelforgeriichen Leitung An- 

fei nirgend die den Geſetzen und der Obrigkeit ſchuldige Achtung ver- 

Kindert worben, im Gegentheil jeien die Jeſuiten beftrebt, ba® Anfehen der Auto» 

zu beben. Im den Kriegen von 1866 und 1870—71 feien Alle, auch 

It Wenige aus ber Gefellichaft Jeſu, freiwillig zur Vertheibigung bes Vater⸗ 
des ins Feld gezogen. 

Der Orden fei ein von ber Kirche gut gebeißener und ſtehe bemgemäß auf 
Mm Boden ber römifch-Tatholifchen Kirche, deren Selbſtſtändigkeit und Beſitz von 

alten im Artikel 15 der preußifchen Verfaſſung garantirt fei.“ 


Die Commiſſion des Reichtages, welcher bie Petitionen zur Bor- 
überwiefen wurden, war in ihrer großen Mehrheit der Anficht, daß bie 
Yeforgnife in Betreff der Wirkjamkeit der Jeſuiten begründet feien und brin- 


— Anlaß zur Beachtung und Gegenwirkung Seitens der Staatsbehörden 
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Zn dem Commiffionsberidhte ift auf die Thatſachen in Betreff be 
urſprünglichen Stiftung und des Zweds des Jejuiten-Orbens, jeine a h 
unter den Orbensgeneral in Rom, auf den geſchichtlich nachgewiejenen E 
des Orbens auf Kirhe und Staat von feiner Gründung bis zu feiner Auſ 
bebung durch päpftliches Breve, von feiner Wiederberftellung bis zu feiner heutigen 
Wirkſamkeit hingewieſen. 

Man möge dieſe Thätigkeit bewundern oder fürchten: im jedem Falle ſtele 
fie die mädhtigfie Organiſation dieſer Art in geſchloſſener, ſtreng monarchiſget 
Verfaſſung dar, — in einer einheitlichen Einrichtung, in welcher bas beutig 
Deutiche Reich nur eine von zwanzig und mehr Provinzen darftelle. 

Diefe Natur der Gejellihaft Jeſu beſtimme nothwendig eine befimmk 
Stellung der Staatögewalt. So viel bekannt, ſei in ten zu bem heutigen Det 
ihen Reich gehörigen Staaten nirgends durch eine Verorbnung ausdrädiich ber 
Orden zugelaffen. 

Wo er beftehe, berube ex auf dem Grunde des freien Bereinsrehts und 
ber Selbftftändigleit jeder Religionsgejellicaft in der Verwaltung ihrer Angeleger 
beiten, — wobei bie Borfrage bleibe, ob eine Organifation, wie bie bes Jejuies 
Ordens, in das Gebiet des freien Vereinsrechtes fällt, und ob fie lediglich cm 
eigene Angelegenheit der Kirche bildet. Ein Orben mit ber Verfafjung bie 
Geſellſchaft ſei in der That kein Privatverein, feine Vergeſellſchaftung von „Preuben” 
zu erlaubten Zweden, ſondern es ſeien eiblich verpflichtete Mitglieder einer 8 
ſtreuger Unterordnung feft geichloffenen Körperſchaft, welche -fich über bas gan 
Gebiet der Fatholifhen Kirche erftrede unb ihre Oberen im Auslande habe, des 
Anweiſungen zu befolgen fie ſich eiblich verpflichten. 

Dem Staat fehle dem gegenüber der Anhalt zu einer fchütenden Thäig 
feit. Daß die Mitglieder des Ordens in der Seeljorge dem Didceſanbiſchof unter 
georbnet find, treffe den Punkt nicht, um den es ſich handle; denn bie fyftematiihe 
Einwirkung der Ordensverbindung auf die einzelnen lieder, die vou ihnen ge 
leitete Thätigkeit der Vereine entziehe fih der zufammenhängenden Kenntniß ad 
Controfe des Staats. Diefe Art der Thätigkeit habe in der Geſchichte der Orden 
ſtets gewalter, und laffe fi doch nie durch juridiſche Beweiſe feftftellen. Jeder 
nit zu diejer Barteiorganifation Gehörige ftehe einer unſichtbatts 
Macht gegenüber, welde überall thätig und doch nirgends in einM 
verantwortlihen Organ zu finden jei. Cine foldhe Organifation e 
eine Gefährdung des kirchlichen Friedens, bie in einem paritäli 
Staat mit gleihem Schutz und gleihem Recht anderer Belenntniffe praktiſch hl 
zufammen befteben könne. Eben deshalb Dürfen paritätifche Staaten fi si 
indifferent dagegen verhalten. 

Das in diefer Lage Nothwendige fei die Herftelluug der Autoritil 
bes Staates und der Staatsgejete nah einheitliden Grundſäten 
Allerdings fei jolden Zuſtänden nicht Durch bloße Polizeiverbote zu helfen, ſonder 
buch zufammenbängende Mafiregein der Gefeggebung und ber # 
gierungen innerhalb ihrer Kompetenz. 


dehi Der Autrag der Commiſſion ging auf Gruud dieſer Ermägung® 
ahin, 

bie ſämmtlichen Petitionen dem Herrn Reichskanzler mit dem Erſuchen zu Ber 

weiſen, aus dem Inhalt derſelben es zur Kenntniß der verbündeten Regierurge 

zu bringen, in wie weitem Maße der Orden Jeſu und die von ihm geleitet 

Einrichtungen und Bereine auf dem Boben des freien Vereinsrechts ie 

ehätigteit innerhalb des Deutſchen Reiches entwidelt haben, fowie mit ber Auf 

orberung: 

I. die verbünbeten Regierungen zu veranlaffen, fi über gemeinſan 
Grundſätze zu verftänbigen in Betreff der Aulafjung religidie 
Drben, in Betreff ver Erhaltung des Friedens, der Slaubent 
befenntniffe unter fih und gegen die Verfümmerung ſtaatt 
bürgerliher Rechte durch die geiftlide Gewalt; 
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intbeſondere aber 

D. womöglich nod in biefer Seffion dem Reichstage einen Gejekentwurf vor⸗ 
zulegen, durch welden die Niederlafjung von Mitgliedern ber 
Geſellſchaft Jeſu und der ihr verwandten Cougregationen ohne aus⸗ 
drückliche Znlaſſung ber betreffenden Landesregierung unter Strafe 
geftellt wird.” 


Berhandlung im Reidhötage”). 


Zu dem Kommiffionsantrag wurde vom Abg. Wagener folgender 
Berbefferungsantrag geftellt: 


„Sämmtliche Petitionen dem Neichsfanzler zu überweilen mit ber Auf- 


g: 
1) darauf binzuwirlen, daß innerhalb des Reiches ein Zuftand bes 
öffentlihen Rechtes hergeftellt werde, welcher den religiöfen 
grieben, die PBarität der Olaubensbelenntniffe und den 
nk der Staatsbürger gegen Berfümmerung ihrer Rechte 
durch geiftlihe Gewalt ſicher ftellt, 

2) insbefondere einen Gefetentwurf vorzulegen, welcher auf Grund bes Ein- 
ganges und ter Nr. 13 und 16 bes Art. 4 der Reichöverfaffung bie 
tehtlihe Stellung der religidfen Orden, der Congregationen 
und Genofjenjhaften, bie Frage ihrer Zulaffung und deren Bebin- 
gungen regelt, jo wie bie ſtaatsgefährliche Thätigkeit derſelben, 
namentlidh der Gefellfhaft Jeſu, unter Strafe ſtellt.“ 


Aus der Rede des Abg. Wagener zur Begründung diefes Antrages: 


„Meine Herren, es handelt fich bei biejer Berathbung um bie tiefften Fragen 
ber Gegenwart. um bie Fragen, die nach beiden Seiten bin über bie Greibeit 
nicht blos der Kirche, ſondern auc Über die Freiheit der Staaten und bes Deut- 
Reiches enticheiden werden. Fir uns banbelt es ſich nicht darum, eine 
Luechtſchaft der Kirche zu begründen oder anzubahnen, ſondern es handelt ſich 
an, die Freiheit der Staaten gegen Grundſätze und gegen Uebergriffe zu ver- 
tbeidigen bie leider nur zu ſehr mit Händen gegriffen werden können. Fürchten 
Sie nicht, daß ich anmaßlich genug ſein werde, mich in Ihre kirchlichen Angelegen⸗ 
einzumiſchen, daß ich mir erlauben werde, darüber abzuſprechen, was ein 
latholiſcher Chrift glauben oder nicht glauben ſoll, — das iſt Ihre Sache. — 
Bir wollen unverworren fein mit allen den Beftrebungen, die 
»Leſniten“ rufen und Kirche und Religion meinen; wir wollen ung 
nicht einmiſchen in die inneren Angelegenheiten weber ber katho— 
Üben noch der evangeliichen Kirche, und ich kann in dieſer Beziehung die 
cherung geben, daß wir unfererjeits nichts lebhafter wünfchen, als endlich auch 
den Arm des Staates aus ber evangelifhen Kirche entfernt zu feben, damit fie 
den Stand geſetzt und befähigt werde, ſich auf ihre eigenen geiftigen unb geift- 
Kräfte zu ſtützen. 
Ein (katholifcher) Redner hat bie Frage vorgelegt, wer denn eigentlich biejes 
Zerwürfniß angeregt und veranlaßt hätte, von wen es denn ausginge, 
RB wir jeßt in biefer Weiſe die Frage behaubeln und uns darüber auseinanber- 
Ben follen? Meine Herren, genau von bem Tage an, wo Sie das 
eticanifhe Eoncil eingeleitet und getrieben haben, genau von dem 
‚age an datiren die religidjen Wirren in Deutſchland. Es war ein 
rrihum meines Vorredners, wenn er den jetigen Zuſtand auf bie außerordent⸗ 
de Stärke ber katholiichen Kirche zurüdführt. Ich theile diefe Auffaffung nicht; 


*) Die Verhandlungen über die Jefuiten » Betitionen und liber das Sefuitengejeg fanden ohne 
sfönliche Berbeiligung des erkrankten und beurlaubten Reichslanzlers flatt. 
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ih führe den jetigen Zuſtand zurlid auf eine außerorbentliche Schwäde ber Re 
ierungen. Die Regierungen haben eine unverantwortlie Nachficht auf dieſen 
ebiete geübt, fie haben ein unverantwortliches Gehenlaffen bewielen, und de 
Durch find Sie ſcheinbar erftarkt, dadurch find Sie berauſcht, deshalb halten Gie 
fi für mächtiger, als Sie find. Sie werben bald bie Flügel einziehen, 
wenn Sie merlen, Sie haben es mit einer arten Staasgewalt js 
tbun, bie nit mit fi fpaßen läßt. 

Weiter möchte ich dem Vorwurf begegnen, als ob es ſich bei unferem I 
trag und unferem Vorgehen irgendwie um einen Angriff gegen bie Tatholiike 
Kirche handle. Wir biren ja aus Ihren Reben, daf Sie ſehr geneigt find, bie 
jet in Rom herrſchende Partei mit der katholifhen Kirche als gleichbebenten 
Darzuftellen ; wir aber find überzeugt, e8 giebt in ber tathotiicen Lirde 
eine große weit verbreitete Bartet, die fihb mit Geufzen bar 
nah fehnt, von dem Drude, den diefe jekt in Rom herridendt 
Bartei auf die katholiſche Kirde im Ganzen und Großen ausäßt, 
durch eine zwedmäßige Haltung der Reichsregierung befreit 38 
werden. — — 

Am 10. over 20. April 1871, vor Schluß des Concils, ba wurbe von eine 
Anzahl hervorragender katholiſcher Kirchenfürften ein Schreiben an das Konzil dir 
gereicht, worin ausbrädiih aufmerffam gemacht wurde auf bie Bebeutung, bi 
Die Prollamation dieſer politifchen Säte nothwenbig für das Berbältuih von 
Staat und Kirche haben müßte. Diefe Biſchöſe haben damals Darauf bingewiren, 
daß fie fih, wenn biefe Säge angenommen würben, fortan in ber Lage ber 
fänden, in ber Schule Über das Verhältniß des Staates zur Lirche 
anders zu lehren, wie bis dahin gefhehen fei. — — Und jer 
Kirchenfürften haben bann weiter wörtlich gelagt, daß Niemand glauben wär, 
wenn von Latholifcher Seite verfihert würde, es würde biefen Dingen ja ga 
feine praktiſche Konjequenz gegeben werben. Es heißt in bem Schreiben wärtkd: 
„Hohnlachend würden die Gegner antworten, es ift enblich evibent geworben, di 
jeder Katholik ein geborner Feind des Staates ift, da er fih im Gewiſſen 
für verbunden eradtet, fo viel er kann, dazn beizutragen, baß alle 
Reihe und Völker dem römifhen Bapft unterworfen werben.” Un 
jet werben diefe Lehren von den preußifchen Bifchöfen bereits als felbfiverfänt 
lich hingeſtellt. So hat der Bifhof Kremeng als unzweifelhaft den Gay fir 
eftellt, daß, wenn ſtaatliche Geſetze mit kirchlichen Vorſchriften in Gonfkt 

nden, e8 ſich natürlich von ſelbſt verfieht, daß die Hirchfichen Vorſchriften ber 
Borrang haben. . 

8 iſt unmöglich, daß eine dentſche Reihsregierung mit ge 
falteten Händen einer Thätigkeit gegenüberfieben kann, welde die 
Sundamente des Staates in Erage eilt, die in Frage ſtellt, ob bie 
tatholifhen Untertbanen auch durch die Geſetze verpflichtet find, of 
die katholifhen Kleriker fih mit irgend einer kanoniſchen Sagun 
einer flaatlihen Pflicht entziehen dürfen. Ein folder Zufend 
ber die Gewiſſen verwirrt, ber bie Moral zerfiört, der bie Geſehe 
illuſoriſch macht, ein folder Zuftand if für jede Regierung ein 
unmöglider und unerträglider. 

Meine Herren Sie berufen fih auf bie Verfaffungsurfunde. Ich möhk 
fagen, wie fommen Sie dazu, ſich für die Untergrabung ber Kunde 
mente bes Staates auf feine GOrundſätze zu berufen? SM dens ® 
preußifche Verfaſſungsurkunde beifpielsweife, ift diefe etwa ein Freibrief für de 
jest in Rom herrſchende Bartei, oder ift fie ein Privilegium für den Zefuitenerber? 
Die preußiiche Berfaffung ift ein Geje über bie Rechte und giuhten ber pres 
ßiſchen Untertbanen, indem bie Rechte und Pflichten auf das Genanefte mit dw 
anber verbunden find, wo bie ſelbſtſtändige Berechtigung ber Kirche nicht wei 
gebt, als Die Berechtigung der Religionsfreiheit, und wo Die Religionefreiheit 
ihre Grenze hat an der Erfüllung der ſtaatsbürgerlichen Pflichter 
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an Sie bie ſtaatsbürgerlichen Pflichten unter dem Vorwande 
Religion verrathen und verläugnen, dann ſchädigen Sie nicht 
lein Ihre Kirche auf das Tiefſte, ſondern Sie machen unmöglig, 
Bber Staat diejenige Stellung gegen biefelbe behalten Tann, 
ver bis jet inne gehabt hat; Sie machen es unmöglich, als eine 
techtigte Corporation noch eine Gefellfhaft anzufeben, die fi 
Staat im Staate gebehrdet, und noch bazn mit einem aus- 
engen Dberhaupt. 

n8 intereffirt ftaatli der Papſt gar nicht; wir haben es 
t preußiſchen und deutfhen Untertbanen zu thun, unb biefe 
aßiſchen und deutſchen Untertbanen haben dem Geſetze zu ge- 
chen, unb wenn fie das nicht freiwillig wollen, dann wird und 
B man fie zwingen. 

Das ıft der Sinn unferes Antrages. 

Die Deutfhe Keihsregierung wirb fih bie Frage zu ftellen 
ven, weldhe Stellung fie zu dem Berfud, jene Dinge in Deutſch⸗ 
Id praftifh zu machen, einzunehmen haben wird, und bie Be- 
bung biefer Frage ift mir viel wichtiger und tiefgreifenber, ale 
das wüſte und zwedlofe Rufen gegen ben Jeſuitenorden nad 
ner Befeitigung und Austreibung. 

sch verhehle mir durchaus nicht, daß bie geiftigen NRömerzüge, zu welchen 
jest aufgerufen werben, vielleicht ebenfo mit Gefahr verbunden find, als vor 
kn die militärifchen. Aber wir werben biejem Kampf gewachien bleiben, 
un wir die Regierungen und bie politifhen Gewalten genau auf 
Gebiet befhränten, wo fie berechtigt find und — was bas Ent- 
bende für alle biefe Fragen ift — wo fie aud bie Möglichkeit Der 
elutive haben. Das Hineingreifen in die inneren kirchlichen 
gelegenbeiten, das Hineingreifen in das Gewiſſen, das ver- 
tfeih; man wird nur dann babin gelangen, dem Kaifer zu 
en, was des Kaifers if, wenn man babei auch nicht vergißt, 
tt ju geben, was Gottes if. Aber wir werben niemals uns in 
Satz gefangen nehmen laflen, zu glauben, ober unfere Praris darnach 
richten, daß ber Papft in Rom an Stelle bes lebenbigen Oottes getreten 
*, nnd daß wir ben Sätzen von ba aus gehorchen follen, in bem Gegen- 
:, man müſſe dem Papft mehr geboren, ale dem Kaiſer. Das iſt bas 
dgeſchrei der jett in Rom berrichenden Partei, unb mit biefem Feldgeſchrei 
den Sie entweder ven Staat zu Inechten juchen, ober ben Staat zwingen, das 
Berfte gegen bie Kirche zu thun, um fich feine eigene Freiheit zu bewahren. 
— Der Staat fann niemal® darauf verzichten, auf feinem eigenen Gebiete 
2 eigene Souveränetät feftzubalten und alles Das von fih fern zu halten und 
befeitigen, was biefe Souveränetät in Frage flellt. 

Ih richte deshalb an Sie die Bitte, überjchreiten Sie nidht das 
aategebiet dadurch, daß Sie einen kirchlichen Orden unter feiner 
glicen Bezeihnung ale Ihren einzigen Angriffspuntlt bin- 
llen, fondern halten Sie fih an vie Süße, welde von dort her 
'die leitenden proflamirt werden, und forgen Sie dafür, daß 
je Sätze nicht in die Braris überſetzt werben bürfen. 

Es ift ja nicht von ungefähr, daß bie kirchlichen Zermwürfniffe nach der Zeit 
mſammenfallen mit ber Aufrihtung bes Deutſchen Reiches. Sie wiſſen, 
an bauptfächlich das Deutiche Reich zu Grunde gegangen iſt; Sie wiflen, was 
Deniſchland Völker und Fürften an den äuferfien Rand des Unglüds gebranht 
' Gie dürfen nicht zweifeln, daß wenn es in Deutichland eine Partei giebt, 
das Deutfche Reich Spalten und zerflören will, fie wiederum einfegen wirb in 
en religioſen Gegenſatz.“ 


WR Blomarc. II. 82 


„Zre verbiindeten Regterungen find von folgender Erwägung 
Die Tätigkeit des Irbens der Jeiniten in feinen einzelnen Ditg! 
eine Sefabr für Das Reich une ſtört den Krieden im Rı 
alle das Mittel eine cn, a dem Arierensitörer auf be 
Hausrehts dieſe weitere Störung tes Frietens unmöglig zu mı 

laubten, daß biefes gelingen Tune, wenn man in Bezug auf die 
rdeng der Iefuiten eine Beihräufuug des fonft allen anderen beu 
dürgern zuftchenben Rechts, fid frei im Deuticen Reihe zu ber 
walten, eintreten ließe. 

Demgemäß verlangt ber Gefegentwurf von Ihnen bie Erm 
wo bie Thätigfeit des einzelnen Iefuiten eine Gefa 
inneren Frieden bes Reiches bewirle oder beforgen K 
Sriebensförer aus biefem Orte feiner Thätigleit au 
fönnen; um abzuwarten zu bürfen, ob er, entfernt aus den Kreif 
gefährlichen Thätigkeit an einem anderen Orte mit berjeiben Thätigd 
beginnen möchte. 

Ee ift nicht zu verfennen, baß in biefer Befchränfung eines ber 
Deutfcien verbürgten ftaatebürgerlichen Rechte die Ermächtigung zu e 
Eingriff in bie Freiheit bes Einzelnen von Ihnen verlany 
von dem Xugenblid an, wo anerkannt it, daß bie unbeichränfte 
Ordens und feiner Mitglieder eine Gefahr für ben Frieden dee i 
führt, iR man nur in ber Ausübung des Rechtes der Nothweh 
zu biefem Mittel ber Ausweifung greift. 

Die verbünbeten Regierungen erfennen es ausbrüdlih an, ba 
eben nur ein proviforifhes Nothgefek im Stande ber Notl 
baß eine umfafiende Regelung ber Fragen, bie in Ihren übriger 
enthalten find, auch zu einer weiteren umfaffenten Regelung der 
Überhaupt unb insbejonbere der Fragen über ben Diden ber I 
wirb. 

Einen Einwurf aber weifen wir ſchon jegt und im Bor 
Energie zurüd, ben Einwurf nämlich, als ob biefe® Gefeg etı 
gemünzt gegen bie katholife Kirhe, und baß e6 barn 
getban fei, bie Intereffen der katholiſchen Kirche zu 
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‚ner, als ber Gedanke einer Feindſeligkeit gegen die katholiſche 
tee, denn wir wollen uns nicht den Orden der Sefuiten mit der 
tholifhen Kirche identificiren laffen.“ 


Die Nothwendigkeit des fhleunigen Vorgehens gegen die 
eſniten wurbe bei der erftien Lefung vonallen Parteien außer ber 
tbolifhen Eentrumspartei und einem Theil der Fortfgritts- 
irtei anerlannt und demgemäß beſchloſſen, ohne vorgängige 
ommiffionsberathung zur zweiten Lefung im Reichstage ſelbſt zu 
reiten. 

Doc hatten fich bereits in ber erften Leſung mehrfah Stimmen erhoben, 
fe den Entwurf der Regierungen als zu mild unb zu unbeflimmt er- 
hten. Im der Zwijchenzeit von ber erften bis zur zweiten Leſung fanden ver- 
mühe Berathungen zwiichen ben verfchiedenen Parteien bes Reichstags ftatt, 
de zur Bereinbarung eines anderweitigen Entwurfs führten. 


Der Entwurf des Reichstags lautete: 

„8. 1. Der Orden der Geſellſchaft Iefu und die ibm ver- 
wandten und ordensähnliden Kongregationen find vom Gebiet 
bes Deutihen Reichs ausgefchloffen. 

Die Errihtung von Nieberlaffungen verfelben ift unterfagt. Die zur Zeit 
beftehenben Niederlaffungen find binnen einer vom Bunbesrath zu beftimmenben 
Frif, weiche ſechs Monate nicht Überfteigen darf, aufzulöfen. 

8. 2. Die Angehörigen bes Ordens ber GSejellihaft Jeſu ober der ihm 
verwandten Orden ober orbensähnlichen Congregationen fünnen, wenn fie Aus- 
länder find, aus dem Bundesgebiet ausgewiefen werben; wenn fie Innlänber 
And, ann ihnen ber Aufenthalt in beftimmten Bezirfen ober Orten verfagt 

angemwiejen werben. 

8.3. Die zur Ausführung und zur Sicherftellung des Vollzugs biejes 
Geſetzes erforderlichen Anorbnungen werben von Bunbesrathe ‚erlaflen.“ 


Aus der Schlußrede des Abgeorpnneten Dr. Oneift. 


‚ „Meine Herren! ſolche Gejeke find Feine Ausnahmegefete. Sie er- 
emen nur als foldhe, wenn man bie Rüdfiht auf die Rechte des Staates ale 
ie Ausnahme anfieht. 

Bir Alle haben vor religiöfen Ueberzeugungen eine gegenfeitige Hochachtung. 
KT möge man ſich zu Gunſien des Jefuitenordens nicht auf Das Recht der 
eten Bereinigung aller Preußen berufen. Nein, meine Herren, das ift ein 
brauch des Namens Freiheit, gegen den ich proteftiren muß. Es han- 
R fi bei dem freien Vereinsrecht um bie Freiheit ber Nation, zu dem Zwecke 
æt geiftigen und gefellichaftlihen Entwidelung in gemeinſamer Xhätigfeit fidh 
dereinigen. Sie follen die Herrfhaft ber Iefuiten über Kirche und Staat aber 
f unter der falfhen Rubrik der Freiheit bei uns einführen! Es handelt ſich 
der Freiheit des Iefuitenorbens um etwas ganz Anderes, als um bie 
ie Bereinigung der Preußen, an die unfere Verfaffung gedacht hat. Es handelt 
ı der nicht um einen Verein, fondern um eine fefte bierarhifche Kaften- 

Rung, bie das Gegentheil von freier Bereinigung iſt. Es handelt 
I) Dier nicht um einen Verein für beſtimmte Zmede mit gemeinichaftlichen 
ein, jondern um eine Thätigleit nach den Befehlen eines auß- 
tigen Oberen und den Gehorfam gegen dieſe Befehle. 
eine Herren! Lafjen Sie uns bie beiberfeitigen Standpunkte Har halten. 
X befäimpfen ven Jeſuitismus als einen fremden Geift, ben wir verberblich 

ſehen gegen unfere geiftige und nationale Entwidelung. — Sie kämpfen 
t den Sefuitenorben, als für ein Ihnen liebgeworbenes Element ber katholiſchen 
32* 


Li, tar. Aus der Rede des Praſidenten des Kerpat, 
Staats-Miniſters Delbrüd bei der dritten & 


„Ich babe die Verpflichtung, Namens ber verbündeten Reg 
Neuem ben Standpuuft zurüdzuweijen, welder den Jeſuitenorden r 
Hifchen Kirche ibentificirt (a18 gleihbebeutend anfieht). Die verbü 
rungen fönnen ihrerfeits dieſen Stanbpunft ebenjo wenig jetzt anert 
ihn anerfannt Haben, wie Ihnen das Gefe vorgelegt wurde. Cie 
Behauptung nur eine willkurliche Verrücung offenkandiger Thatſach 
Berrüdung, bie fie um fo tiefer beflagen, al8 fie —— dienen Iann, 
in weiteren Kreifen über dieſes Haus hinaus bes Character zu er 
fie trägt, und ihr einen Character aufzubrüden, ben fie nicht hat. 

Der Herr Borrebner hat fodann ausführlich verbreitet it 
welche wohl ber angreifenbe Theil fei in ber vorliegenben Frage. 
ba, wenn ba® Reid eine Mafregel trifft, die e8 zu feinem Cd 
wendig hält, baß es dann auf feine Erfenntniß anfommt, ob es fi 
fühlt, unb micht darauf, ob Richtungen, weiche bem Angreifer nahe 
Angeiff nicht erfennen wollen. Ueber bie Frage ber Notkiwehr hal 
an entfcheiben, ber angegriffen ift. 

Wir leben in einem fehr neuen Staatsweſen, das durch g 
Crfdtterungen heroorgerufen iR, unb wir würben, glaube id, eine 

ehler — wenn wir uns ber Täufhung hingeben wollten, | 
utfche Reicheverfaffung durch das Reidegeiegbiart werfünbet if 
fertig und in Orbnung fei. 

Wir werben uns nod lange Zeit lebenbig zu veı 
tigen haben, baß bie Berfaffung, daß dieſe neue Schöpf 
bat, nit blos äußere, fondern auf im Innern, und 
Bertretung bes Reiches bie Ueberzeugung gewinnt, baf 
inneren Beinden ein Orben gehört, welder mit große 
geifigen und materiellen, ausgerüftet, mit einer felte 
nifatton begabt, ein feftes Ziel verfolgt, fo if fie 
diefen Angriff zurüdzuweifen.“ 
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Die veränderte Stellung Roms und der Biſchöfe. 


Aus der „Provinzial- Corresponbenz” vom 19. Juni. 


„Einer der Führer ver Tatholifchen Partei im Reichstage, ber Abgeorbnete 
Bindthorft (Meppen) fagte bei der erſten Berathung des Jeſuitengeſetzes: 

„Wenn Sie uns in brüsfer Weije ben Krieg erklären — wohlan, dann 
ollen Sie ihn haben! Sagen Sie dann aber nit, da wir ben Streit be- 
ſonnen. Sie wollen denſelben batiren von dem vaticanifchen Concil, Sie finden 
vn Grund deſſelben in dem Syllabus und der Enchklika; das ift unwahr! bie 
ort ausgefprochenen Säte, foweit fie das Verhältniß von Staat und Kirche be- 

en, find bereits in ber Bulle Unam sanctam enthalten, und ich be- 
jreife nicht, wie fih Staatsmänner und Brofefforen finden fönnen, 
ge behaupten, es fei in biefem Verhältniß irgent Etwas ge- 
adert.“ 

Der Abgeorbnete bat in einer Beziehung Recht: in ber Gefchichte ber 
Päpfe ift der Anfpruch auf abfolute Herrichaft auch über alles Weltliche nicht 
cn, und ben fchroffften Ausdrud hat diefer Anfpruh in ber Bulle des Papſtes 
Bonifacius VID. (Unam sanctam) gegen den König Philipp den Schönen 
won Frankreich gefunden. 

Wie wentigaber bie Behauptungen bergenannten Bulle bisher 
menropäifhen Staatsreht und in der Kirchenlehre ſelbſt zur An- 
tlennung gelangt waren, bavon haben deutſche Biſchöfe noch auf 
ſem legten vaticanifhen Eoncil unummunden Zeugniß abgelegt, 
Krabe um den Bapft zu beftimmen, bie bedenklichen und gefahrdrohenden Folgen, 
relhe durch die Werfünbigung ber pähftlichen Unfehlbarkeit in den Beziehungen 
Reifen ber Kirche und ben weltlichen Regierungen einzutreten brobten, zu verhüten. 

In einer Vorftellung vom 10. April 1870, welche vom Carbinal-Erzbifchof 
Raufher (zu Wien) verfaßt unb von einer großen Zahl franzöftfcher, öſter⸗ 
richiſcher ungariſcher, italieniſcher, engliſcher, ſpaniſcher, portugieſiſcher und 
merilaniſcher Biſchöfſe, ſowie von ben deutſchen Biſchöfen von München, 

amberg, Augsburg, Trier, Ermland, Breslau, Rottenburg, Mainz, 
nabrüd, vom apoſtoliſchen Vicar von Sachſen und vom Biſchof Namsza- 
lowsti unterzeichnet war, wurde in bringenbfter Weile bie Nothwenbigfeit ber 
gfältigften Prüfung der Frage von der Unfehlbarfeit des Papftes gefordert, 
erehmlich um eines Bedenkens willen, „beffen höchſte Wichtigleit Niemandem 
Algehen könne, ber Gott Über der Seelen Heil Rechnung legen müſſe“, — benn 
Aare direkt das Verhältniß der katholiſchen Lehre zur bürgerlichen Ge⸗ 
aft.“ 


Die Biſchöfe wieſen darauf hin, daß die Päpſte des Mittelalters, indem ſie 
dem Maßſiabe ihrer Zeit urtheilten und durch falfche Nachrichten über Päpfte 
derer Jahrhunderte, welche Kaifer abgefetst hätten, getäufcht wurden, beftimmt 
"Mbten und ausfpraden: es fei ihnen von Oott das Recht verliehen, 
ET alle weltlihen Angelegenheiten zu gebieten unb zu richten! 
M Ghriftus der Herr babe dem heil. Petrus und befien Nachfolgern zwei 
erter übergeben: das eine das geiftliche, das fie felbft trilgen, das andere 
Weltlihe, das bie Fürften und Soldaten nad ihrer Weiſung zu tragen hätten. - 
„Dieje Lehre von dem Verhältniß der päpftliden Gewalt zur weltlichen, 
agen die Biſchöfe weiter, hat Bonifaz VIII. in der Bulle „Unam Sanctam“ 
Tentliht und allen Gläubigen anzunehmen befohlen. Es giebt einige, die zur 
tigung der Schwierigkeiten behaupten: Bonifaz habe nichts befinirt als: alle 
Kfchen jeien verpflichtet, den römifchen Papſt als das von Chrifto beftellte 
Kt der Kirche anzuerlennen; wer aber bie Vorgänge zwiſchen Bonifaz und 
dlipp dem Schönen kennt, dem kann bie Meinung bes Papſtes nicht im 
erfel ſtehen. Uebrigens haben bie Päpfte bis zum 17. Jahrhundert öffentlich 
xt: die Gewalt über das Weltliche fei ihnen von Gott übergeben worben, und 
en die entgegengefete Meinung verdammt. 
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Eine andere Lehre Über bie Beziehung der geiftlichen Gewalt zur welt 
Iihen legen wir und faft alle Bifchöfe der fatholifhen Welt dem drif- 
fihen Volke vor. Wir lehren nämlich: ungleich fei allerbings die Würbe beider 
Gewalten; denn wie ber Himmel die Erbe überragt, fo find bie ewigen Güte, 
welche den Menſchen mittelft der geiftlihen Gewalt zulommen, böher als bie zeit 
lichen, zu deren Erhaltung oder Mehrung die bürgerliche Gewalt unmittelbar ber 
rufen ift; jede (diefer Bewalten) fei aber in dem ihr anvertranten 
Gebiete nad Sott die höchſte, und in ihrem Walten ber andern 
nit unterworfen. 

Der weltliche Fürſt, als Glied der Kirche, fei ber kirchlichen Gewalt unter 

eben, weldyer nach göttlicher Einrichtung das Recht verliehen ift, auch Kaifer und 

Könige mit firhliden Strafen zu ahnden, nicht aber das Recht, fie abzujehen 
und die Untergebenen des Gehorſams zu entbinden. Die Gewalt, Könige und 
Kaifer zu richten, welche die Päpfte des Mittelalters ausübten, fei ihnen umier 
einer befonberen Geftaltung des üffentlichen Rechts zugeſtanden geweſen; uch 
dem vollftändigen Umſchwung in den öffentlihen Inftitutionen, und ſelbſt in ben 
Privatverhältniffen, fei fie jedob fammt dem Fundament, auf welchem fie ruht, 
entihwunben. 

Was wir Über das Verhältniß ber kirchlichen zu ber bürgerlichen Gemalt 
lehren, ift nicht® neues, fondern jehr alt, und durch die Uebereinffimmung 
ber heil. Väter und die Ausfprüde und das Beifpiel aller Bäpfe 
bis auf Gregor XII. beftätigt; Daher zweifeln wir nicht, Daß Dies volllommer 
wahr jei, denn Gott wolle verhüten, daß wir wegen ber Bebürfniffe ver Zeiken 
den richtigen Sinn bes göttlichen Gefetes fälſchen wollten! Es müffen jedoch 
die Gefahren angezeigt werben, welde für die Kirche aus einen 
Decret (dem Beſchluſſe der päpftlihen Unfehlbarkeit) entſtünden, 
Das mit dieſer unjerer Lehre nicht Übereinftimmte. 


Es ift Niemandem unbelannt, daßes unmöglich ift, Die bürger 
lihe Sefellfhaft nach der in der Bulle „Unam sanctam* aufge 
ftellten Regel zu reformiren. Wenn ber römifche Papft in dem heil Perrud 
die durch die beiben Schwerter bildlich bezeichnete Gewalt erhalten und nad gilt 
lihem Rechte die VBollgewalt über Völker nnd Reiche erlangen würde, wäre &® 
ber Kirche nicht erlaubt, den Gläubigen das zu verbergen. 

Wenn aber die chriftlihe Unterweifung auf dieſe Art eingerichtet wär, 
würde es den Katholiken wenig nüten, zu verfichern, daß Die Gewalt bes heiligen 
Stuhles Über das Zeitlihe eine Sache der bloßen Lehre ſei und zunädft fin 
Gewicht in Bezug auf die Thatfahen und die Greigniffe habe; Pins IX. ek 
nicht entfernt daran, bie Oberhäupter der weltlichen Gejellichaften abzuſeten. 
Denn die Gegner würben hohnlachend antworten: Wir fürchten bie päpfl 
Urtheifsfprüche nicht, aber nad vielen unb mannigfaltigen Verheimlichnugen IR 
es endlich offenbar geworden, daß jeder Katholif, derfid in feine 
Thun durch den Glauben leiten läßt, ein geborner Feind bet 
Staats fei, da er ſich im Gewiſſen verpflichtet fühlt, alles, was er 
fann, beizutragen, daß alle Staaten und Böller bem römiiden 
PBapft unterworfen werden.” — — — 

Soweit die Bedenken und Warnungen ber Biſchöfe kurz vor ber Berlin- 
digung der päpftlichen Unfeblbarkeit. 

Es geht aus viefer Vorftellung unwiderleglich hervor, daß bie Lehren über 
das Berhältniß von Staat und Kirche, wie fie durch das vaticanifche Concil IE 
entſcheidenden Geltung in ber römischen Kirche gelommen find, allerdings bet 
fchroffften Anmaßungen des Papfttbums im Mittelalter, wie fie Papſt Yort“ 
facins in der Bulle Unam sanctam geltend zu machen verfuchte, entiprehert 
— daß aber dieſe Anfprüche feither innerhalb der katholiſchen Kirche kei 
zur Anerkennung als kirchliche Glaubensfäke gelangt waren, daß vielmehr nach 
dem unumtmunbenen Zeugniffe der Biihöfe Rauſcher, Ketteler, Krement- 
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tRer, Ramszanoweli u.‘ fie ſelbſt und „faſt alle Biſchöfe der ka⸗ 
lifhen Welt dem chriſtlichen Volle bisher eine andere Lehre über bie Be- 
rung ber geiftlihen Gewalt zur weltlichen gelehrt haben.” 

Angefihts dieſes Zeugnifles angejehener Biſchöfe ift es in hohem Maße be- 

udlich, wenn ein in katholiſchen Dingen fonft wohl bewanberter Redner aus⸗ 
preden wagt: er begreife nicht, wie ſich Staatsmänner und Profefforen finden 
nen, welche behaupten, e8 fei in bem Berhältniffe von Staat und Kirche irgend 
08 geändert! 
. Die genannten Biſchöfe haben dem päpſtlichen Stuhle im Boraus gejagt, 
jes unmöglich fei, bie bürgerliche Gejellichaft nach der in der Bulle: Unam 
jetam aufgeftellten Lehre zu geftalten, — fie haben im Voraus verkündet, daß 
Staaten fih dem päpſtlichen Sprude nicht beugen würden, daß 
tdie Stellung ber Kirche ber weltlichen Macht gegenüber durch bie Lehre ber 
ſtlichen Unfehlbarkeit eine ſchwere Erjchütterung erfahren müſſe. 


Die Vorſtellungen und die Bitten der kirchlichen Würdenträger (mit denen 
h früheren Kundgebungen faſt alle beutichen Biſchöfe im Herzen übereinſtimmten), 
ne die Mahnungen ber Regierungen haben nicht vermocht, die bedenkliche Ent- 
ung im Concil zu verhindern: inzwifchen ift bie bedenkliche Saat bes Zwie- 
RB aufgegangen. 

Wenn die katholiſchen Abgeordneten immer wieder rufen: „jagen Sie 
ht, daß wir den Streit begonnen haben“, — fo ift in jener Vor- 
lung beforgter Bifchöfe die bündigfte Auflflärung barüber zu 
den, von wem und wie ber Streit hberaufbefjhworen worden ift.“ 
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Der Feldprobſt Biſchof Namszanowski. 
29. Mai. Erlaß des Kriegsminiſters von Roon. 


‚ „Der katholiſche Feldpropſt, Biſchoff Namszanowski, hat vor 
gen Monaten dem katholiſchen Diviſions-Pfarrer der 15. Diviſion das 
halten des Gottesdienſtes in der Garniſon⸗Kirche zu Cöln um deshalb 
terjagt, weil ſeitens der Militärbehörde den Altkatholifen die Mitbes 
Yung deffelben Gotteshaufes geftattet worden war. Nachdem er auf daß 
afllichfte darauf aufmerffam gemacht worden war, wie jehr er feine Des 
Miffe damit überfchritten habe, und daß, wenn er verſuchen follte, den 
Mm gedachten Divifions- Pfarrer an der Ausführung berechtigter Befehle 
ner Militär» Vorgefegten zu hindern, die Staatöregierung ſich genöthigt 
m würde, ihn von feinem Amte zu fuspendiren und event. da8 Amt 
M aufzuheben, wandte ſich p. Nams zanowski mit dieffeitigem Vor⸗ 
en an den apoſtoliſchen Stuhl. 
‚ Unterm 21. d. hat nun x. Namszanowski, geftügt auf Weifungen, 
m jest aus Nom zugegangen find, das in Rede ftehende Verbot in 
© die Rüdfichten gegen die Staatöregierung verlegenden Weiſe erneuert. 
Hat dadurd die Regierung genöthigt, ihn unterm 28. Mai c. vom Amte 
Uspendiren, nachdem er durch jein andermweites Verhalten und durd uns 
emeſſene Heußerungen gegen mich die Frage, ob es nicht nöthig fei, ihn 
t Dienfte zu fuspendiren, mir ohnehin fehr nahe gelegt hatte. Indem 
em Königl. General- Commando hiervon Kenntniß gebe, erfuche ich 
*benft, folgende Beſtimmungen gef. event. zur Ausführung bringen und 
katholiſchen Milttär- Geiftlihen fowie den mit der Katholischen Seel⸗ 
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forge für Militär-Perfonen beauftragten Civilgeiſtlichen die nachfelge 
Punkte alabald mittheilen zu laſſen.“ 


1873. 15. März. Aufhebung der katholiſchen Feldprol 
durch Allerhöchlte Ordre. 


Der Bifhof von Ermeland. 


Die Kirchengejege und die Landesgeſetze. 
1872. 21. Mai. Schreiben des Kultusminifterd Dr. Falk a 
Biihof von Ermeland (Kremenp). 


„Ew. biſchöfliche Hochwürden haben in dem gefälligen Schreibe 
30. März d. J. das gegen den Dr. Wollmann und Michelis Ihr 
eingehaltene Verfahren durch die Vorfchriften des canonijchen Red 
reditfertigen gefuhht und an die Spige Ihrer Ausführungen den Se 
ftellt, daß, wenn zwifchen diefen Vorſchriften und den Lan 

efegen ein Widerfpruc beftehe, es Pflicht des Biſchoft 
?o lange nah den firhliden Normen zu handeln, bil 
oberften Staats- und Kirhenbehörden eine Befeitigun: 
Widerſpruches herbeigeführt haben. 

Nur mit höchftem Belremden bat die königliche Staatdregierun 
diefer Erklärung Kenntniß genommen. Diejelbe ftellt die Tirchlichen 
ordnungen über die Staatögejege und die Trage, ob den legteren ; 
horchen oder nicht, in das perfönliche Ermeflen der geiftlihen O 

in folder alprug ift mit der StaatShoheit unverträ 
Weder die Geſetzgebung noch ein Staatsnertrag hat de 
tbolifhen Bifhöfen der Monarchie jemals ein derartiges Recht 
räumt. Gleich allen andern Corporationen ift auch die katholiſche 
Preußens den StaatSgefegen unterworfen. Deren Befolgung ift ei 
vornehmften ftaatsbürgerlihen Pflichten, und diefen darf 
Ausübung der WReligionsfreiheit fein Abbruch geid 
(Artikel 12 der Berfaflungsurfunde.) Die Oberen der Fatholifchen 
lichteit werden überdies durch das Gefeg (A. L. R. II. 11. $. 134 
Staate noch befonders zu vorzügliher Treue und Gehorſam verp 
Em. biſchöfliche Hochwürden haben die Erfüllung aller diefer Pflid 
dem Sr. Majeftät dem Könige geleiteten Homagialeide gelobt. 

Die in dem Schreiben vom 30, März d. J. beftrittene Souve: 
des Staates zweifellos zu ftellen, ift um fo mehr für die königliche € 
regierung geboten, als Em. bifchöflihe Hochwürden durch die gegen! 
mann und Michelis erlaffenen Cenſurdecrete Ihrer grundfäglicde 
faffung, daß kirchliche Verordnung über Staatsgeſetz gehe, thatfi 
Volge gegeben haben. Denn der ausgeſprochene Sanı bat die bür⸗ 
Ehre der Betroffenen verlegt, und dieſe Verlegung verftößt geg 
Staatögefege. Bei folder Sachlage muß die königliche Stantäreg 
an dem Anfpruche fefthalten, daß mittelft einer entiprechenden am 
« Kundgebung die Beeinträchtigung befeitigt werde, melde der Dr. 2 





505 


h 


m und Micheliß dur die öffentliche Berfündigung der über fie 
ingten Ercommunication an ihrer bürgerlichen Ehre erlitten haben, 
einer Erklärung Em. biſchöflichen Hochwürden darüber entgegenfehen, 
Ir gewillt jeten, fortan die Staatsgeſetze in ihrem vollen Umfange 
efolgen.“ — — 


. Juni. Schreiben bes Biſchofs von Ermeland an den Kultusminifter. 
Derjelbe beftreitet, daß er die kirchlichen Berorbnungen Über die Staats⸗ 


„Ich babe gejagt: 

1) das canonifhe Recht, an welches ih mich in einer Härefie betreffenden 
ꝛlegenheit gehalten, ſei in feiner kirchlichen ©iltigkeit für Katholiken in Preußen 
Staatsverträge, durch tie Geſetzgebung und bie Berfaffungsurkunde an- 
int; 

2) im Falle eines Diffenfus zwiſchen dem Staatsgefege und dem flaatlidh 
Iannten Kirchengeſetze ſtehe es dem einzelnen Bifchofe nicht zu, das Eine oder 
ve außer Kraft zu feßen; eine Löſung des Wiberfpruches der Geſetze ſei Sache 
oberften Gewalten in Kirche unb Staat; 

3) wo es fih aber um Glaubensſachen banble, fei ber Biſchof zunächft 
uf angewiefen, nach kirchlichen Normen zu handeln. Ich betone, daß nur 
Olaubensjären die Rede war und nicht im Allgemeinen von firchlichen Ber- 
ungen ober Borfchriften des canonifhen Rechts. Glaubensſachen aber in das 
et ber ftaatlichen Angelegenheiten hineinzuziehen, bat ber bisherigen preußifchen 
gebung grundſätzlich und thatfächlih fern gelegen. Somit kann aud in 
m Eate keinerlei Verftoß gegen die Staatöhobeit oder die faktifche Geltung 
Staatsgeſetzes liegen. Ich muß aber das ftattgefunbene und bereits in bie 
entlichleit gebrungene Mißverſtändniß meiner Worte um fo mehr bebauern, 
ih meinerſeits der flantsbürgerlichen Pflichten, insbejonbere ber eidlich gelobten 
dt der Treue und bes Gehorfams gegen Ee. Diajeftät ben König, mir voll- 
zen bewußt bin unb die volle ftaatlihe Souveränetät bes Staates 
haus anerkenne und ſtets anerkaunt habe, fowie ich auch nicht im Min- 
n anftebe, zu erklären, daß in dem worliegenden alle der Ercommunication 
rediglich Sache bes Staates ift, mit dieſer an und für fi rein kirchlichen 
fe bürgerliche Rechtsfolgen zu verbinten. — — 

Um meinerfeits alles zu thun, was eine enblihe Erledigung dieſer An⸗ 
jmbeit herbeiführen kann, bin ich bereit, in einer bejonberen Belehrung an ° 
ie Didcefanen meine bereits wiederholt ausgeſprochene Ueberzeugung hervor» 
ben, daß nad) dem heutigen Staats- und Kirchenrecht durch die Äusſchließung 
der Kirche die bürgerliche Ehre der Betroffenen nicht beeinträchtigt iſt und 
haupt bürgerliche Rechtsfolgen nicht hervorgerufen werben. Ich gebe mich der 
nung bin, daß eine ſolche Erllärung den Anſprüchen des hohen königlichen 
neminiſterii genügen und zur Herftellung des alten friedlichen Verhältniſſes 

Kirhe und Staat in meiner Diöceſe beitragen werbe.” 


Der Biſchof von Ermeland und die Subelfeier 
in Marienburg. 

2. Auguft. Anfrage des Biſchofs, ob Se. Majeftät der Katjer 
und König ihn bei ber Seftfeier in Marienburg Behufs 
Meberreihung einer Ergebenheitdadrefje der ermländiichen 
Geijtlichfeit empfangen wolle, 
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2. September. Erlaß ded Kaiſers an den Biſchof (im Wortlaut 
nicht veröffentliht). Der Erlaß knüpft an die noch nicht 
erledigte VBorftellung des Biſchofs vom 15. Juni an. 


„Der Kaifer gebe einen neuen weitgehenden Beweis landesväterlichen 
Sorgens um die Erhaltung des Friedens zwifchen Staat und Kirche m 
der Aufforderung, welche der Staifer, bevor weitere Entſchließung in der 
Angelegenheit getroffen, gegenwärtig dem Biſchof an das Herz lege. Das 
Schreiben, welches der Legtere am 30. März d. J. an den Cultusminile 
gerichtet, habe die Regierung Sr. Majeftät in die Nothwendigfeit. verfekt, 
von dem Bifchof ein ausdrüdlıdhes Anerkenntniß der vollen Souveränetät 
des Staates in zweifellofer Geftält zu fordern. In der Antivort, die dem 
Kaifer vorgelegt worden, fei indeilen nicht die von der Regierung er 
wartete Zujage, die Pandesgefege in ihrem vollen Umfange befolgen zu 
wollen, fondern die Erklärung einer Anerkennung „der ftaatlichen Eow 
veränetät des Staates“ enthalten. Mit dieſem Sage werde der Son 
veränetät des Monarden in feinen Landen eine andere Sowr 
veränetät, als welde nur die firhliche gedacht werden kann, 
gegenübergeftellt, damit aber die Grundlage verfhoben, auf melde 
da Verhältniß zwifhen Staat und Kirche in der preußifchen Monardit 
verfaffungsmäßig geregelt ift. Die Befeitigung des hiernach beftchee 
tiefgreifenden Gegenſatzes zwijchen der Regierung Sr. Majeftät und dem 
Biſchof fei Vorausfegung ir den Ausgleich der vorhandenen Differenze® 
und für die Fernhaltung ihrer Entmwidelung zu ernften Conſequenzen. 

Nur durd eine andermeite Erklärung von Seiten des Bifchofs fünn 
der Gegenfag befeitigt werden. Die wiederholte Verfiherung des Biiheß, 
daß er fich feiner eidlich gelobten Pflicht, der Treue und des Gehorjamd 
gegen Seine Majeftät, ebenfo bewußt ſei, mie feiner übrigen ſtaatsb 
lihen Pflihten, und das ausdrüdlich befundete Streben nad einer Ar 
ftändigung, laſſe den Kaifer hoffen, keinen fruchtlojen Schritt zu thu, 
indem nun auch Seine Majeſtät den Biſchof auffordere, rüdhaltlos 7 
erklären, daß er gemillt fei, den Staatsgeſetzen in vollem Umfange 
Gehorſam zu leiften. Wenn der Bilchof diefer Aufforderung entſprochen 
abe, dann merde des Kaiſers Mlajeftät bei der Erinnerunggfeier der 

ereinigung der dortigen Pandestheile mit feiner fouveränen Krone mi 
Freuden die Gefinnungen der Treue und Ergebenheit, welche den erm 
ländifchen Klerus unverändert befeelen, durch den Biſchof beftätigen hören. 
Im anderen alle werde diefe Beftätigung dur Wort und Schrift zwar 
auch zu Seiner Majeftät hoher Genugthuung gereihen; aber aus dem 
Munde des Bifhofs und aus feiner Hand würde Seine Majeftät dieſelbe 
nicht entgegennehmen können.” 


5. September. Schreiben bes Biſchofs an ben Kaifer. 

„Ew. Raiferlihe und Königliche Majeftät möge hulbvoll geruben, auf Aller 
höchſtdero gnädige Zufchrift vom 2. September I. 3. die ehrerbietige Berficherund 
entgegenzunehmen, daß ich durch meine in bem gehorfamften Schreiben vo 
15. Juni I. 3. an des Herrn Cultus Minifters Ercellenz enthaltene Bethenerung 
meiner Anerkennung ber vollen ftaatlihen Souveränetät des Staates irgend eine 
Beſchränkung der Souveränetätsvechte deſſelben auf feinem Gebiete oder des aut 
benfelben rejultirenden ſchuldigen G:horfams gegen Die Landesgeſetze weber init? 
birt, noch auch, wie ich glaube, ausgejprochen habe. 
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Um jedoch der wohlmeinenden Aufforderung Ew. Majeſtät zu entſprechen 
d jedes Mißverſtãndniß zu beſeitigen, erfläre ich hiermit gern und rüdhaltlos: 
1) daß ich die volle Souveränetät der weltlichen Obrigkeit auf ftaatlichem Ge⸗ 
biet anerlenne; 
2) daß ich eine andere Souveränetät auf dieſem Gebiete nicht anerlenne; 
9) baß ich demgemäß bie mir durch Gottes Wort auferlegte Pflicht, den 
Staatsgeſetzen in vollem Umfange Gehorfam zu leiften, treu erfüllen werbe. 
Ih ſpreche biefes mit berjelben Aufrichtigfeit und Gewiffenhaftigfeit aus, 
t der ich anbererfeits belenne, daß mir in Sachen bed Glaubens und für bie 
ee bes ewigen Heiles Gottes Offenbarung und Geje als alleinige und un- 
Rößlihe Norm gelten, und ich hierin ber Offenbarung unferes Herrn unb 
ꝛilandes Jeſu Chriſti und ber Autorität feiner von ibm geftifteten und durch 
nen heil. Geiſt geleiteten Kirche ebenfalls ohne Rückhalt mic unterwerfe. Em. 
ajeftät bitte ich unterthänigſt, dieſe meine Erllärung mit gewohnter Hulb ent- 
jnnehmen zu wollen.” 


9, September. Schreiben des Fürſten Bismard an den Bilhof. 


Hochwürdiger Herr Bilchof! 

„Em. bifhöflihen Gnaden Erflärung an Se. Majeftät den Kaifer 
id König vom 5. d. M. trägt in der Form einen entgegenlommenden 
harakter, und ich verichließe mich der Hoffnung nicht, daß es Em. bi- 
lichen Gnaden möglich fein werde, Seine Majeftät, unferen allergnä- 

Herrn, in den Stand En jegen, daß er Sie empfangen könne. Als 
utliher Rathgeber Seiner Majeftät des Kaiferd und Königs kann ich 
w. biihöflichen Gnaden perfünlichen Empfang durch Allerhöchſtdenſelben 
R dann mit der Würde der Krone verträglich halten, wenn jeder 
weifel darüber gehoben ift, daß Sie die Autorität der von unferen 
dnigen gegebenen Gefege dieſes Landes unbedingt und 
ollſtindig anertennen. Em. bifhöflihe Gnaden haben gegen die 
matelege gefehlt, indem Sie die große Ercommunication ohne Vor⸗ 
dien der Regierung gegen Unterthanen Seiner Majeſtät des Königs 
fentlich verhängten. E8 kann Em. bifhöflihen Gnaden meines Erachtens 
Öt ſchwer werden, diefe Thatſache Ihrem Landesherrn gegen» 
ver anzuerfennen. Sobald dies erfolgte, würde ich mich freuen, jede 
Hwierigleit gehoben zu ſehen, welche fich biß heute noch Ihrem perföns 
den Empfange durch Seine Majeftät, unferen allergnädigften Herrn, 
gegengeftellt.“ 


Schreiben bes Biſchofs an ben Kaifer. 


„Em. Kaiſerlichen und Königlihden Majeftät erlaube ich mir ebrerbietigft 
! Anzeige zu machen, baf ich in Folge einer Zufchrift Seiner Durchlaucht des 

tanzlers vom 9. September, weldye mit dem gnädigen Schreiben Ew. Ma⸗ 

vom 2. September I. 3. nit im Einklang fteht, abgehalten werbe, vor 
d. Majeftät bei ber Marienburger Jubelfeier zu erfcheinen. 

Dieſes tief bebauernd, verharre ich in größter Ehrfurcht ac. ac.” 


Schreiben des Biſchofs an den Fürften Bismard. 

„Ew. Fürſtliche Durchlaucht werben es nicht ungütig aufnehmen, wenn ich 
Bezug auf Hocberen geehrtes Schreiben vom 9. September bie Bemerkung 
° erlaube, daß ich dafjelbe mit dem guädigen Schreiben Sr. Majeftät vom 
September nicht in Einklang zu bringen weiß. 
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Se. Majeftät, unfer allergnäbigfter Herr, hatte anf nreine Anfrage ve 

22. Auguft in Betreff der Theilnahme an ber Marienburger — 
äußert, daß, wenn ich eine Erklärung abgeben würde, den Staatsgeſetzen in 
Umfange Gehorſam zu leiften, Allerhöchftberjelbe bei der @rinnerungsfeier Di 
Bereinigung Ermlands mit ber fouveränen Krone Preußens mit Freuden bie & 
finnungen ber Treue und Ergebenheit, weldye ben ermlänbifchen Clerus bejede 
durch mich beftätigen hören würde. Diejer Aufforderung glaubte ich in be 
Schreiben vom 5. September vollftändig entiprocdhen zu haben und burfte mi 
beshalb der Hoffnung hingeben, daß meinem Erſcheinen bei dem Feſte fein Hi 
derniß im Wege hehe, weshalb ih auch meine Hinüberfunft nah Marienba 
bem bortigen Feftcomit6 hatte anfagen laffen. Da erhielt id) am 10. Septemi 
Ew. Durchlaucht Brief vom 9. ejusd. Derfelbe enthielt eine neue, in de 
Schreiben Sr. Majeftät nicht enthaltene Bedingung flir mein Erſcheinen und th 
fofern eine wejentliche Aenderung ber ganz beſtimmt lautenden kaiferlichen Juha 
und fam zu einer Zeit ein, in welcher eine Erledigung durch brieflichen Berk 
nicht mehr zum Ziele führen konnte. Ew. Durklaudt werden es beshalb 5 

eiflih finden, daß ih eine Auskunft über die Gründe der Imänberung b 
aiferlihden Wortes dringend wünſche, und erlaube ih mir, Ew. Durchlaucht u 
diefelbe ganz gehorfamft zu bitten.” 


Antwort des Fürften Bidmard. 


„Auf das geehrte Schreiben vom 13. d. M. erwidere ich Em. bildd 
lihen Gnaden ganz ergebenft, daß die in demjelben enthaltene Voram 
fegung, als ob Sie durdy das Schreiben vom 5. d. M. der Allerhöchft 
Aufforderung vom 2. September vollftändig entfprochen hätten, nad & 
Anfiht Seiner Majeftät des Kaiferd und Königs nicht zutrifft, imde 
einer Erklärung, welche, wenn ohne einfchränfende Aufüße gegeben, genügen 
erfcheinen fönnte, feitens Ew. bifchöflihen Gnaden Ermägungsgränt 
und Zufäge beigegeben find, melde den Sinn der Erklärst 
gmeifelb aft mahen und diefelbe Auslegung mindeftens 31 
affen, welde in Em. bifhöfliden Gnaden der königliche 
Negierung früher gegebener Erklärung allerdings unzwe 
deutiger hervortrat, und melde eben die Bedenken Sr. Majeftät I 
Kaiſers gegen Em. biſchöflichen Gnaden perſönlichen Empfang hervor 
Indem ich hieraus erkannte, wie ſchwer e8 Ew. bifchöftiden Gnade 
wird, eine die Bufunft betreffende unummundene und befriedigende 
klärung über Ihre Stellung zur königlichen Landeshoheit und zu N 
Landesgeſetzen zu geben, habe ich geglaubt, Em. biſchöflichen Gnaden I 
Schritt, welcher e8 Seiner Majeftät dem Kaifer möglich gemadt 
würde, Sie zu empfangen, dadurch zu erleichtern, daß ich vorſchlug, del 
jelben auf eine Erklärung über die Vergangenheit einzufchränten, ‘ 
bei diefer Gelegenheit Bürgfchaften für die Zukunft von Em. biſchöfl 
Gnaden nochmals zu verlangen.“ — — — 


Zemporalienjperre gegen den Biſchof. 
25. September. Aus dem Schreiben des Kultusminifters an ben Bildel 


„Es geichieht nicht ohne aufrichtiges Bedauern, wenn bie Staatsregieml 
fi) außer Stande fieht, in Ew. Biſchöflichen Hochwürden Erklärungen die Bär 
ihaften zu finden, welche fie im Intereſſe des Staates und feiner Angehörige 
zu fordern verpflichtet ift. 

Die in Ausficht genommene Belehrung, welche überdies bisher micht erel 
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R, enthält bie verlangte Kundgebung nicht, und bie Aeußerung in ber Immediat⸗ 
Istwort iR mit Erwaͤgungsgründen und Zufäßen verjehen, welche bie unverän- 
orte Feſthaltung Ihres Standpunftes darthun. 

Der Gegenſatz zwiſchen den von Em. Biſchöflichen Hochwürden vertretenen 
Inatsrechtlichen Anfchauungen und ben Grunbprincipien des preußifchen wie jedes 
bern Staatsweſens beftehbt baber, ungeachtet der Hochdenſelben gebotenen Ge⸗ 
— zur Ausgleichung, ohne bie von uns gehoffte Löſung fort. Ew. Biſchöf⸗ 

Hochwürden find wiederholt Davon in Kenntniß geſetzt worben, daß, wenn 
Re von ums gefuchte Ausgleichung nicht einträte, bie Beziehungen der Staats⸗ 
tegierung zu Ihnen nicht unverändert bleiben Fönnten. 

Die Staatsregierung vermag zunächſt bie Verantwortung bafür nicht weiter 
m übernehmen, ba aus den Mitteln des Staats, deſſen Gejeten Sie fih nicht 
mbebingt unterwerfen, für Ihren Unterhalt Zahlungen geleiftet werden. “Diele 

ngen find vom Landtag in ber Vorausſetzung bewilligt worben, baf die Ge⸗ 

and die Berfafjung Preußens, auf deren Grund dieſe Bewilligung erfolgten, 
von den Empfängern ber betreffenden Staatsgelber nach wie vor als für fie gülti 
md verbindlich anerfannt würden. Sobald viele Vorausſetzung, wie es bu 
Em. Biihöflichen Hochwürden amtliche Erklärungen ber Fall war, aufgehoben ift, 
wird unſeres Erachtens und bis zu weiterer Entfcheidung die Berechtigung ber 
Königlichen Regierung zur Zahlung eine zweifelhaft. Die Königliche Regierung 
wird daher die betreffende Zahlung bis auf Weiteres einftellen.” 


Eine Denkſchrift der deutihen Biſchöfe. 
Aus ber „Brovinzial-Eorrespondenz? vom 16. Oktober. 


„Die deutſchen Biſchöſe haben fih auch in biefem Jahre zu Fulda „am 
Drabe des heiligen Bonifacius,” des Apoftel® der Deutichen, verfammelt, um fich 
iber Die Page ber katholiſchen Kirche im Deutichen Neiche zu berathen. In Folge 
Nefer Berathungen haben fie eine gemeinfame Denfihrift an Die beutichen Re⸗ 
Nerungen unb an das beutfche Voll gerichtet, um, wie fie hoffen, „durch eine 
Adhaitlofe Darlegung ber Verhältniffe dazu beizutragen, daß bie tief erfchütterte 
Rechtsficherheit wieder bergeftellt und der Friede wieder gemonnen werbe.” 

Die Darlegung der geiftfihen Auffaffungen und Anſprüche ift in biefer 
eneften biichöflichen Schrift allerdings jo rüdhaltlos, jo abfolut, fo ſcharf, 
Ne bisher noch in Feiner öffentlichen Kundgebung beuticher Biſchöfe dem Staate 
genlber. Feder Uebergriff gegen bie bürgerlichen Gefege, ber bisher von einem 
Melnen Bilchofe begangen worden, jeder ftreitige geiftlihe Anſpruch, ber an 
gend einer Stelle erhoben worben, wirb jett von ber Gefammtheit ber 
iſchsfe als gemeinfame Angelegenheit der katholifhen Kirche aufgenommen unb 

Unbebingte® Hecht behauptet und vertreten; alle Mafiregeln, welche bie Re⸗ 
ung feit Jahr und Tag ergriffen, alle Schritte ver Verwaltung und der Ge⸗ 
Dung werben als rechtswidrig und die Auflehnung gegen dieſelben als be- 
tigt erffärt. 

Die Biſchöfe verfihern im Eingange ber Denkſchrift: die gegenwärtigen 

feien für fie plößlih und gegen Erwarten hereingebroden. 

Grade am Grabe des heiligen Bonifacius hätten bie Bifchöfe Anftand 
Men müffen, biefe Behauptung auszufprechen; denn dort mußte ihnen bie 
Knrerung an ihre erſte Verfammlung vom Jahre 1869 zugleich ins Gedächtniß 
_ Ans Gewiffen rufen, mit wie ſchweren Sorgen fie damals bem vatilanifhen 
R Zile entgegen gingen, durch welches nach ihrer eigenen bangen 
enartung bie gegenwärtigen Wirren nothbwendig herbeigeführt 

en mußten. 

Wie follten fie in Fulda nicht jenes erften gemeinfamen Hirtenbriefes gebacht 

. in weldem fie fi und bie deutſchen Katholilen noch darüber zu beruhigen 
ten, daß das Konzil in Rom neue Glaubenslehren nicht verfündigen könne 

Werbe, — der Bapft inne und werde nicht unter dem Einfluffe einer 
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Partei die Macht des apoftoliihen Stuhles Über Gebühr erhöhen, bi 
ächte Berfaffung der Kirche zu ändern ſuchen, — ben deutſchen Biſch 
auf dem Konzil die volle Freiheit der Berathung nicht vorenthalten w 

Wie follte der Biſchof von Mainz, Herr von Ketteler, ber 
Denkichrift verfaßt haben ſoll, in Fulda ſich nicht erinnert haben, daß 
Glaubenslehre” ihm und feinen Kollegen damals eben die päpft 
fehlbarkeit galt, von welcher er fagte: fie fei der Kirche Ehrifti bei 
und der Sache nah unbelannt und erft in letzter Zeit ausgebar 
ihre Vertündigung aber würde etwas Unerhörtes fein. 


Wie könnten die Bifchöfe bei den erneuten Erörterungen in 8 
ihres fruchtlofeu Kämpfens und Ringens auf dem Konzile gebacht hab 
gegen das Verfahren der Mehrheit proteftirten, „um bie Berantwor 
die unglüdlihen Folgen, welde daraus ohne Zweifel in 
hervorgehen würden, vor deu Menjhen und vor bem furdtbar 
Gottes von fih abzulehnen,” — wo fie dringend, zum Theil fußfällig I 
vorftellten: es jei geradezu „unmöglich, bie bürgerliche Geſellſe 
ber vom Konzil aufzuftellenden Regel zu geftalten,“ unb 
dahin fommen, daß bie Katholiken als Feinde des Staates gelten, t 
Gewiflen gehalten feien, danach zu trachten, daß alle Staaten us 
dem römifhen Bapft unterworfen werden.“ 


Das Alles baten die deutſchen Bijchöfe mit tiefer Sorge vorherg 
in bringendfter Weile mahnend und warnend in Rom vorbergefagt: 
ſcheuen fie fich nicht, von derſelben geweiheten Stätte, wo fie fi) vor d 
vereinigten, um ben brobenden Gefahren und Wirren vorzubeugen, 
Aeußerungen unter dem Borgeben zu verleugnen: „die Wirren feien pl 
ihnen unerwartet bereingebrocdhen.” 

Wenn die Biſchöfe, welche mit ber Abficht und der Hoffnung 
gingen, dur) ihren gemeinfamen Widerflaud das „Unerhörte“ und „V 
volle,“ das fi) dort vorbereitet, noch hindern zu können, ſich binterber 
wiegenben Gründen ihres katholiſchen Bewußtſeins und vermuthlich naı 
Gewiffensfämpfen in die Verkündigung ber neuen Lehre gefügt haben, 
fie doch die Thatjachen, die fie felber ausbrädiich bezeugt, und bie j 
vatikaniſchen Bejchluffes, die fie klar vorhergeſehen haben, nicht mit ih 
werfung einfach binwegihaffen*. Der Würde ihres hehren Amtes 
vielmehr entiprechen, daß fie mit der Unterwerfung unter bie Thaten t 
auch die Verantwortung für bie von ihnen felbft als unvermeiblich x 
Folgen berjelben offen und ehrlich auf fih nähmen. Sie wußter 
baben es jelbft bezeugt, daß die bürgerliche Gejellichaft fi dem S 
Bapftes nicht beugen könne und werde; — wollen fie trotdem, nachbeı 
fih gebeugt, es in fchwerem Kampf verjuchen, auch den Staat, auch ba 
Reich unter den Willen Roms zu beugen, fo wirb doch Durch ihr eigen 
löſchbares Zeugniß bie Thatſache beftehen bleiben, daß dieſer Kampf nid 
nicht durch den Staat heraufbeſchworen ift, ſondern durch das vatikanif 
auf welchem alle Warnungen der deutſchen Biſchöſe ungehört verhalten 
dem Einfluffe einer Partei, „die alte und ächte Verfaffung ber Kirche 
und „bie Macht des päpftlihen Stuhls über Gebühr erhöht wurde.“ 


*) Goeben wird ein Schreiben des Biſchofs von Hefele zu Rottenburg, eim 
nee ber biſchöflichen Denkichrift, bekannt, in welchem derſelbe fi im November 1! 
Sabre nad dem Konzil alfo äußerte: „Sch kann mir in Rottenburg fo , 
verheblen, daß das neue Dogma einer wahren, wahrhaftigen, bibliſcher 
dDitionellen Begründung entbehrt und die Kirdhe in unberehendba 
beſchädigt, fo daß Legteve nie einen berberen und tödtlideren Schla 
at, al8 am 18. Juli d. J. (Tag ber Ber nbigung ber Unfeblbarteit). Wber mein 
chwach, um in diefer Noth einen Rettungeweg zu entveden, 

o zu f ‚über Nacht feine Ueberzeugung geändert Ft : 

n rke 





511 


32 


„Die jetzige Denkſchrift der deutſchen Biſchöſe giebt den entſchiedenſten Be⸗ 
wis, daß dieſelben ſich unbedingt und rückhaltlos dem Willen der römiſchen 
tırie gebeugt haben und alle Folgen der vatilanifhen Beſchlüſſe dem Staate 
egenüber zu ziehen entichloffen find. 

Diefe gemeinfame unzmeibeutige Kundgebung des beutichen Episcopats muß 
md bie fetten Zweifel und Bedenken über bie Stellung ſchwinden laffen, welde 
ne. Regierung des Deutfchen Reichs, fowie bie beutichen Tanbesregierungen ber 
Smilhen Kurie und ber ihr willenlos folgfamen Geiftlichleit gegenüber einzu⸗ 
ıchmen haben. 

Schon während bes Konzils hatte Die deutihe Regierung in Webereinftim«- 
aung mit anderen Großſtaaten darauf hingewieſen, daß durch die in Ausficht 
jenommenen Beſchlüſſe die Beziehungen der geiftlihen zur weltlichen Macht tief 
rührt und erheblich verändert werden würden. Im Vertrauen auf den gefunden 
Sinn unferes Volkes und auf bie feftgegründete Kraft unſeres Staatswefens 
jatte fie jedoch davon Abftand genommen, ihrerfeits die Grundlagen der flaat- 

Beziehungen zur Kirche zu verändern, fo lange nicht in dem thatſächlichen 
Berhalten der deutſchen Gxiftlichleit unmittelbare Anläffe dazu bervortraten. Das 
villkürliche und rüdfichtslofe Einichreiten des Bilchofs von Ermland gegen einen 
Religionslehrer, der zugleich Staatsdiener war, — die Bffentlihe Verkündigung 
ser großen Exkommunikation unter Nichtachtung ber bürgerlichen Geſetze, — jowie 
vie Losſagung des katholiſchen Felnpropftes Bilhof Namszanomweli von feinen 
Pflihten gegen bie militäuiichen Oberen, fetten die Regierung in die Nothwen- 
ngkeit, Diohregeln ber Abwehr gegen bie geifttichen Webergriffe zu treffen. Als 
odann der Geift des Widerſpruchs und ber Auflehnung durch eine Kundgekung 
*8 Bapftes gegen die Regierung bes Deutichen Reiches geradezu ermuntert 
vurde, mußte die Regierung erkennen, daß bie Abwehr geiftlicher Uebergriffe nicht 
aebr anf den einzelnen Fall zu beſchränken, fondern der ganze Zuſammenhang 
RT faatsfeinblichen kirchlichen Bewegung im Auge zu behalten fei. 

‚Die demzufolge zur Geltung gelangten Auffaffungen, Abfichten und Ent- 
Nefungen der Regierung baben durch ben jetigen gemeinfamen und heraus« 
ſordernden Schritt der Biſchöfe eine neue und gewichtige Beftätigung erhalten. 

Wenn die preußifche Regierung es nah dem Erlaß der Ber- 
faſſung vom 31. Januar 1850 im Bertrauen auf Die Damaligen Be- 
ſiehungen zu den kirchlichen Gewalten zunächſt unterlaſſen hat, 
ven Artikel 15, nah welchem „bie evangeliſche und bie römiſch— 
at holiſche Kirche, ſowie jede andere Religions-Geſellſchaft ihre 
agelegenheiten ſelbſtſtändig ordnet und verwaltet,” in feiner Be— 
entung und Tragweite durch ausdrückliche Ausführungsgeſetze 
wie fie ſonſt faft zu allen ähnlichen Verfaſſungsbeſtimmungen 
Teingen) näher feftzuftellen, jo ift es jetzt, nachdem die Biſchöfe 
a8 Gebiet der Firdlihen Angelegenheiten eigenmädtig zu be— 
immen und willlürlih auszudehnen verfudht haben, unerläßlich 
worden, duch unzmweideutige und unantaftbare Staatsgejege 
tejenigen Gebiete zu regeln, welche nicht lediglich Angelegen- 
elten der Kirche find, fondern zugleich irgend eine Beziehung zum 

Tgerlihen und ftaatlihen Leben haben. 

Es liegt der Regierung auch jett fern, wie Fürſt Bismard in einer 
Ber Reden fagte, dogmatiſche Erörterungen über die Wanbelungen, welche in 
Mag auf die Glaubensſätze ber katholiſchen Kirche vorgegangen fein fünnen, zu 
wen. „Jedes Dogma, auch das von uns nicht geglaubte, welches Millionen 
MB leute tbeilen, muß für ihre Mitbürger und für die Regierung jedenfalls 
fg fein. Aber wir lönnen ven Anſpruch auf die Ausübung eines Theil ber 
aatsſonveranetãt den geiſtlichen Behörden nicht einräumen, und ſo weit ſie die⸗ 
ewa beſitzen, ſehen wir im Intereſſe des Friedens uns genöthigt, ſie ein⸗ 
fen, damit wir neben einander Platz haben, damit wir in Ruhe mit 

ander (eben Tönnen.” 
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Das jetige Auftreten der Bifchöfe wird unzweifelhaft bajyn 
beifen , Das Wort des Neihslanzlers rajher zur Erfüllung ge 
langen zu laffen, „bafß die Regierung gegenüber ben Anfprüden, 
welche einzelne Untertbanen St. Majeftät des Königs von Preußen 

eiftlihen Standes ftellen, daß es Landesgeſetze geben konne, die 
ür fie nicht verbindlich feien, daß die Regierung folden An 
ſprüchen gegenüber die volle einheitlihde Souveränetät mit allen 
ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln aufreht erhalten werbe und is 
biejer Richtung auch der vollen Unterffügung ber großen Maje⸗ 
rität beider Konfejfionen ſicher jei.” 

„Die Souveränetät kann nur eine einheitliche fein und mıf 
e8 bleiben: die Souveränetät ber Gejehgebung!” 


24. Zuni. Anſprache des Papftes Pins IX. an den deuten 
Lefeverein in Rom auf eine Adreſſe defjelben. 
° (Das „Steinchen“ und der „Koloß.“) 


„Bor allem danke ich euch für die Gefühle ber Anhänglichkeit, bie ihr ut 
ausgebrüdt habt. Sie flimmen überein mit denjenigen, wie fie mir von als 
Theilen Deutichlands ausgeſprochen worten, und bie mir felber zu immer 
größerer Ermuthigung und Erhebung dienen. In eben ben jüngften Tags 
empfing ich Mitrheilungen aus Cdln, Wünfter, Paderborn, aus Münden, Regent 
burg unb vielen anderen Didcejen Deutſchlands; ich habe daraus entuommeR, 
daß die katholiſche Bevölkerung daſelbſt bie Verlängerung meines Lebens und 
meines PBontificates an den jüngft verfloffenen Jahrestagen mit großen Feflich⸗ 
teiten, öffentlichen Gebeten und vor allem durch eifrigen Empfang ber heiliges 
Sakramente begangen bat. Wohl, das ift ein Mittel, die Verfolgung ber 

zu hemmen. 


Was nun diefe Verfolgung, wie fie jett in euerem Vaterland ansgejproden 
ift, angeht, jo kämpft wiber diejelbe mit Gebet, mit Stanbhaftigfeit, in ber Prefit, 
in öffentlicher Nebe; thut es mit ebenfo viel Beſonnenheit als Feftigkeit. Get 
will, daß man bie Landesobrtgkeit achte und ihr gehorche; allein er will auch, de 
man die Wahrheit fage und ben Irrthum belämpfe. Wir haben es mil 
einer Verfolgung zu tbun, die, von weitem vorbereitet, jegt au 
gebroden ift; es ift der erfte Minifter einer mächtigen Regierun: 
ber nad feinen fiegreihen Erfolgen im Felde fih an die Epiht 
ber Verfolgung gefteltt bat. Ich babe ihn wiſſen laffen (und es ſol bie 
fein Gebeimniß fein; alle Welt mag es erfahren), baf ein Triumph ohn 
Mäßigung von Feiner Dauer ift; daß ein Triumph, ber fi in einen Kun! 
gegen die Wahrheit und die Kirche einläßt, der größte Wahnfinn if. IA habe 
dem Bremierminifter fagen lafjen, daß die Katholilen bis auf ben 
Augenblid gegen die beutiche Regierung von vollfter Ergebenheit befeelt gem 
daß ich immer und immer wieder von den Biſchöfen, von Prieftern und beriet 
ragenben Laien Berichte empfangen habe, in denen fie mix erflärten, wie fie da⸗ 
Wohlwollen zu ſchätzen wüßten, mit welchem fie von ber Regierung behandelt 
wilrben, fowie bie freiheit, deren fich Die Kirche erfreue; ebenfo habe bie Rege 
rung felber ihrer Zufriedenheit mit den Katholiken Ausprud gegeben. Angeſicht⸗ 
dieſer Erklärungen und Zugeſtändniſſe der Regierung ſelber — wie lafle a 
begreifen, daß nun auf einmal bie Katholifen fi in Leute verwandelt habe 
follten, die den Gehorſam verweigern, bie gefährliche Umtriebe machen. bit auf 
den Untergang des Staates ſinnen? — Dieſe Frage habe ich an den Ri 
nifterpräfidenten ftellen laſſen; bie Antwort erwarteid noch immer 
— vielleicht weil es auf bie Wahrheit feine Auiwort giebt. 
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Erheben wir im Übrigen unfern Bid zu Gott; hegen wir ein feſtes Ver⸗ 
zen, halten wir in Eintradht zufammen! Jene feindliche Verfolgung der Kirche 
d mfeblbar ben Glanz jenes Triumpbes in Frage ftellen; mer weiß, ob 
ht bald fih das Steindhen von ber Höhe loslöſt, welhes ben Fuß 
Coloſſes zertrümmert! Will Gott jedoch, daß weitere Berfolgungen 
men, nun, bie Kirche bat keine Furcht. Im Gegentbeill In den Verfolgungen 
d fie ja gereinigt, geſtärkt, mit neuer Schönheit umkleidet. Ohne Zweifel be⸗ 
768 auch in ber Kirche bie und ba ber Reinigung, und bie wirb am beften 
Weführt durch VBerfolgungen, welche von großen politifchen Gewalten ausgehen. 
| wird das Unkrant vom Weizen gefonbert und alle Halbheit gefichtet. Warten 
: ab, was Gott beftimmt, voll Zuverſicht. Ermweifen wir der Regierung Ehr⸗ 
ht und Unterwürfigfeit, folange fie uns nichts gegen bie Gebote Gottes und 
"Kirche befiehlt. Ich fegne nun euer Vaterland, ich fegne euch und eure Fa- 
ien, eure Freunde und alle guten Katholilen in Deutichland. Möge Gott eu 
ter feinem Schutze bewahren, damit ihr gelräftigt werbet, alles das -auszu- 
zen, was ich euch anbefohlen habe! Benebictio ıc.” 


3. Juli. Antwort ber „BrovinzialeCorrespondenz.“ 


„Eine Kundgebung bes Papftes.“ 


„Ans dem Munde des Papftes ift jo eben eine Kundgebung ausgegangen, 
(de auf die Gefinnung und Stellung ber römifchen Eurie dem deutſchen Reiche 
ſenüber ein helles Licht wirft und für ben meiteren Verlauf ber kirchlichen Be⸗ 
gung von großer Bebeutung fein wird. Papſt Pius IX. bat fidh gegen bie 
glieder eines beutichen Vereins in Rom über die angebliche Verfolgung aus⸗ 
prochen, welche in Deutichland gegen die katholiſche Kirche ausgebrochen ſei. 
d die erfie kurze Meldung von dieſer Anſprache berichtete, Daß in ihr mehrfach 
weltiven, d. h. ftarle Anjchulbigungen gegen die deutſche Regierung enthalten 
m, da wiejen bie fatholifchen Zeitungen dies als eine Verdächtigung und Ver⸗ 
mdnng bes Papftes zurüd. Aus dem Wortlaute ber päpftlihen Aeußerung 
x wie fie in den fatholiihen Blättern inzwiſchen mitgetheilt worden ift, gebt 
Kor, daß der Bapft nicht bloß ſtarke Aufhuldigungen, fondern 
6 Worte der Drohung gegen das deutſche Reich ausgeſprochen hat. 
' fügte nämlich: es fei in Dentichland jetzt eine lang vorbereitete Verfolgung 
| en, — der erſte Minifter einer mädhtigen Regierung babe 
’ nah fiegreichen Kriegserfolgen an die Spike Dieter Berfolgung ge- 
lt, — er, der Bapft, babe dem Minifter vorgeftellt, daß „ein Triumph 
ne Mäßigung“ von keiner Dauer fei, daß der unternommene Kampf gegen 
: Bahrheit und die Kirche „der größte Wahnſinn“ fei. Schließlich ſpricht 
e Bapf die Hoffnung und Zuverſicht aus, „es werde ſich bald das Steinchen 
u der Höhe foaldten, das den Fuß des Coloſſes zerichmettere.” Die 
tohnng gegen das deutſche Reich, welche in dieſen Worten enthalten iſt, erſchien 
a katholijchen Blättern ſelbſt fo ſtark, daß fie, um den Eindruck derſelben ab⸗ 
qwächen, die Ausflucht verſuchten: der Papſt habe mit dem „Coloß“ nur ben 

aliemus“ gemeint; aber in der ganzen Anſprache iſt vom Liberalismus oder 
N der liberalen Partei nirgends die Rebe, ſondern vom Anfang bis zum Ende 
U von der beutichen Regierung und ihrem erften Minifter. Nach bem ganzen 
Nammeubange und bem Wortlaut der Anfprade fanı der Eoloß, 
len Fuß das vom Bapfte herbeigefehnte Steinen zerfhmettern 
I, nur bie „mächtige Regierung“ bes deutſchen Reiches fein. 
an es nad allen bisherigen Aeußerungen römiſch⸗ jeſuitiſcher Blätter unb nad 
| neueften thatſächlichen Schritten der päpftlihen Curie noch einer Beftätigung 

einung beburft hätte, daß bie Politik Roms dem neu aufgeridteten 

Kfhen Reiche entſchieden feindlich ift, fo Tann darüber nach obigen 

Weideutigen Worten bes PBapftes kein Zweifel mehr fein... .... Wenn ber 

PR dieſe Fragen in Wahrheit an ben Fürſten Bismard gerichtet hätte, eine 
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Angabe, die jedoch aufeinem Irrthum des Gedächtniſſes zu bernhe 
ſcheint, fo würde doch der Reichskanzler ſchon deshalb kaum haben annehne 
können, daß der Papſt im Ernſte eine Antwort Darauf erwarte, weil es burdas 
biefelben Kragen find, weldhe im Laufe des letzten Jahres Fürſt Bismar 
feloft und ebenſo Seine Majeftät ter Kaifer und König wiederholt mann 
an die Katholiken gerichtet hatten. Fürſt Bismard wies in feiner Rebe we 
30. Januar d. 3. darauf hin, wie die höchſten Zeugniffe von Seiner Heifigk 
dem Bapfte und die Zeugniffe der Biſchöfe vorgelegen, daß man auf Seiten b 
Kirche Grund gehabt, mit Preußen zufrieden zu fein, wie er aber. vergeblih g 
bofft, daß dieſe Zufrierenheit fi) einigermaßen bei dem Einfluffe von der Kan 
und im Beichtſtuhle bemerkbar machen werde. Der Kaiſer ſelbſt fagte in de 
Erlaß an die Biſchöfe vom 18. October v. I.: „Nachdem von den Bilhöfen b 
tatholifhen Kirche, insbefondere aber von Seiner Heiligfeit dem Bapfte, ih 
jederzeit anerfannt werden war, daß die katholiſche Kirche in Preußen fid ein 
fo günftigen Stellung erfreut, wie faum in einem Lande, ift es Mir unermer 
gewejen, in einer Eingabe preußifcher Biſchöfe Anfänge an die Sprache zu finde 
durch welche auf publiziftiihem und parlamentariihem Wege verjucht worden i 
das beredhtigte Vertrauen zu erjchüttern, mit welchem Meine Tatbofifchen Unte 
tbanen bisher auf Meine Regierung blicken.“ Fürft Bismard aber hat fi 
nicht bloß auf jene Frage und auf den Ausdruck des Befremdens beichräsl 
fondern er bat in feinen parlamentarifhen Reden, melde vielleicht auch in Rn 
nicht ganz ohne Beachtung geblieben find, wiederholt feine Gedanken darüber en 
widelt, wie und durch weldhe Einflüffe es gelommen if, daß der m 
feffionelle Sriede, um den uns ganz Europa beneidete, geflört worden ift; er h 
einerfeitS auf Die unvermeiblihen Folgen des vaticanifchen Concil 
und der auf demielben ve fünreten Grundſätze, anbererfeit8 auf bie immer b 
ftinmter bervortretende Feindihaft Rome gegen die fich entwidelst 
Macht Preußens und des deutfhen Reiches und auf die Verbindung & 
fogenannten katholiſchen Partei mit allen Gegnern der nationalen Entwideln 
Deutihlands hingewieſen. Nach den gewichtigen Öffentlichen Darlegungen um 
Erfärungen des Reichskanzlers wird man ſchwerlich erwartet haben, daß er fi 
jett auf ein müßiges und kindiſches Frage- und Antwortfpiel einlaffen felt 
Die jetige Aeußerung bes Papftes aber würde ihn vollends jeder Antwort 
beben; denn biefelbe beftätigt alles, wae Fürft Bismard Über die Urfaden N 
firchlihen Zwiefpalts gefagt bat. Der Wunſch des Papftes, daß das Gteinde 
fi) loslöfen möge, welches ten Fuß des Eolofjes, die Grundlagen des deuhche 
Reiches, zerihmettern möge, dieſer fromme Wunſch erklärt allerdings vieles, 1 
font in ber preußiichen, in ber deutſchen katholiſchen Kirche unerklärlich win 
Diefe offene ANeußerung des Bapftes enthält vor allem einen net 
Fingerzeig für unfere Regierung, daß es fih bei den kirglicht 
Fragen nit um die Meinungen und Handlungen der einzelzt 
Biſchöfe, jondern um einen einheitlich geleiteten Kampf hanbell 
daß daher auch die Abwehr nicht auf den einzelnen Fall geridft 
fein darf, fonbern flets ben großen Zuſammenhang ber antinatt® 
nalen firhlihen Bewegung im Auge behalten muß. Wir werdt 
uns bei jedem weiteren Schritte bewußt bleiben mäffen, baß de 
Wunſch ber Gegner darauf gerichtet if, dem mächtigen deutſche 
Reiche den Fuß zu zerfhmettern.“ 


10. Juli. Weitere Notiz ber „Brovinzial- Eorresponbenz.“ 


„Die Anfprache des Papftes au den beutichen Lefeverein in Rom, beiende! 
ber Hinweis auf „das Steinchen,“ welches dem „Koloß“ des Deutſchen Reiche 
den Fuß zertrümmern ſoll, iſt augenſcheinlich ben deutſchen Katholiken ſelbet A 
Stein des Anſtoßes geworden. 

Um die Deutung bes päpſtlichen Ausſpruchs auf das Deutſche Reid ! 
Abrede zu ſtellen oder abzujhwäden, hat bie „Germania,“ auf bie Worte M 





515 
1872. 


Propbeten Daniel (im II. Kapitel) hingewiefen, aus welchen bie Andeutung von 
den Steinchen entnommen ſei: ber Prophet babe unter dem Koloß bie dem 
Reihe Gottes feinblihe Weltmacht verftanden; repräfentirt werbe biefe 
Kindlihe Weltmacht (nad dem Propheten) durch vier auf einander folgende Welt- 
reihe, nämlich (nach der allgemeinen Auslegung) durch das babylonifche, perfifche, 
wacedoniche und römifche Reich. Hiernach fei Har, daß in dem Kitat des h. Va⸗ 
rd eine Drohung gegen das Deutiche Reich an fich nicht vorhanden fei. 

Das ift nun freilich eine Überaus feltfame Beweisführung. 

Ganz gewiß hat Niemand daran gedacht, daß ber Prophet Daniel bei feiner 

g und Drohung das Deutihe Reih im Sinne gehabt habe, — aber 

Beufo wenig wird das ultramontane Blatt behaupten wollen, daß der Bapft, als 
r jept die Drohung gegen ben „Koloß“ feinerjeits ausſprach, von dem babyloni- 
Ken, perfifchen, macedonifchen oder römifchen Reiche habe fprechen wollen. 
‚..Bielmehr Tiegt e8 auf der Hand, daß der Papft „bie dem Reiche Gottes 
kindliche Weltmacht” gegenwärtig repräfentirt, d. b. zur Ericheinung gebracht Dachte 
durch das jetsige Deutiche Reich, und daß er feine Hoffnung biefem Reiche gegen- 
ker auf das zerfchmetternde „Steinchen“ ſetzt. 

Alle jefwitiihen Ausflüchte Können dieſe Auslegung nicht erjchlttern ober 


n. 

Wie ſehr eben deshalb ber Ausſpruch des Papſtes auch ernſte Katholiken in 
Dentſchland befremdet und betrübt hat, davon giebt die ſtreng katholiſche „Schle- 
Me Volkszeitung” in einem bemerkenswertben Auffate Zeugniß, in welchem fie 
prdiderſt unumwunden ausfpricht, daß Die Frage, wer und was unter dem Koloffe 
gemeint, ihr nie zweifelhaft geweſen ſei. „Es wirb darunter, fagt fie, allerdings 
det neue Deutſche Reich, in&befondere fein Kanzler gemeint gewejen fein.“ Die 
Zeitung beffagt dann, daß ber Papſt als Italiener von Geburt und von Herzen 
dat rechte „Verftänbniß und liebevolle Erfaffen deutſcher Verhältniſſe“ nicht haben 
Bane, und ſchließt mit folgenden Worten: 

„Als Bapft war Pius volllommen beredtigt und veranlaft zu reden, mie 
er gerebet hat. Wäre er jedoch ein Deutfcher geweſen, fo wäre ihm biefe Formu⸗ 
Krung vielleicht nicht eingefallen, die in der That jeden deutſchen Katholiken, ber 
Ein Freund des beutichen Reiches ift, trog Falk und Bismard fchmerzen muß. 

vermutbhen wir, daß Kardinal Antonmelli von diefem gleichzeitig italienischen 
und oberhirtlichen Ausbruche des Schmerzes und des Unmuthes nichts im Voraus 
Foußt bat, und daß, hätte Antonelli im Voraus darım gewußt und mithin 
Gelegenheit ehabt, auf die augenblidlih in Deutichlund daraus nothwendig ent- 
Rehenben politifcen Folgen dieſer improvifirten harmlos gemeinten aber politifchen 
Keuferung aufmerffam zu machen, der 5. Vater fie in petto behalten hätte, gute 
wärhig wie er if. Denn mag man nun in Rom Über beutfche Verhältniſſe mehr 
minder gut orientirt fein, das hätte man bei vorherigem Ueberlegen auf jeden 
Bu geübt, daß ein folder Schlag jenfeit® der Alpen mehr die Katholifen als 
Ihre eguer treffen würde, und fie auch bei weiten mehr ſchmerzen mußte, als 
— — und daß ſie ſo etwas denn doch durch nichts verdient haben 

en.” | 
Wenn ernſte Katholilen fi Über den Ausſpruch des Papftes in folder 
Beife äfientlich äußern, fo läßt fi daraus erkennen, wie tief fie als Deutfche 
verletzt fühlen. 
Solche Aeußerungen aus Tatholifchen Kreifen find jebeufalls bedeutſamer als 
Nie unehrlihen Auslegungslünfte der „Germania.“ 
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30. Zur auswürligen Politik, 


Drei: Kaifer - Zufammentunft. 

1872. 5.—11. September. Kaijer Alerander von 
und Kailer Franz Joſeph von Defterreich ; 
am Hofe des deutfhen Kaiſers. 

Konferenzen des Fürften Bismarck mit ben 
Reichölanzler Fürften Gortſchakoff und dem ö 
ungariſchen Minifter der auswärtigen Angelegenhe 
Andraſſy. 


Die Bedeutung der Drei-Kaiſer-Vere 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 11. September. 


„Die große Woche der Drei-Kaijer- Jufammenkunft gebt zu Eı 
Einprüde derſelben und ihre politiihen Folgen werben unzweifelhe 
Zeit hinaus von tiefer Wirkung fein. 

Die Vereinigung ber brei Kaifer in ber Hauptflabt bes neu 
Reiches iſt bie gemaltigfte und wirkſamſte Kundgebung einer ernfl 
ſchiedenen Friedenspolitil, ohne jeben politifchen Sintergebanten, obı 
Richtung gegen irgend men. Deshalb findet die Zufammenkfunf 
Theilnahme und Zuftimmung auch bei den nicht unmittelbar vertre 
rungen und Völkern, welche ihrerſeits den Werth bes Friedens für 
"Die europäifhe Entwidelung zu ſchätzen wiſſen. 

Was der Deutiche Kaifer vom erften Tage nach der glorreicdhe 
rihtung des Deutihen Reiches als bie höchſte Aufgabe beffelben 
nämlih: „ein zuverläffiger Bürge bes europäiſchen Friedens zu fe 
haben jetst bie drei Kaifer ber’ großen Reiche bes europäiſchen Fefllaı 
gemeinjame Aufgabe erfaßt und erfennen laffen, und dadurch dem feger 
Streben eine unerſchütterliche Sicherheit ber Erfüllung gegeben. 

Unferem Kaiſer und dem beutichen Volle darf es zu hoher 
gereichen, daß biefe neue gewaltige Vereinigung für ben Völlerfriede 
und Mittelpunkt in der neu erftandenen Macht des Deutſchen Rei 
dem allfeitigen Vertrauen zu der Politik deffelben hat. 

Es eine Thatſache, wie ſie im Laufe der Weltgeſchichte 
kommen iſt, daß eine unerwartet durch einen erſchütternden Siegeszı 
Machtſtellung ſofort eine fo rückhaltloſe Anerkennung und Zuſtimm 
Beſtrebungen Seitens der großen Nachbarſtaaten gefunden, wie fie 
Deutſchen Reiche zu Theil wird. Man barf darin zunächſt ein offe 
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afür finden, daß Deutſchlands Sache bei der jüngften großen —— eine 
erechte war, vor Allem aber ein Zeichen bes feſten Vertrauens der großen Mächte 
u dem Ernft und ber Aufrichtigleit der frieblihen Richtung der dentſchen Politik, 
ie fie von dem Oberhaupte bes neuen Reiches vom erften Angenblide an ver- 
ndet worden ifl. 

„Der Geift, welder in dem beutfchen Volke lebt“, jo ſprach unſer Kaifer 
um erfien beutichen Reichstag, „nicht minder bie Verfaffung des Reiches und 
eine Derredeinrihtungen bewahren Deutichlanb inmitten feiner Erfolge vor jeber 
3eriuhung zum Mißbrauch feiner durch feine Einigung gewonnenen Kraft. Die 

ng, welche Deutſchland für feine eigene Selbfifländigkeit in Anſpruch nimmt, 
ollt es bereitwillig der Unabhängigkeit aller anderen Staaten und Völker, ber 
chwachen wie der ftarken.“ 

Daß die europäifhen Mächte diefem Geifte der beutichen Politif von vorn 
erein volles Vertrauen ent egenbrachten, das war ſchon in bem Verhalten der⸗ 
elben während ber legten Kriegsmonate hervorgetreten. Bergeblih fuchte Frank⸗ 
xih bamals bei allen Großmächten ber Reihe nad Eiferfucht und Sorge wegen 
ser beutihen Giege und der daraus erwachſenden Störung bes fogenannten 
Axopãiſchen Gleichgewichts zu erwecken, nirgends konnte ſolche Beſorgniß Wurzel 
aflen. Noch während bes Krieges wurde zwiſchen Defterreich - Ungarn und dem 
Deutihen Reiche ber Grund zu ber aufrichtigen und innigen Annäherung gelegt, 
bie ſich feither in hoffnungsreicher Weiſe befeftigt hat, und ber Kaiſer von Kuh 

benutzte feinerfeits jede Gelegenheit, um feine herzliche Theilnahme an ben 
beutihen Siegen und Erfolgen mit Wort und That zu befunden. 

‚. Und das Vertrauen, welches bie beiden alten Kaijerreiche dem neuen Deutſchen 
Heike entgegentrugen, hat feine Kraft und Bedeutung auch darin bewährt, daß 
8 dazu beigetragen bat, bie alten freundlichen Beziehungen zwiſchen Defterreid) 
and Rußland fichtlich zus beleben und zu befeftigen. Es war eine neue Täuſchung 
ber Feinde Deutichlands, daß fie mähnten, die Annäherung an Defterreich- Ungarn 
weil eine Erkaltung ber Beziehungen zu Rußland zur Folge haben. Wenn es 

eines Beweiſes beburft hätte, daß Deutſchlands Friedenspolitif auf einem 
umfoffenben und alffeitig feſten GOrunde angelegt ift, jo ift dies durch Die neueften 
Inzeihen, weldhe in ber Drei-Raifer-Woche ihre letzte Beftätigung gefunten haben, 

jedermann erfichtlich geworben. 

Je bebeutfamer hiernach die Thatſache ber Drei-Kaifer-Bereinigung an fid 

if, defto weniger liegt Anlaß vor, nach befonderen politifchen Zwecken ber- 
ſelben im Einzelnen zu fragen und zu forſchen. 

Die vertrauensvolle Einmüthigkeit der drei Monarchen für bie Wahrung 
md Befeftigung bes europäifchen Friebens ift der Grund, auf welchem die Zu- 
kmmenfunft beruht, und bie offene Bekundung dieſer Ginmirbigteit it an und 
Ar ih eine große politifche That, deren mächtiger Eindrud unfehlbar dem Frieden 

eu wird. 


Gewi werden drei mächtige Kaifer von ber perſönlichen Bedeutung wie 
Uerander, Franz Joſeph und Wilhelm, und brei StaatSmänner, wie 
‚Gortſchakoff, Graf Andrafiy und Kür Bismard nicht acht Tage 
un täglichen engeren Berlehr vereinigt fein, obne daß ihre grundjägliche 
Webereintimmung über die allgemeinen Ziele der Politik ſich auch in ber ver⸗ 
banfigen Beiprehung ber verſchiedenen Seiten der thatſächlichen Politik und einer 
Migliden fünftigen Gefährdung bes Friedens bethätigen jollte; aber zu beftimmteren 
Nplomatiichen ereinbarungen würde ein Anlaß nur vorligen, wenn von irgenb 
ber * ber Friede thaͤtſächlich bedroht erſchiene, was glücklicher Weiſe nicht 
all iſt. 
In ſolchem Sinne ſagte Kaiſer Alerander von Rußland den doniſchen 
Kalaen beim Abſchiede: er begebe fidh in das Ausland zur Sicherung bes Friedens, 
jedoch zur Zeit noch nicht bebroht fei. 
' Unfer Reihefangler Fürſt Bismard bat die Bedeutung ber 
Alien Zufammenlunft fo eben dahin zufammengefaßt: bie bloße 
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Thatſache derfelben werde überall als ein ben Frieden verbürgender 
Abſchluß der bisherigen großen Ereigniffe angefehen werben, und 
der allgemeine Slaube an den Frieden ſei ja befonbers für die 
emporblühende Gewerbthätigfeit faft ebenjo wichtig, als bie Er- 
haltung bes Friedens ſelbſt. Er durfte hinzufügen, daß dieſe Br 
dbentung der Drei-Kaifer-Zufammenktunft aud von der Vevdllerung 
gefühlt und anerlannt zu werben feine. 

So dürfen denn bie drei Monarchen, welde in biejen Tagen 
ih angefihts Europas und unter freubiger Zufimmung ihre 
Bölter die Hand für den Völlerfrieden gereiht haben, mit hohe 
Genugthuung auf diefe ihre fegenverbeißende That bliden.“ 


Die Parteien in Srankreih und Beutfchlands Stellung 
zu denfelben. 


Erſte Differenzen mit Graf Arnim. 


6. Mai. Bericht des deutſchen Botſchafters Grafen Arnim an Fürft Bismard. 


„Bei meiner lebten Unterrebung mit Herrn Thiers wieberholte mir ber 
jelbe in wärmften Ausbrüden, wie aufrichtig und infländig er den frieden un 
zwar einen langen Frieden wünfche. Frankreich fei nicht in der Lage einen ment 
Krieg zu führen. Daher ſuche er alle Komplilationen zu vermeiden, allen Ber 
widelungen vorzubeugen, wo ſie auch auftauchen mödten. 

Nah Verlauf vieler Jahre, wenn Franfreih zu Kräften gekommen fein 
würde, müffe natürlid das VBeftreben in ben Borbergrund treten, eine Entſchi⸗ 
digung für die erlittenen Verluſte zu ſuchen, und wenn Deutſchland einmal in 
Verlegenheit mit anderen Mächten gerathen ſollte, werde ber Augenblick zu I 
rechnung gekommen fein, darum fei aber gar nicht gefagt, daß Frankreich in einem 
foren Fall gegen Deutſchland auftreten müſſe. Es ſei fehr wohl denkbar, deh 
Deutſchland dann Frankreichs Allianz durch Compenſationen zu erkaufen geneigt 
fein würde, welche einen Krieg unnöthig machen koönnten. Uebrigens werde er — 
Thiers — Alles dies nicht erleben. Er ſei müde, alt, krank und fo begontirt 
von dem ftupiden undankbaren Verhalten der Nationalverfammlung, daß er keine 
anberen Gedanken habe als fein Land von ber Occupation zu befreien nnd 
dann zurüdzuzieben. 

Ich erwiderte dem Präfidenten, daß ich an der Aufrichtigfeit feiner Aeuße 
rungen feinen Zweifel haben Fünne, weil diefelben der Ratur der Dinge ea 
ſprechend mwären. Aber feine perfönliche Weisheit und jeine perföntiche Frieden⸗ 
liebe wären doch für uns ſehr ſchwache Bürgſchaften, fo lange über bie Dawt 
feiner Amtsführung und feinen Nachfolger gar keine Gewißheit vorliege. Er ſei 
täglich auf dem Punkte, fi mit der Nationalverfammlung zu brouiflıren, 
ihr fein Portefeuille vor die Füße zu werfen. An wen follten wir uns dam 
halten? Herr Thiers erwiberte, daß die Verſammlung nicht den Wunſch habet 
würde, fi) mit ibm zu überwerfen. Käme e8 aber doch fo, ober follte ber 
ihn überrafchen, fo mürbe feiner Vermuthung nad weber Heinrich V., ned 
Aumale, noh Gambetta fein Nachfolger fein, fondern ein honetter Vourgend, 
wie z. B. Cafimir Perier. 

Bon Napoleon lönne nicht die Rebe fein, er habe übrigens ben General 
Fleury kürzlich geſehen und von demſelben die Verſicherung erhalten, daß die 
Bonapartiſten auf jede Conſpiration während feiner Präſidentſchaft verzichten. 
Für die Zukunft behielten fie ſich allerdings ihre Anſprüche vor, aber fie ſeien 
ohne Ausfichten. Soweit Herr Thiers. 

Die Meinung aber aller derer, melde nicht blos Paris, ſondern and Me 
Provinzen kennen, gebt dahin, daß er fich Über bie Lage täufcht. Um nicht anf 
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cen einzugeben, möchte ich behaupten, daß nach einer weitverbreiteten Ueber⸗ 
bar allgemeine Stimmrecht nur zwei Refultate haben kann, nämlich ent- 
ambetta oder Napoleon. 
Bas den erften betrifft, fo ift unverlenubar, daß er in den Provinzen, 
tlih im Süden, täglich neue Fortichritte macht. Der Socialiemus und bie 
Demotratie gewinnt namentlih unter der Lanbbewöllerung immer mehr 
ı und es ift dahin gefommen, daß die Bauern rabdilaler find ale bie Pa⸗ 
Allenthalben, wo eine Manifeftation ber öffentlihen Meinung ftattfindet, 
Gambetta und der rotben Republik günftig. Selbft in ber Armee verhält 
y nah dem Urtheil des Marſchalls Bazaine ähnlich. Er hält die Armee 
mz forrumpirt und ift namentlic auch davon überzeugt, daß fie ber herr⸗ 
m Strömung nicht mwiderftehen, ſondern ihr folgen würde. Mac Mahon 
feinen Augen fein Bürge für die Aufrechterhaftung der Ordnung. Ein 
gewicht gegen bie überwuchernde Gewalt der Demokratie, — welche Übrigens 
ımbetta nur vorläufig einen Auediud finden würde — ift augenblidiich 
n dem Einfluß des Napoleoniihen Namens zu finden. Marihall Bazaine 
‚ daß heute das Kaiferneih wohl noch ſtark genug jei, um bie Zügel ber 
mng zu ergreifen. Unzweifelhaft würden die Furchtſamen und bie Be⸗ 
en, weldye weder in Aumale, noch in Caſimir Périer, noch in Gam⸗ 
eine Sarantie finden, ſich ohue Bedenlen unter bie Flügel bes Empire retten. 
Indeſſen — es ift nicht ganz leicht, Die Ereigniffe jo zu birigiren, baß das 
se fih wirklich im rechten Augenblid in den Sattel ſetzen kann. 
Die Rechnung ber bonapartiftiihen Faiſeurs beruht darauf, daß die National. 
mmlung im Falle einer präfidenziellen Sedisvacanz einen Dictator ernennen 
Diefer Dictator müffe Mac Mahon, ver General Eifjey ober ber Ge- 
Binoy fein. 
le drei jollen fich verpflichtet haben, eine Berufung an das Voll zu ver- 
ten, ans welder nach der Meinung ber Imperialiften Napoleon hervor⸗ 
wird. Wie aber, wenn die Nationalverfjammiung keinen Dictator ernennt? 
wenn fie Aumale ober Caſimir Périer zum Präfibenten wählt? 
Hier liegt der Punkt, wo bie bonapartiftifhe Partei darauf rechnet, daß 
ı unferem eigenen Intereffe ihr dadurch zu Hülfe fommen werben, baß wir 
m Dictator oder den unzuverläffigen Präfidenten das Verlangen richten, 
Regierung berzuftellen, welche une den Frieden verbürgt und eine Garantie 
revolutionäre Propaganda giebt. 
Meine ſchon anderweitig ausgefprodene Anficht ift, daß wir Die von den 
Ipartiften mit uns geſuchten VBerbinpungen nit von der Hand 
'n follen. 
Um fo weniger, als fie einerjeits durchaus feine Intriguen 
a die jeßige Regierung im Sinne haben, andererfeits unter 
Parteien die einzigen find, welche offen unjere Unterftüäßung 
uden und die Verſöhnung mit Deutfhland in ihr Programm 
ehbmen, während alle anderen Fractionen und Schattirungen 
ıBertehr mit uns auf das Sorgfältigfie vermeiden und den 
elrieg gegen Deutihland auf ihre Fahne fhreiben. 
Ich —2* in der Candidatur des Due d'Aumale eine ebenſo große 
r, wie in derjenigen Gambetta's, und die ſogenannte anſtändige Republik, 
durch Caſimir Périer oder Grevy repräſentirt werden würde, kann 
in Uebergang zu Gambetta ſein. Iſt doch ſelbſt das Syſtem Thiers im 
n Augenblid unmöglich durch ſeine immer intimer werdenden Beziehungen 
amberta. Darum erfcheint mir als die wünſchenswertheſte Entwidelung 
ofitiichen Lage eine ſolche, welde uns einerjeits Zeit läßt, mit der jetzigen 
mng ein Ablommen über die baltige Zahlung und Sicherung der drei 
den zu treffen, anbererjeitS aber ten unver meidlichen Regierungswechlel fo 
unigt, daß die Anmefenbeit unferer Truppen im Lande uns noch Gelegen- 
iebt, anf die Krifis im Lande einen beftimmenden Einfluß zu üben.” 
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12. Mai. Erlaß des Fürſten Bismarck an den Grafen Arninm. 
„Ew. pp. gef. Bericht vom 6. d. M. über die Lage und Ausſichten 
der Parteien in Frankreich iſt mir von großem Intereſſe geweſen. 
Die darin niedergelegten Wahrnehmungen beſtätigen nur, was mr 
auch von anderer Seite her aus Privatnachrichten zukommt, doß die Ur 
leaniftifhen Prinzen, namentlich durch ihr Verhalten in Geld⸗ Angelegen⸗ 
gelten, ihren Boden in Frankreich mehr und mehr verlieren, und if 
imme auch mit Em. pp. darin überein, daß Deutfchland Feine Beranlaflung 
bat, ihr Gelangen zur Regierung zu wünſchen, daß vielmehr, unter bes 
verfchiedenen Parteien, welche um die Herrichaft ftreiten, das Bonapartiide 
Kaiferthbum mahrfcheinlich diejenige ift, von welcher ſich noch am 
ein leidliches Verhältniß zwiſchen Deutfchland und Frankreich hoffen lüßt. 
Unfere erftere Aufgabe bleibt natürlih immer, die jegige 
Regierung zu fügen, fo lange diefelbe für uns die Repri— 
fentation des Willens ift, den Frieden loyal auszuführen 
Was nah ihr kommt, wird fi in diefer felben Richtung 
von neuem und gegenüber legitimiren nüffen; wir haben feme 
Anlaß, dabei der Bonapartiftiihen Partei die Erklufive zu geben, un 
haben daher auch keinen Grund, irgend etwas zu thun, mas ſe 
ſchwächen, was ihr in den Augen der Nation fchaden, oder ihre Stellung 
erjchweren könnte. Eine, aus unferer Zurüdhaltung herausgehende Parttr 
nahme und Begünftigung fir diefelbe, würde aber ficher diefe Folgen haben. 
Bon diefem Geſichtspunkte auß bitte ich auch zu beachten, was id 
in einem befonderen, auf den Marfchall Bazaine bezüglichen Erlaß vom 
heutigen Tage gejagt habe.“ 


1. November. Echreiben bes Feldmarſchalls von Manteuffel an Für 
Bismard aus Nancy. 


„Ew. Durchlaucht geehrtes Schreiken vom 29. v. Mts. empfange ich fo ebes 
und erfehe Daraus, daß Sie ter unter dem 16. v. Mts. überſandte Brief bes Het 
Thiers intereffirt hat. Dies veranlaßt mi, Ew. Durchlaucht auch mitzutbeiet, 
baf Herr Thiers unter dem 25. Oftober, als die Preffe wieber viel non Het 
Sambetta gejpreden hatte, an Graf St. Vallier bei einer, Details der Ex 
tuation der Marne ꝛc. betreffenden Sache auch den in der Anlage verzeichueiel 
Satz telegrapbirte. Ich nehme alle biefe Mittheilungen entgegen, ohne darauf M 
erwibern, weil ich mich von der Bolitit fernhalten will. Aber in meinen Han“ 
lungen und in ber Form berfelben nehme ich, joweit das Intereffe der Truppen 
es erlaubt, Rüdficht auf Herrn Thiers und ſtütze dadurch morafifch feine ge 
gierung. Nach allen Beſprechungen mit Ew. Durchlaucht if dies in dem Eint 
ber Politik Sr. Majeftät. Bor wenigen Tagen mar jedoch unfer Botſchafter hier— 
der mir bie Anficht ausſprach, die Etablirung der Republik in Frankreich fei # 
gefährlich; es fei Zeit, daf eine monarchiſche Regierungsform Plat greife. Er 
Durchlaucht kennen meine Anficht, daß unfer Intereffe Ruhe in Frankreich e* 
beifcht, bis die Kriegsſchuld abgetragen ift, und daß überhaupt kriegeriſche Bar 
widelungen vermieden werben müſſen, jo lange bie Bewaffnung ber Armee 
in einem Ucbergangsftabium befintet. Ich konnte dem Botfchafter wohl in NT 
Grundauffaffung, nicht aber in Betreff des Zeitpunktes beflimmen. ber Er 
Durchlaucht wiffen, ich diskutire gern und lege da gefprochene Worte nicht auf de 
Waagſchale. Nun bat mir aber Graf St. Ballier in einer gewiffen innert 
Aufregung erzählt, Graf Arnim babe in einer Unterrebung, bie er a 
ale ganz vertrauliche und mit Ablegung feines biplomatifchen Charaktere bejeided; 
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iR er betrachte das gegenwärtige Gouvernement als unhaltbar, denn 
biers werde Sambetta, diefem die Kommune und biefer ein mili⸗ 
Regiment folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Ver⸗ 
üble: er habe ihm dann vom Grafen Paris und vom Sohne des Kai⸗ 
poleon geſprochen. Gieichzeitig mit dieſer Mittheilung war bier ein 
T „Kreugzeitung” — Nr. 252 — angelommen, weldes in feinem Leit⸗ 
heftige Angriffe gegen Herrn Thiers enthielt, daß ih, ba bergleichen 
Ffiziere und Soldaten aufheten, die Aufmerkfamleit des Herrn v. Balan 
elenkt habe. 

b weiß, daß bie „Kreuzzeitung” kein Regierungsorgan if, aber fie gilt 
Barteiorgan und hat Einfluß. Alles dies zufammengehalten läßt mid) 
cchlaucht bie Bitte aueiprechen, für ben Fall, daß etwas in ben mir von 
hlaucht früher mitgerheilten Anfichten über die Behandlung ber biefigen 
iffe geändert ift, mir bıe® mit zwei Worten zu fagen, weil ich dann mi⸗ 
wbereitungen zu treffen und mein eigenes Verhalten danach einzu⸗ 
abe.“ 


ovember. Erlaß des Fürſten Bismarck an den Grafen Arnim. 


'ach einer vertraulihen Mittheilung des Genera® von Mans 
hat der Graf St. Ballier ihm erzählt, daß er mit Ew. Excellenz 
er legten Anmefenheit in Nancy eine Privatunterhaltung geführt 
n welcher Sie fid) dahin ausgeiproden hätten: Sie betrachteten 
nwärtige franzöfiiche Regierung al3 unhaltbar, denn Herrn Thiers 
Bambetta, diefem die Kommune und diefer ein militairifche8 
ıt folgen, wenn Frankreich nicht rechtzeitig eine monarchiſche Vers 
wähle. In Berbindung mit der legteren hätten Ew. Ercellenz von 
afen von Paris und von dem Eohne des Kaiſers Napoleon 
en. 

wiel fi auch für die Em. Excellenz zugejchriebene Anficht über 
tige Entwidelung der franzöfifchen Zuftände fagen läßt, fo ſchwer 
mir zu glauben, daß Sie diefelbe gegen einen offiziellen Vertreter 
ierung, bei welcher Ste beglaubigt find, außgejprochen haben jollten. 
) erjuche Em. Ercellenz ganz ergebenft um eine gefällige Aeuße⸗ 
ie ſich nach Ihrer Erinnerung die Sache verhält.“ 


ovember. Bericht des Grafen Arnim an Fürſt Bismard. 


m. Durchlaucht geehrtes Schreiben vom 8. d. M. habe ich geftern zu er- 
ie Ehre gehabt. 
Fi bes Generals Freiherrn von Manteuffel beruht auf Miß- 
üffen. 
m meiner Konverfation mit Herrn von St. Ballier ift mir im We⸗ 
ı nur erinnerlih, daß deiſelbe unter vielen Klagen über fein unglüdliches 
d die Nothwendigleit eines Tannen Friedens betonte. Er bob hervor, 
Blück die Bewahrung der monarchiſchen Traditionen für Deutſchland ſei 
fih als Legitimiften zu eılennen, erblidte aber in der Perfon des Herrn 
den von ber Vorſehung geſandten Retter. Sein Leben ſei eine Garantie 
le Gefahren. Hierin ſtimmte ich ibm vollftändig zu. Daß ich auf bie 
we Steigerung des Gambettiftiihen Einfluffes hingewieſen babe, ift mög» 
‚ entfinne mich jedoch nicht, bei diejer Gelegenheit mich auf dem Gemein- 
gebalien zu haben, daß auf eine PBübelberrihaft ein Säbelregiment folgen 
n dem Grafen von Baris habe ih mit Herm von Manteuffel 
u. Wenn Herr von St. Vallier es nicht fo beflimmt verficherte, fo 
h nicht glauben, daß zwifchen ihm und mir biefer Name genannt worben 





522 


1872. 
fei. — Vollſtändig umrichtig ift, daß ich die baldige Einführung ber Monardie 
und beftimmte Thronkandidaten empfohlen babe. — 

Auffallend ift, daß ich in dem Sinne, in welchem ich mit Herrn v. St. Vallier 

eſprochen haben foll, mit dem Freiherrn von Manteuffel wirkid geiproden 
Ende. Derſelbe pflichtete meinen Auffaffungen, fo weit fie die Gefährlichkeit der 
Republik betreffen, bei, und ging fo weit, zu behaupten, baß Thiers bie Re 
publik ſelbſt als ein Mittel der Revanche anſähe. Ich glaube, daß er hierin Net 
bat. Herr von Manteuffel wid von meinen Anſichten nur infofern ab, al 
er bie Konſervirung des Thiersichen Regimes noch für nöthig bält, um unfer 
Geldforderungen zu fichern, während ich diefelben für ficher halte — welches anf 
die Regierung Frankreichs in der nächſten Zeit fein möge. 

Bon dem ganzen Borgange babe ich einen fehr unerfreulichen Einbrad. 

Ih bin Über Nancy gereift, um frühere Mißverfländniffe auszugleichen 
Hear von Manteuffel fohien meine gute Abficht nicht zu verkennen. Gr ſpraqh 
den Wunſch aus, vertrauliche Beziehungen zwifchen Paris und Nancy herzuſteler. 
Er wollte zu dem Zmede etwa alle 14 Tage einen Offizier nach Paris fciden. 
Diefem Syftem würde es entiproden haben, wenn Herr von Manteuffel, ek 
er Em. Durchlaucht durch feinen Brief beunrubigte, mich nad) meiner Berfion von 
der Konverfation mit Herrn von St. Ballier gefragt hätte. 

Hierzu hätte ihn auch feine große Bejchäftserfahrung veranlafien inner 
Denn es ift ſchon fehr ſchwer, durch einen ſchriftlichen Bericht ein richtiges Gib 
von einer Konverjation zu geben, welche ver Berichterftatter felbft gehabt bat. Ein 
Bericht aber über eine Konverjation Anderer, welcher der Schreiber nicht beige 
wohnt bat, ift immer die Duelle von Irrthümern und ber Anfang von Mythen 


bildung x. 

3— weiß nicht, warum Herr von Manteuffel in feinem Wohlwollen für 
“ mid keine Gründe gefunden hat, ſich dieſer Schwierigleit bewußt zu werben. 
Wenn neben meiner politiihen Berichterftattung eine zweite politifche Korreſponden 
berläuft, fo wird mir das Gefchäft fehr erichwert. Wenn biefelbe aber eine de 
richterftattung über mid) wird, fo wird mir das Gefchäft unmöglich gemacht. 4 
kann daher Ew. Durchlaucht nur danken, daß Sie mich ſogleich von ben Rel⸗ 
dungen bes Generals in Kenntniß gejegt haben.“ 


23. November. Erlaß des Herrn von Balan, Bertreterd dei 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten an Graf Arnim. 


„Ew. Ercellenz geheime Berichte vom 10. und 12. d. M. haben ſo⸗ 
wohl Seiner Majeität dem Kaiſer als dem Fürften Reichskanzler vorge 
legen, welchem fie, Ihrem Wunfche gemäß, gleichzeitig überfendet worden 
find. Die in dem erften diefer beiden Berichte enthaltenen Notizen Aber 
die Preßverzmeigungen, namentlich zwiſchen Defterreih und Frankreih— 
werden vermwerthet werden, um in diefer Beziehung noch nähere Ertuw 
digungen einzuziehen. 

aß die von bier aus infpirirte und überhaupt die einheimiſche 
Prefle die monardifchen Elemente in Frankreich herabwürdige, Tann de 
Herr Reichskanzler nicht zugeben. — Jedenfalls würde dies nicht onf 
Inſtruktion beruhen; aber, wie gefagt, auch die Thatjache wird nicht ar 
erfannt, wenngleich die deutſche Preſſe im Allgemeinen fich der An rife 
auf Thiers und feine Regierung allerdings enthalten hat. Den * 
folgerungen, welche Ew. Excellenz aus den mancherlei Bedenken des jetzigen 
franzöſiſchen Regimes ziehen, kann Seine Durchlaucht nicht beitreten 
Furſt Bismarck iſt durchaus nicht der Anficht, daß keine franzoͤſiſche Re 
gierung daran denken würde, die pekuniären Verpflichtungen gegen Dentſch⸗ 
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d nicht zu erfüllen. — Im Gegentheil erfordert nad) der Anficht Seiner 
rchlaucht unfer Intereſſe zuerft die Zahlung der Kriegsentſchädigung 
) die Bollziehung des Friedensvertrages abzumideln, die Entwidelung 
inneren ange Ichen Angelegenheiten nad) wie vor fich felbft zu über⸗ 
en, wenigiten® uns denfelben nicht mit vorgefaßten Dedultionen und 
inen gegemüberzuftellen. Unter Umftänden können wir allerdings die 
mente begünftigen, deren Thätigkeit unferm Intereſſe zufagt, dazu 
ſſen wir aber abwarten, daß fie auf der Bühne erfcheinen, nıcht aber 
fonfpiratorifch benuten wollen. Ein monarchiſch konftituirtes Frank⸗ 
h würde größere Gefahren für uns haben, als die find, welche Em. 
ellenz in dem anftedenden Einfluß der republifanifchen Inſtitutionen 
n. Das Scaufpiel, welches diefe darbieten, erfcheint eher geeignet, 
hredend zu wirkten. — Mit den Legitimiften könnten wir überdies 
er keinen Umftänden gehen, da fie immer päpftlich gefinnt fein werben. 
lange unjer Kampf mit der Eurie dauert, deffen Ende nicht abzufehen 
lönnen wir ein ſolches Element nicht begünftigen. Die Anficht, daß 
: andere Negierungsform Frankreichs als die republilanifche für uns 
nnehmbar wäre, würde zu meit-geben, und wird daher von der infpi- 
en Preſſe auch niemald vertreten werden. Andererjeit8 aber würden 
‚ wenn wir für irgend eine andere Regierung dafelbft Partei nehmen, 
) die gegen diefelbe gerichteten Feindfchaften erben; wir würden Frant- 
h dadurch erft bündnigfähig machen, was es jeßt nicht iſt. — 

Ueber die Gefährlichkeit von Thiers kann man theoretifch fehr ver: 
dener Anficht fein. Bei einer fo erplofibeln Nation wie die Trangöfiice 
die Zufunft unberechenbar. Da der Fürft aber Em. Ercellenz Anficht 
e den Grad diefer Gefährlichkeit nicht theilt, jo muß er darauf halten 
und bezeichnet feine Inſtruktion in diefer Beziehung als unbedingt, — 
es nach feiner Anficht geht, und die Vertreter Str. Majeftät des 
ſers im Auslande nad außen hin fich jeder entgegengefegten Aeuße⸗ 
g enthalten. Se. Durchlaucht bezeichnet e8 bei diefer Gelegenheit als 
n gewöhnlichen Fehler deutfcher Politik, ſich zu früh auf die Ereignifle 
iner beitimmten Richtung vorzubereiten.” 


0. Dezember. Erlaß des Fürften Bismard an Graf Arnim. 


„Em. Ercellenz Beriht vom 16. d. Mts. ift eingegangen. Nach 
beutigen Entwidelung der Lage halte ih e8 nicht mehr für ins 
et, Ihnen eine neue Inſtruktion zu ertheilen, wohl aber giebt mir der 
jalt Ihrer Berichterftattung in den legten zwei Monaten Anlaß zu 
gen allgemeineren Bemerkungen. 

Die Tage der Dinge in Frankreich ift ohne Zweifel eine folche, daß 
t jeden, auch den gemiegteften Diplomaten eine ſchwierige, vielleicht 
: unmögliche Aufgabe ift, ſich ein ficheres Urtbeil über den Zuftand 
Landes, über da8 Gewicht der einzelnen politiihen Parteien und Per- 
m und namentlich über die Wahrjcheinlichkeiten der nächſten Zukunft 
bilden. Diefe Schwierigkeit wird erhöht durch die unberechenbare Leis 
ſchaftlichkeit, welche dem franzöfiichen Charakter eigenthümlich ift und 
welcher auch die gereifteren franzöfifhen StaatSmänner weniger frei 
' als die Mehrzahl der deutfchen und englischen. 

Ebenfo groß wie die Schwierigkeit der Veurtheilung ift aber zugleich 
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die Wichtigkeit, welche es für die deutiche Reichsregierung hat, nicht za 
einer unrihtigen Beurtheilung der Sadylage in Frankreich und ihrer Saw 
[equengen zu gelangen, nicht faljche Prämifien als richtige und als fihere 

afen der eigenen PBolitif anzunehmen. In einer folden Situation if es 
meined Erachtens für den amtlichen Vertreter des deutfchen Reiches die 
Aufgabe, die Eindrüde, welche er empfängt, bevor er fie meldet, eiret 
fehr forgfältigen Prüfung und Sichtung & unterwerfen. Denn bei ke 
verhängnißvollen Bedeutung, welche jede ntichließung Str. Majeftät in 
der auswärtigen Politit für die Zukunft des deutſchen Reiches und Eursped 
haben kann, wäre e8 eine große Gefahr für Beide, wenn wefentlhe 
Borausfegungen der Allerhöchſten Entſchließungen fi als irrthümlid er 
gäben, obichon fie von der Kaiferlihen Botfchaft als zweifellos angejehen 
und gemeldet waren. Wenn Em. Ercellenz die Güte haben wollen, Fit 
Berichte feit Ihrer erften Rückkehr nad) Paris bis jetzt, die Meinungen, 
welche Sie darin über die Lage und die nächſte Zukunft, über die Std 
lung und die Bedeutung der einzelnen StaatSmänner und fiber die Inf 
gaben unferer Bolitik ausgefprogen haben, einer vergleichenden Präfump 
zu unterziehen, jo glaube ich, werden Sie jelbft die Größe der Schmieng 
feiten würdigen, die es bat, in einem ſolchen Lande und in einer folgen 
Lage fih ein Urtheil zu bilden, welches man mit derjenigen Sicherheit 
ausſprechen kann, auf die Se. Majeftät der König in fo Tolgenfinenz 
ragen bei amtlichen Altenftüden den Anſpruch bat. 

Meine dienftlihe Stellung legt mir die Terpflihtung auf, die Ber 
treter Sr. Majeftät, wenn ich den Eindrud habe, daß ihre Berichterflat 
tung auf irrthümlichen Borausfegungen beruht, darauf aufmerkjam 34 
machen, und die Wahrheit entweder durch gemeinjame Erörterung zur 
Feltitellung zu bringen, oder in Fällen, wo es fih um Wahrfceinli 
berechnungen für die Zukunft handelt und ein Einverftändniß in 
auf diejelben nicht zu erreichen ift, die Anficht feitzuftellen, melde det 
Bolitit, zu der ih Sr. Majeftät rathe, zu Grunde liegt, und gegen melde 
ein Gefandter daher feine abweichende Anficht fo lange zurädtreten lofien 
muß, als Se. Majeftät der Kaifer und König mir die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Politif Deutjchlands anvertraut. Kein Reſſort verträgt wenige! 
als das der auswärtigen Politik, eine zwiefpältige Behandlung; eine ſolcht 
würde für mich in derjelben Kategorie der Gefährlichkeit ftehen mie etw⸗ 
im Kriege das Verfahren eine Brigadier und feines Divifionärd mad 
einander widerjprechenden Operationsplänen. Die Erkenntniß diefer Ge 
fahr legt mir die Verpflichtung auf, Em. Ercellenz zu fagen, daß id d* 
von Ihnen mit Zuverficht ausgeſprochene Ueberzeugung, als wären um] 
rüdftändigen Forderungen unter jeder Regierung Frankreichs unbeding 
gefichert, für eine irrthümliche und jede Berficherung, die Em. Excellen 
darüber geben, für eine fehr gemwagte halte. Sie nehmen dadurch ein 
Bürgſchaft auf fih, die Niemand leiften kann und die deshalb im eines 
amtlichen Berichte, auf Grund deffen Se. Majeftät Entfchliegungen fofle? 
lönnte, nicht gegeben werden follte. Ich halte für wahrfcheinlich, daß d* 
Zahlungen ertol en, wenn Thiers am Ruder bleibt, oder doch die gou 
vernementalen Verhältniſſe in einer regelmäßigen legalen Entwidelung 
ih befürchte dagegen, daß wir zur Befriedigung unferer Forderung vor 
Neuem dad Schwert wilrden ziehen müffen, wenn durch gewaltfame Un® 
wälzung eine Republik mit einer anderen Gattung von Führern ans Rudel 
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Schon wegen diefer Möglichkeit liegt e8 in unjerem Intereſſe, das 
oupernement mindeftend unfererfeitS nicht zu ſchwächen oder zu 
Sturze beizutragen. Anders, aber auch nicht in einer für ung er⸗ 
n Beife, würde fich, wie ich bejorge, die Sache entwideln, wenn 
blung und der Räumung einer der monardifchen Prätendenten 
alt bemäcdhtigte. Wir würden dann in freundlicher Weife ges 
erden, da8 Gedeihen des jungen monardifchen Keimes dadurch zu 
. daß wir der Monardie in Bezug auf Zahlung und Räumung 
onen machten, die wir der Republik verjagt hätten. Wir könnten 
rdings abjchlagen, aber ich fürchte, daß dies nicht thunlich fein- 
ohne daß andere Kabinette und namentlich uns nahe befreundete 
erſeits eine Berüdfichtigung des monardifchen Elements in Franl⸗ 
is mehr oder weniger dringend empfehlen würden. Wenn man 
London, Peterburg und Wien zu Hug ift, um zu glauben, daß 
tarchifches Frankreich ung weniger gefährlich fei, als die gelegent- 
rrichaft der republilanifchen Fraktionen in Frankreich, fo ift doc 
auptung, eine ſolche Anjicht zu haben, ein zu brauchbarer Deck⸗ 
ur Erftrebung anderer Binede, ald dag man nicht die Verſtim⸗ 
iber unjere Stellung und wegen der allerdings für alle außer für 
bequeme Uebertragung der Milliarden aus Frankreich nad) Deutſch⸗ 
ıter diefer Maske zur Geltung bringen ſollte. Es würde auf diefe 
ih eine für und recht unbequeme europäifche Gruppirung in kurzer 
rausbilden fönnen, welche einen zunächſt freundſchaftlichen Drud 
3 üben würde, um und zum Verzicht auf einen Theil der erruns 
Bortheile zu beftimmen. Analoge Erfcheinungen werden ohnehin 
t fpäter nicht ausbleiben; aber unjere Aufgabe tft eg gewiß 
Franfreih durch Konjolidirung feiner inneren Verhält— 
nd durch Herftellung einer geordneten Monarchie mächtig 
indnißfähig für unjere bisherigen Freunde zu maden. 
ichs Yeindfchaft zwingt ung, zu wünſchen, daß es ſchwach fei und 
deln fehr uneigennügig, wenn wir und der Herftellung fonjolidirter 
yiicher Inftitutionen, jo lange der Frankfurter Friede nicht vollftändig 
hrt ift, nicht mit Entichloffenheit und Gewalt widerfegen. Aber 
nfere auswärtige Politit bewußterweife dazu beitrüge, den Feind, 
chem wir den nädjften Krieg zu befürchten haben, durch feine innere 
ig zu ftärken und durch eine monardifche Spige bündnißfähig zu 
‚ fo würde man folden Vorgang nicht forgfältig genug verheims 
Önnen, wenn man nicht eine berechtigte und zornige Unzufrieden- 
ganz Deutjchland erregen, ja möglicherweije den verantwortlichen 
r, der eine fo landesfeindliche Politik getrieben, einem ftrafgericht« 
zerfahren ausgejegt jehen will. 
ieje Erwägungen ftehen in Verbindung mit einem anderen ſchon 
teten Irrthum, welcher Em. Ercellenz zu unrichtigen politijchen 
tolgerungen verleitet. 
v. Ercellenz glauben und haben dies auch mündlih Sr. Majeſtät dem 
nusgeſprochen, daß die einftweilige Fortdauer republikaniſcher 
ationen in Frankreich den monardhifchen Inftitutionen in 
chland gefährlich fei. Ich vermuthe, daß Em. Excellenz auf diefe 
tung nicht gefommen jein würden, wenn nicht außländijche Verhältnifie 
esten Fahren nothwendig Ihre Aufmerkjamkeit vorwiegend in Anſpruch 
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genommen hätten, und wenn ein längerer Aufenthalt in Deutichland und 
ım Centrum der deutfchen Gejchäfte Sie in die Rage geſetzt hätte, Sich 
ein fachkundige Urtheil zu bilden. 

Em. Excellenz führen in Ihrem iängften Derihte an, daß Berbin 
dungen der franzöfifhen Demokratie mit Süddeutfchland ftattfänden. 

Diefe Wahrnehmung kann für Em. Ercellenz jo wenig eine neue fein, 
wie für uns bier; feit vierzig Jahren enthalten die Archive aller inneren 
und auswärtigen Behörden, namentlich, wie ich annehmen darf, das Em. 
Ercellenz zur Hand befindliche der Parifer Botſchaft, volumindfe und be 
dauerliche Auffchlüffe hierüber. ‘Die Verbindungen der franzöfiihen De 
mofratie beftehen feit der Juli-Revolution und länger nicht nur mit Säb 
deutfchland, fondern fehr viel lebhafter und entwidelter mit der Schwei 
und Belgien, mit England und Jtalien, Spanien, Dänemark und Ungers 
und namentli Polen. Die Intenfität derfelben hat im Ganzen ziemlid 

enau Schritt gehalten mit dem Anſehen Frankreichs in Europa; dem 
eine monardifche Regierung in Frankreich verichmäht es, auch wenn fe 
mit dem größten Nahdrud. die franzöſiſche Demokratie verfolgt, dieſen 
Hebel den übrigen Staaten und namentlich Deutſchland gegenüber wirfjam 
zu erhalten. Es wird ſich hierin eben immer dafjelbe Spiel wiederholen, 
wie bei der Unterdrüdung der Proteftanten in Frankreich und ihrer Unter 
flügung in Deutfchland und mie in der türfenfreundfichen Politik dei 
allerhriftlichiten Könige Ludwig XIV. 

Ich bin überzeugt, daß fein Franzofe jemals auf den Gedanken kommen 
würde, ung wieder zu den Wohlthaten einer Monarchie zu verhelfen, wenn 
Gott über uns da8 Elend einer republifanifhen Anarchie verhängt hätte. 
Die Berhätigung derartiger wohlmollender Theilnahme für die Gejdrdt 
feindliher Nachbarländer ift eine weſentlich deutfche Eigenthümlichkeit. Di 
Regierung Seiner Majeftät des Kaiferd bat aber um fo weniger Anlok, 
diefer unpraftifchen Neigung Rechnung zu tragen, als es feinem aufmer- 
fanıen Beobachter hat entgehen können, wie ftart und maffenhaft in Deutid- 
land die Belehrung gemejen ift und noch ift von rothen zu gemäßigt-libe 
ralen, von gemäßigtsliberalen zu fonjervativen Geſinnungen, von doftrinäre 
Oppofition zu dem Gefühl des Intereſſes am Staate und der Beranl 
wortlichkeit für denfelben, feit den experimentum in corpore vili, melde 
mit der Kommune vor den Augen Europa® gemacht wurde. Frankreich 
dient mit Nugen als abfchredendes Beifpiel. Wenn Frankreich noch einer 
Alt des unterbrochenen ‘Dramas der Kommune vor Europa aufführt, 
was ich aus menjchlichem Intereſſe nicht wünfchen will, fo würde e& mt 
um fo ftärker zur Klarmachung der Wohlthaten monardifcher Berfafluns 
und zur Anhänglichkeit an monardifche Inftitution in Deutfchland beitragen. 

Unfer Bedürfniß ift, von Frankreich in Ruhe gelafjen zu werden u 
u verhüten, daß Frankreich, wenn e8 uns den Frieden nicht halten mil, 

undeögenoffen finde. So lange es folhe nicht hat, ift ung Frankreich 
nicht gefährlich; und fo lange die großen Monardien Europas zuſammen⸗ 
halten, ift ihnen feine Republik gefährlih. Dagegen wird eine —** — 
Republik aber ſehr ſchwer einen monarchiſchen Bundesgenoffen gegen u 

nden. Dieſe meine Ueberzeugung macht es mir unmöglich, Seiner Nr 
jeftät dem Könige zu einer Aufmunterung der monarchiſchen Rechten 
Frankreich zu rathen, welche zugleich eine Kräftigung des uns feindlichen 
ultramontanen Elements involviren würde. 


— 
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Indem ich die Meinungsverjchiedenheit, in der ich mich über jo fun⸗ 
ıentale Grundfäge unferer Politit mit Em. Ercellenz befinde, lebhaft 
auere, habe ich mich doch der Pflicht nicht entziehen können, dieſelbe 
mwunden zu Ihrer Kenntniß zu bringen. Ich bin überzeugt, daß die 
inungsverjhiedenheiten zwifchen uns fich weſentlich vermindern werden, 
m Em. Ercellenz auf meine Eingangs ausgeſprochene Bitte eingehen 
len, die Zuverläffigfeit Ihrer Eindrüde von franzöfifchen und deutjchen 
rhältniffen einer jorgfältigen und längeren Prüfung zu unterwerfen, 
or Sie diefelben einem amtlichen Berichte einverleiben, den ich Seiner 
zjeftät vorzulegen habe und der ald pidce justificative unferer Politik, 
h parlamentarifch oder anderen Kabinetten gegenüber unter Umftänden 
möät werden muß. Es wird fich auf diefe Weiſe auch eine gefichertere 
bereinftimmung des Inhalts Ihrer Berichterftattung in fich felbft in⸗ 
veit herbeiführen lafjen, wie es für mich erforderlich ift, um felbit einen 
ten und dauernden Eindrud des Geſammtinhalts der Berichterftattung 
d der Anträge Em. Ercellenz behufs meiner Vorträge bei Seiner Das 
Rät dem Könige zu erhalten. 

Mehr aus formalen Rüdfihten erlaube ich mir noch die nachftehende 
emertung. Sie erwähnen in Ihrem Bericht vom 16.d. M., daß man 
ı direfte Beziehungen zwifchen der deutjchen Regierung und Gambetta 
aube. Wenn Em. Ercellenz Sid vergegenwärtigen, daß die deutfche 
yerung durch Seine Majeftät den Kaiſer in erfter Linie geleitet wird, 
ı Innen Em. Erxcellenz die Denkungsweiſe unjeres Allergnädigften Herrn 
wreihend, um darliber nicht in Zweifel zu fein, daß eine ſolche Be- 
mptung eine Seiner Majeftät dem Kaifer perfünlicd empfindliche Krän⸗ 
mg enthält. Wenn fie aber eine folhe im dienftlichen Intereſſe Ihrem 
atlihen Berichte glauben einverleiben zu müflen, jo wäre e8 dabei meines 
tahtens indizirt, die Duelle einer folhen Meinung etwas genauer als 
sh das unbeftimmte Pronomen „man“ zu fubftanziiren und die ge= 
haſtlihe Nüslichkeit einer folchen Infinuation näher zu begründen, als 
er geſchehen. Em. Ercellenz Selbjt würden es gewiß und mit Recht 

für angemefjen halten, wenn ic Ihnen in einem amtlichen Erlaffe, 
ein nachweisliches Motiv und unter der anonymen Bezeichnung des 
men „man“ Weittheilung von Gerüchten machen wollte, die etwa 
ber die Verbindungen der Kaiferlichen Botſchaft in Paris in analoger 
iſe exiſtiren könnten, wie das von Ihnen angeführte Gericht einer 
indung der Kaiferlichen Regierung mit Gambetta. Es müßten gewiß 
dr glaubwürdige und namhaft zu machende Autoritäten und ein erfichts 
der dienftlicher Zwed vorhanden fein, ehe ich e8 für gerechtfertigt halten 
Inzte, dergleichen Andeutungen in einem amtlichen Erlaffe zu maden. 
(gez.) von Bismarck.“ 


23. Dezember. Erlaß des Fürſten Bismarck an Graf Arnim. 


„Mit den Bemerkungen, welche Em. Excellenz in dem gef. Bericht 
“m 19.d. M. zu der Außlaffung des Herrn Thiers vor der Dreißiger- 
ſſion wachen, bin ich nicht ganz einverftanden. Die Phrafe „Le 
Mys eet sage, les partis ne le sont pas“ bezeichnet parlamentarifch höflich 
ud richtig die Erſcheinung, welche ſich in allen Ländern mit Repräſen⸗ 
aſſung wiederholt und durch welche die Befugniß zur Auflöſung 
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der Wahlkörper motivirt ift, daß die Bevölkerung einfchließlich der Wähler 
in der Regel bejonnener, realiftifcher, patriotiicher denkt, als die Zührer 
organifirter Parteien im Parlament und in der Preſſe, in denen gemähe 
(ich den in jeder Partei Avancirteſten die Führung zufällt. Ein deutj 
Staatdmann würde fich vielleiht ander3 wie Herr Thiers ausg 
aben; aber e8 hieße ihm meines Erachtens Unrecht thun, wem mas 
feinen ganz zutreffenden Ausfprud unter die Gemeinpläge vermeiie 
wollte. — 

Auch darüber, was Herr Thiers fih von einer zweiten Komme, 
die in dem fonftitutionellen Organismus die erfte, ein Oberhaus, fin 
würde, verjpricht, hat er ſich, wie mir fcheint, fo deutlich ausgeſprochen, 
wie es den Berhältniffen und der Veranlaſſung genügte. Ex fagte in 
Eingange: Le vôto donns au Chef du pouvoir ex6cutif ne serait 8 
suffisant. Le veritable remède serait l’institution de deux chambres. 
einem Publitum, dem die Gefchichte der Nationalverfammlung von 1789 
geläufig iſt, war damit gerade für die konfervative Majorität der Kom 
miffion ein fo fruchtbarer Gedantengang angefchlagen, daß es kaum ba 
weiteren Bemerkungen liber den Nuten einer zweiten fontrolirenden Körper 
ſchaft und der Verweiſung auf andere Pänder bedurft hätte, welche Thierl 
an zwei fpäteren Stellen feiner Auslafjung macht. Ich kann auch nicht 
Befremdendes darin finden, daß er ſich Über die Zujammenfegung zu 
die Befugniffe der Kammer nicht eher äußern zu wollen erflärt, als IM 
die Errichtung einer folden im Prinzip angenommen fei. 

Ich halte für nöthig, den, wie mir fcheint, ungerechten Urtheilen 
Em. Ercellenz über Herrn Thiers meine Anjicht gegenüber zu fielen 
weil entgegengejegte Anfichten über den leitenden Staatsmann Em. Ep 
cellenz auch dann zu einer von der meinigen divergirenden Politik draͤngen, 
wenn Em. Ercellenz eine folche principiel nicht beabfichtigen.” 


— — — — — 


1873. Die ſociale Stellung der Deutſchen in Fraukreich. 


22. Januar. Bericht des Grafen Arnim an Fürft Bismard. 


„In dem Salon einer bier für ben Winter etablirten fremden Di 
wurde vor einigen Tagen in meiner Öegenwart erzählt, daß Ihre Majeftät DE 
Kaiferin und Königin wiederholt dem Herrn Guizot Allerhöchſt Ihr Bebane? 
darüber habe ausdrücken Taffen, taß die Hohe Frau nicht Gelegenheit gehabt hebe 
ben greifen Staatsmann kennen zu lernen. Ihre Majeftät hatte daran — IM 
Erzählung nah — ven Ausdrud des Wunfches gefnüpit, die Meinung bes He! 
Buizot darüber zu hören, wie wohl der zwiſchen Deufſchland und gr 
aufgehäufte Haß gemilvert werben könne, Herr Guizot, fagte man, ba baranl 
erwiebert, daß nur die Zeit in dieſer Beziehung zu helfen vermöge. 

Diefe Erzählung rief eine Converfation Über die innere erechtigung de 
erwähnten Antwort des Herrn Guizot hervor. Von einer Seite pflichtete mei 
ihm bei — von anterer wurde behauptet, daß die Zeit, — d. h. irgend eine 
rehenbare Zeit — an der jetigen Stimmung ber Franzofen nichts ändern mür- 
Es wurde gemeint, daß bie Stimmung jett giftiger fei, ale vor einem I 
und daß mit der Evafuation nicht die Leidenschaft, ſondern jebe Zügelung ber 
ſelben aufhören würde. 

Ich theile dieſe Meinung, ohne viel Werth darauf zu legen. Von ber DR 
erwarte ich keine Befänftigung; eher tft noch möglich, daß ganz plötzlich, von 
Zage zum andern unter dem Eindrude eines Creigniffes ober eines mot 
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ie franzöſiſchen Antipathien eine andere Richtung nehmen. Wahrfcheinlich iſt 
veber das Eine noch das Anbere. . 

Diefer Zuftand hat für ten Privatverlehr zwiichen Franzoſen und Deutſchen 
ehr unangenchme Folgen. Die Kaufleute, welche ihr Geſchäft mit fehr wenigen 
ht ganz erflärlihen Ausnahmen aufgeben müffen, bie Sandwerfer, welche hier 
ücht mehr ihren Unterhalt finden, und biejenigen ſehr zahlreichen Deutſchen, 
velhe um bes Gewinnes ober um bes täglichen Brotes willen bier bleiben müffen, 
Ind in bebauernswerther, zum Theil in jammervoller Lage. Man kann aud in 
Bezug auf diejenigen, welche hier bleiben, nicht einfach das Bebauern mit bem 
Bemerlen unterbrüden, daß fie ja nach ber Heimath zurückkehren innen. Dazu 

die meiften nicht im Stande, und es bleibt ihnen nur übrig, zur Friftung 
und der Ihrigen Eriftenz die Demüthigungen mit in ben Kauf zu nehmen, 
Bekhe ihnen täglich zugefügt werben. 
erfahre davon natürlich nur ben hunbertfien Theil, da bie meiften 
Dentihen fich verfteden und auch wohl wiſſen, daß ich ihnen nicht beifen kann. 
Dean trotz aller Siege und ungeachtet der Dccupationsarmee kann ich feinen 
Ramöfiihen Privatmann zwingen, einen Deutſchen anfländig zu behandeln. Ich 
auch nicht in jedem einzelnen Falle Ungerechtigleiten untergeorbneter Be⸗ 
Werden entgegentreten, felbft wenn ich fie rechtzeitig und hinreichend fubftantiirt 

. Denn eine ungerechte Behandlung kann einen weiten Weg burchlauien, 
che ſe die Linie der Geſetzlichkeit überjchreitet. In beſonders betrübender Weile 
KM — um nur das Eine anzuführen — das Mißliche der Verbältniffe in ben 

auf. Entweder weigern fih die Schulvorfteher, bie deutſchen Kinder 
fmehmen, ober es wirb ihnen ber Gebrauch ber beutichen Sprache felbft in 
den Freiſtunden bei Züchtigungsftrafe unterfagt. Die meiften beutichen Kinder 
Serlernen nach kurzer Zeit ihre Mutterfpradde und werben mehr ober weniger zu 
nzoſen gepreßt. 

Davon, daß das Deutſche Reich die dominirende Macht in Europa iſt, 
merkt der einzelne Deutſche in Bezug auf fein eigenes Wohlbefinden nichts. Er 
it im Gegentheil in einer bemüthigeren Lage als fonft, da er ebenfo bebürftig 

‚ wie früher, und doch die Anerkennung feiten® ber Franzofen nicht findet, 
weiße er früher fand. 

Hiergegen giebt es abjolut feine Hülfe, es jei denn, daß das Deutiche Reich 

eutihlöffe, feine Landeskinder aus der Sclaverei loszukaufen. Sollte aber 
Kals das Ungemac eines neuen Krieges über beibe Länter hereinbrechen und 
N und noch einmal ben Sieg verleihen, jo würbe den Deutfchen bei dem neuen 
Medensichluffe eine erimirte Stellung und ein eigener Gerichtsſtand zu fichern 
wie in einem Barbarestenftaate. 

Benn man aus den Tiefen ber arbeitenden Klaffen auffteigt in bie gebil- 
beten Mittelftänte, Literaten, Gelehrte u. |. w., fo wird das Berhältniß, welchen: 
man begegnet, wohl ein analoges fein. Ich glaube, daß nicht viele Deutſche 
blefer Kategorie bier find. Die Wenigen, welde ich kenne, und welche guten 
rund baten, in Paris zu leben, Hagen bitter über die Schwierigkeiten, welchen 
k begegnen. Ein bier für einige Zeit lebender Chemiler bat darauf verzichten 

en, Erperimente im Laboratorium eines franzöfiihen Profeſſors zu machen, 
Weil der Legtere von den Studenten mit Zerftörung feiner Inftrumente bebroht 

‚ wenn er den Deutfchen arbeiten ließe. Aehnliche Dinge werben mohl 
"onen, fo oft bie Gelegenheit ſich bietet. Es giebt in bielen Kreifen auch 
Aamahmen, die indeſſen ſo ſelten ſind, daß ſie jedesmal beſonders erwähnt 
‚sen. Ueber bie Situation in ben höchſten offiziellen und ariſtokratiſchen Kreiſen 
Re ih früher berichtet. 

Die Perſonen, mit denen ich amtlich verlehre, ſowie foldhe, welche mit dem 
Deasernement eng zufammenbängen, find fo höflich und in den Formen tabellos, 
WW nur wünichen kann. An den Grenzen diefes fehr engen Kreifes hört mit 
dt nennenswerthen Ausnahmen jede Unhöflickeit und jebe Höflichkeit auf. Ja, 

Buß eingefiehen, daß das Ignoriren meiner Perſon ſchon innerhalb jener 
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Grenzen anfängt. Denn ich glaube, daß Perſonen, wie ber Marihall Mac 
Mahon und andere Generäle, nicht ganz unabhängig in der Wahl ihrer Be 
Tanntichaften find. Im Allgemeinen bleibt es dabei, daß im Geheimen nur zwei 
— ich babe fie gezävlt — und öffentlich nicht ein einziger Franzoſe mein Hans 
betreten bat, ber nicht Direct ober indirect dafür bezahlt würte. Die Begegnung 
am dritten Ort, 3. B. bei dem über bie Störrigkeit der Yranzofen tief betrübten 
öfterreichifchen Botſchafter geſchieht in venfelben Formen, n welchen fich gebilbete 
Leute, die fich nicht kennen wollen, in dem Wartejalon einer Eifenbahn zufanmen- 
finden. Ich vermutbe, daß die Damen in viele Paffivität noch eine Dofs 
Impertinenz legen, kann aber bei meiner Kurzfidtigleit aus eigener Anfchaunng 
darüber nichts Genaueres conftatiren, 

Die jüngeren Mitglieder der Botſchaft feiden hierunter, wie ich ſchon früher 
conftatirt, in gewiffer Weife, da fie einer großen Menge von Annehmlichkeiten 
beraubt find, welche nur dur einen hoben Grad von philoſophiſcher Refignation 
erſetzt werden können. 

Außer dem deutſchen Botſchaftsperſonal babe ich bisher feinen Deutichen 
ans den höheren Geſellſchaftskreiſen geſehen, der ohne ausreichende Entichulbigung 
auch nur vorübergehend hier geweſen wäre ober franzöfifche Freundfichleiten nad 
gefucht hätte. 

Mit einem Worte — welcher Kaffe der Gejellichaft ber in Frankxreiqh 
lebende Deutiche auch angehören möge — niemals wird er zum Genuß bes ew 
enehmen Gefühls fommen, baß er ein Mitglied einer fiegreihen Ratien if 
Kur an meiner Perfon macht aus begreiflihen Gründen und in gewifjen feines 
Kreifen das Beſtreben Halt, fi in Meinen Dingen für großes Unglüd zu rädes’ 

Ih würde unterloffen, über diefe Sachlage von Zeit zu Zeit Bericht f 
erftatten, wenn mir nicht bisweilen Andeutungen zugingen, aus benen ich ſchli 
muß, daß in Berlin und anderswo Auffaffungen Plat greifen, welche ben meiniges 
entgegengejett find. Es mag wohl in einer ober ber anderen Privatcorrefpo 
die Anficht Auedrud finden, daß es im Grunde fo fhlimm nicht fer, und 
die Sranzofen mit Entgegenkommen und Conceffionen zu gewinnen wären. 
bat mir gefagt, daß ih Belanntjchaften fuchen könne, wie 3. B. ber Fürft Orlefl, 
ber fih um die Sranzofen bemühe. 

Der Kürft Orloff fann vieles thun, was ich nicht thun Darf, wenn ih 
nicht fofort in den Verdacht fommen will, daß id im Grunde beſſer und mir 
fei, als meine graufame Regierung. Ich kann auch unmöglih den Franzeier 
nadhlaufen, von benen ich weiß, daß fie mich nicht kennen wollen unb bie we 
ſtändig berechtigt find, meinen Umgang nicht zu wünſchen; ein Bemühen bit 
Art würbe übrigens nicht das Mindeſte ändern. 

Wenn ic im Intereffe meiner perfänlichen Stellung zugeben und beilagt 
wollte, daß bairifhe Truppen viel Uhren geftohlen haben, wenn ich Converjatienl 
über die Tatholifhe Frage mit wehmüthigem Ausdrud, achſelzudend unb Bil 
fhweigend folgen wollte, jo würde man vielleicht während einer Woche finde 
daß ich ein ausnahmeweife vortreffliher Deutſcher fei; nachher aber wäre Mt 
Enttäufchung ärger als je zuvor, fobalb es klar geworben fein würde, baß 
* de hren wiederſchaffen, noch dem Papſt wieder zu feiner Macht ver 
helfen kann. 

Würde ich mich auf dergleichen Manöver einlaſſen, fo Tiefe ich Gefahr, def 
Schritt zu Schritt in eine Iandesverrätheriiche Eonfpiration gegen meine Regi 
hinein compromittirt zu werben, 

Endlich aber — melden Bortheil hätten wir davon, wenn es mir merfid 
gelänge, in den mehr ober minder heiligen Hallen des Faubourg St. Germalß 
oder ben unbeiligen Räumen ber Rue Lafitte Intimer zu werben. für Def 
Zauber, welchen die franzöfifche Ariftofratie ausübt, find doch wohl mer noch bie 
—X en ayialRäbte und Heinen Refidenzen zugänglich, welche ſalſche 

arallelen ziehen. 

Man vergifit dort, daß in Frankreich bie Llaſſen der Geſellſchaft, weit 
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Baris ſeit zwei Jahrhunderten zum Mittelpunkt eines glanzuollen Lebens gemacht 
haben, in Deutichland Dank dem Nehtsfinn und der Nachſicht der preußiſchen 
Könige, Dank ihrem eigenen praktiſchen Sinne zerfireut im Lande wohnen und 
bier und ba felbit noch Heine Landſchaften ale ganze ober halbe Souveräne 
regieren. 

ß Dadurch, daß bie franzöfiſche alte und neue Ariſtokratie Hotels in Paris 
bat und der Reihthum fi hier conzentrirt, ift Paris ein ſehr anmuthiger Auf- 
entbalt geworden. Die franzöſiſche Ariftofratie bat aber an Vornehmheit dadurch 
nicht8 gewonnen. Ihr Einfluß im Lande ift verhäftnigmäßig unbedeutend. Es 
giebt in Deutichland noch viele Perſonen in ererbten oder erworbenen Stellungen, 
beren in eigenem Rechte wurzeinden Einfluß die Regierung nicht ohne Schädigung 
bed Landes ignoriren kann. Solde Stellungen und Perſonen finde ih in Frank⸗ 
reich, troß allem Reichthum Einzelner und dem Wohlklang einiger Namen, nidt. 
Ich ſehe daher gar nicht ein, welches denkbare Interefie ich haben follte, Leuten 
nachzulaufen, oder mehr als auf den halben Weg entgegenzulommen, die mir als 
Botſchafter nichts helfen Finnen und ale Menſchen wenig Freude machen. 

Sollte die franzöfifche Ariftofratie einmal wieder in ben Beſitz bes Central⸗ 
telegraphen gelangen, fo wird abzuwarten fein, ob fie in ben amtlichen und 
focialen Verkehr mit derjelben Urbanität treten wirb, welde meine Beziehungen 
zu ber jetigen Regierung charakterifirt. Ich bitte Eure Durchlaucht um Ent- 
[hultigung wegen der Länge dieſes Berichtes. Er wiederholt was ich fchon 
früher gejagt habe — ober vielmehr er conftatirt, daß die Dinge eher ſchlimmer 
als befjer geworben find. Ich würde auch wahrſcheinlich noch öfter Anlaß haben, 
daſſelbe zu fchreiben. Aber ich finde, daß viele Einflüffe, viele Interefien, Ge⸗ 
ſchmacksrichtungen, Gefühlsgewohnheiten und mitunter die fonberbarften, Keinen 
perſönlichen Motive zuſammenwirken, um die Wahrheit zu verlleiftern. 

Die Wahrheit aber if, daß der Krieg von 1870 zwifchen den beiden großen 
Nachbarländern einen Zuftand geihaffen bat, der eine gewiffe Analogie mit ben 
Berbältniffen bietet, in denen Defterreih und Sarbinien vor bem Jahre 1859 
neben einander eriftirten. 

Die richtige und ungefhminkte Kenntniß der Situation liegt in unferem 
Intereffe. Es ift meine Pflicht fie nicht verdunkeln zu laffen, felbft wen ich 
öfters daſſelbe jagen ſollte. Ebenſowenig werbe ich verjchweigen, wenn wiber 
Erwarten eine Aenderung eintreten follte.“ 

(gez.) Arnim. 


2. Februar. Erlaß ded Fürften Bismarck an Graf Arnim. 


„Ew. Ercellenz haben in dem gefälligen Beriht vom 22. v. M. 
die fozialen Berhältniffe in Paris gcarben, infofern die dort lebenden 
Deutihen und die Mitglieder der Botſchaft davon betroffen werden, und 
find von der Vorausfegung ausgegangen, daß dieſe Verhältniffe und die 
Schmierigkeiten, welche für Em. Ercellenz daraus fowohl in Bezug auf 
den Schug unferer Landsleute, als auf die eigene gejellige Stellung hervor- 
gehen, bier nicht die volle Würdigung finden. 

Diefe Vorausfegung ift unbegründet. Em. Excellenz wollen vielmehr 
überzeugt jein, daß die peinliche Lage der Deutſchen in Frankreich bier 
voländig befannt ift und Se. Majeltät der Kaifer nicht daran zweifelt, 
dag Em. Ercellenz ſich nicht in der Rage befinden, denfelben einen bis in daß 
Privatleben wirkjameren Schuß gegen den franzöfifchen Haß zu gemähren, 
noch aud in Bezug auf Ihre gejellige Stellung eine Beflerung herbeizu⸗ 
führen, die nur von der Zeit — und vielleicht nicht einmal von Dieter 
— erwartet werden Tann. 

Wenn fih auch nicht verlennen läßt, daß die gejellige Aus⸗ 
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ſchließung, welche den Mitgliedern der Botſchaft gegenüber ın Anwendung 
ebracht mird, für diejelben manche Entbehrungen mit fi führt, die 
hnen in allen anderen Ländern erjpart bleiben würden, jo bat anderer 
feitö der fo mwenig verhüllte Haß der Franzoſen zur Folge, daß die Auf⸗ 
aben Ihrer Stellung in mancher Hinficht wejentli vereinfacht ımd er 
eichtert werden. 

MWährend jeder Bertreter Er. Majeftät im Auslande es fih zer 
Pfliht zu machen hat, in amtlicher und gefelliger Hinficht vielfache Ber 
bindungen anzuknüpfen, über die Stimmung des Landes fortdauernd in 
formirt zu fein, auf diefe Stimmung Einfluß zu gewinnen, gutes Eis 
vernehmen zu fördern, deflen Störung forglich zu verhüten, fo ge 
die Verhältniſſe fih feit dem Kriege in eFronfreig fo geitaltet, daß de 
Vertreter Sr. Majeftät des Kaiferd auf die Löfung diefer Aufgabe uw 
zihten muß, meil fie vollftändig nicht möglich ift und partiell und —* 
ohne Nutzen ſein würde. 

Die -Offenheit, mit welcher ſeit dem Friedensſchluß in —— 
der Nationalhaß gegen die Deutſchen von allen Parteien geſchürt 

roflamirt wird, läßt ung darüber fein Zweifel, daß jede Regierung, wei 
arte: fie auch angehören möge, die Revanche als ihre Hauptaufgabe 
trachten wird. Es kann fi nur darum handeln, welche Zeit die Franz 
brauchen werden, um ihre Armee oder ihre Bündniffe fo weit zu uw 
ganifiren, daß fie ihrer Anficht nad fähig ift, den Kampf wieder 
nehmen. Sobald diefer Augenblid gefommen ift, wird jede fra 
Regierung dazu gedrängt werden, ung den Krieg zu erklären. Wir m 
darauf vollftändig gefaßt, und unfere Vertretung in Paris trifft Tem Sr 
wurf, wenn fie die galliihe Kampfluft nicht zu zitgeln vermag. Wen 
e3 richtig ift, daß Ihre Majeftät die Kaiferin den Rath des Herm Guizot 
darüber erbeten bat, wie der Haß der Franzoſen gegen und zu mildern 
fei, fo würde foldem Schritte ein für weiblide Empfindungsmeife natär- 
liches Gefühl zu Grunde liegen. Die Befänftigung des ungerehten Zorn? 
unjerer Nachbarn liegt aber nicht in den Aufgaben Em. Ercellenz, fo lang 
jedes Streben nad diefer Richtung hin ebenſo erfolglos als mit unjert! 
nationalen Würde unverträglich fein würde. Wir haben den Krieg richt 
gewollt, find aber ftet3 bereit, ihn nochmals zu führen, fobald neue 
Ueberhebungen Frankreichs und dazu nöthigen werden. Oderint du 
metuant. 

Die Hare Erfenntniß diefer Sachlage überhebt den dieffeitigen Ber” 
treter in Frankreich des größten Theil® der ſchweren Aufgabe, die ih 
unter normalen Berhältniffen zufallen würde. Es fann ung wenig Intere 
bieten, über die Yeußerungen dieſes oder jenes franzöfifchen Staatsmanne® 
oder Deputirten informirt zu fein, da Alle im Weintlicen denfelben ust 
Teinatichen Zwed verfolgen. Es erjcheint deshalb auch als ein verge 
liches Bemühen, gejellige Beziehungen aufzufucdhen, die fich nicht von ſabſt 
darbieten, oder in einzelnen Dingen eine Einwirkung ausüben zu woll 
weiche die Gefammtentwidelung der Dinge weder aufhalten noch modifl” 
iren Tann. 

’ In gejelliger Hinfiht kann ich baher Em. Ercellenz Auffaffung ns? 
vollftändig theilen, daß es nicht Ihre Aufgabe ift, Leuten nachzulaufen, 
bie Ihnen nicht auf halbem Wege entgegenfommen, oder die es in 
einer Beziehung an der Ihrer Stellung jchuldigen Höflichkeit fehlen laſſen. 








533 
18%. 


Im Allgemeinen wird e8 den Berbältniffen am meiften entiprechen, wenn 
En. Excellenz wie bisher in ruhiger Wurde und Zurüdhaltung die ges 
eigen Beziehungen abwarten, die ſich in dolge befonderer Beranlafjungen 
bieten. Ich brauche nicht ainzugufügen aß Em. Excellenz die einer 
ſolchen Haltung gum Grunde liegende Abfiht den Franzofen um fo’ deut⸗ 
Biher machen und damit auch den Intentionen Sr. Dlajeftät entſprechen 
werden, wenn Sie in den Fällen, wo ein Entgegenlommen von Seiten 
einzelner Franzoſen ſich ausnahmsweiſe zeigt, —* Ausnahmen gegen⸗ 
Wer die unverfürzte Erwiderung der Artigfeit eintreten laſſen, wie fie 
wier gewöhnlichen Berbältnifien üblich if. 
, In Bezug auf die Uebelftände, unter welchen die in Paris lebenden 
Dentſchen in ihrer geſchäſtlichen Eriftenz durch den Haß der Franzoſen 
— leiden haben, ſind wir, wie Ew. Excellenz mit Recht hervorheben, nicht 
der Lage, eine Abwehr zu ſchaffen, ſolange nicht in den einzelnen 
dillen eine Ungeſetzlichkeit nachgewieſen werden kann. Den Deuiſchen, 
welche nach dem Kriege nad) re egangen find, um dort ihren 
Lebendunterhalt ſuchen, waren die 9 der Bevölkerung bekannt, 
ſe mußten auf Berfolgungen und Demüthigungen gefaßt fein, und ſich 
veriiulich eine erhebliche Befähigung zutrauen, Solche Erlebnifje für Geld 
V ertragen. Sie würden, wenn fie auf achtungsvolle Behandlung in 
eher Linie Werth legten, beffer gethan haben, ihre Talente oder ihre 
Erheistraft nicht dem Feinde, fondern dem eigenen Lande zur Ber- 
zu ftellen, mo beides jederzeit die gebührende Anerkennung und 
ie befriebigende Verwerthung gefunden hätte Wenn ich es auch hei 
er Gelegenheit al® eine —1— der Regierung Sr. Majeſtät des 
Kaiſers betrachte, deren Erfüllung ich mich niemals entziehe, den nt 
barlichen Bollsinterefien unferer Landsleute vollen Schuß zu gewähren, ſo 
ann ich doch mit dem „Parifer deutfchen Urfprungs“, der nur infomweit 
va bleibt, al8 er Schuß und Unterftügung beanfprucht, nit ſym⸗ 
ven. 


(ge3.) von Bismard.“ 


1872. 29. Suni. Neue Uebereinkunft mit Franfreich über 
die Termine und die Art der Zahlung der noch geſchul⸗ 
deten drei Milliarden, fowie über die entiprechende 
Räumung der franzöſiſchen Departemente. 


j „Art. 1. Frankreich verpflichtet ficd, die gedachte Summe von drei Milliarden 
Folgenden Zerminen abzutragen, nämlich: 
) eine halbe Milliarde Kranken zwei Monate nah Austauſch ber Ratifi⸗ 
cationen des gegenwärtigen Vertrages; 
eine halbe Milliarde Geanten am 1. Februar 1873; 
) eine Milliarde Franken am 1. März 1874; 
®) eine Milliarde Franken am 1. März 1875. 
Frankreich ift jeboch befugt, die am 1. Februar 1873, 1. März 1874 und 
Win 1875 zu zahlenden Summen theilweife, in Beträgen von mindeſtens 
—8 Millionen Franken, oder vollſtändig vor Ablauf dieſer Termine zu 


Art. 8. Se. Majeftät der Deutſche Kaifer wirb vierzehn Tage nad 
Ahlung einer halben Milliarde die Departements ber Marne unb ber 
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Dberen-DMarne, vierzehn Tage nach Zahlung ber zweiten Milliarde 
die Departements ber Ardennen und ber Vogeſen und vierzehn Zuge 
nah Zahlung ber dritten Milliarbe nebft den Zinfen, weldye noch jı 
ablen fein werben, bie Departements ber Meurtbe-Mofel und der Maus, 
—* das Arrondiſſement Belfort räumen laſſen 

Art. 4. Frankreich behält ſich vor, nach erfolgter Zahlung von jwei 
Milliarden für die britte Milliarde nebft Binien finanzielle d«- 
rantien zu gewähren, welde, wenn fie von Deutichland als ausreichend auer⸗ 
kannt werden, in Gemäßheit bes Artilels 3 ber Friebens- Bräliminarien mr 
Berfailles an die Stelle der Zerritorialgarantie treten werden. 

Art. 5. Die Zinfen von den Summen, welche noch micht bezahlt kin 
werben, find auch ferner am 2. März jedes Jahres, zulettt mit Zahlung ber 
legten Milliarde, zu entrichten. 

Art. 6. Sollte die Stärke ber beufhen DOccupationstruppts 
nad allmählicher Einfchränkung der Occupation vermindert werben, fo werben die 
Koften für den Unterhalt biefer Truppen im Verhältniß der Zahl berfelben m 
mäßigt werben. 

Art. 7. Bis zur volftändigen Räumung bes franzöſiſchen Gebiets weries 
bie im Artikel 3 bezeichneten, von ben beutichen Truppen allmählich geräumtes 
Departements in militäriicher Beziehung für neutral erklärt und es were 
dahin feine Truppen⸗Anſammlungen als bie zur Aufrechterhaltung ber Orte 
nothwendigen Garnifonen verlegt. 

Frankreich wird daſelbſt keine neuen Fortiftcationen anlegen unb bie me 
banbenen nicht verftärfen. 

Se. Majeftät der Deutſche Kaifer wird in den von den beutfchen Tr 
befetstenn Departements feine anderen Befeftigungen errichten laſſen als jet 
handen find. 

Art. 8. Se. Majeftät der Deutſche Kaiſer behält fih das Recht va, W 
geräumten Departements in bem Falle wieder zu bejegen, wenn bie is 
gegenwärtigen Uebereinkunft eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt wert 
ollten.” 


Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


„Schon feit längerer Zeit trat feitens ber franzöfiihen Regierung bas eifrigt 
Streben hervor, auch in Betreff ver noch gejchuldeten brei Teilinrben zu einer 
neuen Vereinbarung zur gelangen, vor Allem zu dem Zwecke, dadurch eine raſden 
Befreiung Frankreichs von ber deutſchen Occupation zu erreichen, zugleich freilih 
mit der Abficht, dem Credit Frankreichs die ſchließliche Aufbringung ber ge 
waltigen Summe, um bie e8 ſich noch handelt, zu erleichtern; denn immer an‘ 
fhiedener trat im allgemeinen politiichen Bewuhtfein die Ueberzeugung bertt, 
baß ber Zeitraum bis zum März 1874 fchon ziemlich eng begrenzt fei, mm tim 
fo große und fo außergewöhnliche Finanzoperation wie Die Beichaffung und Zahlıng 
von 3 Milliarden Francs oder Achthundert Millionen Thalern zu bewä 
wenn nicht bei Zeiten fehr entſchiedene Schritte zum Beginne der Operation 
damit zugleich zur Sicherung und Befeftigung bes franzöftichen Credits geſchehen 

Se mehr die franzöfliche Regierung aus Gründen ihrer inneren Stelumg 
und zur Befriedigung eines erflärlichen nationalen Berlangens wünſchen muß 
die Räumung bes franzöfiichen Gebietes möglichft zu befchleunigen, um fo wel 
mußte fie darauf Bedacht nehmen, ber deutihen Regierung auch Bi 
ſchaften für bie Kraft und den Willen Frankreichs zur Erfüllung feiner vertrag 
mäßigen Berpflichtungen zu gewähren. 

Deutfhland hatte feinerfeits fein Intereffe und kein beier 
beres Verlangen danach, eine ober einige Milliarden ber auf 
ftebenden Schuld früher als beſtimmt war zu erhalten: wir 
uns jowohl im Reiche, wie in den Einzelſtaaten mit ber Deckung der Kriegeloſten 
wie mit allen auberen Ausgaben fo eingerichtet und Dank ber günftigen Hinem' 





— — — —⏑— 
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ge fo einrichten Fönnen, daß wir in feiner Beziehung auf ben Eingang ber 
inzoͤſiſchen Gelber zu warten haben. Unſer preußifcher Finanz- Miünifter lonuie 
i Borlegung des letzten überaus günftigen Etaatshaushalts mit berechtigter Ge⸗ 
igthuung darauf hinweifen, daß bie glüdliche Lage unferer finanzen einzig 
id allein auf ber Kraft unſerer inneren Entwidelung berubete und daß wir 
x keine Zahlung won Reiche d. h. aus ber franzöfifchen Eontribution empfangen 
ten 


Wenn Deutfhland blos feine eigenen wirthichaftliden Iuter- 
fen zu Rathe zöge, fo würben wir wohl eher wünſchen mögen, 
aß die Zahlungen der drei Milliarden ſich no& auf eine längere 
eit, als dafür in Ausfiht genommen if, vertheilten, — indem mit 
em raſchen Zufluß jo bebeutendber Geldbeſtäude manche volfswirthichaftliche Uebel⸗ 
inde und Schwierigfeiten verknüpft find, welche bei einer allmäligen Abtragung 
& Schuld nicht eiutreten könnten. 

Alſo nit der Wunſch, früher in den Befit der Contribution 
a gelangen, lonnte Deutichland beftimmen, dem Verlangen Frank⸗ 
eichs nah früherer Räumung feiner Departements entgegenzu- 
sumen Was für unfere Regierung dabei allein maßgebenb fein 
ante, war bie Ueberzeugung, daß in dem Wunfche und Anerbieten 
jzentreichs zugleich ein Anzeichen und eine Bürgfchaft einer Frie⸗ 
ſenſpolitik zu finden fei. 

Um die Bedeutung ber jegigen Verhandlungen und ihrer Ergebniffe zu er- 
Befen, möge man fich erinnern, wie weit verbreitet noch vor einem halben Jahre 
ber Bahn in Frankreich und bie Meinung in Europa war, daß Frankreich bie 
m März 1874 fälligen drei Milliarden überhaupt nicht zahlen, ſondern es 
uf einen neuen Krieg um biefelben ankommen laffen würde. 

Diefen früheren Stimmungen gegenüber, welche in gewiffen tbatfächlichen 
Raßnahmen und Vorgängen eine Beftätigung zu finden jchienen, war es an unb 
er fih von Berentung, daß bie franzöſiſche Regierung fich ernftlich anſchickte, bie 
Schuld Frankreichs an Deutſchland abzutragen. 

Bon dem Augenblide, wo bie franzöſiſche Regierung nicht nur 
m eigenen Namen, fondern in der Zuverfiht auf bie Billigung 
franfreichs fih zu Anträgen entfhloß, welche nur aufbem Boden 
tiedlicher Abfihten begründet fein fonnten, hielt es bie deutſche 
tegierung ihrerſeits für eine Pfliht aufrihtiger Friedenspolitif, 
iefen Anträgen foweit entgegenzulommen, als es die Fürſorge für 
le Sicherung der eigenen Imtereffen irgend geflattete, 


Die Borfchläge, welche Frankreich uns in finanzieller Beziehung ‚gegenüber 
a Anträgen auf beichleunigte Räumung machen konnte, hatten nur theilmeife 
ne frübere Zahlung ber Eontribntion zum Zmede, — nur die Zahlun 
ner Milliarde wird befhleunigt, indem fie nicht erft zum Mär, 1874, 
nbdern zur Hälfte jet bald, zur anderen Hälfte im Februar 1873 gezahlt 
zden fol, — die Zahlung ber zweiten Milliarde bleibt für den März 1874 
rbehaften, — für die legte Milliarde ift der Termin um eiu Jahr (bie 
a März; 1875) hinausgerückt. 

Wiewohl audy in diejen Ananzielien Abmachungen eine große Rüdfihtnahme 
f Frankreich nicht zu verfennen ift, fo hat unſere Regierung doch in Anerkennung 
e frieblichen Vorausſetzungen der neuen Vereinbarung gem darein gewilligt, zur 
friedigung bes franzöfifiien Nationalgefühle den Umfang der Occupation 
ınzöfifchen Gebiets ſchon nach Eingang der erften halben Milliarde zu vers 
ıgern, foweit es unfere eigene militärifche Sicherheit zuläßt. Oleich nad Ein- 

der erfien haften Milliarde follen die beiben zumeift gegen Paris vorfprin- 
nben Departements der Marne und ber oberen Marne mit Rheims, Cha⸗ 
26 und Chaumont geräumt werden, nah Zahlung von zwei ganzen Milliarben 
Ho im Febrnuar 1874) werben ſodann die Departements der Ardennen und 
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Bogefen mit Sedan und Epinal befreit, — es bleiben alsdann noch bis gar 
Abtragung der ganzen Schuld, alfo möglicher Weile bis zum März 1875, be 
beiden Iettten Departements ber Meurthe mit Nancy, Zoul und Luneville mb 
der Maas mit Berbun, fowie das wichtige Belfort in unjerem Beſitze, offenbar 
eine genügende Bürgfchaft für bie letzte Seblung. 

Die Departements aber, welde unfere Zruppen nah unb nad räume 
follen, bleiben in militärifcher Beziehung neutral, bis die völlige Auseinanberjeumg 
zwifchen Frankreich und Deutihland erfolgt if. 

Der neue Vertrag hat, wie bereits erwähnt, den Zeitpunkt für biefe fchlieh 
liche Abwidelung zunähft um ein Jahr weiter binausgerüdt, — er hat j 
den Franzofen die Möglichkeit offen gelaffen, auch die gänzlige 
iden 8 ſchon nad erfolgter Zahlung von zwei Milliarden zu er 
reihen. 

„Frankreich behält fi vor, heißt es im Artikel 4, nach erfolgter Zahlanz 
von zwei Milliarden für bie britte Milliarde nebft Zinfen finanzielle Bürz⸗ 
haften zu gewähren, welche, wenn fie von Deutfchland als ausreichend «m 
erkannt werben, an bie Stelle der Territorial-Bürgichhaften treten follen.” 

Es verfiebt fih von ſelbſt, daß Deutfhlandb irgend weld 
finanzielle Bürgfhaften nur dann als ausreichenden Erfak für bie 
jeßige Occupation wird erachten fönnen, wenn in ben Zufände 
und in dem Berbalten Frankreichsé zugleih Bürgfchaften für eim 
aufrichtige Friedenspolitik gegeben find.” 


Zuni. Beſuch des Kronprinzen und der Kronprinzeffin von Stale 
in Berlin. 


Der letzte Abſchlußz mit Frankreich. 


1873. Anträge von Thiers und deren Empfehlung bar 
Graf Arnim. | 
7. Februar. Beriht Arnime an Fürſt Bismard. 


„Im Anſchluß an meinen ganz gehorfamften Bericht vom 5. habe ich be 
Ehre, Folgendes zu bemerfen: 
m Laufe der Unterhaltung richtete Herr Thiers mit einiger Wärme W 

Frage an mid: 

„Foi de galant homme.* — Sagen Sie mir, ift es wahr, daß Ihre fe 

glerung einen neuen Krieg mit Frankreich ſuchen will, ſobald wir bezahlt haben? 
e suls sür que Vous me direz la verite. Apres avoir traite avec 

les plus graves affaires, oü vous avez pu constater ma bonne foi, voW 

ne voudrez pas faire jouer & un vieillard un röle de dupe ridicule. Je 

repete que je veux la paix, la paix et encore la paix. Le pays 

les apparences la veut aussi. Il maudit ses juges, mais il accepte | 

verdict. Ainsi dites-moi la verit& en gentilhomme. — 

Ich glaube, daß die mir geftellte Frage mich nicht berechtigte, eine fin % 
non-recevoir bamit zu motiviren, daß ich mich nicht in bie Alternative zwif 
gie foi d’un gentilhomme und les devoirs d’un ambassadeur brängen lafle 

une. — 

Ih habe daher keinen Anftanb genommen, dem Bräfidenten fagen, deh 
meiner feſten und ehrlichen Ueberzeugung nach weder Se. Majeſtät ber Ka 
noch ſeine Rathgeber, noch die Nation im Allgemeinen einen Krieg mit 
reich planten, beabſichtigen oder auch nur für wünſchenswerth hielten. — Welche 
Intereſſe könnten wir haben, Händel mit Frankreich zu ſuchen? Er — den 
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re — möge nicht vergeffen, daß ber Krieg uns fchwere und fchmerzliche 
auferlegt habe, welche durch bie Errungenthaften bes Krieges noch nicht 
pogen würden. Ein neuer Krieg würbe jebem Einzelnen neue Opfer anf« 
r, für welche ber Einzelne durch keinen noch fo vortheilhaften Friebensichluß 
idigt werben könne. 
Daher möge er ein für alle Mal davon überzeugt fein, daß bie Deutſchen, 
auch ein Triegstlichtiger, boch nie ein Triegsluftiger Nachbar fein können. 
eine ganz andere Frage fei die Kriegsluftigleit der franzöfiihen Nation. — 
Bnne nicht entgehen, daß ſich in Frankreich eine Maffe von Haß angefanmelt 
ber doch irgenb wie und irgenb wann erplobiren müſſe, da bisher bie all- 
e Dämpfung ber angefpannten hohen Temperatur nicht wahrjcheinlich ge- 
n fei. In diefer Stimmung ber Nation Tiege allerdings eine große Gefahr, 
bie er fi) fo wenig tänichen bürfe, wie id. — 
Herr Thiers wiederholte feine Verſicherungen und ſprach bie Hoffnung 
daß ic allınäfig wohl ber Glaube an dauernde frieblihe Beziehungen feft- 
ı werde. 
Im Grunde kommt es auf bie Friedensliebe bes Präfibenten unb bie 
mung ber Nation, fo weit es ſich um eine unmittelbare Kriegegefahr hanbelt, 
8 Erachtens gar nicht an. — 
Benn Herr Thiers eine fhhlagfertige Armee hätte, unb ben Krieg ebenfo 
‚ Marl zhn inſtinktmäßig liebt, ſo würden ſeine Verſicherungen doch ohne 
th ſein. — 
Das Weſentliche iſt für mich, die nach allen Wahrnehmungen meiner 
hiſchen Rathgeber feſtſtehende Thatſache, daß bie franzoöſiſche Armee in ben 
ka Jahren nicht im Stande iſt, auch nur einen kurzen Krieg mit und zu 
u, — 
Mit uns Händel ſuchen zu wollen, würde ein Alt des Wahnfinns fein, 
ı man felöft die unberehhenbare franzöſiſche Nation nicht für fähig halten 


Selbſt für den Fall, daß Deutſchland im Laufe biefes ober bes nächſten 
es in kriegeriſche Verwickelungen mit anderen Ländern geratben follte, wäre 
feih nur ein wenig beteutender Alliixter unferes Feindes fein können. — 

Daher — wenn bei Begutachtung der Vorfchläge des Präfiventen bie mi⸗ 
ſche zeiftungsfühigfeit Frankreichs in Betracht gezogen werben foll, fo werben 
she uns Leichtſinns ſchuldig zu machen, annehmen koͤnnen, daß das gallifche 
vert bis zur Mitte des nächften Jahres bin nicht fchwerer in die Wagichale 
als etwa die belgiſche Rüftung. — 

Und da Berwidelungen mit Anbern im Laufe bes Jahres 1873 nicht zu 
gen find, fo werden wir bie franzöfifche Armee als Factor ber Berechnung 
fertbalten dürfen. — 

Bon dieſem Geſichtspunkte ausgehend, komme ich zu dem Schluffe, daß es 
em Intereffe mehr entſprechen würbe als dem franzöſiſchen, wenn wir zu ber 
Thiers gewünfchten Evaluation unter gewiffen Bedingungen noch früher 
ten, al8 er felbft worgefchlagen hat. — 

Die Bedingungen find folgende: 

1) Frankreich zahlt den Reſt ber Aten Milliarde in beſtimmten möglichft 
mäßigen Raten bis zum 15. Mai ober bis zum 15. Juni. 

2) Frankreich übergiebt uns zwiſchen dem 1. Mai unb 15. Juni fein 
felportefeuille im Betrage von 600—700 Millionen. 

8) Die dann noch rüdftändigen Summen im Betrage von 400-500 Mil. 
Frankreich in monatliden nom 1. Juli anfangenden 14tägigen Raten, fo 
bie fette Zahlung am 1. November erfolgen muß. 

(Will Frankreich die halbmonatlichen Zahlungen verflärken, fo würde 
nicht entgegenzutreten fein. Ich rathe halbmonatlihe Raten um bie Ge⸗— 
ui zu vermehren, Frankreich gegenüber fi) Über Ungenauigkeiten zu be- 
Ten. 
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4) Im Laufe des October tritt in Belfort eine gemifchte Eommiffton zur 

— der Abrechnung zuſammen, welche ihre Arbeiten bie zu dem letzten 

ahlungstermin beendet haben muß, ſo daß die ganze Liquidation durch die letzte 
Zahlung einen definitiven Abſchluß findet. 

5) Bis nach Beendigung der Liquidation und folglich bis nach der letzten 
Zablung — die Feſtung Belfort von einer deutſchen Garniſon in Stärke von 
.... beſetzt. 

Drei Tage nach der letzten Zahlung wird Belfort geräumt. — 

6) Bis zum 1. März 1874 bleiben die 4 Departements der Vogeſen, 
Arbennen, Meuſe und Meurthe neutralifirt. — Die franzöfiihe Regierung barf 
dort weder Beiefligungen anlegen u. ſ. w. — noch andere Truppen bajelbft halten, 
außer den Detadhements, bie zur Aufrechtbaltung ber Orbnung nöthig find. — 
Eine Commiſſion von preußiſchen Generalftabsoffizieren, beftebend aus einem 
Oberſten, einem Major und einem Hauptmann kann zu jeder Zeit verlangen, von 
einer franzöfiihen Commiſſion (beſtehend aus Offizieren deſſelben Ranges) ge- 
führt, bie Departements zu bereijen, und an bie Orte geleitet zu werben, welche 
fie injpiciren will, um fih bavon zu überzeugen, daß die Neutralifirungs:-Be- 
fiimmungen aufrecht erhalten werden. 

7) Werben die Zahlungstermine nicht eingehalten ober ergiebt ſich, daß bie 
franzöfliche Regierung ben Beftimmungen bes $. 6 entgegen gebaubelt bat, fo 
Können die Departements ber Ardennen und Bogefen aufs Neue mit einer 
Dccupationsarmee von 50,000 Dann bejett werben. — 

Wenn Herr Thiers auf diefe Bedingungen eingeht, fo glaube ich, daß 
wir ihm das alle Welt, und ihn am meiften, überraſchende Zugeſtändniß machen 

nnen: 

daß wir mit ber Evafuation zwifchen dem 1. und 15. April beginnen und 
biefelbe bis zum 1. Mai beendigt haben werben. 

Wir werben, wenn es uns font paßt, ohne irgenb ein Rifilo mit ber 
Evaluation auch noch früher beginnen dürfen. — 

Ew. Durdlaudht werben erfannt haben, aus welden Gründen mir ein 
Arrangement, wie ich e8 vorzufchlagen mich beehre, unferen Interefien am Meiften 
und mehr als das Beftehen auf den Beſtimmungen ber Convention vom 29. Juni 
zu entiprechen fcheint. 

Mein Gedankengang wird Ew. Durdlaucht noch Harer werden, wenn Sie 
bie Güte haben wollen, fi zu vergegenwärtigen, wie bie Dinge fi entwideln 
würben, falle wir einfach jede Unterbanbfung auf dem vom Präfidenten bezeich- 
neten Terrain ablehnen. 

Es ift feine Frage, daß Herr Thiers dann große Opfer bringen würde, 
um bie 5te Milliarde bis zun 1. ober 15. Auguft zu bezahlen. Wir würden dann 
vertragsmäßig räumen müffen und jeden weiteren Einfluß auf Frankreich verlieren. 

wilden der Occupation mit 50,000 Mann, die in ber lebten Zeit doppelt 
ſchwer empfunden werden müßte, und der vollfländigen Freiheit Frankreichs läge 
ein Zwiſchenzuſtand, in weldem wir Frankreich noch beauffichtigen, ohne es in 
bemjeiten Maße zu brüden, wie bisher. Wird aber ein Arrangement, wie id 
es vorjchlage, gemacht, fo läßt bie Intenfität des Drudes bald nah — bagegen 
wird er auf eine längere Zeit, und zwar bis zu dem Datum aufgedehnt, bis zu 
welchem wir Frankreich nach den Beflimmungen bes Frankfurter Friedens befett 
balten follten. Die Franzoſen werden häufig vergefien, daß wir noch in Belfort 
find und daß wir jederzeit wieberlommen Tönnen. Ein Wort wird immer nod 
genügen, um fie zur Ordnung zu rufen, aber wir werben boch in die Lage kom⸗ 
men, uns ein Bilb des Zuftandes zu machen, ber eintreten wird, wenn unjere 
Decupation, bie materielle fowie die moralijche, vollftändig aufbärt. Das Provi- 
foriiche des inneren Zuſtandes wird verlängert werben ober ſich doch nicht nad 
einer Richtung entwideln Föunen, bie uns entichievden unangenehm wäre. Man 
Bnnte an eine ausdrückliche Beſtimmung benten, welhe uns das Recht ber 
Wiederbefeßung auch für den Fall eines Regierungswechjeld einräumte. Aber 
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e ſolche Beftimmung ift unndthig, ba eine ernfle und gewaltfame innere Krifis 
ter allen Umſtänden eine gewiſſe Unregelmäßigleit in ben Zahlungen zur Folge 
ven würde, welche uns zur Wieberbefeung ohnehin berechtigt. Aug faun ber 
sfibent fich eine ſolche Befimmung nicht wohl gefallen laſſen, ſelbſt wenn er 
wäünfcen follte. 

Zu allen diefen Erwägungen kommt noch eine allgemeinerer Natur. 

Em. Durchlaucht wiffen, daß ich mir von fogenannter verſöhnlicher Haltung 
188 gegenüber noch viel verſpreche und anch nicht recht begreife, warum 
ı Sranzofen nicht überlaffen werben fol, das Bedürfniß nad Verſöhnung zuerft 
empfinden, um fo mehr, als wir im Grunde gar keinen Haß gegen fie fühlen. 

Andererſeits darf ich indeſſen Ew. Durchlaucht daran erinnern, baß ich mir 
en Umfchlag in der Stimmung der Sranzofen nicht von ber Zeit, fonbern eber 
r einem unvorbergefehenen Ereigniß verfpredde. — Ein ſolches Ereigniß würde 
Leicht die ganz unerwartete Räumung ber 4 Departements — bis auf Belfort 

fein, und ich kann mir fehr wohl denken, daß bie Franzoſen in ber Freube 
rüber eine Menge Dinge, unter Anderem auch bie Verſchlechterung ihrer Si- 
tion dergeffen, welche im Grunde aus ber Annahme meiner Vorſchläge reful- 
en würde. 

Um einen folchen Effekk hervorzubringen, würbe inbeffen nothwendig fein, 
Bde Unterhandlungen im tiefften Geheimniß geführt und beendigt werben, ehe 
8 Bort darüber in das Publilum bringt. — Es würbe ferner wünfhenswerth 
in, den Anfangstermin der Evaluationsoperation jo nahe zu legen wie möglich, 
uw die fcheinbare Eonceffion auch wirklich recht heil ſcheint. Scheinbar aber 
Keim MWefentlichen darum nicht weniger. — 

Man hat zu der Zeit der franzöſiſchen Occupation des Kirchenftaates mit 

gefagt, daß eine trifofore Fahne und ein Trommler in Civita vecchia ben 
we der Occupation ebenfo erfüllen würden, wie bie ganze Divifion. — 

Ebenſo liegen die Dinge jetzt zwilchen uns und Frankreich. — 

Die Be faung in Belfort und die Sicherheit, daß wir event. wieberlommen, 
wantirt die Ausführung der noch nicht ganz erfüllten Friedensbedingungen 
nfo wie Die Dccupationsarmee. — 

Höher noch als die Wirkung auf bie Stimmung in Frankreich ſchlage ich 
m Effet an, welden ein rafcher Entſchluß in der angegebenen Richtung in 
Weren Ländern hervorbringen würde. — Es würde, glaube ich, den Franzoſen 

verbadht werben, wenn fie fich nachträglich undankbar zeigen und ungeberbig 

en wollten, nachdem wir ihnen gegenüber eine Haltung eingenommen 

‚ weldhe ganz Europa im erften Augenblide für eine faft leichtfinnige Con⸗ 
fon halten bürfte — — —“ 


2. März. Weifungen an Graf Arnim wegen Verhandlungen über 
einen ihm überfandten Konventiondentwurf. 


5.—12. März. Differenzen und Crörterungen mit Graf Arnim. 
Die Verhandlungen werden nad) Berlin verlegt. 


"12. März. Aus der Thronrede bei Eröffnung des Reichstages. 


„Wenige Tage nah dem Schluß Ihrer letzten Seffion wurde mit 
fanlreich eine Uebereinkunft getroffen, welche die Friſten für die Zahlung 
8 legten Theiles der Striegskojten- Entfchädigung und, im Zufammen« 
Me damit, für die Räumung der von unferen Truppen beſetzten Ge⸗ 
Mötbeile regelt. Die Ihnen tiber dieje Uebereinkunft und deren Aus- 

u macende Mittheilungen werden zeigen, daß Frankreich mit 
I lungen den verabredeten Terminen weit porauggeeilt, und daß 


hrun 
nen 
der der Zeitpunkt gekommen iſt, um die in dem vorjährigen Geſetze 
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über die Kriegskoſten⸗Entſchädigung noch vorbehaltenen Fragen zu eı 
fheiden. Auch über diefe Fragen werden Ihnen Borlagen gemacht werd 
Das von Dir im vergangenen Jahre an diefer Stelle ausgeſproche 
Bertrauen auf eine Entwidelung der inneren Zuftände Frankreicht 
Sinne der Beruhigung und der wirthichaftlihen Yortfchritte ift nicht 
täufcht worden. Ich begründe hierauf die Hoffnung, daß der | 
nicht mehr fern fein werde, wo die vollftändige Abwidelung unferer fine 
iellen Auseinanderjegung mit der franzöfifhen Regierung die gänzli 
äumung des franzöfiihen Gebiets früher, als in Ausficht genomm 
war, herbeiführen wird.“ 


15. März. Abſchluß der Uebereinkunft zwiſchen Fürft Bil 
mard und dem Botichafter Bicomte Gontaud-Bire 


Die Vebereinkunft lautet: 


„In ber Abficht, die vollftändige Zahlung der durch bie Friebensverh 
vom 26. Februar und 10. Mai 1871 feftgefegten Kriegskoſtenentſchädigung, IM 
bie davon abhängige Räumung des franzöftihen Gebiets endgültig zu ml 
find bie Unterzeichneten über Folgendes übereingelommen: 

Art. I. Nachdem auf bie im Friebenevertrage vom 10. Mai 1871 
fette Kriegskoftenentfhädigung von fünf Milliarden, ber Betrag von brei 
liarden gezahlt und nur noch ein Betrag von fünfzehn hundert Millionen u 
bie zwei legten Milliarden rüdftändig ift, verpflichtet fi) Frankreich, von pp 
bis zum 10. Mai 1873 diejenigen 500 Millionen zu zahlen, welche auf I 
Artikel I. der Konvention vom 29. Juni 1872 erft am 1. März 1874 
vierte Milliarde noch fhuldig find. — Die einzelnen Theilzahlungen werben 
unter 100 Millionen Franken betragen und ber deutſchen Regierung minbeiet 
einen Monat vor der Einzahlung angezeigt werben. 

Die nach ber angeführten Konvention am 1. März 1875 fällige Rider 
Kranken wird Frankreich in vier Theilzahlungen von je 250 Millionen Granke 
und zwar am 5. Juni, 5. Juli, 5. Auguft und 5. September 1873 zahlen. Bid 
jeitig mit ber fetten Theilzahlung wird Frankreich die vom 2. Mär 1878 ı 
erwachſenen Zinſen an bie deutfhe Regierung entrichten. 

Art. II. Die im dritten Alinea des fiebenten Artikels des Friebenturrinf 
vom 10. Mai 1871 und in den Separat- Brotofollen vom 12. Oftober 1811 
troffenen Verabredungen finden auf alle nah Maßgabe des vorftehenden A 
zu leiftenden Zahlungen Anwendung. 

Art. II. Se. Majeftät der Deutfche Kaiſer, König von Preußen, vermiill 
Sid, den beutihen Truppen die nöthigen Befehle zu ertbeilen, das Arronbiffem 
Belfort und die vier Departements ber Ardennen, der Vogefen, ber M 
Mofel und der Maas, mit Ausnahme der Feſtung Verdun und eines Gr 
von 3 Kilometern um dieſe Feftung innerhalb vier EBoden, vom 5. Juli anf 
rechnet, vollfländig zu räumen. 

Die Feftung Berdun unb der vorgebachte Bezirk werden innerhalb v 
zehn Tagen, vom 5. September 1873 an gerechnet, geräumt werben. 

Bis zu biefer letzten Räumung fteht Sr. Majeftät dem Deutfchen Kl 
König von Preußen, das Recht zu, die Straße von Metz nach Berbun | 
Etappenftrafe zu benußen und zu biefem Zwecke die beiden Städte Gonfk 
und Etain für den Etappendienft mit einer Garnifon von je einem halben 
taillon beſetzt zu halten. Den Militärbehörden verbleiben in Verdun und ! 
ae ara die Rechte, welche fie bisher in dem oflupirten Gebiete ar 
geübt haben. 

Art. IV. Frankreich trägt die Koften für den Unterhalt der in dem Ant 
biffement Belfort und den Departements ber Vogefen, ber Arbennen, der M 
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Mofel und der Maas bislozirten deutichen Truppen bis zum Tage der vollftän- 
Digen Räumung biefer Departements und für den Unterhalt der in Verdun und 
ben beiden Etappenorten dislozirten Truppen bis zur vollſtändigen Räumung 
dieſer letzteren Dertlichleiten. Die Beſatzung von Verdun foll die Stärke ber, 
om Tage ber Unterzeichnung bes gegenwärtigen Vertrages bafebft befinplichen 
Sarnifon um nicht mehr als 1000 Mann überfteigen. 

Art. V. Bis zur Räumung von Berbun werden das Arrondiffement Belfort 
web bie im Artilel 3 bezeichneten Departements nach ihrer Räumung von ben 
Wutihen Truppen in militäriſcher Beziehung für neutral erflärt und es werben 
dehin feine andere Truppen außer ben zur Aufrechterhaltung ber Ordnung noth⸗ 
wadigen Garnifonen verlegt. , 

Frankreich wird daſelbſt Feine neuen Fortifilationen anfegen und bie vor- 
handenen nicht verftärken. 

Se. Majeftät der Deutihe Kaifer, König von Preußen, wird in ben von 
den beutichen Truppen befetten Departements, ſowie im Arrondiffement Belfort 
feine anderen Befeftigungen errichten laſſen, ala jett vorhanden find. 

Art. VI Se. Majeftät der Deutiche Kaiſer, König von Preußen, behält 
fü daB Recht vor, die in ber gegenwärtigen Uebereinfunft bezeichneten Depar- 
ments und Plätze in bem alle wieder zu bejegen ober nicht zu räumen, wenn 
die in derjelben eingegangenen Verpflichtungen nicht erfüllt werben follten.“ 


Bedeutung des Abſchluſſes mit Frankreich. 
„Provinzial» Eorrespondenz” vom 19. März. 


„Die Hoffnung, welche der Deutiche Kaifer bei der Eröffnung des Reichs⸗ 
fage6 am 12. März ausgeiprochen hat, baß ber Augenblid nicht mehr fern fein 
werte, wo die vollftändige Abwidelung uuferer finanziellen Auseinanderſetzung 
mit der framgdfifchen Regierung die gänzliche Räumung des franzöftfchen Gebietes, 
früßer als in Ausficht genommen war, herbeiführen werde, — dieſe Hoffnung 
if über jede Erwartung raſch in Erfüllung gegangen. Drei Tage nach biefer 
Anfindigung, am 15. März, ift zwifchen dem Neichslanzler Fürſten Bismard 
Ramens des Kaifers von Deutfchland und dem franzöflichen Boiſchafter Vicomte 
Bon Gontaud⸗Bivon Namens des Bräfitenten ber franzöfiichen Republik eine 
nene Uebereinkunft abgeſchloſſen worten, durch welde bie vellftändige Erfüllung 

iebenswerkes zwiſchen Deutſchland und Frankreih in unmittelbare Nähe 

fl. — — — 

(Folgt eine Ueberfiht ter neuen Pereinbarung und dann): 

Das Zuftandelommen biefer neuen Vereinbarung, durch welche das Friedens» 
wet zwiſchen Deutjchland und Frankreich feinen endgültigen Abſchluß finden ſoll, 

Mm Deutichland ebenjo wie in Frankreich die freudigfte Zuftimmung gefunden, 
— m Frankreich vor Allem deshalb, weil dadurch bie vollſtändige Beireiung bes 
San von ber fremden Offupation erreiht wird, teren jeitberige Fortdauer dem 
nationalen Stolz unerträglich erſchien, — in Deutſchland, weil in dieſem Abſchluß 
AR bedeutſames Anzeichen ber Befeſtigung friedlicher Abſichten und Stimmungen 

finden if. Bon dieſem Gefichtspunfte vornehmlich, zumal einer Regierung 

Über, deren ganzes Beſtreben auf tie Befeftigung der inneren Zuftände 

Mmkreiche unb auf die loyale Erfüllung der Verpflichtungen gegen Deutfchland 

tet ift, hat tie Regierung unferes Kaifers bereitwillig bie Hand dazu geboten, 

eine neue vertrauensvolle Vereinbarung unfere Rechnung mit Frankreich 
Sguitig abzuſchließen und die letzten thatſächlichen Spuren und Nachwehen des 
ri n Kriegszuftandes ſchwinden zu laſſen. 

Die neue Webereintunft ift bereits ber franzöſiſchen Nationalverfammlung 

Vorgelegt und von berfelben mit den lebhafteften Freudenbezeugungen aufge» 

Men worden. 

Die Ratifilations» Urkunden, durch welche ber Vertrag Seitens des Kaiſers 
don Deutfchland und des Präfiventen ber franzöfifchen Republik zu beflätigen 
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find, werben in wenigen Tagen ausgetaufcht werben können, unb es wirb bamit 
eine der größten und umfangreichſten Aufgaben, welche jemals zwiſchen zwei 

oßen Nationen zu erledigen war, in ber befriedigenpften Weife und in wunder 
ar kurzer zei zu Ente geführt fein. 

Der Geift wahrhaiter Mäßigung unb Friedensliebe, welcher biefes Geli 

ermöglicht hat, wird, wie man hoffen darf, von beilbringenber Wirkung auch 
die weiteren Beziehungen ber beiden Großmächte fein.” 


Die Borlegung der Webereinfunft im Reichstage 
wurde Namens der Mehrheit mit dem Anerkenntniß begrüßt: 
„Die Regierung, der ed gelungen ift, ein ſolches Ab 


fommen berbeizuführen, bat ſich durch den in der Leitung 


der Geſchäfte bewiejenen Takt wohl verdient um dab 
Baterland gemacht.“ 


Der Präfident ded Reichſtages Dr. Simjon wies bein 
Schluſſe der kurzen Erörterung darauf hin, daß der Rede 
tag mit hoher Befriedigung von der Uebereinkunft Kennt 
genommen babe. 


Fürſt Bismarck erwiderte hierauf: 


„Darf ich einen Augenblid noch das Wort nehmen, um für diedea 
vernommene Aeußerung dem Herrn Präfidenten und dem Reichstage mim 
Dank auszufprehen? Es giebt für einen StaatSbeamten feine höhere de 
friedigung als die Anerkennung, die ihm von den Vertretern der Gejanmr 
Fi —* Landsleute zu Theil werden kann. Ein ſolcher Ausfprud if 

r mich ein Sporn, eine Ermuthigung, und id kann fagen, eine Arzend 
Ibn Schwächen gegenüber, mit denen ich fämpfe, wenn ic meinen Dienft 
thue.“ 


24. April — 12. Mai. Beſuch Kaiſer Wilhelms in Peterhum 
Kaiſer Alexanders „beſter Freund.“ 


24. Mai. Sturz bed Präfidenten der franzöſiſchen Republik Thiert 
durch die monarchiſche Mehrheit der National-Berfammlng 
Berufung ded Marfhalls Mac Mahon zum Präfibentt 

der Republif. 


Die Auffaffung und Haltung des Botjgafter 
Grafen von Arnim gegenüber dem Regierungswei) 
in Frankreich. 

19. Sunt. Erlaß des Fürsten Bismard an Graf Arnim: 


„Em. Erxcellenz haben in dem Immediatberichte vom 8. dieſes Mont 
an Seine Majeſtät den Kaifer und König die Anficht motivirt und eM 
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hluſſe deſſelben ausdrüdlich ausgeſprochen, daß die befte Regierung in 
inkreich jür und immer diejenige fein werde, welche den größten Theil 
er Kraft auf die Bekämpfung ihrer inneren Feinde verwenden müſſe. 

Nahdem Ew. Excellenz ſchon in einem Beriht vom 27ten vorigen 
ynats Über die neue Regierung fich diefer Auffafiung genähert hatten, 
f ih hieraus den Schluß ziehen, daß fi Ew. Ercellenz felbft nun⸗ 
br die Richtigkeit der Einwendung aufgedrängt bat, welche ich gegen 
in Zhrer früheren Berichterftattung ausgeſprochene Beurtheilung Trans 
liher Zuftände bei Sr. Majeflät erfolglos zu befürworten wiederholt 
anlaßt war. 

Em. Excellenz haben in einer achtmonatlichen Berichterftattung eine 
tgegengefettte Auffaflung feitgehalten und bei Seiner Majeſtät zur Gel« 
ng gebracht; diefelbe, wenn fie den legten und nach Ew. Ercellenz eigenem 
—* für uns nicht vortheilhaften Regierungswechſel nicht geradezu 
rbeigeführt, hat denſelben zum mindeſten erleichtert, indem fie meine 
enübungen um die Erhaltung des Herrn Thiers und jeiner, mit 
mer größeren Schwierigkeiten fämpfenden Regierung lähmte und biers 
uch den Nachfolgern deſſelben die Erreichung feines Sturzes erleichtern 


Die von Em. Ercellenz wiederholt geltend gemachte Anficht, daß die 
uwicklung der Dinge in Frankreich unter der Leitung des Herrn Thiers 
a monarchiſchen Prinzip in Europa gefährlid werden müfle, hat bei 
einer Majeftät in jo weit Anklang gefunden, daß Allerhöchſtdieſeibe die 
nterftügung dieſer Aegierung nicht ın dem Maße für geboten hielten, 
8 es meine Erachtens aus den Gründen, melde Em. Excellenz jelbft 
ı Schluffe Ihres Imimediatberichte® vom 8. dieſes Monats anlühren, 
r Fall war. Die Befriedigung, welche ſich bei allen unjern politijchen 
egnern fofort nad) dem Sturze des Herrn Thiers offen gezeigt hat, 
ein vorläufiger Beweis für die Richtigkeit der Politik, die ich als ver⸗ 
atmortlicher Rathgeber Eeiner Majeſtät gegen Em. Ercellenz Rath: 
Häge vergebens befürwortet habe. Der durch Em. Excellenz hier geübte 
inſſuß hat mir nicht erlaubt, Ihnen die beftimnte Weifung zu ertbeilen, 
8 ganze Gewicht unferer Politik für die Erhaltung des Herrn Thiers 
—88* und dieſem Umſtande iſt, wie Em. Excellenz nicht verkennen 
den, die leichte und ungehinderte Durchführung des Regierungswechſels 
m großen Theil zuzufchreiben. 

ahdem die Färbung Ihrer Berichte feit 8 Monaten im Gegenfat 
t der von mir bei Seiner Majeftät vertretenen Richtung in Bezug auf 
ſere Politik in Frankreich geſtanden, und mir durch den bei Seiner 
aetät gefundenen Anklang die wirkſame Unterſtützung des Herrn 
hlers unmöglich gemacht hat, befinde ich mich in der Lage, die Ber- 
twortung für diejen politiihen Fehler und die fih daraus ergebende 
Huation auf meine Rechnung zu nehmen, obwohl ich nad den Anftren- 
ügen, die ich im ber entgegengejegten Richtung unausgefegt zu machen 
habt habe, mich hierzu nicht verpflicytet halten kann. 
‚ Eine Einwirkung, wie fie durh Em. Exccellenz Berichterftattung in 
iderſpruch mit der von mir befolgten Bolitif auf Seine Majeftät gelibt 
reden ift, hat nicht mehr den Charakter einer gejandtfcaftlichen, fondern 
R einer minifteriellen Thätigleit. — Diejelbe tritt in Rivalität mit der 
Riimen Wirkjamfeit des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten und 
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ift dieſes ftaatsrechtlich ebenjo unberedhtigt, als in ihren Folgen für das 
Land gefährlich! 

w. Excellenz fehlt es nicht an den gefchonten Kräften und an der 
Muße, welde Sie verwenden können, um bei Seiner Majeftät ſchriftlich 
und mündlich eine andere Politit als die des verantwortlichen Miniſters 
zu befürworten. 

Meine Kräfte find durch ernfte, verantwortliche und erfolgreiche Ar 
beit im Allerhöchften Dienft erfchöpft, und ich kann die Anflrengung nicht 
mehr leiften, welche erforderlich fein würde, um neben meinen regelmäß: 
Dienftgeichäften im Kabinette Seiner Majeftät den Kampf gegen ben 
fluß eines meiner Politik widerftrebenden Botſchafters zu Führen. 

Da ih nah Em. Excellenz Berichten aus der legten Zeit glauße 
annehmen zu dürfen, daß Sie —* ebenfalls der Einſicht der Schwieri 
keiten nicht verſchließen, die ſich aus dieſer Sachlage für den Dierk 
Seiner Majeftät ergeben, fo werden Em. Ercellenz es motivirt finden, 
wenn ich Anträge an Seine Majeftät den Kaifer richte, welche meine 
Erachtens nothwendig find, um die Einheit und Disciplin im auswärtigen 
Dienfte zu erhalten und die Interefien Seiner Majeftät und des Reiche 
vor verfafjungsmäßig unberedtigter Schädigung ficher zu ftellen.* 










1, Innere Beifis und Bünteift des Fürften 
Bismarck vom Minifter- Drafibium, 


872. 21. Oktober. Wiedereröffnung des Landtages. 


Fürſt Bis marck ift durch fein Befinden noch in Barzin 
zurüdgebalten. 


Die Kreidordnung im Herrenhanfe. 


T. Oktober. Aeußerung de Kaiferd an den Präfidenten des 
Herrenhaufed: „er lege auf das Zuftandelommen 
der Reform der Kreidordnung in voller Ueber: 
einftimmung mit dem Minifterium den größten 
Werth und werde der unverweilten Durchführung 
diejer Aufgabe unter allen Umftänden feine Aller- 
bödfte Fürſorge widmen.” 


Dftober. Aus der Aeuberung des Minifterd ded Innern 
Grafen zu Eulenburg vor der Abitimmung im Herren. 
hauſe: 


eine Herren! Sie ſtehen im Begriff, darüber zu beſchließen, ob die 
lage für dieſe Seſſion als beſeitigt angeſehen werben ſoll ober nicht. 
die Geſetzesvorlage im Ganzen verwerfen, ſo iſt ſie damit für dieſe 
eitigt; fie kann nicht mehr an das Abgeordnetenhans gebracht werben. 
—* ſo aus, ſo würde unter anderen Umſtänden vielleicht die De⸗ 
Miniſteriums, ſpeciell besjenigen Miniſters, ber mit ber Führn 
egenheit betraut ift, die Kolge fein. Sie werben uns zutrauen, af 
dir irgenb eine Förderung ber Sache darin erfennten, feinen Anftanb 
den, unfere Demiffion zu den Füßen Sr. Majeftät nieberzulegen; 
ıche ſteht in dieſem Falle anders. 
ajeftät haben die Weberzeugung, bab das Zuftande- 
ner auf den Prinzipien der Regierungsvorlage be- 
treisordnung eine Nothwendigkeit if, und in biejer 
ig würben Sie jedem neuen Minifterium biefelbe Auf- 
‚ bie uns obgelegen bat. 


eu. 85 
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Wenn Sie den Entfhluß faffen, die Vorlage abzulehnen, fe : 
wird Die Seffion unmittelbar gefhlofien und eine neue Seſſion 
einberufen werben, in welder die Kreisorbnung zu ben erfen 
Borlagen gehören wird. Wir find von der Nothwenbigleit ber 
Durhführung derfelben unter voller Zuffimmung Gr. Majefätie 
überzeugt, daß wir bieje Aufgabe nicht fallen Tafjen, fondern ver« 
ſuchen werben, die Löfung derfelben zu erreihen durch alle Mittel, 
welde die Verfaſſung uns geftattet.” 


31. Oftober. Ablehnung der Kreißordnung im Herrenhaufe. 


1. November. Schluß der Landtagsſeſſion. Wiederberufung dei 
Landtags zum 12. November. 


12. November. Eröffnung der weiteren Landtagsfeffion. 


Aus der Eröffnungsrede des ftellvertretenden Borfitenden bes 
Staats - Minifteriums Grafen von Roon: 


„Da die Hoffnung gejcheitert ift, die Reform ber Kreißverfaffung md 
Wiederaufuahme ber im Juni vertagten Geifion zum Abſchluß zu bringen, # 
bat die Regierung Sr. Majeftät es für geboten erachtet, bie in biefer Beziehung 
fruchtlos gebliebene Seſſion zn fchließen, um im einer neuen jene wichtige und 
dringende Aufgabe zur Löfung zu bringen. — — 

Die Regierung Sr. Majeftät ift feft burchbrungen von ber Nothwendi 
die Reform, deren Ausführung burch Bereitftellung der dazu erforderlichen 
mittel erleichtert wird, al8 Grundlage der Löſung mannigfacher anderer Aufgaber 
des Staates ins Leben zu rufen. 

— Die Regierung Sr. Majeftät hofft zuverfichtlih eine allfeitige Verein 
barung über diefen Entwurf zu erreichen, und ift entſchloſſen, die Durd⸗ 
führung der bebeutfamen Aufgabe durch alle Mittel, welde bit 
Berfaffung der Monardhie an die Hand giebt, zu fidhern. 


30. November. Allerhöchfte Ordre wegen Berufung von 2 
lebenslängliden Mitgliedern in das Herrenhaus. 


9. Dezember. Annahme der Kreidordnung im Herrenhaufe. 


Schlufäußerung des Dlinifterd des Innern: 


„— — Und nun, meine Herren! Der Herr Vorredner nennt bie je 
Berathung und dieſen Gefetentwurf den letzten Kampf um kouſervative 
Einrihtungen ... Ih uenne ihn den erften Kampf um Belebung berjenig 
gefunden Kräfte bes Staates, deren wir bedürfen, um auf ber Höhe zu bieike 
bie wir um Preußens und Deutſchlands willen behaupten müffen. — Ges 
Sie, wenn das Geſetz zur Ausführung kommt, nur in die Sache hinein. Haler 
Sie fih von der Ausführung bes Geſetzes fern, ziehen Sie ſich zurüd, dam 
allerdings ſtehen lebafte Gefahren zu befürchten. Aber wie follte ich bazır kommen, 
das von Ihnen vorauszufegen ? Ihr eigenes Interefje und Ihr eigener Batrioritums 
wird Sie zwingen, fobald der Gefegentwurf zum Geſetz erhoben ift, meine eifrigfes 
Selfershelfer zur Ausführung des Gefekes zu werben.“ 


13. Dezember. Allerhöchſte Bollziehung der Kreisorbnung 
14. Dezember. Rückkehr des Fürften Bismard nah Berlin. | 
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21. Dezember. Räcktritt des Fürſten von Bismarck vom Prä- 
fidinm des Staats -Minifterinms. 


Allerhoͤchſte Ordre an den Präfidenten ded Staat: 
Minifterrumd Fürften von Bismard. 


„Auf Ihren Antrag in dem Berichte vom 20. d. Mts. will 
Ich Sie von dem Präfidium Meines Staatd-Minijteriums hierdurch 
entbinden. Sie behalten den Vortrag bei Mir in den Angelegens 
beiten des Reichs und der audwärtigen Politif und find, im Falle 
Shrer Behinderung an der perjönliden Theilnahme an einer Sigung 
des Staatd-Minifterriums, befugt, Ihr Votum in den die Intereffen 
ded Reichs berührenden Angelegenheiten unter Ihrer VBerantwort- 
lichkeit durdy den Präfidenten ded Reichöfanzler- Amts, Staatd-Mi- 
nifter Delbrüd, abgeben zu laflen. Der Borfit im Staats-Mi- 
nifterium geht an den älteften Staatd-Minifter über. Das Staats 
Minifterrum habe Ich hiervon in Kenntniß geſetzt.“ 

Berlin, den 21. Dezember 1872. 

(gez.) Wilhelm. 
(ggez.) Fürſt von Bismarck. 


1873. 1. Sanuar. Allerhöchſtes Schreiben an den Fürften 
von Bidmard. 


„Sie wifjen, mit wie ſchwerem Herzen Ih Shren Wunſch er 
füllt babe, indem Sch Sie von dem Borfig Meines Staatd- Mini- 
fteriumd entband. Aber Ich weiß, weldye geiftige und förperlidhe 
Anftrengung die zehn Jahre diefer Stellung von Ihnen verlangten, 
und will deshalb nicht länger anftehen, Ihnen eine Erleichterung 
zu bewilligen. 

Zehn inhaltsichwere Sahre liegen hinter uns, jeit Sie Meiner 
Berufung, an die Spipe der preubitihen Verwaltung zu treten, Folge 
Ieifteten! Schritt für Schritt hat Ihr Rath und Ihre That Mid) 
in den Stand gejept, Preußens Kraft zu entwideln und Deutjchland 

Einigung zu führen. Ihr Name fteht unauslöjchlid in der Ges 
richte —** und Deutſchlands verzeichnet, und die höchſte An⸗ 
erkennung iſt Shnen von allen Seiten gereht zu Theil geworden. 
Wenn Ic genehmige, daß Ste die mit jo ficherer und felter Hand 

eführte Berwaltung Preußens niederlegen, jo werden Sie mit ders 
—* doch, unter Fortführung der politiſchen Aufgaben Preußend in 
Berbindung mit denen der deutihen Reichöfanzler-Stellung, in engftem 
Zujammenbange bleiben. i 
die Verleihung der brillantnen Infignien Meined hohen 
Drdend vom Schwarzen Adler will Ich Ihnen bei diefem Anlaß 
35* 
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einen emeuten Beweis Meiner höchſten Anerfennung umd nie er 
löſchenden Dankbarkeit geben! 

Mögen die Ihnen gewährten geſchäftlichen Crleichterungen die 
Kräftigung Ihrer Gefundheit fichern, die Sie erhoffen und Ich wünſche, 
damit Sie lange nody dem engeren und dem weiteren Baterlande 
und Mir Shre bewährten Dientte widmen können.“ 


r 
treuergebener dankbarer Koͤnig 
Wilhelm. 


1. Januar. Ernennung des Kriegs-Miniſters Grafen von Roon 
zum Präſidenten des Staats-Miniſteriums. 


Allerhöhfte Ordre an den Miniſter Grafen von Roon. 


„Nachdem Ich den Reichskanzler Fürften von Bismard anf feinen 
Antrag von der Stellung ala Präfident Meines Staats » Minifterumb 
entbunden babe, finde Ih Mich bewogen, Ihnen diefe Stellung zu ver 
leihen; Sie gleichzeitig von der des Kriegs-Miniſters zu entheben, ver- 
mag Ich jedoch nicht, indem ch Werth darauf lege, dag Sie als Krieg" 
Minifter und „Vorfigender des Ausſchuſſes für Yandheer und Feftungen,” 
mit der oberen Leitung und Bertretung der Armee» Angelegenheiten aud 
ferner betraut bleiben. Da Ich gleihwohl ermeſſe, daß es Ihnen bei 
dem Ihnen nunmehr übertragenen Borfige im Staats-Miniſterium und 
der daraus für Sie erwachſenden Gefchäftspermehrung nicht lich fein 
würde, die Pflihten als Kriegs Minifter in dem bisherigen Umfange zu 
erfüllen, fo finde Jh Mich gleichzeitig veranlagt, den Che des Ingenieur: 
Corps und der Pioniere und General-nfpecteur der Feftungen, General⸗ 
Lieutenant von Kameke, mit dem Titel und dem Range eines Steak 
Minifterd zum Mitgliede des Staats-Minifteriums zu ernennen mit der 
Beftimmung den Geſchäften des Kriegs-Miniſteriums, in Webereinfim 
mung mit Ihnen, verantwortlich vorzuftehen und Sie ala Kriegs Minifter 
iberall, wo es nöthig, ebenfo zu vertreten.“ — — 


6. Januar. Aus dem „Staats - Anzeiger.” 


„Die Allerhöchſten Entſchließungen beruben vor Allem barauf, daß fem 
anderer Staatdmann in bemfelben Maße wie Graf von Roon nad feiner Bir 
berigen Gefammtwirffamleit und nad feiner perfönlichen Vertrauens a 
dem Fürſten von Bismard bie Gewähr und Bürgſchaft dafür giebt, daß & 
unter eigenem Namen und unter eigener Verantwortung in Wahrheit bie Bolit 
bes Reichskanzlers in Uebereinſtimmung mit befien Sinn und Geiſt im jebe 
Beziehung fortzuführen Willens und im Stande fei, daß er, mit bem Beni 
auf eine großartige felbfiftändige Handhabung des Steuerrubers, body freubig bi 
volle Mitwirkung und Veranwortlichkeit für eine Bolitit übernehme, deren h 
und folgenreichite Vethätigung auf dem Boben bed gefammten Deutichen Reiches 
zu erfolgen bat, deren maßgebende Grunbfäge und Geſichtspunkte aber auch in 
der inneren preußifhen Entwidelung und demgemäß in ber Leitung bes prar 
ßiſchen Staats- Minifteriums zur Geltung gelangen müſſen. 

Daß dies auch in Zukunft geichehe, das ift bie Aufgabe, welche durch det 
Bertrauen Sr. Majeftät im vollen Einverfländniffe mit bem Fürſten v. Bismard 
dem Grafen von Roon übertragen worben ift, und welche er in ferbflofer Hin⸗ 
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für den dffentlichen Dienft in ber Vorausfeßung übernommen hat, bei 
rer Löͤſung von allen denen unterftügt zu werben, benen bes Baterlandes Heil 
and Größe wichtiger ift, als jebes perfönliche Iutereffe.“ 


Erklärungen der Minifter im Abgeordnnetenhanie. 


7. Januar. Erklärung des Minifterd des Innern Grafen zu 
Eulenburg. 
Auf eine Rebe bes Abgeorbneten Laster. 


„Meine Herren! Ich könnte mich zu den Aeußerungen des Abg. 
Laster perfönlich vor der Hand ftillichweigend verhalten und die Erflä- 
rungen, die er wünſcht und die nicht ausbleiben können, dem Herren Mi⸗ 
nifter » Bräfidenten überlafien, ich glaube aber doc, daß ich befugt und 
vielleicht auch verpflichtet bin, wenige Worte zu fagen, um die Beunrubi- 

ng, von der der Herr Abgeordnete fpricht, jo früh als möglich zu be= 
eitigen. 

Der VBeweggrund, aus welchem der Reichskanzler Fürſt Bismard 
das Minifter- Bräfidium aufgegeben hat, lag einzig und allein in der Uns 
möglichkeit, die Gefchäfte, die ihm als Reichskanzler, Minifters Präfidenten 
und auswärtigen Minifter oblagen, derart zu überwältigen, wie feine 
Natur es verlangt, d. h. eingehend, eindringlich und mit voller Verant⸗ 
wortung. Er hatte die Weberzeugung, daß dieſes in feiner bisherigen 
Stellung unmöglich fei; deshalb bat er eine Entlaftung gemünfcht und 
feinen Wunſch jpeziell auf die Entbindung von dem Minifter Präfidium 
gerichtet. Se. Majeſtät find darauf eingegangen; die Schwierigleit war 
nur Die, zu vermeiden, daß aus der Niederlegung des Minifter: Präfidiums 
im PBublilum der Schluß gezogen würde, der Minifter- Präfident wolle 
in Bezug auf fein Berhättnie zum preußiichen Miniſterium eine zurüds 
baltende Stellung einnehmen und ſich von der Verwaltung der 
preußifhen Angelegenheiten zurüdziehen. Dies hat niemals 
ın dem Willen des Fürften gelegen und würde den Abfichten 
Sr. Majeftät des Königs direkt widerfprodhen haben. Der 
Fürft machte den Vorſchlag, als auswärtiger Minifter Mitglied des Mi- 
niſteriums zu bleiben, das Präfidium zunächſt dem älteften Minifter ab- 

treten und auf diefe Art Zeit zu gewinnen, die ihm fpeziell obliegenden 

efchäfte mit voller Verantwortlichkeit zu erfüllen, zugleich aber an den 
preußtichen Gefchäften foviel Theil zu nehmen, als feine Spezialgejchäfte 
e8 ihm geftatteten, und mit dem preußifchen Minifterium in fo innigem 
Bufammenhange zu bleiben, daß dad Minifterium nicht aufbörte, 
im wahren Sinne des Wortes ein Minifterium Bismard 
zn fein. 

In diefer Weife bat fich die Umgeftaltung des Minifteriums vollzogen, 

Daß der ältefte Minifter, Graf Roon, demnächſt auch zum 
Minifter-Präfidenten ernannt worden ift, ändert in bieler 
Sachlage und in diejer Aufteilung nichts. Seine Majeftät haben 
e8 nicht für geeignet gefunden, das Deinifterium blog im Allgemeinen 
unter dem Borfig des älteften Miniſters fungiren zu lafien, fondern haben 
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e3 für zwedmäßig erachtet, die Präfidium auch derart feft zu geftalten, 
daß dem älteften Miniſter der Titel Minifter- Präfident gegeben worden 
it. In der Sache ändert das nichts. Wenn Sie — und ich glaube, 
Sie haben feine Beranlafjung daran zu zweifeln — davon überzeugt 
find, daß der Fürft in feinem Verhältniß zum Meinifterium bleiben wir), 
wie er war, dann, meine ih, thun Sie doch gut, Befürchtungen und 
Beunruhigungen einftweilen zurüdzudrängen. Warten Sie auf dasjenige, 
was der Herr Abg. Lasker richtig bezeichnet hat, auf Maßregeln, die 
für fi felbft fprechen, und ich glaube, Sie werden noch im Laufe 
diefer Seffion zu der Ueberzeugung fommen, daß, fo beträr 
bend e8 Ihnen in vieler Beziehung fein mag, dag Fürft Bis⸗ 
mard nicht mehr formell an der Spite des Minifteriumd 
ftebt, in der Sade felbft doch weſentlich nichts geändert if, 
und daß das Minifterium fortfahren wird, in dem Sinne za 
wirfen, wie da8 Minifterium Bismard es bisher für nöthig 
erachtet hat.“ 


9. Januar. Erklärung des Minifter- Prafidenten Grafen v. Roon. 


„Meine Herren! Ych habe das Wort erbeten in Erinnerung ber um 
geftrigen Erörterung. Ich babe Zweifel zu befeitigen, welche für ben 
Dienit Sr. Majeftät und des Landes fchädlich wirken fünnten. Während 
ich Zweifel an meiner Berfon wohl überfehen und vergeffen kann, af 
ih doch Zweifel nicht fortwirken laflen, die den Dienft — 53* 

Ich kann mich, was die thatſächlichen Verhältniſſe anbelangt, jet 
Beruhigung eines der Herren Redner dahin zuſammenfaſſen, daß ih « 
in der Yage bin, dem Grafen Eulenburg. irgend zu mwiderfprechen. Zw 
gleih aber made ich darauf aufmerkſam, dag, wenn Graf Eulenburg 
in meiner Abweſenheit in die Katechiſation eingetreten, die mir zugedaät 
war, er ſich unter allen Umftänden nicht als der politifche Gegner bekundet 
und die politifche Gegnerfchaft nicht bewiefen hat, die ihm von der Preffe 
angedichtet worden ift. 

Meine Herren! die Homogenität einer Korporation wie das Staat 
Minifterium, die man von ihm verlangt, ift nach meiner Meinung me 
mals dagemefen und wird niemald da fein. Wenn 8— 9 Berjonen in 
einem Zimmer fißen und über einen und denſelben Gegenftand berathen, 
fo werden fi Meinungsntancen immerhin geltend madyen. Die Haupt 
ſache ift die Uebereinftimmung in den Prinzipien und in des 
Zielen, und da muß ich doch wider meinen Willen etwas weiter auf 
holen. Ich ftehe, glaube ich, hier auf diefer Seite des Haufes (fini), 
in der Erinnerung an alte Zage und an überwundene Conflikte, in dem 
Geruch einer gewiſſen fchroffen, der Reaktion zugeneigten Dispofition. 
Meine Herren! Niemand kann aus feiner Haut fahren; Niemand fan 
feine natürliden Sympathien auf die Dauer verläugnen; daß ich nicht 
immer fo milde, fo lind erfcheine, wie ich gern erſcheinen möchte, dab 
hängt meiner Natur an, das kann ich nicht beitreiten, aber rauhe Formen 
und harte Worte und grelle Bilder find noch keineswegs ein Beweis für 
ein dem Schroffen, Gewaltthätigen, Reaktionären zugewandtes Herz. Es 
ift alfo mit der Harmonie und der Homogenität ın einem Staatd-Mini- 
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sm ſtets eine Sache, die ſich nicht in der Weiſe abſpielt, wie man 
theoretifch ſich vorftellen fann. Meine Herren! In jedem Tongedicht, 
Gen Eoncerten unferer vollfommenften Zonfünftler fommen Diffonanzen 
aber fie werden aufgelöft, und wenn fie mit Glück aufgelöft werden, 
teigt der Werth des Mufifftüdd in den Augen des Kennerd. Meine 
en! Ein Concert, wo jeder daſſelbe Inſtrument und in derjelben 
we fpielt, ift doch jedenfalls jehr langweilig; in einem foldyen Concerte 
ih mich noch nicht befunden. In den dreizehn Jahren, daß ich die 
: babe, St. Majeftät Minifter zu fein, hat e8 nod niemals ein Mi« 
ir gegeben, welches in allen Stüden immer auf diefelbe Art ges 
m bätte. 


Man hat indefien ganz ernfthafter Weife gemeint, die Stellung, in 
4 getreten bin, nachdem der Herr Reichskanzler diefe Stellung vers 
n bat, Fönnte die Ziele der gemeinfamen. Politik ſchädigen, 
hl die der äußern, wie die der innern Politik. Meine Herren, e8 ift dag 
theoretifche8 Bedenken, wie das andere, welches von der Homogenität 
Minifteriumd handelt. Es ift niht anzunehmen, daß der Herr 
chſkanzler fich die Einfegung eines Nachſolgers wird ges 
en laffen, der in einer ungebändigten Selbftändigfeit 
ı dem Steuerruder greift und nah Wet fteuert, während 
Reihstanzler nah Oft fteuern will. Ich fage, das ift von 
je aus gar nicht anzumehmen. Ich will mich aber nicht weiter dar⸗ 
verbreiten, ih will nur noch ganz einfach an Thatſachen erinnern. 
Meine Herren! E8 find zehn Jahre verfloffen, ſeit ih in 
neinfhaft mit dem ausgezeichneten Staatsmann, deffen ich 
ıhte, für das Wohl des Landes, des engeren wie des 
teren, rvedlih mitgearbeitet habe; wie können Sie ver» 
ben, daß ih aus irgend einem Belieben des Egoismus, 
irgend einer Eitelkeit, au8 irgend einem thörichten Ehr- 
am Abend meines Lebens Dinge beabfichtigen könnte, die 
Land [hädigen. ch glaube, ein folhes Mißtrauen habe ich nicht 
ent. 


Die alten PBarteiunterfhiede follten nah meiner Meis 
9 fih mehr und mehr vermifchen; die Parteidefinitionen 
vor 12 und 13 Fahren paffen heute gar nicht mehr. Meine 
en, ſehen Sie fi) doch felbft an. Sind nicht heute die Leute Gegner, 
e vorher Arm in Arm gingen; find fie nicht gegenwärtig um Bänte, 
m ganze Viertelshäuſer auseinander gerüdt; bilden Fi nit noch 
b neue Parteimodifitationen, neue Meinungsnüancen innerhalb der 
nen Fraktionen dieſes Hauſes? Fit es da nicht viel wednäßiger und 
jer, zu fprechen von einer großen Partei der eerligen Leute, 
e Farbe fie auch tragen mögen? Ich gehöre der Partei an — das 
„ehrliche Leute“ nicht im moraliſchen Sinne genommen, fondern im 
hen. Ich meine, wenn man das auf verfhiedenen Wegen 
hen will, wa8 die ehrlichen Leute überhaupt wollen 
n, fo braudt man ſich deshalb nicht anzufeinden. — —“ 
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Der Reihölanzler und dad preußiſche Staati⸗ 
Minifterium. 


25. Januar. Rede des Fürftn Bis marck bei der Berathung dei 
Etats der auswärtigen Angelegenheiten. 


(Auf eine Rebe bes Abg. Laster, welcher eine Erflärung darüber erbat, 
welcher Art die Stellung bes auswärtigen Miniſters gegemäber 
dem preußiſchen Minifterium fei. Dies halbe Räthſel habe vielfach bie 
Oeffentlichkeit beichäftigt, man habe keine richtige Vorſtellung, welder Art bi 
Stellung bes Miniftere der auswärtigen Angelegenheiten fei, ob er an ber 
vollen Botitit bes preußifhen Minifteriums Theil nehme ober nicht. Es win 
zu wünſchen, daß bei der Einführung des neuen Minifteriums die ® 
gegeben wäre, ber Politit des jegigen Minifteriume werbe die ganze Energe 
des früheren Leiters nicht fehlen. Er richte deshalb Die Frage an ben Minifer 
der au@märtigen Angelegenheiten, ob bie Auffaffung richtig fer, Daf die Stefumg 
als Staats -Minifter jedes Mitglied des Minifteriums vwerpflichte, an hohen 
Staatsalten Theil zu nehmen, und taß alle Alte auch von jebem einzelnen 
Staats -Minifter vertreten werben. Es würbe ihm eine große Genugthuumg 
fein, wenn er vom Miniftertifch vernähme, daß der Beiſtand und bie 
ee bes Reihslanzlers auch dem jetigen Miniſterinm nidt 
fehle. 

„Der Herr Borredner hat meiner Ueberzeugung nach vollkommen 
Recht, wenn er annimmt, daß jedes Mitglied des Staats» Minifteriumb 
nad zwei Seiten anlgulafien ift: einmal nad der Verwaltung fein 
Neflorts, das zweite Dial nad; feiner politiichen Anfhauung als Dit 
des Staats-Miniſteriums, nach feiner Mitverantwortlichteit für die Ge 
fammtbhandlungen des Staat3-Minifteriumd, und ich kann dieſer Arj⸗ 
faffung eine Illuſtration durch Erwähnung der Diskuffionen geben, de 
im Schooße des Minifteriumd über die Frage ftattgefunden Babe, os 
das landwirthſchaftliche Dinifterium als folches überhaupt beizubehalten 
fein werde oder nit. Es hat fi dabei die Majorität des Staatk 
Minifteriumd — und ich glaube, das gefammte Staats-Miniſterium — 
dahin ausgefprochen, daß, wenn auch diejenigen Gefchäfte, die bisher mi 
dem landwirthichaftlihen Minifterium verbunden find, einen politiſch thö 
tigen Mann nicht überall ausreichend befchäftigen, e8 doc, für daB Ger 
fammtminifterium von großer Wichtigkeit fei, daß Se. Majeftät eime 
Minifterftelle vergeben könne, die unter Unftänden, auch wenn fie gar 
fein Refiort bat, wenn ein Minifter ohne Portefeuille wäre, durd ihre 
olitifhe Stellung, durch ihre Mitwirkung in den politifchen Fragen, daB 

inifterium in feinen Arbeiten unterftiigen könne. 

Es ift fogar bei uns der eigenthümlihe Fall, daß der Bräfiden £ 
des Staat3-Minifteriums, obfhon ihm ein größeres Gewicht det 
moralifchen Verantwortlickeit, wie jedem anderen Mitgliede ohne Zwei 1 
aufält, doch feinen größeren Einfluß als irgend einer feine * 

oflegen auf die Gefammtleitung der Gefhäfte hat, wenn e 
ihn nicht perfönlich fich erkämpft und gewinnt. Unſer Staatsredht verleikyf 
— feinen. Wenn er dieſen Einfluß gewinnen will, fo iſt er gendihigk⸗ 
ihn durch Bitten, durch Ueberreden, durch Korrespondenzen, durch 
ihwerden beim Gefammt- Kollegium, — kurz und gut, durch Kämpfe 2 
gewinnen, welche die Leiftungsfähigfeit des Einzelnen in fehr hohem Ma 
in Anſpruch nehmen. 
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die Motive des Wechſels im Staats Minifterium 
o erlaube ich mir vor allen Dingen feitzuftellen, daß ſolche 
n Ganzen immer einfacher liegen, als das Gerücht und 
fe gen annimmt. Wenn man fie einfach nimmt, wie fie 
fält die Möglichkeit, darüber eben zu jchreiben und Bermus 
la 3 ift befannt, daß der ejhäftdumfang, der mir 
o vielfeitiger und außgedehnter mar, wie e8 kaum je in einem 
Berhältniffe, in einem Staat von ähnlicher Größe, in einem 
n ähnlicher Bedeutung al8 das Deutiche, der Fall gemejen if. 
ag bielt ich e8 faft für unmöglich, einen Theil derjelben abzu⸗ 
‚ne das Ganze zu gefährden. Es kam dazu, daß meine Arbeits⸗ 
ſtärkere war, als ſie ſchließlich geblieben ft. Es kam dazu, daß 
in dem auswärtigen Amte, welches ich vorzugsweiſe als meine 
lufgabe betrachte, eine Hülfe hatte, deren 7 ern bei dieſer 
it gedenle — es war der verftorbene Geheimrath Abeken, der 
erſchieden ift. Sch habe mich nach und nach überzeugen müſſen, 
ınz unmöglich ift, diefen bedeutenden Umfang der Geſchäfte, der 
I, auh nur in der Weife zu überfehen, daß ich jederzeit mich 
ntichließen fann, ob ich die Verantwortung für das Einzelne 
l oder nidt. 
öhnlich, und in allen größeren Staaten wenigftens nimmt Die 
: eine audwärtigen Minifters die volle Urbeitstraft 
annes in Anfprud, und e8 dürfte in feinem großen Staate 
zeben, daß man non dem Träger der außmärtigen Gefchäfte auch 
anhaltende und eingreifende Mitwirkung in den inneren Ange⸗ 
ı erwartet. Die auswärtigen Geſchäfte des Deutſchen Neiches 
ae ſei es unfern guten Beziehungen zu allen Regierungen, im 
: friedliche, aber diefen Frieden nach allen Seiten bin zu wahren 
legen, ift eine Aufgabe, die die Arbeit eines Mannes erfordert. 
n ich daneben in der Stellung eines Kanzlers des Deut» 
iche8 erhebliche Aufgaben der inneren Verwaltung babe, außer- 
jerwaltung, die Verantwortung wenigftens für die Berwaltung 
eih8landes, welches manchen Königreich an Bedeutung gleich» 
9 iſt ja auch diefer Gefchäftsumfang zu beftreiten eigentlich nur 
urch die außgedehnte, ſichere und zuverläſſige Unterftügung, die 
fo vielen Seiten hin in diefen Dingen finde. In der ganzen 
raflung ift e8 nun aber fehr viel leichter, wenn ich zu einem 
ımme, mo es mir zweifelhaft wird, ob ich für die Zhätigfeit 
und miniftermäßig geftellten Beamten, für den ich die Verant⸗ 
mit zu tragen babe, diefe Verantwortung ferner übernehmen 
fann ih im Weiche Rechenſchaft und Aufllärung über die 
rdern, ich kann Bericht erfordern und kann menigftend mein 
rt einlegen; kurz, ich bin berechtigt, im äußerften alle zu 
was man fo unabhängigen Charakteren gegenüber oder dem 
n Unabhängigkeit des Charakters gegenüber, weldyes mit großer 
t verbunden zu fein pflegt, jehr ſchwer und felten thut. Ich halte 
Yanzen immer nur verantwortlich für die in großen Durdyfchnitt 
Bahl der Perſonen, nicht für jede einzelne Sandiun der Per» 
ußerdem, wenn ich diefe Berantwortung gejährdet fühle, bin ich 
tage, beftimmt zu jagen: Dies will ih nicht, und be» 
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ffimmte Forderungen zu ftellen, was einfiweilen zu ge 
[heben hat. 

Ganz anders und viel mühevoller ift die Aufgabe eines pm 
ßiſchen Minifter-Präfidenten, der einen hohen Ehrenpoften, eine grofe 
Berantwortung bat und ſehr wenig Mittel, diefer Stellung feine 
Kollegen gegenüber irgend welchen Nahdrud zu geben, und wenn gegen 
feine Einflüffe fih innerhalb einer beitimmten Berwaltung ein paifine 
MWiderftand entmwidelt, den die einzelnen Beamten dieſes Minifterum 
unterftügen, fo habe ich darüber die Erfahrung, dag man gewiſſermaße 
im Sande ermüdet und feine Ohnmacht erkennt. 

Wenn ih mir alfo die Wahl ftellen mußte, meinen Geſchäftskrei 
zu verfleinern, fo konnte ich darüber nad einer zehnjährigen Erfahrumg 
nicht zweifelhaft fein, daß die Stellung des preußiichen Miinifter- Präfidenten 
diejenige war, die meine Arbeitöfraft — fagen wir Nerven zum Arbeiten, 
denn zum Arbeiten gehören Nerven — am meilten in Anſpruch nahe 
Es ift ja im Ganzen nicht die Arbeit, die den Menjchen körperlich in der 
Friktion, in der wır in parlamentarifchen Staaten leben, aufreibt, ſonden 
e3 ift da8 ununterbrodene Gefühl der Berantwortlidkeit für 
große Dinge und für Intereffen, die einem am Herzen liege 
wie die eigenen, aber die doch zugleich die Intereſſen von 25 
oder 40 Millionen find, — men die Gefühl der fortmährender 
angefpannten Verantwortlichkeit nicht angreift, der hat eben kein Pflicht 
gefühl und kein Herz für fein Land. Wer dies hat, den wird es biä p 
einem gewillen Maße paden und verbrauchen. 

Wenn ich alſo die Wahl getroffen habe beim Einfehen der Rot 
wendigfeit, daß ich das preußiſche Miinifters Präfidium [os fein wollte, # 
war es in dem Gefühl, daß in diefem Reſſort die Mittel, einen Einflf 
zu üben, im allergrößten Mißverhältniß mit der moralifchen Berantwert 
lichteit, welche die öffentliche Meinung an die Stellung eines Minifter 
Bräfidenten knüpft, ftehben, daß mir die größte Erleichterun 
Theil murde; — denn ich glaube, mweit über die Hälfte meiner Gef 
kommen aus diefem Reſſort — und zugleich die geringfte Einbuft 
an Einfluß. 

Daß ih auf diefen Einfluß ganz verzichten wollte ua 
verzichten könnte, fo lange ih die Ehre habe, Sr. Majeſtit 
des Kaifers Reichskanzler zu fein, daran ift ja gar nidt ji 
denken. Ich will gleich entwideln, warum dazu eine Zufammengeh® 
rigkeit zum preußifchen Miniftertum eigentlich gar fein abfolut nothwen 
diges Erfordernig ſein würde. “Deine äußere Stellung zum preufil 
Miniſterium könnte noch mehr gelodert werden, als fie ift, die Gefällt 
bleiben doch unzertrennlid. Der Reichskanzler, wenn er die 
bedingung feiner Aufgabe überhaupt erfüllen fol, muß derjenige 
fein, auf den Se. Majeftät der Kaiſer das höchſte Vertrauen zu die 
Bmede fest. Hat er das Bertrauen des Kaiſers, fo iſt dod ur 
möglich anzunehmen, daß Se. Majeftät der König von Prenftl 
in diejer Eigenſchaft in feinem preußifhen Minifterium ei! 
Politik geftatten werde, die dem als Reichsſskanzler mit dEB 
Kaijerlihen Bertrauen beehrten Beamten die Wirtfamteit 19 
Reih unmöglih machte. Es kann der König von Preußen und |M 
Minifterium ganz unmöglich gegen die Politik des Reichskanzlers cr 
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Stellung nehmen, es ift vielmehr eine gegebene Nothmwendigfeit, daß fie 
unterftügt wird. Man könnte ja eher nody das Erforderniß aufftellen, daß 
der Reichskanzler Mitglied des Miniſteriums eines anderen bedeutenden 
Bundesftaat3 fei, denn in Preußen ift der Berfonalzufammenhan 
der Königlich preußifhen und der Kaiferlihen Krone dod 
ohnehin gegeben und unzertrennbar. 

Aber auch der Zufammenhang zwifchen dem Reichskanzler und dem 
preußiihen Minifter würde dadurch ja in feiner Weife geftört werden, daß 
der erftere vollftändig aufhört, Mitglied des preußifhen Minifteriums zu 
fein. Wie ift denn der Gejchäftsbetrieb im YBundesrathe? Die Faktoren, 
welche den Haupteinfluß auf die Borbereitung der Vorlage für den Reichs» 
tag haben, jind die Ausfchüffe des Bundesraths. In jedem diefer Aus⸗ 
fhüffe bat, menn Se. Majeftät der Kaifer es nicht ausdrüdlich anders 
befiehlt, ein preußifcher Minifter, der betreffende Diinifter des preußifchen 
Reſſorts den Borfig, oder diefer Vorſitz mird ausgeübt durch einen der 
böchften Bertrauensbeamten des Minifteriums. In der Sigung des Bun- 
desraths findet ſich wieder das preußiſche Minifterium in jeiner Majorität 
ufammen und arbeitet dort und in feinen Ausfchüflen unter Vorfig des 

eich3fanzler8 mit den übrigen Miniftern. 

Die Bänder, die beide Organifationen an einander be= 
feftigen, find alfo viel ftärfer, ald man äußerlih anzunehmen 
pflegt. Wenn der Neichefanzler alfo, um ernannt zu werden und um 
in feınem Amte zu bleiben, nothmendig das Bertrauen Sr. Majeftät des 
Kaifers haben muß, in Folge deilen Sr. Majeftät dem Könige von Preußen 
und feinem Weinifterium feine persona ingrata fein wird, fo hat der 
Reichskanzler nad der Verfaſſung außerdem Mittel des Einfluffes und 
der Macht, die die Frage, ob. der Zuſammenhang nothwendig ift und 
durch melche Drittel er gehucht und befördert werden kann, dem preußifchen 
Miniſterium ebenfo nahe, ja faft noch näher legen, wie dem Reichskanzler. 

Wenn der Neichslanzler fich des Vertrauens der Mehrheit der Res 
gierungen, die im Bundesrath vertreten find, verjichert, wenn er dabei 
das Bertrauen der Mehrheit des Reichſstages zu gewinnen weiß — und 
da8 wird für ihm ein ebenfo nothwendiges Bedürfniß fein, da er nad) 
der Berfaffung derjenige Beamte ift, der den Borfig im Bundesrath führt 
und als der Pertreter der Bundesregierungen vorzugsweife vor dem 
Neichetage die Dinge zu vertreten hat — wenn er dieſe Eigenjchaften 
in ſich vereinigt, jo ift dadurch eine Tage gegeben, bei der Sie viel eher 
fi) im preußiſchen Minifterium erkundigen können: Berliert Ihr auch nicht 
die Fühlung mit dem Reichskanzler? als daß Sie Beranlaffung haben, 
den Reichöfanzler zu fragen: Berlierft Du auch nicht die Unterftügung 
des preußifchen Miniſteriums? .... Ich kann deshalb nad) diefer ganzen 
Lage der Dinge verfihern, daß mein Bleiben in dem jegigen preußijchen 
Kabinet, in der Eigenfchaft ala Dlitglied, wenn auch nicht ala Vorſitzender, 
doch beweift, daß mein Entſchluß fich nicht geändert hat, diefes 
preußifhe Minifterium gerade in derjelben Weife mit meinen 
Kräften zu unterftügen, als ob ich fein VBorfigender wäre — 
Darüber kann ich die ganz beftimmte Verficherung geben, daß das mein 
Wille und meine Abfiht ıft, nur mit etwas weniger Arbeit als früher, 
und ih muß leider fagen, mit etwas weniger unfruchtbarer Arbeit wie 
früher. Mein Gewicht im Minifterium wird dadurd, daß ich von den 
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formellen Arbeiten umd von der formalen Verantwortlichkeit eriil ie, 
immer nach wie vor darauf begründet fein, ob es mir dauernd ge 
das Vertrauen der Mehrheit meiner Herren Kollegen mir zu beweim, 
und Sie können ganz gewiß darauf rechnen — und darin ſteht mi 
Entihluß ganz fef —, daß, wenn diefer Wechfel in ben Perfene 
verbältniffen des Minifteriums einen Wechfel in der Ridty 
und in einer meiner früberen Politik feindlichen Nidtuy 
bedeutet hätte, feine Macht der Welt mich hätte bewegt 
fönnen, meine Untezedentien von gehn Jahren zu verlengutt 
und, nır etwa um außmwärtiger Minifter zu bleiben, dieſer 
felben Kabinet anzugehören, und fo lange ich diejem au 
dre, können Sie mit Sicherheit darauf rechnen, ift bas Mt 

eweis, daß diefer Weg, diefe Richtung in der Hanptiut 
nicht verlaſſen wird.“ 


(Die Einheit der preußiichen und der Reichsintereſſen; fie 
Wechſel der Politif; Partei-Minifterien und gouvernementale Poli) 
(Auf eine Rebe des Abg. Dr. Virchow:) 


„Der Herr Borredner bat vor feinem in die Zukunft bindet 
Auge ſich das Gefpenft eines den preußiichen Staat vergemaltigenie, 
aber nicht preußifchen Reichskanzlers aus anderen Staaten bentiht 
Nation gedacht. Ich glaube, dies ift eben ein Gefpenft. Die Frage, 
die Machtſtellung ainifchen dem Reiche und den einzelnen Staaten ſa 
fol, ift eine, die durch die Meichöverfaflung feftgeftellt ift umd bar W 


weitere gefetsgebende Thätigleit des Neiches, die Kom etenze 
zu denen das Neich ermächtigt ift, mit der Zeit ihre Erledigung ad | 


wird und kann, und follte dabei die Befürchtung eintreten, daß die 
regierung fo mächtig Wied, daß ein fo ftarfer Staat wie Preußen, fl 
Achtel des ganzen Reichs, anfängt fi vor dem überwiegenden 

des Reiches zu fürchten? Landsleute find wir Deutfche doch Ale, 

ich befämpfe in diefen Dingen da8 Betonen der Scheidung zwijchen deutil 
und preußifch; der Reichskanzler, möge er nun ein Preuße oder ein Bayef 
fein, uns ftebt er nicht als Preuße oder Bayer, uns fleht er nur a 
Deutfcher gegenüber, und das Deutfche in dem Kanzler mehr und miyk 
zu betonen, dazu erachte ich eine gewiſſe Loslöfung, eine Herausſchäus 
des Kanzlers aus der ganzen Begetation nöthig, die fi tm preußiigen# 
amtlichen Leben nothwendig bei ihm angefegt haben muß. 

Ih glaube, daß dieler Gedanfe noch meiter verfolgt werben mufße 
wenn mir zu einer richtigen Reichseinheit kommen wollen. Die Einder 1 
der Intereffen Preußens und des Reiches und der Schub ik 
die preußifche Berfaffung liegt in der Einheit Sr. Majelk ! 
des Kaifers und des Königs; daß beide Organismen bithe? 
auch einen gemeinfamen Minifter-Präfidenten gefunden haben 
da8 war der Anfang, kann aber für die Dauer nit fehge 
halten werden. 

Ein Reichslanzler und ein Minifter« Bräfident, dem die Sochen derch 
die Neuheit der Zuſtände und durch das Entgegenkommen mehren Far” 
teten, wenn nicht aller, fo fehr erleichtert werden, wie mir, der ſo ehr 
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den Vortheil hat des friihen Eindruds der Ereigniffe in einer Allen 
willkommenen Neubildung, wird ſich auch fo leicht nicht wieder finden, es 
wird vielleicht fpäter fähigere, befler gefchulte, arbeitsfähigere Leute geben 
als ich, aber fie werden nicht getragen fein von der Neuheit der Ereig⸗ 
niffe, und man wird ihnen mehr Schwierigkeiten machen und es mir 
ihnen noch ſchwerer gemacht werden, einen —* Umfang der Geſchäfte 
zu bewältigen, wie er mir bisher obgelegen hat, wenn er mit dem vollen 
und ehrlichen Gefühl der Berantwortlicteit die Geſchäfte eingehen will, 
wie ich es gethan babe. 

Der Herr Vorredner bat mich in einer Beziehung nicht verftanden: 
ih habe von Diffonanzen, von foldhen, wie man fie unter dem Wort ges 
möhnlich verfteht, nicht gefprochen, fondern nur von dem llebermaß der 
Gefchäfte, die auf mir laften; Diffonanzen, die mih zum Aus» 
fheiden veranlaßten, haben gar nicht Kattgeiunben. Ich babe 
mi innerhalb des Minifteriums bei den legten durch Abftimmung zur 
Ontijeidung gebrachten Fragen jederzeit, wie ich glaube, auf Seiten der 
Majorität befunden, und es ift auch nicht der Grund, daß ich ir— 
gendwie überftimmt worden wäre, dag Beihlüffe, die mir 
zuwider wären, gefaßt wären, wenn auch vielleicht ich nicht Alles 
durchfegen konnte, was ich wünſchte — ich bin darin vielleicht auch zu 
fanguinifd und zu raſch — wenigftens nit mit dem Aufwande von 
Mitteln, die mir bei meiner fonftigen Thätigkeit als Ueberſchuß verbleiben. 

Db es nützlich ift, dem preußifhen Staate eine andere 
Berfaffung, auch in diefer Beziehung mehr der englifchen 
ähnlich, zu geben? — ich glaube, wir find einem foldhen Buftande 
näher gefommen, wenn ich auch nicht glaube, daß wir ganz zu demjelben 
gelangen werden, dazu find die Nationen in ihrer ganzen Zufammenfegun 
zu verfchieden. Der richtige Ausdrud der jegigen Sachlage wäre eigentlich 
der, daß man den Titel des Mlinifter- Präfidenten, der nichtS meiter be- 
deutet, ganz fallen ließe und lediglich nad) dem Brinzipe inge, daß von 
gleichberechtigten 8 Miniſtern jederzeit der ältefte den Vorſitz führt. Soll 
aber der Titel des Drinifter» Bräfipenten irgend etwas fich der Idee, die 
man fih von feinem Anjehen und feinem Einfluffe macht, Näherndes ge- 
winnen, dann erfordert es nach der heutigen Lage einen ſolchen Aufwand 
von faux frais an Arbeiten und Beeinfluffen und Ueberreden der übrigen 
Reſſorts, daß derjenige, der Minifters Präfident iſt, gar nichts Anderes 
nebenher thun kann, und immer nad dem Ende eines jeden Tages fi) 
Tagen muß, daß er hinter den Aufgaben, die er fich geftellt hat, zurück⸗ 
geblieben if. So gering find die Mittel: man muß entweder die folle- 
iale Berantwortlichfeit rein feithalten und ſich nicht daran kehren, wer 

tinifter= Bräfident ift, und diefem nicht das Geringfte an größerer Ver⸗ 
antwortlichkeit, keine höhere VBerantwortlichkeit zufchreiben, ald jedem andern 
Staats⸗Miniſter, oder man muß diefen, wenn man ihn ftärker als die 
andern zur Verantwortung ziehen will, alfo neben dem jededmaligen 
Reffort-Minifter in erfter Linie, mit andern Mitteln ausftatten, womit 
ih immer nicht behaupten will, daß einer auf die Dauer gleichzeitig die 
Stellungen als Reichskanzler und als preußifher Minifter- Präfident zu 
feiner eigenen Befriedigung verfehen wird. 

Der Herr Vorredner hat bedauert, daß das Minifterium nicht bei 
diefer Gelegenheit eine Mopdifilation und Bervollftändigung er: 
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fahren hat. Meine Herren! Ich glaube, das wäre fehr un 
mäßig gewefen, und ich babe nad Kräften zu verbinden 
fudht, dag eine Aenderung einträte. Der Herr Borredner 
e8 wäre eine ganz gewaltig einfchneidende Aenderung, dann if 
Arbeit der eriten 14 Tage nad meiner Rückkehr verfehlt geweſer 
babe ‚mich bemüht, dahin zu wirken, daß womöglich gar feine 
derung ftattfinde. Der jegige Minifter- Präfident iſt mein ä 
Kollege, in fo fern, als er vor mir in dem Miniſterium bereit 
er ift ein Freund von meiner früheiten Jugend ber, zwifchen u 
volle Offenheit und gegenjeitige3 Vertrauen. * bin voll 
überzeugt, daß er eid das Miniſter⸗Präſidium nicht weiter 
möchte, wenn ex die Weiterführung um den Preis eines politifchen 8 
mit mir erfaufen jollte, — das volle Vertrauen babe ich zu ibm 
babe ich zu wenigen anderen Leuten außerhalb des jegigen Miniſte 
meine Herren. 

Sollte es fih etwa um Vervolftändigung von außerhalb her he 
— nehmen Sie an, Se. Majeftät hätte einen neuen Miniſter⸗ 
denten von außen ber ernannt, ich wüßte nicht, wer das aus deuj 
Kreiſen, mit denen ich überhaupt bisher habe enger zuſammen leben fi 
fein follte, e8 müßte nothwendig ein mehr oder weniger Fremde 
und dann war ich nicht ficher, wie die ‘Dinge weiter geführt worden ı 
Nehmen Sie einmal an, daß in diefer Periode, in der ich zu dei 
fhäften zurüdfehrte, einer von den bisherigen Mitgliedern des M 
riums ausgefchieden wäre, — der Minifter der landwirtbichaftlice 
gelegenheiten bat es aus Geſundheitsrückſichten gethan, — nehme 
an, daß ‘Jemand aus politiihen Nüdjichten, die man einem andern 
leicht docdy immer untergefhoben haben würde, ausſchiede, fo wäı 
innmer den Anjchein gehabt haben, als ob dieſes Ausicheiden eine € 
des Verhaltens der Königlihen Regierung und der darin bleil 
übrigen Kollegen enthielte, — lag nicht in ſolchem ſtummen Brote 
weder ein Zeugniß gegen die zurücbleibenden Kollegen oder ein Sys 
für die ganz unberechtigte Vorausſetzung, daß Se. Majeftät in Bezu 
gewiffe Regierungsmaßregeln anderen Sinne geworden fei? 1 
fönnte man annehmen, je nachdem auf der einen Seite ein Austril 
dem Kabinet ftattfand. 

babe e8 daher für meine angelegentlihfte Auj 

gehalten, den jegigen Berfonalbeftand des Kabinets 
diefe Krijis binüberzuführen, fo daß aus einem Ausſcheiden 
Rückſchlüſſe auf Meinungsverfchiedenheiten, fei e8 zwiſchen Sr. M 
und den Räthen der Krone, fer es innerhalb des Miniſteriums, gr 
werden fonnten. Gerade Angeſichts der wichtigen Aufgaben, die « 
meine Herren, vorliegen, ſchien es mir von der höchſten Wichtigkeit 
bisherige Minifterium diefen Aufgaben in möglichfter Gefchloffenhei 
egenzuführen, und ich glaube, wir werden die Wirkung davon i 
Reintiaten bei den Abftimmungen nicht zu bereuen haben. 

. Die Bernollftändigung des Miniftertumd aus der Majoritö 
Kammer, ja, meine Herren, das ift ſehr viel leichter gefagt alß g 
Un da8 zu thun, muß man eine mehr oder meniger fefte Ma 
haben. Wo liegt die Majorität, dieſes Arkanum des Tonftitutic 
Syſtems? Wir find meines Erahtens bisher überhaupt 
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:r Lage, ein Bartei-Minifterium bei uns in Preußen bilden 
Snnen. Das Minifteriunm muß einen vorwiegend gouper- 
:utalen — geftatten Sie mir nad meiner ganzen Herzens» 
affung den Ausdrud: Königlichen Charakter tragen. Sowie 
m Parteis Minifterien bineingerathen, fo werden die Gegenfäge ge: 
t. Der König allein und die Emanation, die von ihm und feiner 
hen Auffaflung ausgeht, bleibt parteilos, und in diefer Stellung 
: den Parteien, auf dDiefer Höhe der Krone, muß die Re— 
ung in Preußen gehalten werden. Es fann nothmendig fein, 
dem gouvernementalen Gefühl Sr. Majeftät und der Regierung, mit 
Bartei zu geben und in anderen Fällen mit einer anderen. In 
and wird ein folcher Wechfel gewöhnlich dur einen Miniftermechjel 
kteriſirt. Sollen reaftionäre Maßregeln getroffen werden, fo übers 
ıt die liberale Partei das Ruder, aus der richtigen Vorausſetzung, 
fie die nöthigen Grenzen nicht überſchreiten wird; follen liberale Map» 
n getroffen werden, fo tritt vorzugsweiſe die konfervative Partei ans 
r aus bderjelben Nüdficht. Bei uns find meines Erachtens die Partei _ 
fäge noch zu ſchroff, und das ftaatlide Gefühl, das Gefühl, daß 
Individuum für die Regierung und für gute Regierung des Staats, 
wenn fie außerhalb und unabhängig von der eigenen Bartei erfolgt, 
twortlich bleibt, das ift bisher nicht in dem Maße, wie in England, 
bildet, wenn ich auch nicht leugne, daß wir in den letten zwanzig 
en bierin ungeheure Yortjchritte gemacht haben und daß wir auf dem 
ı Wege find, daß Niemand unter und mehr fagt: e8 foll nady meiner 
mng gejchehen, ob auch der Staat darüber zu Grunde geht. Jeder 
an, der Nothwendigfeit der Yorteriftenz der geordneten Regierung 
Staat? Rechnung zu tragen, wenn er nicht etwa einer Partei ange- 
die grundjäglich diefen Staat, wie er befteht, negirt, meil er nad) 
Meinung überhaupt nicht eriftiren follte. — — 
Ich kann nur zum Schluß wiederholen, daß der Herr Vorredner die 
ungen der Perjonalveränderungen überſchätzt hat, und ich ergreife 
dieje Gelegenheit, meinerjeitS dahin zu wirken, daß dieſer Ueber» 
ung nicht weiter Raum gegeben wird, daß namentlich die wun⸗ 
ihen Sachen in den Zeitungen, als wenn id das Opfer 
nd einer Intrigue geweſen und hinaus gedrängt wäre, 
rlegt werden. Ih babe Se. Majeftät den König fehr lange 
:n müſſen, ehe mir diefe Erleihterung gewährt wurde; ich 
: den jegigen MiniftersBräfidenten jehr lange bitten 
jen, daß er fein Abfchiedsgefuh zurüdnahm und Se. Ma: 
t der König hat durch ein Wort, das auf einen Soldaten 
feinen Eindrud verfehlt, diefe meine Bitte verwirklicht, 
ih bin herzlich erfreut, daß er ji dazu verftanden bat, 
: arbeit8=- uud mühevolle und, wie ich fürdte, auf die 
er wenig dankbare Stellung in feinem Alter zu über» 
ıen, und ih möchte Sie bitten, die Unterftügung, die Sie 
Minifterium unter meinem Bräfidium gewährt haben, 
aud unter dem jegigen Präfidium nicht zu verfagen; denn 
t in der That kein anderes.“ 


obU 
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14. Januar. Rede des Abgeordneten Lasker gegen den Schunk 
mit Eijenbahnfonzeifionen. 


7. Februar. Weitere Rede Laskers, namentlich gegen den Br— 
lihen Geheimen Ober: Regierungsrathb Wagener. 


8. Februar. Antrag Laskers auf Einfepung einer parlamentariſ ⸗ 
Eiſenbahn⸗Unterſuchungs⸗-Kommiſſion. 


14. Februar. Einſetzung einer Königlichen Spezial-Unte 7 
ſuchungs-Kommiſſion. 


Allerhöchfte Botſchaft: 

Wir Wilhelm, non Gottes Gnaden König von Preußen x. 
Nachdem bei den jüngften parlamentarifchen Verhandlungen ie Er€ 
Ertheilung von Eiſenbahn⸗Konzeſſionen im Anwendung gebraten de" 
mwaltungsgrundfäge angegriffen und die Mißſtände gerügt worden fs 
welche ſich bei Ausnutzung ertbeilter Konzeſſionen —— — hiess 
haben Wir befchloffen, eine Spezial» Unterfuhungs » Kommiffion ge 
um nad Maßgabe der durd ihre Exrmittelungen gewonnenen Kejultste 
überfehen zu Tönnen: 

1. Ob und in wie weit die einfchlägigen Geſetze und die geltenden Ber- 
waltungönormen die Erfüllung der bei Ertheilung von Eijenbahr 
Konzeſſionen beabfichtigten Zwede zu fihern und das Publikum gegen 
Täufhungen und Deeinträchtigungen zu Ichügen geeignet find, _ 

2. welche Aenderungen der Gefeßgebung und der Berwaltungaprus 
erforderlih find, um vorhandenen Uebelftänden und Mißbraͤuchen 
thunlichſt abzuhelfen. 

Es ift Unfer Wille, daß die Ermittelung der beziglichen Thatſachen 

mit der größten Sorgfalt gejchehe und die Beurtheilung der —— 

und —5* ernſt und unparteiifch ſei. Die genannte Spezial⸗Kom⸗ 
miſſion wird unter dem Vorſitz des Präfidenten der Seehandlung, Günther, 
aus zwei von Uns zu ernennenden Juſtiz⸗ und zwei Berwaltungsbeamten 

u beftehen haben, und laden Wir die beiden zuaufer des Landtages Um 
rer Monardie ein, auch ihrerfeitS je zwei Mitglieder zu erwählen, um 
an den Arbeiten der unverzüglich einzufegenden Kommiffion —A 

Wir behalten ung vor, der Landesvertretung feiner Zeit die bezüge 
lichen Kommiffionsberichte zugehen zu laffen. 

Gegeben Berlin, den 14. Yebruar 1873. 

Wilhelm. 

Roon. Bismard. Itzenplitz. Eulenburg Ball. Leonhardt, 

Camphauſen. Kameke. Königsmard.“ | 





Ginleitung eined dißciplinarifchen Ginfchreitend gegen bem 
Geheimen Rath Wagener. Freiwilliger Rücktritt beffelben. 


3%. Die erſten Moi- Hefeke 


und die weiteren kirchlichen Kämpfe von 1873. 


1873. 9. Januar. Borlegung der vier Geſetzentwürfe, betreffend: 
1. Die Grenzen ded Rechts zum Gebrauche kirchlicher 
Straf» und Zuchtmittel, — 
2. die Vorbildung und Anſtellung der Geiftliden, — 
3. den Austritt aud der Kirche, — 
4. die kirchliche Disciplinargewalt und die Errichtung 
des K. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten. 


Nothwendigkeit und Zweck der Geſetze. 


9. Januar. Aus der Rede des Kultus-Miniſters Dr. Falk bet 
Vorlegung der Geſetzentwürfe. 


„Das Bedürfniß, Gegenſtände der bezeichneten Art im Wege der Geſetz⸗ 
gebung zu regeln, möchte wohl ſchon allein durch den Wortlaut derjenigen Artikel 
unſerer Verfaſſungsurkunde gegeben ſein, welche über die Verhältniſſe der Kirche 
beſtimmen und aus denen die Conſequenzen gezogen werden müſſen, nach welchen 
ſich das Verhältniß der Kirchen zum Staate geſtaltet, und ferner durch die An⸗ 
wendung, die dieſe Artikel bisher in der Praxis gefunden haben. Wenn ich auf 
den Wortlaut der Verfaſſungsurkunde hinwies, ſo meine ich, daß derſelbe an 
mancher Unbeſtimmtheit und Zweideutigkeit leidet, freilich wohl kein Wunder, 
wenn man ſich vergegenwärtigt, aus welchem Kampf entgegenſtehender Meinungen 
bie Formulirung jener Artikel herausgewachſen iſt, wenn man ſich ber Zeit er- 
innert in ber fie entftanden, der Anfänge unferes verfaffungsmäßigen Lebens, wo 
man an vielen Stellen der Meinung war, mit der Aufftellung allgemeiner 
Grundſätze fei außerorbentlich viel geholfen, und nieht bedachte, daß dieſe Grund⸗ 
fäge erft Leib und Blut gewönnen, wenn fie in Geftalt der Specialgejetggebung 
ins Leben Übergeführt würben, und wo man auch die Mufler anderer Ber- 
faffungen. al8 unbebingte Wegweiſer für die Entwidelung der preußiſchen Ber- 
faffung gern anfah. Wir find inzwifchen, glaube ih, praktifcher geworben, wir 
meinen, unfere Gelege jeien zu geftalten nach unferen Berhältnifjen. Da- 
mit meine ich ſchon angebeutet zu haben, daß ein Bebürfniß für beſondere Ge⸗ 
fee, die jene Artikel klar ftellen, gegeben ift. 

Aber Die Ausführung der Artikel, und was babei erlebt worden, 
drängt ganz auf denſelben Weg. Die Ausführung war eine ungleiche. Die 
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katholiſche Kirche beiaß Organe, vie es ihr ermöglichten, Befik zu ergreif er 
von tem, was fie für ten Inhalt biefer Artikel hielt. Die evangeliſche Arch 
war nicht in der Rage. 

Als aber die großen Bewegungen, die Deutichland erfaßten, nah und nad 
eintraten, als der Staat, wenn ich mich fo austrüden darf, anfing, fih mehr 
feiner felbft bewußt zu werben, cder auf fich felbft zu befinnen, ba war er amd 
genöthigt, innerlich genöthigt, fih tie Frage des Weiteren vorzulegen, wie et denn 
mit jener Befigergreifung fi verbalte, ob denn in der That die Aus- 
legung, bie dem Begriff ber Selbſtſtändigkeit der Kirche gegeben 
mworben, die richtige fei, ob nicht jene Auslegung in Widerſpruch 
trete mit ben Lebensprincipien des Staates. Man hatte vergeflen, daß 
felbft tei ter erfien Erörterung jener Berfaffungsartifel der Sat von ber Reg 
rung auegeipreden wurde: e8 bantelt fich bier nur um die Aufhebung einer 
vormunbung, es bantelt fih um bie Gewährung der Freiheit ber Ent- 
widelung in ihren eigenen Dingen, aber babei bleibt beſtehen das 
unentbebrlihe Recht des Staates, überall abzuweifen, zuräd 
zumweifen, aud durch pofitive Geftaltung, ba, wo burd bie Eat 
widelung ber Religionsgejellihaften feine Interefjen geihäbig 
werden. Und als dieſer Gedanke lebhafter bervortrat, mußte man nothweng 
zurüdbliden auf die frühere Geſetzgebung. Als wir die Berfaffungeurtumdt 
noch nicht batten, lag Die geſetzgebende Gewalt in der Hand der Krone, und, m 
es eben noth that, ba war fie ausreichend zur Hand. So liegt die Angelegenheit 
gegenwärtig nicht mehr. 

Aber e8 handelt fich heute darum, mächtige Angriffe zurückzuweiſen, bie Mt 
freie Entwidelung des Staates zu jeinen nationalen Zielen hindern, die gefährden 
die Erhaltung und das Gedeihen, und in ihren weiteren folgen den Be⸗ 
fand des Deutfhen Reiches, ber errungen werben ift nach ‚dem biftigfen 
Kämpfen jeglicher Art und mit ben allerfchwerften Opfern. Unter ſolchen Um 
fländen bart eine preußiſche Staatsregierung nicht zögern, den wohlbegründeten 
Weg zu beſchreiten. Jeglicher Staat in Deutichland hat bie Interefien dei 
Deutſchen Reiches wahrzunehmen, und er hat fie namentlich wahrzunehmen überal 
dann, wenn die berufenen Organe des Reiches nicht zulammen find, und da, wo 
Etwas außerhalb ber Grenzen der Reichs⸗Cempetenz liegt. Und ver Alen, 
meine Herren, muß bas in Preußen geiheben, als in dem Staate, der an bet 
Spite des Reiches fteht. j 

Es mag gut fein, dabei zugleich beffimmt hervorzuheben, daß 
bie preußifche Regierung in ihrer höchſten Spite nicht gefpalten 
if. Es mag gut fein, ausdrücklich auszuſprechen: in freier, voller 
und ganzer Einmüthigkeit find dieſe Geſetzentwürfe der Aller 
höchſten Sanktion unterbreitet worden. Das Gebiet, welches zu regelt, 
ift ein aufßerorbentlich großes und weites, und ehe feine burchgreifenbe Regelung 
abgefchloffen fein wird, wirb mohl noch mehr wie eine Landtageſeſſion verlaufen. 
Die Staatsregierung hatte baher fi zu fragen, weldher Theil jenes Gebiete 
zunächſt berauszunehmen und zur Beichlußfaffung des Landtages zu fiellen ſei. 
Und ba ift es ihr nicht zweifelhaft geweſen, daß vor Allem dringend geboten et‘ 
feine: die Regelung der Berhältnifje des Elerus — zunächſt bes fa’ 
tbolifhen Elerus. — Gerade in feinem Kreiſe ift die Veränderung, vie ein⸗ 
getreten ift zwifchen heute und einem Menjchenalter rückwärts, jo mächtig M 
Geltung gelommen, wie vielleicht an feiner andern Stelle, um bie es fih Me 
noch fragt. Der Elerus ift abhängig geworben innerlich und äußerlid 
— abhängig geworben von Mächten, die außerhalb unferer Nation ftehen und 
denen das nationale Bemußtfein darum nicht eigen fein kann. Ich fage: inner’ 
lich: duch feine Bildung; ich fage äußerlich: durch bie Art feiner Stellung. 
Und ein folder Clerus wird, ohne daß ber Staat irgenb ein Mittel bisher, N 
ben letten zwanzig Jahren mwenigftens, geübt hat, an Stellen geftellt, wo er aM 
das Empfindlichfte das Intereffe des Staats jhäbigen und verlegen kann. Di 
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Köregierung ift von ber Ueberzeugung burchbrungen, daß hier Wanblung ge- 
werben muß buch Aenderung der beſtehenden Berbältniffe durch ihren 


Meine Herren! Ich habe gefagt, es handelt fi nit um eine Re- 
ng ber Beziehungen von heute auf morgen, fondern um eine 
‚ung, bie tiefgebenbe und dauernde Grundlagen ſchaffen fol! 
sie Befferung, und wenn es fo if, fo mußte fi die Staats- 
rung fagen, daß die Behandlung der Dinge diefem Grund- 
au entſprechen babe und daß die Geſetze ganze Maßregel fein 


en. 
Indem id Sie bitte, dieſe Entwürfe Ihrer forgfältigften Pri- 
zu unterwerfen, muß id Sie gleichzeitig bitten, ſoweit es 
bei einer fo ernften, tiefgreifenden Sache gebt, fobald als 
lid in die Berbandlung Über diefe Entwürfe einzutreten, da⸗ 
durch Diefelben eine dauernde und fefte Grundlage gewonnen 
' für die Möglichkeit, daß der Staat feine hoben Ziele nad 
er Weiſe uud nah feiner Ueberzeugung in freier Selbftbe- 
mung weiter fördern, jeglihen gefäbrlihden Einfluß von fid 
von dem Reihe abweifen, und — fei es auch in hartem, langen, 
feinden Erfolg bringenden Kampfe — doch zu Demjenigen ge 
m könne, was das allein beredhtigte Ziel eines fo ernften Kampfes 1 
iR ein feiter danernder Friede.” 


Die Stellung ded Gejammt-Minifteriumsd zu 
den firhlihen Borlagen. 


J. Sanuar. Aeußerung ded Minifter-Präfidenten Grafen v. Roon. 


— „Ich war mit dem Geſammt⸗Miniſterium feit langer Zeit überzeugt, nicht, 

ir Rom mit Krieg zu überziehen hätten, wohl aber, daß wir und gegen Rom 
:hren hätten, und das ift geſchehen feit der Zeit, wo über bie Alpen die große 
icht zu uns gebrungen ift, wo der Siroflo von Rom aus unfere 
hen katholiſchen Biſchöfe ale römische zurüdgeführt hat. Bon 
Iugenblide an gehörte jehr wenig Borausfiht dazu, um zu erlennen, wie viel 
we ber Staat habe, auf feiner Hut zu fein. Dieſe Vorausficht bat fich leider 
bekannte Thatſachen beftätigt. Deswegen war alfo lange vor dieſer vermeint- 
Minifterfrifis in vem Minifterium Einmütbigleit über die MNothwen⸗ 
it von Abwehrungsmaßregeln, zu benen wir biefe Geſetze rechnen.” 


Der geiftlihe Beruf und die nationale Bildung. 


J. Januar. Aus der Rede ded Kultus-Minifterd Dr. Falk bei 
der erften Berathung der Gejebentwürfe. 


„Es ift von einem ber Redner ganz mit Recht „geltend gemacht worben, 
ie ragen, die bier erörtert werben, den ganzen Mann ergreifen, und baß 
ı ein Darlegen von Grünben und Gegengrünben binfihtli der Grund» 
der Borlagen ſchwerlich Srgenbiven von ber Ueberzeugung, bie er bereits 
men bat, abbringen wird. Es ift meiner Meinung nad nicht möglich, das 
if über diefe Vorlagen anders zu gewinnen, als aus feiner eigenen ganzen 
“bualität heraus, aus feiner eigenen Lebensentwidelung überhaupt, aus feiner 
idelung in politiichen Dingen, insbefondere aus den Anſchauungen, die ber 
Ine im Laufe ber Jahre gegenüber biefen ragen gewonnen hat. -— 

Wenn ich nichtebeftoweniger bas Wort ergriffen babe, fo veranlaffen mid 
einzelne Behauptungen, bie, fo oft fie ſchon beftritten find, body immer und 

86* 





564 


1873. 


immer wieder beftritten werben müffen, wenn fie von Neuem auftauden, weil 
draußen im Lande immerhin diefe Worte noch Wiederhall finden, fo unrictig fie 
auch find, befondere die Behauptung, daß dieſe Sejesgehung aur Folge 
haben würde eine Shwädhung bes hriftliden Sinnes, eine Schwächnng 
der fittlihen Kraft, ber fittlihen Macht. 

Es handelt fi um ben Gejetentwurf über die VBorbilbung und Anfelung 
der Geiftlihen. Meine Herren, glauben Sie wirklich, daß ein Geiftlider, 
der diefes höhere Maf der Bildung fich fhaffen muß, daß der weniger 
geeignet fein wird, die Heilswahrheiten der Kirhe mit Nadhdrud 
und Erfolg zu lehren, und in diefen Heilswahrbeiten zu befefligen, 
daß er zur Sottesfurdht zu führen weniger geeignet fein wird. JR 
ein folder Geiftlider weniger geeignet, durch ſeelſorgeriſchen Zr» 
fprub zu erquiden, zu tröften, aufzuridhten und zu begeiftern ju 
Werten der hriftliden Liebe? Wer will das bejahen? 

Glauben Sie, daß der Geiftlide feinen Beruf weniger erfüllen wird, ber 
durch die Erziehung für den Beruf mehr bineingeftellt werben foll in das Leben 
feines Landes? Das ift eine zweite Forderung ber Borlagen. Glauben Sie, daß 
ein ©eiftlicher, dem Bürgfchaften gewährt werben follen für eine bauernde Inne 
babung feines Amtes, in diefem Amte matter und ſchwächer wird? Und endlich 

lauben Sie, daß ein Geiftliher, der in Folge bes Gejetzes ſich fern hält won 
itationen, daß ber weniger Kraft haben wird, fein Amt gedeihlich zu entwideln? 

Nein, meine Herren, biejer Entwurf hat nihts an fi, mal 
Hriftliden Sinn und fittlihde Macht ſchwächen könnte; er kann fie 
nur ſtärken, und das if, was binausgefproden werben muß in bat 
Land, damit nit immer der Vorwurf ber königlichen Staatsregie- 
rung gemadht werde, daß fie den Staat enthriftliht oder ent- 
fttelicht. Meine Herren, Sie nüben mit folden Worten Ihren Bere 
nichts, aber Sie verwirren bie Gemütber draußen, und besbalb muß ih 
dringend bitten, feien Sie mit folden Behauptungen, die nur fohaben können, 
vorfihtig, und rufen Sie fie nicht fo hinaus, wie es geſchehen if. — — 

Es ift bier bie Frage des Nebeneinander zwiſchen Kirde und 
Staat erditert worden — die Frage tes Höherftehens bes einen ober bes andern. 
Nun, meine Herren, nah meiner Auffaffung ift Die Sache fo, daß Staat eben- 
ſowohl als Kirhe auf etbifhem Gebiete gleihberechtigte, fittlid 
gleichgeftellte Mächte find, daß aber auf bem Rechtsgebiet ber Staat 
darüber ftehbt, und daß auf diefem die Kirche Die Stellung einer 
Korporation hat. Die Vorlagen, meine Herten, halten an biefem Satz fd, 
fie ordnen nicht ſolche Beziebungen, die auf jenen Gebieten, wo fie beibe neben 
einander ftehen, wo Seiner dem Andern etwas zu fagen bat, gelten, fonbern ft 
ordnen Beziehungen, die auf tie andere Seite fallen, auf das Rehtögebietbei 

taates 

Als bier neulich won der Erziehung der Geiftlihen in nationalen 
Sinne tie Rede war, da äußerte ein katholiſcher Rebner, eine nationale Erziehung 
wolle er auch und verwies auf Bonifacius und Karl den Großen. Ia, wenn 8 
nur nicht fo lange her wäre, daf bie beiden Männer gelebt haben, fo würde dieſe 
Bermeifung auf mich einen bedeutenden Eindrud gemacht und mir bie Hoffunng 
gegeben haben, daß wir beide uns verſtändigen könnten über ben Begriff det 
nationalen Erziehung. Ich glaube, daß wir doch fehr verfchiedene Sachen unter 
nationaler Erziehung verftehen. Ich babe gejagt, was ich Darunter verflehe: ein? 
Erziehung, die dem jugendlichen Gemüthe vie Möglichkeit giebt, in allen ver 
ſchiedenen Lebensaltern berührt zu werben von bem Leben der Nation, mie ed 
eben dem jebesmaligen Lebensalter eutſpricht; — eine Erziehung, bie befanmt 
fei mit ben Berhältniffen der Nation und auch für ben, der nicht beftimmt iR, 
dereinft eine Familie zu gründen, den Kreis vollftändig kennen zu lernen, indem 
er vorzugsweiſe zu wirken berufen ift, ihn in feiner ganzen Bedeutung zu würdigen 
und feftzuhalten, zu würdigen ben Kreis ber Familie; — eine Erziehung. 
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bie * Mächten geleitet wird, bie im Staatsleben ſtehen und nicht 
ranßen. 

Ich ſage alfo, nationale Erziehung ift Diejenige, bie im Lande 
geleitet wird, bie ihre höchſten Stellen bier findet und nicht ohne 
Kontrole nah römifhen Prinzipien durch wohlgeichulte Werkzenge 
von draußen geleitet wird.“ 


In der Kommilfion des Abgeordnetenhaufes murbe 
unter Zuftimmung der Regierung der Beichluß gefaßt, um 
alle Bedenken über die Verfaſſungsmäßigkeit ber einzu> 
führenden Gejebe zu bejeitigen, vorweg eine ausdrückliche 
Abänderung und Ergänzung der Artikel 15 und 
18 der Verfaffung feitzuftellen. 


Die Pfliht zur Klarftellung des kirchlichen 
Verfaſſungsrechts. 
31. Januar. Aus der Rede des Kultud-Minifterd Dr. Falk bei 
der Berathung der Verfaſſungsänderungen. 


— „Die Kirche ſoll nach Art. 15 berechtigt ſein, ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
ſtändig zu verwalten und zu ordnen. Es iſt ja zweifellos, daß es eine ganze 
Reihe von Angelegenheiten giebt, bei denen ein Verſtändiger nicht zweifeln wird, 
daß es in der That Angelegenheiten der Kirche und der Kirche allein ſind. Es 
giebt nun aber ebenſo zweifellos eine Reihe von Gebieten, auf welchen die Sache 
nicht fo Mar iſt, auf welchen — und recht weitgehend — ſeitens ber Kirche be- 
bauptet wird: „das ift noch unfere Angelegenheit”, wo aber von der andern Seite 
das nicht anerkannt wird. Ich meine nun, derſelbe Faktor, der die Kirche 
in bie Möglichkeit gebracht bat ihre Angelegenheit ſelbſtſtändig zu 
ordnen und zu regeln, derſelbe Faltor muß im Streite auch das Recht 
baben, zu beftimmen: was find ihre Angelegenheiten und wo gebt 
die Srenze, und ber Faktor ift nichts Anderes als die Staatöge- 
feßgebung; denn die Verfaſſungs-Urkunde beruht auf der Geſetz— 
gebung, — — 

eine Herren, Sie mögen es glauben, nach hartem Kampf, nach ernſter 
Prüfung mit ſich ſelbſt und mit Gott iſt man auf ben Weg gegangen, nicht aus 
Herrſchſucht: aus der Ueberzeugung, die Pilicht zu thun im Intereffe des Staates, 
für deſſen Interefien einzutreten man in erfter Linie berufen if. Es ift in der 
That meine Veberzeugung, wir gelangen auf dem Wege zum trieben; ich habe 
nimmer gefagt: Durch dieſe Geſetze wird der Friede herbeigeführt; ich 
babe gefagt: wir fchaffen eine Grundlage dafür, und warum? weil ich als erfte 
Bedingung e3 erachte, daß ber Staat erhält, was ihm gebührt, baß er jcharf 
abgrenzt die Linien, in denen es möglich ift, daß fich in ihm jene großen Korpo- 
rationen bewegen. 

Es wird ſich zeigen, daß die Kirhe auch innerhalb dieſer Ge— 
ſetze ſich bewegen kann in dem, was ihr gehört, d. i. in der Bervoll- 
kommnung des Menſchen im Aufblick zu Gott, in ber Lehre ber 
Heilswahrbeit und in der Verwaltung ber Heilsmittel. 

— — In dem Streite oder vielmehr in dem Briefwedjel, den Die Staats» 
regierung mit dem Biſchof von Ermeland hatte, war dasjenige, was für fie am 
fhwerften wog, weitaus nicht jener Specialfall, ſondern e8 war jenes belaunte 
Wort, was, ob überall richtig gebeutet ober nicht, darauf hinweiſt, daß fich bie 
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Kirche und ihre Organe, die Bifchöfe, vorbehalten, zu enticheiben, ob bas ©taatt- 
gefeg Anſpruch machen bürfe, vor dem Kirchengefeh zu gelten. Diefes Wert war 
es, was die Etaatöregierung zum ernfleften Aufmerlen auffordern nınfte, und 
um fo mehr, als dieſes Wort in bem ernfl genommenen Einne hinei 

wurbe in bie Prefle, hineingetragen wurbe in jene agitatoriichen Berfarmmlungen, 
auch vorkommt in jener Allobution, Die vor einigen Wochen bier Gegenſtand ber 
Erörterung war. Und nun, meine Herren, als dieſe Vorlagen gemacht worbes 
find, da wirb aus ber Mitte dieſes Hohen Haufes heraus das Wort anegefprocen: 
Diefen Borlagen lönne man nidht folgen als Geſetz. 

Man ſagt uns dann ferner, es ſei kein Geſetz ſtatthaft gegen das Geſet 
Gottes, und was das Gebot Gottes fei, das babe die Kirche zu beſimmen. Run, 
meine Herren, wenn bie Sade fo liegt, wenn in biefer Weife gegen Borjäläge, 
bie von ber Staatsregierung als Gejeke in Ausficht genommen, unb bie dies 
vielleicht in wenig Monden find, wenn in biefer Weile von vorn herein Un- 
gehorjam und Wiberftand angefündigt wird, ja meine Herren, wie fann ba die 
Sache auf einem anderen Wege beigelegt werben, als auf bem Wege, daß bie 
Staatöregierung dasjenige vollſtändig feftftellt, was ihr gebührt; bie Herrſchaft bes 
Geſetzes!“ 


4. Februar. Annahme der Verfaſſungsänderungen im Abgeord⸗ 
netenhauſe mit 245 gegen 110 Stimmen, — am 
27. Februar die wiederholte Annahme. 


Königthum und Prieſterthum. 


10. März. Rede des Fürſten Bismarck bei der Berathung der 
Berfaffungsänderungen im Herrenhauſe. 

[Zur Stellung ber fonfervativen Partei; — eine politifche Macht⸗ 
frage; — Prieſterthum und Königthum; — die früheren guten 
Berbältniffe zur Kirche, — Neigung ber Regierung nad) dem Kriege; 
— Berhalten Italiens währenb bes Krieges; — Organiſation ber 
Sentrumspartei im Parlament und im Lande; — ein Staat m 
Staate; — ber PBapft und bie veränderte Kirchenverfaffung; — 
Pflicht zur Vertheidigung des Staats.) 

„Der Herr Vorredner hat ſich darüber beflagt, daß der „Liberaliß 
mus“ — ich bediene mich der Kürze wegen feines Ausdrucks — in der 
legten Jahren Fortfchritte gemacht hat. Ya, meine Herren, id) habe Ihnen 
das im vorigen Jahre bei einer analogen Diskfuffion, in der wir mb 
bier befanden, vorhergefagt, daß dies wahrjceinlich der Fall fein werte; 
e8 ift auch möglich, daß er noch mehr Fortichritte madht. Worin liegt 
denn das? Doc mejentlich in der Desorganifation des Gegengewichts bet 
ber Fonjervativen Partei; es liegt weſentlich darin, daß die Regi 
und namentlich ich, ihr früherer Vertreter, fich in der Borausfegung, 
die fonfervative Partei mit Vertrauen auf fie blickte, getäufcht hat. Die 
Enttäufchung, die bei der Berhandlung über das Schulaufſichtsgeſet ſtatt⸗ 
fand, mußte nothwendig — ich habe dun das vorhergeſagt — auf dar 
gefammte Entwidlung unfere8 Staatslebens einwirken. Damals hat die 
tonjervative Partei denjenigen Vertretern der Regierung, die glaubten, Tut 
ihrem Vertrauen zu ftehen, in einer hochpolitiſchen Frage ein durdidle- 
gendes Mißtrauensvotum gegeben, und das Vertrauen ift eine zarte 
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ıze; ift es zerftört, fo fommt es fobald nicht wieder. Darauf ift die 
rvative Partei, geführt von, wie ich glaube, gut meinenden, aber eifri⸗ 
ührern, als mit fachlichen Erfolgen verträglich ift, in fi zur 
gung gelommen; in Berbandlungen, denen ich nicht beigemohnt habe, 
3 in diefem Haufe dahin gelommen, daß das Haus feine eigenen Be 
fe taffirt und die Regierung dadurch in eine Sadgafie gedrängt hat. 
nigen, auf die die Krone oder — ich will mich parlamentarijcher 
rüden — das Minifterium Seiner Majeflät des Königs glaubte in 
Mügung des ſtaatlichen Gedankens rechnen zu können, haben biefe 
ſtützung nicht nur nicht gewährt, fondern in einer Form verfagt, daß 
Regierung auch ferner nicht mehr darauf rechnen kann. Wie dürfen 
dafür die Regierung und ihre Vorlagen anflagen? Wir leben nicht 
iner Berfaflung, in der Seine Majeftät nach voller Willfür ohne 
icht auf die verfaffungsmäßige Geftaltung des Landtages Seine Pos 
führt. Sie, meine Herren, haben mefentli dazu beigetragen, mid), 
ih glaubte, die Geſchäfte an der Spige einer konſervativen Partei 
einiger Bedeutung und einigem Gewicht führen zu fünnen, beraus- 
ingen aus meiner darauf berechneten Stellung im Miniſterium. Sie 
ı die Borausjegungen, unter denen ich glaubte an der Spite des 
fteriumd bleiben zu können, zerftört. Machen Sie do nun für Ihr 
3 Wert, weldes Ihr eigner Uebereifer geichaffen hat, Ihr eigner 
ru, allein Ihre perjönliche Heberzeugung in ftaatlihen ragen, melde 
ie Negierung Kabinetsfragen find, für maßgebend zu halten — 
ꝛn Sie dafür nicht die Regierung Seiner Majeſtät verantwortlich, 
beflagen Sie fi) nicht über Dinge, die ein wejentlicher Theil von 
n und der fonfervativen Partei im amderen Haufe meiner Meinung 
verfchuldet hat. 
Der Herr Borredner bat ferner diefelbe Bahn betreten, die im 
en Haufe von den Gegnern der Borlagen betreten worden ift, 
ich diejen Vorlagen einen confeffionellen, ich möchte fagen, einen kirch⸗ 
: Charakter zu geben. Die Frage, in der wir uns befinden, wird 
3 Erachtens gefälſcht, und das Nicht, in dem mir fie betrachten, ift 
alſches, wenn man fie als eine konfeffionelle, Kirchliche betrachtet. Es 
ejentlich eine politische. 
E83 handelt fih niht um den Kampf, wie unferen katho— 
en Diitbürgern eingeredet wird, einer evangelifhen Dy- 
ie gegen die katholiſche Kirche, e8 handelt fih nicht um 
Kampf zwifhen Glauben und Unglauben; e8 handelt fid 
den uralten Macdtftreit, der fo alt ift wie das Menſchen— 
lebt, um den Machtſtreit zwifhen Königthum und Pries 
bum, den Madhtftreit, der viel älter ift als die Erfcheinung 
res Erlöfers in diejer Welt, den Madhtftreit, in dem Aga⸗ 
non in Aulis mit feinen Sehern lag, der ihm dort die Tochter koſtete 
die Griehen am Auslaufen verhinderte, den Machtftreit, der Die 
he Geſchichte des Mittelalter bis zur Zerfegung des deutichen 
8 erfüllt hat unter dem Namen der Kämpfe der Päpfte mit den 
ern, der im Mittelalter feinen Abſchluß damit fand, daß der legte 
teter des erlauchten ſchwäbiſchen Kaiferftammes unter dem Beile eines 
zöſiſchen Eroberers auf dem Schaffot ftarb und daß diefer franzöſiſche 
rer im Bündniß mit dem damaligen Papfte ſtand. Wir find ber 


568 
1873. 
analogen Situation fehr nahe geweien, überfett immer in bie Sitten m 
ferer Zeit. 


enn der franzöfifhe Eroberungstrieg, deſſen Ausbrad 
mit der Publikation der vatilanifhen Beſchlüſſe coincidirte, 
erfolgreih war, jo weiß ih nicht, was man aud auf unferem 
tirhlihden Gebiete in Deutfchland von den gestis Dei per 
Francos zu erzählen haben würde. Aehnliche Pläne haben verge 
legen vor dem letzten Kriege mit Defterreich, ähnliche Pläne haben new 
gelegen vor Olmütz, wo ein ähnliches Bündniß befland gegenüber der ii 
niglihen Macht, wie fie in unferem Lande befteht, auf einer Bafid, wi 
fie von Rom nicht anerfannt wird. Es ift meine Erachtens eine Fil⸗ 
hung der Politif und der Gefhichte, wenn man Eeine Heiligkeit ben 

apft ganz ausſchließlich ale den Hohenpriefter einer Konfeition oder 
die Tat olite Kirche als Vertreter des Kirchenthbums überhaupt ber 
trachtet. 

Das Papſtthum ift eine politifde Macht jederzeit gemes 
fen, die mit der größten Entſchiedenheit und dem größten Er- 
folge in die Berbältniffe diefer Welt eingegriffen bat, bie 
diefe Eingriffe erftrebt und zu ihrem Programm gemadt hat 
Die Brogramme find befannt. Das Ziel, welches der päpftlichen Bemelt 
wie den Sranzofen die Nheingrenze, ununterbrochen vorjchwebte, das Pre 
grammı, das dur Zeit der mittelalterlihen Kaiſer feiner Berwirfligung 
nahe war, ift die Unterwerfung der weltlichen Gewalt unter bie 
geiftliche, ein eminent politifcher Zweck, ein Streben, welches aber ja 
alt ift wie die Menfchheit; denn fo lange hat e8 auch, fei es Kluge Pentr, 
[et es wirkliche Priefter gegeben, die die Behauptung aufftellten, daß ihnen 

er Wille Gottes genauer befannt fei al3 ihren Mitmenſchen, und def 
fie auf Grund diefer Behauptung das Recht hätten, ihre Mitmenſchen 
beherrſchen; und daß diefer Sat das Fundament der päpftlichen Anſ— 
auf Herrfchaft ift, ift befannt. Ich brauche bier an alle die hun 
erwähnten und fritifirten Aktenſtücke nicht zu erinnern: fie find nicht mm 
publiei juris, fondern auch jedem, der einen oberflächlichen Einblid in dr 
Weltgſchich hat, bekannt. 

er Kampf des Prieſterthums mit dem Königthum, der 

Kampf in diefem Falle des Papftes mit dem deutfchen Kaiſer, 
wie wir ihn fchon im Mittelalter gefehen haben, ift zu beurtheilen m 
jeder andere Kampf: er hat feine Bündniffe, er hat jeine Friedensſchllſe, 
er hat feine Haltpunfte, er hat feine Waffenftillftände. Es hat friedliche 
Päpfte gegeben, es hat fümpiende und erobernde gegeben, es hat ja jogat 
einen friedlichen König von Frankreich gegeben, wenn auch Ludwig IL 
in die Lage gekommen ift, Kriege zu führen; alſo felbft bei unferen fraw 
Piſchen dachbarn fanden ſich Monarchen, die weniger Vorliebe für den 

rieg, mehr Vorliebe für den Frieden hatten. Es ift auch in den Kämpfen 
ber päpftlihen Macht nicht immer der Fall gewefen, daß gerade katholiſche 
Mächte die Bundesgenoſſen ausſchließlich des Papſtes geweſen wärer; 
auch haben die Brieiter nicht immer auf Seiten des Papftes geſtanden 
Wir haben Kardinäle als Minifter von Großmächten gehabt zu ei 
Zeit, wo dieſe Großmächte eine ſtark antipäpftliche Politii bis zur Ge 
waltthat durchführten. Wir haben Biſchöfe gegen päpftliche Intereffen is 
dem Heerbann der deutfchen Kaiſer gefunden. 
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Alſo dieſer Machtſtreit unterliegt denſelben Bedingungen 
e jeder andere politiſche Kampf, und es iſt eine Verſchie— 
ng der Frage, die auf den Eindrud auf urtheilsloſe Leute 
rechnet ift, wenn man fie darftellt, als ob es fih um Be- 
dung der Kirche handelte. Es Handelt fi um Bertheidigung 
ı Staates, es handelt fid) nm die Abgrenzung, wie weit die Prie⸗ 
herrſchaft und wie weit die Königsherrſchaft gehen foll, und diele 
grenzung muß fo gelanden werden, daß der Staat ſeinerſeits 
jei beſtehen kauun. Denn in dem Reiche dieſer Welt hat er das 
giment und den Bortritt. 

Wir find in Preußen nicht immer vorzugsweiſe Gegenjtand dieſes 
mpfes gewefen; wir find längere Zeit nicht als die Hauptgegner in 
jem Kampfe von Seiten der römijchen Kurie betrachtet worden. 
jedrich der Große lebte vollftändig in Frieden mit der römischen Kirche, 
brend der damalige Kaifer des überwiegend Tatholifchen öfterreichifchen 
aates im heſtigſten Kampfe mit der katholifchen Kirche begriffen war. 
jo die frage ift ziemlich unabhängig von ber fonfeffionellen, das will 
nur bieran nachweiſen. Ich kann in diefem Sinne anführen, daß es 
fentlih der durch und durch ſtreng evangelifhe, man darf faft fagen, 
feinem Glauben antilatholifhe König Friedrich Wilhelm III. war, ber 
. Wiener Congreß auf die Herfiellung der weltlichen Herrſchaft des 
ıpftes drang und fie durchjegte; nichtSdeftoweniger ift er im Kampf mit 
r fatholifhen Kirche aus diefer Welt gejchieden. Wir haben dann in 
n Berfaffungs= Paragraphen, die und gegenwärtig befchäjtigen, einen 
Mus vivendi, einen Waffenftillftand gefunden, der gefchloffen wurde in 
er Zeit, wo der Staat ſich -hülfsbedürftig fühlte und glaubte, dieſe 
ilfe bei der fatholifchen Kirche, wenigftens theilweife, in Anlehnung zu 
den. Es war wohl wahrjcheinlich die Erjcheinung, daß in die Natio« 
verfammlung von 1848 alle die Kreiſe mit überwiegend Fatholifcher Be⸗ 
ferung, ich will nicht fagen royaliftifche, aber doch Freunde der Ordnung 
räblt haben, was in den evangelifchen Sreifen nicht der Fall geweſen 
°- Unter diefen Eindrüden hat man damals diefen Compromiß in dem 
ichtſtreit zwiſchen dem weltlichen und dem geiſtlichen Schwerte geſchloſſen, 

ſchon die nächſte Zeit zeigte, wohl in dem Irrthum in Bzug auf die 
Etiſchen Konſequenzen davon. Denn es war nicht die Anlehnung 

die Wähler, welche Leute der Drdnung gewählt hatten, 
e dern es war das Minifterium Brandenburg und die könig— 
»e Armee, welche die Ordnung wiederherftellten; der Staat 
> Schließlich doch genöthigt, fich felber zu helfen; der Schug, der bier 
: Seiten der verfchiedenen Kirchen gemährt werben konnte, bat ihn nicht 
Ausgeriſſen. 

Damals entſtand aber der modus vivendi, unter dem wir eine An⸗ 
U Jahre in einem friedlichen Verhältniß gelebt haben. Allerdings war 
er Friede doch nur durch eine ununterbrochene Nadgiebigfeit des Staates 
zuft, indem er feine Nechte bezüglich der Fatholifchen Kirche ganz rück⸗ 
tlos in die Hände einer Behörde gelegt hatte, die zwar urjprünglich 
e Behörde fein follte zur Wahrnehmung der königlich preußiſchen Rechte 
‚nüber der katholifchen Kirche, die aber ſchließlich faktiſch eine Behörde 
Dorden ift im Dienfte des Papftes zur Wahrnehmung der Rechte der 
ehe gegenüber dem preußifchen Staat. ch meine natürlich die katho⸗ 
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Lifche Abtheilung im Oberfirchenrath, ich wollte fagen im Kultusminifternm 
Wer die Dinge etwas näher gekannt hat, der bat ſchon früher gleich ww 
der Beforgniß ſich bingegeben, daß diefer Friede nicht von Dauer fei 
würde. Indeſſen bei meiner Abneigung gegen jeden inneren Kampf wa 
egen jeden Streit der Art habe ich doch diefen Frieden mit allen feine 
Nachtheilen dem SKampfe vorgezogen und habe mich meinerjeitd de 
Kampfe verfagt, während ich von anderen Seiten ſchon vielfach dazu g 
drängt wurde. 

Es bat vielleicht kaum einen Moment gegeben, wo man, abgeſche 
von allem Vebrigen, wenn die Regierung nicht angegriffen worden wir 
geneigter war zu einer Berftändigung mit dem römiſchen Stuhl, « 
gerade am Schluß des franzöfifchen Krieges. Es find darüber im ander 
Haufe Unmwahrheiten mit ziemlicher Entichloffenheit und gänzlicher Sad 
unkunde behauptet worden. jedem, der mit uns in Frankreich geweſen i 
ift befannt, daß unfere fonft naturgemäß guten Verhältnifſe zu Jte 
lien während des ganzen Krieges, ich will nidyt fagen einer Trübum 
aber doch einer Berftimmung unterlagen, die bi8 zum Schluß des Fu 
dens blieb. Es war die ganze Haltung von Italien, in welcher nad m 
jerer Anficht die Liebe zu den Franzoſen ſtärker war, als das eigene J 
terefle des Landes; fonft hätte Jtalien mit uns feine Unabhängigteit 
Frankreich vertheidigen müſſen. E8 war da8 eine fehr auffallende Er 
nung für und, und es entftanden Zweifel, welche von den verjchiedent 
Einflüffen für die Negierung Italiens die maßgebenden bleiben würde 
Es war nur eine Thatfache, dag uns unter Garibaldi italienifcye Strei 
fräfte gegenüberftanden, deren Abmarſch aus Stalien, wie wir glaubte 
mit mehr Nadydrud hätte verhindert werden können. Es war eine gläd 
licherweiſe jet überwundene Wonftimmung zwiſchen der italienifchen us 
deutichen Politif vorhanden. Es war aljo jehr weit entfernt, daß ein 
euch für Italien von Einfluß auf unfere damalige Politik gem 
en wäre. 

Aber als wir und noch in Verfaille befanden, überrajchte es mi 
einigernaßen, daß an katholiſche Mitglieder parlamentarifcher Körper 
haften die Aufforderung erging, fich darüber zu erflären, ob fie eim 
confejfionellen Fraktion, wie wir fie heut zu Tage als die Ges 
trumspartei kennen, beizutreten entjchloflen feien, und ob fie ſich day 
verftehen wollten, in der Reich£politif dafür zu ſtimmen und darauf g 
dringen, daß diefe Paragraphen, um die es fich heute handelt, in d 
Reichsverfaſſung übertragen würden. Mich erichredte dies Program 
damals noch nicht fo fehr — in dem Maße friedliebend war ih — i 
wußte, von wen es ausging, theild von einem hochgeſtellten Kirden 
fürften, der ja die Aufgabe bat, für die päpftliche Politik zu thun, wa 
er kann, und der eben dahin feine Aufgabe erfüllte, theils von einem he 
porragenden Mitgliede der Centrumspartei, dem früheren preußiſch 
Bundestagsgefandten von Savigny, wurde diefe Bewegung vorzugl 
weiſe eingeleitet; von Letzterem glaubte ich nicht, daß er feinen Einfluß 
regierungsfeindlicher Richtung geltend machen werde. Ich habe mic dan 
volftändig getäufcht. Sch führe nur die Gründe an, warum ich damal 
diefer Sache nicht die Bedeutung beilegte, dag ich nicht nach Deutjchlar 
Du glonmen wäre, ohne überzeugt zu jein, daß es fich mit dee 
Partei und ihren Beſtrebungen nicht auch leben ließe. 
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As ich jedoch hier war, fah ich erft, wie ftarf die Organi— 
ıtion dDiefer Partei der gegen den Staat fämpfenden Kirche 
tworden war; ich ſah die Fortſchritte, melche die Thätigkeit der ka⸗ 
oliſchen Abtheilung im Kultusminifterium in der Bekämpfung der deut⸗ 
ben Sprache in polnifchen Randesgebieten gemacht hatte. Es tauchte in 
Xhlefien, wo das bisher nie der Fall gemefen, eine polniiche Partei 
nter weſentlich geiftlicher Begünftigung und thatſächlichem Schuß kirch⸗ 
her Beftrebungen auf; aber auch dag wäre an ſich noch nicht das Ente 
heidende geweſen; was mich zuerft auf die Gefahr aufmerkjam machte, 
8 war die Macht, die die neugebildete Fraktion fich erworben hatte. 
# wurden Abgeordnete in ihren Wahlfreifen, wo fie angeſeſſen und an⸗ 
fehen und feit lange ftetS gewählt waren, auf Dekret von Berlin ber 
bgeſetzt und Die Ball neuer Vertreter vorgefchrieben, die in den Wahls 
eiſen nicht einmal dem Namen nach befannt waren; das gefchah nicht 
ı einem, daß geſchah in mehreren Wahlkreifen; man hatte eine fo ftraffe 
Nganifation und ſolche Macht über die Gemlther gewonnen, wie man 
e bedurfte, wenn man das Programm des vorhin erwähnten Kirchen» 
kften, des Biſchofs von Mainz, wie er es in feinen Drudfchriften fund» 
geben bat, verwirklichen mollte. Wohin ging dies Programm‘? Leſen 
"e nach; es find dieſe Drudjchriften, geiſtreich geichrieben und angenehm 
ı lefen, in Jedermanns Händen; ed ging dahin, in dem preußiſchen 
taat einen ftaatlihen Dualismus durh Errichtung eines 
'taates im Staat einzuführen, die jämmtlihen Katholifen dahın 
' bringen, daß fie für ihr Verhalten im politifchen wie im Privatleben 
te Leitung ausfchlieglih von diefer Centrumsfraktion empfingen. Wir 
men dadurch zu einem ‘Dualismus der ſchlimmſten Art; es läßt ſich in 
em Reiche, wo die Berbältniffe dazu gegeben find, in dualiftifcher Ber: 
ung regieren; der öſterreichiſch- ungariſche Staat zeigt e8 und; aber 
rt ift fein Tonfeffioneller Dualismus. Hier handelt es fich aber um 
flellung zmeier konfeffioneller Staaten, die in einem dualiftifhen Kampf 
einander zu ftehen haben würden, von denen der höchſte Souverain des 
en ein ausländifher Kirhenfürft ift, der in Rom feinen 
i8 bat, ein Kirhenfürft, der durch die neueften Aendes 
ngen in der Berfaffung der fatholifhen Kirche mädtiger 
worden ift, als er es früher mar; mir hatten aljo, menn diefes 
ogramm fich verwirklichte, anſtatt des bisherigen geſchloſſenen preußijchen 
nates, anftatt des zu verwirklichenden deutichen Reiches zwei parallel 
en einander laufende ftaatliche Organismen: den einen mit feinem Ge⸗ 
alftabe in der Centrumsfraktion, den anderen mit feinen Generalftabe 
bem leitenden weltlichen Brincip und in der Regierung und der Perjon 
mer Majeftät des Kaiſers. 

Diefe Situation war eine vollftändig unannehmbare für 
Regierung; e3 war ihre Pflicht, den Staat gegen die Ge» 
rw derfelben zu verthbeidigen. Sie hätte diefe Pflicht verfannt 
ı vernadläffigt, wenn fie ruhig zugewartet hätte bei den erjtaunlichen 
tfcehritten, die fich bei näherer Prüfung der Sache, zu der man früher 
t veranlaßt war, ergaben, die man aber inzwilchen auf Koften des 
tlihen Princips gemacht hatte und, wenn die Regierung nad) diejer 
te die Hände ruhig in den Schooß gelegt hätte, weiter gemadt haben 
de. Sie war aber genöthigt, den Kaffenftilftand, wie er 1848 in den 
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Berfaflungsartiteln vorbereitet war, zu lündigen und einen neuen.modus 


vivendi zwiſchen der weltlichen und der priefterlihen Gewalt herzuſtellen. 
Der Staat kann die Situation nicht beftehen laſſen, ohne zu inneren 
Kämpfen getrieben zu werden, die feinen Beftand erſchüttern. Die gang 
Trage liegt darin: N diefe Paragraphen in dem Sinne, wie die Kegi 
rung Seiner Majeftät Zeugniß davon ablegt, dem Staate gefährlich, o 
find fie es niht? Sind fie e8, dann erfüllen Sie eine konſervative Pfliht, 
wenn Sie gegen die Aufrehterhaltung diefer Paragraphen ftimmen. Halten 
Sie diefelben für voltändig ungefährlich, fo ift das eine Weberzeugung, 
die die Regierung Seiner Majeflät nicht theilt, und fie kann mit dieſen 
Berfaflungsartifeln die Gejchäfte nicht ihrer Verantwortung entſprechend 
weiter führen, fie muß das denen überlafien, welche diefe Paragraphen für 
ungefährlich halten. 

In ihrem Kampfe zur Bertheidigung des Staates wende 
fi die Negierung an da8 Herrenhaus mit der Bitte um dei 
fand und un Hülfe zur Befeftigung des Staates und zu 
feiner Bertheidigung gegen Angriffe und gegen Unternih- 
7 geiührben Bk 

ehrheit de} 


lungen, die feinen Frieden und feine Zukun 
haben da8 Bertrauen, daß uns diefer Beiftand bei der 
Herrenhaufes nicht fehlen wird.“ 


Die Berfaffungsänderung und die evangelifde 
Kirche. 
Worte des Minifter- Präfidenten Grafen von Roon. 


„Dir gehen vielfadh Anträge zu, dahin gehend, zu verhindern, daß bie u 
Rede ftehenden Geſetze zur Ausführung gelangen. Theile geht man dabei baue 
aus, daß ich, ber ich, wie man meint, ein herzliches Verhältni zur Kirche hake, 
diefe Verhinderung unmittelbar eintreten laſſen fol, theils davon, daß ich ki 
Deputationen, die aus ben Provinzen gefchidt werben follen, Aubienzen kei Er 
Majeftät vermittle. Es liegt auf der Hand, daß ich mich folchen Anträgen gegen 
über verneinend verhalten muß, und zwar deswegen, weil ich von ber —5 — 
und Nothwendigkeit dieſer Geſetze vollſtändig überzeugt bin. Wir können ohne 
dieſe Geſetze nicht leben. Unſer Staatsleben wird auf das Gefährlichſte bed, 
wenn wir nicht Waffen der Abwehr gegen die Uebergriffe haben, bie und 
drohen. 
Wenn dies meine Weberzeugung ift, fo werben Sie begreifen, daß ich uch 
bei ter Berathung dieſer Geſetze mein Scherflein beigetragen babe; daß ih W 
voller Ueberzgeugung Sr. Majeftät den Rath ertheilen fonnte, bie Borlage dit 
Geſetze zu genehmigen. Wenn nun, wie ich höre, in gemwiffen Kreifen ber 
emacht wird, zu infinuiren, Se. Majeftät babe ben heimlichen Wunſch, bie 9 
ee möchten bier fallen: fo muß ich Ihrem eigenen Gefühle überlaffen, ui 
urtheilen, ob es ritterlih und anftändig ift, mit folden Waffen zu kämpfen . 

Meine Herren! Ich babe den Verhandlungen nicht von Anfang an b 
gewobnt. Was ich gehört habe, alle Redner jagen auf berfelben Fährte, in 
die Behauptung, dieſe Geſetze ſchädigen Die Intereffen ber Kirche. Es mich 20) 
meiner Auffaffung ſehr fünftlih operirt, um dieſe Behauptung zu begräußt® 
Ich begreife die Zionswache von Eeiten der katholiſchen Kirche volltonmen, DR 
aber von Seiten der evangeliihen Kirche. Ich meine, bie evangelifche Kirde * 
von dieſen Geſetzen keine Art von Gefahr zu erwarten. ...... & Ir 
meiner Auffaffung nicht richtig, wenn man bei der Discuffion biefer rein po 
tiſchen Geſetze kirchliche Momente in die Debatte zieht, fromme Sprüche cinck 
die von der Geſetzgebung nicht angefochten werden. 
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Das innerlide Slaubensleben der Ehriften hat mit biefen Geſetzen in ber 
rat ganz und gar nichts zu thun. Es handelt ſich ja nur nm Einrichtungen, 
Iche ben Staat gejetzlich berechtigen follen, fidy Uebergriffe vom Leibe zu halten.” 


4. April. Endgültige Annahme der Berfaflungsände- 
rungen im Herrenhaufe mit 87 gegen 53 Stimmen. 


Antrag im Herrenhaufe, die kirchlichen Vorlagen in Folge 
der Berzögerung der Berathungen in der SKommilfion 
alsbald im Haufe weiter zu berathen. 


8. April. Erflärung ded Fürsten Bismard: 


„Die Königlihe Regierung kann durch feine Berfpätung der Ver⸗ 

ndlungen im Herrenhauſe ſich abhalten lafjen, die vorliegenden Geſetze 
beiden Häufern des Landtags zur verfaſſungsmäßigen Beſchlußnahme 

ı führen, und follte es bis ın den September dauern, jo werden Sie 
18 auf dem Poſten finden, wir werden nicht zu ermüden fein. Sollte 
mnädft das eine oder andere der Häufer nicht befchlußfähig bleiben, fo 
irde das die gefeggeberifche Thätigkeit der Regierung eben au ein anderes 
jebiet lenken müſſen, als auf dasjenige, ınit dem wir uns in diefem Augen« 
id befchäftigen. — — — 

Ich würde es als Erleichterung der politiihen Situation betrachten, 
enn das fchnellere Verfahren beſchloſſen würde; ich halte mich lediglich 
n da8 Sadliche, wir kommen ſchneller zu dem Biel, weldyes doch wahr⸗ 
heinlich daſſelbe bleiben wird, denn ich glaube, die Meiften von uns find 
et diefen Gefegen, welche die heiligften und wichtigften Intereſſen des 
Individuums ſowohl, wie des Landes berühren, mit fi vollftändig einig 
md auch der langathmigften Beredtſamkeit unzugänglich.“ 


Die Evangeliſchen in Preußen und die Kirchen— 


geſetze. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz.“ 


„Für die Regierung unſeres Kaiſers und Königs iſt es gewiß eine der 
ſchwerfien und peinlichſten Erfahrungen, daß ſie bei dem Kampfe gegen die Ueber⸗ 
ſſe und Herrſchaftsgelüſie ter römiſchen Kirche auffallender Weiſe gerade auf 
Seite keine volle und allſeitige Unterflügung findet, von welcher fie dieſelbe 
am befimmteften in Anſpruch nehmen turfte, nämlih von Seiten der ernften und 
nfhiebenen lieber der evangeliſchen Kirche. 

‚ Im ben Häufern tes Landtags, namentlih im Herrenhauſe, hat fi ber- 
Knige Theil ter confervativen Partei, welcher neben ben politischen Aufgaben 
vornehmlich auch bie Firchlihen Intereſſen vom Standpunkte ber evangelifchen 

Ge wahrzunehmen gewohnt ift, unerwarteter Weife mit den Vertretern ber 
Imifch-ultramontanen Sade zum Kampfe gegen bie Abfichten und Vorlagen ter 
gBrerung vereinigt. Spätere evangeliſche Geſchlechter werben e3 nicht verftehen, 
aß ernft evangelitche Männer diefer Zeit in ver bebeutfamen und entfcheitunge- 

a Entwidelung, in welcher wir fteben, fi auf Seiten bes Papftes und ber 
eſmiten, ftatt auf Seiten bes preußiſchen Staats und feiner kirchlichen Politik 
len konnten. 

t König Friedrich Wilhelm IV., deffen tief religidfe und pofitiv kirchliche 
uffaffungen und Beftrebungen ter jegigen evangelifch confervativen Partei in 
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Preußsen vorzugeweiſe Dem Beben bereitet baben, Der Menarch, welcher mehr 23 
irgend ein Anderer mit Wort und That befuntet bat, Laß er seinen Beruf ald 
wahrhaft evangeliſcher Fürft nicht in einfeitig confejfioneller Weije, ſondern in 
dem weiteſten bochberzigſten Geifte und vornehmlich in voller &erechtigfeit und 
Gemiffenbaftigkeit auch Für feine katholiſchen Unterthanen üben wollte, — Frie⸗ 
drich Wilhelm IV., deffen Regierungsantritt durch Schritte bes vertrauent- 
vollften Entgegentommens gegen bie katholiſche Kirche bezeichnet war, unb mwelder 
auch bei dem Abichluffe der preußiſchen Berfaffung jenen Geiſt bes Bertrumend 
nnd Wohlwollens rückhaltlos walten ließ, — derſelbe Fürft hat vor feinem 
Heimgang noch Zeugniß davon abgelegt, wie ſehr ihn bie fon da 
mals beginnende neue Entwidelung ultramoutanen Geiſtes in Rom 
erregt und wie ſehr er zur Beſchwörung ber von ba drohenden Or 
fabren ein vereinigtes kräftiges Auftreten der gefammten evange— 
liihen Kirche für nothwendig hielt. 

Friedrich Wilhelm IV. konnte noch feine Ahnung davon haben, mohz 
das Streben des Papftes auf Allgewalt in der Kirche einmal führen könne; abe 
gleich der erfte Schritt, in welchem fich diefes Streben damals bekundete, bracht, 
wie eine jüngſt erichienene wichtige Verdffentlichung*) zeigt, fein von den em 
gelifhen Grundanſchauungen durchdrungenes Gemith in Aufregung. Als ver Pak 
fih anichidte, den Glaubensſatz von ber unbefledien Empfängniß ber Jungiru 
Maria zu verkünden, ba jchrieb der König an feinen VBertrauten: „IR bie Exam 
geliihe Kirche nicht zur Mumie geworden, fo muß fie bei biefer Gelegenheit 
Zeugniß von ihrem Glauben ablegen, — zweitens muß die Evangeliſche Kirk 
nicht allein befennen, ſondern auch (foweit e8 irgend geht) biefer Römiſche 
Bhantafie gegenüber bandeinb auftreten. Kommt das von mir erfehne de 
fenntniß zu Stande, fo muß daffelbe auf alle und jede erlaubte Weiſe mitten u 
den Schooß ter Römischen Wirtbichaft getragen werden. Ich fprech’ es ans: we 
möffen den Moment zu ben heiligftien nnd allerrechtmäßigſten Eroberungen be⸗ 
nutzen.“ 

Denn Friedrich Wilhelm IV. die Verkündigung ſchon der unbefleden 
Empfängniß dazu angethan hielt, cin gemeinfames Belenntnig und Handeln Mt 
evangeliihen Kirchengemeinſchaft herauszuforbern, wie viel mehr follte und mäß 
die Verkündigung der päpftlichen Unfehlbarkeit allen Evangelifchen das Bebärhil 
und die Pflicht nicht blos einer gemeinfamen Kundgebung, fondern zugleich eis 
kräftigen Abwehr ber praktiichen Folgen des neuen Glaubensjatges nabe legen. 

Nicht mehr um einen bloßen Ölaubensfat handelt es ſich bei der Un 
feblbarkeit, jontern um einen Auſpruch von unmittelbarfter praftilde 
Beveutung für bie Beziehungen der katholiſchen Kirche zu allen 
andern ftaatlihen und firhliden Gemeinschaften. 

Der vermeintlich unfehlbare, Über jeden Irrthum erbabene Bapft trifft nac 
ber neuen Lehre unabäuderliche Entſcheidungen auf dem ganzen Gebiet 
„bes Glaubens und der Sitten”; das Gebiet der Sitten aber beräf 
nah ausdrücklichen Erklärungen des Papftes alle Lebensgebiete, bejenbat 
auch die Beziehungen zum Staate. In einem feierlichen Runbfchreiben (Eneyclis) 
bat der Papft die unbebingte Gültigkeit feiner Urtheilsſprüche auf Alles ande 
dehnt, „was das allgemeine Wohl der Kirche, ihre Rechte und ihre Disciplin zus 
Gegenftande hat”, — und unter dem Vorwand ber „Rechte ber Kirche“ wirb M 
päpftlihe Allgewalt auch gegenüber der ftaatlichen Geſetzgebung nach allen Rh 
tungen geltend gemacht. Durd ausbrüdliche und feierliche Verkündigung ð 
Bapftes (in dem fogenannten Eyllabus) find nicht blos die kirchenfeindlichen Dr 
ftrebungen dieſer Zeit, ſonderu auch die Anſprüche auf Slaubensfreikeit, ef 
Gleichberechtigung der Eonfeifionen, auf Freiheit der Wiffenfchaft unb ber Lehe, 
auf Unabhängigkeit der weltlichen Macht von ber geiftlichen, — kurz alle Grund’ 
lagen des Staatslebens, wie ſich daſſelbe namentlich in allen proteftantilder 


*) Aus dem Briefiwechfel Griedrig Wilhelms IV. mit Bunfen, von Leopelt 
von Rante. 
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mehr und mehr geftaltet hat, als verbammungsmwürbige Irrthümer be- 
— und es füme nur darauf an, daß bie römische Kirche die Macht dazu 
‚um bie Solgernngen der päpfllihen Unfehlbarkeit in allen dieſen Be⸗ 
n auf Koften der weltlihen Staaten und vor Allem auf Koften aller 
(äubigen zu ziehen. 
af Kom ſolche Macht bei uns nicht erlangen könne, dazu eben will 
tegierung durch bie neuen Kirchengejete bie Örenzen zwiſchen ber Staats- 
ind den firdlichen Gewalten Har und beftimmt feffegen unb bem Staate 
bt fihern, jeden geiftlichen Uebergriff auf fein eigenes Gebiet wirkſam zu- 
iſen. 
je iſt es nun möglich, daß ernſt evangeliſche Männer dieſem 
n ber Regierung, bei welchem es ſich ebenſo um den Schutz 
ıngelifhen Kirche, wie um bag Staatswohl handelt, fo heftig 
entreten fönnen, wie e8 theilweife geſchieht? 
an fagt wohl: die neue Geſetzgebung bedrohe die evangelifche Kirche nicht 
als die katholiſche. Allerdings muß bie ftaatliche Regelung, um bie es 
yelt, eine grundfätliche und allgemeine fein; die Geſetzgebung muß 
zen zwilhen Staat und Kirche nicht blos gegenüber der latholiſchen 
onbern in Bezug auf die Kirchen überhaupt feſtſetzen. Es kann veshalb 
nen, als ob um ber katholiſchen Kirche willen zugleich auch die ewange- 
he ſchwer getroffen werde; aber es ift Died nur ein Schein, ſchon des⸗ 
il e8 dem Geift und Wejen ber evangeliihen Kirche in Wahr- 
en liegt, auf das Gebiet der ftaatlihen Herrfhaft Überzu- 
i, und weil bei der Stellung der evangeltiihen Kirde in 
en die Sefahr eines tieferen Zerwürfnifjes verfelben mit 
aatsgewalt auch in Zukunft nicht entfernt eine ſolche Be- 
gewinnen fann, wie die Konflicte, welde bie jetige rö— 
iehenpolitif beraufbefhworen bat. 
nter allen Umftänden aber handelt es fih bei dem Kampfe 
gterung gegen Rom um fo überwiegende, burdgreifende In- 
n Breußens und Deutfhlande, und zugleih um fo unzweifel- 
Intereffen der gefummten evangelifhen Kirche, daß alle 
eorbnneten Bedenken zurüdtreten müſſen gegenüber ber 
‚ bie Regierung des Könige auf dem fhwierigen Wege zu 


Nothwehr des Staatd gegen Priefterherrichaft. 


April. Rede des Fürjten Bismarck bei der Berathung der 
Kirchengeſetze im Herrenhaufe. 
[Der Wechſel in der Stellung der Regierung zur katholiſchen 
Partei; Kampf nicht gegen die Kirche, jondern gegen weltliche 
Priefterherrichaft Gefährdung des Staats gegen zwei internationale 
Parteien; Vereinigung aller ftaatserhaltenden Parteien; die Stellung 
ber konſervativen Partei.] 


jevor ich eintrat, hat ein Mitglied (Herr von Gruner) gefprocen, 
ſen früherer Zugehörigkeit zum Auswärtigen Amte falſche Schlüffe 
werden könnten. Dan könnte glauben, daß dieſes verehrte Mit⸗ 
it unjerer Politik und mit den Tendenzen unferer auswärtigen 
belannter wäre, als er ift, und man könnte die Schlüffe, die er 
ür richtiger und zutreffender halten, al8 fie nach meinem durch 
rigen Verkehr gebildeten Urtheil jein können. 

er Herr Redner hat jehr richtig angegeben, daß in dem Berhalten 
wärtigen Politik namentlih und der Staatsregierung im Ganzen 
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mit dem Jahre 1870—1871 — ich weiß nicht, welche Epoche — ei 
ziemlich auffällige Aenderung eingetreten ſei. Er hat aber daraus, wer 
ich recht berichtet bin, die ganz verfehrte Schlußfolge gezogen, nämli 
diejenige, weil die Staatsregierung einen unerwartet neuen —E 
jefaßt habe, fo müſſe dieſer Plan längſt fertig nnd vorbereitet geweit 
fin. Aus der Plöglichleit des Wecjjeld hat er geichloffen, daß die U 
ficht, zu wechſeln, ſchon lange vorhanden genefen ft. Wie man auf ea 
jo verfehrte Schlußfolge foınmen Tann, begreife ich nicht. Gerade d 
Blöglichkeit des Wechſels bemeift meines Erachtens für die Friedfertig 
teit der Regierung, für den Willen namentlich des Auswärtige 
Amtes, in der außmärtigen Politif, ſoweit fie in Beziehung mit Rom jx 
Wirkung lommt, den konfeſſionellen Frieden zu erhalten. 

Der Wechfel erklärt fih einfach aus dein Prinzip der Rothwehr 
Wenn ic in einer frieblihen Beſchäftigung von einem Gegner, von dem 
ich gehofft, friedlich mit ihm leben zu können, plötzlich angefallen werde, 
plögli den Staat in feinen Fundamenten bedroht fehe, dann muß if 
mich natürlich wehren. Jede Nothwehr hat etwas Unvorbergefehenes ud 
Vlögliches, und ich bebauere, daß der Herr Vorredner, von dem ich 
in feiner langjährigen Beſchäftigung im Auswärtigen Miniſterium 
über dieſe ganz unwiderlegliche Wahrheit nicht Klarheit verfchafft, oder 
die Elemente, um ſich Klarheit zu verjchaffen, nicht gewonnen hat, def 
ex nicht das Erbe feines Vaterd in der Weile angetreten hat, daß er 
politijche Erſcheinungen richtig beurtheilt. 

Es ift, glaube ich, bekannt, daß gerade id) in meiner ganzen politie 
ſchen Behandlung konfejfioneller Fragen bis an die äußerſie Grenze der 
ſtaatlich möglichen Verjöhnlichkeit gegangen bin. Ich erinnere Sie an ei 

elne Symptome, daß beiſpielsweiſe in Kommiffionsverhandlungen id der 
Unnflage nicht entging, doß ich die Jeſuiten in ftärferem Maße Pegtnfige, 
als für einen preußiichen Minifter zuläffig ſei. Ich habe das gethan, eb 
iſt eben die Probe geweſen, ich habe den Kampf auf diefem Gebiet je 
eſcheut und jo lange zu vermeiden gefucht, daß ich fürchte, er ift fh ze 
foät von und aufgenommen worden, daß ich die Friedfertigleit, mit Det 
ich verfahren bin, zu der ich gerathen habe, zu bereuen in manchen Stunbet 
Grund habe. Es hat Niemand gegeben, der von ben Wiürdenträgern de 
Tatholifchen Kirche im diefer feiner Verjöhnlichfeit vertrauensvoller anerfamt 
worden ift, und diefe Herren haben mir die Ehre erzeigt, Iehr offen uud 
vertrauensvoll mit mir zu ſprechen, und haben dargethan, daß fie mif 
fir einen vollfommen friebliebenden und den tonfeffinnellen Frieden 
hoch anfdlagenden Staatsmann gehalten haben, daß ich mande 

die mit meiner Nachgiebigfeit verbunden waren, darüber nicht achtete. 
Tann mic auf das Zeugniß mander Herren Biſchöfe felbft berufen, 

«8 ganz richtig ift, wie e8 Herr v. Öruner gefagt hat, daß von mir fl 
Niemand der That verjehen kann, ich würde jemals Fonfeffionelle Streüt 
feiten vom Zaune breden. 

Wenn ic dennoch dazu gefommen bin, fo muß es in mir fehr furk 
Ueberzeugung geweſen fein, daß dur die Thätigfeit, nicht Mt 
tatholilhen Kirde, fondern der nad weltlier Briefterher 
fgaft ftrebenden Partei innerhalb der Fatholifgen Kirät 
eine Bolitif getrieben wurde, welde die Grundlagen unfertb 
Staates in einer Weife anfaßte, refp. erfhütterte oder ber 
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drohte, daß ih als Minifter die Verantwortlichkeit für län» 
geres umarten nicht mehr tragen fonnte Weil ich aud in 
ieſem Stadium alles konfeſſionell Verlegende vermeide, und meil es 
außerordentlich ſchwer ift, diefe Dinge zu berühren, ohne daß einem ſtets 
die Bolte gefchlagen wird, als ob, wenn man eine Partei meint, 
man die ganze Inſtitution der fatholifhen Kirche meinte, ja 
das Kirchliche überhaupt — es ift das fehr ſchwer zu unterjcheiden, 
da bei der außerordentlihen Gefchloffenheit der katholiſchen Kirche nur 
eine jehr genaue Kenntniß und Beobachtung der Verhältniſſe für den 
Nachweis, daß dort Unterftrömungen find, die mit der chriftlichen Inſti⸗ 
tution der fatholifchen Kirche gar nichts zu thun haben, wirkſam fein kann, 
jo fürchte ich da verlegend zu wirken. 

h made nur aufmerkſam auf die Thatjache, die Herr v. Gruner, 
W glaube gegen feinen Willen, zu meiner Freude bezeugte, daß bis zum 
Jahre 1871, bis zur Bildung der Centrumspartei und big 
zur ſyſtematiſchen Herftellung der begenden Kaplanpreſſe in 
ganz Deutfhland, bis zur Bildung einer polnifhen Partei 
in Shlefien, biß zu dem Mißbraud der Kirchengewalt zu 
nationalspolnifhen Zweden unter der Mitwirkung der Geiſt—⸗ 
liden, daß biß zu diefer Zeit eine wohlwollende, verfühnlide 
Stimmung geherrſcht hat. 

Ih vermweife darauf, daß die Regierung und Se. Majeftät 
der König mit ihr die Meberzeugung haben, daß der Staat 
in feinen Fundamenten bedroht und gefährdet ift von zwei 

arteien, die beide das Gemeinfame haben, daß fie ihre 
segnerihaft gegen die nationale Entwidelung in interias 
tionaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale 
tnatenbildung belfämpfen. Gegen diefe beiden Parteien 
mülien meines Erachtens alle diejenigen, denen die Kräfti— 
ung des ftaatliden Elements, die Wehrhaftigfeit des 
faats, gegen die, die ihn angreifen und bedrohen, zuſam— 
menſtehen und deshalb müſſen fih alle Elemeute zufammens 
aaren, die ein Intereſſe haben au der Erhaltung des 
taats und an feiner Vertheidigung theild gegen diejenigen, 
welhe offen fagen, was fie an die Stelle des Staates fegen 
"ollen, theils gegen diejenigen, welde einftweilen den Staat 
ültergraben, fd aber noch vorbehalten, was fie an feine 
telle fegen wollen. Gegen diefe Gegner müfjen fich alle 
treuen Anhänger des Königs, müſſen ſich alle treuen Anhänger 
es preußiſchen Staates, indem wir leben, zufammenfchaaren. 
. Wenn ich mich nicht täufche, fo zeigen ſchon die kommenden Wahlen 
die Symptome, daß alle Barteien, welche ohne Nebenzwede, ohne Zorn 
Und ohne Verftimmung den Staat als ſoichen wollen, fi) um und fchaaren 
von ihrer Phalanr die Parteien ferne halten, von denen fie mit mir 
enge find, daß fie mit Wiffen und unmillentlich Feinde dieſes Staates 
Roy, 8 fih in diefem Kampfe das Herrenhaus auf Seiten des Staats 
UND der Regierung befinden wird, das bezweifle ich nicht, aber ſchmerzlich 
ft es, wahrzunehmen, in diefem Kampfe die Träger fo mander Namen, 
8* Vorfahren in glorreicher Weiſe zur feſten Begründung unſeres 
taates beigetragen haben, nicht auf der Seite zu finden, auf der ich ſie 
Für Dismard. II. 37 
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vermuthete, nämlich auf der Seite des preußiſchen Staats, den wir ver 
tbeidigen gegen Bedrohungen und Untergrabungen.*“ 


Nah Herren von Kleiſt-Retzow: 


„Eine Wendung in der Rede des Herrn Vorredners veranlaft mich 
zu einer thatjächlichen Berichtigung. Derjelbe hat gejagt, ich hätte mid 
von der konſervativen Partei losgeriffen. Ich beftreite einmal die That 
jache der Trennung, zmweiten® die richtige Darftellung der Operation, in 
jomweit die Trennung ftattgefunden hätte. 

Zwiſchen der fonjervativen Partei in ihrem Großen und 
Ganzen und mir glaube ih, daß noch heute die vollftändigfe 
Mebereinftimmung und die engfte Fühlung beftebt, und id 
wenigftend bin entichloffen und beftrebt, fie aufredt zu er 
halten. Der Herr Borredner verwechſelt, wie e8 einem Partei» 
führer wohl leicht pajfirt, feine Fraktion in diefem Hanie 
mit der fonfervativen Partei; die Bedeutung, die er felbft in der 
Fraktion mit Recht zu haben glaubt, hindert ihn in der Ueberficht defien, 
mas außer ihm noch die große fonfervative Partei ift und darftellt, mit 
anderen Worten, er überjhägt die Bedeutung des Theils im Verhältuf 
zum Ganzen. 

Ich babe mid nicht von der fonjervativen Partei lodge 
riijfen, ih bin mit der fonjervativen Partei einig geblieben 
eine Fraktion, die früher der großen fonfervativen Partei 
mitangebörte, bat fich unter der Leitung beredter, einfluf 
veiher Hührer und aus Fraktionszwang von der fonjervatint 
Partei getrennt, fie hat im Kampfe die Regierung in einem 
entfcheidenden Moment zu meinem Bedauern im Stid ge 
lajjen. Darauf, daß dies geichah, bat die gefährlihe Gabe der Beni 
fanıkeit, mit der Gott den Herrn Vorredner begabt hat, einen erhebliches 
Einfluß gehabt, und es ift mir lieb, daß ich die VBerantwortlichkeit, die 
feinerfeitö für die Zerftörung der früheren Beziehungen unferes Stack 
lebens zu tragen bat, nicht mit ihm zu theilen habe. Bezeichnend für de 
ganze Anſchauungsweiſe des Herrn Borrednerd und feiner Fraktion 
genofjen ift der Ausdrud „losgeriſſen;“ das Kleinere reift jid 
von dem Größeren los, das Bewegliche von der Bafis, ein ange 
wachfenes Schaalthier von dem Schiff. Er betrachtet als Baſis und ed 
tonjervative Partei feine Fraktion, von der hat fich, nach feiner Mein, 
Se. Majejtät mit der Königlichen Staatsregierung losgeriffen und jchmimmt 
nun fteuerlo8 in dem Meere umher. Diefe außerordentliche Ueber 
ihäßgung der Richtigkeit der eigenen perſönlichen Anfichten f 
ja gerade das ftaat3zerftörende Element, verbunden mit diell! 
Unfäbigteit, fih unterzuordnen, mit diefem außerordentlichen Ueber 
fluß an Zeit, um nachzudenken über das, was die Megierung thut, 
über die Kritif, die daran zu üben, während man den Beruf nicht el 
und nicht fühlt, jeinerjeitö für die Vertheidigung des Staates gegen befjen 
Feinde einzutreten, fi aber Monate lang zu Hauje mit den Bar op" 
fitioneller Kritik ladet und ausrüftet, dann hierher kommt, die Regierm 
abzufanzeln. 

Diefelben Brophezeihungen, die bei dem Schulanffiät® 
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8 wir Alle gehört haben — ih möchte dem Borredner 
dem Herrn Grafen Kraſſow ratben, ihre früheren Pro- 
yeihbungen bei Belegen) eit des Schulgefeges nochmals 
chzuleſen, mit der Wirklichkeit zu vergleihen und dann 
ragen, ob Sie, — den Muth vielleiht, — ob aber Sie 
Necht haben, unbeirrt weiter zu propbezeiben.“ 


Mai. Annahme der Kirhengefege im Herrenhaufe 
mit großer Mehrheit. 


Nach dem parlamentarifhen Kampfe. 


Aus der „Provinzial» Correspondenz” vom 14. Mai. 


„Der große und denkwürdige parlamentarifhe Kampf um bie Kirchengefege 
eenbigt: berfelbe wird dem biesjährigen Landtage eine hervorragende und 
mde Bedeutung unter allen bisherigen Seffionen geben. Noch niemals 
eite es ſich um höhere geiftige Interefien für das gefammte Bolt, um tiefer 
ende Interefien ber ftaatlihen Entwidelung. 
Es ift deshalb volllommen erflärlich, daß biefer Kampf mit ben fhärfften 
ſen bes Geiſtes und mit bem lebhafteſten Ausprude tiefer Ueberzeugungen 
ht worden ift, daß ber zwanzigfach erneute Streit immer von Neuem den 
en Eifer und die volle innerfte Theilnahbme der kämpfenden Parteien erregte, 
daß auch das öffentliche Intereſſe ungeachtet jener vielfachen Wiederkehr 
hartiger Meinungslämpfe der Löſung der Frage bis zum Ende mit berjelben 
afegteit folgte. 
an wird ben unermüblichen Kämpfern, welche mit ganzer Kraft ihrer 

Tzeugung, mit tiefer Erregung und theilweife mit eindringlicher Redekunſt 
Anfprücdhe ihrer Kirche vertraten, an und fir ſich die Achtung nicht verfagen, 
he jedes ernfte Eintreten für höhere fittlihe Güter in Anſpruch nehmen darf. 

Auf der anderen Seite darf es als eine erfreuliche Thatſache hervorgehoben 
ven, daß während dieſes ganzen Kampfes Über die firchlichen Fragen innerhalb 
Landtages ein Firchenfeindlicher radikaler Geiſt, wie er in früheren erregten 
en die Öffentlichen Berbandlungen beberrichte, von feiner Seite zur Geltung 
ngte, daR vielmehr das aufrichtige Streben der Regierung, der Kirche ihre 
: Berechtigung und ihr hehres Anfehen auf bem inneren Glaubensgebiete und 
bem fittlichen Gebiete zu wahren, und nur die Webergriffe auf das Rechte» 
et des Staates abzumehren, auch von der Vollsvertretung entſchieden anerfannt 
getheilt wurde. Auch die alte demokratiſche Forderung einer abjoluten 
Anung von Kirche und Staat verftummte, wie fehon früher angebeutet wurde, 
nüber dem alljeitig erftarkten Bewußtſein, daß e8 ausgedehnte fittliche Gebiete 
', auf welchen ein Zujammenwirken von Staat und Kirche unerläßlich, und 
eben deshalb die Regelung ihres frieblihen Nebeneinanderfeins geboten ift. 

Die Regierung unjeres Königs ift in dem Werke ber Gefeßgebung, das fie 
Öllfe des Landtages durchgeführt bat und welches jet die endgültige Be⸗ 
ung Sr. Majeftät erhalten bat, vom erften Augenblid bis zu dieſer letzten 
Ction von der einmäthigen und uuerfchütterlihen Ueberzeugung erfüllt ge- 
R, daß fie damit ein Werk des Friedens vollbringt, — und fie ift hier- 
trog ber trüben Ankündigungen von Seiten der Gegner, entfchiebener ale 
18 durchbrungen. 

‚Richt mit einem Schlage freilich kann ein Geift des Friedens an bie Stelle 
hefen Erregungen der leßten Wochen und Donate treten, — nicht von heute 
lorgen werden diejenigen, welche auf katholiſcher und auf ewangelifcher Seite 
orgen um bie innere Selbſtſtändigkeit ber Kirche erfüllt find, einer milderen 
fung Raum geben, — nicht ohne Weiteres und nicht mit offenem Zuge⸗ 
niß lönnen die Wortführer der römifchen Anfprüche ſich unter die Autorität 
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der ftaatlihen Geſetzgebung beugen. Aber mit voller Zuverficht Darf bie Regierung 
vertrauen, daß wenn erft die unmittelbaren Kampfesftiimmungen vorüber find, 
ale ernften und beionnenen Geifter mehr und mehr erlennen werben, wie es fid 
bei den neuen Gefegen in feiner Weife um eine Entchriſtlichung des Staates, um 
eine Antaftung des Glaubenslebens des Volkes handelt, daß das Firchliche Leben 
durch diefelben nicht berührt und beeinträdtigt werde, daß aud bie katholiſche 
Kirche fih innerhalb diefer Belege in Bezug auf ihre eigentliche Aufgabe, bie 
Lehre der Heildwahrheit und die Verwaltung der Heilsmittel, völlig frei bewegen 
könne. 

Nicht minder ift die Zuverſicht begründet, daß bie katholiſchen Biſchöfe jekt, 
wo bie fo lebhaft belämpften Geſetze thatfächlih in Geltung und Kraft treten, 
gerade um ibrer Verantwortung für das Wohl und Gedeihen ber katholiſchen 
Kirche in Preußen willen, ibr ernſtes Streben und die Weiſungen au ihre Geiß⸗ 
lichkeit vor Allem darauf richten werten, der katholiſchen Kirche auf dem 
Boden und unterben Bedingungen, welche dieſe Geſetze fhaffen, die 
Möglichkeit einer weiteren erfolgreihen Wirkſamkeit zu fidern. 
Die Gewifienhaftigleit, ebenfo wie die Klugheit ber katholiſchen Oberbirten wird 
fih vorausfihtlih darin bewähren, daß fie den Bruch mit der Staatsgewalt und 
bie revolutionäre Auflebnung gegen die Staatsgeſetze vermeiden. 

Die preußiihen Biſchöfe haben von Fulda aus ein neues Senbickreiben 
erlafien, in welchem fie in Wiederholung früherer Erklärungen die kirchlichen Ge 
jege nochmals als im Widerſpruch ſtehend mit ber von Gott georbneten Bar 
faffung und reiheit der Kirche bezeichnen und bie ftanbhafte, einmüthige Bar 
theibigung ber feither verfündeten Grundſätze in Ausficht ſtellen. 

„Bir werden aber auch (fügen die Biſchöfe hinzu) unfere Pflichten gegen 
bie weltliche Obrigfeit, gegen das bürgerliche Gemeinweſen und gegen das Batır 
land mit unverbrüdliyer Treue und Gewiffenhaftigleit zu erfüllen fortfahren, 
indem wir nie vergeffen, daß nicht Kampf und Trennung, fondern Friede und 
Eintracht das Verhältniß ift, das nach Gottes Willen zwilchen ben beiden ea 
* ei Wohlfahrt der menſchlichen Gefelichaft angeordneten Gewalten be 
ftehen ſoll.“ 

Ze mehr die Biſchöſe in dieſem Geifte handeln, deſto mehr werben fl 
überzeugt jein bürfen, in Wahrheit ihre Hirtenpflicht zu erfüllen, deſto meh 
werben fie hoffen können, für die Erfüllung ihrer erhabenen fittlichen Aufgaben 
auch das Wohlwollen und die Unterflügung Seitens des Staates in vollem Haß 
zu finden, welde die preußifchen Fürſten denſelben vou jeher bereitwillig ge 
widmet haben.” 


15. Mai. Veröffentlihung der vier firhlihen (Mai-) Gelege. 


20. Mai. Schluß der Landtagsſeſſion. 
Aus der Schlußrede des Minifter- Präfidenten Grafen 
von Moon. 


„Erlauchte, edle und geehrte Herren von beiden 
Häufern des Landtages! 


Mit den von Sr. Majeftät dem Sailer und Könige befohlenen 

eh des Landtages der Monarchie erreicht die gegenwärtige Selfier 
r Ende. 

Wir können auf diefelbe mit großer Genugthuung bliden. 

Reich an mühſamer Arbeit, aber auch an werthvollen Reiultaten anf 
faft allen Gebieten der Gefeggebung nimmt fie einen hervo 
Plag in der Reihe der Seifionen des Preußifchen Landtages ein. 

Die Reform der inneren Verwaltung, feit Jahren erftrebt, aber durh 
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tiefgehende Meinungskämpfe aufgehalten, ift in ihrem erften und grund» 
legenden Theile zum Abſchluſſe gelangt. Schon jegt jcheint fi) die Er- 
wartung zu erfüllen, daß bei der Ausführung derjelben die zuvor ftreitenden 
Kräfte gemeinfam und patriotifh Hand anlegen werden, um das Wert 
jegenbringend für da8 Land zu geftalten. 

Nicht minder lebhafte Kämpfe haben die Berathung der wichtigen 
Geſetze begleitet, durdy welche die Beziehungen des Staat zu den großen 
Kirchengemeinfchaften Marer und fefter als bisher geregelt worden find; 
die Regierung feiner Majeſtät beharrt in dem feften Bertrauen, daß Diele 
Geſetze den wahren Yrieden unter den Angehörigen der verjchiedenen Be— 

ifje fördern und die Kirche dahin führen werden, dem lauteren 
Dienfte des göttlihen Wortes allein ihre Kräfte zu weihen. 

Die gegenwärtige Seffion ift vorausfichtlich die legte einer Legislatur⸗ 
periode, welche inmitten einer dentwürdigen, für Preußen und Deutſch⸗ 
land bochbedeutungsvollen Zeit begann, und welcher es vorbehalten war, 
die reihen Erfolge und Früchte jener Epoche auch für die bejonderen 
Aufgaben der Preußifhen Monardie zu verwerthen. Wenn die Arbeiten 
diefer Legislatur auf allen Gebieten der Geſetzgebung einen erfolgreichen 
Verlauf gebabt haben, fo ift dies vor Allem dem Geift des vertrauend- 
vollen Zuſammenwirkens zwifchen Staatsregierung und Landesvertretung 
zu danken, welcher durch die erhebenden Ereignifje jener gewaltigen Zeit 
mächtig belebt. und geftärft worden ift. 

Je erfreulicher die Früchte find, welche das Walten diejes Geiftes 
in der nunmehr beendigten Legislaturperiode gebracht hat, deito berechtigter 
iſt die Hoffnung, daß das preußiiche Bolt bei den bevorftehenden Wahlen 
der künftigen Yandesvertretung fih von demfelben patriotifhen Sinne 
leiten lafjen werde, von dem Sinne fefter und vertrauenspoller Gemein 
(haft mit der Regierung Sr. Majeftät zur allfeitigen Förderung des 
wahren Wohls und Gedeihens unſeres Vaterlandes.“ — 


— — — — 


KSriefwechfel zwiſchen dem Papſt und dem Kaiſer. 


7. Auguft. Schreiben des Papfted. 


Im Vatikan, den 7. Auguft 1873. 
„Majeftät! 

Sämmtlihe Maßregeln, melde feit einiger Zeit von Eurer Majeftät 
Negierung ergriffen worden find, zielen mehr und mehr auf die Vernich⸗ 
tung des Katholizismus ab. Wenn ich mit mir felber darüber zu Rathe 

be, welche Urfachen dieſe jehr harten Maßregeln veranlagt Haben mögen, 
F bekenne ich, daß ich keine Gründe aufzufinden im Stande bin. Anderer⸗ 
ſeits wird mir mitgetheilt, daß Eure Majeſtät das Verfahren Ihrer Re⸗ 
ierung nicht billigen und die Härte der Maßregeln wider die katholiſche 
Religion nicht gutheißen. Wenn es aber wahr ilt, daß Eure Majeftät es 
nicht billigen, — und die Schreiben, welche Allerhöchſtdieſelben früher an 
mich "gerichtet haben, dürften zur Genüge darthun, daß Sie dasjenige, 
was gegenwärtig vorgeht, nicht billigen fünnen, — wenn, fage ich, Eure 
Majeftät es nicht billigen, daß Ihre Negierung auf den eingefchlagenen 
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Bahnen fortfährt, die rigorofen Maßregeln gegen die Religion Jeſu Chrifi 
immer weiter außzudehnen, und lettere hierdurch jo ſchwer ſchädigt, werden 
dann Eure Majejtät nicht die Ueberzeugung gewinnen, daß diefe Map 
regeln feine andere Wirkung haben, als diejenige, den eigenen Xhren 
Eurer Majeftät zu untergraben? Ich rede mit Freimuth, demm mein 
Panier ift Wahrheit, und ich rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, 
welche darin befteht, Allen die Wahrheit au Tagen, auch denen, die mit 
Katholiken find. Denn Jeder, welder die Laufe empfangen bat, 
gehört in irgend einer Beziehung oder auf irgend eine Weile, 
welche bier näher darzulegen nit am Orte iſt, gehört, fage 
ih, dem Papfte an. da gebe mich der Ueberzengung bin, daß Em 
Majeſtät meine Betrachtungen mit der gewohnten Güte aufnehmen md 
die in dem vorliegenden Falle erforderlihen Maßregeln treffen werben. 

Indem id a Derpöätbenfeben den Ausdrud meiner Ergebenheit us 
Berehrung darbringe, bitte ich Gott, daß Er Eure Majeftät und mid 
mit den Banden der gleihen Barmherzigkeit umfafjen möge. 

Pio P. M.“ 


3. September. Schreiben des Kaiſers. 

„sh bin erfreut, daß Eure Heiligkeit Mir, wie in früheren Zeiten, 
die Ehre ermeifen, Mir zu fchreiben N Ih bin es —8 als Mir 
dadurch die Gelegenheit zu Theil wird, Irrthümer zu berichtigen, welche 
nah Inhalt des Schreibens Eurer Heiligkeit vom 7. Auguft in den hun 
über deutſche Berhältniffe zugegangenen Meldungen vorgelommen je 
müſſen. Wenn die Berichte, welche Eurer Heiligkeit über deutjche Ber 
bältniffe erftattet werden, mur Wahrheit meldeten, fo wäre e8 nicht möglich, 
daß Eure Seiligteit der Vermutung Raum geben könnten, daß Pre 
Regierung Bahnen einfchlüge, welche Ich nicht billigte. Nach der Ber 
faflung Meiner Staaten fann ein folder Fall nicht eintreten, da die Ge 
jege und Regierungsmaßregeln in Preußen Meiner Iandesherrlichen dr 
ftimmung bedürfen. 

Zu Meinem tiefen Schmerze bat ein Theil Meiner katholischen Un 
terthanen feit zwei Jahren eine politifche Partei organifirt, welche den in 
Preußen ſeit Jahrhunderten beftehenden Eonfeffionellen Frieden durd 
ftaatöfeindlihe Umtriebe zu ftören fucht. Leider haben höhere katholiſche 
Geiftlihe Diefe Bewegung nicht nur gebilligt, fondern ſich ihr bis zu 
offenen Auflehnung gegen die beftehenden Randesgefege angefchlofien. 

Der Wahrnehmung Eurer Heiligkeit wird nicht entgangen fein, deß 
ähnliche Erfcheinungen * gegenwärtig in der Mehrzahl der europäiſcher 
und in einigen überfeeifhen Staaten miederholen. 

Es ift nicht Meine Aufgabe, die Urſachen zu unterfuchen, durch 
welche Briefter und Gläubige einer der chriftlichen Konfeſſionen bemogen 
werden fünnen, den Feinden jeder ftaatlichen Ordnung in Bekämpfung ber 
legteren behülfiih zu fein; wohl aber ift e8 Meine Aufgabe, in da 
Staaten, deren Regierung Mir von Gott anvertraut ift, dem innert 
Frieden zu jhügen und das Anfehen der Gefege zu wahren. ba 
Mir bewußt, dag Ich über Erfüllung diefer Meiner Königlichen Pfift 
Gott Rechenſchaft ſchuldig bin, und ih werde Ordnung und Gele in 
Meinen Staaten jeder Anfechtung gegenüber aufrecht halten, fo lange Bott 
Mir die Macht dazu verleiht; Ich bin als chriftlicher Monarch dazır er 
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pflichtet uud da, wo Ih zu Meinem Schmerz diefen Königlichen Beruf 
ge en die Diener einer Kirche zu erfüllen habe, von der da annehme, 

aß fie nicht minder, mie die evangelifche Kirche, da8 Gebot des Gehor⸗ 
fans gegen die weltliche Obrigkeit al3 einen Ausfluß des uns geoffenbarten 
göttlichen Willens erkennt. 

Zu Meinem Bedauern verleugnen Biele der Eurer Heiligkeit unter: 
worfenen Geiftlihen in Preußen die chriftliche Lehre in diefer Richtung 
und fegen Meine Regierung in die Nothmwendigfeit, geftügt auf die große 
Mehrzahl Meiner treuen Latholifchen und evangelifchen Unterthanen, die 
Befolgung der Randesgefege durch weltlihe Mittel zu erzwingen. 

& gebe Mi gern der Hoffnung bin, daß Eure Heiligkeit, wenn 
von der wahren Lage der Dinge unterrichtet, Ihre Autorität werden an⸗ 
wenden wollen, um der, unter bedauerlicher Entftellung der Wahrheit 
und unter Mißbrauch des priefterlichen Anſehens betriebenen Agitation ein 
Ende zu machen. Die Religion Jeſu Ehrifti hat, wie Ich Eurer Heiligkeit 
por Gott bezeuge, mit diefen Umtrieben nicht zu thun, aud nicht die 
Wahrheit, ja deren von Eurer Heiligkeit angerufenem Panier Ich Mid) 
rüdbaltlo8 befenne. 

Noch eine Aeußerung in dem Schreiben Eurer Heiligkeit kann Ich 
nicht ohne Widerfpruc übergehen, wenn fie auch nicht auf irrigen Be— 
richterftattungen, fondern auf Eurer Heiligkeit Glauben beruht, die Yeu- 
Berung nämlich, daß Jeder, der die Taufe empfangen hat, dem Papſte 
angehöre. Der evangelifhe Glaube, zu dem Ih Mid, mie 
Eurer Heiligkeit befannt fein muß, gleih Meinen Vorfahren 
und mit der Mehrheit Meiner Unterthbanen befenne, geftattet 
uns nidht, in dem Berhältniß zu Gott einen anderen Ber- 
mittler ald unferen Herrn Jeſum Ehriftum anzunehmen. 

Diefe Berfchiedenheit des Glaubens hält Mich nicht ab, mit Denen, 
welche den unjeren nicht theilen, in Frieden zu leben und Eurer Heilig- 
keit den Ausdrud Meiner perjönlichen Ergebenheit und Verehrung dar- 


zubringen. Wilhelm.“ 


Die Biſchöfe und die katholiſche Kirche in 
Preußen. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 8. Oktober. 


„As der parlamentariſche Kampf um bie neuen Kirchengeſetze geſchloſſen 
war, wurbe Namens der Staatsregierung bie Hoffnung ausgeiproden, daß bie 
Latholifchen Biſchöfe jet, wo bie fo lebhaft bekämpften Geſetze thatſächlich in 
Geltung getreten, gerade um ihrer Verantwortung für das Wohl und Gebeiben 
ber fatbolifihen Kirche in Preußen willen, ihr ernftes Streben und die Weifungen 
an ihre Geiftlichkeit vor Allem darauf richten würden, der katholiſchen Kirche auf 
dem Boden und unter den Bedingungen, welche dieſe Geſetze fchaffen, die Mög- 
Iichleit einer weiteren erfolgreihen Wirkſamkeit zu fichern. 

Zwar hatten die Bifchdfe foeben von Fulda aus ein neues Sendſchreiben 
erlafjen, in welchem fie die firchlihen Geſetze nochmals als im Widerſpruch flehend 
mit ber von Gott geordneten Berfaffung uud freiheit der Kirche bezeichneten und 
Die fRandhafte, einmüthige Vertheidigung der feither verkündeten Grunbfäge in 
Ausficht ftellten; doch hatten fie hinzugefügt: 

„Bir werben aber auch unfere Pflichten gegen bie weltliche Obrigleit, gegen 
Das bürgerlihe Gemeinwefen und gegen das Vaterland mit unverbrüchlicher 
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Treue nnd Gewiſſenhaftigkeit zu erfüllen fortfahren, inbem wir nie vergefien, 
daß niht Kampf und Trennung, fondern Friede und Eintradt das 
Verhältniß ift, Das nad Gottes Willen zwifhen ben beiden von 
ibm zur Wohlfahrt der menſchlichen Gefellihaft angeorbneten Ge⸗ 
walten befteben fol.“ 

An diefe Hare Erfenntni und Ausſprache glaubte man vielfach bie Hefl- 
nung Inüpfen zm dürfen, daß die Biſchöfe in ihrem Verhalten das Streben nah 
Friede und Eintracht zwifchen den beiten won Gott georbneten Gewalten irgend- 
wie bethätigen würden. 

Aber das entfhiedene Gegentheil ift eingetreten: bie Bilddke 
find von Ungeborfam zu Ungehorſam, von Trotz zu Trotz, von Auflehnung za 
Auflehnung geihritten; — fie haben der Wirkſamkeit der neuen Geſetze nicht blot 
in den Fällen, deren Eintritt unvermeidlich war, Widerſpruch entgegengeicht, 
fondern in herausfordernder Weife bie Fälle des Ungehorfams und Gegenſahes 
gehäuft. Sie haben endlich nicht blos felber den Geſetzen nnd ber Obrigleit der 
Gehorſam verweigert, fondern theilmeile aud die Bevölkerung zu Schritten der 
offenen Auflehnung angeregt und ermuntert. 

Wenn biernad Die von der Regierung bes Königs anfrichtig gehegte Hefl- 
nung auf eine friedliche Durdführung der neuen Geſetze vereitelt worben if, 
fo verfteht ſich doch von felbft, daß hierdurch die fefte Entichloffenheit und Zu 
verfigt in Bezug auf bie Durdführung der Gefete in ihrem ganzen 
und mit allen Folgen nicht einen Augenblid erfchlittert werben kann. Die Geſetze 
baten der Regierung den feften Boten gegeben, auf welchen fie die Interefien 
und das Anfehen des Staates nah allen Seiten zu wahren im Stande md 
zugleich) unbedingt verpflichtet if. An der Sand der Befege geht fie 
gegen Biſchöfe und Priefter, welche dem Staate den Gehorſam ver 
weigern und den öffentliben Frieden gefährden, fiheren Schrittet 
vor, unb wird, wenn es fein muß, aud von den firengfien und 
durchgreifendſten gefeglihen Mitteln Gebrauch maden, um da 
römifhen Uebermuth auf preufifhem Boden entweder zu beugt 
oder zu breden. 

Die Biſchöfe felbft machen ſich fein Hehl daraus, daß ihr Widerftanb genen 
die Gefete die drohendſten und bedauernswertheften Folgen für die katholiſche &r 
völkerung felbft haben muß, daß namentlih die Anftellung von Geiftliden i 
Wiverfpruh mit den Staatsgefegen, „wenn bie Gtaatsgewalt ben geifiiche 
Amtshandlungen derjelben, die im bilrgerlichen Leben rechtliche Folgen haben, X 
u. 9. die Einjegnung des Ehebundes eine ſolche ift, die Anerkennung und Gälty 
feit verfagt”, zur „größten Verwirrung in den Yamilienverhältniffen“ und „W 
einem wahren Notbftande für die Tatbolifhen Bürger“ fiihren muß. 

Die Verantwortung für dieſe Folgen aber wähnen fie mit dem Hinweie 
abfehnen zu können, „daß die Kirche von Anbeginn, fo oft Die weltliche Matt 
im Wideripruhe mit den Grunbfähen des Glaubens und ben ven Gläubige 
durch den Eridfer auferlegten Vorſchriften Verordnungen erließ, tiefe Vera‘ 
nungen ftet8 unberlidfichtigt ließ“, und daß bie Biſchöfe „die heilige Pflicht haben 
die Freibeit der Kirche in den von Ehrifto vorgefchriebenen Grenzen vor 
Einſchränkungen zu vertbeibigen Ind zu bewahren.“ 

Die Biſchöfe wiffen jedoch ſehr wohl, daß es fich bei den Vorſchriften MT 
Geſetze und den Anordnungen der Obrigkeit, denen fie fi) widerjegen, nidt M 
Allermindeften um die Grundfäte des Glaubens oder um bie von dem Eriät 
den Gläubigen auferlegten Vorſchriften handelt. Was hat e8 mit den Irmr 
fägen des duriftlihen Glaubens zu thun, wenn der Staat verlangt, daß zu Get 
lien in Preußen nur Deutfche und nur Männer von einer gewiffen allgemein 
Bildung zugelaffen werden follen; — weiche Vorſchrift unferes Erlöſers wird 
verlegt, wenn bie Obrigkeit verlangt, daß ihr von jeder Anftellung oder Br 
fegung von Geiftlihen Kenntniß gegeben werde! Wenn bie Bifchöfe ſelbſt dararf 
hinweiſen müſſen, daß gewiſſe geiſtliche Amtshandlungen nach den beſtehenden 
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ingen „rechtliche Folgen aud im bürgerliden Leben“ haben, fo 
fie im Geifte des Erlöſers, welcher gelagt: „Mein Reich ift nit von 
Welt,“ und: „Gebet dem Kaifer, mas des Kaifers und Gott, 
ottes if“, — unbedingt anerkennen, daß die Regierung unfers Kaiſers 
ige das Recht bat, bei der Anftellung Derer, deren Amtshanblungen 
tliche Folgen im Reiche diefer Welt, d. h. im bürgerlichen Leben haben, 
siffe bürgerliche geſetzliche Bürgſchaften zu fordern. 
ie „von Chrifto vorgefchriebenen Grenzen” werben hierdurch nicht ver⸗ 
‚mebr befiimmter als hisher gewahrt. Selbſt die von ver katholiſchen 
nd den Päpften beanipruchten Grenzen ber geiftlihen Gewalt werben 
: neuen Gejetze nicht verletst; denn es ift auch von ultramontaner 
ugeftanden, daß das, was das preußifhe Geſetz jetzt ver- 
in anderen Ländern mit Zufiimmung Roms großentheils 
ihrt ift und ale zu Recht befnebendp geachtet wird. 
3 kann alfo nicht Davon die Rede fein, dab durch die jetigen Forderungen 
Be das chriſtliche oder katholiſche Gewiffen an und für ſich verletst werde; 
ae frivole Behauptung, wenn die neuen Geſetze mit ber Forderung bee 
für die beidnifchen Götter” auf eine Linie geftellt werden. Es handelt 
nehr einig und allein um die Frage, ob bie ſtaatliche Geſetzgebung be» 
ft, die Bürgſchaften feftzuftellen, weiche fie von den Dienern der Kirche 
m, was das bürgerliche Leben betrifft, fordern muß. 
achdem dieſes Recht durch „die Souveränetät der Geſetzgebung“ fo eben 
eue kräftig gewahrt ift, wird kein Wiberfpruch oder Troß die alljeitige 
yrung defjelben aufzuhalten vermögen. 
enn die Biſchöfe ſich den Geſetzen, welche mit dem kirchlichen Glauben, 
Dienft am Worte Gottes und mit der Spenbung der Gnadengaben in 
ve abfolut Nichts zu thun haben, und welche anderwärts vom Papſte 
kannt find, trotzdem tbatlächlich widerfegen, und wenn durch die noth- 
en Folgen diefes Widerſpruchs ſchließlich das Firchliche Leben jelbft 
geſtört und beeinträchtigt wird, wenn namentlich geiftliche Amtshandlungen, 
Linfegnung von Ehen, weil fie von gefetwidrig angeftellten Geiftlichen 
ı werben, im bürgerlichen Leben nicht als gültig anerlannt werben, 
die katholiſche Bevölkerung ſich deshalb an ihre Bifchdfe zu halten haben, 
urch die blinde Unterwerfung unter die Herrichaftsaniprücdhe Roms jekt 
Gefahren für die Kirche ſelbſt heraufbeſchwören helfen, welche fie vor dem 
hen Concil in klarer Borausficht verkündet, aber auch durch ihre flehent- 
itten beim päpftliden Stuhle nicht abzumenden vermocht haben. 
te tatbolifche Bendlkerung Preußens würde diefe Gefahren 
otbftände der fatbolifhen Kirhe unzweifelhaft noch fteigern, 
ie bei den bevorftehbenden Wahlen die Zahl der ultramon«- 
Abgeordneten vermehren bülfe, deren ganzes Beſtreben 
yer Führung Roms auf den Kampf gegen die Staatsgewalt 
et iſt. 
ienn bie Katboliten Preußens den kirchlichen Frieden und 
eitere erſprießliche Entwickelung der katholiſchen Kirche, 
von unferen Königen ftet® freudig gefördert worbenift von 
fihern wollen, — fo mögen fie fih davor hüten, Männer 
blen, deren ganze Wirkſamkeit tbatfählih zur Zerrüttung 
tentliben Friedens und zugleih zur Zerräüttung ber Kirche 


mber. Berfahren auf Abjebung des Erzbiſchofs von Polen 
Grafen Ledochowski. 





39. Dun der Keichstagsſeſſiun 18757), 


1873. 12. März. Thronrede Sr. Majeftät des Kaiſers. 


„Geehrte Herren! 

Im Namen der verbündeten Regierungen heiße Ich Sie zur leg 
Seſſion der Legislaturperiode willlommen. 

Während dreier GSeffionen haben Sie in Gemeinfchaft mit dem 
Bundesrathe eine doppelte aulgabe zu erfüllen gehabt, die Befeftigung 
und Ausbildung der dur die Reichsverfaſſung gefchaffenen Inſtitutioner 
und die Ordnung und Regelung der durch einen großen Krieg herbei 
eführten außerordentlihen Verhältniſſe. In Beiden Beziehungen wird 
Se Thätigkeit wiederum in Anſpruch genommen werden, theils für den 
Abſchluß der in ihren Grundlagen bereitö feftgeftellten, eis für die 
Schöpfung neuer Einrichtungen. — — 

Ein allgemeines Militärgefeg ift in der Verfaſſung verheißen 
und durch die Ermeiteruug des deutjchen Heeres zu einer Nothmwendigfet 
geworden. Auf der Grundlage des Geſetzes über die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte und der erprobten Einrichtungen der Armee wird es da 
MWehrfraft der Nation die Ausbildung fichern, um welche uns das Au 
land beneidet, und melde die Bürgſchaft dafür bietet, daß Deutjchlan 
fih in Frieden der Güter erfreue, die es auf geiftigem und mirthidaft 
Iihen Gebiete erwirbt. Die Yeiftungen, welche vom Tande im Falle eind 
Krieges zu fordern, und die Grundfäte, nach welchen diefe Leiftungen zu 
vergüten find, werden ebenfalls, unter Beachtung der im letzten Krieg 
gemachten Erfahrungen, neu und gleichmäßig zu ordnen fein. 

Durch die Belchlüffe in Ihrer vorlegten Seſſion haben Sie de 
äußere Lage der Reih&beamten günftiger geftaltet. Die Erfahrum 
hat gezeigt, daß die damals von Ihnen verlangten und bereitwillig ge 
währten Bewilligungen nicht ausreichen, um das Einkommen der Beamia 
fo zu regeln, wie das öffentliche Intereſſe e8 erfordert. Diefelben Er 
fahrungen erheifchen mit gleicher Dringlichkeit eine Verbeflerung des Eir 
fommens der Offiziere und Unteroffiziere. Die günftige Lage der 
Einnahmen des Reichs wird e3 geftatten, dieſe Zwede ohne Erhöhung 
der Matrifularbeiträge zu erreichen. Um fo mehr vertraue Ich, daß der 
Borlagen, weldye für diefe Zwecke nad) erfolgter Zuftimmung des Bundek 
rathes Ihnen zugehen werden, Ihre Genehmigung nicht fehlen wird. 


*) Bom 12. März bis zum 20. Mai tagten ber Lanttag und ver Reichstag neben einanll- 
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ie in ihrer Grundlage feftgeftellte Neugeftaltung des deutjchen 
weſens fol durch einen Ihnen zugehenden Selegentwwurf ihren 
gen Abfchluß erhalten. — 

ı Solge der, während Ihrer legten Seffion über die Salzfteuer 
denen Verhandlungen hat der YBundesrath eine eingehende Er» 
3 ber Frage eingeleitet: auf welchem Wege die, bei Aufhebung 
Steuer außfallende Einnahme andermeit zu befchaffen fei. Dieſe 
ung ift ihrem Abjchluß nahe, und es mird ihr Ergebniß einen 
and Ihrer Berathung bilden. (Hier folgt der oben mitgetheilte 
über die Berbandlungen mit Franfreid, — dann:) 


ie Beziehungen des Reiches zu allen auswärtigen Staaten 
igen da8 volle Vertrauen, mit welchem Ich auf die Erhaltung 
rtfchreitende Befeftigung des Friedens rechne. Diefes Mein Vers 
jhöpft feine volle Berechtigung aus Meinen freundfchaftlichen 
ngen zu den Herrfhern der mädtigen Nahbarreide 
hlands, welche ihre Beftätigung und Sräftigung durch den Ber 
yalten haben, der Mir von Seiten der Mir rn nahe befreundeten 
en Monarchen vor wenig Monaten zu Theil geworden ift. 


iefe den Frieden verbürgenden Beziehungen zu unferen Nachbarn 
jen, werde Sch fortgefegt ald Meine erwünſchte und mit Gottes 
rfüllbare Aufgabe anſehen.“ 


Die Dietatur in Elijah: Lothringen. 


Mai. Rede ded Fürften Bismard bei der Berathung der 
Meberficht der Berwaltung in den Reichslanden 
in der Sigung des Reichstages. 

(Nah einer Rebe des Abg. Windthorft- Meppen.) 

[Die Dictatur und die Sicherheit bes Landes; — warum Elſaß⸗ 
Lothringen wieder mit Deutſchland vereinigt wurbe; — bie Stim- 
mungen im Elſaß und bie Ultramontanen; — das Wohlwollen 
ber Regierung.) 

ver Herr PVorredner hat in Bezug auf die Diktatur und deren 

n einige Gefpenfter heraufbeſchworen, die er, glaube ich, bereit« 

neder entlaffen wird, wie er fie citirt hat, wenn er fich die gefeß- 

e der Sache fo flar macht, wie fie den verbündeten Regierungen 

% Frage iſt gefeglich vollftändig geregelt. 

ı 1. Januar, der uns bevorftebt, bat die Diktatur, in= 

ber Reichstag nicht inzwiſchen etwas Anderes beſchließt, 

de, und es iſt die Aufgabe der verbündeten Regie— 

i, dem Reichstage in der Zwiſchenzeit eine bereits in 

beit begriffene und augenblicklich dem Gutachten des 

Präſidenten unterliegende Vorlage zu machen, nach 

r fie dann ſelbſt entſcheiden werden, was an die Stelle 

zigen Einrichtung zu treten hat, und in welder Weife 

—6 ſeine —8 demnächſt, fei es als elſaſſer 
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Landtag gleichzeitig, ſei es ald Reichstag, ausüben u 
felbft fehe diefem Wechfel injoweit mit Hoffnung entgegen, al 
davon, daß unfere eljafler Landsleute hier mit und tagen wer 
zwar von Anfang des nächſten Jahres, wie ich hoffe, eine weſen 
befferung in den gegenfeitigen Beziehungen, eine wefentliche 
manches Mifverftändniffes über deutfche Berhältniffe verfpreche 
ein mefentliche8 Gegengewicht gegen die Einwirktung derjenigen 
und Parteien, welche nicht wünſchen, daß diefe Verhältniffe zın 
digen Ruhe kommen. 

Die Rede des Herrn Windthorft in ihrer ganzen Xen 
gewiß nicht berechnet, den Tandfrieden zu ftören, fie war gewiß 
auf berechnet, den Elfafiern Mißtrauen gegen Deutichland ei 
ich glaube, diefe Abfichten haben dem Herrn Vorredner gänzlid 
legen — nichts defto weniger befürchte ich, daß Leute, die mid 
haben, ihn perjönlich zu kennen, darüber weniger Har fein m 
ih, und daß das Material, melches er geliefert hat, doch woh 
ftelungen benugt werden könnte. Der Herr Redner hat die vorge 
Ausmweifungen als einen ganz ungeheuren Aft der Gewa 
dortigen Behörden dargeftellt, Mir welche ich natürlich verantwo 
Ich kann nichts Anderes thun, ala die beftehenden Geſetze fo 
haben, wie e8 die mir obliegende Verantwortlichkeit für die 
jenes Landes vor Allem mit fi bringt. — ch übernehme di 
wortung für das, was gefchehen ift, abfolut. Wir find dafüı 
mwortlih, daß dort eben vor allen Dingen die Sicher 
Landes gewahrt wird, und mwenn der Herr VBorredner ı 
Diktaturgeipenftern, die er citirte, nun in der Wirklichkeit u 
und angreift, weil wir von den gejeglichen Mitteln zur Exhaltı 
Sicherheit Gebrauch machen, fo fommt mir dieſe lage gerat 
vor, als wenn in der Schlacht der Feind fagen wollte: 
gilt nicht! Es wird aud damit nicht angehalteu werden. 

Die Aufgabe, die wir dort durch den Friedensſchluß üb: 
haben, ift ja an und für fich eine außerordentlich fchmwierige, n 

and ja nicht verhehlen, daß die Bedingung eines fonftitutiom 
faffungslebens, nämlich die freimillige Mitwirkung in verfaffum 
Thätigkeit des Volkes, joweit es dazu berufen ift, dort in diefe 
worbenen Lande bisher nur in einem Maße vorhanden ift, das n 
Ihägen oder überfchägen kann, aber jedenfalld nicht in der freut 
ebung für die Gejammtzwede, wie wir fie beifpielSmeife bei d 
orredner zmweifellod vorausjegen. Wir haben ge dort nothw 
manden Sympathien für eine zweihundertjährige Vergangenheit zı 
die den Einwohnern manches Ruhmreiche, manches Bortheilbatt 
bat, wir haben die wirklich franzöfifhen Sympathien im Land 
zu überwinden, vor allen Dingen aber dafür zu forgen, daß fi 
materielle Sicherheit Deutfchlands nicht fchädigen. 

Denn nicht aus Befigfuht nad Fand und Lent: 
niht aus dem berehtigten Gefühl, altes Unredt fü. 
wollen, wa8 uns vor 200 Jahren gefcheben ift, fon 
der bittern Nothwendigkeit, un3 auf weitere Angrif 
triegerifhen Nahbarn gefaßt mahen zu müffen, ha 
die Forderung auf Randabtretung, auf Feftungsal 
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eit ausgedehnt, wie es geſchehen ift, damit wir ein Bollwer 
n, binter dem wir weitere Angriffe von der Art abhalten können, 
fie jeit 300 Jahren jede Generation in Deutfchland erlebt bat. Ich 
be, unter uns Allen ift Niemand, deſſen Vorfahren nicht in jeder 
eration feit 300 Fahren in der Tage geweſen wären, mit Frankreich 
ehten, wenn fie überhaupt Soldaten waren. Aljo lediglich die Rück⸗ 
‚auf unfere Sicherheit hat ung geienet, eine Nüdficht, die un fo bes 
ngter iſt, als Frankreich in der Kegel bei feinen Angriffen in Deutjch« 
' bei deflen früherer Zerrifienbeit Bundesgenoffen gefunden bat und 
ich ſtärker geworden ift und die Abwehr jchmerer. 

Unfere Aufgabe wird uns außerdem aber weſentlich erſchwert durch 
Einwirkungen derjenigen Elemente, die auch auf anderen Gebieten des 
he, wo die Aufgabe der Regierung minder jchwierig, minder gefährlich), 
dolgen minder verhängnißvoll fein können, und doch an dem vollen 
343 des inneren Friedens gehindert, die konfelfionelle und andere 
tungen unter uns hervorgerufen haben. E8 ift ja nichts Neues, 
n man die Waffen und Mittel fchildert, mit denen diefe Elemente 
: Regierung, die nicht nach ihrem Herzen ift, einer nicht-katholiſchen 
ierung dad Regieren katholiſcher Unterthanen erfchwert und uns fo 
die Gewinnung der Sympathien der durch ihre Landesgeſchichte ung 
semdeten katholiſchen Unterthanen erfchwert. Bei der großen bewuns 
Swerihen Einigkeit, die in den Vorgehen diefer Elemente herrſcht, 
en wir wohl annehmen, daß in ähnlichen Berhältniffen auch ihre 
tigkeit eine ähnliche fein werde. Ich glaube deshalb, von der Sache 
: abzujchweifen, wenn ich Ihnen ein Bruchftüd aus einem diplomatijchen 
cht mittheile über das Verhalten diefer jelben Elemente in Bezug auf 
Schwierigkeiten, die zwiſchen der Königlich großbritannifchen Regie—⸗ 
| und ihren irländifchen Unterthanen obwalten. Ich vermeide jehr gern 
Önlicleiten und Jeder kann ja die Analogie ziehen, Jeder wird fich 
ich denken können, was diejelben Truppen, geleitet von denfelben be= 
ten und nicht bekannten Chefs, unter analogen Berhältniffen im Eljaß 
ꝛicht thun Fönnten. 

Es wird in dieſem diplomatiſchen Bericht geſagt: 

„Wenngleich die ultramontane Preſſe nicht ganz ſo weit geht, wie 
ie radikalen Blätter, und nicht geradezu offenen Aufruhr predigt, jo 
ſt ihr Verhalten auf der andern Seite für die Wohlfahrt ded Yandes 
ım fo verderblidyer. Die Leiter der Ultramontanen willen fehr gut, 
aß eine offene Schilderhebung im gegenwärtigen Augenblid zu feinem 
dern Nejultet führen kann, als zu einer vollftändigen Niederlage 
er Aufftändifchen, in deren Folge eine Reaktion und eine Beſchränkung 
ver ultramontanen Partei, fall diefe am Aufftand betheiligt gewefen, 
m erwarten fein dürfte. Noch weniger als offener Aufruhr paßt ihnen 
ıber eine Verjühnung der Parteien, Beruhigung des Volles und eine 
riedfertige Löſung der irifchen Frage. Die Organe der Ultramontanen, 
päbrend fie ſich womöglich innerhalb der Grenzen des Gejeges halten, 
chüren deshalb unaufhörlich im Volke, reizen zur Animofität gegen 
ven proteftantifchen Theil der Bevöllerung. —“ 

Das ift nun leider auch im Eljaß, noch mehr aber im dießjeitigen 
fingen der Fall gewejen, daß gegen die proteftantiichen Mitbürger be⸗ 
ers aufgereizt wırd — 
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° fie fuchen die Achtung vor dem Gejeg und die Autorität der Obrige 
feit zu untergraben — und indem fie anjcheinend zur Nuhe und mit 
Märtyrermiene zur hrijtlihen Duldung der Unbilden ermahnen, ſchüren 
fie, befördern Unzufriedenheit und Zmietracht int Volke und fuchen durch 
Entftellung von Thatjachen, Verdrehung und Uebertreibung die alten 
Wunden offen, Haß und Verachtung gegen die Regierung rege zu 
halten. Während fie jo das arme Bolf in Erregung erhalten, —* 
ſie, unbekümmert um des Volkes Wohl, nur das einzige Ziel, Roms 
Allmacht, im Auge, ſuchen ficd) der Regierung unentbehrlidy zu machen — 

das ift nun bei ung nicht der Fall; aber in früheren Stadien der Ber 

han lungen wurde dies Mittel wohl nicht ohne Erfolg benugt, um der 

egierung Konzejlionen abzugeminnen — 

„und ihren Einfluß, ohne der Regierung folide Vortheile zu — 
jo theuer wie möglich gegen Konzeſſionen zu Gunſten der Kirche p 
verfaufen. Gegenwärtig ſuchen die ultramontanen Drgane dad Ber 
trauen des Volkes in die Gerechtigkeit der Richter zu erfchüttern, m 
unterftügen nach Sräften die neue Home- Rule-Bemegung”* 

die befanntlid auf Trennung Irlands von England hinausgeht. 

Ich bin weit entfernt, irgend Jemand perfönlich anzugreifen. Aber 
Sie können wohl glauben, meine Herren, daß ähnliche Mittel von dew 
felben Kräften unter ähnlichen Umftänden wohl da in Bewegung geſch 
werden, wo die einheitliche Leitung in einem die Bewunderung der Bl 
erregenden Maße geſichert ift. 

Wenn man aber folden mädtigen und wirkfamen undſe 
ſehr gejhidten Kräften gegenüber zu fämpfen bat in eint 
an jih ſchwierigen Lage, wo es gilt, altes Unrecht der Gr 
Ihichte, alte Härten Hundertjähriger Kriege zweier benad 
barten Nationen auszufühnen und zu ſchlichten, wenn wir 
einer jo fchwierigen Rage find, jo fann man felbft dam, 
wenn in den von der Diktatur gewählten Mitteln der Ber 
theidigung irgend ein Irrthum, irgend eine verfchiedene Auf 
legung der Rechte vorgekommen wäre, doc mit den Behörden, 
die in einem folden Kampfe ftehen, nicht ſehr ſcharf ing Gr 
richt geben. 

Wir jind entſchloſſen, den Elfäjjern fo wenig wehe zu 
tbun, wie wir irgend können. Daß da3 dennody in vielen 
tungen nicht ganz wenig fein wird, darüber mache ich mir gar Fein de 
denn jedes Losreißen von einer langjährigen Angehörigleit wie bei 
in Bezug auf Frankreich der Fall war, jedes Verwachſen mit neuen fr 
artigen Berhältnijfen, hat dergleichen zur Folge. Zweifeln Sie unter Um 
ftänden an unjerem Geſchick — denn dafür find mindeften® wir nordder 
ſchen und namentlich preußifhen Beamten nicht berühmt, in gejgidt? 
Weife Freunde zu gewinnen und unangenehme Dinge in liebenswärdigf 
Weile zu erledigen — alfo zweifeln Sie an unjerem Gejdid, abe 
an nnferer Hingebung, an nuſerem guten Willen zweifeln Sie nid: 
an unferem Muth und an dem feiten Entfcdluß, Allen Gegnern Id 
Reichs eine feite Stirn zu zeigen, daran zweifeln Sie nit!” 
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Die Gefandtfchaft des deutſchen Reiches beim Bapfte. 


9. Juni. Erklärung ded Fürften Biömard bei der Berathung 
des Reichshaushalts 


(gegenüber dem Antrage, ven Ausgabenpoſten für bie Geſaudtſchaft 
beim Papfie zu ſtreichen). 

„Es iſt richtig, daß dieſer Poſten, ſo lange das Deutſche Reich be⸗ 
bt, noch nicht faktiſch wirkſam geworden iſt. Wir haben darin die Erb⸗ 
yaft des früheren Norddeutſchen Bundes reſp. Preußens in der Budget⸗ 
ftion angetreten. Aber das ortbeftehen des Poftens möchte ich doch 
cht ausjchlieglih abhängig machen von der Frage, ob der Papft eine 
onveränetät als Landesherr ausübt oder nicht. 

Denn wir zurüdbliden in die Gefchichte unjerer dortigen Miffion, 
finden wir, daß die Gefchäfte, die wir mit dem Papſte ald Souverän 
8 früheren Kirchenſtaates gehabt haben oder die gejchäftlichen Berührungen, 
‚welhe wir mit dem Papfte als Zerritorialherrn gelommen find, bei 
lem das geringere Maß der Thätigkeit der Geſandtſchaft in Anſpruch 
nommen haben ım Vergleich mit denjenigen Gejchäften, welche der preu- 
Ihe Staat zur Regelung feiner Beziehungen zur fatholifchen Kirche ges 
bt bat. Das Bedürfnig, inſoweit es hierauf begründet ift, befteht fort, 
an auch einftweilen mehr im Prinzip al8 in der Praxis. Wir find 
id praftiih dort nicht vertreten. Es hat das Gründe, die ja 
dr äußerlicher Natur, die in Verbindung ftehen mit der augenblidlichen 
ge der Fonfefjionellen Frage in Deutſchland, und namentlid 
das Intereſſe einftmeilen maßgebend und entfcheidend, daß 
T einen Bertreter des Deutfhen Reiches nicht der Möglich— 
it ausfegen wollen, in feiner amtlihen Eigenſchaft in Kom 
n amtliher Stelle ber eine Spradhe zu hören, die das 
utfhe Reich amtlich nicht entgegenzunehmen vermag. 

Es find das aber wandelbare Bedingungen. Es ift ja nicht noth⸗ 
Dig, daß die Sache des Friedend und der Demuth ftet3 mit ftolzen 
) zornigen Worten vertreten werde; es fann ja auch darin eine Aen⸗ 
ing eintreten, jo daß auch diefe Verhältnifje behandelt werden in Form 

üblihen Gebräuhe der europäiſchen Mächte, denn zu einer folchen 
ne ich das Oberhaupt einer der großen kirchlichen Gemeinjchaften, von 
Der ein verhältnigmäßig Heiner Theil auch das Deutſche Reich bewohnt, 
ı nicht im Berhältniß zur Zahl der evangeliihen Mitbürger, fondern 
der Gejammtmafje der Angehörigen der fatholifchen Kirche. In diefer 
nung möchte ich gerne einen Faden, der fich wieder anknüpfen läßt, 
t abjchneiden, eine Fühlung, die augenblicklich praktiſch erlofchen ift, 
I nicht vollftändig zu den Todten werfen. 

Die verblindeten Regierungen, fo feft fie auch entjchloffen find, die 
Ibhängigfeit des Reichs vor einer jeden ausländiſchen Gewalt zu wahren, 
dereitwillig find fie doch, dahin zu wirken, daß nicht nur die Mehrheit 
katholiſchen Deutſchen wie heutzutage, fondern womöglich ſämmtliche ka⸗ 
iſchen Deutſchen mit ihren Regierungen und ihren evangeliſchen Mit⸗ 
gern in Frieden leben mögen. Und ich möchte keines der Mittel miſſen, 
mir für die Zukunft eine Anknüpfung in dieſer Beziehung bieten können, 
in auch nur eine ſehr geringe, wie das der Exiſtenz eines ſtändigen 
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Sejandten — es können ja da fehr viel bedeutendere und lebendigne 
Beziehungen gedacht werden, als gerade ein ftändiger Gefandter. Kur, 
ich möchte dieſes Mittel nicht gerne abfchneiden; denn in einem folden 
Konflitt, wie er hier vorliegt, ift es jehr ſchwer, für beide Theile, da 
erften Schritt zu thun zu einer Annäherung, mei beide Theile der Meinumy 
find, daß ihnen Unrecht gefchehen fei; die Möglichkeit, einen folcden Schritt 
unter veränderten Verhältniſſen zu thun, liegt näher, fo lange eine de 
tretung des Deutſchen Reichs befteht, und fobald fie Bürgſchaften fir 
diejenige Behandlung, für die Sicherheit derjenigen Achtung hat, auf welde 
das Deutſche Reich in feinen diplomatifchen Verkehr überall Anſprah 
macht; ich kann mir ja fehr wohl denken, daß die Erhaltung diefer Stel 
im Budget und deren Benugung unter Umftänden einen Weg zur Bar 
ftändigung bietet, bei der Feiner jich gerade zu jagen braucht, er habe den 
erften Schritt gethan. 

Deshalb möchte ich darum bitten, diefen Weg nicht zu verfchliehen, 
wenn ich auch für den Augenblid wenig doffnung babe, Sr. Wajeflät 
dem Kaiſer eine Bejegung diefes Poſtens in Vorſchlag bringen zu könner, 
und das Gehalt mit Wahrfcheinlichkeit, jedenfalls im nächften —* all 
eripart verrechnet werden wird.“ 


(Mit Bezug auf Aeuberungen in Betreff der Einwir 
fung auf eine fünftige Papftwahl fügte der Rad 
fanzler hinzu:) 

„Ich babe verfäumt, einen Punkt zu erwähnen, den ich doch wit 
mit Stillſchweigen übergehen fann. 

Wir wollen uns jeder, Einwirkung auf die Papftwahl enthalten und 
eine folche gar nicht verfuchen. Es ift im Intereſſe des öffentlichen Frieden 
mir fehr wünſchenswerth, daß die Bapftwahl, wenn fie eintritt, im Sin 
. der Mäßigung ausfalle, jo daß man dabei nicht gerade die zornige md 
kämpfende Seite der Kirche in den Vordergrund ftelle, wenn man über 
haupt Berföhnung will. Aber unfere Aufgabe ift es nicht, und mit dieſen 
Dingen zu befchäftigen; unfere Aufgabe kann es nur fein, wenn und ge 
meldet wird, daß eine Papſtwahl vollzogen fei, daß wir unfererfeits prüfen, 
ob fie unjerer Ueberzeugung nad) vollftändig legitim vollzogen fei, fo daß 
der Gewählte nach unferer Anficht berechtigt ift, in Deutiäland diejenigen 
Rechte zu üben, die einem römifchen Papfte ohue Zweifel zulonmen.“ 


Reichs⸗Preßgeſetz. 
29. Mat. Erklärung des Fürſten Bis marck bei der Berathung 
eined Antrags auf Erlaß eined Preßgeſetzes. 
„Durd die Erklärung des Reichskommiſſars find die Herren benadr 


richtigt, daß gleichzeitig mit der hier ſchwebenden Verhandlung eine übt 
benfelben Gegenftand im Bundesrathe ftattfindet. Ich gebe zu erwägth 
ob es nicht die Berftändigung, die zum Zuftandelommen eines —* — 
erwünſcht iſt, erſchwert, wenn beide zur Mitwirkung berufenen 
ſchaften in der Art parallel verhandein, daß hier der eine ſeine 


EN 


u 





593 
B > 


efungen feitlegt, während der andere noch in dem Stadium der 
enthung ift, welches ihm das autoritative Mitreden noch nicht einmal 
ittet. 

Der Antrag der preußifchen Regierung ift erft heute an den Bundes- 

gelangt. bedaure, daß das nicht früher der Yall geweſen ift, 

ind aber die Verhandlungen im preußifhen Staat3- Minifterium, die 
Stellung diefes Antrages vorhergehen mußten, eben nicht früher zum 
chluß gelangt. Wenn nun jetzt mit der zweiten Berathung voranges 
gen wird, vielleicht auch mit der dritten, während der Bundesrath 
erſeits, wie ich hoffe, mit möglichfter Bejchleunigung die Sache beräth, 
wird alddann der Bundesrath hier immer noch nicht in der Yage fein, 
ech feine Dritglieder und Bertreter eine beftimmte Erklärung, die auf 
Ichlüffen des Bundesrathes beruht, abgeben zu können. Wenn Sie ihm 
er fo weit Beit laflen, daß menigftend der Inhalt der Borlagen bes 
nt iſt, daß der Reichstag und feine Mitglieder fi) in der Beziehung 
a Urtheil über die Tendenz des preußifchen Antrage® haben bilden 
nnen, wenn Sie dem Reichstag Zeit lafien, fich in feinen Befchlüffen, 
a8 ja felbft in kürzerer Zeit wie in 14 Tagen fehr wohl geichehen kann, 
I weit zu entwideln, daß er Ihren Berathungen zu folgen und fi an 
en in einer wejentlid anderen Weile ald in dem Ausſprechen der 
Tlönlihen Anficht eines Einzelnen zu betheiligen vermag, — dann, meine 
), werden wir leichter zur Verftändigung gelangen, als wenn der Reichs⸗ 
9 vorher bier feine Vota feftlegt. 
‚Sch glaube daher, daß es im Intereſſe der Sache liegt, daß der 
eichgtag auf die Verhandlung der Preffrage in diefer Seffion nicht ganz 
tdichtet, aber doch fich fo viel Zeit mit derfelben läßt, die an der wahr« 
einlihen Dauer der Sigung noch nachgelafjen werden kann, ohne daß 
Zeit der definitiven Beichlußnahme, die dabei übrig bleibt, ſchon voll» 
ndig beſchränkt wird. 

—F habe den ſehr lebhaften Wunſch, daß ein Preßgeſetz 
Stande kommt und zwar noch in dieſer Seſſion. Die Ver— 
igung dieſes Wunfches bängt einigermaßen davon ab, 
ih bei der Durchführung biete Entmwurfes den Beiftand 
Reich ſtage finde oder nit. 

Der Borredner hat die Anficht ausgeſprochen, daß, wenn die Regie⸗ 

en überhaupt zu einer Anfiht über ein Preßgeſetz fommen wollten, 

ätte dies ſchon vor drei biß vier Wochen gejchehen künnen, und wenn 
or drei biß vier Wochen nicht gejchehen ift, jo werde es auch jett 
1% gefchehen. „a, meine Herren, ich glaube, Sie beurtheilen die Ents 
lung der Gejchäfte in den minifteriellen Stadien doch tdealifcher, als 
in der That if. Die Gejchäfte entmwideln fich in derſelben Weife, mie 
Neichstage aus den Verſtändigungen verfchiedener Fraktionen, auß der 
Sgleihung, die durch verfchiedene Amendements bewirkt wird, von denen 
Led dem Anderen entgegenfommt, jo find auch unter den Miniſtern und 
gierungen Meinungsverfchiedenheiten und Ausgleichungen. 

Der erfte Eindrud des jetzt Ihnen vorliegenden Trehgefepes war, 
ube ich, bei der Mehrzahl aller Negierungen: Diefed Geje geht fo 
it in feinen Anfprüchen, daß wir darauf in feiner Weife eingehen können 
> wollen. Diefe Anficht habe ich meinerjeitö bekämpft. 

Der Antrag ift eben ein Vorſchlag und aus Vorſchlag und Gegen- 
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vorſchlag entfteht zulegt ein Gefeg. Daß diefer Vorfchlag fo weit aufer 
halb der gouvernementalen Möglichkeiten, wie fie den Regierungen vor 
ichwebten, gewählt ift, da8 bedingt nicht, daß er jo nothwendig durch den 
Reichstag geht, namentlich wenn eine gemeinfame Arbeit des Heichstagel 
und der Regierungen eintritt. 

Diefe Hrbeit num, die erforderlih mar, um die Berftändigung fe 
meit zu bringen, daß ſchließlich anftatt der Vorlage eines Reichsgeſetzel 
doch ein preußifcher Antrag gebracht werden fonnte, bat allerdings einige 
Wochen in Anfprud genommen; fie hat mitunter über ähnliche Verhält 
niffe fon einige Jahre in Anſpruch genommen und tft in Ermangelung 
ftärkeren Druckes erfolglo8 geblieben. Es bat über Preßvorlagen eine 
Berftändigung bis zur Reife nicht ftattgefunden. 

Ich ergreife nun fehr gern in ſolchen Materien, wo mir eine Geh 
gebung erwünjcht ift, den Ball, der mir entgegengeworfen wird, von welcher 
Seite es fein mag, namentlih aber von der jo fehr und fo gleichmäg 
fompetenten des Reichſstags. Meine Bitte, die Sache zu vertagen, tft von 
meinem aufrichtigen, perfönlichen Wunjche, zu einer Berftändigung zu ge 
langen, ausgegangen, indem ich mit Beltimmtheit vorausſehe, daß de 
Beichlüffe des Reichstags und des Bundesraths nicht jo Hbereinjtinmeen 
werden, daß fi von Haus aus ein Geſetz daraus machen läßt, men 
Sie jet allein vorgeben, ohne daß der Bundesrath zu einer fürmliden 
Unterhandlung mit Ihnen im Stande ift. ft dies aber nicht der Zul, 
dann wird ja noch immer eine Rüdverhandlung, eine Rückantwort vom 
Bundesrathe nothwendig fein und Sie werden dann noch eine jehr viel 
längere Zeit in Anfprudy nehmen müffen, als vorhin die in Ausficht ge 
ftellten wenigen Wochen. Die einzige Hoffnung auf ein Zuftandebringen 
des von mir gewünſchten Geſetzes in diejer Seffion beruht nach meint 
perfönlichen Shäßung darauf, daß Sie den Bundesrath den Borf 
den Sie in der Berathung gewonnen haben, erft einholen laſſen und 
bier gewifjermaßen eine gemeinichaftlihe Berathuug in fo weit ftattfinde, 
dag man vielleicht in vierzehn Tagen die Ueberzeugung gewinnt, daß ein 
Einigung zwiſchen beiden Rörperkiaften möglich oder nicht möglich #. 
Iſt fie nicht möglih, dann ift es ja gar nicht nothwendig, daß wir un 
meiter damit abquälen, das würde ja dann nur die Gorge einer länge 
andauernden Sitzung verſtärken und vermehren.“ 


In Folge diefer Erklärungen des Reichskanzlers beihleh 
der Reichstag die einftweilige Ausſetzung der Berathung 
über den geftellten Antrag. 


16. Juni. Weitere Erklärungen des Fürften Bis marck bei der ®e 
rathung über den wieder aufgenommenen Antrag im Reichstage. 


Die Regierung und die Volksrechte. 


(Gegenüber einer Neußerung bes Abg. Laster, daß es ſich um Anträge handel 
„in denen einmal auch von Rechten des Volles die Rebe jei.“) 

„Ich habe lange in Zeiten gelebt, wo jeder, der etwas vorzubringe 

hatte, maß gerade feiner Stellung, feinem Bedürfniß, feinen politiſchen 
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ı entipradh, ſich ausſchließlich die Stellung ala Volksvertreter 

Bolf vindizirte. Volksvertreter find alle Herren, die bier fiten, 
ı Bolfe gehören wir Alle, ich habe auch Volksrechte, zum Volke ges 
h Se. Majeftät der Kaifer; wir Alle find das Volk, nicht die Herren, 
fie alte traditionell liberal genannte und nicht immer liberal ſeiende 
)e vertreten. Das verbitte ich mir, den Namen Bolt als Bor» 
r eine Partei in Anfprud zu nehmen und mich davon audzus 


r Herr Borredner bat in einer rein fachlichen Debatte eine zwie⸗ 
Stellung, eine Unterfheidung zwifhen Regierung und 
zwifhen Regierungsrechten und Volksrechten hervors 

E83 war ein Anklang an vergangene Zeiten darin. Ich fehe nicht 
rum die einen Geſetze gerade das Verdienſt haben follen, Volks⸗ 
u betreffen, und die anderen nicht. Sch bleibe dabei, wir 
Ile Volk, und die Regierungen mit, und ich brauche mir 
fallen zu lafien, daß zu meinem Nachtheile aus dem Bolte in 
Rafie die Regierungen außgefchieden werden. Der Herr Vorredner 
gt: nachdem jo viele Finanzgeſetze berathen find — aljo nachdem 
Regierung fo viele Summen bewilligt haben — hätten wir ung 
ch mit den Volksrechten befchäftigen fünnen. Wie? Sind denn 
‚anzgelede feine Volksgeſetze? Fa, wenn fie e8 nicht wären, 
n Sie gerrecht gethan, dieſelben zu bewilligen! Iſt die Ver— 
jung 98 deutſchen Bodens kein Volksrecht? Iſt die 
lung und Sicherung von Feſtungen gegen feindlichen 
all des Landes fein Vollsrecht? Iſt das Budgetrecht, 
ordnete Linangieite Zuflände im Deutſchen Reihe her» 
:en foll, fein Volksrecht? Oder wollten Sie blos die Angriffe» 
jegen die Regierung, das belagernde Element, wenn ich fo fagen 
en den jebesmaligen Stand der Regierung, für fi) als Volksrechte 
n? Das, meine Herren, wäre eine Scheidung, die eine Fälſchun 
nation jein würde, die ich nicht acceptiren fann, meil wir dabet 
ıd gar zu kurz kämen. Dieſe Andeutung, für fi allein und fir 
eziellen Beftrebungen etwas Bollsthümliches im öffentlichen Ein- 
erzuftellen und für die Negierungsbeftrebungen demnächſt etwas 
ndliches oder dem Volke Gleichgültigeg, — meine Herren, es ift 
verfive Tendenz, die darin liegt, und die ich allerding8 von dem 
Ibgeordneten, von der Fraktion, der er angehört, von feiner bißs 
Theilnahme an der Gründung und Befeftigung des Reichs in 
Beije erwartet habe, und die mich allerdings verlegt, indem ich 
fem Ausgeſchloſſenſein vom Volle, wie e8 in den Worten des 
Redner8 angedeutet lag, unmöglid unterwerfen Tann.“ 


Die Pfliht der Regierung in Bezug auf die 
Preßfreiheit. 
er Herr Vorredner hebt mit Recht die Verdienſte der Preſſe, 
ns eines großen Theils der Preſſe, hervor, die fie ſich erworben 
jede Sache hat aber ihre zmei Seiten, und jo auch diefe. Aber 
: in der Bevölferung und in dem Gefammtvolfe eine Menge vers 
38* 
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fhiedener Schattirungen von Anfichten, von Interefſſen umd Ue ngen, 
Es giebt vielleiht 100,000 Leute, die ein direktes Intereſſe , die 
eine Freude daran haben, wenn die Preſſe fo unabhängig, fo frei mi 
fo bequem wie möglich, geftellt wird. Es giebt aber vielleicht ſehr 
viel mehr wie 100,000 Leute noch, die diefes Intereſſe nicht 
baben, die der weiteren freieren Entwidelung der Breite mit 
einer gewiſſen Eorge entgegenfehen. Die Einen wie die Andern 
haben das Recht, berüdfichtigt zu werden, und haben das Ned, ihr 
Ueberzeugung in Geſetzesvorſchlägen auszudrücken; die Regierung het 
nebenher die Pflicht, die. andere Seite der Sache and zu be 
rüdfihtigen und die Regierten in die Rage zu bringen, baf 
fie fih entfheiden können für das eine oder andere Syſten, 
und daß fie bei den Wahlen fih dahin ausſprechen können, 
welhe Auffafiung dem einzelnen Wähler gerade die ent: 
fprehendfte iſt. Aber ich möchte doch bitten nicht von Haufe aus & 
ais Glaubensjag aufzuftellen: für unbefchränfte Preſſe ift Tugend am 
dagegen ift Lafter, und mit einer Art von zornigem VBerdammun 
jede Sorge der Regierungen, auch diejenigen Leute, die anderer Mei 
find, zu berüdfichtigen und zu fhügen, mit zornigem Berdammun 
fage ich, zu brandmarken, als wenn das ein Attentat gegen ein Boll 
recht wäre. Ich fehe in den Fragen, bis zu welchem Magße einerjeit 
die Freiheit der Preſſe entmidelt, biß zu welhem Maaße bie 
der Preffe geſchützt werden foll, bis zu welchem Maaße gndererfeits die 
durch Die drefle Angegriffenen ihrerfeitg — werdett follen, fe 
fhlimmeren Fragen als in den Fragen, ob Schutzzölle ober Freihandel 
oder etwas mehr oder weniger. Das findet auch auf die Prefie An 
Da wollen wir doch nicht gleich gegenfeitig den Vorwurf machen, ald 
es jchimpflich und verädhtlidh wäre, in diefen Fragen etwas mehr linfs 
oder rechts zu gehen und als ob Ruhm, Ehre und Tugend lediglich anf 
der einen Seite, der unbefchränkten Freiheit der Preffe, und Lafter auf 
der anderen lägen. Es giebt eine Menge Leute, die andere! 
Anfiht find, und das mird fi bei den Wahlen vielleigt 
zeigen. 

Ob der Preßgefegentwurf, welcher jegt der Berathung des Bundel⸗ 
raths unterliegt, (mie behauptet worden) im Reichstage nur auf 12 Stimmer 
u technen hat, das ift einerlei. Es giebt Situationen, mo ed für die 
Regierung gar nicht darauf ankommt, einen beftimmten Erfolg zu hat, 
fondern mo es nur darauf anfommt, vor den Wahlen eine Srittung, 
eine Erklärung nad allen Seiten zu haben, nad) welcher die Wähler fi 
richten können. Mir ift es durchaus nit willlommen, ich fuche einen 
Kampf wahrlich nicht, aber neutral bleibe ich nicht, und ſtillſchweigend 
zuzufehen, wenn es fih um die Intereſſen des Landes handelt, iſ 
nicht meine Aufgabe. — Ich bin mir der Pflicht, die verbündeten 
ierungeu zu vertreten, wohl bewußt und ich bin niemals hinreichend 
—— und träge geweſen — trotz meiner ſchwachen Geſundhei, 
— um davor zurückzuſchrecken.“ 
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Die beſte Seſſionszeit für den Reichstag. 


16. Juni. Erklärung des Fürſten Bis marck in Bezug auf die 
Anträge wegen Verlegung der Reichstagsſeſſion. 


„Meine Herren! Ich babe nicht den Beruf, mich in eine Debatte ein- 
zumifchen, die eigentlih nur darum ſich handelt, die Wünfche des Reichs⸗ 
tages feftzuftellen. Die Berufung ift eines derjenigen Rechte, die Sr. Mas 
ie fät dem Kaifer zuftehen, ein Recht, welches aber gerne fo geübt werden 
wird, wie es den gejeßgebenden Körperjchaften und namentlich dem Reichs» 
tag bequem if. Ich wage auch nicht das Feld der Kritik über die Trage 
au betreten, inmieweit der Reichsſstag durch feine Gefhäftsordnung und 

urch die Art feiner Verhandlungen Frinerfeits dazu beitragen könnte, eine 

bequemere Zeit zu ermöglichen, vielleiht die Verhandlungen abzu- 
fürzen; das liegt außerhalb meines Berufs. Eine Herabjegung der Be⸗ 
ſchlußunfähigkeit, glaube ich, würde eher dahin wirken, die Bollzähligteit 
bes Reichstages ficherer d ftelen, als fie bisher ift; wenigſtens menn 
wir nad den: Beifpiele Englands ung richten, mo 40 Mitglieder in der 
Lage find, gültige Befchlüffe zu faſſen, wo alfo Jeder fich getrieben fühlt, 
zu erfcheinen, danıit etwa nicht die Bierzig, deren Zujammenfegung er 
nicht kennt, hinter dem Rüden der Anderen Befchlüffe faſſen, deren Legalität 
nachher nicht mehr anfechtbar ift. 

Was die Wahl der Zeit betrifft, jo kann ich nur fo viel auß- 
fprehen, daß ich die bisher wefentlih aus Gefälligkeit für Die 
Einzellandtage gewählte Zeit nicht für die richtige halte. Wir 
fommen in jedem „Jahre in die unangenehme Lage, daß wir nicht fertig 
find mit unjeren Arbeiten, wenn die Jahreszeit und die Sonnenjtrahlen 
mahnen, Berlin zu verlaffen. 

Daß die jegige Zeit eine unrichtig gewählte ift und daß der 
Reichstag zwilchen den ſämmtlichen parlamentarifchen Körperfchaften in 
diefer Beziehung ald eine Art von Afchenbrödel behandelt ift, dem zus 
gefhoben wird, mas der Yandtag nit mag — das ift eine Ein- 
rihtung, der ih mich, wenigftens fo weit mein Einfluß reicht, 
nicht länger füge; e8 leidet meines Erachtens darunter aud 
Die nationale reichsmäßige Entwidelung, wenn die einzelnen 
Länder und Tandtage fi gewöhnen, die Reih3-Einrihtungen 
als ein Zugehör ihrer PartifularsEinrichtungen zu betradten, 
wenn Öie * nicht an den Gedanken gewöhnen, daß das Reich 
fein Anbau an das Gebäude deg Einzelftaaten iſt, ſondern 
daß es die umfajjende Wölbung ift, unter der die einzelnen 
Staaten in ihrer Geſammtheit wohnen und die zu pflegen 
die Aufgabe Aller if. Meines Erachtens hat das Reich das Recht, 
fi) diejenige Zeit zu wählen, die überhaupt für parlamentarifhe Ber: 
fammlungen in großen Städten die geeignetfte if. Das ift der Winter. 
Welchen Theil des Winters man dazu wählen will, für melden Theil 
des Winter! die Wünfche in diefer Verfammlung und im Bundesrathe 
fi) vorzugsweiſe entjcheiden, das laſſe ich dahin geftellt. 

In dieſem Jahre habe ich, während der preußifche Landtag bier faß, 
vielfach darauf gedrängt, daß der Reichstag früh genug berufen wurde, 
und ich habe, da ich nicht der Dieinung bin, daß der Reichstag ganz rück⸗ 
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ſichtslos gegen bie Landtage verfahren fol, Anftand genommen, Er. Re 
jeftät dem Kaifer zu rathen, daß die früher gefhah, als es geſchehen 
iſt, weil von Seiten der Vertreter der Einzelſtaaten der entge 
Wunſch ſehr ſtark accentuirt wurde. Aber wenn wir auch rechtzeitig zu 
fammenberufen waren, fo war es doch bei der heutigen Einrichtung ir 
der That nicht möglich, zu der Zeit die nothwendigen Vorlagen in ie 
reihendem Maaße fertig zu ftellen. Das Budget fann nicht wohl 
peüber aufgeftellt werden, als nad Einticht der Abfchläffe 

e8 Vorjahres, nahdem man ein einigermaßen fichere® Urtheil über 
die NRefultate des Vorjahres gemonnen ER was befanntlich kaum mtr 
3 Monaten nad Abſchluß des vorigen ‘Jahres möglich if. Man mürke 
alfo, wenn man in der Zeit der Zufammenkunft andere Einrichtungen 
trifft, vielleicht auh andere Einrichtungen im Beginn des Budget 
jahres treffen müflen, man würde es vielleiht um 3 Monate zu ver: 
legen haben, was feine Schwierigfeit hat und viele Arbeit erfordert, aber 
doch nicht fo viele Schwierigkeiten, wie von denjenigen behauptet mi, 
denen die Arbeiten zur Laft fallen, die damit verbunden find. Aus⸗ 
führbar ift die Maßregel auh nah dem von mir eingeholten 
BZeugniffe des preußifchen Herrn Finanz-Minifters, der ja de 
umfofenbfte Arbeit dabei haben würde, jehr wohl, wenn es aud mi 
erheblichen Arbeiten verknüpft wäre. 

Ih kann für meine Stellung zur Sache als Reichskanzler 
nur die Erklärung geben, daß wir die Wünfche des Reicht— 
tages im Bundesrathe forgfältig ermägen und daß ich deren 
Berüdfihtigung Gr. Majeltät dem Kaifer aufs Dringliäke 
und, wie ih glaube, mit Erfolg anrathen werde, daß aber, 
wenn wir mit den Wünſchen des Reichstages, auf deffen Kon 
penienz ih ja gerne Rüdjiht nehme, einig find, keine Rüd- 
fit auf irgend eine partilulare Berfafjungsbeftimmung 
mich abhalten wird, Sr. Majeftät dem Kaiſer zu rathen, zu 
der Zeit, über die wir einig find, den Reichstag zu berufen 
Mögen die Bartilularverfaffungen in der Richtung geändert 
werden, wenn es nöthig if! Das ift eine Aufforderung, die 
näher liegt, al& daß die Inftitutionen des Reiches ſich beugen 
follen unter die Bedürfniffe der einzelnen Staaten.“ 


Der Eintritt Elfaß-Lothringens in das deutſche Der 
faſſungsleben. 


Geſetzentwurf wegen Einführung der Verfafſung des 
deutſchen Reiches in Elſaß-Lothringen im Weſenllichen 
folgenden Inhalts: 


„Die Verfaſſung bes Deutſchen Reiches ſoll in Elſaß⸗Lothri 
vom 1. Januar 1874 in Wirkſamkeit treten; — das Gebiet des Raid 
landes Eljaß-Lothringen tritt ſomit dem in ber Verfaſſung bezeichneten Bundes⸗ 
gebiete zu; — in Srab-Totpringen werben bis auf Weiteres funfzehn A 

eordnete zum Dentfhen Reichstage gewählt; — das Wahlgeſet pät 
n Deutſchen Reichstag tritt zu bem genannten Zeitpunkt in Kraft; (Ar Eifah- 
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Lothringer, welche fih für die franzdfifhe Nationalität erflärt haben, 
aber nicht ausgewandert find, rubt die Berechtigung zum Wählen und zur Wähl⸗ 
barkeit fo lange, als fie jene Erklärung vor ber zufländigen Behörde nicht aus- 
brüdfich zurüdgenonmen haben.) 

Auch nah Einführung der Verfaffung unb bis zu anderweiter gejetzlicher 
Regelung kann der Kaifer unter Zuſtimmung bes Bundesratbes, während der 
Reichstag nicht verſammelt ift, Verorbnungen mit gejetlicher Kraft erlafien. Die- 
felben dürfen Nichts beftimmen, was der Berfaffung oder den in Elſaß⸗Lothringen 
geltenden Reichsgeſetzen zuwider ift und ſich nicht auf ſolche Angelegenheiten be- 
zieben, in welchen bie Zuftimmung des Reichstages erforderlich if. Solche Ber- 
ordnungen find dem Reichstage bei deſſen nächften Zufammentritt zur Genehmi- 
gung vorzulegen. Sie treten außer Kraft, jobald die Genehmigung verfagt wird.“ 


Erklärung des Direftord der Berwaltung Eljaß-tothringens 
Wirklihen Geheimen Ober⸗Regierungs-Raths Herzog: 


„Die Reicheregierung habe ſich nicht verborgen, daß bie Gewährung aller 
deuten Staatsbürgerrechte an tie Elſäſſer in gewiſſer Weile ein Wagniß fei. 
Es fehle jeder Anhalt, in welchem Sinne viefelben von dem Wahlrecht Gebrauch 
maden, welche Abgeordueten fie in den Reichstag fchiden werben. Aber mögen 
die Wahlen ausfallen wie fie wollen, bie Regierung fei dennoch ber Anficht, daß 
die Betheiligung der Elſäſſer an dem politifhen Leben Deutſch— 
lauds das befte Mittel fei, fie geiftig am ſchnellſten wieder zu uns 
berüberzuzieben. In Betreff der Ausichließung derjenigen Eljaß-Lothringer, 
welche für Frankreich optirt haben, vom Wahlrecht, erklärte der Vertreter der Re⸗ 
gierung: Der bei weiten größte Theil der fogenannten Optionserflärungen fei 
abgegeben worden, ohne daß damit die Abficht der wirflihen Auswanderung ver- 
bunden war. Es laſſe fi dies aus der Thatfache ableiten, daß von etwa 
160,000 Optanten nur etwa 40,000 oder 25 Prozent ausgewandert feien. Der 
überwiegende Theil gab die Erflärung ab, um thatſächlich des Schutes und bes 
Borrechtes ber deutſchen Staatsbürger zu genießen, zugleich aber ein Zeugniß zu 
haben, das bei einem eintretenten Umfchwung feinen franzöfiihen Patriotismus 
bocumentirte. ine ſolche Zwiefältigkeit der nationalen Zugehörigkeit befähige 
nicht zur Ausübung bes höchſten politiihen Ehrenrechts im Deutfchen Reich, weil 
bejorgt werben müfje, daß diejenigen, die ſich für Franzoſen halten, wenn fie 
von dem Wahlrechte Gebrauch machen, es nicht gerade zur Förderung beutfcher 
Intereffen ausüben würden. Und wenn man fonft mit völligem Gleichmuth er- 
warten dürfe, welcher politiihen Partei die eljäffiichen Abgeordneten angehören 
werben, jo wäre es boc nicht paffend und zuträglih, eine franzöfiiche Fraktion 
in dem Reichstage zu ſehen. Das befte und einfachfle Mittel, Die Verbältniffe 
Har zu ftellen, fei das in Vorſchlag gebrachte, e8 den Betheiligten zu überlaflen, 
durch Zurüdnahme ihrer früheren Sıffärung den Zweifel, ob fie ſich als beutiche 
Reichsangehörige betrachten oder nicht, zu befeitigen. 
trachte die Vorlage als einen bedeutfamen Fortſchritt.“ 


16. Juni. Erklärung ded Fürften Bismarck: 


„Die Einrihtung, wonach der Reichstag zugleich auch der Yandtag 
für die befonderen Angelegenheiten Sljaß-Tothringeng jet, fönne nur eine 
einitweilige fein, aus welcher die Negierung in Uebereinftinnmung mit dem 
NReichstage herauszukommen hoffe, wenn erft die elfällifch-Lothringifchen 
Abgeordneten im Breichötage figen und an der Berathung fich betheiligen. 
Den ganzen Reichstag fortgefegt zur Vertretung eineß Yandes von 1’, Mil⸗ 
lionen Einwohnern in Yntprud zu nehmen, dazu fei die Zeit des Reichs⸗ 
tages zu koſtbar. Was aber die einftweilige Befugniß des Bundesrathes zur 
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Geſetzgebung betreffe, fo müſſe derfelbe daß Vertrauen in Anſpruch nehmen, 
daß er die ihm proviforifh anzuvertrauende Einwirkung auf die Geht 
ebung in den Zwifchenzeiten nicht mißbrauchen werde, daß er fid mit 
Den Heichstag, obne den er die politifche Thätigkeit ja nicht einfeitig fürt- 
fegen könne, nicht in Widerſpruch fege, daß die verbündeten Negierunge 
fi dem nicht außsjegen, daß ihre Gejanmtbehandlung der Geſetzgebung in 
der Zwiſchenzeit, jowie der Reichstag wieder zufanımentritt, aus dem 
GefichtSpunfte beurtheilt wird: „Wie Habt ihr nur dergleichen thun 
können, nachdem euch die Anfichten des Reichötages befannt waren,“ fondern 
dag man forgfältig erwägen werde, was man nachher vor dem Reichstaz 
werde rechtfertigen können. Es handele fi um ein Gefeß über ein neues 
Propiforium; in diefer Beziehung möge man den verbündeten Regierungen 
und ihren Organen da8 Vertrauen gewähren, welches ihnen im anderen 
ebenfo wichtigen Angelegenheiten nicht verjagt worden ift.“ 


[Der Entwurf wurde unter Weglaffung der oben ein 
geflammerten Beitimmung in Betreff der Optanten am 
genommen. ] 


Freundſchafts⸗ und Haudels-Vertrag mit Perfin (ab⸗ 
geihloffen während der Anweſenheit des Schah vor 
Perfien in Berlin). 

22. Zuni. Neußerung ded Fürften Bismard im Reichstage. 


„Aus den Beftimmungen des Vertrags geht hervor, wie die Be 
ziehungen zwiſchen Perſien und Deutichland Keime der Belebung in ſih 
tragen, die wir früher bei der Beiprehung der Frage, ob dort eine Ber 
tretung des Deutfchen Reiches eingeführt werden te, nicht in dem 
Maße zu erkennen vermodten. Der Vertrag enthält nicht blos Befier 
mungen Über die Handelsbeziehungen, er enthält auch einige Andeutungen 
über die politiihen Beziehungen Berfieng um Auslande ſowohl der 

enmwart, wie der Zufunft. Es zeigt diefer Umftand an, daß in der neuſten 
dei die gegenfeitigen Beziehungen der Nationen aud die entfernteften 
änder der Welt mehr und mehr umfaffen und auch zwifchen diefen fi 
zu beleben beginnen, fo daß es ja nicht unmöglich iſt, daß wir auch in 
jenen Gegenden, ich will nicht jagen direfte, politifche Intereffen bekommen, — 
wir fuchen ung jo viel wie möglich von folden, die fich uns nicht von 
jelbft aufdrängen im Auslande, fern zu halten, — aber es ift doch möglich, 
daß die Berhältniffe in jenen Gegenden, fei es durch diefen Handeliwr 
trag, fei es durch die politifche Entwidelung Afiens, eine höhere Bedeutung 
auch für unfere Intereſſen annehmen, wie bisher, jo daß es ung vieleikt 
wichtig wird, über die dortigen Vorgänge genaner und direlter jederzeit 
unterrichtet zu fein, wie es bisher der Fall geweſen ift. ch möchte dos 
ber das Sode Haus bitten, bei Beſprechung dieſes Vertrages vielleicht 
auch zugleich die Frage, die Sie mehrmals vorübergehend beichäftigt hat, 
wiederum ind Auge zu faflen, ob es fich empfiehlt, eine diplomatiſche ge 
genfeitige Vertretung zwiſchen Perfien und dem neuen Reiche einzurichten. 

on perfiicher Seite wird, wie ich mich bei Anmwefenheit Sr. Majeflöt 
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es Schahs hier habe überzeugen können, die Herftellung einer ſolchen 
jerbindung lebhaft gerrünicht, und es ift in Ausficht gefteilt worden, daß 
pn dort möglihft bald, ohne fpezielle Friftbeftinmungen, eine perfifche 
jetandtjchaft bier eintreffen und bei dem Saiferlihen Hofe akkreditirt 
erden würde.“ 


Erridtung des Reis -Eifenbahnamtes. 


uni. Aeußerungen ded Fürften Bismard bei der Berathung 
im Reichötage. 


„Nah dem Artikel 17 der Berfaffung liegt Sr. Majeftät dem Kaiſer 
ie Uebermadung der Ausführung der Bundesgeſetze ob, und für die Art, 
yie fie erfolgt, iſt nach demjelben Artikel der Reichskanzler verantwortlich. 
te Verfaffung gehört wohl in erfter Linie und vor Allem zu den YBundes- 
efegen, deren Ausführung verlangt werden darf und überwacht werden 
pl, und wenn nun feit Jahren einer der bedeutendften und für den Ver⸗ 
ehr, für die öffentliche Wohlfahrt, für das Wohlbefinden des Publikums 
ichtigften Abfchnitte eine Ausführung jo gut wie gar nicht gefunden hat, 
o laſtet dies wie ein im Schuldbuch ffenftehender Boften auf den Reichs⸗ 
anzler, der den Anftoß zu geben haben mürde. 

Es ift mir bisher troß meiner Weberzeugung von diejer oblicgenden 
zflicht und trog meiner Anftrengungen bei der vielfach durch Krankheit 
uchbrodenen Thätigkeit nicht gelungen, der Erfüllung der mir geftellten 
Lufgabe näher zu treten, und feibt die ftarfen Mahnungen, die von 
Seiten des Reichsſstages an mich früher gelangt find, haben mir die nös 
ige Unterlage nicht gegeben, der ich bedurfte, um eine Vorlage der Res 
ierung zu Stande zu bringen. Ich Hoffe, daß die Hinderniffe, die bisher 
bmalteten, gehoben fein werden, denn ich weiß, daß der jetige Herr Hans 
els⸗Miniſter in Preußen mit mir vollftändig einverftanden darüber ift, 
venn ich age, daß ich diefen Antrag freudig, wie man langerfehnte Hülfs- 
ruppen begrüßt, meinerjeit3 begrüße. Ich bin feft entfchloffen, jo weit 
nein amtlicher und mein perjönliher Einfluß reicht, dem Antrag zur 
Seite zu ftehen, und bin den Herren Antragftellern weſentlich dankbar, 
denn * mir helfen, mein ſchwerbelaſtetes, kanzleriſches Gewiſſen durch 
Iusführung dieſes Antrages zu erleichten. — — 

— — Was uns fehlt, um den in der Verfaſſung vorhandenen Bes 
timmungen Nachdruck zu geben — das iſt die Berechtigung zu einer Exe⸗ 
utive, zu einer — ſich meinethalben in den engſten Grenzen bewegenden 
Strafgewalt. Wenn bisher Etwas paſſirte, was mit den Verfaſſungsbe— 
mmungen im Widerſpruch ftebt, fo hatte die Reichsbehörde feine weitere 
Möglichleit, als an die betreffende Staatsregierung zu ſchreiben und ihr 
mseinanderzuſetzen: in deinem Gebiete finden die und die Unregelmäßig⸗ 
eiten in dem Eijenbahnbetriebe ftatt, du würdeft der Reichsverfaſſung 
utſprechen und uns und dem Publikum einen Gefallen thun, wenn du 
mf Abhülfe hinwirken wollteft. Damit ift in der Regel die Sache todt; 
ne Regierung antwortet, die Sache kommt auf den Schreibeweg und wird 
ben nur von den Parteien felbft unterfucht. In der jegigen Ohnmacht 
md Machtlofigkeit laſſen Sie, wenn ich darum bitten darf, im Intereſſe 
er Würde des Neiches und feiner Berfafiung die Reichsgewalt nicht ver⸗ 
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barren! Sie hat biöher die Beftimmungen der Berfafjung in der Hand, 
fie bat aber feine Möglichkeit und Mittel, ihnen Anerlennung und Gel⸗ 
tung zu verſchaffen.“ 


25. Zuni. Schluß der Seffion durh den Fürften Bismard 
(im Sitzungsſaale ded Neichötages). 


Die Audeinanderfegung wegen der Kriegs— 
entihädigung. 
Aus der „National- Zeitung.” 


„Der Charakter ber letzten Seſſion des Reichstages läßt fih am Beften be 
zeichnen mit ber Verfügung über die Fünf Milliarden. Der größte Theil ber 
Thätigleit war biefer ſchwierigen Aufga gewidmet, und biefer Umftanb Hat ber 
letzten Seſſion Das vorwiegenbe Gepräge finanzieller Operationen aufgebrüdt. — 

Borfichtiger Weile war bis zu einem gewiflen Grabe ſchon in ber früheren 
Seſſion die Ausihüttung ſelbſt in einigen grundſätzlichen Zügen vorbereitet 
worden. Die Kriegsentihäbigung mußte allererft zum Erfat Der unmittelbaren 
Koften und Auslagen zum Zwede der Kriegführung dienen; ben hierzu nöthigen 
Betrag entnahmen der ehemalige Norddeutſche Bund und die Sipdftaaten vorweg, 
ein jeder Betheiligte nach VBebürfniß und unter dem Vorbehalt der Berrechnung 

— auf feinen Antbeil. An zweiter Stelle war anerlaunt, daß das Reich mit feinen 
eigenen Zmweden voranging; kein Einzelftaat hatte ein Anrecht, über bie unmittel- 
baren Kriegsfoften hinaus irgend etwas zu feiner eigenen Verfügung zu erhalten, 
fo fange nicht das Reich die Liquidation feiner eigenen Bebürfniffe für abge⸗ 
ſchloſſen erflärt hatte. Dagegen war indirekt in Ausficht geftellt, daß der lebte 
Neft, welcher von allen Tiquitationen frei bleibt, nicht für zukünftige Reichsaus⸗ 
gaben auf unbeftimmte Zeit zurüdbehalten, fondern an bie Einzelftaaten verwandt 
werden ſollte. Für die Vertbeilung dieſes leten frei werdenten Heftes war ber 
Maßſtab bereits feftgeftellt, nach dem bie Antheilsverhältniffe der Einzelftaaten fid 
beftimmten. 


Auf diefen vereinbarten Grundlagen bat fi die Auseinanderfegung voll- 
zogen, und fo fehr auch während der Bollziehung des ſchwierigen Geſchäftes ein- 
zeine Anfprüche fich durchkreuzten und bie gefonberten Intereffen ab und zu fcharf 
bervortraten, jo muß man doch nach dem Abſchluß anerkennen, daß ein allieitig 
guter Wille obwaltete uud bie ſchwierige Arbeit fehr erleichterte. Die Abred- 
nungen erinnerten zuweilen an wenig erbauliche Berichte aus dem Schoofe bes 
ehemaligen Bunbestages, aber nur der äußere Anklang rief vorübergehend unliebe 
Erinnerungen bervor, in dem Weſen ber Abrechnung kann man fich feinen 
größern und erfreuficderen Gegenſatz denken, als den zwiſchen dem kleinlichen 
Sinn, welcher bei unvergleichlich Heineren Zahlen den alten Bundestag beberrichte, 
und zwiſchen dem großartigen Stil, in welchem das neue Reich die ſpröde Auf« 
gabe beherrichte. 


Den ıeinften Ausdruck dieſes verdienftlihen Verhaltens giebt der Invaliden- 
fonds. Bon fachverftändiger Seite wurde geltend gemacht, daß bie für vie In- 
balibengebäiker refervirten 187 Millionen bie berforgliäte Berechnung und ängft- 
tichfte Berfiherung der zukünftigen Ausgaben bei Weiten überftiegen, aber ber 
Reichstag bat einftunmig die große Summe gebilligt, weil er den wahrſcheinlichen 
Ueberfhuß zufünftigen Bedürfniſſen des —* dunt. In demſelben Geiſte find 
bie Refervate für Seftungen und andere Bertheibigungszwede, find an dem An⸗ 
theile des Norddeutſchen Bünbes die Netabliffements für die Armee und bie 
Summen für Kafernen und andere militärifche Bauten berechnet worden. 


. Bielen war das Herz erleichtert, als ber letzte Strih unter der Xusein- 
anderjegung gemacht und bie Vertheilung für immer beenbigt war. Zu unferer 
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großen Befriedigung dürfen wir e8 ausſprechen, baf das Reich aus den ſchwie⸗ 
rigen ©efchäften derjenigen Art, welche fo häufig unter Nächften felbft Streit an« 
juregen pflegt, mit erhöhtem Anſehen und befeftigter Einigung hervorgegangen ift.“ 


Die Wahlen in Elfaß- Lothringen. 
Aus der „Provinzial» Eorrespondenz” vom 2. Zuli. 


„In Eljaß-Lothringen haben foeben Wahlen zur Bezirks⸗ und Kreisvertretung 
ftattgefuntden. 

Diefe Wahlen haben an und für fi. keine politifche Bedeutung; denn in 
den genannten Körperichaften werben nicht politiihe Geſchäfte, ſondern lediglich 
die lokalen Intereffen der einzelnen Lanbestbeile wahrgenommen, wie etwa auf 
unferen Kreistagen. 

Es konnte jedoch nicht fehlen, daß die Widerſacher der neuen Zuftände in 
dem Reichslande diefe Gelegenheit, wo die geſammte Bevölkerung zu einer allge» 
meinen öffentlichen Willensäußerung aufgefordert war, nicht vorübergehen laffen 
würden, ohne den Berfuch zu machen, dieſem Wahlaft den Charakter einer deutſch⸗ 
feindlichen, politifch-oppofitionellen Kundgebung aufzubräden. Die franzöfiich ge- 
finnte und von Frankreich ber geleitete ſogenannte „Elſäſſiſche Liga“ ift unabläffig 
thätig, in der elſäſſiſchen Bevölkerung den Wahn zu nähren, daß bie jetigen Zu- 
ſtände nur vorübergehende, die Wiebervereinigung von Elſaß⸗ Lothringen mit 
Sranfreih in kurzer Zeit bevorſtehend ſei und daß es daher einer richtigen po⸗ 
fitiihen Auffaffung, fowie dem Intereffe aller Einzelnen in ber Bevöllkerung 
entipreche, fih auf irgend eine Betheiligung an den jetigen Einrichtungen und 
öffentlihen Verhältniſſen gar nicht einzulaffeı. 

Nur in einzelnen großen Städten, wie Straßburg, follte baber eine aus⸗ 
drüdiihe Kundgebung der Feindihaft gegen die neuen Auftänbe durch die Wahl 
von Perjönlichkeiten, deren bdeutjch-feindliche Geſinnung befannt fei, erfolgen. Im 
Uebrigen war das Beſtreben der reichsjeindblichen Partei vor Allem darauf ge» 
richtet, die Eljaß-Lothringer zu einer gänzlihen Enthbaltung von den 
Wahlen zu beftimmen, zum Beweile, daß die Bevölkerung dem dffentlichen 
Leben unter der neuen Regierung völlig fremd bleiben wolle. 

Die elfaß - lothringifche Regierung bewährte diefen Beftrebungen gegen iber 
diefelbe Ruhe und wohl gegründete Zuwerficht, welche alle ihre Schritte bezeichnet. 
Weit entfernt, dem feindlichen politifchen Treiben ihrerjeits eine Agitation zum 
Zwecke politifher Wahlen im deutſchen Sinne entgegenzufegen, bejchräntte fie‘ 

& darauf, die Bevölkerung darüber zu belehren, daß es fich bei diefen Wahlen 
berhaupt nicht um Politit, fondern um die nächften, praktiſchen Angelegenheiten 
der Kreife und Bezirke handele, und daß die Elfaß-Lothringer ihr Interefje am 
beften wahren würden, wenn fie unabhängig von allen Neigungen für Deutſch⸗ 
and oder für Frankreich Männer wählten, welche geeignet und Willens feien, 
für das Wohl und die Bedürfniffe des Landes nad befter Einficht zu forgen. 

Auch aus der Bevölkerung felbft trat noch im letzten Augenblide eine be- 
founene Partei hervor, welche der Aufforderung zum Nicht-Wählen kräftig ent- 
gegentrat. In einem Aufrufe verjelben hieß es: 

„Wer uns rätb, und der Wahl zu enthalten, oder wer uns räth, Männer 
zu wäblen, die ihre Aufgabe in vergeblihen Demonftrationen, ftatt in rüdhalts- 
loſer Arbeit ſehen, der liebt dieſes unfer Elſaß⸗Lothringen nicht aufridhtig, dem 
fteben andere Zwecke höher, al® der innere Friede und bie gebeihliche Entwidlung 
der materiellen und geiftigen SIntereffen biejes Landes. Sorgen wir für unfere 
Sntereffen — erfüllen wir unfere Bürgerpflidt — thun wir, mas wir als ver- 
nünftige und patriotifche Elfäffer und Lothringer thun müſſen — geben wir ein» 
müthig zu den Urnen — wählen wir folde Männer, bie ihren eigenen Ge- 
ſchäften bisher gut vorzuftehen wußten, benn wer feine eigenen Geſchäfte gut zu 
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barren! Sie hat bisher die Beitimmungen der Berfaffung in ber Ham, 
fie hat aber feine Möglichkeit und Mittel, ihnen Anerkennung und Gel⸗ 
tung zu verjchaffen.“ 


25. Suni. Schluß der Seffion durch den Fürften Bismard 
(im Situngdfaale ded Reichstages). 


Die Audeinanderfegung wegen der Krieg 
entihädigung. 
Aus der „National- Zeitung.” 


„Der Charakter der letzten Seſſion des Reichstages läßt ſich am Beften be 
zeichnen mit ber Verfügung Über die Fünf Milliarden. Der größte Theil ber 
Thätigleit war dieſer Idwierigen Aufgabe gewidmet, und biefer Umſtand bat ber 
letzten Seffion das vorwiegende Gepräge finanzieller Operationen aufgebrädt — 

Borfichtiger Weife war bis zu einem gewiffen Grabe ſchon in ber früheren 
Seffion die Ausihättung felbft in einigen grunbfägfiden Zügen vorbereitet 
worden. Die Kriegsentihäbigung mußte allererft zum Erjat der unmittelbaren 
Koften und Auslagen zum Zmwede ver Kriegführung dienen; ben hierzu nmötbigen 
Betrag entnahmen der ehemalige Norbdentihe Bund und die Sübflaaten vorm, 
ein jeder Betheiligte nach Bebürfniß und unter dem Vorbehalt der Berredhuumg 
auf feinen Antbeil. An zweiter Stelle war anerlannt, daß das Neich mit feiner 
eigenen Zweden voranging; fein Einzelftaat hatte ein Anrecht, über bie ummittd 
baren Kriegsfoften binaus irgend etwas zu feiner eigenen Verfügung zu erhalten, 
fo fange nicht Das Reich die Liquidation feiner eigenen Bedürfniſſe für age 
fhloffen erklärt hatte. Dagegen war indirekt in Ausficht geftellt, daß ber legte 
Neft, welcher von allen Fiquidationen frei bleibt, nicht für zufünftige Reichsaus 
gaben auf unbeflimmte Zeit zurüdbehalten, ſondern an die Einzelftaaten 
werden follte. Für die Vertheilung biefes letten frei werdenden Reſtes war br 
—* bereits feſtgeſtellt, nach dem die Antbeilsverhältnifſe der Einzelſtaaten ſich 

eſtimmten. 


Auf dieſen vereinbarten Grundlagen hat ſich die Auseinanderſetzung vol. 
zogen, und fo fehr auch während ber Bollziehung bes ſchwierigen Gejchäftes ei 
zelne Anfprüche fich durchkreuzten und die geſonderten Interefjen ab und zu Ida 
bervortraten, fo muß man doch nad) dem Abſchluß anerlennen, daß ein alllaıng 
guter Wille obwaltete und die fehwierige Arbeit fehr erleichterte. Die 
nungen erinnerten zumeilen au wenig erbauliche Berichte aus dem Echoofe bei 
ehemaligen Bundestages, aber nur der Äußere Anklang rief vorübergehend une 
Erinnerungen hervor, in dem Weſen ber Abrechnung kann man fich feinen 
größern und erfreulicheren Gegenfat denken, als ben zwifchen dem kleinlicher 
Sinn, welcher bei unvergleichlich Hleineren Zahlen ben alten Bundestag beherrichtt, 
und zwifchen dem großartigen Stil, in weichem das neue Reich die fpröde Auf 
gabe beherrſchte. 


Den ıeinften Ausbrud biejes verdienftlihen Verhaltens giebt ber Invalider⸗ 
fonds. Bon fachverftändiger Seite wurde geltend gemacht, daß bie für bie Ja 
validengehälter refervirten 187 Millionen die vorſorglichſte Berechnung und 
lichfte Verfiherung der zufünftigen Ausgaben bei Weitem überftiegen, aber ber 
Reichstag hat einftimmig die große Summe gebilligt, weil er den wahrſcheinlichen 
Ueberſchuß zufünftigen Bedürfniffen bes Heichen gönnt. In demfelben Geife find 
die Reſervate für Seftungen und andere Bertheibigungszwede, finb an dem Ir 
tbeile des Norddeutſchen Buͤndes die Retabliffements für die Armee nud IR 
Summen für Kafernen und andere militärifche Bauten berechnet worben. 


. Bielen war das Herz erleichtert, als ber letzte Strich unter ber Antei 
anberfegung gemacht und die Vertheilung für immer beenbigt war. Zu nuſere 
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großen Befriedigung bürfen wir e8 ausſprechen, baß das Reich aus ben ſchwie⸗ 
rigen Geſchäften derjenigen Art, welche jo häufig unter Nächften felbft Streit an- 
zuregen pflegt, mit erhöhten Anjehen und befeftigter Einigung hervorgegangen ift.“ 


Die Wahlen in Elfaß- Lothringen. 
Aus der „PBrovinzial» Eorrespondenz” vom 2. Juli. 


„In Elfaß-Lothringen haben foeben Wahlen zur Bezirks⸗ und Kreisvertretung 
Rattgefunden. 

Diefe Wahlen haben an und für fih. keine politifche Vebeutung; denn in 
den genannten Körperichaften werben nicht politiihe Geſchäfte, fonbern lediglich 
bie Iofalen Interefjen der einzelnen Tandestheile wahrgenommen, wie etwa auf 
unferen Kreistagen. 

Es konnte jedoch nicht fehlen, daß die Widerfacher der neuen Zuſtände in 
dem Reichslande diefe Gelegenheit, wo die gefammte Bevölkerung zu einer allge» 
meinen öffentlichen Willensäußerung aufgefordert war, nicht vorübergehen laffen 
würden, ohne den Verſuch zu machen, dieſem Wahlakt den Charakter einer deutſch⸗ 
feindlichen, politifch-oppofitionellen Kundgebung aufzubrüden. Die franzöfifch ge⸗ 
finnte und von Frankreich ber geleitete fogenannte „Elfäffiihe Liga“ ift unabläffig 
thätig, in der eljälftichen Bevölkerung den Wahn zu nähren, daß bie jeigen Zu— 
fände nur vorübergehende, die Wiedervereinigung von Elſaß⸗ Lothringen mit 

anfreih in kurzer Zeit bevorftehend fer und daß e8 Daher einer richtigen po» 

tiſchen Auffafjung, ſowie dem Intereffe aller Einzelnen in ber Bevdlkerung 
entſpreche, fih auf irgend eine Betheiligung an den jeßigen Einrichtungen und 
Sffentlihen Berhältniffen gar nicht einzulaffen. 

Nur in einzelnen großen Stäbten, wie Straßburg, follte baber eine aus⸗ 
brüdtihe Kundgebung der Feindſchaft gegen vie neuen Aufänbe durh die Wahl 
von Perfönlichkeiten, deren beutfch-feinblihe Geſinnung bekannt fei, erfolgen. Im 
Uebrigen war das Beftreben ber reichsfeindlichen Partei vor Allem baranf ge 
richtet, die Eljaß-Lothringer zu einer gänzliden Enthaltung von den 
Wahlen zu beflimmen, zum Beweiſe, daß die Bevölkerung dem öffentlichen 
Leben unter der neuen Regierung völlig fremb bleiben wolle. 

Die eljaß - lotbringifche Regierung bewährte diefen Beftrebungen gegenüber 
biefelbe Ruhe und wohl gegründete Zuwerficht, welche alle ihre Schritte bezeichnet. 
Weit entfernt, dem feindlichen politifchen Treiben ihrerfeits eine Agitation zum 

mwede politiicher Wahlen im deutſchen Sinne entgegenzujeßen, beichränkte fie‘ 
darauf, die Bevölkerung darüber zu belehren, daß es ſich bei diefen Wahlen 
berhaupt nit um Politik, fondern um bie nächſten, praktiſchen Angelegenheiten 
der Kreife und Bezirle handele, und daß die Eljaß-Lothringer ihr Intereffe am 
beften wahren würden, wenn fie unabhängig von allen Neigungen für Deutſch⸗ 
Sand ober für Frankreich Männer wählten, welche geeignet und Willens feien, 
für das Wohl und die Bebürfnifie des Landes nach befter Einficht zu forgen. 

Aud aus der Bevölkerung ſelbſt trat noch im letten Augenblide eine be- 
fonnene Partei hervor, welche ber Aufforderung zum Nicht-Wählen kräftig ent- 
gegentrat. Im einem Aufrufe verfelben hieß es: 

„Wer uns rätb, uns der Wahl zu enthalten, ober wer uns räth, Männer 
zu wählen, bie ihre Aufgabe in vergeblichen Demonftrationen, ftatt in rückhalts⸗ 
loſer Arbeit ſehen, ber liebt dieſes unfer Elſaß⸗Lothringen nicht aufridhtig, dem 
ſtehen andere Zwecke höher, als ber innere Friede und bie gedeihliche Entwicklung 
ber materiellen und geiftigen Intereffen biejes Landes. Sorgen wir für unfere 
Intereſſen — erfüllen wir unjere Bürgerpflicht — thun wir, was wir als ver- 
nünftige unb patriotifhe Elfäffer und Lothringer tbun müſſen — gehen wir ein- 
müthig zu ben Urnen — wählen wir folde Männer, bie ihren eigenen &e- 
fhäften bisher gut vorzuftehen mußten, benn wer feine eigenen Geſchäfte gut zu 
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verwalten verfteht, wird auch flür das Geſammtwohl feiner Mitbirger zu forgen 
wiſſen.“ 

j Die elſaß lothringiſche Bevöllerung hat in dem größten Theile des Landes 
diefen verftändigen Rath befolgt und die Wahlen find überwiegend im Einne 
einer gemäßigten und praftiihen Auffaffung der Dinge ausgefallen. 

Bon 90 Kantonen haben etwa 75 von vornherein gültige Wahlen vel- 
zogen; eigentliche umfaffeube Wahlenthaltungen baben faft nur in ben Stätten 
wie Mül aufen und Colmar flattgefunden und nur in erfterer wit einem ausge 
ſprochen feinbfeligen Eharalter. In Straßburg allein iſt es zu einer peftiv 
feindfihen Wahl gelommen, indem die Stimmen der Mehrheit auf hie ver 
Kurzem abgejetten ®emeinderäthe gerichtet wurden. Aber auch bier ſtand der 
Mehrheit eine höchſt beträchtliche Minderheit gegenüber, welche für bejonnene 
Männer flimmte. " 

In bobem Grade Überrafhend bagegen ift die Größe ber 
Niederlage, weldhe die franzöfifche Agitationspartei in dem aller 
größten Theile der ländlihen Wahlbezirke erfahren bat. Je weiter 
von den großen Stäbten entfernt, befto fachlicher und verſtändiger wurben bie 
Wahlen ausgeführt. 

Diefes Ergebuiß ift um fo höher anzufchlagen, als fi) bie ultramontau 
Partei in den Reichslanden mit der franzdfifchen Partei verband, und bie Geil: 
a ihren Einfluß großentheil® zu Gunften ver Wahlenthaltung geltend 
machte. 

Der Ausfall der Wahlen ift unter ſolchen Verhältniffen vor Allem eu 
Zeugniß für ben gefunden praltiihen Einn bes eljah-Iothringifchen Volks, 
welches, unbeirrt durch alle politifhen Wühlereien, faft überall Männer 
bat, denen e8 den guten Willen und die Einficht zutraut, feine unmittelbaren 
Intereffen auch unter ben neuen Verhäftniffen erfolgreich wahrzunehmen. 

In foldem Sinne allein wird Die Regierung der NReichslande gewiß bie 
Wahlen anffaffen und willlommen beißen: nicht als einen Gieg bei 
Deutfhthums oder auch nur einer bewußt deutſchfreundlichen Oe⸗ 
finnung, dazu ift e8 zu früh, — wohl aber als die Befefigung eine 
ſelbſtſtändig elſaß-lothringiſchen Gefinnung, welche entichloffen if, anf 
dem Boden ber Thatfahen das Wohl und Intereffe des Landes ernſt wahr 
zunehmen; — fomit zugleich als eine entſchiedene Abwendung von ber 
franzöfifhen Wühlerei, welde die Geſchicke Elſaß-Lothringens fort 
und fort in die politifhden Wirreu und Gefahren Eranfreide hin: 
einzuziehen beftrebt ift. 

Die Regierung von Elfaß-Lothringen bat ſchon darin einen Beweis ber 
Kraft und des Selbftvertrauens gegeben, daß fie die Wahlen fo frei und unbe 
einflußt vor ſich geben Tieß, wie fie unter franzöſiſcher Herrihaft niemals fattge‘ 
funden hatten. Das Ergebnif der Wahlen, das entſchiedene Hervortreten eine 
jelbftftändigen eljaßslothringifhen Partei kann die Regierung nur ermutbigen, 
dem bisherigen Wege ihrer weſentlich praktiſchen Politik zuverfichtlich weiter vor 
zugehen; denn fie darf hoffen, durch bie alljeitige wahrhafte Fürſorge für bie 
Landesintereffen immer fefteren Boden in ber Bendlferung zu gewinnen. 

Das Aufleimen einer wirklich deutſchen politifchen Geftnnung mag mar 
getroft der Zukunft überlaffen: bus beſte Mittel, um ven politifchen Bd ber 
Bevölferung immer mehr auf das Deutſche Reich und feine Angelegenheiten 8 
wenden, wirb bie eigene Theilnahme Elfaß-Lothringens an ber deutſchen Reihe 
vrtretung fein. 

Für jegt können wir ung freudig baran genügen laffen, daß bei ben lehten 
Wahlen eine eljaß-Iothringifche Partei die franzöfiihe Partei grünbfich gef 
bat, — zuverfichtlicher als je dürfen wir ber Zeit entgegenjehen, mo ans 
elſaß⸗lothringiſchen eine wirkliche deutſche Reichspartei berworgehen wird.“ 
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5. September. Letzte Zahlung der franzöfiichen Kontribution. 
8. September. Räumung Verbund und Rüdfehr der legten deutjchen‘ 
Truppen aus Frankreich. 


2. September. Enthüllung des Siegesdenkmals in Berlin. 


Unmittelbar nach dem Moment der Enthüllung reitet 
Kaiſer Wilhelm zunächſt an Fürſt Bismarck heran, um 
ihm mit herzlichen Worten erneuten Dank auszuſprechen. 


Fraukreich und Deutſchland. 


Aus der „Provinzial⸗-Correspondenz“ vom 10. September. 


„Diefelben Tage, welche Deutſchland als patriotiiche Feſttage begangen hat, 
find in Frankreich mit frendigen Aunbgebnngen gefeiert worden. Der Ausprud 
unferer nationalen Genugthuung im Rüdblid auf die Thaten und Errungen- 
ſchaften ber jüngften Jahre ift in franzöftiihen Blättern mit dem befriebigten 
Hinweis auf den fich jo eben vollziebenden gänzlichen Abſchluß ter unmittelbaren 
Folgen bed Krieges erwidert worden. 

Frankreich bat in ber That reihen Grund, fi ber Thatſache zu freuen, 
baß ſchon jest, kaum drittehalb Jahre nach dem erfien Friedensſchluſſe, die voll- 
Rändige Abzahlung ber Kriegsſchuld und demzufolge die gänzlihe Räumung fran- 
ren Gebietes erfolgen kann; denn abgeſehen von der ſelbſtverſtändlichen Be⸗ 

iebigung über bie Befreiung des Lantes von dem leiten Reſt fremder Herrſchaft, 
ft zugleich die fo raſche Zahlung eines Betrages von 5 Milliarden ein Beweis 
wirtbfchaftlicher Kraft, wie fie nur einem von der Natur bevorzugten und durch 
vielhundertjährige Entwidelung geförderten Lande innewohnen kann. Man wird 
es durchaus natürlich finden, daß die Franzofen fich diefer glänzenden Erprobung 
ibrer finanziellen Kraft nach einem ſchweren und verbängnißvollen Kriege in 
hohem Maße erfreuen. 

Die Thatfache freilich, daß Frankreich im Stande war, die ihm auferlegte 
Kriegsentfhädigung flatt in vier Jahren, wie zuerft beftimmt war, jchon nad 
zwei Jahren völlig abzutragen und in berfeiben Zeit no ungeheure Summen 
auf die Wieberberftellung feiner Armee zu verwenden, giebt vor Allem ven Be- 
weis, daß die finanziellen Forderungen, welhe Deutihland au Frankreich geftellt 
batte, keinesweges fo übertrieben und fo drückend waren, wie beim Friedensſchluſſe 
auf vielen Seiten, bejonvers in England, behauptet wurde. Alle ängftlichen 
Borherfagungen, welche damals mit dem Scheine größter Autorität in Bezug auf 
den wirthſchaftlichen Ruin Frankreichs und auf gleichzeitige verhängnißvolle Er» 
fütterungen des Weltgeldmarktes laut wurten, haben fich als irrthümlich erwiefen. 

Kür Deutichland ftand bei ven Friedensverhandlungen die Geldfrage von 
vornherein nur in zweiter Linie. Das Wichtigfte, worauf e8 dem Fürften Bis⸗ 
mard anlam, und was er vom September 1870 ab in allen Verhandlungen 
and Kundgebungen betonte, das war die Erlangung fiherer Bürgſchaften eines 
fänftigen dauernden Friedens durch die Aufrichtung fefter Bollwerke zur Abwehr 
neuen Friedensbruchs. Die eine dieſer Bürgfchaften: die vollendete Einigung 
Deutſchlands, hatte uns fchon der Kıieg gebracht, und fie war im Laufe deffelben 
feierlich befiegelt worden; — die weitere Bürgichaft follte uns ber Friedensſchluß 
bringen in ber Wiedergewinnung der alten beutihen Grenzlande mit Straßburg 
und Dep. ’ 

Die Kriegsentſchädigung, welche neben diefer gewichtigften Friebensbedingung 
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Frankreich auferlegt wurbe, follte Deutjchland zunächſt nur für bie unmittelbaren 
und mittelbaren Schäden, die e8 an feiner nationalen Wohlfahrt Durch den Krieg 
erlitten hatte, fomweit möglih Erfat gewähren, fowie ferner bie Mittel barbieten, 
um die militärifhen Einrichtungen des Reiches nach allen Richtungen mieder iu 
erneuern und zu vervollfländigen. Nicht um eine Bereicherung Deutichlande, 
nicht um eine dauernte Schädigung Frankreichs durch eine unerſchwingliche Lak 
war e8 Deutichland zu thun. 

Daß unfere Regierung die wirtbichaftliche Kraft Frankreichs babei nicht 
überſchätzt hatte, wurde gleich damals von ber franzöfiichen Regierung jelber und 
von ber Nationalwerfammlung entjchieden bezeugt. Herr Thiers ſprach mit 
voller Zuverfiht und mit Stolz von Frankreichs „ewiger Jugend” unb „une: 
ſchöpflicher Kraft”, und der Berichterftatter der Nationalverfammlung fagte: Frant- 
reichs Hülfsquellen feien groß genug, um aucd jenen hoben Anforderungen zu 
genügen, vorausgefegt, daß Frankreich Entichließungen für die Zukunft fafle, wie 
fie fih aus der jüugften harten Prüfung ergeben, Entfhliefungen, durch welche 
Frankreich ebenjo vor Revolutionen wie vor despotiſcher Herrſchaft bemabıt 
bleiben und eine Aera ernfter Arbeit, wahrhafter Ordnung und freiheit gefidert 
werde. 

Die in diefen Worten bezeichnete Politit der Damals begründeten Regierung, 
die von dem BPräfidenten Thiers zwei Jahre hindurch mit großem Erfolge ge 
bandhabte Politit hat in der That Frankreich in den Stand geſetzt, feine Ber 
pflichtungen in ungeahnt raſcher Weife zu erfüllen. 

Unfere Regierung aber bat in Anerlennung bes befonnenen Geiftes, welder 
in jener Politik zur Geltung gelangte, bereitwillig die Hand dazu geboten, Frank 
reih die Abtragung ber Schuld zu erleichtern und die Friften der Auseinander 
ſetzung abzukürzen. 

Wie groß Frankreichs Nationalreichthum und der auf demſelben beruhende 
Kredit bes Landes aud if, jo würbe doch eine fo raſche Abwidelung, wie fie ar 
folgt ift, nimmer möglich gewejen fein, wenn nicht das ebenfo vertrauend- wie 
rüdfihtswolle Verhalten unferer Regierung die finanziellen Unternehmungen ver 
franzöfifchen Regierung unterſtützt hätte. Nicht aus eigener finanzieller Kraft 
allein bat Frankreich die fünf Milliarden in fo kurzer Zeit abgetragen, fonbern 
unter umfaſſender Mitwirkung ber Kapitalien aus allen Yändern. Die 
bes Auslandes aber wurde vernehmlich durch das Vertrauen, welches bie beutide 
Regierung bei allen Verhandlungen walten ließ, begrüntet und geförbert. 

Auch die Decupation franzöfiihen Gebietes, welche jett zu Ende geht, iR 
von beuticher Seite mit alljeitig anerlannter Schonung und Rückſichtnahme ducch⸗ 
geführt worden. Mit Recht jagt ein nerbbeutiches Blatt: „Im Grunde willen 
wir von biefer zweijährigen Occupation nicht viel mehr als die bloße Thatſache 
und daß biefelbe jett ihre Endſchaft erreicht. Aber — daß wir nicht met 
wiffen, ift ein ausgezeichnetes und höchſt ehrenvolles Zeugniß für die Truppe 
und beren Führer, denen die undankfbare und fchwierige Aufgabe zuftel, inmitten 
einer feinbfeligen Bevölkerung, gelaffen und ruhig den Garniſondienſt wahre 
nehmen in täglicher Kriegsbereitihaft. Dean kaun von dieſer Occupation nicht 
ARühmlicheres fagen, ale daß man während der zwei Jahre ihrer Dauer IM 
Grunde nichts Über fie gehört hat. — — Die Kunft befland barin, auf ein 
ftürmifches und aufregendes Drama einen möglichſt geräufchlofen Schlußalt folgen 
zu laffen, und auch dies ift ber beutfchen eeresteitung ebenſo vollfländig ge⸗ 
lungen, wie die kriegeriſche Altion.“ 

Frankreich wird nunmehr wieder ſich ſelbſt überlaſſen fein; 
Deutſchland wird nah Löſung aller Verpflichtungen Seitent 
Bra nkreichs und nah dem Abzuge ber legten Truppen von Berbaz, 
eine anderen Beziehungen mehr zu bem großen Nadbarfaste 
baben, als zu irgend einem anderen Lande. 

Wir werden der Entwidelung derinneren Berbältniffe Franf- 
reichs durch alle Wechſelfälle mit voller Ruhe und Unbefangenpeit 
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folgen können. Je ftärter und zuverläffiger bie thatfählidhen 
Bürgfchaften find, weldhe für die Sicherheit des Deutihen Reiches 
in \einer jebigen Ausdehnung gewonnen worden, befto aufrichtiger 
find unfere Wäünſche, daß Frankreich zu einer inneren Neun» 

efaltung gelangen möge, welde dem Lande „eine Yera wahr» 
Dafter Ordnung und Freiheit” bringe und zugleih ben Welt- 
frieden fördern und befeftigen helfe.“ 


22.—28. September. Beſuch ded Könige Victor Emmanuel 
von Stalien in Berlin. 


Konferenzen ded Fürften Bismarck mit dem italienischen 
Minifter- Präfidenten Minghetti und dem Minifter der 
auswärtigen Angelegenheiten Visconti-Venoſta. 


Die Bedeutung ded Bejuhd König Pictor 
Emmanuels. 


Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 24. September. 


„König Bictor Emmanuel weilt als Gaft an dem Hofe des Deutichen 
Kaifers; der Empfang aber, der ihm bei uns bereitet worben, wirb ihn empfinten 
Laffen, daß er zugleich der willlommene Gaft unjeres Bofles ift und daß die Be⸗ 
weggründe, Gedanken unb Ziele, welche ihn gerade jetst nach Deutichland führen, 
im deutſchen Bolle ebenfo wie auf Seiten unfjerer Regierung volllommen ge- 
wäürbigt werben. 

Wie bei der Drei-Kaifer- Zufammenkunft im vorigen Jahre die bloße Thut- 
ſache der fürftlihen Bereinigung überall als ein Ereigniß don mächtiger Be⸗ 
deutung und unmittelbarer Wirkung erlannt wurbe, fo ift e8 nicht minder bei 
dem jetigen Beſuche Bictor Emmanuels am öfterreichifchen Kaiferbofe und bei 
unferem Kaifer ber Kal. Die vierte Septemberwoche des Jahres 1873 ſchließt 
fh in ihrer Pebeutung für die Entwidelung der europäiichen Politit volllommen 
an die zweite Septemberwoche bes vorigen Jahres an. 

Der ſtillſchweigende, aber durchaus verftänblihe und Überall verftundene 
Friedensbund der drei Kaifer, ber feit dem vorigen Jahre immer neue Betätigung 
und innigere Befeftigung gefunden bat, übt feine Wirkung fichtlid auch auf die 
anberen großen Staaten, und ber König von Italien hat es für feine fürftliche 
Aufgabe im Intereffe feines Volkes, wie der allgemeinen Bolitit erachtet, jenem 
großen und mächtigen Bunde für die Ruhe und den Frieden Europas offen und 
entſchieden beizutreten. 

Wenn es für das neue Deutſche Reich eine befonbere Genugthuung war, 
daß die ernfte und entichloffene Friebenspolitit, welche der Deutſche Kaifer vom 
erften Augenblid auf das Reichsbanner gefchrieben hatte, der Grundſtein wurde, 
auf welchem eine neue fette Gemeinichaft auch zwiſchen Rußland und Oeſterreich 
erfand, fo darf es uns jett zu gleicher Befriedigung gereichen, daß das Vertrauen 
5 dem Ernſt und der Kraft jener gemeinſamen Bofitit, weldhes den König 

tctor Emmanuel nad Deutichland führt, zugleich ein neues und feftes Band 
zwifchen Italien und Defterreich geknüpft bat. Die Politik des Deutihen Reichs 
erhält eine nene Weihe durch bie immer innigere Bereinigung der großen Staaten 
Europas zur Wahrung und Befeſtigung des Friedens auf den neugeichaffenen 
Grundlagen. 

Ze größer und berubigender die Bebeutung biefer vertrauensvollen Ueber⸗ 
einfiimmung ber Regierungen ift, befto weniger braucht man nad befonderen, un« 
mittelbaren politiihen Zwecken ber fürftlihen Zuſammenkunft zu forfchen. 
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Man darf in diefer Beziehung freilich jett, wie im vorigen Jahre gen 
fein, daß bie beiden mächtigen Monarchen und ihre bebeutenden Staatsmänner 
nicht Tage lang in engerem Berlehr fein werben, ohne daß ihre grumbjäglicde 
Vebereinftimmung über die allgemeinen Ziele der Politik fi anch in ber ven 
traulihen Beiprehung der thatfähhlihen Aufgaben ber Gegenwart und einer 
etwaigen fünftigen Gefährtung bes Frietens bethätigen follte; aber es barf and 
jegt hinzugefügt werben, daß zu beflimmteren biplomatiihen Bereinbarungen cu 
Anlaß nur vorliegen würde, wenn von irgend einer Seite ber Friebe bereits 
thatſächlich bedroht erſchiene. 

Dies iſt zunächſt glücklicher Weiſe nicht der Fall, — und wenn bier und 
dba Beforgniffe in Betreff gewiſſer politifcher Strömungen und Entwidelungen in 
anderen Staaten und der etwaigen Folgen berfeiben für ben Frieden Eureps 
aufgetaucht find, fo wird die Vebentung ber neuen fürftfichen Beſuche in Bier 
und in Berlin vorausfihtlih überall klar erfannt und ernft genug gewürdigt 
werden, um bie Keime neuer Beunrubigung alsbald zu erfliden. 

Der Beſuch des Königs von Italien wirb als eine neue VBürgſchaft eine 
entfchiedenen und wirkſamen Friedenspolitik wie bei uns, fo überall freutig ber 
grüßt werben.” 


17.—23. Oktober. Beſuch Kaifer Wilhelms in Bien 
während der Weltauöftellung, — mit ihm Fürſt Biömard. 


Trinkſpruch des Kaiferd Franz Joſeph bei dem Fe 
mahl in der Hofburg am 21. Oftober. 


„Nachdem Mein innigfter Wunſch, Meinen lieben Freund um 
Bruder noch während der Weltausftellung in Wien willlommen bei 
zu können, in” Erfüllung gegangen ift, to erhebe ch mit freudi 
—5 und beſtem Danke das Glas auf das Wohl Unſeres lie 
te Majeftät der Deutfche Kaifer und König von Preußer 
ebe body!“ 


Erwiderung Kaiſer Wilhelms: 

„Erlauben Dir Ew. Majeſtät, daß Ich auf die eben gehörten er 
hebenden Worte Meinen herzlichften und freundfchaftlichften Dast 
ausſpreche. An diefen Dank reihe Ich den für die gaftliche und freund. 
fchaftlihe Aufnahme, melde die Kaiferin, Meine Gemahlin, und 
Meine Kinder hier gefunden haben. Es ift Mir eine befondere Ge 
nugthuung, daß Ich den freundlichen Beſuch, den Em. Majeftät m 
Berbindung mit Sr. Majeftät dem Kaiſer von Rußland im vorigen 
Jahre in Berlin machten, noch während der Weltausftellung hier habe 
erwidern können. Die damals unter und ausgetaufchten freundicaft- 
lichen Gefinnungen, die Ich bier jest in vollem Maße wiedergefunden 
babe, find eine Bürgſchaft des europäifchen Friedens und der Wohl 
fahrt unferer Völker. Ich trinke auf das Wohl Sr. Majeflät ab 
Kaiferd von Defterreih und Königs von Ungarn, Meines erhabe: " 
Freundes und Bruders!“ 
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Wicdereintritt des Sürften Bismarck 
ı das Präfidium des Preußiſchen Staats-Miniſteriums. 


6. November. Erfranfung des Kaiſers. 


9. November. Abichied des Feldmarſchalls Grafen von 
Roon als Kriegs-Minifter. 


Allerhoͤchſte Ordre. 


3 kann Mich leider der ebergeugung nicht verfchließen, daß Ihr 
iederholtes Geſuch um UWebertritt in den Ruheſtand durch Ihre Leidende 
jefundheit zu jehr begründet ift, um deſſen Gewährung ablehnen oder 
ach nur weiter verzögern zu können. ch gemähre Ihnen daher — aber 
it ſchwerem Herzen — den gemünfchten Abjchied, indem Ich Sie hier» 
uch, unter Entbindung von der mit fo großer Auszeichnung befleideten 
stellung als Kriegs» Minifter, mit der gejeglichen Benfion zur Dispofition 
elle. — Sie tragen in diejem Verhältniß auch ferner die aktiven Dienft- 
ichen und verbleiben auch in der Lifte der aktiven General: Feldmar- 
bälle, fo wie in Ihrem Verhältniß als Chef des Oftpreußifchen Füſilier⸗ 
tegiment3 Nr. 33, damit Sie der Armee, auf deren Ehrentafeln Ihr 
tame für alle Zeiten fteht, auch durch ein äußeres Band angehören, fo 
inge Sie leben. — ch danke Ihnen nochmals warm und von ganzem 
yerzen für Alles, was Sie in Ihrer langen Dienftzeit in allen Ihren 
megebabten Stellungen für Deine Armee geiban haben. Bor allem aber 

men Sie hier nochmals Meinen Königlihen Dank entgegen für Ihre 
eiftungen für Mich und Deine Armee, ſeitdem Ich Sie zum Kriegs⸗ 
Rinifter ernannte. Sie haben Mich bei Durchführung der Reorganifatton 
er Armee mit feltener Umficht, Konfequenz und Energie unterjtüßt, und 
ie Früchte Ihrer ſchweren Arbeit haben nicht auf ſich warten laffen. 
wei glorreiche Kriege haben die Tüchtigkeit unferer Kriegs» Inftitutionen 
ewährt, und bei der nunmehr erfolgten Vergrößerung des Deere® ift es 
neberum Ihr Werk geweſen, diefelbe in fürgefter Beit ins Neben zu rufen. 
-— Mögen Sie fih nad Ihrer treuen Arbeit der mohlverdiertten Ruhe 
och lange erfreuen, und mögen Sie verfichert fein, daß Ich niemals auf- 
ören werde, Dieinen in vielfach ſchwerer und bewegter Zeit immer be» 
ährten Kriegs⸗Miniſter in ehrender und dankender Erinnerung zu be⸗ 


alten. — Als Andenken an den ſchweren Augenblid unferer Trennung 
nde Ich Ahnen Meine Büfte in Marmor. 
Berlin, den 9. November 1873. gez. Wilhelm.“ 


9. November. Allerhöchſte Ordres in Betreff des Prä> 
ſidiums des Staatd-Minifteriumd (ſämmtlich unter 
GSontrafignatur ded Grafen zu Eulenburg). 

An den Präfidenten des Staats» Minifteriums, Generals 

Feldmarſchall Grafen von Roon. 


„Die Gewährung Ihres Gefuhs vom 5.d. M. um Entbebung von 
er Stellung als Präfident Meines Staats⸗Miniſteriums will Ich Ihnen, 


Fürft Bismard. IT. 39 
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in Betradht der von Ihnen angeführten Gründe, nicht länger vorenthalten. 
Andem Ih Sie daher von diefem Amte hierdurch in Gnaden entbinde, 
ſpreche Ih Ihnen Meine volle Anerkennung und Deinen Königlichen 
Dank für die Dienfte aus, melde Eie, in treuer Dingebung aud al 
Präfident des Staat? -Minifteriumd Mir geleiftet haben.“ 


An den Reichskanzler, Staats⸗ und Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten Fürften von Bismarck. 


„Nachdem Sie Sih auf Meinen Wunſch bereit erflärt haben, das 
Präfldium Meines Staats - Minifteriuns, von welchem Ich den General. 
Feldmarihall Grafen von Roon auf feinen Antrag entbumden habe, 
wiederum zu übernehmen, ernenne Ich Sie hierdurch auf's Neue zum 
Präfidenten, und, Ihrem Antrage entiprechend, den Staats⸗ und Finanz 
Minifter Camphauſen zum Vize» Präfidenten Meines Staats» Minifte 
riums. Letztern fege Sch bievon durch befondere Drdre in Kenntuiß.“ 


An den Staat3-Minifter Camphaufen. 


„Nachdem Ich unter Entbindung des Generals Feldnarjchalls Grafen 
von Roon von feinem Amte als Präfident Meines Staats: Minifterumd 
diefe Stelle dem Reichsſskanzler und Minifter der auswärtigen Angelegen 
beiten, Zürften von Bismard, wieder übertragen babe, finde 5 —* 
bewogen, Sie unter Beibehaltung Ihres Amtes als Finanz⸗Miniſter zu 
gleich zum Bize-Präfidenten Meines Staats» Minifteriumsß zu ernennen." 


An das Staats - Minifterium. 


„Das Staats» Minifterium benachrichtige Ich hierdurch, daß Ich durh 
Erlafje vom heutigen Tage den General- Feldmarjhall Grafen v. Roon, 
feinem Geſuche entjprechend, von dem Amte ald Präfident des Staats 
Minifteriumg entbunden, diefe Stellung dem Reichskanzler und Minifte 
der ausmärtigen Angelegenheiten Fürſten von Bismard neben fen 
bisherigen Funktionen wieder übertragen und Mich bewogen gefunden hat, 
den Etaat3-Minifter Camphauſen unter Belafjung der Leitung de 
Finanz⸗Miniſteriums zum Bize-Präfidenten des Staat3» Minifteriumd zu 
ernennen.“ 


Bemerkungen ber „Provinztal- Correspondenz.” 


„So hat denn der Reichslanzler Fürft Bismard, nachdem er unterm 
21. Dezember v. 3. auf feinen Antrag von dem Borfige im Staats: Minifterm 
entbunden worden war, nunmehr auf den Wunfch des Kaifers und Könige her 
jelben wiederum übernommen. 

Se. Majeſtät hatte bereits in dem Schreiben vom 1. Januar d. I. ct 
ben Fürſten ausgefprodhen, mit wie ſchwerem Herzen er dem Antrage befielie 
gewillfahrt habe, wie er aber nach ber geiftigen und Törperlichen Anſtre 
welche in den zehn Jahren dieſer Stellung von ihm verlangt worben, mit M 
anfteben können, dem Fürften die beantragte Erleichterung zu bewilligen. Ben 
der König genehmige, daß berfelbe vie mit fo ficherer und fefter Hand geführt 
Verwaltung Preußens niederlege, fo werde er mit berfelben doch unter Het 
führung ber politiihen Aufgaben Preußens in Verbindung mit benen ber beu 
Reihslanzier-Stellung in engftem Zufammenhange bleiben. Se. Majefät If 
ſchließlich den Wunfh aus, da bie dem Fürften gewährten geſchäftlichen Er 
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ungen bie Kräftigung feiner Geſundheit ſichern möchten, damit er noch 
dem engeren unb weiteren Baterlande feine bewährten Dienfte widmen könne. 
Der Feldmarſchall Graf von Roon wurde in Uebereinfimmung mit ben 
ben des Fürften Bismard damals mit dem Präfidium bes Staats⸗ 
teriums betraut. — 

Nachdem der bisherige Minifter- Präfident Graf von Roon aus dringenden 
bheitsrüdfichten nunmehr fein Abſchiedsgeſuch angelegentlichft erneuert hatte 
5e. Majeftät ihm die Entlaffung nicht ferner zu verfagen vermochte, trat 
teuem ber lebhafte Wunſch in den Vordergrund, daß Fürft Biemard ſelbſt 
räſidium wieber übernehme. 

Es konnte dies ſelbſtverſtändlich nur geſchehen, wenn ihm die unerläßliche 
ſterung, welche er zuvor nur in ber Niederlegung bes Präſidiums finden zu 
ı geglaubt hatte, durch eine andere Einrihtung im Präſidinum 
, durg eine weſentliche Abbürdung der Geſchäftslaſt deſſelben 
et wurde. 

Im folcher Abficht ift neben dem Präſidenten bes Staats-Minifteriums noch 
ize-Präfident befjelben eingejegt und zu diefer Stellung der Finanz» 
ter Camphauſen unter Belaffjung an ber Spige der Finanzverwaltung 
n worden. 

Es handelt fich bei diefer Einrichtung vor Allem darum, dem 
kanzler Die obere Leitung ber preußifgen Berwaltung im Zu- 
ienhange mit der Reichspolitil zu ermögliden, ohne daß bie 
be Sorge und Berantwortung für bie mannigfaden befon- 
ı Aufgaben bes preußiſchen Minifteriums jeine Kraft zer- 
tere unb aufreibe. 

Der Präfident des Staats-Miniftleriums wird der preußifchen 
valtung auch ferner Ziel und Richtung in Uebereinſtimmung 
den Aufgaben ber allgemeinen Politik anweifen; dem Bize- 
identen wird im fleten Einvernehmen mit dem Präfidenten 
jebeutenbe und ebrenvolle Aufgabe zufallen, den Bang in 
rigen der Berwaltung in fteter Harmonie mit den leiten- 
n fihtspunften und den Erforderniffen der Geſammtpolitik zu 
ten.” 


1. November. Neuwahlen zum Abgeordnetenhaufe. 


2. November. Eröffunng des Landtages. 


Aus der Cröffnungsrede ded Vice-Präfidenten des Staats⸗ 
Minifteriumd, Finanz-Minifterd Camphauſen. 
— „Se. Majeftät bedauern lebhaft, diefen bedeutungspollen Akt nicht 
böchitfelbft vollziehen zu können, um fo mehr, als das Haus der 
ordneten aus neuen Wahlen bervorgegangen ift. Namens Sr. Mas 
ſpreche ich den Wunfch und die Soffmung aus, daß der Staatsre⸗ 
ng bei der meiteren Durchführung ihrer wichtigen Aufgaben die vers 
nsvolle Unterftiigung des Landtages nicht fehlen und der Ernſt und 
Bemeinfchaft des Strebens zur Duelle fegendreicher Entwidelung der 
tBeinrichtungen werde. 
In der Stimmung, welche bei den „jingften Wahlen entjcheidend ges 
# bat, glaubt die Regierung Sr. jet den Ausdrud der Billie 
‚der in der Öcengebung betretenen Bahnen finden zu dürfen: fie 
itſchlofſen, dieſe Bahnen ruhig und feit weiter zu verfolgen. 
39* 
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Aus dem Entwurfe zum Staatshaushalts-Etat für 1874 werden 
Sie erfehen, daß die Finanzlage Preußens eine durchaus befriedigende if. 
Die Staatsfhuld ift durch die Finanzmaßregeln der lebten J 
beträchtlich vermindert worden. Ein erheblicher Ueberſchuß fteht aus dem 
abgelaufenen Finanzjahre zur Verfügung. Durd die Erleichterung in den 
Steuerleiftungen der unterften Volksklaſſen wird allerdings mit dem nächften 
Fahre ein Ausfall in den Einnahmen eintreten, und weiter führt bie 
Steigerung der Arbeitslöhne und des Preiſes faft aller Materialien za 
einem Anwachſen der Ausgaben, welches bei wichtigen Zweigen des Staatl 

einfommeng die Erträge fchmälert. 

Gleichwohl Laffen die zur Verfügung ftehenden Mittel e8 zu, auf 
für das Jahr 1874 den herporgetretenen ermweiterten Bedirfniſſen auf 
allen Gebieten der Etaatövermwaltung in reichem Maße gerecht zu werden. 

Insbeſondere wird e8 möglich fein, große Summen für die Ber 
befierung der dem allgemeinen Verkehr dienenden Anftalten bereit zu ftellen, 
namentlich auch die Regulirung der jchiffbaren Ströme und die —2 
neuer Waſſerſtraßen kräftig zu fördern. — — 

Die in der legten Seſſion berathenen Geſetze, durch welche die Be 
iehungen des Staates zu den großen Kirchengemeinſchaften Harer md 
der als juber geregelt worden find, haben zum Bedauern der Staatt 
regierung bei den Bilchöfen der römiſch-katholiſchen Kirche einen unbered- 
tigten Widerftand gefunden. 

Je mehr die Regierung Seiner Majeftät von der Weberzeugung 
durchdrungen ift, daß das religiöfe Leben der verjchiedenen Konfeſſionen 
Durch dieſe Gelege in feiner eite gefährdet wird, um fo entjchiedener 
wird die Regierung, unbeirrt durch jenen Widerjpruh, die Geſetze ud . 
ferner zur Durchführung bringen und alle weiter erforderlichen Schritte 
rechtzeitig folgen laffen, um die ihrer Obhut anvertrauten Intereſſen vor 
Schädigung zu wahren, Sie ift überzeugt, daß fie bei der Löfung diefer 
Aufgabe auf die Fräftige Unterftügung der Landesvertretung rechnen darf. 

Meine Herren! Die zahlreihen und wichtigen Arbeiten, welche Ihrer 
barren, werden nicht ohne neue lebhafte Kämpfe erledigt werden. Aber 
die Geichichte Preußens und befonder8 die parlamentarifche Gefchichte der 
legten Jahre giebt Zeugniß, daß die Yandesvertretung in fefter Gemein 

haft mit der Regierung das für das StaatSwohl Unerläßliche im rechten 

ugenblide durchzuführen bereit ift. Das Bemußtjein, daß die irn 
Geiner Majeftät ebenfo wie die Landesvertretung, auch da wo fie lebhaften 
Strömungen in einem Theile der Bevölkerung entgegenzumwirten genöthigt 
find, nur von dem Streben für das Heil der Gefammtheit geleitet werden, 
wird der Ausgleichung der augenblidlichen Gegenfäge zum Stüßpuntte dienen. 

Möge der verfühnende Geift der Liebe zum gemeinfamen Baterlande 
auch bei den Arbeiten diefes Landtages jegengreich walten.“ 


Beränderte Parteiftellung im neuen Abgeord- 
netenhauje. 


„PBrovinzial- Eorresponbenz” vom 12. November. 
„Die Stellung ber Parteien im Abgeorbnetenhanfe ift durch bie Reuwahlm 
wefentlich verändert worben. 
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Während im vorigen Haufe zwei große Gruppen etwa in gleicher Stärke 
einander gegenüberfianden, rechts bie verjchiebenen konſervativen Fraktionen, 
fints die liberalen Parteien, zwifchen benfelben in geringerer Stärke die Frak⸗ 
tionen mit kirchlichen oder anderen Sonberinterefien (Katholiken, Polen u. f. w.), 
während mithin feither weber die Tonjervative, noch die liberale Seite für ſich 

in das Uebergewicht hatte und daher Feine Partei ihre VBeftrebungen - jelbft- 
Rändig zur Geltung zu bringen vermochte, — ift in dem neuen Haufe die liberale 
Bartei in der Bereinigung ihrer verichiedenen Fraktionen zahlreih genug, um 
eine ſelbſtſtändige parlamentarifche Stellung einzunehmen. Ihr gegenüber 
würde als nächſt mächtige Gruppe die katholiſche Partei mit ihren natürlichen, 
Bunbesgenofien, den Bolen, in Betracht fommen, und nad) diefen erft die Gruppe 
ber fonjervativen Fraktionen. Die liberalen Mittelparteien werden den 
entiheidenden Einfluß auf bie Beſchlüſſe des Haufes üben, je 
nachdem fie ihr Gewicht im Verein mit der Fortjhrittspartei oder 
im Zufammengeben mit ben regierungsfreundliden Konfervativen 
geltend machen wollen. 

Es drängt fih num die Frage auf: wie wird das neue Madtverhält- 
niß der Parteien auf die politifhe Haltung derſelben und auf ihre 
Stellung zur Regierung wirken? — welde. Folgen wirb die eingetretene 
Beränderung für das fernere Zuſammenwirken ber Tandesvertretung mit ber Re- 
eu und bemgemäß für bie praftifhen Erfolge der parlamentarifchen Thätig- 

t haben 


Die Staatsregierung giebt durch die Erdffnungsrede ihre Hoffnung zu er» 
Tennen, baß ihr bie vertrauensvolle Unterſtützung des Landtages auch bei der 
weiteren Durchführung ihrer wichtigen Aufgaben nicht fehlen werde. Sie fügt 
dieſe Hoffnung auf die Stimmung des Volfes, welche bei den Wahlen entjcheibend 
gewaltet bat und in welcher fie ben Ausdruck der Billigung ber in ber Geſetz⸗ 
gebung betretenen Bahnen findet. 

Die Staatsregierung ertennt in bem Ergebniffe der Wahlen 
nicht fowohl eine Kundgebung politifher Parteiauffaffungen, als 
eine Kundgebung des Einverftändgifjes der großen Mehrheit des 
Landes mit den Auffaffungen und Zielen, welde die Regierung 
bei den wichtigen Aufgaben der Geſetzgebung feitber feftge- 
balten bat. 

In der That hatte fih die gefammte Wahlbewegung diesmal nicht nad 
allgemeinen PBarteiprogrammen geftaltet; ber Wahlkampf hatte fich vielmehr auf 
bie eine praltifhe Frage zugeipigt, wie jih bie Wähler und die zu 
Wählenvden in dem weiteren Kampfe zwiſchen Staat und Kirde 
Rellen wollten. Danach wurden alle Kantidaturen von der einen und von 
ber anderen Seite gewogen unb alle diejenigen ausgefchloffen, welche den Wählern 
ia diefer Beziehung nicht genügenbes Vertrauen einflößten. 

Deshalb gerade hat die konſervative Partei eine jo ſchwere Niederlage bei 
den Wahlen erlitten, weil die Bevöllerung überall die entfchiedene Unterſtützung 
der Regierung in dem Kampfe gegen bie römiſchen Anmaßungen ale unerläßlich 
erlannt hatte, die Wortführer der alt-Tonjervativen Partei aber auch nach dem 
Abſchluſſe der Kirchengefege immer offener in Gegenſatz zur Regierung getreten 
waren. Wenn die evangelifche Bevölkerung in ben meiften auch ländlichen Wahl» 
reifen davon durchdrungen war, daß e8 in dem Kampfe zwifchen Rom und 
Preußen darauf ankomme, feft zur Regierung bes Königs zu ftehen, wie hätte 
fe bei den Wahlen Denen folgen können, welche feit Jahr und Tag vom angeblich 

nfervativen Stanbpunfte Das gefammte Vorgehen der Regierung auf's Schärffte 
verurtbeilten. 

Die Wahlen baben gezeigt, daß unfer evangelifches Volk jeine 
firhlihen Intereffen denn doch anders verſteht, als das es ſich 
als Nachtrab des ultramontanen Heeres im Kampfe gegen bie 
preußifhe Krone mißbrauden laſſen follte. 
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Das Mißtrauen, weldhes die Haltung ber „Alt- Konfervativen“ überall 
hervorgerufen hatte, dehnte fich theilweife auf die konſervativen Kanbibaten Aber 
baupt aus und erfchwerte auch die Wahl folder Konfervativen, welche zur volen 
Unterftügung ber Regierung bereit waren. 

Wie aber die Niederlage der Konferpativen vor Allem burd ihre Stellung 

egen bie Regierungspolitit herbeigeführt wurde, fo hat anbererfeits bie fiberale 

Bartei ihre Wahlfiege zum großen Theil der Entichiebenheit zu banken, mit 
welcher fie die Unterftügung der Regierung in dem Kanıpfe gegen Rom anf ihr 
Sahne geichrieben hatte. Bor diefem unmittelbar praktiſchen Köfungemworte traten 
alle bloßen liberalen Parteiforderungen in den Hintergrund, und das Lounge 
wort wirkte in ber ländlichen Bevölkerung einzelner Provinzen, namentlich in dem 
evangelifhen Sachſen, in Preußen und Pommern mit überwältigender Kraft. 

So darf denn die Regierung mit gutem Recht auf bie Stimmungen, welche 
bei den Wahlen enticheidend gewaltet haben, bie Hoffnung gründen, auch in den 
neuen Abgeorbnetenhaufe ungeachtet feiner völlig veränderten Zuſammenſetzung 
en anlienöbolk Unterftlügung zur weiteren Durchführung ihrer Aufgaben zu 

nden. 

Die Regierung kündigt in der Eröffnungsrebe an, baf fie bie feither in 
der Geſetzgebung betretenen Bahnen rubig und feft weiter verjolgen 
werde; fie will insbeſondere nicht blos Die erlaffenen kirchlichen Geſetze entjſchieden 
zur Durchführung bringen, ſondern alle weiter erforberlichen Schritte rechtzeitig 
folgen laffen, um bie ihrer Obhut anvertrauten Intereffen vor Schädigung m 
wahren; — fie will ferner bie Reform ber inneren Verwaltung aud in den 
höheren Inftanzen nach denſelben Grundſätzen, welche bei ber Kreißorbnung maß 
gebenb waren, weiter burchführen. 

Die Grundfäte, nach welden bie Regierung ihre Aufgaben weiter zu er⸗ 
füllen gedenkt, liegen in jeder Beziehung Mar vor. Der Hinifter bes Innern 
wies in ber vorigen Seffion darauf hin, daß das jegige Minifterium in den zehn 
Jahren feines Beftandes Aufgaben zu löſen gebebt, wie faum ein anderes Mi⸗ 
nifterium bes preußiſchen Staates; — das Minifterium ſei an biefelben heran 
getreten mit vollen konſervativon Anfhauungen und Gefjinnungen; 
es babe die Aufgaben nur löſen fönnen und wolle fie weiter löſen, 
indem es aus lonferpativen Gefinnungen heraus nicht mit Iibern- 
lifirenden, aber mit liberalen, d. h. wahrhaft freifinnigen Ge- 
feßen regiere. 

Die Hoffnung der Regierung, auf dieſen Bahnen auch ferner erfolgret 
vorwärts zu fchreiten, beruht auf der Annahme, daß ber größere Theil be 
liberalen Partei, daß namentlich die National-Tiberalen ebenfo wie in ben legten 
Seffionen in Gemeinfhaft mit den gemäßigt Konfervativen prabltiſch Hand an 
legen werden, um bie Entwidelung Preußens in dem erwähnten Einne # 
fördern. 

Unter den konfervativen Mitgliedern des neuen Abgeorbnietenhaufes werden 
nur fehr wenige fein, welche nicht bereit wären, ber Regierung auf den betretenen 
Bahnen zu folgen. \ 

Bon der Haltung der großen liberalen Mittelparteien wirt 
eh ae in wie weitdie Hoffnung ber Regierung in Erfällung 
geben foll. 

Die genannten Parteien find fich nach allen bisherigen Aeußerungen be 
wichtigen und verantwortungsvollen Stellung, welche ihnen der Wahlſieg zuge 
wiejen bat, volllommen bewußt. Eins der bebeutendfien Organe berfeiben 
barauf hin: Der ficherfte Anhalt für bie liberalen Abgeorbneten werde bie Br 
achtung ber Stimmung fein, aus welcher die Wahlen hervorgegangen ſeien 
Nicht als unbedingt minifterielle Partei, feien bie Liberalen gewählt, aber ebenie 
wenig, um etwa ohne Rüdfiht auf die Stellung ber Regierung eigene Bott 
zu treiben. Die Meinung der großen Mehrzahl der Besdlkerung fei 
dahin gegangen, daß die liberale Partei im Abgeorbnetenhanit 
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und bie Regierung Hand in Hand in Hand geben werben. Wenn 
es wiber Berboffen zum Bruche kommen follte, fo werde die Zu- 
kunft Dem gehören, der die meifte Billigleit, Mäßigung und ver» 
Ränbigeo Entgegentommen gezeigt babe. 

enn bie Mehrheit des Abgeordnetenhauſes fih in Wahrheit 
von diefen Auffafjungen leiten läßt, fo wird, wie die Thronrede 
in Ausfiht nimmt, „die Gemeinihaft des Strebens zwiſchen Re- 
gierung und Landesvertretung zur Quelle fegensreiher Ent- 
widelung ber Staatseinrihtungen werden.” 


Zum Wechſel im Präſidinm des Staats⸗Miniſterinms. 


22. November. Erklärungen ded Bice-Präfidenten des Staats» 
Minifteriumd Finanz Minifterd Camphauſen 

auf eine Interpellation des Abg. Dr. Windthorſt: 

„Was ift Über die Abgrenzung bes Wirkungskreifes des Präſidenten 
und des neugejchaffenen Bice- Präftdenten zu einander und gegenüber 
dem Staats - Minifterium feftgefett?“ 

Bei der Begründung dieſes Antrages in der Sigung vom 22. d. M. 
nahm ber Abg. Dr. Windthorſt Bezug auf die Auslegungen des 
betreffenden Vorgangs in deutſchen und englifchen Zeitungen, nad 
welchen e8 ein Vorgang von immenfer Bedeutung fet, durch welchen 


die Berantwortlichleit der einzelnen Minifter in hohem Grabe be- 
rübrt werde. 


Der Minifter Camphaufen erwiderte darauf: 


„Ich bedauere, daß ich die immenſe Bedeutung als eine Illuſion 
bezeichnen muß. Die Uenderungen, die wegen der formellen Leitung der 
Gejchäfte des Staats⸗-Miniſteriums getroffen find, haben das Staats- 
Minifterium zu Feſtſetzungen, wie fie hier in Frage geftellt werden, nicht 
veranlaßt. Wir würden che Feſtſetzung als ein Internum des Staates» 
Minifteriums betrachten; vorbehaltlich natürlich, dag die Beziehungen zur 
Landesvertretung in feinem Punkte alterirt werden. Es ift ein völliger 
Irrthum, als wenn das Staats-Minifterium aufgehört habe, ala SKolle- 
er zu fungiren; es wird als Kollegium nach mie vor feine Beſchlüſſe 
aflen.“ 


Auf weitere Ausführungen Fatholiiher Redner in Betreff 
der großen Wichtigkeit der eingetretenen Veränderung er« 
widerte der Minifter Camphauſen Folgendes: 


„Ich habe vorher vermieden, eine lange Rede zu halten. Ich habe 
geglaubt, mit kurzen Worten mich ganz deutlich außzufprechen. Nach der 
eben vernommenen Rede finde i mic aber veranlaßt, nochmals zu 
wiederholen, daß in Bezug auf die Verantwortlichkeit der ein» 

einen Minifter im preußifhen Staate abfolut nichts geändert 
iR. daß die Berantwortlichleit eines jeden Reſſort⸗Chefs für 
fein Reffort nach wie vor fortbefteht, daß die Beſchlüſſe, die 
Seitens des Staatd3-Minifteriums zu faffen find, die ihm ver- 
faffungsmäßig oder durch Gefeg überwiefen find, nad der 
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Majorität der Stimmen gefaßt werden, und daß bei dieſer 
Stimmgebung weder der Minifter-Präfident, nod der Ri» 
nifters®izepräfident irgendwie Anſpruch darauf maden, daf 
ihrer Stimme ein De Werth beigelegt werde, wie jeder 
anderen. Im Gegentheil, meine Herren, wir find der Berantwortliäfet, 
die Jeder von ung zu tragen bat, uns heute mehr und ftärfer, ober dad 
eben fo fehr und eben fo ſtark bemußt, als jemals zuvor. Es beruhte 
auf dem einftimmigen Wunſch aller Minifter, daß der Fürft 
Bismard fih bat bewogen finden laffen, das Präfidium 
wieder zu übernehmen; es beruht auf dem einftimmiger 
Wunſche fämmtliher betheiligten Minifter, Daß ich es über: 
nommen habe, ihm die Faft diejer Geimäitöführung bis anf 
einen gewiſſen Grad zu erleichtern. Einftehen für die polı- 
tiſche Eerite der Handlungen werden wir nad mie vor alle 
pufommen, und wenn der Fall eintritt, Daß es im Intereſſe 
es Landes liegen möchte, uns mobil zu maden, fo werden 
Sie fehen, wie raſch ih darauf eingehen werde,“ 


1874. 10. Sanuar. Neuwahlen zum Reichstage. 
Die Wahlen und die deutſche Wehrverfaſſung 


„Provinzial« Correspondenz“ vom 7. Januar. 


„Die Wahlbemegung für ten deutſchen Reichstag wird, wie es nicht anders 
fein kann, vorzugsweife Durch den gewaltigen Gegenſatz beberricht, welcher gegen 
wärtig das gefammte politifche Leben Deutichlands erfüllt, durch ben Gegenſat 
bes deutſchen nationalen Geiftes gegen bie reichsfeindlichen ultramontanen De 
firebungen. „Sie Welf, bie Waiblingen“ ift die Loſung, welde von Neuem in 
allen Wahlkreifen ertönt: zwiſchen ber römiſchen und ber beutichen Gefinmung 
wird der Wahlkampf borzugeroeiie ausgefochten. 

Während aber das deutich-nationale Bewußtſein fih vor Allem in be 
Richtung gegen die päpftlihen Anfprüche bethätigen fol, Tiegt bie Gefahr nah, 
daß eine anbere Überaus wichtige und enticheidenbe Seite unferer nationaler 
Aufgabe und Pflicht bei den Wahlen nicht gebührend zur Beachtung und Geltung 
gelange. 

Bei dendiesmaligen Wahlen wird das deutfhe Volk beſondert 
auch dafür Sorge tragen müffen, baß der Regierung bes Deurtjdes 
Kaifers im Reihstage eine Mehrheit zur Seite flebe, welde ek 
entfhloffen if, die Grundlage ber neu gewonnenen beutides 
Macht, die einheitlihe Wehrkraft bes Reiches, unangetaftet zu er- 
balten und unwiderruflich zu befeftigen. 

Einen größeren Vortheil könnten bie Feinde bes Deutfchen Reiches nicht er 
ringen, als wenn unter dem ausfchließlichen Einfufle ber Gefichtspuntte bei 
kirchlich⸗politiſchen Kampfes eine größere Anzahl von Männern in den Keichkteg 
gewählt würbe, welche zwar in den kirchlichen Fragen bie Regierung zu unter 
ftügen bereit wären, dagegen in Bezug auf bie Wehrverfaffung bes Reiches anf 
bem Standpunkte ber früheren Oppofttion ſtänden und in biefer Frage gemeinfamt 
Sache mit den Gegnern unferer nationalen Größe machten. 

Man beachte nur die Berechnungen und Hoffnungen ber reichsfeindlichen 
Blätter innerhalb und außerhalb Deutſchlands. Die Berechnungen find von dem 
herein nicht darauf gerichtet, daß etwa die ultramontanen und fonfligen Gegmet 
ber nationalen Entwidelung an und für fich eine Mehrheit erringen Fünntes; 
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vohl aber gehen die Hoffnungen dahin, daß neben einer ſtarken Schaar grund⸗ 
ätsfiher Gegner der Reichspolitik noch eine erheblihe Anzahl von Abgeorbneten 
n den Reichstag gelange, welche aus demokratiſchem Barteiintereffe geneigt find, 
er Reicheregierung, namentlih auf dem Gebiete der Diilitäreinrichtungen ent- 
egenzuwirlen und baburch bie weitere Entwidelung der beutichen Macht zu lähmen. 

Eine Schäbigung oder auch nur eine Hemmung ber Reichspolitif auf dieſem 
Bebiete würbe von ber fchwerften Bedeutung für die Wohlfahrt des gefammten 
eutſchen Bolles fein, und Jeder, der die ruhige und fichere Entwidelung bes 
Reiches fowohl in politifcher Beziehung, wie au in Bezug auf bie gewerbliche 
Ehätigleit bes Bolles förtern will, muß bei den Wahlen dazu mitwirken, jede 
Erfchätterung der mühfam gewonnenen Grundlagen unferer Macht zu verbüten. 

Mit voller Zuverfiht dürfen wir auf die Machtmittel bliden, welche wir 
n unferer wunderbar erprobten Wehrverfaflung befigen. Die Zuverſicht ift er- 
öht Durch die große Gemeinſchaft einer entichloffenen Friedenspolitil, welche von 
er Drei⸗Kaiſer⸗Zuſammenkunft an fih in den fürftlihen Begegnungen bes 
yorigen Jahres immer fefter und inniger geftaltet bat. 

Aber wenn es der beutichen Potitit vergönnt war, den erfien Grund zu 
inem ſolchen mächtigen Friedensbunde zu legen, fo wäre ihr Dies Doch nimmer 
jelungen, wenn nicht die eigene friebliche Politik ihre nächfte Stütze in dem Be⸗ 
oußtſein ihrer feft gegründeten Wehrkraft gehabt hätte. Eine Beeinträdti- 
ung biejer Kraft würde die Borausfehungen jenes europäiſchen 
Sriedensbundes erfhüttern und um fo mehr die Feinde Deutſch— 
ands mit neuer Zuverſicht erfüllen. 

Wenn das deutihe Boll die Sicherheit des Friedens und da» 
nit den Schuß feines Befites und das Gedeihen feiner Arbeit fi 
elber verbürgen will, fo wird es bei den Wahlen nur folden 
Rännern fein Bertrauen ſchenken, welde die Regierung auf allen 
Debieten ber nationalen Bolitil und namentlich ebenfo fehr in 
ver ungejhmälerten Erhaltung der deutſchen Wehrkraft, wie in 
ver Wahrung der geiftigen GOüter der Nation zu unterflüßen ent» 
chloſſen find.“ 


Dad Ergebniß der Wahlen. 


„Brovinzial- Correspondenz” vom 21. Ianuar. 


„— Der vorige Reichstag zählte unter 382 Mitgliedern 50 Konfervative 
mb 38 Freilonfervative (deutfche Reichspartei), ferner 116 National-Fiberale, 30 
von ber liberalen Reichspartei und 45 von der Fortſchrittspartei; — dem gegen- 
iber 58 vom ultramontanen Centrum und 13 Bolen, — außerdem 30 Abgeord- 
ıete ohne beſtimmte Parteibezeichnung. Es ftanden aljo etwa 280 national-ge- 
innte Abgeorbnete der verjchiedenen Schattirungen 70—80 Wibderfachern ber 
ationalen Entwidelung gegenüber. Die Regierung hatte bei ihren widtigften 
Nufgaben für ben Ausbau der Reichseinrichtungen die Gewißheit, in den fon- 
ervativen unb gemäßigt liberalen Fraktionen eine Mehrheit von etwa zwei 
Dritteln der Berfammlung zu finden. Auf biefer Sicherheit des nationalen Zu- 
ammenwirkens zwiichen ber Regierung und dem Kern der Reichövertretung be- 
mbte das bisherige allfeitig erfolgreiche Borfchreiten der Geſetzgebung. 

Der künftige Reichstag wird unter Zutritt der Eljaß-Tothringer 397 Abe 
jeorhniete zählen. Die 346 Wahlen, deren Ergebniß feftfteht, vertheilen ſich fo, 
daß die Konfervativen 17 (ftatt der früheren 60), die Freilonfervativen 26 (flatt 
88), bie liberale Reichspartei 10 (ftatt 30), die Fortſchrittspartei 35 (ftatt 45) 
Stimmen zählt, während bie National-Tiberalen von 116 auf 130 angewachſen 
Anb, bem gegenüber aber das ultramontane Centrum von 58 auf 92, zu welden 
12 Bolen und 4 andere reichsfeindliche Abgeordnete binzutreten, ferner 6 Social» 
Demokraten. Es ſtehen zunähft etwa 220—230 national-gefinnte Abgeordnete 
äner Sefammtzahl von 114 Gegnern ber nationalen Politil gegenüber, und es 





618 


1874. 


ift anzunehmen, daß das Gefammtverhältniß fi nach Beendigung 
der Wahlen auf nahezu 260 National-Gefinnte gegen etwa 140 
Widerfaher der Reichépolitik flellen wird. 

Die Regierung darf hiernach beffimmt hoffen, für die Durd- 
führung ihrer höchſten und entfheidenden Aufgaben an und für 
fih aud in dem neuen Reichétage eine fihere und bereitwillige 
Stüße zu finden Nur wird man fih von vorn herein wicht verbehlen 
pürfen, daß eine faft aufs Doppelte geftiegene Zahl ber grunbjätlichen Gegner 
einen größeren und vielfach lähmenden Einfluß auf den Gang der parlamenti- 
rifchen Thätigleit zu üben vermag; während anbererfeit® bie Tünftige nationale 
Mehrheit felbft vermöge ihrer erheblich veränderten Aufammenfegung aud bei 
wefentlicher Uebereinfiimmung über die Ziele der Reichspolitik doch in Betrefi 
der Mittel und Wege zur Erreihung berfelben eine volle Verſtändigung nich 
immer ebenfo fidher in Ausficht ftellt, wie es ſeither ber Kal war. 

Aber fo fehr hierdurch die parlamentarifchen Aufgaben im künftigen Reicht⸗ 
tage für die Regierung und für die nationale Partei erichwert fein mögen, fe 
werben doch gerade vie Erfahrungen, welche bei den Wahlen gemacht worben fint, 
unfehlbar bazu beitragen, das gemeinfame Band, welches alle wahrhaft Ratienal- 
gefinnten verknüpft, zu flärlen und zu befeftigen. 

Das gefhloffene Auftreten der ultramontanen Partei in ganj 
Deutihland, bas rüdfihtslofe Hineinziehen aller Volkokreiſe in 
ben Kampf der römifhen Kirche gegen die Staatsgewalt wird ein 
ebenſo geſchloſſenes und entſchiedenes Borgeben aller nationalen 
Barteien zur Siherung der Staatsinterejjen gegenüber den geif- 
Iihen Herrfhaftsgelüften, zur Sicherftellung ber Gewiſſen gegen 
geiftlihe Bergewaltigung nad ſich ziehen. 

ge entfdiebener überbies bervortritt, daß bie ultramontanen 
Beftrebungen gegen die Politil des Deutſchen Reiches ihre Stite 
aub in verwandten Beftrebungen unjerer Feinde anferhalt 
Deutfhlands finden, befto mehr werben alle reichsfreundliden 
Parteien fe zufammenfteben, um bie Grundlagen ber einheit- 
lihen deutſchen Macht in allen Richtungen zu befeftigen und ver 
jeder Erfhütterung zu wahren. 

Nicht minder wird das unerwartet fräftige Hervortreten der 
ſozialdemokratiſchen Partei bei den jüngften Bablen bazu belfen, 
daß alle diejenigen Parteien, welche mit ihren Ueberzeugunges 
auf dem Boden der jetigen fozialen Ordnung ſtehen, fich feier an 
einander fhließen unb mit ber Regierung zufammenwirlen, a8 
Staat und Gefellfhaft vor dem Anwachſen der von jener Geite 
drohenden ®efahr zu [hügen. 

Es ift nicht zu verlennen, daß der Verlauf der letzten Wahlen im weil 
Kreifen als ein Mahnruf zu größerem Ernft in Erfüllung ber politifchen Pflichten 
gewirkt hat. In ber That Fönnen die Einrichtungen im Deutſchen Reiche, welche 
auf der weiteften Gewährung und Ausdehnung politiſcher Rechte beruhen, um 
dann zum Segen des Volles gereichen, wenn dem Genuffe bes Rechtes auch bei 
Bewußtſein ber damit verbundenen Pfliht und Verantwortlichleit entipridt. 

Der nächſte Reihstag wird hoffentlich einen weiteren Forte 
fhritt in derpolitifhen Erziehung und Entwidelung bes beutjder 
Boltes reifen laffen, indem das Bewußtſein der politiſchen Ber 
antwortung in dem Berbalten der Barteien immer mehr Ju 
Geltung gelangt und diefelben immer entſchiedener auf bie Er 
forderniffe des praltifhen Staatslebens und auf die Rothwendig‘ 
feit eines bereitwilligen und gewiffenhaften Zufammenmirlent 
für das Gefammtwohl des Volkes hinweiſt.“ 








34. Politiſche Erürterungen mit dem Grafen 
Dnrry non Arnim, 


Fraukreich nud Italien. 
1874. 13. Januar. Aus einer Depeſche des Grafen Arnim aus Paris. 

— — „Man braucht nicht gerade zu perfider Politit zu neigen, um zu 
finden, daß es überflüſſig ift, die Franzoſen darauf aufmerkſam zu maden, 
‘wie fehr es in ihrem Intereffe liegt, ihre Stellung in Rom zu vereinfachen. 
Es frappirt mich immer aufs Neue zu ſehen, wie leibenichaftlich fich Die deutſche 
grefie gegen einen Zuſtand auflehnt, den bie italieniiche Regierung mit ftiller 

j nation zu tragen fcheint. Kür den Augenblid würde es zwedbdienlicher fein, 
auf Frankreich in diefer Frage feine Preifton zu üben. Für die franzöfiiche Re⸗ 
erung iſt e8 eine Ehrenſache geworben, das Proteltorat über bie Perfon bes 
apfte® in ber beftebenden Weile fortzufegen. Einer ausſchließlich italienijchen 
Rellamation wird fie nicht nachgeben. Aber es würbe ihr vielleicht nicht un« 
erwünſcht fein, wenn fie unter dem Drud ber europäiſchen Meinung ober unter 
dem Hinweis auf wahrjcheinliche allgemeine VBerwidelung ſich zurüdziehen Fönnte. 

Herr Thiers, welcher mich vorgeftern bejuchte, ſprach aufs Neue feine 
Befürchtung aus, daß bie jetige Regierung, ungeachtet bes unleugbaren bon sens 
bes Duc be Decazes, mit Italien in ernfte Unannehmlichleiten gerathen könnte. 
Sein patriotiiher Scharfblid zeigt ihm, wo die Gefahr liegt. Aber die jetige 
Regierung ſieht dieſe Gefahr auch, und wenn fie je einmal in bie Nähe ber 
„alle“ geräth, fo forgt die liberale Preffe Deutſchlande und Englands dafür, 
daß fie rechtzeitig gewarnt wird. — — “ 


18. Sanuar. Erlaß des Fürften Bismard an Graf Arnim. 


„sn dem gefälligen Berichte vom 13. d. M. befchäftigen Ew. Er- 
cellenz ſich mit den Beziehungen Frankreichs zu Italien und bemerken, 
daß es nicht zweckmäßig fer, die franzöfiiche Regierung auf die Gefahren 

erkſam zu machen, welche in der unklaren Stellung derfelben zwiſchen 
dem Papfte und dem italienifchen Gouvernement liegen. Sie halten e8 
uicht für angezeigt, daß in diefer Trage ein Drud auf Frankreich aus⸗ 
geübt werde, welcher als „europäifche Preffion“ der franzöfiichen Regierung 
vielleicht nicht unangenehm fein würde, um ſich aus ihrer fchwierigen Tage 
in Rom beraußzuziehen. 

Ich laſſe es dahin geftellt fein, ob die letztere Annahme die richtige 
iſt; für uns ift diefe Erwägung aber eine gleichgültige, da wir nicht be⸗ 
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abfichtigen, einen ſolchen Drud auf Frantreih auszuüben. Wenn Em 
Ercellenz e8 ferner tadeln, daß die „liberale Preſſe in Deutichland und 
England“ die franzöfiiche Regierung ftetS rechtzeitig warne, fo oft dieſelbe 
in die Nähe der italienischen „Falle“ gerathe, fo bewegt fich diefe Kritik 
nicht minder außerhalb der Richtung unferer eigenen politifchen Abfichten. 
Wir wünſchen keinesweges einen Konflift zwiſchen Frankreich und Stalien 
ausbrechen zu feben, weil wir bei einem ſolchen uns der Unterftügung 
Italiens nicht würden entziehen können.“ 


Nachſchrift: | 

„Vor Abgang meines Erlaffes ift mir der in der Abfchrift anliegende 
Artikel des „Journal de Paris“ vom 20. d. M. bekannt geworden, defien 
Inhalt Anklänge hat mit der von Em. Ercellenz in dem Berichte vom 13. 
d. M. dargelegten Anfchauung über das Intereſſe, welches wir an einem 
Konflifte zwiſchen Frankreich und Stalien zu nehmen hätten. Ich erſche 
daraus, daß irrthümliche Anfichten über unfere Intentionen fich aud) ander» 
weit feitfegen und daher um fo mehr der Berichtigung bedürfen. Aller 
dings ift e8 meine Ueberzeugung, daß wir Stalien, wenn e8 von Franl- 
reih ohne Grund, oder aus Gründen, die auch unfere Intereſſen berühren, 
angegriffen werden follte, nicht hülflos laffen können. Weber die Frage, 
ob ſolche Entwidelung der europäiihen Politik für uns Pe ſein 
würde, oder nicht, kann man verſchiedener Meinung fein. Aber ſelbſt für 
den, der dag Erftere annimmt, bleibt von da ein großer Sprung bi8 zu 
einer thätigen Politik, um folches als Ziel wirklich zu erftreben und bers 
beizuführen.“ — — 


Die franzöfifhen Ultramontanen und die Regierung 

Ende 1873 und Anfang 1874. Hirtenbriefe franzöfiſcher Biſchöͤfe, 

beionderd ded Biſchofs von Nancy, in welchen die Beitre 

bungen der deutichen Ultramontanen gegen die deutjche und 
preußiiche Regierung ermuntert werden. 


1873. 17. Dftober. Vorftellungen Seitens der deutſchen 
Negierung in Paris. Unterredung ded Grafen Arnim 
mit dem Herzog von Broglie. 

Aus einer Depeihe Arnims: . 


„Ih habe geftern in Ausführung des mir gewordenen Auftrages ein 
längere Unterrebung mit dem Duc de Broglie gehabt. 8 fei meine Pflicht 
fagte ich ihm, ihn in eindringlichfter Weife von dem Cinfluffe zu unterhalten, 
welchen die Sprade der Preffe und einiger bochgeftellter Perfonen, 3. B. des 
Biihofs von Nancy, auf die Beziehungen beider Fänber haben müßten. 

Die Situation befchäftige meine Regierung unter zwei Gefidhtspunlten. 
Einerfeits dürfe man fich nicht verhehlen, daß bie Leibenfchaften, wenn fie fat 
während angeftadyelt würben, nothiwendig zu einem Eklat führen unb gerabeja 
den Öeiben a irn müßten. 
nbdererjeit8 könne man nicht Überfehen, daß die frangäfifche Regierung 
bisher nichts gethan habe, um im Gegenfag mit ber ea Blätter und 
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einzelner Perfonen vor aller Welt fund zu thun, daß fie nicht bios den Frieden 
im Allgemeinen und für ben Augenblid erhalten wolle, fondern auch bemüht fei, 
alles zu verhindern, was bie feinbjelige Stimmung gegen Deutfchlanb wach zu 
erhalten geeignet jei. 

Sa, fie habe nicht einmal in unzmweibeutiger Weife die VBerantwortlichkeit 
für die Haltung von Blättern abgelehnt, welche allgemein als ber Regierung er- 

eben angefeben würben. Er, der Herzog, babe in einer belannten Rebe bie 

Ipeen desavouirt, welche in Bezug auf die innere Politit bie Regierung in ben 

Verdacht gemwaltfamer Reactionegelüfte gebracht hätten. In Bezug auf die äußere 

Politik vermißte ich bisher eine ähnliche energifche Aeußerung und auf biefem 

Selbe jei doch bie Gefahr viel größer. Er möge fich die Lage nur einmal recht 
r machen. 

„Wir find von dem aufrichtigen Wunſche befeelt, mit Frankreich, nachdem 
der Krieg beenbigt ift, im beften Einvernehmen zu leben. Wir haben mit andern 
Läntern glüdliche Krisge geführt und leben jetzt mit ihren Regierungen in ven 
beften Beziehungen. Nichts lebt unfererfeits der Verwirklichung des Gedankens 
entgegen, baß auch die Beziehungen Frankreichs und Deutſchlands fih durchaus 
freundſchaftlich geftalten.” 

„Aber wir Finnen nur mit einem Frankreich und nur mit einer folden 
franzöftfhen Regierung in Frieden bleiben, welche uns durch ihre Gefammthaltun 
Garantieen dafür giebt, daß fie den jegigen politiichen Zuſtand Europas, namentlid 
die heutige Karte bes Welttheils, ſoweit fie uns intereiftrt, als definitiv anſieht.“ 

„Die heutigen Grenzen Frankreichs und bie politische Verfaſſung Deutſch⸗ 
lanbs, fowie feiner Verbündeten, find in unferen Augen die nicht mehr diskntir⸗ 
bare Bafls, auf welcher die europäiſchen Staaten und Völler ihre internationalen 
Beziehungen zu einander nad ihren Intereffen regeln müffen. Wer diefe Bafis 
mit uns ohne Hintergedanken acceptirt, würbe in Deutſchland eine befreunbete, 
wohlwollende Macht begrüßen können. — Wer nit — nicht!” 


Er möge fih nur ſelbſt fragen, ob die Stimmung der im Augenblide 
berrihenben Barteien den Bedingungen entipredde, unter melden ber Friede 
zwijchen Frankreich und Deutichland möglich fei. 

Die Situation gleihe in Wirklichkeit mehr einem Waffenftillftandbe, welchen 
Frankreich ſich vorbehielte, im erften günftigen Augenblide zu kündigen. Den 
Einwand, daf die von der Kaiferlihen Regierung beeinflußte Preffe eine plato- 
nifche Vorliebe für bie republilanifche Staatsform und den franzöſiſchen Radika⸗ 
lismus an den Tag lege und dadurch die Stellung ber franzöfiihen Regierung 
erjchwere, Fönne ich nicht gelten Taffen. 


Die Frage dürfe in diefer Weiſe gar nicht geftellt werten. Wenn Frank⸗ 
reich fein altes Königshaus zurüdrufen welle, jo ſei dies zunächt feine Sache. 
Aber wenn e8 fich hiebei nicht blos um eine Reflauration im Innern Frankreichs 
bantele, wenn vielmehr die Reftauration des Königstbums das Signal werden 
folle, für eine politifche Thätigkeit, deren Zweck der Umfturz Alles deſſen fei, was 
die letten zehn Jahre erfchaffen hätten, jo würde bie Frage eine internationale, 
und man könne ſich in Frankreich über die Beforgniffe nicht muntern, welche fich 
allerorten kund geben. 


Auch durch den fchon fo oft gemadten Einwand qu’il fallait être in- 
dulgent pour les vaincus fünne ich meine Beſchwerde nicht zurlidweifen laſſen. 
Es gewönne vielmehr ven Anſchein, als ob ich in die Lage verfegt werben könne, 
de r6clamer un peu d’indulgence pour les vainqueurs, unb ich müfje ihn 
enftlich Bitten, fich einmal in unfere Stelle zu verjegen und fih zu fragen, ob 
ich noch lange Zeuge davon fein dürfe, baß in ben ber Regierung ergebenen 
Blättern, trot des Belagerungszuftandes, Artilel gebrudt wilıden, wie fie 3.8. 
bent aus Anlaß ter Eorreipondenz Sr. Majeftät mit dem Papſte zu lejen ge- 
weſen feien. Er ſpräche mir von ben Kompenfationen, welche uns ber glüdliche 
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Krieg gewährt habe. Aber ich müfle ihm fagen, daß biefe Sompenfationen bi, 
weitem nicht ausreichenb wären, wenn wir anftatt ber Gewißheit Iangen Friedens 
bie Ausficht auf neuen Krieg in ben Kauf genommen hätten. 

Die Irritation ſei — nad feiner Meinung — nur auf ber SOherflähe! 
Nun wohl! Um fo leichter wäre e8, den Symptomen einer fünftfichen Ueber⸗ 
reizung entgegenzutreten, bamit die Krankheit nicht von ber Peripherie in bat 
Centrum bringe. Ich wolle ihn an das Wort eines illuftren Staatsmannes er 
innern que les choses pas menées mönent & la guerre. (Es ift dies cm 
Dikton des verftorbenen Duc de Broglie, — Vater bes jetigen Minifere.) 
Zum Schluffe müſſe ich immer wieder darauf zurückkommen: Jedes Gomerne 
ment, welches nicht blos von feiner Friedensliebe im Allgemeinen fpricht, ſondern 
auch das Seinige dazu thut, daß die Nation fih an ben Gedanken gewöhnt, mit 
uns bauernd in Frieden zu leben, kann auf unfer Entgegenlommen rehnen. 
Wenn wir aber jehen, daß die Regierung Garantieen in dieſer Beziehung nick 
geben will, ober nicht geben kann, fo müflen wir uns die Sicherheit friedlicher 
Eriftenz auf andere Weife zu gewinnen juchen. 

Der Herzog nahm meine Eröffnungen ohne Irritation, aber mit großer 
Erregung auf. Seine Antworten ergeben fi) aus dem obigen Reſumé meiner 
Mittheilungen, ohne daß ich fie fpeziell zu wiederholen brauchte. 

Was die Mittel betreffe, auf die Preſſe einzuwirken, fo fei er in eimi 
Bertegenbeit, Er habe ſchon öfters Anvertiffements ergeben laffen, bie 
eblieben feien. Die meiften Blätter, über welche ich Klage führte, würden ihn 
Feten Dppofition machen, wenn nicht das jegige Miniftertum ans einer Koaftiee 
hervorgegangen fei. 

Er würde indeffen in irgend einer Form, fei e8 durch einen biplomatiices 
Alt (oftenfible Depeihe au Gontaut Biron?), fei es durch einen Diskourt, p 
welchem bie Gelegenheit fih barbieten dürfte, fei e8 im anderer Weife vor aler 
Welt dolumentiren, daß er in Bezug auf tie Beziehungen zwifchen Frankreih 
und Deutihland ganz die Anſchauungen theile, welche ich ihm bargelegt hatte. 

Auch er geh Davon aus, daß die gegenwärtige politische Berfafung Europed 
definitiv fei. enn bie getäufchten Ambitionen, bie bepoffebirten Fürſten am 
Se. Heiligkeit jelbft von Frankreich die Erfüllung ihrer Wünſche bofften, fo wärbe 
fie üble Enttäufhungen erleben. 

Er ſchloß mit dem Ausprud des Dankes für die Offenheit, mit welder ih 
ihn auf das Bebenliihe der Situation aufmerffam gemacht babe. „J’en sus 
profond&ment impressionn€ et j'en tiendrai le plus grand compte.“ 


1874. Januar. Aus einer (im Wortlaut nicht veröffentlichte) 
Inſtruktionsdepeſche des Fürften Bismard an die der 
treter an den großen Höfen: 


„Do die deutfche Meichsregierung zwar von dem Wunſche durd 
drungen jei, mit Frankfreih im Frieden zu leben. Wenn jedoch aupl 
allen Zweifel geftellt würde, daß ein Zufammenftoß unvermeidlih 
dann würde die deutſche Regierung es nicht vor ihrem Gewiſſen und ver 
der Nation verantworten fünnen, den Zeitpunkt abzuwarten, der für 
reich der pajlendfte wäre. Der Antagonift Deutſchlands fei zur Zeit Di 
geiflihe om. Darin liege die Gefahr für das Verhältniß zwiler 
eutfchland und Frankreich. Sobald fi Frankreich mit Rom identifigitt 
werde es eben dadurch der gefchworene Feind Deutſchlands. Ein de 
eirchenftantlicen Theocratie unterthäniges Frankreich fei mit dem Bel 
frieden unvereinbar. Trennung der franzöfifchen Regierung von der 
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Ultramontanismns fei die ficherfte Gewähr für die Ruhe Europas 
für die friedliche, menfchenwitrdige Fortentwidlung des politifchen Le⸗ 
8 der Völker dieſſeits und jenſeits der Vogeſen.“ 


Die geſetzlichen Waffen den franzöfiidhen 
Biſchöfen gegenüber. 
3. Januar. Erlaß ded Staatöfefretaird von Bülow an den 
Grafen Arnim. 


„Em. Ercellenz Telegramm ſowie der gefällige Bericht, betreffend 
Artikel des Journals „Le soir“ über die bifchöflichen Hirtenbriefe, 
en dem Herrn Reichskanzler vorgelegen und Sr. Durchlaucht vorläufig 
nahftehenden Bemerkungen Beranlafjung gegeben. 

Die in meinem Telegramm Em. Ercellenz gefälliger Aufmerkfamleit 
Hohlenen Artikel des Code pénal zeigen nen auch nad) wiederholter 
fung als von großer ——— für unſere Stellung gegenüber den 
zſchreitungen der franzöſiſchen Biſchöfe. Für dieſe Ueberzeugung ge⸗ 
t, auch abgeſehen von dem aus der Geſammtheit jener Artikel ein⸗ 
btenden Geift der franzöfifchen Gejeßgebung und der in leßterer bes 
ndeten Unterordnung der Bilchöfe unter den Staat, ſchon die Be⸗ 
dtung, daß ſowohl für Reden der Geiftlihen (Art. 202) als für alle 

jede „instructions pastorales“ (Art. 204 nnd 205) jede Kritik der 
ſierung und jede Kritik eines „acte de l’autorit6 publique“ mit den 
tfften Strafen bedroht ift. Daß Verträge, welche mit fremden Staaten 
offen find, unter den Begriff folcher Akte fallen, fomit unfer Friedens- 
rag mit Frankreich von einem geiftlihen Würdenträger nicht in der 
in Frage gejtellt und angegriffen werden durfte, wie fich folches ganz 
ft der Biſchof von Nancy erlaubte, fcheint ebenfo einleuchtend, als 
die maßlofen Angriffe, welche die Bifchöfe von Angers und Nimes 
n die PBerfon Seiner Majeftät des Kaiſers und die Königliche Re- 
ung gerichtet, nach franzöfiihem Recht unter den Begriff der „provo- 
on directe à la desobeissance aux lois“ zu bringen fein würden, 
ld die Regierung auch nur ein ganz geringes Maß von gutem Willen 
ı befäße. Die Edikte vom 17. und 26. Mai 1819 enthalten rejpeltive 
drem 12. und 5. Artikel Beftimmungen über den fremden Souveränen 
Frankreich gebührenden Schuß, welche nicht fo unbedingt abgewiefen 
den Können, wie e8 in Em. Excellenz Telegramm verſucht wird. Die 
! dort vorausgefegte requöte wird allerdingd nicht in einer bloßen 
erredung des Vertreters dieſes Souveränd, wohl aber in einer von 
an den Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten zu richtenden Note 
inden fein, und eine förmliche, gerichtliche Beſchwerde nicht vorausſetzen. 

Allerdings ift e8 möglich, daß die beiden genannten Edikte durch 
re Beftimmungen abgeändert feien. Es wird in Frankreich an Schug 
der Souveräne gegen Angriffe franzöfifcher Staatsangehöriger in der 
igen Geſetzgebung nicht fehlen; und die Behauptung, daß in Frankreich, 
no das napoleoniihe Konfordat in Gültigkeit iſ die Biſchöfe nicht 
Staatsverband angehörig und nicht unter dem Geſetz ſeien, iſt nicht 


end. 
Tas der pofitiven Anführung im Jourmal des Dö6bats ift aber bie 
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Berbindlichkeit der Ebdikte um fo eher anzunehmen, als ein großer Tyl® 
der franzöfifhen Preffe eine gefeglihe Hemebur jened Unfugs Seitens 
der Regierung als jelbftverftändlich betrachtet. 

Seine Durdlaudt Iprad) mit Rückſicht auf diefe Frage fein Vebauers 
darüber aus, dag Em. Excellenz nicht ſchon während der längeren Zeit, 
welche feit dem Mandement des Biſchofs von Nancy verftrichen, Anlof 
genommen und Gelegenheit gefunden, die Prüfung der unfern Reflamss 
tionen zu Grunde zu legenden gefeglihen Einrichtungen und Vorſchriften 
Frankreichs Fhrerfeit3 vorzunehmen und anzuregen. Die Kenntnig jene 
Beitimmungen des code penal, welche uns jegt ein franzöfifches Jonrmal 
bringt, würde als rechtzeitige Mittheilung der zur Darlegung der dortigen 
Berbhältniffe und Gefegesbeftimmungen recht eigentlich berufenen Boricaft 
ung von größtem Werthe gemefen fein, um fo mehr, als jene Artitel 
auf die verfuchte Störung unſeres elfälfifhen Befisftandes, mie gejagt, 
unzweifelhaft Anwendung leiden, und es nicht Ew. Ercellenz Aufgabe 
fein könnte, fi auf allgemeine politifche Betrachtungen zu beziehen, wo 
ein Appell an beftehende und leicht anmwendbare Gefege für uns ald Zur 
dament zur Hand lag. Die in Em. Excellenz Telegramm gleichfalls ew 
wähnte * des appel comme d’abus zählt zu den ſchwierigſten um 
beftrittenften des franzöfifchen Kirchenrecht, gewährt aber der beſtehenden 
Regierung immer eine fichere Handhabe gegen Uingefeglichkeiten des Kerne. 
Jedenfalls würde diefes Mittel doch wirkſamer fein, fchon des politiiden 
Eindrud® wegen, als die vom franzöfifhen Herrn Minifter Ew. Excellen; 
bezeichneten halben Mittel und verborgenen Wege. 


(ge). von Bülow.“ 


Berhalten der franzöfifhen Regierung. 
11. Januar. Aus einem Erlaß des Staatsſecretairs von Bülew 
an den Grafen Arnim. 


„Der hiefige franzöfifche Botfchafter hat bier die in Em. Erellm 
Telegramm vom 5.d. Di. in Ausficht geftellt Mittbeilung des Girkilart 
an die Biſchöfe bisher nicht gemacht, aber mir doch am 6. (während einer 
kurzen Abwefenheit des Herrn Reichskanzlers) das Aktenſtück vorgelefen. 
Es ift und noch unbelannt, ob der feitdem in allen Zeitungen erſchienene 
Text ganz genau mit dem Original tibereinftimme. Indeſſen wird letzteres 
im Ganzen vorauszufegen fein. In diefen alle bildet das Cirkular m 
merhin einen nüglichen Fortfchritt in der Richtung einer deutjchen. Boliti, 
deren Aufgabe es ift, die Berfchmelzung der ung eindlicen Tonfeffionellen 
und nationalen Elemente, die Ronfolidirung der gouvernementalen 
Frankreichs nach der Heritalen Seite hin nad) Möglichkeit zu hindern. — — 

Ich kann mich übrigens eines näheren Eingehend auf die in dem 
Erlaß vom 3. Januar und inzwifhen auch von Ew. Ercellenz zur Sprade 
gebrachten Rechtöfragen für jegt enthalten. Sollten neue Ausſchrei 
der Biſchöfe erfolgen oder, den mehr beſchwichtigten als erledigten © 
ſchwerden gegenüber, weitere Nellamationen erforderlich werden, fo win 
jelbftverftändli darauf zurüdzulommen fein. 

Zur näheren Information bemerfe ih nur, daß der Ausſchuß dei 
Bundesrathes für Juftizmefen in einem dem —E vom 19. 
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872 erftatteten fehr eingehenden Berichte, nah Prüfung der verfchies 
enen Anſichten, betreffend Verfolgung des Curé Leonard in Eppingen 
Rothringen), wegen Beleidigung eine Gemeindemitgliedes einftimmig an⸗ 
ckannt bat, daß beide Hechtsmittel, der recours comme d’abus der geift- 
en Amtsgewalt und die lage bei den bürgerlichen Gerichten nad) fran⸗ 

fhem Rechte von einander unabhängig find, der Berlegte mithin Die 
Bahl bat, ob er den Staatörath aneuten oder von dem Richter die Be⸗ 
rafung der Geiftlichen nach weltlichem Geſetz erwirken will. Analog wird 
aber anzunehmen fein, daß, wenn eine Regierung fich fiber Berlegung 
Seitens franzöfifcher Geiftliher auf dem, im internationalen Verkehr vor⸗ 
efchriebenen Üege zu beſchweren Anlaß nimmt, beide Wege für Erreichung 
er gejeglichen Sühne offen ftehen.“ 


Aus der „PBrovinzial- Eorrespondenz” vom 28. Januar. 


„Die ultramontane Partei in Frankreich hatte fchon feit einiger Zeit durch 
bunbgebungen in biſchöflichen Erlaffen, fowie in ber Preffe eine lebhafte und 
idenichaftliche Theilnahme für die Beſtrebungen ihrer Gefinnungsgenofien in 
Deutfchland zu erlennen gegeben. Neuerdings hatte einer der Biſchöfe in einem 
yirtenbriefe, welcher ſich durch Heftiglett der Sprache vor allen bisherigen Aeuße- 
ungen auszeichnete, die Behauptung aufgeftellt, Daß ſich Deutichland mit Italien 
nb der Schweiz zur Berfolgung ber Tatholifhen Kirche verfhworen haben; um 
iefe Behauptung zu begründen, mwurbe das Verhalten ber deutſchen Regierung 
a den jchmähenpften Ausdrücken gefchilbert. 

Durch das gerechte Befremben, welches dieſe heransfordernde Sprade 
iberall und namentlich in Deutſchland hervorrief, bat fich die franzöfiſche Regie- 
ung veranlaßt geſehen, bem bevenklihen Berhalten der ultrammontanen Partei 
m Interefie Frankreichs jelbft entgegenzutreten. 

Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Herzog von Decazes, 
ahm jüngft Gelegenheit, in ber Nationalverfammlung Erklärungen abzugeben, 
urch welde zunädft die Beſorgniſſe wegen Störung ber Beziehungen zur 
tafienifchen Regierung bejeitigt werben follten, und fügte fodann Hinzu: Die Re⸗ 
ierung wolle den Frieden, well fie denfelben für das Wohl Sranfreiche für 
nerläßlich halte, weil fie wiffe, daß die heißen Wünfche des Landes auf den 
frieden gerichtet jeien. Um ihn zu fidern, werde Die Regierung unabläffig 
emäht fein, alle Mifverfländniffe zu befeitigen, allen Konflikten vorzubengen; 
je werbe ben Frieden andy gegenüber eitelen Dellamationen und bebauerlichen 
lufhetzereien, woher fie auch kommen möchten, zu wahren ſuchen. Die Ehre 
nd die Würde Frankreichs ſeien bebrobt durch politiihe Abenteurer, beren 
Bebahren das Land verhängnißvoller Weife zu einer Schwäche ober zu einer 
Ehorheit treiben würden. 


Diefen Erklärungen bes Minifters, welche von ber Nationalverfammlung 
nit großer Zuftimmung aufgenommen wurben, entſprach ein thatfächlicher Schritt 
ver egierung. Das bebeutendfte Blatt der ultramontanen Partei, der „Universe“, 
velcher den erwähnten SHirtenbrief veröffentlicht hatte, wurde auf Beſchluß des 
Minifterrathes auf zwei Monate verboten und biefe Maßregel ausdrücklich Darauf 
wgränbet, daß das Blatt ſowohl durch eigene Artikel, wie auch durch Urkunden, 
ne es veröffentlicht habe, diplomatiſche Verwidelungen herbeizuführen drohe. 

Zudem die frauzöſiſche Regierung in freier Entjhließung und 
ebigiih in Erwägung ber Intereffen Krantreihe fih mit Wort 
ind —2 von der ultramontanen Partei losgeſagt bat, deren Be— 
Irebungen im Laufe des letzten Jahres einen gewiſſen Einfluß in 
ren herrſchenden Kreifen Frankreichs gewonnen zu haben ſchienen, 
at fie an ihrem Theile einen Beweis der rihtigen Würdigung ber 


Für Biemarck. IT. 40 





626 


1874. 


allgemeinen Tage und ber Stellung Frankreichs in berjelben gr 
geben. 


Allerdings bat tie Mafregel, welche die franzöſiſche Kezir 
rung ergriffen bat, zunädft nur bie Preſſe getroffen, melde bie ge 
bäffigen Angriffe gegen Deutihlanb verbreitet hat, nicht die geik- 
lihen Urheber derjelben. Der weiteren Erwägung ber Kaijerlid 
deutfhen Regierung bleibt es vorbehalten, inwieweit nad kat 
der Berhältniffe und auf Grund der franzöfifhen Geſetzgebui 
noch eine Genugthuung und Sühne in Betreff des Verhaltens de 
geiftlihen Würbdenträger felbft ins Auge zu faſſen fein wird.” 


1873. Das Geſandtſchaftsrecht der deutſchen Mitte 
ftaaten und die bayerjhe Vertretung in Parik, 
18. Dezember. Bericht tes Grafen Arnim. 


„Ih babe feiner Zeit berichtet, daß Herr von Remufat bie Abſich hate, 
nah Beendigung ber deutſchen Oklupation die Bertretung Frankreichs in Baier 
einem „Geſandten“ zu übertragen. 

Herr Tefebore, ber jetiige Gefchäftsträger in München, welcher übrigen! 
für feine Perfon den Rang und Titel eines Ministre pl&nipotentiaire hl 
war damals, feinen eigenen Mittheilungen nach, jener Anſicht bes Herm pri 
Renufat entgegengetreten. 

Ich habe nicht die leifefte Anbeutung unb keinerlei pofitiven Grund, an 
nehmen, Laß der Duc Decazes beabfihtige, Herrn Lefebore zum Gelanttn 
zu ernennen. 

Indeſſen letzterer ift augenblidiih hier und e8 war ihm angeboten worte, 
Gefandter in Washingten zu werten. Er hat dies Anerbieten ausgejchlagen urd 
e8 liegt nahe, zu vermuthen, daß er eine Kompenfation in Europa ver Augs 
bat, gie im Gegenfag mit feinen früheren Aeußerungen doch vielleicht Mündet 
fein Lönnte. 

Außerdem habe ich geftern in ber „Liberté“ ein Entrefilet gefunden, weidel 
ber Verwunderung barüber Ausdrud giebt, daß in Dreaden und Gtutigart ki 
Bertreter Frankreichs fei, obwohl DOefterreih, Breußen und Rußland dort &e 
fandte bätten. Obgleich bie „Libertö” gar keine offiziellen Verbindungen be 
könnte dies doch wohl ein Ballon d’essai gewefen fein. Es find fo viele Diyie 
maten auf Lager, daß es dem Duc Decazes unter Umftänden recht bequem fd 
koͤnnte, einige Supplilanten placiren zu Dürfen. 

Antererfeits ift es auch nicht unmöglich, daß der Wunfch nach franzöficer 
Geſandten von einer ober der anderen beutjchen Reftbenz ausgej worbet 
ift. Es giebt immer noch Perfonen, die e& fich nicht verdrießen laffen, ohne Gehalt 
in Barid einen diplomatiſchen Poften anzunehmen. Sie find danı immer 
größere Herren al® ber Geſandte bes Fürften von Monaco, welcher hier in da 
That uud in lebendiger Wirklichkeit eriftirt. 

Unter dieſen Umftänben würde es mir erwünfcht fein, Berbaftungsbefehk 
Über dieſe Frage zu erhalten und zu willen, ob ich gelegentlich in uncufjälum 
Weiſe dem Duc Decazes den freundjchaftlihen Wink geben foll, 
Belleitäten nicht nachzugeben, ſelbſt wenn ver Anftoß von einer deutfchen R 
rung kommen follte, ober ob ich, falls er tie Initiative nimmt, um m 
Stellung zur Sache zu erfahren, mich in biefem ober einem anteren Cine 
ußern fol. 

Die Anwefenheit eines bayerifhen Gefchäftstägers in Barit 
ift, wie ich früher ſchon berichtete, eine ber Wirkung nad fehr a" 
erfreulige Anomalie. Sie wird inveffen fehr erträglich burch bie Perfir 
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Keit bes Herrn Rudhart, ber thatfächlich feine Stellung nur als eine konſu⸗ 
iſche auffaßt. 

Wenn fih aber wirkliche bayeriiche, fächfliche ober württembergifche Ge⸗ 
idte — ein Sraf Tauffkirchen, ein Graf Hohenthal, ein Hohenlohe» 
aldenburg ober bralı — bier einfinden follten, fo würde bie Stellung ber 
iſerlichen Botſchaft jelbft dann fehr leiden, wenn die betreffenden Herren für 
e Berfon reichsfreundblich zu fein fih bemühen follten.“ 


Nachſchrift. 
Paris, den 18. Dezember 1873. 

„Graf Wesdehlen, dem ich fo eben von dieſem Bericht Kenntniß gegeben 
be, theilt mir mit, daß fchon im Sommer ber damalige Kabinetschef bes 
30986 von Broglie, Herr Gavard, ihn gefragt habe, ob bie Ernennung 
n franzöfifchen Geſandten in Deutichland in Berlin fehr ungern geliehen werben 
Arde. Die jüngeren franzöftichen Diplomaten behaupteten, daß man in Berlin 
HE fih ganz gereihgitig verhalte, während der Bicomte de Gontaut Biron 

ieben dieſe Rückkehr zur alten Gewohnheit wiberrathbe. Graf Wespehlen 
it auf dieſe Anfrage des Herrn Gavard nicht geantwortet und ſich der ganzen 
ade weiter nicht erinnert.” 


Die „Stellung” des deutſchen Reichs und die 
„Stellung” der Botſchaft in Paris. 


23. Dezember. Erlaß des Fürften Bismard an den Grafen 
Arnim. 


„Don den in Em. Ercellenz gefälligem Bericht vom 18. d. M. näher 
mwähnten Abfichten, die franzöftfchen Vertreter in München oder Dresden 
8 Geſandten zu befördern, ift mir anderweitig noch nichts befannt ge- 
orden. Auffällig ift mir im Ihrem Berichte vorzugsweife die Annahme 
weſen, daß ein ehrgeiziger und befähigter Diplomat, wie Herr Lefebvre, 
ie bedeutende Sefandticaft in Washington abgelehnt haben könnte, um 
ı München zu bleiben; e8 würde dies ein redender Beweis für die Be- 
etumg fein, welche die franzöfiiche Diplomatie noch immer diefem Poften 

. Ob Herr Tefebore dabei die Kompenfation durch eine höhere 

in der Hierarchie in’8 Auge gefaßt, mag dahingeftellt bleiben; viel- 
ht beſitzt derfelbe ausreichende Hingebung für den ‘Dienft feines Landes, 
haben an die Sache, al8 an die Form oder feine eigene Perſon gedacht 
I haben. 

Daß diefe Form uns nicht gleichgiltig fein, vielmehr die in der Be⸗ 
aubigung franzöfifcher Gefandten an den Deutſchen Höfen liegende De- 

ation uns ein untrügliches Maß für den Werth gewähren würde, 

en die franzöfifche Regierung auf gute Beziehungen zu Deutichland 
R, das liegt fo Mar zu Tage, daß fein Franzoſe darüber zweifelhaft, 
Id eine befondere Betonung unferer Empfindung kaum nöthig fein wird. 
Bere if in der Berfaffung und in dem Weſen des Reichs begründet, 
d wenn diefe Berfaflung oder die Verhandlungen des Reichstages fiber 
Mmfervirung des Gefandiihaftöredts in Paris unbelannt fein follten, fo 
ed doch die deutiche Preſſe e& nicht fein, welche feit faft drei Jahren, 
e ich glaube, Niemand einen Zweifel darüber gelaffen hat, welcher Aufs 
fung in der deutfchen Nation und in der Politik ihrer Regierung folche 
Ueitäten begegnen würden. Eben darum können wir aber auch darauf 
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vertrauen, daß der Anftoß zu einer foldhen Erweiterung der diplomatiichen 
Beziehungen zwifchen deutfihen Einzelftaaten und Frankreich nicht leich 
von erfieren anägehen werde; auch wenn e8 fih nur um Formen 
delte, miirde die Wirkung kaum den Intereſſen der betreffenden 


nublic len 
. Ercellenz find mit den Beftimmungen der Reichsverfafſung über 
das Gefandtjchaftsrecht, fowie namentlih mit den Bayern im Eh 
protofoll vom 23. November 1870 gemahrten Rechten vollftändig befamt. 
Durch diefe Beftimmungen motivirt fi, daß wir unfere Auffaflung, 
den Franzoſen gegenüber, nur mit Vorſicht bervortreten laffen; dieſelben 
würden im entgegengefegten Falle ſchwerlich unterlaffen, in Münden mb 
anderen Refidenzen zu infinuiren, daß mir etwa eine Verkürzung der in ber 
Reichsverfaſſung gemwahrten Rechte der Einzelftaaten erftrebten. Eolk 
jedoh der Duc Decazes Em. Ercellenz eine Frage nach unferen ihm 
ſchwerlich zweilelhaften ünſchen auf diefem Gebiete, wie Sie —— 
meiner Ueberraſchung als möglich andeuten, wirklich ſtellen, ſo 
Ihnen nicht ſchwer "len, = verftehen zu geben, daß die Eindräde, ie 
jeder Agent Frankreichs in Deutichland und jeder Zeitungslefer von dem 
Benid: baben muß, welches die deutfche Nation auf ihre eis: 
beitlihe Erjheinung dem Auslande gegenüber legt, der fra 
zöfifchen Regierung befannt fein würden, und dag Em. 
den Beruf haben, diefelben durch eine diplomatifche Erläuterung abp 
ſchwächen. Em. Ercellenz würden dabei beiläufig erwähnen können, di 
von den befreundeten Mächten fi) England auf Öefchäftaträger beichränft, 
einige andere, theils aus Familienbeziehungen, theils in Kontinuität frk 
berer Berbältnifle, Gefandte an einzelnen Osten haben, meiſtens aber die 
Bertretung mit der am Deutſchen Reich vereinigt worden ift. 
Was Frankreich fpeziell angeht, fo wird man fich in Paris ſchwerlih 
verhehlen, daß Franfreid mehr als andere Staaten ein berechtigte Kij⸗ 
trauen Deutſchlands zu jchonen hat, und daß ſchon die, wie es —— 
den Anſchein hat, Ioftematifche Ernennung von jüngeren bdeflaffirten 
plomaten zu Konjuln in Deutfchland, namentlih am Rhein, von u 
nicht unbemerkt geblieben fein könne. Em. Egcellenz wollen dem Ta 
Decazes gelegentlich bemerken, daß wir darauf 8 achten berechtigt fein, 
ob diefe Konfuln fih ausſchließlich konſulariſchen Gefchäften widmen, ok, 
wie joldes 3. B. bei dem franzöfifchen Konful in Stuttgart der Sal, 
den gi und das Minifterium durch Arrogiren einer politiichen Stell 
und Thätigkeit in Berlegenheit zu bringen die Dreiftigleit Haben. 
Wenn Em. Ercellenz in Ihrem Bericht fchlieglich bemerken, daß „I 
Stellung“ der Kaiferlichen Botſchaft „ſehr leiden” würde, wenn die bar 
hen Königreiche fi durch wirkliche Gefandte in Paris vertreten lafer 
jollten, fo ift mir diefe Betrachtung nicht ganz verſtändlich. Das Deutſch 
Neich ift ein zu gewichtiger Körper, als daß die „Stellung’ 
feiner Botfhaft in Paris, fomweit Deutfhland der letteren 
bedarf, unter dem Erfheinen einiger diplomatifcher Fige 
ranten in partibus wirklich leiden könnte, voransgefept, d 
die „Stellung“ von der Botſchaft felbfi richtig genommti 
wird. Yür die Botfchaft des Deutfchen Neiches handelt es nur @ 
Erfüllung ihrer dienftlihen Aufträge und Aufgaben, und ich vermag mi 
abzufehen, was ein fleinftaatlicher Diplomat Em. Ercellenz bei deufchs 
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wirffam in den Weg legen könnte. In diefer Hinfiht wollen Em. Ex— 
cellenz fich übrigens gegenwärtig halten, daß derſelbe Artikel der Reichs— 
verjaflung, welcher den Bundesftaaten das aktive und pafjive Gejandt- 
ſchaftsrecht nicht entzieht, die völferrechtliche Vertretung des Reiches auß- 
Thließlih in die Hände Sr. Majeftät des Kaiſers gelegt hat. In Anlaß 
der Racer: gu Em. Ercellenz mehrermähntem Bericht erfordere ich heute _ 
vom Grafen Wesdehlen 3 eine nähere Erläuterung.“ 


1874. 12. Januar. Bericht des Grafen Arnim zur Recht— 
fertigung des früheren Berichts. 


„In dem hohen Erlaß ſagen Ew. Durchlaucht, daß Ihnen nicht ganz ver⸗ 
Ränblich ſei, wie die „Stellung“ der Botſchaft durch Anweſenheit eines bayeriſchen, 
ſachfiſchen zc. Geſandten leiden könne. 

Ich habe damit ſagen wollen: Wenn einer oder mehrere ſolcher „diploma⸗ 
tiſcher Figuranten“ bier akkreditirt werben ſollten, fo erhält das Ausland nicht den 
Eindrud von ber nationalen Einheit Deutfchlande, welchen es zum Nuten des 
Neiches erhalten fol. Ich oder jeber andere Botichafter des Kaiſers haben bie 
Aufgabe, dafür zu forgen, daß biefer Eindrud lebendig und wirkſam fei. Aber 
die Erfüllung dieſer Aufgabe wird mir erfchwert, wenn ſich diplomatiſche Figu⸗ 
rauten bier aufhalten, beren einziger Zwed nur fein könnte, jenen Einbrud ab» 
zuſchwächen. 

Ich wollte zuerſt ſagen: das Anſehen des Deutſchen Reiches würde dadurch 
leiden. Dieſer Ausdruck ſchien mir übertrieben und ich ſagte daher: „bie Stellung 
der Botſchaft würbe leiden.“ 

Auch jetzt weiß ich noch feinen befieren Ausbrud, um in einem Worte bie 
Schwierigkeiten zu bezeichnen, welche in der angebeuteten Eventualität entftehen 
Bunten. @8 war der mildefte terminus für eine ganze Kategorie von politifchen 
„Unbequemiichleiten,“ während Ew. Durchlaucht bie in dem Subflantivum „Stel- 
Iung”“ liegenden Begriffe durch ftillfchweigenden Zuſatz des Adjektivums „gefell- 
ſchaftlich“ enger eingegrenzt haben als ich. Die Gedanken, welche ich zufammenfaffen 
wollte, werben ver Hegel nad in bem Leitartikel einer Zeitung erörtert. Ew. 
Durchlaucht haben, glaube ich, den Begriff „Stellung“ fo zerlegt, daß ich in den 
Berdacht gelommen bin, vorwiegent aus feuilletoniftiichen Präcccupationen heraus 
auf ten inkfriminirten Ausdruck gelommen zu fein. An einem Beifpiele darf ich 
erläutern, was ich meine. Am 14. giebt der Marfhall Mac Mahon bekanntlich 
ein großes, mehr ober weniger öffentliches Feſt. Alle Botſchaften und Gefandt- 
(haften find in verbindlicher Weile eingelaben worven, ihm Landsleute von 
Diftinktion zu nennen, welche fie eingeladen zu ſehen wünſchen. 

Ich habe den wenigen Deutichen, weldhe mir den Wunfch ausbrüdten, eine 
Einladung zu erhalten, meine Verwendung verfagt, weil ich finde, daß Deutiche, 
welche nicht aus amtlichen oder gefchäftlichen Gründen dazu veranlaßt find, fi 
nicht um Zulaſſung zur franzöfiichen Gejellichaft bewerben follen, fo lange barüber 
fein Zweifel beftebt, daß fie im Allgemeinen keine willlommenen Gäſte find. 
Unbererfeits kann ber Marſchall Mac Mahon die liebenswürbigften Intentionen 
haben — aber er ift außer Stande, bei einem Feſte von mehreren Taufend Per- 
fonen bafür einzuftehen, daß feinen beutihen Gäſten keine Unannehmlichteit ber 
gegnet. Diefe meine Auffaffung ift, glaube ich, wohlbegrünbet, und wenn ich auch 
Burchaus nicht wünfche, viel darüber zu fprechen, mache ich doch meinen Lande⸗ 
fenten unb anderen Perjonen, welche mich fragen, daraus fein Geheimniß. 

Der bayeriiche Gefchäftsträger feinerjeits hat dieſe Reflerionen nicht gemacht, 
fontern ber präfiventiellen Aufforderung durch Anmelbung einiger Bayern „von 
Diftinktion“ entiprodden. Es würde unrecht fein, Herrn Rudhart, ber ein jehr 
wohlgefinnter, reichötreuer Dann ift, daraus einen Vorwurf zu maden. Ich würbe 

bedauern, wenn barüber etwas in bie Deffentlichleit füme. Er hat fich einfach 
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den Fall nicht reiflich überlegt und von den Bayern „von Diſtinktion“ wird unh 
wohl nicht weiter die Rebe fein. Aber wenn anftatt bes Herrm Rud hart ax 
Gefandter oder auch nur ein Gefchäftsträger bier wäre, ber in Folge früherer 
Beziehungen ober feiner perfönlihen Verhältniſſe gewiffen franzöſiſchen Krriſen 
näher fände und um ben fich eine größere Anzahl von „on guieten Bayern“ 
zu gruppiren geneigt fein könnte, fo würde e8 boch fehr eigenthümlich fern, baf 
der bayeriſche Repräfentant in der Freiheit feiner Attitube EA nicht im Mindeſten 
von ben politifhen Rückſichten leiten läßt, welde die Haltung bes Kaiferliden 
Botſchafters beftimmen. Der Kal, den ich beiſpielsweiſe angeführt babe, 
vielleicht noch in das Feuilleton, aber doch ſchon in das politifche 

Analoge Berhältniffe Fünnen aber ohne Frage fih bei viel ernfteren Anläſſen 
berausftellen. 

Die letzte Entſcheidung Tiegt freilich bei Kaiſer und Reich und, ſoweit fe 
ihm übertragen wird, bei dem Botſchafter bes Kaifers; aber in den Stadien, 
welche der Entſcheidung worausgehen, kann ihm doch feine Aufgabe, jeine „Stel 
Yung” ſehr erfchwert werben, wenn perjönlich wohl affrebitirte Sefonbte bie Mig 
lichleit und das Recht haben follten, neben ihm ſich über politifche Fragen gegen 
ben franzöflihen Minifter, wenn auch nur akademiſch, zu Außern. Hierzu wä 
ih nur noch bemerfen, daß die Unannehmlichkeiten einer folchen Eventnalität um 
fo größer fein würben, wenn bie etwaigen Nepräfentanten ber beutichen Länder 
jemals Perſonen fein follten, die in ber Lage wären, nicht blos mit ihren Höfen, 
fondern auch mit anderen Hauptftäbten — 3. B. mit Berlin — zu korrespon⸗ 
diren. Ich dachte an biefe Eventualität, als ich beifpielswelfe Namen nannte, 
beren Zräger möglicherweije zu jener Befürchtung Anlaß geben Fünnten. 

Ich bin überzeugt, daß der Duc Decazes fi wohl hüten wirb, an bem 
beſtehenden Berbältniß zu rütteln. Dafjelbe hat aud, jo lange Herr Rudhari 
bier bleibt, feine fühlbaren übeln Folgen. Ebenfo nehme ih an, daß Herr Le⸗ 
febore in München keine Luft bat, fih durch irgenb eine Unvorfichtigleit bie 
Ausfiht auf eine Wohnung am Barifer Pla zu benebmen. Aber ein Wechſel 
in ben Perjonen würde die Situation verändern. Im Hinblid hierauf habe ih 
mich erinnern müffen, daß die franzöſiſche Gejanbejchaft in München befteht und 
von einem Gejchäftsträger geleitet wirb, der ein bevollmächtigter Minifter ik. 
Man braudt nur unter etwaiger Konnivenz eines SBaffer’ichen Minifteriums, 
den Envoy6 extraordinaire binzugu fügen, — et le tour est fait. 
diefer tour wahrſcheinlich in feiner Reaktion das ganze aktive und paffive Ge 
ſandtſchaftsrecht fortſchwemmen würde, glaube ich gern. Aber es wäre body viel 
leicht gut, wenn die Sache im Voraus durch die bayerifche Landesvertretung mu 
möglich gemacht würde. 

Mir ift früher vie Ausübung des Geſandtſchaftsrechts feitens ber Mittel 
ftaaten als eine ziemlich gleichgilftige Sonberbarkeit erſchienen. Durch die Prapis 
— ſchon in Rom während bes Konzils — bin ich eines Beſſeren belehrt worben, 
und ich babe mich Überzeugt, daß in Iohwierigen Zeiten, jowie an Iemnieriger 
Poften dieſes Recht mit einer wohlorganifirten Reichsdiplomatie ganz unverein 
wird. Sogenannte „reichfreundliche” Kooperatoren find unter foldden Berhäk- 
niffen noch bedenklicher als veichsfeinpliche. 

Ew. Durchlaucht wollen entjchuldigen, wenn mid das Bedüurfniß, bat 
Wort „Stellung“ zu interpretiren, dahin geflihrt hat, mich Über einen Gegenflant 
zu aubern, für deſſen Befprehung augenblidlid ein dringender Anlaß nidt 
vorlag.” 


21. Januar. Zurüdweilung Seitens des Fürften Bismarck. 


„Ew. Excellenz geftliger Beriht vom 12.d. M., in welchem Sie auf 
die Ausübung des Gefandtfchaftsrechts durch die deutfchen Mittelftanten 
zurüdfamen, bat mid) ade und nad Lage der Verhältniſſe über 
rafhen müffen. Em. Ercellenz hatten in dem Berichte vom 18. Dezember 
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das Be iß nach Inſtruktion darüber ausgeſprochen, ob Sie den Bellei- 
täten der franzöfifhen Regierung in Bezug auf die Wiederherftellung von 
Geſandtſchaften an den deutſchen Höfen entgegenwirken jollten. Meine 
Antwort darauf war durchgehends ein Ausdrud des Erftaunend darüber, 
daß Sie in einer Frage, Über welche in Deutfchland Niemand im Zweifel 
ift, überhaupt einer Inſtruktion bedurften, daß Sie nicht ohne ſolche übers 
eugt waren, feine andere Antwort geben zu können, als die durch 7 Jahre 

tſcher Politit und mit Rückſicht auf die Verfafjung des Norddeutichen 
Bundes und des Deutjchen Reiches fich für jeden reich&freundlichen Deut- 
fhen von felbft ergebende, nämlich die, daß jede ftärkere Accentuirung des 
aktiven und paffiven Gefandtfchaftsrecht3 der einzelnen deutfchen Höfe für 
uns im höchſten Grade unmwilllommen, aber nad) Maßgabe der Reichsver⸗ 
faffung ftatthaft if. Weder Sr. Majeftät dem Saifer, Allerhöchitmelchem 

re Derichte vorgelegen haben, noch mir ift e8 verftändlich, wie Em. Er- 
cellenz auf diefen meinen Erlaß mit einer ausführlichen Darlegung eben 
jener politifchen Erwägungen antworten konnten, melde in Deutfhland 
feit Jahren Gemeingut jedes reih8freundlihen Wählers find 
und welche allein meine Berwunderung über Ihr Inſtruktionsbedürfniß 
rechtfertigten. | 

Em. Ercellenz würden diefe Beweisführung nicht unternommen haben, 
wenn Sie der politifchen Entwidelung des Heimathlandes mit der Sorgfalt 
folgten, welche für unfere wirkfame Bertretung im Außlande meines Er» 
achtens unentbehrlich ift. Ste würden fonft den Erlaß vom 23. Dezember 
v. J. mit dem Verſtändniß gelejfen haben, welches ſich aus der genauen 
Belanntichaft mit der inneren Entwidelung der deutichen Verhältniſſe er- 
geben mußte. Em. Erxcellenz würden dann empfunden haben, daß Ihre 

uSeinanderjegung für die ganze öffentliche Meinung in Deutjchland, das 
Auswärtige Amt nicht ausgefchloffen, feit Jahren politiſches Gemeingut 
eworden ift, und feinen Gegenſtand der Darlegung mehr für einen dies⸗ 
eitigen Bertreter dem Auswärtigen Amte gegenüber abgeben kann. 

Das Mißverftändniß, in welchem Em. Ercellenz den Beriht vom 12. 
d. M. gefchrieben, dürfte nur dadurch hervorgerufen fein, dag Em. Er- 
cellenz bei der Beſprechung diefer Trage in Ihrem früheren Berichte vom 
18. Dezember v. J. die Intereſſen der „Botſchaft“ in Paris mit dene 
nigen des Deutfchen Reiche vermwechfelt und die „Stellung der Botſchaft“ 
in einem von Ihnen ſelbſt „feuilletoniftifch“ genannten Sinne in den 
Bordergrund zu ftellen fchienen. Hätten Ew. Ercellenz von vorn berein 
die Intereſſen und das Anfehen des Deutichen Reiches betont, wie Sie 
nach Ihrer Angabe in dem Berichte vom 12. d. M. e8 beabfichtigt hatten, 
fo würde ich der Mühe überhoben geweſen fein, diefe Frage aufzunehmen 
und die Begriffe, auf welche e8 dabei anlam, Harzuftellen. 

Ich kann bei diefem Anlaß die Bemerkung nicht unterdrüden, daß 
mir die Zeit und die Arbeitskraft fehlt, um politifche Korres— 
konbenzen, wie diejenigen, zu welden mid die Art und Weile 

w. Ercellenz Beridhterftattung feit Jahr und Tag nötbigt, 
fortzuführen. Wenn fich mein fchriftliher Verkehr auch nur mit den 
andern Boiſchaftern Sr. Majeftät in ähnlichen Kontroverfen bewegen jollte, 
fo würde meine Stellung oder die der Botfchafter bereits materiell uns 
haltbar geworden jein. Ich muß, wenn id im Stande bleiben 
foll, die Gefhäfte, die Se. Majeftät mir übertragen bat, 
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fortzuführen, von allen Agenten des Reichs im Anslande, 
auch von den böcdftgeftellten, ein höheres Maß von Fügſan⸗ 
feit gegen meine Inftrultionen und ein geringeres Maß von 
felbfiftändiger Initiative und von Fruchtbarkeit am eigenen 
olitifhen Anſichten beanfpruden, als dasjenige, weldes 
En. Ercellenz bisher Ihren Berichterftattungen und Jhrem 
amtlihen Berhalten zu Örunde legen.“ 


24. Februar. Smmedintbeichwerde ded Grafen Arnim. 


Baris, ben 24. Februar 1874. 


„Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter Kaifer! 
Allergnädigſter König und Herr! 

Bei meiner Rückkehr nach Paris habe ich einen Erlaß bes Fürſten Reicht⸗ 
kanzlers vorgefunden, welchen ich allerunterthänigſt beizufügen nicht verfehle, de 
ich nicht weiß, ob er Ew. Kaiſerlichen Majeſtät bekannt iſt. 

Der Fürſt Bismard unterrichtet mich in dieſem Erlafſe, daß es Em. 
Kaiſerlichen Majeftät nicht verſtändlich geweſen fei, wie ich in meinem Berichte 
Nr. 6 in eine ausführliche Darlegung politiiher Erwägungen babe eintreten 
Können, welche feit Jahren Gemeingut jebe® reichöfreundlihen Wählers ſeien. 
Ih muß danach glauben, daß Em. Kaiferlihe Majeftät von meinen Berichten 
benfelben ungünftigen Eindrud haben, welden fle auf den Fürften Bismard ge 
macht haben, und ich wage daher Ew. Majeftät allerunterthänigft zu bitten, die Auf 
Härungen Alergmäbigft hören zu wollen, welche ich zu geben mich verpflichtet eracke. 

8 darf zunächſt allerunterthänigſt bemerken, daß ich in meinem Beruf 
vom 18. Dezember vorigen Jahres nicht von ber event. Abficht der franzöſiſchen 
Regierung geſprochen hatte, Geſandte an den deutſchen Königshöfen zu allre⸗ 
bitiren, fondern von ber möglicherweife auftauchenten Velleität ber deutſchen 
Höfe, franzöſiſche Geſandte zu empfangen oder Geſandte nach Paris zu jdhiden. 

IH war in einigem Zweifel barüber, ob der Reichskanzler wünſchen würde. 
baß einer folden Eventualiät tur eine Konverfation mit dem franzöfiſchen Ri- 
nifter vorgebeugt würde, ober ob es ihm geratbener ericheinen könnte, die Ber- 
wirflihung von dergleichen Ideen durch Demarchen bei ven dentſchen Regie: 
rungen zu verhindern. Dieje Frage war in fo fern nicht ganz überflüſfig, als, 
wie ber Erlaß bes Reichskanzlers vom 23. Dezember anerkennt, das Thema jeben- 
falls mit einiger Vorſicht zu behandeln if. 

Ich babe auch in dem Erlaſſe vom 23. Dezember den Ausdrud tes Cr 
ftaunens über mein Juftrultionsbebürfnig nicht zu finden vermocht. Ich fand in 
dem Erlaß aber eine Auseinanderiegung, melde im Anfchluß an eine von mir 
gebrauchte, meines Erachtens nicht mißverftändfiche, aber doch mißverflantent 
Redewendung mir zu der Befürdtung Anlaß geben mußte, daß der Reichskanzler 
bei mir bie unerläßlihe Kenntniß ber politifhen Erwägungen vermifje, welche, 
wie ber Fürſt Bismard zweimal fagt, Gemeingut jebes reichsfreundlichen 
Wählers find. Ich war baher genöthigt, in meiner Antwort auf ben Erlaß vom 
23. Dezember darzulegen, daß ber Fürft Bismard meine Belanntichaft mit ten 
heimiſchen Verhältnifſen unterſchätzt hatte. 

Ew. Kaiſerliche und Königliche Majeſtät wollen Allergnädigſt verzeihen, daß 
ih mich unterfangen babe, Allerhöchſtdieſelben von dieſem Zwiſchenfall zu unter 
halten. Aber ich glaube, daß es ein Mangel an Ehrfurdt gegen Ew. Majelit 
fein würbe, wenn ich nicht. thun wollte, was in meinen Rröften fteht, um ba 
Allerhöchſtdemſelben ven übeln Eindrud zu verwifchen, welchen meine Berichte auf 
Em. Majeftät gemacht haben. 

Der Fürſt Bismurd fagt am Schluffe feines Erlaffes, daB er von ben 
Agenten des Reiches ein höheres Maß von Fügſamkeit gegen feine Inſtruktionen 
beaniprudden müffe, als dasjenige, welches ich bisher meiner Verichterftattung und 
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meinem amtlihem Berhaften zu Grunde lege. Da mir unbelannt if, von 
welchen: Gedanken ausgehend der Fürſt Bismard dazu gelommen ift, fich in 
biefer Weife anszudrüden, fo ift mir die Bedeutung biefes Satzes nicht klar ge- 
worben; ich nehme an, baß ein Mifverflänbniß vorliegt, welches bei näherer 
Betradhtung verſchwinden würbe. 

Dem Wortlaut nach aber fchließt jener Satz eine ſchwere Anklage in fich. 
Der Fürſt Bismard ertheilt feine Inftruftionen im ausdrücklichen oder impli- 
eite ertheilten Auftrage Ew. Kaiferlihen Majeftät. — Mangel an Filgfamleit 
gegen feine Inſtruktionen würde daher gleichbebeutend fein mit Ungehorfam gegen 
die Befehle Ew. Majeflät. . 

Ih kann mir kaum denlen, daß der Fürſt Bismard dies fagen wollte. Ich 
taun auch nicht Die Befürchtung in mir auflommen laffen, baß Ew. Majeftät mir Aller- 
hochſtſelbſt den Vorwurf maden, welchen Fürſt Bismard auſcheinend formulirt. 

Aber bie Situation, in welcher ich mich befinde, ift eine höchſt peinliche. 
Ih bitte daher Em. Kaiferliche Majeftät allerunterthänigft, meine Lage in bieler 
Beziehung Allergnäbigft aufflären zu wollen. 


In _tieffter Ehrfurcht 
Em. Kaiſerlich Königlihen Majeftät allerunterthänigfter, 
treu geborjamfter Diener und Unterthan. 


(gez.) Arnim.“ 


Die Entlafung des Grafen Arnim 
aus dem diplomatifhen Dienft. 


22. Februar. Allerhöchſte Ordre wegen Abberufung des Grafen 
Arnim von Paris. 


19. März. Ernennung ded Grafen Arnim zum Botichafter in 
‚Konftantinopel. 

2. April. Beröffentlihung „diplomatiicher Enthüllungen” in ber 
Wiener „Preſſe“ über die Auffafjungen und die Denkjchrift 
ded Grafen Arnim in Bezug auf das vaticaniiche Konzil. 
(Ein Promemoria Arnims von 1870 nebft zwei Schreiben 
an den Biſchof Hefele und den Stiftöprobft Dr. Döllinger). 

Die Beröffentlihung war, wie ſpäter in der Schrift Pro 
Nihilo zugeftanden ift, vom Grafen Arnim felbit ver- 
anlaßt. 

Sn einem Artikel: Graf Arnim und Fürſt Bismarck 
in der „Schleſiſchen Zeitung” wird hervorgehoben, daß die 
„Enthüllungen” „in überrafchender Weile von dem weiten 
Blide Zeugniß geben, mit weldhem Preußens 
damaliger Bertreter bei der Kurie die Folgen 
der vaticaniſchen Beſchlüſſe voraudgefehen hat.“ 
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13. April. Sn der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung” wird 


der amtliche Schriftwechfel über dad Konzil zwiſchen Graf 
Arnim und Fürſt Bismard aus dem Jahre 1869 
(vgl. oben ©. 367 ff.) veröffentlicht, darunter der Bericht 
Arnimd vom 14. Mai 1869, mit dem Ausſpruche: 
„Wahrſcheinlich ift Fürſt Hohenlohe zu dieſem Schritte 
(feiner Girculardepefhe vom 9. April 1869) von dem 
Stiftöprobft Döllinger infpirirt worden, weldyer in jeiner 
Berftimmung gegen Rom ohne Zweifel ſehr geneigt jem 
wird, Die Gefahren in etwas übertriebener Reije 
hervorzuheben, welde dem modernen Staat aus 
den vermutheten Konzilöbejchlüffen erwadjen 
können.“ 


21. April. Veröffentlichung eines Schreibens Arnims an den 


Stiftsprobſt Döllinger, deſſen Schluß lautet: 

„Wenn es gelungen wäre, die Wucherpflanzen, welche 
auf den Konzil großgezogen worden find, im Keime zu 
erftiden, würden wir und heute nicht in den unbegreiflichen 
Wirren befinden, die jo ziemlich Alles in Frage ftellen, 
was feit langer Zeit Gemeingut der Chriftenheit geworben 
zu fein fchien.“ 


4. Mai. Deröffentlihung eined Schreibend Arnimd in be 


„Spenerſchen Zeitung,” in welchem er die Beröffentlihung 
feines Berichtd vom 14. Mai 1869 ald „im Wideriprud 
mit den Traditionen nit nur der preußijchen, ſondem 
jeder Diplomatie” bezeichnet. 


5. Mai. Erlaß des Reichskanzlers (in Vertretung: Staatsfecretüt 


von Bülow) an Graf Arnim mit der Aufforderung, 
auf Grund Allerhöchlten Befehls fich darüber zu erkläre, 
ob die qu. Beröffentlihungen direct oder inbirect von ihm 
auögegangen oder ob fie durch Mittheilung ber betreffenden 
Piecen an dritte Perſonen hervorgerufen find ze. ıc. 


11. Mai. Graf Arnim lehnt die Verantwortlichkeit für die Ent 


büllungen der „Preſſe“ ab und verneint, mit der „Spener 
ſchen“ und der „Schlefiichen Zeitung” in Verkehr geftanden 
zu haben. 
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14. Mai. Wiederholte ablehnende Antwort des Grafen Arnim: 
„Für die in der Preffe veröffentlichten Enthüllungen bin 
ih unter feinem Gefichtöpunft verantwortlich.“ 


15. Mat. Graf Arnim wird dur Allerhöchften Erlaß in den | 
einftweiligen Ruheſtand verfept. , " 


Die Lamarmorafhen Enthällungen*). 


16. Sanuar. Aeußerungen ded Fürften Bismarck bei der dritten | 
Berathung ded Givilehegefeped (gegen den Abgeordneten 
von Mallindrodt). 


(Angebliche Bereitwilligkeit zur Abtretung preußifchen Gebiete; 
— bie ungarijche Legion von 1866; — bie Civilehe und die Fa⸗ 
milienbande; — Teichtfinnige Berleumdungen; — ber „beftver- 
leumdete und gehaßte Mann.“) 

„Ich habe gehört, daß in der heutigen Sitzung von dem Abg. 
von Mallinckrodt behauptet worden iſt, ich hätte bei früheren Verhand⸗ 
lungen dem italieniſchen General Govone die Abtretung eines preußifchen 
Bezirkes — ich weiß nicht genau mo, an der Mofel oder an der Saar 
— im Ausſicht geftellt. Ich bin genöthigt, dies mit den ftärkften Aus⸗ 
drüden für eine dreifte, lügenbafte Erfindung zu erflären, die nas 
türlich der Herr Abgeordnete nicht gemacht hat, die aber anderswo gemacht 
if. Aber der Herr Abgeordnete fellte Doch vorfichtiger fein im Wiederers 
zählen folder Behauptungen, die diefe fcharfe Kritik verdienen. Die Sache 
Mt in Lügenbafter, gehäffiger Abficht erfunden worden; es ıft auch nicht 
eine Silbe davon wahr. Sch habe niemals irgend Jemandem 
die Abtretung auch nur eines Dorfes oder eines Kleefeldes 
zugefichert oder in Ausſicht geftellt. Alles, was darüber cir— 
Fulirt und behauptet wird, erfläre ich in feinem ganzen Um— 
fange für dag, was ih vorhin fagte: für eine —8 ten⸗ 
denziöſe Lüge, die zur Anſchwärzung meiner Perſon erfunden 
worden iſt. 

Ich bin zugtei da ich einmal zur perſönlichen Bemerkung das Wort 
genommen babe, genöthigt, nun auch einen andern Fall, der geſtern vor⸗ 

kommen ift, in ähnlicher Weiſe zurüdzumeifen. Ich möchte aber allen 
rren, die dabei betheiligt find, und namentlich, wenn fie fo vorzugsweiſe, 
Behauptung nad, die Sache des Chriſtenthums, der Religion, der 
abrheit vertreten, bitten, doch in Beziehung auf die Wahrheit anrerfeitß 
etwaß vorfichtiger zu fein und nicht Alles ohne Prüfung als Wahrheit 
anzunehmen, was ihnen aus unlauterer Duelle beigebracht wird. Ich 
möchte den Herren doch zu bedenken geben, daß die ihnen von 
Bott gejegte Obrigkeit, die über uns regiert, aud in den 


*) „Etwas mehr Licht.” Enthüllungen Über die politiichen und militäriichen 
Sreigniffe des Jahres 1866, vom General Yamarmora. 
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Drganen, die Se. Majeftät an die Spige des Reiches ftellt, 
vor dem Auslande wenigftens einen gemiflen Aniprug auf — 
ih will nicht fagen auf perfönlihde Rückſicht, nein, aber dod 
auf decente Behandlung hat, daß man fi nicht die Aufgabe 
ftellt, die eigene Regierung vor dem Auslande zu verleumden. 

Was den geftrigen Borgang betrifft, fo bat mir der bg. von 
Schorlemer Inkonſequenzen nachzuweiſen geſucht; nun, wenn ihm des 
wirflih gelungen wäre, fo würde bie Sade, die er vertheidigt, damit 
nit in irgend einem Maße gebefjert fein; aber es ift ihm in kei 
Weiſe gelungen. Er hält mir vor, ich hätte früher gejagt, das Dogma 
der Unfehlbarkeit, welches von Millionen Katholiken an en ei, 
müſſe vefpeftirt werden. Das ift auch heute noch meine Anficht. Ich habe 
e8 auch reſpektirt. Habe ich e8 je angefohten? Beftreitet man Ihren 
Glauben in irgend einer Weife? ch habe nur die Konfequenen 
ezogen, die ihm für unfer Staat3leben entfließen, und auf di 

hiierigfeiten aufmerkſam gemadt, die in unfer Staatsleben dadurd 
fommen, und in Folge deffen auf die Nothwendigkeit aufmerkfam gemacht, 
dag man fo wenig wie möglich von Glaubensſachen in das Staatsleben 
bineintbun müffe. Aber den Glauben refpeltire ich ja, und würde, wem 
er fi auf Dinge erftredte, die mir und den anderen evangelischen Ehriften 
nod ferner wären, ihn dennoch rejpeftiren. Wie das damit in Wider 
fteht, was ig neulich über eine andere Sache geſagt habe, das verſtehe ich 
nicht. Die Herren müſſen nur nicht die Sreiheit des Glaubens 
fo auslegen wollen, als ob fie darin beftehe, daß fie über An» 
dersgläubige und über den Staat eine Herrfhaft üben Für 
fie iſt Nichtberrfhen fhon mit Unterdrüdtfein gleihbeden- 
tend. Ih babe es neulih fhon gefagt: wir verlangen für 
unfere Heberzeugungen aud Unabhängigkeit für uns Andert- 
gläubige und verlangen Achtung vor unferem Glauben, die 
wir bei Ihnen nit immer finden. — 

Der Herr v. Schorlemer hat ferner behauptet — und daß ift eine 
Behauptung, die in diefelbe Kategorie der heutigen von Herm v. Mallind- 
rodt’8 gehört — ich hätte die ungarifgen und dal matiſchen 
Regimenter 1866 zum Abfall auffordern laſſen. Das iſt 
einfach nicht wahr. Für die behaupteten Thatſachen von 1866 würde 
der Abgeordnete aber doch irgend einen Beweis beibringen müſſen. Es 
ift meltbefannt, daß fich eine ungarijche Legion auß ungariſchen 

riegsgefangenen bier gebildet Bat: es wurden uns in der Beziehung 
Anerbietungen ſchon bei Ausbruch des Krieges gemacht; ich habe fie da 
mals zurüdgemwiefen, obſchon es gewiß eine ſchwere —— — für 
einen Minifter war, in einem Kampfe mit einem fo waffenmächtigen Reiche 
wie Defterreih — die Unfrigen waren damals nicht erprobt — irgend 
einen Beiftand zurlidzumeifen, der nach Kriegsrecht möglich mar; es märt 
das eine —— des Gegners geweſen. Indeſſen, da ich immer 
darauf gerechnet hatte, die Verhältniſſe mit Defterreich wicht dahin zu 
treiben, daß fie zu unverföhnlihdem Zwieſpalt führten, — eine Ue 
ung, der ich noch Ausdrud gegeben habe, und zwar bis zu Semer 

poitoliihen Majeſtät hin, in dem Momente, wo unfere Truppen Iom 
marjchirten, da noch habe ich Vorfchläge gemacht, die leicht zu einer Ber 
einbarung hätten führen können, — alfo ih habe am Anfange ded 
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Krieges ungarifche Anerbietungen zurüdgemwiefen, und erft in 
dem Moment, al3 nad der Scladt bei Sadomwa der Kaiſer 
Napoleon telegrapbijch jeine Einmifhung in Ausficht ftellte, 
da babe ich mir gelagt: Ich babe meinem Rande gegenüber 
nicht mehr das Hecht, irgend ein Mittel der VBertheidigung 
und Kriegsführung, welches kriegsrechtlich vollftändig erlaubt 
ift, zu verfhmähen, da ich es nicht darauf anlommen laffen 
wollte, daß unfere Erfolge durch das Erſcheinen Frankreichs 
auf der Bühne wieder in Zweifel geftellt würden; wenn Franl- 
reich auch damals fehr wenig Truppen hatte, fo hätte doch ein gemifier 
Zujag von franzöfiichen Truppen bingereicht, um aus den zahlreichen 
ſüddeutſchen Truppenmaſſen, die ein fehr gutes, aber nicht organifirtes 
Material darftellten, eine vecht tüchtige Armee zu machen, die ung fofort 
in die Lage gebracht hätte, zunächft Berlin zu deden und alle unjere Er- 
folge in fer aufzugeben. Damals aljo habe ich in einem Alt der 
Nothwehr die Bildung diefer Legion nicht gemacht, fondern ermächtigt. 
Was liegt nun darin Nevolutionäres? Ich möchte einmal die Frage oder 
Erwägung des geftrigen Herrn Redners umkehren. Wenn wir nun mit 
einem wiedererftarften Frankreich im Kriege wären und die Heßereien der 
füddeutfchen Blätter fortdauerten, die diefelbe Sache, wie die Herren vom 
Centrum bier und wie die „Bermania,“ nur etwas plumper, vertheidigen, 
— und es träte dann der Fall ein, daß mit Zuhülfenahme der unter- 
wühlenden Tendenzen, des Beiſpiels der Gejegesverachtung, welches die 
hochſtehendſten Prälaten geben, der aufregenden Erörterungen, die wir in 
den Blättern des Centrums an Volksſchichten gerichtet jehen, die fo genau 
logiſch ihre Pflichten und Nechte nicht abwägen, wie wir e8 hier in diefem 
Raume thun, — Alles diefes, fage ich, hätte zur Folge, daß ſich nun aus 
deutſchen Mitbürgern oder auß deutjchen Sriegögefangenen in Frankreich 
eine päpftliche Region bildete, um Frankreich beizuftehen, würde dann Herr 
v. Schorlemer dem franzöfiihen Staatsmann, der in dem fehr fchweren 
Kampf mit dem Deutichen Reich fich diefe Verirrung einiger unferer Lands⸗ 
leute zu Nuge machte, würde Herr v. Schorlemer dem franzöfijchen 
Staatdmann, der an der Spite ftände, vielleicht dem König Heinrich, 
Grafen von Ehambord, die Annahme diefer Hülfe als ein renolutionäres 
Gebahren vorwerfen? Ich glaube nit. Er könnte eher die Deutichen 
Nevolutionärd nennen — obſchon es noch andere Bezeichnungen dafür 
er —, die von ihrem Baterlande abfallen und dem Feinde Dienfte 
eiften. 

Eins bat mich mit am meiften frappirt, was eigentlich nicht gegen 
mich perfönlich gerichtet war; aber daß der Herr Vorredner die Locke⸗ 
rung aller Bande der Familie gewifjermaßen und das Geborenwerden 
„unter dem Fluche der Sünde“ als eine natürliche Folge der Einführung 
der Eivilehe anfieht — trifft denn dieje Folge der Zerrüttung des Fa— 
milienlebens, 3. B. bei unferen rheiniichen Tandsleuten zu, die doch dent 

Borredner in Weftfalen befjer bekannt fein werden, als die poli- 
tiichen Thatfachen, auf die er fich bezogen hat? Fit denn da das Familien- 
leben fo zerrüttet und zerftört? Ich finde gerade das Yamilienleben und 
insbeſondere das eheliche Verhältnig bei unferen rheinifchen Mitbürgern 
ein Beifpiel ächt deutfcher Sitte, da8 mit demjenigen, was man von Franl- 
reich kennt, auf das Angenehmfte Eontraftirt. ch glaube, daß gerade am 
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Rhein, wenn man ftatiftiiche Zahlen über diefe Frage Überhaupt aufſtellen 
tönnte und wollte, die eheliche Sittlichkeit eine jehr hohe Stufe ei 
würde: — Und ich möchte an den Borredner als Ehrift — denn ich glaube, 
gewifle Grundbelenntniß » Wahrheiten theilen wir doch — die Frage ftellen, 
ob er ſelbſt denn glaubt, nicht unter dem Fluch der Sünde ge- 
boren zu fein? Wenn er das behauptet, fo muß ich fagen, daß ihm, 
der als einer der hauptſächlichen Bertheidiger des Ehriften- 
thums auftritt, niht nur die Kenntniß der Bolitil, fondern 
auch die Kenntniß einer der erften hriftlichen Heilswahrbeiten 
abgeht.“ | 


Ueber die Berleumdungen Lamarmora’d md 
deren Benupung Seitend des Abg. von Mallindrobt 
lagte Fürft Bismarck noch weiter: 

„Der Herr Vorredner hat eine eigenthümlich in der Politik der g 
Partei begründete Art, ſich aus der Affaire zu een, fo wie er 
daß die Schußlinie unangenehm wird, und den Borwurf zu „inboffiren” 
an einen Anderen (Ramarmora), der übrigens weder Dkinifter- Präfident 
noch General mehr ift, fondern einfacher Privatmann, der in unerlaubter 
Weiſe Altenftüde veröffentliht bat, die in feinem früheren 
amtliden Verhältniß zu feiner Kenntniß gelommen find — 
ein Verfahren, gegen das, wie mir von italienifcher Seite auf meine ver 
traulichen Erkundi ungen mitgetheilt ift, ein Strafgefe in Italien nicht 

ültig ift. Augleich aber — und das zeigt doch auch das Maß von An 

—*— das in Italien dieſen Veröffentlichungen zu Theil wird, iſt mir ge⸗ 
jagt worden, daß man in Folge dieſes Vorgangs das Bedürfniß anerkannt 
hätte, ein ſolches Strafgefeg in Italien herzuftellen. Daß der Herr Bor- 
redner lieber da8 Zeugniß eines Feindes, ala da8 der Thatfachen herbei 
zieht, wundert mich nicht; ein foldher aber ift der General Lamarmora 
nad) feinem ganzen Verhalten und nad feiner ganzen Politik, und ih 
könnte über feine Politik viel mehr und viel unangenchmere Bücher ſchrei⸗ 
ben, als er ütber die meinige, wenn ich nicht eine Abneigung hätte, andere 
Potenzen und Mächte in folhe Crörterungen bineinzuziehen. Inſofern 
ſteht aber der Herr Vorredner viel freier da; er braucht auf die {inter 
eſſen und Ehre des eigenen Landes und auf deſſen Beziehungen zu 
fremden Mächten fo viel weniger Rüdficht zu nehmen, als ich dazu ge 
zwungen bin. 

Der Herr Borredner fagte, er hätte feinerfeits an die Echtheit 
geglaubt. Ja, meine Herren, wenn ich Alles öffentlich fagen wollte, 
was ich glaube über manche Leute, fo könnten wir leicht in eine üble 
kommen. Ich halte mich dazu jedoch nicht für berechtigt, namentlich in 
Öffentlicher Berfammlung und in amtlicher Stellung, ebe ih nit die 
Wahrheit deffen, was ich vorbringe, etwas mehr geprüft habe. 
Der Herr Vorredner begründet eine Art von Net, an die Sade zu 
glauben, darauf, daß Monate lang diefe, wie gejagt, von einem Privat 
mann veröffentlichte Sammlung zu Unrecht entwendeter Aktenftäde — 
ohne Widerlegung blieben. Ya, meine Herren, wenn ich mid auf 
die Widerlegung alles deifen einlaffen wollte, was gegen 
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ich gedrudt wird, auch nur vielleiht im Sinne der hier ver- 
etenen Mittelpartei gegen mic gedrudt wird, da reichte 
in Bregbureau und fein Welfenfonds; da müßte ein befon- 
red Minifterium dazu eingerichtet werden, um das blos 
ſen zu lafjen. Und ie rechne e8 mir zur Ehre! In meinem ganzen, 
ter verfchiedenen Geftaltungen der europäifchen Politik ftet8 mit ent- 
(offener Bertretung der Intereſſen meines Königs und meines Landes 
eehgeführten bolitifigen Leben ift mir die Ehre zu Theil geworden, fehr 
le Feinde zu haben. Geben Sie von der Garonne, um mit der Gas⸗ 
jne anzufangen, bis zur Weichjel, von dem Belt biß zur Ziber, fuchen 
e an den heimiſchen Strömen, der Oder und des Rheins umher, fo 
rden Sie finden, daß ich in dieſem Augenblide wohl die am 
irkſten und — id behaupte ſtolz! — die am beiten gehafite 
zfönlichleit in dDiefem Lande bin 

Wenn nun der Herr Vorredner mir noch vorgeworfen hat, daß ich 
tern bei einer folhen Tagesordnung nicht anmefend war: ja, ich habe 
ht die Aufgabe, in das Einzelne dieſes Geſetzes (über die Civilehe) ein- 
gehen, denn die Vertretung der Staatsregierung tft ja in guten Händen; 
er der Herr Borredner kann fiher fein, wenn aut der Tages⸗ 
dnung nicht die Civilehe geftanden hätte, fondern: „Ber- 
eitung falſcher Thatſachen gegen den Minifter- Präfidenten, “ 
würde ih gewiß erſchienen Fein. — — — 

Mir kommt es jo vor, daß der Herr Vorredner doch noch beſtimmter 
ch bejchuldigt hat, als felbft das Buch des General Lamarmora. 
er, meine Herren, wenn Jemand in der Politik Ne por ganz Europa 
f der Bühne bat wirken können, wie ich, dann hat er doch wohl dag 
ht, Tich auf Thatfahen zu berufen, und dagegen alle apofryphen 
inteljtribenten, mögen fie Titel haben, wie fie wollen, als Zeugen zu⸗ 
ckzuweiſen. Iſt denn irgend etwa8 abgetreten? Eriftirt denn 
gend wo eine Berhandlung darüber? Hätten wir nit, wenn 
x etwas bätten abtreten wollen, mit großer Leichtigkeit, 
it fehbr wenig, mit wenig Dörfern, nur daß der Schandfled 
ı unferer Politik gehaftet hätte, alles erreichen können? 
a8 wäre ja dem Kaifer Napoleon genug gemein Hätte ich 
ht die gewaltigften Refultate auf dem Gebiete bei Frank— 
ih Leicht erreicht, menn ih danach geftrebt Hätte? Sollte ih 
wa bei Sranfreih einen Korb bekommen haben? Wäre es 
ht das LTeichtefte von der Welt gewesen, zum Abſchluß mit 
apoleon zu fommen, wenn ich hätte fo verfahren wollen, wie 
r Herr Borredner no immer doch zu glauben beinahe vor- 
ebt. Jedenfalls wünſcht er, daß Andere e8 glauben. 

Meine Herren, ich finde, man bat gar niht das Nedt, 
ch auf diefe Weiſe zu nöthigen, durch einen Mißbraud der 
:ibüne zur Berleumdung der eigenen Regierung den Leiter 
r Regierung zu nöthigen, fi hier gegen folde Vorwürfe 
verantworten, und Ihre und meine Zeit damit zu tödten, 
e deren Bezeihnung mir jeder parlamentarifhe Ausdrud 
bit; aber die Preſſe wird ihn wohl finden.“ 





1874. 
22. JZanmar. Rotiz des „Deutichen Reihe- und Preußiſchen Gtaats- In- 
zeigers.“ 
„Nachdem bie durch General Lamarmora verẽffentſichten De⸗ 


peſchen bes Generals Gonone in Folge neuerer Beſprechung von iR 
eweibten Berfonen einer nä Bräfung ſich letzteren 
bie eugung aufbri mäffen, baß bie fragfihen Depeihen gefälſcht, wo 


Erflärung des italieniſchen Miniſters Bisconti-Beuofla über 
das Lamarmoraſche Bud. 


„Er möüffe jede Verantwortung ber Regierung für biefe Beröffentlidung, 
bie zu verhindern bie Regierung völlig außer Staude war, ablehnen. Die Ber 
öffentihung fei um fo ernfter zu mißbilligen und um fo tiefer zu beffagen, ai 
biefelbe dazu gedient habe, gegen eine ber itafienifchen innig befreunbete Regierung 
ben Borwand zu Anfchuldigungen zu liefern, die, weil fie vor ben Har ver 
Augen liegenden Thatſachen in ihr Nichte zuſammenfielen, doch! um al "ı auf 
mifverflänbfichen Auffaffungen beruhen könnten. Die Regierung fei beredstigt, fih 
in dieſer Form und Weife zu äußern, ba bie lettere allein ber Wahrheit nz 
ben freundſchaftlichen Beziehungen ber beiden Regierungen, ſoͤwie der Golbariik 
der nfamen Intereffen beider Regierungen gegenüber einer Partei entipredt, 
die Überall in Europa agitire und deren Agitatioun vor Allem mar zum Grub 
und zum Awed babe, Feinpfeligleiten gegen Italien zu ſchüren. Der Mister 

e zu feiner Erklärung weiter hinzu, bie vom General Lamarmora wr 
Öffentlichen Dokumente Pönnten nach feiner Anſicht, au wenn fie nur ein 
durchaus vertraulien Charakter trügen, body nur als öffentliche Dohımente au 

eſehen werben. In der italienifchen Geſetzgebung fehle es betreffe Publteiim 
olcher Öffentlichen Dofumente an ausreihenden Beftimmungen, bie Regerum 
werde fih deshalb mit der Prüfung biefer grae weiter beichäftigen und zu 
— Zeit diesbezügliche reglementariſche Maßregeln im Wege der Geſetzgeleh 
vorſchlagen.“ 









M. M 





30, Weitere kirchliche Geſetzgebung. 


Die Nothwendigkeit weiteren Kampfes gegen 
‚geiftlihe Webergriffe. 
1873. 10. Dezember. Rede des Kultus-Minijterd Dr. Falk bet 
der„ Berathung des Neichenfpergerihen Antrages im Abs 
geordnetenhaufe. 


Der Heichen'verger’iche Antrag Tautete: 

„Das Haus wolle beichließen: an bie Stantöregierung die Erklärung ges 
angen zu Inffen, daß der feit dem Jahre 1871 geftörte Tirchliche Friede des 
andes nach den ernften Erfahrungen der Gegenwart nicht durch Verfolgung 
er Bahnen, ‚welche mit den neueften, das Kirchenweſen betreffenden Gefeß- 
Kunde und Verwaltungs - Alten betreten worden find, ſondern nur durch bie 

kehr zu den in langjähriger Vergangenheit bewährten Grunbfägen zu er- 
reichen ift.“ 

- „Meine derren! Der Herr Abg. Reihenfperger giebt als das - 
pin feines Antrags felbft die ernften Erfahrungen der Gegenwart an, 
d er hat dieſelben nach feiner Weife charakterifirt. 

Wenn ich mich dabei auf den Standpunkt der StaatSregierung ftelle, 
ſehe ich zunächft, daß die Bifchöfe Preußens fih miteinander 
tbündet haben, das Geſetz des Staates, dem fie angehören, 
8 Gefeg des Landes, das für die meiften unter ihnen das 
terland ift, geringer zu ahten al& den Wink eines Mannes 
zerhalb des Baterlandes, 

Ya, meine Herren, wollen Sie an einige Momente erinnert fein, die 
eiſen, vaß das jo ift? Iſt Ihnen denn die Thatfache des Dogmas 
Infallibilität an und für fih aus dem Gedächtniß gefommen? aus 

Gedächtniß gelommen das Berhalten der Bifchöfe bei Faſſung dieſes 
Janas, aus dem Gebächtnig gekommen die Belobigungen, die einzeln 

auch in der legten Eucyclika beiſpielsweiſe ertheilt worden, und ihre 
tivirung? Sollten Æie 2 am Ende auch ebenjo gut wie ich willen, 

bei der legten Fuldaer Zufammenkunft über eine überaus wichtige 

-Lragende Frage eine Einigung weder, noch auch eine Unterwerfung der 

Morität der Biſchöfe unter die Majorität zu Stande kam, und daß fie 

es Ereigniß berichteten nah Rom, damit dort entjchieden werde, her⸗ 

debend ausbrüdlih, daß ein Theil der Bifchöfe auch für die mildere 
1 
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Beantwortung der Frage fei. Was war dag für eine Angelegenheit? Es 
war die Frage, ob nah Aenderung der preußifchen Berfaffungaurkunde 
ein Katholik diefelbe noch beſchwören kann. Und nun faflen Sie die That 
fahen, die zu vernehmen und auszudehnen keine große Kunft jein märke, 
ufammen und dann bezweifeln Sie nod, daß diefe Abhängig 
* der Biſchöfe von Rom thatſächlich ſtattfindet. 

Meine Herren! Die Biſchöfe haben das Wort, was ich da— 
mals ausſprach, das Staatsgeſetz zu mißachten, wie id an 
erkennen muß, redlich gehalten; ſie haben es nicht blos mit 
Worten und fchärfſten Worten wiederholt, ſondern durch 
Thaten beftätigt, fie haben das gethan einer Regierung gegen— 
über, die ihnen auf das Loyalſte ent egentam. Ja, meine Herren, 
dem ift fo, denn ich habe, nicht fußend auf ie Fuldaer Erklärung immer 
noh einen Schatten der Hoffnung gehabt, Einficht, Vaterlandsliebe, 
Mitleid mit den Diözefanen würden doch noch in den Bifchäfen jo mächtig 
fein, um ein freundliches Berhalten über die Ausführung der Maigeſete 
u ermöglichen, und von diefem Standpunkte aus ging mein erfted An 
—** an die kirchlichen Behörden. — — — 

Nun, meine Herren, die Biſchöfe ſind auch nicht ſtehen geblieben bei 
dem paſſiven Widerſtande, ſondern ſind uber ge gan en zum aktiven 
MWiderftande. ch meine, es iſt ein aktiver Wideritand, unter Ri 
achtung des Geſetzes und unter Nichtanzeige der Thatjache der Anftellung, 
Geiſtliche als Pfarrer in die Diözefe inanszufenden. Es ift aktiver 
Widerftand, wenn AnftaltSbeamte angereizt und Beamte ver: 
leitet werden, der Aufforderung der Königlichen Staatäre: 
gierung nicht zu folgen. Es ift ein aktiver Miderftand gegens 
über der ernfilliden Mahnung, die die Königlihe Staatsre— 
gierung bat ergehen laffen an die widerrehtlich Angeitellten, 
geiftlihe Zunkftionen niht auszuüben, wenn man Übnen den 
" entgegengejegten Befehl giebt. 

Nur Schritt für Schritt ıft die Königliche Staatöregierung vorge⸗ 
angen von leichten zu ernſten Maßnahmen. Es hat Alles nichts gefruchtet. 
Die Bifchöfe haben es ſich nicht nahe gehen lafjen, daß die ihnen unter 
gebene Geiftlichkeit in ernſte Meitleivenfchaft gezogen wurde. Es ift ihnen 
nicht nahe gegangen, wenn junge Leute, die in ihrer Ausbildung begri 
waren, ihrem Berufe entrifien wurden. Es ift ihnen auch nicht nahe ge 
gangen — und daß ift ein bejonders ſchweres Moment, daß die bürger- 
lichen Berhältnifle ihrer Diözeje in arge Verwirrung geriethen, und morans 
nicht blos vermögensredtliche, fondern auch ſchwere ſittliche Nachtheile für 
die Betheiligten entftehen müſſen. So ift man genöthigt worden, endlih 
zu den: Allerernftlichiten zu jchreiten, was möglich war, zu der Aufferde 
rung an einen der Bilchöfe, fein Amt niederzulegen, und ihn zu em 
Zwecke feiner Entlaffung vor den Gerichtshof zu ftellen, der mit Hält 
der beiden Häufer des Landtages ind Reben gerufen ift. 

Wir fehen dann — und das find meitere ernfte Erfahrungen der 
Gegenwart — einen Klerus abhängig in jeder Beziehung von 
den Bifchöfen, ihrem Winke folgend, trog der daraus folgenden Rad 
theile, einen Kleruß, der den aktiven Widerftand, wenigftens foweit er = 
Verbreitung von Erregung in den Maffen befteht, mit Freuden und # 
ſchicktem Eifer in die weiteften reife hineinträgt. Und wir haben m 
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weiter die ernfte Erfahrung, dag ein fehr großer Theil der katho— 
liſchen Bevölferung, aber immer nur ein Theil, es über ji 
nimmt, aus Mißverjtand derartige Nachtheile, wie ih fie ans 
deutete, auf ji zu nehmen, der, indem er die Zahl der Männer, 
die in der legten Seſſion den in Rede ftehenden Gejegentwürfen Widers 
ftand leifteten, bei den Wahlen noch vermehrte, allerdings eine Ueberein⸗ 
ftimmung mit denjelben an den Tag gelegt hat. 

Diefe ernten Erfahrungen ftellt nun der Abgeordnete Reichenfperger 
als jolde hin, denen man Folge geben, denen man nachgeben müſſe, ins 
dem man die Maigejege wieder hinwegräumt. 

Es ift ım8 vorgehalten worden, durch diefe Gejege fei das Chriſten⸗ 
thum auf das Schwerfte gefährdet; ein Nachkommen diefen Geſetzen gegen- 
über gehe gegen da8 Gewiſſen eines Biſchofs; e8 ſei das bijchöfliche Ge⸗ 
willen überhaupt das Gewiſſen jedes Chriften, welches nicht zugebe, derar⸗ 
tige Gejeße zu befolgen. Da kann ich denn nicht umhin, daran zu erinnern, 
daß diejenigen Beftimmungen, gegen welde Seitens der Bijchöfe 

efehlt worden ift, zum Theil in außgiebigerem Maße früher 
—* beſtanden im Staate Preußen; daß es nicht gegen das 
Gewiſſen iſt, gleichen oder weitergehenden Beſtimmungen ſich 
zu fügen im Süden Deutſchlands und in Elſaß-Lothringen, 
Daß es einempreußiſchen Biſchofe nicht gegen das Gewiſſen iſt, 
das in Oldenburg zu thun, was er in Breußen nach jeinem 
Gemijfen nit thun darf... ... 

Solcher Sachlage gegenüber wird uns nun der Rath gegeben, umzu⸗ 
fehren, zur Vergangenheit zurüdzutehren; denn da ſei Friede geweſen. 
un, meine Herren, gewiß, es ift lange Zeit Friede gewejen. fr bes 
greife auch, daß der Staat ein wejentlihes Intereſſe dabei 
bat, mit der Fatholifhen Kirche Frieden zu halten, und, 
meine Herren, die gegenwärtige Staatöregierung würde es 
jehr gern thun, wenn e8 eben einftweilen nit ihre Pflicht 
wäre, es doch auf den Kampf anlommen zu lajjen. 

Meine Herren! Bergegenwärtigen Sie fi) doch, daß dieſe Gejege 
vor faum einem halben Fahre zu Stande famen nach parlamentarijchen 
Debatten, die an ‘Dauer der Zeit nad und an Yeidenjchaftlichfeit dem 
Inhalte nad) bei und noch unübertroffen daftehen, vergegenwärtigen Sie 
ſich, daß Sie eine Staatöregierung ſich gegenüber gehabt haben, die kein 
Hehl daraus machte, daß fie mit ſchwerem Herzen und nad ernftefter 
Ueberlegung dazu gelangt fei, den Häufern des Tandtages dieſe Borlagen 
zu maden. Die Staatöregierung hatte ja, wie ich jchon einmal fagte, 
noch ein gewiſſes Maß von Hoffnung auf eine nicht jo leidenſchaftliche 
heftige Entwidelung der Dinge, aber, meine Herren, in dem Augenblicke, 
da de die erfte Verfügung erließ zur Ausführung der Gefege, mar fie 
vollftändig überzeugt, daß diefe Hoffnung in den Brunnen gefallen fei, fie 
war fi) aber umfomehr bewußt, daß es bedürfe der emfigften Aufmerk⸗ 
famfeit, der ruhigften Energie, vor Allem der geduldigften, zäheften Aus⸗ 
dauer, wenn fie vorwärts fommen will. Sie ift vollftändig Davon durch» 
drungen, ein Geſetzesparagraph oder der andere, ein Geſetz oder das 
andere für fich, mags noch fo ſehr von den Parteiftimmen in den Himmel 
erhoben werden, dad macht ed allein nicht, fondern nur eine nad) allen 
Richtungen konjequente Borwärtäbemwegung gegenüber den 
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Einflüffen, die ihr entgegenftehen. Und einer Regierung, die 
Ihnen darüber doch, glaube id, jhon vor Monden feinen Zweifel ges 
laffen bat, der muthen Ste zu, fie ſolle heute jene Geſetze wieder zurüdnchmen. 

Meine Herren! Glauben Sie an diefen Rüdzug wahrhaftig nicht. 
Die preußifhe Regierung wird nie auf einen folhen Antrag eingehen 
können, wie er in diefen beiden Vorſchlägen formulixt ift; feine preus 
Bifhe Regierung fann und wird das thun. Denn, meine Herren, 
fie jehen gegenwärtig lauter abbängig emordene Bifchöfe vor fih und 
einen nad beftimmten Zielen und ihtungen erzogenen Klerus. Sie 
baben im gegenwärtigen Augenblid in den meiften Staaten von Bedeutung 
denfelben Kampf in verjchiedener Form, je nach den Verhältniſſen des 
Staats, den wir heute führen, und, meine Herren, Sie fehen vor allen 
Dingen, daß wir nad hartem Kampf eingetreten find in diefe Bewegung, 
daß wir bereit3 mit den ernfteften Maßnahmen unferer Auffaffung Geltung 
gegeben haben, — und einem folden Zuftande gegenüber follte 
eine preußijhe Regierung den Entſchluß finden, zu fagen: 

wir glagen einen andern Weg ein, wir nehmen die Geſete 
zurüd a8 beißt denn das anders, als Frieden ſchließen 
um den Preis der Souveränetät des preußifchen Staat8? 

Meine Herren! Sie werden auch nicht ohne praktiſche Antwort auf 
Shre Anträge bleiben. Ich halte es für ſehr wahrfcheinlich, daß, wenn 
Sie aus den Ferien heimfommen, Sie Gefeßesporlagen vorfinden 
und Berdeutlihungen, — die Gefege follen ja fo febr dunkel fein, wie es 
heute wieder ausgeführt if. Weiter, meine Herren, man wird doch des 
Gedankens fein müſſen, fi die Frage zu beantworten: was wird dann, 
wenn der Biſchofsſitz zu Fulda nicht wieder befett werden kann, was 
wird dann, wenn der Erzbifchof Graf Ledochowski feines Amtes entieht 
wird? Inſoweit der Staat dabei betheiligt ift, wird die Regierung ver: 
fuchen müſſen, mit Ihnen diefe Frage zu beantworten; fie ift auf das 
Ernftefte befliffen geweſen, die verfchtedenen Vorlagen vorzubereiten und 
das Vorbereitete zum Abjchluß zu befördern, und fie wird Senen alsbald 
den Beweis davon liefern. 

Meine Herren! An Sie aber muß die Staatöregierung bei diejen 
weiteren Mitteln denken, von der Majorität diefe8 Hohen Baufee muß 
fie Unterftügung verlangen, wenn fie die Aufgaben löfen will, die fe 
ſich ſtellt.“ 

Der ultramontane Antrag wurde vom Abgeorbnetenhauie: 
„in der Erwartung, dab die Königlide Staats— 
regierung den beftehbenden Gejegen Achtung ver: 
Ihaffen und den Erlaß der zur Drdnung ber 
firhlihen Zuftände unentbehrlihen Geſetze her 
beifübren werde” mit einer Stimmenmehrheit von 
288 gegen 95 Stimmen durch Webergang zur einfache 
Zagedordnung abgelehnt. 
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Die Civilehe. 
Gejegentwurf über die Einführung der bürgerlichen 
Eheſchließung. 


Aus der Denkſchrift zur Begründung des Entwurfs: 


„Der gegenwärtige Geſetzentwurf bezweckt die Einführung ber obligato— 
riſchen Civilehe (ber allgemein verbindlichen bürgerlichen Form ber 
Eheſchließung) und bie Uebertragung ber Führung aller Stanbesregifter an bür- 
gerliche Behörden. 


Der beftebende Rechtszuſtand binfichtlih der Form der Ehefchließung ift in 
Dem weitaus größten Theile der Monarchie mit den füblbarften Uebelftinden ver⸗ 
nüpft. 


Es fehlt in einem großen Theile der Provinzen an einer Form für die 
Eheichließung zwiſchen Perſonen, von denen der eine Theil innerhalb, der andere 
außerhalb der Kirche ſteht. Die Eingehung ihrer Ebe hängt lediglich davon ab, 
ob fie einen landeskirchlichen Geiftlichen finden, mwelder die Trauung zu verrichten 
bereit if. — Die Mitglieder derjenigen Religionsgefellichaften, deren Geiftlichen 
die Berechtigung fehlt, Trauungen mit bürgerlicher Wirkung vorzunehmen (Men- 
noniten, Baptiften, ISmmanueliynode und Andere), find genöthigt, für ihre Ehe— 
ſchließungen bie Mitwirfung andersgläubiger Geiftlihen zu ſuchen. — Die Ein» 
gehung gemifchter Ehen ift, jo Tange bie kirchliche Trauung obligatorifch bleibt, 
eine unerſchöpfliche Duelle Tonfeffionellen Haders, welche auch die ſtaatlichen In- 
terefien empfindlich berührt. — Das Gleiche gilt binfichtlih der Geſchiedenen, 
weldhe die Wiedertrauung innerhalb der katholiſchen Kirche gar nicht, innerhalb 
der evangeliihen Kirche, fofern bie frühere Ehe aus einem kirchlich nicht aner- 
fannten Grunde gefchieben war, meift nur durch die Zuftimmung der oberften 
Kirchenbehörbe erlangen können, welche in nicht feltenen Fällen verfagt wird. 


Hordern ſchon dieſe Uebelſtände eine Abhülfe im Wege ber fluatlichen Ge- 
feßgebung, jo wird ein unverzüglihes Vorgehen in biefer Richtung 
durch die neueren Bewegungen innerhalb der katholifhen Kirche 
und durd die ablehnende Stellung der römiſch-katholiſchen 
Biſchöfe zu den jüngft erlaffenen Kirhengefegen unabmweisbar ge- 
boten. 

Wie belannt, erkennt ein Theil der Katholiten — die fogenannten Alt 
katholiken — das auf dem vaticanifhen Konzil aufgeftellte Dogma von der Un- 
fehlbarleit des Papftes nit an. Die Staatsregierung bat nach ber Firdlichen 
Entwidelung biefes Streites die ftrengfte Neutralität beobachtet und ift deshalb 
Bei allen bezüglihen Anordnungen folgerecht davon ausgegangen, daß auch bie 
Altkatholiken nad wie vor innerhalb ber katholiſchen Kirche ſtehen. Bon diefem 
Geſichtspunkt aus ift insbejondere auch die flaatliche Anerkennung des altkatholiſchen 
Biſchofs Dr. Reinkens erfolg. Dadurch find fie freilih in die Lage geiegt, 
demnächſt auch für ordnungsmäßig gegründete Parochien Geiftliche zu erlangen, 
welche mit bürgerliher Wirkung trauen und gültige Eivilftandsafte vornehmen 
tönnen. Allein die Gründung folcher Barochien kann erft beginnen und nur all« 
möälig erfolgen, fo daß noch immer zahlreiche Altfatholiten vorhanden fein werben, 
in Betreff deren es die Staatsregierung für ibre Pflicht halten muß, die Beur- 
tundung des Perfonenftanbes fider zu ftellen und ihnen eine Form der Ehe⸗ 

ſchleßung zu gewähren, welche fie nicht zwingt, wider Ueberzeugung und Ge- 
wiſſen aus ber katholiſchen Kirche auszutreten. 

Noch dringender, als die Verhältniſſe der Altlatholilen, erforbert die zeitige 
Auflehnung bes römiſch⸗katholiſchen Klerus gegen die Staatsgefege uud die An⸗ 
orbnungen ber Staatsbehörben ein Borgeben im Wege der Geſetzgebung nad 
beiden angebeuteten Richtungen. Die preußifchen Biichdfe der römiſch-katholiſchen 
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Kirche weigern den neueften Tirdhfich-politifchen Geſetzen den Gehorſam und 
nehmen insbefondere Anftellungen von Geiftliden ohne Berüdfichtigung bes dem 
Staate gewahrten Einfpruchsrechtes vor. Indem dieſe ben geſetzlichen Beſtin⸗ 
mungen zuwiberlaufenden Webertragungen geiftliher Aemter nach ber anstrüd- 
lichen Vorſchrift als nicht geichehen gelten, entbehren alle Amtshanbiungen, 
welche von gefetwibrig angeftellten Geiftlihen vorgenommen werben, ber recht⸗ 
lichen Wirffamkeit. Zur Führung der Kirchenbücher if fomit ber ge- 
ſetzwidrig angeftellte Geiftlihe nit berechtigt; Eintragungen, die 
er vornimmt, und Auszüge, Die er daraus ertheilt, haben feinen 
öffentlihen Slauben. Um den durch ungültige Fintragnngen ent 
ftiebenden Berwirrungen vorzubeugen und die fernere Ertbeilung 

la ubwürdiger Attefte zu ermöglichen, haben bereits .an mehreren 

rten bie Kirdenbüder mit Beſchlag belegt und an bie betreffenben 
Aufſichsbehörden abgegeben werben müjfen. Die zeitige Lage ber 
Geſetzgebung geftattet in Dem größten Theile der Monardie nidt, 
die Fortführung der Berfonenftanbsregifter anderen Behörden ja 
übertragen und Anordnungen zutreffen, welde auch nurannähernd 
einen ausreihenden Erjfat zu bieten geeignet wären. Golf baber 
bie ſowohl für ben Staat als für die VBetheiligten fo wichtige Be- 
urfundung des Berfonenflandes nicht in Verwirrung geratben, 
fondern überall gefidhert bleiben, fo erfheint eine Beſeitigung 
biefes Uebelftandes, welcher burh die täglihd zunehmenden Ar- 
ftellungen von Geiſtlichen eine fletige und raſche Ausdehnung er- 
fahren muß, im Wege ber flaatlihen Geſetzgebung fobalb als than 
lich geboten. 


Vermöge der Bedeutung ber Che als ber Grundlage bes gefammten Fa⸗ 
milienrechts ift bie Beftimmung barüber, unter welchen Bedingungen und Formen 
fie mit rechtliher Wirkung eingegangen werben kann, ebenio ein Gegenftanb ber 
ftaatlichen Gejeßgebung wie bie Feftftellung bes Perſonenſtandes überhaupt. Wenn⸗ 
gleich die Berbindung der Eheſchließung mit kirchlicher Einfegnung, welde in ben 
fittlihen Beziehungen bes Ehebundes ihre Begründung und volle Berechtigung 
findet, feit Jahrhunderten befteht, fo berubt doch ber vechtlide Wirfimgen er 
zeugende Charakter der firhlihen Trauung lediglich auf ber flaatlicden Geick 
gebung, fo lange, als überhaupt der Staat und nicht bie Kirche Schöpfer und 

räger ber rechtlihen Ordnung ift. 


Nachdem bie vom Staat anerkannte, und durch die Verfaffungs-Urkunde 
ewährleiſtete Gewiffensfreiheit zu Entwidlungen auf firdlichem Gebiete gerührt 
Eat. in deren Sole bie firhlihe Trauung, beziehungsweife die Art, wie fie von 
den Organen ber Kirche gehandhabt wird, fih filr einen großen Theil ber Staat! 
angehörigen zu einer Beeinträchtigung in ihren flaat8bürgerlichen Rechten oder 
doch zu einer ihnen Täftigen Feſſel bei ber Ausübung biefer Rechte geflaltet und 
zu ben mannigfaltigften und erheblichſten Konflikten mit dem Staate führt, in. 
welchem ber letztere nicht unterliegen darf, ift der Staat zur Aufvechterhaltusg 
feiner Autorität gendthigt, die der Kirche übertragene Macht zur Vermittlung fe 
Eheſchließung mit rechtlicher Wirkung und zur Beurkundung bes Berfonenftaniet 
wieder an fih zu nehmen. 

Der Einwand, daß bie obligatorifche Civilehe namentlich für bie Berölle 
rung ber öftlihen Provinzen eine Störung guter Sitte und Gewöhnung, nat 
eine Beeinträchtigung des Bewußtſeins von ber fittlihen Bedentung ber Ehe 
enthalte, daß der Staat an der Erhaltung biefe® Bandes zwifchen den Rupis 
rienten und ihrer Kirche ein eigenes hohes Intereffe babe und wohl thue, haffelt 
zu erhalten, — ift allerdings von großem Gewicht. 

„Der Staat muß in ber That dringend wünſchen, baf, me 
möglih, Jeder, ber in bie rechtliche Gemeinfhaft ber Ehe eintritt, 
dieſe Gemeinſchaft auch mit dem fittlihden Geifte und ber ernſten 
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Weihe erfülle, für welche die religidfe Handlung und die mit ber- 
leisen verbundenen Segnungen Ausdruck und Quelle bilden 
ollen. Allein die geifligen Güter, welche mit der kirchlichen Trauung verbunden 
find, Finnen doch in der That nur dann wahrhaft wirffam fein, wenn fie aus 
dem Bepürfniß des Herzens heraus gefucht und erfehnt werden. Außerbem darf 
beroorgehoben werben, wie aus ben Ländern, wo bie obligatorifche Civilehe bereits 
beſteht, vielfach als unzweifelhaft bezeugt wird, daß biejelbe nirgends eine Ent- 
frembung gegen bie Kirche befördert, fonbern eben nur, daß fie da, wo eine ſolche 
don vorhanden war, im Ball der Unterlafjung der nachträglichen religiöſen 
Handlung diefe Entfremdung zum Ausbrud gebracht habe. 

Wo aber die Eutfrembung gegen die Kirche als die Urſache ber unter- 
bleibenden firhlihen Trauung anzufehen ift, da wirb dieſe Wirkung unbedenklich 
auch dann eintreten, wenn bie Betheiligten, wie bei ber falultativen Civilehe, die 
Wahl haben zwifchen der bürgerlichen und kirchlichen Eheſchließung. Die Auf- 
gabe der Kirche wird es fein, ihrerfeits in ben auf diefe Weife ihr 
als entfremdet fi barflellenden Mitgliedern das Bewußtfein der 
Angebörigleit zur Kirche nen zu weden. 

Es wirb fih nicht in Abrede flellen Iaffen, daß das Verhalten ber römifch- 

fathofifhen Biſchöfe gegenüiber ber flaatlichen Geſetzgebung jett die Einführen 
der obligatoriſchen Civilehe aus praftifhen Gründen gebieteriich erheiſcht. Durd 
das Berbalten der gefegwidrig angeftellten Geiftlihen wird ein 
großer Theil ber katholiſchen Bevölkerung zur Eingehung un- 
ültiger Ehen verleitet. Belehbrungen und Warnungen Seitens 
Ber ftaatlihen Behörden haben feinen Shut gegen die bierburd 
berbeigeführten Uebelſtände gewährt, welche ganz geeignet find, 
die fozialen Berhältniffe eines erheblichen Bructbeils der Be- 
völferung in die größte Verwirrung zu ffürgen. Dem faın nur 
daburd vorgebeugt werben, daß das Geſetz, bie bürgerliche Gültig: 
feit der Ehe ausjhließlihd von der Vollziehung des bürgerliden 
Alte abhängig macht und hiermit jede vor Bollziehung dieſes 
Alıs vorgenommene religidfe Einfegnung einer Ehe unter die 
Strafe des Reichsſtrafgeſetzbuchs ſtellt.“ 


10. Dezember. Vorläufige Aeußerung ded Kultus-Minifterd Dr. 
Half bei der Einbringung des Gejepentwurf. 


„Es ift der Staatsregierung ſchwer geworden, Ihnen diefen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen. Nach der allerernfteften und eingehendften Erwägung 
ift aber das Staat3- Minifterium einftimmig geworden, Se. Majeität 
dringend zu bitten, diefe Borlage dem Landtag der Monarchie -zu machen. 
Die Staatsregierung hat es bei einer fo erniten Angelegenheit nicht an- 
emefjen halten können, theoretifche Nüdfichten entjcheiden zu laſſen, 
Barteigrundfäge als folde zur Anmendung bringen zu Gehen für 
Beantwortung der Trage, ob eine folche Gejeßporlage zu machen. Das 
Kapitel der obligatorifhen Eivilehe erregt, mern auch vielleicht im gegen- 
wärtigen Augenblid weniger, doch nad vielen Seiten bin die Gemüther. 
Es nicht zu bezweifeln, daß die Auffaſſung über die Nothwendigkeit 
folder Maßnahmen, bei der weiten Ausdehnung der Monarchie an vers 
fchiedenen Stellen eine verfchiedene if. Es konnten bei der jegigen 
Sadlage nur praftifde Momente, Momente ernftefter, weit» 
greifender Erfahrung bei der fönigliden Staat3regierung die 

eb ergengung begründen, e8 fei jeßt der Zeitpunft gelommen, 
wo mit Diefer Maßnahme vorgegangen werden müjfe “Die 
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Staatsregierung erinnerte ſich bei diefer Vorlage der Zeit, wo eine ihrer 
Borgängerinnen eine ähnlihe Maßnahme dem Landtage der Monardie 
unterbreitet. Sie vergegenwärtigte fih, daß es auch damals die Berüd—⸗ 
fihtigung praftifcher Bedürfniſſe war, die die Vorfchläge diktirte. Es 
waren damals mejentlich die Gegenſätze in der proteftantijchen Kirche, die 
dort vorfommenden Mißftände, welche die Staatsregierung zur Einbringung 
ihrer Vorlage beftimmten. Weil die damalige Staatöregierung der Leber: 
zeugung war, daß die damals vorgefchlagene fogenannte fakultative Eivil- 
ebe, welche dem Prinzipe freilich nicht entipricht, diefem Bedürfniſſe ge 
nüge, richtete fie ihre Vorjchläge auf diefelbe. Ebenſo würde und vielleicht 
noch in höherem Maße, wenn ’e8 fih nur um die proteftantifde 
Kirche handelte, die Staatsregierung auch heute zu der Uebergengung 
gekommen fein, es genüge dem Bedürfniß eine andere Form der Ehe 
ſchließung, als diejenige, die die obligatorifche heißt, und zwar um jo 
mehr, als die Zahl der Fälle, melde damals zu diefer Gefepgebung 
drängten, jet in der That eine verminderte ift, und weil die neue Vers 
faffung der evangelifhen Kirche auch auf diefem Gebiete geeignet fein 
würde, die Biderfprüce auszugleichen. 

Meine Herren! Die Rüdfiht auf die evangeliſche Kirde 
begründet alfo daß Bedürfniß zur Nr Air der obligates 
rifhen Civilehe nicht, nein, dies Bedürfniß ift hervorgegangen 
aus der Entwidlung, die die Verhältniſſe des Staates zur 
fatbolifhen KHirdhe genommen haben. Wenn aber bafjelke 
auf diefer einen Seite eben nur befriedigt werden fann durd 
bie obligatorifche Civilehe, fo iſt es nothwendig, um der Pa 
rität willen, daß aud die evangelijde Rirde in gleicher 
Weiſe behandelt wird. 

Die obligatorifche Civilehe iſt nothwendig geworden durch die Folge, 
zu welcher die Bewegung geführt hat, von der wir heute zu verhandeln 
in der wenig erfreulichen Yage waren. Die Staatsregierung weiß wohl, 
daß fie die Zuftände nicht verfchuldet, wie fie bier vorhin angebeutel 
worden, mie fie aus öffentlichen Blättern und amtlichen Schriftftäden 
hervorgehen; aber, meine Herren, troß deſſen hat die Staatsregierung 
e8 für ihre Bfliht erkennen müffen, die Unterthanen, die 
Angehörigen des Staates, mifleitete Menfchen vor Gefahr 
und Nadhtheil zu bewahren. Gie ift aber auch weiter davon 
durhdrungen, daß es in einer Zeit fo hochgeſpannter Sat 
füge nicht möglich ift, wenn der ganze Erutt, der ganze Bille 
der Staatöregierung, zu einem gedeihlihen Zuftande zu ge 
fangen, zur ©eltung fommen foll, die entgegenftehenden 
Priefter der einen Kirche die Alte ferner vornehmen zu laffen, 
die fie nur im Auftrage des Staates mit Wirkung anl 
defien Gebiete vornehmen fönnen.“ 


16. Dezember. Rückkehr des Fürften Bismarck nad Berlin. 
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Minifter nnd Parteimann. 
Stellung des Fürften Bis marck zur Givilehe. 


Dezember. Rede bei der eriten Berathung der Vorlage im Abs 

geordnetenhauje 

(gegen den Abgeordneten von Gerlach, welder auf die von dem 

Fürſten in der Zweiten Kammer im Jahre 1849 gebaftent Rede übe 

die Civilehe Bezug genommen hatte. Bgl. Band I ©. 27). Ä 
er Herr Vorredner bat mir die Ehre erzeigt, eine vor 25 oder 
‚en, ungefähr vor einem Bierteljahrhundert, von mir unter andern 
en gehaltene Rede wiederholt zu citiren. 
r Herr Vorredner befand fi) damals mit mir in einer Fraftion; 
: aber außerdem den Borzug gehabt, vor den großen politifchen 
ngen in näherer Beziehung zu ihm de ftehben, und babe mir da- 
nigermaßen, wenn auch nicht ohne Mübe, ein Urtbeil von feiner 
g zu politifhen Dingen gebildet. Der Herr Vorredner hat mid 
oft durch einen überlegenen Geift und feine Beredfamleit von der 
sit feiner Anfichten überzeugt, und e8 trat dann ein Moment ein, 
ver Moment, wo wir gleicher Anfiht waren. Wenn der Herr 
ıer das aber gewahr wurde, fo habe ich immer den Eindrud ges 
18 ihm dieſes Gefühl unbehaglih war, mit irgend Jemand gleiche 
zu hegen — dann trat das Bedürfniß bei ihm ein, feine Anficht 
nder8 zu geftalten und neue Seiten zur Diskuſſion zu ftellen; wir 
o nie lange einer Meinung geblieben. 
) habe in der langen preußiichen Geſchichte die Phafe nicht finden 
welche fih der zuftimmenden Würdigung des Herrn von Gerlach 
bat. Er war nit für den firengen Abſolutismus Friedrich Wils 
., der von Mancdem, vielleicht auch von dem Herrn Borredner, 
h mich recht erinnere, für eine Fortjegung desjenigen Anfangs der 
ton betrachtet wurde, die Ludwig XIV. begann, indem er durch 
von oben die alten Rechte zertrümmerte; diefer Abfolutismus 
inen Beifall nit. Friedrich II. verfagte er den Beinamen des 
aus Gründen, die ich nicht zu erörtern habe, die aber vom Stand» 
der Kirchenpolitif auf der Hand liegen. Friedrich Wilhem II. hatte 
Beifall auch nicht, die Zeit vor 1806, Friedrich Wilbeln: III., eben 
5 wie die nad) 1813. Der einzige Moment, in dent mir fcheint, 
: Herr Vorredner ſich je im Einverftändnig mit dem preußifchen 
winzipe befunden bat, war, glaube ih, der Beginn der Kämpfe 
13; ob er nad der Schladt von Leipzig noch in ganz derſelben 
ftimmung gewejen ift, weiß ich nicht. Sicher aber ift, daß unter 
eßt regiert habenden Königs Majeftät weder die Phafe vor 48, 
: nachher den Beifall des Herrn Vorredners batte. Die Ehrfurdt 
nem früheren Herrn verbietet mir, auf die Einzelheiten einzugehen, 
e Diskretion gegen meine Fraftionsgenojien von damals — aber 
ie Zeit vor 48, noch das Verhalten der Revolution von 48 gegen» 
0b das Minifterum Manteuffel und noch meniger die neue 
ıtten den Beifall des Herren Vorredners, jondern wurden mit der⸗ 
arfen und — vernichtenden will ich nicht jagen — aber ätenden 
die er heute anwendet, verfolgt und verurtheilt. 
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Eine_pofitive Erklärung, wie e8 denn eigentlich zu machen fei on 
Stelle defien, habe ih von dem Herrn von Gerlach niemals gehört, fe 
wurde immer auf das nächſte Deal verjchoben, wie wir e8 auch in ben 
damaligen Artileln der „Kreuzzeitung” gelefen haben, die mir damals 
ein befreundetes Blatt war, aber ich habe gefunden, daß wir oft an einen 
Tage eine vernichtende Kritik aller Mipftände im Staate fanden, md 
dann lautete immer der Schluß: mas nun zu thun fei, wird in 
einem nädjften Artilel entwidelt werden. 

Ich glaube, dag auch jegt der Herr Vorredner in Verlegenheit jein 
würde, außzufagen, wie wir es zu machen hätten, ich fee bet ihm aber 
eine vollftändige Befriedigung für den Augenblid voraus, die ich ihm bei 
meinen perfönlichen Gefühlen für ihn günne; denn er bat jetzt das Be 
wußtjein, fi in einer Stellung zu befinden, zu der jchwerlich Jemand 
ihm nadfindet. Daß Jemand, der weder Katholif nody Pole ift und wel⸗ 
fiſche Sympathien doch nur in mäßigem, indireftem Maße haben lam, 
daß der fih der Gentrumßpartei anzu ließen vermag, da befegt er eine 
ifolirte Säule, auf der neben ihm fein Anderer Play Hat, und wo er 
ganz ſicher ift, die Unannehmlichfeit nicht zu erleben, daß Jemand mt 
ihm gleicher Meinung ift. Ich weiß, aud feine heutigen Brattiondgenofk 
können e8 ja unter feinen Umftänden: für die bleibt er der Kexer, 
der Ungläubige, der ja natürlich über alle die Gegenftände, die ver 
fommen, doch in letter Inſtanz nicht diefelben Anfichten haben kann. 

Der Herr von Gerlach, wenn er evangeliſcher Ehrifl ge 
blieben ift, fann doch unmöglich darauf hinausgehen, für Se 
Heiligkeit den Papft diejenigen Nechte in Breußen zu beaw 
fpruden, die die übrigen Fraktionsmitglieder vielleicht in ge 
nauer logifher Sonfequenz ihres Glaubens fordern; er wärdt 
damit zu dem Standpunkte fommen, auf dem, wie ich annehmt, 
ein Katholik feinem Glauben nad ftehen kann, — er if dans 
aber ein bedenflihes Glied für den ftaatlihen Verband — 
daß fein Geſetz in Breußen gegeben werden kann, welde 
nicht die Billigung des Bapftes hätte, oder wenigftens, dei 
er die weltlihe Dbrigfeit nicht beredtigt hält, ein Geſet ze 
geben, welches vom Papft ausdrüdlich verurtheilt wird. Sie 
können aber diefen Örundfag nicht anders durchführen als ia 
einem Staate, wo die fatholifhe Religion StaatSreligion if, 
und jelbft, wenn daß ein weltliher Staat wäre, kämen Sit 
damit auch nicht vollftändig bis an die Grenzen der Logil, 
die Sie erftreben; Sie können das eigentlid nur im Kirden 
ftaate, der ein geiftlihes Oberhaupt hat. Sie kommen allt 
nothbwendig darauf, nicht nur den Hirhenftaat in Ftalien ji 
erhalten — das ift ja eine fehr geringe Forderung im der 
—8 mit der, die Sie hier Ihren nungeliigen Mitbürgers 

ellen, — fondern den Kirhenftaat auf die Geſammtheit der 
Welt een, überall wo nur einige Katholiken barit 
wohnen. In legter Inſtanz find Sie doch verpflichtet, ſich dem 
entiheidenden Urtheile des Papftes zu fügen. — — 

‚. Wenn der Herr von Gerlach die Einzelheiten meiner älteren Rede 
eitirte, fo möchte ich ihm zuerft einmal fagen: wenn er ein fo ſchwere 
Gewicht auf meine Weberzeugung, die ich vor 25 Jahren ausgejprader 
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habe, legt, warum will er denn nicht meinen lebendigen Worten von heute 
glauben; oder umgekehrt, wenn er mir einen Vorwurf daraus macht, fo 

men wir an, nicht der Herr Vorrebner, fondern ich wäre feit der Zeit 
altersſchwach geworden. Ich war"damals in der Vollkraft meiner Jahre. 
IH mag durch Anftrengungen gelähmt fein, vielleicht bin ich nicht mehr 
jo frifh wie damals, da würde ja in der Sache nichts ändern. 

Aber ih habe mih noch nie gefhämt, eine Meinungsän- 
derung in meiner Stellung einzuräumen, wenn die Umſtände 
mid nötbhigten, entweder in etwas nachzugeben, oder mich zu 
überzeugen, Daß es fo, wie ich wollte, im Intereſſe des 
Landes eben nicht geht. Ich bin nun, ich glaube im zwölften 
Jahre, einer Regierung Leiter, die unter f[hwierigen und 
Rürmifgen Berhältniffen begonnen und geführt worden ift; 
& bin danach reht zufrieden, wenn man mir aus diefem 
jüngeren Zeitraum, aus ber zweiten Hälfte diejes BViertel- 
jabraundertS, auf das der Herr Borredner zurüdgriff, nicht 
en Bormwurf madhen fann, daß ih mich in irgend melden für 
den Staat entjcheidend wichtigen Dingen reht erheblich ge- 
täufcht hätte in meiner Borausfiht und Beurtheilung. 

Ich treibe keine Fraltionspolitil als Minifter, fondern 
ich habe gelernt, meine perjönlihe Ueberzeugung den Bedürf— 
niffen des Staats unterzuorbnen. Ich glaube, daß es fo fein 
muß, und ich halte e3 für eine fchlechte Ueberzeugungstreue, die im Staats⸗ 
dienſte fagt: mag das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet werden, mag der. 
Staat zu Grunde gehen, es ift meine Ueberzeugung, ich kann nicht anders. 
Das Tünnen Fraltionsmitglieder, die des Morgens ihre Führer fragen, 
wie fie fi zu verhalten haben. E8 erinnert mich dies immer an die 
falſche Mutter im Salomonfchen Urtheil, die dafiir ſtimmte: zerjchneidet 
das Kind, zertrümmert den Staat, gut, mir fol e8 recht fein, wenn id) 
nur meinen Willen habe., 

Wenn der Herr Vorredner dann an den prägnanten Schlußfag einer 
alten Rede erinnert — ich habe fie lange nicht gelefen; aber als fie vorhin 
verlefen wurde, habe ich fie wirklich mit einiger Befriedigung angehört ; 
ich glaube, fie war oratorifch nicht übel, aber welches auch der Inhalt 
fein mag, fo fann ih doch unmöglich, wenn ich als evangelifcher 
Ehrift von „der Kirche“ [prad, im Jahre 1849 die katholiſche 
Kirche nah den heutigen vatifanifhen Beftimmungen als den 
Fels betrachtet haben, den ich dort als unter allen Stürmen 
feſtſtehend bezeichnete. Jedenfalls wird man annehmen müſſen, da 
ich meine evangelifche Ueberzeugung immer feft, durchfichtig und offen aus⸗ 

fproden babe, daß ich damald nur an die evangeliihe Kirche habe 
fen können, keineswegs an die römifch-fatholifche, noch weniger an bie 
— vatikaniſche, wie fie ſich heute geftaltet hat. 

Meine perfönlihe Stellung zu der heutigen Lage Der 
Zrage der Civilehe ift die, daß ih mich allerdings nicht be— 
reitwillig, fondern ungern und nah großem Kampfe ent- 
ſchloſſen habe, in Gemeinfhaft mit meinen Kollegen bei Sr. 
Majettäöt den Antrag auf Bollziehbung diefer Borlage zu 
ftelien und mich entſchloſſen habe, mit ihnen dafür einzufteben. 
Ich habe Bier niht Dogmatik zu treiben, id babe Politik zu 
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treiben. Aus dem Geſichtspunkte der Politik habe ih mid 
überzeugt, daß der Staat in der Lage, in melde das ren 
[utionäre Verhalten der Fatholifden Bifhöfe den Staat ge 
bracht bat, dDurh das Gebot der Nothwehr gezwungen if, 
da8 Geſetz zu erlaffen, um die Schäden von einem Theil der 
Untertbanen Sr. Majeftät abzuwenden, welche die Auflehnung 
der Bifhöfe gegenüber dem Gefjege und dem Staate über 
biefen Theil der Königlihen Unterthbanen verhängt hat, umd 
um von feiner Seite, foviel an ihm Liegt und foviel der Staat 
vermag, feine Pfliht zu thun. Es ift ja ein Sugeftändriß, das der 
Staat dadurch machen wird, daß er diefes Geſetz giebt, indem er dami 
Konfliften ausweichen will, fo lange e8 möglich ift. Es Liegt ja gewiſſer 
maßen ein Borzug, wenigftend ein Halt, weldyer Zeit zur Beſinnung gebe 
jol, darin, daß der Staat, anftatt den Kampf mit den Bifchöfen und 
ihren Anhängern hart durchzuführen, ein friedliches Waſſer ſchafft, in 
welches die künſtlich angefchmwellte Woge zurüdgehen Tann. Unter diefen 
Umftänden glaube ıh, daß der Etaat ein Bedürfniß der Nothwehr 
mit diefem Gefege erfüllt, und ich bin entfchloffen, dafür einzuftehen mit 
für jo Manches, was meinen perfönlichen Ueberzeugungen, namentlh 
wie ich fie in der Jugend gehabt habe, nicht immer entjpricht. Ich bin 
ein, den Gefammtbedürfnijfen und Forderungen des Staates 
im Intereſſe des Friedens und des Gedeihens meines Vater— 
lande8 gegenüber fih unterordnender StaatSmanı. 
Ich babe gefagt, ih wolle den Ausdrud „revolutionär“ (in Bezug 
auf das Verhalten der Bifchöfe) noch näher erläutern. Was ift denn das 
Wejen und die prinzipielle Rechtfertigung der Revolution? Auf das ge 
waltthätige Element kommt es dabei doch weniger an, al8 auf die Bor 
bereitungen der Revolution in den Gemüthern. Dereigentlihe Stand: 
Punkt eines jeden Revolutionärs refumirt fi immer dahin: 
ich ftelle mein eigenes Urtheil höher, als die Macht des Br 
feges; da nady meinem eigenen, perſönlich-individuellen Ur 
theil oder nah den Urtheil der mich betreffenden Kategatit 
oder Fraktion diefes Geſetz ein ungeredhtfertigtes ift, fo ver 
weigere ich ihm den Gehorfam und habe das Recht der Auf⸗ 
lehnung. Das Wefen eines revolutionären Standpunlte: 
befteht immer darin, daß man das eigene Urtheil, das eigent 
Belieben über das im Staate geltende Gefeg ftellt. Dub 
Wefen der Reform im Gegenfage zur Revolution liegt iM 
dem Beftrebem, auf legalenı Wege zu Menderungen des Br 
fege8 zu gelangen, legterem aber zu gehorchen, fo lange &% 
ültig ift. Diefen Boden haben die Biihöfe verlaſſen, ſie 
guht geſagt, wir erkennen das Geſetz als verbindlich niät 
an, wir gehörchem ihm nicht und infofern glaube ich die Stel— 
lung, welche die Bifchöfe gegen den Staat heut einnehmen, al 
revolutionär bezeihnen zu fünnen. 

Ich habe nicht die Zeit, in den tiefen Schacht der Eitate. bineinzw 
fteigen, fonft könnte ich dem Herrn von Gerlach auch den Beweis führen, 
dag feine heutige Stellung fehr wenig verträglich ift mit fehr vielen 
Worten, die er vor 25 Jahren gefagt hat und daß er in der Zeit vom 
55. bis zum 80. Jahre erhebliche größere Wandlungen dem Stante gegen 
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über durchgemacht hat, al3 ich in der Zeit vom 35. Jahre bis zu dem 
heutigen. Indeſſen, meine Herren, darauf kommt es ja hier nicht an, mas 
irgend “jemand vor 25 Jahren gejagt hat: es kommt bier lediglich 
darauf an: was ift für den Staat, für das Pand, für feinen 
Frieden und fein Gedeihen nützlich und nothwendig. Ich babe 
mir früher an dem Herrn Borredner oft ein Beifpiel im politifchen Ver⸗ 
halten genommen, ich möchte den Herrn Vorredner bitten, heut einmal 
meinem Deifpiel zu folgen. Ich bin der höchſte Staatsbeamte feit 
langer Zeit und habe für den Herrn Vorredner vielleicht in 
diefer Eigenfhaft ein gemiffes Gemwidt, eine Autorität; 
perſönlich mödte ich ihn bitten, von mir aud nur einen ges 
ringen Grad von Beſcheidenheit in Unterordnung des eigenen 
Urtbeus unter das Bedürfnig der allgemeinen Wohlfahrt zu 
ernen!“ 


1874. 16. Sanuar. Annahme ded Gejepentwurfs über die Givilehe 
im Abgeordnetenhaufe mit 284 gegen 95 Stimmen. 


Nene kirchliche Vorlagen. 


20. Sanuar. Einbringung des Gejepentwurfd „über die Ver: 
waltung erledigter Bisthümer.” 


Aus den Motiven: 


„Nachdem die feindliche Haltung der Biſchöfe und ber von ihnen abhängigen 
Geiftlichleit bereits in einen Kalle bis zur Anwendung tes äuferften Mittels, 
ber Einleitung des Verfahrens auf Amtsentlaffung gegen einen Präfaten geführt 
bat, ift es erforderlich, die Fälle näher in das Auge zu faffen, in denen eine ſolche 
Amtsentlaffung wirklich erfolgt. Mit dieſem Augenblid tritt ber dem Staate 
aufgezwungene Kampf in eine Lage, welche dem Letzteren bie Pflicht auferlegt, fo» 
wohl fich jelbft neue Abwehrmittel zu fchaffen, als auch der durch eine weitere 
Auflehbnung gegen die Staatsgeſetze entſtehenden Berwinung in ber Verwaltung 
der Discejen, foweit dies in feiner Macht Tiegt, vorzubeugen. 

Bei der Stellung, welde die Bifchöfe zu den vorjährigen Gejegen genommen 
haben, ift zu beforgen, und es ift bereits im Voraus angekündigt worden, daß 
man in der Oppefition gegen die Staaisgeſetze ſo weit geben werde, einem Er⸗ 
fenntniß des Königlichen Gerichtshofes für firchliche Angelegenheiten, welches vie 
Amtsentlaffung eines Kirchendieners, insbefondere eines Biſchofs, ausfpredhen 
möchte, die Anerfennung zu verfagen und die olgeleiftung abzulehnen. Wenn 
aber die Rechtsordnung nicht in ihren Grundlagen erſchüttert werden foll, jo ift 
es unabweisliche Pflicht des Staates, ein folches gerichtliches Urtheil, nöthigen- 
jane durh Anwendung der firengften Straf- und Zwangsmittel, zum Vollzug zu 

ngen. 

i Zur Vollſtreckung eines auf Amtsentlaffung lautenden Erfenutniffes gehört 

1) daß der abgeſetzte Bifchof aus feinem Amt und aus den Nutzungen bes» 
felben entfernt, und 

2) daß den bilheflihen Behörden und Beamten, fowie dem gefammten 
Didcejfan- Klerus gegenüber zur Anerkennung gebracht werde, daß tur 
die Amtsentlafjung tes Bilhofs Sedisvakanz (eine wirkliche Erledigung 
des Bilchofsfiges) eingetreten ift. 

Die Entlaffung aus dem Amt bat gefetzlich den Verluft des Amtseinlommens 


654 





1874. 


zur Folge, und eintretenden Kalle wirb ber Staat ohne Weiteres im ber Lage 
fein, einen aus feinen Amt entlaffenen Bifchof aus dem Genuß feines geſammten 
Imtintommene, einſchließlich ſämmtlicher Nutzungen, Hebungen und — 
zu ſetzen. 

Es kommt aber weiter darauf an, ber unbefugten Fortſetzung ber Amts 
thätigfeit entgegen zu treten. 

Es fam in diefer Beziehung zunächſt in Frage, ob wicht von vorn hereiz 
eine Gefängnißſtrafe für ein Vergeben anzubrohen fein möchte, weldes fih al 
eine Schädigung der öffentlichen Orbmung ber allerſchwerwiegendſten Art darſtellt. 
Wenn die Staatöregierung von einem ſolchen Vorfchlage, wenigftens für jet A 
ftand genommen bat, jo beruht dies in dem Umftande, daß fie jelbft noch un ber 
Erwägung darüber begriffen ift, ob es nicht gegenüber der feinblichen Haftung 
bes Epislopats, welche die Grundlagen jeder ftaatlihen Ordnung, wicht minder 
bie der einzelnen Staaten, als die des Reichs in Frage ftellt, an ber Zeit ld, 
zur Belämpfung diefer ftaatsfeindlichen Elemente die Mitwirkung ber Keicht⸗ 
gelebgehung in Aufpru zu nehmen, da in ber weitergehenden Kompetenz der 

eichsgeſetzgebung die Möglichkeit geboten ift, zum Schuße ber bedrohten Recht⸗ 
orbnung des Staates Sicherungsmittel aufzurichten, die in ebenfo wirffamer, alt 
der Lage der Verhältniſſe entiprechender Weile volllommenern Erfolg erhoffen 
Pe als eine im Wege der Landesgeſetzgebung berbeizuführende Strafe. 
ärfung. 

Wohalb iſt in dem jetzigen Geſetzenwurf nur bie Frage ins Auge gefaßt 
worden, wie, abgejehen von der Perſon des feines Amtes entiegten Biſchofs der 
Didceje gegenüber der Eintritt der Balanz des Biſchofsſtuhles zur Anerkennung 
zu bringen fein wird. 

Für den Ball, daß die Domlapitel und bie Geiftlichleit ben geſetzlich ab⸗ 
geſetzten Bifchof trotzdem als noch in Amtswirkſamkeit ftehend betrachten und dem⸗ 
gemäß fortfahren, zu handeln mie bei beſetztem Bifchofsftuhle, — für dieſen Fall 
muß im Wege der Gejetgebung Vorjorge getroffen werben, daß bie Anerfennung 
ber eingetretenen Vakanz und damit bie Einftellung jedes amtlichen Verlehrs mit 
dem entlaffenen Biſchof, fomwie die daran fich Inüpfenden Maßnahmen wegen de 
ftellung eines einftweiligen Bisthumsverweiers und Wiederwahl eines Bilhels 
erforderlichen Falles erzwungen werben können.“ 


Einbringung des Gejepentwurfd wegen Declaratien 
und Ergänzung ded Gefeped vom 11. Mat 1873 übe 
die Vorbildung und Anjtellung der Geiftliden. 


Bemerkungen der „Provinzial-Correspondenz“” zu ben neuen Vorlagen. 


„Die Beftimmungen dieſer neuen Geſetzvorlagen find eine jcharfe, aber un 
erläßliche Antwort auf das ungefeßliche, revolutionäre Gebahren ber Biſchöfe und 
der ihnen untergebenen Geiftlichkeit. 

Die Biſchöfe haben die Entwidelung von Schritt zu Schritt dahin gr 
trieben, daß ber Staat, um feine höchften Intereffen und jein Anſehen zu wahren, 
endlich dazu fchreiten muß, durch Mittel, welche nicht mehr von dem guten Willes 
ber Biſchöfe abhängig find, die Geltung feiner Geſetze zu erzwingen. 

Wenn die vorjährigen Geſetze fich nach fo kurzer Zeit ſchon als micht auf 
reichend erwieſen haben, fo fonnte e8 nur gejcheben, meil die Staategewalten & 
nicht für möglich gehalten hatten, daß bie geiftlihen Oberbirten fich zu einer ſo 
ichroffen Auflehnung gegen Geſetz und Obrigkeit verirren, jo blind und rüdfiht® 
108 auf die Zerrüttung aller bisherigen Grundlagen ber fatholifchen Einrichtungen 
in Preußen binarbeiten würben. 

Vom erften Augenblid ift auf die ſchwere Verantwortung hingewieſen 
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a, welche ber Papſt und bie Biſchöfe in Bezug auf tie Gefährbung ber 
> felber auf fih nähmen; wenn jebt der Staat Maßregeln ergreifen muß, 
e bie gefammte äußere Organifation der Kirche tiefer berühren, als alle 
ren Anorbnungen, jo werben bie Biſchöfe und die Geiftlichleit die Folgen 
a8 kirchliche Leben vor ihren Gemeinden zu verantworten baben. 
Daß der römiſchen Kirche gegenüber, wie fie fich feit der Feſtſtellung der 
ichen Unfeblbarleit immer beftimmter gefaltet und in ihrem Wefen offenbart 
anr noch „die Souveränetät der ftaatlihen Gejetgebung“ die Grenzen flaat- 
unb kirchlichen Rechtes feftzufeßen vermag, daß iſt neuerbings auch in 
tlich katholiſchen Staaten immer klarer erlannt worden. So eben bat bie 
eichiſche Negierung ben entſchiedenen Willen bekundet, unter Beſeitigung ber 
en Bereinbarungen mit dem päpflihen Stuhle das Kirchenreht in ben 
ichen Staaten auf ähnlichen Grundlagen wie e8 bei uns geſchehen, neu zu 


le 
Ueberall in Europa gelangt das Bewußtſein zur Geltung, daß der Gebraud,, 
m der Papft von der ihm Durch das Baticaniihe Coneil zugeiprocdhenen 
hen Souveränetät macht, und durch welchen die Biſchöfe aller Linder mehr 
e der abfjoluten Gewalt der römiſchen Eurie willenlos unterliegen, e8 ben 
ten zur unabweislicden Pflidt macht, ihrerfeits die Souveränetät bes ſtaat⸗ 
Rechts mit allen Mitteln des Geſetzes zur unbebingten Anerkennung zu 
m. 

Diele Mittel will ſich die Regierung durch die neuen Gejevorlagen in 
sivender und durchgreifender Weiſe verichaffen, und fie wirb dazu bie Mit- 
ng ber Landesvertretung nicht vergeblich anrufen.” 


). Februar. Vertagung des preußilchen Landtages bis zum 
13. April mit Rüdfiht auf die am 5. Februar eröffnete 
Reichstagsſeſſion. 


Februar. Der Erzbiſchof von Poſen und Gneſen, Graf 
von Ledochowski, iſt auf Grund gerichtlichen Befehls 
ins Gefängniß nach Oſtrowo abgeführt worden. Derſelbe 
war in Folge ſeines fortgeſetzten Widerſtandes gegen die 
Staatsgeſetze durch eine Reihe rechtskräftiger gerichtlicher 
Erkenntniſſe zunächſt zu Geldſtrafen, und für den Fall, daß 
dieſe nicht eingezogen werden koͤnnten, zu Gefängnißhaft 
verurtheilt worden. Da er die Zahlung der Geldſtrafen 
verweigert hatte und Exekution nicht ausführbar war, ſchritt 
das Gericht dazu, dem Geſetze durch Abführung des Prä⸗ 
laten ins Gefaͤngniß weiter Geltung zu verſchaffen. 


96, Vie Keichstagsſeſſiun 1874 und dns 
Milttärgefeh, 


1874. 5. Februar. Eröffnung ded Reichstages. 


Rede ded Neichöfanzlerd Fürften Bismarck. 


„Geehrte Herren! 

Se. Majeftät der Kaifer haben mich zu ermächtigen gerubet, in 
Seinem und der verbündeten Regierungen Namen, Sie bei dem Begim 
Bein zweiten Legizlatur- Periode des Deutfchen Reichstages willfommen za 

eißen. 
Ich babe zunächſt einen ausdrüdlichen Allerhöcften Befehl nad 
gufonmen, indem ich das lebhafte Bedauern meines Allergnädigften Herr 
arüber ausfpredhe, daß es Er. Majeftät heut noch nicht geftattet ifl, den 
Reichstag in feiner neuen Zufammenfegung perfönlich zu begrüßen. 

Die Arbeiten der abgelaufenen Yegislaturs Periode waren in vor 
wiegendem Maße durch die Regelung der Berhältniffe in Anſpruch ge 
nommen, welche aus der politiihen Neugeftaltung Deutfchlands und aus 
den Folgen des letzten Krieges hervorgingen. Diefe Regelung iſt im der 
Hauptſache abgefhloffen. Die Gemeinſamkeit der Gefeggebung zwiſchen 
dem Norden und dem Süden unjeres VBaterlandes ift in allen Gebieten, 
welche vor Gründung des Neiches als gemeinfchaftliche des Bundes ber 
handelt wurden, fat ausnahmslos durchgeführt. 

Die gemeinfchaftliche Finanzwirthfhaft ift auf Grundlage der Ber 
faflung geordnet und die vollftändig eingegangene Kriegskoſten⸗Entſchädigung 
wird nad Maßgabe der über ihre Verwendung erlafienen Gefege ver 
ausgabt. 

Die alten Deutſchen Lande, welche durch frühere Kriege dem Deutjchen 
Neiche entriffen und durch den Frankfurter Yrieden wieder mit demijelben 
vereinigt wurden, find heut zum erften Dale in unferer Mitte verfafjungs 
mäßig vertreten. 

Die erfte Stelle unter den Vorlagen, tiber melde Sie, meine Herten, 
An befchliegen haben werden, nimmt der Entwurf eines allgemeinen 

ilitärgefeßes ein, welcher in wenig abweichender Faſſung bereits 
dem legten Reichſtage vorgelegen hat. Es ift nicht blos eine, in der Ber 
faffung enthaltene Berheißung und ein durch die Erweiterung des Dentſchen 
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re8 gegebenes Gebot, welchem durch dieſe Vorlage genügt werden ſoll; 
biedener noch, als durch dieſe Anforderungen, iſt die feſte Regelung 

VBeutſchen Wehrkraft und Wehrfähigkeit geboten durch die erſte Pflicht 
5 jeden ſtaatlichen Gemeinweſens: die Unabhängigkeit feines 
jietes und die friedlihe Entmwidelung der ihm innemohnenden 
igen und wirthſchaftlichen Kraft zu fehlten. — — 

ie rechtlihe Stellung der Preſſe ift bereitS im verfloffenen Jahre 
en.:and der Berathungen des Bundesraths und des Reichstages ges 
n. Das Bedürfniß eine gemeinfamen Geſetzes tiber diefe Materie 
außer Zmeifel. Die verbündeten Regierungen baben den von der 
niolich preußifchen Regierung geftellten Antrag ihrer Berathung unter- 
n, und find bemüht, in dem Ihnen vorzulegenden Ergebniffe ihrer 
hlüffe die berechtigten Anfprüche auf freie ! einungsäugerung durch 

Prefie mit den Anforderungen in Einklang zu bringen, melde das 
beit ve mit nicht minderem Rechte gegen den Drigbraud diefer 
iheit erhebt. 

Eine Novelle zur Gewerbe-Drdnung, melde Ihnen vorgelegt 
den wird, foll die Schlihtung von Streitigfeiten zwiſchen Arbeits 
rn und Arbeitnehmern durch Gerichte, deren Mitglieder aus beiden 
enskreiſen entnommen find, in einem einfachen, von jeder läftigeu Form 
eiten Berfahren fihern. Sie fol ferner Vorſorge gegen die Nachtheile 
ren, mit welchen die öffentliche Ordnung und die nationale Arbeit 
2 rechtswidrige Einwirkungen auf den freien Willen der Arbeiter und 

den rechtömidrigen Brud gejchloffener Verträge bedroht wird. — — 

Unfere auswärtigen Beziehungen berechtigen zu der Ueberzeugung, 

alle fremden Regierungen, gleich der unjrigen, entichloffen und bes 
bt find, der Welt die Wohlthaten des Friedens zu bewahren und fich 
h feine auf Störung deffelben gerichtete Barteibeftrebungen in dieſer 
cſorge und in ihrem gegenfeitigen Vertrauen irre machen zu laſſen. 

Die fi) wiederholenden Begegnungen mädtiger, friedliebender 
d einander perſönlich nahe ftehender Monarden und die 
eulichen Beziehungen Deutſchlands zu den ung durch geſchichtliche Tradi⸗ 
en befreundeten Bölfern geben Sr. Majeftät dem Kaiſer jedenfalls 
fefte Vertrauen auf die geficherte Fortdauer des Friedens, welches ich 
zufprechen den Allerhöchſten Auftrag habe.“ 


3. Februar. Eintrittder Elſaß-Lothringer in den Reichstag. 


Antrag des Abgeordneten Teutſch und ſämmtlicher Abgeordneten 
aus Elſaß⸗Lothringen: 

„Der Reichstag wolle beſchließen: daß die Bevölkerung Elſaß⸗Lothringens, 
welche, ohne darüber — worden zu ſein, dem Deutſchen Reiche durch den 
Friedensvertrag von Frankfurt einverleibt worden iſt, ſich ſpeziell über dieſe 
Einverleibung auszuſprechen berufen werde.“ 


3. Februar. Erſte Berathung des Antrags. 
Erklärung des Biſchofs Raeß von Straßburg (der den Antrag 
mitunterzeichnet hatte) nach der Rede des Abgeordneten Teutſch: 


„Um einer mißliebigen Deutung vorzubeugen, die uns, mich und meine 
ubensgenoſſen berühren könnte, finde ich mich im Gewiſſen gedrungen, eine 


Für Biomard. IT. 4 
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einfache Erflärung abzugeben: Die Elfäffer-Lotbringer meiner Kor 
feifion find feineswegs gemeint, den Bertrag vou Frankfurt, ber 
zwiſchen zwei großen Mächten abgeſchloſſen ift, in Frage zu Rellen. 
Das wollte ih von vorn herein erklären.“ 


Der Antrag wird mit allen gegen 23 Stimmen al: 
gelehnt. 


Die franzöſiſche Proteftpartei und die Ultr 
montanen in Elſaß-Lothringen. 
„Provinzial»Correspondenz“ vom 25. Februar. 


„Dur die erfte Campague ber Eifaß-Lothringifchen Abgeorbneten im 
Reichsſstage hat die deutjch-nationale Zuverficht in Bezug anf bie Gutwidelmy 
der Dinge in dem Reichslande eine —— erfahren, wie fie gerade in tigen 
Augenblide kaum erwartet werben konnte. Während der Ausfall ber Wahlen iz 
dem Reichslande fo eben auf vielen Seiten lebhafte Zweifel hervorgerufen hate, 
ob es wohlgethan geweſen, tie bortige Bevölkerung ſchon jetzt zur Xheilnahm 
an dem politiſchen Leben Deutſchlands zu berufen, iſt durch jene Vorgänge IM 
Reichstage die praktiſche Richtigkeit des eingeſchlagenen Weges vollauf bekätit 
worden. 

Die Macht der Thatſachen und ber wirklichen Interefſen, auf beren u⸗ 
wiberftehlihen Einfluß vie Regierung ihr Verhalten und ihre Zuverficht gründe, 
bat ſich ſchon jeßt durchgreifender erwiefen, als alle Künfte politiicher Wahlbe⸗ 
rechnung; die anſcheinend fo gewaltige Verbindung aller reichsfeindlichen Kräfe, 
welche jo eben ven Sieg bei ten Wahlen errungen hatte, ift alsbald wieder gr 
fallen und in Ohnmacht zerfpfittert, fobald es galt, eine fefte Stellung Angefihtt 
ber Thatjachen zu nehmen. 

Gerate die mächtigſte, bie klügſte und kriegsgeübteſte unter den Parteien, 
welche der deutſchen Politik in Eljaß-Lothringen entgegenftehen, die nitramontant 
Bartei, bat durch ihr jetiges Verhalten bie Auffaffun ber Regierung beflängl, 
Daß auf die Dauer nicht eine eitele und beffnungslofe Broteftpobtif, foubern be⸗ 
fonnene praftifhe Erwägungen in ber Bevölkerung der Reihslande zur Herridert 
gelangen werben, und taß eben tesbalb die unmittelbare Theilnahme elſaß · loth⸗ 
ringiſcher Abgeordneten an den Verhandlungen und ntiheibungen tes dentſchen 
Reichstages in Kurzem auch eine innere Theilnahme der Bevölkerung an ter 
Snterefien und geiftigen Kämpfen Deutichlands erzeugen werbe. 

Gleich nah den Wahlen in Eljaß-Lothringen war an diefer Stelle daran 
bingebeutet worten, daß bie franzäfiihe Proteftpartei wohl ſehr balb erfahre 
wiürbe, wie fehr fie bei dem Bünbniß mit ben Ultramontanen unr für bet 
Zwecke gebraucht werde. 

In der That hat die ultramontane Partei bei biefer Gelegenheit veB 
Neuem bewiefen, wie für fie jede politiiche Verbindung nur auf fo lange Be 
deutung und Geltung bat, als es ihren nächften kirchlichen Zwecken dient. Die 
franzöftiche Partei batte ja von Haufe aus, von ihrem Standpunkte burdazd 
richtig, die Wahlenthaltung in Elfaß-Fothringen als Ausbrud der völligen Ableht 
von den beutfchen Berhältniffen zur Geltung bringen wollen. Zu fpäter Stunde 
erft ließ fie fih von der ultramontanen Partei zum Aufgeben biejes Berhaltent 
und zu gemeinfamen Wabhlcperationen beſtimmen, aus welden zum —* 
Theile ultramontane, in geringerer Zahl franzöſiſchgeſinnte Abgeordnete r⸗ 
ingen. Im Reichslande ſelbſt, ebenſo wie in Frankreich, von wo dieſe gan 

ahlihätigleit die lebhafteſte Ermunterung fand, war man ber Weberzeugun;. 
daß die Ultramontanen mit den Franzofenfreunden wirklich und aufridtig ge 
meinfane Sache gemacht hätten. Sonſt hätten ſich die Letzteren, zumal bie zabl- 
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ben Proteftanten unter benfelben gewiß nicht dazu herbeigelaffen, ihre vor⸗ 
ige Stellung zu den Wahlen zu Gunften der ultramontanen Intereffen aufzugeben. 

Kaum aber waren mit Hülfe der Franzoſenpartei die ultramontanen Ab- 
rdneten gewählt, fo zeigte fich, daß Letztere keineswegs gefonnen feien, die Er- 
tungen ber franzöfifhen Proteftpartei zu erfüllen. 

Der Eintritt der Elſaß⸗Lothringer in den Reichstag verzögerte fich, weil fie 
‚einer Berfländigung über ein gemeinjames Verhalten gelangen fonnten. Endlich 
‚gte der Kintritt im theatralifch feierlihen Aufzuge, und es gewann einen 
genblid den Aufchein, als wären fie nunmehr auch innerlich volllommen geeinigt; 
n fie ftellten gemeinfam den wunderlichen Antrag: bie elfäfftich-Tothringiiche Be⸗ 
ferung möge berufen werben, ſich erſt noch über bie Einverleibung in Deutjch- 
b auszuſprechen. Sobald es jeboch zur Berathung des Antrags kam, trat der 
iefpalt der Auffaffung und Intereffen um fo überrafchender und fchärfer hervor. 

Während der Hauptantragfteller im Sinn und Geift der franzöſiſchen 
steftpartei den Frankfurter Vertrag als einen Alt der Gewaltthat des Siegers 
en den obnmächtigen Beflegten und die Abtretung von Elſaß-Lothringen ohne 
Rimmung ber Bevölferung als ungültig erflärte, — trat ihm der Führer ber 
:amontanen Abgeorbneten, der Biſchof von Straßbnrg, ohne Weiteres mit ber 
jen und feierlihen Erklärung entgegen, baß bie katholiſchen Elſäſſer und Loth- 
er keineswegs gemeint feien, ben Frankfurter Vertrag, ber zwifchen zmei 
ben Mächten abgeichloffen fei, in Frage zu ftellen. 

So ſehr dieje Erklärung von einer richtigeren völlerrechtlichen und fittlichen 
ffaſſung und bejonders von einer richtigeren praktischen Würdigung der that- 
lichen Berhältniffe Seitens tes Biſchofs zeugt, fo ift man doch andrerfeits zu 

Annahme beredhtigt, daß die Franzofenpartei im Elſaß ſich gewiß nicht au 
Bündniß mit den Ultramontanen eingelaffen hätte, wenn der Biſchof von 
saßburg ober irgend einer der ultramontanen Führer vorher hätte durchblicken 
en, daB zwiſchen den beiberfeitigen Grundauffaſſungen ein fo tiefer und unver» 
licher Zwieipalt obwalte. 

Die franzöfiiche Partei in Eifaß-Lothringen bat eben den Ultramontanen 
dazu helfen müſſen, inöglichſt viele ultramontane Abgeordnete in den Reichs⸗ 
zu wählen; fie muß fich jett darein finden, daß die gewählten Ultramontanen 
: Stellung nicht nad den politifhen und nationalen Gefichtspunkten nehmen, 
dern von ihrem ausſchließlich kirchlichen Standpunkt je nach den Umftänden, 
» nach höheren Weifungen praftifhe Bolitit zu treiben verfuchen. 

Welcher Art die augenblidlichen praktiſchen Geſichtspunkte fein mögen, welche 
Biſchof von Straßburg beftimmen konnten, fo unerwartet raſch der franzö⸗ 
en Partei die Gemeinihaft zu kündigen und einen Antrag, den er vier und 
ınzig Stunden zuvor mit unterfchrieben hatte, alsbald in fo fchroffer Weije 
nbfäglich zu verleugnen, darüber laffen fich jeibfiverftändlih nur Vermuthungen 
Rellen. Bon Bedeutung für die raſche Wenbung in dem Verhalten ber eljaß- 
wingifhen Ultramontanen dürfte aber jedenfalls geweien fein, daß von dem 
zeublide ihres Eintritt® in den Reichstag das Interefie und bie Taktik der 
itrumspartei für fie entſcheidender wurde, als bie Nüdficht auf die eljäffiich- 
szöftiche Partei. 

Für Die deutſche Sache in Elfaß-Lothringen aber if e8 vor Allen von 
tigkeit, daß von der großen Mehrheit ber Bertreter der Reichslande ſchon 
: erfannt und befunbet worben ift, daß eine erfolgreiche Thätigkeit von ihrer 
te nur ‘auf dem Boden der Thatiachen und der Anerkennung derſelben aus⸗ 
bt werben kann. Wenn bie Rolle der Abgeorbneten von Elſaß⸗Lothringen 
bem zunãchſt aufgeführten Schaufpiele augenfcheinlich feine beſonders ehrenvolle 
das Reichsland geweien ift, jo wird bie Bevölkerung aus dieſer erften Er⸗ 
mung und aus ber elmäcg fich einftellenden Würdigung der großen praftifchen 
erefien, um bie e8 fich für fie bei ven Weichstagsarbeiten handelt, hoffentlich 
Mahnung entnehmen, fih künftighin weder von Franzoſen, noch von Ultra» 
ıtauen als Mittel für frembartige Zwede mißbrauden zu Taffen.“ 


42° 
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1874. 
Die Beihwerden der Elſaß-Lothringer. 


3. März. Rede ded Fürſten Bismarck bei der Berathung ii 
Antrags der Eljaß-Lothringer auf Befeitigung der bi 
berigen Beichränfungen der dortigen Preſſe. 


„Ich halte es für meine Pflicht, in einer Angelegenheit, wo die Ber: 
antwortlichfeit ſchließlich ſich auf mich perjönlicy zufpigt, auch mein per 
fönlihes Zengniß abzulegen. Es ift ja in der Regel für einen Minifer 
nit angenehm, einer öffentlichen Verhandlung beizumohnen, in melde 
eine Verwaltung, für die er verantwortlich ift, der Katit unterzogen mit. 
In diefem Falle wird das unbehagliche Gefühl aber ganz aufßerordentlih 
durch den erfreulichen Eindrud gemildert, den ich mir fortwährend zu ver 
gegenwärtigen fuche, daß diefe Verhandlung bier und nicht in Berfailles 
aitfindet, daß die Beſchwerde des Elfaß bier vor dem deutjchen Reicht⸗ 
tage und nicht in der franzöfiichen Nationalverfammlung erörtert wird. 
Das tröftet mich über manche verdrießliche Seiten, die fie hat, ferner and 
die Thatjache, daß unfere Regierung ſtark genug ift, fo Eräftige, 
wenigſtens in den Worten jo Fräftige Ausbrüce des Miß— 
fallen3 ruhig und öffentlih mit anzuhören und für ganz 
Europa druden zu laffen, daß fie diefe Kritik verträgt. Denlen 
wir uns die Berhältniffe in’8 Gegentheil übertragen, daß bei einem andern 
Ausfalle des Krieges etwa ein Theil der Rheinprovinz, oder, waß viel⸗ 
leicht noch mahrfjcheinlicher war, ein Theil von Belgien —* — geworden 
wäre, und die wider ihren Willen annektirten Abgeordneten wollten im 
der Pariſer Berfanmlung fo fpreden. Wir brauchen nur die erfte bee 
Eigung der franzöfifhen Berfammlung in Berfaille8 in den Zeitungen 
befchrieben zu lefen, um ficher zu fein, daß, wenn nicht die Diajorität, ſo 
doch fchlieglich der Herr Präfident Buffet mit dem ihm eigenen eingre 
fenden Wefen die Redefreiheit für die Befchwerbeführer - bald ilkuforiid 
machen würde; noch bedenklicher würde aber die Bedeutung der Redeftti- 
beit erſt für die gereen Abgeordneten auf den Parijer Straßen und in 
den Gafthöfen zu Zage treten, und e8 würde de8 ganzen Aufmandes der 
franzöfifhen Polizeimadht bedürfen, um die Nebner, die ihren Gefühlen 

egen Yranfreich Ausdrud gegeben, vor unparlamentarifchen Unannehmld- 
eiten zu jichern. . 

Die Herren aus Elfaß beflagen fi, daß wir die drei Jahre fie nidt 
fo glüdlih gemacht haben, mie fie zwar unter der franzöfifchen Herrſchaft 
niht gemejen find, aber wie fie e8 doch gern fein möchten und wir 
auch gern fehen möchten, wir wünſchen es ihnen, aber der Zwed der 
Annerion war ed eigentlich nicht, wir haben mit derfelben nicht die Heff- 
nung verbunden, daß diefe Herren fofort nun enthufiaftifche Anhänge 
unferer deutihen Einrichtungen, Freunde unferer dorthin gefendeten nemr 
Beamten fein mürden, und ihnen mit wohlmollender Kritit und kindlichen 
Bertrauen entgegentreten würden. Wir haben un darliber garnidt 
getäufht, daß wir einen harten Kampf zu beftehen haben 
würden, ehe es uns gelänge, ihre Anhänglichkeit zu gewinnen, 
die wir allerding8 erftreben, die wir aber augenblidlid 
ohne Zweifel nod nicht befigen. Die Zeit ift zu kurz dajt 
Der Elſaß hat, wie der Herr Vorredner gefagt hat, Straßburg abge: 
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rechnet, volle 200 Jahre und länger zu Frankreich gehört, und die Ge⸗ 
wohnheit bat über den Menſchen eine außerordentlihe Macht. Wenn die 
Herren erft einmal 200 Jahre zu Deutihland gehört haben werden, dann 
bin ich überzeugt, daß fie bei und doc im Ganzen angenehmer gelebt 
haben werden. Jedenfalls bin ich überzeugt, daß fie an der urfprlinglicen 
Stammesgemeinfchajt der Deutjchen mit ebenfo großer Wärme und Energie 
hängen werben, wie jeßt diejenige Anhänglichkeit ift, die die Herren in 
einem fo vortrefflichen geläufigen Deutſch bier für Beantreid zu Tage 
legen. Auch da8 bat mir zur Genugthuung gereicht, daß die Ausbildung 
der deutſchen Sprade und Rhetorik und daß die Rhetorik in der deutjchen 
Sprache doch nicht fo zurüdgeblieben ift, mie man e8 wohl nad) dem erften 
Antrag und nach dem erften ftammelnden Verſuch, fi) im heimathlichen 
Idiom bier zu bewegen, hätte fürchten Tünnen. 

Wir haben den Belagerungszuftand — wenn Sie e8 fo nennen 
wollen — die Ausnahmegefege ja gar nicht eingeführt, wir fanden ihn 
por und haben ihn gemildert, vermindert und unter die verantwortliche 
Civilverwaltung gebradht. Die Frage ift: können wir ganz ohne den Aus⸗ 
nahmezuftand leben? Die Yranzojen find gewiß in der Behandlung der 
bis 1870 franzöſiſchen Unterthanen erfahrener, wie wir, fie haben bisher 
doch nicht geglaubt, ohne Belagerungszuftand leben zu können. Es be⸗ 
finden ſich augenblidlich noch) 28 Departementd von Frankreich im Bela⸗ 
gerungszuftand, und darunter die bevölfertften und bebdeutendften. ch 

weifle alſo gar niht daran, daß, wenn den Herren der Wunfd, 

ben fie — mit ihrem erſten Antrag zu erkennen gaben, 
wieder franzöſiſch zu werden, erfüllt würde, fie ſich fofort im 
vollftändigen Belagerungszuftand befinden würden, ebenfo 
wie die 28 übrigen Departements dort, und zwar unter einem 
Belagerungszuftand, der doch mit etwas weniger Schonung, ich Tann unter 
Umftänden fagen, wenn die Wogen hoch gehen, mit etwas weniger Menſch⸗ 
(ichteit gehandhabt wird als bei ung, und in deſſen Hintergrund fie ftatt 
auf die Vogejen die Ausficht auf Yambeffa und Neu-Ealedonien haben. 

Wenn ic daher noch zweifelhaft gemefen wäre, ob ich die 
Aufbebung diejer Beſtimmung befürworten könnte, fo haben 
bie jüngften Wahlen, hat der Antrag, den diefelben Herren 
unterfhrieben haben, auf eine allgemeine Abftimmung, die ja 
doch nur die Loslöſung diejes Theiles vom Weihe als Hinter» 

edanten haben konnte, fo hat die Art, wie die Herren die 

rfheinungen auffaffen und öffentlih fhildern, wie fie fie 
alfo audh, wenn e8 erlaubt fein wird, wohl im Elſaß öffentlid 
Ihildern würden, in mir jeden Funken von Zweifel bejeitigt. 
Nachdem ich die Herren hier näher fennen gelernt habe, fage 
ih ihnen, ih kann unbedingt nicht ohne diefe Machtvoll— 
fommenbeit, die bisher geübt ift, die Verantwortung für die 
Berwaltung, die mir foweit obliegt, tragen. 

Es kann bei uns auch feinen ginftigen Eindrud machen, wenn wir 
anf dieje Weife Alles und Jedes, was dort von und geſchehen ift, tadeln, 
ich kann wohl fagen, fchmähen hören, fo daß fie eigentlich der Verwaltung 
kein gute Haar, nicht einmal das geringe, aber gen unbeftreitbare Ver⸗ 
dienft anerfennen, daß fie die Steuern und Schulden verringert 
hätte; das kann ihnen von fachlundiger Seite mitgeteilt werden, das ift 
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in ganz erheblichem Maße gefchehen. Wohin ſoll das aber führen, wenz 
die elfäfftfche Bevölkerung, deren Schulen für Frankreich fehr gut geweſen 
fein mögen und dort zu den beften gehört haben, aber doch weit bi 
den unfrigen zurüdftehen, wenn dort dergleichen erzählt wird, da find je 
eine Menge Leute, die das glauben, während hier fein Menſch daren 
glaubt, weil jeder weik, dag es nicht fo iſt. 

Ich möchte die Herren vom Elſaß bitten, zur Milderung ihres Zornes 
doch auch einigermaßen zurüdzudenten an die Art, wie wir zur An 
nerion gelommen find. 

Wir haben ein Bollwerk gebaut gegen die Jrruptionen, 
die feit 200 Jahren dieſe leidenfhaltliche, friegerifche Böller- 
fhaft, deren alleiniger direkt ausgeſetzter Nachbar in Europs 

u fein Deutfhland das Unglüd und die Unannehmligteit 
het — diefen Kriegern gegenüber haben wir die Spige von 
eißenburg, die tief in unfer Fleiſch bineinragt, abbreden 
müffen, und gerade in diefer eljälfiichen Spige wohnt ein Theil der 
früher franzöfifhen Bevölkerung, der an Kriegsluſt, an echt deutſchem Haß 
egen den Nachbarftamm, den Galliern, in feiner Weiſe etwas nachgiebt. 
Shd die Herren, die hier find, ganz unfchuldig an diefer 200 jährigen 
Vergangenheit, an biefen Ktiegen, die endlich zum Ablöfung des Elſaß von 
Frankreich wieder geführt haben? Sie haben den Franzoſen, und das if 
eine ehrenvolle Anerkennung, mit die beften Soldaten dazu geftellt, jeden 
falls die beften Unteroffiziere. ‘Die Mitwirkung der elfäftichen Klingen in 
den franzöfifchen Kriegen gegen Deutfchland tft eine, die wir ala Gegner 
hoch haben fchägen lernen, und fo Gott will, als Freunde, wenn wir mit 
ihren Kindern die unferigen in Reih' und Glied fehen, fchäten lernen 
werden. 

Wenn fie proteftiren hätten wollen, jo hätten fie bei dem 
Ausbruch des Krieges proteftiren müffen, jo hätten fie bei 
vielen anderen Gelegenheiten proteftiren follen. Aber nad» 
dem fie geholfen haben, daß die Fluth hereinbrad, daß ein 
Krieg brt wurde, der doch noch ganz andere traurige Ber 
Bättwilte in feinem Gefolge gehabt hat, fo möchte ich fagen, 
Daß ‘Jeder, der auch nur ein Dreißigmillionftel der Mitfchuld 
und Berantwortlihleit an dem fo ruhlofen Angriffstriege 

egen uns trug, doc follte an feine Bruft fchlagen und fragen: 
Ba e ih damals meine Schuldigfeit gethan? 

Wenn es fih um die Frage handelt: will der Reichsſstag den Antrag 
annehmen oder niht? Will der Reichstag ihn in eine Kommiffion ver. 
weiſen? — Der Antrag, der heute geftellt ift, findet feine Interpretation 
dur den erften Antrag vom 18, Gebruor. Es find diefelben Herren 
Unterzeichner. 

Wenn Sie den Antrag annehmen oder ablehnen, fo haben Sie babei 
die Wahl, wollen Sie durdy die Ablehnung diefes Antrages das Vertrauen 
ausſprechen, daß die Neichsregierung auch ferner einen Mißbrauch mit 
diefem ihr gegebenen Rechte, welches fie nicht entbehren zu können glaubt, 
nicht treiben werde; wenn Sie ihn aber annehmen, was ich nicht vorauf 
jege, jo würden Sie damit für das Elfaß gewiſſermaßen eine Befriedigung 
des Neichötages über das Auftreten feiner diedmaligen Abgeordneten hier 
außfprechen, und es würde barin eine Aufforderung liegen, auf dieſen 
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Wege fortzufahren. Es läge darin ein Zeugniß gegen Ihre Reichsre— 
gierung. 


Eine andere Frage ift hier angeregt: die Sade in eine Kommilfion 
zu fchiden. Ich möchte aber von diefem Wege abraten, weil das Ende 
einer Kommijfionsberathung bei den vielen und dringenden Gefchäften des 
Reichstages nicht mit voller Sicherheit auf Tag und Woche ſich berechnen 
läßt. Im der ganzen Seit aber, in der die Kommiſſion hierüber tagen 
würde, würde man im Elfaß und aud im Auslande unter dem Eindrude 
leben, daß der Reichstag doch nicht die Sache fo Mar gefunden bat, um 
den Antrag kurzweg und von vornherein abzulehnen. 

Ich möchte deshalb von dem Wege aus diefem fachlihen Intereſſe, 
aus diefem Intereſſe an dem Eindrud, der davon abhängig ift, abreden 
und Sie bitten, der Reichöregierung ein volles und feftes Ber» 
tranenspotum dadurch geben zu wollen, daß Sie den Antrag 
ablehnen.“ 


(Der Reichstag lehnte in der That den Antrag 
der Elſaß-Lothringer mit einer Mehrheit von 196 
gegen 138 Stimmen ab, obwohl außer den Elſäſſern, den 
Ultramontanen, Polen und Sozialdemokraten auch die 
Sortichrittöpartei zum größten Theil für die Prüfung des 
Antrages ftimmte.) 


Mai. Adrejje notabler Straßburger an den Fürften 
Bismarck (von 80 der angeſehenſten altſtraßburger Bürger 
und Handelöhäufer) wegen Erweiterung der Stadt. 


Das bemerlenswertbe Schriftftüd beginnt mit den Worten: 

„Da wir einer Vertretung im Reichstage in Folge der von dem Abgeorb- 
neten für Straßburg eingenommenen Haltung entbehren, legen wir unterzeichnete 
Einwohner diefer Stabt vertrauensvoll die Wahrnehmung unferer Interefien uns 
mittelbar in die Hände Euer Durchlaucht. 

Wir haben keinen Augenblid angeftanden, uns an Euer Durchlaucht zu 
wenden, da wir wiffen, daß wir in Ihnen den berebteften und unermüblichften 
Bertreter unferer Wünfche und Beſchwerden finden würden. — — — 

Mit der Iebhafteften Befriedigung ſehen wir bie fräftige Entwidelung 
unferer Univerfität, und unfere Stadt wird bald ihren alten Rang unter ben 
Univerfitätsfäbten wieder einnehmen. Wir machen e8 uns zur Pflicht, das Gute, 
das man uns bietet, rüdbaltslos anzuerkennen. 

Aber die Blüthe der literariihen Studien ift nicht Alles, was wir von 
Seite derjenigen zu erwarten berechtigt find, welche unfere Geichide in Händen 
haben. Wir find überzeugt, baß Straßburg, wenn es bie neue politifh-geogra- 
phiſche Lage verwerthet, wieder werben kann, was es ſchon einmal war, — eine 
bedeutende Handelsſtadt unb ein Emporium für ganz Süddeutſchland.“ — — — 
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Borlage des Gejekentwurfes wegen Ausweijung ode 
Internirung von Geiftlihen xc., welche durch gericht⸗ 
liches Urtheil entlaſſen ſind, dieſer Entſcheidung aber nicht 
Folge geben. 


Daſſelbe wird am 25. April mit 214 gegen 108 Stimme 
angenommen. 


Bas Reichs - Militärgefeb. 


Februar. Die FZriedendftärfe des Heereß. 
Aus den Motiven: 


„Der Sefeßentwurf zerfällt in fünf Abjchnitte, nämlich: 1) Organilatien 
bes Reichsheeres. 2) Ergänzung bes Heeres. 3) Bom aktiven Heere. 4) Ent 
faflung aus dem aktiven Dienfte. 5) Vom Beurlaubteuftande. 

Die wicdtigfte nnd grundlegende Beſtimmung in Betreff ber Organifatien 
bes Reichsheeres ift bie über bie Srichensflärke des Heeres. 

Durch die Reichsverfafſung war bie Friedens - Präjenzftärke bes beuticen 
Heeres bis zum 31. Dezember 1871 auf ein Prozent der Bevölkerung von 1867 
feftgeftellt. Für bie fpätere Zeit follte die Friedens. Präfenzftärle im Wege ber 
Reichsgeſetzgebung beftimmt werben. 

Hieraus ergab fich für bie Zeit bi8 zum 31. Dezember 1871 eine Präſenp 
flärle De8 Heeres von 401,659 Mann, und dieſe Ziffer ift burch das Reichkgeſet 
von 1871 auch für die Jahre 1872, 1873 und 1874 als Norm fefgehalen 
worden. 

In der jetzigen Vorlage wird nun vorgeſchlagen, an dieſer Friedens 
Präſenzſtärke auch für die Zeit nah 1874 „bis zum Erlaß einer 
anberweitigen gefetlihen Beſtimmung“ feftzubalten. 

Die Friedeusſtärke fteht mit der gefammten Organifation bes Heeres in fo 
innigem Zufammenbange, daß es unmöglich fein würde, bie eine geſetzlich zu 
regeln, ohne gleichzeitig bie andere dauernd feftzuftellen. Eine veränberliche, etwa 
von Jahr zu Fahr je nach der politifchen Lage zu beftimmenbe Friedens⸗ Prüfen 
ſtärke mag zuläffig und felbft zmedmäßig fein für Staaten, welche ben größeren 
Theil der zur Kriegführung zu verwenbenden Kräfte auch im Frieden bei ber 
Fahnen halten. Sie ift aber unvereinbar mit einem Eyftem, wie wir es haben, 
bei welchem jede Veränderung der Friedens» Präfenzftärle auf Zeiten, beren po 
Titifche Veränderungen unberehenbar find, derart nachwirkt, daß fich betipielsmeile 
aus einer Herabjeßung berfelbeu um nur 5000 Mann nach 12 Fahren eine Ber- 
minderung ber Kriegsftärfe um mehr als 20,000 Dann ergeben würbe. 

Es Tiegt zu Tage, daß ein folder Ausfall eine Aenberung fowohl ber 
Kriegs», ale auch ber Friebensformation des Heeres nach fich ziehen müßte. 

Bei einer fo bedeutenden Rüdwirkung der Friedens» Präfenzziffer anf be 
Kriegsſtärke bes Heeres ericheint aber auch eine etwaige Herabſetzung der gegen⸗ 
wärtigen Ziffer aus Rüdfiht auf die Sicherheit des Reichs nicht zuläffig. 

Keine andere Macht befindet fi, wie Deutſchland, in der Lage, anf weile 
Etreden von drei europäifhen Großmächten und vier Mittelfiaaten begrenzt je 
fein, während es überdies an einer ausgedehnten Meeresfüfte zugänglich if. Die 
unmittelbaren Grenzbeziehungen zu Staaten, deren europätfche Bevdikerung fh 
auf etwa 157 Diillionen Seelen beläuft, gewähren große Vorzüge, aber fie 
auch erhöhte Pflichten im Intereffe dev Sicherheit des Reichs auf. Die militäri 
Macht der Nachbarftaaten eutſpricht der Größe derſelben; ja Frankreich, mit einer 
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Ükerun von 37 Millionen Einwohnern, bat fogar nah Einführung der all» 
"inen EBehrpflicht mit zwanzigjähriger Gejammtbienftzeit die Friebensftärke 
RR Heeres auf 428,000 Dann (außer 26,738 Offizieren) feftgeftellt. 

Angefihts diefer Verhältniſſe kann für das Deutiche Reich mit etwa 41 Mil- 
Men Einwohnern ein Heer mit einer Friedensftärle von 401,659 Mann unb 
it wölfjähriger Gefammtdienftzeit nur im Vertrauen auf die, von ber inneren 
Ütigleit der Organifation abhängige Schneibigfeit des Kriegsinftrumentes, 
Bi auf eine zwedmäßige Verwendung beffelben, für ausreichend erachtet 
erden.“ 


Die Reihöverfafjung und dad Reihs-Militär- 
geſetz. 


Aus der „Brovinzial» Corresponbenz“ vom 11. Februar. 


„Die erfte Stelle unter den Borlagen, weldhe dem Reichstage unterbreitet 
b, nimmt nach der ausbrüdlichen Hervorhebung in der Eröffnungsrede bes 
ichskanzlers, fowie nach dem alljeitigen politiihen Bewußtſein der Entwurf des 
ich8 - Militärgefees ein. „Die feite Regelung der Deutſchen Wehrkraft und 
Hrfähigleit ift geboten durch die erfte Pflicht eines jeden flaatlihen Gemein- 
ens: die Unabhängigkeit feines Gebietes und die frieblihe Entwidelung ber 
ı innewohnenben geiftigen und wirtbichaftlichen Kraft zu ſchützen.“ 

Die Aufgabe ift für das Deutſche Reich glüdliher Weife nicht ſchwer zu 
illen. Es handelt fi nicht darum, wie bei ähnlichen Berathungen in anderen 
zaten, bie Grundlagen für eine neue Regelung erft zu finden; es gilt vielmehr, 

bereits glorreich bemährten bei der Gründung des Norbdeutihen Bunbes, fo 
: des Deutichen Reiches vom Reichétage freudig beftätigten Grundlagen unjerer 
broerfaffung in allem Wejentlihen dauernd und unmwiederruflich feftzuftellen. 

Die Heeresverfaffung, welche ber jetiige Deutjche Kaifer feit dem Antritt 

Regentſchaft in Preußen ale „das Vermächtniß einer großen Zeit” — „durch 
ngung ihrer Formen mit neuer Lebenskraft zu erfüllen” bedacht war, um 
e Geſchicke des Baterlandes gegen bie Wechlelfälle der Zukunft ficher zu 
len,“ — bieje Heeresverfafjung, mit welcher das preußifche Heer von Sieg zu 
eg ſchritt, ift die Grundlage geworden, auf welder zunächſt der Norbbeutiche 
md bie Einrichtungen ſchuf, vermöge deren dem deutſchen Baterlande feine 
ellung unter ben Mächten gefichert wurde — fie ift, nach neuer wunderbarer 
währung, als eine der wichtigften gemeinjamen Einrichtungen in das erweiterte 
utſche Geſammtreich übernommen worden. 

Die Berjaffung des Norbdeutihen Bundes und ebenfo die Reichsverfaffung 
ven. Davon aus, baß zuvörderſt die gefammte Preußiſche Militärgefeßgebung in 
m ganzen Bunbesgebiete eingeführt werde. Wenn ſodann „nad gleihmä- 

er Durchführung ber Qunbeatriege -Drganifatton? noch ein um⸗ 
—*8* Reichs⸗Militärgeſetz feſtgeſtellt werden ſoll, ſo konnte und ſollte der 
un und Zweck dieſer Beſtimmung offenbar nicht ſein, daß die ſoeben eingeführte 
neinſame Organiſation ſofort wieder in ihren weſentlichen Grundlagen erſchüt⸗ 
t werden ſollte, ſondern die vollſtändige Einführung der Geſammt— 
ganiſation ſollte die Vorausſetzung und zugleich bie geſicherte 
eunblage bes allgemeinen Militärgeſetzes fein. 

Die Berbandlungen bei ber Feſtſtellung der Bunbesverfafjung geben von 
fer Bedeutung ber in Rede ſtehenden Beſtimmung unbedingt Zeugniß. 


we frühere Präfivent des Abgeordnetenhauſes, von Fordenbed, fagte 
mals: 


„Ih wünſche der in Preußen beftehenden Organifation die geſetzliche Grund⸗ 
w zu geben, die ihr, meiner Auficht nach, nach ben glorreiden Erfolgen der 
hre 1864 und 1866 unter feinen Umſtänden mehr entzogen werben barf, bie. 
in dem Augenblide gegeben werben muß, und auch Seitens eines preußifchen 
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Abgeordneten, der ihr früher entgegengeftanden, gegeben werben kann, wo ea ih 
darum banbelt, nicht blos die Verbältniffe für Preußen zu beſtimmen, fonberz 
diefe Organifation verfafjungsmäßig auf das Übrige Norbbeutichlaud zu über 
tragen.” 


Der belannte Gejchichtsforfcher v. Sybel äußerte fih wie folgt: 


„Jeder Zweifel an der Reorganifation, um bie Europa uns beneibet, wärbe 
vom allgemeinen Hohn zugebedt werben. Ich huldige bamit nicht bem äußeren 
Erfolg, fondern erkenne die Leiftungen der Reorganifation an. Der Bormarl, 
daß die riebenspräjenzftärke von 1 Prozent den Wohlſtand hemme, ift grunbiot. 
Trogbem Preußen feit 1815 mehr al8 1 Prozent heranzog, fo bat ſich doch in 
den Jahren 1815—1850 fein Wohlſtand verbreifacht, und es war im Etanke, 
im vorigen Jahre zerjchmetternde Schläge gegen den Feind zu führen, ohne bieer 
Kraftanftrengung wegen zur Emiffion von Bapiergelb zu fchreiten. Nicht nufere 
militäriſchen Einrichtungen find die Urfadhen ver Geſchãftsſtockungen und der 
Kriſen, ſondern das Mißtrauen, das durch alle Adern des ökonomiſchen Lebent 
ſchleicht und das ſich mit politiſchen Motiven nährt. Machen wir das Wort bed 
Engländers wahr, welcher ſagte: Wenn Norddeutſchland fortfährt, unbefiegber zu 
fein, jo ift der Frieden Europas gefichert.” 

Der Abg. Dr. Braun fagte: 

„Einig ift die Mehrheit dieles Haufes barüber,. baf die Reorganilatiek 
ihlechtweg anzuerkennen if. Die Vollendung der Reorganifation verbürgt ben 
Frieden, da8 bürgerliche Leben; die Armee ift bie Aſſekuranz für feine Sicherheit, 
die Prämie von Gelb und Blut, die wir mit Recht zahlen müfjen. Zu Ei 
bes Reichs progeffirten die Stände um jeden Mann, bis ber Reichsfeind im Lande 
war und ihnen das Vierfache abnahm von ben, was verlangt war. Noch if ie 
Neichsieindb nicht da, aber: wenn du den Frieden willft, rüfte dich zum Krieze, 
fonft maden wir den Nachbar zum Feind und reizen ihn zum Angriff.“ 


Endlich der Abgeordnete Lasker ſprach fih unummunben babin auf: 


„Ih will die Vergangenheit abichließen, ich will bie Gegenwart fiherfelen, 
ih will die Zukunft nicht preisgeben. Den Abſchluß ber Vergangenheit find: id 
darin, wenn wir endlich offen die Neorganijation anerlennen. Indem ich berai 
bin, die Reorganifation jett anzuerfennen und jene Zeit frieblich abzuſchliehen. 
will ich, daß fein Zweifel darüber beftehe, daß von jett an bie Reorgamiatien, 
wie fie tbatfählih in Preußen durchgeführt ift, die Grundlage für unfere Badge 
Bewilligungen für alle Zeiten bilden muß.“ 


Was damals die Führer der liberalen Partei als den Sinn ber Verfaffun 
bezeichneten, das wird erfreuficher Weife auch jett von ben bebeutenpften ſiberelen 
Stimmen in ber Preffe im Voraus beftimmt hervorgehoben. &o fchreikt be 
„Rational: Zeitung”: 

„Die Thronrede beſchränkt ſich auf die allgemeine Betrachtung, daß hie erit 
Pflicht eines jeben flaatlihen Gemeinwefens ift, die Unabhängigkeit feines Ge 
biete und bie friebliche Entwidelung ber in ihm wohnenden Kraft zu ſchuͤten. 
Gewiß wird die große Mehrheit des Heichetags biefe allgemeine Betradt niht 
blos als einen theoretiſchen Sat anerkennen, ſondern auch aus ihm bie volle Ber 
pflihtung herleiten, bie Grundlagen ber Heeresorganifation in einem 
Haren Wortlaut ficher zu ftellen und das Heer reichlich auszuftatten nah de 
Anforderungen, weiche bie befondere Lage des Baterlandes nothwenbig mai 
Dei der Berathung bes Geſetzes liber die Heeresorganifation mögen wohl 
lang gebegten Winfhe und Forderungen abermals auftauchen; aber wir hair 
die Zeit kaum dazu angethan, auf'8 Neue bie einmal gewonnenen Gran 
zu erihüttern; es will uns nicht geziemend erfdeinen, baß gewiffermafen vie 
Oetegenpeit benugt werbe, um in eine abermalige Diskuſſion der Eiementarfäkt 

zutreten. 





667 


14. 


Bon Haufe aus war es ber Sinn ber Berfaffung, daß nach einem gewiffen 
tablauf, nachbem genügende Erfahrungen gefammelt fein werben, auf Grund- 
: ber Berfaffung, der einzelnen Geſetze und ber zerftreuten Verordnungen eine 
fichtliche Kobifilation der Militärgefeßgebung herbeigeführt werbe; Dagegen 
res nicht der Sinn der Berfafjung, abermals bie gewonnenen 
undlagen in Frage zu ftellen und von dem Nahgeben bier oder 
t bas Zuftanbelommen bes Militärgeſetzes abhängig zu maden. 
e Grundzüge der Heeresorganifation find anerlannt; diefe unb 
Ausfüllung des verfajfungsmäßig gebotenen Rahmens durd 
jährliche Budgetbewilligung bilden unfer gegenwärtiges Ber- 
ſungsrecht. 

an wird billigerweiſe von ber einen Seite bie verfafſungsmäßigen Grund⸗ 
, von der anderen Seite das Bubgetrecht anerkennen müffen, um die ohnehin 
ierige Arbeit der Organifation ſelbſt nicht unnütz noch mehr zu erfchweren 
urch, daß vorläufig beigelegte Streitpunfte wieberum gerabe bei dieſer Gelegen⸗ 
enommen unb ihre Austragung zur VBebingung ver Berfländigung gemacht 
we. Goweit auch die entgegengeletten Anfpriüche anseinanbergeben, jo find 
doch beredhtigt, auf beiden Seiten im höchſten Intereffe des Reiches eine weile 
zigung voranszufegen und deshalb find wir aud beredtigt, auf das 
dlide Gelingen diejes an erfier Stelle in ber Thronrede be- 
ten Wertes zu glauben.“ 

Auf dem Boden jolder Auffajfungen unb Abſichten wirb es 
ver That nicht [hwer jein, zur Verſtändigung Über bas wichtige 
re zu gelangen.” 


Die Sicherung des europäiſchen Friedens durd 
das deutſche Heer. 


6. Februar. Rede ded Feldmarſchalls Grafen von Moltfe bei 
der erften Berathung des Reichs-Militärgeſetzes. 


„Meine Herren! Von den Bedenken des Vorredners (Abg. Richter) will 
vorweg nur Eines berühren. Ich halte es geradezu für unmöglich, auch die 
egsformation der Armee im Boraus feftzuftellen, da wir nicht im Boraus 
m können, ob wir nad) einer ober nach zwei Seiten Front zu machen baben, 
wir nicht wiflen, ob wir, wie im Jahre 1864, mit nur einem Theil ber 
ıee, ober wie im Jahre 1870 mit Aufbietung aller unjerer Kräfte ven Krieg zu 
en haben, wo wir ganze Lanbwehr-Divifionen zu Etappenzweden, für Be⸗ 
rungen verwenden mußten, wo wir bie älteften Mannfcaften der Heerpflichtigen 
janz nene Kormationen zufanmenftellen, die ausgebienten Garde⸗du⸗Corps 
Infanteriegewehren bewaffnen mußten, um Hunbderttaufende von Gefangenen 
yewadhen; wo wir im Laufe bes Krieges die Zahl der Armeen unb folglich 

ihre Aufanmenfegung ändern mußten. Ich glaube, daß biefe und viele 
ze Bedenken fi wohl in einer kommiſſariſchen Berathung vollftändig Hären 
n werden. 

Ich möchte Ihre Anfmerkjamleit vor Allem darauf lenken, daß es ſich ſchon 
bem $. 1 des vorliegenden Geſetzentwurfs darum bundeln wird, zu erwägen, 
Anftighin Deutichland die fchweren Laften zu tragen haben wird, welcde be- 
t werben durch eine Yriedenspräfenz von 401,000 Mann. Meine Herren, e8 
ı fh dabei um innere und äußere BVerbältniffe des Landes handeln. 
» jebe Regierung wirb ihre Einnahmen verwenden müffen für die unabweis- 
u Erfordernifſe anf allen Gebieten des flaatlidhen Lebens, bevor fie an Er- 
aifle an Schuldentilgung unb zulett wohl erft an Steuererlafje denken kann. 

uu if aber doch das erfie Bedürfniß eines Staates zu 
Hiren, fein Dafein nah Außen gefihert zu fehn. Im Innern 
gt ja das Geſetz Recht und Freiheit des Einzelnen, nad Außen, 
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von Staat zu Staat, nur die Macht. Einem Zribunal bes Böllerrechtt 
wenn ein folches eriftirte, würbe immer nody bie vollſtreckende Gewalt fehlen, und 
feine Ausiprüde unterliegen jchließlih der Entiheibung auf tem Schlachtjelde. 
Kleine Staaten können fih auf Neutralität, auf internationale Garantieen ver 
laffen: ein großer Etaat beftebt nur durch ſich ſelbſt und auseigener 
Kraft, erfüllt den Zwed feines Dafeins nur, wenn er entſchloſſen 
und gerüftet ift, fein Dajein, feine Freiheit und fein Recht zu be» 
baupten; und ein Land wehrlos zu laffen, wäre das größte Ber» 
breden feiner Regierung. Der Wunſch, an ben großen Summen, welche 
alljährlich für das Militär verausgabt werben, zu fparen, fie den Steuerpflictigen 
zu erlaffen ober für Friedenszwede zu verwenden, ift gewiß ein völlig geredker. 
Wer würde fih ihm nicht anfchließen! Wer malt fich nicht gern aus, wieviel 
Gutes, Nützliches und Schönes dann gefchaffen werben könnte; aber vergeſſen 
dürfen wir Dabei nicht, daß die Erfparniffe im Militär-Etat and 
einer langen Reihe von Friedensjabren verloren geben könneir is 
einem Kriegsjahr. 

Wie fol der Staat auch auf feine Einnahmen verzichten, wenn ani alles 
Gebieten noch jo viel zu leiften bleibt? Ich nenne Ihnen nur bas ber Schuk, 
weil die Schule der Punkte ifl, wo ber Hebel eingejeßt werben muß, wenn wir 
uns gegen Gefahren fhüten wollen, die eben fo jehr wie ein Angriff von Außen 
uns von Innen broben, aus focialiftifhen und fommuniftifchen Beftrebungen. — 

Die Schule, meine Herren, nimmt nicht die ganze Ingend in fich auf za 
fie begleitet bie Mehrheit derfelben nur auf einer verhältnigmäßig kurzen Gtrede 
ihres Lebensganges. Glücklicherweiſe tritt nun hei uns dba, wo ber ei 
Unterricht aufhört, fehr bald die Erziehung ein und feine Nation hat bit 
jeßt in ihrer Geſammtheit eine Erziehbuug genoffen, wie bie 
unfrige dur die allgemeine Wehrpflicht. 

Man hat gejagt, ber Echulmeifter habe unfere Schlachten gewonnen. Da} 
bloße Wiffen aber erhebt den Menfhen noch nicht auf den Stanbpunk, we er 
bereit ift, Das Leben für eine Idee, für Pflichterfüllung, für die Ehre bes Valer⸗ 
landes einzufegen: bazu gehört die ganze Erziehung des Meniden. 

Nicht der Schulmeifter, fondern der Erzieher, der Staat, hat 
unjfere Shladhten gewonnen, ber Staat, welder jeßt bald 60 Jahr 
gänge der Nation zu körperlicher Rüſtigkeit und geiftiger Friide, 
zu Ordnung und Pünktlichkeit, zu Treue und Gehorſam, zu Bater 
landsliebe und Manuhaftigleit erzogen bat. Sie Lönnen die 
Armee, und zwar in ihrer vollen Stärke, fhon im Innern nicht 
entbebren für die Erziehung der Nation. 

Und wie nun nah Außen? Vielleicht, daß eine fpätere, gläl- 
lihere Generation, für welde wir im Voraus die Faften mitträgen. 
hoffen darf, aus den Zuffänben des bewaffneten Friedens heras® 
zugelangen, welder nun ſchon fo lange auf Europa laſtet. Uzt, 
glaube ih, blüht dieſe Ausfiht nicht. Ein großes weltgeidiät 
lihes Ereigniß, wie bie Wievderaufrihtung des Deutſchen Keiches, 
vollzieht fih Faum in einer kurzen Spanne Zeit. Was wir ik 
einem halben Jahre mit den Waffen errungen haben, bas mögen 
wir eın halbes Jahrhundert mit den Waffen ſchützen, bamit e# 
uns nicht wieder entrijjen wird. 

Darüber dürfen wir uns keiner Täufhung bingeben: wir haben feit 
unjeren glüdlihen Kriegen an Achtung Überall, an Liebe nirgendt 
gewonnen. Nad allen Seiten ftoßen wir auf bas Mißtranen, daß Deutiglunb, 
nachdem es mächtig geworden, in Zukunft ein unbequemer Nachbar fein Eönute. Ran, 
es ift nicht gut, den Teufel an bie Wand zu malen, und aus Mißtrauen und Be 
forgniß, ſelbſt unbegründet, Können wirkliche Gefahren hervorgehen. Sie finben ut 
heute in Belgien Franzöfiice Sympatbien, beutfche fehr wenig. Man hat dert zit 
erlfannt, daß bir beigiichen Neutralität nur ein Nachbar gefährlich werben lam, 
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und baß fie nur einen wirkſamen VBeihüter bat. In Holland hat man an« 
en die Inundationslinie wiererherzuftellen: gegen wen? Ich weiß es nicht. 

Deutſchland ift, glaube ih, noch Fein Menſch auf ben Gedanken verfallen, 
Holland zu anneltiren. Es iſt wahr, wir baben biefe Linie zu Anfang des 
Jahrhunderts einmal erobert, aber nicht für uns, fonbern für Hollard. In einer 
Heinen, vielgelefenen Broſchüre, geichrieben, um bie Engländer auf das Mißliche 
ihres Milizipftems aufmerkſam zu maden, werten bie Folgen einer Landung in 
England geidilbert, nicht aus Frankreich, nicht von ber gegenüberliegenten 
Küfte, fondern ans Deutihland. In Dänemark glaubt man bie Küftenflotte 
vermehren und bie Landungspunkte auf Eeeland befeftigen zu follen, weil man 
eine deutſche Landung befürdtet. Bald follen wir tie ruffiihen Oftjecprorinzen 
erobern, balb die veutiche Bevöllerung Defterreich8 zu uns herüberziehen. 

Und nun, meine Herren, geftatten Eie mir, mich in Kürze noch nach unjerm 
interefianteften Nachbar umzuiehen. Frankreich ift ja in bie Nothwendigkeit 
verfetst worben, feine ganze militäriſche Einrichung umzutilden. Während unjere 
Heere in Frankreich ftanten, haben wir nahezu die ganze franzöſiſche Armee kei 
uns gehabt, haben fie aufgenommen, untergebracht, ernährt, zum Theil bekleidet 
and haben dann diefe Armee unbeihäbigt beim Frieden an Frankreich heraus⸗ 
gegeben, wo fie den tüchtigen Kern für alle Neuformationen bildet. 

Man bat nun in Frankreich alle unfere militärijden Ein— 
richtungen getreulid lopirt, natürlich ohne das Originalzumeunen, 
unter franzöfiihem Namen als urjprüngliche franzöfiihe Ireen, Kinder ber großen 
Revolution, welche nur die Deutihen etwas früher abeptirt haben, als fie jelbft. 
Man hat vor Allem die allgemeine Wehrpflicht eingeführt und dabei eine 
20jährige Berpflihtung zu Grunde gelegt, während wir nur eine 
12jäbrige haben. Man hat ferner dem Eeſetz rüdwirfende Kraft gegeben, 
fo daß viele Franzoſen, welche längft ihre Jahre abgebient haben, plößlich wieder 
militärpflichtig geworten find. Die franzöfifche Regierung ift ſchon heute be» 
rechtigt für bie altive Armee 1,200,000 und für bie Territorialarmee über 
1 Million Männer zu den Waffen zu berufen. Um biefe auch nur theilweiſe 
einftellen zu können — benn es fonımt nicht blos auf die Zahl der MWebrpflich- 
tigen an, jondern audy auf die Cabres, in welche fie eingeftellt warden follen — 
war es notbwendig, die Cabres zu vermehren. Nachdem Deutfchland feine 
Reihelande wierer an fich genommen, haben wir mit Ausnahme einiger weniger 
Spezialwaffen nur die beftebende Laft auf mehr Ecultern übertragen. I 
Frankreich, welches deh um 1!, Millionen Einwohner ärıner geworben ift, find 
feitbem jehr erhebliche Formationen ausgeführt. Die Zahl ber bie zum Kriege 
befiebenden Infanterie» Regimenter betrug in Frankreich 116, gegenwärtig 152, 
«6 find alfo hinzugetreten 36, außerdem 9 Jäger » Bataillone. Es find feit 
dem Frieden formirt 14 neue Karallerie-Regimenter. Die Zabl ter Batterien 
betrug bis zum Kriege 164, fie beträgt jet 323, es find binzugetreten 159 
Batterien. Diefe Bermebrungen find noch nicht geſchloſſen. 

Die Friedens-Präfenzftärfe it in Frankreich noch nie fo ſtark 
gewefen, wie gegeumwärtig: fie ift um 40,000 Köpfe gemadjen. Die budget- 
mäßige Durchſchnittsziffer der Stärke beträgt pro 1874: 471,170 Mann und 
99,310 Pferde. Statt der 8 Armee-Corps, mit denen Frankreich uns zu Anfang 
Des Krieges entgegentrat, ftellt es künftig 18, ein 19. für Algier nicht mit ge- 
rechnet. Das Militärbudget ift feit 1871 über 25 Millionen Thaler gewadjen: 
es beträgt im Ordinarium für die Landarmee 125 Millionen Thaler, im Ertra- 
ordinarium 46 Millionen Thaler zufammen 171 Millionen Thaler. 

Dies Alles giebt uns ein Bild von der Stimmung in Frank— 
re ich. Ich glaube nun zwar, daß die große Mehrheit der Franzoſen, melde 
ohne Zweifel ihr Mißgefchid mit mebr Beionnenbeit und Wide tränt, als man 
‚glanben follte, wenn man nur bie franzdfiichen Volksredner bört und bie fran- 
zöfifihen Journale lief, daß tiefe Mebrbeit wohl durchdrungen ift von der un» 
Sedingten Notbwenbigfeit, zunächft Den Frieden zu wabren. Ich febe eine Be- 
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flätigung dafür aud in dem Umftande, baß eben ein einſichtsvoller Militär wicder 
an ver Spite der franzöfiihen Regierung flieht. Aber, meine Herren, wir babez 
alle erlebt, wie bie franzöfifchen Parteien, bie ihren Ausdruck in Paris finden, 
Regierung und Boll zu den außerorbentlichften Beſchlüſſen hinreißen können. 

Nun, meine Herren, wir find unferen Nahbarn nicht gefolgt 
auf dem Wege, bie Armeen zu vergrößern, wir glauben mit dem 
ausfommen zu fönnen, was in dieſer Vorlage enthalten if. Aber 
wir dürfen die innere Güte unferer Armeen nit ſchwächen laffen 
weder durch Abkürzung der Dienftzeit, noch durch Herabfegung 
des Präſenzſtandes. 

Die Ablürzung der Dienftzeit führt, wenn fie überhaupt ein 
finanziellen Effeft haben fol, zur Miliz. Die durch Milizen geführten Kriege 
haben die Eigenthümlichkeit, daß fie fehr viel länger dauern und ſchon au 
biefem Grunde fehr viel größere Opfer an Gelb und Menſchen ofen, 
als alle Übrigen Kriege. Ich erinnere gs nur an ben leßten amerikaniſchen 
Krieg, der von beiden Seiten weſentlich von Milizen geführt werben mu. 
Bancroft in der vortrefflihen Geſchichte der amerilaniihen Staaten theilt bis 
Urtheit Wafhingtons über Milizen mit. Zu keiner Zeit und an feinem Okt 
konnte eine Forderung unpopulärer fein, als die, welche Wafhington immer wieber 
an den Kongreß ftellte, die Forderung, ein ſtehendes Heer zu errichten. Dies 
könnte befremdend erjcheinen, aber Wafhington fpricht fi) folgendermaßen uns: 

„Die Erfahrung, welche die beſte Feiterin für das Handeln if, venwirft fe 
völlig Mar und entichieden das Vertrauen auf die Miliz, daß Niemand, ber Or 
nung, Regelmäßigfeit und Sparſamkeit ſchätzt, und der feine eigene Ehre, feinen 
Charakter und Seelenjrieden liebt, diefe an den Ausgang eines Unternehmens 
mit Milizen fegen wird.” Und etwas fpäter fohreibt ev: „Kurze Dienfizeit zub 
ein unbegrüntetes Vertrauen auf die Miliz find die Urfache alles unferes Kit 
geichids und des Anwachſens unferer Schuld.” Beendet wurde befanntlic ber 
Krieg durch das Auftreten eines Heinen Corps von nur 6000 Mann, aber wit 
liher Soldaten. 

Meine Herren! Frankreich hat es zweimal mit ber Miliz verſucht. Nah 
der Revolution war befanntli das Erfte, daß man die verhafte Armee auflüft, 
die Nation felbft follte die junge Freiheit ſchützen, der Batriotiemms follte die 
Dieciplin, das Elan und bie Maffen follten die kriegeriſche Bildung erjegen. 
fhwebt immer nod ein gewiffer Nimbus um bie Bolontärs von 1791, aber & 
giebt auch eine unparteiifche Geſchichte derſelben, gefchrieben von einem Franzoſen 
nad) den Alten bes franzöfiigen Kriegs-Minifteriums. Sch wiberftehe der Ber 
fuhung, Ihnen fehr pilante Citate vorzuführen, ich müßte da® game 
eitiren, auf jedem Blatte finden Sie, wie nutlos, wie Eoftipielig und weiße 
Geißel für das eigene Land dieſe Formationen geweſen find. Wir haben es Ale 
erlebt und uns überzeugt, daß jelbft bie zahlreichfte Verſammlung won tlichtigen, 
patriotifchen und tapferen Männern noch nicht im Stande ift, einer wirklichen 
Armee zu widerſtehen. Die franzöfifhen Mobil- und Nationalgardel 
baben den Krieg um mebrere Monate verlängert, fie haben bintige 
Opfer geloftet, große Verwüſtung und viel Elend verbreitet, aber 
fie haben den Gang des Krieges nit aufhalten können, fie haben 
Frankreich beim Frieden feine hejferen Bedingungen verfdafft 
Bollends das Unmejen ber Franctireurs hat unfere Operationen andy nicht einet 
Tag lang aufgebalten, wohl aber bat es jelbft unferer Kriegführung einen Ch 
ralter der Härte verliehen, ben wir beflagen, aber nicht ändern konnten. DE 
Brozeffe, welche noch heute nad drei Jahren in Frankreich auftauchen, geben 
Fhnen ein Bilb von der Berwilderung und den Gräueln, welche unansblabid 
im Gefolge einer folhen Maßregel erſcheinen. Wenn Gie die Nation bewaffren. 
fo bewafinen Sie mit den guten Elementen zugleich die ſchlechten und berem bei 
jede Nation. Die erfteren find ja unenblich Überwiegend. Aber haben wir nicht 
bei uns felöft die Erfahrung mit unferen Bürgerwehren gemacht, wie balb BT 
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jnverläffige Theil derfelben ber Sache überbrüffig wird, in aller Stille ver- 
ſchwindet unb bas Feld tem Unzuverläffigen freiläßt. Die Gewehre find bald 
ausgetheilt, aber nicht fobalb wieder zurüdzubelommen und glauben Sie, baf 
wir bei uns nicht auch Elemente berbergen, wie die, weldye nach dem Kriege in 
Baris zur Herrihaft gelangt find? Haben wir fie noch nicht, fo wird man ſchon 
dafür jorgen, daß wir fie von außerhalb befommen. Es mögen viel importirte 
Belden geweien fein, welche in ber franzöfiichen Hauptſtadt Die Denkmäler des 
franzöftichen Ruhmes vernichtet haben. Gott verhüte, daß wir ihnen jemals bie 
Baffen in bie Hände geben. 

Was fodann den Friedensftand der Armee anbelangt, jo möchte ich ein» 
ywinglih bavor warnen, ihn nicht zu einer Budgetfrage zu machen. Ich 
weiß ja, daß geehrte Mitglieder dieſes Haufes glauben, gerate an biefem Punkt 
erhalten zu müſſen, um das unbeftreitbare, aber auch unbeftrittene echt ber 
Steuerbewilligung ben Landtagen zu wahren. Aber, meine Herren, erwägen 
Bie, ob Sie dur die Handhabung dieſes Rechté nidht das Nedt 
ſchädigen, weldhes das Land bat, auf Ihre Mitwirkung zu rechnen 
in einer Frage, wo es ih um den Beftand des Reichs handelt. Mir 
icheint es boch wünſchenswerth, nicht wieber in ein neues Proviforlum einzutreten, 
ſondern endlich einmal definition feftzuftellen, was Deutichlanb für ein beutfches 
Scer zu leiften bat. Wenn Sie fih überzeugen Fünnen, daß mir mit Rückſicht 
auf innere und äußere Verhältniffe nicht weniger als 401,000 Mann im Frieden 
anterbalten bürfen, und wenn nad reifliher Erwägung und Prüfung feitgeftellt 
wird, welder Aufwand dafür nöthig if, fo verzichten Sie ja allerdings darauf, 
biefe Summe alljährlich zu diskutiren, zu bewilligen ober abzulehnen. Aber, 
meine Herren, Ihr Bewilligungsredht ift dadurch nicht beeinträchtigt. 
Es tritt in volle Geltung bei jeder Mehrforderung und bei jeder 
nenen gejeglihen Regelung dieſes Gegenftandee. Es muß bie 
normale Ziffer bes Friedensſtandes nothwendig auf eine lange 
Reihe von Jahren eine fefffiebende bleiben. Durch Schwanlen in 
biefer Ziffer tragen Sie eine Unfidherbeit hinein in alle bie vielen 
umfaſſenden Vorbereitungen, welde lange vorher und bis in das 
legte Detail feftgeftellt werden müffen, wenn Sie mit ruhiger Zu- 
berficht einem Angriff von Außen entgegenfeben wollen. Erwägen 
Sie, daß jede Berminderung biefer Ziffer zwölf Jahre lang nad- 
wirkt, und baß feiner von unsüberfeben kann, ob in zwölf Jahren 
Rrieg oder Friede fein wird. 

Nun, meine Herren, „es kann der Befte niht im Friedenleben, 
wenn es dem böſen Nachbar nicht gefällt.” Aber id denke, wir 
werben der Welt zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworben 
and eine friebliebende geblieben find, eine Nation, weldhe den 
Rrieg nicht braucht, um Ruhm zu erwerben und die ihn nicht will, 
am Eroberungen zu maden. Ih wüßte auch wirflih nidht, was wir 
mit einem eroberten Stüd Rußlands oder Frankreichs maden 
ſollten. 

Ich hoffe, wir werden eine Reihe von Jahren nicht nur Frieden 
halten, ſondern auch Frieden gebieten. Vielleicht überzeugt ſich dann 
bie Welt, daß ein mächtiges Deutſchland in Mitte von Europa bie 
größte Bürgſchaft für ben Frieden von Europa. Aber um Frieden 
u gebieten muß man zum Kriege gerüftet fein, und id meine, wir 

eben vor ber Entſcheidung, entweder zu fagen, daß bei den po- 

litifhen Berbhältnifien Europas wir eines ftarfen und friegsbe- 
reiten Heeres nit bepürfen oder aber zu bewilligen, was bafür 
wdtbig if.“ 


Das Reichs-Militärgeſetz wird einer Kommilfion überwiejen. 
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März. rfranfung des Fürften Bismarck an feinem alten 
rheumatijchen Leiden. 
Schwierigkeiten in der Kommiſſion für dad Militärgeieh 
wegen Feſtſetzung der Friedensſtärke. Der Antrag der Ver 
lage, die Friedendftärfe dauernd auf 401,659 Mam zu 
firiren, wird mit allen gegen 4 Stimmen abgelehnt. 2er 
mittelungdanträge der Freikonſervativen auf 385,000, be 
National Liberalen auf 360,000 Mann. 


22. März. Anſprache ded Kaiſers an die Generale. 


Auf die Anrede des General-Feldmarihalle Grafen 
von Wrangel an Kaiſers Geburtätag. 


„Nehmen Cie meinen Dank für die Wünfche, welche Sie für die 
Kräftigung Meiner Gefundheit außgefprochen. Ich nehme fie in dielem 
Jahre befonders gern an und glaube aud ihre Erfüllung hoffen 
zu dürfen.“ 


Dann zu den jämmtlichen Generalen gemendet, jagt 
Seine Majeftät: 


„Auch Ihnen fage Ich für die Gefinnungen Meinen Dant, welche 
der General: Feldmarfhall foeben in Ihrem Namen ausgeſprochen. 
Da Sie als Repräjentanten Meiner Armee vor Dir erfcheinen, fo darf 
Ich Ihnen auch nicht verfchmweigen, daß abermals eine Krifis über der 
jelben zu ſchweben fcheint. Was Ich damals vier Jahr lang aus Pflicht 
efühl und Ueberzeugung erftrebte, aufrecht erhielt und erreichte, hat 
feinen Lohn in den ja über alle Erwartung großen Erfolgen der Armee 
und der Meiner Verbündeten gefunden und dieſes Gefühl giebt Mir 
Muth zur Ausdauer auch jegt, denn nicht um Kriege herbeizuführen, 
fondern um den europäifchen Frieden zu fihern, halte Ich an dem 
Bemwährten feſt. Leiften Sie Mir dazu auch weiter, wie bıöher, Ve⸗ 
ftand durch Ihre fo pflichtgetreue Thätigkeit.“ 


Bemerkungen ter „PBrovinzial- Correspontenz” vom 25. Min. 


„Diefe ernften Worte des Kaijers, inmitten ber Feſtfreude des 22. Min 
geiprochen, haben in den mweiteften Kreifen einen tiefen Einbrud gemacht. 

Der Kaifer bat in feiner fchlichten, geraden und Marbewußten Art ben vollen 
Ernft der parlamentariichen Verhandlungen über die Mifttärfrage dem allgemeines 
Bewußtſein und Gewifien nahe gelegt und mahnend auf die Gefahren hingewiden, 
welche aus einem etwaigen Zwieſpalt darüber entftehen müßten. 

Der Monarch fpricht allerdings nur von einer „Krifis, welche über bei 
Armee zu ſchweben ſcheine,“ nicht von einem etwa ſchon vorhandenen Zwieſpal 
oder Zerwürfniß; — feine Sorge ift eben darauf gerichtet, daß aus ber Krk - 
aus dem Wiberftreit der Meinungen und dem Hin- und Herfhw. n ber Ext 
ſchließungen nicht ein wirklicher Konflikt hervorgebe, durch weichen bie &unrictunget 
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ber Armee von Neuem in Frage geftellt und die geſammte Entwidelung der 
Reichspolitik gefährdet werben koͤnnte. 

Zu einer ſolchen Aeußerung mochte ber Kaifer ſich um jo bringenber ver- 
anlaßt finden, als bie entſcheidende Partei im Reichstag felbft ihre endgültigen 
Entichliegungen wefentlich von dem maßgebenden militäriichen Urtheil ber Regie- 
rung abhängig zu machen gefonnen war. Ie mehr nun den bisherigen Verſiche⸗ 
rungen ber militäriſchen Bevollmächtigten über bie unerläßliche Höhe ber Friebens- 
Rück immer wieber Zweifel entgegengeftellt und noch das legte entidheibenbe 
Wort einer höheren Autorität begehrt wurbe, um jo durchſchlagender muß es ins 
Gewicht fallen, daß der Kaifer jelbft mit feinem Worte eintritt und auf Grund 
feiner re ar bewährten Erfahrung und feines hoben fürftlihen Pflicht- 
gefühl bie Verfiderung giebt, baß er auch jett an dem als richtig Erkannten 
ausbauernb fefthalten werbe. 

Die Mehrheit des Reichstags hat unzweifelhaft den Willen, zu einer glüd- 
Tichen Erledigung der Aufgabe im Verein mit ber Regierung zu gelangen; fie 
bat überdies das Bewußtſein, daß von bem Gelingen biefer Aufgabe die Mög⸗ 
Hichleit alles weiteren erfolgreihen Zujammenwirktens, Die Möglichkeit einer ge- 
beiblichen Reichspolitik überhaupt abhängt.“ 


28. März. Mahnungen des Fürſten Bismard vom Kranfen- 
lager. | 


„Die „Spenerſche'ſche Zeitung” erzählt von einem Befuche der Ab- 
eprdneten Dee) ont L(ucius) bei Bismard und daß fich diefer gegen 
diefelben fehr unzufrieden mit dem Gange der parlamentartfchen Politik 
ausgefprohen babe, im Wejentlihen in folgendem Sinne: „Sc babe 
1867 im conftitwirenden Reichſtage gejagt: „Heben wir Deutichland 
nur in den Sattel, reiten wird es fchon können.” Ich fürchte, dieſes ge⸗ 
elte Wort muß man wieder ftreihen. Der Reichstag fcheint den Beweis 
liefern zu wollen, daß Deutichland nicht reiten kann. Der Reichötag ver- 
Tennt die Rage. Einzelne hervorragende Mitglieder glauben ſich durch 
irgend eine frühere Aeußerung gebunden. Sie glauben deshalb das nicht 
thun zu dürfen, was die Tage des Augenblicks gebieteriſch fordert. ch 
babe es ander8 gemadt. Ich habe ſtets geftrebt, Neues zu lernen; 
und wenn ih dadurch in die Lage fam, eine frühere Meinun 
berichtigen zu müfjen, jo habe ih das fofort gethban, und id 
bin ftolz darauf, daß ich fo gehandelt habe. Denn ich ftelle 
ſtets das Baterland über meine Perfon. Das gegentheilige Ver⸗ 
Iten ift mir geradezu unbegreiflih. Ich habe mich garnicht befonnen, 
ogar meine fubzective Meinung zu opfern, oder unterzuordnen, wenn es 
das Wohl des Ganzen erheifht. Hier aber im Reichstage glauben die- 
jenigen Herren, welde ausdrüdlich auf meinen Namen gewählt find, 
von welchen ihre Wähler wünfchen, daß fie die deutfche Reichspolitik ſtützen, 
Daß fie mir gegen unjere gemeinfamen Feinde beiftehen, diefe Herren glauben 
fe diefer Aufgabe ſtets dann entziehen zu dürfen, wenn fie dadurch fcheinbar 
Widerſpruch gerathen mit irgend einem Wort, das fie an einem anderen 
Orte, zu anderer Zeit und unter ganz anderen Umftänden gejprochen 
gaben. Ich kann mir diefe Lage der Dinge nicht gefallen Loffen. ch 
n gieinen europäiſchen Auf nicht opfern. Ich werde, ſobald ich wieder 
im Stande, bin, die Feder zu führen, meinen Abjchied erbitten. Biel- 
leicht finduchich ein anderer, welcher fi in diefem Reichſstag eine Mehr- 
heit, eine zuverläſſige Mehrheit, zu fichern meiß. Ich babe an andern 
Fürft Bismard. IT. 43 
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Drten 3. B. auh im Bundesrath, ſchon Schwierigkeiten genug zu über 
winden: fpöttelnd jagt man mir, unter Hinweis auf das Berhalten 
einzelner Liberalen und der Fortjchrittöpartei im Reichstag: „„Das alio find 
die Männer, auf die Sie fih ſtützen!““ Einer ſolchen Yage der Ding, 
welche die höchſten Intereſſen des Reiches ſchädigt, muß fobald als möglich 
ein Ende gemacht werden; und e8 giebt nur zwei Mittel hierzu, entweder 
mein Rüdtritt, oder die Auflöjung des Reichſstages.“ Auf Anfrage der 
beiden Abgeordneten ermädhtigte der Neichöfanzler dieſelben, dieje feine 
Aeußerungen Anderen mitzutheilen. — 

Die Norddeutiche Allgemeine Zeitung, das Organ des Reichskanzlert, 
bemerkt zu der Mitteilung der Spenerſchen Zeitung ihrerfeits: „Br 
hören, daß diefe Relation über Unterredungen, welche die betreffenden 
Deren nicht gemeinfchaftlih, jondern zu verfchiedenen Zeiten mit dem 

eichskanzler gehabt haben, infofern einen dem Hergange nicht ganz adi- 
quaten Eindrud macht, als der Hauptgedanfe, an den der Kanzler feine 
Betradhtungen Inüpfte, nicht wiedergegeben ift, daß nämlich die Stärke 
und Ctellung der Yortichrittspartei und des mit ihr gehenden Theiles 
der Nationalliberalen die Lage unhaltbar machten. Yunfzig bis fehzig 
reichötreue nit an Zerftörung des Weiche denfende ohlkreife jeten 
durch Abgeordnete vertreten, welche gegen die Reichsregierung operirten, 
und das zu einer Zeit, wo die Teich8feinblichen Parteien fo ftarf fein, 
dag die Majoritäten an und für ſich ſchwankend würden. Dieſer Fehler 
in der Situation werde fi) vorausſichtlich im Laufe der Legislaturperiode 
mehr ſchärfen, anftatt fi zu mildern. Bon dieſe Auffafjung ausgehend, 
ift der Herr Reichskanzler zu dem Sage gelangt, das einzige Mittel ſei 
eine Derufung an die Hähler, und weun das den Fehler nicht heile, 
jo fei eine conftante Majorität, auf welche irgend eine Regierung fid 
ftügen fünne, überhaupt nicht möglid.“ 


An Fürſt Bismards Geburtötag. 


Aus der „Provinzial- Eorrespondenz” vom 1. April 


„Fürſt Bismard vollendet am 1. April fein neun und funfzigfes Jahr. 
Wenn jüngft unjers Kaifers Geburtstag mit freudiger Genugthuung über Ne 
Wiedergeneſung und neue Kräftigung des allverehrten Monarchen begangen wurde, 
jo richten fih an bem Geburtstage des beutfchen Kanzlers die Blicke der Patrioten 
mit Sorge auf das Kranfenbett, an welches der große Staatsmann feit Boden 
gefeffelt ıft. 

Je dankbarer das deutfche Vollk die unvergleichlihen Verdienſte des Kanzler 
um die gefammte glorreiche Entwidelung ber Ietten zehn Jahre ehrt, deſto inniger 
muß in den weiteften nationalen Kreifen bie Theilnahme an den ſchweren Leiden 
fein, welche eben eine Folge feines mächtigen patriotifhen Mühens und An 
gens find. 

Die Theilnahme an dem Kranlenlager des Fürften Bismard beruht aber 
nicht minder auf dem allfeitig lebendigen Bewußtfein von ber fortbaueinb 
entſcheidenden Bedeutung der perjänlichen Wirkſamkeit deſſelben für tie höchſten 
Aufgaben des Reiches. Wie die urſprüngliche Geſtaltung und die allmälige Fert⸗ 
entwidelung der Berfaffung bes Norddeutſchen Bundes und bes Dentfchen Reichet 
faft ausfchließlih aus dem fchöpferifchen Genie des Kanzlers bervorgingen, fo if 
fein Geift und Streben fort und fort feitend für das gefammte nationale Leden 
geblieben. Wie entjhieden und mie freudig das deutſche Volk in allen pattiotiſchen 
Kreifen dies anertennt, davon haben bie legten Wahlen lautes Zeugniß 
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egeben. Statt aller eigentlichen Parteiprogramme galt faſt Überall das Be- 

mntniß zu ber vou dem Reichskanzler geleiteten Politik als das Erlennungs- 

ichen national gefinnter Kandidaten: das Vertrauen zu jener Bolitit und bie 

fene Hingabe an die geiftige Führung bes Kanzlers bildete die Gruudſtimmung 

F ven betreffenden Kreifen und bie Borausjegung ber großen Mebrzahl ber 
len. 

Je mehr hiernach der Reichskanzler hoffen durfte, auch in dem jekigen 
teichstage eine bereitwillige und kräftige Stütze für bie Durchführung ber klar 
orliegenden Aufgaben der Reichspolitik zu finden, befto empfindlicher muß es ihn 
rühren, daß während feiner augenblidlihen notbgebrungenen Untbätigleit par- 
ımentarifche Verwicklungen eintreten, welche bie oberften Ziele feines politifchen 
5trebens zu durchkreuzen drohen, — daß die nationale Mehrheit des Reichstages 
Ingefihts ber wichtigften Gragen für Die Gegenwart und Zukunft des Reiche 
mem bedenklichen Schwanken verfällt, und daß, gegenüber der feften Einigung 
nd fiheren Leitung aller reichsfeindlichen Kräfte, die nationalen Parteien einer 
ar bewußten und thatkräftigen Führung zu entbehren fcheinen. 

Wenu ber Kanzler auf feinem Schmerzenslager von ben Gefahren bört, 
weichen bie weitere gedeibliche Entwidelung ber Reichspolitik durch ben brohenben 
Verfall der Mehrheit ausgejett ift, und wenn er in folhem Augenblide bie 
'rankheit und Schwäche, die ihn hindert, das Gewicht feiner Ueberzeugung unb 
ines ſchwer errungenen Anſehens in die Wagjchaale zu werfen, zehnfach ſchmerz⸗ 
ch empfindet, — wer wollte e8 nicht natürlich finden, daß er jede fich ihm dar⸗ 
ietende Gelegenheit benust, um fich in bewegten Worten mahnenb und warnend 
n biejenigen zu wenden, bei denen er eine Uebereinftimmung mit den Zielen 
ner Politik und eine volle Bereitwilligfeit zur Unterſtützung berjelben vorausjeßt 
der nach den Umſtänden, unter welchen fie gewählt worben find, vorauszufegen 
erechtigt wäre. ' 

Fürſt Bismard hat durch die offenfundigen Stimmungen bei ben lebten 
Bablen ein volles Anrecht erhalten, fi) auf die Zuftimmung der großen Mehr⸗ 
eit des beutichen Volles zu berufen, und bei der Verantwortung, welche Die 
eutſche Reichsverfaffung ihm allein für den Gang ber Politik zumeift, ftebt es 
hın wohl an, die Mitglieder der Reichövertretung an jenen beutlich fundgegebenen 
zolkswillen Angefihts der jeigen wichtigen Entſcheidungen zu erinnern. 

Niemand vermag Überdies fo wie er die unmittelbare Bedeutung und Wir- 
ang biefer Entiheidungen in Bezug auf die allgemeine politiihde Rage zu beur- 
heilen, — und auch aus dieſem Grunde mußte er wünſchen, die fchweren poli- 
iſchen Sorgen, welche feinen raſtlos thätigen Geift inmitten feiner ſchmerzhaften 
rankheit erfüllen, allen denen im Heichstage und im deutſchen Volke and Herz 
u legen, welche mit ihm das weitere kräftige Gedeihen bes Reiches erftrebei. 

Die Mahnungen, welche der Fürſt auf jeinem Krankenbette ausgeſprochen 
at, gelten zunähft, wie bie neulihen Worte Sr. Majeftät des Kaijers, Der be⸗ 
orftehenden Entſcheidung über die Militärfrage, und fie werden gewiß dazu bei- 
sagen, in biefer Beziehung die unerläßliche Verfländigung zu fihern; aber fie 

bren zugleich die Geſammthaltung ber liberalen Parteien gegenüber ven großen 
Iufgaben der Reihspolitif und damit die Ausfidhten und Hoffnnugen in Bezug 
uf bie ganze nationale Entwidelung.“ 


Fürft Bismard über die Madtitellung des 
deutſchen Reichs und jein Heer. 


Aus der „Provinzial- Correspondenz” vom 8. April. 

„Die augenblidiihen Erörterungen über die Friedenshöhe des beutichen 
jeeres werben von ben reichsfeindlichen Blättern dazu benutt, bie Meinung zu 
erbreiten, als feien die nationalen Hoffnungen und Verheißungen, welche bei ber 
zründung des Deutſchen Reiches in Bezug auf unjere neue Machtftellung zu⸗ 

43* 





676 


1874. 

verfichtlich ausgeiprohen wurben, fon nad kurzer Zeit zu Nichte geworben. 
Unter Anderem ift das Wort des Feldmarſchalls Grafen Moltke, daß wir em 
balbes Jahrhundert mit den Waffen zu fchligen haben werben, was wir in einem 
halben Jahre errungen haben, — als ein Anzeichen gebeutet worben, baß jen 
erfte Zuverficht, die fih vornehmlih auf ben Gewinn von Straßburg und Ne 
gründete, fi ſchon jetzt als hinfällig erweiſe. . 

Diefe Auffafjung fteht jeboh im Wiberfpruh mit ben offenen und be⸗ 
fiimmten früheren Kundgebungen unferer Regierung. Fürſt Bismard bat fo 
wenig wie Graf Moltke jemals ein Hehl aus der Ueberzeug gemacht, baf 
wir nad) dem fiegreihen Kriege gegen Frankreich und nad dem Friedenkſchluſſe, 
durch welchen wir zwei Provinzen wiedererrungen haben, mehr als je auf unierer 
Hut fein müßten, um etwaigen Gelüften zur Wieberentreißung dieſes Gewinnt 
fiegreich zu begegnen. 

Schon die berühmten Runpjchreiben bes Reichskanzlers im Septeniber 1870, 
in welchen zuerft die Wiebervereinigung von Elfaß- Lothringen mit Dentſchlaud 
als Siegespreis bezeichnet wurde, ließen feinen Zweifel darüber, baf ber beutide 
Stantemann neue kriegeriſche Unternehmungen Frankreichs für wahrſcheinlich hielt 
und biefelben auch durch bie Abtretung von Straßburg und Metz an Dentſchlaud 
feineswegs verhüten zu können meinte, fondern nur die Stellung Deutichlanbs 
zur nothwendigen Bertheibigung burch jene Bollwerke erheblich zu verflärfen ge 
dachte. 


In dem erften diplomatifchen Erlaß aus Rheims vom 13. September 1870 
fagte der Kanzler: 

„Wir bürfen uns nicht darüber täufchen, daß wir uns im folge dieſes 
Krieges auf einen baldigen neuen Angriff von Frankreich unb nicht anf 
einen dauerhaften Frieden gefaßt machen müſſen, und ba® ganz unab 
von den Bedingungen, welde wir etwa an Frankreich ftellen. möchten. Et 
bie Niederlage an fi, es ift unfere fiegreihe Abwehr ihres frevelhaften Ar 
griffs, melde die franzöfiihe Nation uns nie verzeihen wird. Wenn mir 
jeßt, ohne alle Gebietsabtretung, ohne jede Kontribution, ohne irgenb melde 
Bortheile als den Ruhm unferer Waffen aus Frankreich abzögen, fe würde 
doch terjelbe Haß, dieſelbe Rachfucht wegen ber verletzten Eitelkeit und Herrid- 
ſucht in der franzöfiihen Nation zurüdbleiben, und fie würbe nur auf ben 
zug warten, wo fie hoffen dürfte, dieſe Gefühle mit Erfolg zur That zu 
machen. 

— — Nachdem man uns zu dem Kriege, dem wir widerſtrebten, pt’ 
zwungen bat, müſſen wir dahin ſtreben, für unſere Vertheidigung gegen ben 
nächſten Angriff der Franzoſen beſſere Bürgſchaften als die ihres Wohlwollen 
zu gewinnen. — — — 

— — Bir können unſere Forderungen für den Frieden lediglich baranf 
richten, für FSranfreih den nächften Angrıff auf bie deutſche und na 
bie bisher ſchutzloſe ſüddeutſche Grenze dadurch zu erfehweren, daß wir biek 
Grenze und damit den Ausgangspunkt franzöfiicher Angriffe weiter zurädzs 
legen und bie Seftungen, mit benen Frantreih uns bebroht, als befenfive 
Bollwerke in die Gewalt Deutfchlands zu bringen fuchen.“ 


bei, In dem weiteren Rundſchreiben aus Meaur vom 16. September 1870 
eißt e8: 
„Die einnüthige Stimme der beutichen Regierungen unb bes bentfcen 
Bolles verlangt, daß Deutichland gegen die Bebrohungen und Vergewaltigungen, 
welche von allen franzöfifchen Regierungen feit Jahrhunderten gegen uns ge 
übt wurden, durch beffere Grenzen als bisher geſchützt werbe. 
So lange Frankreich im Belit von Straßburg und Met bleibt, iſt fein 
Offenſive ftrategiich flärler als unfere Defenfive bezüglich des ganzen Südent 
und bes linfsrheinifhen Nordens von Deutfchland. Straßburg if, im Be 
fite Frankreichs, eine ſtets offene Ausfallpforte gegen Suddeutſchland. Zu 
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deutſchem Befitze gewinnen Straßburg und Met dagegen einen befenfiven 
Charakter; wir find in mehr als zwanzig Kriegen niemals die Angreifer gegen 
Fraukreich geweien, und wir haben von letzterem nichts zu begehren ale 
unfere von ihm jo oft gefährbete Sicherheit im eigenen Lande. Frankreich 
Dagegen wirb jeben jetzt zu fchließenben Frieden nur als einen Waffenftillftand 
anjeben und uns, um Rache für feine jetzige Nteberlage zu nehmen, wiederum 
le fobalb e8 fich durch eigene Kraft oder fremde Bündniſſe ſtark genug 
dazu t. 

Indem wir Frankreich, von deſſen Initiative allein jede bisherige Beun⸗ 
rubigung Europas ausgegangen ift, das Ergreifen ber Offenftive erfchweren, 
handeln wir zugleich im europäifchen Intereffe, welches das bes Friedens iſt.“ 


Die Reichsregierung hat fich biernach niemals dem Wahne bingegeben ober 
den Wahn zu erzeugen gejucht, daß mit dem letten Ssriebensichluffe und mit der 
Eroberung von Eifaß-Lothringen eine fihere Bürgichaft gegen bie Wieberfehr 
kriegerifcher Berwidelungen gegeben fei. Sie bat in dem Beſitz von Straßburg 
und Met eine ber Bürgichaften für bie leichtere Abwehr neuer Angriffe und hier- 
durch auch für Erhaltung des Friedens finden wollen und gefunden, aber nur 
eine ber Bürgfchaften; die weientlichfte und bie felbftverfländlichfte aller Bürg- 
ſchaften if die Befeſtigung ber Wehrkraft des neu erflandenen Deutſchen Reiches 
anf den glorreicdh bewährten Grundlagen unferer bisherigen Heeresverfaffung. 

Wenn Deutichland feit drei Fahren feinerjeits eine Politik des Friedens 
nicht blos verfünbet, jondern auch burd fein Verhalten mannigfady bewährt hat, 
und wenn das beutiche Friedensprogramm ber Mittelpunkt ber europäiichen Politik 

eworben ift, fo fonnte dies nur gefcheben, indem Deutichland felbft das volle 

ußtfein feiner Kraft bewahrte und indem die anderen Staaten ebenjo von 
Deutihlande Mat, wie von feiner Friedensliebe burchbrungen waren. Ein 
ſtarles Deutihland ift die Vorausſetzung und fefte Grundlage ber Friedenspolitik, 
weipe, unfere Regierung im Berein mit den großen Nachbarſtaaten durchzuführen 
gedenkt. 

Deutſchland ſtark zu erhalten iſt deshalb die unerläßliche Aufgabe aller 
berer, welche Deutſchlands nationales Anſehen und zugleich eine kräftige Friedens⸗ 
politik fidern wollen. 

Die geipannte Aufmerkſamkeit, mit welcher man in Frankreich den Ber- 
Handlungen bes Reichstages Über die Milttärfrage folgt, giebt einen deutlichen 

ngerzeig, wie fehr man bort bie militärifche und politifhe Bedeutung des 

treitpunftee, um den es fich handelt, zu würbigen weiß. Während man bisher 
aus dem Gange ber Kommiffions-Berhanblungen mit Befriedigung entnehmen zu 
dürfen meinte, daß Deutfchland nicht geſonnen fei, „ſich in das preußiſche Milie 
tärweien bineinzwängen zu laflen“ (de se laisser militariser par la Prusse), 
während man neue Zulunftehoffnungen barauf gründete, daß bie beabfichtigte 
Berringerung ber Friebensftärle ber beutfchen Armee bie „ſehr beträchtliche Ver⸗ 
ringerung“ von nahezu 100,000 Mann für den Krieg ergeben werbe, — ift die 

fammte franzöfifche Preffe jetzt über bie auefiähten auf Verftändigung zwiſchen 
Regierung und Reichstag fehr verftimmt und läßt ihren Unmuth gegen bie „ſer⸗ 
vilen“ nationalen Parteien im bezeichnenber Weife aus. 

Selbſt der alte Muge Thiers glaubte bei der Belämpfung der neuen, ſehr 
weitgehenden unb Eoftfpieligen Borfchläge für die Befeſtigung von Paris fchließlich 
teinen flärleren Trumpf ausfpielen zu Fünnen, ale intem er darauf hinwies: 
diefe umfaffende kriegeriſche Mafregel feitens Frankreichs werbe in Deutichland 
bie Wirkung haben, deß das Militaͤrgeſetz in Berlin angenommen werde. 

Die franzdfifihe Nationalverſammlung hat ſich durch dieſe Warnung nicht 
abhalten Tafien, in ber ausgebehnteften Weiſe und mit ben erbeblichiten Opfern 
das zu thun, was fie im Hinblid auf einen Minftigen Krieg im patriotiiden In⸗ 
texeffe fiir geboten erachtete. 

Der deuntſche Reichstag wird, wenn auch nicht aus Rüdficht auf diefen 
neueften Borgang, wohl aber in Erwägung der gefammten militärifchen und po⸗ 
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ſitiſchen Berhältnifſe, an patriotiſcher Borausfiht und Hingebung hinter ber 
franzöfiiden Verſammlung ſicher nicht zurückſtehen. 

„Wir find (wie Graf Moltke hervorhob) unſeren Nachbaren nicht gefolgt 
anf dem Wege, die Armeen zu vergrößern; wir glauben mit bem auskommen 
zu können, was in der Borlage ber Regierung enthalten if. Aber wir bürfen 
bie innere Güte unferer Armeen nicht ſchwächen laffen, weder durch Mblärzung 
der Dienftzeit, noch durch Herabfegung des Präfenzftandes.“ 

„Ih denke,“ fo fchloß der Feldmarſchall Moltle, „wir werben ber Belt 
zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworden und eine friebliebenbe geblichen 
find, eine Nation, welche den Krieg nicht brandht, um Ruhm zu erwerben un 
die ihn nicht will, um Eroberungen zu maden. 

Ich hoffe, wir werben eine Reihe von Jahren nicht nur Yrieben halten, 
fondern auch Frieden gebieten. Vielleicht Überzeugt ſich dann bie Welt, baf ein 
mächtiges Deutichland in Mitte von Europa die größte Bürgfchaft für dem Frieden 
von Europa if. Aber um Frieden zu gebieten, muß man zum Kriege gerüfet 
fein, und ich meine, wir ftehen vor ber Enticheibung, entweder zu fagen, bafı bei 
den politiihen Berhältniffen Europas wir eines ſtarken und Triegsbereiten Heerel 
nicht bebürfen, oder aber zu bewilligen, was dafür nöthig if.“ 


Bewegung in Deutſchland. 


Notiz der „Provinzial- Correspondenz”“ vom 8. April. 


„Der Reichdtag, welcher am 9. wieber zufammentritt, wirb in ben nächſten 
Tagen zur weiteren öffentlichen Berathung bes Reichs⸗Militärgeſetzes fchreiten. 

Die Zuverfiht, daß die Krifis in diefer Frage zu einem glüdlichen Ans 
gange führen werbe, ift in der kurzen Paufe der Keichstagsieifion bebeutenb er- 
höht worden Die Einfiht und der Patriotismus der nationalen Parteien haben 
einen noch fefteren Anhalt gefunden einerfeit® an ber vollends gewonnenen Klar- 
heit über die Stellung der von ihrem Vertrauen getragenen Regierung, anderer 
feit8 an den ungmweibeutigen Kundgebungen ber Bollsmeinung in allen Theilen 
des Baterlanbes. 

Wenn vor Kurzem noch der Zweifel möglich erſchien, ob bie von ben Ber- 
tretern der Regierung in der Kommilfion gegebenen Erklärungen auch ber Aus 
drud der Auffaffungen und Abfichten der entjcheidenden Träger der Reichögemalt 
wären, fo ift jebes foldhe Bedenken zuerft durch das bekannte Wort aus dei 
Kaifere Munde, fobann durch die Kunde von vertraulichen Aeußerungen bei 
Reichskanzlers befeitigt worben. 

Gleichzeitig aber ift durch die anſcheinend drohende Gefahr eines Konflikt 
über die Militärfrage die öffentliche Meinung in allen patriotifchen Kreifen mächtig 
erregt worben, und hat fi laut und entſchieden dahin ausgeſprochen, daß bei 
der bevorftebenden Entſcheidung die ungeſchwächte Erhaltung ber beutichen Wehr 
traft nach dem fachverftäntigen Urtheil ber bewährten militärifhen Autoritäten 
bes Reiches alle anderen Gefihtspuntte überwiegen müſſe. 

Bon Anfang an konnte die Hoffnung auf einen glüdfidhen Ausgang ber 
Krifis ſich vorzugsweife auf die einfihtige und patriotiſche Haltung des größten 
Theils der liberalen Preſſe ſtützen. Während bie Aeußerungen berjelben in ben 
legten vierzehn Tagen immer lebhafter und dringender wurben, find neuerdings 
bedeutſame Kundgebungen in Adrefien und Wählerverfammlungen binzugelommen, 
welche beftätigen, daß die Preſſe bei biefer Gelegenheit eutſchieden ber wirklichen 
Öffentlichen Meinung Ausbrud gegeben hat. j 

So werben denn bie reihsfreunbliden Parteien im Reichſtage, wenn ft 
nach ihrer gefammten Stellung zur nationalen Politik der Regierung wit Ueber: 
windung mander Bedenken die Hand zu einem feflen und dauernden Abſchluß 
ber Militäreinrichtungen bieten, die Zuverficht hegen bürfen, daß fie hiermit wit 
blos zum Segen des Baterlandes, fondern aud in voller Uebereinftimmung mit 
ben Wünfchen des beutfchen Volles handeln. 





679 


1874. 


Eine Berfammlung in Hamburg fteht in erfter Reihe ber jüngften 
dffentlichen Kundgebungen. Diefelbe war von ber Hanbelsfammer angeregt und 
fand im großen Saale ber Hamburger Börfe flat. Die fehr zahlreihe Ver⸗ 
ſammlung flimmte unter begeiftertem Zurufe einer Abreffe an die Hamburger 
Reipetage- Hbgeorhneten zu, tin welder e8 beißt: 

„Deutſchland bat bewieien, daß es Feine Opfer ſcheut, um bie ihm ge- 
bührende mächtige und würdige Stellung zu erringen. Die Opfer würben aber 
vergebens gebracht fein, wenn dieſe Errungenjchaft wieder in Frage geftellt werben 
Könnte. Die Nachtheile, welche durch Erhaltung einer hoben Präafenzzahl .vem 
Einzelnen erwachſen, Fönnen unmöglich in irgend einen Vergleich mit dem un⸗ 
gebeuren, unberechenbaren Schaden gebracht werben, welder die ganze Nation 
und foweit aud jeden Einzelnen treffen würde, weun es einem Feinde, der offen- 
bar nur ber Gelegenheit wartet, bie erlittene Demütbigung zu rächen, gelänge, 
von der ungenügenden Wehrkraft Deutichlands Vortheile zu zieben. Im Hinblid 
auf die gebrachten Opfer darf das deutſche Volk erwarten, daß auch bie Körper- 
ſchaft, welche es zu vertreten und feinen Geſinnungen Ausbrud zu geben berufen 
ift, der Reichstag, dieſelbe Hingebung und Selbftverleugnung beweiſe; baß ber 
Reichstag nicht durch feine Beichlüffe die Feftigfeit und Stetigleit der Organifation 
erfchüttere, welche von unferm Friegsfundigen erhabenen Katjer feftgeftellt, welche 
von den unvergleichlichen Lenkern des politischen wie des militäriihen Wirkens 
der Nation für unbedingt notbwendig erlfärt worden if. 

Ihre Wähler, geehrter Herr — * ſind Männer, die das Ziel und 
die Aufgabe eines Volles ſicherlich nicht darin erblicken, kriegeriſche Lorbeeren zu 
pflüden und Eroberungen an Land und Leuten zu maden; fie fehen das Glück 
des Bolkes in einem geficherten Frieden, der das Aufblühen von Handel und 
Gewerbe, das Erjchließen des geiftigen Lebens der Nation ermöglicht. Aber ein- 

eben? bes alten Wahrfpruche, daß, wer den Frieden wolle, zum Kriege gerüftet 
ein müſſe, bitten wir Sie, bei ber demnädft im Reichstage ſtattfindenden Be⸗ 
rathbung des Milttärgefees nur folhen Anträgen, welche abjeiten ber Reiche- 
Militärnerwaltung als dem abfoluten Bedürfniß Deutichlands genügend erachtet 
erben, zuzuftimmen und biefen Anträgen, fo viel an Ihnen Tiegt, Annahıne zu 
ereiten.“ 


Zelegramm ded Fürften Bismarck auf die Seitens der 
Hamburger Bürgerverfjammlung an ihn unmittelbar ges 
langte Mitteilung über die dort gefaßten Beſchlüſſe: 


„Die in der erften Handelsftadt Deutfchlands von jo gewichtigen 
Stimmen ausgefprochene Ueberzeugung, daß da8 Heer als ein organifcheR 
Glied der Nation dauernd im Stande fein müſſe, die friedliche Arbeit 
vor gewaltjamer Störung zu ſchützen, wird Wiederhall finden und ift ein 
wertboolles Pfand für das Gelingen einer Berftändigung zwifchen den 
verbündeten Regierungen und dem Reichötage.“ 


Bertrauliche. Berhandlungen. 


Notiz der „PBrovinzial- Eorrespondenz” vom 15. April, 


„Der Reichstag ift, nachdem er feine Sigungen am 9. wieber aufgenommen 
88 am 13. in die entſcheidenden Berathungen über feine wichtigſte diesmalige 

fgabe, die Mifttärfrage, eingetreten. 

In den vorhergehenden Tagen waren vertrauliche Berbanblungen, namentlich 
Seitens der national-liberalen Partei, mit der Regierung angelnüpft worden, um 
eine verſöhnliche Löfung der Frage unter Mitwirkung einer erbeblihen Mebrbeit 
des Reichötages vorzubereiten. Ein Vorſchlag, die von ber Regierung geforberte 
Höhe der Friedensſtärke auf fieben Jahre zu bewilligen, wurbe zunächſt dem 
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Reichskanzler Fürften von Bismard, welcher ungeachtet feiner Krankheit bei 
lebhafteſte Intereffe für eine befriedigende Erledigung der ſchwebenden Frage be⸗ 
fundete, vertraulich unterbreitet, und von ihm mit bem Kriege - Minifter weikr 
beſprochen. In Folge der hierburch innerhalb ber Regierung veranlaßten Erwi⸗ 
gungen fette Se. Majeftät ber Kaifer fih perfönlih mit dem Reichskanzler in 
Berbinbung und beebrte benfelben am Donnerftag mit einem längeren Beiuhe 
am Krankenbett, um bie wichtige Angelegenheit eingehend mit ihm zu erörtern 
Nach diefer Konferenz fanden bei Sr. Majeftät mehrfache militärifche Berat 
untes Zuziehung des Feldmarſchalls Grafen Moltke, ſowie weitere vertr 
Erörterungen mit dem Firften Bismard flatt, als deren Ergebniß am Eom- 
abend bie Zuftimmung der Regierung zu dem Vermittelungsvorſchlag, vorbehaltlich 
der Genehmigung des Buntesraths, erfolgte. 

Bei der Berathung im Heichstage wurde demzufolge von dem Ag. ven 
Bennigſen ein Antrag eingebracht, nach welchem in dem 8. I bes Gefckes, 
welcher bie Friedensftärfe anf 401,659 Mann beftimmt, flatt der Worte „Eis zum 
Erlaß einer anberweitigen geieglichen Beſtimmung“ die Worte „für bie Zeit vom 
1. 3Zanuar 1875 bis zum 31. Dezember 1881” gefetst werben follen. 

Es trat alsbald hervor, daß für diefen Antrag’ nicht nur bie Rational 
tiberalen, fondern in Folge der AZuftimmung ber Regierung auch bie bemtihe 
Reichspartei und die Konfervativen ftimmen würden, fo daß von vorn herein eine 
beträchtlihe Mehrheit für denjelben gefichert war. Aber auch eine Anzahl von 
Mitgliedern ber Fortfchrittspartei, darunter Dr. Löwe, trennten fi) von ihren 
bisherigen Genoſſen und vereinigten ſich mit der Mebrbeit. 

Die Regierung erflärte bald nach dem Beginn ber Berathungen ihre Zw 
fiimmung zu dem Bermittelungsantrag.” 


Annahme ded Vermittelungsvorjchlages. 


13. April. Erklärung ded Kriegd-Minifterd von Kameke. 


„Dei dem $. 1 der Vorlage ift die Abficht nicht leitend geweſen, eine 
ewige Präjenzziffer zu beftimmen, oder die verfaflungsmäßigen Befugnifle 
des Reichstages bei Sefflellung bes Reichshaushalts. Etats zu beichränten, 
Der 8.1 hatte den ned, die nach Meberzeugung der Regierung bei der 
gegenwärtigen Lage Europas für die Aufrechterhaltung des Friedens und 
die Abwehr eines Angriffs unbedingt erforderliche Stärke des deutſchen 
Heeres bis dahin feftzuhalten, daß eine Aenderung zwijchen Bundesrath 
und dem Reichstage vereinbart werde. Das Amendement v. Bennigfen 
erfennt die Nothwendigkeit diefer Stärke für die nächften fieben Jahre am, 
will aber über diefe Zeit hinaus die legislativen Faltoren nicht verpflichten. 
Die verbündeten Regierungen haben e8 der Sachlage entiprechend gehalten, 
dad befannt gewordene Amendement fchon vor der Beſchlußnahme beb 
Haufes gemeinschaftlich zu erwägen Sie erkennen die Bedenken nicht an, 
durch welche die Ablehnung einer längeren Verpflichtung motivirt wird, 
fie find, wie im vorigen Jahre, nod heute überzeugt, daß eine Verringe⸗ 
zung der im $. 1 ausgedrückten Heeresftärfe mit der bewährten Einrich 
tung des deutſchen Heeres auch in Zukunft nicht vereinbar fein würde. 
Sie können indeß den Unterfchied zwiſchen ihrer Vorlage und bem Amen 
dement in feiner praftiichen Tragweite nicht für einen derartigen anfehen, 
um eine Verftändigung auf Grundlage des letzteren zurüdgumeifen, weil 
[e der Ueberzeugung find, daß die nach fieben Jahren gewonnenen Er 
ahrungen dadin geführt haben werden, daß die heut. geforderte Stärke 
danernd erforderlich fei, und daß dann nad) Ablauf der fiebenjährigen 
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Frift die nothmendige Stärke dauernd oder wieder auf längere Beit bes 
reitwilligft werde gewährt werben. | 

Die verbündeten Regierungen find ferner, indem fie den Bedenken 
gerecht werden, welche ein Theil des Reichsſstags aus feiner verfaſſungs⸗ 
mäßigen Stellung gegen ihre orlage hergenommen hatte, zu der Erwar⸗ 
tung beredtigt, dab er Reichſstag bei der künftigen Berathung de Mi⸗ 
[ittäretat8 ein gleiche8 Entgegenfommen zeigen werde. 

Ich erkläre daher Namens der verbündeten Regierungen, daß fie daß 
Amendement v. Bennigfen annehmen werden.“ 


Die Nothwendigkeit einer fiheren Unterftühung . 
der Regierung. 
Rede des Abgeordneten von Bennigfen. 


„Bon dem Abg. Grafen von Moltke ift neulih auf bie Äußere Kon- 
Relation hingewieſen, in welcher fi das deutſche Reich befinde gegenüber ven 
Angriffen, bie e8 etwa noch einmal erfahren mag, und ber Sicherung desjenigen, 
was e8 im letzten großen Kriege gewonnen bat. Es find aber noch ganz andere 
Bebürfniffe, welde e8 nothwendig machen, die NReichöregierung zu unterftügen 
durch eine feftgeichloffene nationale Majorität, die nicht Tediglih aus dem konſer⸗ 
vativen ober aus dem liberalen Lager herkommt, fondern wo alle diejenigen, bie 
überhaupt entichloffen find, auf diefem Wege mit einer energifchen und nationalen 
Regierung zu geben, einerlei, ob fie lonfervativ oder liberaf find, zufammen geben, 
wie das geicheben ift feit dem Jahre 1867 bis zu dem jetigen Reichstag. 

Meine Herren, bie Aufgaben, die dem jetigen Reichstage geftellt find, ſind 
fo Eoloffaler Art, daß vor allen Dingen eine ruhige und ftetige Entwidelung in 
einer beftimmten Richtung durchaus erforderlich if, wenn nicht alles von Neuem 
in Frage geftellt werben fol. Wo jemals in ber Geſchichte hat man erfebt, daß 
in wenig Fahren e8 einer Regierung unb einer Vertretung gegeben war, ge» 
wiffermaßen alle Berhäftnifie bes dffentlichen Lebens und zum Theil fundamental 
umzugeftalten? Meine Herren, fol das gelingen, fol dafür fein Schwanken und 
keine Krifis hineinkommen, bie Grundlagen, auf denen man den Verſuch gemacht, 
müäfjfen feitgebalten werben, bie Kräfte, auf die man fich dabei ſtützt und beren 
man bebarf bis zum Ende, die müſſen zufammengebalten werben. 

Die Parteien, die babei mitwirken, milffen in dieſer großen Umgeſtaltung 
vor allen Dingen nachhaltig das Vaterland, in zweiter Linie erft ihre politiichen 
Grundſätze, tonfervative und liberale, vor Augen haben. Eine ſolche Umgeftaltung 
aller öffentlichen Berbältniffe kann nicht Dadurch gefchehen, daß einzelne Parteien 
anz niebergehalten werben, bie Überhaupt diefen Weg für zufäffig gehalten und 
En beichritten haben. So ift es auch eine vielleicht jonderbare, aber ſegensreiche 
Entwidelung der deutſchen Berbältnifie geweſen, daß hier von einer konſervativen 
Regierung und konſervativen Staatsmännern zur Umgeſtaltung der Verhältnifſe 
konſtitutionelle und politiſche Grundſätze aufgenommen find, welche im Wejent- 
fichen ſeit 30 Jahren aus dem liberalen Tager hervorgegangen find. Auf biefem 
Wege der Berfländigung und bes Zufammenarbeitens ift einzig das Refultat zu 


Wenn ein ſolches Aufammengeben fchon erforderlich ift wegen ber von den 
Reichregierungen -angefttebten nationalen Organifation, dann ift e8 um fo mehr 
erforderlich in einer Situation, wo, wie wir Alle wiffen und auch bier im Reichstag 
feben, ein großer Theil des deutſchen Volles und feiner Vertreter hier bie Fun⸗ 
bamente bes jetsigen Öffentlichen Kechtszuftandes nicht anerkennen will und, wenn 
es von ihnen abdinge, erſchüttern würde. 

Wenn noch große Parteien und Klaffen der Bevölkerung be» 
Reben, welde jagen, daß die ganze deutſche Geſchichte ſeit 1866 
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eine Berirrung, daß die Jahre 1870/71 mit ihren großen politis 
hen Erfolgen und der Wiedereroberung alter deutſcher Örenzlänber 
eine Thorbeit und ein Unglüd wären, wenn berartiige Parteien 
noch das große Wort führen können in Deutihland und im Reiche⸗ 
tage, dann ift die Gefahr des Zwiefpalts nit nur bem Auslante 

egenüber, ſondern auch im Innern fo groß, daß alle nationalen 
Sräfte in der Regieruug wie in den Barteien das Bepärfaif 
baben, fett zufammenzuftleben unb burdzulämpfen, was fie be— 
gonnen haben. 

Wenn jest diefe Bewegung durch bie beutfche Nation geht und bie Rus 
rung den Reichstag auffordert, fo zufammenzuftehen, fo ift es nicht bloß bie 
fahr, daß gegen Frankreich das Errungene zu vertheibigen if, nein, es ift auf 
das Gefühl zum Ausdruck gelommen: bier im Innern haben wir Kämpfe ke 
gonnen, die gar nicht zufaffen, daß daneben noch eine Krifis komme auf em 
Boten der Heeresverfaffung. Wenn die Regierung, gewiß nach jehr fchwerem 
Entichluffe, einen Kampf aufgenommen bat und burchgeflihrt, welcher ihr aufge 
drungen ift von ber römifchen Kurie und ben beutfhen Biſchöfen, fo fage ic, ber 
Hinblid auf diefen Kampf, auf die Gegenfähe, die nieberzubalten find, nüthigt 
Alles, was an nationalen Kräften in Deutſchland ift, zufammenzufteßen und nidt 
noch andere Krifen und Kämpfe untereinander heraufzubeſchwören, fo lange tiefer 
Kanıpf nicht ausgefochten ift. 

Ich habe geglaubt, Ihnen dies darlegen zu follen, wa® uns bemogen bat, 
einen Verſuch ber Verſtändigung zu machen. I wieberhofe, jetzt und künftig 
bedarf das Budgetrecht bei unferer organifhen Einrichtung unk auch bei ker 
Heereseinrihtung einer gewiffen Beichränfung; Die liegt in jeber gefetzlichen erw 
ganiſchen Einrichtung. 

Wir find au der Meinung, daß die Regierung bie Ueberzeugung gewinnen 
wird, wenn wir bei den jetigen ungewöhnlichen Berbältniffen mit Yranlıch 
einen folhen Zuſtand firiren, daß fie demnächſt, wenn biefe Zeit abgelaufen if, 
nicht bloe genügende Anhaltspunkte in ber Berfaffung und in ber @ejetsgekung 
bat, auf bie weitere Sicherung der Armeeverfaflung hinzuwirken, fonbern fie fann 
auch die Ueberzeugung haben, wenn es ihr gelingt, in biefen 7 Jahren bie Zu 
fände in einer gebeihlichen Weife weiter zu entwideln, daß fie dann immer 
wieber in ber Lage fein wird, mit dem Reichstage diejenige Feftftellung zu treffen, 
welche die nach der dann vorhandenen Tage erforberliche Sefffellung bes Bräienz 
ftanbes erfordern wird. 

Wenn wir 7 Jahre das Militärwefen im Budget berathen haben, ſoweit 
e8 das Drganifationsgefet geftattet, banıı werben mande Verhältniſſe, konfitu- 
ttonelle und organifche, fie werben ähnlich geftaltet, wie e8 in den andern Fänbers 
der Fall ift, die fich längere Zeit als wir in Deutichland konſtitutioneller Einrich⸗ 
tungen erfreuen. Dieje Dinge haben in einem Lande wie England nicht mehr 
die Bedeutung, daß daraus alle Jahre ein Kampf erfolgt. Wenn man fi ge 
wöhnt hat, fo Tange Jahre hindurch in allen Einrichtungen die Regierung ji 
unterftüten, melde probultio und fchöpferifh die Verhältniffe umgefaftet hat, 
wenn wir im Heerweſen auf 7 Iahre dieſe Verhältniffe weiter firirt und befekigt 
haben, dann möchte ich doch die Reichsvertretung feben, bie es wagen würde, 
biefe Grunblagen zu erjchüttern, die dann nothwenbig find; ich möchte Die Reihe 
vertretung ſehen, die es wagt, einer Regierung biejenigen gefetslichen und finan- 
zielen Forderungen abzulehnen, die in der dann vorhandenen Lage nothwendig 
find. Wenn die Segierung in folder Situation gegenüber einem Totehen Votum 
den Reichstag auflöft, jo glaube ih, daf die Stimmen ber Nation am wenigfes 
auf diefem Gebiete Zweifel gelafien haben, daß man anı wenigften auf biefem 
Gebiete e8 wagt, einen Konflilt mit der Regierung aufzunehmen. 

Wie die Nation an der allgemeinen Wehrpflidt, an ber 
Heeresverfaffung, welche Souverän und Bollk einſchließt, ſelbſt eine 
Herzensfreude hat und haben muß, und wie die Nation ſehr wohl 
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ihlt, Daß dieſe Heeresverfaffung bie Sonveräne ber einzelnen 
taaten und die ganze Nation einfchließt, fo ift fie in der Hand 
:# Kaiſers und Feldherrn eines der wichtigſten nationalen Mittel, 
is Band der Einheit von Deutfhland fefzubalten. 

- Ich hoffe alfo, daß es ber Regierung gelingen wird, mit ber 
täßigung und Erwägung der Berhältniffe, welde [don in ſchwie— 
gen Tagen die Reihsregierung ausgezeichnet bat, bier jegt eine 
erffändigung zu treffen mit derjenigen Mehrheit aus dem libe- 
len und fonfervativen Lager, die bislang zu der Regierung ge- 
ınden bat, daß eine genügende Sicherung für die Berbältniffe 
7 Armee gewonnen werbe, Damit dasjenige vertheibigt werben 
an, was wir gewonnen haben im legten Kriege, bamit Dasjenige 
ıchgefüährt und, wenn es fein muß, durchgekämpft werben kann, 
a8 zu einer Entwidelung Deutſchland noch bedarf.“ 


Der deutfhe Patriotiömud und die Militär- 
frage. 
14. April. Aus der Rebe des Abgeordneten von Treitſchke. 


— — „Der ganze Streit Über die Militärfrage bewegt fih im Grunbe 
rw um ben Punkt, ob wir das Hecht ausüben follen alljährlich oder für eine 
ngere Zeit oder für eine unbeflimmte Zeit bis auf weitere gefeliche Berein- 
rung. Da war denn meine Anficht, es follte im Geſetz dauernd bie auf 
eitere geletlice Bereinbarung bie Seenenap len feftgeftellt werben. Gar zu 
matürlih iſt e8 mir dieſe fieben Sabre hindurch erfchtenen, daß dieſes Reich, 
8 wie wenige durch die Macht gerechter Waffen entftanden ift, feinem Heere 
ch nahezu eine Ausnahmeftellung in feinem Staatsrecht einräumte. Denn ohne 
ejes Heer, das in Böhmen und in Frankreich fhlug, wo wären 
ir, wo wäre das Reich und ber Reichstag? 

Darum babe ich gewünſcht, daß ein- für allemal eine fette Durchſchnitts⸗ 

fer der Friedenspräſenz aufgeftellt würde, und dem Parlament nur zuftänbe, 
brlich zu bewilligen, was barüber hinausgeht. Damit wäre ganz Mar und un« 
wibeutig der Grundſatz ausgefprocden geweien: das Heer ift eine bauernbe, 
fentliche, gejetsliche Inftitution des Staates, und ich kann mir feinen vernünf- 
en Grund denken, warum ein Deuticher Kaifer, ein König von Preußen auf 
n Gedanken kommen follte, auch nur einen Mann mehr unter den Fahnen zu 
Iten, als er für nothwendig hält um ber Sicherheit des Neiches willen. Unjere 
ſammte deutſche Geſchichte fpricht gegen diefen Mißbrauch. Wir haben oft bie 
Me gehehen, daß Preußens Könige aus landesväterlicher Fürforge für den Volks⸗ 
hlſtand eine Heinere Truppenzahl unterhielten, als nothwendig war, um Preu- 
n8 Aufgaben für Deutihlands Zukunft durchzuführen. Wir haben niemals den 
ill erlebt, daß Preußens Heer zu ſtark geweſen wäre für bie großen Pflichten, 
e biefer Staat zu tragen hatte um Deutſchlands willen. So hätte ich denn bie 
rmanente Feſtſtellung gewünſcht. 
Icch babe mich aber überzengt, daß mır eine Meine ober gar keine Mehrheit 
biefem Haufe daflir zu Stande fommen würde, und baß unter meinen poli- 
hen nächften Freunden fogar die Stimmen getheilt waren; fo habe ich es für 
ine Pflicht gehalten, auch meine Meinung unterzuorbnen. Ich lege den 
Bten Werth darauf, daß in dieſer Frage eine ftarle, gefhloffene 
ehrheit auf Seiten des Kaifers und feiner Negierung ftebt. 
tr wollen den Feinden im Innern wie benen nad außen zeigen, 
8 ein Bruch zwifhen beiden Faktoren unferer gefeggebenden 
ewalt um bes Heeres willen nit möglich ift, daß in biefer großen 
age der Sicherheit des Reiches wir Alle für Einen und Einer 
r Alle eben! 
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Unfer Baterland hat allegeit bald burch feine Macht, balb durch fein Ee⸗ 
wicht die Gefchide ver Welt beſtimmt. Es find nun zwei Menfchenalter ber, da 
Sneifenau mitten aus der tiefften Schmach beraus fagte, Deutſchlands und Ka 
liens Schwäche habe das Uebergewicht Srantreiche verfhufbet, und nicht eher 
würde die Welt zur Ruhe kommen, ale bis dieſe beiden Mächte wieder erflarkter. 
Wir haben die Uebermacht Frankreichs gebrochen und bie ewige Stabt dem einigen 
und freien Italien eröffnet. Ein Boll, welches eine neue und gerechtere Orbuumg 
in den europäifchen Verhäftniffen gejchaffen bat, Tann nimmer baranf rechnen, 
daß die Nachbarn in diefe neuen Zuftände ſich finden würden. Eine foldye Ra- 
tion muß auch ben Muth befigen, ihre eigenen Thaten zu beichüken. Die 
Welt wird an die neue Drdnung glauben lernen, wenn wir burd 
fette Eintradt bier beweifen, daß wir zu Kaifer und Reich eben. 

Und nun mein entiheitender Grund für die fieben Jahre: ich habe die 
Hoffnung, daß in fieben Jahren der deutſche Heichetag mit ganz anderen Gefln- 
nungen bdiefer Frage gegenüberftehen wird, als heute. Laffen Sie uns erft, meine 
Herren, fieben Jahre den Etat des beutfchen Heeres beratben, und wir werben 
allefammt mit Hänben greifen, baß unſer Budgetrecht keineswegs befchräntt if, 
daß wir auch mit ber feftftebenden Präfenzftärke jehr wohl in ber Lage find, un 
feren Wünſchen und Anfprüden Geltung zu fchaffen. Wir werben uns in 
diefen fieben Jahren Überzeugen, daß die Präſenzſtärke unjeres 
Heeres nicht zu hoch ift für unfere Steuerkraft, nicht zu hoch if im 
Bergleih mit den gewaltig anfüweltenben Rüftungen ber Nadbarz 
im WVeften und im Often. Aus folden Erfahrungen, denke ich, wird fi bei 
uns eine parlamentarifde Sitte bilden, welche mir faft eben fo wichtig jcheint, 
als das parlamentarifhe Recht: e8 wird filh die Sitte bilden, ben Geeresetat 
gefchäftlicher, ruhiger zu behandeln, als e8 bis vor Kurzem noch in Deutichland 
üblich war. 

Und endlich meine Herren, — ih mafe mir nicht an ein Geber zu fein, 
das aber glaube ich Ihnen vorberfagen zu können: in fieben Jahren werden bie 
extremen Parteien unferes Baterlandes fehr viel unvernünftiger, fehr viel maß- 
Lofer fein in ihren Anſprüchen, als heutzutage und eben dies wirb bie gemäßigten 
Parteien in Deutichland dahin bringen, noch mehr, noch vorfichtiger als heute 
mit den realen Zhatfachen zu rechnen. Jene Theorie ber alten Zeit, 
wonach ein Parlament nad feinem Belieben gleihfam Fangball 
fpielen konnte mit dem Dafein Des Heeres, fie hat ihre Zeit gehabt, 
fie wird untergeben in wenig Jahren, fie ift nichts Anderes als 
ein trauriges Erbftüd aus der alten Kleinftaaterei. Solche alte 
ſchlechte Gewohnheiten müſſen verfhwinden. 

In biefer Hoffnung, daß es in den fieben Jahren einen freieren zugleich 
und bejonneneren Liberalismus als heute geben wird, in biefer Hoffnung 
mih die mächtige Bewegung im Volke, welde wir Alle noch fo zu fagen 
fühlen und ſehen. Der Herr Abgeoronete Richter hat fich freilich bemüßigt 
befunden, von „zufammengemürfelten Bollshaufen”“ zu ſprechen — ein Wort, bat 
mir im Munde eines Demokraten einen fehr eigenthümlichen Eindrud mad. 
Sie ift nicht mehr neu dieſe Taktik im Kampfe der Parteien. Sehe ich eine ge 
gebene Menſchenmaſſe auf meiner Seite, fo rede ich pathetifch von ber Majeſtät 
des fouveränen Volles“; find einige unferer Reichsbürger zufällig anderer Mei- 
nung, fo nenne ich fie „zufammengewirfelte Haufen”. glaube, meine Herren, 
auf dieſes rhetoriſche Kunſtſtück brauche ich nicht näher einzugehen. Ich 
biermit nur als eine Thatſache Tonftatiren von dem Theile Deutichlanbs, welchen 
ih näher Tenne: es ift niht wahr, es ift ein Irrthum bes Herrk 
Richter, wenn er annimmt, biefe Bewegung fei eine gemachte 85 
möchte fragen: was giebt dem Herrn das Recht, eine Reihe angejebener, waderer, 
deuticher Fotrioten, bie nach Hunberttaufenden zählen, fo kurzweg als einen zu⸗ 
jammengemwürfelten Haufen abzufertigen. 

In den Segenden Deutſchlands, welche ich felber kenne, kann ich verfichern, | 
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daß bie Bewegung weber gemacht, noch erft von geftern ber erftanben ifl. Ich 
babe, meine Herren, zum zweiten Male jetst die Ehre, einen Wahlkreis des linken 
Rheinufers zu vertreten, einen Wahlfreis jenes fchönen Rheinlandes, von dem 
ſehr mit Unrecht im proteftantifchen Deutichland die Rebe geht, als ob es weniger 
feft gm Reiche fiehe, als andere Provinzen unferes Baterlandes. Dort bin ich 
zu Neujahr bei meinen treuen Wählern oben auf dem Hundsrüd gewejen, und 
Sie werben mir ohne Berfiherung glauben, daß ich ihnen reinen Wein einge. 
ſchenkt habe über meine Anfichten von der Militärfrage. Ich babe ihnen Alles, 
Alles und Jedes gejagt, was ich darüber dachte. Nicht ein Wort des Wiber- 
ſpruches hat fih erhoben. Und als ich endlich fagte: wenn man reben will von 
ber Mißſtimmung der rheinifhen Lande gegen die Stärle des neuen Reiches, 
dann will ih im Reichstage auftreten und erflären: auch ich habe die Ehre, einen 
rheiniſchen Bezirk zu vertreten, ich bin ein lebendes Zeugniß dafür, daß das 
Rheinland nicht vergeflen hat ben alten, fchönen, rheiniihen Spruch: 

Halt fett am Reich, Du kölniſcher Bauer, 

Mag es nun fallen ſüß ober fauer! 


— als ih fo zu meinen Wählern redete und ihnen dann fagte, daß wir bie 
dauernde geſetzliche Kriedenspräfenzftärke brauchten wie das liebe Brod, ba war 
Zuftimmung allüberell. Und dies unter ganz einfachen Berhältnifien, wo man 
von abgelarteten Barteiumtrieben gar nicht reben Tonnte. So war die Stimmung 
in jenem Theile Deutichlande, den ich näher kenne. 


Und bliden Sie um fih, meine Herren, Sie müſſen ja gar 
fein Obr haben für den natürlichen vollen Klang ber tiefen Ueber— 
zeugung, wenn Sie nicht feben, daß diefe Stimmen, die rings um 
uns raufhen, hervorgehen aus der begeifterten Erinnerung an 
den größten Krieg, den Deutihland je geführt. 

Es if zum erftien Male, meine Herren, feit Deutſchland fon- 
fitutionelle Staaten befigt, Daß aus dem Volle heraus eine Be- 
wegung fich erhebt für das nationale Heer. Ich begrüße dieje Er- 
Iheinung als ein Zeichen einer tiefen und wirlfamen Umwandlung 
unferer Ööffentlihen Meinung. 


Was jegt um uns fi regt, das fommt aus dem Herzen bes 
Bolles, das ift hervorgegangen aus der Erinnerung an große 
Tage, aus der Dankbarkeit gegen ben Kaifer und feine Helden. 
-Und diefe Stimmung, meine Herren, ich hoffe, fie wird dauern. 


Wenn wir in fieben Jahren wieder Über die Militärfrage be- 
ratben, dann wird noch feſter denn heute die Nation entfchloffen 
fein, für ihre Sicherheit und Macht zu bewilligen, was nöthig ift. 

Ih bitte Sie, durch eine möglichſt ſtarke und einmäüthige 
Kundgebung ein Zeugniß dafür zu geben vor dem In- und Aus . 
ande, baß Deutſchland erhalten will das gerechte und heilfame 
Gleichgewicht der europäifhen Mächte, welches unfere Waffen vor 
vier Jahren gegründet haben.” 


14. April. Aeußerungen des Feldmarſchalls Grafen v. Moltke. 


„Es find vielfach frühere Reben von mir citirt worden; ich ftehe noch heute 
anf demſelben Standpunkte, und glaube fiyer, daß ein ftarles Deutichland in 
der Mitte von Europa die größte Bürgjchaft für den Frieden ift, aber, meine 
Herren, ein ftarfes Deutjhland. So lange uns aus einem Nachbarftante 
täglich in Schrift und Wort die Drohung mit dem Revanchekrieg ausgeiproden 
wird, bürfen wir nicht vergeffen, daß nur das Schwert entſcheidet und unter allen 
Umftänden Abrüftung für uns Krieg bedeutet, den wir gern vermeiben 
wollen und ber: boffentlih Durch die Weisheit der franzöſiſchen Regierung ver- 
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mieden werben wird. Wenn wir in Deutſchland uns früher und friedlich zu einigen 
gewußt hätten, fo wäre der Kampf mit Frankreich wahricheinlich überhaupt mt 
ausgebrochen. 

In dem Kriege, mit weldem uns Frankreich Überrafchte, haben wir uniere 
Macht nicht gemißbraudt, von uns hing es ab, 27, Viillionen Menſchen dem 
unverbienten Hungertobe entgegenzuführen, Niemand konnte uns verhindern, de 
Einfhließung von Paris 8 oder 14 Tage fortzufeßen, ber bortigen Regierung 
fonnten wir jede Forderung abringen, fie mußte alles bewilligen, zu erwägen 
blieb nur, ob irgenb eine Regierung in ber Lage geweien wäre, maßloſen Forde⸗ 
rungen nachzulommen. Wir begnügten uns nur, das Land zurüdzuforbern, wel 
ches unjer unubige Nachbar Deutſchland in feiner Schwäche entrifſen hatte. 
Bon ben weiteren Kriegsentfhäbigungen mag man uns nicht ſprechen, benn keine 
Milliarden können die Wunden heilen, welde ein mit leichten 
Herzen unternommener Krieg bem öffentliden Leben und ber Fa— 
milie geſchlagen. 

Wenn in den eroberten Lanbestbeilen in ber langen Zeit von ungeäht 
200 Jahren ein deutjcher Volksſtamm fo vollfändig hat entnationalifirt werben 
können, daß er noch heute nach der wohlwollenden und gerechten Behandlung fh 
fträubt, in Deutſchland aufgenommen zu werben, fo wollen wir in ben nö 
zwei Jahrhunderten unferen Landsleuten dieſſeits ber Vogeſen Zeit laſſen, fid 
mit uns zu verjühnen. Daher geziemt es uns, der Welt zu zeigen, daß wir 
den feften Willen und die Macht haben, das Reichsland beim Reide 
ftetig zu erhalten. 

Rings um uns her haben alle größeren Mächte ihre kriegeriſchen Mittel 
wefentlich erhöht, wir find bei dem einen Prozent ber Bevöllerung einer früheren 
Zählung ftehen geblieben. Wir können nicht auf numerifche Ueberlegenheit rechnen, 
wir müfjen unſer Bertrauen fegen auf die Tüchtigkeit unſeret 
Armee und die hängt eng zufammen mit ber Dienftbauer jebes ein- 
zelnen Mannes. Der franzpfiihe Infanterift dient tbatjächlich bei der Fahre 
3 bis 3%, Jahre; wir hoffen bei der trefflichen Antage unjerer Leute, bei der ſich 
mehr und mehr entwidelnden Schulkilbung, bei den eingeführten Turnübunge 
und im Vertrauen auf die raftloje Arbeitstbätigleit unferer vom Morgen bis zus 
Abend angeftrengten Offiziere und Unteroffiziere in einer kürzeren Friſt ein 
tüchtige Infanterie erzielen zu können. Wie weit man in biefer Hinficht herab⸗ 
geben kann, ift eine technifche, rein militäriiche Frage, und die Militär« Behörde 
glaubt, während ber letzten Fahre bereit8 unter das Zuläffige herabgegangen zu fein. 

Der Antrag des Abg. v. Bennigfen erkennt an, daß bie Forberung be 
Milttärverwaltung in der That gerechtfertigt ift; er bewilligt fie aber nur 
eine beichränfte Zeit. Ich Tann mich nun ſchwer davon überzeugen, daß bie vor⸗ 
nehmfte Inftitution des Reiches überhaupt ein Proviforium fein barf, ich glaube, 
daß fie geſetzlich als Definitivum feftzuftellen war. Die Geſetze werben ja mi 
für alle Ewigkeit gegeben. Aenderten fih im Lanfe der Jahre die politiichen 
Berhältniffe in der Welt, fo war es möglih, auch bie Ziffer der Bräjenzflärk 
gejetzlich zu mobifiziren unter Zuftimmung aller drei Faltoren der Gejetgebung- 
Aber daß der Beltand der Armee abhängig fein foll von dem Bewilligungsredt 
nur eines diefer Faktoren, das will mir nicht einleuchten. Ich werbe nichts bee 
weniger für dieſes Amendement flimmen, weil ich glaube, daß auch nach fiehen 
Jahren eine putriotifhe Berfammlung von Vertretern des Reiche dasjenige nid 
wird ablehnen können, was wir heute als nothwendig für den Beftand des Reihe 
erfennen, und in ber Rückſicht, daß vielleicht nur auf dem Boden dieſet 
Amenbements bei der Abftimmung eine Majorität fih ergeben wird, 
welhe der Wichtigkeit des Gegenftandes, dem Anfeben des Lande 
nah außen und der Würde biefes Hanfes entſpricht.“ 


Der DVermittelungsantrag des Abg. von Bennigjen 
wurde mit 224 gegen 146 Stimmen angenommen. 
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26. April. Schluß ded Reichstages. 


Thronrede St. Majeltät des Kaiſers. 


„Die Seffion, an deren Abſchluß Sie ftehen, reiht ſich durch die 
tiefgreifende Wichtigkeit ihrer gefeßgeberifchen Ergebniffe den bedeutfamften 
Selfionen der früheren Reichstage an. | 

Das herporragendfte, unter Ihrer Mitwirkung zu Stande gekommene 
Geſetz fol, nach den Abfichten der verbündeten Regierungen, dem deutjchen 
Heere diejenige Organifation dauernd fichern, in welcher die Gewähr für 
den Schuß unſeres Baterlandes und für den Frieden Europa's beruht. 

Um die Stetigleit der Entwidelung unferer Berfaffung fiher zu ftellen 
und um für die Fortbildung. unjerer neugemonnenen nationalen Ein» 
richtungen die Grundlage alljeitigen Berftändniffes zu gemwinnen, haben 
die verbündeten Regierungen eingemwilligt, die von ihmen vorgefchlagene 
und nach ihrer Weberzeugung nothmwendige definitive gejegliche Regelung 
der Friedensſtärle des Heeres der Butunft vorzubehalten, 

Sie haben dieſes Zugeftändniß in der feiten Zuverficht machen können, 
e8 werde die regelmäßige Berathung des Militär-Etat3 und die forts 
fchreitende Sntwidelung des Berfajfungslebens den Yande und den fünf 
tigen Reichſstagen die Ueberzeugung gewähren, daß die Sicherftellung der 
nachhaltigen gleichmäßigen Ausbildung der nationalen Wehrkraft und die 
Herftellung einer gejetlichen Unterlage für die jährlichen Budgetberathungen 
nothwendig jei, um dem deutfchen Heere eine feiner Bedeutung für das 
Neich entiprechende Feſtigkeit der Geftaltung zu fichern. 

Mit patriotijcher Bereitwilligkeit haben Sie Ihre Mitwirkung geliehen 
zur Befeitigung der in der Erfahrung hervorgetretenen Mängel der ge: 
jeglichen Beftimmungen über die Verforgung der Invaliden des Reichs⸗ 
heeres und der Marine. ch fage Ihnen Deinen Dank für die Fürjorge, 
welche Sie von Neuem für die Interefien derer bethätigten, die im Waffen» 
dienfte für das Vaterland Kraft und Gefundheit geopfert haben. 

Die Regelung des Papiergeld - Umlauf in Deutfchland fand große 
ES chmierigleiten in dem von der Bergangenheit überlommenen Ergebniß 
einer vielgeftaltigen Entwidelung. Unter Ihrer Mitwirkung ift es gelungen, 
durch bundesfreundliche Ausgleihung der Verſchiedenheiten eine Regelung 
herbeizuführen, welche durch Herftellung eined einheitlichen Papiergeldes 
innerhalb der dur die Rüdfichten ftrengfter Vorſicht gebotenen Grenzen, 
fo wie durch DBejeitigung der mit der Natur des Yandespapiergeldes vers 
bundenen Hemmungen allen Berfehröfreiien zur Befriedigung gereichen 
wird. 

Auch auf andern Gebieten haben Sie, im Verein mit dem Bundes⸗ 
rathe, die Gefeggebung und die Inſtitutionen des Reiches meiter ausge⸗ 
bildet. Die Förderung und Unterftügung, welche die von Mir in Ge 
meinfchaft mit den verbündeten Regierungen bejolgte Politit in Ihren 
legten Beichlüffen gefunden bat, befeitigen ın Mir die Ueberzeugung, daß 
das deutjche Vaterland unter dem Schuge der gemeinſamen Jnftitutionen 
einer gedeihlichen Zukunft entgegengebe und daß Europa in der jorgfamen 
Pflege, welche die geiftigen, fittlicden und materiellen Kräfte Deutſchlands 
finden, ein Pfand des Friedens und der geficherten Fortbildung feiner 
Kultur erbliden werde. 
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Ich entlaffe Sie, geehrte Herren, mit Danf gegen Gott, deſſen Snake 
Mir geftattet hat, nad ernfter Krankheit Sie heute um Mich zu ver 
ſammeln.“ 


PE 


Ergänzung der Maigeſetze. “ " „er 
8. Mai. Aus der Rede des Kultusminifterd D . Falk bei de 
Berathung des Geſetzes zur Ergänzung Des Geſetzes übe 

die Ausbildung und Anftelung der Geiftlichen. 


„Für die in den legten Tagen berathenen Gefege gilt mehrfad de 
Bemerkung, daß die Beftimmungen nothwendig geworden find durch dab 
befonders in diefem Maaße nicht vorauszufehende Berhalten von ander 
Geite. Es handelt fih in der That um Weiterentwitelung der aufer 
ordentlich ernften Bewegung, von der wir ja fchon ſoviel gefprochen haben 
Sobald das gegnerifche Verhalten neue Maßnahmen erfordert, jo liegt ed 
ja in der Natur unjerer Verfafjungszuftände, daß diefe Maßnahmen nur 
getroffen werden können im Wege der Geſetzgebung, daß es nicht fo leicht 
ıft, wie auf anderen Gebieten, im Wege der Verwaltung entgegenzutreten, 
ja, daß da8 geradezu au ift. Es iſt aljo die bat e, daß de 
gejegebenden Gewalten angerufen werden, um neue Beſtimmungen I 
treffen, eine ganz nothwendige, und nicht ift fie, wie es fo oft dargeftell 
wird, eine folde, aus der man den Vorwurf herleiten könnte: Ihr gebt 
fo anßerordentlih ungenügende Gefege, daß Ihr sie faum nach Jahres⸗ 
frift wieder ergänzen müßt. 

Es ift aber noch ein meitered Moment in < waht zu ziehen. Es 
giebt Gedanken, die zu einer Zeit gänzlich unfaßbar erfcheinen, und ficherlid 
nicht die Zuftimmung von Mehrbeiten finden, die aber nach der Entwid: 
lung der Dinge in der That die Majoritäten raſch genug für ſich gewinnen. 
Ich möchte Sie an zwei Punkte erinnern, bei denen dag praftifch geworden 
it. Wer bätte heute vor einem Jahre es noch für möglich gehalten, daß 
die obligatoriſche Civilehe eine fo große und weitverbreitete Ueberein⸗ 
ſtimmung finden würde; mußten nicht eben die Ereigniſſe, die zwiſchen 
damals und jetzt gelegen haben, erſt kommen? Was vor einem Jahre 
nicht für möglich gehalten wurde, iſt heute als nothwendig erſchienen. 
Was würde wohl der Erfolg geweſen fein, wenn die Staatsregierung, 
wie mir neulich von einem ſehr fonjervativen und fehr poſitiv chriſtlich 

efinnten Manne als der richtigfte, gleich erforderlich gewefene Schritt 
ezeichnet worden ift, nämlich die Patrone und Gemeinden mit hinein 
zuziehen und deren Rechte durch fie ſelbſt wahren zu lafien, wie daß der 
andere Gefegentwurf an den Tag legt — dies gethan hätte, wie viel 
Stimmen würde mohl die Staatsregierung in diejer Beziehung für fid 
ehabt haben, wenn fie vor einem Jahre mit diefem Gedanfen an Sie 
Dezangetreten wäre? Doch nur einen fleinen Theil diefe8 hohen Hauſes, 
nicht aber eine Mehrheit, und nun haben Site dur Ihr vorläufiges 
Votum von vorgeftern bewiefen, daß Sie diefen Gefichtspunft jegt aller 
dings als einen volllommen durchgreifenden erachten, und zwar auf Grund 
der inzwifchen veränderten Yage der Dinge, ” 

iefe Bemerkungen hielt ich mich für verpflichtet zu machen gegenüber 
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dem fortwährenden Iandläufigen Vorwurfe, daß die Königliche Staat- 
regierung nicht genugfam durchdachte, den Verhältniſſen nicht gehörig an⸗ 
gepaßte Vorlagen made, und daß die beiden Häufer des Landtags ſich 
deſſelben Vorwurfs ſchuldig machen, indem fie nicht gehörig begründete 
Geſetze beichlofjen hätten, als fie im vorigen Jahre den von der Staats- 
regierung vorgelegten Gefegen ihre Zuftimmung ertheilten. | 
Nur einen Zufag noch! Ä 
Niemals hat die Staatöregierung gemeint, eine raſche und durch⸗ 
greifende Wirkung von den Maigejegen zu fehen. Die pofitiven, die er⸗ 
auenden Momente in diefem Gejege können felbftredend nicht jchon nad 
einem jahre ihre Wirkung äußern, jondern diefe pofitiven Momente können 
nach der Natur der Dinge erft nad einer verhältnigmäßig langen Zeit 
fih in ihren Wirkungen geltend machen. Aber außerdem habe ih Ihnen 
offen und unummunden ausgeſprochen, daß die Königliche Staatsregierung 
glaube, mit jenen Maigefegen die Mittel nicht erjchöpft zu haben, die fie 
m Anregung bringen muß, daß fie vielmehr erklärt bat, fie werde, wenn 
die Maigejege nicht ausreichten, mit neuen Vorlagen kommen.“ 


9. Mai. Annahme der neuen Maigejete tm Abgeordnetenhaufe. 


15. Mai. Annahme derjelben im Herrenhauje mit 81 gegen 
46 Stimmen. 


21. Mai. Schluß der Landtagsſeſſion durch den Vice» Prä- 
fiventen des Staats⸗Miniſteriums Camphauſen. | 


7 


Mai. Der Kaiſer von Rußland in Berlin; Beſuch beim 
Fürften Bismarck. 


31. Mai. Abreiſe ded Fürften Bismarck nad Barzin. 


Die neuen Maigefege und die Bifchöfe. 
Aus der „Provinzial- Correspondenz“ vom 10. Juni. 


„Die neuen kirchlichen Geſetze finb nunmehr mit binbenber Kraft verkünbet 
worden. Die Staatsbehörben haben in denſelben ſtarke und fchneibige Waffen 
zur Geltendmachung des flaatlihen Anſehens erhalten; vie kirchlichen Gewalten 
aber werben ernft zu erwägen haben, ob fie die thatſächliche Anwendung biefer 
Waffen zur Nothwendigkeit machen wollen. 

Bei den Firhliden Oberen allein ſteht es, ob dieſe neuen 
Maigejege Überhaupt zur praktiſchen Geltung gelangen ober b[o8 

eugniffe einer energifhen geſetzgeberiſchen Borficht bleiben 
ollen; denn bie jeßigen Geſetze find nicht, wie bie worjährigen, dazu beftimmt, 
Beziehungen und Rechtsverhältnifſe zwiſchen ber Staatsgewalt und ber Kirche 

an und für fih und für alle Zeitumftänbe zu regeln; fie find vielmehr nur durch 
den Wiberflanb der Kirche gegen jene früheren grunblegenden Geſetze nothwenbig 
ordben. Sie haben eine Bedeutung nur in bem Kampfe gegen bie 
geiftlihe Auflehnung; fie werben praltifh wirkungslos mit dem 
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Augenblide, wo bie vorjährigen Gelege Überall zur Anerlennung 
und Wirkſamkeit gelangen. 


Für die katholiſchen Biſchöfe und für Kie eutiheibenben Kreife in Rom gilt 
e8 von Neuem, fih zu entichließen, ob fie fi bei Forderungen ber früheren 
Geſetze, ebenfo wie e8 Seitens der Katholilen in anderen Staaten geſchehen if, 
aud in Preußen fligen, oder durch fortgejettten Widerſtand Zuſtände herbeiführen 
wollen, tur welche das firchliche Leben in immer weiteren Kreiſen erft wirklich 
erſchüttert und geichäbigt würde. 

Die ultramontanen Blätter ſchildern zur Zeit mit ben Iebhafteften —* 
die Zerrüttung der Kirche, welche durch die Ausführung ber neuen Geſetze herein⸗ 
zubrechen broße: wie die fatholifche Kirche in Preußen nad Kurzem ohne Ardlidh 
anerlannte Oberhirten fein werbe, wie es dahin kommen werbe, baf in immer 
zahlreicheren Gemeinden kein Geiftliher mehr da fei, welcher ben kirchlich Glän- 
bigen ben Segen, ben Troſt und die Heilmittel der Kirche gewähren Fönne. 

Und in ber That — die Tage für die katholiſche Kirche wird tief ernft und 
möglicherweife verbängnißooll, wenn bie neuen Geſetze zu einer irgendwie um- 
faffenden und dauernden Wirffamleit gelangen müffen. 

Je jchwerer aber die Folgen der neuen Gefeßgebung werben Tännen, beit 
ſchwerer wirb bie Verantwortung für die Kirchenfürften fein, welche ohne ein 
zwingenbe innere Nothwentigkeit dieſe Zuftände beraufbefchwören. 


Immer und immer wieder muß daran erinnert werben, daß ber that» 
fählihe Grund des ganzen immer tiefer greifenden Konflikts, der Grund und 
Anlaß aller weiteren Geſetzgebung vor Allem in bem bartnädigen Widerſtande 
der preußiihen Bilchöfe gegen das vorjährige Geſetz ber bie Vorbildung und 
Anftelung der Geiftlichen zu finden ift. 

Was verlangt denn aber der Staat fo Entſetzliches, Daß Die Gebieter in 
Rom lieber die deutſche Kirche zerrütten, al® den Forberungen des Staates nad- 
geben wollen? 


Der Punkt des Geſetzes, an welchen fich der bisherige Widerftand mit allen 
feinen verhängnißvollen Folgen vorzugsweife anfnüpft, ift die Forderung, daß 
die anzuftellenden Geiſtlichen dem Ober-Bräfidenten nambajt ge- 
macht werben, damit er Einſpruch erheben könne, wenn der Anzuftellende den 
Bedingungen der Staatsungehörigkeit, der gejetlihen Unbeſcholtenheit und ber 
—— * Vorbildung nicht entſpricht. 

Um dieſer Forderung willen, welche in anderen Staaten von der katho⸗ 
liſchen Geiſtlichkeit unweigerlich erfüllt wird, und welche ſoeben noch in dem ka— 
tholiſchen Oeſterreich gleichfalls ohne vorherige Vereinbarung mit Rom und lediglich 
auf Grund der Souverainetät ber flaatlihen Geſetzgebung feſtgeſtellt worte if, 
— um einer folden Forderung willen, welde die Erfüllung tes 
firhlihen Berufs, des geiftlihen Hirtenamts niht im Mindeſten 
beeinträdtigt, follten die preußifhen Biſchöfe es dahin kommen 
laffen, daß fie jenen Beruf überhaupt nicht mehr erfüllen können! 
Wäre es möglich, daß Die gefammte Geiftlicyleit des höchften und alleinigen Auf 
trages, den fie von dem Heiland erhalten bat, der Pflicht der Kürforge für das 
Seelenbeil ver Gemeinden, fich fo leicht enthoben erachten Könnte, um dem Staat 
gegenüber gemwiffe Machtanfprüche ber Kirche durchzuſetzen. 

Es kann nicht fehlen, daß mebr und mehr auch in ber katholiſchen Bevẽl⸗ 
ferung der Zweifel und die Frage laut werben, ob denn bie vom Staate gejor⸗ 
derte Anzeige wirklich etwas jo Schlimmes und Unerfüllbares fei, daß bie Biihök 
und Geiftlihen darum alles Firchliche Leben zum Stilftand bringen und vie Ge 
meinden alles geiftlichen Zuſpruchs berauben dürften, ob Die Geiftlichen anf ſolche 
Weiſe wirklih ihre Pflichten als „gute Hirten“ im Sinn und Geift der Schrift 
erfüllen; — e& Tann nicht fehlen, daß mit dem Fortgange ber Zerrüttung and 
in den Tatholifchen Kreifen immer klarer das Bewußtſein erwache, baf es ſich be 
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dem Wiberftande der Biſchöfe in Wahrheit nit um Intereffen des fatho- 
liſchen Glaubens, ſondern lediglih um vie Machtanſprüche Roms 
banbelt. 


Die Führer der katholiſchen Bewegung können ſich jett ber 
Täuſchung nicht mehr hingeben, daß ein Zurüdweiden der flaat- 
lihen Mächte von der nah innerer Nothwendigfeit betretenen 
Bahn irgendwie zu erwarten ober auch nur möglich fei. Um fo ein» 
fader liegt jest Die unausweihlide Frage für bie kirchlichen Ge— 
walten, die Frage, ob fie um eines völlig boffnungslofen äußeren 
Mactftrebens willen fih ber inneren Zerrüättung ber Kirde 
ſchuldig machen wollen.” 


Angebliche Friedenswünſche der Biſchöfe. 
Aus der „Provinzial⸗Correspondenz“ vom 1. Juli. 


„Die deutſchen Biſchöfe follen bei ihrer jüngften Berathung in Fulda, wie 
von dort berichtet wird, ernfte Friedensgedanken erwogen haben. 

So dringender Anlaß dazu vorhanden war, fo kam die Nachricht doch grabe 
in diefem Augenblide überrafhend, weil die Anzeichen, welche unmittelbar vor- 
bergegangen waren, befonders die Kundgebung ber VBerfammlung in Mainz und 
die neueften Aeußerungen des Papftes jelbft auf friedlihe Stimmungen innerhalb 
der leitenden Kreije der Kirche nicht hatten fchließen laſſen. 


Pius IX. hatte in ber Rede, die er am Jahrestage feiner Thronbefteigung 
gehalten, mit ftolger Genugthuung darauf bingewiefen, daß bie gefammte katho— 
Iifche Welt mehr als je ihre Blide nur auf Rom gerichtet halte, und gleichzeitig 
hatte er bie Biſchöſe um ihres bisherigen Widerſtandes gegen die Zumuthungen 
ftaatliher Geſetzgebung willen hochgepriefen und jeden Gedanken an eine Ber- 
mittelung ſchroff zurüdgewiefen. — — 

Wenn nah dem Schluſſe der Fuldaer Konferenzen verlautet, daß die frieb- 
fihen Erwägungen zu überwiegender Geltung gelangt feien, jo wird jeder deutſche 
Batriot, ſowie jeder befonnene Freund der Kirche dieſe Botſchaft, infofern fie in 
den Thatſachen Beftätigung findet, mit aufrichtiger Freude begrüßen. 

Aber die Friedensbotichaft bat nur dann einen ernften Sinn und eine 
tbatfächlihe Bedeutung, wenn bie Friedensſtimmung der Biſchöfe auf denjenigen 
Borausiegungen und Grundlagen beruht, auf welchen allein von Frieden die 
Rede fein kann. Die Verfafjungsbeftimmungen und die darauf begründeten Ge⸗ 
fee, weiche mit Zuftimmung ber Neichövertretung und der preußiichen Landes⸗ 
vertretung feftgeftellt worden find, bilden den Boden, auf welchem allein die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen Staat und Kirche fich weiter entwideln Finnen, auf welchem 
allein ein erneutes friedliches Einvernehmen fortan möglich ift. 


Jeder Friedensverfuch, welcher nicht von biefer unbedingt feftftebenden That» 
face ausgeht, muß von vorn herein als eitel und fruchtlos angefehen werben. 


Allerdings liegt es, wie fchon jüngft angedeutet wurde, in ber Macht der 
Bilchöfe, die tief einjchneibenden neueften Maigeſetze thatſächlich unwirkſam zu 
machen; denn die Geltung berjelben tritt überhaupt nur ein, wenn bie vor« 
jährigen Kirchengejete mi achtet und verlett werben. Sobald die Geiftlichkeit 
die ftaatlichen Forderungen, welchen fie ſich in anderen Ländern gefügt hat, auch 
in Preußen erfüllt, werben alle die Zmwangsbefugniffe, welche der Staat in ben 
weiteren Geſetzen feinen Behörden gefichert hat, von felbft wirkungslos. 

Die Regierung wirb fi gewiß mit Freuden der Nothwendigleit überhoben 
feben, von den ſcharſen Waffen der neueften Geſetze Gebrauch zu machen, fobalb 
bie katholiſche Geiftiichkeit fich thatfählih auf den Boden der Achtung und Be» 
folgung der Staatsgefege ftellt, und den Anſpruch aufgiebt, eine fremde Souve⸗ 
ränetät neben ber Staatsfouveränetät aufzurichten in Dingen, bie mit dem in- 
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neren Blaubensleben und mit ben SHeilsanfgaben ber Kirche nichts zn thım 
baben. 

Die Regierung hat während des ganzen Verlaufs des jegigen 
Rampfesimmer und immer wieber betont, baß fie durch Feſtſtellung 
der Grenzen zwiſchen bem flaatlihen und rein firdlidhen Gebiete 
vor Allem das künftige friedliche Nebeneinanderſtehen und er- 
jprießlihe Wirken ber beiden von Gott gefehten Gemeinfcaften 
fidern wolle. Mögen die Biſchöfe je eher je lieber wirklich ben 
verfaliungsmäßig und gefeglih gegebenen Boden betreten, auf 
— lein die Bermittelung ber thatſächlichen Wirren zu er- 
reihen iſt.“ 








37, Uns Attentat in Rillingen, 


1874. 4. Juli. Fürſt Bismard trifft zum Kurgebraud in 
Kilfingen ein. 
13. Juli. Mordverfuh gegen Fürft Bismard. 


Die eriten telegraphiihen Meldungen: 


Kiffingen, Montag, 13 Juli, Nachmittags 1 Uhr. „Der Reichs⸗ 
fanzler Furſt Bismard ift fo eben im freien Felde bei einer Fahrt nach 
den Salinen durch einen von dem Böttchergejellen Kullmann aus 
Magdeburg abgefeuerten Streiffhuß an der rechten Hand ganz unbe» 
deutend verlegt worden. 

Der Thäter gehört dem katholiſchen Verein zu Salzwedel an und ift 
fofort verhaftet worden. 

Der Fürft, über defien Leben Gotte8 Hand fichtbarlich waltete, ift 
1 eben, 1 Uhr 30 Minuten, in Begleitung des Grafen Bappenheim 
uch die Stadt gefahren und hat fich der Bevölkerung gezeigt.“ 


Kilfingen, 13 Juli, Abens 7 Uhr 30 Minuten. „Der —— 
Fuürſt Bismard beſuchte heute Abend in Begleitung ſeines Sohnes, des 
Grafen Herbert Bismard, den Kurgarten und wurde von dem ihn 
umdrängenden Badepublitum, der ftädtifehen und der berbeigeftrömten 
Landbevölferung mit unaufbörlihen Hochs begrüßt, während die Kurs 
fapelle vaterländifche Lieder fpielte. Seitens der Stadt wird dem Fürften 
heute Abend eine Serenade gebracht werden. Morgen foll ein Danls 
gottesdienft für die Rettung des Fürften aus Lebensgefahr in der pro⸗ 
teftantifcehen Kirche ftattfinden.“ 


Amtliche Depefche vom 13 Juli Abends. „Mittags kurz na 1 Uhr 
bei der Ausfahrt zur Saline, 15 Schritte vom Haufe, ſchoß ein Böttcher. 
ejele Eduard Franz Ludwig Kullmann, 21 Jahre alt, mit eins 
ufigem Zerzerol auf den Fürften Bismard und vermundete ihn leicht 
am rechten Handgelent, ergriffen, auf der Flucht das Terzerol fortgemworfen, 
Brieftafche verloren, geftebt, den Fürſten wegen der Kirhengefehe haben 
tödten zu wollen. Fürft Bismard hat den Verbrecher felbft gehört. 
Recherche im vollen Gange.” 


Kilfingen, 14 Juli, Morgend. „Ueber das Verhalten des wegen des 
Attentats auf den Fürften Bismard verhafteten Kullmann bei dem 
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Verhöre vor dem Unterfuhungsrichter verlautet, daß derfelbe feine Abficht, 
den Fürften zu tödten, unummunden eingeftanden, auch Aeußerungen ge 
than babe, die darauf fchließen lafien, daß noch mehr Perfonen um fen 
Borhaben gewußt haben. Im Uebrigen habe ſich derfelbe fehr flörrig ges 
zeigt und auf eingehendere Fragen die Antwort verweigert.“ 

„Geſtern Abend 7 Uhr vor zahllofer Volksmenge evangelifcher Dank⸗ 
gottesdienft. Abends 8". Uhr Fackelzug von circa 1000 Kurgäften, Bürgern 
und der Feuerwehr, Serenade. Fürſt Bismard, den Arm in der Binde, 
fpridt vom Balkon: 

„3b dankte Ihnen für die Theilnahbme, welde Sie 
mir in einem Falle bemeifen, aus weldem mich Gottes 
Allmaht und Gnade glüdlih errettet bat. Es kann mir 
nicht anftehen, Weiteres über das zu ſprechen, was dem 
Urtheile des Richters übergeben worden if. Daß aber 
vermag ih zu fagen, daß heute Nachmittag die Abſicht 
nicht meiner Berfon, fondern der von mir vertretenen 
Sade galt. Hierfür, für die Größe, Einheit und Frei— 
heit unſeres Baterlandes zu fterben, das thaten fo viele 
unferer Mitbürger vor drei Jahren, warum follte ich nidt 
dazu bereit fein? Da Sie Alle darin mit mir einig find 
und fih eben fo für die Freiheit, Größe und Macht unferes 
deutfhen Baterlandes begeiftern, fo bitte ih Sie, mit mir 
Deptſhland und feine verbündeten Fürſten hochleben zu 
aſſen!“ 

Abends ſpät noch Feuerwerk in dem Saalthal. Fürſt Bismard 
bat gut gefchlafen und foll heut feine Kur weiter brauchen.“ 


Kilfingen, 14. Juli. „Wie fich berausgeftellt, ift Finft Bismard 

nur durch eine Art Wunder gerettet worden. Lediglich weil er bei einem 
Gruße die Hand vor das Geficht gehalten hat, ift der Kopf bewahrt 
geblieben. Der Fürft hat in der Hand übrigens ftarfe Schm und 
a8 Schreiben mit derfelben fällt ihm fchwer. Sein Allgemeinbefinden 
ift aber gut. Als er fih um 3 Uhr zur Konfrontation mit dem Verbrecher 
nach dem Landgericht begab, waren die Straßen von einer dichtgedrängten 
Menſchenmenge erfüllt, die ihm die begeiftertiten Ovationen darbradhte.“ 


Ein Privatichreiben in der „National-Zeitung” meldet 
folgende Nähere über den Hergang des Attentats: 


„Kiſſingen, 13. Juli, Nachmittagg 4 Uhr. Unter dem Eindrude 
der unerhörten Frevelthat, die fich fo eben in unferem fonft fo ruhigen 
Badeorte vollzogen hat, ergänze ich meine an Sie gefandten Telegramm, 
indem ich mie darauf beſchränke, das bis jegt durch Berichte von Augen 
zeugen, au denen auch ich zum Theil gehört habe, Feftgeftellte Ihnen 
mitzutbeilen. 

Um Ihren Leſern zunähft eine Anfhauung von den örtlichen Ber 
bältniffen zu geben, führe ih an, daß Fürſt Bismarck auf dem jenfer 
tigen Ufer der Saale in dem zu rechter Hand der Briüde fiber diefelbe 
belegenen Haufe des Dr. Diruff Wohnung genommen bat. Der Brüde 
zunächſt befindet fich eine Reftauration, ein Garten, in dem zum Mittagk⸗ 
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funde ein zahlreiches Publikum zu fpeifen pflegt; daran ſchließt fi ein 
Hotel garni, daS demfelben Befiger gehört. Neben diefem liegt das Haus 
des Dr. Diruff, deflen erfte Etage Fürft Bismard bewohnt. Auf der 
anderen Seite des Diruff’jchen daufes befindet ſich geichau⸗ ein Hotel 
garni, das zu Mittag von Gäſten zahlreich beſucht wird. So iſt der Ort 
de3 Attentats um die Mittagsftunde ftark belebt und, da der Kanzler 
um dieje Zeit fih zu Wagen nad) der Saline zu begeben pflegt, findet 
ſich jegt regelmäßig fogar ein außergemöhnlich großes PBublifum ein, um 
den berühmten, vielverehrten Dann zu fehen. 
So war auch heute ein zahlreihes PBublifum- verfammelt, als Fürft 
Bismard um 1% Uhr an der Südfeite des Diruff'ſchen Gartens 
den Königlichen Wagen beftieg, während ein Badediener neben dem Kut⸗ 
fher auf dem Bode Play nahm. ALS die Equipage aus dem Gartenmwege 
in die befchriebene Hauptftraße einbiegen wollte, bewegte fich ein mit einem 
Node, wie ihn die katholiſchen Geiftlihen zu tragen pflegen, befleideter 
Mann vor dem Wagen ber, jo daß der Kutjcher gezwungen war, langſam 
zu fahren und den Mann anzurufen, der fich erft nach mehrmaligem Zuruf 
equemte, auß dem Wege zu gehen. Während diefer Zeit war der Wagen 
bi3 an die oben erwähnte Braun’sche Reftauration gelangt, und in dieſem 
Augenblide wurde aus nädfter Nähe eine Piftole auf den Fürſten abge- 
feuert. Der Kutſcher, faſt ftarr vor Schreden, hatte doch die Geiftes- 
gegenwart, fi umzufehren, er fieht den Yürften anjcheinend unverfehrt, 
will alfo weiter fahren und wendet fi den Pferden zu, da bemerkt er 
den Mörder, der, da8 Piftol fortwerfend, in der aus den Reftaurationen 
und Häufern in Folge des Schuſſes herbeigeftrömten Menſchenmenge ver- 
ſchwinden wollte. Mit einem kräftigen Peitſchenſchlage fuhr der Kutſcher 
dem Mörder nun über das Gefiht und gleichzeitig padte ein Badegaſt 
(der Hofichaufpieler Nederer aus Darmftadt) denfelben bei der Keble. 
Umfonft bot der Mörder alle Mittel auf, fich feiner Feſtnahme zu ent- 
ziehen (die Hand des Lederer trägt verjchiedene Bißwunden), die Menfchen- 
menge bielt ihn feft, man padte ihn an allen heilen des Körperd, und 
faft hätte man ihn in Stüde gerilfen, jo groß war die Entrüftung über 
die verübte Frevelthat. Der Fürft ſelbſt war, Gottlob! ziemlich unverlegt 
geblieben, eine leichte Streifung an dem Knöchel des rechten Handgelenks 
war die einzige fichtbare Folge des Mordverſuchs. Fürft Bism arck trat 
unter das erregte Publitum und fuchte es zu beruhigen, indem er binzu- 
fügte, „man folle den Menfchen dem Geſetze überlaſſen.“ Nachdem man 
die Gewißheit erlangt hatte, daß ein gnädiges Geſchick den Kanzler vor 
dem Schlimmften bewahrt hatte, und der Schreden der Anweſenden ſich 
elegt, umringte Alles den Fürften. ‘Jeder wollte feine Theilnahme außs 
prechen, eine unbefchreibliche Verwirrung trat ein, und allmählıg gelang 
es, dem Fürften eine Bahn zu brechen, auf der e8 ihm möglich wurde, 
feine Wohnung zu erreichen. 
Während diefer Zeit wurde der Mörder non einer Zahl von Bades 

gäften mehr fortgefchleift als transportirt und nach dem Stadtgefängniß 
ebradt. Er gab an, ein Bötthergefelle Kullmann aus Magdeburg zu 
kin, und erwiderte auf alle weitern Fragen nur, er habe die Unthat 
aus freiem Antriebe gethan. Er ift ein junger Menſch von circa 19 bis 
20 Jahren vom roheften Außfehen, der mir indeflen doch zugleich den Eins 
druck eines verfchmigten Menſchen und eines abgefeimten Verbrechers 
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machte; nach einem Fanatiker fieht er nicht aus. In der Aufregung neigten 
deshalb auch Alle der Annahme zu, daß er zu dem Verbrechen ged 
fein möchte, mit welchem Rechte, will ich nicht unterfuchen; aber * 
iſt jedenfalls das Zuſammentreffen der That mit der Anfangs erwähnten 
Perſönlichkeit im Prieſterrock. 

Trotz der durch den Vorfall natürlich hervorgerufenen ſtarken ger 
fligen Srregung fonnte Fürft Bismarck, den rechten Arm in einer Binde 
tragend, fich bereit gegen 3 Uhr in das Landgericht begeben; er hatte 

ewünjcht, den Verbrecher felbft zu fehen und zu fprechen. Der Inhalt 
tefer Unterredung, wie das bisherige Reſultat der fofort eingeleiteten 
Unterſuchung, entzieht fich jelbftverftändlich vorerſt der Deffentlichkeit. Die 
an dem Mörder vorgenommene Durchſuchung feiner Perfon hat „angeblih" 
einen Zettel von feinem Papier auffinden laffen, auf dem ſich die mit 
eleganter Handſchrift gefchriebenen Worte „im Haufe mit Aufſchrift Dr. 
Diruff jun.“ befinden follen. 

Durch die Straßen und vor dem Haufe des Fürften wogt, während 
ich dies fohreibe, eine erregte Menſchenmenge. Zu wiederholten Malen 
mußte fi der Fürft dem immer und immer wieder mit begeifterten Jubel⸗ 
rufen nad ihm verlangenden Publikum zeigen. Alle ftimmen in dem 
Wunſche überein, daß die Frevelthat auf das weitere Befinden des Fürften 
feinen nachtheiligen Einfluß babe.“ 


Die „ProvinzialeCorreöpondenz” fügt hinzu: 

„Für die Regierung aber wird der Mordverſuch von Kiffiugen mit 
Rückſicht auf die Umftände, die ihn charakterifiren, ein dringender Anlaß 
fein, den Quellen, aus welden der Fanatismus ungebildeter katholiſcher 
Bollskreife immer neue Nahrung fehöpft und fchlieklich bis zum Verbrechen 
des Meuchelmordes getrieben wird, näher zu treten, um die Mittel und 
Wege in Betradht zu ziehen, ihrer unbeilvollen Wirkſamkeit zum Wohl des 
Baterlandes Einhalt zu thun.“ 


Der erfte Eindrud des Attentatd. 
„Brovinzial» Correspondenz” vom 22. Juli. 


„Die Rettung bes großen deutſchen Staatsmannes aus drohendſter Lebens. 
efahr ift in allen Theilen bes Vaterlandes und weit Über die Grenzen beffelben 
Pinans mit lebhaftefter Freude begrüßt worben. 

Der deutſche Kaifer erhielt während feines Aufenthaltes in München beim 
König von Bayern durch ein von dem Fürften Bismard felbfi abgefanbtes 
Telegramm Kunde von dem frevelhaften Unternehmen und zog, wie auch König 
Ludwig, fofort auf telegraphiſchem Wege Erkundigung Über das Befinden bed 
Reichskanzlers ein. Unmittelbar darauf richtete der Kaifer ein in ben herzlichen 
Ausprüden abgefaftes Handſchreiben an den bechverdienten Staatsmann, welder 
durch Ähnliche huldreiche Kundgebungen von Seiten ber Kaiferin Augnfla und 
des Kronprinzen erfreut worden ift. 

Unmittelbar nah tem Belanntwerden bes Mordverſuches bat auch ber 
König von Italien dem Fürften Bismard einen telegraphiihen Glückwunſch 
Überfanbt, dem fofort auf demſelben Wege eine dankende Nüdäußerung folgte. 
Ebenſo haben der Kaifer von Defterreich und ver Kaiſer und bie KRaiferir 
von Rußland dem Fürften Glückwunſchtelegramme überſandt. Auch ber König 
und die Königin von Württemberg haben dem Reichölanzler ihre auf- 
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richtige Freude Über feine Errettung telegraphifch ausgeſprochen. Aehnliche Tele⸗ 
gramme find von den anderen deutſchen Fürſten eingegangen. Auch der Prä⸗ 
ſident der franzdfiihen Republik, Marſchal Mac Mahon, bat auf 
telegraphifchem Wege feinen Glückwunſch überſandt. 

In Berlin machten fänmtlihe anweiende Mitglieder des diplomati-» 
hen Corps, theils im Auftrage ihrer Regierung, theils aus eigenem Antriebe, 
De Staatejetretär von Bülow ihre Aufwartung, um ihrer Theilnahme Aus» 
d zu geben. 

Den Glückwünſchen aus den Regierungskreiſen haben ſich zahlreiche Kund⸗ 
gebungen herzlicher Theilnahme und begeiſterter Verehrung von Seiten ſtädtiſcher 
Behörden, öffentlicher Korporationen u. ſ. w. aus allen Theilen des Vaterlandes 
und aus fremden Ländern angeſchloſfſen. Die Kommunalbehörden der 
Reichshauptſtadt Berlin richteten an den Fürſten Bismarck folgendes 
Telegramm: 

„Ihrem großen Bürger, dem aus äußerſter, von ruchloſer Mörderhand 
drohenden ——— erretieten Kanzler des Deutſchen Reiches ſendet ihre 
innigſten Glückwünſche die Stadt Berlin.“ 


Die katholiſche Preſſe und das Kullmannſche 
Attentat. 


„Bald nach dem erſchütternden Ereigniß, durch welches das Leben des 
Fürſten Bismarck in ernſte Gefahr geſetzt worden, konnte der hohe Staats⸗ 
mann mit Sicherheit der Ueberzeugung Ausdruck geben, daß die mörderiſche Ab⸗ 
ficht nicht ſeiner Perſon, ſondern der von ihm vertretenen Sache gegolten habe. 
Die gleiche Ueberzeugung batte fi von vorn herein Überall Bahn gebrochen und 
fand fih ſchon durch die Gewißheit beftätigt, daß ber Verbrecher, der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche angehörend, feine religidfen und politiſchen Anfchauungen unter 
dem Einfluß jener Kreife berangebilvet hatte, in benen bie Feindichaft gegen das 
beutiche Reih unb der Haß gegen den leitenden Staatsmann faft auf gleicher 
Linie mit den Glaubensſätzen Heben. 

Die Iefuiten-Preffe hat es nicht an Anftrengungen fehlen laffen, um bie 
öffentlihe Meinung irre zu leiten und bie thatſächlichen Berhältniffe zu ver- 
Dunkeln. Da es nicht möglich war, das Ereigniß ſelbſt zu leugnen, ſo bemühte 
fie ſich, die wirklichen politiſchen Beweggründe des Meuchelmörders und die Ver⸗ 
Bindung defſelben mit ultramontanen Kreiſen in Abrede zu ſtellen. Dabei trat 
in ihren Darftelungen ein Schwanten zu Tage, welches zugleich für bie in 
jenem Lager herrſchende Verwirrung, wie filr den Mangel an politifher Reblich- 
keit und fittliher Strenge Zeugniß ablegte. Unter dem erften Eindbrud ber 
—— Nachrichten fand die „Germania“ es angemeſſen, Kullmann einen 
nichtswürdigen Verbrecher zu nennen, der, vielleicht von der Vorſtellung geleitet, 
für Glauben und Kirche zu wirken, zu dem ſchwerſten Verſtoß gegen die göttliche 
Weltordnung hingerifſen worden ſei. Dennoch unterließ fie nicht, in demſelben 
Athem die Schandthat durch tückiſche Bemerkungen über die angebliche Verfolgung 
der Kirche in ein beſchönigendes Licht zu ſetzen und bald darauf erklärte ſie, 
„Fürſt Bismard könne ſich nicht wundern, wenn der Unwillen ſich in 
dem einen oder anderen Kopfe zum Plan einer verbrech eriſchen Gewalt⸗ 
that verdichte.“ Indeſſen begnügen bie erwähnten Blätter ſich nicht damit, 
jedwede Mitſchuld an dem Verbrechen von ihrer Partei abzuwälzen; ſie finden 
auch fhließlih den Muth zu ber argliftigen Unterftellung, daß kein wirklicher 
Mordverſuch ftattgefunden habe, jondern daß die Welt durch eine künftliche Ver» 
anftaltung ber deutichen Behörden getäufcht fei. Alfo weil die ruchloje That miß- 
langen ift, weil die Morbwaffe dem Reichskanzler nicht den Tod, jondern nur 
eine, durchaus nicht gefahrloje, Verwundung gebradyt hat (bei eine® Haares 
Breite wäre buch den Schuß eine Pulsader zerriffen worden), wagen jeſuitiſche 
Federn im Widerfpruch gegen handgreifliche Thatfachen das Ereigniß als eine 
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„PBolizei-Romödie” zu deuten, welde in Scene geſetzt worben fei, um bie Be- 
pularität Bismards aufzufrifchen! 

Die ultramontanen Deuteleien können auf das öffentliche Urtheil ſchon 
deshalb keinen beſtimmenden Einfluß üben, weil ihnen bie Thatſachen gleichzeitig 
mit den offenen Ausfagen des Meuchelmörders gegenüberfleben. Un- 
umwunden ift von bemjelben die Erflärung abgegeben worden, baß er wegen 
der Kirhengefete auf den Reichskanzler geichofien habe. Durch bieles Be 
fenntniß ift ſowohl ber politifhe Beweggrund der That, wie der Zufammenhang 
derfelben mit ben frevelhaften Hebereien von ultramontaner Seite vor jebem un- 
befangenen Sinn Har gelegt. Einem Manne von dem Bilbungeftande Kull- 
mann's ift Überhaupt eine genauere Kenntniß der neuen Kirchengefege unmdg⸗ 
lich; biefelben fteben dem Bereiche feines Urtbeils fern und können baber um 
mittelbar feinem Empfinden und Handeln keinen Anftoß gegeben haben. Seine 
Auffaffungen ſtammen mithin augenſcheinlich aus denjenigen Kreifen, in denen 
man den neuen Geſetzen nicht blos den Gehorfam verfagt, fonbern auch ben 
Stempel feindfeligfter Abfichten gegen bie katholiſche Kirche aufzubräden fuht. 
Wie die Anfihten Kullmann's nicht feine eigenen, fondern bie feiner geiftigen 
Leiter find, fo ift jene That auch nur, wie bie „Germania“ es angedeutet hat, 
als eine „Verdichtung“ des in jenen Kreifen gewährten Haſſes gegen den Reicht⸗ 
fanzler anzufehen, als die Frucht gewifjenloler Hetereien, durch bie Fürſt Bit- 
mard als Tobfeind ber römifchen Kirche und bes katholiſchen Glaubens Überhaupt 
verläftert wird. - 

Nicht von einer Anklage auf Anftiftung oder wirkliche Mitſchnld if bier 
bie Rebe, wohl aber von dem verberblien Einfluß des ultramontanen Treibent, 
durch welchen die rohen Maffen ver katholiſchen Bevöllerung zur Auflehmung 
gegen die Staatsohrigkeit und wilde Naturen zu frevelhafter Semaltfamteit ver⸗ 
leitet werden. Ein ſolcher mittelbarer Zuſammenhang des Mordverfnuches in 
Kiffingen mit den jefuitifchen Wühlereien ift eine Gewißheit, welche nicht blot 
in ber üffentlihen Meinung Deutſchlands feftfteht, fondern auch in allen unbe 
fangenen Blättern ber europäifhen Breffe zum Ausdruck gelangt if. Wenn ber 
ultramontanen Sade bierburh ein unauslöſchlicher Malel angebeftet ift, fo er 
leidet fie gleichzeitig eine fchwere Niederlage durch bie Kundgebungen herzlichker 
Theilnahme und begeifterter Zuftimmung, die dem Kürften Bismard im jünger 
Zeit zugeaangen find. Je augenfälligere Beweife die Gegenwart bafür liefert, 
daß die Ultramontanen und alle Widerſacher ber beftebenden Verhältniſſe ten 
beutihen Reichskanzler zum Stichblatt ihres fchonungslofen Ingrimms gemadt 
baben, um fo beutlicher erkennen alle Baterlanbsfreunde in Deutjchlan und alle 
vorurtheilsfofen Geiſter in Europa, wie anerfeßlih diefer Mann mit feiner Um⸗ 
fiht und feiner Thatkraft für die böchften Aufgaben des Friedens und der Kultın, 
wie berechtigt fein entichloffenes Einfchreiten gegen Beftrebungen ift, bie unter 
bem Dedmantel der Religion für den Geift der Entfittlihung und Empörung 
arbeiten.” 


Ueberwadhung der ultramontanen Blätter und 
Vereine. 


„Der Morbverfuh in Kiffingen bat nicht nur ber öffentlichen Meinung Ir 
laß gegeben, den Einflüffen nachzuforjcgen, unter welden ber Plan bes Ber 
brechers entftanden und gereift iſt; auch die Staatsregierung hat biefem Gegen 
ftande ihre ernfte Aufmerkſamkeit zuwenden müflen. 

Unter den Berhältniffen, auf welche das Ereigniß in Kiffingen ein — 
Licht wirft, drängt ſich die Frage auf, ob die Behörden in der geltenden 
gebung ausreihende Waffen finden, um Frieden und Orbnung im Lande gegen 
ben Mißbrauch der Preß- und BVereinsfreibeit zu fügen. Für bie Beantwer 
tung biefer Frage ift es Vorbebingung, daß die vorhandenen geſetzlichen Bar 
ſchriften nachdrücklich in Anwendung gebracht werben, damit fich feftflellen laffe, 





699 | 
74. 


wie weit fie fi gegen bie ultramontanen Wühlereien auf dem Gebiete ber 
reffe und bes Vereinslebens wirkſam erweifen. 

Die Staatsregierung bat dieſem Gegenftanbe ihre ernfte Fürſorge zuge- 
mbet unb bie nötbigen Deilungen ertbeilt, damit alle zuffändigen 
ebörden das Treiben ber Ultramontanen auf beiden ©®ebieten 
ıter firenge Auffiht nehmen. 

Der unbeilvolle Einfluß ber Jefuitenblätter, welche ſich bei Beſprechung ber 
chenpolitiſchen ragen in offene Feinbfchaft gegen Geſetz und Obrigkeit ftellen, 
binfänglih belannt. Namentlid haben bie feit Kurzem erheblich vermehrten 
nen ?olalorgane der ultramontanen Partei es fich zur Aufgabe gemacht, bie 
idenfchaften der Bollemaffe in gehäffigfter und bedrohlichſter Weife aufzuregen. 
3 ift daher dringende Pflicht der Behörden, ſolchen Hetereien, welche den Frieden 
8 Landes in Gefahr jegen, nah Möglichkeit Einhalt zu thun und gegen Pref- 
jeugniffe, welche den Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung enthalten, mit un⸗ 
chſichtlicher Strenge einzufchreiten. 

Im neuefter Zeit hat die ultramontane Partei befonders dem katholiſchen 
reinswejen eine große Berbreitung gegeben und darauf bingewirkt, baffelbe 
ch forgfame Gliederung und ftraffe Leitung für den Krieg gegen bie Staats- 
walt nußbar zu machen. Die Latbolifchen Bereine haben unter verjchiebenen, 
: barmlojen Namen einen Boden für ihre Wirffamkeit geſucht; aber fie haben 

ber Mehrzahl einen politiihen Charakter angenommen unb find vielfach zu 

erden ftaatsgefährficher Wühlereien geworden. Auch auf dieſem Gebiete find 
» Bebörben verpflichtet, ftrenge Aufficyt zu üben und bie volle Schärfe des Ge⸗ 
jes zur Anwendung zu bringen. Nah dem Bereinsgejete unterliegen ber 
Hizei-Aufficht alle Vereine, die eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten 
weden. Wenn biefer Zwed auch nicht ausprüdlid in den Statuten ausge- 
rochen ift, fo greift die Ueberwachungspflicht der Behörde dennoch Platz, falls 
ı Berein durch fein tbatfächliches Verhalten erlennen läßt, daß er eine Ein- 
rlung auf öffentliche Angelegenheiten auszuüben fucht. Ganz befonders wird 
rauf zu achten fein, daß die Beſtimmung des Vereinsgeſetzes, welche den Ber- 
wen von politiihem Charakter jede Verbindung untereinander unterfagt, zur 
Gen Geltung komme. Cine Umgehung des Gejetzes, wie dies von Seiten des 
ainzer Katholilenvereins und anderweitig verſucht worden ift, kann nicht ge= 
bet werben. Vielmehr ftehen jogenannte lokale Vereinigungen von Mitgliedern 
ıe8 Gentralvereins auf gleicher Linie mit eigentlichen Tolalvereinen und fallen 
ter die Vorſchrift des Geſetzes.“ 


.3.Auguft. Rückkehr ded Fürften Bis marck über Berlin nad) Barzin. 


Dankjagung ded Fürften Biömard. 


„Aus Anlaß der am 13. Juli dur Gottes gnädige Fügung von 
r abgemendeten Xebensgefahr, habe ich zahlreiche und gemichtige Bes 
ife der Xheilnahme aus allen Gegenden Deutichlande und des Auß- 
(des erhalten. Ich möchte, nach meiner jett erfolgten Rückkehr aus 
fingen gern jedem Einzelnen und in&befondere den hochangefehenen 
wperichaften und Behörden, welche mich mit telegraphilchen und ſchrift⸗ 
en Glüdwünfchen beehrt haben, meinen Dank unmittelbar ausfprechen. 
e ärztlichen Vorjchriften und die nahe an 2000 betragende Zahl der 
zelnen Schreiben und Telegramme gejtatten mir da8 aber nicht, und 
bitte daher um die Nachſicht aller Derer, welche mir freundliche Funds 
mungen baben zugeben laflen, wenn ich Ihnen nur dur Veröffent- 
ung diefer Danftagung mittheile, wie herzlich ich mich des Ausdruds 
ver Theilnahme gefreut habe. 

Berlin, den 14. Auguft 1874. v. Bis marck.“ 
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Schwurgerichtsverhandlungen gegen Kullmann vor dem 
Schwurgeriht zu Würzburg am 29. Oftober 1874. 


Aus der Anklageſchrift: 


„Der Böttchergefelle Kullmann ift am 14. Zuli 1853 geboren unb ber 
Sohn eines ganz unbemittelten Fiſchhändlers. Nach feiner uaflung ans ber 
Volksſchule erlernte er bei dem Meifter Auguſt Welich zu Reuftapt-Magbebun 
das Böttcherhandwerk. Im Januar 1872 begab er fih in die Fremde und ar 
beitete an verichiedenen Orten, namentlidy in —— Berlin, Charlotien⸗ 
burg, Lüneburg, Salzwedel, und in Sudenburg-Magdeburg. Der Anfenthalt in 
Salzwedel insbefonbere fiel in die Zeit von Mitte SH bis 9. Juli 1873, jener 
in Subenburg in bie Zeit von Auguft 1873 bis 26. Mai 1874. Der Leumund 
des Angellagten ift keineswegs ungetrübt. Schon von Jugend auf zeigte er fh 
roh, frech, trotig, wiberfpenftig, heimtüdifch, rachſüchtig, und ohne Einn für Re 
figion. Schon als Lehrling ging er gern mit Scießwaffen um, Taufte ſich be 
mals ſchon ein Terzerol und ſchoß häufig mit ſolchem. 

Während feines Aufenthalts zu Salzwetel wurde Kullmann Mitglied 
bes dortigen katholiſchen Männervereine. Es Tinnte auffallen, wie 
Kullmann bei feinem ſchon geſchilderten Mangel an Religion nun plötzſich in 
dieſe anfcheinenb religidfe Strömung gerieth. Den erften Heiz, dem genannten 
Bereine beizutreten, mag für Kullmann wohl der Umftand geübt Haben, daß 
man bort billiges Bier und wohlfeile Eigarren haben konnte. Nachdem er aber 
einmal Mitglied des Vereins geworben, lebte er fi mehr und mehr in bie 
ſcheinbar religidje Richtung hinein, der inbeffen jeder fittlide Ernſt umſomeht 
gerad. als gerade vor inem Aufenthalte in Salzwedel feine Rachſucht und 

aufluft in verftärkten Maße zu Tage trat. Die aufreizenden Vorträge 
bes Pfarrers Störmann, welde Kullmann im Bereine gehört haben 
mochte, die dort zur Verbreitung gelangten Flugblätter, das Leſen 
bon Zeitnugen verjhiedener Richtung und Tendenz mit ihrer 
gegenfeitigen Polemik über das Jefuitengefeß und bie fpäterer 
preußifhen Kirhengejeße, dazu die Regierungsmaßregeln gegen 
einzelne Biſchöfe und Geiftlihe riefen aber nah und nad in Kull- 
mann eine Stimmung bervor, die ihn gegeu alle Acte der Staat®- 
gemwalt in der verbifjenften Weife Partei nehmen ließ. Bon folden 
Geſinnungen erfüllt, betradhtete er mit der Zeit den Reichskanzler 
Fürſten Bismard als den ärgften Feind der katholiſchen Kirde, er 
himpfte über denſelben, wo er Gelegenheit dazu hatte, und «6 
find insbefondere folgende Aeuferungen aktenmäßig: „Bismard 
ift ein liberaler Schuft, ein liberaler Bhilifter; von oben herab 
wird gewühlt und VBismard ift der Wühler; Bismard mit feinen 
drei Haaren hat die Jefuiten aus bem Lande vertrieben, wenn et 
fih noch drei Haare wachſen läßt, wirb er fie wieder herein holer; 
das nügt ihm Alles nichts.” Almälig wurde Kullmann auch mit em 
Gedanken an Morb vertraut. So äußerte er zu feinem Mitgefellen Bieper in 
Subenburg: „Wenn es einmal dahin käme, daß ihr Paſtor ein Wort zu wel 
jogte und er abgeführt werben follte, dann würde ber, welcher ihn abführ, 
fa en und er mit.” Schon in Salzwebel hatte Kullmann ſich eine nene ei 
läufige Piftofe getauft, biefelbe, welche ihm bei dem Attentate gegen bem Fürſer 
Bismard als Morbwaffe diente, und mit folher übte er fich zum Oeftern im 
Schießen nad Vögeln und anderen Gegenftänden. Bon bem Aufenthalte ia 
Salzwedel batirten ferner auch die vorn aufgeführten Aenferungen Kulfmanı'd, 
bie fih im weitern Verlaufe zu befimmten Mordgedanken gegen ben 
Bismard ausprägten. Er gefteht felbft zu, daß er bereits um Oftern b. 3. det 
Entſchluß gefaßt habe, den Fürften zu töbten. Um jene Zeit äußerte er dent 
auch zu bem Zeugen Ernft Meisner mit Bezug auf feine Piſtole: „De 
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Ding bat feinen Zweck und wirb ihn auch erreichen.” Kerner gegen ben Bött- 
&ergefellen Karl Dörr: „Ehe ich fterbe, wirb noch ein Anderer fallen.” 

Um fein Borhaben, den Fürften Bismard zu tödten, auszuführen, reifte 
Kullmann, mit der in Salzwebel gelauften Piftole verſehen, am 29. Mai d. 3. 
von Subenburg auf der Eifenbahn nah Berlin ab. Bor der Wegfahrt fchoß er 
feine Biftofe nochmals im Garten feines Meifters Wid ab, um fich zu verge- 
wiffern, ob biefelbe nicht verfage. Im Bahnhofe ließ er fi damals gegen ben 
Böttchergefellen Bruslorius verlauten: „er wolle nad Berlin, um den Bis- 
mard aufzufuchen.” In Berlin kaufte fih Kullmann balb nad feiner Ankunft 
die nöthige Schießmunition für die Ausführung des geplanten Mordes, insbes 
fonbere ſechs Rebpoften. Allein damals verfehlte Kullmann feinen Reiſezweck, 
denn Fürſt Bismard reifte wenige Tage fpäter, am 31. Mai, Morgens nad 
Barzin ab. Eine Begegnung mit dem Fürften war bierdurh für Kullmann 
vereitelt. Er trat nun, ohne Übrigens feine Mordgedanken aufzugeben, unb um 
einigen Berbienft zu haben, zunächft bei dem Böttchermeifter Geisler in Berlin 
und dann bei dem Meifter Danehl zu Potsdam in Arbeit. In letterer Stabt, 
anf ber fogenannten chriftlihen Herberge, ließ Kullmann nah Angabe bes 
Zengen Kannebei im Geſpräch die Aeußerung fallen: „Meine Hand ift zn 
etwas Anderem befiimmt und ih führe es auch aus.” 

Sogleih im ben erften kurz nach feiner Verhaftung mit ihm gehaltenen 
Berhören und fpäterhin wieberbolt legte Kullmann das unummwundene Ge⸗ 
ſtändniß ab, daß er bie beftimmte Abficht gehabt habe, den Fürften zu 
ermorden. Er habe, fo Tauten feine Ausfagen, nad dem Kopfe bes Fürften 

ezielt, e8 thue ihm leid, den Fürſten nicht ordentlich, nicht beffer getroffen zu 
baben. Er babe fi einererzirt, jchon öfter, ja hundertmal aus der Piftole ge- 
fhoffen und gut gezielt, aber ber „Kerl“ babe eine Bewegung gemacht und fo 
babe er ihn gefehlt. Er hätte einen Poften mehr hineinthun follen; ein Zünd⸗ 
bütchen babe er beim Schuſſe in ber Hand gehalten, damit, wenn das aufgefetste 
verfagen follte, noch ein anderes bereit fei. Er fühle nicht die geringfte Reue 
über feine That und fei auch bei deren Berübung nicht im minbeften erregt ge- 
weien. Er babe gewußt, daß er feiner That wegen um einen Kopf kürzer ger 
macht, daß er geftraft werde, ob mit dem Zobe oder mit Zuchthaus, ſei ihm ganz 
leich. Er bätte es auch ausgeführt, wenn ein Gensdarın in Uniform babeige- 
Aanden haben würde. Cine Anftiftung zu bem XAttentate oder auch nur Mit- 
wiffenihaft Dritter ftelt Kullmann entſchieden in Abrebe, er hält vielmehr 
daran feft, daß bie That ausfchließenn fein Werk geweſen. Als Motiv be- 
zeichnete er zunächſt die Kirchengeſetze und ließ fih bann nod 
weiter dahin aus, daß ihn auch die Einfperrung der Biſchöfe tief 
gekränkt habe. Einen perſönlichen Haß gegen den Fürften bege er 
nidt. Aus politifhen Gründen haſſe er ihn; Übrigens auch nod 
um beswillen, weil berjelbe feine — des Kullmann — Partei im 
Reichsſstage als reichsfeindlich dargeftellt babe. Ebenſowenig wie im 
Moment feiner Berbaftung gab Kullmann fpäter auch nur bie leifefle Spur 
son Reue über feine Unthat fund.“ 


Aus ber Rede des Staatsantwalts ift Folgendes hervorzuheben: 


„Als Beweggrund zu feiner That giebt Kullmann an bie Kränkung feiner 
religidfen Gefühle durch die fogenannten Maigeſetze und durch die Verhaftung 
mehrerer Biihöfe. — — — — Der Angellagte leugnet bis zum Momente ent- 
ſchieden, daß er zur That angeftiftet worben ift. Er erffärt mit eiferner Beharr- 
Tichleit, daß die That fein Wert geweſen fei; aber die Annahme, fie liegt nahe, 
daß in ber Umgebung Kullmann’s während feines Aufenthaltes zu Salzwebel 
Aeußerungen gefallen find, welche in dem Böttchergefellen den Gedanken an bie 
That wachgerufen haben. Thätſache ift es aber, ich wieberhole dies, 
Daß er feit dem Eintrittein den Männerverein aufeinmalben eifri- 
gen, ben fanatifhen ober vielmehr, den fanatifirten Katholiken 
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geipielt hat. Nun, meine Herren, welder Art waren denn bie Einwirkungen, 
der Einfluß dieſes Eintrittes in ben Männerverein auf eine Berfönlichleit wie 
Kullmann? Hat bei ihm jett eine Selbſteinkehr flattgefunden? Suchte er jetzt 
feine Leidenfchaften zu belämpfen? Wirb jettt aus dem Raufbolde ein frommer 
hriftliher Dulder? O nein, meine Herren, gerade das Gegentheil; noch im 
Salzwebel Überfällt er einen Mitgefellen auf offener Straße mit dem Meffer, und 
faum ift er von Salzwedel weg und wieder in Supenburg in Arbeit eingetreten, 
fo ift e8 einer feiner erfien Alte, daß er dem Bruber feines Lehrmeifters aufpaßt 
und ihn mit dem Meffer ſchwer verwundet. Noch weiter, meine Herren, im hen⸗ 
rigen Jahre noch, nachdem er die Strafe erftanden, lauert er dem Meiſter fe 
in meuchlerifcher Weife auf. Das, meine Herren, find die Wirkungen geweien, 
und ein Sichhrüften damit, welch eifriger Katholil er fe. Seine ®ewaltthö- 
tigkeit, feine Leibenjhaft hatte jet noch eine anbere Richtung gr- 
funden. Er bat Partei genommen für eine Sade, und feine Side 
vertrat er in ber nämficen Weife und führte den Kampf burg 
gegen das, was ihm entgegenftand, wie er e8 bisher and gethan 
bat, und fo hören wir jett aus dem Munde bes Kullmann zuerf 
von der Beihimpfung gegen die Königlich preußifche Staateregie- 
rung und gegen den Mann, der an der Spike der Geſchäfte Rekt. 
Weiter hören wir die Drohungen, wir böreneine Reihe von Aeuße— 
rungen, welde Über feine finftern Pläne feinen Zweifel mebt 
übrig laffen. Meine Herren! Das iſt Die Beleuhtung bes Motivs, 
wie e8 die Unterfuhung und die Berhandlung klargeſtellt hat.“ 


Aus der Rede des Bertheibigers des Kullmann: 


„In Salzwebel gerieth der leicht erregte, den Genüſſen fich leicht bingebente 
junge Mann aus Langerweile, wie fie von ibm hörten, im ben katholijchen 
Mäunerverein und wurde deſſen Mitglied. In diefem Bereine fand Kullmanz 
insbefondere durch die Vorträge bes Pfarrers Störmanı, welcher ein eifriges 
Mitglied, ja, die Seele des Vereins war, ſowie Durch die Lektüre der hier ani- 
gelegten ultramontanen Zeitungen reichlihen Unterhbaltungsftoff. 

Meine Herren! Die Thätigkeit aller Bereine ohne Unterfchied bes Nament, 
mögen fie politifher ober kirchlicher Richtung fein, erregt ohnehin ſchon vie 
Theilnahme ihrer Mitglieder. Damit Sie aber den Einfluß und Die Wirkung 
des Bejuchs gerade bes katholiſchen Männervereins zu Salzwebel auf Kullmanı 
reichlich zu bemeffen im Stande feien, müſſen fie den Zweck eines derartigen Ber 
eind und eines Theiles der jogenannten katholiſchen Preffe kennen lernen, und 
die Mittel begreifen, welche zur Erreichung dieſes Zwedes angewendet worden. 
In den wie Pilze aus der Erbe geſchoſſenen Vereinen wird unter bem Vorwande, 
religiöfes Leben zu pflegen, Kirchenpolitif getrieben. 

Den ungebildeten ober halb gebildeten Mitglicbern werben 
von den wenigen, bes beabfichtigten Vereinszwedces fich wohl be⸗ 
wußten Gebildeten Borträge gehalten, welde, in dem Hufe 

ipfelnd: „Die Religion ift in Gefahr!” lediglich die päpftlide 
Mactftellung behandelten. Werden nun ſolche Borträge, wie ti 
häufig ber Fall ift, und wie es aud in dem katholiſchen Männer 
vereine zu Salzwedel gefhah, von Geiftliden gehalten, bie ihren 
wahren Berufe, Lehrer des Evangeliums zu fein, entjagt und zu 
politifhen Agitatoren fih aufgeworfen haben, dann befteht bie 
größte Gefahr für Die Zuhörer, dieje legteren haben das Verflänt- 
niß nit zwiſchen Religion und Kirhenpolitil zu unterjeider 
und fie halten, weil e8 der vermeintliche Seelſorger jagt, id! 
heiligſtes Gewiſſen und ihre Religion durch den Staat bedroht. 
und der Haß gegen die angebliden Feinde der katholiſchen Religien 
— zu fanatiſchen Flammen in den Herzen der bethörten 

aſſe. 
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Kommt nun noch der Umftand hinzu, daß ſolche fchlichten Leute Die leiden⸗ 
fhaftlich geführte Politik zwiſchen den Blättern der beiden Richtungen verfolgen, 
und daß fie die in dem Vereinsleben kiebgeworbenen firchenpolitiichen Argumen- 
tationen und Rejultate in den ultramontanen Blättern ohne nähere Prüfung ale 
das allein Richtige annehmen, dann muß ein Gefühl der Intoleranz und Feinde 
ſchaft gegen jeden Andersdenkenden in ben Herzen der auf diefe Weile Yanati- 
firten entftehen, unb ebenfo bie beftigften Ausbrüche der Leibenichaft mit ihren 
nothwendigen Folgen. Meine Herren! Sie haben die Perſoönlichkeit des katholi- 
fen Pfarrers Störmann aus dem verlefenen Berichte der Polizeiverwaltung 
zu Salzwedel kennen gelernt. Sie haßen einen Vortrag, welchen biefer Geiftliche 
bei Gelegenheit des Bereins - Stiftungsfeftes gehalten bat, jo wie befien Brief an 
ben Bereinsvorftandb verlefen hören. Welcher fanatifche und intolerante Geift 
weht aus diefen Schriftftüden entgegen, und doch find das nur einzelne Bruch⸗ 
füde, während die eigentlihen Statuten und die anderen Schriften des Vereins 
einige Wochen vor ber kurz nad) dem Kiffinger Attentat vorgenommenen polizei» 
lihen Hausfuhung angebli verbrannt worden find. Welchen unglü dfeligen 
Einfluß muß der Beſuch des katholiſchen Männervereins im Zu- 
fanımenflujfe mit dem Leſen der leidenfhaftlih gejchriebenen Par» 
teiblätter auf Kullmann geübt Haben! Diefer junge, nur ſchlecht 
anterridtete Mann hatte bisher um Religion und Gottesverehrung 
in feiner Weiſe fih befümmert. Nunmehr befudht er, fo haben Sie 
von verjhiedenen Zeugen gehört, die Kirche, lobt den Pfarrer 
Störmann, fowie die Fatholifhe Geiftlichleir Überhaupt als die 
beten Menſchen, fpriht in dem leidenfhaftlihften Tone von Po- 
litik, fhmäht über den Kürften Bismard und diskutirt Über bie 
Kirhengefeße, beren Bedeutung und Wirkung bei ibm wegen feiner 

eringen Bildung nicht zum richtigen Berffändniffe gelangen 
onnte. 

Und dieſe in Salzwedel aufgenommenen, ben Geift, bad ganze 
Denten und Fühlen des jungen Mannes abjorbirenden Einprüde 
wirfen allmälig immer flärfer und ſchließlich fo mädtig, daß er, 
bem das Wefen der Religion nahezu fremd ift, den Plan faßt, den 
Urheber der Kirdengejete zu töbten,. und daß er zur Ausführung 
biejes Planes ſchreitet, der Religion wegen.“ 


Der Kullmann wurde am 31. Oktober zu vierzehn- 
jähriger Zuchthausſtraſe verurtheilt (ein Jahr unter dem 
hoͤchſten zuläffigen Strafmaß). 


Zu den fpanifhen Angelegenheiten. 


Die Karliften und das Völkerrecht. 


„Provinzial Eorrespondenz” vom 29. Juli. 


„Bis jetzt haben bie europäiichen Mächte den traurigen Wirren in Spanien 
ale ruhige, nicht unmittelbar betheiligte Beobachter zugefhaut. In allen maß⸗ 
gebenben Kreifen herricht die Ueberzeugung vor, daß e8 ber felbftfländigen Lebens⸗ 
thätigleit jedes Volkes anbeim gegeben werden muß, ben Gang feiner politiſchen 
Entwidelung und die Geftaltung feiner inneren Verhältnifje zu beftimmen. Des⸗ 
halb haben die Mächte fich gewiffenhaft jeder Einmifchung in die Angelegenheiten 
Spaniens enthalten und auch felbft mit der Anerkennung ber jeweiligen Regie» 
rang in Madrid gezögert, um einen Zeitpunkt abzuwarten, wo bie Herftellung 
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regelmäßiger biplomatticher Beziehungen mit einiger Ausficht auf nütliche Wirl⸗ 
famteit erfolgen Fünnte. Durch die neueften Borgänge if die Aufmerkjamteit ber 
Diplomatie den Zuftänben jenfeit ber Pyrenäen in Iebhafterer Weile zugewandt 
worden, unb bie europäifhen Mächte werben fi ber Aufgabe nicht entziehen ' 
können, über ihre Stellung zu Spanien unb ihre aus ber gegenwärtigen Sachlage 
erwachfenben Pflichten in ernfte Berathung zu treten. 

Für Deutſchland ift der Eindrud der entfeglichen Nachrichten aus Spanier 
noch dadurch empfindlich verftärkt worden, daß die Karliften einen Reichsange- 
börigen, den ehemaligen preußiſchen Artillerie - Hauptmann Schmidt, der auf 
dem Kriegsfchauplate als militärifcher Betichterſtatter für die beutfche Preſſe an- 
weiend war, aufgegriffen und gegen alles Bölkerrecht erfchoffen haben. Uns ben 
Berichten über das Verfahren des fogenannten Kriegegerichtes ift zu eriehen, daß 
der Unglüdfiche, obgleih er burch Tegitimationspapiere die Unverbächtigleit feiner 
Berfon und feiner Beſchäftigung nachweiſen konnte, ald Spion verurtbeilt wurke, 
und baß die Graufamleit feiner Richter namentlich gegen den Dentſchen unb 
Proteftanten gerichtet war. 

Man konnte von vornherein annehmen, daß bie Reichsregierung bei einer 
folhen, allen Stunoy'gen des Völlerrechts Hohn fprechenden und bas dentſche 
Nationalgefühl tief verlegenden Barbarei nicht unthätig bleiben würde. Andrer⸗ 
ſeits Teuchtete ein, daß ein im regelmäßigen diplomatiſchen Verkehr üblicher Antrag 
auf Genugthuung hier nicht ftatthaft fei, da die fpanifche Regierung für ſolche 
Schandthaten nicht verantwortlich gemacht, ihr vielmehr das Zengniß wicht verjagt 
werben Tonnte, baß fie alle Kräfte aufbietet, um bem räuberifchen Unmweien ein 

iel zu ſetzen. 
3 Mit allgemeiner Befried. 4Ang wurde daher die Nachricht begrüßt, daß das 
bisher bei der Infel Wigbt befindliche deutſche Geſchwader bie i 
exheten babe, fih an die Nordküſte Spaniens zu begeben und bort einige Jet 
zu kreuzen. — 

Man darf hoffen, daß die Schritte ber Reichsregierung ben Anftoß zu einer 
glüdlihen Wendung in den fpanifchen Zuftänden geben werben. Jedenfalls wärte 
bas Erſcheinen ber deutſchen Flagge an der Norbküfte Spaniens als eine Bürg 
haft gelten, daß völlerrechtswidrige Begünftigungen ber karliſtiſchen Räubereien 
nicht ohne ſcharfe Auffiht, Leben und Eigenthum deutſcher Reichsangehörigen in 
Spanien nicht ohne Schuß bleiben follen.” 


Anerkennung der ſpaniſchen Regierung. 


4. Auguft. Die deutſche Regierung jchlägt den Großmädten die 
Anerkennung der faltiihen Regierung Spaniens vor. 


Notizen der „Brovinzial-Corresponbenz.“ 


19. Auguft. „Die deutfche Reichsr gierung bat Unterhandlungen angehrüpft, 
um ſich mit den europäiſchen Mächten Über eine förmliche Anerkennung be 
unter Leitung bes Marfhalle Serrano in Madrid beſtehenden fpanifchen Er . 
futiogewalt zu verftändigen, weil fle durch die Kiugften Borgäuge in Spanien # 

ber Veberzeugung geführt worben war, daß der Augenblid gelommen fei, burd 
einen ſolchen Schritt dad moraliſche Anfehen ber dortigen Regierung zu flärks 
und jo nad Möglichkeit Das Ende eines gräuelvollen Bürgerktie es zu beichlen 
nigen. Allem Anſchein nad bat die von Seiten ber beutichen Bornt gegeben 
Anregung bei den auswärtigen Mächten, wie in ber öffentlichen Meinung, em 
günftige Aufnahme gefunden. Man erkennt überall, daß bie Regierungen fd 
durch die Pflichten ber Menfchlichkeit zu einem Schritt veranlaft finden, der, oh 
irgend eine thatſächliche Einmiſchung in bie inneren Angelegenheiten Spaniel 
zu enthalten, dod in wirkſamer Weife zur Beendigung einer barbarifchen Meute 
und zut Herſtellung georbneter Zuftände jenfeit ber nden beitragen dürfte” 
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26. Auguft. „Die Unterhandfungen über die Anerlennung der fpanifchen 
Erehitingewalt haben zu bem befriedigenden Ergebniß geführt, daß die europäiſchen 
Mächte den Beweggränden und Zielen der von ber beutfchen Reichsregierung ge⸗ 
gebenen Anregungen volle Gerechtigkeit wiberfahren laffen. Die Mehrzahl der 
Mächte bat bereits die erforderlichen Veranftaltungen getroffen, um regelmäßige 
biplomatifche Beziehungen zu der Republik Spanien berzuftellen. Die Anerlen- 
nung der dortigen Regierung von Seiten Dentſchlands und Defterreichs fteht in 
uaber Ausfiht. Nur die ruffiihe Regierung bat e8 zur Zeit noch nicht für an⸗ 
gemeſſen erachtet, einen biplomatifchen Bertreter in Madrid zu beglaubigen.” 


3. September. „Der Bertreter Spaniens beim Deutſchen Reiche, 
Graf Rascon, ift am 2. September von Sr. Majeftät dem Kaifer in feierlicher 
Audienz empfangen worden, um fein Beglaubigungsichreiben als Vertreter bes 
Chefs der Regierungsgewalt, des Marſchalls Serrano, zn lberreichen. 

HStermit if die Anerkennung der gegenwärtigen Negierung 
Spaniens Seitens des Deutfhen Reiches erfolgt. 

Die Ueberreihung der Beglaubigungsichreiben des biefjeitigen Vertreters in 
Madrid, welche nur durch äußere Umſtände verzögert worbeg ift, wird gleichzeitig 
mit dem Antritt des Gefandten von Oeſterreich⸗ Ungarn erfolgen. 

Die Anerkennnng ber ſpaniſchen Regierung Seitens ber übrigen Großmädhte, 
mit Ausnahme Ruflands, wird in den nächſten Tagen in gliger eife ftattfinden. 

Was Rußland betrifft, fo ift ſchon jetzt auf allen Seiten bie Ueberzeugun 
entichieben zur Geltung gelangt, daß bie bier und ba gehegte Erwartung, bur 
bie einftweilige Meinungsverfchiedenheit in der, "Hung der ſpaniſchen Aufäinde 
das herzliche Einverſtändniß zwiichen ber ruffifa and deutfchen Regierung ges 
Kört zur jehen, auf einer vollftändigen Verkennung der Verhältniffe beruht.“ 


Fürft Bismarc. U. 45 


38. Keichstagsſeſſiun 1874— 75. 


1874. 29. Dftober. Thronrede des Kaiſers zur Eröffmmy 
bed Reichstages. 


„Geehrte Herren! 

Zum zweiten Male in diefem Jahre nehme Ih Ihre Mitwirkung für 
die weitere Entwidelung der Inftitutionen des Reichs in Anſpruch. Die 
gejeggeberifchen Aufgaben, welche Ihrer harren, ſtehen an Wichtigkeit denen 
nicht nad, die in den früh en Gejfionen den Reichstag befchäftigt haben 
und überragen diejelben an Umfang vielleiht auch in der Schwierigkeit 
der geichäftlihen Behandlung. — Ä 

Dier Gejeg- Entwürfe: über die Verfaſſung der Gerichte, über 
das Civilverfahren, über das Strafverfahren und über das Konkursver⸗ 
fahren, von welchen die drei erften bereit3 von dem Bundesrathe berathen 
find, jollen die feit Jahrzehnten von den Rechtſuchenden als Bedürfnif 
erfannte und von den Rechtskundigen erftrebte Einheit des Gerichtäver 
fahrens verwirklichen und durch Diele Einheit unjerm Baterlande ein Gut 

ewähren, welches andere Yänder längft befigen und welches wir nidt 
änger entbehren können. 

Die Entwürfe, welche Ihnen zugeben, find die Frucht mühfamer Bor: 
arbeiten, an welchen die Retöwitenicaft der Richterſtand, die Anwalt⸗ 
een und der Handeldftand aus allen Theilen Deutjchlands mitgewirkt 

aben; fie wollen, an bewährte Einrichtungen anfchliegend, den Forderungen 

des Lebens, mie folde die Entwidelung des Verkehrs zum Ausdrud ge 
bradt hat, und den dur Erfahrung gereiften Forderungen der Wiſſen⸗ 
ſchaft, gerecht werden. 

Zu derjelben Zeit, in welcher Sie aufgefordert werden, die Einheit 
der GerichtSverfaffung und des Verfahrens zum Abſchluß zu bringen, find 
die erften Schritte gefchehen, um die Einheit des bürgerlichen Rechtes her: 
beizuführen. Freilich werden Fahre vergehen, biß der legte Echritt zur 
Herftellung diefer Einheit gethan werden fann, aber Ich freue Mich, ge 
ftügt auf die gemachten Erfahrungen, ſchon heut die Ueberzeugung aus⸗ 
fprechen zu dürfen, daß es und bejchieden fein wird, diefen —* chritt 
in nicht allzu ferner Zukunft thun zu können. 

Die gemeinſame Geſetzgebung über das Heerweſen, welche durch das 
in Ihrer legten Seſſion berathene Reichs-Militärgeſetz ihrem Abſchluß 
nahe gebracht iſt, ſoll durch drei Ihnen zugehende Geſetzentwürfe weiter 
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vervollftändigt werden. Zwei diefer Entwürfe, nämlich eines Geſetzes über 
den Landiturm und eines Geſetzes über die militärifche Kontrole der Be⸗ 
urlaubten, find bereit in dem Reichs⸗Militärgeſetz verheißen. Der dritte 
fol die Naturalleiftungen für die bewaffnete Macht im Frieden gleichmäßig 
und in einer den veränderten Berhältniffen entfprechenden Weile regeln. 

Nachdem der Umlauf des Papiergeldes dur ein in Ihrer letzten 
Seffion zu Stande gelommenes Geſetz geregelt ift, bedarf es zum Abſchluß 
der Oefengebung über den Geldumlauf in Deutfchland noch der gefeglichen 
Regelung des Umlauf von Banknoten. Die verbündeten Regierungen 
find bei dem Ihnen vorzulegenden Geſetzentwurfe über diefe wichtige Frage 
von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß beftehende Rechte nur ſoweit 

beichränfen ſeien, als es das, mit der Aufrechthaltung der Metall-Eirfus 
ation verbundene, öffentliche Intereſſe erheiicht und daß gleichzeitig Vorſorge 
zu treffen fei, um einer fpäteren, auf den Erfahrungen über die Geftaltung 
des Gold⸗Umlaufs fußenden, Gefeggebung den Weg anzubahnen. — 

Zum erften Male wird Ihre Mitwirkung für die Yeitftellung des 

balt3- Etats von Cifaß- Lotpeingen in Anfpruch genommen werden. 

ie Prüfuug defjelben wird Ihnen Beranlaffung geben, von den Hülfs⸗ 
quellen, den Bedürfniffen und den Einrichtungen des Reichslandes ein⸗ 
gebenber Kenntniß zu nehmen, als es biöher, an der Hand der jährlichen 

rwaltungsberichte, möglih war. Sie werden unjeren oberrheinifchen 
Landöleuten das Interefje befunden, welches die gefammte Nation den Vers 
bältnifien diefer uralten deutjchen Gebiete widmet. 

Der von Ihnen in Ihrer legten Seflion gefaßte Befchluß über den 
Entwurf eines Gejetes, betreffend die Beurkundung des Berfonenftandes 
und die Form der Ehefchliegung, hat dem Bundesrathe Beranlafjung ges 
geben, die Aujftellung eines Gejeg- Entwurfes über die Einführung der 
obligatorijhen Civilehe und die Beurkundung des Perfonenftandes anzu⸗ 
ordnen. — 

Unfere Beziehungen zu allen fremden Regierungen find friedlich, und 
woblmollend und in der bewährten Freundſchaft, welche Mich mit den 
Fa mächtiger Reiche verbindet, liegt eine Bürgjchaft der Dauer des 

tedens, für welche Ich Ihr volles Vertrauen in Anfpruch nehmen darf. 

Mir liegt jede Verſuchung fern, die geeinte Macht de Reiches anders, 
als zu defien Vertheidigung zu verwenden; vielmehr ift es gerade dieſe 
Madı, welche Meine Regierung in den Stand fegt, ungerechten Berdädtis 
gungen ihrer Bolitit gegenüber zu fchweigen und gegen das Uebelmollen 
oder die Barteifeidenfdatt, denen fie entjpringen, er dann Stellung zu 
nehmen, wenn diefelben zu Thaten übergehen ſollten. Dann weiß Ich, 
dag für die Rechte und die Ehre des Reichs jederzeit die gefammte Nation 
und ihre Fürften mit Mir einzutreten bereit find.” 


29. Oktober. Landesausſchuß für Elſaß⸗Lothringen. 
Allerhoöchſter Erlaß Sr. Majeſtät des Deutſchen Kaiſers 
an den Reichskanzler. 


„Um den Wünſchen entgegenzukommen, welche von Vertretern der 
Intereſſen des Reichslandes auf den Bezirkstagen kundgegeben worden 
45% 
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find, und von der Abficht geleitet, die Verwaltung bei der Vorbereitung 
der Landesgefege durh die Erfahrung und Sachkunde von Männern 
berathen zu fehen, melde dur daß Vertrauen ihrer Mitbürger and 
gezeichnet find, ermädtige Ih Sie, Ihrem Vorſchlage entipredend, 
in Zufunft Entwürfe von Gefegen für Eljaß-Lothringen über folde An 
gelegenheiten, welche der Neichögefeggebung durch die PVerfafiung nidt 
vorbehalten find, einfchließlich des Landeshaushalt3- Etats, einem and 
Mitgliedern der Bezirkstage zu bildenden Yandes- Ausfhuß zur gutacht⸗ 
Ligen Berathung vorzulegen, ehe fie den gukändigen Faltoren der Geſet⸗ 
gebung zur Beſchlußfaſſung zugehen. Auch will ich Sie ermächtigen, 
itber Bermaltungsmaßregeln allgemeiner Debentung, welche nad) der be 
ftehenden Gefeggebung nicht der Berathung oder Beſchlußfafſung der Be 
zirlötage unterliegen, die gutachtliche Aeußerung jener Berfammlung zu ver: 
nehmen. 

j Der Landesausſchuß wird aus Mitgliedern der Bezirksta e derart 
gebildet, daß die Bezirkstage eingeladen werden, je zehn ihrer Mitglieder 
dazu zu wählen, ſowie drei Stellvertreter, welche für den Fall der Ver⸗ 
hinderung der Mitglieder in der durch die Wahl beſtimmten Folgeordnung 
einberufen werden. 

Zeit und Ort der Sigungen zu beflimmen, behalte Ich Mir ver. 
Die Sigungen find nicht öffentlich. | 
Ich ermädtige Sie, die zur Ausführung diefes reines Erlafies, 
welcher durch das Gejegblatt für Eljaß-Lothringen befannt zu maden 
ift, erforderlihen Anordnungen zu treffen.“ 
Berlin, den 29. Oktober 1874. Wilhelm. 
(geggz.) Fürſt v. Bismard. 


Dad deutſche Reichdintereffe in Elſaß-Lothringen 


30. November. Rede ded Fürften Bis marck bei der erftn Be 
rathung des Haushalts der Neichölande. 


(Gegenüber den Reben der ultramontanen elſaß⸗ lothringiſchen Ab⸗ 
geordneten Winterer und Simonis.) 


„Ich halte es nicht für angemeſſen, auf die Einzelheiten in der Rede 
des Herrn Vorredners und ſeines engeren Landsmannes von der letzten 
Debatte einzugehen, weil die Standpunkte, auf denen wir uns befinden, 
= infommenfurabel find, als daß wir zu einer Berftändigung, zu einer 

iderlegung, die überzeugend wäre, kommen könnten. Wir Ipreden 
gewiſſermaßen verſchiedene Sprachen und verftehen ung gegenfeitig nicht, 
weil mir, obſchon beide deutjch fprechend, doch von veridiebenen 
lägen, die wir als wahr und richtig annehmen, ausgehen. Der Herr Bor 
redner bat dieſes Inkommenſurable zwifchen unferen Standpuntten am 
Ihärfiten damit gezeichnet, daß er ung vorwarf, daß wir bei Aulegung 
der Univerfität in Straßburg das Reichsintereſſe und nicht das Jutereſſe 
Elfaß -Tothringens im Auge gehabt hätten. Ich kann allerdings nur das 
Reichsintereſſe verfolgen und ich hoffe, die Elfäffer werden mit der 
Zeit dahin fommen, daß fie das Reichsintereſſe ala das ihrige 
betrachten. Bisher find fie nicht auf dem Standpunkte, und deshalb 
it die Disfuffion über diefe Dinge zmwifchen ung meines Erachtens ziemlih 
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müßig. Ja meine Herren, in der That, wir haben die Unmerfität ım 
Intereſſe der Reichspolitif angelegt, wie wir denn überhaupt die ganzen 
Yandestheile lediglih im Intereſſe der Reichspolitik Deutfchland einver- 
leibt haben. 

Das möchten die gereen fi doch vergegenwärtigen und fich nicht 
ihrer Stellung in dem Maße überheben, daß fie einer Körperjchaft von 
40 Millionen darüber Vorwürfe machen, daß fie nicht die Kirchthurms⸗ 
interefien von Elfaß -Lothringen, fondern in erfter Tinte die Neichsinterefien . 


verfolge. 

m Neichsinterefje haben wir diefe Länder in einem guten 
Kriege, in einem Bertheidigungsfriege, wo wir un unferer 
Haut zu wehren hatten, erobert; nit für Elſaß-Lothringen 
haben unfere Krieger ihr Blut vergoffen, fondern für das 
Deutjche Reich, für feine Einheit, für den Schug feiner Grenzen. 
Wir haben die Länder an und genommen, damit die Franzoſen 
bei ihrem nädften Angriff, den Gott Lange hinausſchieben 
möge, den fie aber doc planen, die Spige von Weißenburg 
nit zu ihrem Ausgangspunkt, fondern damit wir ein Glacis 
gaben auf dem wir und wehren Tönnen, bevor fie an den 

bein fommen. 

Wir haben auch im Reichsintereſſe und nicht im Intereſſe von Eljaß- 
Lothringen die Herren frübzeitiger, als vielleicht niüglich war, — ıch bin 
zu diefem Wagnig nicht ohne lebhafte Zureden gelommen — in unjeren 
Schooß hier aufgenommen und fie an den Wohlthaten der Reichsverfaſſung 
theilnehmen laſſen — nicht um Ihretwillen meine Herren — mir konnten 
bier ohne Sie leben — fondern lediglich im Intereſſe des Reiches, damit 
man hier mit lebendiger Theilnahme den dortigen Vorgängen folge, damit 
man aus dieſer Kritik, wie fie hier gelibt wird, aus diefer entjchieden ab» 
geneigten Kritit doch genau die Fehler unferer Verwaltung fehe, die ja 

ewiß da find. Sch bin felbft den Herren dankbar für Vieles, was fie 
—* und fühle mich davon getroffen; wir ſind Menſchen und können 
nichts anderes als Menſchliches leiſten, und die Leiſtung wird uns durch 
das Widerſtreben, was dort ſtattfindet, ja in hohem Maße erſchwert, 
und es iſt nicht leicht, die brauchbarſten und tüchtigſten Elemente unter 
den Beamten dort ſofort dauernd gewiſſermaßen auf der Breſche zu erhalten. 

Ich halte es im Ganzen immer für nützlich, daß dieſe Herren hier 
ſprechen und alle Schattenteiten beleuchten, die fie herausfinden können. 
Ih ſchätze an dem ganzen Regime der neueren Zeit nichts jo fehr, als 
die abfolutefte Deffentlichkeit, es fol kein Winkel des öffentlichen Lebens 
dunfel bleiben, und müßte felbft nur das gelbliche Dämmerlicht auß der 
Blendlaterne, mit der die Herren Vorredner ung in diefer Sache beleuchten, 
auf ihre Schäden fallen, — es ift immer befier, als daß fie unbeleuchtet 
bleiben, und bätte e8 auch nur die Folge, daß der „Fluch der Hohen 
Meinung,” mit der die beite Verwaltung und Büreaukratie fid) 
u leicht täuſcht, einige Verminderung erleide. Sch bin dankbar für die 
chärfſte Kritik, wenn fie nur fachlich bleibt; ob fie hier überall fachlich blieb, 
wird fich nachher ausmeijen, fie wird eine fachliche Erwiderung finden. 

" Sch habe alfo nur betonen wollen: wir ſtehen hier auf dem Reich» 
intereffe, die Herren ftehen theils auf den Lofalinterefie, theils auf dem 
Intereffe ihrer Bergangenbheit, die fie nad Paris meift, theils auf 





710 


1874. 
dem Intereſſe einer Gegenwart, die fie nah Rom weift. Wir fliehen 
auf ganz verfchiedenen Standpunkten. Die Interefien von Eltaß-Lothringen 
und die des Heiches werden — davon bin ich überzeugt — ſchließlich zu⸗ 
fammenfallen, wenn auch nicht dadurch, daß wir die Reichspolitik dem 
Iofalen Bedürfnig von Elfaß-Tothringen unterordnen und daß wir unjere 
Neichöpolitit fo einrichten, wie die Herren Winterer und Simonis 
fie billigen oder uns vorjchreiben; dabei würden wir dem Weiche cm 
furzes Leben geben. 
Sch babe noch einige Worte über das Statut de Tandesans- 
[a e3 zu bemerten. — Es ift fehr richtig: ich babe vor 2 biß 3 
abren, und ich fann genauer jagen, bis zu dem Zeitpunkt, wo wir die 
jegt unter uns anmefenden Abgeordneten von Elfaß-Lothringen kennen 
lernten, einigermaßen fanguinifchere Anfichten fiber die Möglichkeit gehabt, 
in Elfaß- Lothringen bald ein Eonftitutionelles und parlamentarifches Leben 
groß zu ziehen. Ich will geid nachher das Element näher Tennzeichnen, 
welches mich da in eine Täuſchung induzirt bat. Nachdem wir num die 
Tonart kennen gelernt haben, in der die gewählten Bertreter von Elſaß⸗ 
Lothringen die Heichspolitil, die NeichSinterefien auffaffen, ich — 
ich bin fonft nicht ſchüchtern in der Politik — doch ein gewiſſes Bangen 
und Zagen empfunden, ob ih dem Weiche den Schritt zumutben darf, 
der dahin führen fann, daß wir in Eljaß- Lothringen eine parlamentariicde 
Snftitution fhüfen, deren Majorität oder Geſammtheit von der Gefinnung 
und Auffaffung der Herren Abgeordneten Simonis und Winterer 
fein könnte. Ich glaube, daß ein ſolches Parlament für den europäiiden 
Frieden eine große Gefahr im fich bergen würde. Ich vermutbe, daß die 
Wahlen demnächſt anders ausfallen würden, als die jeßigen efallen 
find; aber ich bin zu wenig davon gewiß, wir müſſen andere Proben afl 
fehen. Ein Barlament, weldes feine Jnfpirationen hanpt- 
fählih dem franzöſiſchen und römiſchen Intereffe entnehmen 
würde, könnte nicht beftehben ohne einen dauernden Konflilt 
zwifchen diefem Parlament und der Heih8regierung. Es winde 
eine erhebliche Aufregung in der franzöflihen Stimmung, vielleicht in der 
ganzen europäifchen, hervorrufen, und ich halte es für % rfchwer, mit 
einer parlamentarifhen Berfammlung, in welder Anfidten 
wie die bier von den elfäffifhen Abgeordneten vertretenen 
die Majorität befäßen, den europäiläen Frieden mit der 
felben Wahrfcheinlichleit auf ein Jahr und länger hinans zu 
berehnen, wie es jegt der Fall ift. Ich habe deshalb der Vorlage 
des Statutd gerade die Form und den Weg angemwiefen, in dem es au 
Sie gelangte. Ich wage nicht, fo gerne ich e8 thun würde, diefe Sache 
in eine Form zu bringen, bei welcher der Neichätag in die Lage län, 
entweder fie zu vermerfen — was vielleiht Ihrem Gefühle nicht en 
fpräche, indem auch Sie ein Berfusftadium gern gewähren würden — 
oder fie zu genehmigen und dadurd eine Inftitution zu fchaffen, die aut 
durch ein Gejeg mit Zuftimmung des Neichdtags wieder aus der Bil 
geichafft werden könnte. Wenn ehr flagrante ‘Dinge paffirten, mwärkı 
wir jolde Zuftimmung des Reichsiages erbitten und erlangen; aber I 
Herren werden felbft gewiß mit mir darüber einig fein, wie ſchwer m 
unangenehm eine ſolche Zumuthung für eine parlamentarifche Berfaumi) 
fein würde, etwa® der Art wieder aufzuheben, und ich Im wir haber 
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diefen Weg gewählt, damit wir, wenn mir fähen, die Ent- 
fhlofienheit, die Neigung, die elfäffer Gefhäfte mit Rüd- 
fiht auf die Zugehörigkeit des Landes zum Deutfchen Reiche 
zu behandeln, iſt noch nit in binreihendem Maße vorhanden, 
noch zuwarten, und namentlid die Wirkung des Schulunterrichts ab» 
warten fönnen, den der Herr Vorredner fo tadelte, und in Bezug auf 
den ich ihm Tage, daß das einer der Punkte ift, über den ich mit dem Herrn 
Abgeordneten Dunder, fo viele Meinungsverfchiedenheiten fonft zu meinem 
Bedauern vorhanden find, vollftändig einverftanden bin: wir werden 
an wahrſcheinlich und fiher nody viel energifcher einfchreiten 
müjjen. 

Wir glauben, daß der Schulunterriht in Elfaß und Lothringen zu 
den befleren in Frankreich, aber do, wie in Frankreich tiberhaupt, im Ver⸗ 

leih zu Deutichland noch immer nicht zu den guten gehört bat. Sie 
feben, wohin die franzöfiiche Nation unter ſolcher Leitung des Schul- 
unterricht8 mit der Zeit gekommen ift, fo daß es fehr fchwer ift, etwas 
Teftes wieberheräuftellen, indem der Zuftand des öffentlichen Unterrichts 
und feiner Orge niffe der Art ift, daß es zu leicht ift, die Bevölkerung 
über ihre wirflihen Jntereffen zu täufhen — um nicht zu fagen zu be- 
lügen — damit fie keinen fiheren und Haren Ausdrud ihrer eigenen Wünfche 
und Intereſſen in eine parlamentarifhe Berfammlung bineinbringe. Im 
franzöſiſchen Wefen liegt ja eine fprüchmörtliche Leichtgläubigfeit, von der 
fih die elfäfler Beoälterung auh noch nicht (osgeriffen bat. Ganz frei 
von der Mitſchuld ift die Art von Schulunterricht nicht, die bisher dort 
fattfand, an der fehr viele Elemente theilnahmen und Einfluß übten, die 
um ihrer Herrſchaft und ihres Einfluffes willen ein Intereſſe hatten — 
ih will nicht fagen, an der Verdummung der Jugend, aber doch daran, 
daß fie nicht zu klug werde. 

Wir halten an den Anfichten, die früher in Bezug auf eine Her» 
ftellung einer eljäfler Yandesvertretung von mir vor Ihnen geäußert worden 

nd, durchaus feit; menn wir dem nicht näher treten wollten, aber vor⸗ 

tig näher treten, fo würden wir auch diefes Statut nicht eingebracht 
— das ja einer weiteren Ausbildung fähig iſt. Ich habe zum Bei⸗ 
piel gar kein Bedenken gegen die Deffentlichkeit, würde aber, menn die 
Lolalbehörden Wefentlihes dagegen hätten, mit meiner Meinung nicht 
durch die Wand gehen, fondern auf diefelben hören; aber ich nehme an, 
daß fie zuläffig fein wird. Dann werden wir ja hören, ob dort wirklich 
elfäffifhe und deutfche Politif, oder fremdartige Tendenz- 
politil getrieben wird. 

Ganz beftimmt werden wir aber inallen unferen Schritten 
in erfter Linie von den Intereſſen und vor allen Dingen 
von der Sicherheit des Weihe, feines Gebietes und feiner 
Örenzen geleitet werden, und werde ih mich, fo wenig ich fonft 
vor einem gebotenen, dreiften Entſchluß in der Politik zurüd» 
fhrede, durch Borwürfe oder durch Ueberzebung nid! dahin 
bringen laffen, die Intereffen des Deutfhen Reiches aus 
Gefälligkeit für ſolche Elfäffer zu gefährden, die im ganzen 
niht zu unferen Freunden gehören, und ih werde aud da 
ben Künfden der Mehrheit meiner deutfhen Mitbürger, 
fo wie fie fih in der Bertretung bier im Reichſtage, und den 
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Wünfchen der dbeutfhen Regierungen, wie fie ſich im Bundes: 
rathe ausſprechen, fehr gern zugänglid fein; aber verlangen 
Sie von mir nidht die Rolle, daß ich anf einem fo brüdigen 
und für die Sicherheit und Ruhe des Reiches dentlicen 
Boden mit einer gewiſſen ftürmifhen Eile vorausdrängen 
foll, immer bereit bleibend, die Berantwortung für die Folgen 
zu tragen. Ehe wir weiter vorſchreiten fönnen, müſſen uns 
weitere Wahlen die Proben liefern, ob dort wirklid die 
Elemente dauernd die Oberhand gewinnen, die dahin fireben, 
die Semüther dem Deutfhen Reihe und der deutfchen Re— 
terung zu entfremden; und wenn daß der Fall fein follte, 
?o müßten wir erft von der Befferung des Schulunterridts 
und von der heranwadhfenden Generation eine Befferung der 
Berbältniffe erwarten, die biß jegt ſchief und in unrichtiger 
Strablenbrehung von den Wählern gefehen werden, fo lange 
die Potenzen, die an der Irreleitung und Unterdrüdung der 
jugendlichen Intelligenz ein Intereſſe haben, in den Schulen 
ort noch wirkſam fein fönnen.“ | 


Mißachtung der Gejepe und Einſchreiten der 
Obrigfeit. 


21. November. Aeußerung des Fürften Bismarck bei der De 
rathung ded Antragd auf Freilafjung des Abg. Bebel x. 


(Auf die Rede des Abgeordneten Windthorſt, welder über bie 
Zunahme der Einfperrungen Klage geführt batte.) 

„Der Herr Vorredner veranlagt mich, gegen meine urſpüngliche Ab- 
fit, nich mit einigen Worten in die Debatte zu mifchen, dadurch, daß 
er die Häufigkeit der Einfperrungen, die Thatfache, daß es fich ſehr Ba 
wiederholt, daß Leute in das Gefängniß kommen, in einer Art und Weile 
portrug, als wenn fi) daraus ein Vorwurf gegen einzelne Regierungen 
oder gegen die Reichöregierung begründen ließe; einer von diefen Bormiren, 
die nicht außdrüdlich ausgeſprochen worden, überläßt dem Lefer, daß an 
al’ diefen Uebeln irgend eine Ungerechtigkeit, von Seiten des Reiche oder 
der Regierungen, Schuld märe, zwifchen den Zeilen zu lefen. Es genügt 
dazu der Vortrag mit den Zone fittlicher Entrüftung. Ein Schuldige 
muß doc fein, und als fchuldig, fobald die Anklage von der Stelle dei 
Vorredners und von der Stelle ded Herrn erften Redners ausgeht, denft 
man fi) natürlich die Regierung. Ich möchte diefem Eindrud dod mit 
wenigen Worten entgegentreten, indem ich fage: wenn fehr viele Beiſpile 
porliegen von — ich wiederhole den Ausdrud — von Einfperren, denn id 
finde fein entſprechendes Subftantivum, was ich aus Gefängniß bilden könnte 
— wenn das aljo fehr häufig vorfonmt, fo ift das allerdings eine ſeht 
bedauerliche Erfcheinung, keineswegs aber ein Beweis, daß die Regierung 
nicht ihre Schuldigfeit thäte. Der würde dann erft geführt werben können, 
wenn man au nur in irgend einem Beifpiele nachweiſen könnte, daß di 
Sefängnighaft im Widerſpruch mit den Gefegen verfügt wäre. Das p 
verſuchen, hat fi der Herr Vorredner, der lebte ſowohl wie ber er, 
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hr wohl gehütet; ex hat dunkel ein Mißbehagen angedeutet, daß häufig 
ute unerwartet ind Gefängniß geriethen, hat es dem Publikum überlaſſen, 
n Miſſethäter zu errathen, der eigenilich daran ſchuld iſt. Ja, meine 
errn, das ift, wie bei der Abſchaffung der Todesſirafe Jemand fagte: 
Yaßt doch die Herren Verbrecher erſt anfangen mit der Aufhebung des 
torbes!“ Das häufige Einfperren Tiegt nicht an denen, die das 84 
indhaben und es mit pflichtmäßiger Strenge und Gleichmäßigkeit hand» 
ıben; es liegt an denen, bie das Geſetz übertreten. 

a8, was der Herr Vorredner anführte, ift nur ein Beweis, daß 
e Gefegesübertretungen in neuerer Zeit zahlreicher find, wie früher, daß 
e Achtung vor den Gefegen erheblich geſchwunden ift. Fragen wir uns 
in: Woran liegt das? Un der übermäßig gefteigerten Strenge unferer 
ejeggebung ? Das kann man doch nach ale neuen Gefeggebung wahr- 
4 nicht fagen; im Gegentheil, ich hörte fie vielfach zu großer Milde ans 
agen. Es liegt darin, daß die Tendenz der Kritil, die Tendenz ber Auf- 
hnung gegen die Geſetze überhaupt sichten der Gefellihaft ergriffen 
ıt, in denen fie früher nicht heimifch war; es liegt in den hoch ſtehen den 
eifpielen derer, die vorzugsmeife auf die Achtung vor dem 
efege halten follten, die aber in erfter Linie das Beifpiel 
er Mißachtung, der Belämpfung der Gefege, der Auflehnung 
gen bie Gefege geben. Diefe Beifpiele wirken ſehr nachtheilig. Es 
:gt außerdem mwahrfgeinlih in den Grundfägen, die auf die Erziehung 
derer Jugend unter dem in den legten 25 Jahren beftandenen Auffichts- 
eſen angewandt find. Die Thatfache ift, daß unter diefen Einwirkungen 
ne Berwilderung in unferen fozialen Verhäliniſſen eingeriffen ift, die in 
er neueften Sosfagun von der Pflicht, den Gefegen zu gehorchen, die 
m hoher Stelle gegeben find, nur ihre Beftätigung gefunden hat.“ 


Die Reichs⸗ Juftizgefege. 
24. November. Aeußerung des Juſtiz-Miniſters Dr. Leonhardt 
bei ber erften Leſung der Juſtizgeſetze. 

— „Ber bie Gefegentwürfe unbefangen prüft, wirb nicht wohl verfennen 
nnen, bafı fie einen bebeutenben Fortfhritt in der Gefeßgebung bilben; es 
inbelt fi nicht um ieichte Arbeit, fondern um bie reifen Früchte ber erufteften 
eiftestäätigleit. Wollenbet find die Gefegentwürfe nicht, denn Wollenbete zu 
jaffen iſt den Geſetzen nicht möglich; auch foll nicht behauptet werben, daß fie 
18 erweisbar Befte enthalten. Denn bie Reicejufi efesgebung if in einer 
ıberen Lage, als bie Geſetzgebung des Einzelftaates. tannigfaltigteit ber 
erhältniffe if fo groß, baß es faum möglich ift, biefelben in ihrer vollen Ber 
tung zu erfennen unb zu wilrbigen, insbefonbere auch nad) bem Gefichtspunfte, 
» fie einen beredtigten Anfprud) auf Forteriftenz haben. Mei der Bearbeitung 
m größeren Reichs juſtizgeſetzen muß deshalb bie Revifion von vornherein ale 
m maßgebender Faktor für bie Gefehgebung in Betradt gasgen werben; wer 
18 verfennt und in ber Revifionsbebürftigleit ein Uebel erblict, das hätte ver» 
ieden werben können, ber beweift bamit, daß das legislative Schaffen eine 
‚enfo fhwere, als bie Kritit eine fehr leichte Aufgabe it. Ic bin Überzeugt, 
1 unter Ihnen auch nicht ein Einziger ift, welder ben Inhalt der Gejeent- 
Ürfe durchweg billigt. Cie befinden fd) in ber gleichen Lage mit den verbündeten 
eglerungen. ande verblinbete Regierung wird wünſchen, daß bas Cine ober 
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Andere, vielleicht fehr Wichtige anders gemacht wäre. Allein die verbündeten Re 
gierungen haben, um zum Sie zu gelangen, und eingeben! bes Wortes: „Das 
Beflere ift der Feind des Guten,” geglaubt, Refignation Üben zu mäfjen und 
haben große Refignation geübt, und jo möchte ich auch Ihnen, meime Herren, 
zurufen: verſchmähen Sie nicht das Gute wegen bes VBefferen, üben Sie Refig- 
nation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das thun, kann auf bie 
Krönung eines Wertes gerechnet werben, beffen fachliche und politifche Bedeutung 
glei groß iſt.“ 


Welt: Boftvertrag. 
Aus der Reichstagsſitzung vom 30. November. 


Das Wefen und die Bedeutung bes Vertrages. 
Einleitende Rebe des General- Poftvireltors Dr. Stephan. 


„Meine Herren! Indem die verblindeten Regierungen fich in ber erfren- 
fihen Lage befinden, Ihnen heute die Urkunde Über bie Gründung eines allge- 
meinen Poftvereins vorzulegen, glauben fie von ber Borausfegung ausgeben zu 
dürfen, daß e8 einer befonberen Empfehlung der Vorlage vor diefen Hohen Hauft 
nicht erft bedarf. In der That enthält diefelbe im Weſentlichen nur bie eur 
päifche Betätigung, man barf fagen, die univerjelle Anerlennung der Grundſätze, 
welden der Reichstag bei einer Alihe vorangegangener Berathungen von Einzel- 
verträgen bereit8 feine Zuftimmung ertheilt bat. — — 

Der vorliegende Vertrag bezwedt nicht eine Bereinigung zu einem beftimmten 
Unternehmen, welde fi auflöft, wenn der Zwed biejes Unternehmens erfüllt if; 
er ift auch nicht Darauf berechnet, nur für gewiffe Zeiten uud für gewiſſe, hoffentlich 
immer feltener werdende Lagen in Anwendung zu fommen, in denen bie Bälkt 
biutige Kriſen durchſchreiten. Er will auf feinem Gebiet eine dauernde Einrid- 
tung, einen fortlebenden Organismus ſchaffen; feine Anwenbung wird täglich und 
flündiih, von Land zu Land, von Welttheil zu Welttheil fattfinden, ſei es in 
bem weiten Gezweige ber Gejchäftsverbindungen ober in ben fletigen Vorkomm⸗ 
niffen des Bamilienlebens, ſei e8 in dem großartig zunehmenden Austauſch ber 
Erzeugniffe der Preffe oder in den Beziehungen der Männer der Kunft un 
Wiſſenſchaft. Niemand in biefer Hohen Berfammlung wird an den Wirkungen 
bes Vertrages unbetheiligt unb von ihnen unberührt bleiben. Deutſchland wechſelt 
ſchon gegenwärtig mit ben bier in Betracht kommenden Ländern, ungeaditet ber 
jetigen hohen Zaren, 150,000 Briefe und Drudfachen täglich, das iſt in jeder 
Stunde 6000 Stüd. Für die Beamten der Poftverwaltungen wird ber Vertrag 
feine Wirkung dahin äußern, daß durch eine weitgehende Vereinfachung bes Dienk- 
medhanismus ihnen bie Ueberwältigung der Arbeit erleichtert und mithin em 
torreftere Handhabung derſelben, mit welcher erhebliche Interefien bes Publilumt 
verfnüpft find, ermöglicht wird. 

Wir werben eine einheitliche Brieftare von 2 Sifbergrofchen bei bem gleihh ˖ 
förmigen Gewichte von 15 Gramm haben, und für Zeitungen, Drudjaden, Bücher, 
für die Erzeugniffe der graphiihen Kunft und die Kompofitionen ber Mufl, 
fowie fir Handels» und Geichäftspapiere eine Tare von Y, Silbergroſchen hi 
bem gleihförmigen Gewicht von 50 Gramm. Dieſe Taren werben, aud went 
die franzöfifche Republik, deren freier Entſchließung ber Beitritt oder Nichtbeitritt 
zum Vereine jetzt noch offen ſteht, es im ihrem Intereſſe liegend erlennen jofk, 
fih von bem allgemeinen Concert der Übrigen fultivirten Länder unb veren 8 
glerungen auszufchließen,, gleihwohl Anwendung finden auf ein Gebiet von über 

00,000 Duadratmeilen, welche bewohnt werden von mehr ale 300 Million 
Menden, bie ben civilifirten Nationen der Erbe angehören. In biefem weit 
Gebiete find für den bier in Betracht kommenden Zwed bie politifchen Grenz 
niebergeiegt, und die Waffe war der Gedanke. — — 

nd fomit, meine Herren, übergeben bie verblinbeten Regierungen Ihr! 


! 
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prüfenden Berathung dieſen Bertrag, welder, erlauben Sie mir zum Schluffe 
biefer Hoffnung Ausbrud zu geben, neben ben Vortheilen, die er den Nationen 
in materieller und geiftiger Beziehung gewähren wirb, ein, wenn immerhin Meines, 
fo doch Hoffentlich recht gefundes Reis am Delbaume bes Völlerfriedens fein wirb.“ 


Die Aufnahme des Bertrages im Reichstage. 
Worte des Berichterſtatters Abg. Miguel. 


„Ich glaube auf die volle Zuftimmung des Reichstages rechnen zu fönnen, 
wenn ich fage, daß die Befriedigung, welde bie Bunbesregierungen über ben 
Abſchluß dieſes wichtigen Werkes empfinden, im Reichstag und im deutſchen Lande 
gleichmäßig getbeilt wird. So verſchieden auch unter ung und im Bolfe über 
mande Inftitutionen bes Reiches und ihre Wirkungen die Anfichten fein mögen, 
das erkennt doch das deutſche Volt einflimmig an, wie fegensreich bie Einheit bes 
Poſtverkehrs in Deutichland geweſen ift, und wie große Fortfchritte wir der Poft- 
verwaltung in biefer Hinficht verbanten. Um fo größer ift aber Die Befriedigung, 
wenn wir nun bier die Grenzen ber Nationalität der einzelnen Völler über- 
ſchritten ſehen, wenn wir zum erflen Mal die Einbeitlichleit, die im Weltverkehr 
fehlte, bier angebahnt ſehen. Wir erbliden barin eine ſehr wejentliche Erleichterung 
des friedlichen Verkehrs und ber Annäherung der Völler unter einander. Wir 
können ſtolz barauf fein, daß da® ganze Deutichland es war, welches dazu bie 
Initiative gab, es gebührt gewiß unferer beutfchen Poftverwaltung und ihrem 
Chef der Dank des Landes dafür. 

Ich babe nur dies ausbrüden wollen, ich halte mit den verbünbeten Re⸗ 

terungen es nicht für notbwendig, ein fo auf der Hand Tiegenbes heilſames 
lturwerk no in feinen Einzelheiten zu rechtfertigen; ich bin überzeugt, daß 
der Reichstag diefen Vertrag einflimmig annehmen wirb.“ 


Ein Rüdblid aufdie Entfiehung des Welt-Poftverein®. 
Aus den Danlesworten des General- Pofvireltors Stephan. 


„Die Anerkennung, welcher in fo berebter Weife Ausbrud gegeben wurde 
unb der das Hohe Haus fih in fo ehrender Weife angeichloffen bat, verpflichtet 
mich, im Namen ber verbünbeten Regierungen, zum lebhafteften Danke. Als in 
der letzten Sitzung des Berner Kongrefjes eine ehrende Kundgebung ähnlicher Art 
erfolgte, ergriff ich bie Gelegenheit, daran zu erinnern, daß ſolche Ergebniffe nicht 
Das Verdienſt Einzelner find, ſondern daß dies im Geift des Zeitalters, den Be- 
wegungen und Ipeen, liegt, bed Zeitalters, das jeine Inipirationen von oben 
empfängt, an deren Ausführung alle denkenden Geifter der Zeit mitarbeiten. 

So weit Preußen dabei in Betracht kommt, wind es vielleicht für Das 
Hohe Haus von Imtereffe fein, wenn ich einen kurzen Rüdblid auf bie Entſte⸗ 
hungsgeſchichte des Vertrages werfe, und da babe ich zu erwähnen, daß durch bie 
perjönlihde Entichliefung Sr. Majeflät des Kaifers bereits 1868 Schritte zur 
Einleitung von Berhandlungen mit anderen europäifhen Regierungen anbefohlen 
mwurben, um Einverſtändniſſe mit Deutſchland herbeizuführen, wie fe jet ange- 
nommen worben find. Cine erneute Anregung zu biefem Werke des Friedens, 
wie e3 genannt wurde, erfolgte burch einen Erlaß an den Kaiſerlichen Botſchafter 
in Paris, der das Darum bes 6. Juni 1870 trug, und es ift wirklich eine inter- 
efjante altenmäßige Thatfache, daß wir fo wenige Tage vor dem Ausbrucde des 
bintigen Krieges eine fo geringe Ahnung davon hatten, daß uns ein folcher 
Kampf bevorftand. Als der Klang ber Waffen verhallt war, wurde u. U. auch) 
dieſe Friedensarbeit wieder vorgenommen und fo weit gefördert, daß wir hoffen 
durften, den Kongreß 1873 ie Stande kommen zu ſehen. Es traten im legten 
Angenblide Schwierigkeiten ein und es mußte der Aufichub bis 1874 erfolgen, 
ein Aufihub, der dem Werke inbeffen nur förderlich geweien ift, da die darin 
vorgeſchlagenen Ideen mehr Eingang fanden und bie fler mit manden Bor- 
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fhlägen, die Anfangs für unausführbar gehalten wurden, fi} boch fo fehr ke 
freundeten, daß dieſe Vorſchläge Farbe und Geftalt gewannen. Bon großem Ein- 
fiuffe war babei bie Thatlade, daß zwiichen Deutſchland und Defterreid jet 
Jahren bereits ein Boftverein beftand, der die Nüglichkeit, bie Möglichkeit und 
Zweckmäßigkeit folher Einrichtung in ausgezeichneter Weife Dargetban hatte. 
Gleichwohl würden wir aber nicht jo ſchnell zum Ziel gekommen fein, wenz 
uns nicht in der ganzen Sache bie Unterftügung der Übrigen Regierungen ja 
Theil geworben wäre. Bei allen Degierungen hatten unfere Borjchläge bas leb⸗ 
baftefte Intereffe erregt und bei faft allen thätigfte Unterſtützung gefunden. Gerade 
ber erleuchteten Auffaffung Diefer Regierungen von der Wichtigkeit des Zmedes, 
ihrer Opferwilligleit für das allgemeine Intereffe und den ausgezeichneten Eigen- 
ſchaften ihrer Vertreter, die fie nah Bern fandten, ift e8 zuzufchreiben, daß ber 
Bertrag in fo kurzer Zeit hat abgefchloffen werden Finnen. Nicht minder wie bie 
europäifhen Staaten haben auch die deutſchen Staaten unb freien Städte, wie 
ich bereits die Ehre hatte zu erwähnen, im Bundesrathe diefem Werke ihre volle 
und warme Unterftügung geliehen, und ohne die fraftuolle Förderung, bie bem- 
felben von feinem erften Entwidelungsftabium an bis in alle folgenden Phafen 
durch ben oberften Chef der Heichs - Boftverwaltung, den Herren Reichskanzler, 
und durch ben Herrn Chef des Reichskanzler-Amts zu Theil geworben, würde 
bag Werl wohl kaum über den embryonifhen Zuftund binausgefommen fein. 
Aus Vorſtehendem wird nun ber geehrte Herr Vorredner, ber fo freundlich 
war, der Berfon des General Poftdireltors Erwähnung zu thbun, wohl entnehmen, 
in welhem Maße der Antheil, den er bie Güte hatte ihm einzuräumen, reduzirt 
werden muß. So beſcheiden der verbleibende Reſt dieſes Antheils auch ift, fo if 
in diefem Falle die Anerkennung der Vertreter der Nation ein Titel, allezeit mit 
freudiger Genugthuung darauf zurüdhliden, und ich bekenne gern, daß es in den 
mübevollen, opferbereiten Leben eines Stautsmannes in der heutigen Zeit zu ben 
wahren Lichtbliden gehört, wenn man durch die Gunft der Umſtände das Glüd 
gehabt hat, feinem Baterlande vielleicht einen Dienft zu erweifen, und wenn bem- 
jelben dann dafür ber feltene Dank und die feltene Ehre zu Theil wird.” 


Diefen Worten folgte anhaltender Beifall von allen 
Seiten ded Haufe. Auch der Neichöfanzler Fürft Bis: 
mard ſchloß fih mit dem Auddrude freudiger Theilnahme 
den Zeichen der Anerkennung ded Neichötaged für den 
General: Poftdireftor an. 


Der Welt-Poftvertrag wurde ohne weitere Erörterung 
fofort in erfter und zweiter Berathung mit Einftimmigfeit 
genehmigt. 


Der Reichskanzler und die Reichsämter. 


1. Dezember. Rede des Zürften Bismarck bei der Beratbung über 
die Einjepung eined Reichs-Juſtizamts. 

„Nur einige Worte über die Natur der Verantwortlichfeit, die ich 
als Reichskanzler zu tragen glaube und meine Anſicht über die Frage, 
inwieweit ich mich zu einem abftracten Begriff verflüchtige, inwieweit ich 
materiell in die Sachen einzugreifen babe, um unter Umfländen meiner 
Berantwortlichteit gerecht werden zu können. 

E3 wäre ja eine ſehr anmaßliche Behauptung, wenn ih glauben zu 
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machen verfuchte, daß ich alle Einzelheiten des weiten Gefchäftsfreifes, für 
den ich die Verantwortlichkeit trage, jelbft zu überfehen und felbftthätig 
au betreiben oder auch nur mit Sicherheit au eurtbeilen vermöcdhte. Darin 
ann meines Erachtens die Verantwortlichleit des Reichskanzlers nicht ges 
ſucht werden, daß jede fpezielle Maßregel innerhalb des ganzen Bezirke, 
für den er verantwortlid ift, gerade als von ihm perfönlich herrübrend 
und gebilligt angefehen wird. Ich bin meines Erachtens dafiir verantwort⸗ 
lich, deß an der Spitze der einzelnen Zweige der Reichsverwaltung Leute 
fteben, die nicht nur dazu befähigt find, fondern die ihre Verwaltung auch 
im Großen und Ganzen in der Richtung des Stromes führen, den das 
deutfche politifche Xeben nach der augenbliklihen Richtung des deutfchen 
Geiſtes und der deutfchen Geiſter zu laufen genöthigt ift, daß fein Zwieſpalt 
nicht nur innerhalb der verjchiedenen — laſſen Sie mich einmal den Aus- 
drud gebrauchen — Reichs⸗Miniſterien, fondern auch fein dauernder prins 
zipieller Zwiefpalt innerhalb der großen Körperſchaften, die dem Reiche 
feine Geſetze und Einrichtungen geben, einreiße, auch fein Mißtrauen und 
feine Feindſchaſten zwiſchen den einzelnen Bundesgliedern; im Wefentlichen 
aber dafür, daß an jeder Stelle, die zu befegen ift, Jemand fteht, der 
nach dem gewöhnlichen Ausdruck „tanti“ ift, diefe Gejchäfte zu beforgen. 

Für alle Einzelheiten mir die Berantwortung zuzumuthen, 
das wäre fehr ungereht uud wäre Uebermenfhlidhes von mir 
verlangt. Sie dürfen deshalb nicht fagen, daß dadurd ein Theil der 
Geſchäfte gemwifjermaßen, weil von mir ungededt, von jeder Verantwort⸗ 
lichkeit frei wäre, indem derjenige, der es vorbringt, die verfaffungsmäßige 
Beantwortlichkeit nicht zu tragen bat, und derjenige, der fie trägt, ſich 
damit entichuldigt, daß er jagt: ich kann das Alles unmöglich überſehen, — 
fondern Sie müflen fragen: welche Bürgfhaft einer moraliſchen 
VBerantwortlidhfeit haben Sie denn bei jeder anderen Einrich— 
tung, die nicht auf eine einzelne Perfon geftellt wäre? Gerade» 

u gar feine! Wer hat in einem Kollegium, welches aus 8 oder 10 
felbftftändigen Miniſtern befteht, in dem feiner ohne den Willen des anderen 
eine irgend erhebliche Bewegung machen kann, in dem keine Maßregel 
anders als durch Stimmenmehrheit bejchloffen wird, — wer hat die Ver—⸗ 
antwortung zu tragen? Wer trägt die Verantwortung der Beichlüffe einer 
barlamentoriicen orporation, wie der Reichſtag? Offenbar kann fie bei 
feinem Einzelnen gefucht werden! — Sie fünnen die Berantwort- 
lichkeit nur bei einem Individuum ſuchen, niemalß meines 
Erachtens bei einem Kollegium, wo eder berechtigt ift, fich damit 
u entjchuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die Anderen nicht, und mo 
Reiner weiß, wer der Andere und wer der Eine ift. 

Ich kann, wie gejagt, unmöglich in der Seele eines jeden der höheren 
Reichsämter fteden, fo daß ich Alles jelbft leite; aber ich kann, durch eigene 
Beobachtung oder durch die Prefje oder dur den Neichötag darauf auf- 
merkſam gemacht, ſehr bald erkennen, ob irgendwo ſich eine Etrömun 
entwidelt, die mit der Richtung, für die ich verantwortlich bleiben will, 
nicht im Einflange fteht. Wenn ih nun in der Reichspolitik die Ueber- 
eugung gewinne, berechtigt oder irrthümlich, dag Mißbräuche oder fehler: 

fte Kichtungen vorhanden find, dann bin ich berechtigt, verfügend einzu- 
greifen, ich habe ein Veto gegen diefe Richtung. 

Ich bin fo thatenluftig und gefchäftshungrig nicht, daß ich dag Bes 
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bürfniß hätte, meinen Geſchäftskreis fehr mwefentlich zu erweitern, — im 
Gegentheil; aber ich glaube, daß die Leitung einheitli nur dann 
fein fann, die Verantwortung alfo aud nur dann getragen 
werden fann, menn an der Spige Jemand ſteht, der beredtigt 
ift, zu verfügen. Ich würde nıir felbft das Geſchäft fehr erſchweren, 
wenn ich von dieſer Berechtigung einen leichtfertigen und fehr bereitwilligen 
Bebrau machen mollte; aber e8 genügt fehr oft, daß man eine Waffe 
bat, und daß diefer Beſitz bekannt ift, ohne dag man in die Nothwendigkeit 
füme, fie zur Anwendung zu bringen. Mit dieſer @inziätung IR 
auch meines Erachtens das Intitut felbftftändiger Reichs-Mi⸗ 
nifterien, immer unter der Leitung eine Premier-Minifters, 
mit den meines Erachtens allein konftitutionell möglichen 
Berantmwortlichleit3-Grundfägen vereinbar; aber da können 
Neih8-Minifterien einen fehr hohen Grad von Selbſtſtändig⸗ 
feit gerade jo üben, wie in ausgebildet Fonftitutionellen Yän- 
dern, mie in England, und ich glaube, daß fi) jogar diejenigen JInſtitute, 
die dem Reichskanzler⸗Amt als folhem mit untergeordnet find — die 
Boftverwaltung, die Telegraphenverwaltung, und fo auch wohl das künftige 
Reichs⸗Juſtiz-⸗Amt — einer fehr großen Selbſtſtändigkeit erfreuen und 
Hi — ſchwerlich klagen werden über ein bureaukratiſch bevormundendes 

ingreifen. 

Ic glaube, daß auch der heutige Geſchäftsumfang des Reichs— 
kanzler-Amts auf die Dauer für eine einzelne Perfönlidkeit 
zu viel fein wird. Sie würden einmal nicht immer eine Perfönlichkeit 
von diefer erzeptionellen Arbeitskraft, wie der jegige Chef des Reichskanzler⸗ 
Amts ift, aufzutreiben vermögen, und zweitens jelbft für diefe — mehrere 
Perjonen, möchte ich jagen, in ſich fchliegende — Leiftungsfähigkeit wird 
e3 auf die Dauer doch zu viel werden, wir werden nothwendig da- 
hin fommen, au3 dem Reichskanzler⸗-Amt — ich will nicht jagen 
im nächſten Jahre, die Zeitbeftiimmung ift dabei gleichgültig, ich ſpreche 
nur von einem Ziele, wie e8 mir vorſchwebt — ein —*53 inifterium 
zu entwideln, welches fo felbftändig ift, wie es fein fan, wenn überhaupt 
noh ein Minifterpräfident die Verantwortlichleit für deſſen Thätigkeit 
tragen fol. Wir werden vielleicht ein Finanz Minifterium, mir werden 
ein Handel3- Minifterium daraus entwideln fönnen; wir werden, went 
Elfaß-Lothringen in diejer Verbindung bleibt, ein Minifterium für 
Elſaß-Lothringen entwideln können. Die Grenze der Selbf- 
ftändigkeit diefer Miniſterien Liegt ja fehr viel weniger in den Rechten, 
die der Reichskanzler beanfprucht und innehalten fol, wenn er fich nicht 
jelbft überfhägt und nicht die Grenze menjchliher Thätigkeit überfchägt; 
fie Liegt vielmehr in den verfafjungsmäßigen Rechten bes Bundes 
raths. Da würde ich auch rathen, an einer verfaſſungsmäßigen Einrich⸗ 
tung gar nicht oder nur fehr vorfichtig zu rühren. — — — 

Ich wiederhole in Kürze: In der Stellung des Neid 
fanzler® und in den Anſprüchen, die ih mit ihr verbinde, 
liegt in feiner Weife ein Hinderniß, die Selbftftändigfeit der 
Minifterien, die dem Reichskanzler die Verantwortung tragen 
helfen, fo weit außzudehnen, wie die verfaffungsmäßigen dr 
rehtigungen des Bundesraths es irgend geftatten. Wollen Eie 
aber einen Reichskanzler haben, der Ihnen perfönlich verantwortlich bleibt 
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— moraliſch und juriftifh, — dann müſſen Sie ihm entweder die Bes 
fugniß geben, verfügend einzugreifen in den Lauf eines Kollegen, 
für defien Berfahren der Reichskanzler die Verantwortung nicht mehr übers 
nehmen will (und fo fteht es jest), oder Sie müßten ihm eine Berechti⸗ 
gung beilegen, die ich nicht annehmen möchte, weil fie in das Deajeftätsrecht 
des Kaiſers eingreift und eingreifen würde, daß er die Entlaffung eines 
beſtimmten Minifters oder hohen Beamten, für den er die 
Berantwortung nicht weiter übernehmen will, verfajfungs- 
mäßig als fein Recht fordern darf. Eines von beiden werden Sie 
einen Banzler, der verantwortlich fein fol, immer bemwilligen müflen. Das 
erfte aber genügt, um den Reichskanzler in den Stand zu fegen, eine 
feiner Berantwortlichteit entſprechende Macht zu üben, und fteht anderer- 
ſeits, wenn Sie ſich nicht einen unvernünftigen, rechthaberiſchen Reichs⸗ 
tanzler denken, der fich in Dinge miſcht, von denen er nichts verfteht, 
dem nicht entgegen, daß jeder Minifter neben ihm fi fo frei 
entmwidle, wie Sie ihn irgend brauden können.“ 


Die auswärtige Politik des Fürſten Bismard und die 
Ultramontanen. 


4. Dezember. Rede ded Fürften Bismard gegen den Abgeord- 
neten Jörg. 


[„Diefer führte Beſchwerde darüber, baß ber in ber Reicheverfaflung 
vorgefehene Ausihuß des Bundesraths für auswärtige Angelegenheiten an- 
geblih nit in Wirkſamkeit getreten fei. Derielbe fei dazu eingejegt, damit 
es „bem Leiter der auswärtigen Angelegenheiten nicht geftattet fei, auf ben 
verfchlungenen Wegen der Diplomatie die Dinge fo zu präpariren, baf die 
Bertreter der Bunpesftaaten plötzlich nicht im Stande wären, zu beurtheilen, 
wer Augreifer und Angegriffener fei.” Gerade in dieſem Jahre fer in ber 
veitung der auswärtigen Angelegenbeiten in jehr greifbarer Weife das perſön⸗ 
lie Regiment (des Reichskanzlers) herworgetreten, — da wäre fehr zu wünjchen 
geweien, daß die Vertreter der übrigen Bundesſtaaten mäßigend und beru- 
bigend hätten einwirken Finnen. Der Rebner wie darauf bin, daß ber 
Reichskanzler „einen kalten Wafferftrahl” nach Verſailles gerichtet habe, blos 
weil ein paar katholiſche Biſchöfe aufregende Hirtenbriefe erlaffen hätten. Das 
hätte leicht zu einer flagranten Einmiſchung in bie franzöfiihen Angelegen- 
heiten und zu einem Religionskriege führen innen. Noch dringender wäre 
die Einwirkung bes biplomatifchen Ausjchuffes bei der ſpaniſchen Trage ge- 
weſen, welche zu der Zeit vom Himmel gefallen fei, „al® wegen bes verwe⸗ 
genen Verbrechens eines balbverrüdten Menfchen ein guter Theil der Deutſchen 
geradezu in's Deliriren gerathen war.“ Der diplomatiſche Ausſchuß hätte 
den Reichskauzler vermuthlich vor dem bekannten ruffiihen Widerſpruch be» 
wahrt, vor dem Fiasco, das der Reichskanzler wohl um Vieles gern unge. 
ſchehen machen möchte.“ 


(Die deutſche Politik und Die Bundesregierungen; die 
Anerltennung Spaniens und die europäifche Politik; das 
Kiffinger Attentat und die ultramontane Partei.) 


„Bei aller Bereitwilligfeit, auf fachliche Anfragen bei Gele enheit der 
Budgetdiskuſſion Auskunft zu geben, wird ed mir in diefem Falle doc 
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fchwer, weil der Herr Redner eigentlich eine Yrage, auf die man ant- 
worten könnte, nicht geftellt hat. Er hat die ganze Weltlage und d. 
ganze Ausland berührt, namentlich infoweit es dem reiche nadhtheilig ſein 
fönnte und im Auslande unangenehme Eindrüde madt. ih in em 
ftaatsrechtlihe Diskuffion über die Auslegung der Reichsverfafſung, über 
die Kompetenz diefes Ausfchufies, über die Thätigkeit feiner Mitglieder, 
zu denen befanntlih Preußen nicht gehört, mit dem Herrn Borredner zu 
vertiefen, das werden Sie mir hier nicht zumuthen. 

Der Ausschuß befteht in voller Wirkjamteit, er beftehbt aus dem Ki 
niglich bayerifchen Miniſter von Pfretzſchner, dem Königlich ſächſiſchen 
Minifter von Friefen, dem württembergiichen Öejandten von Srigem- 
berg, dem Großherzoglich badifchen Dlinifter von Frey dorf und dem 
Großherzoglich medlenburg-fchwerinjchen Vertreter von Bülow; aljo daraus 
wird der Herr Abgeordnete entnehmen, was er mahrfjcheintich wohl jchon 
ohnehin gemußt hat, daß der Ausſchuß zu Recht befteht und zufammen 
tritt, jo oft eines der Mitglieder auf Berufung anträgt oder der Königlid 
bayeriſche YBundesbevollmädtigte ihn beruft. Daß das Bedürfniß nicht 
häufig eintritt, dafür forgt dad Auswärtige Amt, indem es die verbündeten 
Regierungen dur Abjchriften der wichtigeren Depefhen und durch Mit 
theilung der Ergebniffe auf dem diplomatiichen Gebiete weit über feine 
dienftliche Verpflichtungen hinaus, und, fo viel ich babe erfennen fönnen, 
unter voller Anerkennung der verbündeten Regierungen, auf dem Laufenden 
erhält. Wir haben in unferen auswärtigen Beziehungen redt 
reine Wäſche und nicht fehr viel zu verbergen, wie Sie auf 
daraus erjehen, daß wir uns nicht daran kehren, ob die höchſten Beamten, 
die wir im Auswärtigen Anite anftellen, gerade dem einen oder dem an⸗ 
deren Bundesſtaate angehören. Wir haben zu allen Reichsangehsrigen, 
fo meit fie nicht das Vertrauen durch politifches Verhalten verwirten, 
wir haben namentlich zu allen Reich8regierungen ein unbegrenzte3 
Bertrauen. Diele Idee, als ob, wenn ein heimlich forgfältig präparirter 
Krieg oder fonft eine Abjcheulichkeit geplant würde, diefer Ausſchuß, wenn 
er berufen würde, dem auf die Sprünge fommen würde, ift ja ganz utopiſch 
und eigentlich doch mehr für Romane und Kinderlefebücher berechnet. Im 
Fahre 1874 ift meines Erachtens gar fein Bedürfniß geweſen, daß irgend 
eine Ausfhußfigung hätte ftattfinden müffen, weil da8 Jahr 1874, was 
dem Herrn Vorredner, wie es jcheint, einen fo erjchredenden Eindrud ges 
madt hat, in den 13 Jahren, die ih nunmehr an der Epite des Aus 
wärtigen Amts von Preußen und Deutfchland ftehe, eigentlich das ereig⸗ 
nißlojefte gemejen iſt, was mir je vorgefommen ift. — — 

Der Herr Vorredner hat außerdem eine — Thatſachen theils 
aus dem auswärtigen, theils aus dem inneren politiſchen Leben des vers 
gangenen Jahres berührt, auf die ich noch kurz eingehen muß, um irgend 
welchen Entftellungen vorzubeugen. 

Bon einer Intervention ift bei ung nach feiner Seite die Nede 
gemwejen in dem Sinne, wie er und der nterventionsgelüfte in Frank⸗ 
reich anflagte, weil wir uns über die aufrührerifche Sprache franzöfijcher 
Biihöfe in Erlafien, die an deutfche Unterthanen gerichtet waren, bes 
jhwerten. Es handelt fi) da, juriftifch genau genommen, nicht einmal 
um ausländische Biſchöfe; denn die flagranteften Thatſachen betrafen folche 
Biſchöfe, die damals noch einen Theil der Diözefen im Deutfchen Reiche 





en und infofern auch der Jurisdiktion des Deutſchen Neiches unters 
. Aber au in Spanien handelt es fih um feine ntervention. 
& die erſte Nachricht von der Ermordung des Hauptmann Schmidt 
:, fo ift mein Gefühl Benelen: wenn das ein englifcher Zeitungs» 


fpondent, ein amerikaniſcher, ein ruffiicher, ein franzöfifcher gemejen 
fo wäre ihm das nicht paſſirt. Es regte ſich in mir die Er» 
rung an alle alten Demütbigungen, die Deutſchland durch 
: Berriffenheit früher zu erdulden genöthigt worden ift, 
ih fagte mir, e8 ift Zeit, das Ausland daran zu gewöhnen, 
map and Dentiche nicht ungeftraft ermorden darf. Und in diefem 
e var ich allerdings entjchloffen, den Borgang nicht ungerügt und 
nertt vorübergeben zu laſſen. Wäre es den pölferrechtlichen Ueber 
ıngen gemäß und geziemte es und, auf eine barbarijche, ich kann 
bentermäßige Berfahrungsweife in ähnlicher Weife zu antworten, 
Atten wir am erjten beften karliſtiſchen Hafen, den mir erreichen 
en, eine Landung gemacht, bätten den exften beiten. Farliftifchen 
Boffizier ergriffen und am Hafenthor erhängt. Das mar daß, 
fih dem natürliden Menſchen als Repreſſalie aufdrängte. In⸗ 
‚ fo handeln wir nicht, denn wir find eminent friedfertig. Der Herr 
»dner vindicirt diefen Charakter für Siüddeutfchland hauptfächlich. 
pill ihm den ja nicht beitreiten, aber friedfertiger wie der Herr Vor⸗ 
r bin ich jedenfall8, da braucht man nur feine legte Rede zu kennen, 
menn er mir als Eriegerifch vorwirft, ich hätte irgend einmal von 
| Strahl falten Waſſers zur Beruhigung aufgeregter Gemüther ges 
ven, jo fann ich mich nur darauf berufen, daß faltes Walfer 
:minent friedfertiges, abfühlendes Element ift. Ich würde 
gern Borredner rathen, recht viel Gebraud) davon zu machen. 

emnächſt lagen die Verhältniffe in Spanien nicht fo, daß wir für 
an einem deutfchen Offizier begangene Mordthat die dortige Regie⸗ 
bätten verantivortlich machen können; denn fie hatte dort die Macht 

Da mir nicht in der Lage waren, und in einer menfchlichen und 
ine große Macht ſchicklichen Weife Vergeltung zu nehmen, jo haben 
ins gefragt: mie ift e8 möglich, diefem Yande von fo ruhm- 
er Bergangenheit und von fo bedauerlider Gegenwart 
einem jegigen Leiden einigermaßen zu helfen? Ih habe 
gejagt, das Richtigſte ift, wenn man die Refte ftaatliher 
altung, die dort no vorhanden find, dadurd ftärkft, daß 
fie anertennt, daß man den glimmenden Docht ftaatlicher Ord⸗ 
‚ der dort noch ift, nicht vollftändig auslöfchen läßt durdy die Riva⸗ 
n im Lande und etwaiger feindlicher Mächte, die andere Intereſſen 
i, daß man die fattifh noch vorhandene Madt dort, die 
der Mehrheit des Volkes einftweilen getragen — ob 
rlih anerfannt wird, weiß ih nit, — anerkennt und 
ıch zu reäftigen ſucht, damit man einer Tünftigen ftaatlichen 
ung wenigftend den vorhandenen Reſt von Kapital Haatlicher In⸗ 
ton noch übergeben kann. Wir glaubten, daß das der beſte Dienft 
:, den wir der fpanifhen Nation leiften könnten, ihr 
her überlaffend, die Inftitution — die jegige giebt ſich 
ür eine dauernde felbft niht aus, fondern für eine über» 
nde — die Inftitution vollftändig ihrer freien Wahl 
sürft Bißmard. II. 46 
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überfaffend, die fie fih geben will. In diefem Sinne haben 
wir unjererfeit8 die fpanifche Regierung, mie fie jeßt augenblidlich befteht, 
lediglich im Intereſſe Spaniens und um unfererfeitö zu thun, mas mir 
fonnten, um den Gräueln des dortigen Bürgerkrieges ein Ende zu machen, 
anerfannt und haben dieſe Abficht, fo R verfahren, fämmtlihen Mächten 
mitgetheilt, bevor wir fo verfuhren. Dem Herrn Borredner wird au 
befannt fein, daß mit uns faft fämmtlidhe europäifche und der 
rößte Theil der überfeeifhen Staaten die jegigen ſpaniſchen 
Berbältniffe anerfannt haben. Die Kaiferlid ruffifche Negie 
rung hat ihrerſeits es nicht in ihrem Interefle gehalten. Die 
niſſe liegen für die ruſſiſche Politil ganz anderd wie für die unſrige. Ruf 
land liegt um fo und fo viel Meilen weiter von Spanien, wird von den 
Ipanilhen Verhältniffen um fo viel weniger berührt. Es iſt kein ruffifcer 
Mizier dort umgebracht worden, das nationale Gefühl alſo fpielt dabei 
in feiner Erregung nicht mit; und außerdem fo, wie wir Achtung für 
unjere Anfichten verlangen, achten wir die Meinungen anderer Regierungen, 
die in der günftigen Tage find, der theoretiihen Auffaflung der Sade zu 
folgen, weil fie von der praftifchen nicht berührt werden. Hm allermeiften 
aber achten mir die Meinung der uns feit einem Jahrhundert 
und noch heute am intimften unter den Mächten uns befreun- 
deten, der ruffifhen Macht, und wenn der Herr Borredner 
geglaubt bat, mit feinen Kleinen Pfeilen, dahin fchießend, 
eine Heine VBerftimmung zu machen, jo erregt daß nur unjere 
Heiterkeit. Unfere Besichungen dort ſtehen Gott ſei Dank feR 
and thurmhoch über der Tragweite von dergleichen kleinen Ver⸗ 
uchen. — — 
Der Herr Borredner hat ferner in einer etwa® gewagten Weile — 
ih hätte an feiner Stelle doch lieber gejchwiegen — den Borgang de 
Kiffinger Attentat8 erwähnt und hat dabei den Mörder als einen halb 
verrüdten Menfchen 3 Ich kann Ihnen verſichern, daß der Mann, 
den ich ſelbſt geſprochen habe, vollkommen im Beſitz feiner geiſtigen Zu 
igleiten ift. Sie haben ja auch meitläufige ärztliche Atteſte darüber. 
ch begreife e8, daß der Herr Vorredner jede Gemeinfchaft in den Ge⸗ 
danken Anderer mit einem ſolchen Menfchen fcheut und ihn weit von fh 
weift. Sch bin auch überzeugt — das wird auch vor dem Attentate des 
Herrn BVorredners Abficht geweſen fein, und der Herr Vorredner wird 
germiß nie im Innerſten feiner Seele au nur den leifeften Wunſch ger 
babt haben: „wenn diefer Kanzler einmal irgendwie verunglüden künnte*, 
— ich bin überzeugt, er hat das nie gedacht. Aber mögen Sie fid 
losfagen von diefem Mörder, wie Sie wollen, er hängt ſich au Ihre 
Rockſchöße feſt. Er nennt Sie feine Yraktion. ( rohe Unruhe und 
alljeitiger oplter MWiderfpruch aus den Reihen der ultramontanen Partei.) 
Ich erzähle Ihnen ja nur die gefchichtlihen Thatfachen; feien Cie doch 
entrüftet über die Momente, die dazu Anlaß gegeben haben, daß fo etwas 
gefehehen konnte, aber nicht, wenn man Ihnen die einfachen Thatſachen 
erzählt, wohin ein zorniges, undurdhgebildetes Gemüth Eommt, wenn es 
auf dieje Weife gehegt wird, wie —** Kullmann in Salzwedel vom 
Plarrer Störmann, der nicht mehr am Reben ift; kurz und gut, ich beab- 
fihtige ja nur und bin dazu bereit, fofern Sie e8 münden, as Gejpräd 
über dieſes Thema jederzeit wieder aufzunehmen, ich fürchte daſſelbe nidt, 
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er ich habe es hier nicht angeregt; der Herr Borredner bat es ans 
‚egt. 


Der Mann hat bei der einzigen Unterredung, welche ich mit ihm gehabt 

be, wo ich ihn fragte: Wenn Sie mich auch nicht gekannt haben, warum 
Sie mich denn umbringen wollen? — darauf bat er mir ges ° 

tmwortet: Wegen der Klirchengejege in Deutſchland. Ich babe ihn weiter 
fragt, ob er denn glaubte, damit diefe Sache zu verbeflern? Darauf 
t er gefagt: Bei uns ift e8 ſchon fo fhlimm; «8 kann nicht fehlimmer 
rden. hr babe mich überzeugt gehalten, daß er diefe Redensart irgendwo 
Bereinen aufgefchnappt hatte. 


Und dann bat er noch gefagt: Sie haben ‘meine Fraktion beleidigt! 
h fagte: Welches ift Ihre Fraktion? Darauf bat er mir vor Zeugen 
agt: Die Centrumsfraktion im Reichſtage! Ja, meine Herren, 
eloßen Sie den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi dod 

hre Rockſchöße! (Stürmifcher Beifall rechts und links, Toben im 
ntrum und häufige Aufe Pfui! aus defien Reihen.) 

Präfident v. Forckenbeck: Ich bitte um Ruhe und muß bemerken, 
B der Ausdrud „Pfui“ nicht parlamentarifch ift! (Andauernde Unruhe.) 
Der Herr Reichskanzler hat das Wort! | 

Fürſt Bismard fährt fort: Meine Herren! Der Herr Präfident bat 
on gejagt, was ich von dem Herren Abgeordneten, der dort auf der 
eiten Bank figt, rügen wollte. Pfui ift ein Ausdrud des Efels 
d der Beradtung! Glauben Sie nit, daß mir diefe Ge— 
bie fern liegen! Ich bin nur zu höflich, um fie auszuſprechen! 
türmifches Bravo rechts und links.) 


Es folgte nun eine ftürmifch leidenfchhaftlihe Scene, indem 
viele Abgeordnete dem ultramontanen Grafen Balleftrem, 
von welchem der Ausruf: Pfui! ausgegangen war, lebhafte 
perjönliche Vorwürfe machten. Nachdem der Sturm fich einiger⸗ 
maßen gelegt, — ergreift das Wort: 


Abg. Windthorſt, welcher dem Neichelanzler vorwirft, daß feine ganze 
litik die Idee verfolge, überall gegenüber dem römiſchen Stuhle Verbindung 
b außerdem Gehülfen zu finden, die in einem gewiffen gegebenen Augenblide 
lich fein innen. Die deutſchen Regierungen, welche in bem biplomatijchen 
sichufle figen, hätten alle Beranlaffung, recht aufmerkſam auf biefen Gang ber 
nge gu fein; denn er (Windthorſt) habe. die Ueberzeugung, daß wir allmählich 
em Kriege unwiderruflich entgegenfteuern. 


In Betreff der That des „unglüdlihen Kullmann“ fagte Winpthorft: 

„3b fage, daß es ein Schanbfled für Alle iſt, daß ein folder Dann bat 
erhaupt auftreten können, und wenn in ben fchweren Kämpfen, bie uns jegt 
vegen und bie fich leiber noch verfchärft haben, man zu folhen Mitteln greift, 
an if ein großes Unglüd über Deutihland gelommen. Aber dieſen Menſchen 
irgenb welche Kanfalverbindung zu bringen mit einer beftimmten Partei, ja 
t beftimmten Perfönlichfeiten, das gebt zu weit. Es if damals fofort in 
fingen vom Altane berunter die Parole gegeben worben unb bie offizidje 
eſſe bat das Wort zu finden gewußt, welches man nicht ausfprechen wollte. 
, behaupte, die That Kullmann's war fhänblih, aber ſchändlich war auch 
Annahme der Offizidfen.” 


46 * 
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Fürst Bismarck erwiderte darauf: 


„Der Herr Borredner hat mich befchuldigt, ich hätte in Kiffingen 
vom Altan eine „Parole“ für die offiziöfe Preſſe ausgegeben. Wenn der 
Herr VBorredner abwarten will, bis auch er einige Male angejepoffen wird, 
wie dad mir paffirt ift, jo wird er vielleicht in dem Augenblide auch nicht 
zuerft daran denken, eine Parole für offiziöfe Zeitungen auszugeben, jo 
nahe ihm die Bejchäftigung auch fonft liegen mag. Ich habe damald — 
die Worte find oft genug wiederholt worden, um mir im Gedächtniß zu 
bleiben ich habe gejagt: „Die That galt nit meiner Berfon, 
fondern der Sache, die ich vertrete;“ war ich etwa dazu nicht be 
vechtigt, wenn mir 3 Stunden vorher der Thäter dies ausdrücklich ſelbſt 
ke te? Er fagte, er habe meine Perſon gar nicht gefannt, auch gar Feine 

neigung gehabt, jondern ftehe nur der Sache gegenüber, die ih ver 
trete, berfetße —* deſſen ganze Papiere in einem aufregenden Gedichte 
aus den „Eichsfelder Blättern“, ich will den Gegenfand des Gedichte 
bier nicht nennen, beftanden, da8 aber nur der — galt. Dürfte ih 
nicht fagen, was wahr, dann hätte ich überhaupt zu Aweigen; der Her 
Borredner hat eben über die Vorgänge kein Urtbeil. wirft mir ver, 
daß ich von Sliffingen, wo ich in der Kur, nicht mäßigend auf den Tor 
der officiöfen Prefje eingewirkt habe. Ich möchte dagegen den Herrn Bor 
redner fragen, ob er, der, fo viel ich weiß, gefund war um die Beit, viel⸗ 
leiht mäßigend auf den Ton der ultramontanen Blätter, von ber 
„Germania“ bis zum „Bayerischen Vaterland“, eingewirtt bat, die fih 
von Haufe aus damit bejchäftigten, die That zu —— Und die 
„Germania“ gab die Parole guerit, die der Ser Borrednner vorher zu 
meinem Erflaunen in feiner Rede mit einer leifen Anflage wiederholte. 
Die „Germania“ fagte: Es ift ja nicht zu verwundern, wenn jolde 
Thaten der Minifter die Leute zur Verzweiflung bringen, zum Berbreden. 
Der Herr Borredner — und id nehme davon Alt und werte 
es nicht fo bald vergeffen — fagte heute ausdrücklich: wenn 
ed vorfommt, daß in der Aufregung der religiöfen Kämpfe 
foldhe VBerbrehen begangen werden, fo mögen es diejenigen 
fich jelbft zufchreiben, die an diefer Aufregung fchuld find. 
Er wiederholt aljfo den Gedanken der „Germania“: eigent* 
ih war Kullmann entfhuldbar und der Reichskanzler Teint 
daran fhuld, dag Kullmann auf ihn ſchoß (— fo drüde ih ed 
mir in Deutſch aus). Hat irgend Jemand temperirend auf die ultramontane 
Preffe in Bayern eingewirtt? Hat man nicht diefes Attentat zu frinolen 
Entſiellungen benugt, die ich noch jest durch eine große Anzahl von Pre 
prozeſſen an dag Nicht dd" iehen juche, nicht etwa weil ich durd ein 
—28 der Rache und mpAndlichteit dabei geleitet wurde, fondern mar 
durch das Nechtögefühl, weil ich will, daß die Schändlichkeiten, die fon 
auf einen engeren Leſerkreis befchränft bleiben, in dem fie feine Wider 
legung und Berichtigung finden, vor ein größereß Forum gezogen werdet, 
damit ehrliche Leute ſehen, was man heute einem bethörten —* 
hieten wagt. Darum bringe ich dieſe Verdächtigungen vor das 
Daß dieſe Preſſe an dem Attentat unſchuldig wäre, kann man ſicher nicht 
ſagen. Wenn ich nur die Hälfte der Schaͤndlichkeiten, die von mir iR 
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:amontanen Blättern gedrudt werden, von irgend einem Menſchen 
ubte, fo müßte ich feibt nicht, was ich thäte.“ 


In dem weiteren Berlaufe der erregten Situng ſprach ſich 
ber Abg. Laster über die dunfelen Propbezeihungen der Ul⸗ 
tramontanen in Betreff einer angeblichen Kriegspolitik unter 
dem Beifall des Neichdtages in folgenden Worten aus: 


„Es ift Beute nicht das erſte Mal, fonbern bald in wiigen, nicht greifbaren 
enfägen bes Herrn Windthorſt, bald mit ben gewichtigen Worten irgenb 
8 feierlichen Redners, oder in ironisch ftilifirten Worten des Herrn Abg. Jörg 
mt e8 immer wieber zum Borjchein, daß bie deutſche Regierung es ab- 
tlich und planmäßig barauf anlege, ber friebliebenden Nation 
ınlreich gegenüber ben Krieg zu provoziren. Meine Herren, diefes 
ınöver will ih vor ganz Deutſchland brandmarken, daß fich beutiche 
treter ‚finden, bie nicht allein etma in ben heimlichen Intriguen der Höfe 
ıben, den Herrn Reichskanzler erjchüttern zu können, indem fle ihn als einen 
ven darſtellen, begefrieblichen Nationen gegenüber mit allen Mitteln ben Krie 
eiführen will. Solche Intriguen würde ich ihnen gern überlaffen, ahne * 
ein Wort des Tadels auszuſprechen; denn ſie ſcheinen mir viel zu niedrig zu 
n für das, was in Deutſchland vorgeht; aber in Öffentlicher Berfamm- 
g dies Über die Regierungen Deutfhlandbs auszufagen, das 
ıze Ausland auf dieſe Weiſe gegen Deufhland zu beten, das iſt 
e8 Bertreters unwürdig. Und, meine Herren! ih will dieſe 
litik fennzeihnen, damit fortan alle Angriffe biefes Herrn vor 
utfhland ale das erfhheinen, was fie find, und nit etwa ale 
I, wofür fie fih ausgeben, als Berbrechen gegen das Baterland!” 


Die Einziehung der deutfchen Geſandtſchaft beim päpft- 
lichen Stuhle. 
5. Dezember. Erllärmg des Fürften Bismard bei der Be 
rathung des Reichshaushaltsetats. 


— — — „Bei meiner Durdlefung der legten Verhandlungen über 
e Sade fand ih — und wenn man anderthalb Jahre wie diefe durch» 
t hat, fo ift man durch ſolchen Rückblick oft in ein gemwilles Erftaunen 
jest, ald ob man ein Jahrzehnt zurüdfähe — ich fand, daß ich damals 
r verföhnlihen und hoffenden Stimmung Ausdrud gegeben hatte, die 
h dem, was in diefen anderthalb Jahren fich abgefponnen bat, nicht 
yr aufrecht erhalten werden kann, ohne Mißdeutungen ausgejegt zu 
. — — — — 

Wir ſind weit entfernt, den Papſt nicht mehr anerkennen zu wollen 

das Haupt der katholiſchen Kirche; wir erkennen ihn in —* Eigen⸗ 
ıft vollkommen an. Aber es iſt die Eigenſchaft, das Haupt einer Kon⸗ 
ion zu ſein, welche in Deutſchland Bekenner hat, noch kein Grund, 
m diplomatiſchen Vertreter bei einem ſolchen Haupte zu haben. Ich 
Bte nicht, daß wir bei dem Haupt irgend einer anderen Konfeffion ung 
lomatifch vertreten ließen. Ich müßte auch nicht, dag in anderen 
aaten, wo ähnliche Berhältniffe, wenn auch nicht auf der breiten und 
Ben Grundlage, wie fie die katholifche Kirche darbietet, die aber doch 
die Millionen bineingehen, vorhanden find, — daß zum Beifpiel der 
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Kaifer von Rußland bei dem armenifchen Patriarchen eine diplomatiſche 
Bertretung umterhielte, obſchon die armenifchen Unterthanen Rußlands 
auch wohl nah Millionen zählen mögen. 

Wir find weit entfernt, irgendwie die Gefühle, welche die Katholiken 
mit dem Papſte verbinden, kränken oder ihnen irgend zu nahe treten zu 
wollen; wir erklären nur: wir haben jegt nicht oder überhaupt nicht daß 
Bedurfniß, diplomatifche Geſchäfte an dem römifchen Stuhle zu machen 
oder irgend welche Fragen dort auf diplomatiſchem Wege, wie dies früher 
wohl gefchehen ift, zu verhandeln. Sollte die Nothwendigkeit dafür ein 
treten, jo baben wir in Rom Diplomaten, denen wir Nuftrag geben 
können, und baben Leute, die wir proviforifch hinſchicken können; und 
follte fich jemal8 wiederum das Bedürfniß berausftellen, eine dauernde 
diplomatifche Vertretung in Nom zu haben, fo würde es auch gelingen, 
die geſetzgebenden Faktoren von diefem Bedürfniß zu überzeugen, wenn 
e8 wirklich vorhanden ift, und wir würden dann eine Neuberilligung 
fordern können; jet fordern wir fie nicht, weiubie Hoffnungen, 
die mich vor anderthalb Jahren noch leiteten, zu meinem Be 
dauern in die weite Ferne gerüdt worden find. 

Ich babe die Streihung der Pofition auch für eine Sade des 
ftaatlihden Anftandes gehalten, weil und fo lange das Haupt 
der katholiſchen Konfeffion Anfprühe aufftellt und eine 
Stellung einnimmt, mit deren Durdhführung jedes geordnete 
Staatswefen abfolut unverträglich ift, wo jeder Staat, der 
fih dem unterwerfen wollte, unter ein faudinifches Joch gehen 
würde und feiner eigenen Selbftftändigleit zu entfagen ge 
nöthigt wäre. So lange das Haupt der römischen Kirche die 
jenigen feiner Diener, die unabhängig von diefer ihrer Eigen- 
hatt Unterthbanen eine® Staates des Deutfchen Reiches find, 
in ihrem auflehbnenden Berhalten gegen die Geſetze ihres 
eigenen Baterlandes ermuthigt und unterftüßt, ja diefe Auf: 
[ehmung von ihnen als eine gefhworene Dienftpflicht forbert, 
fo lange ift e8 eine Anftandapflicht für das Deutſche Neid, 
eine Macht, die folhe Anſprüche erhebt, niht nur nidt or 
zuerlennen, fondern auch nicht den Schein auf fich zu laden, 
als beabfichtige e8, diefe Anerkennung in der Zukunft au 
zufpreden, odne daß diefe unerfüllbaren und für jedes ge 
ordnete Staatsſyſtem unannehmbaren Anfprüche zuvor in 
irgend einer Weife gelöft werden. 

— — Ih fann Ihnen fpezielle Thatfahen anführen, die zeigen, 
daB ſchon vor dem Kriege 1870 die Ausficht auf diefen Kampf bei 
eingeweihteften Mitgliedern der römischen Politik ziemlich feſtſtand. 

Ich will eine beftimmte Thatfache nennen, die mir verbirgt morden 
ift, und die fih in den amtlichen Akten einer deutfchen Regierung befindet. 
Diefe deutſche Regierung hatte Anlaß, mit dem damaligen Nuntius M 
Münden, Meglia, zu verhandeln über gewiſſe Arrangements in ihrem 
eigenen Staate, und im Laufe des Geſprächs befam fie von biefem, mit 
es fcheint, nicht fo verfchwiegenen Prälaten, unter Anderem die Bemer⸗ 
fung zu bören: „wir können uns auf Vergleice nicht mehr einlaſſen, 
und Tann doc nichtS helfen, als die Revolution.“ 

Diefe Revolution fand allerdings nicht ftatt; dagegen kam ber Kritd 
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von 1870. Daß der Krieg im Einverftändnig mit der römifchen 
Bolitit gegen uns begonnen worden ift, daß das Konzil des— 
halb abgekürzt if, daß die Durdhführung der Konzilsbe— 
fchlüdfe, vielleiht aud ihre Bervollftändigung, in ganz 
anderem Sinne ausgefallen wäre, wenn die Franzofen ges 
fiegt hätten, daß man damald in Rom, wie audh anderswo, 
auf den Sieg der Franzofen al3 auf eine ganz fihere Sade 
rehnete, daß an dem franzöfiihen Kaiferhofe gerade die 
tatholifhen Einflüffe den eigentlihen Ausfhlag für den 
triegerifhen Entfhluß gaben, ein Entſchluß, der dem Kaifer 
Napoleon ſehr ſchwer wurde und der ihn faft übermältigte, 
daß eine halbe Stunde der Frieden dort feſt befchloffen war 
und diefer Beſchluß umgemworfen wurde durch Einflüife, 
deren Zufammenhang mit den jefuitifhen Prinzipien nad» 
gemwiejen.ift: — über das alles bin ich vollftändig inder Tage 
Zeugniß ablegen zu lönnen.“ 


Der Abg. Frhr. v. Barnbüler, früher württembergijcher 
Minifter, Fügte den obigen Mittheilungen des Reichskanzlers 
beftätigend und ergänzend Yolgendes hinzu: 


„Ih muß mich auf wenige Worte beichänfen, welche den Zweck haben, 
dasjenige, was ber Herr NReichdlanzler Ihnen vom Nuntius Meglia angeführt 
bat, in einigen Zuſammenhang zu bringen. In Württemberg war ein Bifchof, 
welcher bie Liebe und bie Verehrung aller feiner Diözeſanen und feines Klerus 

noffen bat. Er fland im Alter von 70 Jahren, war aber in vollftänbig rüftiger 
Sefunbfeit und im Befige feiner vollen Geiſtesfähigkeit. Ganz unerwartet traf 
ihn der Schlag, daß ihm ein Coadjutor geftellt werben follte. Die ganze Diözefe, 
Das ganze Land, die Regierung, welche mit dem Bijchof in den beften Beziehungen 
ftand, war darüber jehr erjchredt; man that daher die nöthigen Schritte in Rom, 
und bie Folge davon war allerdings ſchließlich, daß dieſe Mafregel zurückge⸗ 
nommen wurde. Der Hauptgrund für biefe Mafßregel war, daß der Biſchof den 
engen ber Tatholifhen Theologie in etwas liberaler Weife geftattet hatte, bie 

orlefungen in Tübingen zu hören, namentlih auch Vorlefungen der philofo- 
phifhen Fakultät. Es war bei einem Theile der Katholiten in Württemberg, 
namentlich aber in Rom die Anſicht, daß der Klerus feine Zwede viel beſſer er- 
fälle, wenn er nicht gebildet, als wenn er wiffenjchaftlich gebildet fei. 

Diefe Berhältniffe haben zu einer Erörterung mit bem in Württemberg 
übrigens nicht alkrebitirten Nuntius in München über die Frage geführt, ob der 
Biſchof wirklich einen Coadjutor erhalten foll oder nicht. 

Ber einer Unterredbung, welche ber württembergifche Gefhäfts- 
träger mit dem Nuntius Meglia hatte, beklagte fich verjelbe über 
die mißlihe Lage ber Fatholifhen Kirche in ganz Europa und e8 
führte das ungefähr zu ber Aeußerung: „Die katbolifhe Kirche 
tommt zu ihrem Redt nur in Amerika, in England etwa und im 
Belgien, der Kirche fann dann allein die Revolution helfen.” Ich 
fann für die Richtigkeit dieſer Worte ihrem Sinne nad volllommen einfteben — 
ich babe in diefem Augenblid den Brief nicht vor mir, aber ich fiehe ein für bie 
Richtigkeit diefer Worte ihrem Sinne nad. Ich weiß nun nicht, ob der Nuntius 
Meglia die Anficgten ber römiſchen Kurie ausgedrückt bat, das kann ich natürlich 
nicht wiffen. Thatfache aber ift, daß er inzwiſchen Nuntius in Paris geworben 
iſt, alfo eine weſentlich wichtigere Stellung einnimmt, als er fie damals eingee 
nommen bat. Ich babe es für meine Pflicht gehalten, die Thatfache, bie der Herr 
Reichskanzler angebeutet bat, aus meiner Erinnerung zu ergänzen.“ 
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Die Verhaftung ded Abgeordneten Majunte. 


Der tbatfächlihe Verlauf nach ber „Provinzial Korrespandem” 
vom 23. Dezember. 


„Die lebten Sigungen bes Reichstags waren unerwartet durch ein broben- 
des Zerwürfniß zwifchen dem NReichslanzler und ber Mehrheit der Verſammlung 
lebhaft erregt; doch ift der anfcheinendbe Zwieſpalt durch bie erneute entichiebene 
Betbätigung bes Vertrauens bes Reichsſstages zu dem Fürſten Bismard alsbal 
wieber hefeitigt worten und wird hoffentlih nur als erufle Mahnung für vie 
forglide Wahrung bee unerläßlichen Einvernehmens zwilchen ber Regierung und 
dem Parlament von dauernder Bedeutung fein. 

Den Anlaß zu dem augenblidlihen Zerwürfniß gab die Nachricht von ber 
Berbaftung des Abgeorbneten Majunke Behufsé Berbüßung einer rechtefräftig 
verhängten Gefängnifftrafe. 

Das Berliner Stabtgeridht zeigte unterm 11. Dezember dem Neichbtage an, 
daß der Abg. Majunte in feiner Eigenihaft als Redakteur der ultramontanen 
Zeitung „Germania“ durch jchließliches Erkenntniß vom 23. September 1874 
wegen Beleidigung des Kaifers, des Reihslanzlers Fürften von 
Bismard, des Staats-Minifteriums ıc. zu einem Jahr Gefängniß ver- 
urtheilt und Behufs Verbüßung biefer Strafe fo eben zum Gefängniß gebradt 
fei. Da er Mitglied des Reichstages fei, fo made das Stabtgericht dem Präfi- 
dium biervon Mittheilung. 

Bevor nch das Schreiben bes Stabtgerihts dem Reichstage witgetheilt 
war, hatte der Abgeorbnete Lasker, auf die erfte von der Zeitung „Germania“ 
gebrachte Anzeige von ber Verhaftung, einen Antrag mit Unterfchriften von allen 
Seiten des Reichstages eingebracht, dahin gehend, daß bie Geichäftsorbnumgt- 
Kommiffion mit ſchleuniger VBerichterftattung darüber zu beauftragen fei, 

1) ob nad Art. 31 der deutichen Reichsnerfaffung die Verhaftung eines Reicht⸗ 
tagsmitgliebes auf Grund rechtsfräftigen Strafurtheils während ber Seſſion 
bes Reichstags ohne Zuftimmung des legteren verfaffungsmäßig zufifig 


ſei; 

2) ob und welche Schritte zu veranlaſſen, um Verhaftungen von Mitgliedern 
bes Reichsſtags in Folge eines rechtskräftigen Strafurtheils während ber 
Seſſion des Reichstags ohne Zuſtimmung beffelben vorzubeugen. 

Der Antrag wurde als ein fhleuniger anerlannt und in der Gigung 
vom 12. Dezember unverweilt zur Berathung geftellt. Bei der Begründung dei 
Antrages bob der Abgeorbnete Laster hervor, daß fi alle Parteien vereinigt 
hätten, um gleich beim erflen Dale, wo ein folder Fall der Verhaftung eine 
Mitgliedes während einer Seffion eingetreten fei, die Lage bes verfaffungsmäßigen 
Nechtes ruhig zu prüfen, und alle Schritte zu thbun, „um anf der einen Eeite 
dem Rechte Genüge zu jchaffen, andererſeits aber bie Intereffen des übrigen 
Staatsiebens in Einklang zu bringen und im Zuſammenhang zu erhalten mit 
ben Intereſſen der unbehinderten freien parlamentarifchen Berathung“. 

Der Führer ber Ultramontanen, Abg. Windthorſt gab feiner Freude 
barüber lauten Ausbrud, daß bei diefer Gelegenheit „eine feltene Einſtinmigleit 
aller Parteien” zur Geltung gelangt fei. 

Die Kommilfion Überzeugte fich in ihrer großen Mehrheit davon, daß br 
Artikel 31 ber Berfafiung der Verhaftung rechtskräftig verurtbeilter Abgeordneter 
nicht entgegenftehe, daß mithin eine Verlegung eines wirklichen Hechts bes Reicht⸗ 
tages nicht flattgefunden habe. 

Was aber die Mittel und Wege zur künftigen Sicherung bes Reichstages 
gegen ähnliche Maßnahmen betraf, fo fanb feiner ber hierzu gemachten Vorſchläge 
eine Mehrheit der Stimmen, — und fo bradte denn die Kommilfion bie Fragt 
ohne jeden beftimmten Antrag an den Reichstag zurüd. 
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Hier wurben von ben verichiebenen Parteien fünf verjchiedene Anträge ge- 
Rellt: die Ultramontanen nnd die Kortfchrittspartei wollten, daß ohne Weiteres 
bie Entlaffung Majunke's aus der Haft verlangt werbe, während bie gemäßigten 
Barteien fi darauf beſchränkten, eine Aenderung ober beftimmtere Erflärung ber 
Berfaffung in dem betreffenden Punkte für nothwendig zu erklären. Geitens ber 
national-liberalen Partei war beantragt, die Sache erft bei der Berathung der 
Strafprozeßorbnung in weitere Erwägung zu nehmen, für jest aber auf ſich be- 
mben zu laflen. 

Der Juſtizminiſter Dr. Leonhardt betbeiligte fi mehrfah an ter Er- 
Örterung, vorzugeweile um bie Thatſachen in Betreff der Verhaftung bes Dia - 
innte und in Betreff der Stellung der Juſtizbehörden ins rechte Licht zu ftellen. 
Er erflärte, wie es gelommen jei, baf bie Verhaftung erft während ber Reichs⸗ 
tagsſeſſion erfolgt fei. Das Stabtgericht hatte fhon am 6. Oktober die Verhaftung 

gt; — Majunte ſei aber damals verreift und fein Aufenthalt nach Aus» 
lage ter ihm Nächſtſtehenden unbelannt geweien. Das Erlenntniß wurde ihm 
barauf orbnuungsmäßig durch Anheften an ber Thür behändigt. Als er nah Er⸗ 
Öffnung bee Reichstages wieber erichien, entſtand beim Stadtgericht der Zweifel, 
ob bie verfügte Strafbaft gegen ihn als Abgeorbneten jeßt zur Ausführung 
fommen tönne Das Kammergericht entſchied, daß der Art. 31 ber Berfaffung 
bem nicht entgegenfiebe, unb demzufolge wurde mit ber Verhaftung vorgegangen. 

Der YZufliz-Minifier machte ferner den Anträgen auf Freilaſſung des 
Majnnke gegenüber darauf aufmerffam, daß biefen Anträgen nicht anders ale 
im Wege ber Gnade Kolge zu geben fein würde, da eine Ausjegung ber Straf- 
belifiredung nur ale Gnabenalt auf Anrufung des Berurtbeilten erfolgen fünne. 

Bei der Beratbung gingen bie Auffuffungen auch innerhalb der einzelnen 
Barteien weit auseinander; doch fchien für die Annahme bes national-liberalen 
Antrages auf Bertagung der Sade bis zur Berathung ber Strafprogeßordnung 
bie Mehrheit gefihert. Auch die Regierung konnte mit Rüdficht auf bie Stellung 
und Stärke der einzelnen Parteien nur einen folden Ausgang erwarten. Bei 
ber Enticheivung aber trennten fih mit Laster eine Anzahl National-Fiberafer 
en bem Kern der Partei, und ber Antrag blieb um 7 Stimmen in der Min- 

eit. 

Dagegen wurde jchließlih wider alles Erwarten ein im Verlaufe ber 
Eitung von dem fortichrittliden Abg. von Hoverbeck eingebrachter Antrag an⸗ 
genommen, dahin lautend: 

„Behufs Aufrehterbaltung ber Würde bes Reichstags ift es 
nothwendig, im Wege ber Dellaration reſp. Abänderung der Berfaflung die 
Möglichkeit auszufchließen, daß ein Abgeorbnieter während ber Dauer der Sigungs- 
heriode ohne Geyehmigung des Reichstags verhaftet werbe.” 

Den Kern ber Mehrheit für dieſen Antrag bilteten mit ber Fortſchritts⸗ 
bartei Die Ultramontanen, Bolen und Radikalen; biefelben konnten jedoch nur 
dadurch den Sieg erreihen, daß fi ihnen eine Anzahl national-liberaler Abge⸗ 
ordneter anſchloß. 

Es konnte nicht fehlen, daß die Ultramontanen die Annahme der Reſolution 
Us eine Parteinahme ver Mehrheit für Majunke darſtellten, und fo iſt es in 
der That geſchehen. Eines der größten katholiſchen Blätter knüpfte an die Mit- 
theilung bes Reichstagsbeſchluſſes alsbald folgenden Schluß: 

„Damit war bie Verhaftung Majunke's als die Würde bes Reichstages 
verleend, verurtheilt, und da der Reichskanzler angenblidiich die Incarnation 
der Regierung ſelber ift, fo hatte ſelbſtverſtändlich Bismarck am fchneeigen 
Bintertag vor Majunke und dem Schloß in Plötzenſee ein erftes Canoſſa ge- 
funden.“ 

Aehnliches war in ſämmitlichen katholiſchen Blättern zu leſen. 

Der Reichskanzler Fürſt Bismarck faßte an ſeinem Theile die parlamen⸗ 
tariſchen Vorgänge in Betreff des Majunke'ſchen Falles und namentlich die 
Zuſammenſetzung der Mehrheit, welche dem Antrag Hoverbeck ben Sieg ver⸗ 
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fchaffte, keineswegs als gleihgültig auf: er blidte auf den Zuſammenhang ter 
politifhen Aufgaben, weldde er in Gemeinfchaft mit dem Reichstage zu löſen hat 
und fah von dieſem Gefihtspuntte mit Ueberrafhung und Sorge auf bie That⸗ 
fache, daß bie Mehrheit des Neichstages, auf deren vertrauensnoller Mitwirkung 
die Kraft der Regierung beruht, in ber Majunke'ſchen Angelegenheit biejes 
Bertrauen anfcheinend verleugnet, wenigften® nicht bethätigt hatte. 

Schon bei dem erften Auftauchen ber Frage mußte es befremben, baß bie 
felben Männer, welche kurz zuvor das agitatorifche Wirken ber Ultramontanen in 
der ſchärfſten Weife gebrandmarkt hatten, fich jetzt, wo es fih um bie Strufbaft 
eines der fchlimmften Agitatoren wegen Beleidigung des Kaiſers, bes Kanzlers 
u. f. w. handelte, fi über die Behandlung ber Sache vom Standpunkt ber 
Wiürbe des Parlaments nicht vertraulich auch mit der Regierung, ſondern lieber 
mit Windthorft und Genoſſen ins Vernehmen ſetzten. Es war ferner mehr 
als befremblih, daß in der ganzen fünffündbigen zweiten Berathung ber Ange 
legenbeit wieberum nicht ein Wort von Seiten der regierungsfreunblichden Parteien 
fiel, aus weldem für weitere Kreife die Zurüdweilung jedes Juterefſes für 
Majunte felbft Mar erfichtli wurde. Die Natur der Verbrechen, für welche 
bie Strafe über denfelben verhängt war, hätte eine ſolche Verwahrung, fo felhf- 
verfländlich fie ericheinen mochte, nahelegen müſſen. Bielleicht hätte ſich and 
darüber ein Wort fagen laffen, ob e8 mit der „Würde des Reichstages denn ver- 
einbar ift, wenn ein Mitglied veffelben fich der gerichtlichen Strafhaft fo lange zu 
entziehen bemüht ift, bis es fi burch die Privilegien des Reichstags geichügt 
wähnt.“ Vollends Überafchend aber war es, daf ein Theil der National⸗Liberalen 
fih zu einem Beſchluſſe herbeiließ, welcher in ber erwähnten Weife einen Tadel 
gegen die Regierung auszufprechen fchien und beshalb die Deutung einer Partei- 
nahme für Majunke zuließ. 

Dies mögen bie Wahrnehmungen und Erwägungen gewejen fein, meld 
dem Fürften Bismard von Neuem bie ſchwere Sorge nahe legte, ob Lie 
Mehrheit des Reihstages in fih die Kraft und Entfciebenbeit, 
und in widhtigen Augenbliden bie richtige Leitung befite, um ber 
Regierung des Kaifers die Stübße zu fein, beren fie zur Durd- 
führung ierer ſchweren Aufgabe in diefer Zeit bedarf. 

Der Reichskanzler hielt es nicht für möglich, feinerfeits bie 
Verantwortung für bie Reihspolitil weiter zu tragen, wenn er 
nicht entfhiebenere Bürgfchaften für die Mitwirkung einer zuver— 
läffigen Reihstags- Mehrheit erhielt, — und ſah ſich veranlakt, 
bie Frage wegen der weiteren Führung ber Reichsregierung jut 
Erwägung und Entſcheidung Sr. Majeſtät des Kaifers zu flellen. 

Sobald die Auffaffung und der Entichluß des Reichslanglere bekannt ge 
worden war, hatte fi im Reichstage ſowohl wie in den weiteften Vollskreiſen 
fofort die tiefe Ueberzeugung geltend gemacht, daß es im Intereſſe des Deutjhen 
Heiches dringend geboten jei, bie Beforgniffe, welche ber Kanzler aus ben er 
wähnten Vorgängen geichöpft batte, zu beben und Alles daran zu ſetzen, um 
bemjelben bie zuverfichtliche Fortführung ber Reichspolitif zu ermöglichen. 

Kaifer Wilhelm wies, wie es nicht anders fein Tonnte, ben Gebanken, 
die Leitung der Reichspolitif in andere Hände zu legen, weit von fich, würdigte 
aber volllommen die Erwägungen, welde ven Fürften Bismard zu feinem 
Schritte beſtimmt hatten. Während aber im Nathe des Kaifers die Mittel und 
Wege, um ben Bedenken bes Kanzlers Abhilfe zu fchaffen, ernfl erwogen 
wurden, erfolgte von Seiten des Reichstages bereits eine feierliche Kundgebung 
welche jene Bedenken zunächſt zurlidtreten ließ. 

Die Gelegenheit dazu mwurbe im Reichstage felbft ungeahnter Weiſe durch 
ben Abgeordneten Windthorſt geboten, welcher die letzte Berathung über ben 
Etat des Auswärtigen Amtes zu einem neuen Angriff gegen ben Fürften Bit: 
mard benutzte und die Verweigerung des fogenannten Vertrauensfonds br 
antragte. 
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Dieb benußte einer ber angefehenften Führer ber national-Tiberalen Partei, 
der Abgeordnete von Bennigfen, um in mächtig wirlenber Rebe ben Reichstag 
gerabe zu nener Belundung bes unbebingten Vertrauens zu dem Reichskanzler 
aufzuforbern. Unter fcharfer Zurüdweifung ber ultramontanen Bolitit und unter 
Hinweis auf bie bebeutungsvollen Dokumente, welche jüngft im Arnim'ſchen 

zeffe in Bezug auf bie Bolitil bes Fürften Bismard veröffentlicht worden 
find, ſchloß der Rebner bamit, daß das Bertrauen ver Nation zu dem Träger 
diefer Politik gerabe jetzt noch bebeutend erhöht fei, und baß feine zugleich weit- 
febenbe und fefte, wäürbige und nationale Politik der Zuftimmung der Mehrheit 
des Reichstags und der deutihen Nation für alle Zukunft ficher fi. 

Er beantragte durch die Bewilligung bes erwähnten Fonds dem NReiche- 
fanzler ein ausdrückliches Vertrauens votum zu geben, — und bie Ber- 
fammfung, welde feine Worte mit begeiftertem Zuruf aufnahm, erneuerte mit 
199 gegen 71 Stimmen den Ausbrud freubigen Bertrauene für den deutfchen Kanzler. 

Diefe bebeutungsvolle Kundgebung war in ber That geeignet, die irrthüm⸗ 
Iihen Auslegungen, welche fih an den Beſchluß in der Me junke'ſchen Sadye 
tnüpfen konnten, zu befeitigen, — unb ber Reichskanzler felbft hielt es nach dieſem 
Vorgange nicht für angemeflen, feinen Bedenken und Beſorgniſſen in Betreff der 
Barteiverhältniffe und Parteiführung im Neichstage zunächft weitere Folge zu 
geben. Die Wirkung ber jüngften Vorgänge wird unzweifelhaft mächtig genug 
fein, um innerhalb des Neichstages ſelbſt das Bedürfniß eines fefteren 
vertrauensvolleren Zufammenbalts mit der Regierung entſchie— 
dener zur Öeltung zu bringen.“ 


Fürft Bismard und dad Vertrauen der deut- 
hen Nation. 


18. Dezember. Rede des Abgeordneten von Bennigfe n. 


„Wenn der Borrebner den Antrag geftellt hat, biefen Fonds abzujeten in 
der britten Leſung, fo bietet er damit der Mehrheit dieſes Haufes eine fehr er- 
wünſchte Gelegenheit, dadurch, daß fie trot aller ſolcher Angriffe diefen Fonds 
bewilligt, der jetzigen deutſchen Bolitil und ihrem Beiter ein aus» 
drückliches Vertrauensvotum zu geben: Der Herr Vorredner bat fid 
gemüßigt geſehen, Vorwürfe gegen ben Teiter ber jetsigen Politik auch daher zu 
nehmen, daß wegen ber Angriffe, bie vorzugsweife von feiner Partei ausgehen, 
wieberbholt Preß- und Strafprogeffe von dem Kanzler angeftrengt ober in feinem 
Auftrage bei den Gerichten geführt worden find. Der Herr Borrebner ſcheint 
darin wieder eine ganz befonbere perlönliche Gereiztheit bes Leiters unferer Po- 
litik zu finden. Ich bitte aber den Herrn zu berüdfichtigen — und das wird auch 
wohl die Auffaffung der Mehrheit diefes Haufes und auch der großen Mebrheit 
der Nation fen — daß, wenn ber Leiter unferer Politik, in einer ſolchen Weije 
täglich und erbittert angegriffen, vorzugsweife von Freunden des VBorrebners und 
in Breßorganen feiner Bartei, fih Dagegen vertheidigen läßt und wenn er Dagegen 
auch die Gerichte anruft, dieſe Bertbeibigung nicht allein feiner angegriffenen 
Perſon gilt, daß er gerade in ber Stelle bafteht, wo er als Leiter der deutichen 
Politik die Gründung des Deutſchen Reiches, die Aufrechtbaltung ber jetzigen 
beutihen Politit und bie Befeſtigung dieſer deutſchen Zuftände zu vertreten bat, 
wo die Angriffe alfo weniger gegen feine Perfon, als gegen die Inftitution bes 
Deutichen Reiches und die deutſche nationale Politik gerichtet find und daß, wenn 
er dieſe Angriffe zurückweiſt und fo weit fie flrafbar find, fie den Gerichten über⸗ 
weift, dies auch mit zur Aufrechterhaltung ber deutſchen Inftitutionen gefchiebt, 
gegen melde die Herren noch fo erbittert, aber immer erfolglos kämpfen werben. 

Ih habe mich dann weiter gewundert, daß man gerade in biejen Tagen, 
nachdem die Veröffentlichung amtlicher Aktenftüde in einem befannten Prozeffe 
(Arnim) beiläufig erfolgt ift, unternommen bat, von Neuem die Politil des 
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Reichskanzlers zu belämpfen und biefer Belämpfung einen ſolchen draſtiſche 
Ausdrud zu geben in dem Antrage auf Abfeyung bieles Fonds. Meine Herren, 
vor fennen ja Alle die erbitterten und ich möchte faft jagen nach und nach immer 
verzweifelter werbenden Anftrengungen ber Partei bes Herrn Borrebners mb 
feiner Organe gegen die beutiche Politik, wir wiffen vor allen Dingen, wie es 
verfucdht worben ift und noch täglich verſucht wird in den Blättern, bie zurüd- 
weilen von Ihrer Bartei der Herr Vorrebner unb feine Freunde vergeblich ver 
ſuchen werben, es fo barzuftellen, als ob es gerabe der Reichskanzler geweſen if, 
ber durch feine revolutionäre und kriegeriſche Politit Deutfchlanb nie werde zm 
Ruhe, Europa nie werde zum Frieden kommen laflen. Und was bat Seber, ber 
biefe Dinge verfolgt bat, in der letzten Woche ſehen Fönnen, nachdem zum erſten 
Male Geheimniſſe der Politit ber mitlebenden Welt aufgebedt finb, und nicht, 
wie es fonft zu geſchehen pflegt, erft ben kommenden Generationen in Geſchichte⸗ 
werten? Wir haben aus biefen Schriftſtücken erfahren, daß biejenige 
Politik, welde der Kanzler für Deutfchland leitet, weit entfernt 
davon ift, fih in bie innere Geftaltung ber politifhen Geſchide 
Frankreichs einzumifhen, weit entfernt davon Keime zu meuen 
Berwäürfniffen und Kriegen zu geben, baf fie vielmehr im emi- 
nenten Sinne des Worts eine Politik ber Nihteinmifchung, bes 
Friedens if; ein Einbrud, ber in einem hoben Grade imponirend gewirft bat 
in Deutichland und außerhalb Deutſchlands, auch auf Männer, die bislang mit 
einer gewiſſen Beſorgniß ber Politik des Kanzler gefolgt finb. 

Wenn berjelbe Eindrud eben bei dem Herrn Vorrebner und feinen Freunden 
nicht vorhanden ift, fo ift ber Grund bierwon, baß fie in dieſen Dingen auf 
einem ganz anderen Boben fliehen, als die Mehrheit unferer Nation und bie ent 
fheitende Mehrheit dieſes NReichstages. Sie haben bie Politik des Kanzlers miß⸗ 
billigt vom erften Augenblide an, fie haben Alles getban, was in ihren 
Kräften lag, das Zuftanbelommen bes Norbbeutfhen Bundes, bet 
Deutihen Reiches zu hindern; fiewerben aud nicht aufhören, foweit 
fie glauben, daß ihre Kräfte bazu reihen, biefe Politik auch fpäter 
zu hindern. Aber, meine Herren, gerabe biefe erbitterten und leibenfchaftlidyen 
angeifie gegen bie Perfon des Reichskanzlers, ale ben Träger unferer deutſchen 
Politit, werden von Tag zu Zag mehr dazu beitragen, biefe Politik zu feftigen, 
das Vertrauen ber Nation und ber Mehrheit dieſes Reichstages 
zu dem Träger dieſer Politil zu ſtärken und gerabe dazu bienen, das⸗ 
jenige nicht zu erreichen, vielmehr zu zerftören, was ber Herr Vorredner und 
feine Freunde wollen. 

Meine Herren, wenn ich mich fo ausfpreche, jo glaube ich der Zuftimmung 
ber großen Mehrheit diefer Verſammlung entfchieben ficher zu jein. 

Dasjenige, was jetzt auch für Nichtlundbige aus den Dokn— 
menten der le&ten Tage Über bie Bolitil bes beutfhen Reichsſskanz⸗ 
lers zur öffentlihden Kenntniß gelommen if, bat bas Anſehen, bie 
Stellung diefes Staatsmannes in hohem Grade erhöhen müſſen. 
Diefe Politik ift zugleich weit en nnd feft, würdig und national, umd 
fe wird der Zuſtimmung ber Mehrheit dieſes Reichſtages und ber dentſchen 

ation für alle Zukunft fiher fein.” 


les 


30. Dezember. Wiederherftellung des Königthbumd in 
Spanien. 


Einſetzung ded Könige Alphons XII. 
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1875. 3. Januar. NRotification an die auswärtigen Mächte. 


Circulardepeſche des interimiftiichen Minifters des Auswärtigen Spanien: 

— — „Die Annahme ift bereditigt, daß bie fremden Mächte, indem fie 

in wohlwollender Abficht die letzte Dictatur anerlannten, hierbei von ber Intention 
ausgingen, daß biefelbe zu einer monarchiſchen Löſung führen möchte.“ 


Notiz der „PBrovinzial- Correspondenz” vom 6. Ianuar: 

„Diele Wenbung ber Dinge in Spanien ift zwar nicht unvorhergeſehen, 
aber rafcher eingetreten, als wohl vor Kurzem noch erwartet wurde. Daß bie 
bisherige Regierungsgewalt nicht eine dauernde, fondern nur eine „überleitenbe“ 
fein werbe, war ja grade von ber Seite, von welder die Anerkennung berjelben 
ausgegangen war, von vornherein angenommen und ausgeſprochen worden. Als 
die Aufgabe ber Anerkennung eridien es, den „Reſt von Grundlagen flaat- 
fihen Weſens für eine künftige flaatlide Ordnung,” die fih das 
fpanifche Bolk feiner Zeit würde geben wollen, zu erhalten.” 





39, Der Prozeß Arnim. 


1874. 4. Dftober. Berhaftung des Grafen Arnim auf dem 
Gute Naffebeide in Pommern. 


Unterfuhung gegen Graf Arnim. 
Notiz der „PBrovinzial» Correspondenz” vom 14. Oftober. 


„Die Verhaftung des Grafen Arnim ift ſowohl von dem Stabtgeridt zu 
Berlin, wie auch von bem Kammergericht aufrecht erhalten worden; mit Rüdfidt 
auf den leidenden Zuftand befjelben iſt jedoch von dem Kammergericht beichloffen 
worben, ihn aus ber Stabtoogtei in ein Krankenhaus, unter Wahrung genügender 
polizeiliher Sicherheit, überführen zu laſſen. 

Die jetzige Anklage gegen Graf Arnim bat nad ihrem Urfprunge keinen 
Zufammenbang mit den früheren Vorgängen, welche bie Entfernung beffelben ans 
der diplomatiſchen Thätigkeit berbeigeführt haben. 

Den Anlaß zu ben gegenwärtigen Ermittelungen und Maßnahmen hat 
Tediglih der Umſtand gegeben, daß ber jetige Botichafter in Paris nad feinem 
Eintritt in fein neues Amt eine Anzahl von Schriftſtücken, welche nach dem amt- 
lichen DVBerzeichniffe der Botſchaft während ber Amtsführung des Grafen Arnim 
bort eingegangen waren, nicht mehr vorfand. Die angeftellten Nachforfchungen 
führten zu der Annahme, daß Graf Arnim bei feinem Scheiben aus feiner 
früheren amtlichen Stellung jene Attenftücde mitgenommen haben nrüffe. Im ber 
That gab er nad einigem Zögern eine Anzahl von Schriftftüden heraus, wogegen 
eine größere Zahl, über 50 Altenfüüde, ungeachtet der dringenden Aufforberungen 
bes Auswärtigen Amtes nicht zurlicgegeben find, indem Graf Arnim einen Theil 
berfelben für Brivatfehreiben erflärt und bemgemäß bie Herausgabe berfelben ver⸗ 
en zu bürfen glaubt, von dem Verbleib der Übrigen aber nichts zu wifſen 

ehauptet. 

Die Weigerung bes früheren Botfchafters, Schriftſtücke, welche nach tet 
Ueberzeugung des Auswärtigen Amtes Eigentyum der VBotfchaft find, an biele 
zurüdzugeben, ift aljo der Klar vorliegende Grund des Einfchreitene gegen Graf 
Arnim; das Auswärtige Amt hatte eine unzweifelhafte Pflicht zu erfüllen, indem 
e8 alle Mittel ergriff, um die Befitzrechte der Reichsarchive zu wahren. 

Die Erfüllung diefer amtlihen Pflicht war völlig unabhängig von ber in 
neren Bedeutung und politifchen Wichtigkeit der einzelnen fehlenden Echriftftäde, 
fo wie von der Möglichkeit eines etwaigen Mißbrauchs derfelben: das öffentliche 
Intereffe an und für fih und Die Wahrung ber flaatlichen Antorität machten dab 
Einfchreiten mit allen Mitteln bes Geſetzes zu einer unabweislichen Nothwendig⸗ 
feit. Die Reichsbehörde konnte und burfte ihren wohlerwogenen Anfpruc nich 
vor der Weigerung des betheiligten Beamten fallen laſſen. 

Nachdem Graf Arnim alle dienftlihen Aufforberungen zur Rüdgabe ber 
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Alten zurlidgewielen hatte, ſah fi das Auswärtige Amt genöthigt, das Einfchreiten 
der Gerichte in Anſpruch zu nehmen. 

Wenn das Geriht auf Grund ber ihm zunähft vorliegenden Thatſachen 
nicht blos eine fofortige Hausfuchung bei dem Grafen Arnim angeorbnet hat, 
fondern auch zur Verhaftung beffelben gefchritten ift, und wenn dieſe Maßnahmen 
gegenüber ber Beſchwerde des Grafen Arnim von bem höheren Gerichte zunächſt 
aufrecht erhalten worden if, jo wird man hierin vor Allem ein Anzeichen bafür 
finden dürfen, daß auch von Seiten ber Berichte das wichtige öffentliche Intereſſe, 
um welches es fi bei der Sache handelt, und welches allein das Auswärtige 
Amt bei feinem Vorgeheu geleitet hat, entfchieden anerkannt wird.” 


Die Anklageſchrift gegen Graf Arnim. (Audzug): 


„Der Nachfolger des Grafen Arnim in ber Botichaft zu Paris, Fürft 
von Hohenlohe, vermißte bald nah feinem Amtsantritte mehrere amtliche 
Schriftftüde aus dem Archive der Botichaft. Eine deshalb von ihm veranlaßte 
genaue Nachforſchung ergab das Fehlen einer großen Anzahl von Schriftftüden. 

Der Angellagte erfcheint als überführt, dieſe Schriftftüde (Urkunden), 
welche für die Politik des Deutfchen Reiche und beffen Beziehungen zu auswär« 
tigen Mächten von ber größten Bebeutung find, bei Seite gefchafft und unter- 
ſchlagen zu haben. 

Einen Theil diefer Schriftſtücke (welche in der Anklage unter Nr. I. und IL. 
aufgeführt find) hat der Angeklagte geftänblic mitgenommen, während er von 
bem Berbleib der übrigen (unter Nr. III. aufgezählten) nichts wiffen will. Bon 
den erfleren bat er auf die Aufforderung des Auswärtigen Amtes eine Anzahl 
(bie unter Nr. I.) mit der Behauptung zurüdgegeben, daß es nicht feine Abficht 
geweſen jet, fie für fich zu behalten, die Übrigen (Nr. II.) aber unter dem Bor- 
geben, daß fie fein Privateigenthum feien, herauszugeben verweigert. 

Die vermißten Schriftſtücke find theils Erlaffe (bes Heichslanzlers ober 
feines Bertreters an ben Botſchafter), theils Berichte (des Botfchafters an das 
Auswärtige Amt). 

Die unter I. verzeichneten Schriftſtücke find 13 Erlaffe und Berichte über 
wichtige Firchenpolitifche Angelegenheiten, barunter ein Beriht in Betreff ber 
tünftigen Erledigung bes päpftlihen Stuhles, — ein Bericht Über das alsdann 
bevorfiehende Konklave, ein Bericht über eine Unterrebung mit Herrn Thiers in 
Betreff der Krankheit des Papftes. Graf Arnim hatte dieſe Schriftftüde, als er 
Ende April 1874 Paris verließ, zunächſt nach Berlin und von hier nach Karlsbad 
mitgenommen; als er zur Aeuferung über ben Verbleib berjelben aufgefordert 
wurbe, antivortete er zuerft, daß biejelben feines Erachtens nicht zu den Alten 
der Botfchaft gehörten, weil fie fih auf Beſprechungen mit Herrn Thiers be- 
zögen, welche den Charakter vertraulicher Privatgelpräce gehabt. 

Auf wiederholte Aufforderung ſchickte er diefe Schriftftüde Ende Juni von 
Karlsbad an das Auswärtige Amt zurück. | 

Die zweite Reihe von Schriftftüden find Erlaffe, welche Graf Arnim nad 
ausdrücklichem Geftändnig mitgenommen und noch hinter fih bat. In dem be- 
treffenden Schriftwechjel mit dem Auswärtigen Amte erllärte er: 

„Seit feiner Verſetzung in den einftweiligen Rubeftand babe ex nicht mehr 
die Ehre, mit dem Auswärtigen Amte in irgend welchen Beziehungen zu fteben, 
vielmehr ſtehe er zur Dispofition Sr. Majeflät des Kaiſers. Das Auswärtige 
Amt fei deshalb nicht in der Lage, amtliche Aenferungen von ihm zu erfordern.“ 

Mit diefem Vorbehalte ließ er fich über die in dem überfandten Verzeich⸗ 
niffe aufgeführten Schriftftüde dahin aus, daß er einen Theil ber Erlaffe, welche, 
wenn and an politiihe ragen antnüpfend, doch im Wefentlichen feinen perjön- 
hen Konflift mit dem Reichskanzler beträfen und Anſchuldigungen gegen ihn 
enthielten, als fein Privateigenthbum anſähe und deshalb mitgenommen hätte. 

Unter dieſen von ihm als Privateigenthbum zurüdbehaltenen Erlaffen be- 
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finden ſich folgende: ein Erlaß des Fürften Bismard, durch welden Graf 
Arnim zur Aeußerung Über eine Unterhaltung aufgefordert wird, welche er 
(nah Mittheilung des General von Manteuffel) mit dem Grafen St. Ballier 
über die inneren franzöfiihen Verhältniffe gehabt und im welcher er gelagt 
haben follte: 

„Er betrachtete die damalige franzöfiide Regierung als unhaltbar, tem 
Herrn Thiers werde Gambetta, biefem die Kommune und biejfer ein mil. 
täriiches Regiment folgen, wenn Frankreich nicht vechtzeitig eine monarchiſche Ver⸗ 
faffung wähle.” 

Sodann ein Erlaß vom 23. November 1872, in weldem von bem Stautd 
jetretär von Balan Namens bes Reichslanzlers die von dem Angeflagten gegen 
Thiers und deſſen Regierung erhobenen Bebenten widerlegt und bem Ange 
Hagten für fein Verhalten der damaligen franzöfiihen Regierung und beren 
Konkurrenten gegenüber eine ganz beftimmte Iuftruftion ertheilt wirb. 

Ferner, ein Erlaß vom 20. Dezember 1872: indem der Reichelanzler bie 
Berichterftattung bes Angeklagten über bie politiihe Situation in Frankreich als 
zum Theil auf irrthümlichen Borausfegungen berubenb bezeichnet und näher kri⸗ 
tifirt, unterzieht er zugleich die Trage, weiche Regierungsforin in Frankreich für 
das Deutſche Reich vermalen am zuträglichften fei, einer eingehenden Grörterung 
und giebt dem Angellagten die erforberliche Direltive. 

Weiter aus tem Jahre 1874 Erlafle des Staatsſekretärs von Bülow 
über die SHirtenbriefe der franzöſiſchen Biſchöſe und die mit Bezug baranf 
hr Zereenden Maßregeln, — Über das Geſandtſchaftsrecht ber dentſchen Mittel⸗ 

aaten u. ſ. w. 

„Daß dieſe Erlaſſe, deren Herausgabe der Angeklagte verweigert (und von 
denen ber eine ſich nach feiner Angabe zur Zeit im Beſitze einer Perſon befintet, 
bie er nicht nambaft machen will), indem fie amtliche Angelegenheiten unb zwar 
zumeift politiiche ragen von ber allergrößten Wichtigkeit Bebanbeln und dem An- 
gellagten für fein amtliches Verhalten Inftruftionen ertbeilen, ſich nicht blos for- 
mell, fondern auch der Sache nach als amtliche Schriftſtücke kennzeichnen, welche 
bem Staate reſp. in beffen Archive, nicht aber dem Angellagten gehören, fiegt 
für Jedermann Har zu Zage; daß durch bie in einzelnen von ihnen dem Ange 
Haglen gemachten Vorhaltungen und ertbeilten Rektifilationen deren Charakter in 
feiner Weiſe alterirt wird, ift felbftuerftäublich.“ 

Drittens handelt e8 fi um eine Reihe von Erlaffen und Berichten, übe 
beren Berbleib Graf Arnim keine Auskunft geben zu können erllärt, deren Ber 
feitefhaffung ihm aber cbenfalls zur Laft gelegt wird. Die fraglichen Schrifiſtüde 
betreffen nicht blos meift Gegenflände von größter Wichtigkeit und von befonterem 
Intereffe für den Angeklagten, fondern ftehen zum Theil auch noch im ber gan 
bejonderen Verbindung mit einander, daß mit ven Crlaffen (bes Auswärtigen 
Amtes) zugleich die bezliglichen Berichte (des Grafen Arnim) verſchwunden fat. 

Zur Bezeichnung der Beweggründe und Endzwecke der Handlungsweile dei 
Angeklagten, — zur Beurtbeilung ter Glaubwürdigkeit feiner Angaben, — iM 
Kennzeihnung feiner Auffaffung von feiner Stellung, fowie für feine Eharab 
trifit überhaupt, — hält die Anflagefchrift die folgenden Thatſachen für 
gewidhtig: 

1. Bei feiner Verhaftung zu Naflenheive gab er über ben Berbleib ber 
geſtändlich nach filh genommenen Schriftftüde anfangs an, dieſelben befänden fid 
im Auslande. Demnächſt erbot er fih für den Fall, daß er auf freiem Fuß ge 
laffen würde, die Papiere binnen drei Tagen berbeizufchaffen und erklärte fd 
zulegt unter derſelben Borausfegung bereit, einen Beamten an ben Aufbewal- 
rungsort der Schriftftlüde zu führen, wenn diefer Über die Perfon besjenigen, in 
deſſen Verwahrung ſich dieſelben befänden, abjolutes Stillſchweigen gelobe. Bei 
feinen ſpäteren Vernehmungen kam er auf die Erklärung, daß bie Schriftfüde 
KH im Auslande befänven, zurüd. 

2. Der fragliden Schriftſtücke will er „zu feiner Vertheidigung“ gegen 
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die feinen Ruf auf das Spiel ſetzenden, ſchweren Anfchulbigungen bes Reichs⸗ 
Tanzlers bedürfen. Unter den Anfchulbigungen verfteht er ven von bem Reichs⸗ 
tanzter in feinen Erlaffen wiederholt gegen ihn erhobenen Vorwurf, daß er — 
in Berfennung feiner Stellung — eine deſſen Intentionen und Inftruftionen 
zuwiderlaufende Politik triebe. 

3. Im September 1872 brachte ein Brüſſeler Blatt die Aufſehen erregende 
Mittheilung: Graf Arnim babe feine Entlaſſung als deutſcher Botſchafter ge- 
nommen, — die Stelle werde auf unbeflimmte Beit unbefett bleiben, — und 
Fürſt Bismard fei geneigt, künftig nur einen Konful bin zu fehiden. 

In einem amtlichen Bericht fagte Graf Arnim über diefe faliche Zeitungs» 
nachricht: es werde von einem Pariſer Blatt ein Herr von Kahlden für dieſelbe 
verantwortlich gemacht, welcher fie aus Unmuth über feine Ausſchließung aus dem 
Jockey-Klub in die Welt geſchickt haben jolle. 

Später ergab fih im Widerſpruch mit diefer Angabe, daß Graf Arnim 

felbn dur einen Dr. Bedmann jene Nachricht nach Brüffel hatte befürbern 
lofien; die darüber ermittelten Thatfachen mußte er als im Wejentlichen richtig 
ugeben. 
a 4. Das Wiener Blatt „die Preffe” vom 2. Aprit 1874 brachte unter ber 
Ueberſchrift: „Diplomatiſche Enthüllungen, Florenz, 27. März,“ einen Artikel, 
welcher verfchiedene im Jahre 1870 von dem Angellagten, damaligen Geſandten 
bei der Kurie, an hervorragende katholiſche Theologen (man nannte den Stifts⸗ 
propft Dr. Döllinger und Biſchof Hefele) gerichtete Schreiben, fowie ein 
Bromemoria veröffentlichte. Diefe Schriftftücde bezogen ſich auf die Politik, welche 
die deutiche Regierung dem vatilanifchen Konzil gegenüber befolgte, oder vielmehr 
nah Anficht des Berfaffers befolgen folltee Die BVeröffentlihung der Schrift⸗ 
ſtücke erregte wegen ter amtlichen Stellung ihres Berfafjere das allgemeinfte 
Aufjeben. 

Graf Arnim wurbe am 5. Mai auf Allerbächften Befehl — unter Hinweis 
auf bie Bedeutung des Amtseides — zur amtlichen und fchriftlichen Aeußerung 
aufgefordert: ob bie Veröffentlihung in der Wiener „Preſſe“ birelt oder indirekt 
von ihm ausgegangen oder durch Mittheilung ber betreffenten Piecen an Dritte 
hervvrgerufen ſei, event. ob er davon, daß eine ſolche Veröffentlichung beabfichtigt 
fei, vorher Kenntniß gehabt habe. 

Nah einiger Verzögerung antwortete er: „Für bie in ter „Preffe” ver- 
öffentlichten Enthüllungen bin ich unter feinem Gefichtspunfte verantwortlid. — 
Ich kann darüber auch feine Aufflärnugen von Auberen erlangen.“ 

Abgefehen aber von der großen inneren Unwahrſcheinlichkeit, daß die Ver⸗ 
öffentlihung ber betreffenden Echriftftlüde ohne Zuthun ober Wiffen des Ange- 
Hagten erfolgt fein follte, fprechen (wie die Anklagefchrift annimmt) gegen bie 
Wahrheit der von ihm abgegebenen amtlihen Erklärung gewiffe Thatſachen, na- 
mentlich die Verbindungen, welche Schriftfteller Dr. Landsberg in Paris an- 
fcheinend im Auftrage des Angeklagten mit der Wiener „Preſſe“ unterhalten bat, 
— fo wie anderweitig verjuchte Anknüpfungen mit Zeitungen, um einen Einfluß 
auf rtiefelbe im Sinne der Politit des Grafen zu gewinnen. 

Für diefe Thätigkeit, fagt die Anklagefchrift, würden die vom Grafen Arnim 
zurücbebaltenen Scriftftüde eine reiche Ausbeute geliefert haben. Als beweis- 
kräftige Originale waren fie befonders werthvoll für den Angellagten, nicht zu 
feiner Bertheidigung, fontern zu erneuten Angriffen auf die derzeitige Politil des 
Deutſchen Reiches. 

Demgemäß, und da die fragliden Schrijtftäde fih nah Form und Inhalt 
als Urkunde im Sinne des Strafgefesbuches darjtellen, der Thatbeſtand ber 
Unterjchlagung aber durch die Abficht rechtswidriger Zueignung, ohne daß e8 zu- 
gleich einer gewinnfüchtigen Abficht bedarf, bedingt wird, ift der Graf von Arnim 
angeklagt: 

* Hotel der Kaiſerlichen deutſchen Botſchaft zu Paris während der Zeit von 
1872 bis 1874 durch eine und dieſelbe Handlung als Beamter 
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a) ihm amtlich anvertraute Urkunden vorſätzlich bei Seite geſchafft, 
b) Saden, die er in amtlidher Eigenihaft empfangen hatte, fidy rechtswidrig 
jugeeignet zu haben. 
Die gerichtlichen Verhandlungen haben vom Mittwoch (9.) bie zum Dienflag 
(15.) ftattgefunden. 
Der Staatsanwalt hat am Schluß derſelben die Auflage aufrecht erhalten 
und beantragt, den Angellagten zu einer Gefängnißftrafe von 2 Jahren 6 Ru 
naten zu verurtheilen.“ 


Das Urtheil erfter Inftanz (vom 19. Dezember 1814). 
Es ift erfannt: 

daß der Angeklagte Kaiſerlich Deutiche Botichafter ;. D. 
Graf Harry von Arnim nidt der Urkunden-Unter 
Ihlagung und nicht des Amtövergehens, wohl aber 
ded Vergehens wider die öffentlihe Ordnung 
Ihuldig, und deshalb unter Zurlaftlegung der Koften 
mit einer Gefängnißftrafe von drei Monaten zu 
belegen, wovon indeljen ein Monat durdy die erlittene 
Unterjuhungshaft für verbüßt zu erachten ift. 


Aus der Begründung: 


— — „Es liegen der Anklage drei Kategorien ober beſſer Serien von 
Altenftiiden zum Grunde, gefchieben nad dem Scidfale, welches fie erjabren 
haben, geſchieden nach den Auslaffungen des Angellagten, aber auch weſentlich 
geichieden in ihrer rechtlichen Beurtheilung. 

Die erft zu behandelnde Serie aus den zwölf Erlaffen, welche Angellagter 
wegen ihres bisciplinären Inhalte als fein Beivateigentbumn anfpricht und zu 
benjenigen Aften genommen bat und nehmen zu Fünnen glaubte, die er „als jene 
Konflitts - Akten” fignirte und „als das Grab einer lang gehegten und gepflegten, 
innigen Freundſchaft“ bezeichnet hat. — 

Diefe zwölf inkriminirten, vom Angeklagten zugeflänblich gar nicht zum 
Archive gebrachten, oder doch, ſoweit ohne fein Zuthun dabin gelangt, halb mieter 
zurüdgenommenen Erlaffe bat Angellagter feinem Zugeftändniffe oter doch feinen 
unmwiberlegt gebliebenen Angaben zufolge vor dem Juni c. a. einer Berion im 
außerprenfifchen Deutſchland übergeben. 

Die diesfälligen Handlungen würden fonah in das Botjchaftshotel ;u 
Paris, refp. nah Deutichland (außer Preußen) fallen. 

Ausmeislich der verlefenen Correspondenz - Alten bat Angeflagter, wicber- 
bolter Aufforberung bes auswärtigen Amtes ungeachtet, conjequent ber genannten 
Amtsftelle heranszugeben ſich verweigert, vielmehr erft am 3. Dezember c. bem 
Gerichte — aber au nur biefem — unter Vorbebalt feiner Rechte überliefert. 

Bon diefen, jümmtlich verlejenen, durch die Prefje bekannt gemorbenen Er- 
laffen betreffen Nr. 224, 239, 271, 281 de 1872, Nr. 90, 102, 104 de 18% 
bie Beziehungen Deutihlands zur franzöfiihen Regierung, ſowie bie in dieſer 
Dinfiht vom Angellagten eingenommene PBofition, im Gegenſatz zu ber Pelitil 
bes Herrn Reichskanzlers, alio den eigentlichen fogenannten Konflift in der Zack, 
zwei Erlaffe betreffen das Berbalten bes Angeflagten zu ben Sirtenbriefen ter 
franzöſiſchen Bifhöfe in Nancy, Angers, Nimes, 2 Erlaffe das active und pulfiee 
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Bejanbtichaftsrecht ber Deutſchen Mittelftaaten, 1 Erlaß enblih bie mangelhafte 
reauffihtigung der Botſchaftskanzlei. 

Die Anklage nennt ſämmtliche angeführte Schriftftüde amtliche. Sie hat 
terin der abfendenden Amtsftelle gegenüber durchweg vollkommen Redt. 

Der Eharalter eines Schriftftüdes auf Seiten bes Abienbers aber ift für 
en gegenwärtigen Prozeß nicht relevant; und e8 ſind baber die auf den Erlaffen - 
ih findenden, nur die Ausgangsftellen betreffenden Journal» und Depeichen- 
mmmern in feiner Weife wejentlich, und zwar bies um fo weniger, als a. aus⸗ 
veidlich bes in ber Verhandlung vorgelegten Privatbriefes des Herrn Fürften 
Reichölanzlers an den Angellagten, b. nad dem Zeugniffe bes Herrn Geb. Hofe 
aths *F 9 nd auch politiſche Korrespondenzen in abſolut privater Form gewechſelt 
porden find. 

Wefentlich ift für ben vorliegenden Streit, ob die Erlaffe auf Seiten bes 
Empfängers als amtlihe — nicht für die Perſon des Angellagten, fonbern in 
as Botſchaftsarchiv befiimmte Schriftftüde — anzufeben find, und bierfür ift 
ebiglih der Inhalt enticheidend. 

Disciplinarifhe Verfügungen (Rügen, Mahnungen, Verweiſe) find für bie 
Berfon des Empfängers beftimmt. Berfügungen fachlichen Inhalts, alfo 3.8. 
Direftiven für diplomatifche Agenten find amtlichen Charakter, und gehören in 
te Archive der empfangenen Amtsftelle, mögen fie an dieſe wörtlich oder an deren 
Shef adreffirt fein. Bei Verfligungen gemifchten Inhalts ift e8 entſcheidend, ob 
ie Rüge zum Zwede ber Direktive ertheilt oder umgelehrt der fachliche Inhalt 
ur Begründung ber Rüge — etwa mie die Urtelögründe zum Xenor des Er- 
enntnifjes — gegeben if. Nicht relevant wiederum ift Form und Faſſung bes 
Fabel. 

Aus diefen Gefichtspunlten betrachtet, erfcheinen der Erlaf Nr. 74 de 1874 
18 vein bisciplinairer — alfo auf Seite des Empfängers privater — Natur, bie 
Frlaffe Nr. 271 de 1872, wobei e8 am Eingange ausbrüdlich heißt, daß „neue 
Infteuftion“ nicht ertheilt werden jolle, — Wr. 33 de 1874, worin in fachlicher 
Beziehung wejentlih auf den ſachlichen Inhalt des Erlaffes Nr. 291 de 1873 
erwiejen ift, al® überwiegend bisciplinärer — alfo wiederum privater — Natur, 
te übrigen Erlaffe aber objektiv allerdings als amtliche Schriftftilde. 

Aber auch mit Beziehung auf dieſe letzteren Erlaſſe kann dem Angellagten 
ie bona fides nicht abgeſprochen werden, wenn derjelbe verfichert, ſubjektiv 
ieſe Aktenſtücke für nicht amtliche erachtet zu haben. 

Das Maß der Berechtigung zu jener Meinung ift gleichgüftig. 

Eine etwas andere Geftalt nahm allertings die Sachlage an, als an ben 
Angeflagten, wenn auch flugs nad feiner Verſetzung in ben einftweiligen Ruhe⸗ 
tand, die fchon angezogenen Referipte des auswärtigen Amtes ergingen, worin 
Ingeflagter angewieſen worden ift, jene Erlafje zurlidzugeben. 

Diefen Weifungen mußte er Folge geben. Er war und blieb aud 
18 Botfchafter 3. D. der Disciplin des auswärtigen Amtes, deſſen vorberige 
lekerorbnung von ihm anerkannt ift, in dem von biefem in feinen verlefenen 
Srlaffen (vom Juni bis Auguft c. im Korrespondenzfascikel) entwidelten Sinne 
interworfen. 

Es fragt fi) aber, was ber Angellagte VBerantwortliches that, als er ben 
n ihn ergangenen Weifungen nicht nachkam. Die Antwort auf dieſe Frage lautet: 
aß Angeklagter fi eines Disciplinarvergehbens ſchuldig machte. Mit 
olchen Bergeben hat das Strafgericht Nichts zu fchaffen. 

So fceiden die Documente ad passum II. aus dem Debet des Ange 
lagten aus. 

Ein Gleiches, freilich aus anderen Gründen gift auch von ber ganzen 
Serie von den in passus III. der Anklage aufgezählten Actenftüden, umfaffend 
.1 Erlaſſe und 12 Berichte mannigfachen, politiihen Inhalts. 

Ihre Qualität als amtliche Actenftüde ift won feiner Seite angezweifelt, 
ind ift nach ihrem verlefenen Inhalt auch ganz unbedenklich. Daß Konzepte zu 
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ben bier in Frage ftehenden Berichten in der Botſchaft zu Paris überhaupt ge 
fertigt worden find, ift unbeftritten rejp. zugeflanden. Und daß die vermißten 
Erlaffe dem Angeklagten zugegangen find, ift gleichfalls als erwieſen anzuſehen. — 

Fraglich aber ift, ob die noch heute vermißten Stüde durch ten Angeklagten 
überhaupt und event. vorfäglidh, und die vermißt gewejenen, aber zurüdgegebenen 
Stüde durch den Angeklagten vorjäglich befeitigt find, wie dies ihm zum Vorwurf 
emacht ift. 

i Auf diefe Frage konnte das Gericht nur mit bem römiſchen „Non liquet’ 
Antworten. 

Bon einer Fonftatirten Unglaubhaftigleit des Angeklagten ift feine Rede. 
Die Slaubhaftigkeit der Angabe des Angeklagten vielmehr, die zurüdgegebenen 
Stüde wirklich in feinem bei ter Abreife von Paris ohne fein Zuthun mitverla- 
denen Arbeitstifche ex post aufgefunden, jene Stüde alfo ohne feinen Willen 
(unvorfäglic) von Paris mitgenommen zu haben, folgt aus dem Umſtande, daß 
Angellagter in feinem verantwortlichen Berichte vom 20. Juli 1374 nad dieſer 
Richtung Hin ſchon Bermuthungen auegeiprocden hatte. 

So bleiben nur noch die von der Anklage zu Serie I zufammengefaften, 
firhenpolitifhen 7 Erlaſſe und 6 Berichte Übrig, deren hochamtlicher Sbarafter 
vom Angellagten jelbft anerkannt ift. 

Angellagter fol dieſelben 

a) vorſätzlich bei Seite geichafft und zugleich 
b) unterfchlagen haben. 

Es fol zunächft der zweite Gefichtspunft angeblider Unterfchlagung in's 
Auge gefaßt werden. Es unterſchlägt nach 8 246 bes Strafgeſetzbuches Derjenige, 
welcher eine fremte, bewegliche Sache, die er im Befis ober Gewahrfam bat, ſich 
rechtswidrig zueignet. — 

In Befig und Gewahrfam hat Angellagter unbeftrittenermaßen bie Do- 
fumente ad pass. I. gehabt. Es fehlt aber die rechtswidrige Aneignung, 
bie Abficht, die Dokumente fi) zu eigen zu maden, und eine Diefe Abficht aus 
führende Handlung. 

Der bloße unbefugte Gebrauch fremder Sachen ift firaflos und bie Ber- 
werthung des geiftigen Inhaltes fremder Schriften kann nur das Bergehei des 
Nachdrucks konftituiren. Aber auch von der Abficht eines Gebrauchs ober einer 
fonftigen Verwertung ber Depefhen dem Inhalte nah ift Nichts ermicen. 
Welher Gedanke dem Angellagten bezüglich der kirchenpolitiſchen Depefchen inne 
wohnte, davon bald nachher. 

Der Borwurf der Unterfhlagung fällt demnach wiederum. 
Gefehlt, und zwar ftrafredhtlich gefehlt, hat indeß Angellagter be 
züglich der firhenpolitifhen Depeſchen dennoch. Er bat geftändlid, 
nachdem er furz vor ber Abreife aus Paris nach biefen Depefchen mit Eifer ge⸗ 
fucht, dieſelben verjchloffen in einer Dienfimappe be3 auswärtigen Amtes, und 
dieſe Mappe in einem Koffer von Paris aus der Botfchaft wifjentlich (alfe vor⸗ 
fäglih) mit fortgenemmen, weil er fie feinem latholifhen Amtsnachfolger nicht 
zurüdlaffen zu können glaubte, und der Meinung war, fie an's auswärtige Amt 
abliefern zu müffen. Er bat geftänblich weiter die kirchenpolitifchen Depeſchen 
in Mappe und Koffer am 29. April 1874 von Paris hierher nach Berlin mit- 
gebracht und bat gefländlich bis zum 15. Mai 1874 hier verweilt, ohne die Dr 

mente abzuliefern. Angeklagter bat geftänblich die firchenpolitiichen Depeſchen, 
endlich. in Mappe und Stoffer am 15. Mai 1874 von bier auf Ummegen nad 
Karlsbad übergeführt. Er giebt zu feiner Entfchuldigung an, über dem ausweislich 
ter verlefenen Korrespondenz im Mai 1874 wegen feiner publiziftifchen Tbätig⸗ 
feit ausgebrochenen Konflikte mit dem auswärtigen Amte die Depefchen und beren 
beabfichtigte Ablieferung an das Amt vergeffen zu baben. 

Der Annahme biejes Vergeſſens ftehen indeß gewichtige Gründe entgegen, 
welde im Gegentheil für die Annahme ber wilfentiihen Mitnahme von bier — 
Ihließlih nach Karlsbad — ſprechen. I. Angellagter hat auch von Karlsbad aus 





741 


1874. 


dem auswärtigen Amte feine Melbung gemacht, obwohl er dort bie „vielleicht“ 
bier unterlaffene Oeffnung feiner Aeifeloffer body unzweifelhaft vorgenommen 
hatte. Angellagter hat vielmehr erft auf Erinnern bes auswärtigen Amtes unterm 
19./21. Juni 1874 aus Karlsbad zum Befit fi befannt. II. Der mit bem 
auswärtigen Amte damals ausgekrochene Konflikt mußte recht eigentlich den An- 
elfagten daran mahnen, daß und was er noch an dieſes Amt abzuliefern hatte. 
I. Die vom Angellagten ſelbſt für fo hochwichtig und bebenklich gehaltenen 
kirchenpolitiſchen Depeichen betrafen eine fo brennende Frage, daß bie letzteren — 
um ein Bild zu gebrauden — auch durch die Wünbe bes ungeöffneten Koffers 
bindurchleuchten mußten. 

Das feftgeftellte Verhalten des Angellagten dem auswärtigen Amte gegen- 
über bezüglich der kirchenpolitiſchen Depeichen rührt allerdings aus dem Konflikte 
mit jenem Amte ber, aber gewiß nicht daher, weil er — ihres Befites gerade 
Re bewußt — aus Aerger Über vermeintlich ihm angethanes Web, opponiren 
wollte. 

Hiermit ift das Strafgeje Übertreten worden. Die Anklage ift, geftütt, 
auf $ 348 des Strafgefetgbuches Abjag 2, wo mit Gefängnißftrafe nicht unter Einem 
Monate, jeder Beamte bebroht. ift, welcher eine ibm amtlich vertraute oder zu: 
gängliche Urkunde vernichtet, bei Seite jchafft, beſchädigt oder verfälicht. 

Es liegen alle Requifiten dieſes $ vor: 

a) die Beamtenqualität des Handelnden, 
b) bie anıtlihe Anvertrauung und Zugänglihmahung der Dokumente, 
ce) die vorfäßliche Beijeitefchaffung ter Dokumente. 

Nur fehlt die Urkundenqualität der Dokumente. 

Was das Requifit ad c der vorfätlihen Beifeitefchaffung betrifft, fo Tiegt 
eine ſolche Beiſeiteſchaffung vor, wenn, wie bier, eine nicht berechtigte Entfernung 
des amtlihen Objektes zu mehr als kurz vorübergehenden Befige mit dem Be⸗ 
mwußtfein ftattfinbdet, daß das Objekt dem ordentlichen Gefchäftshetriebe ber berech⸗ 
tigten Amtsftellen entzogen wird. Diefe Entziehung konnte dem Angeklagten nicht 
verborgen fein und bat fich fofort ergeben, infofern als ein Theil ber firchen- 
politiihen EScriftftüde vom Fürften Hohenlohe zu Paris Mitte Juni 1874 
vermißt und bie Beranlafjung zum Berichte vom 8. Juni 1874, damit aber ber 
ganzen Unterfuhung wurde. " 

Aber die von der Anklage behauptete Urkundenqualität kann nicht anerkannt 
werben. $ 348? des Strafgefetsbuches ſcheidet alfo wiederum aus. 

Es greift aber ebenjo unbedenktlid der $ 133 des Strafgefeh- 
buches durch, welcher in jeinem bier allein in Betracht fommenben Abjate 1 
wörtlich lautet: 

„Wer eine Urkunde, ein Regifter, Alten ober fonftigen Gegenftand, welche 
fi) zur amtlihen Aufbewahrung an einem dazu beftimmten Orte befinden, 
oder, welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich übergeben worden 
Ir Fi vernichtet, bei Seite ſchafft oder beſchädigt, wird mit Gefängniß 
eitraft.” 

E8 liegen in den Depeſchen aber einfach amtliche Aktenſtücke vor, bie ſich 
zur amtlihen Aufbewahrung an dazu beftimmten Orte, zuoörberfi im Botſchafts⸗ 
hotel zu Paris, demnächſt bier in Berlin in ber vom Angellagten mitgeführten 
Dienfimappe bes auswärtigen Amtes befanden, ihm übrigens auch amtlich über- 
geben waren. 

Und dieſe Altenfiüde bat Angellagter vorſätzlich, nämlich 
wiffentlih und bewußt bei Seite gefhafft, d. i. dem ordentlichen 
Geſchäftsgange durch ihre Wegnahme nah Karlsbad entzogen. 

Angellagter ift ſonach überführt: 

im Mai 1874 zu Berlin 13 amtliche kirchenpolitiſche Aktenſtücke, welche fich 
zur amtlihen Aufbewahrung an dazu beflimmtem Orte befanden, vworjätlich bei 
Seite geichafft zu haben. 

Vergeben gegen 8 133 St.⸗G. ⸗B. 
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Bei der Strafausmeffung famen in Betracht: 
A. als Schärfungsgrände 

a) die hohe Stellung bes Angeflagten und bie dadurch bebingten hoben 
Pflichten, 

b) die Wichtigleit der Depeichen- Serie I. und die aus ungeeignetem 
Belanntwerben ihres Inhalts drohende Gefahr; 

B. als Milderungsgründe hingegen 

a) die am 28. Juni 1874 Inhalts des Correspondenzfaccikels ſtattge⸗ 
fundene Rüdgabe der Depeſchen, 

b) die durch den verlefenen Erlaß vom 21. Dezember 1843 fchon von 
Altersher bezeugte Eigenmächtigeit einer Anzahl diplomatiſcher Agenten 
in ber Dispofition Über Archivalien. 

Es ift denn aus allen vorgetragenen Erwägungen 


m Namen des Königs 
erkannt: I am nig 


„Daß der Angeklagte, Kaiſerliche Deutſche Botſchafter z. D. Graf Harrv von 
Arnim nicht der Urkundenunterſchlagung und nicht des Amtsvergehens, wohl 
aber des Vergehens wider die öffentliche Ordnung ſchuldig und deshalb unter 
Zurlaſtlegung der Koſten mit einer Gefängnißſtrafe von 3 Monaten zu belegen, 
wovon indeſſen ein Monat durch die erlittene Unterſuchungshaft für verbüßt 


zu erachten iſt. 
Bon Rechts Wegen.“ 


Das Urtheil zweiter Inftanz (des Kammergerichts) 
vom 16. Juni 1875 lautete — indem der Charafter der 
beifeitegejchafften Schriftftüde al8 Urkunden anerkannt wırde 
— auf Grund ded $ 348 ded Reichöftrafgejehed auf nam 
Monate Gefängniß. 

Die Nichtigkeitsbejhwerde wurde vom Ober: 
Tribunal unterm 20. Dftober 1875 zurüdgewielen. 


Durch Urtheil ded Reih8-Disciplinarhofed vom 
27. April 1876 wurde ferner gegen Graf Arnim af 
Dienftentlafjung erkannt. 


Auf Anlaß der Schrift „Pro Nihilo“ wurde gegen Graf 
Arnim endlich beim Kammergeriht ald Staatsgerichtshof 
Anklage wegen Landesverraths auf Grund des $ 92 dei 
Reichöitrafgefegbuche erhoben. Da der Angeflagte nicht er 
Ichienen war, verurtheilte ihn der Gerichtähof in contumaciam 
als jchuldig der angeflagten Verbrechen zu einer Zuchthaus 
ftrafe von 5 Jahren. 
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1874. Dezember. Beröffentlihung der Depeihe des Fürften 
Bismarck über die Papftwahl vom 14. Mai 1872 im 
Reichs⸗ und Staatd- Anzeiger auf Anlaß des Arnimjchen 
Prozeſſes (ſ. die Depeſche oben ©. 489). 


1875. %ebruar. Collectiv-Erflärung des deutihen Epid- 
copats betreffend die Girculardepefche des deutſchen Reichs⸗ 
fanzlerd binfichtlich der fünftigen Papftwahl. 


„Der „Staats-Anzeiger” bat unlängft eine auf die künftige Papſtwahl be- 
zügliche Eircular-Depeiche des Herrn NReichslanzlers Fürften v. Bismard vom 
14. Mai 1872 veröffentlicht, welche nach ber ausdrücklichen Erklärung bes An- 
zeigers „die Baſis zu dem ganzen ber Deffentlichleit vorenthaltenen Fascikel“ ber 
in dem Proceffe gegen ben Grafen v. Arnim oft erwähnten Actenftüde kirchen- 
politifhen Inhaltes bildete. 

Diefe Depeiche gebt von der VBorausfegung aus, daß durch „das Vaticaniſche 
Soncil und feine beiden wichtigften Beftimmungen über Die Unfeblbarkeit und bie 
Zurisdiction des Papftes die Stellung des leßteren auh ben Regierungen 
gegenüber gänzlich verändert fei, und folgert hieraus, daß „das Interefle 
der letteren an der Papſtwahl aufs Höchſte gefteigert, damit aber auch ihrem 
Rechte, ſich darum zu kümmern, eine um fo feftere Bafis gegeben ſei.“ 

Dieje Folgerungen find eben fo ungerecdtfertigt, als ihre Borausjegung 
unbegründet ift; und e8 halten bei der hohen Wichtigkeit dieſes Actenftlides und 
bei dem Schluffe, welchen baffelbe auf die feitenden Principien des Reichskanzler⸗ 
amtes in ber Behandlung ber kirchlichen Angelegenheiten Deutſchlands geftattet, 
bie unterzeichneten Oberbirten ſich für eben fo berechtigt als verpflichtet, den darin 
enthaltenen irrigen Anfchauungen im Intereſſe der Wahrheit eine öffentliche Er- 
Härung entgegenäufielen. 

Die Eircular-Depefche behauptet binfichtlich der Beſchlüſſe des Vaticaniſchen 
Concils: „Durch dieſe Beichlüffe ift der Papft in bie Lage gelommen, in jeber 
einzelnen Didcefe die bifchöflichen Rechte in die Hanb zu nehmen und bie päpfl- 
liche ®ewalt ber landesbiſchöflichen zu fubftituiren.” „Die bifchöfliche Jurisdiction 
ift in der päpftlichen aufgegangen.” „Der Papft übt nicht mehr, wie bisher, 
einzelne beftimmte Reſervatrechte aus, fondern die ganze Fülle der bifchöflichen 
Rechte ruht in feiner Hand;“ „er ift im Princip an bie Stelle jedes einzelnen 
Biſchofs getreten”, „und es hängt nur von ibm ab, fi aud in ber Praris in 
jebem einzelnen Augenblide an die Stelle deffelben gegenüber den Regierungen 
zu ſetzen“. „Die Biſchöfe find nur noch feine Werkzeuge, feine Beamten ohne 
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eigene Verantwortlichkeit“; „fie find den Regierungen gegenüber Beamte eines 
fremden Souveraind geworden”, „und zwar eines Souverains, der vermöge jeiner 
Unfehlbarkeit ein vollkommen abjoluter ift, mehr als irgend ein abioluter Monarch 
der Welt“. 


Alle diefe Säte entbehren ber Begründung und ſtehen mit dem Wortlaute, 
wie mit dem richtigen, durch den Papft, den Episcopat und die Vertreter ber 
katholischen Wiffenfchaft wiederholt erflärten Sinne der Beichlüffe des Vaticaniſchen 
Concils entichieden im Widerſpruch. 


Allerdings ift nach dieſen Beſchlüſſen die kirchliche Jurisbictionsgemwalt bes 
Papſtes eine potestas suprema, ordinaria et immediata, eine bem Papft von 
Jeſus Chriftus, dem Sohne Gottes, in der Perſon des h. Petrus verliebene, auf 
die ganze Kirche, mithin auch auf jede einzelne Diöceſe und alle Gläubigen fid 
direct erftredenve oberfte Amtsgewalt zur Erhaltung der Einheit des Glaubens, 
der Dieciplin und der Regierung ber Kirche, und keineswegs eine bloß aus 
einigen Rejervatrechten Seftebenbe Befugniß. 

Dies ift aber feine neue Lehre, fondern eine ftet3 anerlannte Wahrheit des 
katholiſchen Glaubens und ein belannter Grundfag des canoniſchen Rechts, eine 
Lehre, weldhe Das Baticanifhe Concil gegenüber den Irrthümern ber Gallicaner, 
Zanfeniften und Febronianer im Anſchluß an die Auafprüche der früheren all 
gemeinen Eoncilien neuerdings erklärt und beftätigt bat. Nach dieſer Lehre ver 
atholifchen Kirche ift der Papſt Biſchof ron Rom, nicht Biſchof irgend einer 
antern Stadt oder Diöceſe, nicht Biſchof von Köln ober Breslau u. |. w. Aber 
als Biſchof von Rem ift er zugleich Papft, d. b. Hirt und Oberhaupt ber ganjen 
Kirche, Oberhaupt aller Bifhäfe und aller Gläubigen, und feine päpftlicde Ge⸗ 
walt lebt nit etwa in beflimmten Ausnahmefällen erft auf, fonbern fie bat 
immer und allezeit und überall Geltung und Kraft. In biefer feiner Stellung 
bat der Bapft darüber zu machen, daß jeter Biſchof im ganzen Umfange feine 
Amtes feine Pflicht erfülle, und wo ein Bilchof behindert ift, oder eine ander- 
weitige Nothwentigleit es erfordert, da bat ber Papft Das Recht und bie Pilict, 
nicht al8 Biſchof der betreffenden Diöceſe, fonbern als Papſt, alles in derſelben 
anzuordnen, was zur Verwaltung derielben gehört. Diefe püpftlichen Rechte haben 
alle Stanten Europas bis auf Die gegenwärtige Zeit ſtets als zum Syſteme ber 
katholiſchen Kirche gehörend anerkannt und in ihren Verhandlungen ınit tem 
päpftlihen Stuble den Juhaber beffelben immer als das wirkliche Oberhaupt ber 
ganzen katholiſchen Kirche, der Bifchöte ſowohl als der Gläubigen, und keineswegs 
als den bloßen Träger einiger beftimmter Nefervatrechte betrachtet. 


Die Beichlüffe des Vaticanifhen Concils bieten ferner feinen Schatten 
von Grund zu der Behauptung, es fei ber Papſt durch dieſelben 
ein abfoluter Souverain geworben, und zwar vermöge feiner Uufebibarfeit 
ein vollkommen abjoluter, mehr als irgenb ein abjoluter Monarch in ter Belt 


Zunächſt ift Das Gebiet, auf welches fih die kirchliche Gewalt des 
Papſtes beziebt, weſentlich verſchieden von demjenigen, worauf ſich 
bie weltliche Souveränetät des Monarchen bezieht, auch wird die volle Souve⸗ 
roinetät bes Landesfürſten auf ſtaatlichem Gebiete von Katholiten nirgends be⸗ 
firitten. Aber abgefehen hiervon kann bie Bezeichnung eines abfoluten Monarchen 
auch in Beziehung auf kirchliche Angelegenheiten auf den Papft nicht angewendet 
werben, weil derjelbe unter dem göttlihen Rechte ſteht und an die von 
Ehriftus für feine Kirche getroffenen Anordnungen gebunden if. Er kann bie 
ber Kirche von ihrem göttlichen Stifter gegebene Verfaffung nicht änbern, wie ber 
weltliche Geſetzgeber eine Staatsverfaffung äntern kann. Die Kirchenverfaffung 
beruht in allen wefentlihen Punkten auf göttliher Anordnung und ift jeber 
menſchlichen Willkür entzogen. Kraft derſelben göttlichen Einſetzung, worauf bad 
Papfttbum beruht, befteht auch der Episcopat: auch er hat feine Rechte und 
Pflichten vermöge der won Gott felbft getroffenen Anordnung, welche zu änbern 
ber Papſt weder das Recht noch bje Madıt bat. Es ift aljo ein völliges Miß⸗ 
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yerftändniß der Baticaniihen Beichlüffe, wenn man glaubt, durch biefelten fei 
„die biſchöfliche Jurisdiction in der päpftlichen aufgegangen“, ber Papft fei „im 
Princip an die Stelle jedes einzelnen Biſchofes getreten“, die Biſchöfe feien nur 
wh „Werkzeug tes Papftes, feine Beamten ohne eigene Berantwortlichkeit”. 
Nach der beftändigen Lehre der katholiſchen Kirche, wie fie auch vom Baticanifchen 
Loncil ausdrücklich erklärt worben ift, find bie Biſchöfe nicht bloße Werkzeuge 
es Papftes, nicht päpftliche Beamten ohne eigene Verantwortlichkeit, fondern „vom 
yeiligen Geiſte geſetzt und an bie Stelle ber Apoftel getreten, weiden und regieren 
te ale wahre Hirten bie ihnen anvertrauten Heerben“. 

Wie in den bisherigen achtzehn Jahrhunderten ber dhriftlihen Kirchen⸗ 
zeihichte der Primat neben und Über dem ebenfalls von Chriftus angeorbneten 
Episcopat kraft göttlicher Einjegung im Organismus ber Kirche beftanden unb 
um Heile derfelben gewirkt bat, fo wird folches auch ferner gefcheben: und fo 
venig das zu allen Zeiten beftanbene Recht des Papftes, feine kirchliche Regie⸗ 
ungsgewalt in ber ganzen katholiſchen Welt auszuüben, feither dazu geführt hat, 
die Autorität der Biſchöfe illuforiih zu machen, eben jo wenig kann die neue 
Erklärung der alten katholiſchen Lehre Über den Primat eine ſolche Befürchtung 
ür bie Aukunft begründen. Werben ja auch notorifch die Diöcefen ber ganzen 
atholiichen Welt von ihren Bilchöfen feit dem Baticanifhen Concil gerade in 
verfelben Art und Weife geleitet und regiert, wie vor bemfelben. 


Was insbefondere die Behauptung betrifft, vie Bifchöfe feien durch die 
Baticaniihen Beſchlüſſe päpftlihe Beamte ohne eigene VBerantwort- 
ichkeit geworben, jo können wir biefelbe nur mit aller Eutfchiebenheit zurüd- 
veifen: e8 iſt wahrlih nicht bie katholiſche Kirche, in welder ber 
infittlihe und despotifhe Grundſatz: der Befehl des Obern eıut-> 
inde unbedingt von ber eigenen Berantwortlichleit, Aufnahme 
efunden bat. 

Die Anfiht endlih, ale fei der Papft „vermöge feiner Unfehlbarkeit ein 
ollkommen abjoluter Souverain“, beruht auf einem durchaus irrigen Begriff von 
em Dogma ber päpftlichen Unfehlbarkeit. Wie das Vaticaniſche Concil es mit 
(aren und beutlihen Worten ausgeſprochen bat und die Natur ber Sache von 
:Ibft ergiebt, bezieht fich dieſelbe lediglich auf eine Eigenſchaft des böchften päpſt⸗ 
hen Lehramts: dieſes erftredt fi) genau auf baffelbe Gebiet, wie das unfehl« 
are Lehramt ber Kirche Überhaupt und ift an den Inhalt der 5. Schrift und der 
leberlieferung, fowie an die bereits von dem kirchlichen Lehramt gegebenen Lehr- 
ntfcheibungen gebunden. 

Sinfihtlih der Regierungshandlungen des Bapftes ift dadurch nicht das 
Nindeſte geändert worden. Wenn diefem nad die Meinung, es fei die Stellung 
es Papftles zum Episcopat dur die Vaticauiſchen Beſchlüſſe alterirt worben, als 
ine völlig unbegrünbete erjcheint, jo verliert eben damit auch die aus jener 
zorausſetzung bergeleitete Folgerung, daß die Stellung des Papftes ben Regie- 
ungen gegenüber durch jene Beſchlüſſe verändert fei, allen Grund und Boben. 


Wir können Übrigens nicht umhin, unjerm tiefen Bedauern dariiber Aus- 
rud zu geben, daß in der oft erwähnten Eirculartepeihe das Reihslanzler- 
mt fein Urtheil über katholiſche Angelegenheiten lediglih nad 
3ehauptungen unb Hypothefen gebildet bat, welde von einigen 
i® zur offenen Auflehnung gegen bie legitime Autorität bes ge- 
ammten Episcopates des bh. Stubles vorgefährittenen früberen 
katholiken und einer Anzahl proteftantifder Gelehrten in Umlauf 
‚efeßt, aber wiederholt und nachdrücklich vom Papftl, von ben 
ziſchöfen und von katholiſchen Theologen ſowohl als Kanoniften 
urüdgewiejen und widerlegt worden find. 

Als rechtmäßige Vertreter der katholiſchen Kirhe in ben unferer Leitun 
nvertrauten Didcefen haben wir das Recht, zu verlangen, baf, wenn es fi 
m bie Beurtbeilung von Grundſätzen und Lehren unferer Kirche handelt, man 
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uns böre, und fo lange wir nach biefen Lehren und Grundſätzen unſere Hant- 
lungen einrichten, bürfen wir erwarten, baß man uns Glauben jchente. 


Indem wir burd gegenwärtige Erflärung bie in ber Circulardepeſche bes 
Herrn Reichskanzlers enthaltenen unrichtigen Darftellungen ver katholiſchen Lehre 
berichtigen, ift es keineswegs unjere Abſicht, auf Die weiteren Ausführungen ber 
Depeiche in Betreff der künftigen Papftwahl näher einzugehen. 

Wir fühlen uns aber verpflichtet, gegen ben bamit verfuchten Angriff auf 
die volle Freiheit und Unabhängigkeit der Wahl des Oberhauptes der latholiſchen 
Kirhe laut und feierlih Einfprud zu erheben, indem wir zugleich be⸗ 
merfen, daß Über die Giltigkeit der Papftwahl jeder Zeit nur bie 
Autorität der Kirche zu entiheiden bat, deren Entfheibung ieder 
Katholik, wie in allen Fändern, fo auch in Deutfhland rüdhalr 
[08 ſich unterwerfen wirb.“ 


5. Februar. Encyclica des Papfted an die Erzbiihöfe und 
Biichöfe in Preußen. (Auszug). 


„Was Wir im Andenlen an die VBeftimmungen, welche von biefem apoſto⸗ 
liſchen Stuble gemeinfam mit ber oberften Regierungsgewalt Preußens im 
21. Jahre des laufenden Jahrhunderts für das Wohl und das Gebeihen ber la⸗ 
tholiſchen Sache getroffen wurden, niemals für möglich erachtet hätten, das bat 
fi gegenwärtig, Ehrwürdige Brüder, in Euren Gegenden auf bie beflagen« 
wertbefte Weife ereignet, indem auf bie Ruhe und deu Frieden, beffen ſich die 
Kirhe Gottes bei Euch erfreuete, ein ſchwerer und unerwarteter Sturm gefelgt 
ift. Denn zu den Gefeten, welche man vor Kurzem gegen bie Rechte der Kirche 
erlaffen hatte, und Durch die fchon viele treue und gewiſſenhafte Diener berjelben 
fowohl im Elerus als im gläubigen Volle getroffen waren, find neue hinzugefügt, 
welche die göttlihe Verfaffung der Kirche vollffändig umſtäürzen 
und die heiligen Gerechtſame der Biſchöfe gänzlih zu Grunte 
richten. 

Denn in dieſen Geſetzen wurde Richtern aus dem Laienſtande die Macht 
beigelegt, die Bifchöfe und andere geiftliche Vorgefette ihrer Würde und ihrer 
Amtsgewalt zu entkleiden. Durch dieſe Geſetze wurden vielfacdhe und große Hinter. 
niffe denjenigen gelegt, welche bei Abweſenheit der Oberhirten deren rechtmäßige 
Zurisdiction auszuliben berufen find. Durch dieſe Gefete wurde ben Capitelu 
ber Katbebralfirchen zugemmutbhet, gegen bie Canones Capitelsvicare zu wählen, 
während ver biſchöfliche Stuhl noch nicht vacant if. Durch diefe Gejete wur, 
um Anderes zu übergehen, den Oberpräfidenten die Befugniß beigelegt, jegat 
afatholifhe Männer an Stelle der Biſchöfe und als dieſen gleichberechtigt in den 
Didcefen mit der Verwaltung der geiftlihen Güter, ſowohl den für kirchliche Ber: 
fonen als für die Unterhaltung von Gotteshäufern beftimmten, zu betrauen. Nut 
zu gut wifjet Ihr, Ehrwürdige Brüder, wie viel Schaden und wie vielfadhe Br 
läftigungen und Mißhandlungen aus biefen Geſetzen unb ihrer fo harten Ant 
führung folgten. Abfichtlich jchweigen Wir hiervon, um den allgemeinen Schmen 
nicht durch Die Erwähnung al’ des Traurigen zu erhöhen. Aber jchweigen können 
Wir nicht von dem Mißgeſchicke, welches bie Diöceſen Gneſen und Poſen und 
die Didcefe Paderborn getroffen bat. Denn nachdem Unfere Ehrwürbigen Brüber 
Miecislaus, Erzbiihof von Gneſen und Bofen, und Konrad, Bilcef vor 
Paderborn, in's Gefängniß geworfen und über fie das Urtbeil gefällt war, wo 
durch fie bes bifchöflichen Sites und ihrer Amtsgewalt mit dem größten linredt 
für verluftig erffärt wurden, find dieſe Didcefen der jegensreichen Leitung ihrer 
ausgezeichneten Hirten beraubt und in einen Abgrund von Beſchwerniß und von 
Sammer elend geftürzt worden. Freilich glauben Wir Unſere vorbezeichneten 
Ehrwürdigen Brüder nicht beklagen, fondern vielmehr glücklich preifen zu müſſen, 
da fie — eingebent bes Wortes des Herren „Selig feid ihr, wenn euch bie Men⸗ 
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jhen baffen und wenn fie eu ausfchließen, ſchmähen und euren Namen als böfe 
verwerfen um bes Menichenjohnes willen” (Luk. 6, 23), — nicht blos nicht er- 
ſchralen vor ber einbrehenden Gefahr und vor ber von ben Gejegen verhängten 
Strafe nicht abließen, ihrem wichtigen Amte gemäß für bie kirchlichen Rechte und 
Satzungen einzutreten, fjonbern vielmehr es fih zur Ehre und zum Ruhme 
rechneten, gleich den anderen ausgezeichneten Oberhirten jenes Landes, unverdiente 
Berurtheilung und bie Strafen der Schulvigen um ber Gerechtigkeit willen auf 
fih zu nehmen, zum glänzenden Tugenbbeifpiele und zur Erbauung für Die ganze 
Kirche. Aber wenn ihnen auch eher glänzende Lobſprüche als Thränen bes Mit- 
leid8 gebühren, fo fordern doch bie Erniedrigung ber bifchöflihen Würbe, bie 
Berletzung ber Freiheit und ber Rechte der Kirche, die Berfolgungen, wovon nicht 
blos die genannten, ſondern aud die anderen Diöcefen Preußens gebriüdt werben, 
von Uns, daß Wir, dem Uus, wenn auch ohne Unjer Verdienft, von Gott über- 
tragenen apoftolifhen Amte gemäß, Hagend die Stimme erheben gegen 
jene Öejete, welche die Quelle jener bereits verwirkften unb vieler 
noch zu befürdtenden Uebelthaten find, und daß Wir für die durch 
gottlojfe Gewalt niebergetretene kirchliche Freiheit mit aller Ent- 
fhiedenheit und mit der Auctorität bes göttlihen Rechtes auftreten. 
Um dieſe Pflicht Unferes Amtes zu erfüllen, erliären Wir durch dieſes Schreiben 
ganz offen Allen, welche es angeht, und dem ganzen katholiſchen Erdkreiſe, daß 

Vene Geſetze ungültig find, ba fie der göttlihen Einridtung ber 
Kirche ganz und gar widerftreiten. Deun nicht die Mächtigen der Erbe 
bat ber Herr den Bilchöfen feiner Kirche vorgefett in ben Dingen, welche ben 
beifigen Dienſt betreten, ſondern den heiligen Petrus, dem Er nicht blos feine 
Lämmer, fondern auch feine Schafe zu weiden übertrug (Joh. 21, 16, 17), unb 
darum Tönnen auch von feiner noch fo bochftehenden meltlihen Macht diejenigen 
ihres biſchöflichen Amtes entſetzt werben, welche ber heilige Geift zu Bifchöfen ge⸗ 
fetst bat, um die Kirche zu regieren (Apoft. 20, 28). 

Hierzu fommt ferner folgender eines edlen Volles unwürdige Umftand, ber 
auch, wie Wir meinen, jelbfi von unparteiifchen Akatholiken verworfen werben 
muß. Dieje Gejege nämlih, welde in ihren firengen Strafbeftimmungen mit 
harten Ahndungen die nicht Gehorchenden bedrohen und zur Ausführung dieſer 
Strafen die bewaffnete Macht bereit haben, bringen friedliche und unbewaffnete 
Bürger, welche um bes Gewifjens willen, wie bie Geſetzgeber feibft wohl wiffen 
fonnten und nicht unbeachtet laffen burften, mit Recht ben Gefeten abgeneigt 
find, oft faft in die unglüdlihe und bebrängte Lage von Menfchen, welche, von 
Der Uebermacht niebergebalten fih derfelben nicht erwehren können. Daber will 
e8 fcheinen, als ob jene Geſetze nicht freien Bürgern gegeben, um 
einen vernünftigen Gehorſam zu fordern, fontern Sclaven aufgelegt feien, 
um den Gehorſam durch des Schredens Gewalt zu erzwingen. 


Das foll jedoch nicht jo verftanden werben, als wenn Wir glaubten, daß 
jene in gerechter Weile entichuldigt feien, welche aus Furcht den Menſchen lieber 
gehorchen wollten, al8 Bott; noch viel weniger fo, als ob die gottlofen Menfchen, 
wenn es deren giebt, ungeftraft vom göttlichen Nichter bleiben würden, welche, 
allein geftüßt auf den Schuß der bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrlirden in 
Befitz genommen und den heiligen Dieuft in denſelben auszuüben gewagt haben. 
Im Gegentheil erklären Wir, daß jene Gottlofen und alle, welde in Zu» 
funft fih durch ein ähnliches Berbrehen in die Regierung ber 
Kirchen eingedrängt baben, gemäß ben heiligen Canones redhtlid 
und tbatfählich der größeren Ercommunication verfallen find und 
verfallen; und wir ermahnen die frommen Gläubigen, daß fie fih von dem 
Gottesdienft derjelben fern halten, von ihnen die Sacramente nicht empfangen, 
unb fo ſich vorfichtig des Umgangs und Verkehrs mit denfelben entbalten, damit 
nicht der böfe Sauerteig die gute Maffe verderbe.” — — — — 
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März. DVorlage wegen Einjtellung der Leiftungen des 
Staates für die römiſch-katholiſche Kirche (inſoweit 
nicht der Biſchof oder der einzelne Geijtliche ſich verpflicte, 
die Geſetze ded Staated zu achten). 

Aus den Motiven: 


„Als König Friedrich Wilhelm III. in der Allerböchften Kabinets - Ortre 
vom 23. Auguft 1821 der päpftlihen Bulle „de salute animarum“* Allerhoͤchft 
Seine Königlihe Billigung und Beftätigung mit den Worten ertheilte: 

„Dieſe meine Königlide Billigung und Sanltion ertheile ich vermöge 

meiner Majeftätsrechte und biefen Rechten... . . unbefchabet,“ 
ſprach Allerhöchftderjelbe einen Grundſatz aus, an welden jebt zu erinnern au 
der Zeit if. Es ift der Orunbfaß, daß die katholiſche Kirche Des preußiſchen 
Staates — jo nannte fie Die gedachte Ordre mit Recht — fo weit fie von biejem 
Staate Nutungen und Leiftungen bezieht, diefe nur beziehen kann und burf, jo 
weit und lange fie die Majeſtät des preußifchen Staates und feiner Geſetze adıtet 
und anerkennt. Der Orundjag gilt aud für die katholiſche Kirche in den neu 
erworbenen Provinzen; bie Kircumfcriptionsbulle für Das vormalige Königreid 
Hannover ift durch das Patent vom 20. Mai 1824 landesherrlich genehmigt 
worden, und zwar fraft der Majeftätsrechte des Königs und unbefchadet vielen 
Nechten. Nicht minder erfolgte die Publikation der betreffenden Bullen in ver 
oberrheinifhen Kirchenprovinz mit dem Vorbehalte, daß aus deren Genehmigung 
nichts abgeleitet werden dürfe, was den ftaatlihen SHoheitsrechten fchaben oder 
ihnen Eintrag thun möchte, oder den Landesgejeßen und Regierungsveränderungen 
entgegen wäre. | 

Jener Orundfat hätte kaum ausgeſprochen zu werben brauchen, er bildet 
bie felbftverftändfiche Borausfegung für alle Leiftungen bes Staates an bie la⸗ 
tholifche Kirche, und er muß für viefe Leiftungen gelten, auf welchem Rechtégrunde 
immer biejelben beruhen, zu welchem Zeitpunfte die Verpflichtungen des Staates 
zu denſelben eutflanden fein mögen. 

Der Staat iſt gendthigt, ihn jeßt zur Anwendung zu bringen. 

Das Berhalten des römiſch-katholiſchen Episkopates gegenüber ben ver 
faſſungsmäßig beichloffenen, von Sr. Majeftät dem Kailer und Könige vollzogenen 
und gehörig publizirten Gefegen vom 11., 12. und 13. Mai 1873, vom 20. nat 
21. Mat 1874 ift notorifh ein folches gewejen, daß jene Majeſtätsrechte, unter 
deren Vorbehalt allein die katholifche Kirche in Preußen alle die Erweijungen ber 
„böchften Großmuth und Güte“ wie Bapft Pius VII. in Der Bulle „de salute 
animarum“ ſich ausdrückte, empfangen bat und zu genießen berechtigt ift, auf 

das fchwerfte geſchädigt und verletzt erfcheinen. 

Der Staat ift deshalb ebenjo berechtigt als verpflichtet, bis dahin, daß ber 
römifch- katholifche Klerus zum Gehorſam gegen die Geſetze zurüdtehrt, ihm zu 
nächſt alle Mittel zu entziehen, welche er ſelbſt bisher zur Unterhaltung biejes 
Klerus beigetragen bat. Unterließe der Staat dies noch länger, es müßte ihn der 
ſchwere Borwurf treffen, daß er felbft feine Gegner in ihrem Wiverftande flärke. 
Solhem Vorwurf darf er fih am wenigften in einem Augenblid ausjegen, {8 
welhem in deutſchen und römijchen Blättern in lateinifchem QTerte wie in den⸗ 
ſcher Ueberſetzung eine bezüglich ihrer Echtheit nirgends angezweifelte Encyllie 
des Papftes vom 5. Februar d. 3. veröffentlicht worben ift, welche jene Gelcht 
vor der fatholifchen Welt und für Alle, die es angeht, für ungültig erklärt und 
den Ungehorfam gegen biefelben fanktionirt bat — und die Erzbifchöfe und 
Biſchöfe in Preußen diefe an fie gerichtete Encyklika — foweit befannt — ohne 
einen Widerſpruch hingenommen haben.” — — — 
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16. März. Reden des Fürſten Bismard bei der Berathung der 
Borlage im Abgeordnetenhaufe. 


Der Gehorſam gegen Gott und den König. 
(Nach einer Rede bes Abg. v. Gerlach.) 


„Ich beabſichtige nicht, dem Vorredner im Allgemeinen zu antworten, 
ſondern nur auf ein Wort. Dieſem Worte muß widerſprochen werden 
in einer Weiſe, wie es bisher noch nicht geſchehen iſt. Es iſt die falſche 
Auffaſſung des an ſich richtigen Sages: man ſoll Gott mehr 
gehorchen als den Menſchen. Der Vorredner kennt mich ja lange 
genug, er hat ja ſelbſt öfter davon geſprochen, um zu wiſſen, daß ich dieſen 
Sp in feiner vollen Richtigkeit anerfenne, und daß ich glaube, Gott zu 
gehorchen, wenn ich dem Könige diene, dem er früher ja auch gedient bat, 
mit der Devife mit Gott für König und Baterland; jegt find ihm 
Diefe drei Devifen auseinandergefommen, wie es ſcheint, und er fieht Gott 

etrennt von König und Vaterland. Ich kann ihm auf diefem Wege nicht 
Folgen. Sch glaube meinem Gott zu dienen, wenn ih meinem 
Könige diene im Schuge des Gemeinweſens, defjen Monard 
er von Gottes Gnaden ift, und in weldem die Befreiung von 
fremdem Geiftesdrud und die Unabhängigkeit feines Volkes 
egen römifhen Drud zu ſchützen feine ihm von Bott auferlegte 
—58 iſt, in der ich dem König diene. Der Vorredner ſelbſt muß 
doch zugeben, wenn er ganz offen ſein will — unter vier Augen wird er 
ehrlich genug ſein es uns einzugeſtehen, — daß wir an die Gottheit eines 
Staatsgötzenthums nicht glauben; nichtsdeſtoweniger läßt er ſich von dieſer 
Entſtellung der Wahrheit bei ſeinen Ausführungen leiten, als wenn wir, 
die wir bier ſitzen, an eine heidniſche Staatsgottheit glaubten. Er ver- 
fällt hierbei in denfelben Fehler, den er den römischen Kaifern vormarf, 
die fich vergöttern ließen, indem er jagte, die Leute waren ja weit ent» 
fernt, jelbit daran zu glauben, und fo ıft auch er weit entfernt, daran zu 
glauben, was er fagte: er brauchte es nur zur Befchönigung der Herrſchaft, 
die er felbft ausüben will. 

Der Sag aber, um den es fich handelt, ift nur die Frage: ſoll 
man-dem Bapfte mehr dienen als den Könige? Zwiſchen dem 
Papft und Gott ift denn doch für mich ein fehr weſentlicher Unterfchied. 
Es handelt fih alfo bier nicht um die Frage: Eoll man Gott oder foll 
man den Menſchen mehr dienen, fondern nur darum: Sollen wir in 
weltlihen Dingen, wo es fih um unfer Seelenheil in feiner 
Weije handelt, dem Papit mehr dienen, ald dem Könige. Wir 
baben vor 1826 unter der Herrichaft des Landrechts gelebt, das weiter 
ging, und diefelben Herren, die jegt behaupten, durch die Maigeſetze, die 
nicht fo weit gehen, wie das Landrecht, geſchädigt zu fein, mögen doch 
bedenken, daß ihre Väter in Ehren felig geworden find unter 
jenem Regime. 

Der Borredner hat noch ein Argument vorgebradt; er hat den Kul⸗ 
tusminifter auf feine Erfolglofigkeit hingemwiejen. Ya, ich bewundere das 
und frage, wenn er auf der einen Ceite feine Yorbeeren austheilt ohne 
jede Rüdfiht auf Erfolg, hat denn auf der anderen Seite das Verhalten 
er Biſchöfe den Zuftand der katholiſchen Kirche wefentlich gebejlert? (Aufe 





750 


1875. 


aus den Reihen der Ultramontanen: Ya wohl! gewiß!) Nun, meme 
Herren, das Zeugniß des Papftes fagt nein. Was wäre denn das für 
eine Heuchelei, für ein heuchleriſches Klagen, mit denen man und 
por Europa verläumdet, als ob wir Kirchenfeinde wären, ald ob wir die 
Kirche vernichteten; wie wären denn diefe Klagen denkbar, wenn id wirt 
lich Ihre Kirche fo gefördert hätte, wie Eie behaupten. Eins von Beiden 
ift alfo jedenfalls fiher: entweder die Klage über Verfolgung der Kirde 
ift Heuchelei, und das werde ich mir merken, jo oft fie wieder auftritt, 
oder aber auch Sie haben irgend welche Erfolge nicht gehabt. 

Darauf aber kommt es bier ganz und gar nicht an. Wir find beide 
einig, nicht in dem Streben nad Erfolg, fondern in der Pflichter⸗ 
füllung, beide im Begriff, Gott mehr zu dienen, als den Men» 
ſchen, jeder nach feiner Weife, wie er e8 glaubt. Sie glauben 
den Willen Gottes näher, genauer zu kennen als wir, wir glauben es 
auch, ich meinerjeitd glaube auch den Willen Gottes genauer zu kennen 
als der Vorredner. 

Alfo, meine Herren, auf den Erfolg fommt ed nidt an, anf 
diefes Gefe wird feinen nennenswerthen Erfolg haben. Der Papft und 
zehn Dial mehr der Jeſuiten-Orden find viel zu reich, als daß es ihnen 
auf diefe Summe ankommen könnte, ih jage nicht ohne Bedacht: der Je 
fuiten- Orden zehn Mal mehr als der Papſt, außerdem können fie ihre 
Befteuerungsart, die ihnen bisher gute Dienfte leiftete, anwenden. Ich 
erwarte ao feinen großen Erfolg, aber wir thun einfach unjere 
Pfliht, indem wir die Unabhängigfeit des Staates und der 
Nationen gegen diefe äußeren Einwirkungen ſchützen, indem 
wir die Geiftesfreiheit der deutſchen Nation gegen die Ränke 
de3 römijhen Fefuiten- Ordens und des Papſtes vertreten; 
das thun wir mit Gott für König und Vaterland.“ 


18. März. Weitere Erklärungen. 
(Auf eine Rede des Ag. Dr. Wind horſt). 


lRechtskunde und praktiſche Politik; — Grund und Erfolg ber 
Jegeungepolitt; — Bildung einer mächtigen ſtaatlich⸗monarchiſchen 
Partei. 

„Der Herr Vorredner hat behauptet, ich hätte irgend wo, ich weiß 
nicht wann, geſagt, die Maigeſetze enthielten nichts, was nicht im Land⸗ 
recht ſtände, und wären mit dem Landrecht übereinſtimmend. Ich beſtreite, 
das jemals geſagt zu haben. Ich habe zwar ſchon ſehr viel im Leben ge⸗ 
ſprochen, zu viel, als daß ich jedes einzelne Wort behalten könnte, aber 
das beſtreite ich, geſagt zu haben. Obſchon ich mich auf dem Gebiete 
der Jurisprudenz mit dem Herrn Vorredner nicht meſſen will, ſo bin ich 
doch ſeit meinen Studien ſo unwiſſend nicht, daß ich nicht zu beurtheilen 
verſtände, daß im dem Landrecht nach manchen Richtungen ſehr viel mehr 
ſteht, als in den Maigeſetzen, — wiederum vieles, was nicht im Land⸗ 
recht zu finden iſt, in den Maigeſetzen, an welche man zur landrechtlichen 
Zeit noch gar nicht gedacht hat, weil man zu Friedrichs des Großen 
Zeiten an die unerhörte Erſcheinung, daß ſämmtliche Landes— 
biſchöfe ſich gegen die Geſetze auflehnten, noch gar nicht ge 
dacht hat. Wenn nun der Herr Vorredner aber nach feiner Art etwas 
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zu behaupten, was nicht fo ift, aber annähernd fo fein könnte, mir Schuld 
giebt, ich hätte diefe noch größere juriftifche Unwifjenheit, als die mir in 
der That eigenthümliche bewiefen, und daß ich fchwerlich durch das Eramen 
durchgefchlüpft wäre, fo muß ich doch feftitellen, daß bier der Herr Vor⸗ 
redner mir Unreht gethan hat; ich habe das nie gejagt und würde es 
auch nie thun. In jedem Eramen — bin ich überzeugt — wird er fehr 
viel beſſer beftchen als ich, namentlich im juriftifchen, bei jeiner Vielfeitigfeit 
auch in fehr vielen anderen Dingen; etwas anderes ift es aber, 
praftiihe Bolitif zu treiben und fi mit einigem Erfolge 
mit der Wohlfahrt des eigenen Landes zu befhäftigen; da 
behaupte ich meinerſeits wieder, das befier zu verftehen, als der Herr 
Borredner, und alle Examina, die er machen könnte, würden ihn vielleicht 
dazu nicht befähigen, wir würden vielmehr jeden Staat bedauern, den es 
bejchieden wäre, von dem Herrn Vorredner regiert zu werden. Die Herren 
aus Hannover haben ja die Erfahrung gemacht, und fie werden mir jagen 
fönnen, ob fie lieber einen ftreng eraminirten oder einen dem Lande nüß- 
lichen Miniſter haben wollen. 

Der Herr VBorredner hat außerdem gefagt, ich hätte geftanden, wir 
würden mit diefen Gefege wenig erzwingen, und hat daraus gefolgert, 
daß er nicht begreifen könne, warum mir e8 denn überhaupt ins Veben 
führen mollen. Der Herr Vorredner begreift doch fo Manches, mas ung 
unverftändlich ift; daß er nicht auf den Gedanken gefommen ift, der ung 
Dr leitete, das begreife ich nicht: es ift des Staates nicht würdig, 
eine erklärten Feinde gegen fich felbft zu befolden, es ift 
Anftandspflidt des Staates, diefe Gelder einzubehalten, 
der Staat fann nicht ftillfehweigend dulden und durd Zah— 
lung bejtätigen, daß gegen ihn der Aufruhr von den Seiten 
gepredigt wird, wo er am meiften im eigenen Intereſſe mit— 
unterdrüdt werden follte; ich fage im eigenen ntereffe, denn Sie 
ziehen fich in Ihren — ich will nicht jagen Geiſtlichen — jondern in dem, 
was mir im Allgemeinen die Hetkapläne nennen — in denen ziehen 
Sie ſich doch eine Geſellſchaft groß, mit der Sie in ruhigen Zeiten Ihre 
Roth haben werden. 

Wenn Sie außerdem fragen, was wir für Erfolge davon haben, 
fo glauben Sie den Erfolg zu haben, daß Sie fi) das kirchliche Bewußtſein 
im Kampf ftärfen. Der Deutfche hat das Gefühl, er mag für eine ge- 
rechte oder ungerechte Sache fämpfen, wenn er einmal im Kampfe enga= 
girt ift, fo ift er nicht geneigt, die Sache zu prüfen, er hat dafür gefochten, 
er begeiftert fich dafür, die Echläge, die er dafür außgetheilt und empfangen 
bat, dienen ihm als Grund feiner Ueberzeugung, und in dem Gefühl folgt 
er entichloffen der Führung feiner Leiter. Ob fie diejes entfefjelte Ferment 
fünftig wieder beherrſchen werden? Alle die jungen ehrgeizigen Streber, 
die bei dem jegigen Verfahren ihre vorgefegten Biſchöfe einjchüchtern, fühlen 
fih dadurd größer als fie find, fie wollen mit der Zeit befriedigt fein, 
fie wollen nicht immer Hetzkapläne bleiben und Zeitungen fehreiben — fie 
wollen Bifchof werden. 

Aber auch der Staat hat nad diefer Seite hin in Bezug 
auf Geſchloſſenheit durch diefen Kampf außerordentlich ges 
wonnen; und ed ijt wie in früheren Zeiten, unter andern der von 
Heinrih dem Bogelfteller. Ehe er die Ungarn anı Tech ſchlug, übte 
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er feine, wie man behauptete, damals vom kriegeriſchen Sinne der Bor: 
fahren abgefommenen Unterthanen durch allerhand Gefechte zehn Jahre 
lang, bis er fie gegen den gefährlichften Feind führte. Dieſer Kampf iſt 
ja für den preußiſchen StaatSmann, womit ich nicht mich meine, jondern 
die jämmtlihen StaatSmänner, die bier verfammelt find, eine außeror: 
dentlich nügliche Schule geworden. Die Ueberzeugung von der Roth: 
wendigfeit, daß der Staat einige Hülfsmittel zur Berthei- 
digung haben muß, daß ein ftarfer Staat vorhanden jein 
muß, daß alle Barteien ein Interejje daran haben, daß ker 
Staat niht in feiner Eriftenz, in feinen Grundfeſten or 
jhüttert werde, bat fich in diejem Kampfe wejentlich geträf- 
tigt. Die Folge davon wird fein, daß wir mit der Zeit nur 
zwei große Parteien haben werden, eine, die den Staat negirt 
und ihn befämpft, und eine andere große Majorität der dem 
Staate anhänglidhen, adhtbaren, patriotifch gefinnten Leute, 
womit ich die anderen durchaus nidht als weniger adtbar 
bezeichnen will — gewiß alles adhtbare Leute — dieſe größe 
Partei wird ſich bilden in der Schule dieſes Kampfes. 

Schließen ſich nicht alle Barteien, die den Staat und die 
Monarchie wollen, Angefihts der ungeheuren Gefahr, die von 
jener Seite droht, näher zujammen? 

Sind nicht die auf der äußerften Rechten aus ihrer früheren Abge 
ſchloſſenheit herausgetreten — ich möchte fagen, moderner gemor.en? 
Haben fie ſich nit ihren politiihen Nachbarn genähert? Sind nidt die 
pon der äußerften Linken, mie fie bier vertreten ift, die von der York 
fhrittspartei offen zu Ausſprüchen gelangt, die durch Tonklutzate Hand 
lungen bemeifen, daß fie anertennen, daß ed nicht nüglid it, 
die Fundamente des Staates, des Haujes, in dem mir alle 
wohnen, zu erjhüttern und ununterbroden mit der Art zu 
bearbeiten, in dem Gefühl, daß Andere für die Folgen verantwortlich 
feien? Alle dieje früheren Sünden in unjerem politiihen Leben haben ja 
vielfach einer Einkehr, einer Umkehr Plag gemacht, und ich jage mit 
Genugthuung: der Staat ift durch das Baden der jtaatliden 
Geſinnung der großen Majorität derer, die ihn ehrlich mollen, 
ftärfer und mädtiger geworden, als früher, und er wird 
mächtiger und ftärfer aus diefem Kampfe hervorgehen. Ws 
aus dem Staate würde, wenn wir den Kampf aufgäben, wenn wir jet 
die Bahn beträten, die der Herr Vorredner in leiler diploma.ijcher Ya 
deutung — gewiß ift er ein befferer Diplomat, als ich Juriſt bin — in 
leijer diplomatischer Andeutung uns empfahl, das fann ich nicht beurtheilen; 
denn unfere Aufgabe ijt es nicht, dergleihen Wege zu fuchen, wer und 
braudt, weiß ung zu finden, wir genügen unjern Zmeden 
dur uns jelbft.“ 


2. April. Smmediatvorftellung der Biſchöfe (aus Aula). 


„Durh Em. Kaiferlihen und Königlichen Majeftät Staats-Minifterium wurde 
ben Häufern des Landtages ein Gejegentwurf vorgelegt, nad) welchem ber Fortgenub 
ber den farholiihen Bisthümern und Geiftlihen aus Staatsmuitteln zugefiherzn 
Leiſtungen von einer vorgängigen Erklärung ber Diözefanvorflände ober Geinlien 
zu unbedingter Befolgung ber ftaatlichen Geſetze abhängig gemacht werden joll. 
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Eine derartige Erflärung in folder Unbedingheit abzugeben, ift mit dem 
Gewiſſen eines Chriſten unvereinbar. Haben doch bie Apoftel unb unzählige 
chriſtliche Blutzeugen lieber den Tod erbulben, als fih benjenigen Staatsgejeten 
und obrigkeitlihen Anordnungen fügen wollen, welche ihnen die Verkündigung 
der göttlihen Wahrheit unterjagten, oder von ihnen eine. Verleugnung bes chrift- 
lichen Glaubens forderten. 


Können wir nun aber, ohne unjerem Gewiſſen zumiber zu handeln und 
wit den Prinzipien des Chriſtenthums zu brechen, jene Erklärung nicht abgeben, 
fo wird auch das Beitreben, uns dazu durch Borenthaltung materieller Hittel 
rötbhigen zu wollen, als ein vom &riftliden Standpunkte zuläffiges niemals er- 
« htet werben Tönnen. 


” Weberbies find bie bezüglichen Leiftungen bes Staates an die betreffenden 
Bisthümer die Folge einer rechtlichen Verbindlichkeit, welche der Staat zugleich 
mit den fälularifirten Kirchengltern in Gemäßheit ausdrücklicher Stipulationen 
überlommen hat, und die nad dem befannten Worte eines preußiichen Minifters 
„unter Berpfändung der Ehre Preußens“ übernommen wurde. Und was bie 
Übrigen Leiftungen aus Staatsmitteln an Geiftliche anbetrifft, jo find auch bieje 
keineswegs aus einer bloßen Fiberalität des Staates gegen bie Kirche entiprungen, 
fondern haben ebenfalle eine rechtliche Grundlage, ſei es in ber Säfularifation 
son Klöftern und Stiftern, fei e8 in Patronatsrechten oder in lanbesherrlichen 

ufagen, und muß die Einftellung biefer Leiftungen gerade im gegenwärtigen 

ngenblide ganz bejonder® dazu dienen, bittere Gefühle in den Herzen ber Ka⸗ 
tholiken anzuregen, als eben für bie Geiftlihen anderer hriftlihen Konfejfionen 
von Seiten des Staates mit wohlwollender Freigebigleit aus den allgemeinen 
Stauereiträgen erhebliche Gehalteverbefjerungen bewilligt werben. 

Am ſchmerzlichſten aber berührt uns die angebrohte Einftellung der fei- 

gen aus Staatsmitteln deshalb, weil fie als eine Strafe des Verhaltens ber 
tatholifchen Biichöfe und Geiſtlichen den Maigejegen gegenüber ausdrücklich be⸗ 
zeichnet wird, obwohl dieſelben ohne Verletzung ihrer heiligften Pflichten und ber 
von Gott gegebenen Berfaffung der katholiſchen Kirche zur Ausführung biefer 
‚ Gelege Mmitzuwirken nicht im Stande find. 

Wir würden ber ſchuldigen Ehrfurdt gegen Em. Majeftät zu nahe zu treten 
fürdten, wern wir die Vorausjegung auch nur für möglich halten wollten, daß 
es den SIntentionen Em. Majeftät entiprechen könnte, eine folche Untreue und 
Pflihtwerlegung von Seiten ber beftellten Hüter der kirchlichen Orbnung zu 
fordern. Deshalb wenden wir uns nicht an die Häufer bes Tandtages, in welchen 
das Verſtändniß chriſtlicher Anſchauungen mehr und mehr zu ſchwinden beginnt, 
fondern an Ew. Majeftät Selbft als den Schirmberrn der in Preußen anerkannten 
chriſtlichen Kirchen, — an die Krone, zu welder bie Katholiten auch bei politifchen 
Stürmen ſtets mit treuer Loyalität geftanden haben, mit ber ehrfurchtsvollen 
Bitte, dem intendirten Geſetze als einer Verlegung wohlerworbener Rechte und 
einer Duelle unfäglicher Trauer und friedeftörender Verwirrung bie Allerhöchfte 
Sanftion verfagen zu wollen.” — — 


Antwort des Staatd-Minifteriumß im Allers 
höchſten Auftrage. 
(An den Erzbifhof von Köln gerichtet.) 


Berlin, den 9. April 1875. 
„Ew. Erzbiſchöfliche Gnaden benachrichtigen wir, daß Seine Majeftät 
der Kaifer und König geruht haben, dad Staats-Minifterium mit der 
Beantwortung der Sımebiat Eingabe der in Fulda verſammelt gemejenen 
preußiichen Biichife vom 2. d. M. zu beauftragen. 
Fürft Bismard. I. 48 
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Bei Erledigung diefes Allerhöchſten Auftrages können wir nicht umhin, 
unfer Erftaunen und unfer Bedauern darüber außzudrüden, daß Geiftlice 
in der hohen Stellung der Herren Biichöfe fih zum Organ einer Be: 
bauptung machen konnten, als ob es in Preußen eine Berleugnung des 
hriftlihen Glaubens fei, die Befolgung folder Gefege zu verjpreden, 
welche in anderen deutfchen und fremden Staaten jeit Jahrhunderten und 
noch heute von der katholiſchen Geiftlichfeit und ihren Kirchenoberen bes 
reitwilligft befolgt werden und deren Befolgung dort von Fatholiihen 
Geiftlichen mit beiligem Eide bedingungslos gelobt wird. 

Nicht minder auffällig und unwahr ift die Behauptung, daß die Ge 
jege, gegen welche fidy nenerdingd der Ungehorfam der Fifchöte gerade 
nur in Dreufen gerichtet hat, die VBerfündigung der göttlichen Wahrheiten 
unterfagten. 

Wenn die Herren Biſchöfe andenten, daß den Geifllichen anderer 
Konfeffionen gegenwärtig Gehaltsverbefierungen bewilligt würden, melde 
nicht gleichzeitig den Fatholifchen Geiſtlichen zu Statten fämen, jo hätte 
ein oberflächlicher Einblid in die Vorlagen und Verhandlungen des Fand 
tag3 genügt, um die Herren Bifchöfe jelbft von der Unmahrbeit ihrer 
Behauptung zu Überzeugen. Ebenjo kann den Herren Biſchöfen unmöglid 
unbefaunt jein, daß die Vorlage, deren Nichtvollziehung Sie unter Ans 
wendung verlegender Worte Über den Inhalt derjelben von Sr. Majeftät 
verlangen, nur mit Allerhöchſter Genehmigung an den Landtag gelangen 
fortnte. 

Die Forderung, daß Se. Majeftät derjelben dennoch, nach der An 
nahme durch den Yandtag, die Sanktion verweigern folle, ift um fo be 
fremdender, als die Herren Biſchöfe felbft nicht glauben werden, daß die 
Dotationen, um deren Zurüdhaltung e8 fich handelt, vom Staate jemald 
bewilligt worden wären, wenn bei der Bewilligung den Biſchöien und 
Geiftlihen das Recht hätte vorbehalten werden jollen, je nad) päpftlichem 
Befinden den Gejegen des Staates gehorjam zu fein oder nicht. 

Wenn die Eingabe das Einftellungsgefeß eine Duelle unfäglicer 
Trauer und friedeftörender Verwirrung nennt, fo wollen Diejenigen unter 
den Herren Biſchöfen, welche im Jahre 1870 vor der Berkündigung der 
vatikaniſchen Beſchlüſſe derartige Zuftände ala die Folge der leteren vor 
ausfahen, und mit beredten Worten öffentlich verfündeten, fich jelbft fragen, 
ob Sie nicht vielleiht durch treue und feſte Vertretung ihrer Ueberzer 
gungen unfer Vaterland vor den Wirren und Friedensitörungen zu be 
wahren verniocht hätten, welche Sie felbft warnend vorberjagten und dr 
wir jegt mit Ihnen beflagen. 

Em. Erzbiſchöfliche Gnaden erſuchen wir, den übrigen Herren Wit: 
unterzeichnern der Immediat-Eingabe von diefem Schreiben gerälligi 
Meittheilung machen zu wollen.“ 


Das Staatd- Minifterium. 


Fürft v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Fall. Achenbach. Friedenthal. 
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Borlage wegen Abänderung der Verfaſſungs⸗Urkunde. 


Geſetzentwurf: 


„Die Artikel funfzehn, ſechszehn und achtzehn der Verfaſſungsurkunde vom 
Januar 1850 find aufgehoben. Die Rechtsordnung der evangeliſchen und 
liſchen Kirche, ſowie der anderen Religionsgeſellſchaften im Staate, regelt ſich 

den Geſetzen des Staates.“ 


Motive: 


„Seitdem in neuerer Zeit begonnen werden mußte, durch die Geſetzgebung 
Staates die nothwendigen Grenzen zwiſchen dieſem und der Kirche zu regeln, 
daburd ein feftes, für jedes der beiden Gebiete geregeltes Verhältniß berzu- 
n, bat Die Staatsregierung ftet8 und immer von Neuem die Erfahrung 
acht, daß ihren Schriten der Einwand entgegengefettt wurbe, biefelben ver- 
en gegen diejenigen Beſtimmungen ber Berfaffungsurtunbe, welche ten Reli- 
sgelelficaften bie jelbfiftändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zugewiejen 
n. Als fih im Jahre 1873 die Gefebgebung zum erflen Male dem bezeich- 
1 ®ebiete zumanbte, war dies erklärlich. Deun damals befand ber Art. 15 
Berfaffungsurkunde noch in feiner urjprünglichen Fafſung, die verfchiedener, 
rer und weiterer Auslegung Raum gab, und hutte lange Zeit durch das 
tthätige Eingreifen der lkatholiſchen Bilchöfe und die Zulaſſung der Organe 
Etaates eine Über feinen wahren Sinn hinausgehende Anwendung erhalten. 
en wahren Sinn Mar zu fielen, war bie Aufgabe des Geſetzes vom 5. April 
3 Geſetz⸗Samml. S. 143); es follte zum allgemeinen und klaren Bewußtfein 
acht werben, daß auch eine ſelbſtſtändige Beſorgung der kirchlichen Angelegen- 
dem Hoheitsrechte des Staates, feiner Gefegebung und Auificht unterliege. 
noch wird jener Einwand meiter und bis in Die neueften Tage gegen jebe 
enpolitifche Gejegesvorlage erhoben. Fort nund fort, fowohl in den Häufern 
Landtages, als in Organen der Preffe gegen die Berfafjungsmäßigleit ber 
zregeln wiederholt, wiegt er um fo ſchwerer, als er Beunrubigung in bie 
oͤlkerung trägt, Die gejeßgebenvden Faktoren und die Staatsregierung eines 
ffungswidrigen Verhaltens verdächtigt und bie Geſetze, noch ehe fie verkündet 
sen, als joldye bezeichnet, denen mit Recht Widerſtand geleiftet werben bürfe. 
folder Zuftand kann in feinem Staate ertragen werden, namentlich in einer 

jo erufter Bewegungen, wie die gegenwärtige; unabweisbare Pflicht ift es, 
elben entjchieden, kräftig und fo fehleunig als möglich zu befeitigen. Dies 
ı nur gelingen, wenn das Verhältniß zwilchen Staat und Kirche nicht ferner 
h allgemeine, ver Mißdeutung fähige Säte, fondern lediglih durch eingehende 
ztalgejege geregelt wird, aljo eine Aenderung ber Berfaffungsurfunde erfolgt. 
einer ſolchen darf um fo weniger zurückgeſchreckt werben, als die Geſetzgebung 

Bahn bedarf um den Staat unter allen Umftänden zu fihern gegen ven 
: Hoheitsrechte mißachtenden und angreifenden, und Damit ihn felbft gefähr- 
ven, von Rom geleiteten Klerus. Deshalb wirb Die Aufhebung des Art. 15 
Beriafjungsurfunde vorgefchlagen. Die auf diefem Wege für die Gefetgebung 
onnene Freiheit jol zur Abwehr jener Angriffe dienen. Anderen Religiond- 
Iichaften, insbefondere der evangelifchen Kirche gegenüber, bedarf es folder 
yehr nicht. Soweit die eigene Ordnung ihrer Angelegenbeiten geſetzlich bereits 
gelt ift, wird es dabei bewenben; jo weit die nicht der Fall ift, die Geſetz⸗ 
ıng diejenige Sicherheit jchaffen, welche Korporationen gebührt, die der Rechts⸗ 
ung des Staates fich unterwerfen. 

Die Aufhebung des Art. 16 findet ihre Rechtfertigung darin, daß das 
rauen, unter dem den NReligionsgejellfchaften ber Verlehr mit ihren Oberen 
ebindert freigegeben und die Bekanntmachung kirchlicher Anorbnungen nur 
en Beſchränkungen unterworfen worden ift, welchen alle Übrigen Beröffent- 
ingen unterliegen, namentlich in den leßten Zeiten ſchwer getäuicht worden ift. 

48 * 
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Es braucht nur an die Encyklika des Papſtes an den preußifchen Epiflopat vom 
5. Februar d. 3. erinnert zu werben, um die Nothwendigkeit darzuthun, daß bas 
Uebermaß freier Bewegung, welches ber gebachte Artikel gewährt, in Grenzen zu- 
rüdgeführt werben muß, welche mit dem Staatswohl verträglich find. 

Die Beſtimmung des 8. 18 enthält die Entwidelung bes im Art. 15 nieter- 
gelegten Gedankens für einen einzelnen Kal; die Aufhebung des Art. 15 führt 
Daher in logischer Konfequenz auch zur Aufhebung des Art. 18. Weberbies wird 
ohne dieſelbe e8 nicht dahin kommen, daß Überall einflußreiche kirchliche Etellen 
von Männern verwaltet werben, welde ben Geſetzen des Staates Gehorjam 
leiften, ein Anſpruch, ben insbeſondere ein Staat nicht aufgeben kann, ber ver- 
möge feiner Tonfeffionell gemiſchten Bevölkerung das höchfte Intereffe daran hat, 
baß die verſchiedenen Religionsgeſellſchaften frieblich neben einander leben.“ 


Zur Stellung der Evangelifc- Koufervativen im Kampfe 
gegen Rom. 


15. April. Rede des Fürften Bismarck im Herrenhaufe. 
Auf eine Rede des Frh. von Maltzahn, welcher gejagt hatte: 


(„Ih babe gegen das Schulauffichtögefe, gegen die Maigeſetze unb gegen 
das Civilſtandsgeſetz geftimmt; ich habe geſagt, fie jchädigen bas einzige Bollwerl 
egen Rom, bie evangelifche Kirche, und darum konnte ich nicht dafür flimmen. 
etst geht nun die Staatsregierung einen anderen Weg, einen Weg, welchen id 
damals gewünſcht hätte; fie gebt dem Gegner direkt auf den Leib, läßt Die evan⸗ 
elifche Kirche bei Seite und trifft nur bie katholiſche Kirche; das hätte fie von 
nfang an thun follen. Die Enchklika des Papſtes entbindet bie Unterthanen 
für das betreffende Gejeß des Gehorfams gegen die Obrigkeit; fie übertrifft an 
Meberhebung das Unfehlbarkeitspogma oder, um mic richtiger auszubrüden, eb 
find die nothwendigen Konjequenzen bes Unfehlbarkeitspogmas, die der Für 
Bismard 1870 ſchon vorausgefehen und borauagelagt bat. Der Papſt, ber dieſe 
Encyklika erließ, das war nit Pins IX, der dem König von Preußen fo dankbar 
war für die Aufhebung des Placet und der Kontrole zwifhen Rom und be 
Biihöfen. Meine Herren! Dies ift der unfehlbare Pius IX, der durch dide 
Encyklika den erften Verſuch macht auf deutihem Grund und Boden für ein 
direfte Eiſenbahn von Berlin nah Canoſſa. — — Je Lonferpativer 
Jemand fein will, defto entfhiedener muß man bier auf die Seite 
ber Staatsregierung treten Ich will aud bezeugen, Daß in allen 
Kreifen, in denen ih daheim verlehre, ih feinen Lonfervativen 
Mann tenne, der nit mit einer wahren Entrüftung Die Encyklika 
bes Papftes gelejen und ber nicht ber Regierung Dant jagt für 
dieſe rafhe und entjhiedene Antwort.”) 


„sh will auf das Sachliche der Geſetzesvorlage, die uns beſchäftigt. 
nicht eingehen, fondern das meinem Kollegen, dem Herrn Kultusminifter 
überlafien. Sch will überhaupt mehr in meiner Eigenfhaft als Mitglied 
dieſes Haufes, wie in meiner Eigenfchaft ald Mitglied des Staatdmini 
fterium® das Wort ergreifen. In beiden aber kann ich mir micht verfagen, 
den Ausdrud herzlicher Freude darüber laut werden zu laffen, daß id 
endlih einmal auß der konfervativen Seite diefes Haufes ein 
freies, fröhlihes Befenntniß zu unferem Evangelium der Re 
formation gehört habe. Wäre diefes Belenntniß vor Jahren mit der 
jelben Beftimmtheit bier ausgeſprochen, hätte dieſes Belenntnig die De 
Ihlüffe diefes Haufes feiner evangelifhen konſervativen Stützen geleitet 
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bei dem erften ſchmerzlichen Beginnen des Bruches zwiſchen den Sionfers 
pativen und mir bei Gelegenheit des Echulauffichtögejeßes, auch der 
Kampf mit der katholifhen Fonfervativen Bartei, auch felbft 
mit der fatholifhen Revolution wäre nicht jo heftig geworden, 
wie er geworden tft, — wenn mir damals die Evangeliſch— 
tonfervativen im Sinne des proteftantifhen Evangeliums 
treu zur Seite geftanden hätten. — — Dieſes DBelenntnig zum 
Evangelium hat uns gefehlt. Ih danfe dem Herrn PVorredner, daß 
er dem Außdrud gegeben bat, und er hat mir herzliche Yreude damit 
gemacht. 

Es iſt das eine Brücke für mich, um alte Beziehungen, die 
nicht ohne ſchwere Verletzung für mich haben zerriſſen werden 
müſſen, wieder anzuknüpfen. Ich kann mich nicht mit Jemandem 
politiſch befreunden, ibn nicht als Bundesgenoffen betrachten, der jein 
epangelifches Bekenntniß jeiner Bolitif unterordnet, für den e8 bier nur 
eine Kirche giebt. Wir haben eine allgemeine chriftliche Kirche, aber mit 
NRüdfiht auf den Kampf, um melden es fich in dem Gefegentwurf handelt, 
ift es etwas ſehr Gefährlicheg — wie der Herr v. Kleiſt⸗Retzow thut 
— nur von Einer „Kirche“ zu fprechen, wo im Geſetze von der evanges 
liſchen gar nicht die Rede iſt. Für ihn ift damit die eine Kirche die fas 
tbolifche, ich betone es ausdrüdlich. Viele meiner alten Freunde, die uns 
bewußt, ich möchte jagen, aus gemiffer zorniger Unzufriedenheit mit den 
weltlichen Dingen, handeln, kommen dahin, in Trypto-fatholifirender Rich⸗ 
tung Alles, was unferem vorwiegend evangeliihen Staate feindlich ges 
worden oder geblieben ift, al3 Freund und Bundesgenoffen zu betrachten, 
Alles, was dem Staate entgegenfteht. 

Wie ift denn die Kirche von der fatholifhe Seite zu be- 
trachten? Die Fatholifche Kirche ift heut der Papſt, und Nie- 
mand weiter al8 der PBapft, und wenn Sie von den Redten 
der Fatholifhen Kirche fpreden, fo würden Sie fih zu» 
treffender ausdrüden, wenn Sie jagen: die Rechte des 
Bapftes. Früher vor dem Batilanım konnte man ſich noch der An 
h auung bingeben, wie fie bei der Herftelung der Verfaſſung vorgeſchwebt 
at, dab man die Nechte, die man der Fatholifchen Kirche bemwilligte, dem 
katholiſchen Preußen bemillige. Jetzt liegt zu Tage, daß dies ein Irrthum 
war. Wir Alle find in der katholiſchen Dogmatik oder in der Fatholifchen 
Inftruftion jo weit vorgefchritten, um zu wiffen, daß für die fatholifche 
Kirche die Gemeinde der preußifchen Staatöblirger, die ſich zur katholiſchen 
Konfeffion bekennen, nicht eriftirt. Die Gemeinde ift allenfall3 in jedem 
ihrer Glieder immer der Stein in dem Pflafter, auf welchem der Priefter 
fteht, aber fie hat mit dem Hochbau der Kirche keine Beziehung und Feine 
Verbindung. Das ift ein himmelweiter Unterfchied von unferer evanges 
liſchen —A aber wir konnten uns früher, vor dem Vatikanum, 
mit der Idee ſchmeicheln, daß wenigſtens 6 oder 8 preußifche Unterthanen, 
— bie Bifhöfe, — für Preußen die Kirche vertreten, der wir 
Rechte einräumten; feit dem Batilanum aber bat fih der 
Papft an die Stelle aller Bifchöfe gefegt. Es ift fein Zweifel, 
die Biſchöfe find nur noch die Präfekten des Bapftes; er kann fi) lokal 
an die Stelle eines Jeden fegen, er kann einen Jeden erjegen eh ab⸗ 
ſetzen. Wir haben gefunden, daß die Biſchöfe ihre als chriſtliche Wahr⸗ 
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heit erfannte Ueberzeugung auf Befehl des Papftes bereitwillig geopfert 
haben; fie haben gar nicht einmal mehr das Recht, etwas andered zu 
denken, al der Bapft. Ein Soldat hat doch das Recht, wenn ihm „Halb 
rechts“ befohlen wird, bei ſich zu denfen: das iſt ein thörichter Befehl, 
aber er gehorcht. Der Biſchof darf das nicht einmal denken. 

Was bei diefer Page der Sache Herr von Kleift-Regom immer 
von einer „Kirche“ ganz einfach ſprechen kann — er hat ſich ja viel mit 
Theologie beſchäftigt, und ich glaube, daß er ſich m auch einmal die 
Trage vorgelegt hat, ob er für fein Seelenheil befier jorgt, wenn er ka⸗ 
tholiſch wird; ich habe fie mir wenigſtens vorgelegt, habe fe aber verneint. 
Aber Herr von Kleift wird doch wenigftens die Inſtitutionen der katho⸗ 
liſchen Kirche einmal geprüft haben; er muß fie aljo annähernd fo qit 
tennen wie ich fie fchildere, und wenn er diefe Inſtitutionen von feinem 
evangelifchen Standpunkte au, von dem eined Königlich preußifchen ches 
maligen Ober: Präfidenten, immer noch al3 die „Kirche“ in dem augen 
blicklichen ſchweren Kampfe Preußens vertritt, fo glaube ich, fagt er fid, 
fomeit er das thut, von feiner Treue gegen König und Baterland los, 
von dem Evangelium. 

Folge ich dem Papſte, geht für mich die Seligkeit verloren; der 
Papſt hat fie für mih nidt. Er ift auch nicht in dem Sinne, wie 
der Graf von Brühl andeutete, der Nachfolger Betri; Petrus war midt 
unfehlbar, er fündigte, er bereute feine Sünde und meinte bitterlich über 
fie; von dem Papfte, glaube ich, dürfen wir das nicht erwarten.“ 


Der Gejepentwurf über die Entziehung der Staats 
leiftungen für die fatholifche Kirche wurde im Herrenhauſe 
mit 92 gegen 29 Stimmen angenommen. 


Die Beränderung der römiſchen Kirchenverfaſſung und 
die entiprechende Veränderung der prenfifchen Verfaflung. 


16. April. Rede des Fürften Bismarck bei der erften Berathung 
der Berfafjungsänderung im Abgeordnetenhauje. 


„Die StaatSregierung ift ungern daran gegangen, Ihnen eine Ber- 
änderung der Berfaffung vorzufchlagen, denn fie theilt mit Ihnen die 
Anficht, daß das Staatsgrundgefeg fi) einer größeren Stabilität erfreuen 
foll, wie die Gefanmtheit der übrigen Geſetze. Aber fie bat fi auf 
jagen müſſen, daß es unabänderlich nicht fein fol, denn die Frage, wie 
die Verfaſſung geändert werden Tann, tft in ihr felbft beftimmt, und je 
wichtiger und entjcheidender jeder Artikel der VBerfaffung für unjere Geſetz 
gebung, für unfer Volks- und Staatsleben wird, um fo nothwendiger ft 
es, da, wo die Bedingungen, melde ihm als Entftehungsredht und al 
Grundlage dienen, fih ändern, eine Modififation eintreten zu laſſen, 
eine gi e, die fih den wirklichen Veränderungen unſeres Vollslebens 
anpaßt. 
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Iſt nun eine foldhe Beränderung in diefem alle eingetreten? Ich 
glaube, daß in Bezug auf die Artikel, um die es fich handelt, die Artikel 
15, 16 und 18, wohl bei Niemandem von ung Zweifel fein wird, daß, 
wenu die Zuftände des Jahres 1850 die jegigen gemefen 
wären, dann diefe Verfaſſungs-Artikel nie zu Stande ge- 
tommen wären. Wenn da Batilanım, wenn die Bildung einer rein 
konfeſſionellen und durch die Konfeffion begrenzten politifchen Partei damals 
benfelben Erfolg wie jet fchon gehabt hätte, jo glaube ich nicht, daß 
die damaligen ſchwachen Fatholifch-parlamentarifchen Regungen es vermocht 

tten, weder über die Regierung, noch über die damals ın aufgeflärtem 
Wohlmollen diefe firchlihen Fragen behandelnden liberalen Parteien, auf 
diefe Beftimmungen auszugehen. Die Zeit hat uns belehrt. Man konnte 
damals allenfalls glauben, dur dieſe Artikel unferen Tatholifchen Mit⸗ 
bürgern echte zu geben; ich habe das zwar nicht geglaubt, denn fo viel 
wußte ich, daß die in der katholiſchen Kirche überhaupt nichts mitzureden 
hätten; aber wir fonnten glauben, einer Korporation, die aus 
der Geſammtheit der preußiſchen, aus deutſchen Geiſtlichen 
beſtand, an ihrer Spitze unſere Biſchöfe — daß wir der Rechte 
verliehen, bei deren Ausnutzung ſie doch das Gefühl, Deutſche, 
Preußen zu ſein, die Pflichten, die ſie gegen den Staat haben, 
den Eid, den ſie dem Könige leiſten, nicht vollſtändig außer 
Augen verlieren würden. Dieſe Bürgſchaft ſchwand durch das 
Vatikanum, durch die große Umwälzung in der Verfaſſung 
der katholiſchen Kirche. (Murren im Centrum.) Meine Herren, 
Sie murren, Sie werden die Wahrheit nicht todt murren, es bleibt doch 
wahr; Ihr Murren wird ja aber regiſtrirt werden. Sie können mich ja 
widerlegen und nachher beweiſen, daß unſere Biſchöfe nach dem Vatikanum 
ſich derſelben Selbſtſtändigkeit erfreuen, wie in alten katholiſchen Zeiten 
und wie die urſprünglich deutſchen Biſchöfe, die ihrem Kaiſer gegen den 
Papſt ins Feld folgten, — dies können Sie ja beweiſen, Sie können mich 
überzeugen, wenn e8 Ihnen gelingt, irgend etwas Wahres dafür beizus 
ringen. 

Alfo feit diefer Ummälzung, melde die Episkopalkirche 
in die abfolute Herrſchaft des Papftes verwandelt hat, heißen 
diefe Baragraphen nichts anderes meiter, als, die Angelegens 
heiten der Fatholifhen Kirche werden dur den Papſt ge— 
ordnet. Durch die Auslegung, die der Papſt dieſen Angelegen- 
beiten der Kirche giebt, greift fogar dieſe päpftlide Ordnun 
weit über alle firhlihen Angelegenheiten hinaus, Der Bapt 
behält fi vor, die Gwenzen zu beftimmen, fie jo weit zu ziehen, ohne 
daß die meltlihen Behörden mitzureden haben, höchſtens in einer Ver⸗ 
einbarung, die nie vollftändig zu Stande kommen wird wegen feiner 
OberberrlichfeitSaniprüche, dem Staate etwas zuzugeftehen. Kurz und 

ut, der König und der Staat erhalten, was übrig bleibt, nachdem der 
apſt aus den meltlichen Rechten ſich, was ihm gefällt, außgefchnitten hat. 

Unter dieſem Regime hat ſich nun ein Staat im Staate gebildet. 
An der Spite diejed Staates im Staate fteht der Papft mit autofras 
tifchen Rechten, welcher durch das Vatikanum die bijchöfliche Gewalt in 
fih aufgenommen und fich ſelbſtherrlich an deren Stelle geſetzt Hat. Diefer 
Monarch befindet fi außerdem bei uns an der Spige einer 
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efchloffenen Partei, die wählt und abſtimmt nad feinem 
illen, der dur die von ihm abhängigen, nie anders mie 
der Papſt zu denfen beredtigten Priefter kundgegeben mir). 
Der Papft bat in Preußen feine offiziöfe Preffe befier be 
dient, wie bie des Staated, wohlfeiler, außgebehnter, zugänglicher; er hat 
in diefer offiziöfen Preſſe die Möglichkeit, feine Dekrete amtlich, wenigſtens 
mit amtliher Glaubwürdigkeit zu verkünden und die Geſetze unſeres 
Staates für null und nichtig zu erflären; er bat außerdem auf unferem 
Boden ein Heer von Geiftliden, er zieht Steuern ein, er bat und mit 
einem Neg von Vereinen, und Kongregationen überfponnen, 
deren Einfluß fehr wirkſam ift, kurz, es giebt kaum, feitdem wir ver- 
faflungsmäßig find, Jemanden, der in Preußen perfönlich und autofratiih 
fo mächtig wäre, wie diefer hohe italienifche Prälat, mit feinem Rath deö 
italieniſchen Klerus umgeben, — fo mädtig, wie er mit jenem Ap— 
parat, fann faum eine andere Perfönlichkeit auf unfere preu 
Bifhen Verhältniſſe einwirken. Eine folche Stellung, mit jo viel 
Machtmitteln umgeben, wäre an ſich eine fehr gefährliche und für den 
Staat kaum erträgliche, wenn fie einem Inländer verliehen und garantirt 
wäre, und zwar einem folchem, der diefelben Ziele erftrebt, wie der Staat, 
aber vielleicht mit anderen Mitteln. Wir wiffen ja, wir Alle erftreben 
diefelben Ziele, aber nicht immer mit denfelben Mitteln, und unfer 
Kämpfe um die Mittel find ja oft recht Heftige; alfo felbft dann wäre 
eine fo mächtige Stellung gefährlid. Hier aber ſteht die Madt 
einem Ausländer zu, gewählt von italienischen oder mehr als zur 
Hälfte italienifirten Prälaten, die mit dem Deutfhen Reiche und 
mit dem Königreich Preußen fehr wenig zu thun haben. Beide 
fallen ihnen nad den Worten de8 Dichters —* wie der Tropfen am 
Eimer dem Ocean ins Gewicht bei Allem, was hier auf unſerer armen 
märkiſchen Sandſcholle geſchieht. Auf dieſem Boden ſteht nun ein ſo 
mächtiger Monarch mit einem Programm, welches dem des 
Staates ſchnurſtracks entgegenſteht, ein Programm, welches un 
ählige Mal öffentlich verkündet worden iſt in der amtlichſten Weiſe, wie 
* Verkündigungen nur möglich ſind, feierlich, und welches Jeden, der 
nach uffaflung des Papftes Fatholifch bleiben mill, verpflichtet, dies al3 
Glaubensartikel zu beachten, mas von einem politifhen Programm niemals 
efordert wird. In diefem Programm der Päpfte würde ber 
Bapfl, wenn er bei und zur vollen Herrfhaft gelangte, die 
von ihm felbft gefhaffene Glaubenspfliht ſich auferlegt 
finden, mit der Mehrheit der Preußen, mit der evangelifchen 
vollftändig aufzuräumen. Die find ja nach dem vollem Programm 
gar nicht eriftenzberechtigt, am allerwenigften mit ſolchen Einrichtungen, 
wie fie in Preußen gefchaffen find, Tonftitutionelle Einrichtungen, wie die 
Preßfreiheit, deren die offizidfe Preſſe des Centrums ſich fo eifrig be 
dient; dergleichen ift an und für ſich durch päpftliche dDogmenartige und 
offenfundige Defrete verworfen. Aber dabei würde es nicht bleiben, mir 
Nichtkatholifen, die Majorität der Preußen, von denen Duldung und Ge 
rechtigfeit beanfprucdht wird, die fie biß zu dem Punkte geübt haben, daß 
fie einen Staat im Staate ermöglicht haben, wir müſſen entweder das 
Opfer unſeres Glaubens machen und uns fir katholiſch erflären oder der 
Papft würde in der dogmatifchen Nothwendigfeit fein, wenn nicht ſofort, 
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aber doch als Ziel zu erftreben, die Bertilgung der Ketzer durch euer 
und Schwert. 

Einem fo mächtigen fremden Monarchen nit einem folden, dem 
preußifchen Staate feindlichen Programm können wir diefe Privilegien 
nicht belaffen, Privilegien, die das große Gebiet, was er fo beherrit, 
war noch der Aufficht des Staated unterwerfen, aber von der eigentlichen 

irfung der Geſetzgebung ihm eine Ausnahmeftelung gewähren. Es ift 
da eine Einfhränfung diefer übermäßigen Gewalt abfolut noth— 
wendig; daß diefe Einfchränfung nad) den Prinzipien der Gerechtigkeit 
und der Duldung geſchieht, die unjern Volksſtamm und unfere Tynaftie 
feit Jahrhunderten charafterifirt haben, dafür bürgt uns eben die Ver⸗ 
angenheit Deutichlands, dafür bürgt uns der Stand der Bildung und 
der Gerechtigkeitsſinn, der durch öffentliche Inſtitutionen gewahrt und 
epflegt wird. Die gebotene Einfchränfung ift die Abjchaffung der Ver⸗ 
38* Sartifel und vielleicht noch anderer Geſetze, die damit im Zuſammen⸗ 
hang ſind, wenigſtens ſolcher, die den urſprünglichen Vertheidigungszuſtand 
des Staates und ſeine gegen Sonderbeſtrebungen ſchützenden Geſetze bei 
Seite geſchoben oder gar außer Kraft geſetzt haben; die werden meines 
Erachtens fallen müſſen, das iſt der Weg zum Frieden. Wir, die Re— 
ierung, können den Frieden nicht ſuchen, ſo lange unſere 

eſetzgebung nicht von den Fehlſtellen gereinigt iſt, mit denen 
[ie jeitt 1840 in einem übel angebradten Bertrauen auf 

illigleitSgefühl der anderen Seite, auf Patriotismus bei 
denjenigen, die man mit der Ausführung betraute, ftellenmeije 
unwirkſam gemaht worden ift. Dieſes Vertrauen, welches die mehr 
edle als praftifche Natur des Höchftfeligen Königs charakterifirte, das fich 
ſchon 1840 fund gab in der Aufhebung des Placet, in gemwiflen Hoff- 
nungen, die fich nicht erfüllten, in mehreren anderen Beftimmungen, in 
der Schaffung der Fatholifhen Abtheilung, dieſes Bertrauen, welches nur 
die erfte Generation von Räthen noch erfüllte, dieſes Vertrauen hat die 
Geltigfeit, mit der die alten landrechtlihen Beitimmungen und die Vorficht 
unferer Vorfahren den Staat verfehen hatte, in manden Beziehungen 
elodert, e8 bat gewiffermaßen Brefche in die für den allgemeinen 
Srieden des Staat nothwendigen Beftimmungen gelegt. Dieſe 
Drefhe muß überfchüttet werden, fie muß ausgefülltwerden: 
fobald das gejchehen ift, werde ich Fein eifrigeres Bemühen 
haben, als den Frieden, felbft mit dem Centrum, namentlid 
aber mit dem fehr viel mäßiger gefinnten römiſchen Stuble 
u fuhen, und ich boffe, ihn dann aud mit Gottes Hülfe zu 
inden. und id werde dann, fo lange mir daß Leben gegeben 
ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggreifiv zu führen wir 
eine Weile gendtbigt gewefen find, demnädft nur defenfiv 
fortzufegen und die Agreffion mehr der Schulbildung als der 
Politif zu überlajfen. 

Nachdem anf diefe Weife der Gefetgebung die Bahn frei ge- 

macht ift, hoffe ich, meine Herren, anf diefem Wege mit Gottes 
Ife dieſen Frieden zu finden, denfelben Frieden, nuter dem unfere 
äter Jahrhunderte lang in einem ftarlen Staate und. geftätt in 
biefem ſtarken Staate. dur unſere Dynaftie mit einander in Ton- 
feffioneller Einigkeit gelebt Haben.“ 
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Weitere Aeußerung des Fürſten Bismarck in Emwiderung 
auf die Rede ded Abgeordneten Frh. v. Schorlemer-Alft. 


„Wenn der Herr Vorredner fagte, ich hätte vor gewiſſen Jahren 
gejagt, daß ich vor jedem Dogma Adtung und Reſpeblt hätte, fo iſt das 
no heut der Fall; aber ich habe auch vor meinen amtlichen Pflichten 
und vor den Geſetzen meines Landes Reſpekt, und meine Achtung vor 
fremdem Dogma Tann nicht fo weit gehen, daß ich jo pflichtwergefien wäre, 
den Schuß der Intereffen des Landes und die Bertheidigung der Freiheiten 
des Landes, deſſen eriter Diener ich bin, für fremdes Dogma aufzugeben. 
Bei aller Achtung vor dem Dogma hat man feinem Könige und Yande 
den geleifteten Eid zu halten, ihm nach den Gejegen zu dienen. Das zu 
verleugnen, fomweit geht mein Reſpekt nicht. Meine Pflichten gegen den 
Stact werden durch meine Achtung vor dem Dogma Anderer nicht auf 
eboben. 
geh Der Herr Vorredner hat mir ſerner zu beweiſen geſucht, daß der 
. Bapft feinen Einfluß auf die Centrumspartei hätte. Nun, wenn Sie gan 
ohne Verbindung mit dem Papft find, woher wiflen Sie denn, dag Alles, 
was Sie thun, von ihm gebilligt ift; ich wage dad alsdann jehr zu be 

meifeln, und wünſche, daß die Prefie diefem Zweifel Ausdrud gebe. 
Bor mehreren Jahren lag die Sade jo, daß zwar nidt der 
Papft, jondern der Kardinal Antonelli die Schöpfung der 
fonfejfionellen Centrumspartei mißbilligte. Ich hatte ihm ge 
jagt: es ift das eine große Gefahr für die Freiheit, deren fich die katho⸗ 
lifche Kirche bei uns erfreut, wenn die Wirkſamkeit einer konfejfionelen 
Partei in unfere politiichen Gejchäfte übertragen merden fol, wenn auf 
diefe Weife das fonfejfionelle Prinzip zu einer weltlichen Herrſchaft in 
unferem Parlament gelangen foll; ich halte das für unvorſichtig. Da 
Kardinal Antonellt, der ein feiner Kopf ift und nicht fo fehr im der 
Knechtichaft der Sefuiten, wie mancher Andere, fah die ein und antwortete 
darauf mit einem Neflript, worin er mit Ausdrücken, die ich gerade 
nicht wiederholen will, die Bildung der Fraktion mißbilligte. 
Darauf fchidten die Unternehmer der Centrumspartei einen ſehr vornehmen 
Herrn, der im Südmeften von Deutfchland wohnt und auch noch mitunter 
von ſich reden macht, nah Rom und’ verflagten den Kardinal Antonell! 
beim Papſt; oder wenn die erfte Regung des Kardinal Antonelli de 
päpftlihe Biligung gehabt bat, fo überzeugten fie den Bapft, daß er in 
diefem Falle ſich doch einmal geirrt habe, und es fam nun leider vor 
Rom die volle Billigung alles deffen, was in Deutihland ge 
ſchehen war. ch glaube, daß Se. Heiligkeit damals ſchlecht berathen war. 

Daß ich damals mit dem Papſte felbft in Verbindung geftanden hätt, 
ift ja nach der Form der diplomatifhen Gejchäfte gar nicht anuehmbar. 
Meine Verbindungen beſchränkten fih auf den, wie gefagt, gefcheuten, jett 
aber leider einflußlofen Kardinal Antonelli. Indeſſen bewahre id dr 
Hoffnung, daß der päpftlihe Einfluß auf das Centrum ſich erhalten werde, 
— denn wie und die Gefhichte Friegerifhe Päpfte und friedlide, 
fehtende und geiitliche zeigt, fo Hoffe ih, wird doch auch wieder 
einmal demnähft die Reihe an einen friedliebenden Bapf 
fommen, der nicht lediglich das Produkt der Wahl des italieni 
Ihen Klerus zur Weltherrfhaft erheben will, fondern, der 





163 


375. 


ereit ift, auch andere Leute leben zu laſſen nach ihrer Art, 
nd mit dem fih Friede fchliegen Laffen wird; — darauf ift 
eine Hoffnung gerichtet und dann hoffe ich wiederum einen 
ntonelli zu finden, der einſichtsvoll genug ift, um dem Frieden 
it der weltlihden Macht entgegen zu fommen.“ 


Aufhebung der geiftlidhen Orden und Kongregationen. 


Aus den Motiven ded Geſetzentwurfs: 


„Das katholiſche Orbend- und Kongregationsweien ift innerhalb des preu⸗ 
fen Staates in der Periode feit den Säkularifationen bis zum Erlaß ber 
erfafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 verhältnißmäßig nur unbebentenb 
weien; jeitbem aber bat e8 eine ſchnelle und umfangreiche Auedehnung gewonnen. 

Im weldem rajhen Anwachſen die Zahlen erreicht find, ergiebt ſich daraus, 
iß in ben ſchon vor 1866 zur Monarchie gehörigen Provinzen (für welche allein 
reichende Weberfidhten zu Gebote ſtehen) ım Jahre 1855 nur 913, im Jahre 
367 bereits 5877, in ben Jahren 1872/73—7992 Mitgliever von Genofien- 
aften vorhanden waren. 

Die Gefahren, welche die Eriftenz jo vieler geiftlichen Genoſſenſchaften in 
zablreichen Nieberlaffungen dem Staate bereiten ann, liegen ſowohl in ber 
rganifation der Orden und Kongregationen, als auch in ben Zweden, welche 
» verfolgen und welche ihnen einen weitgreifenden Einfluß auf bie fatholifche 
enöllerung gewähren. 

Was zunähft Die Organifation biefer Genoſſenſchaften betrifft, jo ſtehen fie 
ıtmweber unter ber bireften Leitung auswärtiger Oberer, welche theils in Rom, 
eils in Frankreich ihre Reſidenz haben, oder fie find ber bifchöflihen Aufficht 
ıterworfen. Damit ift nicht nur jede Garantie dafür ausgeſchloſſen, daß fie 
icht zu ſtaatsgefährlichen Zwecken und zur Förderung ber immer mehr hervor⸗ 
etenben ſtaatsfeindlichen Tendenzen bes höheren katholiſchen Klerus benukt, 
nbern, wie bie Verhältniffe jett liegen, ift bie bringenbdfte Gefahr vorhanden, 
ıB fie als nur zu geeignete Inftrumente für derartige Beftrebungen gebraucht werben. 

Die in ihnen Beute herrſchende Gehorſamstheorie ift die des jefuitifchen un- 
dingten Geborjams, wodurd thatjächlich Die eigene Willens- und Denkthätigkeit, 
b. die geiftige Perfönlichkeit vernichtet wird. 

Was die Thätigleit und Zwecke dieſer Genoſſenſchaften betrifft, jo führt 
m eine verihwinbend Heine Anzahl (5 in 9 Niederlaffungen mit etwa 176 Mit- 
iebern) ein rein beichuuliches Leben. 

Die Übrigen find ſämmtlich für praktiſche Zwecke thätig. Bon den männ- 
hen Orden und Kongregationen widmet fih ein Theil der Aushülfe in ber 
eeljorge, bie übrigen, * faſt alle weiblichen Genoſſenſchaften dienen theils 
x Krankenpflege, theils ven verſchiedenartigſten Unterrichts⸗ und Erziehungszwecken. 

Durch dieſe Thätigkeiten iſt ihnen ein bedeutender Einfluß auf die katholiſche 
evölkerung ermöglicht worden. 

Die Erziehungs⸗ und Unterrichtstbätigfeit ber geiſtlichen Genoſſenſchaften 
‚ aber von fo bedenklichen Folgen geweien, daß ſich die Staatsregierung fchon 
ı Zahre 1872 veranlaßt geliehen bat, Die Mitglieder folher Genoffenichaften ale 
brer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen nicht mehr zuzulafien und 
e Entfernung ber bereit angeftellten aus ihren Stellungen, joweit dies rechtlich 
ıtthaft war und das Bebürfniß durch weltliche Lehrer gebedt werben fonnte, 
. bewirken, eine Maßregel, welche auch die Zuflimmung des Haufes ber Ab- 
ordneten gefunben bat. 

Die Gefahren, welde bie übermäßige Zahl der Niederlaj- 
ngen und Mitglieder der nah ihrer Organifation unb ihrer 
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Thätigkeit harakterifirten Genoſſenſchaften kei dem burd bat 
Verhalten des Episkopats und der römiſchen Kurie immer mehr 
verjhärften Konflikt für den Staat darbietet, find berartig, daß 
ein fhleuniges Eingreifen pringend geboten erfheint. Die Staatt- 
regierung Here es für ihre Pflicht, jo ſchnell und Durdgreifenb wie 
möglid zu verhindern, Laß dieſes zahlreiche, Der Lenkung ber 
Kurie und bes Epislopats willenlo8 preisgegebene Berfonal zu 
einer ftaatsfeindblihen Einwirkung auf bie ibm weit und breit ;e- 
gänglihe Maſſe ber katholiſchen Bevölkerung beuntzt wirb. 

Vereinigungen, deren Einichtungen zur Vernichtung ber geiſtigen Berlin 
lichkeit ſeiner Bürger führen, welde bie wirtbiaftliden Fundamente feiner 
Eriftenz negiren und beren übermäßiges Anwachſen ihn ſelbſt in Gefahr bringen 
muß, ift der Staat zu dulden nicht verpflichtet. 

Kerner aber kommt in Betracht, daß weil Die Macht ber Oberen in ba 
fragfigen Genoffenihaften eine fo gut wie ſchrankenloſe if, und bie Mitglieder 
in der Hand berfelben nichts als willenloſe Werkzeuge find, die ernſtliche Gefahr 
in dem jetigen Stadium bes Konfliftes zwiſchen dem Staate und dem katholiſchen 
Klerus obwaltet, daß der Apparat, welder in den Orden unb Kongregation 
ben Leitern ber jegigen Bewegung unbedingt zur Berfügung flebt, zur Br 
fämpfung des Staates benutzt unb vwerwenbet wird. 

Die Feftfekung der kurzen Aufldfungsfrift von ſechs Monaten rechtfertigt 
fih aus dem oben Bemerlten, und entfpridt der Beſtimmung bes Neichögejehet 
vom 4. Juli 1872. 

Eine Verlängerung ber fehsmonatlichen Frift ift Dagegen bei benjemigen 
Orden, die fi mit Unterricht bejchäftigen, geboten. Bei dem zur Zeit noch vor 
bandenen Mangel an weltligen Lehrern und Lehrerinnen ift es mothwenbig, 
Uebergangsbteftimmungen zu treffen, durch welche e8 möglich wird, das Intereſſe 
zu wahren, welches der Staat daran bat, daß jedem fchuipflichtigen Kinde ver 
nothwendige Unterricht auch wirklich ertheilt werden kann. Zu dieſem Zwed be 
darf e8 einer Ermädtigung der Staatsregierung nicht nur dahin, baf folden 
Nieberlaffungen, die fih mit dem Unterricht und der Erziehung der Jugend be⸗ 
ſchäftigen, die Frift zur Auflöfung bis auf vier Jahre verlängert, fonbern ba 
auch nah Ablauf dieſes Zeitraums einzelnen Mitgliedern von Orden und Fer 
gregationen die Befugniß gewährt werben faun, Unterricht zu ertheilen. 

Die Orden und Kongregationen, welche fich ausichließlich der Kranken⸗ 
pflege wibmen, verdienen und geftatten eine abweichende Behandlung. 
Sie verdienen ſolche wegen ihrer Überall da rühmenswertben Leiftungen, wo ft 
fih, wie dies insbefondere auch in ven letzten Kriegen ber Fall war, lediglich 
dem Gebote der Erfüllung ber Nächftenliebe gewidmet haben unb ferner witmen. 
Sie geftatten folhe, weil e8 nach den gemadten Erfahrungen eine Reihe von 
Höfterlihen Nieberlaffungen der gedachten Art giebt, von welchen anerfannt 
werben darf, daß fie fi in diefen Schranken gehalten und es vermieden haben, 
daneben auch der Förderung klerikaler Intereffen zu dienen. Andererfeits komm 
es allerdings darauf an, durch geeignete Kontrolmaßregeln und nötbigenjaßt 
Durch Aufhebung auch folder Orden einer, den Staatsintereffen nachtheiligen 
Thätigleit Grenzen feren zu können.“ 


Der wünſchenswerthe Abſchluß der kirdliden 
Geſetzgebung und der firhlidhe Friede. 
22. Mai. Aus der Nede des Kultus- Minifterd Dr. Falk bei Be 
rathung des Kloftergejeped im Herrenhaufe. 


„Die Vorlage ift — das leugnet ja Niemand, eine fehr einſchneidende 
und darum fehr ernſte. Wenn ſich die Staatöregierung entfchlofien hat, 
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em Landtage der Monarchie diefer Eigenichaften ungeachtet die Vorlage 
u machen, fo werden Sie ſchon aus dieſer Thatfadıe allein abnehmen, 
yelch entfcheidendes Gewicht fie auf die Aunahme diefer Vorlage legt und 
aß fie daher nur bitten kann, diefer Vorlage Ihre Zuftimmung zu ges 
‚ähren. Es wäre im hohen Grade überflüffig, wollte ich den Ernft der 
Situation, in welche wir durch den firdhenpolitiichen Kampf geführt worden 
nd, Ihnen noch einmal zeichnen. Es genügt die einfache Verweiſung 
uf dieſe Mar vorliegende —*2* Bisher hat in ihren ſchweren Be⸗ 
rebungen die Staatsregierung die Unterſtützung beider Häuſer des Land⸗ 
ages erhalten, und ſie vertraut mit Zuverſicht, daß ſie auch in dieſem 
jalle ihr nicht entgehen wird, um ſo mehr, als ein Verſagen dieſer Unter⸗ 
ützung, bei dieſer ernſten Vorlage und in dem gegenwärtigen ernſten 
lugenblicke für die ganze Entwickelung der Verhältniſſe von der ernſteſten 
3edeutung fein mußte. Eine ſolche Verſagung würde mit Nothwendigkeit 
abin führen, die Kraft des Gegners zu ftärfen, und die Forderung an 
ie Organe des Staates zu ftellen, diefer neu geftärkten Kraft mit mo» 
aöglich noch energifcheren Maßregeln entgegenzutreten, al8 den bier in 
Inwendung gebradten. Der Herr Minifter- Sräftdent bat im anderen 
yaufe vor Kurzem betont, daß die StaatBregierung den Gedanken feft- 
ebalten bat, mit dem fie in ihre Beitrebungen in diefen Kampf eingetreten 
ft, nämlich den Gedanken, daß Alles das nicht gefhehe, um feiner 
elbft willen, der Kampf nicht um des Kampfes millen, fondern 
llein mit dem Ziele zum Frieden, und er hat hervorgehoben, 
aß für die Vertreter der Staatdgemalt e8 nicht möglich fei, 
uf einen ſolchen einzugehen, es fei denn, daß die Staatsges 
eßgebung fo geordnet wäre, daß man das mit Ruhe thun 
Önne. Ich möchte diefem Gedanken noch ein weitere Moment binzufeßen. 
gs wird Niemand in diefem Hohen Haufe der Meinung fein, daß es der 
Staat8regierung Yreude mache, auf diefem Gebiete immer wieder mit neuen 
Bejegen = fommen. Die Staatdregierung fieht ja, zu weldher Erregung 
yerartige Borlagen führen, nicht blos in den beiden Häufern des Landtages, 
ondern auch im Lande, insbefondere in der Preffe einer befannten Partei. 
Sie willen eben fo gut, daß eine ſolche Erregung ein Faktor ift, der nicht 
ben wirken fann für das Ganze, und daß daher die Staatsregierung 
ven Wunfch haben muß, ſolche Erregung in den möglichft engften ren» 
jen zu halten und auch ſolche Erregungen möglihft zu vermeiden, alfo 
n die Yage zu fommen, nicht immer wieder neue Öefege diefer 
Art einbringen zu müffen. Ih bin nun allerdingg — wer meiß 
reilih die Entwidelung der Zukunft, die auch dur die Handlungen des 
Segnerd bedingt wird — der Ueberzeugung, daß, wenn in einzelnen 
Punkten, wie bier und in dem anderen Haufe angedeutet wurde, die 
Reichögejeßgebung ergänzend eingetreten ift, dann allerdings die Staatd- 
segierung in ber Tage wäre, nah Abſchluß diefer Seffion fi 
agen zu fönnen: Du braudft niht immerfort mit neuen Ge— 
egen zu fommen. Und au darum ift fie der Ueberzeugung gemejen, 
aß fie diefeß Gefeg in diefer Sejfion dem Landtage der Monarchie vors 
legen müſſe und den Antrag ftellen müffe, daß dielem Geſetzentwurfe die 
Buftimmung gewährt werde. Denn, meine Herren, ohne ein Geſetz diejer 
Art würde die StaatSregierung den Zuftand, den fie zu erreichen wünſcht, 
nicht erreichen können; fie würde fort und fort ihre Beftrebung darauf 
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rihten müſſen, ein ſolches Geſetz ger Annahme gebracht zu fehen, und 
gwar in einer Weife, daß es dem Bedürfnifje genügt, nicht in einer Weile, 
ie man balb und lahm nennen muß, und die wegen diefer Halbheit und 
Lahmheit dazu drängt, immer wieder Neue zuzufügen.“ 


Geſetz über die Vermögendverwaltung in den 
fatholifhen Gemeinden. 
„Provinzial - Eorrespondenz” vom 30. Juni. 


„Die Preußische Geſetzſammlung wird in den nächften Tagen und Wochen 
eine Reihe hochwichtiger Geſetze bringen, wie fie in folder Zahl und Vebeutung 
feit langen Iahren nicht veröffentlicht find. 

Das zunächſt veröffentlichte Gejeh über die VBermögensverwaltung in ben 
katholiſchen Kirchengemeinden ift ven größter dauernder Wichtigkeit für bie 
ſtaatliche Stellung biefer Gemeinden. Es ift, wie Seitens ber Regierung wieder⸗ 
holt und beftimmt hervorgehoben wurbe, nad feiner weſentlichen Beſtimmung 
nicht ausſchließlich oder vorzugsweiſe eine Kriegswafſe im jetigen kirchlichen 
Kampfe, fondern ein Gefe von dauernder organifatoriicher Bedeutung für die 
äußere Stellung der katholiſchen Kirche in Breußen. 


Den katholiſchen Kirchengemeinden fol durch das neue Geſetz eine Mit 
wirkung bei der Bejorgung der äußeren kirchlichen Angelegenheiten , insbejondere 
bei der VBermögensverwaltung gegeben werben: zu biefem Zwecke foll eine Ver⸗ 
tretung der Gemeinden eingejeßt werben, welche ber Regel nach aus der Wahl 
der Gemeinden heroorgeben fol. 

In jeder Tatholifchen Pfarrgemeinde follen bie firchlichen —— 
legenheiten nämlich durch einen Kirchenvorſtand und eine Gemeindevertretung be⸗ 
ſorgt werden. — — — 

Die den vorgeſetzten Kirchenbehörden geſetzlich zuſtehenden Rechte der Auf⸗ 
ſicht und der Einwilligung zu beſtimmten Handlungen ber kirchlichen Vermögens⸗ 
verwaltung ſollen denſelben unter den im Geſetze enthaltenen näheren Beſtim⸗ 
mungen gewahrt bleiben. Wenn jedoch Die vorgeſetzte Kirchenbehörde ungeachtet 
erfolgter Aufforderung von ibren Rechten keiten Gebrauch machen will, fo geben 
ihre Befugniſſe auf die ſtaatliche Aufſichtsbehörde über. 

Die den biſchöflichen Behörden zuftehbenden Rechte ruhen, fo Tange bie br 
treffende bifchöfliche Behörde dem neuen Gefege Folge zu leiften verweigert oder 
jo lange das betreffende Amt nicht in gejetzlicher Weife befetst oder vermaltet if. 
Eine Weigerung wird als vorhanden angenommen, wenn bie bifchöfliche Behörde 
auf eine fchriftliche Aufforderung des Ober» Präfidenten nicht binnen 30 Tagen 
die Erflärung abgiebt, den Vorfchriften dieſes Geſetzes Folge leiften zu wollen. 
Die den biſchöflichen Behörden zuftehenden Befugniſſe geben in ſolchen Fällen 
auf die Staatsbehörbe über. 

Das Geſetz wahrt neben der ſtaatlichen Aufficht grundſätzlich und ausdrüd⸗ 
ih die den bifchöflichen Behörden zuftehenden Rechte, und macht beren Ausübung 
nur davon abhängig, daß die Biſchöfe ihrerjeits nicht dem Geſetze Folge zu leiſten 
verweigern. 

In der Hand der geiftlihen Oberen allein liegt es mithin, 
ob die Durhführung des Geſetzes unter der geordneten Mitwirlung 
ber bifhöflihen Behörden ober ohne diefelbe erfolgen ſoll, ob mit 
bin das Geſetz, welches an und für ſich fein Geſetz bes Kampfes 
N " das Bereich des kirchlichen Kampfes bineingezogen werben 
olt. 


Einer der bedeutendſten katholischen aiügeorbneten wies gerabe bei ber Br 
rathung dieſes Gefetes die Gegner daraus bin: es fei nicht nöthig und nicht 
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wohlgetban, immer Alles unbedingt nnd abfolut anf bie Spite ber Principien 
zu ftellen, Das erſchwere jeben Ausgleich im höchſten Maße; denn man fünne im 
Leben jehr oft fih vertragen, fih in einander jchiden, indem man babei bie 
Brincipien auf ſich beruhen laffe. 
Die Beherzigung diefer Lehre würde ber katholiſchen Kirche 
erabe dem vorliegenden Geſetze gegenüber nicht ſchwer werben 
önnen; die Nihtbefolgung aber würde die Stellung ber geift- 
lihen Behörden zur kirchlichen Vermögensverwaltung bis auf 
Weiteres durchaus erjhüttern. Es ift natürlih, daß unter ſolchen 
Umftänden gewiſſe Gerüchte und vermeintlihe Anzeihen in Be— 
treff der Bereitwilligfeit der Biſchöfe zur Mitwirkung bei Aus» 
führung des Gejeges leiht Glauben finden. Die nächſte Zeit wirb 
Aufllärung darüber verfhaffen, in wieweit es fih dabei um 
wirkliche Entjhließungen handelt, und ob die Biſchöfe in der 
That den Boden kirchlichen Friedens zunädhft bei dieſem wichtigen 
Geſetze betreten wollen. Es würde dies unzweifelhaft auch über 
dies Geſetz hinaus von Bedeutung fein.“ 


Die Bilhöfe und das Beleg über die firdlidhe 
Bermögendvermwaltung. 


„Provinzial Eorrespondenz” vom 28. Juli. 


„— — Die Biſchöfe haben ihre Entſcheidung getroffen, und zwar im 
Einne der vollfländigen und rüdhaltlofen Mitwirkung zur Ausführung bes 
Staatsgeſetzes. 


Die Anerkennung des Geſetzes ſeitens der kirchlichen Gewalten konnte in 
dieſem Falle nach zwei Seiten und gewiſſermaßen in zwei Abſtufungen, theils 
ſtillſchweigend und zulaſſend, theils ausdrücklich und poſitiv erfolgen. Es mußte 
ſich zunächſt fragen, ob die kirchlichen Oberen den katholiſchen Gemeinden die 
Mitwirkung zu den im Geſetze vorgeſchriebenen Wahlen und die Uebernahme der 
ſtaatlich geordneten Gemeindeämter geſtatten würden; — aber wenn dies auch 
geſchah, war es eine weitere und viel bedeutendere Frage, ob die Biſchöfe 
behufs ihrer eigenen Theilnahme an der Vermögeneverwaltung die nach dem 
Geſetze erforderlihe ausprüdliche Erklärung abgeben würden, dem Geſetze 
Folge leiſten zu wollen. 

Daß die Biſchöfe dem in Rede ſtehenden Geſetze gegenüber ſchließlich nicht 
eine blos verneinende Stellung einnehmen Könnten, wie den Maigeſetzen gegen- 
über, das war aus einzelnen Yeußerungen und Anzeichen von vornherein zu ent⸗ 
nehmen. Das thatjächliche Verhalten, bie es, werte fi in dieſem alle eben» 
fomenig, wie bei dem Pfarrerwahlgefege und ber Civilehe in ein einziges Wort 
faffen laſſen. Damit follte offenbar angedeutet werden, daß ebenfo wie bie 
Bischöfe der katholiſchen Bevölkerung geftatten, ſich den Borjchriften über die 
bürgerlihe Ehe zu fügen, ohne daß doch die Kirche die Civilehe ausdrücklich an- 
erkenne, — ebenfo werbe es ſich bei dem neuen Geſetze nicht um ein einfaches 
Wort der Anerlennung ober Nichtanerfennung, fondern möglicderweife um bie 
notbgedrungene Zulaffung einer thatfählihen Unterwerfung ber Ge 
meinden handeln, aber vorbehaltlih der grundſätzlichen Stellung ber 
Biſchöfe. 

Aber ſelbſt die Ausſicht auf irgend eine thatſächliche Anerkennung des Geſetzes 
wurde zunächſt wieder in den Hintergrund gedrängt durch die entſchiedenen Er⸗ 
klärungen der Biſchöfe ſelbſt. 

Der Erzbiſchof von Köln richtete im Auftrag und Namen ſämmtlicher 
Biſchöfe eine Rechtsverwahrung an das Abgeordnetenhaus, in welcher er das be⸗ 
abſichtigte Geſetz als un vereinbar mit den ber katholiſchen Kirche zu- 
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febenden Rechten und als fhwere Schädigung ber ihr nidt nur 
in Folge ihrer göttlihen Stiftung und Einridtung, fonbern auf 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen gebührenden Selbſtſtändigkeit 
erklärte. Die durch das Geſetz ins Leben zu rufenden Einrichtungen würden nad 
ten Grundſätzen bes katholiſchen Kirchenrechts ale rechtmäßig micht angefehen 
werben können, und dem Staate könne Überhaupt eine Befugniß zum Erlafle 
eines ſolchen Geſetzes niemals zuerlannt werben. . 


Diefer Stellung ber Biſchöfe entſprach das Auftreten ber Führer ver, 
Ultramontanen im Abgeorbnetenhaufe. 


Noh bei der letzten Beratbung im Wbgeorbnetenhaufe hatte der Abg. 
Windthorſt dringend gemahnt: „Haben Sie wirklich die Abficht, mit der Kirde 
möglichft dieſes Gele im Frieden auszuführen, dann ftellen Sie die Dinge nicht 
auf das theoretifche Prinzip. — — Ich frage bie Herren, ob Sie mit gutem 
Glauben eine Erflärung von den Bifhöfen verlangen können, 
welche jagt: fie wollen ein ®eje befolgen, welches im mehreren 
Punkten fih auf die Maigefege bezieht, welches namentlih ten 
kirchlichen Gerichtshof ausdprüdlih in Bezug nimmt, ber im biejer 
Kompetenz unmöglid anerlannt werben fann.“ 

Nach ſolchen Aeußerungen durfte es wohl einigermaßen Überrafchen, als bie 
Biſchöfe fih nach dem Erlak bes Geſetzes dennoch entſchloſſen, bie von ihnen 
geforderte ausdrückliche Erklärung abzugeben.- Der Fürſtbiſchof von Breslau but 
die Reihe eröffnet, alle übrigen Biſchöfe oder biſchöflichen Verwaltungen dürften 
inzwiſchen bereits gefolgt fein. 

Je entſchiedener die Biſchöfe von vornherein eine grundſätzliche Bedeutung 
bes Geſetzes auch für bie inneren Verbältniffe der erde und zugleich die Un- 
vereinbarkeit deſſelben mit den ber Kirche nach ihrer göttlichen Stiftung zufiehen- 
den Rechte behauptet und deshalb jede Mitwirkung zur Ausführung des wm 
Staate einfeitig erlaffenen Gejetzes ala unmöglich von ber Hand gewieſen haben, 
— deſto ſchwerer fällt jettt die Thatfache ber alljeitigen und ausdrücklich ausge: 
ſprochenen Bereitwilligfeit zur Mitwirkung ins Gewicht. 

Das Geſetz Tann mit den Rechten ber Kirche nicht in fo unlẽsbarem 
Widerſpruche fleben, wie man von ultramontaner Seite behauptet bat; jenft 
könnten die Biſchöfe nicht fchlieglich ihre Mitwirkung dazu ausdrücklich in Aut- 
fiht geftellt haben. 

Die Wendung in bem Verhalten der Biſchöfe reicht aber weit 
über dieſes Gejet hinaus: zum erftien Male baben fie jegt tbat- 
fählih ben Orundfak aufgegeben, daß bie Kirche nicht die Hant 
zur Ausführung eines vom Staate einfeitig erlafjenen Geſetzes 
über firdlide Angelegenheiten bieten bürfe. 


Wenn aber die grunbfägliche Unmöglichkeit erft in einem alle aufgegeben 
ift, jo hat fie überhaupt keine abſolut hindernde Bedeutung mehr. 

Das „Niemals“, welches von den Bilchöfen noch vor Kurzem bem jegigen 
Gelege entgegengeftellt wurbe, kann ebenjo leicht wie für biefes auch für andere 
Geſetze feine Kraft verlieren. 


Der Abgeordnete Windthorſt hat ja überdies darauf bingewielen, daß 
die Erflärung, dem jeßigen Geſetze gehorjam fein zu wollen, in gewiffen Bunkten 
en nie Mitanerkennung ber Maigeſetze und des lirchlichen Gerichtshofes in fih 

ieße. 

Wenn hiernach der grundſätzliche Boden des bisherigen Widerſtandes er⸗ 
ſchüttert und aufgegeben iſt, ſo iſt deshalb freilich nicht zu erwarten, daß ein 
weiteres Einlenken zur Anerkennung der Kirchengeſetze unmittelbar bevorſtebe. Es 
iſt vielmehr ganz erklärlich, daß zunächſt, um bie Bedeutung der erſten Nab⸗ 
giebigkeit zu verbeden, gerade eine um fo ſchroffere Sprache geführt werde. Aber 
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biefelben Erwägungen priefterlicher Pflicht, welche bie jetzige Entſchließung einge- 
geben haben, werben auch bie weiteren Konjequenzen ficher herbeiführen. 

Die Zuverfiht der Regierung war ja ſtets barauf begründet, baß bie 
Bifchöfe immer Elarer erfennen würden, daß fie um bes Gewiffens halber und 
nach ihrer Pflicht gegen bie Gemeinden ben bie Kirche zerrüttenben Wiberftand 
gegen bie Staatsgejete aufgeben müßten. 

Diele Zuverſicht iſt jegt an einem ber widtigftien und burd- 
greifendfien Geſetze trog aller entgegengefetten Ankündigungen 
unbebingt in Erfüllung gegangen: fie wird fi aud weiter unge⸗ 
ne aller behaupteten „Unmöglidhleiten“ als wohlbegrünbet er- 
weifen.“ 


Fürn Bismard. II. 49 





M, Zur auswärtigen Politik, 


1875. Deutſch⸗belgiſcher Zwifchenfall in Betreff der Straflofigeit 
gegen Deutichland gerichteter feindfeliger Handlungen bel 
giſcher Unterthanen. 


3. Februar. Note des deutſchen Gejandten in Brüffel Grafen 
von Perponder an den belgijhen Minifter des Aus 
wärtigen. 

„Der Unterzeichnete zc. hat den Auftrag erhalten, Sr. Excellenz dem 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten Sr. Majeftät des Königs der 
Belgier, Herrn Grafen d'A spremont-Lynden, die vertraulichen Be 
fprehungen ganz ergebenft in das Gedächtniß zurüdzurufen, melde er 
felbft, ſowie * Stellvertreter und ſein Amtsvorgänger mit Sr. Excellenz 
über die Einwirkungen der Handlungen belgiſcher Unterthanen auf die 
inneren Verhältniſſe benachbarter Staaten und deren rechtliche Beurthei⸗ 
lung zu halten die Ehre gehabt haben. Anlaß zu demſelben gaben früher 
die in den Jahren 1872 und 1873 von einzelnen belgiſchen —** — er⸗ 
laſſenen Hirtenbriefe und andere Veröffentlichungen, und neuerdings eine 
von dem Comité des oeuvres pontificales in Brüſſel an den Biſchof von 
Paderborn gerichtete, in dem „Bien public“ vom 25. v. M. veröffentlichte 
Adreſſe. In diefen Kundgebungen war Theilnahme und Ermunterung für 
die in Auflehnung gegen die Gejee und die Staatägewalt begriffenen 
Geiftlihen in Preußen in mehr oder weniger aufreizendem Tone und mehr 
oder weniger beleidigend flir die Regierung Seiner Majeftät des Kaiſers 
und Königs, des Unterzeichneten Allergnädigften Herrn, ausgedrüdt. 

Die Beſprechung ergab in jedem einzelnen alle, daß Die Königlich 
Belgiſche Regierung in der Geſetzgebung und der Rechtspflege ausreichende 
Mittel nicht zu beſitzen glaubt, um dergleichen gegen den inneren Frieden 
eines Nachbarſtaates gerichtete Kundgebungen zu hindern oder zu ahnden. 

Zu Erkundigungen über die belgifche Gefeggebung hat außerdem ein 
Vorgang Anlaß gegeben, der zwar anderer Natur, aber nicht ohne einen 
geiltigen Zufanmenhang mit den erwähnten KRundgebungen ift, nämlid 

a8 an einen franzöfifhen Erzbiſchof geridtete, von dem: 
felben zur Renntnik der Behörden gebradte Erbieten des in 
Delgien Nantöangehörigen und wohnhaften Keſſelſchmieds 
Duchesne, gegen Empfang einer beffimmten Geldſumme den 
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Neihslanzler Fürften Bismard zu ermorden, welches Erbieten 
mit allen Einzelheiten und den nicht widerlegten Beweisftüden der öffent» 
lichen Beurtheilung übergeben worden if. Auch über diefen Fall fiel das 
rechtöverftändige Öntahten dahin aus, das, was Dudesne gethan oder 
beabfidhtigt, nad) beigijchem Gefete feinen Anlaß zum Einfchreiten gebe. 
Der Unterzeichnete ift beauftragt, die Erwägungen zu wiederholen, melde 
er Über diefe Vorgänge dem Herrn Minifter der auswärtigen Angelegens 
beiten mündlich & entwideln die Ehre gehabt hat. Es find unbeftrittene 
Grundfäge des Völkerrechts, daß ein Staat feinen Angehörigen nicht ges 
ftatten darf, die innere Ruhe eines anderen Staates zu ftören, und ver- 
pflichtet ift, durch feine Gejege dafür zu forgen, daß er im Stande fei, 
diefer völferrechtlichen Obliegenheit zu genügen. Die mächtigften Reiche 
aben ihre Geſetzgebung in diefem Sinne geordnet und bei hervortretendent 
dürfniß ergänt, Die Berpflidtung aller Staaten, nicht zu dulden, daß 
ihr Gebiet zur Werkftatt von Anjchlägen gegen die Ruhe der Nachbar: 
ftaaten und die Sicherheit der Angehörigen derjelben gemacht werde, liegt 
in verftärftem Maße einem Staate ob, der fich des Privilegiums der 
Neutralität erfreut; zu den ftillichweigend vorausgejegten Bedingungen 
feiner Neutralität gehört die volle Erfüllung jener Verpflichtung. Es darf 
daran erinnert werden, daß Belgien durch die Gejege vom 20. Dezember 
1852 und 22. März 1856, betreffend Preßvergehen und Mordanjchläge 
gegen die Oberhäupter anderer Staaten, Yüden feines Munizipalrecht$ 
auszufüllen fich bemüht hat, und daß, wenn der Anwendung des Ars 
tikels 123 des belgiichen Strafgefetzbuches Bedenken, über welche der 
Unterzeichnete ein Urtheil fich nicht erlaubt, entgegenftehen, die gleichfalls 
neutrale Schweiz Schwierigkeiten der Art dadurch überwindet, daß nad) 
dem eidgendjfiihen Strafrecht ein Bürger oder Einwohner der Schweiz, 
welcher eine fremde Macht zu einer die Schweiz gefährdenden Einmifchung 
in ihre inneren Angelegenheiten anreizt, Zuchthaus von wenigften® zehn 
Jahren verwirkt. 
Auch die Regierung Seiner Majeftät des Königs der Belgier wird 
fi) der Erkenntniß nicht verfchliegen mollen, daß die beftehende Gejeß- 
ebung einer Ergänzung bedürfen würde, wenn wirklich die gegenwärtigen 
Belgifchen Gefege nicht die Mittel gewähren follten, den inneren Frieden 
und die Sicherheit der Perfonen in befreundeten Nachbarftaaten gegen 
Beeinträchtigung durch belgische Unterthanen ficher zu ftellen. Die dies 
feitige Meberzeugung, daß die Königlich Belgifche Regierung diefe Auffaſſung 
tbeilt, wird durch den Umftand nicht erfchüttert, daß die Mißbilligung der 
erwähnten Vorgänge, welche der Herr Minifter der auswärtigen Angeles 
genheiten perjönlih ausgeſprochen hat, einen amtlichen und öffentlichen 
usdrud bisher nicht gefunden hat.“ 


26. Februar. Ablehnung Seitens der belgischen Regierung. 


— „Der Unterzeichnete kennt kein Geſetz, das heutzutage noch in irgend 
weichem Lande wirkffam wäre, bengemäß das, was Duchesne-Poncelet gethan, 
als Verbrechen oder Vergehen qualificirt werden könnte. Indeflen wenn die Mehr- 
zahl der europäifchen Nationen oder doch einige derjelben ihre Strafgefete in dem’ 
Sinn ändern wollten, daß die durch Wort ober Schrift fundgegebene Abficht, 
einen Genoſſen zu einem in Ausficht genommenen Berbreden oder Vergehen zu 
finden, ſelbſt in bem Falle ſtrafbar ift, wenn dieſe Abficht, weit entfernt, freundlich 
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aufgenommen worben zu fein, mit Entrüftung zurüdgewiefen worben if, banı 
würde Belgien allerdings dieſes ernfte Problem bes Strafrecht zu prüfen haben 
und wahrfcheinlich einer Bewegung folgen, zu welcher ihm allerdings, wie es 
f&eint, die Initiative nicht zuftehen Tann.“ 


Erneute Borftellung in Betreff der Ergänzung der 
belgiſchen Gejepgebung. 
15. April. Graf Perponder an den Minifter ded Audwärtigen. 


„Der Herr Reichskanzler hat bedauert, daß die Regierung St. Mo 
jeftät des Königs der Belgier ſich gegen die in der Note des Unterzeich 
neten vom 3. deſſ. Mts. angeregte Frage bezüglich einer Bervohftändigung 
der beigiichen Gejeggebung ablehnend verhalten zu müflen glaubt. 
derſelbe auch bereitwillig anerkennt, daß die Königlich Belgiſche Hegierung 
befier als jeder Andere im Stande ift, ihre parlamentarifchen Schwierig 
keiten in jeder Frage zu jchägen, fo dürfte es doch gegenwärtig nod me 
niger auf ſolche, als auf die Frage ankommen, ob die Königlich Belgiſche 
Regierung ſich mit uns von dem Vorhandenſein eines Webelftandes, von 
einem Bedürfniß der Abbülfe zu überzeugen vermag. mn allen gefeßge 
berifhen ragen handelt es fich in erfter Linie darum, zu ermitteln, was 
fachlich gerecht, vernünftig und wünſchenswerth fei. In zweiter Linie erft 
werden die Schwierigkeiten zu prüfen fein, welche der Ausführung de. 
für richtig Erlannten im Wege ftehen, und die Frage, ob oder mje die 
felben überwindbar find. Die Erörterung der Frage, wie die völlerrecht⸗ 
lie Aufgabe eines jeden Staates, feine Angehörigen von Störungen 
des inneren Friedens der Nachbarn und von Beeinträchtigung guter inter 
nationaler Beziehungen abzuhalten, praftifch zu erfüllen fer, findet nicht 
allein auf die Beriebungen zwifchen Deutjchland und Belgien Anmendung, 
fondern fie ift eine Frage, welche alle Staaten intereffirt, welche fid die 
Pflege des allgemeinen Friedens und insbefondere der guten nachbarlichen 
Berbältniffe zur Aufgabe ftellen. Eine jede Zeit hat diefe Frage nad) dem 
obwaltenden Bedürfniß und nad den vorhandenen Möglichkeiten eine 
Abwehr fremder Einwirkungen auf die Sicherheit eines gegebenen Staate 
zu beantworten gehabt. Internationalen Bedürfniffen gegenüber den 
Standpuntt der Einzelfouveränetät und ihrer Gonderinterefien au 
(hließlich feftzuhalten, dazu erfcheint die gegenwärtige Zeit nicht mehr in 
demfelben Maße wie die frühere angethan. In eimem noch vor einem 
Menfchenalter undenkbaren Maße hat die Verwebung der materiellen In⸗ 
tereflen, die Erleichterung des perjönlichen Verkehrs und des Gedanten- 
austaufches zwiſchen den europäifchen Staaten einen innigen und empfin 
lihen Zufammenhang aller friedlichen Intereſſen bergeftellt, in dem fein 
Staat von den Nüdwirkungen irgend einer Störung der regelmäßigen 
Berhältniffe frei bleibt. Diefelbe Entwidelung hat denjenigen Elementen 
der Bevölkerung, welche auf die Störung der ftaatlihen Drdnung und 
des Friedens ausgehen, Erleichterungen und Actiondmittel dargeboten, die 
früher nicht vorhanden waren. Dieſe Erjcheinungen ſprechen dafür, daB 
der mechfelfeitige Schug, oder doch mindeftens die wohlmollende Berüd- 
fihtigung des Friedens und der Ordnung in benachbarten Staaten, heut 
zutage eher verftärft als verfagt werden follte. ꝛc. 

In Deutfchland felbft haben die bisherigen Anfänge der Discuſſion 
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die Aufmerkſamkeit der Reichſsbehörden auf die auch in Deutjchland befte- 
benden, den belgiihen Zuftänden analogen Lücken der Gejeßgebung be= 
ig des Schutzes anderer Staaten gegen Unternehmungen deutjcher 
ntertbanen gelenkt, objchon bisher Reklamationen fremder Regierungen 
egen feindliche Umtriebe deutſcher Reichsangehörigen nicht eingegangen 
And, weil Einmiſchungen deutfcher Unterthanen in die inneren Angelegen» 
beiten anderer Länder nicht ftattfanden. Der Herr Reichskanzler hat aber 
dennoch feine Zeit verloren, die Reichsbehörden zu der Erwägung aufzu- 
fordern, durch welche gejeglihen Beftimmungen — der Schutz des Aus⸗ 
landes und des inneren Friedens der Nachbarſtaaten gegen ev. Störungen 
durch deutſche ReichSangehörige ficher ftellen läßt. Welche Aufnahme folche 
bei den gefeßgebenden Fartoren finden werden, läßt ſich auch in Deutſch⸗ 
land se nicht beurtheilen. Der ganz ergebenft Unterzeichnete ift beauf⸗ 
tragt, auf's Neue den Wunſch auszuſprechen, daß bie Regierung Sr. Majeftät 
des Königs der Belgier diejem Beiſpiel folgen und auch ihrerfeit8 den Verſuch 
machen möge, der Erhaltung freundnadhbarlicher Beziehungen, auf welche 
fie nad) ihren wiederholten Berficherungen einen eben fo großen Werth 
legt, wie feinerjeit8 das deutſche Reich, eine verftärkte Bürgichaft zu geben, 
und durch denfelben, felbjt wenn er mißlingen follte, die mit diefer —* e 
beſchäftigte öffentliche Meinung klären und ein alle Staaten gleichmäßig 
interejfirendes Einverftändniß berbeiflihren helfe. 

Wenn die Königlich) Belgiſche Regierung auf diefem Wege in die 
Lage kommt, den Inhalt der gegenwärtigen Correspondenz öffentlich zu 
discutiren, fo wird fie gewiß gern die Gelegenheit wahrnehmen, den öfs 
fentlihen Entftellungen entgegenzutreten, als ob von deutjcher Seite eine 
Beeinträchtigung der Bregfreibeit Belgiens erftrebt worden ſei. Deutſch— 
land beabſichtigt überhaupt keine Einmiſchung in innere An— 

elegenheiten Belgiens, jondern führt Klage über Einmi- 
hun en belgiſcher Unterthanen in die innere Kirchenpolitik 
Deutihlands, über Einmifhungen, die durh Handlungen 
erfolgt find, mit denen die belgifhe Preßfreiheit nicht in 
Beziehung fteht. Die deutſche Reichsregierung hält dabei an 
der Meinung fefl, daß die erceptionelle Tage, in der ſich Bel- 
gien vermöge des Privilegiums der Neutralität befindet, von 
tiefem Königreihe auch eine befondere Gorgfalt in der 
Pflege guter internationaler Beziehungen erwarten läßt, 
namentlih den Mächten gegenüber, melde diefe Neutralität 
verbürgen. In diefer Yuffaffung bat die Kaiferliche Regierung e8 auch 
für ihre Pflicht gehalten, den Meinungsaustaufch, in welchem fie mit der 
Königlich Belgiſchen Regierung begriffen it, unter Mitwifjenfchaft der 
übrigen Garantiemächte einzuleiten und zu führen. Die Königlih Bel⸗ 
iſche Regierung wird auch hieraus gewiß gern entnehmen, daß die deut⸗ 
fen Neclamationen keine Ziele erftreben, welche das Urtheil der übrigen 
Garantiemächte zu fcheuen hätten.“ 


30. April. Erwiderung Seitend ded belgischen Minifters. 


„Die Erklärung Belgiens vom 26. Februar habe nicht die Bedeutung einer 
Ablehnung haben follen. Die Unterfuhung bes Falles Duchesne werde jo eifrig 
wie möglich fortgefetst, ſei aber noch nicht beenbigt. ae jet entichloffen, feinen 
Pflichten als neutraler Staat in freundichaftlichem Geifte und in ber ihnen vom 
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Böllerrecht angewiejenen Ausdehnung zu entiprechen, daß e8 ben ausgezeichneten 
Beziehungen, die es mit Deutichland zu unterhalten nie aufgehört habe, einen 
hoben Werth beilege und auch ben aufrichtigen Willen betheuere, alles, was in 
feinen Kräften ftebe, zur dauernden Bewahrung biefer Beziehungen zu than.“ 


23. Mai. Weitere Mittheilung der belgiichen Regierung. 


Ueberjendung der Aktenſtücke des Fall Duchesne und 
Eingehen auf das Begehren der deutſchen Regierung. 

„Ohne abzuwarten, daß andere Nationen ihre Strafgeſetze abändern und 

ohne ihre Beſchlüſſe der Bedingung der Gegenſeitigleit unterzuordnen, hat die 

Regierung des Königs, Über das, was fie verſprochen bat, hinausgehend, ſich 

entichieden, ber Geſetzgebung baldigft eine Dispofition vorzulegen, nad welde 

die nicht angenommenen Anerbieten oder Vorſchläge, gegen eine Perfon ein 

ſchweres Attentat zu begeben, in gleicher Weiſe wie die Drohung mit einer ftrengen 
Correctionsftrafe beftraft werben len.“ 


Dank der deutſchen Regierung. 


17. Suni. Graf Perponder an den Minifter des Auswärtigen. 


„Der ıc. hat fich beeilt, die Note des 2c. vom 23. v. M. nebft Anlagen 
ur Kenntniß des Herrn Reichskanzlers zu bringen. Se. Durchlaucht 
Bat mit Dank die Deittheilung der forgfältigen gerichtlichen Ermittelungen 
über daß gegen ihn beabfichtigte Attentat entgegengenommen, durch melde 
feftgeftellt ıft, daß Handlungen vorliegen, welche von der Königlich Bel⸗ 
giicen Regierung fittlich und politijch verurtheilt, aber von den: beftehenden 
elgiſchen Strafrecht nicht erreicht werden. Daß die Königlich Belgiſche 
Regierung fi) durch die Ergebnig bewogen gefunden hat, zu einer Er- 
gänzung des Strafrechts zu fchreiten, bat der Regierun &. Mojeftät 
des Kaiferd und Königs, des Unterzeichneten Adergnädigften Herrn, zu 
lebhafter Befriedigung gereicht. Diejelbe verfpricht fi) von der old 
zeitigen legislatoriichen Erörterung defjelben Gegenftandes in Deutſchland 
und Belgien eine wohlthätige Wirkung auf das öffentliche Bewußtſein 
überhaupt, wie auf die Entwidelung des Völkerrechts; und fie giebt ih 
der Hoffnung hin, daß die Wiederkehr von Einmifchungen belgifcher Staats 
angehörigen in innere deutſche Streitigkeiten in demfelben verſöhnlichen 
und freimdnadhbarlihen Sinne werde verhütet werden, von welchem die 
Regierung Sr. Majeftät des Königs der Belgier in dem Duchesneſchen 
Valle einen fo anerkennenswerthen Beweis gegeben bat. “Der ganz ar 
gebenft Unterzeichnete hat den Auftrag erhalten, diefe Eindrüde zur Kennt: 
niß des ıc. zu bringen.“ 


Kriegsgerüchte und Beforgnifie. 
Iſt der Krieg in Sidt? 
8. April. Artikel der Zeitung „Poſt.“ 


„Seit einigen Wochen bat ſich der politifche Horizont mit dunklem Gewẽll 
begogen. Zuerft kamen bie ſtarken Pferbeankäufe für franzöſiſche Rechnung, welchen 
bie deutfche Regierung ein Ausfuhrverbot entgegenfeßen mußte. Dann wurbe mas 
aufmerfiam auf bie ſtarke Vermehrung ber Eabres bes franzöftichen Heeres, welcht 
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ationalverfammlung zu Berfailles, wie abfichtlich verſteckt zwiſchen bie Ber⸗ 
angen zur Begründung ber neuen Berfaffung, beſchloß. Enblich Tamen bie 
ſiſchen Kommentare zu der Reife des Kaiſers von Defterreich nach Venedig, 
nverhoblene Jubel, dem fich die franzöfiiche Preffe bei biefem Anlaß —** 
jiefe Momente hat nun ein Brief aus Wien, welchen die Kölniſche Zeitung 
. April an der Spite ihres Blattes veröffentlichte, zu einem Geſammtbild 
tigen Sachlage zufammengefaßt und ergänzt, das in ſehr ernflen Karben 
en if. Danach unterliegt e8 feinem Zweifel, daß die franzöfifche Heeres⸗ 
fation ein Werl ad hoc, das heißt für einen baldigen Krieg ift, keineswegs 
ine auf bie Dauer berechnete, auf bie Dauer erträgliche Reform. Die Cox⸗ 
der Orleaniften und Republikaner, deren Wert die franzöflihe Februcr⸗ 
ung ift, bat nad bemfelben Gemälde zum trait d’union die unmittelbare 
reitung des Revanchekrieges. Was Oefterreich betrifft, fo fteht Graf Andraſſy 
unerfehätterfich auf Seiten der deutſchen Allianz; aber eine mächtige Partei 
eere und am Hofe, vor Allem in der hohen Geiftlichleit, arbeitet gleichzeittg 
nem Revanchebündniß mit Franfreih und an einem Erjat ter jegigen 
tiſchen Berfaffung, fei es durch einen ariftpfratifch » bierardhiihen Födera⸗ 
8, fei es durch eine höfiich- ariftofratifch- bierardhifche Centralifation. Sp 
: denn die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß wenigftene von ben Mitglie- 
biefer Partei Die Kaiferreife nach Venedig zur Sondirung ber italienifchen 
rung benutt wirb, in wie weit bort der Boden vorhanden zu einer unter 
iher Aegide gegen Deutſchland gerichteten Zripleallianz. Der Boden aber 
ch dem wiener Brief der Kölniſchen Zeitung allerdings vorhanden, denn 
iche Kreife bes officiellen Italien erfehnen nichts Tebhafter, als eine Aner- 
ng bes leßteren durch das Papſtthum, jelbft um ben Preis einer großen 
ikbarkeit gegen Deutſchland. 
So das Gemälde in der Kölniſchen Zeitung. Wir ſind weit entfernt, die 
gleit deſſelben im Ganzen in Abrede zu ſiellen. Wir vermögen baffelbe 
Züge zu ergänzen, Die wir nnferer eigenen Beobachtung entnehmen, während 
ndere Züge allerdings für irrig halten. 
Wir halten für fehr wahrjcheinlih, daß der befannte Brief des Grafen 
ambord vom 27. Dftober 1873, welcher die zur Aufrichtung bes legitimen 
168 bereite Majorttät von Verſailles zerfpreitgte, weſentlich mit eingegeben 
durch den Gedanken, daß die Annahme dieſes Thrones der augenblidliche 
fei. Wir balten für fehr wahricheintih, daß Mac Mahons bald darauf 
Iprochene Forderung, feiner Präfidentichaft eine beflimmte Dauer zu ver- 
‚ beren Umfang der Marſchall anfangs auf zehn Jahre bemeflen wollte, vor 
dem Wunſche Mac Mahons entiprang, den Revanchekrieg ale Staats- 
pt zu erleben und zu leiten. Wir halten ſogar für wahrjcheinlich, daß in 
influßreihen Kreifen der franzöfiihen Armee der Gedanke vorberrichend ift, 
ine Krone auf dem Schladhtfelde erworben werden müffe, oder doch am 
von einer fiegreihen Armee vergeben werben könne. Woran wir dagegen 
glauben, ift, daß bie unmittelbare Vorbereitung auf den Revanchelrieg das 
, zum Bündniß ber Republilaner und Orleaniften bei der jüngften Ver⸗ 
gsbildung gegeben habe. Wir denken nicht jo gering bon der Einfidht ber 
Iilanifchen Yührer, um zu glauben, daß biefe Männer fich nicht jagen, was 
nter Merifalen Aufpicien durch Herilale Diplomatie und klerikale Generale 
Biel geleiteter Revandyelrieg aus der Republik machen würde. Wir bleiben 
fig bei unjerer Anficht fteben, daß das Motiv der Republifaner bei jenem 
ni die Abfiht geweien, Mac Mahon an ben Rechtséboden ber Republik 
ıden und bie anarchiſchen Befürchtungen von der Republik, welche die Be⸗ 
ung dem Bonapartismus in bie Arme treiben, zu befeitigen. Wir halten 
e fraglich, ob eine republilanifche Majorität in ber Wahllammer der neuen 
fung ben Krieg unter Führung Mac Mahons und ber orleaniftiichen 
en zu befchleunigen bereit wäre. Wir glauben eben deshalb, daß bie Kriege 
in Frankreich den Ausbruch bes Krieges fogar vor Auflöfung ber jetzigen 
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Nationalverfammlung ins Auge faßt. Den Ausführungen ber Kölnifchen Zeitung 
hinſichtlich Oeſterreichs und Italiens haben wir nichts hinzuzuſetzen. 

Wenn wir demnach unfere an bie Spike geftellte Frage: ift ber Krieg in 
Sicht? beantworten follen, fo müflen wir jagen: ber Krieg ift allerbings in Sicht, 
was aber nicht ausfchlieft, daß bie Wolfe fidy zerftreut. Ob es ben uftramontanen 
Intriguen in Oeflerreih gelingt, Andraſſy zu flärzen, ift nicht nur an fi 
fraglich, es ift auch fraglich, welche Wirkung diefer Sturz auf bie Benöllerung in 
Defterreih wie in Ungarn haben würde. Dennoch kann man die Möglichkeit 
nicht ableugnen, daß die Heeresfreife, deren Stimmung ber türzlich veröffentlichte 
Brief des Erzberzogg Salvator abipiegelte, im Stande fein könnten, ben Staat 
zu einer Altion in ihrem Sinne fortzureißen. Was Italien betrifft, fo weiß man, 
daß im Sinne ber meiften Italiener das Papſtthum Beibes iſt: ein nationaler 
- Feind und ein nationaler Stolz. Die beißeften Wünfche biefer Itallener wären 
erfüllt, wenn das Papſtthum ohne den Nationalftaat zu hindern nur nod ber 
Stolz der Nation fein wollte. Das Papſtthum ift doch um Grunde nichts anderes 
als die Weltherrfchaft ber italienischen Prälatur, wie dies kürzlich der Abgeorb- 
nete Gneift ausprüdte. Um ben Preis, daß das Papſtthum zu Gunften Italiens 
auf feinen italienifhen Landbeſitz verzichtet, um feine Weltherrſchaft, ungeflört 
von Italien, allein ins Auge zu faflen, wirb ber größte Theil ber höheren 
Klaffen Italiens zu einem Bünbniß gegen Deutſchland vollkommen bereit fein. 
Und dennoch gebört viel dazu, einen ſolchen Entſchluß zu faflen, da, wo er gefafit 
werben muß, unb er ift in diefem Augenblid noch nicht gefaßt. Ob Frankreich 
ohne bie öſterreichiſch⸗ italieniſce Bundesgenoffenichaft fiher zu haben, ben Krieg 
beginnen würde, läßt ſich nicht fagen. Die Bereitelung dieſer Bundesgenofien- 
haft, der Sieg der republilanifchen Partei könnten den Krieg hinausſchieben. 

Bielleicht legt man uns die Frage vor, warum wir weitläufig eine Mög- 
fichleit erörtern, die ſich vielleicht nicht erfüllt und beren Nichterfüllung wir 
wünſchen. Es giebt Leute mit der Anficht, daß, wenn das Dach eines Hauſes 
brennt und eine gute Feuerwehr in Sicht ift, fein Grund fei, die Schlafenten in 
den unteren Stodwerlen zu weden. Unſererſeits find wir nicht der Meinung, 
dieſen Rath auf das deutihe Voll anwenden zu follen. Wir halten es nicht für 
wünſchenswerth, bie Gemüther zu beunrubigen und unter die Waffen zu rufen. 
Aber wir halten e8 auch nicht für angebracht, der beutichen Nation zu verjchweigen, 
welches ihre Situation ift und welden Gefahren ihre Staatsleitung zn begegnen 
bat. Es ift nöthig, daß wir Alle lernen, unfere Lage zu würdigen und unfer 
Benehmen jeden Tag danach einzurichten.“ 


14. April. Gegen die Kriegöbeforgniffe. 
„Brovinzial ⸗ Correspondenz.“ 


„Beſorgliche Erörterungen in einem angeſehenen Blatte Über die augenblid⸗ 
lichen politiſchen Verhältniſſe haben in ben letzten Tagen vielfach Befürchtungen 
in. Bezug auf nahe Kriegsgefahren erweckt, welche in ber wirklichen Lage zur 
Zeit keine Begründung finden unb welche inzwifchen durch Aeußerungen ven 
fiher unterrichteter Stelle beſchwichtigt worben find. 

Jene Betrachtungen gingen von ben Wahrnehmungen in Betreff ber neuer- 
dings gefteigerten militärifhen Reorganifationsarbeiten in Frankreich aus, brachten 
damit die gegen Deutichland gerichteten Beftrebungen der ultramontanen Partei 
in mehreren fathofiihen Ländern in näheren Zufammenhang unb gelangten da- 
durch zu einer „fo forgenvollen Anfiht von der Gegenwart und zu einer fafl 
melandoliihen Auffafjung der Zukunft,” wie fie in unferen jeßigen internatic- 
nalen Beziehungen keineswegs begrünbet find. 

„Was Frankreich anbelangt, (heißt es in einer Gegenerffärung ber „Rord- 
beutichen Allgemeinen Zeitung“) fo tragen freilich bie dort in Bezug auf bie 
Reorganifation der Armee theils bereits ausgeführten, theils befchlofjenen Maß⸗ 
nahmen einen beunrubigenden Charalter an fi. Es leuchtet ein, daß biejelben nicht 
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auf eine folide Herftellung ber franzöſiſchen Wehrkraft berechnet find, da auch das 
reichfte Volt die dadurch auf das Land gemwälzte Ueberlaſt nur auf kurze Zeit er- 
tragen kann, daß damit vielmehr ARüftungen ad hoc (zu einem beftimmten 
Awede) mit Konfequenz betrieben werben, deren Zweck feinem Sehenden ver- 
borgen bleibt. 

Dagegen entipricht, unferes Erachtens, der Seitenblid auf Defterreih- Ungarn 
und Italien nicht der wahren Sachlage. Daß es in beiden Fänbern eine päpft- 
fie Partei giebt und daß Ieluitenzöglinge nicht Deutfchlande Freunde find, weiß 
alle Welt. Glücklicherweiſe ift in beiden Ländern ber Einfluß biefer Richtung 
nicht ftark genug, um dem Einvernehmen der Hegierungen des Kaifers Franz 
Joſeph und bes Königs Victor Emanuel mit dem Deutſchen Reich Eintrag 
zu thun, befreunbete Verhältniffe zu trüben, deren fih Deutfchland zu beiden 
Staaten erfreut.” 

Derſelben Auffaffung der internationalen Berbältniffe ift jo eben in einem 
über die auswärtigen Beziehungen wohl unterrichteten öfterreidhifchen Blatt in 
folgenden Worten Ausbrud gegeben worben: 

„Roh Tiegt fein Grund und feine Wahrfcheinlichleit vor, daß das Drei- 
Kaiſer⸗Bündniß, das die unantaftbare Bürgichaft des MWeltfriedens ift, ins 
Schwanlen gelommen ober gar erfehttert worden fei, noch hat fich keine beveu- 
tenbe europätihe Macht gefunden, bie fo thöricht und felbftmörberifch wäre, um 
bie eigene Eriftenz zur größeren Ehre der franzöfiichen Revandye in die Schanze 
zu fchlagen; noch find die Franzoſen jelbft nicht jo verblendet, um einen Kampf 
zu überflürzen, der in Anbetracht ber heutigen gegenjeitigen Machwerhältniſſe 
ihren nationalen Untergang nach fich ziehen könnte; noch endlich leben die Schreden 
unb Leiden des Jahres 1870 zu friſch in Aller Erinnerung, noch brüden bie 
Folgen dieſes gewaltigen Zujammenftoßes zu jchwer auf ben europäifchen Geld⸗ 
markt unb auf bie Erzeugungs- und Verbrauchskraft in allen wirtbfchaftlichen 
und inbuftriellen Gebieten, als daß nicht der vergangene Krieg jelbft das befte 
Gegenmittel gegen einen baldigen neuen Krieg fein follte. 

Das find Gründe von foldem Gewicht, daß fie, wenn Die Stunde ber 
eruften Entſcheidung fchlagen follte, alle Hoffnungsträume und Reftaurationegelüfte 
gewifler Koterien, alle Kombinationen der internationalen ultramontanen Ver⸗ 
ſchwörung und alle noch jo kühnen Rachepläne einer voreiligen Revanche mit 
leiter Mühe in die Höhe fchnellen ſollten.“ 

Wenn endlich bei ben erwähnten bejorglichen Auffaffungen auch gewiffe 
Erörterungen zwiſchen ber beutfchen und der belgiſchen Regierung über bie von ben 
Ultramontanen in Belgien mehrfach verfuchte Unterftüßung ihrer Gefinnungsge- 
noffen in Preußen mit in Betracht gekommen find, fo wird eine fo eben von 
dem engliſchen PBremier-Minifter Disraeli im Parlamente abgegebene vertrauens- 
volle Erflärung unzweifelhaft dazu beitragen, auch in biefer Beziehung die Be- 
forgniffe wegen internationaler Berwidelungen zu bejeitigen.” 


10.—13. Mai. Anweſenheit des Kaiferd Alerander in Berlin. 


Einer der erſten Bejuche, welche Se. Majeltät der Kaiſer 
Alerander am Tage ſeiner Ankunft machte, galt dem 
Neichöfanzler Fürften Bismarck, welder bald darauf 
von dem Monarchen im ruſſiſchen Palais empfangen 
wurde und in längerer vertraulicher Beiprechung dort vers 
weilte. 

Der ruſſiſche Reichskanzler Fürft Gortſchakoff hatte 
täglich Konferenzen mit dem Fürften Bismard. 
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Der Kaiferbefuh und der Friede. 


„Provinzial«- Eorresponbenz” vom 12. Mai. 


„Der erneute Beſuch des Kaifers Aleranber von Rußland am Hofe un 
feres Kaifers bat alle die Tebhaften Gefühle und Stimmungen, welche feit Jahren 
dem Kaiferlichen Gafte entgegengebradht wurden, mit alter Kraft wieber hervor 
treten laffen: in der Bevölkerung wie in den Organen ber Öffentlichen Meinung 
findet überall die aufrichtige Verehrung für den hochherzigen Monarden ven 
wärmften Ausdrud. 

Diefe wahrhaft fumpatbifche Begrüßung beruht vor Allem auf dem in un 
jerem Volle lebendigen Bewußtſein, daß Kaifer Alerander nicht blos mit un 
jerem Kaifer und deffen Haufe durch innige Bande der Freundſchaft verknüpft 
ift, fondern daß dieſe Freundſchaft ſich auch feit Jahren in der Gemeinſchaft des 
politiſchen Strebens und in der aufrichtigen und fürbernden Theilnahme an ber 
ik der höchſten Intereffen Preußens und Deutſchlands bewährt und k« 
thätigt hat. 

Diefes immer entichiebener zur Geltung gelangte vertrauliche Einvernehmen 
bat ſchließlich in der mächtigen durch bie Drei⸗Kaiſer⸗Zuſammenkunft feftgeftellten 
Politit eine erweiterte und erhöhete Vebeutung und gewiffermaßen eine feierhde 
Weihe vor ganz Europa erhalten und ift ſeitdem ber alljeitig erfannte fefte Grund 
ftein einer die mädhtigften Staaten des Kontinents umfaflenden, auf ben Frieden 
Europa’8 gerichteten Politik geworben. 

Zn dem Trinfiprude, welchen Kaifer Alerander vor zwei Jahren af 
„einen beften Freund, ben Deutſchen Kaifer,“ ausbrachte, fagte er: „Unier 

reundichaftsverband, von den Eltern herſtammend, hoffentlich auf bie Kinder 
öergebend, giebt die befte Bürgſchaft für den Allen erwünſchten Frieden 
uropa's.“ 

Die Gemeinſamkeit der Auffaffungen und bes Strebens zwiſchen ben beiden 
Kaiſerlichen Regierungen bat ſich auch ſeitdem in allen Fragen von allgemein euto⸗ 
päifcher Bedeutung vollkommen bewährt, und alle Verfjuhe oder Wünſche dar 
Widerſacher des beutichen Reiche, die innigen Beziehungen Rußlands und Deutid 
lands zu flören, wurden noch vor Kurzem vom Fürften Bismard mit ber der 
fiherung abgefertigt, daß unjere Beziehungen zu „ber une feit einem Jahr bundert 
und noch heute am intimften unter den Mächten befreundeten ruffifchen Mad,” 
— „Gott fei Dank feft ftehen und thurmhoch Über der Tragweite von dergleichen 
Heinen Verſuchen.“ 

Die jekige erneute Bekundung bes innigen Verhältniſſes zwifchen ben 
beiden mächtigen Staaten wird nicht blos in Deutſchland, fondern umter ben 
Friedensfreunden aller Nationen als ein neues Unterpfandb einer weiteren fried⸗ 
lichen Entwidelung freudig begrüßt werben. Nachdem gerade in jüngfter Zeit 
auf Grund gewiffer Stimmungen und Anzeichen in benadhbarten Staaten, au! 
deren mögliche Folgen ſich die Anfmerkſamkeit der politifchen Kreife richtete, eine 
gewiffe Beunrubigung und unklare Beforgniß in faft allen Ländern hervorgetreten 
ift, und nachdem bie Gegner Deutſchlands fi nicht geſcheut haben, in Umtehrung 
der Thatſachen unferer Regierung dunkele Kriegsplane zuzufchreiben, wird bie 
offenfundige Wieberbethätigung ber gemeinfamen Kaiferpolitit überall! die berubr 
gende Ueberzeugung neu beleben, daß das Deutſche Reich heute wie rer 
drei Jahren ernft und entſchieden den Frieden will und feiner 
eigenen Friedensneigung um fo zuverfichtliher folgen fann, alt 
es fih zur Niederbaltung etwaiger fremder Gelüſte zur Störung 
bes Friedens nicht blos auf Die eigene bewährte und fleta bereitt 
Kraft, fondern auch auf die Gemeinfhaft des politifhen Wollen! 
und Strebens mit feinen mädtigften Nachbarn fügen kann. 

Denn wie bies neue hberzlihe Zufammenfein der beiden Kaiſet 
und bie vertraulichen Befprehungen ber europäifchen Berhältniiie 
swifhen den Monarden und ihren großen Staatsmännern der 
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politifden Bedeutung nad vor Allem im Anſchluſſe an die Drei- 
Raifervereinigung, an beren Abſichten und Ziele aufzufaſſen find, 
fo ift aud bei jeder folden Begegnung die fortdauernde innere 
Mebereinfimmung mit dem Dritten jener denkwärdigen Bereini- 
gung, mit dem Kaifer von Defterreih, bie ſelbſtverſtändliche und 
völlig gelihente Borausfegung. 

Ihen Werth Oeſterreich auf biefe Gemeinfchaft legt, das ift erſt vor we⸗ 
nigen Wochen im Hinblid auf den Beſuch des Kaifers Franz Joſeph bei dem 
Könige von Italien laut verkündet worben: „Der Glanz unb bie Freude ber 
Fefttage in Benebig (jo wurde von öſterreichiſcher Seite verfidhert) werbe noch 
Durch die Erwägung gehoben, daß die Begegnung der Monarchen von Defterreich 
und Ftalien ihren politifhen Charakter in der Kräftigung bes Drei- Kaifer- Biünd- 
nifjes finden werde, dem Italien nicht ferne ftehe und an das es nur noch näher 
herangezogen werbe.“ 

Und jo eben wird der Beſuch des Kaiſers Alerander in Berlin von dem 
öfterreigiihen hafbamtlichen Blatte im Sinne einer neuen Kräftigung ber Inter- 
efien des „allgemeinen Friedens und ber Berftärlung ber Beziehungen“ gebeutet, 
welche ſich zwiſchen den brei Kaiferreichen in einer auch für Europa jo bebeutungs- 
sollen und fegensreihen Weile vollzogen haben.“ 

So wird denn der neue Befuh des Kaifers Alerander am 
Sofe des Deutſchen Kaifers, jo wenig er aus politifhen Beweg- 
gründen und Abfiten, vielmehr nur aus dem Herzensbedürfnijje 
der beiden Monarden hervorgegangen iſt, doch unfehlbar von der 
fegensreidften Bepentung für bie weitere friedlide Entwidelung 
und für die allgemeine Wohlfahrt fein. Auch von diejer Zufam- 
mentunft gilt, was Fürft Bismard nah der Drei-Kaifer-Bereini- 
gung fagte: daß der Glaube an ben Frieden befonders für das Em- 
porblüben der Gewerbthätigleit faft ebenſo wichtig fei, ale die Er- 
baltung des Friedens ſelbſt.“ 


Die Beziehungen zwifhen Deutfhland und 
Franfreid. 


Aeußerung Lord Derby’s im engliſchen Oberhaufe: 


„Es fei befannt, daß vor einigen Wochen eine jehr tiefgehende Beunruhi⸗ 
ung über bie Beziehungen zwifchen Deutihland und Frankreich entftand. Ber- 
Pantichfeiten von höchſtem Anfehen in Berlin hätten oft erllärt, daß bie franzd« 
fiihe Armee ein Gegenftand der Gefahr für Deutſchland geworben fei, indem bie 
fo ungeheuer vermehrten Zahlenverhältniffe derſelben beutlih den Entſchluß be⸗ 
Kundeten, demnächſt den Krieg zu erneuern. Es wurbe hinzugefügt, daß wenn 
die Abficht zu einem Angriff auf Deutichland beftehe, letzteres fich veranlaßt fühlen 
Lönne, zu feiner eigenen Bertheibigung ben erften Schlag zu führen. Auch wurbe 
hervorgehoben, daß, jo wenig auch Deutſchland ben Krieg wünſche, e8 doch noth- 
wendig fein würde, daß Frankreich feine Armee beträchtlich rebuzire, um ben 
Srieben zu fihern. Der deutſche Botichafter ſprach fich wiederholt in dieſem Sinne 
aus, und es wurbe bierburdy felbftverfänblich eine außerorbentlihe Bejorgniß und 
Unruhe in Sranfrei hervorgerufen. Die franzöfifche Regierung ftellte fofort jebe 
kriegeriſche Abfiht in Abrede.“.... 


Der „Deutſche Reihs-Anzeiger” bemerkt zu dieſer Erflärung. 


„Daß die Vermehrung der Cadres hier eine gewiffe Beunrubigung erzeugt 
bat, ift richtig. Diefe Beunrubigung bat aber nicht im Entfernteften zu kriege⸗ 
riſchen Entichließungen oder auch nur Erwägungen in Deutichland geführt, und 
bat bei der Reicheregierung zu feiner Zeit die Abficht beſtanden, eine Aufforbe- 
rung zur Rebultion ber Streitkräfte ober auch nur zur Siſtirung der Armee 
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Reorganifation an bie franzöflihe Regierung zu richten. Es iſt zu keiner Zeit 
auch nur der Gedanke an eine ſolche ober Ähnliche Maßregel zur Erwägung ge- 
zogen ober überhaupt erwähnt worden.“ 


Suni. Fürft Bismard nimmt einen Urlaub auf umbeftimmte 
Zeit. Seine Vertretung wird dem Staatöjecretär im Aus 
wärtigen Amte von Bülow, dem Präftdenten des Reid: 
fanzler-Amt8 Staats-Minifter Delbrüd und dem Bice 
Präfidenten ded Staats - Minifteriumd Camphauſen über 
tragen. Der Kaifer behält ſich jedoch vor, fich in beſon⸗ 
deren Fällen auch während des Urlaub des Mathed de 
Fürften zu bedienen. 


Die Neife des Kaifers nad Italien. 


„Provinzials Correspondenz” vom 13. Öftober. 


„In ben nächſten Tagen gebentt Kaifer Wilhelm über die Alpen zu 
geben, um in ber alten Hauptftabt ber Lombardei als Gaſt des Königs Pictor 
Emmanuel und des italienifhen Volles zu verweilen. 

Seit langer Zeit ſchon hatte e8 dem Kaifer am Herzen gelegen, ben Belud, 
welden ihm der König von Italien vor zwei Jahren unter bebeutungsvollen 
Umftänden gemacht hatte, zu erwibern, und ungern hatte er ſich ben gebiete 
Ben Nüdfichten gefligt, weldhe ihm bie Ausführung feiner Abficht unterjagt 
atten. 

Wenn den Kaiſer nit ſchon fein perjünlicher dringender Wunſch fort und 
fort jene Abficht hätte fefthalten Taffen, jo würden vie fympathifchen Gefühle, mit 
weldhen das italieniihe Volt dem Beſuche des Kaiſers entgegenfah, ihn immer 
wieder zur Erwägung des alten Plans bewogen haben. Je mehr endlich die Ver⸗ 
zögerung des Kaiferlihen Beſuches bier und da zu unrichtigen politifchen Den 
tungen benutgt wurde, deſto entjchiebener mußte ber Kaifer wünſchen, mit ber 
That befunden zu können, welch hohen Werth er perfänlich und zugleich Namens 
des deutſchen Volles auf die freundfchaftlihen Beziehungen zu dem Könige von 
Italien und feinem Volle legt. 

Der Beſuch bes Könige Victor Emmanuel in Berlin im Jahre 1873 
hatte Zeugniß dafür abgelegt, daß die europäifche Friedenspolitik, zu welder ein 
Jahr zuvor von den drei Kaifern ber fefte Grund gelegt worden war, aud in 
Italien volles Vertrauen und willigen Anfchluß fand. 

Der jetige Beſuch des Deutihen Kaifers in Mailand, beffen Bebentung 
im Sinne des Monarchen auch durch die Theilnahme des Reichskanzlers Fürſten 
Bismard und des Feldmarſchalls Grafen Moltke bezeichnet werben foll, darf als 
eine erneute Beſtätigung ber politifchen Llebereinfiimmung unb Einigung gelten, 
welde die großen Staaten Europas zur Wahrung und Befeftigung des —** 
verbindet. Wenn dieſe gemeinſame Politik gerade in den letzten Wochen ihre 
Kraft durch die Befeitigung drohender Gefahren auf einem ber ſchwierigſten Ge— 
biete der internationalen Politik bewährt bat, fo muß um fo freubiger jeder poli- 
tiſche Vorgang begrüßt werben, in weldem eine weitere Entwidelung und Be 
feftigung jenes großen Friedensbundes zu erfennen if. 

In biefem Sinne bat die Zufammenkunft des Deutfchen Kaiſers mit dem 
Könige von Italien unzweifelhaft eine hohe politiſche Bedeutung, deren ſich and 
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die beiden Böller, die fih in Mailand durch ihre Fürſten die Hände reichen, 
oollauf bewußt find. 

Das deutſche Volk geleitet feinen ehrwürdigen unb fo berzlich verehrten 
ürften mit den innigften Bünfen und mit ber Zuperficht, daß der erſte Deutiche 
aifer, welcher nur mit Gedanken aufrichtiger Freundichaft für Italien Über bie 

Alpen gebt, in den Einprüden und Erfahrungen feines dortigen Aufenthalts neue 
und erböbete Bürgichaften für das gemeinichaftliche Streben beider Völler in 
Bezug auf die höchſten Ziele ber politiihen und geiſtigen Entwidelung finden 
werde.” 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard, welder bi8 
Anfang voriger Woche mit Beitimmtheit gehofft Hatte, 
Se. Majeltät den Kaiſer auf der Reife nad Italien zu 
begleiten, hat in Folge dringenden Rathes feines Arztes 
im legten Augenblide noch zu feinem lebhaften Bedauern 
auf die Reiſe verzichten müſſen. 

Auf Allerhöchiten Befehl hat demzufolge der Staats- 
jefretär von Bülow Se. Diajeftät begleitet, mit ihm der 
ältefte Sohn des Reichöfanzlerd Graf Herbert v. Bis— 
marck.“ 


„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 20. Oltober. 


„Der Deutſche Kaiſer in Mailand iſt in dieſen Tagen der Mittel⸗ 
punkt aller politiſchen Gedanken und Erörterungen, nicht blos in Italien und 
Deutſchland, ſondern überall, wo das politiſche Leben der Gegenwart eine Stätte 
hat, — aus allen Betradhtungen klingt, ob willig oder widerwillig, das Aner- 
tenntniß der großen Bedeutung diejer Kaiferreije Bervor. 

Als ein „weltgeſchichtliches“ Ereigniß wird die Erjcheinung des beutichen 
Kaiſers in Mailand als Freund des Königs von Italien und als Genoffe einer 
ernften Friedenspolitit bezeichnet, — und weltgeſchichtlich ift Die Thatſache im 
Wahrheit, nicht zwar um neuer politifcher Entſcheidungen willen, welche dort ge⸗ 
teoffen oder vorbereitet werden follen, wohl aber als der feierlihe Ausdrud und 
die Beftegelung der großen weltgeichichtlihen Thatſachen, die ſich im legten Jahr⸗ 
zehnt für ganz Europa und vornehmlich für Deutſchland und Italien vollzogen 
haben, und auf welden eine neue Geftaltung der gejammten europäilden Ber» 
bältniffe beruht. Der bewußte Anfchluß an dieſe neue Ordnung ber Dinge und 
der entihiebene Wille, für die Erhaltung derfelben mit einzuftehen, war es, was 
den König Victor Emmanuel vor zwei Jahren nah Berlin führte, — und 
der Wunſch des deutſchen Kaijers, dem König von Italien und dem italienijchen 
Volke die Genugthuung Deutfchlands über diefe Gemeinichaft des politiichen Stre- 
bens unmittelbar zu befunden, war e8, was unfern Monarchen alle Bedenken 
und Schwierigleiten überwinden ließ, um den Beſuch des Könige Victor 
Emmanuel perfönfih zu erwidern und das Freunpichaftsband mit Italiens 
Fürft und Volk noch fefter zu knüpfen. 

Wenn des Kaijers Adficht, diefe hohe Bedeutung feines Beſuchs auch durch 
die Theilnahme des Fürften Bismard zu bezeichnen, ſchließlich mit Rüdficht 
auf das Befinden des Kanzlers nicht zur Ausführung gelangen konnte, fo ift 
gewiß das allfeitige Bebauern gerechtfertigt, daß bei ber Begegnung in Mailand 
neben dem Kaifer der bebeutenpfle Träger jener großen weltgefchichtlichen Wen⸗ 
dung nicht anweſend iſt; doch wird dadurch die Bedeutung ber fürftlihen Zuſam⸗ 
menkunft an und für ſich, welche eben ben bereits gefchaffenen und in Kraft 
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ſtehenden politiichen Beziehungen der beiden Länder gilt, nicht beeinträchtigt. Nie⸗ 
mand wird mehr als der Kaifer beklagen, daß Fürft Bismard nicht Zeuge der 
eifterten Kundgebungen jein kann, mit weldhen das italienische Boll das nen- 
geihloffene Freunpichaftsbündniß feiert, aber der Wiederhall ber großartigen 
Huldigungen für unfern Kaifer darf dem Reichskanzler und uns Allen eine er- 
Freufiche Beftätigung dafür fein, daß der Sinn und bie Bedeutung, welde ber 
Kaiferliben Reife von vornherein beimohnen jollten, in vollem Maße zur Gel- 
tung gelangen.” 


Dezember. Trinkſpruch Kaiſer Aleranders. 


„Dei dem Georgs-Nitterfeft, welchem diesmal der Erzherzog Albrecht 
von Oefterreih und der Prinz Carl von Preußen als Gäſte des Kaiſers 
von Rußland und zugleich als Vertreter der Kaiſer von Oeſterreich und 
Im a beiwohnen, brachte Kaifer Alerander folgenden Trink 
pru aus: 

„Ih trinte auf Gefundheit meiner Freunde und Berbündeten, 
des Kaiſers Wilhelm als Ritter des Großkordons des St. Georg 
ordens, defien Fleines Kreuz Seine Bruft feit 1814 ſchmückt, und auf 
die des Kaiſers Franz Joſeph, welhen Wir gleichfalls ftolz find, 
jeit 26 Jahren zu den Rittern Unjeres Militärordens zu zählen Ich 
bin glüdlich, bei diefer Gelegenheit Eonftatiren zu können, daß bad 
intime Bündniß zwifchen Unfern drei Reichen und Unferen drei Heeren, 

egründet von Unfern erhabenen Vorfahren für die Bertheidigung der 

feiben Sade, und nur die Erhaltung der Ruhe und des Friedens 
in Europa bezmwedend, gegenwärtig intaft befteht. Ich habe das volle 
Vertrauen, daß Unfere gemeinfamen Anftrengungen mit Gottes Hülfe 
das friedliche Ziel erreichen werden, welches Wir im Auge haben, 
welches ganz Europa wünſcht und defien alle Staaten bebüirten, Gott 
erhalte Ihre Majeftäten zum Glüd Ihrer Völker!“ 

Erzherzog Albrecht von Defterreih dankte im Namen der beiden 
Souveräne und erhabenen Verbündeten des Kaifers, „welche die von Er. 
me ausgefprochenen Gefinnungen volllommen theilen und tief em⸗ 
pfinden.“ 


Ritter von Schmerling. 


Ein alter Gegner Preußen?. 
„Provinzial- Correspondenz“ vom 22. Dezember. 


„In Defterreih find neuerdings Anzeihen und Anfäte neuer Parte- 
gruppirungen beroorgetreten, welche, abgefehen von dem anterefie an ber inneren 
Entwidelung und dem Gebeihen ber öſterreichiſch- ungariſchen Monarchie, aud in- 
fofern eine aufmerkſame Beachtung in Deutſchland verdienen, als fie ſchon in 
Ban Kenen nicht ohne Beziehung auf die Stellung Defterreich8 zu dem Deuticen 

eiche find. 

Den Mittelpunkt der dabei mitwirkenden politifchen Elemente bilden an- 
ſcheinend die Vertreter ber alten liberalen Gefammtflaatspartei, namentlich ber 
unerwartet wieder auf ber Oberfläche bes politiihen Lebens auftauchenbe vor- 
malige Minifter Ritter von Schmerling. Die ganze Vergangenheit dieſes 
früher vielgenannten Politikers wurzelte in dem doppelten Beftreben, einerjeitd 
bie gelammten Staaten und Völkerſtaäͤmme der öfterreihifch-ungarifchen Monarchie 
in einem einheitlich Lonftitutionellen Staatswefen zufammenzufaffeun — anderer 





183 


1875. 


eits dieſes feft geeinigte Defterreih zur leitenden und berrichenden Macht eines 
entichen Bunbesftaates zu machen. Bon bdiefem Standpunkte trat Herr von 
5hmerling im Jahre 1848 den Verſuchen, einen deutichen Bunbesftaat unter 
zreußens Führung, jeboch in enger Verbindung mit ber öfterreichiichen Monarchie, 
u gründen, mit aller Entfchiedenheit und mit allen Mitteln politifher Taktik 
ntgegen, und ihm ift in ber That ein wmejentliher Antheil an dem Scheitern 
e8 damaligen Strebens zuzufchreiben. 

Inzwiſchen bat die Gefchichte einen Verlauf genommen, durch welchen bie 
5chmerling'ſchen Gedanken fomohl für Oeſterreich, wie für die Beziehungen 
efjelben zu Deutſchland thatſächlich werurtheilt worden find: ſtatt eines parlamen- 
arifchen öſterreichiſchen Gefammtftaates ift die Öfterreichifch- ungariſche Monardie 
uf dem Grunde gefonderter Berfaffungen ihrer beiden großen Böllergruppen, 
ber unter enger politiſcher Bereinigung derſelben zu neuem kräftigen Dafein er- 
art, — daneben aber ift unter der Kaijerherrichaft des Königs von Preußen 
a8 Deutiche Reich in enger, fefter Einigung aller deutihen Staaten erſtanden, 
— die beiden felbfiftändig organifirten Mächte aber haben fich zu übereinſtimmen⸗ 
em politifhen Streben aufrichtig aneinander geichloffen. 

Wenn uun der vormalige Minifter und Bertreter der überwundenen poli» 
ifhen Richtung, nachdem er Jahre lang nur feines Amtes als Präfident des 
berſten Gerichtshofes gewaltet hatte, jetzt plößlich wieder in bie politifche Be⸗ 
vegung hbineintritt, fo kann es nicht Überrafchen, daß fi ihm alsbald die ver- 
chiedenen Gruppen anzujchließen fuchen, welche einerjeits unter dem Vorwande 
es „wahrbaften Defterreiherthbums” die Grundlagen des jetigen Bfterreichifchen 
Staatswejens in Frage ftellen möchten unb denen andererſeits das neue beutfche 
Reich ein Dorn im Auge ift. Im Berein mit dem alten Gefammtftaats- Politiker 
on Shmerling maden fih auf's Neue Beftrebungen im Gegenfage zu dem 
reichten Öfterreichiich-ungariichen Ausgleiche geltend, — ein hervorragender Be⸗ 
ımter bes früheren Mintfters Grafen Thun verlangt bei den jetzigen Verhand⸗ 
ungen mit Ungarn volle „Rüdfichtslofigkeit“ zur Wahrung ber fpeziell öfter« 
reichijchen Intereffen „ohne Echeu vor ben Folgen bes Widerſtandes“; daneben 
iheint der neuen politifhen Gruppirung eine klerikale Beimiſchung nicht fremd zu 
'ein, welde fi namentlich in dem Verhalten ber betreffenden Politiler auf An- 
laß der Trauerfeier für den Kardinal Rauſcher bemerflih madıte. 

Wenn fih die Aufmerkſamkeit von deutſcher Seite ſchon auf bie erften 
Symptome biefer politifchen Regungen richtet, jo wird man darin vor Allem eine 
Bethätigung des Wunfches erfennen, daß die im öffentlichen Leben Defterreiche 
wirkſamen Kräfte ſich den Beziehungen zu Deutſchland freundlich zeigen möchten, ' 
ſowie den Austrud ber Bejorgniß, daß die Kraft, welche zur Zeit auf die Bühne 
mitt, eben keine wohlwollende für das jetige beutfche Reich ſei. Herr von 
Schmerling bat den Hinweis darauf, daß er „ein lebender Zeuge jener Zeit 
jei, wo ber Gedanke, DOefterreih und Deutſchland zu verbinden, an der Tages- 
ebnung war”, daß er aber vor Allem Oefterreicher ſei und bleibe — die viel- 
deutigen Worte hinzugefügt: „Große Ideale muß man mehrmals in Angriff 
nehmen, bi® fie burchgeführt werben.” 

Da nun die politiihde Schöpfung, welche in Deutichland neuerdings durch⸗ 
zeführt worden ift, den Schmerling'ſchen Idealen ſicher nicht entjpricht, jo iſt 
die Deutung nahe liegend, daß er einen erneuten fpäteren Verſuch zur Durch⸗ 
führung bes eigenen Programms aud, jetzt nicht ausſchließen will. 

& mehr das deutſche Volk die Gefühle und Sympathien, welche in Defter- 
reich noch jüngft für Deutſchland ausgeſprochen worden find, vollftänbig erwiebert, 
ie mehr in allen politifhen Kreifen Deutſchlands ein unbedingtes Wohlmwollen 
rür das heutige Defterreih und zugleich die Ueberzeugung gleicher Auffaffung in 
jeiden großen Theilen der öfterreichifcheungarifehen Monarchie berricht, — um jo 
veniger fann es gleichgültig erjcheinen, wenn in dem befreundeten Staate neue 
Kräfte und Richtungen fich geltend zu machen ſuchen, welde nad ihren Grund» 
nffaffungen ber Einigkeit des jetigen Defterreih8 mit dem jetigen Deutſchland 
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wiberfireben müffen, und anjcheinenb zwar vou bentichen Elementen getragen, in 
der That aber der deutfhen Politik feinblich, die dem deutſchen Reiche aufrichtig 
zugewanbte Stellung ber gegenwärtigen öfterreichiich-ungarifchen Regierung abzu⸗ 
ſchwächen veriuden. 

Die erhabene Verbindung unter ben drei Kaifermächten, welcher bie immer 
günſtigere und innigere Geftaltung der Beziehungen wie zwiſchen Oeſterreich und 
Deutichland, fo auch zwiſchen Defterreih und Rußland zu banken ift, hat zu ihrer 
Vorausſetzung eine aufrichtig wohlwollende Gefinnung und Beurtheilung jebes 
der Betbeiligten für das Wollen und Streben der beiden anderen. Bon bieiem 
Wohlwollen ift Deutichland Seitens der jeßigen öſterreichiſchen Regierung auf 
Grund erufter Erfahrungen überzeugt, — und barf vertrauen, baß es jenen 
Gegenftrebungen, die unerwartet ans Ficht getreten find, keinenfall® vergdunt fein 
werbe, bie erfolgreich bewährte Politik irgendwie zu lähmen und bie berubigeuden 
Bürgichaften zu gefährben, welche in ber Freundſchaft ber drei Kaijerhöfe in Io 
gewichtiger Weife enthalten find.“ 


„Brovinzial» Corresponbenz“ vom 29. Dezember. 


„Die Bemerkungen ber Provinzial - Correfpondenz über 

Herrn von Schmerling haben in ber Prefle lebhafte Erörterungen bervor- 
gerufen. Auf deutſcher Seite ift vielfadh ein Befremden barüber geäußert worden, 
daß bie „Prov.⸗Corr.“ abweichend von ihren Gewohnheiten einen anſcheinend 
fern liegenden Gegenfland in den Kreis ihrer Betrachtungen gezogen habe, und 
es find über den Urjprung und Zweck berfelben theilweife wunderliche Ber 
muthungen ausgefprohen worden. Die Sade liegt jedoch durchaus einfach: Io 
jehr die „Prov.⸗Corr.“ zunächſt der Beiprechung preußifcher und beuticher innerer 
Angelegenheiten gewibmet ift, jo würde fie doch ihre Aufgabe nicht erfüllen Eönnen, 
wenn fie nicht den Blick auch auf alle diejenigen Erſcheinungen und Beftrebungen 
im Auslande gerichtet bielte, weiche für Deutichlaub eine Bedeutung er 
können. Die richtige Beurtheilung, in wie weit ein folcher Fall vorliegt, wird 
von bem Ueberblid über die dabei in Betracht lommende Gejammtlage abhängen, 
unb die „Prov.⸗Corr.“ darf in diefer Beziehung wohl das Vertrauen in X 
nehmen, daß fie fich Über den Entwidelungsgang der für Deutſchland wide 
Beitrebungen in benachbarten Ländern ſeit längerer Zeit ſchon umfafjenbere 
formationen, al8 bie in den Zeitungsberichten Über die Schmerling'ſche Rebe 
liegenden, verſchafft hat. 
Was die dfterreichiiche Preffe betrifft, jo tritt in den Wiener Blättern eine 
bemerfenswerthe Xebhaftigleit in ber Zurildweifung des Artifels der „Brov.-Eorr.” 
bervor, namentlih auch in ber Zuridweifung von Vorwürfen und Angriffen, 
welche in demjelben gar nicht enthalten waren. Diejelbe erklärt ſich wohl barams, 
daß es eben einer Angelegenheit des Herrn von Schmerling gilt, welder ſeiner 
Zeit das Syſtem einer einheitlichen Leitung und Benutung der Tagesprefie u 
feltener Vollkommenheit entwidelt und mit beifpiellofer Virtuofität geübt hatte: 
man darf in dem jetigen Porgange einen Nachhall jener Ueberlieferung er 
tennen. Daß bie traditionellen Beziehungen dieſer Leitung auch zu beutiden 
Blättern jo lebendig geblieben find, wie e8 bei biefer Gelegenheit beu Anſchein 
gewinnt, gewährt eine lehrreihe Aufklärung ber Situation. Um fo mehr er 
ſcheint es als Pflicht, der Thätigkeit nicht ftillfchweigend zuzuſehen, welde auf 
bem Boden befreundeter Nachbarländer feit Jahren von Parteien und Berjonen 
entwidelt wird, welche, ohne prinzipielle Uebereinfiimmung untereinander, bod 
einftweilen einig find in ihrer Abneigung gegen das Deutiche Reich, — dem fie 
die guten Beziehungen mit den’ befreundeten Nachbarflaaten mifigönnen. Für 
bie auf Schädigung diefer guten Beziehungen gerichteten Beſtrebungen werden, 
wir ftet8 ein offenes Auge behalten und die Wahrnehmungen, welche uns bar 
Über zugänglich werden, der Deffentlichleit nicht vorenthalten.“ 





42. Beidhstags- und Landtagsſeſſtonen 
1819 — 1816, 


1875. 27. Oftober. Eröffnung ded Reichstages. 


Aus der Rede des Präfidenten ded Neichölanzler- Amts 
Staats⸗Miniſters Delbrüd. 


„Der Wunfh Seiner Majeftät des Kaijerd, Sie bei dem Wieders 
beginn Ihrer verfafjungsmäßigen Thätigkeit perfönlih zu begrüßen, hat 
zum lebhaften Bedauern meines Alergnäbigfien Herrn nit in Erfüllung 
gehen fünnen. Seine Majeſtät haben mich deshalb zu ermächtigen gerubet, 
in een, und der verbündeten Regierungen Namen, Sie heute willlommen 

ißen. | 
* Die bevorſtehende Seſſion wird Ihre Thätigkeit mehr für die Aus—⸗ 
bildung und Ergänzung beſtehender Geſetze, als für die Begründung neuer 
Inftitutionen in Anſpruch nehmen. 

Seit Ihrer legten Seſſion ift die am Schlufle des Jahres 1871 bes 
gonnene, im Beginn diefes Jahres zum Abjchluß gebrachte Öeletgebung 
über da8 GBeld- und Bankweſen Deutſchlands der vollftändigen Durch⸗ 
führung nahe gebracht. Die über Erwartung gefteigerte eeftelung unjerer 
neuen Münzen bat e8 Seiner Majeftät geitattet, im Einverftändnig mit 
dem Bundesrath, den 1. Januar künftigen Jahres als Zeitpunkt für den 
Eintritt der Reichswährung zu beſtimmen. 

In dem Ihnen vorzulegenden Neich8haushalts - Etat für 1876 haben 
die regelmäßigen Einnahmen des Reichs nicht unerheblich höher, als für 
das laufende Babr veranfchlagt werden können. Diefes Mehr wird indefien 
überwogen durch die Minder- Einnahmen, welche in dem natürlichen Rück⸗ 
gang der Zinseinnahmen von belegten Reichögeldern, ganz beſonders aber 
in dem Vorgriff beruhen, der im diesjährigen Etat auf die Ueberfchüfie 
des Sorjahrs ftattgefunden bat. Zur Dedung dieſer Minder⸗Einnahme 
und zur Beſtreitung der bei forgfältigiter Rückſicht auf die Finanzlage 
nicht abzumweifenden Steigerung der Verwaltungds Ausgaben wird Ihnen 
eine Erhöhung der Matrikularbeiträge nicht vor eihlagen. Die verbündeten 
Regierungen theilen die Ueberzeugung, melde Sie, geehrte Herren, bei der 
Derathung des diesjährigen Etat3 geleitet hat, daß eine Steigerung jener 
Deiträge vermieden werden muß. Sie find der Meinung, daß das Gleich» 
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gewicht des Etat? nicht herzuftellen fei durch eine Auflage, welche die 
Steuerkraft der einzelnen Etaaten außer Betracht läßt, fondern durch Ab- 
aben, welche fih an den Verbraud und Berfehr anſchließen. E8 werden 
hnen deshalb Entwürfe von Gefegen über Erhöhung der Braufteuer 
und über Einführung einer Stempelabgabe von Börjengefchäften 
und Werthpapieren vorgelegt werden. — — 

Die prattiihe Handhabung des Strafgeſetzbuches hat Lücken und 
Mängel diefes Geſetzes erkennen lajjen, deren Ausfüllung und Befeitigung 
im Intereſſe der Rechtspflege erforderlich if. Der Bundesrath hat des⸗ 
halb eine Reviſion des Geſetzes auf Grundlage der von den einzelnen 

undesregierungen gemachten Vorjchläge eingeleitet. Ein aus diefen Vor—⸗ 
ſchlägen hervorgegangener Gejeg- Entwurf unterliegt der Berathung des 
Bundesrathb8 und wird nach Abfchluß derfelben Ihnen vorgelegt werden. 

In Elſaß-Lothringen ift der berathende Landesausſchuß, deilen 
Einrihtung der Erlaß von 29. Oktober v. J. geordnet hat, im Commer 
d. J. zum erften Male in Xhätigfeit getreten. Er hat den Yandeshaushalt 
und andere, zu Ihrer Bejchlußfaflung gelangende Gejeg- Entwürfe, melde 
ur Ausführung von Reichsgeſetzen und zur Ergänzung von Lücken der 

andesgejeggebung beftimmt find, gutachtlich berathen. Die gefaßten Bes 

fchlüffe werden mit den tiber die Berathungen aufgenommenen Protolollen 
volftändig zu Ihrer Kenntnig gebradht werden. Cie berechtigen zu der 
Ermartung, daß in dem Landesausſchuß ein günftiger Boden für die Dir 
wirfung ber Bevölkerung an der Verwaltung der Reichsſslande gewonnen 
fein wird. 

In Eljaß- Lothringen wie im ganzen Reiche berechtigt uns der Rüd- 
blid auf die wenigen Jahre, welche ſeit dem Frankfurter Frieden verfloilen 
find, zu dem Ausdruck der Befriedigung über den ftetigen Fortjchritt der 
Entwidelung unjerer politifchen Einridhtungen im Innern und der Bes 
feftiguung unferer guten Beziehungen zum Auslande. 

Wenn in Handel und Berfehr dennod gegenwärtig eine der Stagna- 
tionen ftattfindet, wie fie im Laufe der get periodiſch mwiederfehren, io 
liegt e8 leider nicht in der Macht der Regierungen diefem Uebelſtande 
abzuhelfen, der ſich in andern Ländern in gleicher Weite wie in Deutfchland 
fühlbar macht. Jedenfalls aber hat dieſe Erfcheinung feine Unficherheit 
der politiihen Berhältniffe und namentlih des äußeren Friedens zum 
Grunde. Wie Sie im vorigen Jahre mit dem Ausdrud des Vertrauens 
auf die Dauer ded Friedens empfangen werden konnten, fo war jeitdem 
fortwährend und ift noch heut die dauernde Erhaltung des Friedens 
nah menſchlichem Ermeſſen geficherter, als fie es jemals in den letzten 
gmangig Jahren vor der Herftellung des Deutſchen Neiches gemefen ift. 

bgefehen von der Abweſenheit eines jeden erkennbaren Grundes zu einer 
Störung, genügt zur Aufrechthaltung des Friedens der fefte Wille, in 
dem Seine Majeftät der Kaifer Sich mit den Ihnen befreundeten Wo: 
narchen einig weiß, und die Uebereinftimmung der Wünfche und Intereſſen 
der Völker. Die Mächte, deren Einigkeit in einer früheren Periode unſeres 
Jahrhunderts Europa die Wohlthat eines langjährigen Friedens gewährte, 
ftügen denjelben auch heut, getragen von der Zuftunmung ihrer Zölfer; 
und der Beſuch, von welchem Seine Majeſtät der Kaiſer heimfehren, die 
herzliche Aufnahme, melde Sie bei Seiner Majeftät dem Könige von 
Italien und bei der ganzen Bevölkerung gefunden haben, befeftigen die 
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Ueberzeugung, daß die innere Einigung und die gegenfeitige Befreundung, 
u denen Deutichland und Italien gleichzeitig gelangt find, der friedlich 
—— Entwicklung Europas eine neue und dauernde Bürgſchaft 
gewähren.“ 


20. November. Rückkehr des Fürften Bismard von Barzin 
nah Berlin. 


Ein erfter Verſuch zur Stenerreform. 


22. November. Rede des Fürften Bismard bei der erften Be 
rathung der Steuervorlagen im Reichätage. 


(Das Recht des Neichstages in Steuerfragen; — bie Steuer- 
reform und die Befeftigung des Reihe; — bie indirecten Steuern; 
— Finanzzölle;, — die Reform und die Reichöverwaltung.) 

„Wenn ich erft heute, meine Herren, zum erften Male in Ihrer 
Mitte zu erjcheinen und das Wort zu nehmen vermag, fo rechne ich auf 
Ihre Nahfiht, wenn ich damit beginne, hierüber mein Bedauern und 
meine Entfhuldigung auszudrüden, daß ich bei der Eröffnung des Reichs⸗ 
tage8 und bei den bisherigen Arbeiten nicht babe zugegen fein können. 
Ich kann Sie verfichern, daß nur körperliches Ummoblfein mich davon ab» 
ebalten bat, indem ich erft in den legten Wochen, wo die Witterung 
älter und trodener wurde, einigermaßen die Erholung gefunden habe, die 
ih erwartete und fie gern noch weiter gefucht hätte, wenn nicht mein 
eigenes Pflichtgefühl mich in Ihre Mitte geführt hätte, und andererfeitg 
auch die mehrfach nicht mißzuverftehenden Appellationen an dieſes Pflicht» 
efühl von Seiten eines geehrten Mitgliedes diefer Berfammlung, des - 

ren Abgeordneten Richter. Gerade von feiner Seite finde ich es 
eigentlich nicht ganz billig, fo ftreng zu urtheilen, und er wird fich felbft 
nit im Unklaren fein, daß gerade er wefentlich dazu beiträgt, das an 
und für fi) mühjame und angreifende Geſchäft einer minifteriellen Eriftenz 
noch zu erjchweren. — 

da bin in der That in einer recht fehwierigen Stellung. Wenn id) 
erfläre, daß meine Kräfte nicht mehr den Arbeiten genügen und ich ge— 
funderen Kräften Play machen muß, fo wird da8 von mehr als einer 
Seite ald eine Art von Felonie betradtet, und namentlich die Prefie 
appellirt an mein Pflichtgefühl, an meine Baterlandsliebe, an mein Ehr- 
gefühl, während mir der Appell an einen Arzt, der mir helfen könnte, 
erwünjchter wäre. 

Nah diefen Ihrer Nachficht empfohlenen Worten pro domo trete 
ih der Sache näher, indem ich mich zunörderft an die Aeußerungen meine 
Kollegen im Bundesrath, des Herrn Camphaufen, vollitändig dahin 
anjchließe, Daß auf feinem Gebiete des Staatslebens die Ent» 
fheidung des Reichſtags in unanfehtbarer Inſtanz zweifel- 
Lofer iſt, als auf dem der fteuerlihen Fragen, aut dem der 
Entfheidung über die Art, wie wir die Mittel aufbringen 
wollen, die wir für unfer Staatsweſen im Reihe und aud 
in den einzelnen Staaten gebrauden. Alſo Sie find in der 
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Lage, volftändig mit der Nachficht des Mächtigen, möchte er jagen, zu 
verto ren und sine ira et studio die Sache zu behandeln, lediglich aus 
d eſichtspunkte: ift e8 zweckmäßiger, daß die Mittel, die wir brauden, 
zum Theil in der „Ihnen vorgefchlagenen Form aufgebracht werden oder 
nicht? Wenn eine Regierung nicht einmal in Finanzfragen die Rechte der 
Landesvertretung unbedingt und auch bis in die Formen hinein achten 
wollte, jo wäre eben der Konftitutionalismus in ihr doch noch nicht zu den 
erſten Anfängen gelangt. 

Geien Sie ın der Beziehung unbejorgt und feien Sie entgegentom: 
mend in dem Gefühl Ihrer Stärke, die auf diefem Gebiete unantaftbar 
ft. Sie felbft werden doch aber wünſchen, daß die Mittel, deren da$ 
Neich bedarf, jo aufgebracht werden, wie e8 den Steuerzahlenden 
am bequemften und am leidhteften ift und wie e3 für die de 
feftigung des Reichs am nütſlichſten ift, und deshalb liegt die Frage 
allein fo: entiprechen diefe fleinen, vielleicht gerade durch ihre geringe 
Tragweite jündigenden Borlagen — entiprechen die diefem YZwede oder 
niht? Ich erwähne ausdrücklich den geringen Umfang, die geringe Trag 
weite; denn von allen Gründen, die Dagegen meines Hiffens eingewendet 
find, ift der meiner Empfindungsweife am nächften verwandt, daß Sie 
fig eine weitergreifende Steuerreform wünfden. 

Eine totale Steuerreform inclufive der Zollreform, wer wünſchte fe 
nicht? Aber fie iſt eine Herkulesarbeit, die man verſuchsweiſe angefaßt 
haben muß in der Eigenſchaft eines verhältnigmäßigen Laien, wie ich e# 
bin, um ihre Schwierigkeiten vollftändig zu überfehen. Mit einem Zuge 
an diefem Nege, unter dem wir jeßt in fleuerlicher Beziehung gefangen 
find, da klirren alle Maſchen bis in die Heinften Staaten hinein; jeder 
bat jeine befonderen Wünſche. Eine vollftändige Reform kann nicht zu 
- Stande fommen, ohne eine bereitwillige, thätige, in die Hände arbeitende 

Mitwirkung jeder einzelnen partifularen Regierung mit dem Reich. — — 

Ich weiß uicht, ob die Gedanken, die ich über Steuerreform habe, 
im Allgemeinen Anklang finden; e8 würde mich, wenn fie den nicht 
fänden, auch das nicht abhalten, fie nach meiner Ueberzeugung zu befolgen 
und abzuwarten, in welcher Weife e8 gelingt, fie bei den bemilligenden 
Körperjöaften durchzubringen. Wenn ich zuerft vom Standpuntt lediglich 
des Reiches ſpreche, jo habe ich da8 Bedürfniß einer möglichften Ber: 
minderung, wenn nicht vollftändige Befeitigung der matriku— 
laren Umlagen. Es iſt das wohl kaum beftritten, daß die Form der 
Matrilular-Umlage eine ſolche ift, die den einzelnen zahlenden Staat nicht 

erecht nach dem Berhältniß feiner Leiftungsfähigkert trifft. Ich möchte 
Hagen. es ift eine rohe Form, die zur Aushülfe dienen kann, fo fange 
man in dem erften Jugendalter des Reiches demjelben eigene Einnahmen 
zu verſchaffen nicht vollftändig in der Lage war. ft es anerkannt, daß 
e3 eine Steuer ift, die nicht gerecht trifft, jo gehört fie von meinem po 
litiſchen Standpunkt als Reichskanzler nicht zu den Mitteln, die das Reich 
fonjolidiren. Das Gefühl, zu ungerechten Leiftungen herangezogen zu 
werden, entwidelt das DBeftreben einer ſolchen Ungerechtigkeit ie zu ent 
ziehen und verjtimmt. 

Alſo aus dem Gefichtspunfte der Befeltigung des Reichs — dad 
Reich ift jung in Bergleich zu den einzelnen Staaten; ich möchte jagen, 
bei allen den Knochenbrüchen, denen Deutfchland im Laufe der Jahr: 
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Bunderte ausgeſetzt worden ift und deren Yeilıng jest verfucht ift, da ift 
der callus noch nicht wieder fo feft verwachſen, daß nicht Verſtimmungen 
oder ein ſtarker Drud parlamentarifcher Machtprobe und dergleichen das 
Reich empfindlicher treffen follten, als den einzelnen Staat. mehr ge« 
meinfame Weichgeinrichtungen wir fchaffen, je mehr gemeinfames Reichs» 
vermögen, defto mehr befeitigen wir das Reh. — — 

Ich fage dies nur, um Sie zu bitten, das Reich in feinen Inſtitu⸗ 
tionen nach Möglichkeit in den Heinen Dingen zu fchonen und zu pflegen, 
und denen, die fich überbürdet fühlen, und wie ich glaube mit Recht, 
etwas mehr Schonung und nicht die rein theoretifche Härte entgegen zu 
tragen. 

Ich kam von der Frage der Steuerreform ab, Ihnen zu fagen, wie 
ich fie verftehe. Ich glaube, daß ich die Pflicht habe, meine Meinung 
darüber darzulegen, und daß ich vielleicht Manches Ueberzeugung anftoße, 
wenn ich mich von Haufe aus für indirelte Steuern erkläre und die 
direkten für einen harten und plumpen Nothbehelf nach Aehnlichkeit der 
Matrikularbeiträge halte, mit alleiniger Ausnahme, idy möchte fagen, einer 
Anftandsfteuer, die ich von der direkten immer aufrecht erhalten würde, 
das ift die Einlommenfteuer der reihen Leute, — aber wohlver- 
ftanden nur der wirklich reihen Leute, — die heutige Einkommen 
feuer, wie fie biß zum Vermögen von 1000 Thlen. geht, trifft nicht bloß 
reiche Leute. Es giebt Tagen des Lebens, in denen man mit 1000 Zhlen. 
wohlhabend ift, das ift richtig; e8 giebt aber auch Yagen, in denen man 
mit 1000 Thlrn. fehr gedrüdt und genirt lebt, wo man nur mit Mühe 
die Kindererziehung, die äußere Erſcheinung, die Eriftenz, die Wohnung 
beftreiten fanın. — — ' 

Das Ideal, nad dem ich ftrebe, ift, möglihft ausſchließlich 
dur indirefte Steuern den Staatsbedarf aufzubringen. 
Sch weiß nit, ob Sie eine franzöfiiche Stimme vor Kurzem in den 
—5 geleſen haben, die ſich darüber wunderte, daß wir Deutſche im 

ergleich mit Fraukreich unſere Steuerbelaſtung ſo ungeduldig trügen, 
Frankreich zahle doppelt ſoviel, und hätte viel mehr Urſache zur Unzu⸗ 
friedenheit, und in Frankreich würde über Steuerdruck in leiner Weiſe 
emurrt, während in Deutſchland alle Blätter und alle parlamentariſchen 
eußerungen darüber voll wären. Ich glaube aber, daß es weſentlich 
darin liegt, daß in Frankreich wie in England die überwiegende Maſſe 
der Staatsbedürfniſſe durch indirekte Steuern aufgebracht wird. Die in⸗ 
direlten — was auch theoretifch darüber gefagt werden mag, Thatſache 
ift, daß man fie weniger fühlt. Es ift ſchwer zu berechnen, wieviel der 
Einzelne bezahlt, wieviel auf andere Mitbürger abgebürdet wird. Bon 
der Paffenteuer weiß er ganz genau, was auf ihn kommt, — und es 
ift fo wunderbar, wenn man bei indireften Steuern mit einem Mitleid, 
was ich mir früher einmal als heuchleriſch zu bezeichnen erlaubte, von 
der Pfeife des armen Mannes, von dem Nicht des armen Mannes jpricht 
und demfelben armen Manne feine Tebensluft, feinen Athem befteuert, — 
denn die direfte Steuer muß er zahlen, fo lange er athmet; bei direkter 
Steuer wird nicht danach gefragt: fannft du deinen Trunk Bier unter 
Umftänden entbehren? Kannft du weniger rauhen? Kannft du die Des 
leuchtung des Abends einfchränten? fondern fie muß er zahlen, er mag 
Geld haben oder nicht, er mag verjchuldet fein oder nicht, und was das 
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Schlimmſte ift, e8 folgt die Erefution, und nichts wirft auf die Gemüther 
mehr als das Exequiren von Steuern wegen weniger Grofchen, die für 
den, der fie zahlen foll, augenblicklich unerſchwinglich find; der Groſchen 
ift gleich einer Million. für den, der ihn nicht bat und ihn nicht im 
Augenblid der Fälligkeit erſchwingen Tann, und der fich fagt, fo umd fo 
viel kriegt diefer Beanıte Gehalt, fo und fo viel geht auf unnötig 
fcheinende Ausgaben, und ich werde hier um mein bischen Geld erequitt. 
Solches Elend fommt von direften Steuern. Laſſen wir die direkten 
Steuern den ftädtifchen Verwaltungen. Für den Staat aber ift es meiner 
Meberzeugung nad die Aufgabe, nad; dem Beifpiel von England, von 
Frankreich nad indirekten Steuern zu ftreben. 

Es fragt fih, ob Sie uns helfen wollen, einen Schritt in der 
Richtung einer Reform zu thun, wenn wir die ganze Reform nicht 
leiſten können. 

Ich bin der Meinung, daß wir in unſeren Zöllen, ganz unabhängt 
von der Frage, wie hoch jedes Einzelne bejteuert werden joll, uns * 
freimachen von dieſer zu großen Maſſe von zollpflichtigen Gegenſtänden, 
daß wir und auf das Gebiet eines reinen einfachen Finanzzoll— 
ſyſtems zurückziehen und alle diejenigen Artikel, die nicht wirklich Finanz⸗ 
artikel ſind, d. h. nicht hinreichenden Ertrag geben, über Bord werfen, — 
die zehn oder fünfzehn Artikel, die die größte Einnahme gewähren, ſo 
viel abgeben laffen, wie wir überhaupt aus den Zollquellen für uniere 
Finanzen nehmen wollen. Als folhe Gegenftände der Berzollung und 
zugleich einer entjprechenden Beſteuerung im Inlande fehe ich im Ganzen 
an diejenigen Verzehrungsgegenftände, deren man fi, ohne das Veben 
u fehädigen, in gewiſſem Maße wenigftens, zu enthalten vermag, wo man 
in gewiffem Maße den Regulator feiner eigenen Beiträge zum öffentlichen 
Steuerfädel in der Hand hat. 

Ih will nur im Allgemeinen das Syſtem entwideln, nad dem ich 
fireben würde, wenn fich dieſes Streben fo leicht verwirklichen liege wie 
die Gedanken, die eben leiht im Kopf bei einander wohnen, 
aber im Raume da ftoßen fich fünfundzmanzig Regierungen 
und die verfchiedenen Intereſſenten und die Parlamente, ja felbft fchon die 
Minifterien in fi und die eigenen Mitarbeiter, wie wir hier bei einander 
figen, felbft wir würden eine Menge einander befämpfender Gedanken zum 
Borfchein bringen, die man um des Friedens willen fich verſchweigt, und 
da ift die Herftellung einer Einigung über große, Ddurchgreifende Res 
formen eine Herkulesarbeit. 

Die Arbeit fann auch dadurdy nicht gefördert werden, wenn anftatt 
der jetzigen reichöfanzlerifchen Berfaffung dent Reiche ein kollegialiſches 
Miniſterium gegeben würde. Ein Jeder, der eine Zeit lang Miniſter 
geweſen ift, weiß, wie viel langmwieriger, ſchwieriger, aufreibender und an 
greifender für jeden einzelnen Betfeiligten ein Kollegialminifteruum arbeitet. 
Außerdem fält ja die Verantwortlichkeit vollftändig weg, fobald ein 
Kollegium entfcheidet. Verantwortlich Tann man eben nur fein für daS, 
was man jelbft freilich thut, em Kollegium ift für nichts verantwortlid, 
aud die Majorität nicht, fie ift fpäter nicht aufzufinden. Dan fagt, der 
einzelne Refjortminifter fei verantwortlich. Wo ift aber ein — **— ſo 
geſondert, daß es nicht der Mitwirkung von zweien oder dreien andern 
zur Durchführung ſeiner Maßregeln und Pläne brauchte, die es abet 
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vielleicht nicht gefunden hat. Die ganze VBerantwortlichleit wird eine ein« 
gebildete, wenn fie einem Kollegium gegenüber geltend gemacht werben 
jol, ganz abgefehen davon, daß wir abſtimmende Rollegien nachgerade im 
Reiche genug haben, den Bundesrath und Reichstag nicht blos, jondern 
ſämmtliche parlamentarifhe Einrihtungen. Es ift gewiß jehr bequem, 
im Kollegium befchliegen zu lafien und zu fagen: Das Minijterium bat 
befchloffen, anitatt zu jagen: ich, der Minifter, trete ein; fragt man ein 
Kollegium: wie ift das eigentlich gelommen? fo wird jeder achjelzudend 
e3 anders erzählen, menn das Befchloffene mißglüdt ift, niemand wird 
verantwortlich jein. Daß bei der Kollegialverfafjung jchneller und durch⸗ 
fihhtiger gearbeitet wird, da3 wird niemand einräumen, der beide Sachen 
mit durchgemacht hat. Nur Einer kann verantwortlich fein, die Anderen 
fönnen nur dafür verantwortlich fein, fomweit fie durch die kanzleriſche 
Perantwortlichkeit nicht gededt find, und ich verftehe die Berantwortlichkeit 
der Minifter nicht in der Weife, daß ich in jeder einzelnen Branche die 
Einzelheiten damit glaubte deden zu können; ich glaube nur dafür ver: 
antmwortlich zu fein, daß an der richtigen Stelle die richtigen Perfonen, acht⸗ 
bar und fundig ihres Gefchäftes find und daß äußerlich erfennbare prinzipielle 
Fehler, namentlich ſolche, auf die der Reichſtag aufmerkjam gemacht hat, 
nicht dauernd einreißen. Für Einzelheiten fann ich nicht verantwortlich fein, 
fondern da muß jeder Reich3minifter — denn wir haben deren und werden 
deren, wie ich glaube und wünfche, mehr befommen — dad auswärtige Amt, 
die Marine, die Eijenbahnbehörde, wir haben neuerdings die Poſt- und 
Zelegraphie — kurz und gut, e8 Tann ſich ja ausbilden, und ich wünfche, 
. B. dringend, daß die Verwaltung von Eljaß-Tothringen felbitftändig ge— 
Kent wird; ich kann in die Details der Landes-Verwaltung auch viel weniger 
bineinjehen, al3 in die Details eines Reichsminiſteriums — wenn die pers 
fonalen und anderen Fragen fich überwinden lafjen, jo bin ich der Erfte, 
der den Tag mit Freuden begrüßt, wo meine Verantwortung auf das 
Maß des wirklich dem Lande verantwortlichen Premier-Minifters reduzirt 
wird, und ich neben mir einen in erfter Linie dem Kanzler und durch den 
Kanzler dem Lande, in den nicht durch den Kanzler gededten Phafen 
auch direkt dem Lande verantwortlichen Miniſter für Elfaß-Tothringen jehe. 
Ich mill nur fagen, daß Sie die Sachlage nicht richtig beurtheilen, wenn 
Sie glauben, daß meine Abmwefenheit leichter zu verdeden oder zu vers 
treten wäre, wenn ein kollegiales Miniſterium beftände, oder daß die Ge⸗ 
fchäfte dabei irgend etwas gewinnen mürden; das Hei würde an der 
rafchen Aktionsfähigkeit, die es jegt beſitzt, an der einheitlichen Feſtigleit 
verlieren; die Reichſsexecutive würde in fich gefpalten, gelähmt und uneinig 
werden, und auch für die Zeit, mo ich nicht mehr im eigenen Intereſſe 
Diefe Rechte vertreten werde, möchte ich meine Herren Kollegen und die 
Mitglieder des Reichstages dringend warıen, von diefer fehr nüßlichen 
Einrichtung, die der eines engliſchen Premier-Diinifterd entjpricht, nicht 
abzugeben. 
Wenn ich fir Darlegung einer Steuerreform auf das nächſte Geſetz 
infoweit tibergreifen kann, jo wünſchte ih, dag auch die Stempelab-» 
aben gerechter vertheilt werden, wie e8 durch jene Vorlage zum erften 
Mal verfucht wird. Es ift von Allen, auch von denen, die nicht Grund- 
befiger find, anerkanntes een} die jegige Beſteuerung alle des⸗ 
jenigen Verkehrs, der den Grundbefig betrifft, mit Stempeln ift ja er» 
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ſtaunlich ungerecht im Vergleich mit der, welche die mobilen Kapitalien in 
allen Geldgeichäften, dem Ankauf von beweglichen Sachen, Quittungen ımd 
dergleichen zahlen. 

Sie haben aus der Rede des Herrn Finanz Minifters zum Theil 
entnommen, als läge ihm wenig daran, daß die Borlagen durchgebracht 
würden. Ich kann Sie verfihern, und er wird Ihnen gewiß die Ber 
fiherung auch geben, daß das ein Irrthum if. Er hat fagen wollen, 
was ich eben auch fage: wenn Sie diefen unjeren wohlgemeinten 
Berfud, die erften Schritte auf der Bahn der Steuerreform 
u tbun, ablehnen, ja, fo find Sie allerdings in Ihrem Rechte, wir 
Önnen nichts machen, als das ruhig einfteden und fehen, wie wir uns 
helfen, und das nähfte Mal werden wir wieder fommen, bis Ste 
die Ueberzeugung haben, oder bis fich unfere Ueberzeugung ändert oder 
andere Perfonen an’8 Ruder treten, oder bis Sie bewilligen, mas wir 
lauben, im Intereſſe des Landes fordern zu müſſen. Ich fage nur des⸗ 
Balb, dag von Empfindlichkeiten, Kabinet3fragen und dergleichen bei biejer 
Gelegenheit nicht die Rede fein fann. Es iſt Ihre Sache, die Steuern 
fo aufbringen zu helfen, wie e8 dem Lande am nüglichften ift, und wenn 
Sie nit unjerer Meinung find, fo müſſen wir uns mit der Hoffnung 
tröften, daß Sie es fünftig werden.“ 


Das Strafgejet und das Staatswohl. 


3. Dezember. Rede ded Reichskanzlers Fürften Bismarck bei der 
eriten Berathung der Strafgefehnovelle im Reichstage. 


(Nothwendigleit der Borlage; — VBerantwortlichleit der Re⸗ 
ierung; — die Milde des Strafrehts; — Schub der Sicherheit#- 
amten; — Ungehorjam von Beamten im auswärtigen Dienft.) 
„sh babe wejentlih nur das Wort ergriffen, um den ‘politischen 
Standpunkt der verbündeten Regierungen und fpeziell den meinigen zu 
diefer Vorlage darzulegen, ich meine den Standpunft der inneren 
Reichspolitik in ihren Grundzügen betrachtet. Ich glaube, daß diefe 
Darlegung, jo kurz fie auch fein mag, doch dazu beitragen wird, die Dis— 
kuffion, in der wir ung befinden, frei zu halten von jedem Aufluge von 
Erregtheit, von fittliher Entrüftung über das Beginnen des anderen Theiles 
und von Krititen, die eben nicht ohne Bitterkeit find oder wenigſtens in 
‚der Deffentlichleit den Eindrud machen werden. Ich glaube, daß, wie ih 
ſchon neulich fagte, der Reichſtag in der Gefeggebung im allgemeinen — 
beſonders aber bezüglich der Eteuerbewilligung — in der Sage ift, daß e® 
feiner gereizten Färbung der Erörterung, feiner Bertheidigung von Rechten 
bedarf; es ıft das feine Machtfrage, es ſteht ja feft, daß fein Gefeß ohne 
Bewilligung des Reichſstages zu Stande kommen kann. Diefe Beruhigung 
haben Sie. Wenn Sie fi alfo nicht überzeugen können, daß in Bezies 
bung auf das Ganze oder einzelne Theile dieler Borlage es dem Lande 
und Reiche nüßlich fei, wenn Sie deshalb nicht dafür flimmen können, fo 
find Sie im Rechte und Niemand kann die Hebung dieſes Rechtes ver 
kümmern. 
Dir können alſo ſehr ruhig an die Diskuſſion herangehen, von der 
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ich von gan aus nicht geglaubt habe, daß fie fidh in der Dauer der 
wenigen Wochen, die wir bier noch geſchäftlich zufammen arbeiten werden, 
erfchöpien wird, fondern in der ih den Beginn einer Reviſion febe, 
die ſich, wie ich glaube, über mehrere Legißlaturperioden hinausziehen 
wird. Den verbündeten Regierungen liegt e8 nach meiner Anficht und 
wohl auch nach der Ihrigen ob, die Anregung da zu geben, wo eine Bers 
änderung in der jegigen Rage der Gejeggebun erforderlich fheint. Wir 
aben unfererfeit3 wenigftend das Bedürfniß, fie zu geben, um uns vor 
eder Berantwortlihfeit für die Fortdauer der Nahtheile des 
jebigen A frei zu maden, und diefe Berantwortung 
em Reichstage, infomeit er und nicht beiftimmt, zuzufchreiben. 
Es wird dann Sade Ihrer Stellung zu Ihren Wählern fein, 
ob Sie ſich gegenfeitig darüber verftändigen, daß Sie in 
Ihrem Widerftande beharren, oder inwieweit Sie Ihre Stels 
lung modifiziren wollen. Sie werden vielleicht noch in der zweiten 
Legislaturperiode nachher in Ihren Wahlreden Erörterungen haben, bei 
denen ja von allen Seiten nur da8 Wohl des Ganzen, namentlich 
der Rechtsſicherheit, der innere Friede im ganzen Reiche bezmwedt 
und erzielt wird; es werden, wie gejagt, noch in Ihren Enfeln, wenn id) 
eine Yegislaturperiode als eine Generation betrachten darf, uns diefelben 
ragen beichäftigen, wie fie uns ja vor 4 Jahren, vor 6 Jahren auch ſchon 
befchäftigt haben, und es iſt das vielleicht einer von den Würmern, die 
nicht fterben: aber es mird eben nur das Material, daS uns diefe 
Brage liefert, von allen Seiten mit Sorgfalt und pflichttreuer Ueberzeu⸗ 
gung bier aufgearbeitet werden. — — 

Wenn iB von innerer Reichspolitik ſprach, jo meinte ich diejenige 
Wechſelwirkung zwiſchen ben verbündeten Regierungen unter ſich und 
wifchen den Reichseinrichtungen, zwiſchen dem Reichstage und in legter 
Kuftanz mit dem Plenum der Iähler, mit der Nation. Diefe Wechlel- 
wirfung muß unterhalten werden, und um eine Konverfation über dieſe 
Frage einzuleiten, die Jahre lang dauern Tann, ift Ihnen ja diefe Vor» 
lage dargeboten, und Sie werden ja fehen, mas Sie daraus maden oder 
nicht machen. Alfo ich hoffe eben, daß dieje vollftändig ruhige 
und, ih möchte fagen fonfliftfreie Stellung, die Jedem Zeit 
und Raum gönnt, feine Verbältniffe zur Vorlage zu erwägen, 
dazu beitragen wird, der Disfuffion des Ganzen einen ru 
higen Berlauf zu gewähren. 

Ich will fachlich” nur dem Gedanken entgegentreten, dem der Herr 
Borredner einen ziemlich ſcharfen Ausdrud gab, daß der Ruf der Milde 
des Strafrehts ein Märden fei, im dande beftehe darüber andere 
Meinung, und ich glaube au, daß das, was er zur Begründung feiner 
Anfiht anführte, daß ftellenmweife das Reichsrecht Verfchärfungen gegen 
das preußifche enthielte, war doch nur der einzelne Fall der Wiederholung 
des Betruges, wo das Reichöftrafgefeg eine fchärfere Strafe als das preu⸗ 
Bifche Strafgefeg will. Ja, meine Herren, wenn die Sicherheit, der 
Sffentlihe Friede, die Ehre, der gute Auf, die förperlide 
Geſundheit, das Neben des Einzelnen fo gut gefhügt wäre 
durch unfer Strafgefeg, wie unfere Geldintereſſen, dann 
hätten wir gar feine Novelle nöthig. Nicht blos im Strafredt, 
fondern auch in der Auffafjung der Richter — id) weiß nicht, woran es 
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liegt — ich wundere mich jedesmal über die gerechte Schärfe der Berm- 
theilung in Eigenthbumsfragen neben der außerordentlichen Nachſicht gegen 
Körperverlegungen. Das Geld wird höher veranjchlagt im Gejeggebungs 
tarif, al3 die gejunden Knochen. Dean kann Jemandem viel wohlfeiler 
eine Rippe einjchlagen in einem nicht vorbedadhten Kampf, namentlich wenn 
der Jemand Beamter der öffentlihen Sicherheit ift, als man fich erlauben 
darf, etwa auch nur eine fahrläffige Fälſchung, will ich einmal jagen, von 
einem Atteft, namentlich aber, wenn e3 eine Geldfrage tft, das gebt glei 
auf 5, 7 Jahre Zuchthaus, und dicht daneben findet man ausgefchlagene 
Augen von Polizeibeamten, fchwere förperlihe Mißhandlungen mit Lebens⸗ 
gefahr und Nachtheil für die Gefundheit, und das ſcheint daneben fafl 
al8 ein leichter, entjchuldbarer Scherz. Daß daran die Stimmung un 
Richtung unferes Nichterftandes einen erheblichen Antheil bat, hat ſchon 
der Herr Vorredner angedeutet und ift mohl unzweifelhaft. Der Richter 
ift, wie der Deutjche im Ganzen, vor allen Dingen gutmüthig; namentlich 
fobald die Perfönlichkeit des Verbrechers keine abjchredend und beleidigend 
berausfordernde Erjcheinung bat, jo wird der Deutfhe dem in Fleiſch 
und Blut Gegenüberftehenden leicht gutmüthig, ich möchte fagen von 
ftrafbarer Gutmüthigkeit, wie der Herr Vorredner mit Ironie den Hub 
drud „Itrafbare Milde“ brauchte. Pa, meine Herren, von „ftrafbarer 
Milde“ werden die Verurtheilten, die Verbrecher nicht fprechen, aber die 
Dpfer des Verbrechens, die haben in erfter Linie Anſpruch auf unferen 
Schuß, und um diefen Schug gegen die dem Herzen der Richter zu 
Ehre gereichenden Tendenz zur Milde und Gutmüthigleit zu gemähren, 
liegt das Hauptmittel, daS die Gefeggebung hat, im Hinauficieben 
der Minimalftrafen die immer noch minime Strafen bleiben. Ber dem 
ſehr großen ausgedehnten Spielraum, den die meiften ftrafrechtlichen 
Paragraphen laffen, finde ih, daß, mit Ausnahme der Eigenthums⸗ 
verbrechen, der Richter jederzeit das geringfte Strafmaß wählt, zu dem er 
berechtigt ift. . 

Ich bin zu dieſer Erfurfion ja nur veranlaßt, um der meines Er 
achtend zu weit gehenden Berurtheilung der Anfiht von der Milde des 
Strafrehts öffentlich entgegenzutreten, und mache darauf aufmerkjam, daß 
ber Herr Vorredner (der Abg. Lasker) dabei einigermaßen pro domo 
ſprach; denn wir verdanken ihm einen außerordentlihen Antheil an den 
Milderungen des damals vorgelegenen Gejeges, und er hat bei fpäteren 
Gelegenheiten das befondere Intereſſe fund gethan, das ihm der Verbrecher 
und der Verurtheilte einflößt — eine ungemein edle Richtung des Geiſtes —, 
aber fie wird von allen denen, die unter den Verbrechen zu leiden haben, 
pielleiht manchmal für eine unpraftiiche gehalten werden. 

Ih enthalte mich des Eingehens in die Einzelheiten, da e& mid) doch 
auf dag gerichtliche Gebiet bringen würde, und erwähne nur zweier 
Beftimmungen, auf die ich nach mieiner Ueberzeugung ein ganz beſon⸗ 
deres Gewicht lege, zwei Sachen, die ich theils zur — des Rechts⸗ 
gefühls, theils im dienſtlichen Intereſſe als wichtig bezeichnen muß, dad 
iſt, die eine: der Schuß der Exekutivbeamten. Was mir vorſchwebt, 
iſt das, was man aus den täglichen Anſchauungen der Berliner Unter 
gerihte und deren inmitten anderer turbulenter Bevölkerungen wahruimmt, 
daß der eigentliche förperlihe Träger und Bertreter des Ber 
leges, der mit Gefahr feines Leibes und Lebens ſchließlich 
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die Autorität des Geſetzes aufreht zu erhalten hat, nicht in 
dem Grade geſchützt ift, wie er daß Reit bat. Es wird ja oft 
gerüihent die Achtung, die der Engländer vor dem Gefete habe, und in 

That, wenn man das Berhalten eines englischen und deutichen Poli« 
jiien auch nur auf der Straße in Bezug auf die Yahrpolizei fieht, fo 

elommt man den Eindrud, daß in England der Winf mit einem Beige 

finger gerade jo nachdrücklich und unbedingt wirkt und Befolgung nad de 
ieht, als bier nicht immer die aufgeregten Bewegungen, mit denen man 
—2 einem Kutſcher entgegengeſtikuliren ſieht, das laute Erheben 
der Stimme. Der engliſche Policeman iſt ſich deſſen bewußt, daß, wer 
ich an ihm vergreift, nahezu oder direkt an der Majeſtät des Geſetzes 
ſich vergreift in ſeiner Ausführung, in ſeiner Verkörperung in dieſem unter⸗ 
geordneten, aber treuen Diener, das ſehr hart beſtraft wird; ähnlich wie 
es bei uns ſehr ſelten vorkommt, daß ſich Jemand an der Schildwache 
vergreift, weil fie ganz anders durch das Geſetz geſchützt iſt. Dagegen 
der Schutzmann iſt * häufig der Gegenſtand einer ganz frivolen Nederei, 
Berhöhnung und, wenn es ſchwer fommt, gewaltthätiger Behandlung, die 
nachher als Körperverlegung faum behandelt wird, ohne daß fein Amt 
irgend ein erjchwerendes Element in der Beftrafung nad ſich zieht. Und 
von diefem Manne wird doch verlangt, daß er immer auf Vorpoften fei 
in dem Kampfe, den das Gejeg mit den Uebelthätern hat, und er ift nad 
ber Zunahme der Rohheit, wie fie ganz unleugbar die legten Jahre cha— 
ralterifirt, doch in einer jehr erponirten Stellung Er bat auf Anerken⸗ 
nung jehr felten zu rechnen, bie vorgejegten Behörden verlangen viel von 
ihm, und in der Kritik der Prefje hat ja die Polizei nach guter alter 
deutjcher Tradition immer Unredht. Hätten die Beanıten der öffentlichen 
Sicherheit das Gefühl, beſſer gejhügt zu fein, ich bin überzeugt, fie 
würden beflere Boliziften werden im Bewußtſein ihrer größeren Macht, 
im Bemwußtfein ihrer Verantwortung. Daß damit auch jehr ftrenge und 
unter Umftänden gerichtliche Beftrafung des Mißbrauchs diefer größeren 
Gewalt und jened Benehmens, welches eines folchen Beamten und des 
gefeglihen Schuged unmürdig ift, verbunden fein follte, daß betrachte ich 
al8 jelbftverftändlih. Aber ich glaube, wir haben ung zu fehr daran ges 
wöhnt, die Mißhandlung eine Beamten der Obrigkeit als gewöhnliche 
Prügelei, die alltäglih vortommt, anzufehen. Dadurch ſchwindet ganz 
nothwendig die Achtung vor dem Gejege. Ich halte diefen Punkt für einen ' 
der michtigften; denn der untergeordnete Beamte hat nicht blos ein Necht 
auf den Schuß in feiner erponirten Stellung, fondern der Gedante, daß 
er das Geſetz verkörpert, ift bisher lange nicht lebendig genug. Es wird 
immer fo angejehben, al8 ob er die polizeilihe Willfür verkörperte, und 
dieſem Mißverſtändniß leiftet die Thatſache Vorfchub, daß die Leute zu 
wenig bandeln fünnen und viel zu viel reden. 

Der zweite Punkt, der für mich eine befondere Bedeutung bat, ift 
der Paragraph, die Beamten im Dienfte des Auswärtigen Amtes 
betreffend. Ich kann für das praftifche Bebürfnig in einem Dienft 
reiten, dem ih nachgerade 25 Jahre in höheren Stellen angehöre und 
m dem ich feit 13 Jahren und länger die leitende Stellung eingenommen 
habe. Was mir da zur Wahrung meiner VBerantwortlichkeit unentbehrlich 
ft, meine Herren, das muß ich nachgerade wiffen, und in dem Verlangen, 
daß mir da8 gewährt werde, wenn ich meine VBerantwortlichkeit weiter 
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tragen fol, kann ich mich dadurdy nicht irren laſſen, daß mir nelast wird, 
das widerſpräche juriſtiſchen Theorien. Mit juriſtiſchen Theorien läßt ſih 
auswärtige Politik nicht treiben. 

Ich halte nicht gerade an die ſpezielle Faſſung, wie fie bier vorliegt. 
E3 wird fi) ja darüber in einer Kommiſſion reden laffen; ich erflär 
aber ganz beftimmt als das Ergebniß meiner Erfahrungen, daß ich nidt 

Laube, ohne Berfhärfung der Disziplin, durch Beihälfe 
Brafrehtliher Beftimmungen von Urt der vorgefchlagenen 
dauernd mein Amt als außwärtiger Minifter tragen zu 
fönnen. Der Sag des Ungehorfams kann genauer gefaßt werden; aber 
es ift jchwer, den Begriff jo zu faſſen, daß er in juriftiihem Geſchmad 
erſcheint und in die juriftifche Fagade paßt. Der Ungehorjfam, der zufällig 
ftattfindet oder aus Trägheit, ift mitunter recht ftrafbar; eine Schildwäache, 
die einfchläft, ift ja auch recht flrafbar; aber ich meine das eigentlid, nicht, 
das liegt auf einem anderen Gebiete. Nehmen Sie z. B. an, daß Jemand, 
der den Auftrag hat, Jedermann, mit dem er Gelegenheit bat darüber 
u ſprechen, zu erflären, daß wir den Frieden für vollſtändig gefichert 
alten, daß wir unfererjeit3 entjchloffen find, ihn aufrecht zu erhalten, — 
daß dieſe betreffende amtliche Perfönlichkeit darüber wirklich) interpellmt 
und von fompetentefter Seite, darauf antworten würde mit ſchweigendem 
Achſelzucken, vielleicht mit Hinweiſung auf die Unberechenbarteit der Ent 
ſchließungen des Kanzler, dann iſt vielleicht der Landesverrath in dem 
Achſelzucken noch nit zu finden, fondern ein Ungehorjam gegen die Aus 
führung der Inſtruktion, daß der Betreffende überall fagen follte, ich halte 
ben Srieden für vollftändig gefihert und meine Regierung ift die legte, 
die daran denten möchte, ihn zu ftören. Nehmen Sie an, daß Jemand 
eine Inſtruktion befommit, von der einigermaßen wichtige Berhältnifie ab: 
hängen, daß er diefe Inftruftion einfah in der Taſche behält, eine In 
ftruftion, die er, wenn fie von dem telegraphifchen Befehl „in 24 Stunden 
auszuführen“ begleitet ift, fofort und vollftändig ausführen muß; unter 
allerhand Vorwänden bleibt fie aber unausgeführt und die Wiederfehr des 
Vertrauen, die Wiederkehr der Sicherung des Friedens bleibt in der 
Taſche, und die Gerüchte, daß der Friede nicht gefichert fei, und das 
Mißtrauen fteigen. Das find Verhältniffe, mo ich auch nichts Anderes 
nachweiſen kann, al3 einen Ungehorjam, wogegen ich aber unbedingt ge 
fidert fein muß. Ferner, wenn Jemand es unternimmt, unwahre Angaben 
feinen Borgejegten zu machen, oder unter Mißbrauch feiner amtlichen 
Stellung Andere zu täufchen, fo paßt das ſchon für den Fall, den id 
anführte. Daß Jemand auß Gründen, die ich weiter nicht in Ermägung 
ziehe, den ihm zuftehenden Einfluß in der Preſſe und im gefellichaftiichen 
Verkehr mit gewiſſen Perfonen dazu benutt, zu beunruhigen da, wo er den 
Auftrag hatte zu beruhigen: darin liegt eine Täufhung. Das alles find 
Dinge — ih weiß nit, ob fie nad) dem Strofgeleebnd ftrafbar find; 
aber ich kann mit folhen Unwahrheiten und Unfolgfamleiten — und mit 
denen, die die Amtsverfchwiegenheit und die Dienftgeheimnifje verlegen — 
nit auskommen. 

Ih erkläre, daß, wenn ich verantwortlidh bleiben foll für 
die Erfolge unferes Auswärtigen Amts, wie ich es bisher 
gemwejen bin, ih mid mit der bloßen Disziplinarbefugniß 
nicht begnügen kaun, und daß id darin einer Stärkung be 
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darf. — — Past es Ihnen nicht in die juriftifche Façade, fo 
paßt es mir nicht indie Möglichkeit, die auswärtigen Geſchäfte 
u führen, wenn daß Gegentfeil von dem gejchieht, was beantragt ift, 
—* heißt, wenn ich gar keine Hülfe, keine Verſchärfung der nicht aus⸗ 
reichenden Disziplinarbeſtimmungen bekomme. Das Strafmaß braucht nicht 
einmal erheblich zu ſein, für mich kommt es nur darauf an, daß ich außer 
der Disziplinargemalt die Berufung auf das richterlide Strafverfahren 
babe. — ch werde mahrfcheinlich nicht, wenn ich oder mein Nachfolger 
einen ſolchen Baragraphen hätte, in die Tage kommen, davon Gebrauch zu 
machen, — ich kann es wenigftens nicht wünſchen — und bei der hoben 
Stellung, der Erziehung und der patriotifchen Gefinnung unferer Vertreter 
im Auslande ift e8 undenfbar; daß aber auch das Nichtdenfbare geſchehen 
kann, daß haben und doch die Ergebniſſe diefes Jahres gezeigt.“ 





Der Reichstag beſchloß mit großer Mehrheit eine Ans 
zahl technifch=ftrafrechtlicher Beftimmungen an eine Kom⸗ 
milfion zur Vorberathung zu weiſen, dagegen die politifchen 
Beitimmungen, deren Ablehnung von vom herein als uns 
zweifelhaft galt, in zweiter und dritter Leſung aldbald im 
Plenum zu berathen. 


Stellung des Reichsſtages und der Regierung 
zur Revijion ded Strafrechts. 
„Provinzial- Correspondenz” vom 8. Dezember. 

„Die Hoffnung der Bundesregierungen, im Reichstage bereitmillige 

iwirtung zur Abhülfe gewiſſer ſozialer Mißſtände durch eine Verſchär⸗ 
ng der betreffenden Strafbeſtimmungen zu finden, wird vorläufig nur 
m geringem Umfange in Erfüllung gehen. 

Benor noch die Berathung im Reichstage felbft begann, wurde auf 
Grund vorheriger Vereinbarung unter den liberalen Parteien als feſt⸗ 
ſtehende Thatſache angenommen, daß die enticheidende Mehrheit der Vers 
fammlung fi auf eine eingehende fachliche Berathung des Entwurfs in 
feinen wichtigſten Theilen überhaupt nicht einlaffen, vielmehr nur einzelne 
Bunte zu eigentlicher legiglativer Erwägung herausnehmen werde. Dieſer 
vorgängige Beſchluß murde beim Beginn der erften velung bon einem der 
Führer der Reichstagsmehrheit Namens derfelben auf’8 Beftimmtefte an⸗ 
gekündigt und ein dem entiprechender Antrag für die gefchäftliche Behand» 
ung der Vorlage eingebradit. 

Die Bundesregierungen fanden fi daher gleich bein Be 
ginn der erften Berathung einer durchaus beftimmten thatjädh- 
lihen parlamentarifhen Situation gegenüber, auf deren 
Aenderung im Großen und Ganzen die weitere Erörterung 
kaum einen erbeblihen Einfluß üben konnte. 

In Marer Erfenntniß diefer Tage hielt der Reichskanzler Fürft Bis⸗ 
mard den Augenblid nicht für angethan, um etwa unter Einfegung des 
vollen Gewichtes der Negierungsauffafiungen und Meberzeugungen eine 
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moralifche Einwirkung auf die fonft regierungsfreumdliche Mehrheit behufs 
fofortiger Verftändigung über die fchwebende Frage zu üben, fondern er 
befchränfte fi darauf, den Standpunkt der verbündeten Regierungen zur 
Strafgejegreform mit Bezug auf die innere Reichspolitik und deren weitere 
Entwidelung Harzulegen. — — — 

Der Reichstag hat nach Furzer Berathung, ganz mie es im voraus 
unter den Parteien feftgeftellt war, befchlofjen, daß nur einige wenige und 
par im Ganzen die minder wichtigen Beitimmungen des Entwurfs einer 

ommiffion zur weiteren Vorberathung übermwiefen werden, die übrigen 
Anträge aber al3bald im Haufe jelbft zur Erledigung, und zwar nad) den 
ausgeſprochenen Abfichten der Antragfteller größtentheil® zur ablehnenden 
Erledigung gelangen jollen. — -—— — 

Wie die Kegierungen ſich durch ihre Ueberzeugung von 
dem praktiſchen Bedürfniffe verpflichtet gefühlt haben, die 
Aenderung des Strajgefeges zunädhft in Anregung und zur 
Erörterung zu bringen, fo werden fie die Frage aud ferner 
nit ruben lajjen dürfen, und die wiederfehrenden Wahlen 
werden dem Rande Gelegenheit bieten, in die Erörterung des 
Bedürfnijjes mit einzutreten. 

Daß die Regierungen früher als die Abgeordneten fi) von dem Bors 
bandenfein und der Bedeutung gewiffer foctaler Gefahren überzeugen, liegt 
in der Natur ihrer fortdauernd auf das Ganze gerichteten &e ung und 
Aufgabe, — zu den Pflichten der Regierung gehört eben die unabläjfige 
Borjorge für das öffentliche Wohl, und diefelbe darf nicht erft dann mad- 
fam und mwirffam werden, menn der Zuftand der äußerften Gefahr und 
Nothwehr bereit? eingetreten ift. 

Schon jest ift in weiten, auch liberalen Kreifen anerkannt, 
daß das Strafgejeg dem friedlichen Bürger, ſowie dem Wäch— 
ter des Geſetzes und den allgemein ftaatlihen Interejjen nidt 
hbinreihenden Schuß gemähre, — und der Reichstag mird, 
wie fhon die erfte Berathung gezeigt hat, ſich dem nicht ent— 
ziehen fönnen, den Borfchlägen des Bundesraths menigitend 
in einigen erhebliden Punkten entgegenaufommen. Schon die 
gegenmärtige erfte Anregung der Reform wird anſcheinend 
nicht ohne einige dankenswerthe Ergebniffe für die Sicherung 
des inneren Friedens und der Achtung vor dem Geſetze bleiben. 

Die Regierungen find daher gewiß nit der Meinung, „eine 
Schlacht verloren oder abgebroden zu haben“; — man darf 
au ihrer Ueberzeugungstreue und Beharrungsfähigleit das 

ertrauen hegen, daß fie von der Hoffnung und von dem 
Streben niht ablajfen werden, die erften Erfolge unter der 
wachſenden Zuftimmung und Unterftügung der öffentliden 
Meinung in künftigen Xegislaturen zu vervollftändigen.“ 





1876. Die zweite Berathung des Geſetzentwurfs fand in ber 
legten Woche des Januar ftatt. Die Kommilfion batte 
mehrere der ihr zur Vorberathung überwiejenen Beltim- 
mungen zur Annahme empfohlen, darunter auch die oben 
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6. 
vom Reichskanzler, vom Standpunkte des auöwärtigen 
Amtes, ald unmittelbar dringlich bezeichneten Paragraphen. 


Dagegen wurde der Verſchärfung der Strafbeftimmungen 
gegen politiihe Vergeben der lebhaftefte Widerftand ent- 
gegengeftellt. 

Der $. 130 der Vorlage, weldyer eine ftrenge Beitrafung 
der öffentlihen Angriffe gegen die Inſtitute der 
Ehe, der Familie und ded Eigenthums bezweckte, 
wurde in der zweiten Leſung namentlid) von dem preußi- 
ſchen Minifter ded Innern Grafen zu Eulenburg vers 
theidigt. Er gab in eingehender Rede ein Bild von dem 
Weſen und Treiben der Soctaldemofratie, und knüpfte 
daran Namens der Bundedregierungen die dringende Bitte, 
die Waffen des Geſetzes gegen diefed Treiben zu gewähren, 
ehe es zur Ueberwindung defjelben mit friedlichen Waffen 
zu |pät ſei. 

Der Paragraph wurde jedoch (nachdem für ein Amen⸗ 
dement, welches den Grundſatz der Vorlage aufrecht zu er⸗ 
halten fuchte, nur die fonfervative Partei geftimmt hatte) 
zulegt einſtimmig abgelehnt. 


Angenommen wurden Dagegen: 


1) der fogenannte Kanzelparagraph gegen Geiftliche, 
welche in Ausübung ihres Berufs oder öffentlih „Ange- 
legenheiten des Staates in einer den öffentlichen Frieden 
gefährdenden Weile erörtern,” 

2) der jogenannte Duchesneparagraph (gegen Dies 
jenigen, welche Andere zur Begehung eined Verbrechens 2c. 
auffordern, oder eine foldye Aufforderung annehmen), 


3) der fogenannte Arnimparagraph (gegen Beamte 
ded Auswärtigen Amted, welche die ihnen amtlich anver- 
trauten oder zugänglichen Schriftftüde oder die ihnen er- 
theilten Anweifungen widerrechtlich mittheilen ꝛc.). 
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Mifbräude und Gefahren anf den Gebiete der Preſſe. 
9. Februar. Rede des Fürften Bismard bei der dritten Be 


ratbung der Strafgeſetznovelle. 


(Berbreitung faliher Thatſachen; — die vermeintlich offiziöſe 
Preffe; — faljche Kriegsgerüchte; — die ſozialdemokratiſche Preſſe: 
— die Kreuz- Zeitung.) 

„Ich babe nicht die Abficht, meine Herren, in der dritten Berathung 
den Verſuch zu machen, auf die Aenderung ihrer früheren Abftimmungen 
eine Einwirkung zu üben. Aber da ich den beiden erften Berathungen 
Krankheitshalber nicht beimohnen konnte, fo entnehme ich aus der ziemlih 
einftimmigen Berwerfung diefer und anderer Paragraphen eine gemifie 
Berpflihtung, die Gründe einigermaßen zu rechtfertigen, die die verbün 
deten Regierungen überhaupt dahin gebracht haben, derartige Anträge zu 
ftellen, ohne daß fie in diefer Sigung auf eine Annahme fich weſentlich 
Hoffnungen machten. 

Ich bin dabei nicht der Anficht, wie ein verehrtes Mitglied der, 
Sortjchrittöpartei, daß verantwortliche Miniſter überhaupt Anträge nit 
einbringen dürften, deren Annahme fie nicht vorausfehen. Einmal ift das 
unmöglc) und fehlt ung die Brophetengabe; dann aber ift, wie ich glaube, 
mit Verkündigung eines ſolchen Grundjages der monarchiſche Boden ver: 
lafjen und der der republifanifchen Selbftregierung der gejeßgebenden 
Berfammlung betreten. Ich würde dann, wenn ich diefen Sag annehmen 
müßte, nicht mehr Minifter des Kaiſers fein, fondern Miniſter der Ber: 
Tammlung. Es ift das eben ein mejentliches Unterjcheidungs » Merkmal 
der republifanifchen und monarchiſchen Berfafjung, in der wir im Rei 
leben. Ich nehme für ung das Recht in Anfprud, auch ſolche Anträye 
einzubringen, von denen wir mit ziemlicher Wahrjcheinlichkeit norausjehen, 
daß fie verworfen werden, um eine Erörterung darüber anzuregen in 
diejen Räumen und im Lande, eine Erörterung, die, wie ich ſchon früher 
bemerfte, fich jahrelang binziehen fann, und um unter Umftänden 
von einem Neihstag zum anderen zu appelliren, bis etwa die 
Hebergengung in der Regierung ſich ändert. 

3 bandelt fi um verjchiedene Mißbräuche und verfchiedene Ber: 
eben, die durch die Preffe begangen werden fünnen, Im Wefentlichen 
ommt e3 mir augenblidlih darauf an, die Schäden näher zu berühren, 
die durch Verbreitung erdichteter und entftellter Thatſachen unjerem Ge⸗ 
meinwejen zugefügt werden. Sch ermähne in erjter Linie dabei die aus: 
mwärtigen Berhältniffe, die Entftelung der Sachlage in Bezug auf Krieg 
und Frieden. Laſſen Sie mich mit kurzen Worten die Kriegslügen nennen, 
die feit zwölf Jahren, ja feit länger, die ängſtlichen Gemüther vermirrt 
und nicht unmefentlich dazu beigetragen haben, daß die Gefchäfte fo dar 

niederliegen, wie e8 der Fall if, — miht weil durch folche Zeitungsar⸗ 
tifel Krieg wirklich herbeigeführt wird, fondern weil die Leichtgläubigkeit der 
Lefer und die Furcht derer, die verlieren könnten, fo groß ift, daß fie daran 
glauben, und daß diefe permanente Kriegslüge auf das Gejchäftsleben 
wejentlihen Eindrud macht. 

‚Wie alt diefe Rüge ift, ift mir zufällig an einem Blatte aufgefallen, — 
es ift dag ein beigifches Blatt, das im Jahre 1863 erjchienen ift. 
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Da wird gejagt: 

„In Berlin raunt man fi) ind Ohr, daß es im Winter eine 
neue Quadrupel» Allianz zwiſchen Preußen, Frankreich, Italien und 
Schmeden geben jol. Den Anſchluß Dänemarks würde man dur 
endgiiltige Ueberlaſſung von Schleswig Holitein erreihen. Schweden 
jol Finnland befommen, Polen jeine alten Grenzen von 1770 wieders 
erhalten, Ztalien Benedig, — Yranfreih Mainz, Köln und vielleicht 
DBrüffel, — Preußen würde ganz Deutjchland und vielleiht auch 
Holland erhalten.“ 

Da finden wir alſo den erften Urjprung all dieſer Heßereien in 
Bezug auf das uns ſehr befreundete und durch beiderfeitig friedliche Ges 
finnungen geſchützte Holland. In vielen Blättern hat ſich dieſe Lüge durch 
viele Jahrgänge hindurchgezogen. Dabei tft es nicht geblieben. Sie wiſſen, 
daß bald darauf nad dem Frieden mit Defterreich der franzöfiiche Kriegs⸗ 
lärmı folgte, ein Krieg, der jchließlich doch durch ung nicht begonnen wurde, 
und feitdem nun find wir ununterbrodhen verdächtigt worden. So viel 
ich mich erinnere, hieß es im Jahre 1871, wir würden nun die Diftfees 
provinzen von Rußland erobern wollen; es waren vorzugsmeije polnifche 
Dlätter, die ja jederzeit gern in der Ausficht ſchwelgen, daß ein Krieg 
wiſchen Deutichland und Rußland ausbrechen werde. Dann famen die 
Berleumbungen, als dächten wir an einen Krieg gegen Defterzeid, und 
dann kam bis zum Kulminationspunft im vorigen Frühjahr diefer Kriegs⸗ 
lärm auf Grund einiger Zeitungsartikel, welche ein das Wunderliche noch 
überfchreitendes Maß von Leichtgläubigkeit gefunden haben. 

Daß bei allen ſolchen Entjtellungen der Wahrheit das Wort „offizidfe 
Zeitung” eine große Rolle fpielt und weſentlich gemißbraudt wird, das 
bat mich namentlich) veranlaßt, Werth darauf zu legen, bei diejer Gelegen⸗ 

it das Wort zu ergreifen und über diejen Schwindel. der mit dem 
orte offiziß3 getrieben wird, meine offene Berurtbeilung auszuſprechen. 

Es ıft ja nicht zu leugnen, daß jeder Regierung, bejonders in einem 
großen Neiche die Unterftügung der Prefje, die Vertretung ihrer Inter⸗ 
efien, und Wünſche in der Prefie auch auf dem Gebiet der auswärtigen 
Politit wünſchenswerth fein muß. Es ift deshalb wohl natürlih, wenn 
die Regierungen fich für ſolche Dinge, die fie nicht gerade in ihrem amt⸗ 
lihen Moniteur fagen wollen, in irgend einem befreundeten Blatte fo 
viel weißes Papier offen halten laſſen, wie fie brauchen, um gelegentlicy 
ihre Meinung zu äußern. Als ſolches Blatt war früher die „Norddeutiche 
Allgemeine Rettung“ der Regierung von ihren Eigenthlimern, aus reiner 
Ueberzeugung, ohne Geldunterftügung — die Eigenthümer waren ihrer⸗ 
feit8 wohlhabende Anhänger der de ierungspolitit — in freundlicher 
Weiſe zur Verfügung geftellt. Die Regierung hat daS Anerbieten be- 
nugt; die Zeitung bat vielleicht auch Vortheil gehabt von dieſer Anleh⸗ 
nung, — aber wie macht fih nun eine ſolche Benugung? Die meiften 
Leute nehmen an, daß alle Artifel, die in einem ſolchen Blatte ftehen, ges 
wiffermaßen von dem Minifter ſelbſt gefchrieben, wenigitend von ihm 
durchgelejen werden, jo daß er für jeden Wortlaut verantwortlich gemacht 
werden fann; und darin liegt eben die Gefahr, die mich zulegt nöthigte, 
auf die Unnehnilichkeiten, die es hat, feine Meinung in der Preſſe außer- 
amtlich zu vertreten, abfolut zu verzichten. Der Minifter hat nun einen 
vortragenden Rath, dem er den Auftrag giebt. Nun entipinnt fich den 
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eine Berbindung zwifchen den Organen des Minifteriumd und dem 
Blatte; e8 werden auf Grund derjelben auch andere Nachrichten mit: 
getheilt, die gerade nicht auf Antrag des Miniſters mitgetheilt werden, 
aber mitgetheilt merden dürfen und fönnen. Über e8 kann dann in 
einem ſolche Mittheilungen enthaltenden Blatte ftehen, was da mil, 
was die Nedaltion als Lüdenbüßer bineinfegt; fo heißt e8 von Allem, 
was darin fteht, aud von Allen, was in anderen Blättern ftebt, die 
nur ein einzigen Mal eine Mittbeilung erhalten haben: „ein Blatt, 
welches den Regierungskreiſen näher fteht,” — „ein Blatt, welches 
befanntlid) amtliche Mittheilungen erhält,“ und in franzöfifchen Zeitungen 
einfah: „la feuille de M. de Bismarck“ — da tft es fo gut, al 
wenn es im „Staat3-Anzeiger” geftanden hat. Nun find die Nachtheile, 
wenn aus Irrthum oder noch öfter aus böſem Willen, ohne irgend einen 
anderen Zmwed, als die amtliche Politif zu fchädigen, Nachrichten ale 
offiziös bezeichnet werden, die e8 gar nicht find, fehr erheblich. Sehr oit 
ft es auch nur die Abficht des Zeitungsfchreibers, feiner Meinung eine 
größere Wichtigkeit dadurch zu geben, daß er Nachrichten, die er bekämpft, 
als offiziös bezeichnet. Sonft würde das lefende Publitum gar nicht be 
reifen, warum der Mann das jchreibt, oder er würde menigftens feinen 
Beruf haben, gegen eine erfundene Behauptung zu fchreiben; ſowie er 
aber die zu widerlegende Behauptung als offizids aufftellt, fo tritt er dem 
Reichskanzler perfönlih gegenüber und macht feine Darlegung damit 
wichtig. (a bat feine Dummbeit gegeben, die man mir auf biete Weile 
nicht tmputirt bat durch das einfache Wort „offiziös“; und deshalb ers 
greife ich dieje Gelegenheit, um auf das Beftimmtefte zu erflären, daß es 
fein offizidje® Blatt des Auswärtigen Amts giebt, auch feine offiziöie 
Mittheilungen an irgend ein Blatt ergehen. — Ich bin der Unbilden 
und der Miigbräuce, die feit Jahr und Tag damit getrieben worden find, 
müde geworden. Es ift für mich, ich gebe es zu, fehr unbequem, daß ich 
nur im „Staat3= Anzeiger,“ unter Umftänden in einem anerkannt offiziöfen 
und offiziöß bleibenden DBlatte, der „Provinzial Correspondenz,“ eine 
Meinung zur öffentlichen Kenntnig bringen kann; indeflen bin ich da me 
nigſtens ficher, daß feine anderen Kukukseier mir daneben gelegt werden 
und ich da nur für das verantwortlich gemacht werde, was entweder ich 
oder einer meiner Kollegen wirklich zu vertreten haben. — — 

Es iſt allerdings ſehr leicht, einem Artifel einen offizisfen Anſtrich 
zu geben, wenn er gewiſſe Mittheilungen enthält, von denen man ficher 
jagen kann, daß eine Zeitungsredaltion oder der Zeitungsforrespondent 
fie in diefer Eigenſchaft nicht hat erfahren können, da fie nur von amt⸗ 
licher Stelle berrühren können; — wenn folhe Mittheilungen in zmei, 
drei Zeitungen gleichzeitig erfcheinen, dann ift e8 für jeden Unbefangenen, 
der das Geſchäftsverhältniß nicht fennt, Beweis genuß. daß man es bier 
mit einer „offiziöfen“ Fig ar zu thun bat. Das ift auch in gewiſſem 
Grade richtig, nur nicht offizidß in Bezug auf das Deutfche Reich, dad 
find offiziöfe Mittheilungen von Sorrespondenten anderer Regierungen, 
von fremden Diplomaten. E3 ift ja für jede Gefandtichaft in jeden Lande 
eine Annehmlichkeit, wenn fich zu ihr ein Zeitungskorrespondent heranfindet, 
oder auch mehrere, und jagen: Wenn Sie etwas in der Prefie zu ver 
treten haben, fagen Sie e8 mir; ich verlange fein Geld, aber wenn Sie 
mir ab und zu Nachrichten geben. — alle ein folder Korrespondent 
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braucht nur mit einer Gefandtfchaft in engerer Beziehung zu ftehen, der 
ab und zu den Gefallen zu thun, eine Sade, die der eFandefcaft am 
Herzen liegt, zu verfechten oder zu vertreten, natürlich fo, wie es feiner 
politijchen Ueberzeugung entfpricht, fo wird der Geſandte, injoweit er nicht 
mit Geldern ausgerüftet ift, oder folche nicht genommen werden, um feiner 
Regierung Dienfte zu leiften, jehr gern daflır Nachrichten in den Kauf 
geben, die er verbreiten will, und wird fo ein anfcheinend offiziöfer Artikel 
entftanden fein, wo man fi jagt: da8 muß von der Regierung fommen 
— wer anders foll das wiſſen? fonft würde e8 auch nicht in drei, vier 
Zeitungen zugleich) teden, — mährend legtere8 bloß daher rührt, daß ein 
efuchter, geſchickter Korrespondent, der diplomatifche Verbindungen hat, 
Febr leicht von drei, vier und mehr Zeitungen zugleich angewandt wird, 
— das ift ihm ja auch zu gönnen, wenn nur die Nachrichten, die auf 
diefe Weije verbreitet werden, immer richtig wären; denn der Gefandte 
fagt zu einem ſolchen Herren niemals alle8, was er weiß, fondern nur 
dasjenige, von dem er wünſcht, daß es geglaubt und öffentlich befannt 
werde, und fo entiteht, zum Nachtheil der Regierung, diefer offiziöfe Schein. 

Daß Entftellungen der Thatſachen in Bezug auf die Lage von Krieg 
und Frieden nachtheilig auf Handel und Verkehr wirken, ift ja ganz klar, 
and ich jchreibe einen großen Theil der Stodung in den Geſchäften diefen 
Entftellungen der Zeitungen zu. Aber die eigentlihe Schuld liegt doc 
an der wunderbaren Leichtgläubigteit und an der Senfationsbedürftigkeit 
der Lefer. Namentlich die deutjchen Leſer mögen ernfte, fachlich geichrie 
bene, belehrende Artikel über innere Angelegenheiten, die uns doch zunächſt 
intereffiren, nicht lefen. Keiner lieft die gern, und fchreiben mögen die 
Redaktionen fie noch weniger gern, das erfordert Anftrengung und Arbeit. 
Deutfche Zeitungen follen politifche Unterhaltungs Lektüre fein, die man 
eben beim Schoppen gelegentlich verrichtet, und von der man eine anre- 

ende Unterhaltung, vor allen Dingen etwas Neues weit aus dem Aus⸗ 
de erwartet. 

Die Zeitungen bejchäftigen fi für meinen Geſchmack viel zu fehr 
mit außländifchen Angelegenheiten. Der Schaden, von dem ich rede, trifft 
die leichtgläubigen Leute an den Börfen, und das ift ſchlimm genug. Der 
Krieg aber wird durd Zeitungs = Artikel niemals herbeigeführt. In neueren 
Zeiten ift durch Wortftreitigkeiten wohl ſchwerlich je ein Krieg entitanden, 
und felbft der franzöfiiche Krieg von 1870, an dem fjcheinbar die Prefie 
einen großen Antheil hatte, aber nur die Regierungspreſſe, ift ganz gewiß 
nicht von der Preffe gemacht, ſondern nur von der damaligen Kaiferlichen 
Kamarilla. Er fpufte ſchon 1867 vor, und die ganze Seitungsprefie an 
fih hätte e8 nie zum Kriege getrieben. Auf Zeitungs = Artikel hin führt 
fein Menſch Krieg, und wer für die Beängftigung der Börfe im vorigen 
Frühjahr die Artikel einiger durchaus nicht offiziöfer Blätter, — ich meine 
„die Poſt“, um fie beim Namen zu nennen, für die babe ich meines 
Wiſſens niemals einen Artikel fchreiben laſſen, am allerwenigften den, der 
„Krieg in Sicht“ überjchrieben war, — aber ich habe den Artifel nicht 

etadelt, denn ich finde, wenn man das Gefühl hat, daß in irgend einem 

Bande eine Minorität zum Kriege treibt, dann fol man recht laut 

fchreien, damit die Majorität darauf aufmerkſam wird; denn die Majorität 

bat gewöhnlich feine Neigung zum Kriege, der Krieg wird durch Mino⸗ 

ritäten oder, in abfoluten Staaten, durch Beherrſcher oder Kabinette ent» 
. 51* 
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zündet. Aber der ift ganz gewiß nicht des Krieges, der Brandlegung 
nicht verdächtig, der zuerft Feier fchreit. Wenn es wirklich einen Minifter 
übe, der aus irgend einem gänzlich unbegründeten Zwede zum Kriege 
Drängen wollte, der würde es doc wahrlid ganz ander anfangen, als 
daß er zuerft in der Preſſe Lärm fchlüge, damit würde er nur die Löſch⸗ 
mannjchaft rufen; vor allen Dingen müßte er doch die Zuftimmung jeines 
Souveränd zu gewinnen fuchen. 

Dann fommt weiter hinzu, wenn nun Se. Majeftät der Kaifer und 
fein Minifter einig wären, einen Krieg zu führen, — Se. Majeftät der 
Kaiſer — er hat Kriege führen müfjen, er hat fie ungerne geführt, fid 
ſchwer dazu entichloflen, er hat großen Ruhm darin erfämpft — ift in 
einem Alter, wo man gemwöhnlid nicht Händel ſucht; fein Menſch wird 
glauben, daß Se. Majeftät der Kaifer Friegzluftig if. So lange er das 
aber nicht ift, fo ift ja Alles, was man von einem kriegsluſtigen Miniſter 
fpricht, Windbeutelet und bewußte Entftellung der Thatſachen, und alle 
Yengftlichleit darüber eine affektirte, die nicht wirklich iſt. Dann aber 
denken Sie fich, meine Herren, meine Lage, wenn ich vor einem Sabre bier 
vor Sie getreten wäre und hätte nun ähnlich wie anno 1870, wo wir von 
—* angegriffen waren, Ihnen auseinandergeſetzt: meine Herren, wir 
müſſen Krieg führen, ich weiß Ihnen eigentlich einen ganz beſtimmten Grund 
dafür nicht anzugeben, wir ſind nicht angegriffen und nicht beleidigt, aber 
die Situation iſt gefährlich, wir haben mehrere mächtige Armeen zu Nachbarn, 
die franzöſiſche Armee reorganiſirt ſich in einer Weiſe, die in der That 
beunruhigend iſt, ich verlange von Ihnen eine Anleihe von 200 Millionen 
Thalern oder 500 Millionen Mark, um zu rüſten. Würden Sie da nicht 
ſehr geneigt geweſen ſein, zunächſt nach dem Arzte zu ſchicken, um unter⸗ 
ſuchen zu laſſen, wie ich dazu käme, daß ich nad) meiner langen politiſchen 
Erjahrung, die kolofjale Dummheit begehen könnte, fo vor Sie zu treten 
und zu fagen: es ift möglich, daß wir in einigen Jahren einmal angegriffen 
werden, damit wir dem nun zuvorkommen, fallen wir rajch über unfere 
Nachbarn her und hauen fie zufammen, ehe fie ſich vollftändig erholen, — 
gewiffermaßen Selbftmord aus Bejorgniß vor dem Tode, und das inmitten 
einer ganz behaglichen, ruhigen Stellung, wo fein Menſch gewußt hätte, 
was eigentlich für ein casus belli vorliegen fünnte. — Wir haben nidht3 
zu erobern, nichts zu gewinnen, wir find zufrieden mit Dem, was 
wir haben, und es ıft VBerleumdung, wenn man uns irgend 
einer Eroberungsfjudt, einer Ausdehnungsſucht beſchuldigt. 

Es trat damals zu der öffentlichen Leichtgläubigkeit, die ich tadle, der 
entgegenzumwirken ich für unfere Yufgabe halte, e8 traten im vorigen Früh. 
jahr noch Berbältniffe ein, die ich hier nicht näher augeinander legen will, 
der Umftand, daß einzelne Diplomaten aus trüben Quellen jchöpften und 
wegen Mangel an Erlehrung überzeugt waren, daß dieſe trüben Quellen 
reines Wafler lieferten, daß Saloneinwirtungen — Perfonen, die gefell- 
Ichaftlich Hoch genug geſtellt waren, um mit politifchen Kreiſen in Berührung 
zu fommen, Ueberzeugungen ausfpraden, die irrthümlich waren, weil eben 
diefe Perfonen noch nicht eingeweiht genug waren, um ein politiſches Urtheil zu 
haben, vielleicht auch nicht unparteitfch genug, um das Deutfche Reich wohl 
wollend zu beurtbeilen; ich nenne feine Namen, aber ich könnte fie nennen. 
Es giebt ja hochgeſtellte Perfonen, die als politiiche Orakel gelten, ohne 
amtlich dazu berufen zu jein; Perſonen, die auch mit einem An» 
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fhein von DOffizidfität und Glaubwürdigkeit forrefpondiren, 
aber mit Unredt. 

Nun, der Frieden, den wir alle zu erhalten wünfchen, ift fo gut der 
Ihrige wie der unfrige. Wenn Sie fich nicht überzeugen können, daß die 
von den Regierungen wahrgenommenen Schäden ftart genug find, um ihnen 
Abhülfe zu geben — gut, jo wollen wir diefelbe Gefahr mit Ihnen be= 
fteben; Sie Fllen uns nicht vorwerfen, daß wir furchtfamer feien ala Sie! 
Aber wir haben uns von der Verantwortlichkeit befreit, wenn die Verhält⸗ 
nifie nachtbeiliger werden, von der Berantmortlichkeit, die man der Regie- 
rung zujchieben könnte, daß fie den Beruf gehabt habe, den erften Schritt 
zu einer —— der Lage zu thun. 

Die Geſchäfte leiden aber auch unter einer anderen Art von 
Preſſe — ich möchte ſie diejenige nennen, die im Dunkeln wirkt, nur bei 
dem Lichte von einer Blendlaterne. Die Zeitung, das Wochenblatt, was 
einem Manne von wenig Mitteln und wenig Bildung behändigt wird, der 
keine Art von Kontrole hat, die Irrthümer, ja dreiſten Lügen, die ihm darin 
aufgebürdet werden, irgendwie zu bemeſſen, die Zeitung, die ſich in ſolchen, 
in den ärmeren und unzufriedeneren Kreiſen der Bevölkerung einniſtet, die 
hat ein leichtes und ficheres Spiel, indem fie den gemeinen Mann. der da 

laubt und mit Redt glaubt, daß er in einer unangenehmen Lage ift, dahin 
Bethört, daß er — mit Unreht — mähnt, er fünne durch weniger Arbeit 
und durch eine Anweifung auf das Vermögen feiner Mitbürger der eigenen 
Noth dauernd abhelfen, daß es dauernd möglich wäre, mehr zu genießen 
und weniger zu arbeiten, als nad) dem allgemeinen Angebot und Bedarf 
der Arbeitskräfte eben drin ftedt. Auch diefe Art von Preſſe hat uns weſent⸗ 
lich geſchadet und zurüdgebradht; die fozialiftifh-demofratifhen Um— 
triebe haben weſentlich mit dazu beigetragen, den gefchäftlichen Drud, unter 
den wir ung befinden, zu ſchaffen; fe haben ganz gewiß die deutiche Arbeit 
vertheuert und vermindert, und ihr Broduft ift, daß der deutfche Arbeitstag 
nicht mehr daS leiftet, was der franzöfifhe und der engliihe Arbeitstag 
leiftet; der franzöfifche Arbeiter arbeitet an einem Tage mehr, als der deutfche, 
und gefchidter; wir find zurüdgelommen in der Arbeit, und dadurdy haben 
wir aufgehört, fonfurrenzfähig zu fein. 

Daß wir zurüdgelommen find, fchieben wir wefentlich den fozialiftifchen 
Umtrieben zu, die die Leute auf unbeftimmte, unrealifirbare Hoffnungen 
fünftigen Glückes verweiſen und fie dadurdy von dem, was in diefer Welt 
allein fie erhält und trägt und ihnen möglichft viele Genußmittel verfchaffen 
fann, von regelmäßiger, fleißiger Arbeit, die früher bei den Deutichen 
fprühmwörtli und eigenthümlich war, abziehen, und deswegen Elage ich die 
Führer der Socialiften an, daß fie an der Noth, in der fich der Arbeiter: 
ftand heutzutage befindet, wefentlich mit jchuld find; fie haben die reiftunge- 
fähigleit der Deutichen Arbeit vermindert und unjere Konturrengfäbig eit 
den Fremden gegenüber berabgedrüdt. Sie, meine Herren, haben es abge« 
lehnt, auch dagegen Hülfe zu gemähren. Aber Sie haben doch die Gefahr, 
die darin liegt, nicht verkannt; ich denfe daher, Sie werden Ihrerſeits num 
auch darüber nachdenken, wie fih dem etwa Abhülfe fchaffen läßt; fonft 
gehen wir einer Abhülfe entgegen, die allerdings eine jehr jchwere if, 
nämlich der, daß wir bis zu einem gewiffen Maße verarmen werden, bevor 
Beflerung eintritt. Wenn diefe Zuftände fortwirten, dann wird das ihr 
Heilmittel fein, die Zuchtruthe, die Gott tiber diefe Exceſſe verhängen wird. 
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Aber follten wir nicht das Unfrige thun, um dem vo gen, daß diele 
Strafe der Verarmung, des Rückgangs der deutichen Produktion im Ber: 
gleich zur anderen, eintritt? Der Tranzöfifche Arbeiter ſchafft heute im jeder 
einzelnen Stunde mehr, als der deutſche Arbeiter; das können Sie täglich 
bei unferen Bauarbeiten, bei denen Franzoſen verwendet werden, ſehen. 

Alfo, meine Herren, wenn Sie dem in der Weife, wie wir es vor 
ſchlugen, nicht abhelfen wollen, fo erwarten wir, daß vielleicht im der 
nächfien Seffion andere, neue Vorſchläge Ihre Zuftimmung finden werden, 
— oder e8 fei denn, Sie wollen ed abwarten, wie e8 wird, wenn der 
Schade erft weiter frißt, und dann erft zur Abhülfe übergehen. 

Einftweilen glaube ich, daß es fchon helfen würde, wenn wir den Uebeln 
mit den Mitteln, die von dem Strafrichter ganz unabhängig find, feft ent- 

egentreten. Mit Tadel und Belehrung von der Schule ab und von der 

Berbeflerung der Schuleinrichtungen verſpreche ich mir eine Reaktion gegen 
diefe Irrthümer; aber ich möchte Sie doch jegt ſchon auffordern, den jo- 
zialiftifchen Agitationen anders als bisher entgegenzutreten. 

Ih glaube, dag wir und durch offene Erörterung diefer Fragen im 
gute und in der Prefie gegenjeitig Waffen in die Hand geben und den 

egengriünden gegen den Unfinn, daß irgend Jemand die gebratenen Tauben 
in den Mund fliegen, eine ſolche Verbreitung geben, wie fie nur durch dad 
Sprachrohr von bier aus erreicht wird, und daß wir unferen Wählern mit 
dem Rezept an die Hand gehen gegen die Trugſchlüſſe und unrichtigen 
Lehren, die im Sozialismus, wie er fich bei und verlörpert bat, enthalten 
find — in dem Maße, daß die Mörder und Mordbrenner der Parijer 
Kommune bier eine Öffentliche Xobeserhebung vor dem Neichstag erhalten 
haben. Den Wegweifer zu den Zielen der Barifer Kommune finden mir 
auf allen Wegen der Sozialiften, und ich glaube, e8 wäre fehr viel nüß- 
licher, die foztaliftifchen Blätter mehr zu verbreiten. Es find das eben 
@ebilde, die von dem Berführten nur im Dunkel unter der Blendlaterne 
der Berführer gefehen werden; wenn fie hinreichend an die Luft und Sonne 
fommen, fo müflen fie in ıhrer Unausführbarkeit und verbrecheriichen 
Thorbeit erlannt werden. 

Dann, meine Herren, hat die Entftelung der Thatjachen noch ein Ge⸗ 
biet ergriffen, das ja ſchon mehrfach in diefen Tagen bier berührt worden 
ift; es iſt Dies das Verlegen unferer inneren Diskuffionen von dem fachlichen 
@ebiet auf das berfünliche Gebiet. Man bemüht fich nicht, fachlich zuwider⸗ 
legen und zu dißfutiren, fondern man bemüht fich, nadhzumeifen, Gab der 
Gegner eigentlich ein jchlechter Kerl fei; man fpürt in feinem Privatleben 
nad, fucht irgend eine wunde Stelle zu finden, übertreibt diefe, — kurz 
und gut, betreibt wefentlich Verleumdung. Auch dagegen könnten wir mit 
einem entſchloſſenen fittlihen Gefühl viel thun — nicht gegen alle Heinen, 
wohl aber doch geen große Blätter. 

MWenn ein Blatt, wie die Kreuz eitung, die für das Organ einer 
weit verbreiteten Partei gilt, ſich RER entblödet, die ſchändlichſten 
und lügenhafteften Berleumdungen über yo eftellte Männer 
in die Welt zu bringen, in einer folden Form, daß fie nad) dem Urtheil 
der höchſten juriftiichen Autoritäten gratia nicht zu faſſen iſt, aber doch 
derjenige, der fie gelejen hat, den Eindrud bat: hier wird den Miniftern 
vorgeworfen, daß fie unredlic gehandelt haben, — wenn ein ſolches Blatt 
jo handelt und in monatelangem Stillſchweigen verharrt, trogdem das alled 
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Lügen find, und nicht ein peccavi oder erravi fpricht, fo ift das eine 
ehrlofe VBerleumdung, gegen die wir alle Front maden follten, und 
Niemand follte mit einem Abonnement fich indirekt daran betheiligen. Yon 
einem folden Blatte muß man fich losjagen, wenn da8 Unrecht nicht ge⸗ 
fühnt wird; Jeder, der e8 hält und bezahlt, betheiligt fich indireft an der 
Lüge und Berleumdung, die darin gemacht wird, an VBerleumdungen, wie 
Die „Kreuzzeitung“ fie im vorigen Sommer gegen die höchſten Beamten des 
Reichs enthalten hat, ohne die leifefte Andeutung eines Beweiſes und mit 
einer fomifchen Unwiſſenheit in den Perfonalgefchichten, die fie dabei zur 
Schau trägt. - 

Alfo, meine gereen, ich glaube, wir können außerhalb des Strafgefeßes 
fehr viel thbun! Wenn wir Alle — und es ift doch die große Mebrzabl, 
ich will Niemanden ausnehmen unter ung, — die Sinn für Ehre und Ans 
ftand haben, für chriftliche Gefinnung und Sitte — Alle, welche die dhrift- 
liche Gefinnung nicht blos als Aushängefchild für politiiche Zwede brauchen 
— wenn wir alle zufantmenhalten in einer Ligue gegen die Schlechtigleiten, 
die ich eben bezeichnet habe, und fie verfolgen, Jeder vor feiner Thlir und 
fie einmüthig in Bann halten, jo werden wir mehr erreichen, als mit dem 
Strafrichter.“ 


Februar. Erklärung in der Kreuz-Zeitung, — und wei» 
tere Zuftimmungßerflärungen. 


„Bon einer Anzahl bier anwejender Parteigenoffen ift uns folgende 
Erklärung zur Veröffentlichung zugegangen: 

Der Reichskanzler Fürft von VBismard bat in der Reichstagsfigung 
vom 9. Februar ſich dahin geäußert, daß Jeder, der die Kreuzzeitung halte und 
bezahle, fih indirect an Lüge und Verleumdung betheilige. 

Als treue Anhänger der Königlichen und conjervativen Fahne, weifen wir 
dieſe Anfchuldigungen gegen die Kreuzzeitung und bie geſammte durch fie vertre- 
tene Partei auf das Entſchiedenſte zurüd. Wir bedauern, daß der erfte Diener 
der Krone zu derartigen Vlitteln greift, um eine Partei zu belfämpfen, bie er 
Jahre lang als zuverläffigfte Stüte bes Thrones anerkannt bat. 

So wenig wie die fhmerzlihen Erfahrungen ber legten Jahre vermocht 
haben, uns in unferer Königstreue und in unjeren Grundſätzen zu erſchüttern, 
fo wenig wirb auch ber letzte und verlegendfte Angriff gegen bie Partei und ihr 
Drgan im Stande fein, uns von ber Zeitung zu trennen, welche furdhtlos und 
treu noch flets ihren Wahlſpruch: „Mit Gott für König unb Vaterland” ver- 
fochten und alle Verſuche, ihr beizulommen, erfolgreich abgefchlagen bat. 

Wenn aber der Herr Reichskanzler im Anſchluß an den oben angeführten 
Ausſpruch die Aufrichtigkeit unferer chriſtlichen Gefinnung in Zweifel zieht, jo 
verſchmähen wir es ebenfo, mit ihm darüber zu rechten, wie wir e8 zurückweiſen, 
die gegebenen Belehrungen Über Ehre unb Anſtand anzunehmen.” 


Im Reid» und Staatd-Anzeiger werden die 
Namen der „Kreugzeitungd-Declaranten" abs 
gedrudt. 
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Der Snvalidenfondd und die Finanzverwals 
tung des Reichs. 


„Provinziale Corresponbenz“ vom 9. Februar. 


„Die Verwaltung des Invalidenfonds war feit längerer Zeit in regierunge- 
feindlichen Kreifen zum Gegenſtande dunkeler Ankiagen und Verdächtigungen gegen 
Die oberften Finanzbehörden des Reiches gemacht worden. Es wurbe behauptet, 
baß der Fonds durch die theilweife Anlegung in Eiſenbahn⸗ Prioritäts - Obliga- 
tionen eine ſchwere Schädigung erfahren habe. 

Als nun dem Reichstage beim Beginn ber Seffion eine Vorlage gemadt 
wurbe, welche eine Aenvderung des Geſetzes über den Invalidenfonds grabe in 
Betreff der angelauften Prioritäts- Obligationen, nämlich eine Hinausſchiebung 
bes Termine zur anberweitigen Belegung ber Gelber, verlangte, war volle Ge⸗ 
legenbeit zur Geltendmachung und zur —* jener Bedenken und Anklagen 
egeben. 

g In der That wurde ſchon bei der erſten Leſung des Geſetzentwurfs von 
ultramontaner Seite dem Mißtrauen gegen bie Finanzverwaltung Ausbrud ge⸗ 
geben unb eine geh lide Unterfuhung der Sache in einer beſonderen Kommilflon 
beantragt. Die Mehrheit des Reichstags freilich war auf Grunb ber von Eeiten 
der Verwaltung von vorn herein gegebenen Erklärungen nicht geneigt, fi) jenem 
Mißtrauen anzuſchließen, — unter allfeitiger Uebereinftimmung wurbe jedoch bie 
Angelegenheit Behufs näherer Prüfung der Budgetkommiſſion überwielen. 

ie Bubget- Kommiffion bat nun nach forgfältiger Unterfuhung unb Er⸗ 
Örterung einen umfafjenden Bericht über die Lage der Sache erſtattet. 

Die Kommiſſion ift bei ihren Erwägungen davon andgegangen, daß in 
Folge der thatjächlih vorhandenen Schwierigkeit, Eifenbahn » Prioritäts - Dblige- 
tionen jetst auf den Markt zu bringen, eine gewiffe Beforgniß und ein Mißtranen 
in Betreff ber in Rede ftehenden Belegung bes Invalidenfonds in einzelnen 
Kreifen in der That befteben. 

MWiewohl von der Kommilfion dies Miftrauen in keiner Weiſe getbeilt 
wurde und ihrer Meinung nach es an jedem berechtigten Grunde und Anhalts- 
punkt hierfür gebricht, glaubte fie ſich dennoch im Intereffe aller Betheiligten ver- 
pflihtet, den Erwerb und den Werth ver für ben Neichs- Invalidenfonds ange- 
ſchafften Werthpapiere, namentlich der in diefem befindlichen Eifenbahn - Priorität 
Obligationen ohne Staatsgarantie, uub alles, was fi auf ben Erwerb bezieht 
und damit zufammenbängt, forgfältigft und genaneftens zu ımterfuchen und zu 
prüfen und feinen Umſtand unermittelt zu laffen, welcher zur Aufklärung ber 
Sache dienlich jein könnte. 

Außer den Erklärungen, welche von ben Regierungs⸗Kommifſarien münd⸗ 
lich gegeben wurden, hielt die Kommiſſion Behufs allſeitiger vollſtändiger Auf⸗ 
klärung der Sache noch die ſchriftliche Beantwortung einer Reihe beſtimmter 
Fragen für erforderlich, welche Seitens der Finanzverwaltung in eingehender und 
vollſtändigſter Weiſe gegeben wurde. 

Die Unterſuchung und Prüfung des geſammten Materials Seitens der 
Kommiſſion führte zu folgenden, vor Allem ausgeſprochenen Ergebnifſen: 

Die im Beſitz der Reichsfonde befindlichen Eifenbahn - Prioritäts - Obliga- 
tionen find ftets um die damaligen Tagescourſe derſelben angelauft worben, jo 
daß jeder Anhaltspunkt für die Annahme irgenb einer nicht ganz lautern Ber- 
fahrensweife fehlt und daher keinerlei Grund zu Mißtrauen gegeben ift. 

Die Gefetzlichkeit der Kapitals - Anlage und des Verfahrens wurde von ber 
Kommiffion einftimmig anerkannt. 

Nah der Anfiht der großen Mehrheit der Kommilfton ift bie Sicherheit 
der beiprocdhenen Eifenbahn - Prioritäten in Bezug auf ihre VBerzinfung nicht zu 
bezweifeln und fann auch von wirklichen Verluften ebenjo wenig wie von einer 
Gefahr für die Fonds und die barauf rubenden Anſprüche geſprochen werden. 
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Bei der Berathung im Reichstage ſelbſt wurde von Eeiten der ultramon- 
tanen Partei von Neuem behauptet, daß ber erfolgte Anlauf von Prioritäts- 
Ihligationen wenn auch nicht mit dem Buchflaben bes betreffenden Geſetzes, wohl 
aber mit dem Geifte deſſelben im Widerſpruche geftanben habe; das Geſetz habe 
für den Anlauf eine Frift bis zum 1. Juli 1875 gewährt, unb nur deshalb, 
weil das Neichslanzler- Amt die Belegung bereits bis zum 1. Oftober.1873 be» 
wirft babe, fei e8 nötbig gemweien, fo große Summen in Eifenbabn - Prioritäten 
anzulegen, welche jetzt nicht verfäuflich feien. Es wurde ein ausbrüdliches Tadels⸗ 
votum in biefer Richtung vorgeſchlagen. 

Der Präfident des Reichslanzler- Amtes, Staatsminifter Delbrüd, nahm 
bie ganze moralifche Berantwortlichleit für das, was gefcheben, für fih in An- 
fprud, erflärte aber zugleich, es fei fo gehandelt worven, lediglich um für bas 
Reich fo viel Verlufte zu vermeiden, als möglich. Für die Verwaltung wäre es 
ja gewiß äußerft bequem geweien, bis zum letten Termin, den das Geſetz zuge- 
laffen, bi8 zum 1. Juli 1875 zu warten, welche Anleihen fi etwa für den In⸗ 
validenfonds barbieten würden, — aber der Fonds hätte darüber einen großen 
Betrag an Zinfen verloren und demzufolge aus feinem Kapital zufchießen müffen. 
Er wies nad, daß, wenn fo verfahren worben wäre, wie die Anlläger ber Ver⸗ 
waltung es nachträglich als richtig erklären, 15 Millionen weniger an Zinſen 
für den Invalidenfonds vereinnahmt worden wären. Er führte ferner aus, daß 
die Verwaltung gern andere Werthe zur Anlage benutzt hätte, aber man babe fie 
nit nehmen fünnen, weil eben feine da waren. Schließlich erklärte er, Daß bie 
Finanzverwaltung des Reiches der Entſcheidung bes Reichstages Über das von 
uitramontaner Seite geftellte Tadelsvotum ruhig entgegenfebe. 

Aus den Reihen der Mehrheit wurbe auf Grund dieſer Erflärungen zu⸗ 
nächſt zugeftanden, daß die Finanzverwaltung ſchon bei ihren urjprünglichen Ab⸗ 
fihten in Betreff der Anlegung des Iuvalidenfonbs eine weitere Vorausſicht bes 
währt habe, als ihre Gegner; — in Bezug auf den ultramontanen Antrag aber 
wurde ausgejproden, daß das heabfidhtigte Mißtrauensvotum fih in ein Ver⸗ 
trauensvotum Seitens der Mehrheit verwandeln müſſe. 

In der That wurde der Antrag der Ultramontanen von der Geſammtheit 
aller andern Parteien zurückgewieſen, Dagegen der Gefeentwurf wegen Hinaus- 
fhiebung der Friſt für bie anderweitige Anlegung des Fonds bis zum Jahre 
1880 angenommen. 

So groß der Werth ift, welcher auf ben Ausſpruch ber weit liberwiegenben 
Mehrheit des Reichstages an und für fi zu legen ift, fo ift es doch noch von 
größerem Werthe, daß durch Die allieitigen vollftändigen Darlegun en und Er⸗ 
lärungen der Finanz-Berwaltung über ihr ganzes Verhalten in biefer Ange» 
legenbeit für Jedermann Mar. und überzeugend nachgewielen ift, daß alle jene 
Berbädtigungen, welche nicht blos gegen bie Verwaltung des Invalidenfonds, 
fondern Davon ausgehend, gegen die Binanzvermaltung überhaupt in gehäffigfter 
Weile gerichtet worden find, alles und jedes thatfüchlichen Grundes entbehren. 

Diefe Verbächtigungen gegen Reichsbehörden waren um fo bebenklicher unb 
verwerflicher, als fie in Zufammenbang gebradht waren mit ven Anlagen gegen 
bie fchweren Verirrungen und tiefen fittliden Schäden bes Spekulationstreibens 
der letzten Jahre. Mit einer unverkennbaren Befliffenheit murbe von den Gegnern 
ber Regierung die Auffaffung verbreitet, als ſei jenem Xreiben Seitens ber Fi⸗ 
nanzverwaltung des Reiches und zwar zu Gunften einzelner einflußreicher Führer 
der Reichstags - Mehrheit Vorfchub geleiftet worben. 

Es konnte deshalb nicht fehlen, daß die Berathung ber Frage bes Inva⸗ 
fipenfonds im Reichstage zu erregten Auseinanderjegungen zwiichen den Parteien 
über jene Verdächtigungen ber Barteiblätter Anlaß gab, Auseinanberjegungen, 
welche vorausfichtli auch in den Verhandlungen bes preußifhen Landtags wei⸗ 
teren Wieberhall finden werden. 

Wenn es die Finanzverwaltung bes Reiches ſelbſtverſtändlich unter ihrer 
Würde finden mußte, fich ibrerfeits gegen bie Anklagen erwähnter Art auch nur 
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mit einem Worte zu vertbeibigen, fo wirb boch bie vollfländige Klarlegung ihrer 
Schritte in Bezug auf den Invalidenfonds dazu beigetragen haben, bas dffentliche 
Urtheil Über den Charakter und Werth der betreffenden eimanöner überhaupt 
aufzuklären.” 


Vom preußifchen Sandtage 1876. 


16. Sanuar. Eröffnung der Seſſion durch den Bice-Präfi- 
denten ded Staats: Minifteriumd Finanz Mtinifter Camp: 
haufen. 


Die Bereinigung Lauenburg: mit der preufifchen 
Monardie. 
3. April. Aeußerungen ded Fürften Bidmard. 


Bei der erften Lefung im Abgeordnetenhaufe. 

Mit Bezug auf die Benennung: „Kreis Herzogthum Lauenburg.” 
„Ich kann in meiner Eigenfchaft als Miniſter des Landes verfichern, 
daß die große Mehrheit der Einwohner von Lauenburg erheblichen Werth 
legt auf ihre Vorgeſchichte und auf die Kennzeichnung dieſer Vorgeſchichte 
dur die Benennung, die aud von der rechtmäßigen Tandesvertretung 
angenommen ift. Ich kann fagen, daß ich felten in einem fo Kleinen Lande 
ein ftarfe8 Gefühl von kolaligrtem Nationalftolz gefunden babe, wie in 
diefem Herzogthum, was ſich nicht gern Herzogthum Lauenburg nennen 
läßt, fondern die alten Leute nennen e8 Herzogthum Sachſen oder Herzog: 
thum Niederfachfen, das ift der Landesübfide Ausdrud, und gerade daß 
dies der legte Weberreft des alten großen Herzogthums Niederfachien ge 
weſen ift, bis die lauenburgiſchen Herzöge außftarben, fieht die Einwohner⸗ 
haft des Landes in ihrer Majorität, — ganz abgefehen von der Ritter: 
ihaft, ih glaube, daß die viel eher darüber beruhigt fein mürde, aber 
das potentefte Element ift eine fehr ſtarke und mohlhäbige Bauernfchaft, 
und dieſes dort vorherrichende Element, glaube id, würde e8 dankbar 
anerkennen, wenn Sie dem Selbftgefühl, Gap diejes Heine Land früher 
ein jelbftftändiges und nicht unwichtiges Herzogthum gemefen ift, in der 

Benennung Rechnung tragen, — es loſtet Ihnen ja gar nichts.“ 


Mit Bezug auf die Beftimmung bes Entwurfs: 
„an dem provinzialftändiihen Verbande von Schleswig - Helftein 
nimmt das Herzogthbum nicht Theil.” 

„Der Herr Borredner bat das hohe Haus erfucht, der Regierungs⸗ 
vorlag. nicht beizutreten. Diefe Ausdrucksweiſe trifft hier nicht ganz zu. 
Yür Sie, meine Herren, kann es ſich allerdingd nur um eine Borla 
der preußijhen Regierung handeln, für die Königliche Regierung —*— 
aber handelt es ſich noch um eine andere Seite der Sache, nämlich um 
ein Abkommen mit den lauenburgiſchen Ständen. Dieſe Stände ſind 
klein und machtlos neben dem großen preußiſchen Landtage, aber auf ihr 





811 


1876. 
Recht zum Mitreden, infoweit als es erforderlich ift, um dem ganzen 
Abkommen bier den Charakter eines Abkommens, eines freiwillig auch von 
dem ſchwächeren Theil genehmigten Abkommens zu gewähren — infoweit 
muß die Königliche Regierung doc darauf halten, daß auch dem Derzog- 
thum Lauenburg das Recht zum Mitreden gegeben wird. Nun haben die 
lauenburger Stände fi ausdrücklich gegen eine vollftändige Verſchmelzung 
u einer Provinz mit Schleömwig- Holftein verwahrt. Ob das eine Folge 
er Abneigung ift, die ich in dem Maße nicht bemerkt habe, die auf der 
alten Grenze der Holften und der Sachſen herrfche, laſſe ich dahingeftellt 
fein; aber wenn da8 der Yall wäre, fo würde ich den Widerftand der 
Zauenburger dagegen, einer großen Majorität, die ihnen abgeneigt ift, 
ausgeliefert zu werden, doch noch in höherem Maße begreifen. 

Es kann ja fein, daß die gegen diefe Annerion bei den Rauenburgern 
unzweifelhaft vorhandene Ibneigung vielleicht ſchwindet, wenn ſie in dieſem 
engeren landsmannſchaftlichen Verbande die Schleswig-Holſteiner näher 
kennen lernen; dann finden fie fie vielleicht liebenswürdiger, als bisher 
bei der langen und firengen Abjperrung von einander. Uns wenigſtens 
ift es ja auch fo gegangen. Die Schleswig-Holfteiner gewinnen 
bei näherer Belanntfchaft Warten Sie das doch ab. 

Bis zur Einführung einer Provinzial-Drdnung in SchleswigsHolftein 
wie in Hannover, glaube ich, wird jedenfall doch noch Jahr und Tag 
vergehen, und dann können wir dad wiederum mit den Nauenburgern 
regeln, und der Gefetgeber fann dann immer noch befchließen, was ihm 
unabweislich ſcheint. Wenn ſich nun beraußftellte, daß die Lauenburger 
wefentlich lieber in dem Provinzialverbande von Hannover wären, nas 
mentlich wenn die feite Eifenbaknbräde bei der Stadt Lauenburg berges 
ftellt ift, wie in demjenigen von Schleswig- Holftein, fo würde dad zwar 
nod manche Lokale Unbequemlichkeit haben, aber die Zufammengebörigkeit 
ift doch durch das vorige Jahrhundert hindurch eine althergebracdhte ges 
weſen, die Provinzialrechte find diefelben, und ich fann mir wohl denfen, 
daß fich dafür im Sinne eines Lauenburgers jehr viel anführen läßt, und 
wenn fie nicht die Gewißheit hätten, einftweilen ihr Eleines Gemeinweſen 
für fih zu behalten, wenn fie vor die Wahl geftellt wären, für eine 
Provinz müßt ihr euch entfcheiden, für Hannover oder Schleswig-Holftein, 
fo vermuthe ich beinahe, daß die Mehrheit de Landes, d. 5. diejenige 
Mehrheit des Landes, die an Volksverſammlungen nicht Theil nimmt, 
fi wahrſcheinlich für Hannover erflärt haben würde. 

Aljo, vertagen Sie die Frage bis zur Einführung einer Provinzial 
Drdnung in Schleswig: Holftein refp. Sannover:; warten wir ab, was 
dann die Kreis⸗ oder Tandesvertretung von Lauenburg dazu jagt, und 
Sie find dann ebenfo fouverain in Gejetgebung, wie Sie e8 beute noch 
nicht vollftändig find. Noch fteht Lauenburg in Unabhängigfeit.“ 


Der Paragraph wurde jchließlich unverändert angenommen. 


5. April. Bei der zweiten Leſung im Abgeorbnetenhaufe. 

„sh muß fagen, ich babe e8 mir im Ganzen nicht fo jchiwierig ges 
dacht, den preußifhen Staat zu vermögen, daß er ein wohlhabendeß, mobl. 
ftebendes, mohlgelegenes Herzogthum, das man ihm auf dem Präfentirs 
teller anbietet, annehme. — — — 
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Es überraſcht mich, fo viel Schwierigfeiten gerade von Seiten bes 
Herren Abg. Birhom zu hören. Sch hatte geglaubt, er würde mit einer 
gewiffen vornehmen Bergefjenheit über Dinge, die zehn Jahre 
rückwärts liegen, hinweggehen. 

Wenn es nach dem Abg. Virchow damals gegangen wäre, 
wäre weder von einer ausgequetſchten noch vollen Citrone 
bier die Nede, fondern Yauenburg würde fih im Befig des 
Herzogs von Auguftenburg und unter dem Schug des Frank— 
furter Bundestags befinden, der nad der Politik des Herrn 
Abg. Virchow, die er damals vertreten bat, noch heute die 
berrfhende Potenz in Deutfhland fein würde ch würde m 
Stelle des Herrn Abgeordneten nicht gern an dieje Phafe erinnert haben, 
er zwingt mich aber dazu, ihn darauf aufmerkfam zu machen, daß er mehr 
al8 jeder Andere in der Tage war, ein dargebotened Geſchenk nicht fo 
genau zu kritifiren — ih will an ein populäres Sprichwort nicht erin- 
nern —, aber doch nicht fo fcharf zu kritifiren an den Formen, unter 
denen dieſes fehr ftattlihe und bübfihe Herzogthum von feinem He 
und nicht von der PVollsverfammlung Preußen angeboten wird. % 
aber muß darauf halten, daß die Bedingungen, unter denen 
Zauenburg bier angenommen werden foll als Mitglied des 
preußifhen Verbandes, auch den jegigen legalen Vertretern 
Des Herzogthums gerecht feien, und ich werde fie Darüber be» 
fragen; wenn fie ihnen nicht gerecht find, meine Herren, dann 
balte ih mid für verpflihtet al8 Minifter für Lauenburg, 
die Berhbandlungen zu vertagen. E3 liegt das ſonſt nicht in meiner 
Abfiht, aber wenn Sie glauben, daß der Herzog und fein Minifter ein 
fo fehr großes Intereſſe Daben, dies Herzogthum los zu werden und fid 
bier alle möglichen Ausftellungen gefallen zu laſſen, dann ift dies eine 
faftifch unrichtige Vorausſetzung.“ 


„Der Herr Borredner bat die Stellung des Abgeordnetenhaufes in 
den Jahren 1863, 64, 65, mir gegenüber wahren zu müflen geglaubt; 
ih glaube, daß dies tiberflüffig war. ch erkenne meines Erachtens — 
ich habe Objektivität genug, um mich in den Ideengang des Abgeordnetens 
hauſes von 1862 bis 1866 vollftändig einleben zu können, und habe die 
volle Achtung vor der Entjchlofienheit, mit der die damalige preußijche 
Volfsvertretung das, was fie für Recht hielt, vertreten hat. Daraus 
made ich Niemand einen Vorwurf. Sie konnten damals nicht willen, wo 
meiner Anfiht nad die Politik ſchließlich hinausgehen follte; ich hatte 
auch Feine Sicherheit, daß fie faktiich dahin hinausgehen witrde, und Eie 
hatten auch das Recht, wenn ich e8 Ihnen hätte fagen können, mir immer 
noch zu antworten: uns fteht das Berfaffungsrecht unferes Landes höher, 
al feine auswärtige Politil. Da bin ich weit entfernt gemwefen, irgend 
Jemandem einen Vorwurf daraus zu machen, oder bin es wenigftens jegt, 
wenn auch in der Leidenſchaft des Kampfes ich e8 nicht immer gemejen 
fein mag, und ich glaube, Sie werden mir gerechterweile das Zeugniß 
nicht verjagen fünnen, daß ich meinerfeit8 in den zehn Jahren, die feitdem 
ind Land gegangen find, nie, auch nicht in gereizten Diskuffionen, an den 
damaligen onflit erinnert habe. Ich habe meinerfeits alle Feindſchaft 
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von damals vergefien und ihr die volle Berfühnung der Landsmannſchaft 
und der gleichen Liebe zum Baterlande fubftituirt. Wenn das von anderen 
Seiten mir nicht in gleihem Maße entgegengetragen ift, jo ift das gerade 
da8 Bedauern, dem ich vorhin in einer vielleiht mißverflandenen oder 
unvolllommenen Weife Ausdrud gegeben habe. Wenn man an dem Aus⸗ 
drud „Geſchenk“ ſich ftößt, fo habe ich damit nur fagen wollen, daß ich 
nicht glaube, daß in irgend einem anderen europäifchen Yande man jo viel 
Schwierigkeiten haben würde, dem Staate einen jo wohl gelegenen und 
ermiinfchten Zufag zuzubringen. 

Ih möchte, da ich einmal dad Wort babe, dod in Bezug auf die 
angebliche Berjchledterung der Finanzen noch ein Wort bemerten. Die 
lauenburgifhen Finanzen find außerordentlih gut und fie 
werden aud Leberfchüfe ergeben, abgeſehen von dem gro» 
Ben Bermögen, was dem Rreife als ſolchem zugebilligt 
wird. — — — 

Das Land Lauenburg lieferte früher an Ueberfhuß an die dänijche 
Krone jährlich eine Summe, die, foviel ich mich erinnere, zwifchen 150,000 
und 250,000 Thaler gewechjelt hat, — die baaren Ueberſchüſſe des Landes, 
die man gewiſſermaßen als die Civillifte des Königs von Dänemark bes 
trachten konnte. Dur die Theilung, die Se. Majeltät der König mit 
dem Lande über dad Domanium vorgenommen bat, ift die Königliche Ci⸗ 
pillifte von durchſchnittlich 200,000 Thaler jährlich auf den budgetmäßigen 
Ertrag von 34,000 Xhalern jährlih, nämlih das Amt Schwarzenbed, 
veduzirt worden. Ge. Majeftät haben fi aljo mit circa 160,000 Thalern 
jährlich weniger begnügt, als früher. Daß Se. Majeſtät diefe referpirte 
Civilifte, die auf die Güter fundirt war und die den budgetmäßigen Ers 
trag von 34,000 Thalern trugen, fchlieglih nicht für fich felbft behalten, 
fondern mit als Dotation gejchenft bat, das ändert in den finanziellen 
Berhältniffen Lauenburgs gar nichts; denn Niemand würde Sr. Majeftät 
als dem Herzog eine Bemerkung darüber maden können, wenn er fich bei 
diefem reichen Yandesvermögen als Domanialantheil ein Hauspatrimonium 
von nur 34,000 Thalern jährlich budgetmäßiger Revenüen reſervirte. Ich 
erwähne dies ausdrüdlich, weil in den Volksverſammlungen auch darüber 
eine Menge Lügen verbreitet werden. Sch bin für diete Dotation, die 
mir im Lande von vielen Webelmollenden vorgeworfen wird, ausſchließlich 
Sr. Majeftät dem Kaifer und Herzog zu Danke verpflichtet, der die Gnade 
gehabt hat, fie mir aus Seinem eigenen Vermögen zu überweifen.“ 


(Der Geſetzentwurf wurde in beiden Häufern in doppelter 
Berathung nad je 21 Tagen mit großer Mehrheit ges 
nehmigt.) 


Die Eifenbahn »Borlage. 
März. Gejegentwurf wegen Hebertragung der Eigenthums— 
und fonftigen Rechte ded Staates an Eijenbahnen 

auf das deutihe Reid. 


„$. 1. Die Staatöregierung ift ermächtigt, mit dem Deutſchen Reiche 
Verträge abzujchliegen, durch welche 
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1) die gefammten im Bau oder Betriebe befindlihen Staats⸗Eiſen- 
bahnen nebft allem Zubehör und allen binfichtlih de Baues oder De 
triebes von Staat3-Eifenbahnen beftehenden Berechtigungen und Berpflid- 
tungen des Staat8 gegen angemeffene Entſchädigung faufweife dem Deutjchen 
Neiche übertragen werden; 


2) alle Befugniffe des Staates bezüglich der Verwaltung oder des 
Betriebes der nicht in feinem Eigenthum Rebenden Eifenbahnen, fei «8, 
Daß diefelben auf Geſetz, Konzeffion oder Vertrag beruhen, an da8 Deutſche 
Neich übertragen werden; 


3) in gleichem Umfange alle fonftigen dem Staate an Eifenbahnen 
zuftehenden Antheils- und andermweiten Vermögensrechte — gegen ange 
mefjene Entjhädigung — an das Deutſche Reich abgetreten werden; 

4) eben fo alle Serpfliätungen des Staats bezüglih der nicht in 
feinem Eigenthum ftehenden Eifenbahnen vom Deutjchen Reiche gegen am 
gemeflene Vergütung übernonmen werden, und 

5) die Eifenbahn-Auffichtsrechte des Staates auf das Deutſche Reid 
übergeben. 

8.2. Bezüglich der erwähnten Vereinbarungen bleibt die Genehmi- 
gung der beiden Häufer des Landtages vorbehalten.“ 


Ziel und Bedeutung der Eiſenbahn-Vorlage. 


26. April. Rede des Fürften Bismarck bei der erften Berathung 
im Abgeordnetenhauje. 


„sh kann mich darauf beſchränken, meine Stellung zu der Vorlage 
als Minifter und als Kanzler Hlarzulegen und Ihnen die Vorlage ſelbſt 
ans Herz zu legen. 

ie Reichsverfaſſung giebt dem Verkehr im Deutſchen Reiche und 
den gefammten Angehörigen defjelben ſehr werthvolle Verheißungen in Bezug 
auf die Behandlung der Eifenbahnen. Als Reich&beamten liegt mir die Ver⸗ 
antwortung für die auf Ausführung der Reichsgeſetze gerichtete Kaiſerliche 
Thätigfeit ob, von denen die Keichöverfaffung das vornehmfte ift, und ih 
kann mich nicht zu der Höhe leichter Beurtheilung irgend eine wejentlichen 
Theils der Verfaflung erheben, die den Herrn Abgeordneten Richter bei 
feinen fonft fo onftitutionelen Anfichten fennzeichnete, indem er von diefem 
wichtigen Theil der Verfaffung wie von einem todten Buchſtaben und jo 
geringichät ſprach, daß ich als Miniſter mir doch nicht möchte zu Schulden 
ommen lafjen, von irgend einem Theile der preußifchen oder der Reich 
verfaffung in diefem Zone zu fprechen. Ich erinnere mich, daß damals, 
als die Berfaflung des Norddeutichen Bundes zu Stande kam, weder von 
den Regierungen, noch von den Körperfchaiten, die dabei mitwirkten, in dem 
Zone von diefem Abfchnitte der Verfaſſung gejprochen wurde. Im Gegen: 
theil: man Inüpfte daran große Hoffnungen, jedenfalld zu weit gehende 
Hoffnungen für die Zukunft an. Ich jelbft Habe damals auch mehr — man 
muß ja immer erft die Entwidelung der ‘Dinge ne ehe man fie 
richtig erkennt — ich habe damals auch mehr auf die Jnitiative der Re⸗ 
gierungen gerechnet. Sch habe darauf gerechnet, daß die Hegierungen die 

erpflihtung, die fie hier übernommen haben; 
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„Die Bundesregierungen verpflichten ſich, die deutichen Eifenbahnen 
im Intereſſe eines einheitlihen Verkehrs verwalten zu laflen“ ernſter 
nehmen würden. Ich habe mich darin vollfländig getäufcht! 

Ich hatte dann geglaubt, daß die periteftung des Reich8eifenbahn- 
Amts als eines Kuffihtsamts dem Mangel abhelfen könnte. Dieſe Er- 
fahrung bat aber nur gezeigt, wie ohnmädtig das Reich an ſich und wie 
ſtark der einzelne Staat iſt. Das Reichgeitenbahn- Amt ift eine begut- 
achtende, berathende, bitiende Behörde geworden, die fehr viel fchreibt und 
thut, ohne daß ihr Jemand Folge leiftet, und der eine Befchäftigung zus 

efallen ift, bei der ich die ausgezeichneten Kräfte, die fich ihr gemidmet 
Baben, doch nur mit Mühe vor der Entmuthiguimg bewahren fann, mit 
der jede erfolglofe und angeftrengte Thätigkeit verbunden ift. 

Ich babe demnächſt meine doffnung al8 Kanzler zur Verwirklichung 
diefes Theil der Berfaffung auf ein Eifenbahngefeg gerichtet gehabt. - 
Es ift vorher ſchon davon gejprochen, auf welche Schwierigkeiten deflen 
Zuſtandekommen geftoßen ift; nur ift e8 ungerecht, diefe Schwierigleiten 
allein der Königlich fächfifchen Regierung zuzufchieben; e8 find andere Re⸗ 
gierungen, und dabei die unfrige, auch betbeiligt. 

ie Thatſache ift immer geblieben, daß der faktiſche Einfluß des 
preußifchen Handels⸗Miniſteriums auf die gefammte Entwidelung und Ges 
ftaltung des deutſchen Eiſenbahnweſens ein ftärferer ift, als der des Reichs⸗ 
miniſteriums trotz Allem, was darüber in der Berfaflung fteht; es bat 
eben das Recht der territorialen Auffiht mit feiner Erelutivgewalt und 
der Befig eines großen Eiſenbahnkomplexes, der eine mag— 
netifhe Einwirkung auf andere Schienenwege ausübt, dod 
als jehr viel ſtärker fich erwiejen, als die theoretiſchen Ver— 
faſſungsrechte, die dem Reiche verliehen worden find. Dielen 
Buftand zu bekämpfen ift eine Pflicht, die mir als Reichskanzler obliegt. 

Wir find in Bezug auf den Eiſenbahnverkehr in eine Lage gerathen, 
wie fie fonjt feit dem Mittelalter Deutfchland nicht eigenthümlich war. 
Wir haben in ganz Deutichland, glaube ih, 63 verjchiedene Eijenbahn« 

ropinzen — das ift faft zu menig gejagt, fie find jelbftftändiger als 
ropinzen, Eifenbahnterritorien möchte ich jagen — von denen vielleicht 
40 auf Preußen kommen werden. de diefer territorialen Herrichaften 
ift nun mit den mittelalterlichen Rechten des Stapelsrechts, des Zoll- und 
Geleitwefend und Auflagen auf den Berkehr nah Willkür zu Gunften 
ihres Privatjädeld vollftändig ausgerüftet, ja jelbft mit dem Fehderecht. 
Daß diefe Zuftände nicht dem Ideale entjprechen, das die Reichsverfaſſung 
aufftellt, daß fie da8 nicht einmal in Preußen thun, dem kann, glaube ich, 
nur dadurch abgeholfen werden, daß auch in Preußen ein anderer 
Weg der Abhülfe als bisher verfuht würde, wenn der Ueber- 
gang an da8 Reich nicht ftattfände. Ach halte die Eijenbahnen 
azu nicht in der Hauptfache beftimmt, ein Gegenftand finanzieller Kon⸗ 
furrenz zu fein, um da8 Höchftmögliche berauszufchlagen; die Eiſen⸗ 
bahnen find nad meiner nebergeugung viel mehr für den 
— des Verkehrs als für den Dienſt der Finanzen be— 
immt. 

Die nichtpreußiſchen Bahnen, welche Privatbahnen noch ſind — es 
ſind deren ſehr wenige — werden wahrſcheinlich in kurzer Zeit von den 
betreffenden Staaten erworben werden; die nichtpreußiſchen Staat 
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bahnen aber find in fehr guten Händen, fie diew- ereits in 
der Hauptfadhe dem öffentlichen a A ARE nebenher 
den Finanzintereſſen diefer Staaten,. alfo jedenfalls öffentlichen Zwecken. 
Es ift der Uebelftand der Privatbahnen, daß ein von dem Sraat ver: 
liehenes Privilegium und nur durch die Staatshülfe ausgebeuletes — man 
tann jagen, ein verliehene® Monopol — für Privatintereflen und Privat 
revenuen rechtmäßig ausgebeutet wird. Das findet bei den Staatsbahnen 
nicht ftatt, und es war eine ungerechte und übertriebene Befürchtung, die 
man bat laut werden laffen und die wahricheinlih nicht laut geworden 
wäre, wenn man abgemwartet hätte, bis wirklich öffentlich) kundbar war, 
was wir eigentlih wollten. Ja, ich ſehe auch in diefen Befürchtungen 
einen geringeren Glauben an Recht und Gerechtigkeit in Deutichland, als 
ih babe. ;, 

Ich bin vielleicht nicht Jurift genug, aber nad meiner Ueber: 
zeugung wären wir gar nicht in der Möglichkeit, den anderen 
Staaten wider ihren Willen ihre Staat3bahnen zu nehmen. 
Die gefegliche Kompetenz in Artilel 4, daß das Eifenbahnmwefen der Ge 
feßgebung und Aufficht der Staaten unterliegt, reicht meines Erachtens 
doch fo weit nit. Juriftiih unmöglich jcheint es mir, daß mir 
ein Reichsgeſetz madhen, nad welchem es hieße, Sacdfen joll 
feine Eifenbahnen, fein Eigentbum an denfelben an das 
Reich abgeben. So meit habe ih die Reihstompetenz nie 
außgelegt, ich begreife daher nicht, welhe Quelle dieje Be: 
fürdtungen, wenn fie aufridhtig find, in dem einzelnen 
Staaten haben konnten. 

Man kann ja fragen, warum wir Ihnen überhaupt die Vorlage 
maden, da die Regierung felbftftändig befugt gewejen wäre, mit dem 
Reihe zu unterhandeln, und wenn fie zu einem Abfchluß gelangt, Fhnen 
dann die Abmachung zur Genehmigung oder zur VBerwerfung vorzulegen. 
Nun, meine Herren, dazu, glaube ich, ift die Sache doc zu wichtig, als 
daß die Regierung von ihrer Machtvollkommenheit in diefer Weife hätte 
Gebrauh machen ſollen. Ich glaube, es würde bei den meiften von 
Ihnen doch einen gewiſſen Eindrud von Nichtachtung gemacht haben, 
wenn die Regierung in einer fo wichtigen Frage, wo ein jo großes Eigen» 
thum des Staates zum Kaufe angeboten wird, vorginge, ohne fich vorher 
durch die Stimmung der Vollövertretung und der gejeggebenden Körper- 
haften einigermaßen zu vergemifjern, ob fie auch ficher ift, im Einklang 
mit ihnen zu handeln. Die Initiative muß dabei ja natürlich von dem, 
deſſen Eigenthum verkauft werden fol, ausgehen. Unfere Stellung gegen- 
über dem Reiche ift auch eine ganz andere, wenn wir, geftärft durd 
da3 Botum diejer Berfammlung, der nähft ſchwerwiegenden 
im Deutfhen Reih, dem Reihe gegenübertreten. Daß zeigt, 
wie wichtig und nothmwendig e8 war, daß wir Ihre Unterftügung hierbei 
nachgefucht haben, und wieviel davon abhängt, ob Sie un? diefelbe be 
willigen oder vorenthalten. Ich hoffe das Erftere, damit ein erfter Schritt 
auf einer Bahn gefchehe, die wohl bei meinen Lebzeiten, ich kann wohl 
fagen, bei unferen Lebzeiten, nicht ganz zu Ende gegangen wird. Über 
mag die Entwidelung noch fo langfam fein, unter noch jo großen Kämpfen 
por fich gehen, was ift denn Wichtiges jemals anders zu Stande gelommen 
als mit Kämpfen und gerade durch Kämpfe? — mögen diefe nody jo 
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groß, mögen noch fo fehwierig fein, wir werden im Bewußtſein des 
guten Zieles, das wir verfolgen, nicht davor zurüdichreden, und werden 
auch nicht erlahmen und entmutbigt werden, weil ich überzeugt bin, daß, 
wenn eines an fich richtigen Öedanteng fih bei und die öffentliche 
Meinung :inmal bemächtigt hat, er nicht eher von der Tages ord⸗ 
nung verſchwinden wird, als bis er fich verwirklicht * als 
bis mit anderen Worten die Reichsverfaſſung, als deſſen Ver— 
treter ich vor Ihnen ſtehe, zu einer Wahrheit wird auch in 
ihrem Eiſenbahnartikel.“ 


Bei der zweiten Leſung (am 29.) wurde der erſte (ent⸗ 
ſcheidende) Paragraph des Entwurfd mit 206 gegen 165 
Stimmen angenommen. 


Der Uebergang der preußiſchen Bahnen an 
das Reich und die Snterefjen Preußen?. 


18. Mai. Aus der Rede des Fürften v. Bismarck im Herrenhaufe 
(nach einer Rebe des Herren von Kleiſt⸗Retzow). 


„Der Herr Vorredner hat fi die Bekämpfung der Vorlage, wie das 
ja auch an anderen Orten und außerhalb der parlamentarifhen Verſamm⸗ 
ungen gefchehen ift, dadurch erleichtert, daß er ihr eine bedeutendere Trag« 
weite und weiteren Umfang gegeben bat, als fie nah ihrem Wortlaut 
überhaupt hat. Er bat zwei Reihen Gründe aufgezählt, die ihn beftimmen, 
Dagegen zu votiren, zuerjt die Sorge, daß die armen Tandeßtheile in Zus 
kunft von Seiten des Reichs die Pflege nicht haben würden, die fie bisher 
von Seiten de3 preußifchen Staats Se haben. Das glaube ich auch nicht, 
daß das Weich fich dazu verpflichtet fühlen wird, iſt auch nicht feine Aufs 

abe. Warum aber der preußifche Staat in feiner Geſammtheit nicht 
Mäterbin, wenn er die Nothwendigkeit oder Nützlichkeit anerfennt, diefelbe 
Fürforge für feine ärmeren Nandestheile auß dem gemeinfamen Sädel 
aller Provinzen üben follte, die er bisher gelibt hat, warum er allen feinen 
Unterthanen aus eigenen Mitteln nicht auch ferner follte helfen follen, 
und ebenjo bereitwilligft wie bißher, das ſehe ich nicht ein; das bleibt 
dem preußifchen Staate unbenommen. Der Herr Borredner wünjdt, daß 
der preußifche Staat diejelbe Ausbildung des Eiſenbahnaufſichtsrechts und 
feiner materiellen Hülfgmittel in die Hand nehme, die wir hier dem Reiche 
zuführen wollen; ich kann nicht erfehen, wie er dabei gleichzeitig das Ar« . 
gument des Mißtrauend in die Schranken bat führen können, von dem 
te übrigen Bundesftaaten Preußen gegenüber erfüllt fein würden, wenn 
die preußiihen Bahnen in den Händen des Reiche wären. Dies Miß⸗ 
trauen würde viel ſtärker berechtigt fein, wenn der ganze gewichtige Kom⸗ 
ler einer Baſis von ftaatlihem Einfluß ausfehlichtie in den Händen 
Sreufien bliebe und dort ausgebeutet würde im einfeitigen preußijchen 
Intereſſe. Das ift ja eben, was ich vermeiden möchte, daß ein einzelner 
Bundesftaat, der ſchon bevorrechtigt ift durch die große Ausdehnung, durch 

Fürft Bismard. II. 52 
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die Thatfache, daß fein Somerän zugleich der Kaiſer ift, und der durd 
feine geographiſche Lage genöthigt * würde, die Konſolidation ſeiner 
Eiſenbahnverhältniſſe im Verein mit einer Anzahl kleinerer norddeutſcher 
Staaten zu ſuchen, durch dieſe Konſolidation Preußen noch wieder ein 
neues Vorgewicht im Reiche erwirbt. — 

Der —* Vorredner bat dann gefürchtet, daß das Reich in dieſen 
Eiſenbahnen einen Beſitz erwerbe, deſſen Rentabilität von Jahr zu Jahr 
mehr zurückgehen werde, daß der allgemeine Rentenrückgang dann auch 
für Preußen zu befürchten ſei. Auch dieſe Befürchtung iſt geknüpft an 
die unrichtige Uebertreibung der Vorlage, die Vorausſetzung, als wollten 
wir die geſammten Sijenbahnen Deutſchlands erwerben; denn wenn diefe 
irrthümliche und durch die Vorlage in keiner Weife gerechtfertigte Voraus⸗ 
fegung nicht dabei gemacht wäre, jo würde der Herr Borredner fi doch 
felbft den Einwand haben machen müfjen, daß die Gefahren diejes Ren- 
tenrüdgangs, von Preußen in Bezug auf feine Staat8bahnen, vom Reiche 
in Bezug auf feine bisher von ıhm beſeſſenen Reichsbahnen im Reichs⸗ 
lande jo wie jo getragen werden müſſen. 

Daß die Rentabilität der Eifenbahnen im Allgemeinen ftet3 zurüd- 
Ichreitet, ift ja eine befannte Thatjache, die ſich in allen Ländern beobachten 
läßt, und nicht blos bei ung. Es ift dies eine natürliche Folge der Ber- 
vielfältigung der Linien zwijchen zwei Punkten, des Irrthums, daß die 
Konkurrenz in Eijenbahnlinien den Verkehr mwohlfeiler macht. 

Der Bere Borredner hat weiter in dem früheren Abfchnitt feiner 
Rede gejagt, daß der Verſuch noch nicht gemacht fei, einen fo großen Kom 
pler von Eifenbahnen aus einer Hand zu bewirthſchaften. Nun, was diefe 
Borlage betrifft, fo ift ja in derfelben der Berfud fort und fort bereits 
gemacht, die preußijche Regierung bewirtbfchaftet denjelben Komplex, der 
an dag Reich übergehen joll; ob ihn das Reich und wie weit es ihn ver 
geöbern will, da8 haben wir hier nicht zu erörtern, darüber wird das Neid 

ejchließen, wenn es fich überzeugt haben wird, daß es im Stande ifl, 

einen fo großen Kompler zu bewirthichaften und zu überfehen, und daf 
es vielleicht im Stande ift, ihm eine ähnliche Einrichtung zu geben, wie 
bei der Poft, die auch bei uns heut zu Tage eine große Ausdehnung, 
eine umfaflende Verwaltung hat, von der wir in unferer Jugend zu der 
mit Freude begrüßten Zeit Nagler’3 und noch nichts träumen ließen, wo 
wir doc ſchon der Meinung waren, daß eine recht volllonmene, ausge 
dehnte und ſchwer = überjehende Ausdehnung vorhanden fei. Ich glaube, 
daß die Zahl der Eifenbahnbeamten 3 B., die jett zu übernehmen jein 
würde, die der Poftbeamten, die das eich bereit3 hat, böchften um 30 
bi? 50 Prozent überfteigen würde. 

Wenn in anderen Yändern bisher ein jo großer Berwaltungstompla 
nicht eriftirt, jo kann und doch eine Umfchau in der Eifenbahngejeggebung 
überzeugen, daß kein anderes Reich davor zurückſchreckt, im Ge— 
gentheil alle dem Ziele zuftreben dadurd, daß fie, was nur 

ei und unterlajjen wurde, daß fie ſich alle das Heimfallsredt 
für fämmtllide Eijenbahnen ftipulirt, und namentlich das fran 
sönide Syſtem, wo nad) 90 Jahren nad der Konzeffion alle Bahnen 
em Staat anheimfallen, angenommen haben. Aber nicht nur auf das 
franzöfifche Neich, fondern, wie ich glaube, auch auf Defterreich und auf 
Italien erftvedt ſich diefer Zuftand als etwas gejeglich Erſtrebtes, als 


.. 
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etwas, was die StaatSmittel fofort zu erreichen nicht erlaubten, was die 
edachten Länder ſich aber durch die Gejeggebung haben fichern wollen. 

a8 einzige Land, welches in diefer Beziehung unter allen andern euros 
päifchen großen Ländern keine Vorkehr getroffen hat, ift bekanntlich Eng⸗ 
land, und dort find mir von fehr einflußreichen und bedeutenden Staatd« 
männern mannigfadhe Sorgen und ein lebhafte Bedauern über diefe 
Situation wiederholt ausgelprogen worden. Angefehene englijche Staats⸗ 
männer haben mir gejagt: bet uns befteht leider die Befürchtung, daß 
es ſchon zu ſpät fei, den Uebergang der Privatbahnen in die Hände des 
Staates zu bewirken; von der Nothmendigkeit und Nützlichkeit, daß es geſchehe, 
find wir Alle überzeugt. Wir glauben deshalb, daß es zu fpät ıft, weil 
die Macht der Eifenbahn-Direftionen in den Wahlen und in dem Par 
lamente ſchon zu ſtark geworden ift, als daß die Regierung ohne ein ver⸗ 
fafjung3widriges eek fie brechen fünnte. Die Intereflen daran werden 
aber jo wichtig gehalten, daß mir gejagt ift, als vor wenig Jahren 
die nur noch wenigen aber fehr mächtigen Eifenbahn-Gefellichaften, zu 
weldhen die urfprünglide Maſſe der englifchen Unternehmungen ſich kon⸗ 
folidirt bat, damit umgingen, fi in eine einzige zu verſchmelzen, um 
einen einzigen Direktor an ihrer Spige zu haben — gewiſſermaßen einen 
Eifenbahnlönig — die Regierung darin eine ſolche Gefährdung des Staats⸗ 
wohles erblidt bat, daß fie außeramtlich die Eifenbahngejellichaften mit 
etwa8 in England fo ziemlich Unerhörtem bedroht habe: daß fie dann 
zu Mitteln greifen müßte, deren Derfaffungömäßigfeit zweifelhaft jein 
könnte, um das zu verhindern. Sie wäre aber überzeugt, daß fie die 
öffentlihe Meinung und das Boll von England dabei für fi haben 
würde, aber in Folge diefer Drohung ift diefe Fuſion, wie mir gemeldet 
wurde, unterblieben. Sie jehen alfo, daß bei einer jo intelligenten, praf- 
tiſchen, auf die Freiheit der Entwidelung jede8 mit der Sicherheit des 
Staates verträglichen Unternehmens fo eiferfüchtigen Nation diefelbe Ueber» 
zeugung herricht, daß man fich dort nicht fürchtet vor der koloſſalen Auf- 
gabe, jänmtliche englijche Eifenbahnen in Regierungsvermaltung zu nehmen, 
und das zeigt doch, daß unfer Unternehmen hier nicht für ein fo unges 
beuerliche8 und auffällige im Auslande und von anderen Regierungen 
gehalten wird." — — 


Der Gefegentwurf wurde im Herrenhaufe (am 20. Mai) 
mit 60 gegen 31 Stimmen genehmigt. 


April. Rüdtritt ded Präfidenten ded Reichskanzler-Amtes Staats- 
Miniſters Delbrüd. 


26. April. Aeußerung des Fürften Bismard im Abgeordnetens 
hauſe 
(in Folge einer Andeutung des Abg. Richter). 


„IH will eine irrthümliche Angabe berichtigen, die den allgemein 
beflagten Rücktritt des Minifter8 Delbrück betrifft. Es ift durchaus uns 
52* 
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richtig, und auch nicht ein Schatten von Wirklichkeit liegt dafür vor, wenn 
man dieſe beflagenswerthe Aenderung in unſerem Perfonalbeftande mit 
irgend einer polttiihen und fachlichen Frage in Verbindung bringt Daß, 
wie an jedes Ereigniß, fo auch an diefes die tendenziöfe Erfindung, die 
politifche Ausfchmuckung, das Senfationsbedürfnig ſich hängen würden, 
war ja voraußzufehen; ich kann aber verfihern — und ich würde es nicht 
verfichern dürfen, wenn ich nicht ficher wäre, daß das Zeugniß des Her 
Miniſters Delbrüd das meinige befräftigen wird — daß zwiſchen ihm 
und St. Majeftät dem Kaifer, zwiſchen ihm und mir auch nidt ein 
Schatten von einer Meinungsverfhiedenheit über irgend eine 
der [hwebenden Fragen zu Lage getreten ifl. 

Der Minifter Delbrüd hatte, wie ihnen Allen befannt ift, in folden 
Tällen den Muth feiner Meinung und verfchwieg fie nicht. Wir find oft 
verfchiedener Anficht geweien, und da es fich meift um Dinge handelte, 
die er befjer verftand als ich, fo bin ich fehr oft in der Lage geweſen, 
feiner beſſeren Einfiht nachzugeben; er würde aljo, wenn er in irgend 
einer wichtigen Sache, wie beijpielöweife in der Eifenbahnfrage, mit mir 
anderer Meinung gewefen wäre, nicht ftillichweigend das Schlachtfeld ge 
räumt haben, fondern er würde feine abweichende Meinung ausgeſprochen 
haben. Ich habe mit ihm 25 Jahre lang gemeinfchaftlich gearbeitet und 
10 Jahre lang in kollegialifchen Verhältniſſen; wir ftanden in ſolchen Be 
ziebungen, daß er wußte, Daß jede, auch die bedeutendfte Frage 
pon mir eher vertagt worden wäre, als daß ich fie zum Anlaß 
eines Rücktritts werden ließ; darüber mar er vollftändig Kar. 

8 ift eine eigenthümliche Neigung, die natürlichen Urſachen der Dinge 
u verſchwemmen und nach künftlihen, namentlid nach folchen, die man 
I feine politifhen und Barteitendenzen verwerthen Tann, zu fucen. 

ichts ift natürlicher, als daß Jemand, auch mit der ungemöhn- 
igften Arbeitöfraft, man kann fagen, mit der mehrerer be 
ge ter Männer außgerüftet, bei dem Uebermaß von Arbeit, 

as er zehn Jahre auf fi genommen hat, beiden Erfchwerungen, 
die ihm dabei gemacht find, und niht am allerwenigften von 
denen, die jegt ihr vielleicht aufrichtiges Bedauern über feinen 
Nüdtritt fund geben, — daß dadurd die folidefte und elaſtiſchſte 
Urbeitöfraft aufgerieben wurde. Daß die Verdächtigungen und 
träntenden Infinuationen, denen diefer ausgezeichnete Beamte ausgelegt 
geweſen ift, nicht gerade dazu beigetragen haben, ihm die abftumpfenden 
 ermüdenden Wirkungen der Arbeit zu mildern, das liegt auf der Hand. 

Ich I das vorausſchicken wollen, um denjenigen Rednern, die 
etwa nachher noch wiederum den Minifter Delbrüd und feinen Rüdtritt 
ind Gefecht führen wollen, von Haufe aus diefe Mühe zu erfparen; fie 
würden, wenn fie es dennod) thun, entweder bewußt die Unmahrheit reden, 
oder mich einer ſolchen befchuldigen.“ 


Mai. Berufung des Großherzoglich heſſiſchen Minifter- Präfidenten, 
Bevollmächtigten beim Bundesrathe Hofmann zum Pri— 
fidenten des Reichskanzler-Amtes. 
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Juni. Emennung ded Staatöfecretaird im Audwärtigen Amte 
von Bülow und des Präfidenten ded Neichöfanzler-Amted 
Hofmann zu Staatd-Miniiten und Mitgliedern des 
preußiihen Staats» Minifteriumsd. 


Mitte Juni. Reife des Fürften Bismarck zur Kur nad) Kiffingen. 


Glückwunſchſchreiben des deutihen Kaiſers an 
den Präſidenten der Vereinigten Staaten Nord-Amerikas 
zur hundertjährigen Jubelfeier der Vereinigten Staaten. 


„Großer und guter Freund! 

Es iſt Ihnen beſchieden, die hundertjährige Feier des Tages zu be⸗ 
geben, an weldem das große Gemeinweſen, an defien Spige Sie ftehen, 
die — der unabhängigen Staaten eingetreten iſt. Was die Bes 
ründer deſſelben in meifer Benugung der Lehren der Gefchichte der 
taatenbildungen und mit weitem Blid in die Zufunft geordnet, hat ſich 
in einer Entwidelung ohne Gleichen bewährt. Sie und das amerilanifche 
Bolt darüber zu beglückwünſchen, ift Mir eine um fo größere Freude, als 
feit dem SFreunbfchartövertrage, welchen Mein in Gott rubender Ahnherr, 
König Friedrich II., glorreihen Andenkens, mit den Vereinigten Staaten 
gefchloffen bat, jederzeit eine ungetrübte Freundſchaft zwiſchen Deutjchland 
und Amerika beftanden und fich durch die immer zunehmenden Degiehungen 
beiderfeitiger Angehörigen und in einem immer fruchtbareren Austaufch 
auf allen Gebieten des Verkehrs und der Willenfchaft entwidelt und bes 
feftigt par, Daß die Wohlfahrt der Vereinigten Staaten und die Freund» 
Ihaft beider Völker auch ferner mit einander wachen mögen, ift Mein 
aufrichtiger Wunfh und Meine zuverfichtliche Hoffnung. Empfangen Sie 

die erneuerte Berficherung Meiner vorzüglichen Achtung. 
Wilhelm. 
gegz. von Bismard.“ 





45, Won der Krichstagsſeſſiun 1876, 


(30. Oktober bis 22. Dezember.) 


1876. 30. Dftober. Aus der Eröffnungdrede des Neid: 
fanzleramt8-Präfidenten Hofmann. 


„Die Angelegenheiten, welche in der beginnenden Seffion der Erle 
digung barren, And nicht zahlreih. Aber an Wichtigkeit werden Yhre 
benorfiebenden Berbandlungen hinter den Berhandlungen früherer Seffionen 
nicht zurückbleiben. Ä 

Hauptfächlich wird Ihre Thätigkeit durch die Berathung der Geſer⸗ 
entwürfe über die Gerichts verfaſſung, das Verfahren ın bürger: 
lichen Nechtsftreitigleiten und in Straffadhen, fowie des Entwurfs 
einer Konkursordnung in Anſpruch genommen fein. 

Mit gerechtfertigter Spannung fieht die Nation der Entjcheidung der 
Frage entgegen, ob es gelingen wird, dieſes für die einheitliche Rechts: 
entwidelung Deutjchlands jo bedeutfame Geſetzgebungswerk, an welchem 
feit einer Yteihe von Jahren jchon gearbeitet wird, vor dem Ablaufe der 
gegenwärtigen Legißlatur- Periode zu Stande zu bringen. 

Die Schwierigkeiten, welche fich einem folden Gelingen in den Weg 
ftellen, find nicht gering. In zahlreichen und zum Theil fehr wichtigen 
Punkten weichen die Anträge der von Ihnen eingefegten Kommiſſion, in% 
befondere Er dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und zu der Strafprozekordnung, 
von den Befchlüffen der verbündeten Regierungen wejentlid ab. 

Wenn die verbündeten Regierungen gleihwohl an der Weberzeugung 
fefthalten, daß eine glüdliche Loͤſung der großen Aufgabe, welche der be 
ginnenden Seſſion hinſichtlich der Juſtizgeſetze geftellt ift, möglich fet, jo 
gejchieht e8 in dem Vertrauen, daß Sie, geehrtefte Herren, bei Berathung 
jener Entwürfe dag Intereſſe einer fichern und unbehinderten, das allge 
meine Wohl wirkſam fohütenden Ausübung der Rechtöpflege im Auge 
galten werden. Die verbündeten Regierungen dürfen hoffen, daß der 

eihötag dem, was in ber fo eben bezeichneten Richtung für unerläßlid 
erfannt werden muß, feine Zuftimmung nicht wird verfagen wollen. — — 

Die auswärtigen Beziehungen Deutſchlands entſprechen, um 
geahtet der augenblidlihen Schwierigkeiten der Rage, dem friebfertigen 

harakter der Politit Seiner Majeftät des Kaiſers. Das angelegentlicdk 
Beftreben Seiner Majeſtät ift unabänderlich darauf gerichtet, gute Bezie⸗ 
jungen mit allen Mächten und insbefondere mit den Deutfchland nad» 
arlıh und gefchichtlich mäher ftehenden zu pflegen, und auch unter am 
den Frieden, fofern er bedroht werden Öle, durch freundfchaftliche Ver⸗ 





823 


1876. 


mittelung zu erhalten. Was aber die Zukunft auch bringen möge — 
Deutſchland darf ſicher ſein, daß das Blut ſeiner Söhne nur zum Schutze 
ſeiner eigenen Ehre und ſeiner eigenen Intereſſen eingeſetzt werden wird. 
Der Druck, welcher auf Handel und Verkehr nicht blos in Deutſch⸗ 
land, ſondern auch in den meiſten andern Ländern ſchon ſeit geraumer 
Zeit laſtet, iſt Gegenſtand der unausgeſetzten Aufmerkſamkeit der verbün⸗ 
deten Regierungen. Eine unmittelbare und durchgreifende Abhülfe liegt 
bei der Allgemeinheit der obwaltenden Uebelſtände und nach der Natur 
derſelben nicht in der Macht eines einzelnen Landes, wie lebhaft immer 
der gute Wille und die Bethätigung deſſelben bei denen ſein mag, die an 
feiner Spitze ſtehen. Wohl aber wird es als die Aufgabe der deut- 
fhen Handelspolitik zu betrachten fein, von der heimiſchen In» 
duftrie Benadhtbeiligungen abzumenden, welde ihr durd 
die Zoll» und Steuer-Einrihtungen anderer Staaten bereitet 
werden. Auf diefes Ziel wird die Katferliche Regierung namentlich bei 
den bevorftehenden Unterhandlungen über die Erneuerung von Handeld- 
berträgen Binzumirfen bemüht fein. 
ährend der vergangenen Monate find Seiner Majeftät auf Aller- 
böchfideren Reifen in berfhiedenen Theilen des Reichs mannigfache Be⸗ 
weile der wärmften Sympathien von Seiten der Bevölkerung entgegen» 
gebracht worden. Bon Seiner Majeftät bin ich befonder8 beauftragt, an 
iefer Stelle Allerhöchſtderen Dank und innige Befriedigung darüber aus⸗ 
ufprechen. Seine Majeftät haben aus folhen Kundgebungen aufs Neue die 
eudige Gewißheit geichöpft, daß die durch das Weich begründete Einheit 
Deutfchlands in dem Herzen der Nation tiefe Wurzeln gefchlagen hat. 
Daß das Reich feiner verfaffungsmäßigen Aufgabe, das Recht zu 
fügen und die Wohlfahrt des deutichen Volles zu pflegen, fi immer 
mehr gewachſen zeige, daß es fich immer mehr als feftes Bollwerk des 
Friedens nad Anden und im Innern ermweife, dazu werden, fo Gott will, 
auch die Verhandlungen der bevorftehenden Seffion des Reichstags das 
ihrige beitragen.“ 


21. November. Rückkehr ded Fürften Bismarck von Varzin 
nah Berlin. 


5. Dezember. Rede ded Fürften Bismarck über Deutſchlands 
Stellung zu Rußland und zur orientalijhen 


Frage (}. jpäter). 


6. Dezember. Ablehnung der Theilnahme an der Parijer 
MWeltausftellung. 


Notiz der „Provinzial- Eorresponbenz.” 


„Der Bundesrath hat am 6. Dezember einftimmig beichloffen, daß eine Be⸗ 
theiligung des Deutſchen Reiches an ber im Jahre 1878 zu Paris zu veranftal« 
tenden Weltausfiellung und eine Bewilligung von Gelbmitteln zu dieſem Zwecke 
nicht flattzufinden babe. Es ift dieſer Beſchluß die Folge allfeitiger reiflicher Prü- 
fung geweien, an welcher auch bie öffentliche Meinung jeit Monaten regen Antheil 
genommen bat. 

Die im Monat April an bas Auswärtige Amt gelangte Aufforberung ber 
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franzöfifchen Hegierung war von dem Reichskanzler⸗Amte den einzelnen verbän- 
beten Regierungen mit bem Anheimftellen mitgetheilt worben, ſich zumächt fiber 
bie Stellung zu vergewiffern, welche bie betheiligten induftriellen Kreiſe zu ber 
Frage einnehmen und unter Erwägung bes Ergebniffes dieſer Ermittelung bie 
eigene Meinung feftzuftellen. 

Aus den von ben einzelnen Regierungen veranlaßten Erhebungen hat fi 
ergeben, baß in ben inbuftriellen Kreilen die Ausficht auf eine jo nahe Wicber- 
bolung einer allgemeinen Weltausftelung faft durchweg als eine höchſt uner- 
wünſchte erfanıt wurbe, und baß felbft diejenigen Stimmen, welche ſich für bie 
Beihidung der Ausftellung ausfpreden zu müſſen glaubten, hierbei nicht ſowohl 
der Ueberzeugung von einem erheblichen pofitiven Intereffe ber Inbuftrie, als ber 
Meinung von einer Art Ehrenpflicht folgten. Eben deshalb glaubten fie auch 
annehmen zu bürfen, daß bie gelammten erheblichen Koften ber Betheiligung von 
dem Reiche getragen werben müßten. - 

Unter biefen Verhältniſſen bielt ber Bundesrath es für geboten, bei ber 
Entiheibung über bie VBetheiligung des deutſchen Reiches an ber beabficktigten 
Beranftaltung, über deren Angemeflenheit und Zeitpunkt eine vorherige Berftän- 
bigung nicht flattgefunden hatte, feinerjeits lediglich das Intereſſe ber beutichen 
Induſtrie ſelbſt ale maßgebend zu erachten, und demgemäß ſich gegen die Bethei⸗ 
ligung auszufprechen.” 


(Auf Grund eines jpäteren Beichluffes erfolgte die Be 
thetligung der deutſchen Kunft an der Parifer Ausftellung.) 


Die großen dentſchen Juſtizgeſetze. 
„Provinztal» Corresponbenz” vom 15. November. 


„Der Reichstag fleht nunmehr unmittelbar vor ber Erledigung ber bebeut- 
famften und umfaffendften Aufgabe, welche der nationalen Vertretung bisher ges 
ftellt war: es gilt, eine ber wichtigſten Seiten bes gefammten ftaatlichen Lebens, 
bie öffentliche Rechtſprechung in ihren Einrichtungen und Formen einheitlich für 
das ganze Deutihe Reich zu regeln und damit dem gemeinfamen nationalen Be 
wußtjein eine ber wichtigſten Grundlagen und Bürgſchaften zu fichern. 

Schon im Norbdeutihen Bunde war biefe Seite ber nationalen Geſetge⸗ 
bung in Angriff genommen, damals jedoch in ber Beſchränkung auf das Verfahren 
in Civilſachen, — ſeit Begründung des Deutjchen Reiches ift die Löfung ber Auf- 
gabe in ihrem vollen Umfange vorbereitet worben. 

Die Thronrede des Kaifers vom 29. Oltober 1874 konnte dem Reichstage 
das Ergebniß der Vorarbeiten Seitens ber verblindeten Regierungen in folgenden 
Worten anfünbigen: 

„Bier Sejeg- Entwürfe: Ueber die Verfaſſung ber Gerichte, über bas Ci⸗ 
bilverfahren, über das Strafverfahren und über das Konkursverfahren follen bie 
feit Jahrzehnten von ben Rechtſuchenden als Bedürfniß erlannte und von ben 
Rechtskundigen erftrebte Einheit des Gerichtsverfahrens verwirklichen und burd 
biefe Einheit unferm Baterlande ein Gut gewähren, welches andere Länder längſt 
befigen und welches wir nicht länger entbehren können. — Die Entwürfe, welche 
Ihnen zugeben, find die Frucht mühſamer Vorarbeiten, an weldyen bie Rechte 
wiſſenſchaft, der Richterftand, bie Anwaltihaft und ber Handelsſtand aus allen 
heilen Deutſchlands mitgewirkt haben; fie wollen, an bewährte Sinichtungen 
anjchließend, den Forderungen bes Lebens, wie ſolche die Entwidelung bes 
kehrs zum Ausbrud gebracht hat, und den durch Erfahrung gereiften Korberungen 
ber Wiffenfchaft, gerecht werben.” 

Als Die Vorlagen am 24. Novbr. 1874 zur erften Berathung im Reichetage 
gelangten, nahmen zunächſt bie brei Yufliz- Minifter von Preußen, Bayern mb 





825 


1876. 


Bürttemberg das Wort, um fi) Über den Geift und bie VBebeutung ber Entwürfe 
im Sinne der Bunbesregierungen auszuſprechen. 


Der preußiihe Bundesbevollmächtigte, Minifter Dr. Leonhardt, ſprach 
über bie Gefeentwürfe in ihrem Zuſammenhange und insbejondere über das 
Gerichtsverfaffungs - Geſetz. Er ſchloß mit folgenden Worten: 


„Schwierig ift die Aufgabe, die Ihnen geftellt ift, fo fehwierig, wie fie ber 
Reichsgeſetzgebung bislang noch nicht geftellt war und aller menſchlichen Voraus⸗ 
ſetzung nah aud nicht wieder geftellt werben wird. — — — Wer die Geſetz⸗ 
entwürfe unbefangen prüft, wirb nicht wohl verlennen können, daß fle einen be» 
deutenben Kortichritt in der Geſetzgebung bilben; es handelt fi nicht um leichte 
Arbeit, jonbern um bie reifen Früchte ber ernfteften Geiftesthätigleit. Vollendet 
find die Geſetzentwürfe nicht, denn Vollendetes zu ſchaffen, ift ben Geſetzen nicht 
möglich; auch foll nicht behauptet werben, baf fie das erweisbar Befte enthalten. 
Denn bie Reiheiuftingeletgebung ift in einer anderen Lage als die des Einzel- 
ſtaates. Die Mannigfaltigleit ver Verhältniſſe ift jo groß, daß es kaum möglich 
if, Diefelben in ihrer vollen Bebeutung zu erfennen unb zu würbigen, insbejon- 
bere auch nach bem Gefichtspunkt, ob fie den berechtigten Anſpruch auf Korteriftenz 
haben. — — — — Ich bin überzeugt, daß unter Ihnen auch nicht ein Einziger 
it, welder ven Inhalt der Geſetzentwürfe durchweg billigt. Darin befinden Sie 
fih in ber gleichen Lage mit ben verbünbeten Regierungen. Manche Regierung 
wird wänichen, baß das Eine ober Andere, vielleicht jehr Wichtige, anders gemacht 
wäre. Allein bie verblinbeten Regierungen haben, eingeben?! bes Wortes: Das 
Beſſere ift ber Feind des Guten, geglaubt, Refignation üben zu müffen, unb 
baben große Nefignation geübt, und fo möchte ich auch Ihnen, meine Herren, 
jurufen: Verſchmähen Sie nicht das Gute wegen bes Befleren, üben Sie Re- 
fignation und zwar große Refignation! Nur wenn Sie das thun, kann auf die 
—— x Wertes gerechnet werben, deſſen fachliche und politifche Bebeutung 
gleich groß iſt.“ 


Der württembergifche Bunbesbevollmädtigte, Iuftizminifter von Mittnacht, 
welcher befouber8 ben Entwurf der Strafprozeforbnung begründete, ſagte über 
denjelben: 

„Der vorliegende Geſetzentwurf will das in den vorhandenen Geſetzen ent» 
baltene Gute ſich aneignen und fo das neue Wert als eine Hortentwidelung unb 
einen Ausbau bes Beſiehenden erfcheinen lafjen. Das Gute, welches bie Einzel⸗ 

efeggebungen auf dem Gebiete des Strafprozeßrechts geleiftet haben, will ber 
— *— in ſich aufnehmen und zu einem möglichſt vollendeten Ganzen fortent⸗ 
wickeln und verarbeiten. — Der Entwurf hat durch ſeinen Inhalt ſo viel guten 
Willen bewieſen und an den Tag gelegt, daß nach dem regelmäßigen Laufe der 
Dinge von ihm wird noch mehr verlangt werden. Hier, meine Herren, giebt es 
eine Schranke: eine kräftige und ſichere Repreſſion des kriminellen Unrechis muß 
gerantirt bleiben, und davon darf man fih nicht abziehen laffen, weber durch 

rufnng auf bieje® ober jenes Schulprinzip, auf biefe oder jene Konfequenz aus 
einem foldhen, noch auch durch gefteigerte Rüdfichten ber Humanität für ben Vers 
dächtigen. Die Nothwenbigkeit eines ausreichenden Schutzes der bürgerlichen &e- 
ſellſchaft und ver öffentlichen Rechtsordnung würde fi auch, falls ja die gebeih- 
liche Prozedur zwedentipredhend nicht geftaltet würbe, unausbleiblih auf anderen, 
dann aber um fo gefährficheren und bedenklicheren Wegen zum Durchbruch und 
zur Geltung verhelfen.” — 

„Die Ordnung des Strafverfahren erfaßt das Grundverhältniß von Staat 
und Geſellſchaft und fällt alfo unmittelbar in das @ebiet ber politiihen Partet- 
meinnng. Es wirb deshalb in einem Tonftitutionellen Staateweien nicht leicht 
anders ergeben, als nach gefuchter und gefunbener Verflänbigung zwiichen Volls⸗ 
vertretung unb Regierung, nad Berhanblungen, in welden aus nahellegenden 
Gründen die Regierungen vorzugsweife das konſervative Prinzip zu betonen und 
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zu vertreten in ber Lage fein werben. Wir hegen aber das fefte Vertrauen, daß 
eine folche Verſtändigung gelingen und daß das Deutfche Reich eine gleihmäßig 
dem Staatszwed entiprechenbe, wie ber beutfhen Nation würdige Orbnung bes 
Strafverfabrens erbalten wird.” 


Der bayerihe Bunbesbevollmäcdtigte, Iuftizminifter Dr. von Fäufle, 
endlich, welcher die Berathung ber Civilprozeßordnung einleitete, ſchloß mit fol- 
genden Worten: 


„Sie werben bie mannigfadhen Schwierigkeiten nicht verkennen, welde es 
ebabt bat, um bie verichiedenen Prozeburformen, welche in ben einzelnen beut- 
hen Staaten befteben, zu einem barmonifchen Ganzen zu vereinigen. Der Bundes 
rath hat dieſe Schwierigkeiten fchiwer empfunden, aber den verbünbeten Regi 
bat über alle Bedenken eine Rüdficht hinweggeholfen, die Rückſicht, daß ein fer- 
tiges Werl zu Stande fommen müffe, und daß ber deutſchen Nation biefes erfe 
und bebeutfamfte Stüd ihrer Nechtseinheit nicht mehr länger vorenthalten werben 
kann. Ich zweifle nicht, meine Herren, daß dieſer Geift auch Ihre Betrachtungen 
befeelen werbe.” 


Namens des Neichstages ergriff zuerfi der Abgeorbnete Dr. Laster dat 
Wort und äußerte fi wie folgt: 

„Ih bantele gewiß im Einne des Reichstages, wenn ih am Eingang 
meiner Worte bem Gefübl ber Befriedigung darüber Ausdruck gebe, daß wir mit 
den drei fo febr bedeutenden, in fi zufammenbängenden und Grund legenden 
Geſeten deutſcher Rechtseinbeit endlich befaßt werben. Wie jehr wir and, bei den 
Rerbantiungen Gelegenheit baben werten, Meinung gegen Meinung zu flelen, 
fo glaube ich doch, daß alle Mitbetheiligten getragen werben von dem Danlgerähl, 
daß wirklich Ernſt gemacht wirb mit ber Juftizeinheit, und daß wir Alle erfält 
find von den Sefinnungen, wie fie bie brei Herren Minifter entwidelt haben, in 
Veziebung auf ibr gemeiniames Streben das Werk zu Etanbe zu bringen.“ 


Der Nebner betonte weiter, daß es kei ben bevorſtehenden Beratbungen 
fib nur um Grörterungen bandeln fünne, wie fie unter Gleichgefinnten gerüht 
werten! denn in den legten Zeilen et fein Unteridiieb anzunehmen zwiſchen ben 
Mitglietern des Neihttaget unt den Mitgliedern ter Regierung. „Es wire”, 
fubr er tert, „für und gewiß erfrenlich aemeien, wenn wir uns in ber Page be⸗ 
funden Kitten, die drei Seſede. wie fie vorgelegt find, en bloc (durch einen ein⸗ 
zigen Oeſammtdeichlußd anzunebmen:; ich weniaftene würde mich dann mit dem 
Kinde im Mäãrden verglichen baten, tem vlöich über Nacht ein unentlice 
Süd zuatciallen in und Da8 ñch in ein gan; anteret Reich verfegt ſiebt. Indeſſen 
die ſacdlich Miulchleit if wide gogeden. Veh bei demienigen Werke nicht, meldet 
W mar andele, 218 ein nahe; vellentetet Reißerwert ;u bezeichnen, tie Civil⸗ 
frojckertaung, mein ten Eıemmel ter Keie ım Autdrack. wie im Juhalt an 


» teist, weile Zeral Tee Meiſterband darrtzuu. — — Arch bierin find zum 
Mi Emmunar azigernemumen. weile jetemtallä ber unterwerien 
wur mühe — — Scurr exrerm den ber Mögkehkeir munmirtefharer An 


wat wi Te Smeigeenfetzung zer ım weisen das Gerihreeeriafiung® 
RT — 

Ir Seerca ter Sereimiehung zeltiider Gecheinunhe aber jagte ter 
Nam: „Kerür mir der ter Qerıtlama ter Iutizaeiepe ben Hinweis Daran, 
UF au Tri nur er Serien eier Zoaten; kintem, gänzlich ven 
Mm Nr, We wäre os tar YNDinarztmee balez, mezz mir mir taeicm Geile 
Sr Area I getzmärnaer Sulizgeepe oeen mellen — — — Wir 
NER N mn Arhac uhren Sir wir giuzter, u ml wiche weiter geben 
In war Wrüchäuz, cl proimeriss ıt, zm inmechait Te Deuter Reichel 
Art zur Nemmee. arlernde zer me Redetdigübaien amsgeltonere Juni) 
DAR Tirtenzzcihtece . 
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Der Abgeorbnete Dr. Windthorſt erflärte von feinem Standpunkte gleich" 
folls: „Der Gegenftand, welder uns beichäftigt, ift glüdficherweije eiumal ein 
ſolcher, bei welchem bie fonftigen Parteiſtandpunkte mehr ober weniger verſchwinden 
und wir Alle geben mit gleicher Bereitwilligleit und mit gleicher Freudigkeit 
darauf ein, die Vorlage ruhig zu prüfen und wo möglich zur Annahme zu 
bringen. Eine folhe Sachlage giebt eine befonbere Freubigkeit zur Arbeit. — — 
Benn ich die Vorlagen, die nnd gemacht find, vergleiche mit dem Zuſtande, in 
welchem in Deutichland Überhaupt die Rechtspflege fich befindet, fo bin ich ber 
Meinung, daß, wenn bie Vorlagen angenommen würden, fo wie fie liegen, im 
Großen und Ganzen ein entjchiebener Fortfchritt gethban wäre.” — — — 


Wenn an alle biefe Aeußerungen heute erinnert wird, fo geichteht es, um 
daran den Ausbrud ber Ueberzeugung und Zuverfiht zu knüpfen, daß der Geift 
freubigen Zuſammenwirkens zu dem großen nationalen Werke, welcher fi vor 
zwei Jahren fo entfchieben kundgab, nunmehr auch das enbliche volle Gelingen 
ſichern werbe. 

Diefe Zuverficht ift gefteigert durch ben Berlauf der zweijährigen Arbeit, 
welche die Zuftizlommiffion bes Reichstages ihrer Aufgabe newibmet bat, und in 
welcher mit dem Bewußtjein von ber Größe und Bedeutung berfelben zugleich 
das Bewußtſein der ſchweren Berantwortlichleit für das wirkliche Gelingen we- 
ſentlich wirkſam war. 

Zu der jahrelangen treuen Arbeit der tüchtigſten und erfahrenſten Rechts⸗ 
funbigen aus fämmtlichen deutſchen Regierungen ift nunmehr bie eifrige und hin- 

ebende Arbeit der bebeutenpften Juriſten aus der beutihen Gefammtvertretun 

Binzugelommen, — und das Werk der Berftänbigung ift fo weit gebiehen, ba 
außer der Konkursordnung, über melde gar feine abweichende Meinung mehr 
beftebt, das eine ber großen Geſetze, bie Civilprozeßordnung, welche von vornherein 
ale „ein nahezu vollenbetes Meifterwert” bezeichnet wurbe, jet abgejehen von 
einem einzigen wichtigen Punkte als völlig vereinbart gelten fann, — und baß 
bei dem Gerichtöverfaffungsgefeß und ber Strafprogeßorbnung bie rl un rd 
ungemein zahlreichen Meinungsverſchiedenheiten ſchließlich auf eine verhäftnißmäßig 
geringe Zahl eingefchränft worben find. 

Freilich handelt es fich bei den noch übrig gebliebenen Punkten nad) ber 
feften Ueberzgeugung ber Bunbesregierungen wejentlih um „das Interefje einer 
gefierten und unbehinberten, das allgemeine Wohl wirkſam ſchützenden Ausübung 

Rechtspflege.” Um dieſer Ueberzeugung willen, jowie im Vertrauen auf den 
von bem Reichstage feither bewährten Geift Dürfen fie den fchließlihen Berathungen 
mit der zuverſichtlichen Hoffnung auf volle Berftänbigung Über das in jener Rich 
tung Unerläßliche entgegengeben. 

Die Summe und Bedeutung beffen, worüber ber Reichſstag mit den Re- 

ierungen einig ift, if zu groß und gewaltig, als daß man es fir möglich halten 
fe, daß an den noch beftehenden Differenzen das Ganze fcheitern könnte: ber 
Gewinn für die deutiche Nation befteht nicht in irgenb einem einzelnen Punkte, 
fondern in dem Ganzen bes großen Werkes. Und wer auf biejes Ganze ben 
Blid richtet, wird an die lette Berathung mit ber Ueberzeugung und dem Willen 
berangeben: es muß gelingen, darum wird es gelingen!“ 


Die Verftändigung über die Juftizgejepe. 
13. Dezember. Schreiben ded Fürften Biömard an den Prä- 
fibenten des Reichstages vor der dritten Berathung der 
Juſtizgeſetze. 


„Bei dem hohen Werthe, welcher auf das Zuſtandekommen der dem 
Reichstag vorliegenden Juſtizgeſetze von den verbündeten Regierungen ges 
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legt wird, und da bei der Kürze der Zeit, welche zu dem gemeinfamen 
irfen in diefer Legislaturperiode nur noch übrig zu beior en ftebt, 
ob es gelingen wird, diefe Geſetze in dem fonft hergebrachten chaͤfts⸗ 
ange zu vereinbaren, hat der Bundesrath es für geboten erachtet, die 
Ergebnfle feiner Berathung über die von dem Reichstag in zweiter Lefung 
gefoßten Beichlüffe ungefäumt und insgefammt [don vor dem Beginn ber 
ritten Leſung zur Kenntniß des Neichötages zu bringen. Demgemäß 
beebrt fich der unterzeichnete Reichskanzler, Em. Sodmchgiheren die bei⸗ 
liegende Zufammenftellung der Befchlüffe des Bundesrath3 mit Dem ganz 
ergebenften Erfuchen zu überfenden, diejelbe dem Reichstag gefälligft mit- 
theilen zu wollen. Der Yundesrath bat fich bereits, als er zu den An- 
trägen der Kommiffion Stellung zu nehmen hatte, von dem Beftreben 
leiten laffen, fich diefen Anträgen thunlichſt anzufchliegen. Auch bei ber 
erneuerten Derathung ift er beſtrebt geweſen, den Beichlüffen bes Reichs⸗ 
tag8 in zweiter Leſung gegenüber, die Differenzpunfte auf das möglichft 
eringe "B zurüd uhlbren. Er bat daher bet einer großen Weihe von 
unften, obgleich fe ihm zu begründeten Bedenken Beranlaffung geben, 
dennoch darauf verzichtet, diefe Bedenken weiter zu verfolgen. & febr 
aber auch die verbündeten Regierungen hiernach bereit waren, den Be 
fchlüffen des Reichstags entgegen zu lommen, fo fehr fühlten fie ſich doch 
andererfeitö verpflichtet, in dieſem Entgegenfommen diejenigen Gre 
einzuhalten, deren Weberjchreitung als eine Gefährdung der ihrer Obhut 
vorzugsmeife anvertrauten Öffentlichen Intereſſen ericheinen müßte. Der 
unterzeichnete Reichskanzler hegt die Hoffnung, daß es auf Grund der 
Beichlüffe des Bundesrath8 gelingen wird, das große nationale Werk der 
deutſchen Juſtizreform zu einem gedeihlichen Abthluß zu bringen.“ 


Notizen ber „Provinzial- Corresponbenz.“ 


„In Folge diefer Mittheilung beichloß ber Reichstag auf den Borfchlag bes 
Präfidenten, die dritte Beratbung der Juſtizgeſetze einftweilen auszufegen. 

Die Hinausfchiebung der britten Berathung hatte den Zweck, vor bieler 
enbgältigen Entſcheidung zunächſt burd vertrauliche Verhandlungen wo möglid 
noh einen Boden für eine Ausgleihung der vorhandenen Gegenſätze zu ge- 
winnen. 


Die vertraulichen Berhanblungen wurden zwifhen ben Führern ber na- 
tionaf=Tiberalen Partei und dem Reichskanzler, ſowie bem preußifchen Juſtizmi⸗ 
nifter, als dem Borfigenden bes Juftizausichufies bes Bundesrathes, geführt. 
Diefelben gelangten am 16. zu einem Abfchluffe, welcher von ber national · libe⸗ 
ralen Partei und demnächft ebenfo von ber lonfervativen und von ber frei-fon- 
fervativen Partei als annehmbar erfannt wurde und in einem von biejen brei 
Parteien geftellten Antrage zur Abänderung ber in ber zweiten Leſung gefaßten 
Beichlüffe feinen beftimmten Ausprud fand. 


Die Berathbung im Reichstage Über den vertraufich vereinbarten Ansgleid 
begann am 18. Der von ben brei verbilndeten Fraktionen geftellte Antrag wurde 
von dem Übgeorbneten Miquél (dem jeitherigen Berichterftatter ber Juftizlom- 
milfton) näher begründet. 


Der Bundesbevollmächtigte Iuftizminifter Dr. Leonhardt gab bie Erklä⸗ 
rung ab, — daß bie verbünbeten Regierungen bie vorliegenden Anträge als einen 
zuſammengehörigen Gefammtantrag gegenüber ben früheren Beſchlüfſen ber 
Bunbesregierungen betrachteten: es feien barin bie Erklärungen ber Regierungen 
theilweife einfach angenommen, theifweife mit gewiflen Veränderungen, — einzelm 
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Wünſche der verbünbeten Regierungen bleiben unberüchtigt: Nah Lage der 
Berhältniffe werbe er die Anträge nicht anfechten und bie nfche der verbün⸗ 
beten Regierungen, welche nicht berüdfichtigt et gegen: nicht weiter verfolgen. 
Wenn ber Reichstag die Anträge annehme, fo ſei gegründete Hoffnung vorhanden, 
daß die verbüubeten Regierungen fi anfchließen werben und bamit bie Juſtiz⸗ 
—* in Wirkſamkeit treten. Wenn bie Anträge nicht angenommen werben, fo 
ei die große Aufgabe, die Einheit der Rechtepflege für Deutichlandb herbeizuführen, 
unzweifelhaft al& geſcheitert anzuſehen. 

Der Ausgleihantrag wurbe von ber Fortichrittspartei, ven Ultramontanen 
und den Sozialbemokraten als eine ungerechtfertigte Nachgiebigfeit, als eine Ver⸗ 
lengnung befien, was bie Nationalliberalen in der zweiten Lefung als nothwendig 
erfaunt haben, und als eine Preis ebung der gefegeberiihen Stellung bes 
Neichstages lebhaft belämpft und zugleich ebauptet, daß ber Reichskanzler und 
der Bunbesrath, wenn nur ber Reichstag feſt auf feinen Beichlüffen bebarre, 
wohl nachgeben würden. Wenn nicht, jo fei es kein Schabe, wenn bie Geſetze 
erft fpäter zu Stande kämen. 

Bon national -Liberaler Seite wurben jene Vorwürfe entſchieden zurüdge- 
wiefen: ganz baffelbe habe bie Fortichrittspartei auch bei der Annahme ber Nord⸗ 
deutfchen Bundesverfaffung, bei der Annahme der Berfaffung des Deutichen Reiches 
und beim Abichluffe der Militärfrage gejagt, — aber alle ſolche Vorwürfe jeien 
wie Wind verweht. Es ſei der Würde bes Reichstages durchaus nicht zuwider, 
Beichlüffe ber zweiten Lefung in ber britten zurüdzunehmen, wenn man fich 
Überzeuge, daß nur dadurch eine an und für fich gute Arbeit gefichert werben 
tönne. Schon wiederholt jei bei bebeutenben unb verwidelten Geſetzen zwiſchen 
der zweiten und dritten Leſung durch vertrauliche Verbanblungen bie Grundlage 
der Verſtändigung geſucht und gefunden worben. Es jei auch keineswegs gleich 
gültig, ob bie Geſetze jet zu Stande kommen; denn wenn e8 nicht geſchehe, 
würben fi bie verfchiebenften Intereffen zu einem Anſturm gegen bie ganze 
Geſetzgebung vereinigen. Mit größter Mühe feien in achtjähriger Arbeit brei Ge⸗ 
ſetze vereinbart, bei denen in Zaufenben von Paragraphen eine volle Ueberein- 
ſtimmung zwilchen ben Regierungen unb bem Reichstage erreicht fei, — in keinem 
einzigen aller dieſer Bunte jei ein Rückſchritt gegen den bisherigen Zuftand nad 
weisbar, in einer großen Anzahl gewichtiger Punkte dagegen unverlennbare 
— Wenn man dem gegenüber auf einige wenige noch weiter erſtrebte 

eformen verzichte, um das Errungene im Ganzen zu ſichern, fo inne man das 
gute Bewußtjein haben, dem Lande einen bebeutenben Dienft zu leiften. 


Die allgemeine Beratbung, wie bie Berathung ber einzelnen Punkte, war 
ein fortgejetter, heftiger Kampf zwilchen den Parteien, welche den Ausgleich unter- 
ſtützten, unb den Gegnern beffelben, vor Allem zwiſchen den National Liberalen, 
welche unter Verzicht auf einzelne frühere Forderung die en igng berbeige- 
führt hatten, und der Fortſchrittspartei, welche ihnen deshalb Abfall und Verrath 
den liberalen Grunbfägen gegenüber vorwarf. 

Diefe ſich unaufhörlich wieberholenden Auflagen wies ber national - liberale 
Abgeordnete von Sennigien mit großer Entſchiedenheit zurüd, indem er noch» 
mals die Beweggründe für den Ausgleih und den Unterſchied der Auffaffungen 
zwifchen jeiner Partei und der Fortſchrittspartei darlegte. Gegenüber ber Ant ⸗ 
digung, daß die liberalen Wähler das Urtheil über die Urheber des Ausgleichs 
abgeben würden, erklärte Herr von Bennigſen: „Er und ſeine Freunde wollten 
dem Urtheil der Wähler mit Ruhe entgegen ſehen und zwar auf Grund der Er⸗ 
fahrung und ber Geſchichte, denn das Urtheil des Volles Über das Beſtreben ber 
Mehrheit, Ausgleihe mit der Regierung zu ſchließen, fei von ber Bevölkerung 
in Preußen und Deutſchland bereits gegeben worden, ebenfo wie über bie un- 
fruchtbare Politik der Fortſchrittspartei Fahre 1867 und in ben folgenden 
Jahren, als es fi um bie deutſche Reichsverfaſſung, als es filh um bie norb- 
deutfche Bunbesverfaffung, als es ſich um bie Regulirung unferer Militär « Ange- 
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legenheiten und um bie Wehrhaftigleit gegen das Ausland auf eine Neibe von 
Sahren hanvelte, und das Volk habe keinen Zweifel gelaflen, daß es der Mehr: 
beit des Reichstages beigetreten jei. 

Allerdings ſei es fchwer gewejen, in manden. Punkten nadhzugeben, aber 
man babe es getban, nachdem auch die Regierungen eine große Strede Weges 
entgegengelommen ſeien. Diefer Nachgiebigleit habe man fi) anſchließen mäflen; 
denn nimmer könne der Reichstag verlangen, allein bie Gefee zu machen. Das 
ſei eben bie innere Unwahrheit, daß bie Kortichrittspartei mit dieſer falfchen For⸗ 
derung das öffentliche Urtheil verwirre und dadurch ein freubiges Gefühl über 
die Wirffamleit im neuen Deutihen Reihe nicht auflommen laſſe. — — Nur 
wenigen Nationen fei e8 Überhaupt vergönnt geweien, eine folche Arbeit zu voll- 
bringen. Ein fo großes Werk dürfe nicht an bloßen Parteianffaffungen fcheitern. 
Der Unterſchied zwiſchen ben Freunden des Ausgleiches und ber Fortſchrittspartei 
befiebe darin, daß Jene die Politik und bie Geſetzgebung nicht ale Sache einer 
Lehr- und Schulmeisheit anſehen, fondern als eine Sache ver Praris und ale 
eine Kunfl. Wenn fie fih an das Höchſte wage und dazu gehöre bie Rechtsein- 
beit, jo dürfe fie e8 mit der höchſten Vegeifterung, aber auch mit Selbftverleug- 
nung tbun, freilich nicht mit ber Selbftverleugnung, daß bie Künftler, wenn fie 
ihre Arbeit faft vollendet haben, dann ihr Werk burchaus ſelbſt vernichten und 
ſchlecht machen müſſen. 

Das Volt und die Wähler würden ber Mehrheit dieſes Reichstags Recht 
geben, wenn biefelbe fage: nachdem die Regierung uns jo weit entgegengelommen 
ift, wollen auch wir ben Schritt thun und mit der Regierung das Werk zu Stande 
bringen, das zum erflen Mal in Deutichland bie fidyeren und unerfchitterlicen 
Grundlagen ber Rechtseinheit bildet.” 

Daß eine erhebliche Mehrheit entichloffen war, das. Werk der Verfländigung 
mit den Regierungen durchzuführen, trat alsbald bei der erften entfcheibenden 
Abftimmung bervor. 

Es handelte fih zunähft um die Zuſtändigkeit der Schwurgerichte für 
Preßvergehen, welche in ber zweiten Leſung befchloffen war. Der Ausgleichsantrag 
forderte die Streihung dieſer Beftimmung, jedoch mit dem Zuſatze, daß da, mo 
Prefvergeben nach den bisherigen Tandesgejegen bereits von Schwurgerichten ab- 
geueipeit werten (in Bayern, Württemberg und Baden), e8 dabei verblei- 

n fol. 

Diefer Bermittelungsantrag wurbe nach lebhafter Verhandlung mit 198 
gegen 146 Stimmen angenommen. 

Am Donnerftag (21.) konnte der Reichstag zu den namentlichen Schluß- 
abftimmungen über bie Gejete fchreiten. 

Mit 194 gegen 100 Stimmen, alfo a mit Zweibrittel- Mehrheit 
wurbe zunädit das —— eſetz, ſodaun bie Strafprozeßord 
nung, mit Einſtimmigkeit die Civilprozeßordunug und bie Konkursorduung 
augenommen.“ 


Schluß des Reichstages. 


22. Dezember. Thronrede Sr. Majeſtät des Kaiſers. 


„Geehrte Herren! 

Bei dem Schluſſe der vierten und legten Seffion der zweiten Legis⸗ 
latur-PBeriode des Reichstags darf Ich Sie auffordern, mit Mir einen 
befriedigenden Rückblick ur die Ergebniffe Ihrer Thätigkeit zu richten, 
um und zu vergegenwärtigen, in weldem Maße Ihre und der verbündeten 
Regierungen gemeinfame Arbeit im Laufe der legten drei Jahre den Aus- 
bau der verfaffungsmäßigen Grundlage des Reichs gefördert hat. 


40 ID. 

Durh das Reichs-Militärgeſetz iſt die Urganifation des deutjchen 
Heeres fejtgejtellt und damit eine zuverläjfige Gewähr für die Unabhängig: 
keit des Vaterland und für feine berechtigte Weltjtelung gejchaffen 
worden. 

Auf dem Gebiete der mwirtbichaftlichen Intereſſen hat das Bankgeſetz 
für die Regelung der Kreditverhältniffe und des Geldumlaufs einheitliche 
Drdnungen eingeführt, von deren Wirffamkeit Handel und Verkehr eine 
ftetige und nachhaltige Förderung erwarten dürfen. Zugleich ijt die Ges 
feggebung darauf bedacht gemejen, ihre Yürforge für die arbeitenden 
mir durch die Organifation der eingefchriebenen Hülfsfaffen zu bes 
thätigen. . 

Von nicht geringerer Bedeutung ift das in der ablaufenden Legislatur⸗ 
periode Gefchaftene Fir die Pflege der geiftigen Intereſſen der Nation. 

Die Rechte und Pflihten, welche fih an die literarifche Thätigkeit 
Inüpfen find dur) da8 Gefeg über die Preffe neu geordnet. 

Der Schuß des geiftigen Eigenthums hat durch die Geſetze tiber das 
Urheberrecht an Werfen der bildenden Künfte, an Muftern und Modellen 
eine langentbehrte Erweiterung erhalten. 

So werthvoll aber auch bie Ergebnifje Ihrer früheren Seffionen in 
den genannten und in anderen Beziehungen waren, fo merden fie doch 
an Bedeutung überragt durch die große Aufgabe, welche Ihnen auf dem 
Gebiete der Suftisgefeggebun geftellt war. 

Nachdem eine Revifion De Strafgeſetzbuchs in der vorigen Seſſion 
ftattgefunden hatte, fiel der heut fchließenden die Erledigung der Gejet- 
entwürfe zu, welche die Gerichtsverfaflung, die Civil- und Strafprozeß- 
ordnung und die Konkursordnung regeln. Diefe Entwürfe find von Ihren 
Kommitfionen mit angefpannteftem Fleiße und mit der eingehendften Sorg⸗ 
falt geprüft worden und der Reichstag hat die Berathungen über dieje 
Gefege mit dem Eifer und der Hingebung gepflogen, wie He der großen 
nationalen Aufgabe würdig waren. 

Bei einem fo umfangreichen und bedeutungsvollen Werfe mußten in 
der erften Beurtheilung die Meinungen über viele und wichtige Punkte 
nothmwendig in dem Maße außeinandergehen, wie e8 der Verbreitung und 
der Bielfeitigleit juriftiiher Durchbildung in allen Theilen unſeres Vater⸗ 
landes entfprit. Dennoch ift e8 zu Meiner aufrichtigen Freude gelungen, 
alle Meeinungsverfchiedenheiten im Wege der Berfländigung unter |hnen 
und mit den verbündeten Regierungen auszugleihen und die Verbands 
lungen zu einem befriedigenden Abſchluß zu bringen. 

Das Gefühl des Dankes für die Bereitwilligfeit, mit mwelder Sie, 
geehrte Herren, den verbündeten Regierungen zu dieſer Berftändigung 
entgegengelommen find, iſt in Mir um fo lebhafter, je höher Sch den 
Gewinn anſchlage, welcher aus dem Gelingen dieſes Werks für unfer 
nationales Leben erwachſen muß. 

Durch die ftattgehabte Berabfchiedung der Juftizgefege ift die Sicher- 
heit gegeben, daß in naher Zukunft die Kechtöpflege in ganz Deutjchland 
nach gleichen Normen gehandhabt, daß vor allen deutjchen Gerichten nad) 
denfelben Borfchriften verfahren werden wird. Wir find dadurch dem 
Biel der nationalen Rechtseinheit wejentlich näher gerüdt. 

Die gemeinfame Nechtsentwidelung aber wird in der Nation das Be⸗ 
wußtſein der Zuſammengehörigkeit ſtärken und der politifchen Einheit 
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Deutſchlands einen inneren Halt geben, wie ihn feime frühere Periede 
EEE, my — 
Rechts herbeizuführen, wird der Beruf der Iommenden GSeifionen ſein 

Ich entlaffe Sie, geehrte Herren, indem Ich a Shwen „fir re m anges 
—— und erfolgreie Arbeit wiederholt im a en 

den wärmſten Danf ausſpreche in Fame Niere 

—5* "wenn der Reichstag fi) wiederum hier verfemmelt, es u 
vergönnt fein wird, unfere Arbeiten ausſchließlich den friedlichen * 
der inneren Entwickiung des Reichs —— 

Der bisherige Fortgang der Verhandlungen der europätichen 


über die im Orient fchwebenden Bragen bereit tigt Mich zu der 35* 
daß es Meinen Bemühungen und den ——— Pd 
Iihen ntentionen der an der Entwid —— der im Orient m 
mittelbar betheiligten Mächte geli die ſchwebenden Fragen 
ohne Beeinträchtigung der guten Beiehumgen 


ehungen zu löfen, welde gegen 
wärtig unter ihnen obmalten. Ich werde, geftügt von dem Vertraren, 
welches Deutfchlands —— Polnt fich erworben hat, im Wege 
freundſchaftlicher und ſelbſtloſer Vermittelung mit Gottes Hülfe and ferner 
dazu mitwirken.“ 


Nach dem Streit. 
„Provinzial- Eorresponbenz” vom 28. Dezember. 


„Auf bie jüngften flürmifch-erregten Verhandlungen bes Reichstages iR eine 
letzte feierliche und erhebende Sitzung gefo — nah den leidenſchaftlichen Er⸗ 
drierungen, in welchen bie trennenden arteigeb edanken beftig gegen eimanber 
firitten, ift aus dem Munde des Kaiſers der einigenbe Reichegedauke zur ver 
fühnenden Geltung gelangt. 

Aller Streit und bittere Hader, ber fi an bie letzte gewaltige Arbeit bes 
Reichstages gelnüpft hatte, tritt zurüd vor den fchlicht erhabenen Worten vom 
Kaiſerthron, in welchen bie gewaltige Bedeutung bes für Deutichlanb wrrungenrz 
verfünbet wird. — — 

Mit dem Ausbrude bes Dankes ber verbündeten Regierungen jdr bie er⸗ 
folgreiche Arbeit bes Reichstages hat ter Kaiſer ben vertrauensvollen Himweis auf 
weitere friedlihe Arbeit für bie innere Entwidelung bes Reiches verträpft. 

Der glüdlih erreichte Abjchluß der umfaffenden Juftizggefeke iſt im ber 
That auch deshalb von großer und erfreulicher Bebentung für unfer gejanrintes 
politiſches Leben, weil bie geſetzgebenden Kräfte bes Reiches fild nunmehr um fo 
freier und erfolgreiher anderen wichtigen Aufgaben unb Bebürfniffen umferes 
Volkslebens werben zuwenden können. 

Die wirthichaftlihen Fragen vor Allem ſtehen im Vordergrunde ber allge 
meinen Sorgen und Wünſche, und find fchon feit länger er Zeit Gegenflanb ver 
eingebendften Erwägungen auch auf Seiten der verbünteten Regierungen: fie 
werden unzweifelbaft während ber nächſten Jahre die parlamentarische Thätigkeit 
in hervorragender Weije in Anfpruch nehmen. 

Das Gelingen heilbringenber Reformen auf dem wirtbichaftlichen (Gebiete 
bängt aber ebenfo, wie auf bem rein politifchen, in erfter Linie von ber Möglich⸗ 
feit vertrauensvollen Zuſammenwirkens bes Reichstages mit den verblindeten Re- 
gierungen ab. 

Es if jehr leicht gethan, in Parteiprogrammen ben verfdhiebenen hen 
bes Volkes in allgemeinen Wendungen bie herrlichſten Reformen, bie größten 
Erleihterungen und wirthſchaftlichen Verbeſſerungen in Ausficht zu fiellen, — 
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jeber wirkliche Schritt auf dem Wege beilfamer Reformthätigleit aber erheiicht die 
ſorglichſte alljeitige Abwägung ber verjchiedenen Intereffen, wenn nicht das, mas 
ben Einen zum Vortheil gereicht, Anderen unbillige Schäbigung bereiten fol. 
Auf keinem Gebiete geben ferner die Auffaffungen und Beftrebungen jo ſehr aus- 
einanger, wie auf dem wirtbichaftlihen, weil hierbei eben bie unmittelbarften 
Lebensintereſſen und Bedürfuiffe jedes Einzelnen im Spiele find. 
Wirthſchaftliche Reformen können baber fiherli nur von einem Reichstage 
durchgeführt werden, dem e8 in jeiner Mehrheit mit einer wirflidden Berftäubi- 
gung ri bie Bebürfniffe und Intereffen bes Volkes mit ben Regierungen voller 
if. 


Der mit unferem Kaifer weitere Erfolge einer befonnenen und ftetig fort» 
ſchteitenden Gefeßgebung zum wahrbaften Gedeihen ver deutſchen Ration zu 
fidern gewillt ift, ber wirle bei den beoorftebenden Wahlen an feinem Theile da⸗ 

in, daB der Geift-vertrauensvollen Entgegentommens und freubigen gemeinjamen 

fiens zwifchen den Regierungen und der Reichövertretung, welder die bis⸗ 
berigen Fortichritte der nationalen Gefetgebung zur Reife gebracht hat, auch ferner 
zur Geltung und jegensreihen Wirkſamkeit gelange.” " 


1877. Berlenmdungen gegen den Fürſten Bismard. 
Die „Eijenbahnzeitung” und die „Reichsglocke“. 
„Provinzial⸗Correspondenz“ vom 24. Januar. 


„Su den fetten Wochen haben ſich die Berliner Gerichte wieberholt mit 
einem Blatte bejchäftigt, welches wohl als das ſchamloſeſte aller bisher in Preußen 
erſchienenen Preßerzeugniffe gelten kann. Daflelbe trug früher den Namen 
„Eifenbahn- Zeitung“ uud war urfprünglich gegründet, um nad den parlamen- 
tarifchen Vorgängen, weiche zur Einfegung einer Unterfuhungstommiffton in Be- 
treff der Eiſenbahnkonzeſſionen führten, an ben Urbebern diefer Maßregel Ver⸗ 
geltung zu üben und befonbers deu Nachweis zu führen, daß gerabe in denjenigen 
Kreilen, welchen dieſelben angehörten, die gröbften wirthichaftlichen auejhreitungen 
und Mißbräuche vorgelommen feien. Mehr und mehr ging bas Blatt bazu über, 
feine Angriffe und Schmähungen in diefer Beziehung nicht mehr blos gegen bie 
Aıtarzziefen Unternehmer, ſondern mit immer wachſender Schärfe gegen Mitglieder 
ber Re,.srung zu richten, welche angeblich jene Ausſchreitungen begünftigt hätten 
und babei den vermwerflühften Beweggründen perſönlichen Cigennuges gefolgt 
wären. . Im weiteren Verlaufe wurde vor Allem die Politik und die Perfon bes 
Reichskanzlers Fürſten Bismard zum Gegenftande ber gehäffigften Angriffe ge- 
macht. Im offenbaren Zufammenhange mit ben Agitationen bes Grafen Harry 
von Arnim wedjelten fortan mit den blos wirtbfchaftlichen Erörterungen bie 
boshajteften Verdächtigungen ber geſammten inneren und äußeren Politit bes 
Reichskanzlers und zugleich die ſchwerſten perſönlichen Beſchuldigungen befjelben 
in Bezug auf die Beweggründe feines gefammten politifhen Wirkens. Diele An- 
griffe gegen ben Charakter und bie Ehre des Fürften bewegten fi theilmeife nur 
in Andeutungen und Anfpielungen, welde allerdings leicht errathen ließen, auf 
wen fie zielten, doch aber vorfichtig genug gehalten waren, um einer ftrafrechtlichen 
Berfolgung lange Zeit jede Handhabe zu entziehen. 

achdem es lange Zeit unmöglich erfchienen war, bem hbeuchlerifchen, 
raffinirten Treiben des Blattes, welches ben Namen „Deutſche Reichsglocke“ an- 
enommen hatte, ftrafrechtlicy beizukommen, bot im legten Dezember ein beifpiello® 
er unb zugleich ungewohnt umvorfichtiger Angriff gegen den Direktor bes 
Berliner Stabtgerichts eine durch feine Ausflucht mehr hinwegzuräumende Hand⸗ 
babe zum gerichtlichen Cinfchreiten. Alsbald traten nunmehr die Anzeichen des 
ſchlechten Gewiſſens der Redaktion hervor: ber eigentliche Herausgeber des Blattes, 
Joathim Gehlſen, ergriff unverweilt die Flucht und ging nach der Schweiz, 
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ber angeblich verantwortlide Redakteur erwies ſich als eine nur borgeichobene 
völlig unbebeutende Perfon. Die in dem Artikel erhobene Anſchuldigung flelte 
fi in allen Theilen als eine der frechften Verleumdungen heraus. 

Das wichtigſte Ergebnif der damaligen Gerichtsverhandlung aber war, baf 
ein großer Theil der Aufſätze des nichtswürbigen Blattes, namentlich viele ber 

ehäffigen Angriffe gegen den Fürften Bismard von einem der ultramontanen 

Bartei angebörigen früheren Legationsratb von Loð herrühren, und daß ber 
Deranegeber Gehlſen in febhaftem fchriftlihen und perfönfichen Verkehr theils 
mit befannten Mitgliebern ber ultramontanen Partei, tbeils mit ben Genofien 
des Grafen Harry von Arnim, theils mit Demokraten und Socialdemofraten 
ftand. — 

Der wirkliche Serausgeber ber „Reichsglocke“ hatte bei feiner Flucht mit 
utem Grunde angenommen, daß die Zeit ber Straflofigleit für da® Blatt vor- 
ber ſei. Bereits am 23. Dezember kam eine weitere Anklage gegen baffelbe zur 

Verhandlung, nunmehr wegen Beleidigung und VBerleumbung des Neichelanziers. 
Wiederum war es ein nur vorgefchobener Redakteur, gegen welden bie Auflage 
erhoben werden mußte. Derfelbe hatte aus dem Gefängniffe eine Abbitte an ben 
Reichskanzler gerichtet, weil er zu fpät erfannt babe, daß Gehlſen und od kei 
ihren Angriffen von den verwerflichften Beweggründen geleitet worben — er ver- 
ſprach Umkehr und verficyerte den Fürſten feiner Dienfwiligteit, Da ber Brief 
ohne Antwort blieb, verwandelte ſich die Reue wieber in Troß, unb er beantragte 
zum Beweis der Wahrheit der Anjchulbigungen gegen ben Kanzler zugelaffen zu 
werben. Die Berhandlung über ben bie Berleumbungen enthaltenden Artikel 
wurden deshalb ausgejegt — wegen brei anderer Aufläge aber wurbe alsbald 
weiter verbanbelt. 

Der Staatsanwalt theilte dabei mit, daß ihm aus der Hinterlaffenihaft 
Gehlſens ein Pad Briefe übergeben worben fei, welches auf bie ultramontanen 
und fonftigen Beſchützer und Genoſſen befjelben ein bedeutſames Licht werfe. 
Namentlid wurde ein Brief bes Legationsraths von Loö verlefen, welder mit 
Maren Worten ala Zweck ber Angriffe gegen ben Fürften Bismarck bezeichnete, 
bie Sejunbheit deſſelben durch Aerger zu untergraben. „Ich jchlage vor, fchreibt 
Lo& von Paris, die nähfte Nummer zu einer Benefizuorfiellung zu Gunſten des 
Neichlanzlers zu erheben. Vom pfychologifh-mebiziniichen Staudpunkte fcheint es 
mir wichtig, bezüglih ber Reihenfolge der Artikel zuerſt das Pathetiſche — — 
und dann das Komiſche zu bringen. Die Hauptſache ift, daß vom voruberein 

feih die Verdauung auf einige Tage geflört wirb und das geſchieht nur durch 
eibeufchaftliche Erregung.“ 

Der Rebalteur wurde unter Berlidfichtigung, daß er nur der vorgeſchobene 
Verantwortliche war, zunähft zu ſechs Monaten Gefängniß verurtbeilt. 

Der verleumderiſche Artikel aber, in Bezug auf welden ber Redakteur bie 
Suleffung zum Beweiſe ber Wahrheit beantragt hatte, kam am 15. Januar d. 3. 
von Neuem zur Verhandlung. Es ſtellte fi zunächſt heraus, daß der Angeklagte 
während der Unterfuhungshaft fid dem Richter hatte vorführen taflen , um zu 
Protokoll zu erflären, daß er von bem beabfichtigten Beweis der Wahrheit ab- 
fteben wolle. Dem gegenüber beftand aber nunmehr ber Staatsanwalt darauf, 
feinerfeits den Beweis zu führen, daß bie unter Anklage geftellten Artikel auf 
Berleumbung beruhen. 

Es handelte fih vorzugsweile um bie Behauptung, Fürft Bismard habe 
fih für die Erwirlung der Konzeffton zur Gründung ber Kentral-Boden-Krebit- 
Suent mit einer bedeutenden Summe an dem Grünbungsgewiun beiheiligen 
affen. 

Die als © en vorgelabenen Borftandsntitglieder und Berwaltungdräthe 
ber genannten Gejellichaft befundeten in völliger Uebereinflimmung, daß von irgenb 
einer Betheiligung bes Fürſten bei ber Gründung oder bei dem Verwaltungs: 
rathe der Gejellihaft niemals bie Rebe geweien jei, die Behauptung vielmehr 
auf leerer Erfindung berube. 
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Der Staatsanwalt Teifendorf ergriff hierauf das Wort. 

„Der Beweis ift erhoben worden, fagte er, bie Beweisaufnahme bat das er- 
geben, was ich von vornherein erwartete, erwarten mußte nach meiner Kenntniß 
von der Haltung und von ber Tendenz biefes würdigen Blattes unb von ber 
Berfönlicgkeit der Hintermänner und ftillen Geſellſchafter deſſelben. Dan hätte 
etwa jagen Finnen, indem man biefe Artifel ale bie jchwerften in's Auge faßte: 
bie Beihuldigungen, welche bier erhoben find gegen ben höchſten Beamten bes 
Heiches und bes preußiſchen Staates, find jo wenig glaubwürdig, daß mau am 
beften thut, in der Borausfegung, Niemand glaubt jo etwas, bie Sade zn 
Ignoriren. Es wäre ein großer Fehler geweien. 

Man foll die große Bedeutung bes Blattes, was feine Leiftnngen im Ge⸗ 
ſchäft der Verleumdung anbetrifft, nicht unterfhäßen. Das Blatt bat allerdings 
nicht jehr viele Abonnenten, zum Theil aber Abonnenten gerade in ben böheren 
Kreifen; das Blatt aber hat jehr großen Abjat in feinen Artikeln in der ultra» 
montanen und in ber fozialiftifihen Prefie. Nicht blos Kleine ultramontane 
Blätter, auch große intereffiren fich für Colportage der Artilel ber „Reichsglocke“, 
befonders auch die „Sermania“. — Es war he nöthig, dieſer fih überall hin 
bergwelgenben Berleumdung entgegenzutreten.“ 

achdem ber Staatsanwalt fobann noch die einzelnen beleibigenden Artilel 
en ben Reichskanzler in ihren boshaften Wendungen näher beleuchtet hatte, 


er fort: 

„Ih könnte meinen Vortrag mit der Beleuchtung biefer Artikel ſchließen, 
ich will aber mit Rüdficht darauf, daß in bem vorliegenden Kalle jo überaus 
fredye und unverſchämte Beſchuldigungen ohne ben geringften Grund gegen ben 
böchften Staatsbeamten erhoben worben find, doch noch Einiges über bie Tendenz 
des Blattes und die Perſoͤnlichkeiten, die es halten und leiten, hinzufügen. Im öffent» 
lichen Intereffe thue ich das. — — Die Tendenz bes Blattes ift neulich Durch Die 
verlefenen Briefe des Herrn von %oö feftgeftellt worben, fie gebt einfach dahin, 
ben Reichslanzler durch Beichimpfungen, insbeſondere aber, ba dies Mittel viel- 
leicht nicht ſtark genug fein follte, durch Verleumbungen an feiner Geſundheit zu 
fhädigen. In einer Beziehung haben ſich die Herren allerdings verrechnet, 
nämlich der Reichslanzler lieſt das Blatt gar nicht, ber Reichskanzler lief nur 
Diejenigen Nummern, die ihm zugefhidt werben, weil die Behörden behaupten 
und finden, baß in diefen Nummern ftrafbare Angriffe, insbefondere verleumberijche 
Angrifie auf feine Perſon enthalten find. Natürlich müffen die Behörden derartige 
verleumberifche Angriffe zur Kenntniß des Reichskanzlers bringen; kommen fie nicht 
zu feiner Kenntniß, ftellt er keinen Strafantrag, fo heißt e8 in ben Zeitungen von 
Diefer Sorte: „er klagt nicht”, indem vorausgejeßt wird, er habe ben Artikel ge⸗ 
leſen; freilich Tieft er die ſchlimmſten Artikel, bie ihm gejchidt werben. Durch 
biefe Artilel fol, denn dies bleibt übrig, auf bie Gejundheit bes Reichskanzlers 
eingewirkt werben; es ift jedenfalls bisher eine derartige Tendenz in ber Preffe 
unerbört, unb biefer Tendenz huldigte boch nicht blos derjenige, ber das Blatt 
rebigirt, Herr Gehlſen, fondern biefer Tendenz huldigen aud bie Mitarbeiter. 

Ich made für biefe verbrecheriiche Tendenz alle Mitarbeiter des Blattes, 
auch alle diejenigen, die das Blatt dur Rath und durch That unterftügen, 
moralifch verantwortlich; zunächft insbejondere den Herrn von %o&, fobann aber 
auch den Grafen Harry von Arnim. Es ift gar nicht zu bezweifeln, daß alle 
bie Artilel „Arnim contra Bismarck“, die es fich zur Aufgabe gemacht haben, 
feit Jahr und Tag bie Perfon bes Fürften Bismard anzugreifen, berabzufegen, 
im Intereffe des Grafen Arnim geichrieben werben. 

Man hat fih, als ih vor einiger Zeit darauf hingewiejen babe, daß auch 
von ultramontaner Seite das Blatt unterftiittt werbe, mit großer Entrüflung gegen 
die Belanntihaft mit Herrn Gehlſen verwahrt. Ich babe in ber vorigen 
Situng gefagt, ich fei in der Lage, zu konſtatiren, baß auch in der That von 
jener Eeite, die fo energifch gegen jede Beziehung zu Gehlſen proteflirte, Ver⸗ 
bindungen mit ben Socialbemokraten behufs einer Wahl Gehlſens anzufnüpfen 
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verfucht feien. Die „Germania“ fchreibt, indem fie das abbrudt, ich möchte doch 
nicht derartige Behauptungen aufftellen, wenn ich fie nicht beweifen kann; id 
ftelle feine Behauptung auf, die ich nicht beweilen kann. Ich kann viele Be- 
bauptung beweifen und führe in diefer Beziehung Folgendes an — es ift her 
ja der Ort, wo mir dazu Gelegenheit gegeben wird, denn mit den Zeitungen 
kann ich mich nicht in Krieg und Korrefpondenz einlaffen. Alfo ih kann zunühk 
amtlich fonftatiren, daß ein namhafter Rebacteur in der fozialiftiichen Partei, 
Herr Loſſow, der auch zum Reichstage in Vorſchlag gebracht worden ift, in 
öffentlicher Berfjammlung erklärt hat, es ei damals ein ultramontaner Reichetag 
Abgeordneter zu Herrn Bebel gelommen und habe ein Kompromiß zwiſchen 
Ultramontanen und Sozialdemokraten vorgeichlageun Behufs der Wahl des Herm 
Gehlſen in Hagen mit ber Verpflichtung, daß demnächſt bie Ultramontanen mit 
den Soyialiften in Solingen für den jozialdemolratiihen Kandidaten flimmen 
follten (was inzwifchen geſchehen if). Herr Bebel habe dieſes Anfinnen abge- 
lehnt, denn — fie brauchten eine derartige Unterftügung „nicht mehr“, fie rechneten 
auf mehr als eine Mandel Site. 

Nun, daß diele Partei fih in ber That ſehr erheblich für das Blatt in- 
tereifirt bat, ift ja gar nicht zu bezweifeln. 

Es finden ſich auch noch anbere Parteien in diefer Korrefponbenz vertreten; 
jo ein Brief von (bem ſozial⸗demokratiſchen) Haſſelmann an Herrn Gehlien, 
ein Brief von dem (welfiihen) Grafen Borries in Celle, der auch Verbindungen 
mit dem DBlatte unterhalten bat. 

Man jagt, wir leben jegt in dem Zeitalter der Berleumbung. Run, es if 
gewiß etwas Richtiges daran und es ift zu hoffen, daß fle mit ben Verhandlungen 
gegen biejes Blatt, die fich leider noch längere Zeit hinziehen werden — denn 
e8 werben noch mehrere Anklagen erhoben werben — zum Abfchluffe gelangen. 
Das Gröbfte und Großartigfte ın dieſer Art, auf dieſem Gebiete hat in der That 
wohl das fragliche Blatt geleiftet in den Angriffen auf ben Reichskanzler, an 
denen auch nicht ein wahres Wort ift. 

Man kann, wenn man da Zeitalter der Verleumbungen überblidt, bie 
Berleumbder in drei Klaffen rangiren: Die erften find bie Frechen, die wenigſtens 
ben Mutb haben, unter eigener Firma zu arbeiten; bie zweiten find bie Bor« 
fichtigen, die nämlich fo fehreiben, daß man bas, was fie wollen und was baranf 
berechnet ift, Anbere an ihrer Ehre zu jchädigen, zwifchen den Zeilen leſen muß; 
bie fo fohreiben, daß man fie gerichtlich nicht belangen kann. Die britte Klaſſe, 
das find die ſchlimmſten, e8 find die eigen, die namenlofen, anonymen Ber- 
leumder. Diele find eigentlich fchlimmer wie Einbreder und wie Straßenräuber, 
benn die legteren rißfiren wenigftens, daß man fie nieberichlägt, indem fie Einem 
gegenübertreten müflen. Aber die namenlofen Ehrabichneider find in keiner Weile 
zur Rechenſchaft zu ziehen. Die frechen, bie vorfichtigen und bie feigen Verleumder 
— die legteren haben am meiften Aehnlichleit mit Meuchelmördern, und Her 
Gehlſen felbft fagt: es ift ein meuchlerifcher Angriff, und das ift ber Angriff 
in dem Blatte in der That. 

Ih kenne Stimmen aus bem Auslande, weldye es gar nicht erfiärbar finden, 
daß ein Blatt, eine Zeitung unbeanftandet erjcheinen kann, welches gegen ben 
böchften Staatsbeamten die Beichuldigung der Berübung eines gemeinen Ber 
brecyens erhob. Unſer Prefgeje giebt uns keine Befugniß, Blätter ſolchen In⸗ 
balts mit Beſchlag zu belegen, weder die Polizei, noch die Staatsamwaltſchaft ift 
dazu in ber Lage; das Gericht kann freilich fpäter die Beichlagnahme beſchließen, 
dann ift das Zeitungseremplar aber längft in den Händen der Abonnenten.” 

Der Gerichtshof ſprach bie Verurtheilung ber angellagten Redakteure nad 
dem Autrage des Staatsanwalt aus] 





44. Won der Keichstagsſeſſiun 1877, 


22. Februar. Thronrede St. Majeftät des Kaijers. 


„Geehrte Herren! | 

Beim Beginn der dritten Legislaturperiode heiße Ich Sie im Namen 
der verbündeten Regierungen willkommen. 

Die Zufammenfegung, in welcher der Reichſtag aus den neuen 
Wahlen hervorgegangen ift, läßt Mich hoffen, daß es auch in diefer ‘Periode, 
wie in den beiden vorhergegangenen, gelingen wird, die wichtigen Aufgaben, 
welche dem Reichstag Gefteit find, im Einverftändnig zwiſchen den ver- 
bindeten Regierungen und der VolfSvertretung zum Wohl der Nation in 
Erledigung zu bringen. 

orzugsmweife wird Ihre Thätigfeit durch die Berathung und Feſt⸗ 
ftelung des Haushalts⸗Etats für das Jahr 1877/78 in Anfpruch ge⸗ 
nommen werden. Bezüglich der Aufbringung der durdy eigene Einnahmen 
nicht gededten Bedürfniße ift das Reich durch Artikel 70 der Berfaflung 
unähft auf Matrifular-Umlagen verwiejen. Ihre Aufgabe wird es fein, 
in Gemeinſchaft mit den verbündeten Regierungen zu erwägen, ob und 
welhe Maßregeln zu nehmen fein werden, um den hochgefteigerten Betrag 
der Matritular-Umlagen durch Eröffnung anderer Einnahmequellen für 
das Reich zu ermäßigen. 

Die Vorarbeiten zu den Verhandlungen mit Oeſterreich⸗ Ungarn über 
Erneuerung des Handelsvertrags find unter Mitwirkung der Regierungen 
von Preußen, Bayern und Eachfen ſoweit gefördert, daß die Verhand⸗ 
lungen mit Defterreih-Ungarn binnen Kurzem werden beginnen können. 

Der Abſchluß diefer Verhandlungen bildet eine Borbedingung der Reformen 
unferes Zoll» und Steuerjuftems, über welche die verbündeten Regierungen 
demnächſt in Berathung treten werden. _ 

Die dem Reichstag bereit3 früher vorgelegten Geſetzentwürfe tiber 
die Einrichtung und die Befugniffe des Rechnungshofes und fiber die Ver⸗ 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs werden Ihnen wieder 
ugehen. — — 
zug ie in der leßten Seffton vereinbarten Juſtizgeſetze jollen nad) den 
darin enthaltenen Beftimmungen jpäteftens am 1. Oftober 1879 in Kraft 
treten. Um diefen Termin einhalten zu können, ift e8 nöthig, daß baldigft 
über den Ort entichieden werde, an welchem das Reichsgericht feinen Sig 
baben fol. Ein hierauf bezüglicher Gefegentwurf wird Ihnen vorgelegt 
werden. 
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In den Kreiſen der vaterländifchen Induftrie find Klagen über den 
Mangel einer gemeinfamen Gejeggebung zum Schug der gewerblichen Er- 
findungen laut geworden. Um diefen Mangel abzubelfen, ift, nach Ber: 
nchmung von Sacjverftändigen, der Entwurf eine Patentgejegeß auge: 
arbeitet worden, welcher Ihnen zugehen und einen hauptſächlichen Gegen⸗ 
ftand Ihrer Berathungen bilden wird. 

Leider dauert die gedrückte Lage, in welcher Handel und Verkehr fid 
in den legten beiden Jahren befunden haben, bei ung wie in anderen 
Sändern noch heute fort. Die unausgefegten Erwägungen der verbündeten 
Regierungen über die ‘Mittel, derfelben abzubelfen, haben Mir nicht die 
Ueberzeugung gegeben, daß die inneren Zuftände des Deutfchen Reichs 
einen mejentlichen Antheil an den Urfachen der Webelftände haben, die 
in allen anderen Ländern gleihmäßig gefühlt werden; die Aufgabe, augen» 
blicklichem und örtlihem Mangel an Befchäftigung arbeitfuchender Kräfte 
abzuhelfen, liegt den einzelnen Staaten näher ala dem Reich. Inſoweit 
der Wiederbelebung des Verkehrs ein Mangel au Bertrauen auf die zu: 
fünftige Sicherheit der Rechtszuſtände innerhalb Deutſchlands etwa im 
Wege fteht, werden Sie mit Mir ſolche Bejorgniffe für unbegründet halten. 
Die Organifation de Reich und der gejunde Sinn des Deutfchen Volks 
bilden eine ſtarke Schugwehr gegen die Gefahren, welche anardifche Be 
[rebungen der Sicherheit und der regelmäßigen Entwidelnng unferer 

echtszuſtände bereiten könnten. 

Don auswärtigen Gefahren aber, welche aus der noch ungelöften 
orientalifchen Kriſis hervorgehen könnten, ift Deutfchland weniger bedroht, 
al8 andere Ränder. Meine Politik ift den Grundfägen, welche fie vom 
Beginn der orientalifchen Berwidelungen an befolgt hat, ohne Schwanten 
treu geblieben. Der Konferenz in Konftantinopel hat leider nicht den Er⸗ 
F gehabt, die Pforte zur —E der Zugeſtändniſſe zu vermögen, 
welche die europäiſchen Mächte im Intereſſe der Menſchlichkeit und zur 
Sicherſtellung des Friedens für die Zukunft glaubten verlangen zu ſollen. 
Die Konferenz⸗Verhandlungen haben aber das Ergebniß —* daß die 
chriſtlichen Mächte unter ſich über das Maß der von der Worte zu beans 
ſpruchenden Bürgfchaften zu einer Uebereinftimmung gelangt find, für welche 
por der Konferenz wenigftend ein alljeitig anerkannter Ausdrud noch nicht 
beftand. Es ift dadurch ein fefter Grund zu dem Vertrauen gewonnen, 
daß der Frieden unter den Mächten aud) dann gewahrt bleiben wırd, wenn 
die Hoffnung ſich nicht verwirklichen follte, daß die Pforte aus eigener 
Entſchließung die Reforınen bezüglich der Behandlung ihrer chriftlichen 
Unterthanen zur Ausführung bringen werde, welde von der Konferenz 
als europäifches Bedürfnig anerkannt worden find. Wenn die Erwartungen 
unerfüllt bleiben follten, welche in diefer Beziehung fih an Berheißungen 
der Pforte und an die Einleitung der Friedensverhandlungen mit Serbien 
und Montenegro Inüpfen, fo wird Meine Regierung wie bisher fo aud 
ferner bemüht fein, in einer Frage, in welcher die deutfchen Interefien ihr 
eine beſtimmte Linie des Verhaltens nicht vorfchreiben, ihren Einfluß zum 
Schuge der Ehriften in der Türkei nnd zur Wahrung ded europäijchen 
Friedens, insbeſondere aber zur Erhaltung und Befeftigung ihrer eigenen 
guten Beziehungen zu den ihr verbündeten und befreundeten Regierungen 
aufzumwenden. Au diefem friedlichen Werte rechne Ich vertrauenspoll auf 
Gottes Segen." 
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Der neue Reichstag. 


„Provinzial» Eorrespondenz” vom 22. Februar. 


„Das Ergebniß der Reichstagsmwahlen, wie es jetzt faft vollſtändig vorliegt, 
bat in ber Geſammiſtärke der Parteien, welche einerjeits die Reichspolitik unter- 
flügen, andererſeits biefelbe befämpfen, feine tiefgreifende Beränberung berbeige- 
geführt. Die Zablenftärke derjenigen Parteien, welche im Allgemeinen die Re- 

terung zu unterftüten bereit find, ber konſervativen unb ber nationalsliberalen 
artei, ift in ihrer Geſammtheit faft dieſelbe wie bisher geblieben, nur innerhalb 
derjelben hat eine Verſchiebung der Zahlenverhältniffe ftattgefunden: während bie 
Konfervativen von 22 auf 38, die freiloniervativ- beutiche Reichſspartei von 36 
auf 40, mithin die fonfervativen Parteigruppen im Ganzen von 58 auf 78 Stim- 
men gewachſen find, ift bie national»liberale Partei mit den ihr verwandten 
Gruppen etwa um ebenjoviel, von 170 auf 146 berabgegangen. Die beiden 
Barteien vereinigt, werden ber Regierung für bie iwefenttichften Reichsintereſſen 
vorausfichtlich auch ferner eine zuverläſſige Mehrheit von 45 bis 50 Stimmen 
gegenüber allen übrigen Parteien gewähren. 

Die Fortſchrittspartei, melde zwar grundſätzlich bie Förderung ber 
nutionalen Entwidelung auf ihre Fahne gefchrieben bat, thatſächlich aber bie 
Durchführung der nationalen Aufgaben in wichtigen Beziehungen befämpft und 
erjhwert bat, kehrt nach den jetzigen Wahlen zwar wefentlih in der früheren 
Stärke wieber, aber fie ift innerlich geſchwächt, theil® durch Die entſchiedene Los⸗ 
fagung einer Anzahl befonnenerer Dlitglieder (unter Führung des Abgeorbneten 
Löwe), theils durch die während des legten Wahllampfes zur Entſcheidung ge- 
langte Löſung des bisherigen Zufammenhanges mit ber national - liberalen Partei, 
aus welhem bie Fortichrittspartei immer wieder eine größere Kraft und Bedeu⸗ 
tung jchöpfte, als ihr nach ihrer eigenen Stärle zugelommen wäre. 

Diejenigen Parteien, welche in grundfätzlichem Gegenſatze zur Reichspolitik 
fteben, die Ultramontanen, Polen und Bartikulariften, find aus dem Wahllampfe 
in gleiher Stärfe wie bisher hervorgegangen, — bie Ultramoutanen allerdings 
mit dem Verluſt von einigen Stimmen, wenn man ihre Gefinnungsgenoffen aus 
den Reihslanden Elfaß- Lothringen mit in Rechnung ftellt. Die Socialdemokraten 
haben einen Zuwachs von 4 Stimmen errungen, welcher jedoch nicht ausreicht, 
ihre Oefammtftellung im Neichstage mefentlich zu verändern und fie zu einem 
feloftftändigen Eingreifen in Die parlamentarifhe Wirkſamkeit zu befähigen, info» 
fern fle dazu nicht Unterflüßung aus anderen Parteigruppen finden. 

Die Wahlen von Elfaß-Lothringen laffen fih zunächſt in die eigentliche 
Parteigruppirung des Reichstages nicht wohl einfügen. Sie find bis auf Weiteres 
mir für die Reichslande felbft von hoher Bedeutung. Die Wahl von ſechs Ab- 
georoneten der Autonomiftenpartei, melde nicht mehr den bloßen Proteſt 
gegen bie Lostrennung des Landes von Frankreich zur Grundlage ihres Verhal⸗ 
tens machen, fondern auf dem Boden ber thatjächlich gegebenen Verbältniffe und 
mit den Mitteln, weldhe die Reichöverfaffung und die Verfaffung von Elfaß- 
Lothringen gewährt, das Wohl des engeren Landes und die Entwidelung befjelben 
zu möglichſter Selbſtſtändigkeit fördern will, die Wahl von ſechs ſolchen Abgeord⸗ 
neten beweiſt freilich nicht, daß in Elfaß- Lothringen etwa deutſche Gefinnungen 
und Sympatbien aufzufeimen beginnen, fie beweift vielmehr nur, daß bie Elſäſſer 
als praftiiche Männer einem unfructbaren, bloßen Grollen nah außen hin ent- 
fagen und in thätigem Eingreifen das Beftmögliche für ihr engeres Vaterland 
erreichen wollen. Nichtsdeftoweniger ift dieſe Wendung vom deutſchen Standpunfte 
ebenjo freudig und hoffnungsvoll zu begrüßen, wie fie auf franzöfifcher Seite ale 
eine ſchwere Niederlage der dortigen Beftrebungen empfunden wird; denn es 
liegt auf der Hand, daß von dem Augenblide, wo-bie wirklichen pofitiven In⸗ 
terefien von Elfaß-Lothringen von angejehenen Männern eigener Wahl im 
beutichen Reichetage ernft und wirkſam wahrgenommen werben, bie Blide und 
Gedanken der dortigen Bevölkerung fi mehr und mehr nach biefer Seite wenden 
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und unwillfürih in Zuſammenhang mit dem politifchen umb geiftigen Leben 
Deutſchlands treten werden. Die Sympatbien und das bereitwillige Entgegen- 
fommen, worauf bie Reichslande ſowohl Seiten® ber Regierungen, mie auch 
Seitens der Vertretung bes deutſchen Volles fiher rechnen fönnen, bürften dann 
weiter Dazu beitragen, ten Boden einer politiihen Gemeinſchaft für die Zukunft 
zu bereiten. So bebeutfam hiernach die in Rebe ſtehenden Wahlen für Elſaß⸗ 
Lothringen felbft find, jo läßt fih dagegen ein Einfluß derſelben auf die Bart» - 
ſtellungen im NReichtage in beſtimmter Richtung Fürs Erfte nicht vorherſehen. 

So ift denn in Bezug auf die Zufammenjegung bes Reichstages im 
Großen und Ganzen bie einzige Veränderung von erheblicher VBebeutung in ber 
Stärfung der fonfervativen Parteien zu finden. 

Die Bedeutung und der Einfluß der konſervativen Partei in ber Volksver⸗ 
tretung waren während der letten Jahre in Folge der Losfagung eines Theiles 
ihrer leitenden Kräfte von den unerläßliden Aufgaben der Reichspolitik offenbar 
auf ein Maß berabgefunfen, welches der Stellung und Geltung ber konſervativen 
Kreife im Lande nicht entiprad. Selbſt von befounenen Liberalen wurde das 
entſtandene Mißverhältniß als ein ernfler Mangel in unferem parlamentariiden 
Leben erfannt; der Regierung aber war eine nothwendige Stüße bei ber Erfül⸗ 
fung der ihr obliegenden Aufgabe entzogen, eine gejunde Wechfeiwirfung und ein 
richtiges Bleichgewicht zwiſchen den konjervativen und liberalen Kräften und Be 
Rrebungen im Baterlande zu fichern. 

euerdings ift nun in konſervativen Kreifen die Ueberzeugung mehr nad 
mehr zum Durchbruch gelommen, daß es dringende Pflicht der geſammien kon⸗ 
fervativen Partei fei, wieder wirffamer und erfprießlicher als feither an ber poli⸗ 
tiſchen Bewegung ber Gegenwart und an den unmittelbaren Aufgaben de 
Staatslebens Theil zu nehmen und nach dem pofitiven Einfluß zu ringen, auf 
welchen die konſervative Partei nicht ohne Schädigung des Geſammtwobhls ver 
zichten darf. Die Bewegung, die fih innerhalb der konſervativen Partei in ber 
doppelten Richtung vollzogen hat, einer Annäherung ber verwanbten Parteigruppes 
ben Weg zu ebnen und die Vereinigung bderjelben wieber zu einem feften Stütz 
punkt der Regierung zu machen, bat bei den Reichstagswahlen zu einer Stärkung 
der Partei geführt, welche den thatſächlichen und moraliſchen Einfluß derſelben 
auf die parlamentarifchen Entſcheidungen unzweifelhaft erböben wird. 

Für die neue Stellung der Partei fällt in's Gewicht, daß fchon eine Ber- 
einigung der fonfervativen Gruppen mit der national-Tiberalen Partei ausreidt, 
um eine Stimmenmehrheit für Belchlüffe zu fichern, in welden das Ginuer- 
nehmen zwiſchen ber Reichevertretung und Reichsregierung zum Ausbrud gelangt. 

In diefer Richtung ift der fonfervativen GOefammtpartei 
unter den fhwierigen Verhältniffen ver Gegenwart unzweifelbaft 
eine große Aufgabe und ein weiterer Aujfhwung vorbebalten, 
wenn fie mit aller Kraft wieder den Beruf erfaßt, ein vertrauen: 
volle& Zufammenwirlen aller gemäßigten und ftaatserbaltenden 
Kräfte zu fördern. 

Das Streben aller befonnenen Elemente innerhalb der fon 
fervativen und liberalen Parteien muß Angejichts der neuerdings 
bervorgetretenen Gefahren entjhiedener als je auf die Bildung 
einer parlamentarijhen Mehrheit gerichtet fein, welde aus der 
Bereinigung aller reihsfreundlihen Kräfte die Macht ſchöpit, die 
gegen die Neichseinheit, wie gegen die Ordnungen bes Staats und 
ber Geſellſchaft gerihteten Beftrebungen mit Erfolg zu betämpfen 
und dem deutſchen Volle die Zuverſicht einer ftetigen und beil 
bringenden Entwidelung auf allen Gebieten des ftaatlichen Lebent 
neu zu gewähren und zu ftärfen.“ 
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Neichöfinanzen und Reichsminiſterien. 
Aus den Reden ded Fürſten Bismard bei der erften 
Berathung des Reichshaushalts⸗Etats. 
10. März. (Nach dem Abgeordneten Richter.) 


[Die Antaſtung des Invalidenfonds; — Matrikularumlagen 
und Steuerreform; — Reichsminiſterien.) 

„Der Herr Vorredner iſt mit unſeren Vorlagen unzufrieden. Nun, 
meine Herren, darauf bin ich vollſtändig gefaßt geweſen. Er ſteht mir 
ſeit einem Jahrzehnt gegenüber. Ich habe noch nie eine Regierungsvor⸗ 
lage gekannt, mit der er zufrieden geweſen wäre, und ich glaube, wenn 
wir es in dem Sinne gemacht hätten, wie er vorſchlug, ſo würde doch 
der Fehler, daß es von der Regierungsſeite kam, der Vorlage in der 
Weife angehangen haben, daß ſie ſeinen Beifall nicht gefunden hätte. 

Wir haben von dem Herrn Vorredner im letzten Theil ſeiner Rede 
gehört, wie er wünſcht, daß die Sache gemacht werden fol. Er weiſt 
uns im Wefentlihen an, auf die Beſtände zurüdzugreifen, d. h. vom Ka⸗ 
pital zu zehren und die Wege zu betreten, die große und befreundete Nach» 
barreihe — ja ich glaube, nicht zum dauernden Heil ihrer Finanzwirth⸗ 
Ihaft — betreten haben. — — 

Der Herr Abgeordnete bat uns aljo auf unjer Kapitalvermögen 
verwiefen und empfiehlt ung, das aus allen Eden zuſammenzukratzen und 
davon zu leben, nicht aber für dauernde Ausgaben, die fich wiederholen, 
dauernde Dedungsmittel zu beichaffen, fondern die Befchaffung dauernder 
Dedungsmittel aufzufchieben, bis wir unfer Befigthum an Kapitalien auf> 
gezehrt haben. Ich begreife eigentlich nicht, warum er dabei ftehen bleibt, 
die Beſtände und zunächſt den Reich8=Invalidenfonds zu diefem Erperiment 
zu empfehlen. Dan fann ja auch noch fehr viel weiter gehen. Wir werden 
einige Zeit lang gar feine Matritularumlagen brauden, wenn wir die 
Staatseifenbahnen unter den Hammer bringen; wenn mir demnächſt den 
Staaten anheimftellen, diefen Weg meiter zu geben, ihre Domänen zu 
verkaufen, ihre Forften zu verkaufen, ihre Betriebefonds aufzuzehren, kurz 
und gut, daß ganze Nationalvermögen, das wir befigen und zun Theil 
durch Gejeg gegründet haben, budgetmäßig aufbrauchen, wie ein Ber- 
ſchwender, der vom Kapital lebt und fagt: ich werde nachher mit Bewilli⸗ 
gungsanträgen fommen, wenn ich nicht3 mehr habe. 

Der NReih3-Invalidenfonds ift durch ein Gefeg zu einem beftimmten 
Set geichaffen und ich bitte Sie dringend, feine Verwendung auf diejen 

wed zu bejchränfen und ihn dafür beftehen zu laſſen jomohl für die 
gegenwärtigen, als au, was Gott verhüte, zukünftigen Invaliden, die 
uns etwa erwachſen fünnten. Gönnen Sie dem Reich diefes Kapitalver- 
mögen. Es find auch Kriege möglich, in denen man feine Kontributionen 
hat und bei denen man auf das, was man hat, eben angewiejen bleibt. 
Wird das Gele auf gefegmäßigem Wege geändert, fo würde das natüre 
lich jeinen Lauf haben; ich kann nur erklären, daß ich mich, foviel in meinen 
ſchwachen Kräften liegt, dagegen mehren werde, daß auf diefe Weife der 
erfte bereitefte Kapitalbeſtand des Reichs angegriffen werde, um laufende 
Ausgaben zu bejtreiten. 
Stehen wir deshalb der Gefahr gegenüber, dauernd unverhältniß- 
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mäßig hohe Dlatrifularbeiträge zu erheben? Ich glaube es wirklich nicht. 
Wir haben mit S tenerooriogen feine ermuthigenben Erfahrungen im Reichs» 
tage gemacht. Vielleicht haben wir ungefchidt ausgewählt, gewöhnlich aber 
ift ung der Sat entgegengetreten, welchen auch der Herr Borrebner vor⸗ 
bin wiederholt hat, wir wollen feine Steuervermehrung, wir wollen eine 
Steuerreform. 

Nun, meine Herren, diefen Sat unterjchreibe ich von ganzem De en 
und kämpfe dafür, fo viel meine Gefundheit und geringe Arbeitskraft, die 
mir nach einem mühevollen Leben geblieben ift, es mir geftattet. Aber 
e8 giebt auch noch andere Leute, deren Einwilligung ich dazu geminnen 
muß, namentlich wenn ich deren thätige Mitwirkung dazu haben mill 
Nur weil fi) das Reich und die verbündeten Regierungen außer Stande 
feben, jetzt in diefem Augenblide Ihnen einen vollen Reformpları für unfere 
Zoll» und Steuereinrichtungen vorzulegen, habe ich zu dem natürlichen Aus⸗ 
funftömittel der Matrikularumlagen gegriffen. 

Wenn ich in einer fchwierigen politifchen Rage mich befinde, fo fehe 
ich zuerft die Neichöverfaffung an, mas fie mich anmeift zu thun, und 
wenn ich an deren Hand mich bewege, glaube ich, mich immer auf ficherem 
Wege zu befinden. 

Sie jagt in ihrem Artilel 70: — Sie kennen ihn alle, er wird aber 
bier in der Debatte fo todt gefchwiegen, daß ich ihn nochmals verlefen 
möchte. — 

Zur Beftreitung aller gemeinfchaftlihen Ausgaben dienen zunädft 
die etwaigen Ueberfchüiffe. der VBorjahre, fo wie die aus den Zöllen, den 
gemeinjchaftlihen Berbraudhsfteuern und aus dem Poft- und Tele⸗ 
graphenweſen fliegenden gemeinfchaftlihen Einnahmen. Inſoweit die 
jelben durch diefe Einnahmen nicht gededt werden, find fie, fo lange 
Reichsſteuern nicht eingeführt find, durch Beiträge der einzelnen Bundes⸗ 
ftaaten nad) Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche bis zur 
Höhe des budgetmäßigen Betrages durch den Reichskanzler ausge 
fchrieben werden. 

Da liegt alfo ganz Har der Hinweis, was das Reich thun fol, 
wenn feine Geldmittel zur Dedung der Ausgaben nicht ausreichen — 
und daran muß ich mich halten. Ich weiſe ja die Aufgabe nicht von mir, 
darüber nachzudenfen, was außerdem zu thun fei, im &egentbeil, ich bin 
meinerfeit8 ganz entichloffen und habe das Wefultat meines Nachdentens 
ſchon gezogen; aber daran zu arbeiten, daß es möglich wäre, folche Reichs⸗ 
einnahmen, ſolche Reichsſteuern, wie in der Verfaſſung gefagt ift, Ihnen 
vorzulegen, die Hoffnung auf Ihre Annahme haben — und diefe Hoffnung 
knüpfe ich an den Plan, daß wir die Steuern in einer Weife fom- 
biniren, die auf der einen Seite Erleichterung, auf der anderen 
Seite neue Einnahmequellen fhafft, — ohne das Beftreben, 
größere Einnahmen zu haben, als der Bedarf if. 

Ich Tann mit beftem Gewiſſen erklären, daß ich feinen Ueberihuß 
erftrebe, jondern nur die Dedung defien, was uns fehlt, die Verringerung 
der Matrifularumlagen; wenn e8 fein kann, gänzliche Abjchaffung dertelben; 
denn ich glaube nicht, daß Sie blos um der parlamentarifchen 
Mahtfrage willen unbequeme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifhe Macht bleibt einer verfaſſungs— 
treuen Regierung gegenüber Dur das Ausgabenbewilligungs— 
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echt gefichert, und einer der Berfaffung nicht treuen Regie— 
:uang gegenüber find ebenfowenig Bürgfchaften zu finden, 
vie einer parlamentarifhen Kammer gegenüber, die in ihren 
Befhlüffen fih an den Yortbeftand des Reichs oder Staats 
nicht weiter lehren wollte, fondern daraufhin befchließen, bis er eben 
m Grunde ginge. Auf beiden Seiten muß man doch eine ehrliche, vernünfs 
ige, gejeglihe und verfafiungstreue Gefinnung und Abficht vorausfegen, 
jonft kommt man ja überhaupt aus den Abe aus dem gegenfeitigen 
Mißtrauen, auß einen gemilfen gegenjeitigen Berihanzungsfampfe und 
Ringen nah Macht im Innern gar nicht heraus und kommt über dieſe Strei« 
tigkeiten eben nicht dazu, zu erwägen, wie fit der ſchwere Steuerrod dem 
Bolte am bequemften, oder vielmehr, wie läßt er fih am bequemften tragen. 

Nun ich erkläre aljo, daß wir vor der Hand innerhalb des Reichs» 
fanzler-Amt3 und in den Behörden mit Zuziehung der preußijchen Bes 
börden, die ung ihren Beiftand leihen, damit befchäftigt find, eine Steuer- 
reform vorzubereiten, daß ich die Hoffnung habe, daß Sie, und zwar in 
bem von dem Herrn Abgeordneten Richter getadelten Sinne, bei einer 
Berftärfung der indirelten Steuern und zur Seite ftehen werden. 

Wir hoffen, fie Ihnen bei der nächſten Reichstags⸗Seſſion vorzu- 
legen. Wenn dann der Gedanle des Herrn Abgeordneten Richter die 
Oberhand geminnt, daß die indireften Steuern vorzugsmweife den Armen 
belaften und den Reichen freilaffen, wenn das wirklich ein richtiger wirth⸗ 
ſchaftlicher Sat ift, dann werden Sie ja dieſe Sache ablehnen, und wir 
werden dann wieder von vorn anfangen müſſen, reſpektive zu einer Reichs» 
eintommenfleuer oder zu anderen direlten Steuern — wir werden dann 
alfo in der Tage fein, den Einwohnern der großen Städte, die ja die 
Mahl- und Schlachtſteuer bereitwillig abgefchafft haben und ſich davon 
goldene Berge verſprachen und die jegt an der Aufgabe laboriren, durch 
direkte Klafjenfteuern (mit Erelution für Ausfälle von geringen Beträgen) 
das aufzubringen, was bei der Mahl- und Schlachtſteuer mit Yeichtigfeit 
getragen wurde (jehr richtig! rechts); — das Brod ift nicht um ein Haar 
wohlfeiler geworden; das Fleiſch ift nicht billiger geworden; etwas weniger 
ut ift e8 geworden, aber wohlfeiler durchaus nicht; und dabei find Die 
Breite auf dem Lande im Einkauf nicht theurer wie früher ; ich frage 
alfo, wo bleibt der Ausfall, der dabei eintritt? Sch habe den Eindrud, 
daß der Arme unter dem Regime der indirekten Steuern ſich wohler befand. 

Es ift ja die Frage aufgeworfen worden, ob es zmedmäßig geweſen 
wäre, eine einzelne Steuer, alfo namentlih eine Steuer auf Tabak, Ihnen 
jest zu bringen, um die Einnahmen zu erhöhen — ein Defizit kann ich 
nicht zugeben, das Weich hat kein Defizit, der Artikel 70 ſchützt es ab» 
folut vor einem Defizit — alfo Ihnen als Erjag für einen Theil der 
Meatritularumlagen eine Tabaksſteuer, die auf den anfchlaggmäßigen Er⸗ 
trag von vielleicht 22 Millionen fich bezifferte, vorzulegen? Die Sache 
bat ihr Für und Wider gehabt. Ich räume offen ein, daß ich mich da⸗ 
wider erflärt habe und Lieber die Unannehmlichkeit zu hoher Matrikular⸗ 
umlagen ein Jahr hindurch, ein Subget bindurch, einmal tragen will, als 
die Steuerreform dadurch jchädigen, daß man einen der beften und wes 
fentlihften Artikel, von dejfen Shwimmfraft ich erwarte, daß 
er andere vielleiht mittragen werde, vormwegnehme, für den 
ein PBroviforium einführe, was uns nachher abhalten würde, 
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eine gründliche Reform, von deren Nothwendigkeit ich fo über 
eugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vorzunehmen, uns dit 
töglichkeit, der näber zu treten, zu erjchweren, und deshalb babe ich 
mic) gegen diefe Steuer ın diefem Augenblide erflärt. Die Ueberzengung 
bat ſich bei mir feitgefeßt, daß wir Ihnen mit einer einzelnen Steuer 
ohne eine Reform nicht mehr fommen Dürfen. 

Ih komme auf die Frage, die der Herr Abg. Lasker vorher ange 
regt hat und auf die auch der legte Herr Vorredner anfpielte, daß der 
ganze Uebelftand, daß Ahnen hier eine Erhöhung der Matrifularumlagen 
von 25 Millionen zugemuthet wird, eigentlich feine Urfache darin hätte, 
dag wir keine Reichs⸗Miniſterien haben, daß wir feinen verantwortlichen 
Reichs⸗Finanzminiſter haben. 

Mit diefem Streben nah Reich8-Minifterien irren Sie fich, glaube 
ih, in der Abſchätzung der Bedeutung, die diefe Minifterien auf die Dauer 
haben würden, Minifterien ohne ſachliche Macht, ohne Verwaltung hinter 
fih. Wir haben ein, ich möchte fagen, warnendes Beifpiel gehabt am 
Reichs⸗Eiſenbahn-⸗Amt, wo eine hohe Reichsſtelle mit großen Anfprüden, 
fowohl folchen, die fie felbft zu machen berufen war, als folcdhen, die an 
fie geftellt murden, aber ohne jeglihe Macht, denfelben Nachdrud geben 
zu fünnen — mas dahin geführt hat, daß arbeitfame und Beamte von 
Gelbftgefühl in diefem Amte nicht ausbarren wollen, und der bisherige 
Inhaber der Stelle, der nicht blos feinem Amte jehr gewachlen war und 
tüchtig darin, jondern auch mit Xiebe zur Sache bineinging, bat mir nad) 
weijährigem Dienfte gejagt: Schaffen Sie mir eine Stelle im preufifchen 

ienfte, mag fie geringer befoldet fein als dieſe, e8 ift fiir mid ar 
niederdrückendes Gefühl, keinem der Anfprüche, die ich an mich felbft fte 
und die Welt mit Recht an mich ftellt, in diefer Hülflofigfeit gerecht werden 
u können. In einer ähnlichen Tage würden die Reichs⸗Miniſterien fein. 
3 würden eben Miniſter fein, die in feinem inzelftaate eine beftimmtt 
Wurzel hätten, Teinen beftimmten Vortrag bei dem Souverain, fen be 
rechtigtes Mitvotiren bei allen materiellen Sachen, die in dieſem Einzel 
ftaate vorkommen, fondern fie würden ganz allein auf die Reichsgewalt 
in Berlin angewieſen fein, und das eigentlich praftifche Leben würde außer 
halb ihrer Betheiligung fi) bewegen und zwar, wie ich glaube, in rein 
partifulariftiihem Sinne. 

Meine Herren, in der Theorie kann man dergleichen ja ſehr leiht 
beiprechen. Ich ſpreche aber aus der Erfahrung einer ziemlich langjährigen 
Praris auf diefem Gebiete, und diefe Erfahrung hat mich dahin gebracht, daß 
ih gewünſcht habe, daß die höheren Reichsbeamten, die Reichsmi— 
nifter, im preußiihen Minifterium figen und flimmen. — — — 

Ganz gewiß ift nach meiner Ueberzeugung, daß ich den Haupteinfluf, 
den es mir gegönnt ift zu üben, bisher nicht in der Kaiferlihen Madıt, 
fondern in der Königlich) preußifchen Macht gefunden habe. Ych habe ver 
ſucht, ich habe eine Zeit lang aufgehört, preußifcher Miniſter⸗Präſident 
zu fein, und habe mir gedacht, daß ich als Reichskanzler ftart genug fe. 
Ih habe mi darin vollftändig geirrt; nach einem Jahre bin ich reuevroll 
wiedergefommen und habe gejagt: entweder will ich ganz abgehen, oder 
ih will im preußifchen Miinifterium das Präfidium wieder haben. Da 
war auch ganz richtig, aber es genügte nicht. Ich war die einzige Perſon 
darin, und der Beweis gegen die Theorie der Reichsminiſterien liegt ſchea 
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darin. Aber fhneiden Sie mir die preußifhe Wurzel ab und 
machen Sie mich allein zum Reihsminifter, fo, glaube ich, 
bin ich fo einflußlo8, wie ein Anderer. 
bat ja das etwas DVerführerifches, jich ein Reichs-Miniſterium 
m denken, was im Weiche innerhalb der Grenzen und Slompetenzen, die 
ie Beriaflung dem Reiche gumei, diefelbe Machtvollkommenheit ausüben 
und dieſelbe Berantwortlichleit dem Neichötage gegenüber tragen würde, 
wie ein Dinifterium im Einzelftaate dies thut und trägt; aber ich glaube, 
Sie täujchen fich über die Entwidlung, die das nehmen würde. Die Macht 
der Stammeßeinheit, der Strom des Partifularismus ift bei und immer 
ſehr ſtark geblieben; er hat an Stärke gewonnen, ſeitdem ruhige Zeiten einges 
treten find. Ich kann jagen, die Reichsfluth ift rüdläufig; wir gehen 
einer Ebbe darin entgegen. Ich weiß nicht, ob ich es tadeln fol, oder ob es 
ein gefunder, naturgemäßer Entmidelungsgang iſt. Es wird auch die Reichs⸗ 
fluth ‚wieder fteigen. Dan muß nur nicht annehmen, daß in drei Jahren 
oder felbft in zehn Jahren alle diefe Sachen fertig gemacht werden können. 
Ueberlaffen Sie unjern Kindern auch nod eine Aufgabe. 
Man muß einer natürliden, nationalen, organiſchen 
Entwidelung Zeit lafjen, ſich auszubilden, und nicht ungeduldi 
werden, wenn fie Stodungen, ja ſelbſt rüdläufige Bewegung hat, und * 
Denen, die dieſe rückläufige Bewegung verurſachen, das nicht fo übel deuten.. 
Die können ſich doch nicht umformen und können nicht vollſtändig, wenn fie 
in beftimmten Richtungen der Politit aufgewachſen find, wenn fie zeitlebens 
es als ihre höchſte Ehre betrachtet haben, den Bartikularintereflen zu dienen, 
nun mit einem Male dem Allgemeinen zum Opfer gebracht werden. Ja, 
der höhere nationale Schwung, die Erziehung treibt dazu; ich bin übers 
—— unſere Kinder werden es viel natürlicher finden als unſere Greiſe. 
ie Hauptſache dieſes Theils meiner Aeußerungen bleibt immer, Sie zu 
bitten, daß Sie von Reichsminiſterien nicht zu viel erwarten. Sie müſſen 
nicht glauben, daß dann jehr Vieles leichter geben würde, fondern im 
Gegentheil eine gewifje Scheu davor haben, die Reaktion des Partikularis- 
mus gegenüber diefen reinen Reichsbeanten zu kräftigen, und nach meiner 
Erfahrung würde fie ganz gewiß ftärfer werden, als fie bisher war.“ 


13. März. — — „Wenn wir vor 10 Sahren, ald der Norddeutfche 
Bund zuerft gefchaffen wurde, fojort darauf eingegangen wären oder bald auf 
die erfeen Snterpellationen, und menn wir von Anfang an mehrere verant« 
wortlihe Minifter in konkurrirender Stellung unter fi) und zum Bundes⸗ 
ratb, in konkurrirender Stellung zu den Yandesminiftern eingefegt hätten, — 
ob wir dann fo weit gelommen wären, wie wir jegt find, ift mir doch 
fehr fraglih. Bliden wir auch nur 12 Jahre zurüd, fo werden Site mir 
alle jagen, daß Niemand damald auch nur die Soffnung begte oder wenig» 
ſtens laut außzufprechen wagte, daß wir und in 12 Jahren in der Si⸗ 
tuation in Bezug auf den Fortſchritt der deutſchen Einheit und Berfaflung 
befinden würden, wie heute. Wie alt ift denn das deutjche Reich in feiner 
jegigen Geftalt? Yünf Fahre! Ich glaube, Staaten wachſen langjamer 
wie Menſchen, fünf Fahre find für einen Menfchen ein Kindesalter. Ich 
traue unferer Berfaflung, eine Bildungsfähigkeit zu grade auf ähnlichem 
Wege, wie die englijche Berfaffung fich gebildet hat, nicht durch theoretijche 
Aufitellung eines deals, auf das man ohne Nüdficht auf die Hindernifle, 


846 

1877. 
die im Wege ftehen, losftrebt, fondern durch organifhe Entwidlung des 
Beftehenden, indem man die Richtung nad) vorwärts beibehäft, in dieſer 
Richtung jeden Schritt thut, der fi im Augenblid als möglich umd ums 
fhädlich zeigt, fo daß feine größeren Gefahren -damit verbunden find. — 

Berlaffen wir nicht der Theorie zu Liebe den Weg, der 
uns praftifch weiter geführt hat, und wollen wir ſchneller vor⸗ 
wärts fommen, fo ift das befte Mittel dag das Zufammen- 
halten und da8 einheitliche Wollen des Reichſstags und der 
verbündeten Regierungen, auch das Zuſammenhalten des NReichs⸗ 
tages in ſich in hoͤherem Maße, daß, wie ich ja im Willen von Jedem 
überzeugt bin, aber der Zorn des Kampfes führt unter Umſtänden weiter, 
— ſtets die Intereſſen fur das Ganze tiber das Intereſſe der Verbände 
der Geſinnungsgenoſſen dominiren, und wenn dies geſchieht und der 
Reichſtag mit den verbündeten Regierungen oder doch we—⸗ 
nigſtens mit dem Kaiſerlichen Antheil innerhalb der Regie— 
rungsſphäre einig iſt, und die Führung vorſichtig vorwärts geht, 
daun, meine Herren, kommen wir zu einem Aiele, welches allen billigen 
und verftändigen Wünfchen unferer Mitbürger entjprechen wird.“ 


Leipzig als Sit des Neichögerichts. 
Aus der „PBrovinzial- Eorrespondenz” vom 28. März. 


„Der Reichstag bat die Vorlage ber verbünbeten Hegierungen über ben 
Sit des Reichsgerichts in breimaliger Lefung berathen und fich in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Bunbesrathe für die Errichtung bes oberften deutfchen Gerichts im 
Leipzig ausgeſprochen. 

Diele Beichlußnahme fteht im Segenfate zu bem urſprünglichen Worfchlage, 
welden der Reichskanzler dem Bundesrathe unterbreitet hatte und nach welchem 
Berlin zum Sig bes Reichsgerichts beſtimmt werben follte. Bei der Begründung 
dieſes Borfchlags war von vorn herein betont, daß keinerlei Sonderinterefien eine® 
einzelnen Bundesſtaates, fondern nur das Intereffe des Reichs für die gemein- 
fame Rechtspflege bei der Wahl des Ortes maßgebend fein finue. Es komme 
darauf an, wie „ben Mitgliedern bes Reichsgerichts am beften die Möglichkeit 
und Gelegenheit gewährt werde, mit dem ganzen wiffenfchaftlihen Leben ber 
Nation in Berührung zu bleiben, und glei —* die geiſtige Atmoſphäre darge⸗ 
boten, welche ſie nicht wohl entbehren können, wenn anders fie ihres Berufs, als 
oberfte Richter des Reichs, in einer der hoben VBebeutung biejes Amts entiprecdhen- 
ben Weiſe walten follen.“ 

Bon biefem Geſichtopunkt werde man ungefuht auf Berlin hingewieſen. 
Seine geograpbiſche Lage, jo ziemlich gerade im Mittelpunft bes Reiche, bie reichen 
Hülfsmittel, welche diefe Reſidenz den Mitgliedern des Gerichts materiell wie 
geiftig bietet, fprechen fchon baflr, ihr den Vorzug zu geben. Dazu trete aber 
noch mit ausihhlaggebender Bedeutung hinzu, bat Berlin bie Refibeuzftadt des 
Kaiſers ift, daß bier der Bundesrath und Reichstag refidiren und überdies bie 
höchften Reichsbehörden ihren Sit haben. Es fei gewiß nicht zufällig, wielmehr 
in der Natur ber Dinge begründet, daß faſt in allen größeren europäilden 
Staaten der Sit des höchſten Berichts mit dem Site der Staa in 
fanımenfalle. Bon diejer Hegel gerade im Dentichen Reiche abzumweidhen, dam 
würde man nur dann vorfchreiten dürfen, wenn ganz bejoubere Gründe geltend 
gemacht werben könnten, welche Berlin, obgleich es bie benz bes Kaifers if, 
als ungeeignet für bie Reſidenz bes höchften Reichsgerichts erwieſen. Solde 
Gründe feien aber nicht aufzufinben. Dagegen treten zu ben noch gewichtige Mo- 
mente zn Gunſten Berlins hinzu. 
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Für mehrere Reichtbehörden, namentlich den Disziplinarhof für Reichsbe⸗ 
amte, das Bundesamt für Heimathweien, das Reichs⸗Eiſenbahnamt fei die Mit- 
wirkung von richterlicden Mitgliebern durch bie betreffenden Geſetze in Ausficht 

ommen. Es werbe gewiß ber Natur ber Sache entſprechen, wenn nur Mit- 
glieder bes höchſten Heichegerichts dazu verwandt werben, und e8 würbe bies ben 
weiteren Bortheil haben, daß man bieje Mitglieder aus den im Neichögerichte be- 
findliden Mitgliedern der verfchiebenen Bunbesftaaten wählen könnte. 

Ans allen diefen Erwägungen, fowie im Hinblick darauf, daß mit ber 
weiteren Entwidelung ber Neicheinftitutionen fi immer mehr das Bedürfniß 
ergeben werde, in den Reichsbehörben auf die Mitwirkung von reicherichterlichen 
Kräften zurüdgreifen zu Tönnen, war baber in dem urjpränglicen Entwurf 
Berlin ale Sit des Heichegerichts in Vorſchlag gebracht. 

Im Bundesrathe fand dieſer Vorſchlag jedoch nicht die Zuftimmung ber 
Mebrbeit: für denfelben flimmten Preußen, Baden, Heffen, Anhalt, Walded und 
die freien Städte, gegen benjelben alle übrigen Staaten. 

Mit einer Mehrheit von breißig gegen acht und zwanzig Stimmen wurbe 
beihloffen, Leipzig als Sit des Neichsgerichts in die dem Reichſtage zu machenbe 
Borlage aufzunehmen. 

Den Beflimmungen ber Reichsverfaffung entiprechend, wurbe ber Geſetz⸗ 
——ãñ— „nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Bundesrathes“ an den Reichstag ge⸗ 

acht. 

Die Begründung, welche dem Entwurfe in dieſer veränderten Geſtalt bei⸗ 
gegeben wurde, beſchraͤnkte ſich auf die Anführung: für die Wahl von Leipzig 
zum a bes Reichsgerichts fei die Erwägung ausfchlaggebenb gewefen, daß das 
oberfte Reichögericht, welches durch das Geſetz vom 12. Juni 1869 für Handels⸗ 
ſachen geſchaffen wurbe, und beffen Zuſtändigkeit im Laufe ber Zeit bereits durch 

tere Geſetze mehrfach erweitert worben ift, in Leipzig feinen Sit bat, und 
lan Gründe, bierin eine Aenderung eintreten zu laffen, fich nicht er- 
ben baben. 
® Das Kaiſerliche Präſidium, beffen Vertreter der Reichskanzler ift, war bei 
den weiteren Verhandlungen über die Vorlage infofern in einer eigenthümlichen 
Lage, ale baffelbe feinen eigenen, dem Bunbesrathe unterbreiteten Vorſchlag, nach⸗ 
dem berjelbe die Zuftimmung des Bunbesrathes nicht gefunden hatte, im Reichs⸗ 
tage nicht unmittelbar zu vertreten Gelegenheit hatte; denn bie Reichsverfaſſung 
ordnet zunähft nur für die von ber Mehrheit des Bunbesrathes befchloffenen 
und demgemäß an den Reichstag gebrachten Vorlagen eine Vertretung durch Mit- 
glieder des Bundesrathes ober durch befondere von leterem zu ernennende Kom⸗ 
miffarien an, auferdem ift den einzelnen Mitgliebern des Bundesrathes nur 
vorbehalten, die Anfichten ihrer befonbern Regierungen zu vertreten, auch wenn 
biefelben von ber Mehrheit bes Bundesrathes nicht angenommen worben find. 
Rad Lage vieler verfaffungsmäßigen Beftimmungen konnte daher die Vertretung 
des urſprünglichen Vorſchlages, Berlin zum Site des Reichsgerichts zu wählen, 
vom Tifche des Bundesrathes weientlich nur als Anficht der preußiſchen Regie- 
zung und durch die preußifchen Bundesbevollmächtigten in dieſer ihrer Eigenicaft 
erfolgen. 
Diefe eigenthümliche und fchwierige Stellung ber Reichsregierung wurde 
beim Beginn ber erfien Lefung im NReichstage durch den Staatsſekretär im Reichs⸗ 
juſtiz⸗ Amte Dr. Friedberg mit einigen Worten bezeichnet. 

Derfelbe kündigte an: wermöge feiner Stellung fei er zunächſt berufen, ben 
Geſetzentwurf, wie ihn die verblindeten Regierungen vorgelegt haben, zu ver- 
treten; im Laufe der Berathung aber merbe er von dem Rechte Gebrauch machen, 
welches die Berfaffungsurfunbe jedem Bunbesbenollmäcdhtigen gebe, eine Anſchauung 
zu vertreten, wie fie nicht in dem Geſetzentwurf Ausdruck gefunden habe. 

Er ſprach dabei als Ueberzeugung ber verbündeten Regierungen aus, baß, 
wie auch die Meinungen barüber, ob Leipzig ober Berlin zu wählen fei, aus⸗ 
einanber gehen, jebe diefer Meinungen für ſich es in Anfpruch nehmen dürfe, daß 
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damit nicht ein beſonderes Landesinterefje, noch weniger aber gar ein lolales 
Stadtintereffe vertheidigt wird, ſondern, daß die Bertbeibiger hier und die Ber- 
theibiger dort nur von dem Gedanken bes Neichsintereffes getragen werben unb 
daß fie dabei jo vorgehen, wie fie glauben, daß die Entwidelung unferes Rechtes 
in Deutfchland und damit bie Entwidelung unſeres politiichen Lebens überhaupt 
am beften gefördert werben könne. 

Die eigentliche Vertretung bes urſprünglichen Vorſchlags, Berlin zum Sig 
des Reichsgerichts zu befimmen, übernahm ver preußiiche Juftiz - Dlinifter Dr. 
Leonhardt. Auch er betonte aber von vorn herein, daß es nicht geichehe im 
befonderen preußiſchen Intereſſe, ſoudern lediglih und allein im Intereſſe bes 
Reihe. Unter den Regierungen, welde um Bundesrath vertreten finb, babe in 
den verfchiebenften Phaſen, welche die Entwürfe ber Reichs⸗Juſtizgeſetze durch⸗ 
laufen haben, Leine jchärfer den Reichsgedanken betont, als die preußiiche, feine 
babe bie Intereffen des Staats den Intereflen des Reichs mehr untergeordnet 
und feine Regierung ſei mehr geneigt und bereitwillig geweſen, fi) den großen 
Opfern zu unterziehen, welde die Entwidelung der Reichs⸗Juſtizgeſetzgebung mit 
fih bringe für den einzelnen Staat. — — Andererſeits freilich fei fein deuticher 
Staat auch nur entfernt fo jehr bei der Aufrechterhaltung eines oberften Laubes- 
gerichtshofe® intereffirt wie Preußen. Und dennoch jei die preußiſche Stimme bie 
einzige Stimme gewejen, welche im Juftizausfchuffe des Bundesraths ſich Dagegen 
erklärte, daß e8 den Bundesftaaten, welche mehrere Oberlandesgerichte baben, ge 
flattet werden folle, einen oberſten Landesgerichtshof beizubehalten. Allerbiugs 
babe der preußifchen Regierung der Gedanke fern gelegen, baß der oberfte Ge⸗ 
richtshof aus Berlin verlegt werben jollte. 

Der Minifter beleuchtete bejonders vom Standpunkte feiner Geſchäftskunde 
und Erfahrung die Schwierigfeiten, welche bie Verlegung bes Gerichts uad 
Leipzig für die Organifation deffelben bereiten würden. Er bob hervor, wie es 
von äußerſter Wichtigkeit für das Reichsgericht jei, daß die Beſetzung nicht blos 
ber Richterſtellen, fondern auch ber Rechtsanwaltſchaft mit Zuriften von hervor⸗ 
ragender Fähigkeit erfolge; aber nach der bei Berufungen für das Oberhanbels- 

ericht gemachten Erfahrung fei jchwer zu glauben, daß es gelingen werde, ein 

in Leipzig reſidirendes Reichsgericht mit folchen beroorragenden Männern zu be- 
fegen. Wenn für Leipzig der Beſitzſtand angeführt werbe, fo fei das nicht zu- 
treffend. Daß man dem Oberhanbelögericht als Spezialgerichtshof feinen Sig 
in Leipzig anwies, lag nahe, weil eben Leipzig ein bedeutender Handelsplat jei; 
doch der Ober-Hanbelsgerichtshof erlöihe mit dem 1. Oktober 1879, wie jedes 
andere Gericht, und es haudele fich jet darum, den oberften Gerichtshof für bie 
allgemeine Rechtſprechung in Deutichland zu fchaffen. 

Bei der zweiten Lefung (am 21. März) gab der bayeriiche Bundesbe⸗ 
vollmädhtigte v. Riedel eine Erflärung Namens der Mehrheit des Bundesrathes 
ab. Er verfiherte auf das Beſtimmteſte, daß die bayerijche Regierung mit feiner 
anderen beutichen Regierung in irgend einer Weiſe vertraulich über die Frage 
des Sites des Neichdgerichts verhaudelt habe. Was bie Sache felbft betreffe, io 
fei während der Beratbungen über dieſe Frage niemals der Gedanke zum Durch⸗ 
bruch gelommen, das Reichsgericht aus politiiden Grünken nad) Berlin oder nad 
Leipzig zu verlegen; bie Worte Centralifation ober Deceittralifation feien im 
Bunvdesrathe nie gefallen. Man babe ſich einfah damit begnügt, zu ermägen 
und zu unterfudden, was denn das Reichsgericht für eine Aufgabe zu erfüllen 
babe und danach den Sitz deſſelben zu beflimmen; mit anderen Worten, bie zer» 
bündeten Regierungen haben ſich die Frage geftellt, wo kanu das Reichsgericht 
biefe feine Aufgabe, ein Hort bes deutſchen Rechts zu fein, am beiten erfüllen? 
Da jei denn vorzugsweife in Betracht gelommen, daß das oberſte Gericht in 
Leipzig fich bereit8 erprobt habe. Nicht um eine politiihe Demonftration zu 
maden, nit um ihr Stimmrecht zu mißbrauden, joudern im Bewußtſein der 
—— einer verfaſſungsmäßigen Pflicht haben ſich die Regierungen für den⸗ 
jenigen Ort eutſchieden, von dem fie glauben, daß das Reichsgericht ſich zur vollen 
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Bluthe entfalten und fofort bei feinem Auftreten das ungetheilte Vertrauen ber 
Nation genießen und ſich erhalten werbe. 


Bei der Abſtimmung nah dem Schluß ber zweiten Lefung 
wurbe ber Geſetzentwurf („das Reich sgericht erhält feinen Sit in 
Leipzig“) mit 213 gegen 142 Stimmen angenommen. 

Die Abflimmung ergab mithin bei ſtark beſetztem Haufe eine Mehrheit von 
71 Stimmen zu Gunften Leipzigs. Dieſe Mehrheit fette fih zufammen aus der 
Kortichrittöpartei, den Ultramontanen, ben Socialiften und der Elſäſſer Proteft- 
partei, welche Parteien ſämmtlich gefchloffen ſtimmten, ſowie ferner aus 32 Na- 
tional-Liberalen (meift Süd⸗ und Mitteideutfhen, außerdem Abg. Taster unb 
einige Rordteutiche), ven fübbeutihen Mitgliedern ber deutfhen Reichspartei und 
drei Konſervativen. Die Minderheit fir Berlin befand aus allen übrigen 
Konfervativen, allen preußifhen Mitgliedern ber deutſchen Heichöpartei, ber 
Mehrzahl der National- Liberalen und den Mitgliedern ber fortjchrittlichen 
Gruppe Löwe. 

Die dritte Lefung konnte gegenüber ber bedeutenden Mehrheit, welche 
— Leipzig erklärt hatte, eine Aenderung zu Gunſten Berlins nicht mehr 

iführen. Seitens ber Vertreter der Regierungen fand eine Betheiligung an 
ber fchließlichen Berathung nicht mehr ftatt, Diele trug nur den Charakter einer 
nachträglichen Auseinanderfegung zwiſchen ben Parteien über die Geſichtspunkte 
ber flattgehabten Enticheibung. 

Die Schlußabſtimmung beftätigte lediglih die in zweiter 
Leſung getroffene Entſcheidung, nah welder ber Sit des Reides- 

erihts dem Vorſchlage des Bunbesrathe gemäß in “eipzig jein 
Pit, jedoh mit der weiteren Beftimmung, daß Sadfen fein be- 
ſonderes oberfies Beriht mehr aufrecht erhalten barf. 

Wegen dieſes Zuſatzes zu dem Gejeentwurfe wird eine nochmalige Be⸗ 
ſchlußnahme bes Bundesrathes Über venjelben erforderlich.“ 


Weitere Notiz vom 11. April. 


„Das Reihsgeriht erhält feinen Sit in Leipzig: fo ift am 
6. d. M. im Bundesrathe unter Genehmigung des Zuſatzantrages bes Reichs⸗ 
tages mit Einſtimmigkeit beſchloſſen unb fomit bie Frage durch Ueber⸗ 
einffimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe des Bundesrathes und des Reichstages eud⸗ 
gültig entſchieden. 

Bor dieſer Entſcheidung ber gefebgebenden Gewalten bes Reichs treten 
ſelbſtverſtändlich alle Bedenken zurüd, weidhe während der Grörterung ber Frage 
eltend gemacht worben find. An vie Stelle aller vorherigen Zweifel tritt bie 
Auverfiät, daß das nunmehr in Leipzig zu errichtende oberſte Gericht, durch welches 
die gemeinfamen Rechts - Inftitutionen des Deutjchen Reiches gekrönt werben, eine 
Bürgichaft gerechter nationaler Rechtſprechung und ein neuer Mittelpunkt bes 
gemeinjamen nationaleu Zeiſtes fein werde.” 


Fürf Vismard. II. 54 
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Beurlaubung des Fürſten Bismard. 
Notiz der „Provinzial- Eorresponbenz.” 


„Der Reichskanzler Fürft Bismard, deſſen Geſundheit in Yolge 
der anftrengenden und aufreibenden Thätigkeit der legten Zeit von Neuem 
ſchwer angegriffen ift, hat Sr. Majeftät dem Kaiſer den dringenden 
Wunſch zu erkennen gegeben, von feiner amtlichen Stellung im Reiche und 
in Preußen entbunden zu werden. Obwohl eine endgültige Beſchlußnahme 
Sr. Majeftät über dieſes Geſuch noch nicht vorliegt, jo darf doch als 
wahricheinlich gelten, daß dem Reichskanzler zunächſt ein längerer Urfaub 
unter vollftändiger Entbindung von aller Betheiligung an den Gefchäften 
ertheilt werden wird. 

Der Neichölanzler, welcher an feinen jüngften Geburtstage (1. Aprif) 
die perfönlihen Glückwünſche Sr. Majeftät des Kaiſers und des Kron⸗ 
prinzen, jowie die zahlreichften Anzeichen inniger Theilnahme empfangen 
hat, wird ſich vorausfichtlich fehr bald nad) feinen Befigungen in Lauen⸗ 
burg begeben.“ 


„PBrovinzials Correspondenz“” vom 11. April. 


„Das Abſchiedsgeſuch des Reichskanzlers Fürften von Bismard ift von 
Sr. Majeftät dem Kaifer nicht genehmigt worden: das Oberhaupt des Deutichen 
Reiches hat in Uebereinftimmung mit den Kundgebungen der öffentlihen Meinung, 
wie fie auf die Nachricht von dem Gefuch des Fürften überall lebhaft und dringlich 
bervorgetreten find, als den höchſten Geſichtspunkt für feine Entſchließungen erachtet, 
dem Kanzler jebe zeitweife nöthig erjcheinende Befreiung von feinen Geſchäften 
eher zuzugefteben, als in feinen wirklichen Rüdtritt zu willigen. 

Der Kaifer und das deutſche Volt können und wollen ſich nicht mit dem 
Gedanken vertraut madhen, daß der Staatsmann, aus beffen gemaltigem Denten 
und Schaffen die Geftaltung unferes nationalen Gemeinweſens hervorgegangen 
ift, und der die Entwidelung befjelben feitber durch alle Schwierigkeiten von Stnfe 
zu Stufe glüdlih hindurchgeführt hat, feine Haub von der weiteren Leitung belielben 
zurückziehen follte, jo lange dieſe Hand nicht wirflih erlahmt und erichlafft ift; — 
der Kaiſer konnte aber zu der ſtets bewährten treuen und patriotifhen Hingebung 
bes Kanzlers das Vertrauen hegen, daß er ungeachtet der ſchweren Erfchütterung 
feiner Geſundheit auf den Rüdtritt von feinem erhabenen Berufe verzichten wiürbe, 
jo lange die Hoffnung begründet erſcheint, daß er die unerläßliche Erfriſchung 
und neue Stärkung zu weiterem Wirken und Schaffen ohne jene volle Entfagung 
wiebergewinnen werde. 

Wenn der NReichsfanzler felbft, in dem peinlichen Gefühle, ben gehäuften 
und aufreibenden täglichen Anforderungen feines Berufes nicht mehr in einem 
feinen eigenen Anfprüden und Wünſchen entſprechendem Maße gewachſen zu fein, 
in feiner ftrengen Gewiſſenhaftigkeit es für feine Pflicht hielt, dem Kaijer feine 
Entlaffung und die Wahl eines Nachfolger anheimzuftellen, — fo fonnte er 
fih doch dem Berlangen Sr. Majeftät nicht entziehen, zunächſt noch einmal den 
Berfuh zu mahen, in einem längeren Urlaub jeine Kräfte neu zu beleben und 
zu ſtärken, einftweilen aber fih und feine unerjegliche Autorität dem Reiche zu 
erhalten. 

Um dem Wunfche des Reichslanzlers auf volle Entbindung von allen amt- 
lichen Gefchäften und Sorgen, wenn auch nicht dauernd, doch wenigftens für einen 
längeren Zeitraum zu entiprechen, mußte zur Erwägung fommen, ob nicht während 
einer ausgedehnten Beurlaubung eine volle Stellvertretung des Kunzlers in Be⸗ 
zug auf alle feine verfaffungsmäßigen Befugniffe zu ordnen wäre: in foldem 
Talle würde einem für die gefammte innere Verwaltung des Reichs und Preußens 
einzufetenden Stellvertreter Behufs vollftändiger Entlaftung des Fürſten auch tie 
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h der Reihsverfaffung dem Kanzler zuftehende Gegenzeihnung und Verant⸗ 
tet für die Anordnungen und Verfügungen bes Kaifers zu Übertragen ge- 
en fein. 

Im Hinblid auf bie Meinungstämpfe und Schwierigkeiten aber, welche bie 
jelung einer jo weit ausgedehnten Stellvertretung barbieten konnte, bat ber 
helanzler auch darin den Wuünſchen des Kaiſers gewillfahrt, Daß er zunächſt 
end eines kürzeren, mehrmonatlichen Urlaubs den Zufammenbang mit der 
ung der Reichsgeſchäfte nicht abjolut aufgeben, vielmehr dem Kaifer auf Ber- 
gen mit feinem Rath zur Seite ſtehen und bie verfafjungsmäßigen Gegen- 
bung der Kaiferlihen Anordnungen injoweit erforberlich übernehmen wird. 

Die Vertretung bes Fürften in allen Übrigen Beziehungen ift für die inneren 
chsangelegenheiten dem Präfidenten des Reichslanzleramtes, für die auswärtigen 
gelegenbeiten dem Staatsjelretär im auswärtigen Amte, bie Vertretung in der 
ußifhen Verwaltung dem Bize- Präfidenten des Staats - Minifteriums über- 
en. 

Durch dieſe Anordnungen dürfte dem vollauf berechtigten Anſpruche des 
zler8 auf Ruhe und Wiederaufrichtung feiner erſchütterten Geſundheit und 
zeitig dem Intereſſe des Reiche und den Wünfchen des deutſchen Volles fo- 
t möglich Befriedigung gewährt fein: fo fchwer auch die zeitweilige Abwefenheit 
Kanzlers, namentlih während der jo eben wieder aufgenommenen Reichstags⸗ 
ion, empfunden werben wirb, fo bürfte boch auch bie Neichövertretung das 
trauen und die Unterftäßung, welche fie dem Kanzler jeder Zeit gewährt bat, 
h in diefem Augenblide durch die volle Rüdfihtnahme auf die unausweidlichen 
wierigfeiten der Tage und durd die Bereitwilligleit zur Erleichterung berjelben 
yätigen, und ſich mit vem Kaifer in dem Wunſche vereinigen, den hochverdienten 
ızler bald mit erneuter und friiher Kraft zur vollen Ausübung feines Berufs 
Preußen und Deutihland zurüdlehren zu ſehen.“ 


Fürft Bismard und die weitere Entwidelung 
des deutſchen Reichs. 


3. April. Rebe des Abgeordneten von Bennigſen (bei der Beſprechung 
des Schreibens des NReichslanzlers in Betreff feiner Beurlaubung). 


„Als ber Abg. Dr. Hänel die Beſprechung des Schreibens des Herrn Reichs⸗ 
zlers beantragte, haben wir und ebenfo auch bie anderen Parteien des Haufes 
em Wunjche uns nicht wiberfett. Ein Ereigniß wie das Abſchiedsgeſuch bes 
rn Reichelanzlers, die Fragen ftaatsrechtlicher, politifcher und perjönlicher Art, 
che fi daran knüpfen, haben cine derartige Aufregung in Europa und nicht blos 
Deutichland bervorgerufen, daß es ganz unnatürlich gewejen wäre, wenn ber 
chstag dieſe Ereigniffe nicht in irgend einer Form bei feinem Wieberzufammen- 
te nach den Ferien zur Erörterung gebracht hätte. Ich gehe zwar nicht fo weit 

der Abg. Hänel, daß ich die Rolle, vie der Reichstag im dieſer Angelegenheit 
It, für eine bebauerlidhe, oder, wie der Ausbrud fogar gebraucht ift, beichämenbe 
te. Meine Herren, wie follte wohl ein Reichstag, der auch eine längere hiſtoriſche 
‚gangenbeit binter fi bat, einen Einfluß darauf gewinnen, wenn doch in 
ver Weife bezweifelt werden kann, daß der enticheibende Grund für das Geſuch 
Kanzlers gelegen bat in ber Ueberarbeitung unb Ueberfpannung ber Kräfte 
h des geiwaltigften Mannes in einer langen Arbeit ber aufreibenbiten und ge- 
tigften Urt. 

Wir, die Vertreter der Nation, Lönnen dem Kanzler bafür 
akbar fein, daß er bei diefem Zuſtande feiner Geſundheit, bet 
a Schwierigleiten, die eine Thätigleit an fo hervorragender 
elle notbwendig nah den verfhiedenen Seiten mit fi führen 
iß, zu jeder Zeit, gefleigert vielleicht in Diefem oder jenem Mo- 
nte, daß er ſich dba hat bewegen laffen burd bie ganze Lage, in 
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der Deutihland fih befindet, — vorzugsweife in feiner Stellung zu ben 
anderen Mächten angefichts der drohenden Verwidelungen im Orient, aber and 
nicht allein aus diefem Grunde, fondern auch bei den großen Schwierigleiten, denen 
wir noch zu begegnen haben in den inneren deutſchen politifchen Angelegenheiten, den 
noch nicht vollftändig dauernd und anerfannt geordneten Berbältniffen zwiichen Staat 
und Kirche, von den manden unfertigen und wichtigen Dingen, die in Deutfchland 
nod der weiteren Geftaltung ober Beſſerung betürfen, — wenn ber Herr Reiche: 
fanzler in patriotifcher Erwägung aller diefer Aufgaben, die feinem anderen Manne 
in der Weife zur Löfung geftellt werben Finnen, als gerade ibm, ſich bat bewegen 
faffen, das Abſchiedsgeſuch nicht aufrecht zu erhalten, fondern im Wejentlichen 
einen Urlaub und eine Ausjpannung von ten laufenden Geſchäften anzutreten, 
fo möchte icy gerade glauben, daß die Veranlaffung für den Reichstag, mindeſtens 
für alle Parteien, die der Politik des Reichskanzlers nahe ſtehen und biejelbe 
unterſtützen wollen, gewejen wäre, der Befrierigung über dieſen Auegang ter 
Krifis einen unummundenen Ausdruck zu geben. 

In diefem Augenblide find die Augen der ganzen Welt vielleicht mehr als 
vor einigen Jahren auf die Dinge gerichtet, die im Orient vorgehen. Da erinnert 
fih doch gewiß die banfbare beutfche Nation und ihre Vertretung, welche Stellung 
fih das Deutiche Reich, fein Kaifer und fein Kanzler in tiefen Dingen ber euro 
pätfchen Politit in menigen Jahren verfchafft haben. Ich braude Eie nicht zu 
erinnern an die Stimmen ber Preffe, der bedeutendſten Staatsmänner in ben 
verjhiedenen anderen europäifchen Ländern. 

IR das niht eine wunderbare Entwidelung und Fügung inben 
Zufänden Deutfhlands, in der Stellung und dem Einfluß, welden 
Deutfhland fih erworben bat, daß, nachdem noch nicht ein Dutzend 
Jahre hinter uns liegen, wo Deutfhland in furdtbarer Anfpannung 
aller Kräfte, in den gewaltigfien Anftrengungen und Leiftungen 
militärifher Energie fih eine Stellung verſchafft hat auf friege- 
riſchem Wege gegen Defterreih, gegen Frankreich, daß nad fo kurzer 
Zeit eine Politik, die im erften Augenblicke nach ſolchen Ereignifjen 
und Erfolgen bei den anderen Kabinetten mehr Staunen und Furdt 
hervorrief als irgend einen anderen Eindruck, daß es gelungen 
ift, nah ſolchen Ereigniffen an der Hand einer fo ungewöhnlichen 
militärifhen Energie und folder militärifhen Erfolgepem Auslante 
das Gefühl beizubringen, baß man es bier in dem neuen Deutid- 
land nicht mit einer vorzugsweife militärifhen oder friegerifchen 
Macht zu thun habe, fondern mit der Macht einer Nation, welde 
ſich die Aufgabe geftellt hat, innerhalb der wiedergewonnenen alten 
Grenzen mit dem erftarkten Einfluffe, der dem deutſchen Bolke zu⸗ 
fommt, nun auf diefem Boden friedlich das Weitere zu geftalten, 
was bier von der Natur und der Vorſehung befiimmt ift, unb aud 
andere Mächte in ihrem Befite und in ihrer Entwidelung ungeſtört 
zu laffen? Wer bat im Jahre 1866, wer hat noh mehr im Jahre 
1871 erwarten lönnen, daß nah wenigen Jahren die Stellung 
Deutihlands, fein Einfluß in Europa gerade in diefer Linie liegen 
würbe, und daß das gefhehen ift, das ıft das Verdienfl des Dent- 
hen Kaifers und feines Kanzlere. Dafür if das Gefühl in 
Deutfhland wie im Übrigen Europa fo lebhaft, daß die Lüde, die 
durch das Ausfheiden des Kanzlers geriſſen worden, nad allen 
Seiten hin als eine verhängnißvolle empfunden wirk. 

Was dann die Frage der verantwortlichen Reiche- Minifterien anlangt, bie 
Frage der Ausfüllung verfchiedener Lüden in unferer Berfaffung und einer ein- 
beitlihen Ordnung der Reichsregierung, fo wilıde ich, wenn im dieſer Hinſicht 
Anträge geftellt worden wären, wie es urfprünglich beabfichtigt war, benfelben 
entgegengetreten fein, in dieſem Augenblide nicht aus fachlichen Gründen, fondern 
aus Gründen der Eourtoifle, ans Gründen der natürlihen Rüdficht anf ben 
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einzigen verantwortlichen und hervorragenden Reichsbeamten, mit dem folche Ver⸗ 
bältniffe allein georbnet werden können, während es unmöglich erfcheint, fo fange 
ber Kanzler im Amte ift, diefe Dinge ohne ihn ordnen zu wollen, am wenigften 
in dem Augenblide, wo er fih auf den Urlaub begiebt. Ich nehme keinen An- 
ſtand, auszufpredhen, daß biefe Fragen einer endlichen Regelung bedürfen. Diefe 
Dinge können aber nur geregelt werben in vollem Einverftändniffe mit einer Re- 
gierung in Deutichland, mit dem Kanzler, welcher die Verantwortlichleit für biefe 
darin liegenden bebeutungsvollen Berfaffungs - Veränderungen glaubt Übernehmen 
zu Fönnen. Die Löfung diefer Fragen bei uns ift nicht fo leicht wie in einem 
Einheitsſtaat. Nicht allein die Frage, wie die Reichsregierung in ſich georbnet 
werben fol, wie die Verantwortlichleit ber einzelnen Träger von Minifterien ge- 
genüber dem Reichstag befchaffen fein foll, wie das Verhältniß des Kanzlers zu 
dieſen Miniftern fein fell, fondern auch die Frage des Verbältniffes des Reichs⸗ 
miniſteriums zu den Einzelftaaten, zum Bundesrath und deſſen Ausihüffen muß 
gelöft werden. Es ift allerdings Vieles in dem verfaffungsmäßigen Verhältniß 
der Regierungen zu dem Kuifer und dem Kanzler und dem Reichstage nicht fo 
rajch entwidelt, al8 wir es wünſchen möchten. Das, was no zu ordnen ift, er⸗ 
fheint im Verhältniß zu demjenigen, was man in den letzten zehn Jahren erreicht 
bat, nicht Überwiegend groß. Bergleiht man das Refultat dieſer zehn- 
jährigen G©efegentwidelung mit den Berfaffungszufänden in 
Deutihland, mit den Einrihtungen, der Zerfahrenheit und Un— 
einigleit nicht blos in politifhen Dingen, nein, mit dem Mangel 
an Uebereinffimmung auf allen Gebieten der Geſetzgebung, aud 
ber widtigften, wo das Zuſammenwirken und Zujammenarbeiten 
der Bevölkerung eine einheitliche Geſetzgebung nöthig erfheinen 
läßt, dann find die Fortfchritte, die in weniger als einem halben 
Menihenalter auf diefem Gebiete unter ber Herrſchaft der jetzigen 
Serfaffung gemacht worben find, foungebeuer, daß ih jedes Mit. 
fied der Berfammlung auffordere, mir eine Zeit ähnlihen Um- 
anges aus der Geſchichte irgend eines Bolles, gejihweige benn 
des deutſchen, zu nennen, in dem fo Großes auf fo weiten Ge—⸗ 
bieten erreiht worben if. Wir wollen alfo zu dem guten Sterne und 
zu dem guten Glücke Deutihlands das Bertrauen haben, daß uns das, was 
uns noch fehlt, auch noch werben kann, auch uns, den Mitgliedern, und daß, 
wo das Bedürfniß fo ſtark berworgetreten ift, wie in den bier zur Sprache 
gebrachten Verhältniſſen, daß es in nädfter Zukunft möglich fein wird, an 
die Löſung diefer Frage zu gehen. Nach bes Kanzler Rücklehr werben meine 
politifhen Freunde gern auf biefe Fragen eingeben, in feiner Abweſenheit 
jedoch nicht. Nach 1866 hegte man in Deutichland bei den Einzelftaaten Die Sorge 
einer Entwidelung und Führung in den Einheitsftaat hinein, und nachher hat 
fih das Verhältniß fo geftaltet, daß gerade ber bdeutiche Kanzler der beftimmte 
und fefte Halt für Diele Regierungen gewejen ifl. Das Vertrauen, welches ber 
Kanzler in dieſer Richtung gewonnen bat, ift fo unentbehrlich für bie weitere 
en ber Dinge in Deutfchland, daß ein Erſatz in ber Hinficht nicht mög- 
lich wäre. 

Alfo wenn wir in dieſem Augenblick nicht in ber Lage find, auf diefe Fragen 
näber einzugeben, geichweige darüber Beſchlüſſe zu faffen, fo werden wir uns 
doch denſelben keineswegs entziehen, und wenn ich e8 mir verfagen muß, auf eine 
nähere Erörterung ber Frage im Einzelnen einzugeben, fo fann ich doch nicht 
umbin, auf ein und das wichtigfte Verbältniß binzuweifen, welches im Haufe im 
legten Monat auch fehr deutlich bervorgetreten iſt; das ift das Verhältniß ber 
beutichen Finanzen zu den Finanzen der einzelnen Länder. Diefe Frage ift gerade 
in dieſem Augenblide, wo wir uns fo fehr viel bejchäftigt haben mit den Erör- 
terungen über birefte und inbirelte Steuern, Ueberlaftung einzelner Kreife ber 
Bevölkerung, Über die Schwierigkeiten, in welche bie Finanzen der großen beutfchen 
Bnudesftaaten geratben find oder in näcfter Zeit ommmen werben, — gerabe jetzt 
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ift biefes Verhältniß ein ſo brennendes geworden, und ich glaube, in der Richtung 
wird man ſchon im nächſten Winter verſuchen müſſen, irgend eine Abbülfe her⸗ 
beizuführen, und nach meiner Auffaffung ift eine Regelung dieſer Verhältniſſe 
auf anderer Grundlage nicht möglich, als daß eine enge Verbindung einer ver- 
antwortlihen Reichs - Finanzverwaltung mit der Yinanzoerwaltung des großen 
beutfhen Staates bergeftellt wird. Wenn wir in diefer Rüdfihtnahme einen er- 
heblichen Fortſchritt machen, fo wird eine Erleichterung für die Geſchäfte bes 
Reiches und des Reichstages eintreten. 

Wir wollen hoffen, daß der Reihslanzler, wenn er Durch den 
Urlaub, ber ihm jeßt gewährt ift, feine Geſundheit gefräftigt ſieht, 
wenn er inzwiſchen aud die großen völkerrechtlichen Angelegenbeiten 
leitet von feinem Urlaube aus, wenn er dann yurädlehrt, mit uns 
weiter zufammen arbeiten wird an ber Entwidelung des Deutſchen 
Reiches und feiner Zuffände aufder einmal gewonnenen verfaſſungs— 
mäßigen Grundlage, die Niemand von uns, am wenigften meine 
politifhen Freunde, antaften will, und baß er bann die im Ein- 
zelnen praftifch hbervorgetretenen Mängel und Füden auf Grundlage 
der VBerfaffung mit uns in Uebereinfiimmung mit den Übrigen ver⸗ 
bündeten Regierungen zu heilen ſich vornehmen wird.“ 


Denkwürdige Aeuberungen 
des Fürfen Bismardk. 


(„Oeflügelte Worte.”) 


Bom Vereinigten Landtage, der Zweiten Kammer und dem 
Erfurter Barlament. 


Es heißt, meines Erachtens, der Nationalehre einen ſchlechten Dienft 
erweiſen, menn man annimmt, daß die Mißhandlung und Erniedrigung, 
die die Preußen durch einen fremden Gemalthaber erlitten, nicht hin⸗ 
reihend geweſen feien, ihr Blut in Wallung zu bringen und durch den 
Haß gegen die Fremdlinge alle anderen Gefühle übertäubt werden zu 
lafien. — — Ich habe immer geglaubt, daß die Knesitichaft, gegen die 
damals gefämpft wurde, im Auslande gelegen habe; fo eben bin id 
aber belehrt worden, daß fie im Inlande gelegen hat, und ich bin gicht 
ſehr dankbar für dieſe Aufklärung. (1847.) 


Die alte preußiſche Volksmeinung, der ein Königswort mehr gif 
als alles Deuten und Drehen an den Buchftaben der Gefege. (1. Juni 1847.) 
1.7. 


Die Preußifchen Monarchen waren nicht von des Volkes, jondern 
von Gottes Gnaden im Befige einer faktiſch unbefcräntten Krone, 
von deren Rechten fie freimillig einen Theil dem Volke verliehen haben: 
ein Beijpiel, welches in der Geſchichte jelten ift. I. 8. 


Ich bin der Meinung, daß ber Begriff des chriſtlichen Staates 
jo alt jei, wie dad alte ci-devant heilige römijche Reich, fo alt, wie 
fänmtliche eur päilce Staaten, daß er gerade der Boden fei, in welchem 
diefe Staaten Wurzel gefchlagen haben und daß jeder Staat, wenn er 
feine Dauer gefichert fehen, wenn er die Beredtigung zur Eriftenz nur 
nachweiſen will, jobald fie beftritten wird, auf religiöfer Grundlage ſich 
befinden muß. Für mich ſind die Worie: „Bon Gottes Gnaden“, 
welche Seiftie e Herrjcher ihrem Namen beifügen, fein leerer Schall, fon» 
dern ich ſehe darın dad Belenntniß, daß die Fürften dad Scepter, mas 
ihnen Gott verliehen bat, nach Gottes Willen auf Erden führen wollen. 


Entziehen wir die religiöfe Grundlage dem Staate, jo behalten wir 
als Staat nichts als ein zufällige Aggregat von Rechten, eine Art Boll» 
werf gegen den Krieg Aller gegen Alle, welchen die ältere Philoſoxhi⸗ au 
geftellt hat. (15. Juni 1847.) 
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Es liegt nit in unferem Intereſſe, „die Blume des Ber: 
trauen, als ein Unkraut, weldes uns hindert, den Fahlen Rechts— 
boden in feiner ganzen Nadtheit zu fehen, auszureißen und bei 
Seite zu werfen. (1. Juni 1847.) 1. 9. 


Es ift fein Ausdrud im legten Jahre mehr gemißbraucht worden 
ald das Wort Boll. Jeder hat das darunter verftanden, was gerade 
in feinen Kram paßte; gewöhnlich einen beliebigen Haufen von Indivi⸗ 
duen, die e8 ihm gelungen war, für feine nicht u gewinnen. Das 
wahre preußifche Volk hat in der lebten Zeit viel Geduld gezeigt und 
roße Leichtgläubigkeit gegen diejenigen, die fich feine Freunde nennen. 
51 März 1849.) I. 13. 


Durh die wiederholten Amneftien wird da8 Rechtsbewußtſein im 
Volke auf das Tieffte erfchüttert. (22. März 1849.) I. 13. 


Die weinerlihe Sentimentalität unjere® Jahrhunderts, welche 
in jedem fanatijchen Rebellen, in jedem gedungenen Barrifaden - Kämpfer 
einen Märtyrer findet, wird mehr Blutvergießen herbeiführen, als eine 
ftrenge und entfchloffene Gerechtigkeit, wenn fie von Anfang an geübt 
worden wäre, hätte thun fünnen. (22. März 1849.) I. 14. 


In Preußen ift nur das conftitutionell, was aus der preußiichen 
Berfaflung hervorgeht. Mag in Belgien oder Frankreich, in Anbalt- 
Deffau oder da, wo der morgenröthlihe Glanz der medlen- 
burgijhen Freiheit ftrahlt, conftitutionell fein, was da will; bier ift 
nur das conftitutionell, was auf der preußiichen Berfaflung beruht. 
(10. April 1849.) I. 15. 


Es wird nicht lange dauern, fo werden die Radikalen vor den 
neuen Kaifer hintreten mit dem Reichswappen und ihn fragen: glaubit 
Du, diefer Adler fei Dir gefhentt? 


Die franffurter Krone mag fehr glänzend fein, aber da8 Gold, 
welches dem Glanze Wahrheit verleiht, fol erft durch da8 Einfhmelzen 
der prenßiſchen Krone gemonnen merden, und ich habe fein Ber: 
trauen, daß der Umguß mit der Form dieſer Verfaffung gelingen werbe. 
(10. April 1849.) I. 17. 


Was und gehalten hat, war gerade das fpecififche Preußen» 

im m. Es war der Reft des verfegerten Stodpreußenthums, der die 
evolution itberdauert hatte, die preußifche Armee, der preußiſche Echag, 
die Früchte langjähriger intelligenter preußtiicher Verwaltung und die le 
bendige Wechfelwirkung, die in Preußen zwiſchen König und Volk befteht. 
Es war die Anhänglichkeit der preußilgjen Devölferung an die anges 
ftanınte Dynaftie, es waren die alten preußifchen Tugenden von Ehre, 
Treue, Gehorfan und die Tapferkeit, welche die Armee, von deren Knochen: 
bau, dem Dfficier- Corps ausgehend, biß zu den jüngſten Rekruten, durchs 
eben, Wir Alle wollen, daß der preußische Adler feine Yittige von der 
emel bis zum Donnersberge jchügend und herrſchend außbreite, aber 
frei wollen wir ihn fehen, nicht gefeflelt durch einen neuen regensburger 
Neihstag und nicht geftugt an den Ylügeln von jener gleichmachenden 
Hedenfcheere aus Frankfurt. Preußen find wir und Preußen wollen wir 
bleiben; ich weiß, daß ich mit diefen Worten das Belenntniß der preußi- 
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fhen Armee, das tu der Mehrzahl meiner Landsleute ausfpreche, 
und boffe ich zu Gott, daß wir aud noch lange Preußen bleiben werden, 
wenn dieſes tie Bapier vergefien fein wird, wie ein dürres Derbftblatt, 
(6. Septbr. 1849.) 


Ich ſehe gerade in den jegigen Zuftänden von Sranteeis Kine 
Aufforderung, ung dag Neffusgewand der franzöfifchen Staatäfehrer 
auf unferen gefunden Körper zu ziehen. (24. Sptbr. 1849) I. 2 


Die belgifhe Verfaſſung ift erft 18 Jahre alt, ein Nr 
empfehlendes Alter für Damen, aber nit für Konftitutionen, 
und ich glaube, Sie alle legen fein erhebliches Gewicht auf die Lebens⸗ 
erfahrungen eines Mädchend von 18 Jahren, felbft dann, wenn e8 ein⸗ 
mal fo glüdlich oder flug gemejen märe, die Bewerbungen” eined mauvais 
sujet abzulehnen. (24. Sptbr. 1849.) I. 24. 


Die Berufungen auf England find unfer Unglüd; geben Sie ung 
alle Englifhe, was wir micht haben, geben Eie uns englifhe Gottes» 
furdt und englifhe Achtung vor dem Sefepe, die geſammte englifche Ver- 
fafjiung, aber auch die gefammten Berhältniffe des englifchen Grundbe⸗ 
figes, engliihen Reichthum und englifchen Gemeinfinn, beſonders aber ein 
engliſches Unterhaus, kurz und gut Alle, was wir nicht haben, dann 
will ih auch fagen, Sie können ung nad) englifcher Weife regieren. 
(24. Sptbr. 1849.) I. 24. 


Denn wir ſchwimmen lernen wollen, müflen wir ins Waller 
eben; das mag wahr fein, aber ich jehe nicht ein, warum Jemand, der 
e wimmen lernen will, gerade da hineinfpringen fo, wo daß rsjler 
am tiefften ift. (24. Sptbr. 1849.) 


Die Grundlage unferer Berfajfung bildet die Steigberegtin 
gung der Krone, der erften und der zweiten Kammer in der 
Geſetzgebung. Aendern Sie dieſe Gleichberechtigung zum Nachtheil der 
Krone, entziehen Sie die Geſetzgebung über Steuern, über deren Ein⸗ 
nahme und Ausgabe, diefer allgemeinen Regel, fo vernichten Eie die 

Selbftändigkeit der Krone zu Gunften von Deajoritäten. Das Bewußt⸗ 
fein, daß eine Kammer dieſes legte Zwangsmittel in Händen hat, ift hin 
reihend, die Vertreter der Krone in Unterwürfigfeit gegen die Gebote der 
Kanmer zu halten. (24. Septbr. 1849.) 25. 


Ich möchte doch darauf aufmerkſam machen, daß gerade die Gbrafe 
den fhönften Schmud einer conftitutionellen Berfaffung ab: 
giebt, dem Schleier nor dem Bilde von Said vergleihbar; zerreißen 

ie ihn ganz, jo werden Sie den Augen gar Mancher, die in die tieferen 

Geheimniffe des Conftitutionalismu® noch nicht eingeweiht find, zeigen, 

daß das Idol, welches wir in diefen Räumen verehren, nicht ganz das 

war, welches fie hinter dem Schleier zu finden hofften. (15. Noobr. 1849.) 
. 27. 

Ich glaube nicht, daß es Aufgabe der Gefeggebung fein ha. dag, 
was dem Volke heilig ift, zu ignoriren; in einer Zeit, die ung mit blutiger 
Schrift gelehrt hat, daß da, wo es ben Freigeiftern, die ſich gebildet 
nennen, gelungen ift, ihre Gleichgültigkeit gegen jedes pofitive Belenntniß 
den großen Maſſen infoweit mitzutheilen, daß bei ihnen von dem Chriſten⸗ 
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thum als fchaler Bodenfag nur eine zweidentige Moral-Philofophie übrig 
geblieben ift, daß da nur das blanke Bajonett zwifchen den verbrecherifchen 
eidenichaften und dem friedlihen Bürger ftehbt, daß da der Krieg Aller 
gegen Alle Feine Fiction ift. (15. Novbr. 1849.) I. 28, 
Fahren wir auf diefem Wege fo fort, machen wir den Art. 11, die 
Gewährleiftung eines jeglihen Kultus, infomeit zur Wahrheit, daß wir 
auch den Kultus derjenigen demokratiſchen Schwärmer, die in den jüngften 
Berfammlungen ihren Märtyrer, Robert Blum, auf gleiche Linie mit dem 
Heilande der Welt ftellen, durch Gensdarmen gegen Störung fehügen 
laſſen, fo hoffe ich e& noch zu erleben, daß das Horrenidiff ber Zeit 
an dem Felſen der HKriftlihen Kirche fcheitert, denn noch fteht der 
Glaube an das geoffenbarte Wort Gottes im Volke fefter, ald der 
Glaube an die feligniachende Kraft irgend eines Artikels der Verfafſung. 
(15. Novbr. 1849.) I. 30. 


Das bittere Gefühl, daß ich die Sige, auf denen wir tagen, mit 
Farben gefhmüdt fah, die nie die Farben des Deutſchen Reiches 
gewejen find, wohl aber feit zwei Jahren die Farbe des Aufruhrs umd 
der Barrifaden! Farben, die in meinem Baterlande neben dem Demokraten 
nur der Soldat in trauerndem Gehorſam trägt. (15. April 1850. 
Im Erfurter Parlament.) I. 32. 

Wenn Sie fi) bemühen, diefe (Erfurter) Verfaſſung diefem preußifchen 
Geifte aufzuzmängen, fo werden Sie in ihm einen Bucephalus finden, 
der den gewohnten Reiter und Herrn mit mutbiger Freude trägt, den 
unberufenen Sonntagsreiter aber mit fammt feiner ſchwarz⸗roth-goldenen 
Zäumung auf den Sand fest. (15. April 1850.) L 32. 


Ich ſprach von preußifchen Geifte bei diefem Vergleih, von dem 
Geifte, vor dem biegen müfjen oder brechen die Geifter derer, melde 
laubten, in dem eriten Schaumfprigen der Märzmellen ein Element zu 
—* in dem ſie zu ſchwimmen vorzugsweiſe befähigt wären, indem 
ſagen zu können glaubten: „Sei ruhig, freundlich Element“, — 
nnd dann, als fie ſich daran verbrannt hatten, Schuß ſuchten unter den 
Flügeln defielben Adler, den der Abg. für Baden bier einen todten 
Bogel genannt bat. (15. April 1850.) I. 33. 


Mancher wird ſich überzeugt haben, daß die Tendenz der Geſetz⸗ 
gebung, welche lediglih den Schuß der Verſchwörer gegen die Obrigfeit 
im Auge bat, auf die Dauer nicht haltbar ift; jo wie die Männer des 
fonftitutionellen Rütli von Heppenheim fich überzeugt haben werden, 
dag die Flamme, welche fie liebten und für mwohlthätig wärmend hielten, 
fie felbft verbrannt haben würde, wenn nit das kalte Eifen der 
Reaktion löjchend dazmwifchen ging. Sch möchte Sie alfo bitten, meine 
Herren, Alles zu thun, wa8 nad den vorliegenden Anträgen, von denen 
ih bedaure, daß fie nicht noch weiter gehen, in Ihrer Macht ftebht, damit 
diefer Blajebalg der Demokratie (daS Vereinsrecht) nicht in den Händen 
verbleibe, um die Kohlen unter der Afche anzublafen. (17. April 1850.) 
I. 34. 


Die preußifche Ehre befteht nach meiner Ueberzeugung nicht darin, 
daß Preußen überall in Deutfhland den Don Quixote fptele für gekränkte 
Kammer-Celebritäten, welche ihre lokale Berfafjung für gefährdet halten. 
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Sch fuche die preußiiche Ehre darin, daß Preußen vor Allem fich von 
jeder ſchmachvollen Berbindung mit der Demofratie entfernt halte, daß 
Preußen in der vorliegenden wie in allen Fragen nicht zugebe, daß in 
Deutichland etwas gefchehe ohne Preußens Einwilligung. (Novbr. 1850.) 
I. 37. 


Sollten wir dahin getrieben werden, für die Idee der Union Krieg 
zu führen, meine Herren, e8 würde nicht lange dauern, daß den Unions⸗ 
männern von kräftigen Fäuſten die legten Fetzen des Uniondmantels 
beruntergeriffen würden, und es würde nichts bleiben, als das rothe 
Unterfutter diefes fehr leihten Kleidungsſtückes. (Novbr. 1850.) 

J. 40, 


Dann wäre e8 Pflicht der Näthe der Krone, fich zu erinnern, deß 
eine Kammer leichter mobil zu machen iſt, als eine Armee un 
in einer Neuwahl das Volk zu fragen, ob es die Anſichten ſeiner Ver⸗ 
treter durch Wiederwahl gutheiße. Movbr. 1850.) I. 41. 


Aus der Frankfurter und Peteräbnrger Zeit. 


Ich babe nie daran gezweifelt, daß fie (am Bundestage) alle mit 

Waſſer kochen; aber eine Bnlche nüchterne einfältige Wafferfuppe, in der 

auch nicht ein einziges Fettauge zu fpüren ift, überrajcht mich. (Mai 1851.) 
I. 42. 


Möchte e8 doc Gott gefallen, mit Seinem Haren und ftarlen Weine 
dies Gefäß zu füllen, in dem damals der Champagner 21 jähriger Jugend 
nutzlos verbraufte und Nichts als ſchaale Neigen zurückließ. Sch begreife 
nicht, wie ein Menfch, der über ſich nachdenkt, und doch von Gott nichts 
weiß oder willen will, fein Leben vor Verachtung und LTangeweile tragen 
kann. (Juli 1851.) I. 44. 


Ich gewöhne mid daran, im Gefühle gähnender Unfhuld alle 
Symptome von Kälte zu ertragen und die Stimmung gänzlider 
Wurſchtigkeit in mir vorherrfhend werden zu lafien, nachdem ich den 
Bund allmählih mit Erfolg zum Bewußtſein des durchbohrenden Gefühle 
feines Nichts zu bringen nicht unerheblich beigetragen zu haben mir 
fchmeicheln dar? (1853.) I. 45. 

Ich fehe in unferem YBundesverhältnig ein Gebrechen Preußens, 
welches wir früher oder fpäter ferro et igni werden heilen müfjen, wenn 
wir nicht bei Zeiten in günftiger Jahreszeit eine Eur dagegen vornehmen. 
(1859.) I. 52. 

Wenn ich einem Teufel verfchrieben bin, fo ift e8 ein teutoniſcher 
und fein galliiher.... (1861.) I. 53. 

Diefes einfältige Federvieh der deutfchen Preffe merkt gar nicht, 
daß es gegen das befere Theil feiner eigenen Veftrebungen arbeitet, wenn 
e8 mich angreift. (22. Anguſt 1860.) I. 55. 

Das Spftem der Solidarität der confervativen Inter⸗ 
effen aller Länder ift eine gefährliche Fiction, fo lange nicht bie vollfte, 
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ae Gegenfeitigfeit in aller Herren Länder obmwaltet. Iſolirt von 
reußen durchgeführt, wird e8 zur Donquiroterie. (1861.) I. 55. 


Ich fehe nicht ein, warum wir vor der dee einer Bolfövertretung, 
fei e8 im Bunde, fei e8 in einem Zoll« und Vereindparlament, fo zimperlid 
zurüdjchreden. (1861.) 1. 56. 

Du kannt nicht mehr Abneigung gegen die Wilhelmftraße haben, 
als ich felbft, und wenn ich nicht überzeugt bin, daß es fein muß, fo 

ehe ich nit. Den König unter Krankheitsvorwänden im Stich zu lafien, 
Balte ih für Feigheit und Untreue. (Juni 1862.) I. 59. 


Ans der Konfliltszeit. 


Der Konflift zu tragifch aufgefaßt. 

Wir find vielleiht zu gebildet, um eine Berfaflung zu ertragen; 
wir find zu kritiſch. — 

Es giebt zu viel Fatilinarifhe Eriftenzen, die ein Intereſſe an 
Ummwälzungen haben. — — 

ir haben zu heiße® Blut, wir haben die Vorliebe, eine zu große 

Nüftung für unfern fhmalen Leib zu tragen; nur follten wir fie 
auch nügen. Nicht auf Preußens Liberalismus fieht Deutjchland, fondern 
auf feine Madt. (1862.) I. 66. 


Nicht dur Reden und Majoritätsbefchlüffe werden die großen Fragen 
der Zeit entjchieden — das ift der Fehler von 1848 und 1849 gewelen 
— fondern durd Eifen und Blut. (1862.) I. 67. 


Der Olipenzweig au Avignon. (Septbr. 1862.) I. 67. 


Nach meiner Ueberzeugung müffen unfere Beziehungen zu Defter- 
reich unvermeidlich entweder beffer oder fchledhter werden. (a 
nuar 1863.) I. 80. 


Die Berfaffung hält das Gleichgewicht der drei gefeggebenden Ge⸗ 
walten in allen Fragen, aud in der Budget, Öefesgebung, durchaus feft; 
feine diefer Gemalten kann die andere zum Nachgeben zwingen; die Ber- 
fafjung vermweift daher auf den Weg der Compromiſſe zur Verſtändi⸗ 
gung. Ein Fonftitutionell erfahrener Staatsmann hat gelagt, daß das 
ganze Berfafjungsleben jederzeit eine Reihe von Compro— 
miſſen fei. 

Wird der Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten 
Gewalten ihre eigene Anſicht mit doctrinärem Abſolutismus durchführen 
will, fo wird die Neihe der Compromiſſe unterbroden und an ihre Stelle 
treten Conflicte, und Conflicte, da das Staatsleben nicht ftill zu ftehen 
vermag, werden zu Madhtfragen. Wer die Macht in Händen hat, 
geht dann in feinem Sinne vor, meil da8 Staatsleben auch nicht 
einen Augenblid ftilftehen fan. (Januar 1863.) 1. RX. 

Das preußifhe Königthum hat feine Mifftion noch nicht erfüllt, 
es ijt noch nicht reif dazu, einen rein ornamentalen Schmud Ihres Ver: 
faffungsgebäubes zu bilden, noch nicht reif, als ein todter Maſchinentheil 


‘ 
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dem Mechanismus des parlamentarifchen Regiments eingefügt zu werden. 
(Januar 1863.) I. 93. 


Die Neigung fi für fremde Nationalitäten und National» Beftres 
bungen zu begeiftern, auch dann, wenn diefelben nur auf Koften des 
eignen Baterlandes verwirklicht werden können, ift eine politijche Krank⸗ 
peitalorm, deren geographifche Verbreitung ſich auf Deutſchland leider 
eſchränkt. (Februar 1863.) I. 112. 

Der Herr Vorredner hat Dänemark darüber zu beruhigen geſucht, 
daß es einen Krieg in dieſem Augenblicke von Preußen unter unſeren 
nach innen und —8 errütteten Verhältniſſen nicht zu erwarten habe. 
Meine Herren, zum Glück iſt man im Auslande nicht ebenſo leichtgläubig, 
und ich kann Sie verſichern und das Ausland verſichern, wenn wir es 
für nöthig finden Krieg zu führen, ſo werden wir ihn führen 
mit oder ohne Ihr Gutheißen. (April 1863.) I. 127. 

Politifhe Fragen find Machtfragen; Preußen kann fih (am Bunde) 
nicht majorifiren laflen, etwa durch eine Majorität, die ein paar Mils 
lionen repräjentitte; die deutfchen Großmächte find das Glashaus, 
das den deutfhen Bund vor europäifhem Zugmind ſchützt — — 

Wir haben zu Ihnen nad) wie vor da8 Vertrauen, daß Sie ung 
diejenigen Mittel, welche wir fo nothwendig bedürfen, auf verfaſſungs⸗ 
mäßigem Wege zugänglich machen werden, fonft müjfen wir fie nehmen, 
wo mir fie befommen. (Januar 1864.) I. 192. 

Der Volksgeiſt Preußens iſt durch und durch monardiid. 
Gott jei Dant! Sie widerjprechen den ruhmpollen Traditionen unfrer 
Bergangenheit, indem Sie die Stellung, die Großmachtsſtellung 
Preußens, welche durch ſchwere Opfer an Gut und Blut des Volles 
erkämpft wurde, desapouiren. Sie feßen den Parteiftandpunft über die 
Intereſſen des Landes. 

Fühlte das Preußiſche Volk, wie Sie, ſo müßte man einfach ſagen, 
der Preußiſche Staat habe ſich überlebt und die Zeit ſei gekommen, wo 
er anderen hiſtoriſchen Gebilden Platz zu machen Fa 

Der rocher de bronce fteht noch heute feit; er bildet da8 Fun⸗ 
dament der Preußifchen Gefchichte, des Preußiſchen Ruhms, der Preußis 
fhen Großmacht und des verfaffunggmäßigen Königthums. Diefe ehernen 
Helfen werden Sie nicht zu erjchüttern vermögen durch Ihren Nationals 
verein, durch Ihre Refolution und durch Ihr liberum Veto! (Januar 
1864.) I. 204. 


Ich glaube, der Herr Redner kennt mich lange genug, um zu wiflen, 
daß ih Furcht vor der Demokratie nicht kenne. Hätte ich diefe, fo 
ftände ich nicht an diefem Plage oder würde das Spiel verloren geben. 
Sch fürchte diefen Gegner nicht, ich hoffe ficher ihn zu befiegen. 

Was die Furcht vor dem Ausland betrifft, fo beftreite ich die 
Nichtigkeit des Ausdruckes. Man kann Borfiht Furt, man kann 
Muth Leichtfertigkeit nennen. (Januar 1864.) I. 207. 

Die augenblidliche Lage ift fo geartet, daß es mir zweddienlich 
fheint, gegen das Dänenthum auf der Conferenz alle Ye loszu⸗ 
laſſen, welche bellen wollen (verzeihen Sie dieſen ägeruerg ei); 
das gejammte Geläut der Meute wirkt dahin zufammen, daß die Unter» 
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werfung der Herzogthlimer unter Dänemark den Ausländern unmöglich 
erfcheint und daß legtere genöthigt werden, Programme in Betradht zu 
ziehen, welche die preußifche Regierung ihnen nicht bringen fann. Ich 
rechne in der letteren Beziehung zu diefen Ausländern aud die Holfteiner 
jelbft, nebft dem Auguftenburger und allen ewig Ungedeelten bis zur 
Königsau. Die Herzogthlimer haben ſich bisher an die Rolle des Ge— 
burtstagsfindes in der deutfchen Familie und an den Gedanken ge 
wöhnt, daß mir uns auf dem Altare ihrer Particularintereflen willig zu 
opfern und für jeden einzelnen Deutfchen im Norden von Schleswig die 
Eriftenz Preußens einzujegen haben. Diefem Schwindel namentlid wird 
die Adrefje entgegen wirken. 

Sie fehen daraus, wie ih nah Menſchenwitz die Sache auffafje; im 
übrigen fteigert fih bei mir das Gefühl des Danfes für Gottes bishe⸗ 
rigen Beiftand zu dem Vertrauen, daß der HErr auch unfere Irr— 
thbümer zu unjeren Beften zu wenden weiß; das erfahre id 
täglich zu hbeilfamer Demüthigung. — Zur Beleuchtung der Si- 
tuation bemerfe ich noch [chließlih, daß mir die preußifche Annerion 
nicht der oberfte und nothwendige Zweck ift, wohl aber das 
angenehmfte Refultat. (Mai 1864.) I. 232. 


Die Bafis des Eonftitutionellen Lebensprozeſſes ift überall der Kom⸗ 
promiß. (Januar 1865.) I. 265. 


Es ſteht dem Abkommen (mit den Schleswig - Holfteinern) entgegen, 
dag im Allgemeinen die Eriftenz auf der Batis ber Phäaken bes 
quemer if, als auf der Balıs der Spartaner. Man läßt fi 
gern jchügen, aber zahlt nicht gern, und am allerwenigften giebt man das 
geringfügigfte Hoheitsrecht zum Beften der allgemeinen Intereſſen auf. 
(1865.) I. 290. 


Nur nicht die Geduld verlieren, fondern ruhig abwarten, ob fi 
Jemand findet, der e8 unternimmt, Düppel zu belagern, wenn 
die Preußen darin find. (1865.) I. 291. 


Herzog von Scleswig-Holftein und Lauenburg find Se. Majeftät 
der König und Se. Majeftät der Kaijer von Oeſterreich. 

Zweifeln Sie an der Möglichkeit, unfere Abfichten zu verwirklichen, 
fo habe ich fchon in der Kommilfion ein Auskunftsmittel empfohlen; limi⸗ 
tiren Sie die Anleihe dahin, daß die erforderlichen Beträge nur dann 
aahibar find, wenn wir wirklich Kiel befiten, und fagen Sie: „Kein 

tel, fein Geld!“ 

Sie kommen in die Lage der falſchen Mutter im Urtheil Salomonis, 
die lieber will, daß das Kind zu Grunde gehe, als dag damit anders 
als nad ihrem Willen gefchebe. Ä 
Ich glaube, daß das jo jchwer nicht ift, das Gewähltwerden. Wenn 
man verfpreden kann, fo kann man aud gewählt werden. (Jumi 
1865.) I. 294. 


Ich bin der Anerkennung in fehr geringem Maße bedürftig und 
gegen Kritik ziemlich unempfindlih. Nehmen Sie immerhin an, daß Alles, 
was gefchehen ift, rein zufällig gefhah, daß die Preußifche Regierung 
daran vollftändig unjchuldig ift, daß wir der Spielball fremder Intriguen 
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und äußerer Einflüffe gemejen find, deren Wellenſchlag uns zu unferer 
eigenen Ueberrafhung an der Küfte von Kiel ans Land geworfen hat. 
Der Borredner hat und vorgeworfen, wir hätten, je nachdem der 
Wind gemechfelt bätte, auch das Steuerruder gedreht. Nun frage ich, 
was joll man denn, wenn man zu Schiffe fährt, Andres thun, al3 das 
Ruder nah dem Winde drehen, wenn man nicht etwa felbft Wind 
machen will. Das überlaffen wir Anderen. (Juni 1865.) I. 296. 


Wer mich einen gewifjenlofen Politiker fhilt, thut mir Unrecht; er 
ſoll jein Gemifien auf diefem Kampfplag erſt felbft einmal verfuchen. 
I. 332. 


1866 vor dem Kriege. 


Wenn der deutiche Bund in feiner jegigen Geftalt und mit feinen 
jegigen politijhen und militärifchen Einrichtungen den großen, europäifchen 
Riten, die aus mehr als einer Urſache jeden Augenblid auftauchen fünnen, 
entgegengehen ſoll, jo ift nur zu fehr zu befürdten, daß er feiner Auf 
gabe erliegen und Deutfchland vor dem Scidjale Polens nit ſchützen 
werde. (24. März 1866.) I. 380. 


Wenn die Verhandlungen (unter den deutfchen Regierungen) immer 
bei dem Austaufch verfchiedenartigiter Meinungen und der Anſammlung 
eines endlofen Materials ftehen geblieben find, jo gefchah dies, weil e8 
an der außgleihenden und treibenden Kraft des nationalen 
Geiftes bei diefen Verhandlungen fehlte und die partifulariftifchen Ges 
genfäge zu fchroff und einfeitig dabei feftgehalten wurden. Ein folder, 
zu höherer Einigung der Gegenfäge führender Factor ift nur in einer 
aus allen Theilen Deutſchlands gewählten Berfammlung zu 
finden. (9. April 1866.) I. 386. 


Se. Majeftät der König hat niemals die Abficht gehabt, die Sou- 
verainität der deutfchen Fürften anzutaften oder zu gefährden. Wenn 
wir aber jegt auch bei denjenigen Regierungen, welche die Natur der 
Dinge und das Verhältniß der geographifchen Tage zu unferen natürlichen 
Bundesgenofjen, eben fo fehr in ihrem eigenen wie in unferem Intereſſe, 
machen follten, einer feindfeligen Tendenz begegnen, die unfere eigene 
Sicherheit gefährdet, fo kann e8 nicht außbleiben, daß wir jede andere 
Nüdfiht dem Bedürfniß der Selbiterhaltung unterordnen. Se. Majeftät 
der König darf und wird alddann keinen anderen Bemweggrund anerkennen, 
als die Bflichten gegen fein Land; und felbjt die — 5 auf einen ihm 
ſo nahe ſtehenden Monarchen, wie der König von Hannover, wird da⸗ 
gegen zurücktreten. (9. Mai 1866.) I. 438. 

Wir waren bereit, Hannovers Selbſtſtändigkeit für alle Eventualität 
ſicher zu ſtellen, und Hannover hat es gleichzeitig in der Hand, den 
Bruch mit Preußen zu erzwingen. Wir müuͤſſen annehmen, daß Hannover 
dazu entichloffen if. (28. Mai 1866.) 1. 443. 

Erklärung am Bunde: daß Preußen den bisherigen Bundes» 
vertrag für gebrochen und deshalb nicht mehr verbindlich anfieht, den- 
felben vielmehr als erlojchen betrachten und behandeln wird. 
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Indeß will Se. Majeftät der König mit dem Erlöfchen des bisherigen 
Bundes nicht zugleich die nationalen Örundlagen, auf denen der 
Bund auferbaut gemwefen, als zerftört betrachten. 

Preußen hält vielmehr an diefen Grundlagen und an der über die 
vorübergehenden Formen erhabenen Einheit der deutfhen Nation 
feft und fieht e8 als eine unabmweisliche Pflicht der deutfchen Staaten an, 
für die legteren den angemefjenen Ausdrud zu finden, (14. Juni 1866.) 

I. 454. 


Berleidt und Gott den Sieg, dann werden wir auch flarf genug 
fein, das lofe Band, welches die deutfchen Lande mehr dem Namen als 
der That nach zufammenbielt, und welches jegt Durch diejenigen zerrifien 
tft, die das . und die Macht des nationalen Geiftes fürchten, in an⸗ 
derer Geftalt fefter und beilnoller zu erneuen. (18. Juli 1866.) 

. 467. 


Nach Königgrätz. 


Wenn wir nicht übertrieben in unſeren Anſprüchen ſind und nicht 
glauben, die Welt erobert zu haben, ſo werden wir auch einen Frieden 
erlangen, der der Mühe werth iſt. Aber wir find ebenfo ſchnell berauſcht 
wie verzagt, und ich babe die undankbare Aufgabe, Waffer in den 
braufenden Wein zu gießen und geltend zu machen, g: wir nidt 
allein in Europa leben, fondern mit n0d drei Nachbarn. (9. Juli 1866.) 

I. 474. 


Nah Eintritt der patriotifhen Beklemmungen des Miniſters Rouber 
bat Frankreich nicht aufgehört, und durch Anerbietungen auf Koſten 
Deutfhlands und Belgiens in Verſuchung zu führen. Im Intereſſe des 
Friedens bewahrte ih das Geheimniß über diefe Zumuthung und be> 
handelte jie dilatoriſch. (28. Juli 1870.) I. 505. 


Von der Zeit an hat Frankreich nicht aufgehört, uns durch Aner- 
bietungen auf Koſten Deutſchlands und Belgiens in Berfuhung zu führen. 
Die Unmöglichkeit, auf irgend melde Anerbietungen der Art einzugeben, 
war für mich niemald zweifelhaft; wohl aber hielt ich es im Intereſſe 
des Friedens für nüglıh, den franzöfiichen StaatSmännern die ihnen 
eigenthümlichen Illuſionen fo lange zu belafien, als diefes, ohne ihnen 
irgendwelche auch nur mündliche Bufäge u machen, möglich fein würde. 
Ich vermuthete, daß die Vernichtung jeder franzdı..sden Hoffnung den 
drieden, den zu erhalten Deutſchlands und Europas Intereſſe war, ges 
fährden würde. 

Ich war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu riethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nad Kräften vorzubeugen, weil 
er doch unvermeidlich fe. So fiher durchſchaut Niemand die Abfichten 

öttliher Vorfehung bezüglich der Zukunft, und ich betrachte auch einen 
Negreichen Krieg an fih immer als ein Uebel, welches die Staatskunſt 
den Völkern zu erjparen bemüht fein muß. (29. Juli 1870.) L 508. 


Die legte Aeußerung des preußifchen Miinifter» Bräfidenten, welche 
Benedetti nad Paris mitnahm, Tautete ungefähr dahin: Machen Sie 
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Ce. Mojeltät den Kaifer darauf aufmerkjam, daß ein folder Krieg unter 
gewiſſen Eventualitäten ein Krieg mit revolutionären Mitteln werden 
könnte, und daß Angefihts revolutionärer Gefahren die 
deutſche Dynaftie doch wohl eine größere Feſtigkeit bewähren 
würde als die des Kaijers Napoleon. (Augujt 1866.) I. 511. 


1866 — 1870. 


Wir wünfhen den Frieden (mit dem Abgeordnetenhaufe), richt 
weil wir fampjunfähig find, im ©egentheil, die Fluth ging mehr zu 
unjeren Gunſten als vor Jahren, auch nicht, um einer künftigen Au— 
Mage zu entgehen; denn ich glaube nicht, daß man uns anlagen wird, 
ih glaube nicht, daß, wenn dies gejchieht, man ung verurtheilen wird. 
Man hat dem Minijterium viele Vorwürfe gemacht, aber der der Furcht» 
famfeit wäre neu. 

° Wir wünjcden den Frieden, weil das Baterland ihn in diefem Augen⸗ 
blick mehr bedarf al früher, weil wir hoffen, ihn jegt zu finden. Wir 
glauben ihn zu finden, weil Sie erkannt haben werden, daß die König» 
ihe Regierung den Aufgaben, welche auch Sie in ihrer Mehrzahl er⸗ 
ftreben, nicht jo fern ftcht, als Sie vielleiht vor Jahren gedacht haben, 
nit jo fern flieht, wie da8 Schweigen der Regierung über 
Manches, was verfhmiegen werden mußte, Sie zu glauben be» 
rechtigen konnte. | 

Wenn man oft gejagt hat, mad dad Schwert gewonnen habe, hat 
die Feder berjpiet, jo babe ich da8 volle Vertrauen, daß wir nıcht hören 
werden, was Schwert und Feder gewonnen haben, ift von diefer Tris 
büne verjpielt worden. (1. Sptbr. 1866.) I. 539, 


Nur ein ganz fertiger Staat kann fi den Lurus einer libes 
ralen Regierung geftatten. I. 549. 


Das Berfafjungsleben kann nicht nad) mathematiſchen, nicht einmal 
nad) juriftiichen Regeln beurtheilt werden. Es ift eben ein beftändiger 
Kompromig. (22. Dzbr. 1866.) I. 551. 


Zürft Bismard verwahrte fich (bei den Kommifjiongberathungen über 
die Annexionen) gegen den Vorwurf der nadten Gewalt und rechtfertigte 
die Eroberung mit dem Recht der deutihen Nation zu eriftiren, 
zu atbmen und fi zu einigen, zugleih aber mit dem Recht und 
der Pflicht Preußens, diejer dentliben Nation die für ihre Eriftenz nö⸗ 
thige Baſis zu liefern. (1866.) I. 556. 

Wenn bei Lauenburg die Yorm der PerfonalsUnion gemählt 
worden, jo ſei dies ein Act der Courtoiſie gegen diefen Erftling 
Preußijher Erwerbungen geweſen. (Sptbr. 1866.) I. 556. 


Einem Bundesgenojfen nah dem fiegreichiten Kriege ift fein 
Fürft des Hauſes Hohenzollern im Stande, ein Haar zu frümmen. 
(1866.) I. 561. 

Es hat uns widerſtrebt, gegen dieſen befreundeten und benachbarten 
Stamm (Hannover), der mit uns denſelben Dialekt ſpricht, in deſſen 


Fürft Bismard. IL. 55 
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Adern unfer Blut fließt, den Degen zu ziehen. Dan bat den Krieg ge- 
wollt mit offenen Augen; man war entichloffen, Preußiſche Provinzen zu 
nehmen, wenn man gefiegt hätte; danach hat man fein Recht, fich nachher 
zu wundern, daß der Krieg die ernften Bolgen hatte, die er nun gehabt 
bat, und nun und gegenüber einen Ton der Klage über dieſe Basen 
anzufchlagen. (1866.) 


Ich wünſchte Ihnen, daß der 1. October (da8 Ende der — 
raſcher herankomme, als es ſonſt jeine Art iſt. Aber gerade, weil 
die Zeit jo kurz ift, können wir in diefer kurzen Zeit nicht viel ſpaßen. 
Ich rathe auf das Dringendfte Ihnen und Ihren Freunden ab, daß Sie 
uns nit herausfordern! Sie werden einer Energie begegnen, der 
Sie niht gewachſen find. (11. März 1867.) I. 56 


Ich habe (in Bezug auf Schleswig - Holftein) ftet8 an dem Klimar 
feftgehalten, daß bie Berfonal- Union befjer war, wie das, was eriftirte, 
daß ein felbftftändiger Fürft beſſer war, als die Berfonal-Union, und daß 
die Bereinigung mit dem Preußifchen Staate beſſer war, als ein „et 
ftändiger Fürſt. (1866.) I. 


Unfer Eroberungsrecht (an Schleswig-Holjtein) ift ein — 
Wir haben es zuerſt den Dänen und zweitens dem mit unſern frieges 
riihen Feinden verbündeten Prinzen von Auguſtenburg abgenommen. 
(20. Dezbr. 1866.) I. 568. 


Ich habe nicht Zeit und halte es nicht für zwedmäßig, die Geſchäfte 
dergeftalt zu centralifiren, daß man gemiffermaßen in jedem Gensdarm 
perjönlid drinjigen will. (20. Dezbr. 1866.) I. 569. 


Eine Nation, die ſich definitiv confolidirt hat, die fertig ift mit 
ihren auswärtigen Aufgaben, fann an Berfaffungstämpfe ohne Scheu 
berantreten. Wir aber haben den Kampf, der uns 4 biß 5 Jahre be- 
Ihäftigt hat, erft in dieſem Jahre zum Abſchluß gebracht durch eine Nach—⸗ 
giebigfeit, die hier Tadel gefunden hat. 

Meine Herren, leben Sie erft etwa 4 Jahre eines folden Eon: 
flictes bindurh mit dem Gefühle der Verantwortlichkeit für die ge⸗ 
fammte Eituation zwiſchen Kräften, deren Sie nicht Herr find, weder 
der auswärtigen noch der inneren, und Sie werden fagen: daß die Re 
gierung Recht gethan hat, diefen Conflict gefchlichtet zu Haden, fobald fie 
es ohne Demüthigung der Krone konnte; der gewählte Moment aber 
war fo, daß er jeden Verdacht einer Demüitbigung berjelben aus ioß 
(15. Januar 1867.) I. 576. 


Das Maß der Annerion hin ng ab von dem Maß der Siege und 
der Eonftellation der europäifhen Mächte im Augenblid der Entſcheidung, 
entzog fich alfo der diplomatifhen Berechnung; fo viel kann ich allerdings 
fagen, daß es ganz ohne Annerion a gehen würde, Habe ich 
allerdings nie geglaubt. (Septbr. 1866.) 588. 


Der Ihnen vorzulegende Berfaffungs- Entwurf muthet — Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Einzelſtaaten zu Gunſten der Geſammtheit nur diejenigen 
Opfer zu, welche unentbehrlich ſind, um den Frieden zu ſchützen, die 
Sicherheit des Bundesgebietes und die Entwickeluug der Wohlfahrt ſeiner 
Bewohner zu gewährleiſten. Bon unſerer Vaterlandsliebe hängt es daher 
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in diefem Augenblide ab, dem gefammten Deutfchland die Bürgichaften 
einer Zulunft zu fihern, in welder es, frei von der Gefahr, wieder in 
Zerriffenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener Selbtbeftimmung 
feine verjafjungsmäßige Entwidlung und feine Wohlfahrt pflegen und in 
dem Rathe der Völker feinen friedliebenden Beruf zu erfüllen vermag. 
(24. Februar 1867.) I. 595. 


Was iſt der Grund, der uns die Einheit verlieren ließ, und ung 
bi3 jest verhindert hat, fie wieder zu gewinrien? Wenn ich es mit einem 
furzen Worte jagen joll, fo ift e8, wie mir fcheint, ein gewiſſer Ueber- 
fhuß an dem Gefühle männlidher Selbftftändigfeit, melde in 
Deutſchland den Einzelnen, die Gemeinde, den Stamm veranlaßt, fich 
mebr auf die eigenen Kräfte zu verlaflen, als auf die der Geſammtheit. 
(4. März 1867.) I. 598. 


Wir glauben, daß, menn die Berfaffung bier angenommen wird, für 
das deutjche Volk die Bahn frei gemacht worden ift, und daß wir 
das Bertrauen zum Genius unjeres eigenen Volkes haben können, 
daß es auf diejer Bahn den Weg zu finden wiſſen wird, der zu feinen 
Bielen führt. 

Die Bajis dieſes Verhältniſſes fol nicht die Gemalt fein, meder den 
dürften, noch dem Volke gegenüber. Die Bafis fol das Vertrauen zu 
der Bertragstreue Preußens fein und dieſes Vertrauen darf nicht 
erſchüttert werden, fo lange man un die Bertragstreue hält. (11.März 1867) 

I. 599. 


Glauben Sie wirklich, daß die großartige Bewegung, die im 
porigen Jahre die Völker vom Belt bis an die Meere Eiziltend, vom 
Rhein bis an den Pruth und den Driefter zum Kampf führte, zu dem 
eifernen Würfeljpiel, in dem um Königd- und Kaiferkronen gefpielt wurde, 
daß die Million deutjcher Krieger, die gegen einander gefämpft und ge= 
biutet haben auf den Schladhtfeldern vom Rhein bis zu den Karpathen, 
daß die Taufende und aber Taufende, die durch ihren Tod diefe nationale 
Entjcheidung befiegelt haben, mit einer Landtags-Reſolution ad acta ges 
fchrieben werden fönnen; meine Herren, dann ftehen Sie wirklich nicht 
auf der Höhe der Situation. 

IH möchte die Herren, die fich diefe Möglichkeiten denken, wohl 
fehen, wie fie einem Invaliden von Königgräg antworten würden, 
wenn der nah dem Ergebniß diefer gewaltigen Anftrengung fragt. Sie 
würden ihm etwa fagen: Ja freilich, mit der deutjchen Einheit ift es 
wiederum nichts geworden, die wird fich wohl bei Gelegenheit finden, fie 
ift ja leicht zu haben, eine Verftändigung ift ja alle Zage wieder möglich; 
aber mir haben das Budgetreht des Abgeordnetenhauſes, des Preußiichen 
Landtages gerettet, das —** jedes Jahr die Eiſten der Preußiſchen 
Armee in Frage zu ſtellen, ein Recht, von dem wir als gute Patrioten 
niemals Gebrauch machen würden. (11. März 1867.) I. 602. 

Wir wollen den Grad von Freiheitsentwicklung, der mit der 
Sicherheit des Ganzen nur irgend verträglich iſt. (1867.) I. 603. 

Wenn die Einrichtung der Bundes-Armee durch ein jährliches 
Votum in Frage geſtellt werden ſollte, es würde mir das, verzeihen Sie mir, 
wenn ich ein Gleichniß brauche aus einem Beruf, in dem ich mich früher 
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befand, den Eindrud eines Deichverbandes machen, in dem jedes Jahr 
nah Kopfzahl, auch der Befiglofen, darüber abgeftimmt wird, ob die 
Deiche bei Hochwaſſer durchſtochen werden jollen oder nicht; aus ſolchem 
Deichverbande würde ich einfach ausjcheiden, da märe mir dad Wohnen 
zu unficyer. (1867.) I. 604. 


Meine Herren! Arbeiten wir rafh! Segen wir Deutfchland, fo 
zu jagen, in den Sattel! Reiten wird es fhon können. (1867.) 
I. 607. 


Ich babe mich überzeugt, daß aus dem Zufhauerraum die 
politifhe Welt — nicht blos die auf den Brettern, die die Welt bes 
deuten — anders außfieht, ald wenn man hinter die Coulifjen tritt, und 
daß der Unterfhied nicht blos an der Beleuchtung liegt. (1867.) 

I. 608. 


Ich füge hinzu, daß ich mich glüclich ſchätze, überhaupt nicht zu 
den Leuten zu gehören, die mit den Jahren und mit den Er» 
fahbrungen nidt3 lernen. (1867.) I. 609. 


Der hohen Berfammlung in ihrer deutfchen Mehrzahl möchte ic) 
dag Beifpiel der Polen noch bejonder8 vor Augen halten, um den Beweis 
gi liefern, wohin ein großer mächtiger Staat, geleitet von einem tapferen, 

tegerifchen und gewiß auch einfichtigen Adel, gelangen kann, wenn er 
die Freiheit des Kinzelnen höher ftellt, als die Sicherheit nach außen, 
ih will nicht fagen, al8 die Einheit, — wenn die Freiheit des In— 
dividuums als eine Wucherpflanze die allgemeinen Interejfen 
erftidt. (18. März 1867.) I. 617. 


Cie halten ung für ſchuchterne, verlegene Leute, die ermuthigt 
werden müflen, denen man eine douce violence anthun müfle, damit fie 
fih entfchliegen, da8 zu fordern, was fie im Grunde ihres Herzens eigent: 
lich ſelbſt wünfchen. Ich kann Ihnen auf das Beftimmteite erklären, daß 
dem nicht fo if. Wir haben und die Grenze unferer Anjprühe an die 
Dpfer, die von den übrigen Regierungen zu bringen wären, darin geftellt, 
wie ich fie ſchon öfter bezeichnet babe, in dem, was uns unentbehrlid 
Ichien zur Führung eines nationalen Gemeinweſens. Died glauben mir 
erreicht zu haben, wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. (27. März 
1867.) I. 623. 


Ich habe niemals in meinem Leben gejagt, daß ich der Volksfreiheit 
mich feindlich entgegenftellte, fondern nur gejagt und natürlich unter der 
Boraußfegung „rebus sic stantibus*, meine Intereſſen an den 
auswärtigen Angelegenheiten find nit nur ftärfer, fondern 
zur Zeit allein maßgebende und fortreißende, jo daß ich, fo 
viel ih kann, jedes Hinderniß durchbreche, welches mir im Wege ftebt, 
um zu dem Ziele zu gelangen, welches, wie ich glaube, zum Wohle des 
Baterlandes erreicht werden muß. Das fhließt nicht aus, daß audy ich 
die Ueberzeugung tbeile, daß den höchſten Grad von Freiheit des 
Bolfes, des Individuums, der mit der Sicherheit und gemein 
jamen Wohlfahrt des Staates verträglich ift, jederzeit zu er— 
ftreben, die Pflicht jeder ehrliden Regierung ift. (27. März 
1867.) I. 626. 
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Wenn man fünf Jahre lang ſchwer gefämpft hat, und das erreicht 
—* was hier vorliegt, wenn man ſeine Zeit, die befte Zeit des Lebens, 
eine Geſundheit dabei geopfert hat, wenn man fich der Mühe erinnert, 
die es gekoſtet Bat, oft einen Kleinen Paragraphen, eine Interpunk—⸗ 
tationgfrage zwiſchen 22 Regierungen zu entjcheiden, wenn man nun auf 
den Punft gekommen ift, wie er hier vorliegt, dann treten Herren, die 
von allen diefen Kämpfen wenig erfahren haben, von den amtlichen Vor⸗ 
Hängen nichts willen können, in einer Weife auf, die ich nur damit vers 
gleichen Fann, daß Jemand in meine gefchlofjenen Fenfter einen 
Stein hineinmirft, ohne zu wiffen, wo ih ftehe. Er weiß nicht, 
wo er mic, trifft, er weiß nicht, welche Geſchäfte er mir gerade im Augen- 
blick erſchwert, die vorliegen, und die mir durch diefen Widerftand un- 
möglich werden. 

Dann fommt man fehr leicht, auch ohne gerade Fünftlich nervös ge- 
macht zu fein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn Abgeordneten nicht 
beſſer charakterifiren fann, als wenn ich ihm empfehle, in einer der erften 
Scenen von Heinrich IV. nachzuleſen, was Heinrih Percy für einen 
Eindrud hatte, als der dort befagte Kammerherr fam und m die Ge⸗ 
fangenen abforderte und ihm, der mund und fampfesmüde war, eine 
längere Borlefung über Schußmwaffen und innere Berlegung hielt. Die 
Stelle ftehbt im Anfang des Stückes und fängt mit. den Worten an: 
„I remember that when the fight was over, there came a certain 
Lord etc.* So ungefähr wie Percy ift mir zu Muthe, wenn i 
über Dinge, für die ich gelitten und gefämpft habe, die i 
befjer kennen muß, folde Reden höre. (29. März 1867.) I. 635. 


Wäre der füddeutiche Bund zu Stande gefommen, oder hätte er 
Ausficht dazu, fo ift meine Weberzeugung, daß, wenn im Norden ein Bars 
lament tagt auf einer nationalen Bafis, im Süden ein ähnliches, diefe 
beiden Barlamente niht länger auseinander zu halten fein 
würden, ala etwa die Gemwäfjer des Rothen Meeres, nahdem 
der Durhmarfc erfolgt war. (10. April 1867.) I. 638. 


Die deutſchen Fürften haben die Gewohnheit, ihre Heere iniden 
Krieg zu führen oder zu begleiten, und in Folge deſſen aud in erhöhten 
Mage das Bedürfnig, auf dem Schlacdhtfelde und im Yazarethe dem 
Krieger in das bredende Auge ſehen zu können, ohne fidh jagen 
zu müfjen: diefen Krieg hätte ich mit Ehren vermeiden können. (24. Sep⸗ 
tember 1867.) I. 635. 


Wenn ich mich überzeugen könnte, daß der Zuftand, in welchem von 
400 meiner Mitbürger jeder Einzelne beredtigt ift, mid zu 
bejhimpfen, ohne daR ih ein efeklices Mittel dagegen ergreifen kann, 
jobald mir einen fo nachſichtigen Präfidenten haben, wie wir ihn in frü« 
beren Jahren gehabt haben, — menn ich mich überzeugen fünnte, daß 
diefer Zuftand für ung ein mürdiger märe, dann, meine Herren, wäre 
die Trage (der Medefreiheit) jehr raſch erledigt. (27. Nopbr. 1867.) 

I. 727. 


Ich kann die Potitif nur fo machen, wie ich fie verftehe und wie 
ih fie in ihrer Geſammtheit verftehe; ih kann mir nicht einzelne 
Theile heraußgreifen und fagen laffen: bier ift die Regierung von aller 
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Weisheit verlaflen gemejen, dies kann nicht fein, alle Andere acceptiren 
wir, dieß aber nicht. (1. Febr. 1868.) I. 746. 


Es iſt eine conftitutionelle Regierung nit möglich, wenn 
die Regierung nicht auf eine der größeren Barteien mit voller 
Sicherheit zählen fann, aud in ſolchen Einzelheiten, die der Partei 
vielleicht nicht durchweg gefallen. Hat eine Regierung nicht wenigſtens 
Eine Partei im Lande, die auf ihre Auffafjungen und Richtungen in 
diefer Art eingeht, dann ift ihr das conftitutionelle Regiment unmöglich, 
dann muß fie gegen die Lonftitution arbeiten; fie muß ſich eine Mehrheit 
künftlih fchaffen oder vorübergehend zu erwerben fuchen. Sie verfällt 
dann in die Schwäde der Coalitiond-Minifterien und ihre Politik geräth 
in Shwanfungen, die für das Staatswefen und namentlid 
für das fonfervative Prinzip von höchſt nadtheiliger Wir: 
tung find. (5. Febr. 1868.) I. 753. 


Und hätte die konſervative Partei dem Minifterium ein Opfer ge 
bradt — ih will nit von Opfern fprechen, die das Minifterium dem 
Lande gebracht hat, denn wir find fie dem Lande fehuldig, aber, meine 
Herren, dafür zeigen wir Ihnen die weiten neuen Provinzen 
auf, dafür zeigen wir Ihnen das befeftigte Königthum auf, 
wir zeigen Ihnen daß vereinigte Deutſchland auf, wenn Sie 
darnah mit uns abrechnen wollen, fo werden Sie und ftar! 
im Bortheil finden. 

Wir kamen zur Regierung im Jahre 1862. Ich weiß nicht, ob 
Jemand unter Ihnen von Haufe aus geglaubt hat, daß wir die Sachen 
u einem günftigen Ende führen würden. Aber hat fi) außer uns bier 
Femand gefunden, der bereit war, fie dDuxchzuführen? Was trat dann 
ein, wenn wir nicht den Muth gehabt hätten, die Minifterftellen zu über 
nehmen, bier drei Jahre lang alleinftehend mit elf Konſerva— 
tiven verjhmäht, verfegert, angefeindet auszuhalten? Das 
aber vergißt man fehr raſch. 

Daß ih den Konflikt nit fürdhte — meine Herren, id 
habe ihm ehrlich die Stirn gezeigt drei Jahre hindurch, aber 
ihn zu einer bleibenden nationalen Inftitution zu maden, 
ift nit meine Abſicht. (5. Yebr. 1868.) I. 755. 


Bor diefem Rütteln an den Fundamenten (de8 Bundes) warne 
ich Sie, meine Herren, in unfer Aller Intereſſe. Die Einrihtungen find 
noch nicht fo feit gewachſen, haben noch nicht fo tiefe Wurzeln gefchlagen, 
daß wir heut zurüdnehmen und in Frage ftellen dürften, was wir vor 
einem Jahre nah einem mühſamen Kompromifje zu Stande gebradt 
haben. Wer das Anfehen der Kompromifje nicht ehrt, der ift für eine 
conftitutionelle Berfafjung überall nicht reif; denn das Berfaffungs- 
leben befteht auß einer Reihe von Kompromiffen; diefe heute zu 
geben und morgen zurüdzunehmen, ift keine conftitutionelle Politik! 

Warum mollen die Süddeutſchen nit zu uns kommen? nidt 
weil wir ihnen nicht liberal genug find, fondern weil wir ihnen viel 
zu liberal find. 

Derjenige muß Süddeutfchland mit Ausnahme Badens fehr wenig 
fennen, der nicht weiß, daß im Liberalismus fie dort — ich will nicht 





871 


fagen, um ein Dienfchenalter, wohl aber um diejenige Zeit, die feit der 
Zuli= Revolution verfloffen ift, Hinter uns zurüd find. (2. April 1868.) 
I. 766. 


Dem Borredner gebe ich zu bedenken, daß ein Appell an die 
Furcht in deutfhen Herzen niemals ein Echo findet. 
(13. Mai 1868.) I. 783 


Ich erkläre, daß ich als Miniſter in einem Verfaſſungsſtaate mich 
nicht für berechtigt halte, an meiner eignen perfönlichen Ueber: 
eugung auf jede Gefahr Hin feftzubalten, fondern unter Um⸗ 
Händen die Uebereinftimmung der Gewalten und die Herftellung derfelben 
für einen Zwed halte, dem ich nicht nur berechtigt, fondern in meiner 
Stellung aucd verpflichtet bin, Ueberzeugungen, von deren Fallenlaſſen ich 
einen praftifchen und wejentlihen Nachtheil für das Gemeinweſen nicht 
befürdte, im Intereſſe der Einigkeit, im Intereſſe des Kom— 
promiffes aufzugeben. (28. Nov. 1868.) I. 791. 


Defterreich iſt durch eine langjährige Zurücdhaltung in die Lage 
gebracht worden, heut mit demjenigen Liber alismus Epoche zu machen, 
er bei uns in der Hauptfahe ſchon feit 20 Jahren, in vielen feiner 
Theile bereit ſeit 50 Jahren zu einem übermundenen Standpuntte 
gehört. (Dezbr. 1868.) 1. 794, 


Ueber juriftifde Zwirnsfäden wird die Königliche Regierung 
nicht ftolpern in der Ausübung ihrer Pflicht, für den Frieden des Staates 
zu jorgen. 

E3 gab eine Zeit bei uns, wo der Friede bedroht ſchien. Wenn ich 
da8 jage, fo fee ich mich zwar wiederum der Gefahr aus, daß ein 
geehrter Abgeordneter bier mich für einen Schwarzjeher hält und findet, 
ich ſpräche von einer Degenfpige, die auf untere Bruft gerichtet 
ift, und die er nicht ſieht. Es ift mein Troſt, daß diefer Herr Ab- 
geordnete feiner Zeit hundert Zaufende von Bayonnetten, als fie ſchon 
erfennbar in der Luft fehwebten, auch nicht gefehen hat. — 

Der Shlaftrunfene Kämmerling des Königs Duncan fah 
den Dolh des Macbeth auch nicht, die Aufgabe der Regierung 
eines großen Landes ift e8 aber, die Augen offen zu haben 
und mad zu fein. (30. Januar 1868.) I. 811. 

Die Koriolane find in Deutſchland nicht felten, es fehlt ihnen 
nur an „Volskern“, und wenn fie Volsker fänden, würden fie ſich 
bald demaskiren; nur den legten verjühnenden Abſchluß Koriolans würden 
alle Frauen Kafjeld und Deutſchlands dann nit im Stande fein ber- 
beizuführen. 

Ueberall, wo Fäulniß ift, ftellt fi ein Leben ein, welches man nicht 
mit reinen Glacéhandſchuhen anfallen Tann. Dieſer Thatſache gegenüber 
Iprechen fie doch nicht von Spionirmefen! Ich bin nicht zum Spion ges 
boren meiner ganzen Natur nad); aber ich glaube, wir verdienen Ihren 
Danf, wenn wir und dazu hergeben, bösartige Reptilien zu verfolgen 
bis in ihre Höhlen hinein, um zu beobachten, was fie treiben. 


Machen Sie und aus dem bedauerlihen Zwange, daß wir Gelder 
zu folden Zwecken verwenden müſſen, keinen Vorwurf; probiren Sie felbft 
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erſt, ob Sie Beh anfafjen Fönnen, ohne fich zu befudeln! 
(30. Januar 1869.) 1. 811. 
E3 wird dahin kommen, zu jagen: „er lügt wie telegraphirt”. 
Wir kommen fchließlih dazu, dag wir eine Berufsflaffe von Ab: 
geordneten erhalten, die aber dann meine Erachtens einem bureaus 
kratiſchen Element allmählich viel näher kommen wird, al3 einer leben 
digen, mit dem Volke in ununterbrochener Wechſelwirkung ftehenden Volls⸗ 
vertretung, von der ich mir nicht anders denken Tann, als daß fie eine 


große Anzahl der befchäftigten Klaſſe des Volles unmittelbar repräfentirt. 
(28. Januar 1869.) I. 819. 


Ich babe mir in der Bundespolitif, fo lange ich die Ehre habe, auf 
fie einen Einfluß zu üben, als unverbrücdhlichen Grundfag denjenigen ge 
ftellt, und mich wohl dabei befunden, daß e8 nicht rathfam ift, die Auto- 
nomie der einzelnen Regierungen aud nur um eined Haare 
Breite weiter zu beſchränken und zu befämpfen, als es nothwendig ift zur 
Erſüllung der großen nationalen Zwecke, welche dem Bunde obliegen. 
(16. März 1869.) I. 824. 


Der Antrag (wegen verantwortlicher Bundes-Minifterien) ift eine 
mweifellofe Vertiefung des Mains als Grenze, das iſt gar Feine 
rage: mit der Annahme dieſes Antrages wäre an den Beitritt der 
füddeutfhen Wegierungen nicht mehr zu denken. (16. April 1869.) 

I. 832 


Ich halte eine Follegialifche Minifterverfaffung für einen ftaats- 
rechtlihen Mißgriff und Fehler. — — — 


Zwei harte Steine mahlen ſchlecht, aber acht harte Steine noch 
viel fchmerer. | 

MWie das Bundeskanzler Amt ausgeftattet ift, fo habe ich es über: 
nommen, — ein Kollege würde an demfelben Tage, mo er e8 mird, 
mein Nachfolger merden millfen. 


Der Partikularismus ift die Bafiß der Schwäche, aber audy nad) 
einer Michtung hin der Blüthe Deutjchlands. 


Die Sentralifation ift mehr oder weniger eine Gewaltthat und 
ift ohme einen — wenigſtens am Gcifte der Berfaflung fich verfündigenden 
Bruch faun durchzuführen. 


Ih freue mich über einen Fortfchritt in Preußen, über den, daß der 
Fluch der „hohen Meinung, womit der Menſch fich felbft be- 
trügt," bei unferer näheren Bekanntſchaft mit der Verwaltung der Mei: 
neren Staaten allmählig von uns abgenommen wird, und ich hoffe, wir 
werden ihn mit der Zeit ganz verlieren. 


Wir können die Gefchichte der Vergangenheit weder ignoriren, noch 
können wir die Zufunft machen; und dag ift ein Mißverſtändniß, vor dem 
ih anch bier warnen möchte, daß wir un nicht einbilden, wir könnten 
den Lauf der Zeit dadurch befchleunigen, daß wir unfere Uhren vor« 
ftellen. Mein Einfluß auf die Ereigniffe, die mich getragen haben, mird 
abar ‚mefentlich überfhägt, aber doch wird mir gewiß Keiner zumuthen, 

efhichte zu machen, daß, meine Herren, könnte ich felbft in Gcmeinicaft 
mit Ihnen nit, eine Genieinfchaft, in der wir doch fo ſtark find, daß 
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wir einer Welt in Waffen troßen könnten, aber die Geſchichte können 
wir niht machen, fondern nur abmarten, daß fie fich volle 
ieht. Wir können das Reifen der Früchte nicht dadurch befchlennigen, 
Ba wir eine Lampe darunter halten, und wenn wir nad unreiten 
Früchten fhlagen, jo werden wir nur ihr Wachſsthum hindern 
und fie verderben. Ich möchte deshalb Ihnen doch mehr Geduld 
empfehlen, der Entmidelung Deutfchlands Zeit zu lafjen. (16. April 1869.) 
| I. 833. 


Man kann nur noch aus nationalen Gründen — aus Gründen, 
welche in den. Maaße national find, daß ihre zwingende Natur von der 
großen Mehrheit der Bevölkerung anerkannt wird, Prieg führen, mes 
nigſtens meiner Auffafjung nah. Cie können daher, wenn mir an 
fangen, Depefhen amtlich zu veröffentlihen, es faft immer als ein 
Symptom einer ziemlih ernften Situation anfehen, melde anfängt 
wiſchen ung und den Regierungen, an melde die Depefche gerichtet it. 
di zu entwideln. (22. April 1869.) I. 841. 

Wir verlangen von Ihnen Brot, und Sie geben uns Steine; 
Sie thun, als ob Sie die Sache weniger anginge als die Regierung, als 
ob es ein Land der Abgeordneten gäbe und ein Fand der Regierung, als 
ob diefe beiden nicht identijch wären und diejelben Bedürfniffe hätten. 

Wenn ich mich darauf einlaffen wollte, davon zu reden, wie grauſam 
e3 wäre, dem armen Dann fein Pfeifhen Tabak oder den ftärfenden 
Tranf zu verkümmern, und ich märe mir dabei bewußt, daß ich immer 
noch das Kopfgeld und die BÖrotfteuer von ihm fordere, fo würde ich 
meinem inneren Menfchen gegenüber ehrlich genug fein, ihn zu fragen: 
was bezwedit Du eigentlich mit diefer Heuchelei? 

Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen 
civilifirten Staate find meines Erachtens diejenigen Genüſſe, 


die majjenhaft genug verbraudt werden, um einen finanziellen 
Ertrag zu geben. (21. Mai 1869.) 


Gerade wie ein Dach vor dem Wetter fchügt, ein Deich vor der 
Ueberſchwemmung, fo ſchützt auch unfere Armee unfere Productivität in 
hrem ganzen Umfange. (22. Mai 1869.) I. 


Ich glaube, daß wir nicht gut thun, das Clement, welches der 
nationalen Entwidelung im Süden am günftigften ift, Do8 Großherzog— 
thum Baden) auszuſcheiden, gewiſſermaßen den Milchtopf abzu— 
ſahnen und das Uebrige ſauer werden zu laſſen. (1870.) 

I. 885. 


Ih hatte zuerft, als ich den Antrag las, dag Gefühl, daß den 
Herren Antragftellern fo etwa zu Muthe war, wie Shafefpeare den Heiß: 
[porn Percy fchildert, der, nachdem er ein halb Dugend Schotten ums 
gebracht hat, über das langmeilige Leben Hagt; es paffirt eben nichts, 
e8 muß etwas Leben hineingebracht werden. Gründung ftaatlicher Ge⸗ 
meinfchaften, großartige Reformen, durchgreifende Geſetzgebungen, das 
Alles erfchöpft den Thatendrang nicht: es muß etwas gefchehen! (1870.) 

| IL. 888. 


Ih Tann dreift behaupten: übt nicht das Präfidium des Nord⸗ 
deutichen Bundes in Süddeutſchland ein Stüd Kaiferlider Gewalt, 
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wie es im Beſitze der deutfchen Kaifer feit 500 Jahre wicht geweſen? 
Wo ift denn — feit der Zeit der erften Hohenftaufen — ein unbeftrittener 
Dberbefehl im Kriege, eine unbeftrittene Sicherheit der Gemeinfchaft, den 
felben Feind und denjelben Freund im Kriege zu haben, in deutjchen 
Landen vorhanden geweſen, an deren Spige der deutfche Kaiſer geftanden 
hätte? Der Name madt e8 nicht! (1870.) L 888. 


So lange ich aber Bundeskanzler und auswärtiger ‘Minifter bin, 
fo muß die Botitit nah meiner Einfiht gemacht werden, und wenn Sie 
ihr Steine in den Weg legen, ihr Knüppel in die Näder fchieben, 
fo hindern Sie dieje Politif, und die Verantwortlichkeit für diefe Ver⸗ 
binderung, ja jelbft für die unzeitige Nöthigung, mi nsaulprechen, die 
Berantwortlichkeit für die Folgen tragen Sie, die Antragfteller und Redner, 
nicht ih. (1870.) I. 891. 


Wenn Sie Alles beffer wijjen, mie ich, fo feßen Sie ſich hierher, 
und ich werde mich auf jene Stühle fegen, und mill diejenige Kritik üben, 
die mir eine 20 jährige Erfahrung in den Gefchäften deutfcher Politik an 
die Hand geben wird; aber ich verfichere Sie, mein Patriotismus 
wird mich ſchweigen lafjen, wenn ich fühle, daß Sprechen zur 
Unzeit ift. (24. Februar 1870.) I. 892. 

Es ift eine der Krankheiten unferer Zeit die Echeu vor der Berant: 
wortung, auf eigene Ueberzeugung hin ein Todesurtheil auszuſprechen, 
von Seiten der Gejchmorenen auf eigene Ueberzeugung hin einen Wahr: 
ſpruch zu geben, von dem fie nach dem Gejege annehmen können, daß er 
die Tödtung des Verbrecher zur Folge hat. Diefe Furcht vor der 
Verantwortlichkeit ift eine Krankheit, die unfere ganze Zeit durchſetzt, 
es ift eine Krankheit, die bis in die höchſten Spigen der menſchlichen 
Hierardie hinaufreidt. Ih möchte an die Herren Juriften die Auf 
forderung richten: ſchreken Sie Angeſichts der hohen Aufgabe, die Ihnen 
von der Vorjehung auferlegt ift, nicht vor Erfüllung dertelben in ihrem 
höchſten Stadium zurüd und werfen Sie das Richtſchwert nicht von fid). 
(1. März 1870.) I. 896. 


1870 — 1877. 


Eine ſolche Anftrengung, wie die heutige, darf der deutfchen Nation 
nit dauernd von Neuem angefonnen werden; und wir find daher ge 
jwungen, materielle Bürgihaften für die Sicherheit Deutfchlands 
gegen Frankreichs kunftige Angriffe zu erftreben, Bürgichaften zugleich für 
den europätichen Frieden, der von Deutfepland eine Störung nicht zu bes 
fürdten bat. (13. Septbr. 1870.) II. 125. 

Die einmüthige Stimme der deutfchen Regierungen und de3 deutſchen 
Volkes verlangt, daß “Deutfchland gegen die Bedrohungen und Ber 
gewaltigungen, welche von allen franzöſiſchen Regierungen feit Jahrhunderten 
gegen und geübt wurden, durch beffere Grenzen ala bisher gefchügt werde. 
So lange Frantreid im Befig von Straßburg und Meg bleibt, if 
feine Offenfive ftrategifch ftärker als unfere Defentive bezüglich des ganzen 
Süden? und des linksrheiniſchen Nordens von Deutfchland. Straßburg 
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ft, im Befige Frankreichs, eine ſtets offene Ausfallpforte gegen Sid» 
beutfchland. In deutſchem Befig gewinnen Straßburg und Metz dagegen 
einen defenfiven Charakter; wir find in mehr als zwanzig Kriegen 
niemals die Angreifer gegen Frankreich gewefen, und wir haben 
von legterem nicht® zu begehren, als unfere von ihm fo oft gefährdete 
Sicherheit in eigenen Rande, (16. Septbr. 1870.) II. 127. 

Straßburg ift der Schlüffel zum Haufe, ih muß ihn haben. 

Ich weiß fehr wohl, daß fie (die Elfäffer) nichts von ung wiſſen 
wollen, — es wird eine große Laſt für ung fein, aber wir fünnen nicht 
umbin, fie zu nehmen. (1870.) I. 134. 


Wir haben erreicht, was feit der Zeit unferer Väter für Deutfchland 
erfirebt wurde: die Einheit und deren organifche Geftaltung, die Sicherung 
unferer Grenzen, die Unabhängigkeit unferer nationalen Rechtsentmwidelung. 

Das Bewußtſein feiner Einheit war in dem deutjchen Volle, wenn 
auch verhüllt, doch ftet3 lebendig; e& hat feine Hülle gejprengt in der 
Begeilterung, mit welcher die gefammte Nation fi) zur Vertheidigung des 
bedrohten DBaterlandes erhob und in unvertilgbarer Schrift auf den 
Schlachtfeldern Frankreichs ihren Willen verzeichnete, ein einiges Volk zu 
fein und zu bleiben. 

Das neue Deutjchland, wie es aus der Feuerprobe des gegenwärtigen 
Krieges hervorgegangen ift, wird ein zuverläffiger Bürge des europäijchen 
Friedens fein, weil e3 ſtark und felbftbemußt genug ift, um fich die 
Ordnung feiner eigenen Angelegenheiten als fein ausſchließliches, aber 
auch ausreichendes und zufriedenftelende8 Erbtheil zu bewahren. 
(21. Mär; 1871.) II. 296. 

Thatſache ift, daß die Abneigung der ElfaßstTothringer (mit 
Deutfhland verbunden zu merden) vorhanden war und daß ed unfere 
Pflicht ift, fie mit Geduld zu überwinden. Wir haben meincd Erachtens 
viele Meittel dazu; mir Deutfchen haben im Ganzen die Gewohnheit, 
wohlmollender, mitunter etwas ungefdhidter, aber auf die Dauer 
fommt es doch heraus, wohlmollender und menfchlicher zu regieren, als 
es die franzöfifchen Staatsmänner thun; es ift das ein Vorzug des deut⸗ 
ſchens Weſens, der in dem deutfchen Herzen der Elfaffer bald anheimeln 
nnd erkennbar merden wird. Wir find außerdem im Stande, den Be- 
wohnern einen viel höheren Grad von fommunaler und individueller 
Freiheit zu bemilligen, als die franzöfifchen Einrichtungen und Tradi⸗ 
tionen dies je vermodten. (2. Mai 1871.) Il. 331. 

Ich halte e8 für leichter, daß die Eljaffer fih mit dem Namen der 
„Deutſchen“ befreunden, als mit dem Namen der „Preußen.” 

Die Elſaſſer haben ſich in ihrer zmweihundertjährigen Zugehörigkeit 

u Franfreih ein tüdhtiges Stüd Partikularismus nad guter 
Peutfher Art erhalten, und das ift der Baugrund, auf dem mir meines 
Erachtens mit dem Fundamente zu beginnen haben werden; dieſen Par« 
titularismus zunächſt zu ſtärken, ıft im Widerfpruch zu den eldeinungen, 
die und in ähnliher Weife im Norden Deutjchlands vorgelegen haben, 
jet unfer Beruf. Je mehr fi) die Bewohner des Elfaß als Elfaffer 
fühlen werden, umjomehr werden fie dag Franzoſenthum abthun. 


Ich fühle mich berufen, ihr Advolat in dem neuen Staat3» 
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wefen, bem fie beitreten, fomeit e8 mir gegeben ift, zu fein. (25. Mai 
1871.) II. 335. 
In anderthalb Jahren läßt fich viel Böſes thun, aber nicht fehr viel 
Gutes fchaffen. (1871.) II. 337. 
Ich möchte die Herren bitten, einer Reizbarkeit unter Umftänden etwas 
zu gute zu halten, ohne die ich andererſeits nicht im Stande wäre, Ihnen 
und dem Lande Dienfte zu leiften. Das Recht, etwas müde zu fein, 
wird mir auch der Herr Vorredner nicht beftreiten. (1871.) II. 343. 


Wenn ein Monarh, an Jahren und an Ehren reich, mit diefer 
Entſchloſſenheit feine nad irdifhem Maßſtab kurz bemefjene Kraft, feine 
befriedigt-ruhmvolle Eriftenz einjegte für fein Voll, menn er in feinem 
hoben Alter einen Kampf durdlämpfte, der ganz anders ablaufen Fonnte, 
wenn er dann zurüdkehrt und fi fragt: Wen verdanfe ih, daß id 
fiegreih zurüdtehre, daß unfer Volt geſchützt ift vor den Yeiden umd 
Drangfalen des Krieges, vor dem Drud des Eroberers, und daß darüber 
hinaus Gott feinen Segen gegeben bat, das deutihe Volk in diejem 
Kriege, mo man es böje mit uns vorhatte, zu einigen und ihm feinen 
Kaifer wiederzugeben, und diefer erfte Deutfche Kaiſer kehrt zurück nad 
einen langen interregnum, im Befig der größten Vollgewalt und Madit, 
die in diefem Augenblide in Europa, und fragt fi: durch welche Werl: 
zeuge hat Gott mir da3 gefchenkt, habe ich dies erreicht, wem bin id 
Dank ſchuldig? Dann fält fein Blick zuerft auf fein Heer und auf die 
Intelligenz der Führer, und e8 muß ihm ein Herzensbedürfnig fein, hier 
zu lohnen, wo er kann. 

Tapferkeit läßt fih im Einzelnen nicht belohnen, fie ift, Gott fei 
Dank, ein Gemeingut der deutfhen Soldaten, fo daß man, molle man 
belohnen, jeden Einzelnen zu belohnen hätte. Aber die Zapferfeit allein 
reicht nicht hin, Muth haben auch die Franzoſen bewiefen, mit Tapferleit 
haben ſich auch die franzöſiſchen Soldaten gefchlagen; mas ihnen fehlte, 
waren die Führer, die Pflichttreue, die Einficht der Führer, die entjchloilene 
Leitung eines Kaiferlihen Monarden und Yeldherrn, der in voller Ber: 
antmwortlichfeit um Krone und Reich an der Spige ftand, — diefe Führung 
zu belohnen, muß ein Herzendbedürfniß des Kaiſers fein. (14. April 1871.) 

II. 355. 


Für Preußen giebt es verfafjungsmäßig wie politifh nur einen 
Standpunkt, den der vollen Freiheit der Kirche in kirchlichen Dingen 
und der entjchiedenen Abwehr jedes Uebergriffs auf das ftaatliche 
Gebiet. (26. Mai 1869.) II. 371. 


Wir haben ohne Zweifel in der parlamentariichen Gefetgebung eine 
durchfchlagende Waffe gegen jeden ungerechten Webergriff der geiſilichen 
Gewalt. Aber beffer ift es gewiß, wenn mir nicht gezwungen werden, ' 
von derfelben Gebrauch zu machen, und ich halte e8 daher für eine 
Wohlthat, die den geiftlihen wie den weltlichen Obrigfeiten 
ermwiejen wird, wenn der Conflict zwifchen beiden ſich ver: 
hüten läßt. (11. Auguſt 1869.) uU. 372 


Wir können nur wünſchen, daß der Organismus der Fatholi- 
ſchen Kirche, auf defien Grunde fich bisher gedeihliche Beziehungen 
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zwifhen Etaat und Kirche gebildet haben, nicht geftört oder unterbrochen 
werde. Tief eingreifende Aenderungen in dem Organismus der fatholijchen 
Kirche, wie fie durch die abjolutiftifhen Tendenzen der Eurialpartei ans 
gejtrebt werden, würden ach nicht ohne Einfluß auf die Beziehungen der 
Kirche zum Staat und damit auf ihre eigene Stellung der Regierung 
gegenüber bleiben. (3. Januar 1870.) II. 378, 


Ich habe es von Haufe auß als eine der ungeheuerlichften Erjcheis 
nungen auf politiſchem Gebiete betrachtet, daß fih eine fonfefjionelle 
Fraktion in einer politifchen Verfammlung bildete, 


Ich habe, als ich aus Frankreich zurüdfam, die Bildung diejer Frak⸗ 
tion nicht anders betrachten können als im Lichte einer Mobilmahung 
der Partei gegen den Staat. 1I. 462. 


Ich habe die Einrichtung eines Nuntiug immer für weſentlich nüßs 
licher und zmwedmäßiger gehalten, als die katholiſche Abteilung. Ich habe 
indefien nicht gewagt, ihr Folge zu geben, da ich ſowohl an höheren 
Etellen, als audy in der öffentlichen Meinung eine ftarfe Abneigung da» 
gegen vorfand. Db wir jchließlich nicht doc auf diefen Ausweg kommen, 
überlaffe ich der geſchichtlichen Entwidlung, fobald fie Priedliche 
Wege gefunden haben wird. 


Konzeifionen in. der jegigen Lage zu machen, ift mir wie die alte 
Babel von dem Wanderer, feinem Mantel und der Eonne und dem Winde 
vorgefommen. Der Wind konnte ihn nicht nehmen, die Eonne gewann 
eg ihm ab, und mit der Sonne würden die Herren auch weiter 
gefommen jein. 


Es iſt der ernfte Wille der Regierung, daß jede Konfeſſion, und 
vor allen Tingen diefe jo angejehene und durch ihre Volkszahl große fas 
tholifhe, innerhalb dieſes Staates fih mit aller Freiheit bewegen fol. 
Daß fie außerhalb des Gebietes eine Herrſchaft übe, das fünnen wir 
in der That nicht zugeben, und ich glaube, der Streit liegt mehr auf 

‘ dem Gebiete der Eroberung für die hierarchiſchen Beftrebungen, 
al3 auf dem Gebiete der Vertheidigung. 


Jedes Dogma, aud daß von uns nicht geglaubte, welches fo und 
fo viele Milionen theilen, muß für ihre Mitbürger und für die Regies 
rung jedenfalls heilig fein. Aber wir fünnen den dauernden Anfpruch 
auf eine Ausübung eined Theiles der Staatägemwalt den geiftlichen 
Behörden nicht einräumen, und fomeit fie diefelbe befigen, fehen wir im 
Interefje des Friedens uns genöthigt, fie einzufchränfen, damit wir neben- 
einander Play haben, damit wir in Ruhe mit einander leben Tönnen. 
(30. Januar 1872.) 1I. 465. 


Ich glaube, meine Herren vom Centrum, Cie werden zum Yrieden 
mit dem Staate leichter gelangen, wenn Sie fi) der welfitgen Füh⸗ 
rung entziehen. II. 473. 
Nur in Deutfchland ganz allein, da ift die eigenthümliche Exfcheis 
nung, daß die Geiftlihleit einen mehr internationalen Chas 
ralter bat. Ihr liegt die katholiſche Kirche, auch wenn fie der Ent 
widelung Deutfchlands fi) auf der Bafis fremder Nationalität entgegens 
ftelt, näher am Herzen als die Entwidelung des Deutſchen Reiches. — 
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Der Herr Vorredner hat an Reden erinnert, die ich vor 23 Jahren, 
im Jahre 1849, gehalten habe. ch könnte dieſe Bezugnahme einfach mit 
der Bemerkung abfertigen, daß ich in 23 Jahren, namentlich, wenn es 
die beiten Mannesjahre find, etwas zuzulernen pflege, und daß ic 
überhaupt, ich wenigſtens, nicht unfehlbar bin. 

Aber id will weiter gehen. Was in jenen meinen Yeußerungen an 
lebendigem Belenntnig, an Bekenntniß zu dem lebendigen, hrift- 
lihen Glauben liegt, dazu befenne ich mich noch heute ganz offen und 
ſcheue dieſes Belenntniß weder vor der Deffentlichkeit noch in meinem 
Hauje an irgend einen Tage; aber gerade diefer mein lebendiger, evan⸗ 
gelifcher, chriſtlicher Glaube legt mir die Verpflichtung auf, für das Yand, 
wo ich geboren bin und zu defjen Dienft mich Gott geichaffen hat, und 
wo ein hohes Amt mir übertragen worden ift, dieſes Amt nad allen 
Geiten hin zu wahren; und wenn die Fundamente ded Staates 
von den Barrifaden und der republifanifchen Seite angegriffen werden, 
jo habe ich es für meine Pflicht gehalten, auf der Brefche zu ftehen, und 
werden fie von Seiten angegriffen, die eher berufen waren und noch immer 
find, die Fundamente des Staates zu befeftigen und nicht zu erſchüttern, 
jo werden Sie mih aud da zu jeder Zeit auf der Breſche 
finden. Das gebietet mir das Chriſtenthum und mein Glaube! (de 
bruar 1872.) HD. 476. 


Keine Regierung hat je ein Intereſſe, mit einer Tonferpativen Partei 
zu brechen, aber die Gortei beforgt das mitunter jelbft. (6. März 1872.) 
II. 477. 


Ich Halte e8 nach den neuerding® ausgejprochenen und öffentlich 
promulgirten Dogmen der katholiſchen Kirche nicht für möglih, für eine 
mweltlihe Macht zu einem Konkordat zu gelangen, ohne daß dieſe welt» 
lihe Macht bis zu einem Grade und in einer Weife effacirt würde, die 
das deutſche Neid menigftens nicht annehmen kann. 

Seien Sie außer Sorge, nah Kanofja gehen wir nidt, 
weder körperlich, noch geiftig. 

Die Regierung ſchuldet unferen katholiſchen Mitbürgern, daß fie 
nicht müde werde, die Wege aufzufuchen, auf denen die Regelung der 
Grenze zwifchen der geiftlihen und der weltlichen Gewalt, der wir im 
Intereſſe unferes inneren Friedens abfolut bedürfen, in der ſchonendſten 
nd tonfeffionel am menigften verftimmenden Weife gefunden werben 
önne. — — 


Das kann ich verfichern, daß mir gegenüber den Anfprüchen, welche 
einzelnen Unterthanen Sr. Majeftät des Königs von Preußen geiftlichen 
Standes ftelen, daß es Landesgefege geben könne, die für fie nicht ver- 
bindlich feien, daß wir ſolchen Anfprüchen gegenüber die volle einheit- 
lihe Souveränetät mit allen uns zu Gebote ftehenden Mitteln aufs 
recht erhalten werden und in diefer Richtung auch der vollen Unterftügung 
der großen Majorität beider Konfeffionen ficher find. 

Die Souveränetät kann nur eine einbeitlihe fein und 
muß e8 bleiben: die Souveränetät der Geſetzgebung! nnd 
wer die Gefege feines Landes als für ihn nicht verbindlich 
darftellt, ftellt fih außerhalb der Geſetze und fagt fi los 
von dem Gefeg. (14. Mai 1872.) - U. 485. 
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Unfere Aufgabe ift e8 gewiß nicht, Frankre ich durch Konfolidirung 
feiner inneren Berbältnifje und durch Herftellung einer geordneten 
Monarchie mädhtig und bündnipfähig für unfere bisherigen Freunde 
zu machen. 

Ich bin überzeugt, daß Fein Yranzofe jemals auf den Gedanten 
fommen würde, und wieder zu den Wohlthaten einer Monardie zu ver 
beifen, wenn Gott über und das Elend einer republilanifchen Anarchie 
verhängt hätte. Die nethätigung derartiger wohlmollender Theilnahme 
fir die Geſchicke feindlicher Nachbarländer ift eine wejentlich deutjche 
Eigenthiimlichkeit. 

Unfer Bedurfniß ift, von Frankreich in Ruhe gelaffen zu werden und 
u verhüten, daß Frankreich, wenn e8 uns den Frieden nicht halten will, 
Bundes enofjen finde. So lange es jolche nicht hat, ift und Frankreich 
nicht gefährlid: und fo lange die großen Monardien Europas zufammen- 
halten, ift ihnen feine Republik gefährlich, (20. Dzbr. 1872.) II 525. 


- 


Es handelt ſich nicht um den Kampf, wie unferen fatholifchen Mit⸗ 
bürgern eingeredet wird, einer evangeliihen Dynaftie gegen die katholische 
Kirhe, es handelt ſich nicht um den Kampf zwiſchen Glauben und Uns 
glauben; es ne fih um den uralten Madtftreit, der fo alt ift 
wie das Menjchengefchlecht, um den Machiftreit zwifchen wönigthum 
und Prieftertbum, den Madhtftreit, der viel älter ijt als die Erjcheis 
nung unferes Erlöfers in diefer Welt. 

Diefer Machtftreit unterliegt denfelben Bedingungen wie jeder andere 
politifihe Kampf, und es ift eine Verſchiebung der Frage, die auf den 
Eindrud auf urtheildlofe Leute berechnet ift, wenn man fie darftellt, als 
ob es fih um Bedrüdung der Kirche handelte. Es handelt fih um Ver⸗ 
theidigung des Staates, e8 ganbelt fi) um die Abgrenzung, wie 
weit die Vriefterberrfgaft und wie weit die Königsherrſchaft 
geben ſoll, und diefe Abgrenzung muß fo gefunden werden, daß der 
Staat feinerfeitd dabei beftehen Tann. Denn in dem Reiche diefer 
Melt hat er das Regiment und den Bortritt. (10. März 173.) 

I. 566. 


Ich verweife darauf, daß die Regierung und Se. Majeftät der König 
mit ihr die Ueberzeugung haben, daß der Staat in feinen Zundamenten 
bedroht und gefährdet ift von zwei Parteien, die beide dag Gemein- 
fame haben, dab fie ihre Gegnerfchaft gegen die nationale Entwidelung 
in internationaler Weife bethätigen, daß fie Nation und nationale Staaten 
bildung befämpfen. Gegen diefe beiden Parteien müſſen meines Erachtens 
alle diejenigen, denen die Kräftigung des ftaatlichen Elements, die Wehr⸗ 
baftigfeit des Staats, gegen die, die ihn angreifen und bedrohen, zus 
fammenftehen. 


Ich habe mich nicht von der Fonfervativen Bartei losgeriffen — 

— da3 Kleinere reißt fih von dem Größern los, das Bewegliche von der 

Bafis, ein angewachſenes Schaalthier von dem Schiff. (24. April 1873.) 
II. 577. 


Zweifeln Sie an unferem Gefchid, aber an unferer Hingebung, an 
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unferem guten Willen zweifeln fie nicht; an unferem Muth und an dem 
feften Entſchluß, allen Gegnern des Reichs eine feite Stirn zu zeigen, 
daran zweifeln Cie nit! (16. Mai 1873.) U. 590. 


Der Herr Abgeordnete Laster bat in einer rein fachlichen Debatte 
eine zwiefpältige Stellung, eine Unterjcheidung zwifchen Regierung und 
Volk, zwiihen Regierungsrehten und Bolfsrechten hervorgehoben. 
E3 war ein Anflang an vergangene Zeiten darin. Sch fehe nicht ein, 
warum die einen Geſetze gerade das Berdienft haben follen, Volksrechte 
zu betreffen, und die anderen nicht. Ich bleibe dabei, wir find Alle Boll, 
und die Regierungen mit, und ich brauche mir nicht gefallen zu laſſen, 
dag zu meinem Nachtheil aus dem Volfe in jeiner Diofe die Regierungen 
ausgefchieden werden. Der Herr Vorredner hat gejagt: nachdem jo viele 
Binanzgefige berathen find? — alſo nachdem wir der Regierung ſo viele 
Summen bewilligt haben — hätten wir uns wohl auch mit den Boll- 
rechten befchäftigen können. Wie? Sind denn die YFinanzgejege feine 
Boltsgefege? Ja, wenn fie e8 nicht wären, fo hätten Sie Unrecht ge 
than, diefelben zu bewilligen! Iſt die Bertheidigung des deutichen Bodens 
fein Bolf3reht? ft die Herftellung und Sicherung von Zeitungen gegen 
feindlichen Ueberfall des Yandes kein Volksrecht? Iſt das YBudgetredt, 
dag geordnete finanzielle Zuftände im Deutjchen Reiche herbeiführen joll, 
fein Volksrecht? (16. Juni 1873.) I. 595. 


Ich babe niemals irgend Jemandem die Abtretung aud nur eines 
Dorfes oder eined Kleefeldes zugefichert oder in Ausficht geftellt. Alles, 
was darüber cirkulirt und behauptet wird, erkläre ich in jeinem ganzen 
Umfange für eine dreifte, tendenziöie Tüge, die zur Anſchwärzung meiner 
Perjon erfunden morden if. (16. Januar 1874.) II. 635 


In meinem ganzen politijchen Leben ift mir die Ehre zu Theil ges 
worden, jehr viele Yeinde zu haben. Gehen Eie von der Garonne bis 
ur Weichſel, von dem Belt bis zur Ziber, fuchen Sie an den beimijchen 
Etrömen, der Oder und des Rheins umber, jo werden Sie finden, dag 
ih in dieſem Augenblide wohl die am ftärkften und — ich behaupte 
ftolz! — die am beften gehaßte Perſönlichkeit in dDiejem Lande 
bin. (16. Januar 1874.) II. 639. 


Ich treibe feine Fraktionspolitik als Minifter, fondern ich babe ges 
lernt, meine perfönliche Ueberzeugung den Bedürfniſſen des Staats unter- 
uordnen. Sch glaube, daß es jo fein muß, und ich balte es für eine 
—* Ueberzeugungstreue, die im Staatsdienſte jagt: mag das Kind 
mit dem Bade ausgeſchüttet werden, mag der Staat zu Grunde geben, 
es ift meine Ueberzeugung, ih kann nicht anders. E8- erinnert mich dies 
immer an die falſche Mutter im Salomon’schen Urtheil, die dafür ſtimmte: 
zerjchneidet das Kind, zertrümmert den Staat, gut, mir foll es redt 
jein, wenn ich nur meinen Willen habe. 

Wenn der Herr Vorredner dann an den prägnanten Echlußfag einer 
alten Rede erinnert (vgl. I. 30) — ich habe fie lange nicht gelefen; aber 
als fie vorhin verlefen wurde, habe ich fie wirklich mit einiger Befriedi⸗ 
gung angehört; ich glaube, fie war oratorifch nicht übel, aber welches 
auh der Inhalt fein mag, jo Fann ih doch unmöglich, wenn ıd 
als evangelifcher Ehrift von „der Kirche“ fprad, im Jahre 
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1849 die katholiſche Kirche nad den heutigen vatikaniſchen 
Beftimmungen als den Fels betradtet haben, den ich dort 
als unter allen Stürmen feftftehbend bezeichnete. Jedenfalls 
wird man annehmen müſſen, da ich meine evangelifche Ueberzeugung 
immer feſt, durchſichtig und offen ausgeſprochen babe, daß ich damals nur 
an die evangelifche Kirche habe denken können, keineswegs an die römifch- 
— noch weniger an die — vatikaniſche, wie fie ſich heute ge⸗ 
ftaltet hat. 


Meine perfönlide Stellung zu der heutigen Rage der Frage der 
&ivilehe ift die, daß ich mich allerdings nicht bereitwillig, fondern un. 
gern und nah großen Kampfe entjchlojjen habe, in Gemeinſchaft mit 
meinen Kollegen bei Sr. Majeftät den Antrag auf Bollziehung diefer 
Borlage zu ftelen und mich entſchloſſen habe, mit ihnen dafür einzuftehen. 
Ich habe bier nicht Dogmatif zu treiben, ich habe Politik zu 
treiben. Aus den Geſichts punkte der Politik habe ich mich überzeugt, 
daß der Staat in der Lage, in melde das revolutionäre Verhalten der 
katholiſchen Bifchöfe den Staat gebracht hat, durch das Gebot der Noth- 
wehr gezwungen ift, das Geſetz zu erlafien, um die Schäden von 
einem Theil der Unterthanen Sr. Majeftät abzuwenden, welde 
die Auflehnung der Bischöfe gegenüber dem Gefege und dem Staate über 
diefen Theil der Königlichen Untertbanen verhängt hat, und um von feiner 
Seite, fopiel an ihm liegt und ſoviel der Staat vermag, feine Pflicht zu 
tun. (17. Dezember 1873.) II. 651. 


Im Reichsintereſſe haben mir diefe Länder (Elfaß-Lothringen) im 
einen guten Kriege, in einem Vertheidigungsfriege, mo wir ung unjerer 
Haut zu mehren datten, erobert; nicht für Elfaß-Rothringen haben 
unſere Serieger ihr Blut vergoffen, fondern für dag Deutſche Reich, 
für feine Einheit, für den Schuß feiner Grenzen. Wir haben 
die Yänder an und genommen, damit die Franzofen bei ihrem nädhften 
Angriff, den Gott lange hinausjhieben möge, den fie aber doch planen, 
die Spige von Weißenburg nicht zu ihrem Ausgangspunkt, fondern 
damit wir ein Glacis haben, auf dem wir und wehren fünnen, bevor 
fie an den Rhein fommen. (30. November 1874.) I 709. 


Sie können die Berantmwortlichfeit nur bei einem Individuum 
juchen, niemals meine8 Erachtens bei einem Kollegium, wo Jeder berech⸗ 
tigt ift, fih damit zu entfchuldigen, er hätte wohl gewollt, aber die An⸗ 
deren nicht, und wo Seiner weiß, wer der Andere und wer der Eine ift. 
(1. Dezember 1874.) II. 717. 


Öriedfertiger wie der Herr Vorredner (Abg. Jörg) bin ich jedenfalls, 
da braudht man nur feine legte Rede zu kennen, und wenn er mir als 
kriegeriſch vormirft, ich hätte irgend einmal von einem Strahl falten 
Waffers zur Beruhigung aufgeregter Gemüther gefprocdhen, fo kann ich 
mich nur darauf berufen, daß kaltes Waffer ein eminent friedfer- 
tiges, abfühblendes Element if. Ich würde dem Herrn Vorredner 
rathen, recht viel Gebraud davon zu machen. 


Am allermeiften achten wir die Meinung der uns feit einem Jahr⸗ 
hundert und noch heute am intimften unter den Mächten uns befreun» 
beten, ber rufliihen Macht, und wenn der Herr Borredner geglaubt hat, 


Fürft Bismard. IL. b6 
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mit feinen Heinen Pfeilen, dahin fchiegend, eine Heine Berftimmung zu 
machen, fo erregt da3 nur unfere Heiterkeit. Unfere Beziehungen 
dort ſtehen Gott fei Dank feft und thurmhoch über der Tragweite 
von dergleichen Heinen Berfuchen. (4. Dezember 1874.) u. 721. 


Mögen Sie fih losſagen von diefem Mörder, wie Sie 
wollen, er hängt fih an Ihre Rockſchöße fell. Er nennt Sie 
feine Fraktion. Er bat gefagt: Sie haben meine Fraftion beleidigt! Ich 
fagte: Welches iſt Ihre Fraktion? Darauf hat er mir vor Zeugen gejagt: 
Die Sentrumsfraltion in Reichſstage! Ya, meine Herren, verftopen Sie 
den Mann wie Sie wollen! Er hängt fi doch an Ihre Rockſchöße! 
(4. Dezember 1874.) 1I. 723. 


Ich glaube meinem Gott zu dienen, wenn ich meinem Könige diene 
im Schuge de3 Gemeinmwejens, deſſen Monarch er von Gottes Gnaden 
ift, und in welchem die Befreiung von fremdem Geiftesdrud und die Un- 
abhängigfeit feines Volke gegen römiſchen Drud zu [hüten feine ihm 
von Gott auferlegte Pflicht ift, in der ich dem König diene. IL. 749. 


Wir thun einfach unfere Pflicht, indem mir die Unabhängigkeit des 
Staate8 und der Nationen gegen dieje äußeren Einwirkungen jchügen, 
indem wir die Geiftesfreiheit der deutjchen Nation gegen die Ränke des 
römijchen Jejuiten- Ordens und des Papſtes vertreten; das thun wir mit 
Gott für König und Vaterland. (16. März 1875.) II. 750. 


Der Kampf mit der Fatholijchen Fonfervativen Partei, auch felbft mit 
der Fatholifchen Revolution wäre nicht fo heftig geworden, wie er ges 
worden ijt, — wenn mir damals die Evangelifchlonjerpativen im Sinne 
des proteftantifchen Evangelium treu zur Seite geftanden hätten. — — 
Diefes Bekenntniß zum Evangelium bat uns gefehlt. Ich danke dem Herrn 
Borredner (vd. Malgahn), daß er dem Ausdrud gegeben hat, und er 
bat mir herzliche Freude damit gemacht. 
| Es ift das eine Brüde für mid, um alte Beziehungen, die nicht 
ohne jchwere Verlegung für mid) haben zerrifien werden müſſen, wieder 
anzufnüpfen. (15. April 1875.) II. 757. 


Wir, die Regierung, können den Frieden nicht fuchen, fo lange unfere 
Gefeßgebung nicht von den Fehlitellen gereinigt ift, mit denen fie feit 
1840 in einem übel angebradten Vertrauen auf Billigfeitägefühl der 
anderen Seite, auf Patriotismus bei denjenigen, die man mit der Aus 
führung betraute, ftellenmweije unmirkffam gemacht worden ift. Diejes Ber 
trauen hat gewilfermaßen Breſche in die für den allgemeinen. Frieden 
des Staats nothwendigen Beitimmungen gelegt. Diefe Brefche muß über: 
fhüttet werden, fie muß ausgefüllt werden; fobald das gejchehen if, 
werde ich Fein eifrigeres Bemühen haben, al3 den Frieden, 
jelbft mit dem Gentrum, namentlich aber mit dem fehr viel mäßiger ges 
finnten römiſchen Stuhle zu fuchen, und ich hoffe, ihn dann auch mit 
Gottes Hülfe zu finden, und ich werde dann, fo lange mir das Leben 
gegeben ift, dazu beitragen, den Kampf, den aggreiliv zu führen wir eine 
Weile genöthigt geweſen find, demnächſt nur defenfiv fortzufegen und die 
Agreffion mehr der Schulbildung als der Politif zu überlafjen. 

Nachdem auf diefe Weife der Gefeggebung die Bahn frei 
gemacht ift, Hoffe ih, meine Herren, auf diefen Wege mit 
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Gottes Hülfe diejen Frieden zu finden, benjelben Grieden, 

unter dem unfere Bäter Jahrhunderte lang in einem ftarten 

Staate und geftügt in diefem ſtarken Staate durch unfere 

—R mit einander in konfeſſioneller Einigkeit gelebt 
aben. 

Wie uns die Geſchichte kriegeriſche Päpſte und friedliche, 
fechtende und geiſtliche zeigt, ſo hoffe ich, wird doch auch wieder einmal 
die Reihe an einen — enden Papſt kommen, der nicht lediglich 
das Product der Wahl des italieniſchen Klerus zur Weltherrſchaft er⸗ 
heben will, ſondern der bereit iſt, auch andere Leute leben zu laſſen nach 
ihrer Art, und mit dem ſich Friede ſchließen laſſen wird; — darauf iſt 
meine Hoffnung gerichtet und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli 
in finden, der einſichtsvoll genug ift, um dem Yrieden mit der weltlichen 

acht entgegen zu kommen. (16. April 1875.) D. 761. 


Das deal, nad) dem ich ftrebe, ift, möglichft ausſchließlich durch 
indirefte Steuern den Staatsbedarf aufzubringen. (1875.) 
I. 789. 


Sch bin der Meinung, daß wir in unferen Zöllen uns freimachen 
von diefer zu großen Maſſe von zollpflichtigen Gegenftänden, daß wir 
ung ie da8 Gebiet eines reinen einfaden, Finanzzolifofiems 
urüdziehen und alle diejenigen Artikel, die nicht wirklich Finanzartikel 
End, d. h. nicht hinreichenden Ertrag geben, über Bord werfen, — die 
zehn oder fünfzehn Artikel, die die größte Einnahme gewähren, fo viel 
abgeben lafjen, wie wir überhaupt aus den Zollquellen für unſere Finanzen 
nehmen wollen. Als jolche Gegenftände der Berzollung und zugleich einer 
entiprehenden DBefteuerung im Inlande fehe ih im Ganzen an diejenigen 
Berzehrungsgegenftände, deren man fl, ohne dag Leben zu fchädigen, in 
ewifjem Maße menigjtens, zu enthalten vermag, wo man in gewiſſem 
aße den Regulator feiner eigenen Beiträge zum öffentliden Steuer⸗ 
fädel in der Hand hat. (22. Novbr. 1875.) I. 79 


Meine Hoffnung Inüpfe ih an den Plan, daß wir Steuern in einer 
Weiſe fombiniren, die auf der einen Seite Erleichterung, auf der 
anderen Seite neue Einnahbmequellen ſchafft, — ohne das Bes 
ftreben, größere Einnahmen zu haben, als der Bedarf if. Sch Tann miit 
beftem Gewiſſen erflären, dar ich feinen Ueberſchuß erftrebe, jondern nur 
die Dedung defien, was uns fehlt, die Verringerung der Matrikularum⸗ 
lagen; wenn e3 fein fann, gänzliche Abjchaffung derjelben; denn ich glaube 
nit, daß Sie bloß um der parlamentarifchen Machtfrage willen unbes 
queme Steuern behalten wollen. 

Die parlamentarifhe Macht bleibt einer verfafjungstreuen Re⸗ 
gierung gegenüber durch‘ dad Ausgabenbemwilligungsreht gefichert, 
und einer der Berfaffung nicht treuen Regierung gegenüber find ebenjo= 
wenig Bürgfchaften zu —* wie einer parlamentariſchen Kammer ge⸗ 
genüber, die in ihren Befchlüfien ſich an den Fortbeftand des Reichs oder 
Staats nicht weiter kehren wollte, ſondern daraufhin befchließen, bis er 
eben zu Grunde ginge. Auf beiden Seiten muß man doch eine ehrliche, 
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vernünftige, gefeglihe und verfafjungstreue Gefinnung und Abſicht vor⸗ 
ausſetzen, ſonß kommt man ja überhaupt aus den Henmniffen, aus dem 
egenfeitigen Mißtrauen, aus einem gewiſſen gegenfeitigen Verſchanzungs⸗ 
ampfe und Ringen nah Macht im Innern gar nicht heraus und kommt 
über diefe Streitigfeiten eben nicht dazu, zu erwägen, wie figt der ſchwere 
GSteuerrod dem dolle am bequemften, oder vielmehr, wie läßt er fi 
am bequemften tragen. 

Es ift ja die Frage aufgeworfen worden, ob e8 zwedmäßig gemeien 
wäre, eine einzelne Steuer, alſo namentlich eine Steuer auf Tabak, 
Ihnen jetzt zu bringen, eine Tabaksſteuer von vielleiht 22 Meillionen 
vorzulegen? Die Sade hat ihr Für und Wider gehabt. Ich räume 
offen ein, daß ich mich dawider erllärt habe und lieber die Unannehm- 
Tichfeit zu hoher Matrifularumlagen ein Jahr hindurch, ein Budget hin- 
durch, einmal tragen will, ald die Steuerreform dadurch ſchädigen, 
daß man einen der beften und mwefentlihften Artikel, von 
deffen Shwimmfrajt ih erwarte, daß er andere vielleicht 
mittragen werde, vorwegnehme, für den ein Proviforium einführe, 
was und nachher abhalten würde, eine gründliche Aeform, von deren 
Nothmendigkeit ich fo überzeugt bin, wie irgend einer von Ihnen, vor- 
unehmen, und die Möglichkeit, der näher zu treten, zu erjchweren. 
do. März 1876.) U. 842. 


Wir haben das Bedürfniß, die Anregung zur Strafgefegreform 
u geben, um uns vor jeder Verantmortlichkeit für die Fortdauer der 
achtheile des jegigen Zuftandes frei zu machen, und diefe Verantwor⸗ 

tung dem Reichstage, inſoweit er uns nicht beiftimmt, zuzufchreiben. Es 

wird dann Sache Ihrer Stellung u Ihren Wählern fein, ob Sie fid 
gegenjeitig darüber verftändigen, a Sie in Ihrem Widerſtande beharren, 
oder inwieweit Sie Ihre Stellung modifiziren wollen. Sie werden viel- 
leiht noch in der zweiten Legislaturperiode naher in Ihren Wahlreden 

Erörterungen haben, bei denen ja von allen Seiten nur da8 Wohl des 

Ganzen, namentlih die Nechtsficherheit, der innere Friede im 
anzen Reiche bezwedt und erzielt wird; es werden, wie last, nod in 
hren Enkeln, wenn ich eine Legislaturperiode als eine Generation be- 
traten darf, uns diefelben Fragen bejchäftigen, wie fie un8 ja vor 

4 Jahren, vor 6 Fahren auch ſchon befchäftigt haben, und es das viel⸗ 

leiht einer von den Würmern, die nicht flerben. (3. Dezember 

1875.) II. 793. 


Die ſozialiſtiſch-demokratiſchen Umtriebe haben weſentlich 
mit dazu beigetragen, den geſchäftlichen Drud, unter dem wir uns be 
finden, zu fchaffen; fie haben ganz gewiß die deutjche Arbeit vertheuert 
und vermindert. Wir find zurüdgefommen in der Arbeit und dadurd 
haben wir aufgehört, konkurrenzfähig zu fein. (9. Februar 1876.) 

I. 


Es überrafht mich, ſoviel Schwierigkeiten gerade von Seiten des 
Abg. Birhom zu hören. Ich hatte geglaubt, er würde mit einer ges 
mitten vornehmen Bergejfenheit über Dinge, die zehn Jahre rüd- 
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wärt8 liegen, binweggehen. Wenn es nad bem Abg. Virchow bar 
gegangen wäre, wäre weder von einer auß equetſchten, noch vollen 
trone die Rede, ſondern Lauenburg mürde rn) im Beflg des Herzogs 
Auguftenburg und unter dem Schuß des Frankfurter Bundestags befin 
der nad) der Politik des Herrn Abg. Virchow, die er damals vertı 
—X jetzt die herrſchende Potenz in Deutſchiand ſein mirbe. (2 


Wir haben nichts zu erobern, nichts zu gewinnen, wir find zufri 
mit dem, was wir haben, und es ift Verleumdung, wenn man uns 
end einer Eroberungsfugt, irgend einer Ausdehnungsſucht beſchuld 
8. Februar 1876.) II. 80: 
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Seöiäte, nit waden, 

„Seicicte, nicht ma volziel 
laſſen“ I 837. n hen 

Sefe und Dprigteit II 712. 

Glaube, lirchůcher und Pofitit II 466. 





889 


Glaubensfreiheit II 636. 

©neift I 93. 210. 311. II 499. 

Gotthardbahn I 906. 

Grabow 1864 I 210. 

Gramont, Herzog, II 70. 81. 92. 

Griechiſch-türkiſche Frage 1868 I 799. 

Grundrechte und Bunbesverfaffung I 620; 
iteamontaner Antrag auf Grundrechte 

350. 


Handelsvertrag mit Frankreich 1862 175. 

Hannover und Preußen vor dem Kriege 
I 436. 560. 807. 

Hannover, Bilbung der Provinz I 751. 

Hunnoverfher Abfindungsvertrag I 747. 
807 


Hannoverſche Legion I 761. 
Sannoverfher Provinzialfonde I 748; 
und die fonferv. Partei I 753. 759. 

Harte Steine, acht I 833 

Herabſetzung —* vor dem Aus- 
lande. 1863 I 9 

Herrenhaus, Tonfersutive Bartei und Re⸗ 
gierung I 573. 

Heydt, v. d., Minifter, Berbienfte bes- 
jelben I 874. 

Hohenlobe, Fürſt, Cardinal, Ernennung 
zum ®efandten bei ber Curie II 485. 

Hohenlohe, Fürſt, Bayerſcher Minifter I 
103. II 280. 365. 

Hohenzollernſche Canbibatur II 8. 36. 51. 

Humanität und Rebellion I 13. 


Indem nitat und Vertrauensvotum 1866 
— 5. 
gnbirchte Reichsſteuern an Stelle ber 
Matritularkeiträge II 788. 843. 
Infallibilitäts- Dogma und die Bezie- 
dungen, amifgen Kirche und Staat I 
758 


Innere Politik Bismarcks I 548. 
Internationale Parteien, Ultramontane 
und Sozialdemokraten II 577. 
Invalide von Königgräß, der I 602. 
Snpafibenfonbe und Reichsausgaben II 
1 


Italien, Allianz - Verhandlungen mit 
Franfreih und Deflerreih II 90; 
Kaifer Wilhelm in II 780; König v., 
in Berlin II 607; Verhandlungen, 
1866 I 381. 405. 412. 468. 

Stalienifche Frage 1867 I 720. 

Sefuitenfrage II 492; gefe II 498. 

Judengefeg 1847 I 8. 

Juſtizgeſetze für das Reich II 713. 824. 


Kaiſer und Reich. 1871 II 264. 
Kaifertrone, Ablehnung 1849 I 15. 
Kaiſerliche Macht I 888. 

Kaifertbum, Verkündigung II 277. 
Kalle Ditheims Thaten für Deutſchland 


Baron ” 485. 

Kanzeiparagraph II 410. 

Katholiſche Abtbeilung im Cultusmini⸗ 
fterium, Aufhebung II 401. 

Katilinariſche Eriftenzen I 66. 

Kirche, ber Bellen der chriſtlichen 8. I 30. 
II 651 

Bichenserlafug, Aenberung ber römi- 
fhen II 7 

Kirchliche Begehung und kirchlicher 
Sriede II 761. 

air ‚Stelung Bismards I 331. II 


Ph ampf, Königthum und Prie- 
ſterthum II 567. 

Kleinftaaten und Breußen 1849 I 18. 

Kleinftonten unb der Norddeutſche Bund 

733. 

Kommunale Freiheit in Frankreih und 
Deutichland II 331. 

Kompromiß, Baſis des FTonftitutionellen 
Lebensprozeffes I 265. 766. 

Konflitt — |. Verfaſſungskonflikt. 

Konfit — nit dauernde Inftitution I 


Sonftitteminiferinm 17 
Kongreboorichlag —5 1863 1162; 


Königgrätz I 475. 

Königthum und Prieftertbum II 566. 

a die deutſche Frage 
(186 

Konferbative Partei und das Evangelium 
der Reformation II 756; und bie 
Maigeſetze II 566. 578; und Regie- 
rung I 752. II 477. 578; unb ber 
Reichskanzler II 578. 806." 

Konftituirender Reichstag I 594—645. 

Konftitutionalismus und preußifche Ver⸗ 
faffung (R. 1849) I 15. 20. 

Konzil, vaticanifches II 364, Berufunge- 
bulfe II 364; die Sefahren (Hohen⸗ 
lohe) II 365; Vorſchlag Graf Arnims 
II 367; Abweiſung II 369; Fuldaer 
Hirtenbrief II 373; Stehung ber preuß. 
Regierung (Mübler) II 376; In⸗ 
fiructionsdepefhe Bismarcks ũ 877; 
Borftellungen und Warnungen während 
des Konzils II 380; Preußiſche De- 
peiche II 386; Unfehtbarfeitsbefchluß 
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II 390; Weiterer Sirtenbrief aus 

Fulda II 891; Wahrung bes flaat- 

lichen Siandpunktes (Muͤhler) II 394. 
„Koriolan” und Volsker I 813. 
Kreisorbnung I 876. II 545. 
Kreuzzeitung, die Yeraartitel II 806. 
Kriegführung der Franzoſen II 198. 
— 1875 (Krieg in Sicht?) 


Kriegskoſten⸗Vorlage 1866 I 543. 

Krone und Kammern. Steuerbewilli- 
gungsrecht I 22. 

Kronfyndicat über bie Schleswig-Holftei- 
nifhe Frage I 333. 

Kurheſſen und Holftein. 1850 I 35. 

Kurheſſen und Preußen. 1862 I 73. 

Kulmanns Attentat II 698; und bie 
Gentenmöpartei (anden „Rockſchößen“) 

72 


Kurheffiiche Agitation I 811. 


Lamarmora. Enthüllungen in der Cen- 
trumspartei II 635. 

Fanbesaueiäuß und Elſaß⸗Lothringen II 
0 


Laudeshoheit der Fürften und beutfche 
Einheit II 433. 

Lauenburg, Vereinigung mit ber preuf. 
Krone I 324. 348. 820; Vereinigung 
mit der preuß. Monardiie II 810. 

Lavalette, Rundjchreiben I 513. 

Leipzig, Sit, des Reichsgerichts II 846. 

Löwe, Abg. I 304. 

Sondoner Conferenzen. 1864 I 233; 
megen der Frage des Schwarzen Meeres 

188 


Londoner Protolol wegen Dänemarf, 
Stellung De} dazu I 169. 214; Losfagung 
Davon 

euremburgiöe Bing 1867 I 652686; 
1870 II 1 

Luremburg 8 der Norddeutſche Bund 
1658; Interpellation Bennigſens und 
R. Bismards I 664; Diplomatifche 
Verhandlungen I 668; Londoner Con⸗ 
ferenzen und Vertrag I 677. 

Lutz, v., bayerfcher Minifter II 283.410. 


Macht und Recht I 94. 519. 

Machtfragen, palamentariiche I 848. 

Maigeſetze, die erften 1873 II 561; bie 
zweiten 1874 II 688. 

Main, vorläufige Grenze — „Bertiefung“ 
des Main I 832. 

Dajorititeregierung; Majorität oder Kon- 


flikt 


Majunke II 728. 

Manteuffel, v., General und ber Prinz 
bon Auguftenbur I 341; Feldmar⸗ 
hal und Graf Arıim Il 520 

Marienburger Jubelfeier und ber ee Diff 
v. Ermeland II 507. 

Dearine und bie Shleemig- Holfteiniche 
Frage I 288. 295. 

Marine und Bunbesfchulbenwefen I 772. 
Diatrifularbeiträge, direlte und inbirelte 
Neichseinnahmen II 449. 788. 843. 
Medienburgiiche Berfaffungsfrage I 842. 
Megunpurg Schwerin, der Großherzog 


Dieb, Rapitmlationsuerhanblungen I 170. 
Militärbevollmächtigte II 457. 
Deilitärbubget und Reichstag I 604. II 


Wilitänfeoge in ber Bunbesverfaffung I 


—* und Steuerfrage I 853. 

Militärgeſetz; Krifis 1874 IT 664. 

Militärifche Ehre in Frankreich II 197. 

Milttärkonflilt 1862 I 64—69; 1863 I 
131—140; 1864 I 208—213; 1865 
I 307-313. 

Minifter und Barteimanı II 651. 

Minifterium Bismarck I 69. 

Minifter« Präfipium, Niederlegung II 
547; Wiedereintritt II 609. 

Minifter-Stellung im Abgeorpnnetenhaufe 
I 112. 132. 


Minifterverantwortlichleit I 621. 
Minifterverfaffung, kollegialiſche I 833. 
Dtiniherbräfivent und Staatsminifterium 


Mybinmachungen und Reſerveneinziehung 


Moltke I 777. DI 685. 

an onardilher Too, in Preußen IT. 
Mouftier, Marquis I 699 

Münzfrage II 433. 

Mümeinbeit und Lanbeshoheit II 434. 


Namczauowski, Feldprobſt II 503. 

Napoleon III Kongreßvorſchlag 1863 I 
162; unb ber Prinz von Yuguften- 
burg I 173; und die Londoner Kon- 
ferenzen I 188; Kongreßvorjchlag 1866 
I 421; Stellung zur beutichen Frage 
I 426: Antheil an den Friedensver⸗ 
bandlungen 1866 I 485; Kompen- 
fationspolitit I 505; in Salzburg I 
699; vor 1870 Il 6; vor dem Kriege 
II 44: bei Sevan II 109; Sy U 
117; Proclamation u 221. 
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National-Tiberale Partei I 546. 

Nationalverein und bie Bismardfche Bo- 
litit. I 216. 226. 256. 329. 

Mationafvertretung aus birelten Wahlen 


Nationale Beritit, Bismards frühere 
Stellung dazu I 608. 

Neue Aera — Biiniferkum ber nenen 
Uera I 47. 162. 

Neutralen, die, 1870 u 146. 

Risteinmifdung, Programm ber, II 306. 


— Friedenspräfiminarien I 488. 

Norbdeuticher Bund und bie ſüddeutſchen 
Staaten I 637; unb Baben I 888; 
und bie Kleinftaaten I 733. 

Rorifätenmigilge Frage I 618. 686. 


„Null und nichtig“, — Demokratifche 
Refofutionen I 227. 
Nuntien, päpfliche IT 465. 


Drenpation und Räumung Frankreichs, 
Uebereinkunft 1871 II 414. 

Defterreich, eine deutſche Macht (1850) I 
35; D., Breußen unb ber Bundestag 
1861 I 49; unb Deutſchland 1863 
(Depefhenaustaufh) I 80; bipfoma- 
tiſche Erörterungen mit, 1866 I 361 
—445; Riüftungen 1866 1391. 419; 
und die Schu unb Trupblindniffe 
1867 I 691; vor bem Kriege von 
1870 IT 19.68; Altanzverhanblungen 
mit Frankreich und Italien 1870 II 
90; Stellung zu Deutfhlaud nad 
1870 IT 290. 

Officiöfe Breffe II 801. 

Dlivenzweig . 

Dllivier I 653. II 39. 

Dtmüg 1850 I 35. 

Orben, geiftliche, Aufhebung II 768. 

Srbnungsruf gegen Diimifter I 113. 182. 


ano Setanbiigaft beim II 591. 

apftwe 

Baris, Gefahren 3 ber Belagerung (Dent- 
{rift) IT 154; Belagerung und bie 
plomatifer Berfehr IL 142. 

Barifer Gefandtichaft I 59. 

Barlamentar. Machtbeftrebungen I 774. 

Barteiminifterien IT 558. 

Barteipofitit I 198. 

Bartikularismus, Breuer 1878; und 
Unitarismus_I 835. 

Bercy, ber —A 1 63. 888. 

Berfien, Vertrag II 600. 


Peteroburg, Briefe ans I 53. 
Plorbien, v. d., und Bismard 1865 I 


Pins IX (f. Konzil); ¶ Anſpraghe: das 
„Steinden“ II 512; und Kaifer Bil- 
Beim 67. 8%. 581; Encyelica IT 


— zur Geſchichte Polens I 609; und 
der Bagofictimue L611; nah Prenfen 


Beine Abel und bie Eentrumspartei 


Beier Aufſtand 1868. Diplomatiſcher 
Schriftwechſel I 1 
Potnifhe eg im nbtage. 1868 I 


—** nationale Auſpruche I 609. 
Bofen und das deutſche Neid IT 348. 
Boftwefen, Thurn und Tarie I 598. 
Koft, Weltpoftwertrag IT 714. 
Vranth, bayerjcher Minifter II 287. 
Prefagitation und ber Friebe I 814. 
Vreffe, Mißbrauch der IT 800. 
Breßfreibeit und Regierung II 596; und 
Repreffivgejege I 12. 
Prefigefet fiir Das Reich IT 592. 
Prefverorbnung von 1863 I 139. 
Breufen, riftlicher Staat I 9. 
Preußen und die beuticie Frage I 77. 
Breußenthum, fpezififches I 20. 
Breußene Ehre und Aufgabe I 37. 
Breußens Hausmadt Grundlage 
Deutſchlands I 528. 
Breußens Bollegeift — monardjifd) 1204. 
Breußifcher Geift und Revolution I 31. 
Preusiide Tanbesvertretung und Reiche- 
elehe 
ae Minifterium und der Bundes · 
tanzler I 622. 
Prieſterherrſchaft, Nothwehr bes Staats 
II 566. 575. 


Prieſterthum und Königthum IT 566. 
Proclamation an das beutfche Bolt. 1866 


Provinzialfonde für Hannover I 748. 


Radowitz, v., und bie Union I 40. 849. 
—e im Preußen — ein monar- 


wagt in ben Bundesſtaaten I 


sie ber Lanbta; aperitglieber 1318, 

354. 633. 727. 767. 789. 822. 
Regensburg, Minifterconfeil in I 316. 
Regierungsrehte und Boflsredhte II 596. 
Reich, deutſches II 264. 
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Reichsämter und der Reichskanzler II 716. 
Reihseinnahmen. Direkte R. flatt Ma⸗ 
tritularbeiträge II 449. 
Reichseiſenbahnamt II 601. 
Neicherifenbahnfrage II 817. 
Reihefinangen und NReihsminifterien II 


Reihapled, BVerleumbungen II 833. 
Neicheinterefien. Einheit berfelben mit 
den preußifchen SIntereffen II 556. 
Reichskanzler und preußiſches Staats- 

minifterium II 552. 
Reichskriegsſchatz II 429. 
Reihsminifterien I 621. 715. 828. II 841. 
Reichstag, ber konftituirende I 594—645; 
ber erfte beutiche II 296. 
Reichstagsdeputation in Verfailles II 268. 
Reichstagsſeſſion, Die befte Zeit II 597. 
Religion und Volksbewußtſein I 28. 
Reptilien I 814. 
Republif in Frankreih und Deutichlande 
Friedensforderungen II 125; und bie | 
beutihe Regierung II 303. 


Shulauffichtegeiet IH a2. 
Schultze⸗Delitzſch 1863 I 95. 
Sans ud E Trutbündniffe. 1866 I 501. 


Schwarzes — 
Meeres II 183. 
Shrwarz-weiß und Schwarz-roth-gofb I 


Scmerin, Graf I 94. 544. 
Sedan, Eapitulation v. (Bericht an ben 
Kaifer) II 109. 
Selbfiverwaltung und Büreaufratie I 751. 
a ah des Jahrhunderts I 14. 
Septennat für das Reichsheer II 681. 
Seffionszeit für den Reietag ITS II 597. 
Simfon. 1863 I 120. 310. II 266 
Sommuationen, preußifche, 1866 I 458. 
Souveränität, einheitliche II 489. 
Soaniide, ? Regierung, Anerlennung II 


Frage bes fchwarzen 


Staatshaushaltsetat, rechtzeitige Feſtſtel⸗ 
Iung I 550. 


Republilanismus in Franfreih und bie | Staateminifterium, das preuß. St. und 


Monardie in Deutjchland II 525. 

Referveneinberufung und auswärtige Po⸗ 
tik I 717. 

Refolutionen, demokratiſche, gegen ben 
däniſchen Krieg I 226. 

Revolutionäre Oefinnung und Staats⸗ 
autorität II 652. 

Rocher de bronce, das Fundament ber 
preußifhen Gefchichte I 

Römische Frage I 720. 

Roon, — Keiegeminifter I 131. 208. 
307. 311. II. 503. 550. 572. 

Rouber I 653 II 44. 

Rußland und Preußen 732. 795. 

Ru ſuiſch- Preußiſche Convention 1863 I 
03. 


Salzburger Zufammentunft I 700. 

Scheel-Blefjen, Baron, feine Wirkfamtleit 
für Preußen I 569. 

Schleinitz, v., Minifter, Brief an den- 
felben I 49. 

Schieswig-Holfteinfche Frage. 1850 I 39; 
1863 I 123—131; Gemeinſchaft mit 
Deftreih I 167; und das Abgeord- 
netenhbaus I 168—173. 192—208. 
297—307; Rejolution I 207. 

Schieswig-Holftein und die europäifche 
Dipfomatie I 182—192; Ziele und 
Erfolge 1281; Annerion an Preußen 
I 232. 302. 361. 566. 

Schmerling, Ritter v. II 782. 


der NReichslanzler II 552. 
Steine, acht harte I 833. 
Stephun II 714. 
Steuer- und Staatsbebürfniffe I 845. 
Steuerbewilligungsredt und Krone I 22. 
Steuerfrage und der Bund I 847. 
Steuerfrage und ber Militäretat I 853. 
Steuern, indirekte (auf die Gegenſtände 
maffenhaften Genuffes) I 851. 
Steuerreform im Reiche (Ideal) II 788. 
Statgefegbug und Xodesftrafe I 895 
i8 906 


Strafgefeßbuh — zu milbe II 793. 

Strafgejenovelle II 792. 

Straßburg, ber are zu Deutichland 
(al. Eifaß) II 134; Univerfität II 
445; Abdreffe an Bismard IT 663. 

Süppeutihland und Norbdeutichland I 
605. 637. 660. 701. 707. 832; Frie⸗ 
bensverbandlungen 1866 I 492; im 
Jahre 1870 II 63. 84; und der Libe⸗ 
ralismus I 766. 

Süddeutſche Staaten, Verträge Über ben 
neuen deutſchen Bund II 256. 271. 

Sybel, v., (1863) I 96. 111. 121. 170. 


Tanfflirhen, Graf, Miffion I 695. 

Tabad als Steuer egenftanb I 851. 

Thiers I 652. IT 6. 2; Miffion an 
die neutralen Mächte u 148, Ber- 
bandlungen in Verſailles II 168; in 
Borbeaur II 230. 243; nach bem 
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Kriege II 424; Sturz II 542, Thiers 


und Die 
163. 
Thurn und Tarie' Idee Poftweien I 593. 
Totesftrafe I 893. 
Treitſchke, v., II Fr 
Tweſien 1863 I 117. 125. 302. 647. 


Friebensverhandfungen II 


Ultramontane Partei (f. Centrumspartet). 

Ultramontane Mobilmahung gegen ben 
Staat II 462. 

Ultramontane Agitation in Frantrei II 
621 


Uftsamontaniemus in Elfaß- Lothringen 

589. 

Unfehlbarkeitsbeſchluß II 390. 

Ungarifche Yegion 1866 II 636. 

Untoneva faffung und Preußen (1849) I 
31. 36. 


Unitariemus und Partikularismus I 835. 
Unreife Früchte I 837. 
Uſedom, Graf, Note I 468. 


Barnbäler, Frhr., I 702. 727. 

Berantwortlichleit der Minifter I 621. 

Veran wortlichteit des Reichskanzlers II 
55 

Verantwortliche Bunbeeminifterien 1 828. 

Bereinigter Landtag I 

Bereinsreht I 33 

— 1863 I 86- 102; 

1864 1 158 - 162; 1865 I 260268; 
1866 I 315360. 

Berfoffungsieben — ein beftändiger Com- 
promiß I 551. 766. 

Berfaffungstliide I 64. 88. 

Verfaſſ ange ſandnifſ e, 
von ſolchen J 773. 

Verleumdungen gegen Bismarck (Reichs⸗ 
glocke) II 833. 

Bermittelungeverfuhe vor dem franz. 
Kriege II 36. 57; während bes Krie- 
ges II 146. 157. "209. 234. 

Berfuilles, Hauptquartier II 145; Ver» 
bandlungen mit Thiers II 163, mit 
3. Favre II 210. 215; Friedensver⸗ 
bandlungen II 233; Yriedeneprälimi- 
narien II 236; Neujahrstag 1871 II 


Erzwingung 


274; Bertüünbigung bes deutſchen Kai⸗ 
fertbums I 277. 

Berfarumfunge- und Bereinsrecht I 12. 33. 

Bertragstreue im Norbdeutihen Bunde 
I 600. 


Berträge Über ben neuen beutichen Bund 
II 256. 271. 

Bertrauensvotum II 731. 851. 

Verwaltungsämter und bie Krone I 797. 

Berraltungeeinrichtung des Nordd. Bun⸗ 
bes I 

Birhow 1863 I 171.196. 295. 309. 588. 

Boll — Mißbrauch des Wortes I 13. 

Volksbewegung von 1813 I 6. 

Volksgeiſt Breußens — monarchiſch I 204. 

Volkspolitik, fogenannte I 890. 

Bollsrehte und Regierungsrechte II 595. 

Volksſouveränität I 15. 

Bollsvertreter, berufsmäßige II 352. 817. 


Waffenftilftandsconvention von Ver⸗ 
ſailles II 217. 

Wogener, Abg. II 495. 

Badlbeeinfluffung I 770. 

Wabigefeg Mi für den norddeutſchen Reichs⸗ 
ta 

Wahlrecht I 386. 585. 6 

Walted Abg., über Blewarde Politik 

2. 


30 
Balken, Fürftenthbum, Acceifionsvertrag 


Baffarakı, falter, nah Paris II 721. 
Welfenfonds I 817. 
Welfenlegion I 807. 
Waßche und ultramontane Politik II 


Binnen als Führer bes Centrums 
gictternberg im Jahre 1870 II 66. 


Zollgefetgebung, Aufgaben ber I 856. 

Selpariament. Stellung und Kompetenz 

Zolvertrag 1867 I 688. 

Zollverein 1858 I 46; 1864 I 246. 

Selverpättnife in Eijaß- Lothringen II 
41 


„Zwirnsfäden“, juriftiiche I 811. 


Yugtruderei von Guſtav Schade (Otto Grande) in Berlin. 

















